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Menn ih Ihnen, verehrter Freund, dieß Werk überreiche, fo 
weiß ih nit, ob Sie es von Herzen ganz fo hinnehmen werden, 
wie e3 gegeben wird. Ich trage damit einen Theil des Danfes ab, 
den wir alle Ihnen für Ihre Arbeiten ſchuldig find; denn Sie 
haben ung wiſſenſchaftlich das engliihe Leben und fein Necht 
erobert, und wenn es früber ſchwer war, darüber zu reden, jo 
iſt es jegt noch jchiwerer, über einen Theil des öffentlichen Rechts 
in Europa ein Urtbeil haben zu wollen, ohne bei Ihnen zu lernen, 
wie man England veritehen muß. Aber indem ich danfe, möchte 
ih zugleih das Recht gewinnen, eine Klage auszuſprechen, eine 
Klage aber, die wieder zur Hoffnung wird, wenn ich an das dente, 
was, wie ich innig überzeugt bin, jchon die nächſte Generation zu 
leiften beſtimmt ift. 

Als zum erftenmal die mächtige Geftaltung des römiſchen 
Rechts die Alpen überjhritt und auch bei uns heimiſch wurde, da 
war es anders in Europa. Das Corpus juris war nidt bloß 
eine Quelle des römiſchen Rechts, eine unerjhöpflihe Fundgrube 
für die Baufteine der neuen, noch hart kämpfenden Nechtsbildung 
ber ftaatsbürgerlichen Gejelichaft, die ſich mühevoll aus der ftän- 
difchen herausarbeitete, der juriftiihe Träger eines neuen jocialen 
Lebens — es war zugleih ein geiſtiges Band für die Rechts⸗ 
gelehrten in Europa, ein gemeinjchaftliher Mittelpunkt für alle, 
bie an jenem Werke mit oder ohne jociale8 Bewußtjein mitarbeiteten; 
e3 war eine Macht, melde in allen Ländern gleichmäßig wirkte; 
wer ihr angehörte, hatte mit feinen Lehrern und Schülern, mit 


VI 
feinen Beitrebungen und Erfolgen die ganze euroräiſche Welt vor 
fih; gelang ihm etwas, fo war er gewiß, jenfeit3 wie biefjeits 
des Rheins, jenfeitS wie diefleit3 der Alpen gehört zu werden, und 
wohl mußte e3 ein erbebendes Bemwußtjein genannt werben, an 
diefer gewaltigen, das ganze Leben Europa's umfafjenden Arbeit 
Tkeil zu nehmen. 

Diefe Zeit ift hin. Die franzöfiihe Codifikation bat die ge= 
ſammte romanijche Welt von diefer römischen Nechtsbildung getrennt, 
leider nicht bloß äußerlich, ſondern auch innerlid, der Mutter faft 
vergeffend, der fie im Grunde alle verdanft. Die franzöfijchen 
Codes baben einen fiegreihen Kampf begonnen mit den Corpus 
Juris. In Sranfreih, Spanien, Italien, Belgien baben fie es 
überwunden; ſelbſt das alte, feiner Klaflizität jo ftolze Holland ift 
der neuen Codififation verfallen; dem engliihen und ſkandinaviſchen 
Nechtsleben ift jenes Erbtheil des alten römischen Reiches ferner 
gerüdt als je, und die Frage tritt und nahe genug, wenn es ein- 
mal ein europäilches NechtSleben wieder geben ſou, wie es daſſelbe 
einſt gab, worin wird es beſtehen? 

Nur Deutſchland blieb die feſte Burg des Corpus Juris, der 
Inſtitutionen und Pandekten. Aber auch das deutſche Rechlsieben 
vermochten fie nicht mehr ganz zu erfüllen. Die franzöſiſche Re: 
volution hatte nicht bloß das römische Necht in Deutichland, es 
batte die deutſche Volksthümlichkeit felbit in Frage geſtellt. Da griff 
das deutſche Volfsbewußtjein, das unter allen Völkern das am 
meiften organische ift, in feine Vergangenheit zurüd, um aus feinen 
Wurzeln einen neuen Keim zu treiben. Das deutjche Privatrecht, 
bisher ein Nebengebiet der Nechtswiffenihaft und kaum fich des 
rein lofalen Charakters erwehrend, geftaltete fih um zur deutfchen 
Reichs- und Rechtsgeſchichte. Die deutihe Reichs- und Rechts: 
geihichte ward ein lebendiger Theil der deutichen Jurisprudenz; 
fie war nicht eine Formel-Wiſſenſchaft; fie hatte nicht mit ven bloß 
VBergangenen zu thun; fie wollte nicht alte Dokumente vor dem 
Verderben bewahren, und die römische Safuiftif auf die unklaren 
Worte der leges barbarorum oder den Sachfen= und Schwabenipiegel 
anwenden, um ein trefflicher Advokat auch vor dem lange verſchwun⸗ 
denen Schöppenftuhl und Oberhof zu fein; fie wollte vielmehr den 
Volksgeiſt in feiner mächtigften und jaßbarjten Sphäre, dem Nechts: 
leben, ergreifen; fie wollte ihm Geftalt und Kraft für die Gegenivart 
durch das geben, wodurch er Geftalt und Kraft in der Vergangen: 
heit gehabt; fie ward zu einer volfsthümlichen That, und damit zu 


einem mächtigen, nie zu boch anzufchlagenden Element der deutſchen 
Staatenbildung. Aus tiefer innerer Ueberzeugung, aus dem ge 
. waltigen Glauben an ein deutſches Volksleben und nicht aus bloßer 
Gelehrſamkeit hervorgegangen, ward iht der heilige Funke mit— 
gegeben, der zündend in die Herzen fiel; aus ÜBegeilterung ent: 
ftanden, erweckte fie Begeifterung; fie war feine Wiſſenſchaft mehr, 
fie ward zur ftaatlihen, zur nationalen Macht; fie verjtand es, 
ihre Jünger im Namen der großen Idee, deren Träger fie war, 
über alles Kleinliche zu erheben, und ihnen in dem wahren, tiefen 
und lebendigen Verſtändniß des Ganzen die warme Liebe für das 
Einzelne, das Feithalten an dem Werth des Befonderen, den Lohn 
für die Mühe der Arbeit zu geben. Sie war es, welche der deut- 
Ihen, jchwerwandelnden, von übrigen Europa vergefjenen Rechts: 
wiſſenſchaft die Friſche und Jugendlichkeit des lebendigen Geiftes 
zurüdgab; fie war es, welche es Deutjchland möglich machte, neben 
dem Glanze der franzöjishen Nechtsbildung noch frei und tapfer an 
der eigenen jeftzubalten; und wenn unter den Einzelnen die die 
Geſchichte der Wiſſenſchaft zieren, ein Name auch in der Geichichte 
des deutſchen Staatslebens in erfter Reihe genannt werden darf, 
jo jollen wir und den Manen Eichhorns beugen; wenige haben 
fo viel, jehr wenige mehr für Deutjchland geleiftet, als er. 

Sit diefe Schöne, an Glauben und Begeifterung, an geiltigem 
Schwung und friiher Luft jo reiche Zeit noch für uns vorhanden? 
Als das römische Recht feine Weltitellung verlor, gab uns ber 
Geiſt unſeres edlen Volkes die deutſche Rechtsgeſchichte, fie wurde 
für das deutſche wiflenfchaftliche Leben, was der Corpus Juris für 
die ganze romanifch-germanifche Welt geweſen, der Mittelpunkt 
und die Quelle des Bewußtſeins, daß jeder Einzelne an einen großen 
Werke mitarbeite. Sie war die lebengebende Wärme des deutichen 
Rechtsbewußtſeins; fie mar unjer Eigenthum, denn fein Bolt 
konnte fich eines Aehnlichen rühmen, und während der Fremde die 
Berfahrenheit des praftiihen Rechts in Deutichland beklagte, mußte 
er die Einheit und Größe desjenigen bewundern, was wir in un- 
jerer Rechtsgeſchichte beſaßen. Iſt dem nod jo? 

Fordern Sie an diejer Stelle feinen Beweis, feine Gründe, 
feine Grwägungen und Erörterungen. Aber den Ausbrud der 
Ueberzeugung laflen Sie mir — id glaube, nein. Die deutſche 
Rechtsgeſchichte ijt nicht mehr, was fie geweſen. Wir find im Ein- 
zelnen, nicht aber im Ganzen weiter, als der Meifter. Die deutjche 
Rechtsgeſchichte wendet fih. Sie wird ein Gebiet ver Gelehriamleit, 
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Ihre Zeit ift vorüber; fie hat ihre große Funktion erfüllt. Vergeblich 
ringt die Mühe ihrer Vertreter darnach, ihr das alte Gewicht 
zurüczugeben; vergeblich nennt man fie mit dem alten Namen. 
Niemals ift es der Eonne eines Tages gegeben, zweimal zu fcheinen. 

Und dennod war fie es, an welcher ſich die Individualität, 
die Kraft der Selbſtändigkeit unferes Volkes erhielt. Mit ihr finkt 
nicht bloß eine vergangene Zeit, fondern auch eine lebendige Potenz. 
Wer und mas wird fie erfegen? 

Wir find eim gelehrtes, ein fleißiges Vol. Wir vermögen zu 
leiften, was fein anderes auf dem Felde der wiffenjchaftlihen Mühe 
zu leiften vermag. Aber über uns hinweg geht ver mächtige Etrom 
des wirklichen, des europäifchen Lebens. In taufend Richtungen, mit 
taufend Gewalten ergreift es ung; die Völker vermijchen fich; die Unter: 
nehmungen reichen fi über Land und Meer die Hände; es iſt eine 
neue Zeit, die uns fommt; was ift unfere Aufgabe in derfelben? 

63 gibt, und deß bin ich inmig überzeugt, nur Eins, was 
wir zu thun haben, und was auch nur wir zu Teiften im Stande 
ſind. Diefe europäifche Welt ift eine wunderbare. Allen Ländern 
derfelben Ieuchtet der gleiche Tag, allen feimt dieſelbe Epoche der 
Geſchichte; alle erfaßt ſtets Die gleiche Bewegung. Aber mit Bergen, 
und Meeren hat fie der Herr geichieden; innerhalb ihrer Gränzen 
wädhst und wird ein felbftändiges, eigenthimliches Dafein; eine 
eigenthümliche Kraft erfaßt gleichfam die großen europäiihen That: 
ſachen, hält fie feit an ihrem Ort, nährt und bewacht fie, bis fie 
in der Mitte der Gleichartigkeit des Gefammtlebens ein individuelles 
Daſein, einen in ſich ruhenden Geift empfangen. Europa ift der 
Welttheil, in welchem alle menſchlichen Dinge diefelden und doch 
wieder andere find; und in biefer Selbftändigfeit ruht der innere 
Reichthum Europas, die unerſchöpfliche Quelle jeiner Macht; denn 
in ihm ift die Nothwendigkeit gegeben, in dem Verſchiedenen an das 
Gleiche, in dem leihen an das Verſchiedene zu denken. So zieht 
es die Arbeit des Geiltes groß, jo macht e8 aus jedem Volke und 
aus jedem Einzelnen in jedem Bolfe ein felbftändiges Leben, eine 
felbjtändige jhöpferifhe Kraft, und das ift es, was Europa zur 
Herrin der Welt gemacht bat und machen wird, 

Und wenn ich mich jet frage, worin die Zukunft der Nechts- 
wiſſenſchaft, die Aufgabe der neuen Zeit für uns liegt, jo amt 
wortet mir das Verſtändniß jener Thatfache. Es ift, wollen wir 
anders nicht zu den untern Neihen herabfinfen, in unferer Wifjen- 
haft die Auffafjung des europäifchen Nechtslebens als eines 


Ganzen, und das Begreifen des einzelnen Volles und feiner Rechts- 
bildung als eines organifhen Theiles diefed Ganzen, das wir zu 
leiften baben. Wir, denen die Philofophie die Erfenntniß der 
abjoluten Principien, das römische Recht die geſchichtliche Grund⸗ 
lage der europäifhen Nechtsbildung, die deutſche Necht3gejchichte 
das innige Verſtändniß des individuellen Volksgeiſtes gelehrt haben, 
wir find berufen, durch ein Jahrhundert ernfter und jchiwerer 
Arbeit den Gedanten, das hohe Bild einer europäilden Rechts⸗ 
bildung zu erfaflen und zu verwirklichen, in ver jedes einzelne 
Volk wieder feine eigenen großen Funktioften erfüllt. Wir, das Welt- 
vol, wo es fih um Gedanken handelt, wie die Engländer das 
Weltvolk der Arbeit und die Franzofen das Weltvolk des Waffen- 
ruhmes find, wir müfjen ung über den engen, abiterbenden Kreis 
unferer bisherigen Auffafjung auch in der Rechtswiſſenſchaft erheben. 
Indem wir bisher veritanden, was wir für uns felbit find oder 
jein mochten; jo müſſen wir jeßt denken und jagen lernen, was 
wir neben den andern, für die andern find. Die wahren Inſti⸗ 
tutionen unjerer deutſchen Nechtswiſſenſchaft müflen fünftig in dem 
Bilde des europäifchen Rechtslebens beftehen, und Niemand jollte 
an deutjches Necht geben, ohne, wenn auch nur in feinen Grund: 
zügen, dag wunderbar große und fchöne Bild des europäilhen 
Rechts, aus der Einheit feiner Volksrechte, ihrer Geſchichte, ihrer 
Gejtalt, ihrer Elemente und ihrer wirkenden Smdividualität fi zu 
einem machtvollen organischen Leben entfaltend, vor feinen geiltigen 
Augen zu haben. Deßhalb aber jollen wir ung wiſſen und erfennen 
lernen als das was wir find — als einen lebendigen Theil des 
Ganzen, dem wir dienen, in dem wir die tieferen Wurzeln unſeres 
Daſeins haben, mit dem wir, zugleich arbeitend und leivend, das 
Leben Europas bilden. Da liegt die Zukunft und die Größe der 
deutihen Rechtswiſſenſchaft. 

Shnen nun, verehrter Freund, übergebe ich zunächſt dieß 
Werk, das in einem kleinen Theil des Nechts einen kleinen Theil 
dieſer Aufgaben mit noch immer ſehr enger Beſchränkung auf Eng⸗ 
land, Frankreich und Deutſchland zu löſen verſucht hat. Wenn 
ih über England nichts anders zu ſagen wußte, als was Sie ge- 
geben, jo mögen Sie darin einen Vorwurf erbliden, den hr 
Werk jelbit verſchuldet. Es wird lange dauern, bevor wir bier 
über das Benügen hinauskommen. Mein mag vielleicht das andere 
Licht gehören, das mit meiner Arbeit auf einige der großen 
Grgebnifje der Ihrigen fällt; Niemand wird beiler als Sie zu 


— — — 


beurtheilen verſtehen, wie weit es richtig ift. Aber das Ideal der 
deutfchen Rechtswiſſenſchaft, das mir lebendig vorjchwebt, wird nie 
erreicht werden, bis wir ſolche Werke wie das Shrige über jeden 
Theil Europas beiten, und lernen, fie zu bewältigen. Das ilt 
nicht die Arbeit eines Menſchen; das ijt die Arbeit eines Jahr: 
hunderte. Mein Glaube iſt, daß wir an der Schwelle einer ſolchen 
neuen Epode für unjere Wiſſenſchaft ftehen, die ung über die ftei- 
gende Gefahr der bloßen Cafuiftif und der Unbefanntihaft mit dem 
Fremden, das uns durch die Entwidlung des Gelammtlebend von 
Europa in Wahrheit nicht*länger fremd bleiben darf, erheben wird. 
ch fehe die fommende Geftaltung ihre Schatten ſchon in unfere Welt 
werfen; unſer ijt die Arbeit; unfere Lieben mögen’S erben. Und in 
dieſem Geilte lafjen Sie mich Ihnen aus der Ferne die Hand reichen. 

Zum Schluſſe geitatten Sie mir noch eine Bemerkung. Sie 
werden im nachfolgenden Werfe ſehen, daß ich von Oeſterreich 
wenig oder gar nicht geiprochen habe. Den Grund würden Sie 
willen, wenn Sie dieß Reich Fennten. Es ift eine Welt für fich, 
ein eigenthümlicher Organismus, mit gar feinem andern Europas, 
ja der Welt vergleihbar. Es iſt eine wunderbare Einheit der 
verſchiedenſten Elemente; alles was Europa im Ganzen bietet, ift bier 
in großen Theilen vertreten; oft feindlich, oft friedlih, oft in 
ftarrer Ruhe neben einander liegend, oft in gewaltiger Bewegung 
einander begegnend, immer aber mächtig auf einander wirkend, 
ſich durchdringend, bejtimmend, fürdernd, befämpfend; ein Reich, 
das man mit dem gewöhnligen Maße nun einmal nicht meſſen 
fann, und das immer aufs neue mißverftanden wird, weil man 
eben das gewöhnlide Maß an dafjelbe anlegen will. Es ift ein 
Europa im Kleinen. Es enthält alle Völker, alle Kirchen, alle 
volf3wirtbichaftlihen Zuftände, alle Nechtöbildungen des ganzen 
Welttheiles in wunderbarer Nähe und Milhung. In feinem Theile 
Europas ift jo viel neues zu thun und fo viel zu arbeiten als 
bier; aber in feinem Theile ift aucd ein fo reiches Feld. Die ge 
waltige Bewegung des Fortichrittes, in der fi dieß mächtige Reich 
befindet, ijt jung; fie bat nicht bloß zum Theil ein altes Geſchlecht, 
alte Auffallungen, alte Gedanken, fondern auch tiefe Verfchieden- 
heiten des geiftigen und wirthſchaftlichen, des gefellichaftlichen und 
ftaatlihen Lebens vorgefunden; fie bat den kühnen Verfuh ge 
macht, mit der Achtung vor dem Weberlieferten und Gegebenen 
die friihe und freie Anerfennung des Neuen zu verbinden. Sie 
ift mitten in ihrer ſchweren Aufgabe; es ijt ein großartiges Werden, 
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das uns bier entgegentritt, und für das die befannten Formen 
und Formeln, die auf ftreng ausgeprägter nationaler Individualität 
ruben, nicht ausreichen. Es will daher für fich betrachtet, für fi 
erkannt werden. Es läßt ſich nicht einfach einreihen in die Ber: 
gleihung, denn jeder Punkt würde wieder feine eigene Gejchichte 
fordern. Darum bat Defterreih zwar die Geſchichte einer Groß- 
madt, aber es bat feine Gejchichtichreiber. Denn die Geſchicht— 
jchreibung bat bier eine ganz andere VBorausjegung als in Eng: 
land, Frankreich, Deutihland, andern Ländern. Sie kann nit 
von einer einfachen gegebenen Thatſache ausgeben und ung in 
lebendigem Bilde den Wechſel ihrer Geltaltungen vorführen, mie 
in Glüf und Unglüd, in Sieg und Niederlage immer daſſelbe 
Element als fefter Boden in Volt und Land uns auf eine leicht: 
verjtändliche, der Anjchauung immer gegenwärtige Grundlage ftellt. 
Oeſterreichs wahres Lebengelement ift feine ſolche Thatſache; es ift 
eine lebendige Kraft, die feine Völker und Länder umijchlingt. 
Was nügt e8, diefe Kraft mit Einem Namen zu nennen? Aber 
die Geſchichte Defterreihs ift nicht denkbar, ohne die Anſchauung 
dieſer Kraft und ihrer Arbeit, die in Weſen und Thätigfeit nur 
Eine innerlich gleichartige, wenn auch äußerlich viel größere Ers 
ſcheinung neben fih bat, die alte römische Welt, die Einheit des 
Bölferlebens in Einer gewaltigen Staatsbilvung. Und bevor nicht 
dieß Weſen Oeſterreichs feine Geſchichtſchreibung gefunden, Tann 
man es auch in der Rechtslehre nicht einfach an die drei übrigen 
Volker anreihen, deren Namen und Natur dem Leſer vertraut ſind; 
am wenigſten aber in dieſem Augenblick, wo dieß Reich mitten in 
einer ſo tiefgreifenden, ſeine ganze Zukunft beherrſchenden Umge⸗ 
ſtaltung begriffen iſt. Und darum habe ich es nicht gewagt, die 
Rechtsverhältniſſe Oeſterreichs in einfacher Anführung neben die 
drei übrigen Völkerſchaften hinzuſtellen. Vielleicht daß auch ſo die 
Arbeit einen Theil ihrer Aufgabe erfüllt. Denn immer iſt mir 
das Wort meines hochverehrten Lehrers, des alten Feuerbachs 
gegenwärtig: „Das beſte, was der Menſch zu leiſten vermag, be: 
fteht nicht in dem, was er thut, jondern in dem, was er in edlen 
und tüchtigen Geiftern anregt.” 
Leben Sie wohl. 


Wien, im Mai 1864. ' 
2. Stein. 


Vorrede zur zweiten Auflage. 


Das Gefühl, mit welchem ich die ſchwere Arbeit der Neu: 
geftaltung der erften Auflage diefes Werfs unternommen und nicht 
ohne große Anftrengung durchgeführt habe, ift ein jo beftimmtes 
und lebendiges, daß ic) mich nicht enthalten Tann, es an der Spitze 
meiner neuen Arbeit auszufprechen. 

Die Staatswiſſenſchaft geht mit raſchem Schritt einer neuen, 
hochwichtigen Epoche entgegen. Die Zeit ift vorbei, wo man allein 
mit der reinen Philofophie die Dinge begreifen zu wollen bean- 
foruchte; aber auch die Zeit, mo man durch bloße Beobachtung und 
leeres Aufbäufen von nichtsfagenden Eitaten das Erkennen zu fürs 
dern glaubte, hat gleichfalls ihren Gipfelpunft bereits überwunden. 
Die Zeit, wo alle Staatsweisheit in der findigen Compofition won 
DVerfafjungen gefucht ward, umd Freiheit und Stimmrecht ſich gegen- 
jeitig vollfommen dedten, iſt gleichfalls vorüber; ja jogar die Zeit 
neigt fi ihrem Ende, wo jeder, der noch die Nothwendigkeit einer 
Negierung anerkannt, für einen Abjolutiften gehalten ward. Die 
‚Zeit, wo man unter „Nationalöfonomie” etwas verftand, was de 
omni re seibili handelt, ift im Verbleichen begriffen; die Ver— 
ſchmelzung von Güterlehre, Finanzwilfenihaft und Verwaltung ift 
nicht mehr ausreichend, um jemanden zum „Nationalöfonomen* 
zu machen. Die Epoche naht mit raſchem Schritt, wo die Ver: 
waltungslehre als die Pandelten der Staatswifjenihaft anerkannt 
werden wird, In zwanzig Jahren wird man nicht mehr begreifen, 
twie man Verwaltungsbeamtete hat bilden können auf Grundlage 
des römischen Rechts, das grundfäglid das Jus publicum aus- 
ſchließt, und des deutfchen Nechts, das das Jus publicum nicht 
begreift. Ich habe die befte Kraft meines Lebens daran gejekt, 
diejer Zeit worzuarbeiten. Was ich an reiner Philofophie mir 


erarbeitet und an Rechtsgeſchichte mir gewonnen, ich habe verjucht, 
es diefer Aufgabe dienftbar zu maden. Und darum darf ich 
lagen, daß ih mit innerjter Genugthuung die Aufnahine begrüßt 
habe, die mein erjter Verſuch gefunden bat. 

Der Leſer wird bald erkennen, daß dieſe erite Auflage in der 
vorliegenden zweiten fait verſchwunden if. Sch babe dazu nichts 
hinzuzufügen, als daß ich das lebhafte Gefühl habe, daß auch diefe 
Arbeit keineswegs ihrem Ziele ganz entipricht. Aber ich ſtehe keinen 
Augenblid an, fie binauszugeben. Erſt über das Gemorbene 
binweg kann das ewige Werden vorwärts fchreiten. Wer kann den 
Fehler verbeflern, den er nicht begangen? Und fo möge man freund: 
lich auch diefen zweiten Verjuch entgegennehmen. 

Es ift nun wohl ein Verkehrtes, in der Vorrede das Buch 
jelbit erflären oder vertheidigen zu wollen. Dennoh muß ich es 
auf Einem Punkte. Während des Drudes ift mir die Schrift vom 
A. SamuelYy, das Princip der Minifterverantmwortlichfeit (1869) 
zugefommen. Der Hr. Verfafler hat die Schwere Aufgabe zu löſen 
verſucht, einen weſentlich organifchen Theil des Staatslebens ohne 
den Begriff vom Ganzen defjelben begreifen zu wollen. Das ift 
wohl ſchon an ſich mißlih; aber leider bat er dabei auch dies 
jenigen nicht veritanden, die aus dem Staat ald Ganzes die Ver: 
antwortlichfeit der Minifter zu begreifen fuchen. Daß er nicht jagt, 
was in feinem Sinne der Staat fei, liegt in der Art; die eigents 
lich ſchwere Arbeit laſſen diefe Leute Andern. Daß er aber auch 
nicht jagt, was denn ein „Minifter“ ift, muß wundern; denn 
ihon die gewöhnliche Methode der Jurisprudenz fordert die Beſtim⸗ 
mung de3 „Subject3” derjenigen Rechte, von denen man redet. 
Er verwirft alle bisherigen Theorien, bis er zu feiner eignen ge 
langt, die zulegt nichts ift al3 eben die bisherige Lehre von ver 
„Anklage“ der Minifter in ihrer „juriſtiſchen“ Verantwortlichkeit. 
Sah er denn nicht, daß er mit all jenen verwerflichen Theorien ge= 
mein bat, nicht zu willen, was ein „Minifter,” das Subject jener 
„juriſtiſchen“ Verantwortlichkeit, denn eigentlich ift? Hätte er darüber 
nachgedacht, jo hätte er gefunden, daß der Miniſter zugleich Be- 
amteter ift, daher nicht bloß der Verantmwortlichkeit, ſondern auch 
dem Klagrecht unterliegt, und daß man daher wirklich nicht meiter 
fommt, ohne zu unterjcheiden zwischen Berantmwortlichfeit und Klag⸗ 
recht. Der Mangel diejer Unterſcheidung macht ihn ungeduldig in 
feinem kritiſchen und confus in feinem dogmatifchen Theil; da, mo 
er in diefem Theile Klar wird, hält er das leptere, das er nicht 
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fennt, für die erftere, die er nicht verſteht. Seine Darftellung des 
„Berichts“ wird dadurch falſch, denn vor dem Gerichte habe ich 
mich nicht zu verantworten, fondern zu vertheidigen. War er 
Jurift, jo mußte er willen, daß ein Gericht nie über das Ber: 
hältniß „der Regierung zur Volfsvertretung,” fondern ſtets 
fiber eine einzelne, ganz beftimmte Handlung in ihrem Verhältniß 
zum Geſetze enticheivet; daß aber bei der Verantwortlichkeit des 
Minifteriums es fih nie um einzelne Handlungen, jondern um 
das Gefammtverhalten der Regierung zur Volksvertretung handelt. 
Bar er nit Jurift, jo mußte er überhaupt feine „ftaatsrechtliche“ 
Abhandlung fchreiben. Wer in feinem „Eritiihen Theil” vie: 
ganze Literatur der Welt für ungenügend erklärt, muß jehr viel 
Klarheit haben, um felbit genügen zu können. Daß er dabei uns 
bart anläßt, finden wir jehr begreiflich; beweist doch die vorliegende 
Auflage, wie wenig wir mit unjerer erften zufrieden fein Fonnten. - 
Allein wie ein Etaatsrechtsmann behaupten Tann, daß „alle yoli- 
tifhen Rechte des Monarchen unter Verantwortlichkeit ausgeübt 
werden,” alfo aud die, welche ihm, wie das Begnadigungsredt, 
die Ernennung von Beamteten, der Oberbefehl über dag Heer u. |. w. 
von der Berfaflung ausdrücklich überantmwortet find, und zum 
Theil gar nicht einmal eine Gegenzeihnung formell zulaſſen, wie 
das letztere, alfo die Verantwortlichkeit fogar in jeder Republik 
formell ausjchließen, das, geftehen wir, haben wir eben jo wenig 
verftauden, al® den „verdedten Abſolutismus,“ den er bei uns 
trog unferer liberalen Phraſen richtig herausgefunden. Vielleicht 
aber gelingt es uns, ihm durch die vorliegende Auflage zu beweifen, 
daß es eben unmöglih it — ob man nun Benjamin Eonftant 
verftanden bat, wie er, oder nicht veritanden bat, wie wir — 
über diefe Dinge zum Abſchluß zu gelangen, ohne einen Flaren 
Begriff des Unterſchiedes von Geſetz und Verordnung 
einerſeits, und des Klag- und Beſchwerderechts andererſeits, 
damit man nicht in ſolche Trivialitäten verfalle, wie er z. B. auf 
S. 72 und 73 und an einigen andern Orten. 

Während der Druck unſeres Werkes vor ſich ging, hat nun 
eine in das Gebiet deſſelben einſchlagende bedeutende legislative Er- 
ſcheinung ftattgefunden. Der öſterreichiſche Zuftizminifter hat näm⸗ 
lich einen Gejegentwurf, betreffend die Organifirung des Reichs— 
gerihts, eingebradt. Wir glauben, daß es von allgemeinem 
Intereſſe fein wird, die wejentlihen Beitimmungen diejes Entwurfs 
bier mitzutbeilen. Man wird aus denjelben jehen, daß man fi 
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über die Nothivendigfeit, das Klag- und Beſchwerderecht geſetzlich 
zu organiliren, vollfommen klar geworden if. Es ift bier wohl 
nicht der Drt, weiter auf die Sache einzugeben, da unſere Anficht 
über die ganze Frage im nachfolgenden Werke ohnehin vorliegt. 
So viel ift jedoh auf den eriten Blid Mar, daß die Idee dieſes 
Reichsgerichts als ein großartiger Verfuh zur Löſung jener Frage 
betrachtet werden muß, die einen entſchiedenen Fortſchritt auf dieſem 
Gebiete bedeutet, wenn wir auch unfererjeit3 dieſem Entmwurfe den: 
jelben Mangel vormwerfen müfjen, der in der übrigen deutichen 
Geſetzgebung allenthalben herrſcht, den Mangel einer ftrengen Unter: 
ſcheidung zwiſchen Klag- und Befchwerderedht. Wir geiteben, daß 
wir eine „Beſchwerde“ wegen „Verlegung verfaffungsmäßiger Nechte” 
überhaupt nicht begreifen. Entweder habe ich dag Recht, und dann 
muß ich Hagen können; oder ich babe es nicht, jo kann ich mid 
auch nicht bejchiveren. Es erjcheint ung nicht gleichgültig, welchen 
Ausdrud man gebraudt. Die Gompetenz des Reichsgerichts ift 
wohl mit befonderer Rückſicht auf die öſterreichiſchen Verhältniffe zu 
beurtbeilen. Die Anerkennung der Deffentlichfeit und Mündlichkeit 
iſt nicht bloß ein richtiger, fondern ein kühner Gedanfe gerade für 
die ſe Kompetenz. Das Bild des ganzen Entwurfes ift folgendes. 

Der Brälident, der Vicepräſident und die Mitglieder, ſowie 
Erjagmänner des Neichdgericht3 werden vom Kaijer auf Vorjchlag 
des Abgeordnetenhaufes ernannt ($. 1). Im Falle des MWegfalles 
eine8 Mitgliedes bat in Folge der Anzeige des Präfidenten des 
Reichsgerichts das Abgeordnetenhaus den Vorſchlag zur Neubefegung 
zu maden ($. 2). 

Sämmtlihe Mitglieder des Neichsgerichts üben ihr Amt als 
Ehrenamt aus; die ftändigen Referenten defjelben, welche das Reichs: 
gericht aus feiner Mitte auf die Dauer von 3 Jahren wählt, er- 
halten eine Entihädigung von jährlihen 3000 fl. ($. 3). 

Sämmtliche Mitglieder des Reichsgerichts leilten den Eid auf 
die Staatsgrundgejeße ($. 4.) Die Mitglieder des Reichsgerichts, 
welche öffentlihe Beamte oder Sunctionäre find, bedürfen zur Aus⸗ 
übung ihres Amtes feines Urlaubs ($. 5). 

Zur Schöpfung eines gültigen Erfenntnifjes müfjen neben dem 
Präfidenten noch wenigſtens acht Mitglieder anweſend fein. An 
Stelle der verhinderten Mitglieder treten die Erſatzmänner nach der 
Neibenfolge ihrer Ernennung ($. 6). 

Eine Ablehnung Seitens des Präfidenten, des Vicepräjidenten, 
eines Mitgliedes oder eines Erſatzmannes des Reichsgerichts ift nicht 
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zuläſſig. Im Fällen, in denen nach den Vorſchriften der Civil⸗ 
proceßordnung ein Richter ausgeichloffen wäre, hat fi das betref: 
fende Mitglied des Neichägericht3 der Ausübung feines Amtes zu 
enthalten ($. 7). 

Dem Reichsgerichte fteht die Disciplinargewalt über feine Mit: 
glieder zu; als Disciplinarftrafe ift nur die Ausjchließung vom 
Amte zuläſſig. Diefe ift zu verhängen, wenn ein Mitglied wegen 
einer im Strafgefege verpönten Handlung zu einer Freiheitsitrafe 
verurtheilt worden ift. Ein Beihluß auf Ausfchließung bedarf der 
Genehmigung des Kaiſers ($. 9). 

Das Neichsgericht tritt in Thätigfeit auf Antrag der Bethei- 
ligten ($. 12). Der Antrag auf Entſcheidung von Competenzcons 
flieten zwifchen Gerichts- und Verwaltungsbebörden kann nur von 
der Landesverwaltung oder einer höhern Adminiſtrativbehörde ges 
ftellt werden (3. 13). Eobald diefer Antrag dem Reichögerichte 
vorgelegt ift, hat die den Antrag ftellende Verwaltungsbehörde dent 
Gerichte, bei welchem die Sache anhängig ift, falls aber die Sache 
bereit3 rechtögültig entſchieden wäre, dem Gerichte erfter Inſtanz 
davon die Anzeige zu madhen. in Folge einer foldhen Anzeige 
bat das Geriht das meitere Verfahren einzuftellen. Bis zur Ent- 
ſcheidung de3 Reichsgerichts Tann die Erecution weber bewilligt, 
noch fortgejegt werden (14). 

Im Falle ſowohl die Gerichte als die Vermaltungsbehörden 
die Zuftänbigfeit einer Sache ablehnen, Tann der Antrag auf Ent- 
Iheidung vor dem Reichsgerichte nur von der betbeiligten Partei, 
welde von einem Advocaten vertreten wird, gejtellt werden ($. 15). 

Bei einem Competenzconflicte zwijchen einer Landesvertretung 
und den oberiten Regierungsbehörden ift jede dieſer Behörden be 
rechtigt, den Antrag auf Entiheidung des Conflict? beim Reichs⸗ 
gerichte einzubringen ($. 16.) Vor das Reichsgericht gehört auch die 
Entſcheidung eines zur Austragung im ordentlichen Rechtswege nicht 
geeigneten Anſpruchs wider ein im Reichsrathe vertretene® Land 
oder die Geſammtheit derjelben ($. 17), deßgleihen Beſchwer⸗ 
den eined Staatsbürgers wegen Berlegung der ihm 
nach der Berfaffung zuftebendenpolitifhen Rechte ($. 18). 

Jeder einlangende Antrag it von dem Präfidenten des Reichs⸗ 
gericht? einem Mitgliede ald Referent zuzuweiſen. Diejer bat fich, 
im Sale e8 zur Vorberathung der mündlichen Verhandlung als 
nothmwendig erjcheint, wegen Vornahme und Einſendung der erfor: 
derlihen Erhebungen an die zuftändige Behörde zu wenden ($. 19). 


Die Verhandlung vor dem Neichögericht ift mündlich und öffent« 
lich; der Zutritt ift jedoh nur Erwachſenen und unbewaffneten 
Berjonen geftattet. Aus Gründen der Sittlichkeit und öffentlichen 
Ordnung Tann durch Beſchluß des Reichsgerichts die Deffentlichkeit 
ausgefchloffen werden. In einem folden Falle kann jede Partei 
für drei Vertrauensperfonen den Zutritt verlangen ($$. 20, 21). 

Die mündliche Verhandlung beginnt mit dem Vortrage de 
Referenten. Der Bräfident leitet die Verhandlung, handhabt die 
Situngspolizei und kann die Vorladung von Zeugen und Sach—⸗ 
verftändigen anordnen ($. 14). Bei Schöpfung des Erfenntnifjes 
ift das Neichsgericht an Feine Beweisregeln gebunden. Die Erfennt- 
nifje werden mit abjoluter Stimmenmehrheit geichöpft, der Prä- 
fident gibt feine Stimme nur bei Stimmengleichheit ver Votanten 
ab (88. 27, 28). 

Bei der Entjcheivung von Beichwerden über Verleihung polis 
tifcher Rechte hat fih das Erfenntniß auf den Ausſpruch zu bes 
ſchränken, ob und in welchem Umfange in dem zur Entjcheidung 
vorliegenden Falle die behauptete Verlegung ftattgefunden bat ($. 33). 
Zur Vertretung vor dem Reichsgerichte find die Advocaten beredhs 
tigt, welche überhaupt zur Barteivertretung in den im Reichsrathe 
vertretenen Ländern das Necht haben (5. 36), Die Vollziehung 
der reichögerichtlichen Urtheile fteht ven zuftändigen Gerichten oder 
Vermwaltungsbehörden zu ($. 37). Die Anhängigkeit einer Sache 
bei dem Neichögericht hat in dem Falle, wenn darüber von einer 
öffentlichen Behörde bereit3 entſchieden und die Durchführung der 
Anwendung verfügt worden ift, nur dann auffchiebende Wirkung, 
wenn mit dem Bollzuge der Entſcheidung für den Betbeiligten ein 
unwiederbringlicher Nachtheil verbunden wäre ($. 39). 

Der Werth dieſes Entwurfs, der feiner endgültigen Behand- 
lung entgegengebt, Tann aber immer erft dann ganz beurtheilt 
werden, wenn man den gewaltigen Abitand mißt, um den es 
fi theils über das frübere Recht Oeſterreichs, theils 
über alle bisherigen deutſchen Geſetze über die Ver 
waltungsrechtspflege erhebt. So viel die jündeutiche Geſetz⸗ 
gebung der Verwaltungsgerichte über dem preußifchen Recht der 
Büreaufratie fteht, jo viel fteht das üfterreihifche wieder über dem 
Rechte Süddeutſchlands. Es trägt den unvertennbaren Stempel 
der freien Auffafjung des ftaatsbürgerlichen Verwaltungsrechts an 
ih; vor allem aber glauben wir in ihm die Garantie fir die An- 
erfennung der freien Selbjtverwaltung zu finden, von der 

Stein, die Berwaltungdlehre. 1. iu 
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wir ſchon bier mit gerechten Stolze jagen dürfen, daß das, was 
Deiterreih für diefelbe in der legten Zeit getban bat, ald Mufter 
für die nenere Rechtsbildung überhaupt zu gelten berechtigt ift. 
Somit übergeben wir diefe zweite Auflage dem Publikum in 
der Hoffnung, daß jie an ihrem Theil die Erhebung der Wiſſen⸗ 
Ihaft der Verwaltung und ihres Necht3 zu einem jelbitändigen 
und integrirenden Theil der Staatswifjenihaft zu fördern in Stande 
fein möge. 


Wien, 14. November 1868. 


Dr. £. Stein. 
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Stein, die Berwaltungsiehre. 1. “ | 





Der organifhe Stantsbegriff. 


I. Der Begriff und Wefen des Stantd als felbftändiger Perſönlichkeit. 


Wir find gezwungen, einen fertigen Begriff des Staats hier an 
die Spite zu ftellen, ohne feine tiefere philofophilche Begründung unter: 
nehmen zu dürfen. Der entfcheidende Beweis für feine Richtigkeit muß 
dann in feiner Fähigkeit gefucht werden, von ihm aus jede ben tbeos 
retiſchen ſowie den praftifchen Inhalt des Staats betreffende Frage zu 
beantivorten. 

Mir gehen babei von der Vorftellung aus, die allen zu allen Zeiten 
bei der Frage nah dem Weſen des Staat? am nädjiten gelegen .hat. 
Es ift die von der Gemeinfchaft der Menfchen. Dieſelbe hat in den 
verjchiebenften Formen ein Element, das für alle ftet3 daſſelbe ift. An 
das mag man dialektifh anknüpfen Dieß Element aber ift eben bie 
nie beftrittene Nothwendigkeit diefer Gemeinfchaft. 

In der That haben alle unendlich viel geftritten über die bialel: 
tifche Begründung, die ethilche Bedeutung, die beſte Form der Gemein- 
haft. Daß fie daneben an und für fi, unabhängig von Zweck, 
Form und Ordnung, mit dem Dajein des Menfchen gegeben ift, das 
ift unbezweifelt. 

Iſt das der Fall, fo fcheint Mar, daß dieſe Gemeinfchaft der 
Menſchen nicht erjt eine Confequenz des Begriffes der Perjönlichkeit, 
ſondern ein Ausfluß deſſelben Weſens ift, aus dem jene felbft entfpringt. 
Laſſen wir die Frage, welches dieſes Weſen ſei. Gewiß ift, baß ein 
und derſelbe Gedanke, oder eine und dieſelbe That, der Gottheit zugleich 
den Einzelnen und die Gemeinſchaft erſchuf oder iſt. Wir können das 
Wort hier nicht wägen. Aber niemand wird beſtreiten, daß die zweite 
große Thatſache neben dem Leben des Einzelnen die Gemeinſchaft der 
Vielen iſt. 

Iſt aber dieſe Gemeinſchaft dem Weſen des Einzelnen, aus dem 
ſie beſteht, gleichartig, und muß ſie es ſein, um aus dem Einzelnen 
beſtehen zu können, fo iſt fie, das Weſen der einzelnen Perſönlichkeit 
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befitend, ſelbſt eine Perſönlichkeit. Das heißt, fie hat alle Momente, 
welche das Weſen und den Inhalt der Perſönlichkeit bilden. Aber fie 
hat das Gleiche nicht in gleicher Weife. Und bier beginnt die Arbeit, 
welche, indem fie in dem Verſchiedenen das höher ftehende Gleiche er: 
fennt, von ung die Willenfchaft genannt wird. 

Das bloße Wort der „Gemeinfchaft” allgemein gebraucht, beveutet 
nur noch die geftalt: und formloje Beziehung der Einzelnen auf ein- 
ander, wie wir mit dem Worte „Menſch“ nur noch das Zuſammen⸗ 
gehören der menſchlichen Eigenfchaften als geftaltlofe Gefammterfcheinung 
bezeichnen. Denn Niemand vermag fih einen Menfchen auch nur vor: 
zuftellen; er wird ftetö bei dem Bilde einer PBerfon anlangen. Das 
Verſtändniß der Gemeinſchaft beginnt erft da, two Mir erfennen, daß 
wir mit ihr allein noch gar feinen feiten Begriff befigen, weil fie alle 
Erfcheinungen unentwidelt zufammenfaßt. Die Erfenntnig im geiftigen 
wie im natürlichen Leben fängt auch bier an durch Auflöfung in die 
einzelnen, ſelbſtſtändig daftehenden Elemente des zu Erfennenden. 

Das erfte diefer Elemente der Gemeinfchaft ijt das rein natürliche, 
der Körper der Gemeinichaft, das Land. Das ziveite ift das perfüns 
liche Element, die individualität der Gemeinfchaft, das Volk. Das 
dritte ift die Grundlage des Lebens, die Erhebung diefer Gemein: 
haft der Menſchen in Land und Bolf zum perfönlidhen 
Bemwußtfein und Willen, der Staat. So ift der Staat die zur 
felbftbeftimmten Perfönlichfeit und damit zur äußern und innern Indi—⸗ 
vidualität erhobene Gemeinschaft. 

Ob diefer Begriff richtig ift, dafür gibt es für die Staatswiſſen⸗ 
Schaft nur Einen Beweis. Dieſer Beweis liegt darin, daß alle im 
Staatsleben auftretenden Erfcheinungen und Fragen, mögen fie mas 
immer für einen Inhalt und Umfang haben, fi durch ihn in einfacher 
und klarer Weiſe löfen odev doch wenigſtens auf ihren Pla ftellen 
laſſen. Kann man das, fo ift die Frage nach Weſen und Begriff des 
Staats für die Wiffenfchaft vom Staate beantwortet. Der Zufammen: 
bang der fo gefundenen Staatsidee mit noch allgemeineren Begriffen, 
oder der Zufammenhang des Findens dieſes Begriffes mit den Geſetzen 
des formalen Denkens gehört dann auf ein anderes Gebiet. Wir haben 
unjere feite Grundlage gewonnen. Um fie aber feftzuftellen, muß man 
fih nun nicht, wie die bisherige Philofophie vom Etaate, damit bes 
gnügen, jenen Begriff als abftraften „entwidelt“ zu haben, oder nad 
Ermefjen über ihn und jeinen reichen Inhalt weiter zu reden, wie 


es gerade fi gibt; ſondern man muß von ihm aus in die Elemente 


und bon dieſen aus wieder in die größten Einzelheiten des Lebens und 
Rechts des Staats hinabfteigen. Die Hare Harmonie der Einzelheiten 


ift bier wie immer der wahre Beweis des Ganzen und feines einbeits 
lihen Begriffes. 

Allerdings ift hier nicht der Ort, weder eine biftorifche, noch eine 
kritiſche Beurtbeilung der Staatsphilofophie und der Begriffe vom 
Staate zu geben. Allein es ift dennoch unumgänglich unfere Grund: 
auffaffung neben der biöherigen fcharf zu beitimmen, da nur dadurch 
für viele das Folgende ganz verftändlich werben dürfte. 

Der gemeinfame Charakter aller Etaatsbegriffe fett Plato beruht 
darauf, den Etaat als die organifhe Conſequenz irgend eine? 
andern Begriffes zu entwideln; ſei es des Rechts, ſei es ber socia- 
bilitas, fei e8 des Gemeinwohls, jet es des Weſens der fittlichen Gefete, _ 
fei e8 des fich jelbit jeßenden Begriffes. So heftig auch der Streit 
unter diefen verjchiedenen Anfichten fein mag, fo find fie doch niemals 
ſehr verfchieden geivejen, mwenigitens in ihrem Brincip. Faſt alle haben 
zwar den Irrthum gemein — wenigſtens kenne ich feinen, ber ihn nicht 
theilte — daß jeder von allen dieſen Philojophen bloß dadurch, daß er 
auf einem andern Wege zu feinem Begriffe kam, auch einen weſentlich 
andern Begriff vom Staate gehabt habe. Es wäre aber jehr leicht zu 
zeigen, daß am Ende der in allen biefen Philofophien fo entitandene 
Staat bei allen Philoſophen ſtets fait ganz genau derſelbe ift. 

Wir müffen dem unfere Anſchauung entgegenfegen. Wir thun es, 
weil es gewiß bleibt, daß alle Wiſſenſchaft zulegt ihre höchite Orb: 
nung und Klarheit doch nur durch die Philojophie erhält. Vielleicht 
am meiften in der Staatswiſſenſchaft; gewiß innerhalb derſelben am 
meilten auf unſerm Felde. 

Der Staat ift weder eine Anftalt, noch eine Rechtsforderung, noch 
eine ethiſche Geitaltung, noch ein logifcher Begriff, jo wenig wie das 
Sch des Menichen. Der Etaat ift eine — die höchſte materielle — 
Form der Perſönlichkeit. Es ift fein Wefen, feinen Grund in ſich 
felbft zu haben. Er fann jo wenig bewiejen werden, und fo menig 
„begründet“ werben, als das Ich. Er ift er felber. Ich kann ihn, 
wie dad Ich, nicht aus einem Andern entwideln. Er ift die ge: 
waltige Thatfache, daß die Gemeinfchaft der Menfchen, außerhalb 
und über dem Willen der Gemeinfchaft jelbjt, ein eigenes, felbitändiges 
und felbitthätiges Dafein hat. 

Der Staat bat daher nicht etiva, ivie die bisherige Philofophie 
fagt, nur eine „Beitimmung,” und ift mit ihr erichöpft, fondern er hat 
ein Leben. Dieß Leben liegt in feiner freien Selbitbeftimmung. Er 
kann fogar Unrecht thun, wenn auch nur der Idee ver Perfönlich 
feit, nicht fich felber oder den Dingen. Er wird erzeugt und ftirbt. Ihn 
richtet Gott in der Geſchichte. 
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Diefe Anfiht nun ift keineswegs in ihrem Princip eine neue. Das 
was unfrer Auffaffung angehört, ift nicht ber Gedanke, daß der Staat 
eine Berfönlichkeit fei, ſondern der, daß diefer Begriff nur dann richtig 
und zugleich praktiſch iſt, wenn er uns als höchſter Standpunkt, das 
gunze Leben bes Staats in Einem organischen Bilde zu zeigen vermag. 
Das Gefühl, daß der Staat nur als ſelbſtändige Perfönlichkeit erfannt 
werben könne, hat feine eigne Geſchichte. Sie Tann in zweifacher Weife 
gegeben werben. Man ann fie zuerft in die Form ber Kritik kleiden. 
Diefe ungeheure Arbeit, wie fie Murbard in feinem „Zweck des Staats“ 
und dialektiſcher Herbort in feiner „Analytifhen Beleuchtung des 
Naturrehts in der Moral” (1836) unternommen haben, binterläßt 
wenig pofitive Reſultate. Denn die deutſchen Denker denken nie in 
einzelnen Begriffen, wie die Franzoſen, oder in einzelnen Ueberzeugungen, 
wie die Engländer. Sie denken ſtets in ganzen Syſtemen und find 
viel zu dialektiſch gebildet, um viele Fehler im Einzelnen zu begehen; 
die Wahrheit wie der Mangel ihrer Auffafjung ift ftets ihr theoretifches 
Brincip, felten ihre logiſchen Conſequenzen. Was hilft e8 da, mit ein- 
zelnen Folgerungen ringen, wie Herbart es thut? — Will man aber 
eine Gefchichte des Gedanfens über den Staat und fein Wefen von dem 
Standpunft des Ganzen, fo ift die erite Bedingung, ſelbſt einen fertigen 
zu haben. Das rog uov nor 08 iſt für die wahre Beurtheilung 
Anderer nicht der Fehler oder Mangel derſelben, fondern ver eigene 
Begriff. Und darnach läßt ſich von der obigen Grundlage aus in der 
That die Entwidlungsgefchichte des Staatsbegriffes in menig Worte 
zuſammenfaſſen. Wir verftatten es uns, meil wir diefe Grundlage 
fpäter wieder gebrauchen. 

Der Begriff des Staats beginnt mit der Berfragslehre. Eelbit 
Hobbes (De Cive 87): „Est eivitas persona una, cujus voluntas ex 
pactis plurium pro voluntate habenda est ipsorum“* hat das erite, 
rein perjönliche Moment, das er ganz richtig fühlt, fpäter fallen laſſen. 
Der „coetus* des H. Grotius I. 14 ift ſchon eine vertragsmäßige Ein: 
heit; bei Rouſſeau ift die Frage nach der perjönlichen Selbftändigfeit 
des Staats gänzlich verichwunden. Denn im Grunde will diefelbe gar ° 
feine Erklärung des Staatsweſens, fondern nur die Erklärung bes 
Rechts, vermöge deſſen im Staat der Herrſchende herrſcht. Darauf 
laufen alle Definitionen und alle Dialektif diefer Epoche, bi® zu ihrem . 
Ichten großen Abſchluß in Fichte, hinaus. Die Vertragslehre hat 
feinen Begriff der Perfönlichkeit, weil fie feinen gebraudt. Es ift ihr 
darum ftet3 entgangen, daß ein Vertrag, den fie als einen an und für 
fi nothivendigen jegen muß, eben fein Vertrag mehr ift, und daß 
daher das, was fie als Inhalt des Vertrages bezeichnet, überhaupt 
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nicht der Staat an fih, fondern die Bafı feines Verfaffungsrechtes iſt. 
— Die Identitätsphiloſophie wird eingeleitet mit dem Kant'ſchen Ge⸗ 
danten, daß der Staat eine fittlihe Thatſache fei, eine Kategorie; - 
ob das faljch ift oder nicht, bat die Kant'ſche Schule nie erfahren, weil 

fie nie verjuchte, von ihrer Vorftelung aus in das innere Leben bes 
Staats einzubringen und es durch den als unerflärlih a priori hin» 
geitellten Begriff zu erklären. Hegel bat dann den Staat als höchſtes 
Moment an der Entwwidlung der fittlichen Idee erfaßt; der Begriff der 
Perfönlichkeit, in dem die Selbittbätigfeit liegt, war ihm damit unzu- 
gänglih, und feine unklaren Definitionen über die conftitutionelle 
Monardie zeigen, daß man eben ohne Perfünlichkeit das perfünliche 
Leben nicht verftehen kann. Freilich bat auh Schubarth (Ueber 
Philofophie überhaupt und Hegeld Encyllopädie insbefondere, 1829) 
den Kernpunkt jo wenig getroffen wie D,giensti. — Daneben entftebt 
mit Krauſe zuerit die Anfchauung vom Staate ald von einer höhern 
Form des perjönlichen Lebens, tiefpoetifch aufgefaßt zuerit in feinem 
„Urbilde der Menfchheit” (1821), und dann weiter außgeführt im zweiten 
Theil der Vorlefungen über das Spftem ver Philofophie (1828). : Der 
Grund, warum die „Urweſen“ unter den Sterblidhen nicht recht zur 
Geltung gelangten, beftand offenbar darin, daß fie fi) wenig um ihr 
Verhältnig zum wirklichen Staat fümmerten, vom Dufte platonifcher 
Anſchauung lebten, und daher von den wirklichen Staatsmännern gar 
nicht gebraucht werben Tonnten, weil fie ihnen weder Fragen ftellten, 
noch geftellte irdifhe Fragen zu löſen vermodten. Doc blieb der 
Grundgedanke, den namentlich Ahrens in feiner „Organilchen Staats⸗ 
lehre“ 1850 (Philoſophie des Rechts 2. Thl.) geichmadvoll vertrat. 
Ebenfo hat der jüngere Fichte (Syſtem der Ethil IL. 2. Abth. S. 3239 
u. öfter) den Staat als „das umfaſſendſte fittlichjte Indivipuum“ . 
aufgefaßt; ähnlich Röpler (Allgemeine Staatslehre, 3. B. S. XXIII). 
Allein mit diefer formalen Idee ift nichts gewonnen; denn das ift doch 
unzweifelhaft, daß wenn wirklich der Staat eine ſolche „höhere Form 
der Berfönlichkeit” ift, was auch wir glauben, und der tiefen Anfchauung 
Krauſe's unſre wahre Hochachtung nicht verfagen, die Erkenntniß des 
Staats und die Elemente der „organifchen Staatölehre” denn doch eben 
im Weſen der Perſönlichkeit gefunden werben müflen. Und diefe 
ift nirgend® organisch unterfuht. Darum kommen au alle dieſe 
Auffaffungen zu feinem gejchlofienen Staatöbegriff und noch viel weniger 
zu einem Werthe für das wirkliche Leben desjenigen, deſſen Weſen ſie 
doch erfennen wollen. Das Criterium dafür aber ift ftetö der Begriff 
der That, und das wird das Folgende wohl im Ganzen wie im 
Einzelnen beweiſen. Ein wirklicher Staat, der nicht handelt, ift lebens⸗ 






unfäbig; ein Begriff vom Staat, der die That des Staats nicht 
enthält, ift einfach falfch, wie der Hegels, oder bloß eine unklare Bor: 
ſtellung, wie die Krauſe's. Daher ift die bisherige Philoſophie für das 
wirflihe Staatsrecht auch ziemlih unbrauchbar; wir werben ibnen im 
Folgenden nur wenig begegnen. — Was Männer wie Bluntidli 
und Held fih unter dem Etaate begrifflih gedacht, haben wir nicht 
in Erfahrung bringen können; vielen ift „der Etaat“ eben nur bie 
Gelegenheit, über alles was im Staate vorlommt, unmaßgebliche 
Meinungen zu äußern und au ohne alle wiſſenſchaftliche und dialek⸗ 
tiſche Mühe zu zeigen, wie leicht fih’3 unter dem bequemen Blätterdache 
der Citate des erfteren oder den Eentenzen des Iebteren leben läßt. Das, 
was wir in dem obigen Einne die Geſchichte des Staatsbegriffes 
nennen würden, feine allmählige und vielfach beirrte Entwidlung zur 
Erlenntniß der felbitändigen perlönlichen Staatsidee und ihres Drganis: 
mus, ift noch zu ſchreiben. Wohl aber würde derjenige nicht bloß ber 
Miffenichaft, jonbern wie die Folge genugfam zeigen wird, auch dem 
praktiſchen Leben einen großen Dienſt erweiſen, ber ſich dieſer Auf⸗ 
gabe unterzöge. 


II. Der organiſche Staatsbegriff. 


(Das Syſtem der Grundbegriffe: das Staatsoberhaupt, die Geſetzgebung, die 
Vollziehung, die Verwaltung und ihre Gebiete.) 


Iſt demnach der Staat die höhere oder höchſte Form der Perſön⸗ 
lichkeit und hat er demgemäß das ganze Weſen der Perſönlichkeit, fo 
muß man wohl zuerft darüber einig iverden, worin denn eigentlich 
die Natur und der Inhalt diefer „höhern” Form beftehe, um von der 
Einzelperjönlichkeit zum Staat übergehen zu können. 

Dieſes „höhere“ Tann nun natürlich nicht darin beftehen, daß es 
andere Formen und andern Inhalt enthalte, fonvern es muß darin 
liegen, daß die im Keime, unllar und unentiwidelt in uns Einzel: 
perjünlichkeiten enthaltenen perfönlihen Momente im Staate als felb: 
ftändige, mit eigener Form, eigenem Inhalt und eigener, felbftändig er: 
kennbarer Beltimmung für das Ganze begabten Organismen erjcheinen. 

Dieß ift in der That der Kal. Und die auf diefe Weife in ihre 
nroßen, ſelbſtthätigen, für fich daftehenden Organe aufgelöste, im Ber 
griff der Perfönlichleit aber als Einheit zufammengefaßte dee des 
Stantes nennen wir dann den „organifhen Staatsbegriff.“ 

Seine Srundlage ift demnach das Mefen der Einzelperfönlichkeit. 
Dieſes Mefen derfelben beftebt darin, fein eigner Grund zu 
Das Vewußtfein von diefem Weſen, mit dem es fich fomit von 
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allem Dafeienden zu ſcheiden und rein ſich auf ſich zu beziehen vermag, 
nennen wir das Ich. Allein das Ich ift nicht nur für fih und durch 
fih da; es ift eben im äußern Dafein, in ber Mitte deſſelben, von ihm 
in taufend Weifen beftimmt. Will es daher fein jelbjtbeitimmendes 
Weſen in dieſer Gemeinschaft feines Dajeing bewahren, jo muß es jenes 
Beſtimmtwerden von der äußern Welt, das es nicht einfach befeitigen 
ann, fo geftalten, daß es zu einem Beftimmtfein des Ich durd Sid 
felbft werde. Diefen Proceß nennen wir die Selbitbeitimmüng. Der 
felbe erjcheint zunächſt im Ich, und bier heißt er Wille. Dann tritt 
er, mit dem Hnhalt dieſes Willens, in die Welt des äußern Daſeins 
und verwirklicht an und in derfelben den Millen dur die That. 
Sowie die Selbftbeitimmung That wird und damit die äußere Welt 
fi unterwirft, nennen mir fie dad Leben. 

Der Werth diefer elementaren Kategorien der Wiflenichaft ber 
Perfönlichkeit für die Staatswifjenfchaft beſteht darin, daß fie den 
Inhalt und die Grundbegriffe des Staats in einfacher Weile erkläre. 

Das Ich des Staates, das im Einzelnen ohne felbjtändige Er⸗ 
ſcheinung bleibt, tritt im Staate als felbftändiges Organ aufim Staats: 
oberhaupt, das im Königthum feine vollendete Form empfängt. 

Der Wille des Staates [dst fih ab und erfcheint zunächſt als ein 
für diefen Willen eigens gebildetes Organ, den gejeßgebenden Körper; 
ber Alt der reinen Willensbeftimmung — im Einzelmenfchen unklar und 
mit taufend andern Elementen verwoben und meift unfähig, fich der 
That gegenüber als jelbftändige Thatjache hinzuftellen, jo daß fie auch 
ohne That ein dafeiendes wäre — zerfällt im Staate in feine jelbs 
jtändigen Momente der Berathung und des Beſchluſſes, beide äußerlich 
geichieden; und aus ihnen geht die für ſich äußerlich daſtehende felb: 
ftändige Thatjache des Willens des Staats hervor. Diefe nennen wir 
das Geſetz. Den Procek aber, durch melden aus dem für das Wollen 
des Staats beftimmten Organe jener objeltive — das ift als ſelbſtändige 
äußere Ericheinung daſtehende Wille des Staat wird, nennen wir bie 
Geſetzgebung. 

Und jetzt beginnt dieſer objektive Wille in das von ihm verſchiedene, 
ſelbſtändig ihm gegenüberſtehende Daſein der Außenwelt einzugreifen. 
Auch für dieſen Proceß hat die höhere Perſönlichkeit einen mächtigen, 
nur dafür beſtimmten Organismus. Wir nennen ihn ſchon hier den 
Verwaltungsorganismus; er iſt der große Organismus der That des 
Staats. In ihm zuerſt ſcheiden ſich nun die organiſchen Elemente der 
That‘ überhaupt. Er muß zuerſt wieder den Willen und die Kraft 
haben, den Staatöwillen, der im Geſetze objektiv über ihm fteht, zu 
wollen und zu thun, und zwar gleichgültig gegen allen Wiberftand des 
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äußern Daſeins, in jeder wirklichen That ſtets baflelbe, ftet3 als Ein- 
beit, ftet3 aber auch als felbftändiger Organismus der That wirkend. 
Sn fofern er fo für ſich gebacdht wird, noch geſchieden von Geſetz und 
Verwaltung, nennen wir ihn den Organismus der vollziehbenden 
Gewalt, feinen Willen die Berorbnung, feine Action die Voll: 
ziehung. Die Verordnung ift daher, ftreng wiſſenſchaftlich ausgedrückt, 
das Wollen des Willen? der Gefebgebung, die Vollziehung das Thun 
dieſes Willen? durch die vollziehende Gewalt; das Gejeßgeben ift das 
rein innere, das Vollziehen ift das äußere Beitimmtiverben der Außenwelt 
durch die Selbitbeftimmung des Staats. Allein das objektive, äußer⸗ 
lihe Dafein iſt trogdem nicht bloß ein Objekt für Gefeßgebung und 
Vollziehung. Es erhält fein eigenes Leben; e8 erhält feine Grund» 
formen, feine Kräfte, feine Gebiete. Es Tann daher durch den Staat 
willen nicht vernichtet werben; es muß vielmehr in ihn aufgenommen, 
von ihm beherrſcht, ihm dienftbar gemacht werden. Beherrichen und 
dienjtbar machen aber beißt, diefem äußern Dafein durch die That bie 
Zwecke der PBerfönlichfeit geben. Diefer Proceß, durch melden 
die Vollziehung den äußern Dingen die vom Geſetze aufgeftellten per: 
ſönlichen Zwecke des Staats gibt, heißt die Berwaltung. Die Ber: 
mwaltung tft daher die organifche Thätigfeit des Staats in ber 
Melt der wirklichen Dinge; ihr Weſen und ihr Begriff ift, daß in ihr 
der Wille des Staats, das Gefeß, durch die Kraft und That deflelben, 
die Vollziehbung, in den objektiven Grundverhältniffen bes wirklichen 
Staatslebens zur Verwirklichung gelange (verwalten). 

Und jet mag es gejtattet fein, gleich einen Schritt weiter in ben 
organiſchen Staatäbegriff hinein zu thun, um für das Folgende die 
elementaren Kategorien nach allen Seiten hin feitzuftellen. 

Diefe „Verwaltung“ ift nun offenbar zunächſt ein unendliche Ger 
biet von Lebensverhältnifien, die alle vermöge des Etaatäbegriffes dem: 
jelben untergeorbnet werden follen. Dieß Gebiet hat fein Leben für 
ich; e8 bejteht aus Theilen und Verfchiedenheiten in unenblicher Fülle. 
Allein die Verwaltung hat mitten in diefem unendlichen Reichtum nur 
Einen Zweck. Sie will für die Perfönlichkeit des Staats dieſes Leben 
unterwerfen. Sie fucht daher diejenigen Bedingungen, welche von diefer 
Perfönlichkeit gefordert werden; fie beftimmt alle Fragen, Kräfte und 
Berhältniffe der ftaatlihen Welt nach diefen Forderungen; jo entiteht 
der Begriff und Inhalt der Staatsaufgaben. Diefe Staatdauf: 
gaben werden daher zu den Gebieten, in denen die Vollziehung thätig 
jein muß und die den Inhalt der Verivaltung bilden. Und fo erfcheint 
das Syſtem der Staatöaufgaben, das wir als das Syſtem der Ber: 
waltung bezeichnen müffen, berubend nicht auf Zweckmäßigkeit und 
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nicht auf der Natur der Objekte oder äußern Gewalten, fondern auf 
dem Welen ber Perfünlichleit des Staats, das ſich in ihnen durch Geſetz 
und Bollziehbung verwirklicht. 

Das erfte Gebiet der Verwaltung in diefem Sinne entfteht dadurch, 
daß der Staat fo gut wie der Einzelne ein wirtbichaftliches Leben hat. 
Er bedarf der Güter; er muß fie finden, erzeugen, erwerben, wie der 
Einzelne; er muß die erworbenen wieder verwenden; er hat Einnahmen 
und Ausgaben. Einnahmen und Ausgaben bilden daher den erften 
und mejentlichiten Gegenitand der concreten Thätigleit des Staats, und 
bie Gefammtheit derjenigen Thätigfeiten, melche in dieſer Weife auf die 
wirthſchaftliche Exiftenz des Staates verwendet werben, nennen wir bie 
Staatswirthſchaft. Die Entwidlung und Darftellung der Begriffe 
und Regeln, nach welchen diefe Finanzverwaltung zu Werke zu geben 
bat, ift die Staatswirtbichaftslehre. 

Zugleih aber befteht der Staat aus einzelnen felbftändigen Indi⸗ 
viduen. Die erfte äußerliche Bebingung bes Lebens vieler ſelbſtändigen 
Individuen in ihrem Zufammenleben ift ohne Zweifel die Unverleglich 
feit des Einen durch die Handlungen des Andern. Dieje Unverleglichs 
feit der einen Lebensfphäre durch die — gleichviel ob willkürliche oder 
unwillkürliche — Bewegung der andern nennen fir das Recht. Die 
Erhaltung des Rechts kann aber nicht durch den Einzelnen geleiitet 
werden, weil bafjelbe eben nicht von feiner individuellen Willfür ab: 
bärigen Tanı. Die Gewißheit für die Geltung meines Rechts kann 
nicht in demjenigen gefucht werden, der nach meiner Anficht eben bieß 
Recht verlegt bat. Es muß daher durch eine Thätigfeit hergeftellt 
werden, melde, indem fie alle Rechtsindividuen umfaßt, allein das für . 
alle gültige Recht ſetzen und vollziehen kann. Diefe Thätigfeit vermag 
nun nur der Staat als die allgemeine Perfönlichkeit zu leiften. Sie 
forbert, da ihre Aufgabe das gefammte Leben aller Einzelnen umfaßt, 
einen Organismus, ber gleichfalls ſich über das ganze Xeben des Staats 
eritredt; fie ift daher, ebenfo wie die wirtbichaftliche Welt des Staats, 
ein jelbftändiger Theil der Aufgabe und Thätigleit des Staats; und 
diefen Theil der Verwaltung des Staats nennen wir furz die Rechts⸗ 
pflege. 

Während auf diefe Weife die Verwaltung der Staatswirthſchaft e8 
mit den wirthichaftlihen Bedingungen des Staats, die Verwaltung des 
Rechts aber mit der Selbftänbigfeit der einzelnen Staatöbürger zu thun 
bat, bleibt ein drittes großes Gebiet der Thätigfeit des Staats zurüd, 

Der wirkliche Staat nämlich beiteht aus der Gejammtheit aller 
feiner Staatsbürger. Er hat als wirklicher Staat fein Dafein außer 
ihnen; er ift eben vorhanden als die perſönliche Einheit aller Einzelnen, 


12 


welche ihm gehören. Iſt nun das der Fall, fo ergibt fi, daß er jelbit 
in feinem Fortjchritt wie in feinem Rückſchritt nicht bloß abhängt von 
ber perfönlichen wirtbfchaftlichen oder geſellſchaftlichen Entwicklung dieſer 
feiner Angehörigen, fondern daß geradezu der Gefammtzuftand des 
Staates mit dem Zuftande und der Entwidlung der Einzelnen, die ihm 
angehören, identifch tft; oder daß das Maß der Entwidlung aller 
Staatsbürger die Bedingung und das Maß der Entwid: 
lung des Staats felbit ft. 

Es ergibt fi) daraus, daß tiefe Entwidlung aller einzelnen Per 
fönlichkeiten im Staate eine in der Natur des Staats liegende Aufgabe 
des Staats felbit if. In der That, er forgt für fich felbit, indem er 
für das Wohl und den Fortfchritt der Einzelnen forgt, die ihm ange: 
hören; diefe Tätigkeit ift ihm daher eine nothivendige und organilche, 
wenn fie auch erft in den höhern Enttwidlungsftufen de Staatslebens 
zur Geltung gelangt. Sie begreift, indem fie das ganze Leben ber 
Einzelnen umfaßt, eine Reihe der verſchiedenſten und wichtigſten Auf- 
gaben nad allen Seiten des Gejammtlebens; aber alle diefe Aufgaben 
haben das mit einander gemein, daß fie Verwendungen der Macht und 
der Mittel des Staats für die Förderung des Einzelnen in jeinen 
individuellen Lebensverhältniffen enthalten. Und die Gejammtheit der 
diefen Aufgaben zugewendeten Thätigfeit des Staats nennen wir bie 
Berwaltung des Innern. Die Begriffe und Negeln aber, auf 
welchen dieje Thätigkeiten beruhen und nach melden fie ihr Biel er 
_ reichen, bilden die $nnere Verwaltungslehre. 

Dieß nun find die organifchen Elemente des Etantöbegriffes, die 
Auflöfung des Inhalts des abitraften Satzes, daß der Staat eine 
Perfönlichkeit fei. Das Wefen der Staatsperſönlichkeit befteht demnach 
darin, daß in jenen felten Kategorien die im Weſen der Einzelperlön: 
lichkeit liegenden, no unklaren und ungefchiedenen Momente zu jelb- 
ftändigen Begriffen geworden find; das Griterium der Richtigkeit der 
‚ jelben beruht darauf, daß alle Gebiete des gefammten Staatslebens 
in dieſe Kategorien bineinfallen; die Wahrheit derſelben aber darauf, 
daß jedes wie immer geartete Verhältniß des Lebens der Staat als 
Perjönlichkeit feine höhere organifche Bedeutung durch das Weſen jener 
„Grundbegriffe empfängt, und jede Frage, die fi daran anfchließt, 
zulegt durch eben dieſes Weſen jener Kategorie erklärt und entfchieden 
wird. Auf diefe Weife können wir jet von einem organischen Staats⸗ 
begriffe reden, wie wir von einem Organismus des Menfchen oder eines 
andern lebenden Weſens ſprechen; und mir dürfen daher auch für die 
Erkenntniß des Staats fagen, daß, fo lange man über ſolche funda⸗ 
mentale Begriffe nicht einig ift, jede Unterfuchung eines einzelnen 
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Gebietes ſtets im günftigften Falle unficher, der Regel nad unflar- in 
den meilten Fällen aber nur in Einzelheiten und nicht im Ganzen 
brauchbar ift. Und e8 mag daher jett verftattet fein, diefe Kategorien 
auch als Echema bier aufzuftellen, um neben dem innern Plate jedem 
Theile auch feinen äußern zu geben. Dieß Schema ift folgendes: 


Bolt. Land. 
individuelle Gemeinichaft. Körper der Gemeinſchaft. 
Staat. 

Perlönliher Wille und Bewußtfein. 


— — 2A ——— — — 
Geſetzgebung. Staatsoberhaupt. Verwaltung 


(Wille der Perfönliche (Ich derzPerſönlichkeit (That der Perſönlich⸗ 
feit.) ‘des Staats.) feit.) 


„ —— Vollziehung. Verwaltung im 
(Kraft und That des eigentlichen 
Staat3 an fid.) Sinn. 
(That des Staats 
in ben wirklichen 
Staatsaufgaben.) 
1) Staatswirth⸗ 


ſchaft. 
2) Rechtspflege. 
3) Innere Ber: 
waltung. 


Wir wiflen es recht wohl, daß wir mit diefer Darftellung vor einer order 
rung ftehen, welche auszufprechen uns in mehr als einer Beziehung Bedenken macht, 
und die wir im Namen des wirklichen Hortfchrittes dennoch ftellen müffen.. Wir 
glauben, daß die obigen Kategorien und das obige Syſtem an und fir fi 
richtig if. Wir glauben, daß die ganze Staatswiſſenſchaft erſt dann recht 
weiter kommen wird, wenn fie es fiber fi) gewinnt, nur erft überhaupt einmal 
für das Syſtem der Staatslehre eine gemeinfam anerkannte Bafis zu finden. 
Ein Menfchenalter recht ernſten Studiums hat uns gelehrt, daß wir darım 
feit hundert Jahren verhältnigmäßig fo wenig Fortſchritte in der Staatswiſſen⸗ 
Schaft gemacht haben — denn geftehen wir uns, groß find fie nicht! — weil 
die befte Kraft aller Arbeiter ftetS in der Frage nah dem richtigen Syftem 
verzehrt worden ift, und daher jeder ganz von vorne hat anfangen müffen. 
Wir fehen nicht, wie die Staatswiffenfchaft mit ber gewaltigen Bewegung der 
Beit Schritt halten fol, wenn wir nicht wie jede andere Wiffenfchaft, wenig- 
ſtens die erftien Elemente gemeinfam anerkennen. Wir verftehen nicht, welchen 
praktiſchen Werth eine Wiffenfchaft für das wirkliche öffentliche Leben haben foll, 
in welcher ihre Vertreter e8 niemals weder zu einer Einheit über die Grund⸗ 
begriffe, noch über ihre Eintheilung, noch über ihre Rormen,. noch über ihre 
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Gonfequenzen gebracht haben. Wir begreifen feinen Yortichritt, im welchem 
jeder ohne Rüdfiht auf Andere feinen eigenen Weg von dem großen Gange 
der Geſchichte emancipirt. Wir begreifen keinen Eieg über den ungeheuren 
Stoff der Staatsiehre, wenn man nit wenigfiens darnach firebt, zur 
Einheit über den Sinn der Ausdrüde zu gelangen, die man auf jeder 
Seite wiederholen muß, oder zur Einheit über die erfin Elemente der 
Eintheilung der Gebiete, die man behandeln will Rechtswiſſenſchaft, 
Naturwiſſenſchaft, Medicin, Grammatik, Geſchichte haben ihre feſten Kate 
gorien — nur die Lehre vom Staate nicht. Nicht ein einziger Begriff 
ſteht hier feſt, weder in der Theorie noch in der Praxis. Man ſagt, jene 
Lehren Hätten ihre Ordnung durch ihr Objekt. Als ob das wirkliche Staats 
leben’ fein Objelt wäre! Und das ift e8 ja gerade, warım wir bitten — 
fol denn das Objelt und nicht der organifche Begriff für die organiſche Geſtalt 
oder Eintheilung maßgebend fein, gut, wir acceptirn e8 in vollem Maße 
— nur wäünjdhen und fordern wir, daß man verfuche und wieder verſuche, 
irgend einen Theil oder ein Gebiet oder eine Erfcheinung im Staatsleben — 
dem Objekt unferer Wiſſenſchaft — zu finden, das'nicht durch jene Elemente, 
und durch diejenigen welche wir fogleih binzufligen werben, feine natürlidye 
Stelle und die einfachen Principien feines Verftändniffes fände. Wo das nicht 
ift, werden wir Unrecht haben. Die Franzofen und Engländer, die wir ſtets 
als Mufter bewundern, haben allerdings weder Begriff no Syſtem vom Staate, 
aber fie haben eben überhaupt keine Staatswiffenfhaft. Das, 
was den deutfchen Geift fo hoch fiber beide Völker ftellt, ift daß wir eben ftreben, 
eine Wiſſenſchaft vom Staate zu befigen. Und kann es denn eine folche geben, 
fo lange wir über die erften Elemente nicht einig werden? — 

Doch dem ſei wie ihm wolle, wir fchließen dieß mit der kurzen Behaup- 
tung, daß nur diejenige theoretifhe Auffaffung ganz wahr ift, welde alle 
praftifhen Fragen und Thatſachen in fi ſchon dur ihren Ausgangspunft 
verftehen, ordnen und entjcheiden lehrt. — Für unfern fpeziellen Zweck aber if, 
‚wie wir glauben, zunädft die allgemeinfte, organifche Stellung und Bedeutung 
der Bollziehbenden Gewalt im Gejammtorganismus des Staat mit dem 
Dbigen gegeben. Daran fjchließt fih das Folgende als weitere Erflärung und 
Entwidlung. 


II. Das Reben des Staats. 


(Die Organe, die Funktionen defjelben, die Staatsgewalt und die 
Staatsgemwalten.) 


Wir haben bereit8 den Begriff des Lebens der Perſönlichkeit über: 
baupt als die Gefammtheit der Thätigfeiten deſſelben bezeichnet, welche 
den Willen in der Außenwelt verwirklichen und fomit aus der abftraften 
Selbftbeftinmung die wirkliche machen. Ein ſolches Leben hat auch der 
Staat. Nur bat daſſelbe bei ihm, als höherer Form der Perfönlichkeit, 
eine andere höhere Geftalt, welche zu kennen nothwendig ift. 
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Das Leben des Staats erfcheint nämlich nicht als ein aufgelöster, 
einfacher und faft ganz einheitlicher Proceß der wirklichen Selbftbeftim- 
mung, wie bei dem Einzelnen, fondern in ihm tritt e8 auf in ber - 
ſelbſtändigen Funktion jedes feiner großen Organe, von benen jedes 
nad feinem Weſen das Leben des Staates durch feine bejondern Thä: 
tigkeiten enthält und verwirklicht. Das Verſtändniß des Lebens des 
Staat befteht daher in der Erfenntniß der Natur und der Aufgabe 
jedes diefer Organe für fi, und dann in dem Erkennen bes 
einheitlihen Zuſammenwirkens ber, in jenen gegebenen Beſonder⸗ 
beiten der Einzelaufgaben und Thätigleiten. Es ift diefe Auffaflung 
von entfcheivender Bebeutung, teil nur fie zum Verſtändniß des öffent 
lihen Rechts und feines Inhalts führt, wie wir gleich ſehen werben. 
Daraus ergeben fi) nun zwei wichtige Folgerungen und Begriffe. 
Buerft ergibt fih, daß Feine Funktion irgend eines Staats: 
organs vom höchſten bis zum niebrigften bloß als Aktion dieſes eins 
zelnen Organs erjcheinen fann und darf, jondern daß dieſelbe vielmehr 
auf jevem Punkte ftet3 nur als Einzeläußerung des ganzen perſön⸗ 
lihen Staats auftreten muß. Kein Organ kann für fich allein wollen 
oder handeln; jedes Drgan, auch das Staatsoberhaupt, muß auf jedem 
Punkte feines Willens und feiner That ftet® das Ganze fein und 
wollen. Jeder BZuftand, in weldem ein Drgan durch äußere Gewalten 
gezwungen wird, wirklich als einzelnes aufzutreten, iſt eine Gefahr; 
jeder Zuftand, in welchem ein Organ ohne Theilnahme und Mitbeftim: 
mung der übrigen, ſich zu wollen und handeln berechtigt hält, ift eine 
Sonderherrſchaft und unterliegt den Sonberintereflen; jeder Zuftand, 
in welchem bie einzelnen Organe nicht gehörig entwidelt find, um ihrem 
Weſen nad zur Selbftbeftimmung des Ganzen beizutragen, ift eben ein 
unfertiger. Gerade dadurch, daß im Staat jeder Organismus wieder 
fein eigened Leben bat und doch mit allen andern in höherer Einheit 
funftionirt, ift die Erkenntniß des Staats das Anſchauen eines höheren 
verfünlichen Lebens, ein Bild der Zukunft jebes Sterblicden. — Und 
draus folgt nun, daß auch die Darftellung der vollziehenden Gewalt 
fi) weder einfeitig auf ben ftrengen Inhalt deflelben beichränten Tann 
noch fol. Wir werden auf diefe Forderung ſtets zurückkommen. 
Zweitens aber erflärt diefe Auffaflung den viel verivorrenen 
‚Begriff der Staatögewalt. Das Wort Staatögetvalt beveutet bie 
Belammtheit der Thatlraft aller Organe als Einheit gedacht; es ift 
die einheitliche Lebenskraft des perfönlichen Staats in allen feinen Auf: 
gaben. Denkt man fi nun, daß jede einzelne Aufgabe und Funktion 
des Staats wieder ein Ausdruck des Ganzen ift, und daher das Wefen 
und bie Kraft der gefantmten Staatsgewalt in ſich trägt, fo Tann man 
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recht wohl von ben einzelnen „Staatsgewalten“ reden. Die „einzelne 
Staatsgewalt“ bebeutet alsdann die Funktion bes einzelnen Staats 
organes für das Gange und im Namen des Ganzen, unb es ift-Har, 
dab es im biefem Sinne ſo viele Stantsgewalten gibt, als ſich 
Funktionen des organiſchen Staatslebens denlen Iafjen. Ich kann 
demnad ſehr wohl von einer. löniglichen, von einer gejehgebenben, 
vollziehenden, verwaltenden, ich kann auch von einer 

tiehterlichen, polizeilichen, oberauffehenden, ja id; Tann conjequent 
von hundert andern „Staatögewalten,” und: baneben von einer 
höchſten oder allgemeinen „Staatsgewalt“ reden, ohne jemals fehl zu 
gehen, vorausgefeßt, daß ich ftets gegenwärtig behalte, daß ich damit 
nie das Weſen und das Net, ſondern nur die Erſcheinung ber 
Funktion, fer es bes Staats im Ganzen, fei es der einzelnen 
gane deſſelben, bezeichne. Die Worte Staatögewalt und Staats: 
gewalten find daher als Bezeichnungen ſehr gut zu benugen, nur Tann 
man fie natürlich Feiner organifchen, wiſſenſchaftlichen Auffaffung zum 
Grunde legen, da fie ſich nie auf das Weſen der Sache, ſondern nur 
auf die Erſcheinung beziehen. Sie bedeuten bie leeren Antegorien der 
organiichen Zebenskraft des Staats; den Inhalt müffen fie empfangen. 
Und bas ift ihre Stellung in ber Wiſſenſchaft des Staats, Der Grund 
aber, weßhalb fie jo vielfach Gegenftand der Unterſuchung und ſelbſt 
der Gefehgebung geworben find, ift ein hiſtoriſcher. 


Es ift von nicht geringem Intereſſe, die geſchichtliche Entwiclung des Ber 
griffes der Stantsgewalten zu verfolgen, denn fie bilbet einen Theil der Ges 
ſchichte des Bewußtſeins vom Staate. Die erfte Auffaffung des. Ariftoteles 
11), die befannte Trias politich (aurovoztov, adrodızov, aroren, 
s legislativa, judiciaria et executiva) ift der Beginn des Verflänbmiffes 
der jelbftändigen Funktionen des Staats, melde die Späteren auf bie per- 
föntigen Funktionen des Ertennens, Wollens und Urtheilens bezogen Haben 
Tieftrunt, Philef: Unterfugungen IT. 119 und ff.) Bei Hugo Grotiug dur 
gegen tritt ſchon das Moment der Einheit hervor; er ftellt bie Kategorie der 
Summa potestas als der regia polestas auf, quae sub se habet patriam et 
dominienm (I. 1. 6); bie Ariftotelifche trias ſcheint ihm wicht mehr ganz Mar 
1.3.6). Es iftfchon die Zeit, wo das Königtfum alle Funktionen des Staats 
in der Perfon des Königs und feinem Willen vereinigt, und die summa potestas 
des Hugo Grotius jo wie das Juperium von Hobbes entſprechen daher wiel- 
mehr dem Begriff der „Staatsgewalt,“ während die trias politica die „Staats“ 
gewalten“ bedeutet, Erſt im 18. Jahrhundert empfängt das Wort einen neuen 
Sinn. Die Zeit naht, wo der Werth und das Recht ber abjoluten Sonverä- 
metät des Königthums bezweifelt werden, Die Form, in welder man zwerft 
ihr in der Stantslehre Grenzen zu fegen beginnt, iſt eben bie Lehre von den 
Staatsgewalten. Der Gedanke, daß die Staatsgewalten ſelbſtändig fein follen, 
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bedeutet in der That das Princip, daß die organifhe Funktion, die Aufgabe 
und das Recht der Staatsthätigleiten nicht durch die Willlür des Souverains, 
fondern dur die Natur des Staats beſtimmt werben follen. Das war ber 
Gedanke, durch welchen Montesquieu fo tief in die politiihe Auffaffung feines 
und unferes Jahrhunderts hineingegriffen hat; und diefes Princip bezeichnet die 
ganze Folgezeit mit dem Ausbrud der „Zrennung der Gewalten.” Das fechste 
Kapitel des IX. Buchs des Esprit des lois ift vielleicht das was von allem im 
18. Jahrhundert Geſchriebene den dauerndften Einfluß auf Europa gehabt 
hat; nicht, weil Montesquieu hier feine drei sortes de pouvoirs aufftellte (jeine 
puissance executive des choses qui dependent du droit des gens und des choses 
qui dependent du droit civil find in der That nichts anderes als die potestas 
civilis des Hugo Grotius L 3. 6, und L 4. 7. und vgl. 1. 1.4.), die an fi 
ſchon unklar find und durch die pouvoirs intermädinires (I. Ch. 4.) noch uu- 
Harer werden (e8 find die ſtändiſchen Ordnungen der Gefellichaft, an die er hier 
denkt), jondern deßhalb, weil er die Freiheit der Staaten zuearft in der Unab- 
hängigleit der Gewalten von einander gegeben ſah. (Il n’y a point 
de libert6, loraque dans la même personne ou dans le mäme corps, la 
puissance legislative est reunie & la puissance executive (Gefe und Ber- 
ordnung, |. unten) — ni si la puissance de juger n’est pas s&par6s de la 
puissance legislative et de l’ex&cutive,“ — und dann weil er cben auf biefe 
Grundlage die „Sonftitution” (au das Wort gehört Montesquien) von Eng» 
laud ale Mufter aller Berfaffungen Hinftellte Damit drüdte er der gefammten 
öffentlichen Rechtsbildung, die wir die verfafjungsmäßige nennen, den Stempel 
feines Geiſtes auf. Denn feit diefer Zeit ftand es feſt, daß jede freie Verfaflung 
jene „Gewalten“ fcheiden muß, und daß die „Freiheit“ auf der Unabhängigkeit 
derielben von einander beruhe. In der That aber ift der praltiiche Grund» 
gedanke der, daß jene Gewalten nicht jo fehr im Verhältniß zu einander, ala 
vielmehr gegenüber dem Königthum und feinem alter summa potestas regia 
jelbftändig gemacht werden jollten; denn eben diefe Unabhängigkeit von der Dee⸗ 
potie des Königthums war die „Freiheit“ Montesquieus; er lennt noch keine 
andere. So wie deßhalb das Volk zur Gewalt gelangte, hielt es ſich verpflichtet, 
feine „Freiheit“ durch die gefegliche Scheidung jener drei Gewalten formell feft- 
zuftellen, obwohl der wahre Inhalt der Freiheit ſchon damals in der organi- 
ſchen Stellung der Bollsvertretung lag. Jene „unabhängigen Staatsgewalten” 
ericheinen daher feit der erften franzöſiſchen Berfaffung 1791 faft in allen ros 
maniſchen bis auf die neueſte Zeit (Charte von VBrafilien 1823, Portugal 1826, 
Neapel 1848, Zoslana und Piemont 1848); zum Theil auch in den deutſchen, 
wenigftens in der Beſtimmung der gejeßgebenden und vwollziehenden, und 
allenthalben mit dem Streben, ihre Unabhängigkeit conftitntionell fetzuftellen. 
Die Eonftitution von 1848 wiederholt jogar faft wörtlid nad Hundert Jahren 
den Sat Montesquieu’s im Art. 19: „la separalion des pouvoirs et la pre- 
miere condition d’un Gouvernement libre.“ — Dabei ift ſtets der König die 
vollziehende Gewalt, die Vollsvertretung die gefeggebende und das Gericht die 
rihterliche Gewalt. Daß der König zugleich an der Gefeßgebung sben jo 
viel Theil habe als an der Bollziehung, ließ man ununterfudht. Dan hatte 
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die Unterfcheidung ja nicht um der dialektifchen Begriffe willen gemacht, und 
jedermann verfland fie; fie hieß für das praftiiche conflitutionelle Leben: der 
König foll nur fo viel Einfluß auf Geſetzgebung und Rechtspflege haben, als 
die Verfaffung ihm zuerfennt. 

Dieß war nun fo lange gut, bis ſich die mit der Verfaſſung entftehende 
conftitutionelle Staatswiffenfchaft mit der Sache zu befchäftigen begann. Als 
diefelbe mit ihrer Neflerion binzutrat und die öffentlichen Rechtszuſtände fich 
zur Publiciſtik entwidelten, fchloß fid an jene pouvoirse die Meinung, daß das, 
was der pofitiven Conftitution zum Grunde liege, auch die Bafis der Staats 
Iehre fein könne und müffe So kam man auf den Verſnuch, die ganze neuere 
Staatslehre auf die Eintheilung in die pouvoirg zu gründen. Allein dieß 
wollte ſich nicht fo einfach machen. Ju der That hatte man nicht gefehen, daß 
man bei der Begründung des Staatsorganismus auf die Staatsgewalten die 
Natur des Staats aus feinen Funktionen, die Organe und ihr Recht aus ihrer 
Thätigkeit ftatt umgelehrt, conftruire. Die Folge war natürlich, daß man 
allenthalben, wo man eine felbftändige Funktion zu finden glaubte, fofort eine 
felbftändige Staatsgewalt ſchuf. Sieyes, die perfonificirte Neflerion der Re⸗ 
volutionen, gelangte auf diefe Weiſe zu vier Staatsgewalten; dann fand man 
bald ein, tiber das an die Minifter liberlaffene pouvoir executif fiehendes pou- 
voir royal, von dem Aretin (Staatsrecht der conflitutionellen Monardyie I. 
8. 1. HI. s. 5.) fehr richtig fagt: „Als Clermont Tonnere dieß öffentlich be- 
kannt madte, ward er von Einigen verfetert, von Andern nicht verftanden, 
von Den Meiften nicht beachtet.” Unter Napoleon I. war von einer theoretifchen 
Eintheilung der pouvoirs, oder gar von ihrer Selbftändigfeit nicht die Rede. 
Erft mit der Reftauration tritt aufs Neue der Berfuh auf, in der Lehre von 
den Staatsgewalten die Bafis der Staatslehre zu finden. Und jelt zeigte fich 
bald die Unthunlichkeit; Benjamin Conſtant brady die Bahn. Er fand in dem 
pouvoir royal ein pouvoir regulateur und moderateur, man feßte ein pon- 
voir municipal Hinzu; Andere noch ein pouvoir &lectif; Benthbam (Traite 
de legisl. IV. 342) brachte e8 auf fieben Gewalten; er bätte eben fo gut 
zwanzig aufftellen können, da jett jede Funktion als ein pouvoir erfchien. 
Aber dadurd ward der urfprüngliche Gedanke, daß die Scheidung der Gemalten 
die Baſis der Freiheit fei, geradezu unmöglih; die Franzoſen fühlten das 
alsbald Heraus; der Mangel einer wiffenichaftlichen Staatslehre binderte fie zu 
erferınen, wo der Fehler eigentlich Tag, umd fo ließen fie lieber die ganze Doltrin 
der pouvoirs fallen. In der jetigen Theorie Frankreichs ift fie verſchwunden. 

Was num die deutfche Literatur betrifft, fo ift bier der Gang anders. Die 
Stoatsgewalten find beinahe rein theoretifche Begriffe geblieben, und die Ber- 
wirrung ift daher bedeutend größer. Man muß bier verfchiedene Richtungen 
unterfcheiden, die freilich fih um einander nie gekümmert haben, und ruhig 
neben einander in unflarfter Weife fortlaufen. Gemeinfam aber haben jedoch 
alle, daß fie die Scheidung der Gewalten nicht als die Grundlage der Freiheit 
betrachten, fondern mit vollen Recht die lettere vielmehr in dem Rechte der 
Bolfsvertretungen fuhen. Die Scheidung der Gewalten ift ihnen allen daher 
fein conftitutionelle® Princip, fondern vielmehr ein theoretifches Syftem, und 
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eben deßhalb ſofort Zufall, Willkür und unbeherrſchter Stoff. Schon Schlö⸗ 
zer (Allg. Staatsrecht und Staatsverfaſſungslehre 1793 S. 100) gelangt zu ſieben 
Gewalten, die legislativa, coercitiva, punitiva, judiciaria, inspectiva, re- 
praesentativa, cameralis; ganz Äbnlihd Mayr, Syſtem der Staatsregierung 
1803. Daneben Berfuche die alte trias feftzubalten, bei Hufeland, Heidmer. 
Fichte hat in feiner Grundlage des Naturrechts (S. 208) die Theorie der Ge⸗ 
waltentheilung wohl am fchrofiften dargeftellt, daneben aber die oberaufiehende 
im Ephorat formulirt. Dagegen [hen Reinhold Briefe über die Kantifche 
Bhilofophie (LI. 169) mit Hinweis auf die Gefährdung des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes durch das Schaufeligftem jener Gewalten. Literatur der ganzen Trage 
bei Beterfen, Literatur der Staatslehre 1798. ©. 73 u. 95; und Aretin, Conſt. 
Staatsrecht I. S. TOff. Bejonders überfichtlidy der ganze Stand der Frage S. 86 fi. 
Nach dem Sieg der Reflauration dagegen gewinnt die franzöfiihe Eintheilung 
Boten, namentlih im Anſchluß an Benjamin Conftant und feinem pouvoir 
administratif. Ancillon, Ueber die Staatswiffenfhaft 1820, Kurz, Ber 
fuch eines Entwurfs der Grundfäge der conftitutionellen Monardyie 1821. Die 
Philoſophen ihrerfeits gebrauchten unbedenllih den Begriff der Staatsgemalt 
und der Staatsgewalten, ohne ſich irgend eine Nechenichaft über den Begriff 
felpft zu geben; jo Hegel, Rechtsphiloſophie (gejeggebende, tegierende, fürſtliche 
Gewalt 8. 278— 298), in ähnlicher Weife zulegt Fichte, Syſtem der Ethik LI. 
8. 145—150, wo die Erecutivgemwalt als Unterabtheilung der Regierungsgewalt 
erfcheint, und felbft feine Gewalt, fondern Rechte zum Inhalt hat (8. 150). Die 
eigentlichen Bubliciften, wie namentlih Zahariä (Bierzig Bücher zc.) kommen 
gleichfalls zu feinem Refultat; derjeibe jagt (8 Bd. 1. Hptft.): „Die Machtvoll⸗ 
tommenheit, Herrichergewalt, Souverainetät, ift die Etaatsgewalt als Necht eines 
beftimmten Subjeltes betrachtet ;” dann fcheidet er wieder Regierungs- und darunter 
die „vollziehende Gewalt” als Regierungsgewalt in engerer (?) Bedeutung (Buch 22). 
Die „Eivilgewalt,"” diefe Neminifcenz der potestas civilis des Hugo Grotiug, 
entfteht ihm als Anwendung der „drei Grundgewalten“ (die er übrigens nicht 
zum Grunde legt) „auf bürgerliche Rechtsſachen“ — daß dabei die richterliche ° 
„Grundgewalt“ verſchwindet, fieht er nit. Eben fo unficher bleibt Gönner, 
der eigentliche Bater des ſyſtematiſchen deutſchen Staatsrechts, trog aller Mühe 
(8. 234 ff.), denn bier, in der Berührung mit dem pofitiven Recht, erjcheint 
nun ein anderes Gebiet, das von den Deutjchen verarbeitet werden muß, und 
das den Franzofen fremd geworden war. Dieß waren die alten Regalia, die 
Hoheitsrechte. Offenbar enthielten fie faltifch die Elemente der Staatsgemalten, 
aber da fie rein hiſtoriſche Erfcheinungen und echte waren, konnte man fie 
weder unter einen wiflenichaftlichen Begriff bringen, noch auch einfach bejeitigen. 
Das pofitive Staatsrecht, überhaupt nie durch fireng wiſſenſchaftliche Syſte⸗ 
matit beunruhigt, nahm daher die „Hoheitsredhte” und „Staatsgewalten“ je 
nach Ermeflen des Einzelnen als identifh, wie namentlih Klüber (Deffenti. 
Necht des deutichen Bundes 8. 99), wo aud ein Dutend anderer Eintheilungen 
fih finden; ftellte auch wie Naurenbrecher (Staats- und Bundesredt II. Th. 
Gap. 2) die trias politica in Verbindung mit der als „Lehrmeinung*“ oberauf- 
febenden hin, ohne fih in der Darftellung bes pofitiven Rechts wieder im 
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Seringften darum zu Himmern. Andere wieder erkannten recht wohl, daß man 
den Staat nicht durch feine „Gewalten“ erflären könne, und ſprachen daher 
offen die „Einheit der Staatsgewalt“ ſchon in den Zwanziger Jahren aus, wie 
fie die Wiener Schlußakte (Art. 57) für den „Souverain gefordert, fo namentlich 
Aretin (Conſtit. Staatsrecht I. a. a. O.), was die neueren dann acceptiren, wie 
Zöpfl, Deutſches Staatsrecht Abſchn. IV., ohne fi viel um die Unterfcheiduhg 
aon Regalien, Hoheitsrechten und Staatsgemwalten zu kümmern, des Stoffes 
froh, oder wie Mohl, Encyliopädie der Staatswiſſenſchaft $. 11 und 15, der 
fogar von „Eigenfchaften” der Staatsgewalt — vier hat fie, mehr nidt — 
redet. So ift hier der Zuftand auch jett noch ein foldher, wie ihn Aretin 
S. 170 ganz treffend charakterifirt. „Die meiften Staatsredtslehrer find num 
darfiber einverftanden, daß die bisherigen Eintheilungen nichts taugen.“ Das 
ift richtig; nur gibt es überhaupt keine Eintheilung der „Staatsgewalt,“ fon« 
dern der Organe, welche fie befigen; die Staatsgemwalt ift die Kraft zu der 
Funktion des Organes, und man wird daher, wie es einleuchtend fcheint, fo 
viel und fo wenig „Staatsgewalten” annehmen als man braudt, fo lange man 
feſthält, daß fie nur die Thätigfeit bedeuten, nicht aber diefe, fondern das 
Thätige des Staatsorganismug, eingetheilt werden muß. Uebrigens ift es 
nicht zu verfennen, daß die Eintheilung in die gefeggebende und die voll- 
ziehbende Gewalt in neuefter Zeit als allgemeine Baſis angenommen und 
damit das richtige Verftändniß begründet wird; vgl. Fichte, Syſtem der Ethik, 
0. a. O. Stahl, Rechtsphiloſophie 11. 2. Cap. 5. Ahrens, Rechtsphil. 
organiſche Staatslehre S. 174 ff.) das Befle, was in neuerer Zeit über 
Staatsgewalt vom Standpunft der Theorie gejagt if); Bluntſchli, Allg. 
Staatsreht Bd. V. umgeht die Frage geſchickt. Unter den pofitivern Staatsrechts⸗ 
lehrern |. namentlih Rönne, Preußiſches Staatsrecht J. $. 44), der uns 
allerdings wieder einen Beweis für die, eben nur aus jenem hiſtoriſchen Weſen 
der Staatsgewalt erflärliche Erfeheinung gibt, daß man, wie er es thut, jene 
“ Unterfeidung in der Note als richtig anerkennen, fie aber im Xert bei ber 
Darftellung des pofitiven Rechts nicht benutzen kann, weil man in dem 
Augenblid, wo man den Begriff der „Gewalt“ als ſyſtematiſchen Eintheilungs- 
grund gebrauchen will, erfennen muß, daß fie felbft feine organifche Kategorie, 
jondern nur die Erſcheinung einer andern — der organischen &rundbegriffe von 
Oberhaupt, Gefeggebung, Vollziehung und Verwaltung ift. 


IV. Dad Staatöreht und fein Verhältniß zur Staatöwifienidaft. 


(Das Recht an fih. Sein Syſtem. Das Stantsreht und fein Verhältniß zur 
Staatswiſſenſchaft. Das pofitive Staatsredht, die Verfaffungsurlunden, die 
organifchen Geſetze und Verordnungen und ihr Verhältniß zur Verfaſſung.) 


Es ift nicht thunlich, bei der bisherigen Bearbeitung ber Staats: 
lehre Begriff und Stellung des Staatsrechtö zu übergehen; eben jo 
wenig, dabei das Weſen des Rechts überhaupt nicht zu berühren. 
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Wohl aber können und müfjen wir dabei kurz fein, weitere Ausfüb- 
rung andern Arbeiten überlaflend. 

Mit dem Ausdruck „Recht“ verbinden ſich ftet# zwei Vorftellungen; 
die vom Recht an ſich — das was Recht ift ohne Beziehung auf 
feine Gattung, und die vom poſitiven Recht, oder dem geltenden — 
das was Recht ift vermöge des allgemeinen Willend. Jede von 
biefen Vorftellungen beruht auf einer, wefentlich von ber andern 
verfchiedenen Baſis, und die Rechtswiſſenſchaft beginnt in Wahrheit 
erft da, wo diefer Unterfchied zur Erkenntniß fommt. Denn es ift 
Har, daß das pofitine Recht oft genug einander ganz entgegengelehte 
Beitimmungen erzeugt, die gleichmäßig „Recht“ find, während das Recht 
an fich feinem Wefen und feiner Beftimmung nad) die Gleichheit des Rechts 
will und erzeugt: Die enticheivende Frage ift bier daher die, durch 
welche Yaltoren das an fih gleiche Recht zu einem poſitiv werichies 
denen werben fann. Um fie zu beantworten, muß man zuerſt das 
Weſen bes Rechts an fih erfennen, dann bie Elemente des Wechſels 
für das wirkliche Recht. Dieß gilt vom Staate wie von jedem andern 
Gebiet. Das zunähft Folgende ſoll nun vom Recht des Staats an 
fi reden; der folgende Abfchnitt von dem großen Faktor des Wechſels 
und Werbend im wirklichen Recht. 

1) Das Recht an fi. — Das Recht ift formell die Unverletzlich⸗ 
feit eines perjünlichen Lebens durdy die That des andern. Sein ethi- 
ſches Princip befteht darin, daß diefe Unverleplichfeit als die erfte Be: 
dingung ber perfönlichen Entwidlung — die noch rein negative — 
ericheint. Um aber die äußere Gränze für diefe Unverleblichleit, und 
damit das Recht jelbit, Feitzuftellen, muß biefelbe als Gonjequenz des 
thätigen Lebens der Perfönlichkeit ericheinen, das ift aus Wille und 
That hervorgegangen fein; denn nur das, mas in diefer Weife dem 
Reben angehört, kann dur das Recht geſchützt werben. 

Jedes Recht umschließt daher ein Lebensverhältniß; dieß ift fein 
Inhalt; das Recht ift feine Gränze gegenüber dem Anbern. Dafjelbe 
ift daher nicht das Lebensverhältniß ſelbſt, fondern nur ein Moment 
an demfelben, da® nur darum zur Ericheinung gelangt, wenn jenes 
mit dem dritten in Berührung tritt. Es gibt daher fein Recht zwi⸗ 
Shen Menſchen und Natur. Es gibt ferner Fein Syftem des Rechts, 
fondern nur ein Syftem — eine organifche, perjönliche Einheit ber 
Zebensverbältniffe, deren Unverleglichleit ihr Recht ift. Jedes 
fogenannte Syſtem des Rechts ift deßhalb nichts anderes ala dag Ey 
ftem der Grundverhältniffe des organischen Lebens. Alle Vorftellungen 
von „Rechtsverhältniſſen“ u. f. w. find falfh; in ber That ftellt man 
fi bei ihnen vielmehr das Lebens: und Verfehröverhältni vor, und 
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ſucht das Recht — das ift die Gränze — für die in jenen Verhält⸗ 
nifien Betheiligten. Dieß fcheint Har. _ 

Dieß Recht nun ift, als ein durch die Verhältniffe des Gefammt: 
verkehrs Gegebenes, allerdings eine über die Willfür des Einzelnen 
erhabene Bedingung der perjönlichen Entwidlung. Als joldhe wird es 
Inhalt des Staatöwillend. Das Recht ala Staatswille iſt das geltende 
Recht; als formeller Beichluß das Geſetz. Aud das geltende Recht 
und Gefeg find ein Verwaltungsrecht; ihre Vollziehung ijt die Rechte 
pflege. Wir haben das oben gejagt. 

2) Staatsrecht. — Es folgt, in Anwendung diefer Begriffe auf 
den Staat, daß das Staatsrecht nicht etwa identiſch mit Weſen und 
inhalt des Staats ift, fondern dur das Verhältniß des Staats als 
Berfönlichkeit zu andern Perfönlichkeiten entitebt, und dieß Verhältniß 
deſſelben zu dieſen Perfönlichkeiten beftimmt. Es gibt daher fein Sy 
ftem des Staatsrechts an fih. Es folgt vielmehr, da das mas Mir 
darunter benfen, das Syſtem des organifchen Lebens des Staats felber 
ift. Das Staatsredht ift das rechtlihe Moment an diefem Syſtem, fo - 
wie an jedem Theile deſſelben. Aus der Wiflenichaft des Nechts wird 
man nie zu einem Staate, noch auch je zu einem Staatsrecht gelangen. 
Denen liegt vielmehr ein anderes zum Grunde. Das ift das Weſen 
des perfönlichen Lebens. Wenn wir dieß erfennen werben, erben 
Staatswiſſenſchaft und Stantsrecht ihre Geftalt empfangen. 

Allein das Recht ift, wie gejagt, die Confequeng des beftinmten 
Lebenselementes der Perfönlichkeit. Was e3 daher an fich enthält, 
erfenne ich eben deßhalb nur durch das Eindringen in das Weſen 
jener lebendigen Elemente. Das Suchen nad dem Recht als dem 
Außerlih Nothwendigen wird daher eben zu jenem Eindringen in das 
Weſen der Berhältniffe und Kräfte, für melde das Recht, als ihre 
perfönliche Gränze, gefunden werben fol. So wird aus dem Streben 
nach der Wiflenfchaft des Rechts das Erkennen der menſchlichen Ver- 
hältniffe überhaupt; ohne fie bleibt das Recht derfelben unfinbbar. 
Und jegt ift eö Har, wie es hat fommen müffen, daß man die Er« 
fenntniß des Rechts als die Erfenntniß aller Verhältniſſe anfah, die 
allerdings fein Recht find, mohl aber ein Recht fordern. Man dachte 
fih einfach, daß die Begriffe, die man bei dem Suchen des Rechts als 
Vorausſetzung deflelben gefunden, ſelbſt Nechtöbegriffe feien. Das gilt 
auch vom Staat. So entftand die Vorftelung, daß der Staat felbit, 
ein Nechtöbegriff, daß die Lehre vom Staate ein Theil der Rechtslehre 
und daß das Staatsrecht das Syſtem ded Staats fe. Was daran 
verkehrt ift, fcheint mir damit genugſam bezeichnet. 

Allein aus diefer Auffafjung ergibt ſich nun Das, deſſen wir 
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bebürfen. Iſt das Recht die Eonfequenz des Weſens der Perfönlichkeit, 
jo muß die letztere ihre Unverleglichkeit und Anerkennung fo weit fordern, 
als das Weſen ihrer einzelnen Elemente reicht. Und bier nun zeigt ſich 
alsbald nicht mehr bloß philofophifch, ſondern auch praftifch die Wahr« 
heit ver Perfönlichleit des Staats. Während bei dem Einzelnen bie 
Selbftändigfeit der Organe in den unfertigen Begriff der Perjönlichkeit 
aufgelöst ift, Wille und That verichmelgen, und ihre Drgane im 
Menſchen nicht äußerlich gefchieven werden können, fteht der Staat da 
als die höhere Perfönlichkeit, in der jede Funktion ihr eigenes Organ 
bat. Ber dem Etaate handelt e3 ſich daher nicht mehr um die Per- 
fönlichfeit und ihr Hecht im Allgemeinen, fondern vielmehr um das 
Weſen jedes einzelnen Organismus im Staate, und diejes 
Weſen, indem es jeine Gränzen gegenüber jevem andern Theile und 
jedem britten entfaltet und binftellt, fordert mithin audy fein felbftän- 
diges Recht. Es iſt demnach Far, daß das Staatsoberhaupt, die Ges 
jeßgebung und die Verwaltung, jede ihr befonderes Recht haben, 
welches die ihrer organischen Natur entjprechende Gränze ihres bejon- 
dern Willens, ibrer befondern That, aljo ihres befondern Lebens bes 
flimmt. Was man bei dem Einzelnen nicht vermag, das vermag man 
auf diefe Weife bei dem Staat. Und fo entiteben jet Begriff und 
Spiteme des Staatsrechts. Das Staatsreht ift die ala Necht aufs 
gefaßte und beitimmte Ordnung der Organe und ihrer ftaatlichen Thä⸗ 
tigleiten in ſofern biejelben die Einheit des Staats bilden; das ift, 
die Gränze der Aufgabe und Thätigkeit jedes einzelnen Organes, geſetzt 
durch ihre in Begriff und Wirkſamkeit erfcheinende Einheit mit allen 
andern. 

In diefem Sinne nun fagen wir, daß die Wifienichaft vom Staate 
das Princip, das Syſtem und die Duelle alles Staat 
rechts und feiner Wiſſenſchaft iſt. 

Daraus aber ergeben ſich für alles Staatsrecht zwei große leitende 
Grundſätze. 

Erſtlich beſtimmt ſich das Recht jedes einzelnen Organes im 
Staate ſtets und weſentlich durch das Recht der andern Organe. 
Das heißt, jedes Organ findet ſeine Gränze da, wo dieſe Begränzung 
zur Bedingung der Funktion des andern Organs wird. Der 
Punkt, auf welchem dieß der Fall ift, iſt eben die rechtliche Gränze 
für das betreffende Organ. Hier liegt daber, für unfere fpecielle Auf: 
gabe, die allgemeinfte Aufgabe für die Entwidlung des rechtlichen Ber: 
hältniſſes zwiſchen der vollgiehenden und geleßgebenden Gewalt des 
Staats. 

Zweitens ergibt fih, daß ih unmöglich dieſe Gränze ober 
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eben dieß Recht jedes Theile des Drganismus, ober jedes Gebietes 
des Staatsrechts im obigen Sinne finden kann, ohne da3 lebendige 
und organifche Weſen dieſes Theiles für ſich zu verſtehen. Das Weſen 
des Staats ift fein Recht; das Weſen der Geſetzgebung ift die Duelle 
ihres Rechts, und das (reine) Verwaltungsrecht ift daher das Recht 
der Drgane für Vollziehung und Berwaltung, welches ald Confequenz 
des Weſens der Aufgaben von Bollziebung und Berwal: 
tung für die Organe deffelben gelten muß. 

Sp gelangen wir zu dem abftraften Begriffe des Rechts der voll; 
ziebenden Gewalt, ald Ergebniß des Verſtändnifſſes ihrer organifchen 
Natur, und ihrer Stellung im Begriffe und Syftem des „Staatörechts.“ 
Wir werden diefe Sätze als die Grundlage des folgenden zweiten Ab: 
fchnittes zu betrachten haben. Beſſer aber wird es fein, vorher auch 
den Begriff des geltenden Rechts auf die obigen Gebiete des Staats⸗ 
recht3 anzuwenden. 

3) Das pofitive Staatsrecht. (Die Verfaflungsurkunden, die 
organiichen Geſeze und Verordnungen und ihr Berhältniß zur Ber 
faſſung.) 

Aus dieſem Begriff und Weſen des Rechts des Staats an fich 
entſteht nun das poſitive Staatsrecht, wenn dieß Recht, das iſt alſo 
die Gränze der Funktionen aller einzelnen Organe, ſelbſt zum Bewußt⸗ 
fein des Staats kommt, und damit zum Inhalt des Staatswillens und 
durch benfelben beftimmt wird. Dem pofitiven Staatsrecht gehören 
daher alle Veſtimmungen ohne Ausnahme an, deren Inhalt fih auf 
die organische Natur, die Aufgabe und die Funktionen der einzelnen - 
Drgane des Staats beziehen, und zwar von den Staatögrundgefeken 
bis zu den einfachften Inſtruktionen des unterjten Organs hinab. Es 
ift mohl darüber kein Zmeifel. Wohl aber ift es auch für unjern Zweck 
von Wichtigkeit, fich über das Weſen und die Aufgabe derjenigen Ges 
ftalt des Staatsrechts einig zu fein, die wir als die Verfaſſungsurkun⸗ 
den und Verfaſſungsgeſetze bezeichnen. 

Das was wir im beftimmten Sinne des Wortes die „Verfaflung“ 
nennen, entitebt immer da, wo auß Gründen, die wir gleich bezeichnen 
werden, fih ein Kampf zwiſchen den drei Hauptfunktionen des Ober⸗ 
baupts, der Gejeßgebung und der Verwaltung erhebt, und daher einer 
der drei Drganismen bie Herrichaft über die andern anftrebt. Wir 
fagen nur, daB das was wir den Charakter eines beftimmten 
Stantsrechts nennen, eben in biefem Verhältniß jener drei großen Dr: 
ganismen und ihrer Funktionen au einander beftcht. Offenbar nun 
kann die bobe Aufgabe des Staats fo lange nicht erreicht werben, 
als die beite Kraft feiner Slemente fi in dieſem Kampf um bie Herr 
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Schaft feiner Organismen erfchöpft. Es ift wahr, daß der Staat felbft 
eben erſt durch diefen Kampf zum rechten Bewußtſein feines Weſens 
fommt; allein es ift eben jo wahr, daß wenn er zu diefem Bewußtſein 
gelangt ift, er dann auch durch feinen eigenen Willen ſich jelbft, das 
ift das Grundverhältniß feiner drei großen Organismen, beitimmen 
muß. "Er wird dadurch in feinem ganzen Weſen Gegenitand feiner 
Selbftbeftimmung; das ift, anftatt daß bisher feine Natur feine Geftalt 
und Beiwegung entichieven hat, entſcheidet jebt fein eigener Wille 
über ihn felbft; er wird, mie wir fagen können, jeht fein eigenes 
Gejeg. Dieß Geſetz nun, beffen Aufgabe und Inhalt es ift, Weſen, 
Charakter, Geftalt und Funktion, und mit der leßteren und vermöge 
derjelben auch das Recht der drei großen Organidmen al3 geltendes 
Recht für alle drei feftzuftellen, nennen wir die Berfaffung im eigent: 
lihen Sinne. Die Verfaflung erhebt daher den Staat über den natür: 
lihen Entwidlungsproceß in die Sphäre der freien geijtigen Selbft: 
beftimmung; fie ift ver höchite Aft ver letzteren; ſie ift ber Akt, in 
welchem die PBerfönlichkeit fich jelbit mit vollem Bewußtfein ihr eigenes 
Weſen gibt. Das Verfaffungsgejet aber erfcheint meiſtens als felbftändiges 
in der VBerfaffungsurfunde. Keine Berfaflungsurkunde ift jemals voll 
ftändig geweſen oder fann es fein; denn fie hat eben nur die Auf: 
gabe, Wejen und Recht ver drei großen Funktionen als folche zu be 
ftimmen. Die Entwidlung des vermöge der Verfaſſungsurkunde be 
ftimmten Charakter und Rechts jener Drgane gehört dann theils 
einzelnen Gefeten, die wir um diefer Aufgabe willen wohl organiſche 
oder Berfaffungs:Gefehe nennen, und die auf der dauernden Natur 
jener Organiömen beruhen und fie fortbilden; theils aber gehört dies 
jelbe den Berorbnungen, infofern es fi) nicht um dauernde Beſtim⸗ 
mungen, ſondern vielmehr um einzelne Aufgaben und Funktionen ber 
Drgane handelt. Alle diefe Beftimmungen zufammen bilden dann das 
verfaffungsmäßige Staatsredt. 

Dieß nun find die Grundbegriffe des Staatsrechts und feines Ver: 
hältniſſes zur Staatswiſſenſchaft. Ihre meitere Ausführung ift bie 
Staatslehre. Einen Tbeil derjelben bildet die Lehre von ber Voll: 
ziehung und ihrem Recht. Diejelbe wird auf jedem Punkt auf jene 
elementaren Begriffe zurüdgreifen müflen. Darin wird nicht ber lebte 
Beweis der Wahrheit ihrer einzelnen Säbe beitehen. 

Allein in diefer ganzen Auffaffung bleibt Eins übrig. Was wir 
gelagt haben, gilt vom Begriff und Wefen des geltenden Rechts. Das 
wirkliche geltende Recht ift dagegen ein vielfach verſchiedenes; nicht 
bloß im Einzelnen, fondern auch in Charakter und Princip. Woher 
kommt dieſe Verichiebenheit? Und hat diejelbe bloß die Bedeutung eines 
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thatfächlichen Unterfchiedes, oder ift fie felbft ein organiſches Element 
der Entwidlung? 


Es liegt uns bier ferne, liber das pofitive Staatsrecht, feine wiſſenſchaft⸗ 
lihe Geftalt und die Gefchichte der Ietteren zu reden. Dennoch können wir hier 
Eine Bemerkung nicht unterdräden, die auch für unfer fpecielles Gebiet von 
Bedeutung if. ES ift gänzlich falſch, die Eintheilung des Staatsrechts für 
etwas fo Untergeordnetes und Beliebiges zu halten, wie dieß bisher von allen 
Darftellungen des pofitiven Staatsrechts geichehen ift. Eine folche endlofe Ber- 
wirrung, die ſchon zur reinen Zufälligleit wird, beruht auf dem Mangel an 
feften Begriffen, und ift das Hanpthinderniß, weßhalb wir au zu keinen 
fetten Rehtsprincipien des öffentlichen Nechts gelangen können. In gar 
feiner Wiſſenſchaft der Welt gibt es etwas diefem Zuſtaude Aehnliches. Allein 
die nächfte Hauptfadhe ift die, zur beflimmen, worin der Grund diefer, in der 
Thatfahe merfwürdigen Erſcheinung liegt. E8 kann darüber wohl faum ein 
Zweifel fein. Es liegt darin, daß dag pofitive Staatsredht gänzlich von feiner 
Duelle, dem Wefen ded Staats und der Natur und dem Recht der einzelnen 
Funktionen und Organe gefhieden ift, und ohne alle Nüdficht auf die letztere 
in Auffaffung und- Eintheilung fi) ganz dem pofitiven Stoffe des geltenden 
Nechts hingibt. Der entjcheidende Mangel dieſes Verfahrens liegt nicht bloß 
darin, daß man dann dadurd den Etoff gar nicht einmal orbnen, und nie- 
mals zu einer gleichartigen Darftellung gelangen kann, fondern vielmehr darin, 
daß dadurch das Berftändniß der fchaffenden, das alte beftehende Recht ändernden 
Kraft, alfo das Verſtändniß des Werbens des Rechts und des höhern organi- 
fen Staatslebeng nie gewonnen wird. Es gibt feit jeit hunderten von Jahren 
nicht zwei Behandlungen des Staatsrehts, die fi in Syftem und Ordnungen 
auch nur annähernd gleih wären! Iſt da eine Wiffenfchaft wahrhaft möglich? 
— Und der größte Uebelftand ift, daß auf diefe Weife aud der wahre Werth 
des organiihen Syſtems in dem Materialismus der leeren Gitate untergebt. 
Soll denn auch im Staatsredht diejenige Arbeit die befte bleiben, welche im 
Grunde die leichteſte it? — Leicht ift es freilich nicht, derſelben entgegenzu- 
treten. Dennoch wollen wir nicht ablaffen, den Verſuch zu wagen, und an die 
Stelle der Gelehrſamkeit, oder doch neben ihr, die Wiffenfchaft zu ſetzen. 


V. Die Hiftorifhe Entwidiung diefed Rechts und ihre Yaltoren. 


(Der Begriff der Gefellfchaft und der Gejellichaftsordnungen. Das Weſen der 
Freiheit und der Unfreiheit.e. Der perſönliche Staat in der Geſellſchaft und 
ihren Gegenjäten.) 


Die bisherige Darftellung, der reine organifche Begriff des Staats, 
feines Lebens und feined Rechts, ergibt nämlich neben ihrem Inhalt 
die Folgerung, daß man aus diefem Begriffe jelbjt weder die dee ber 
Entwidlung des Staats, noch die Thatſache der Aenderung feines 
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Rechtes, noch die thatſächlichen Differenzen zwiſchen dem Staatsrecht an 
fih und dem geltenden zu erklären vermag. 

Neben viefer Behauptung ftebt die zweite, daß jener organifche 
Begriff den Begriff und das Wefen jener ftaatlichen Freiheit weder 
enthält noch auch berührt, und daß es vergeblich ift, ihn daraus erllären 
zu tollen. 

Daß dennoch alles dieß im Leben des Staats vorhanden ift, ift 
fein Smeifel; eben fo wenig daß es das Leben des Staats mefentlich 
beitimmt. Und dba es das thut, beitimmt es nicht minder Leben und 
Recht der einzelnen Organismen; alſo auch die der vollziehenven Ge 
walt. Es iſt daher unabmweisbar, jenes Verhältniß zu erklären, um 
auch die letztere ganz zu verſtehen. 

1) Der Begriff der Geſellſchaft und der Gefellichaftsorbnungen. 
— Wenn mir nämlich durch den abftraften organiſchen Staatäbegriff 
weder zur Geſchichte, noch zum Gegenjage, noch zum Wechſel des 
Staatsrechts, noch auch zur Freiheit gelangen, Io folgt daß ber 
Staat ein Element enthalten muß, das nicht in ihm aufgeht, ſondern 
mit ihm gleichartig feine Selbitthätigleit in ihm bewahrt und dadurch 
dasjenige in den Staat hinein bringt, was in feinem reinen Begriffe 
nicht gegeben ift. 

Dieß Element ift zunächft die einzelne Perſönlichkeit. Sie hat ihre 
eigene Selbitbeitimmung, ihre eigene Geichichte, ihr eigenes Leben, uns 
abhängig vom Staate. Dennod ift fie das Element des Staats. Sie 
greift daher mit ihrem, ihr eigenthümlichen Leben in das des Staats 
binein, erfüllt e8 mit fi, und wird dadurch dasjenige, mas vermöge 
jeiner befondern, jelbitändigen Entwidlung alle jene Erjcheinungen im 
Stante erzeugt, welche, dem Staate angehörig, dennoch durch ihn und 
feinem organifhen Begriff nit erllärt werden können, Wechſel, 
Gegenſatz, Freiheit und Unfreiheit des Staatslebens und Staatsrechts. 

Es würde bier zu weit führen, dieß philojophifch darzulegen. Gewiß 
ift jedoch das Eine, daß nicht der Einzelne als ſolcher jenes vermag. 
Soll nämlich die individuelle Entwidlung den Staat beftimmen, fo muß 
dieſe befondere Entwicklung felbft wieder als die der Gemeinſchaft auf: 
treten. Dieje Bejonderheit der Entwidlung aber in der Gemeinſchaft 
ift, jo wie fie zum Bewußtlein und damit zur Geltung für den Ein: 
zelnen gelangt, die Gefellihaftsordnung. 

Alle Bejonderheit des Staatslebens und Rechts in Wechfel, Gegen: 
fägen, Freiheit und Unfreiheit ift das Ergebniß des Einfluffes der Ge 
felfchaftsorbnungen auf den Staat. Und zwar nit etwa bloß auf - 
den Etaat im Allgemeinen, als Einheit jeiner organischen Clemente, 
fondern, da jedes der leßtern wie gelagt fein eigenes pofitives Leben 
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und feine Rechtsbildung hat, auch auf jedes einzelne dieſer Ele 
mente. Ober, mwie- wir es bereit früher an einem andern Orte gejagt 
haben, jede Geſellſchaftsordnung bat ihr Recht, ihr Staatsoberhaupt, 
ihre Gefebgebung, und ihre Verwaltung. 

Es folgt daher, daß jedes pofitine Recht des Oberhaupts, ber 
Gefeßgebung und der Verwaltung aus dem Zuſammenwirken der ſich 
ewig gleich bleibenden organifchen Elemente des Staatsbegriffd einer: 
feitö, und des ewigen Wechſels und Werdens der gefellichaftlichen 
Kräfte und Ordnungen andererfeit entfteht; daß alio auch dieß pos 
fitive Recht niemals bloß aus der reinen Staatslehre, ſondern ftet3 
aus der Verbindung bderfelben mit der Gefellfchaftslehre erflärt werben 
muß. Ohne die Wiſſenſchaft der Gefellfchaft wird es daher allerdings 
ftet3 Staatzlehren geben uud hat fie gegeben, aber nie eine wahre 
Geſchichte noch auch ein wahres Verſtändniß des pofitiven Staatsrechts. 

Dieß nun gilt demgemäß auch für jedes Gebiet dieſes Staatsrechts, 
alſo auch für die vollziehende Gewalt. Und das Folgende wird im Ein- 
zelnen beweiſen, mas wir vorläufig im Ganzen behaupten. 

Mir unterfcheiden nun drei Hauptorbnungen der Gefellichaft. Die 
erite ift die Geſchlechterordnung, in welcher die Einheit in dem ein 
zelnen Geſchlecht, als natürliche Gemeinfchaft, unter dem Geſchlechts⸗ 
älteften als Haupt erfcheint. Die zweite ift die ftänbifche Ordnung, 
in welcher die Einheit der Einzelnen durch die Gemeinfchaft des Lebens: 
berufes gebilbet und das Haupt daher unter den Fähigften bes Berufes 
beſtimmt wird. Die dritte ift die ftaatSbürgerliche Geſellſchaftsordnung, 
in welcher die Einheit durch die freie Selbitbeftimmung des Einzelnen 
und jomit dag gejellichaftlihe Haupt duch freie Wahl Aller gejegt 
wird. Diefe Ordnungen find nicht durch den Staat, fondern durd) 
das Weſen der Perfönlichkeit gegeben, eben fo wenig mie das wirth—⸗ 
Ichaftlihe Leben, und begründen und entwideln ſich mie das leßtere 
nach eigenen Geſetzen. Wohl aber erfüllen fie den wirklichen Staat, 
indem alle Einzelnen ihnen angehören. | 

Jedes pofitive Necht des Staats, jeder Wechjel und jeder Gegen» 
fa defjelben muß daher in feiner befonderen hiftorifchen Geftalt und 
mit feinem hiftorifchen Inhalt auf eine dieſer drei Geſellſchaftsord⸗ 
nungen zurüdgeführt werden. Das, was in den daraus entftehenben 
verſchiedenen Geftaltungen bes pofitiven Rechts ſich ſtets gleich bleibt, 
bildet den Inhalt des reinen Staatsbegriffes. Das Wechſelnde und 
Werdende aber gehört der Gefellichaft und ihren Elementen. Das tft 
die Bafis des Verftänbnifles der Gefhichte des Staatsrechts. Dieß 
nun gilt natürlih wieder nicht bloß im Allgemeinen für den Staat, 

fondern im Befondern auch für die vollziehende Gewalt. Und das mas 
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daraus folgt, ift die Methode der Behandlung unjeres Gegenftandes. 
Wir haben demgemäß auf Grundlage der dur das Weſen des Staats 
geſetzten abjoluten Kategorien feiner Perfönlichleit Natur und Entwick⸗ 
lung der pofitiven Rechtsverhältniſſe feiner Vollzugsgewalt darzulegen. 
Den Verſuch dafür bildet das Folgende. 

2) Das Weſen der Freiheit und ber Unfreiheit. — In der That 
aber würbe für das höhere Verſtändniß des Staatslebend wenig ge 
wonnen fein, wenn jener dur die Geſellſchaftsordnungen gejeßte 
Wechſel des pofitiven Rechts nichts wäre, als bloß eine Aenderung des 
in einer Zeit Gegebenen durch eine andere Zeit. Wenn jene große, 
die ganze Menfchheit umfaflende Erfcheinung, welche wir die Gejell: 
ſchaftsordnungen nennen, daher zugleich als ein Faktor des Fortſchrittes 
in der menſchlichen Gejchichte erjcheinen, und der in ihr enthaltene 


. Fortfchritt auch das Werben bes pofitinen Staatsrecht3 beherrichen fol, 


fo werden jene drei Geſellſchaftsordnungen in ihrem Verhältnig zu ein» 
ander al3 Träger und Formen einer ſolchen Entwidlung erfcheinen, 
und biefen ihnen inwohnenden Fortſchritt höherer Entwidlung auf den 
Staat ımd fein Recht übertragen. 

Sn der That ift dieß der Fall. Denn das, Endziel des perjönlichen 
Lebens ift vie volle und zugleich harmonische Freiheit der Selbftbeftim: 
mung, der einzelnen PBerjönlichkeit, der Proceß der jelbitbeitimmten 
Aufnahme alles Daſeins in diefelbe durch geiftige und äußerliche Arbeit 
und That. Dieſe Selbitbeitimmung des Einzelnen ift aber in ber Ge: 
ſchlechterordnung beherricht durch die äußerliche Unterorbnung des Ein» 
zelnen ımter das Geſchlecht, in der Ständeordnung durd die zugleich 
geiftige Unterwerfung unter die Körperichaft. Erſt die ſtaatsbürger⸗ 
liche Geſellſchaft hat zu ihrem Lebensprincip die freie individuelle Selbft- 
beftimmung, welche nicht bloß das Einzelleben, ſondern auch die Ges 
meinfchaft der Einzelnen feßt und erhält. Dieß Princip erfcheint in 
dem Verhältniß des Einzelnen zum Einzelnen als die Gleichheit des 
Rechts, in der Bildung der Gemeinfchaften als das Vereinsweſen, 
im Leben des Staat? aber als die organifirte Theilnahme der Ein 
zelnen an allen Funktionen der Stantsperjönlichkeit, ein Verhältniß, 
welches wir feit Montesquieu die „Eonftitution” in Deutſchland feit 
dem Anfang dieſes Jahrhunderts die. „Verfaſſung“ nennen. Das ge: 
Sellfchaftliche Princip der gleichen individuellen Beltimmung jebes Ein 
zelnen wird daher zu einem rechtlichen im bürgerlichen, öffentlichen 
und Staatsrecht, und heißt als vechtliches Princip die Freiheit. Die 
Freiheit ift vaher das zum Recht geivorbene Princip der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Geſellſchaft. Es gibt feine andere rechtliche Definition ders 
felben; denn die Idee der fittlihen und religidjen Freiheit hat ed mit 


dem Verhältniß der Selbftbeftimmung zum inneren 2eben zu tbun, tie 
wirtbfchaftliche Freiheit mit dem Güterleben; rechtlich wird die Yreibeit 
erft durch das Verhalten des Einzelnen zum andern Einzelnen. Uns 
freiheit ift demnach das Verhältniß, in welchem der Einzelne ver: 
möge der Rechtsordnung den andern Einzelnen in feiner Selbftbeitim: 
mung äußerlich beherrjcht. Die ftaatliche Unfreiheit ift dieſe Beherrſchung 
durch den Beſitz der Staatsgewalten von Seiten der Einzelnen oder 
beftimmter Geſellſchaftsklaſſen. Unfrei find daher Geſchlechterordnung 
und Ständeordnung, fo wie fie zum öffentlichen Recht der Beberrichung 
des Einen dur; den Andern werden. Wie das gefchieht, hat die Ge 
fellfchaftälehre zu zeigen. Die Staatslehre hat von diefer zunäcdft nur 
die Thatfache aufzunehmen, daß es gefchieht, und daß die rechtliche 
Freiheit, allerdings erft durch die Verfaflung geltendes Recht, doch nur 
durch die ftantsbürgerlihe Gefellichaft erzeugt werden kann. Eo er 
öffnet fi hier ein: großes Gebiet der Wiflenfchaft des menjchlichen 
Lebens, von dem ir an diefer Stelle allerdings nur die Refultate 
benüten fönnen. 

Daraus denn ergibt fi nun eiter, daß die geſellſchaftliche Ent 
widlung zur Freiheit der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft nicht bloß eben 
den Staat als Ganzes betrifft, fondern daß auch jeder Theil deö orga-- 
nifhen Staats feine gejellichaftliche Geſchichte, feinen Kampf zwiſchen 
den Gefelihaftsorbnungen, feinen FYortfchritt zur Freiheit bat. Und es 
wird daher ein weſentlicher Theil unferer Aufgabe fein, dieß nicht allein 
für die vollgiehenve Gewalt im Allgemeinen, fondern auch für jeden 
einzelnen Theil des Verwaltungsrechts nachzuweiſen. In der 
That, die wahre Geſchichte des Verwaltungsredhts, die im Grunde 
das ganze innere Staatsleben erfüllt, ift eine beftändige Er 
jcheinung des Kampfes und der Gefchichte der gejellichaftlidhen Kräfte 
‚und Elemente. Eine Geſchichte des erfteren wird ewig unmöglich 
bleiben ohne die leßtere. Und dieß zeigt ſich ſchon in den Verſuchen, 
welche wir als innere Bertvaltungslehre bisher vorgelegt haben. Die 
folgende Darftellung der vollziehenden Gewalt wird das meiter im Ein: 
zelnen bethätigen. 

3) Der perjönliche Staat in der Gefellihaft und ihren Gegenfäten. 
— Dennod aber ift die Geſellſchaft troß ihrer gewaltigen Macht nicht 
das allein berrfchende Element diefer Geihichte und des Werdens bes 
Rechts. Sie erfüllt zwar den Staat, aber fie ift nit der Staat. 
Sie beftimmt ihn auf jedem Punkte, aber nicht einmal allein, denn 
neben ihr treten die objektiven Elemente von Land und Volk, die fub: 
jettiven von Güterleben und Religion, ftet? in innigfter Berührung 
mit der Geſellſchaft, aber dennoch jelbftthätig wirkend auf; viel weniger 
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vermag bie lehtere den Staat ausschließlich zu beberrichen. Er 
bleibt eine felbftbeitimmte Perſönlichkeit; ift er das, jo muß er über 
feinem Inhalt ftehen, und auch für biefen Inhalt, für Volk und Land, 
für Güterleben und Religion, und vor allem für die Gejellichaft, 
feinem eigenen höchſten Weſen nach thätig fein. Die jelbitthätige Per⸗ 
jönlichfeit des Staats ift daher ein gewaltiger, ſelbſtwirkender Faktor 
der Gelchichte im Ganzen, und fomit auch im Einzelnen. Und die - 
Natur diefes Faktors müflen wir daher auch felbftändig betrachten. 
Mitten in allen Ordnungen, Bervegungen und Gegenfäben ber 
Geſellſchaft nämlich bleibt der Staat die perfönliche Einheit aller, die 
ihm gehören. Seine Größe, feine Macht und Entwidlung ift daher 
nie erfüllt und vollendet durch die einfeitige Entwidlung irgend einer 
beftimmten herrſchenden Klafie, möge diefelbe auch noch fo groß und 
jo glänzend fein; fie entfteht erft da, mo ohne Einfluß des gejellichaft- 
lichen Unterſchiedes der Yortichritt auf allen Gebieten des Lebens allen 
gemein iſt. Die höhere Natur des Staats Tämpft daher ftetö gegen 
das Verhältniß, welches die Staatögewalten und ihre Rechte in bie 
Hände einer beitimmten Klaffe der Gefellichaft geben will; fie wendet 
fi ftets gerade denjenigen zu, melde in geiftiger, wirthichaftlicher 
und geſellſchaftlicher Beziehung die Untergeordneten und Beberrichten 
find. Aus diefer ihrer Natur entiteht im wirklichen Leben des Staats 
dasjenige, was wir das Brincip der focialen Verwaltung im höheren 
Sinne nennen, welches das Biel der Verwaltungslehre ift; in der 
Vollziehung aber ericheint es als ver höchſte ſtaatsrechtliche Grundfag 
der allen Einzelnen gleihen und freien Theilnahme an den Funf« 
tionen der vollziehenden Gewalt. Auch bier zeigt fi) daher, neben dem 
Princip der gejellichaftlihen Entwidlung, das zweite Princip, das ber 
ftaatlihen. Die niedere, beberrichte Klaffe der Gefellihaft kann nie 
durch fich allein zur rechtlichen Gleichheit mit der höheren gelangen; 
dieß Ziel wird nur durch die Hülfe des Staats erreicht; und auf jedem 
Punkte fehen wir daher den eigenthümlichen Gegenjat zwiſchen Staat 
und Gefellichaft, nirgends aber deutlicher al8 da, wo der Staat in 
feinem Oberhaupt aud eine äußerlich vollgültige Selbitändigfeit und 
Selbftthätigfeit gewinnt. Das nun geſchieht durch das Königthum. 
Daher iſt der organtihe Staatsbegriff erft da ein äußerlih vollitän: 
Diger, wo Begriff und Weſen des Staatöoberhaupt& durch das König» 
thum verwirklicht find. Erſt ‚mit den Königthum tritt daher auch für 
die wollziehende Gewalt ihre rechte organifche Gewalt ein; und dieſe 
berubt darauf, daß das Königthum die Funktion und Rechte des 
perfönlihen Staates erhält. Während daber in Verfaffung und 
Verwaltung das Verhalten des Einzelnen zum Staat zur Erfcheinung 
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fommt und vorwiegt, tritt im Königthum die umgelehrte Seite, das 
Verhalten des Staats zum Einzelnen in den Vordergrund. Es ift 
Sade der Stantslehre, dieß im Einzelnen durchzuführen. Hier aber 
muß tieberholt werben, daß fein Theil der letzteren, aljo namentlich 
auch nicht die vollziehende Gewalt, ohne jene felbftändige Idee und 
Funktion des Königthums als ein vollftändig organiiches Leben erkannt 
und dargeftellt werden kann; denn das Königthum ift es, durch welches 
allein wir das fpecifilch perfönliche Leben des Staats in der Mitte der 
geſellſchaftlichen Geftaltungen und Bewegungen feitzuhalten und zu ver: 
folgen vermögen. 

Auf diefe Weife ergeben fih nun als Reſultat des Bisherigen fol: 
gende Sätze. Der organiiche Staat3begriff an ſich hat weder eine Ge 
ſchichte, noch ein verfchiedenes geltendes Recht. Alles pofitive Staats⸗ 
recht und fein Wechſel entiteht aus einem Faktor, der an ſich außerhalb 
des Staats ſteht. Diejer Faktor ift die Geſellſchaft. Jedes pofitive 
Recht des Staats ift daher vor allem ein gefellichaftlidhes, und fein 
Mechjel beruht auf den Bewegungen, Gegenfäten und Entwidlungen 
der Gejellichaft. Weber der Gefelichaft aber fteht der Staat als ſelb⸗ 
ftändige Perfönlichkeit, In der Wechſelwirkung deſſelben mit ben ge 
ſellſchaftlichen Einflüffen bilden fi die einzelnen Funktionen, Organe 
und Rechte des Staat? aus, und jedes pofitive Staatsrecht ift daher 
das biftorifhe Ergebniß der gegenfeitigen Einwirkung 
aller diefer Faktoren, und muß daher als Reſultat, und nicht 
bloß als einfade Thatjache erfannt werden. Dieß Erkennen, dieß 
Burüdführen jedes einzelnen pofitiven Rechts im Staate auf feine ge 
jelichaftlichen und ftaatlichen Elemente, das Verſtändniß des Wechſels 
und Werdens als eines organischen Proceſſes bilvet die Wiſſenſchaft 
des Staatsrechts und, feiner Geſchichte. 

Das nun gilt vom Stante im Ganzen; es gilt aber auch für jeden 
jelbftändigen Theil deſſelben; namentlich aber für die vollziehende Ge⸗ 
walt. Und wir haben uns die obige rein wiſſenſchaftliche Entwicklung 
erlaubt, weil wir eben diefe Art der Bearbeitung unferes eigentlichen 
Gegenftandes damit nicht bloß als eine nützliche und fördernde, ſondern 
als eine nothwendige begründen wollten. 

Doc bleibt uns, ehe wir zu der vollziehenden Gewalt jelbjt über 
gehen, noch Ein für das praftiiche Recht hochwichtiger Begriff übrig. 

Das was wir uns im Allgemeinen zu fagen verftattet haben, ift nur in 
fofern neu, als es das, was die Wiffenfchaft vom Staate feit Ariftoteles mehr 
oder weniger deutlich fühlt, beftimmt zu formuliren verfucht. AWriftoteles ift der 
Erfte, der den großen Gedanken erfaßte, daß jede Verfaffung eine Conſequenz 
der gejellfchaftlicden Ordnung und der. materiellen Grundlage derſelhen, der 
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Bertbeilung des Beſitzes fei. In dieſer Hinfiht wird feine Politica flir die 
Staatswiffenfhaft der Zukunft das fein, mas Kepler Organon für die Aſtro⸗ 
nomie gemwejen. - DMontesquieu bat den Gedanken des Ariftoteles in feiner Weife 
wieder lebendig gemacht; feine pouvoirs intermediaires find eben die zu einem 
ſtaatlichen Organe gewordenen geſellſchaftlichen (fändifchen) Kärperfchaften. Die 
Schule NRouffeau’s hat noch feinen Begriff der Gefellfchaft; man muß für ihn 
fo wie für die ganze franzöfiiche Literatur die Bemerkung gelten laffen, daß 
ihr die „societs“ nicht etwa die Gefellfchaft, fondern nur eben die Gemeinfchaft 
der Menſchen if. Aber Rouſſeau flellt, ohne von dem Welen der Geſellſchaft 
etwas zu ahnen, den geſellſchaftlichen Begriff der ftaatsbürgerlich gleichen 
und freien Perfönlichleit als Grundlage des Staatsrechts hin; das if 
der Begriff des „citoyen;“ der citoyen ift vor allen Dingen ein gejellfchaft« 
licher, und erft in zweiter Reihe ein ſtaatsrechtlicher Begriff. Der Gedante, 
daß diefer geiellichaftliche Begriff das Recht des Staats beflimmen folle und 
müfle, gehört Sieye&s. Seine biftorifhe Brofchüre „Qu’est-ce que le tiers- 
etat“ (nad) einer Note der Originalausgabe von 1789, ©. 1 ift diefe Schrift 
verfaßt während der Notablenverfammiung von 1788, und wurde von Giey&s 
felbft aufgefaßt als eine suite à l’essni sur les privileges), erfaßt zuerft den 
tiers-6tat als gefellfchaftlihe Ordnung; -fein erfter Sag: „Qu’est-ce que le tiers- 
Etat? — Tous“ heißt: wir find aus der ſtändiſchen Geſellſchaftsordnung in die 
ftaatöbürgerliche übergegangen; fein zweiter: „Qu’a-t-il été jusqu'à present 
dans l’ordre politique ? — Rien“ heißt: trotzdem find Verfiffung und Ber- 
waltung noch immer in den Händen der fländifhen Ordnungen; fein dritter 
Sat: „Que demande-t-il? — A ätre quelque chose“ heißt: und jet will die 
ftaatsbürgerliche Geſellſchaft ihr gefellichaftliches Princip durch ihre Theilnahme an 
Berfaffung und"Berwaltung zum Princip des Staatsrechts machen. Bon 
da an verſchwindet in der Theorie der Staatsbewegungen eine, Zeitlang ganz 
der organifche Begriff des Staats. Die reiche Literatur der Neunziger Jahre 
bei Aretin, Conftit. Staatsrecht I. S. 68— 71. Alle diefe Schriften reden 
von der Güte und richtigen Form der Berfaffung; ihr wahres Objekt ift aber 
vielmehr die Nothwendigkeit derfelben für und durch die neue Geſtalt der Ge⸗ 
ſellſchaft. — Das Auftreten des Begriffs der „conftitutionellen Monarchie” in 
Literatur und Gefeßgebung bedeutet dann feinerfeits den Proceß, durch den fidh 
die perfünlicde Staatsidee wieder Geltung verfchafft, und nun neben der Volls- 
vertretung, in der die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft den Staat beherrſchen will, 
ihren Platz fucht, findet, und zum Theil mit großer Energie behauptet. Hauptfchrife 
ten find die Considerations sur les constitutions von B. Conſtant 1815, die 
„monarchie selon la charte* von Chateaubriand 1816 und andere (vgl. 
Aretin S. 77— 85): e8 if ein jelbfländiges Gebiet der Gefchichte des Geiſtes, 
noch unklar in feinem Inhalt, weil man ftatt des Weſens des Königthums nad) 
feinem formellen Rechte fragte, und wiederum das Weſen der Geſellſchaftsord⸗ 
nung über ihrem Recht, der „Repräfentativverfaffung,“ vergaß. Die Rechts⸗ 
philoſophie ihrerfeits fand gleihjam neben diefer Bewegung, ohne fie zu vers 
fiehen, da fie weder einen Begriff von der Geſellſchaft, noch einen foldhen von 
„ dem Gegenfag zwiſchen Staat und Einzelnen hatte, aber fie war es, welche 
Stein, die Berwaltungslehre. 1. 3 
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den -abftraften Begriff der erfteren fefthielt und damit erhielt. Das deutſche 
pofitive Staatsrecht deckte dann formell die ganze Frage im öffentlichen Recht zu, 
während in der Wirklichkeit in Dentfchland der Eieg der ſtaatsbürgerlichen Ge⸗ 
fellichaft über die Gefchlechterorbnung und Ständeordnung langfam, aber noe 
auf einem @ebiete entfchieden ward, dem man es von jeher angethan hat, 

als eine Konjequenz der Verwaltung anzufehen, während es Tas Princip ber 
künftigen Verfaffung enthielt. Das war die Grundentlaftung, daß ift, die 
Herftellung des ſtaatsbürgerlichen Eigenthums an der Stelle des Geſchlechter⸗ 
eigenthums, und die Gewerbe- und Berufsfreibeit, das ift die Her- 
ftellung. der ftaatsbürgerlihen Arbeit an der Stelle der ftänbifchen Gorporationg« 
arbeit. Wir haben dieß im Bd. VII. der inneru Verwaltung als Entwährungsiehre 
biftorifch entwidelt. Und jett erſt wird es möglich fein, die Bedeutung der 
Gefellihaft und des Staats in ihrer rechtsbildenden Funktion zur Geltung zu 
bringen. Gneift bat damit einen guten Anfang gemacht; meine Gefchichte 
der focialen Bewegung war noch zu ſehr abftralt gehalten. Bielleiht daß das 
Eindringen in die Materie dev Gefchichte, wie fie in diefem Werke verfucht ifl, 
die Sache ernfllich fördert. Immer ift es fein Zweifel, daß hier und nirgends 
anders die Zufunft der Staatswiffenfhaft liegt. 


VI. Die Judividnalität der Staaten. 


(Begriff, Weſen und Inhalt der Individualität der Staaten. Die romanifche, 
jlavifche und germanifhe Staatenbildung. Individualität der einzelnen 
Staaten.) 


Das lehte Moment in dem organifchen Staatsbegriff, basjenige, 
in welchem fi) nun die Staatswifjenihaft am beutlichften von der 
Rechtsphiloſophie fcheidet, ift das der Individualität. Ohne Ver 
ftänbniß der individualität werden wir ewig zwar den Etaat, nicht 
aber die Staaten kennen lernen. 

Die Individualität iſt ihrem Begriffe nach die zum Bewußtſein 
erhobene Verſchiedenheit der wirklichen einzelnen Perjönlichleit von jeder 
andern. Sie ift begrifflich nicht meiter zu befiniren; allein es ift Har, 
daß erſt mit ihr die einzelne Perſönlichkeit aus einer begrifflichen zu 
einer wirklichen wird. Die reine Philoſophie kann fi) mit ber erſteren 
begnügen; die Staatöwifjenfchaft, die eben zugleich mit den wirklichen 
Staaten zu thun bat, muß auch die wirklichen Perfönlichkeiten und 
damit ihre Individualität in ſich aufnehmen. 

Die Frage iſt nun, ob diefe Individualität bloß Sache des Gin⸗ 
druds ift, und deßhalb in der Darftellung mit der bloßen Beichreibung 
erledigt werden Tann, oder ob fie einen mifjenfchaftlich erfaßbaren In⸗ 
balt hat und daher als cin inwohnendes Moment der pofitiven Wiſſen⸗ 
Schaft vom Staate behandelt werden Toll. 

Wir” müffen fo fragen und demgemäß auf die Sache eingehen, . 
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weil wir recht gut willen, daß bisher die Individualität der Staaten 
nur als Gegenftand des Gefühle und der glüdlichen Auffaffung behan- 
delt worden ift. In der Wiffenfchaft hat fie bisher Feine Stelle ge 
habt. Dennoch ift es Klar, daß die Staatswiſſenſchaft ihrer gar nicht 
entbehren fann. Iſt das aber der Fall, To muß es auch einen be 
ftimmten Inhalt befjelben geben, ohne deſſen Erfafjung man fie jelbft 
nicht Fennt; und man muß fih darüber einigen, daß es gewiſſe willen: 
Ichaftlihe Bedingungen gibt, deren Erfüllung als die Vorausſetzung 
jeder wahren Darftellung der Individualität anerfannt werben follten. 

Dieß ift aber ſchon darum unabmweisbar, weil es ohne diefe Auf 
faflung der Individualität feine wahre Vergleihung der Staaten und 
ihres Rechts gibt, ſondern höchſtens eine Zufammenftellung derjelben, 
welche fich wohl „vergleichende Darftellung“ nennt, in der That aber 
das Vergleichen dem Leſer überläßt, und daher nur eine Sammlung 
des Verſchiedenen zum Zwecke der Bergleichung ift. 

Mir müfjen uns daher veritatten, das Wefen der Individualität 
des Staats überhaupt hier wiſſenſchaftlich zu beftimmen. Liegt dieſelbe 
doch auch jedem Theile des Ganzen, alfo auch unjerer ſpeciellen Auf 
gabe zum Grunde. 

Die Individualität des Einzelnen wie der Perſönlichkeit des Staats 
fann nie in dem beftehen, worin fie einander gleich find ober gleich 
werden. Alle Staaten aber haben, mehr oder weniger entmwidelt, 
diefelben organiichen Elemente und Grundbegriffe und Elemente; 
alle Staaten haben ein Oberhaupt, eine Gefehgebung und eine Ber 
waltung. Daß die einzelnen Momente diefer Grundformen bei einem 
Staate mehr entwidelt und feiner ausgeführt find als bei tem andern, 
conftituirt eben fo menig die Individualität, als bas größere Alter 
eine Menſchen gegenüber der Jugend eines andern. 

Alle Individualität entfteht vielmehr erſt da, mo die Berjönlichkeit 
das Äußere Dafein in fi aufnimmt und zu ihrem Inhalt verar 
beitet. — Dieſes äußerliche und felbjtändige Dafein ift für den Staat 
materiell Land und Volk, für fein geiftiges Leben aber die Gefellichaft. 
Rur von dem geiftigen Leben des Staats reden wir hier. Die Indi⸗ 
vidualität des Staats entfteht daher durch die in ihm herrſchende Ges 
ſellſchaftsordnung und enthält diejenige Geſtalt des poſitiven Nechts 
für Oberhaupt, Geſetzgebung und Verwaltung, welche durch den Ein 
fluß diefer Gefellfhaftsorpnung geſetzt ift. 

Das willenichaftliche Verftändnig aller Staatsindivibualität be 
ginnt daher bei dem ber Geſellſchaftsordnung und ihres Einflufles auf 
das pofitive Staatsreht. Man kann jagen, daß demgemäß die wiſſen⸗ 
ſchaftlich Behandlung biefer Individualität eine boppelte ift. Sie 

u \ 


36 


erſcheint zuerft als ſtatiſt iſche Darftellung “der Verfchievenheit bes 
pofitiven Rechts, die aber nur dann eine wiſſenſchaftliche ift, wenn fie 
die TIhatfahen mit Bewußtſein der Urſachen ihrer Befonderheit auf 
führt und dadurch eine foftematifche wird. Sie erſcheint aber zweitens 
als diejenige, welche wir die organische nennen; das ift alg die Ent- 
widlung ber gejellichaftlihen Faktoren, welche die Befonderheit und 
Individualität des pofitiven Rechts erzeugt haben. Indem diefe Dar- 
ſtellung zugleich die Gedichte, dann die Einflüffe des Landes und der 
Nationalität im ſich aufnimmt, nennen wir fie auch wohl die prag⸗ 
matifche. Auf den Namen fommt bier übrigens wenig an. 

Es ift num wohl Har, daß ohne eine ſolche Behandlung des Staats- 
lebens das Bild der Staaten nie ein vollftändiges, aber vor allen 
Din;en nie ein wiſſenſchaftlich genügendes fein kann. Das. ift ſchon 
im Allgemeinen wahr und es ift Tein Zweifel, daß erft auf Grund 
einer ſolchen Auffafjung gerade Europa die ganze Fülle feines fo uns 
enblich tiefen und reichen Zebens uns erſchließt — ein Bild, das an 
Großartigkeit und Lebendigkeit und dennoch an Einfachheit und innerer 
Tiefe mit feiner andern Anſchauung irbifcher Dinge ſich vergleichen 
läßt, Wo man aber von dem Ganzen auf das Einzelne eingeht und 
Weſen, Recht und Geſchichte der einzelnen Organismen der Staaten 
vergleichen will, da ift vollends eine ſolche Vergleichung ohne die Grund⸗ 
lage und den Hintergrund eines ſolchen Verſtändniſſes der Individua— 
lität der Staaten Europas niemals möglich. 

Nun ift es allerdings vollfommen unthunlich, hier die Individualität 
aller einzelnen Staaten Europas zu beftimmen. Allein jo weit müfjen wir 
dennoch gehen, um biefelbe als Grundlage der weiteren Entwicklung für 
die Darftellung der Verwaltungslehre hier wenigſtens bezeichnen zu fönnen. 

Wie es im Einzelleben gewiffe große Gruppen gibt, welche wieder 
die Formen der Eingelinbivibualität umfaflen, jo auch im Staatenleben 
Europas. 

Wir unterfeiden in diefem Sinne die Individualität des roma⸗ 
nischen, des ſlaviſchen und bes germanifchen Clementes als Grundlage 
der Individualität der Staaten, welde ihnen angehören. Nut ift dabei 
befanntlich feitzuhalten, daß e8 gar fein reines Element mehr in Europa 
gibt und daß daher in der Wirklichkeit des gefelichaftlichen und damit 
öffentlich rechtlichen Lebens die Abweichungen des geltenden Staatsrechts 
einzelner Staaten von dem Charakter ihrer Stammesindivibualität ber 
Negel nad) — meift fogar nachweisbar — auf die Miſchung und ben 
Einfluß von Elementen der andern Völker zurücgeführt werden müſſen. 

Die romaniſche Nationalität enthält als ihren Grundcharalter bie 
volle Hingabe des Einzelnen an den höchften Willen des Staats. Die 


37 


Romanen fordern daher die Unterwerfung aller geſellſchaftlichen Ord⸗ 
nungen, Kräfte und Forderungen an den Staat und feine Drgane und 
Gewalten. Die Gelellichaft hat mit ihren Drbnungen bei ihnen Fein 
felbftändiges Recht gegenüber Geſetzgebung und Vollziehung. Von 
diefen erwarten fie alles und forvern fie alles; fie geben ihnen vaber _ 
im Ganzen wie im Einzelnen alle Gewalt; fie maden fie aber aud 
für alles verantwortlih. Ob fie dabei Republifen oder Monarchien find, 
ift dafür ganz gleichgültig. In der Geichlechterherrichaft bat daher 
der König alle Gewalt; in der Ständeorbnung werden bie Körper⸗ 
fchaften auch dem Könige gegenüber fouverän; in ber ftaatsbürgerlichen 
Ordnung berrihen Geſetzgebung und Verwaltung des Ganzen über 
jeden Theil. Wir drüden das fo aus, daß fie zur Selbftverwal- 
tung als organiſchen Theil der Freiheit nicht fähig fcheinen, während 
fie alle andern Momente derfelben vollftändig entwideln. 

Die ſlaviſche Nationalität beruht ihrerſeits — wie es fcheint dauernd 
— auf der Gefchlechterorbnung in der Geftalt der Familie. Der Staat 
ift ihr kein Begriff und keine felbftändige Perſönlichkeit neben dem Volle; 
er ift vielmehr die perfonificirte Gemeinfchaft der Familie. Das Ober 
baupt ift der große Yamilienvater. Die Selbftändigfeit des Einzelnen 
ift daher nur die des Sohnes in der Familie. Ein Recht auf alles, 
was nicht aus dem Weſen der Familie für den Einzelnen hervorgeht, 
fällt damit weg; das Gebiet der Selbftändigfeit des Einzelnen aber ift 
eben deßhalb auch die Eingelfamilie; die Selbftverwaltung ift die Ge 
fchlechterordnung des Dorfes; ein Vereinsweſen kann es dabei nicht 
geben; der König ift der Bater; das Geſetz ift väterlicher Wille; die 
Verwaltung beruht auf der letzten Gemeinfchaft alles Rechts auf alle 
Güter; von einer Selbjtändigleit irgend eines Theiles gegenüber diefem 
Ganzen ift dabei feine Rebe. 

Die germaniſche Nationalität dagegen enthält eine tiefiwurzelnde 
Anbänglichkeit ſowohl an die Gefchledhter, als an die Ständeorbnung, 
in wunderbarer Weife verbunden mit der Selbftändigfeit des Einzelnen. 
Es ift das Volk, dem die Löfung der Aufgabe zugefallen ift, alle drei 
Gejellichaftsorbnungen mit ihrem Werthe und ihren Ipecifilchen Funktionen 
zu erhalten und fie dennoch der felbftändigen Staatsidee unterzuorbnen. 
Seine Arbeit ift daher die größte und ſchwerſte in der Gejchichte; denn 
e8 läßt die gefellihaftlihen DOrbnungen fo weit befteben, 
als fie nicht in Widerfpruc mit der geſellſchaftlichen Ent 
widlung treten. Eben dadurch hat nur die germaniſche Nationas 
lität die Fähigkeit, ein weſentlich verſchiedenes pofitives Staatsrecht bei 
fih auszubilden; denn fie allein vermag es, einen Abel und ein 
Syſtem von Körperichaften anzuerkennen, und dennoch die Freiheit des 
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Einzelnen zur vollen Geltung zu bringen. Eie bat daher, und mie 
war eine großartigere Eridheinung in der Weltgeſchichte vorbanden, zu 
glei einen felbitändigen Staat, Geſchlechterrechte, ſtändiſche Rechte und 
ein freies Staatsburgerthum; fie hat diefe Thatſachen jogar zum vollen 
Bemußtfein erhoben und fie als Lebenselemente ihrer Entwiclung im 
confervativen und liberalen: Element anerkannt; fie bat eine ſtaatliche 
Gefehgebung und Verwaltung, und daneben in voller organiſcher Frei⸗ 
heit die Selbſtverwaltung und das Vereinsweſen ausgebilvet. Und 
darin, daß dieß wieder in den einzelnen Etaaten verſchieden gemiſcht 
und ausgebildet ift, liegt ber unerſchöpfliche Reichtbum an individueller 
Etaatenbildung bei diefer merkwürdigſten aller Bölfergruppen. 

Iſt es nun verftattet, auf diefer Grundlage die einzelnen Etaaten 
zu indivibualifiren, fo ergibt fi) im Großen und Ganzen folgendes Bild. 

Der Staat der romanischen Race ift Frankreich. In Stalien 
und Spanien herriht zwar tas Princip der romanischen Race, aber 
die ftändifhe Drbnung und Gewalt der Tatholifchen Kirche ift es, bie 
mit ihrem Einfluß den romanischen Staat beftimmt, zum Theil zerbricht, 
zum Theil beſchränkt. Das öffentliche Recht diefer Länder ift ein beftäns 
diger Kampf zwischen dieſen Elementen; das Biel ift die Repropuftion 
des franzöfifchen Lebens und Rechts auf allen Gebieten. 

Der Staat der ſlaviſchen Nace iſt Rußland. Es ift feinem Wefen 
nach verfaflungslos, bis jetzt unfähig zur Selbftändigfeit der Theile und 
der Einzelnen, wohl aber fähig zur höchſten Form und Herrichaft der 
Verwaltung. Durch fich ſelbſt wird die flavifche Staatenbilbung ſtets 
groß im Ganzen, aber niemals groß im Einzelnen werben. 

Die Staaten der germaniſchen Race find, wie gefagt, fehr ver 
fchieden. Ohne allen Zweifel aber bilden England und Deutfchland 
die beiden Hauptformen berjelben. 

England ift derjenige Staat, in welchem die Gefchlechter und 
Stände:Elemente noch im vollften Maße in ganz Europa ihre Selb: 
ftändigkeit erhalten haben und zwar fo, daß neben ihnen die ftaats« 
bürgerlihe Geſellſchaft mit gleichem Recht auftritt. Diefe gleiche Be 
vechtigung aller drei formen der Geſellſchaft bildet den Charakter des 
englifchen Volkes und die Individualität feines Staats. Diefelbe äußert 
ſich eben deßhalb in der Gelbftverwaltung jedes Theiles und in der 
Unterwerfung von Staatsoberhaupt, Gefetgebung und Verwaltung 
unter die Elemente der Geſellſchaft. Der Kampf diefer drei Elemente 
untereinander entfcheidet daher über Grfeßgebung und Verwaltung; 
diefelben gelangen daher zu Feiner organischen Eelbftändigfeit; das was 
wir die Stegierung nennen (ſ. unten), gebt faft unter in der örtlichen 
Selbitverwaltung und der aelellihaftlihe Einfluß auf Geſetzgebung und 
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Verwaltung wird zur Parteiherrichaft, deren Gränze aber das Recht 
jeder der drei Geſellſchaftsordnungen ift. Der perjönliche Staat fommt 
daher faft nur in der Würde des Oberhaupts und nach Außen zur Ers 
fcheinung; das „Amt“ ift England unbefannt. | 

Deutichland dagegen hat den perfünlichen Staat und die Regierung 
ausgebildet und die gejellichaftlihen Orbnungen denjelben unterworfen, 
ohne fie zu vernichten. Daher hat es die Theilnahme der letzteren an 
der Gejeßgebung zugleich beichränft und doch organifirt, die Selbit- 
vertwaltung ausgebildet, aber der Regierung untertvorfen und das Ver 
einsweſen zugelafien, aber es fyitematifch in die Vollziehung aufgenoms 
men. Aus diefer Unterordnung der Geſellſchaft unter den perjönlichen 
Staat geht daher die größere Selbitänvigfeit des lebteren hervor, bie 
eben deßwegen mit dem freien Staatsbürgerthbum vielfach in Conflikt 
geräth. Die große Arbeit unferer Zeit ift es, die feften Gränzen für 
diefen Conflikt aufzuftellen und der mwichtigfte Theil derjelben Liegt in 
dem Syſteme und Rechte der vollziehenden Gewalt; das zu zeigen ift 
die Aufgabe des Folgenden. Die Gleichheit zwiſchen England und 
Deutichland liegt daher in der Gleichheit feiner gefellfehaftlichen Elemente, 
die Verfichiedenheit in der Stellung und dem Rechte des perjönlichen 
Staats, ausgebrüdt in der Regierung. Der Gang der gegenwärtigen 
Entwidlung geht dahin, beide von. einander dad Belte lernen zu laflen. 

Bon den Heineren Staaten bat Belgien den romanischen Charafter 
in Gefeßgebung und Verwaltung, den germanifchen in Selbſtverwaltung 
und. Vereinsweſen; Holland ift wie ein Theil Deutichlands, jeboch mit 
größerer Selbftändigfeit der Selbftverwaltung. Dänemark hat die ges 
ſellſchaftliche Stellung der Geichlechter und Ständeordnung bereitö ganz 
dem Staatsbürgerthum untergeoronet, in Schweden dagegen find die 
eriteren nach eben dem legteren faft gleich mädtig; in Norwegen aber 
find fie ganz verfchwunden; dort aber herrſcht auf den Bauerhöfen noch 
immer die Geſchlechterordnung des Bauerndorfes. In der Schweiz end⸗ 
lich ftehen die romanischen und germanischen Kantone felbjtändig in 
Berfaffung und Berwaltung neben einander, und der Bund ift im 
Grunde nur die Verwaltung der, von allen gejellfchaftlichen Gegenfäten 
unabhängigen Volkswirthſchaftspflege. 


Wir mwiffen nun recht wohl, wie wenig Werth eine folche Ueber 


fiht für das praktiſche Recht hat. Sie fann nur als der Faden gelten, 
der alle Individualitäten Europas zuleßt doch mit einander verbindet. 
Wir werden unten fo tief in Einzelheiten eingehen, daß wir bes Zus 
ſammenhaltens derſelben zu Einem Bilde in jedem Sabe bebürfen. 
Möge das Obige in diefem Sinne feine Aufgabe erfüllen! 
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Die vollziehende Gewalt im organiſchen Stantsbegrifl. 


Allgemeiner Theil. 
Die organifhen Grundbegriffe 
. 


Die vollziehende Gewalt als felbfändiger Kegriff neben 
Geſetzgebung nnd Verwaltung. 


Indem mir nunmehr von dem allgemeinen Begriffe des Staats 
und feines organifchen Lebens zum Gebiete der vollziehenden Gewalt 
übergeben, ftehen, wie e8 uns Scheint, drei Hauptpunfte zunächft feit, 
welche allem Einzelnen im Folgenden gemeinfam zum Grunde liegen. 

Zuerft ift die Vollziehung und die vollgiehende Gewalt ein ſelb⸗ 
fländiger Theil des Stant3 und feines perfünlichen Lebens. Zweitens 
greift aber derfelbe auf allen Punkten mit den übrigen, an fidh gleich 
falls felbftändigen Theilen zufammen und bildet eben in diefer Gemein- 
Saft mit ihnen das Leben bes Staats. Drittens wird es baber, 
um zu einer felbitändigen Darftelung der wollziehenden Gewalt eben _ 
mitten in diefer innigen Verbindung mit allen übrigen zu gelangen, 
nothwendig, fte jelbft mit den ihr eigenthümlichen Momenten als ein 
organtiche® Ganze für fich zu betrachten. 

Auf diefen drei Punkten beruht zunächft der Inhalt des Folgenden. 


I. der formale Begriff der vollzichenden Gewalt. 


Um den formalen Begriff ver Vollziehung feftzuftellen, müflen wir 
den Grunbfat wiederholen, den mir bei der Feitftellung des Staats- 


‚begriffes bereits entwickelt haben. 


Die Bedeutung des Satzes, daß der Staat eine höhere Form bes 
perfönlichen Lebens fei, liegt, wie gefagt, nicht etwa in feiner quantitativ 
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größeren Gewalt, fondern vielmehr darin, daß in ihm die einzelnen, 
bei der Eingelperjönlichkeit verichwindenden Momente des perjönlichen 
Lebens zu felbitändigen Erjcheinungen, mit eigenem Begriffe und eigenem 
felbftthätigen Leben tverben. 

Run bat der Staat feine Selbftbeftimmung im Geſetz und führt 
fie durch die That in der Verwaltung aus, tie e3 im Begriffe des 
Lebens liegt. Bei der Einzelperfönlichkeit fönnen wir dieß Wollen und 
Thun fehr deutlich unterfcheiven; aber weiter geht die Unterfcheidung 
nicht. Bei der höheren Perjönlichleit des Staats dagegen treten auch 
diejenigen organischen Momente, melde die Vermittlung zivifchen 
dem rein innerlichen Alt des Wollens und dem äußerlichen des Thuns 
enthalten, felbftändig, das ift als eigene Begriffe, Organe und Rechte 
hervor. Und die vollgiebende Gewalt ift daher zunächſt ihrer rein for 
mellen Stellung nad im Allgemeinen dieſe jelbitändig baftehende Ver 
mittlung zwiſchen Wille und That; das ift fie erfcheint, abftraft 
gelagt, als das ſelbſtändig gedachte Wollen des Thuns und das Thun 
des Wollend. Das heißt Folgendes. 

Wenn das Wollen zur Eelbftbeftimmung — im Staate = Geſetz 
— gebieben ift, fo ift die erfte Bedingung der That die felbftändtge 
Kraft, melde den Willen ausführen kann — die für ſich feiende 
‚bloße Möglichkeit der That. Diefe Kraft des Staats ift theils ein 
jelbftändiger Organismus, das Heer, theils jedem einzelnen Organe 
des Staats immanent, al3 ein Theil feiner Funktion. Sowie dieje 
Kraft jelbftändig gedacht wird, fo muß auch ein Willensaft erfcheinen, 
der ſpeciell die wirkliche Verwendung diefer Kraft für die Verwirklichung 
des Geſetzes will. Für vielen, den Willen des Gefetes wollenden 
Willen bildet dann jener felbftändige Kraftorganismus den Körper, 
befeelt ihn, gibt ihm jeine Macht und wendet fich jebt den gegebenen 
Berbältniffen zu, welche dem Geſetze unterworfen werben follen, um in 
diefer Bezwingung diefer pofitiven jelbftändigen Verhältniffe ala That 
des Staats, das ift als feine eigentlihe Verwaltung zu erjcheinen. 
Diefen Proceß macht jeder Wille des Staats durch, und der Staat ift 
diejer felbftthätigen Vermittlung durch jene Organe fo fehr bewußt, daß 
fie namentlid) in den Vollziehungsflaufeln in ben Geſetzen der Reuzeit 
felbftändig bervortritt. Jener Proceß nun bat als folcher feinen eigenen 
Willen und Organismus, und diefen für die Verwirklichung des Staats: 
lebend an fich beitimmten Proceß nennen wir die Vollziehung, 
feinen Organismus die vollziehende Gewalt. 

Die vollziehende Gewalt ift daher zuerſt forınell gefchieven von ber 
Geſetzgebung, die nur den Willen bes Staats, feine reine Selbftbeitim: 
mung, zum Inhalt bat, denn fie will nicht ihren, ſondern ben Willen 


des Staats, das Geſetz. Sie ift aber auch formell geſchieden von ber 
wirklichen Verwaltung, bie zugleich die gegebenen Verhältnifie des na 
türlichen Dafeins des Staats in ſich aufnimmt, und, fie nad) bem 
Willen des letzteren beftimmend, zur wirklichen Arbeit des Stantslebens 
wird. Sie ift daher bie, als felbftändig gedachte Funktion, welche im 
Staat Wille und That, das ift Gejeß und wirlliches Leben, vermittelt 
und für beide durch ihre Thätigleit die in ihrem Wefen liegende Einz 
heit in der Wirklichkeit des Lebens herſtellt. Allerdings wird die Vor- 
ftellung von der Gelbftänbigfeit diefer Vermittlung dem Einzelnen 
ſchwierig, weil fie für fein individuelles Leben nicht zur Erſcheinung 
gelangt. Allein in der Betrachtung des Staats tritt fie ſofort auf, 
indem jener Proceß der Vermittlung felbft in einzelnen Momenten er 
ſcheint und es ſich dabei ergibt, daß jedes dieſer Momente wieder als 
ein jelbjtändiges eine eigene hochwichtige Funktion, damit, wie ‚wir 
fehen werden, eine eigene Organifation, bamit wieder ein eigenes Recht 
und fogar eigene ehr wohl befannte Namen hat. Wir werben daher 
zuerſt diefe, im Weſen der Vollziehung liegenden Momente felbftändig 
darlegen, an ihre Selbftändigfeit den Begriff ihres Rechts anfchliehen, 
und dann dieß Recht an ber Bejonderheit jener Momente su — 
Syſtem entwickeln 


IL Die vollziehende Gewalt in den einzelnen Momenten ihrer Funktion, 

(Die Berordnumgsgewalt: Verordnung und Verfügung; die Organifar 

tionsgewalt: Organ und Competenz; die Zwangsgewalt: Befehl und 
Bwang, die Polizei.) 


Hat man nämlich nur erft die Vollziehung an ſich als etivas 
Selbftändiges vom dem (inneren) Wollen und dem (äußeren) Thun ale 
Vermittlung und Einheit beiver geſchieden, jo iſt es nicht mehr’ fchtver, 
jene einzelnen Momente derſelben zu beftimmen. Und wir denken , daß 
die Sache um fo viel einfacher und verftändlicher werden wird, als wir 
ſchon bier wohlbekannte Ausbrüde finden, die allerdings ihre wiſſen⸗ 
ſchaftliche Beſtimmung erft eben durch jene perſönliche Auffaſſung bes 
Staats finden Fünnen. 

Das erfte Moment jeder That befteht offenbar darin, daß id 
nicht bloß den Zwech der That, fondern daß ich die That ſelber an ſich, 
das beißt, daß ih das Thun, die Verwirklichung einer reinen Willens 
beftimmung will. Dieß wirkliche Thun hängt nun aber von Dingen 
und Kräften ab, die nicht mehr bloß in meinem Willen liegen, denn 
es wendet ſich bereits der Außeren Welt zu. Es fordert daher Er— 
wägungen, welche ſich auf bie Frage beziehen, wann und wieder Wille 
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vollzogen werden muß; es fordert Kenntniß der Kräfte, melde die Voll⸗ 
ziebung unternehmen follen, der Bedingungen, unter denen fie ge 
ſchehen Tann. Ich Tann etwas ganz beftimmt wollen: aber wenn id 
beichließe es wirklich zu thun, tritt immer ein neuer auf dieß mirkliche 
Thun bezüglicher Willensaft Hinzu. 

Nennen wir nun den bejtimmten Willen des Staats das Geſetz, 
fo beißt derjenige Willensakt, der das wirkliche Thun, die Ausführung 
des Geſetzes als folhe, zum Inhalt hat, im Gegenfab zum Gefehe bie 
Berordnung. Die Verordnung ift daher zunächſt und ihrer formalen 
Definition nach der auf die Vollgiehung der Geſetze gerichtete Wille 
des Staats. 

Ihrem Begriffe nah umfaßt fomit die Verortnung alle auf die 
Vollziehung des reinen Staatswillens oder der Geſetze bezüglichen 
Willensalte des Staats. Indeſſen unterjcheiden wir innerhalb dieſes 
allgemeinen Begriffes ſowohl nach der Ratur des Objekts als nach ver 
Natur des einzelnen verordnenden Organes mehrerer Arten; freilich 
bleiben dieſe Unterjcheidungen bis auf Einen Punkt für das worauf es 
anlommt, das öffentliche Hecht der Verordnungen, unmwefentlid. Hier 
bleiben wir jedoch noch bei rein formellen Unterſchieden ftehen, bie 
Ipäter auf die tieferen Momente da zurüdgeführt werben, wo dieſelben 
in das Leben des Staats rechtöbildend eingreifen. Man fpricht von 
Berordnungen im Allgemeinen, wenn bdiejelben die Gejammtaus: 
führungen eines Gejetes betreffen; von Erlaffen, wenn fie einen 
einzelnen Punkt betreffen: von Inftruftionen, wenn fie fi auf das 
Berfahren beftimmter Organe in ihrer regelmäßigen Funktion beziehen; 
von Reſcripten, wenn fie ſich auf die Snterpretationen neuer Vers 
ordnungsfälle beziehen; von Gircularen, wenn fie auf wichtige er: 
hältnifje für die Vollziehung aufmerkſam machen mollen; von Be 
ſcheiden, wenn fie ala Entſcheidung auf einzelne Fragen erfceinen; 
von Batenten, wenn die Verordnung vom Etaatsoberhaupt unmits 
telbar ausgeht. Alle dieſe Unterfchiede "find ihrem Weſen nach fehr 
unbeftimmt, und die Worte ſelbſt haben daher auch feinen feſten Werth; 
in einem Lande heißen fie dieß, in einem andern jened. Wohl aber 
ift e8 von entjcheivender Bedeutung, den Unterfchied zwiſchen ten beiden 
Kategorien der Verordnung und der Berfügung ganz beitimmt feft: 
zuitellen. Eine Berordnung ift derjenige Wille der vollziehenden Gewalt, 
welche da? Gefammtleben des Staats, oder die Gefammtverhältniffe, welche 
fih auf die Vollziehung eines Gejeßes beziehen, beitimmt. Cine Ber: 
ordnung muß daher jeder Wille heißen, der von der höchſten voll» 
ziehbenden Gewalt felbit ausgeht. Eine Verfügung dagegen ift 
diejenige Verordnung (im weiteren Sinne), die wieder die Bollziehung 
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einer Verordnung (im engeren Sinne) enthält, und daher als von 
einem niederen Organe der Vollzugsgewalt ausgehend, betrachtet 
wird. Dieſe Unterſcheidung kann man faſt durch alle Formen der 
Verordnung durchführen. Sie iſt aber von entſcheidender Wichtigkeit, 
weil auf ihr ein ſehr weſentlicher Theil des öffentlichen Rechts der voll⸗ 
ziehenden Gewalt beruht. Wir werden ſpäter faſt in jedem Punkte 
auf dieſelbe zurückkommen. Einer Erklärung, denken wir, bedarf die 
Sache vor der Hand nicht weiter. 

Die zweite Bedingung jeder That beſteht nun offenbar darin, 
daß ein beſtimmtes Organ für die wirkliche Ausführung des 
Willens vorhanden ſei. Im Staate nun iſt dieſe Beſtimmung eines 
Organes für eine beſtimmte Funktion der Vollziehung nicht auf rein 
natürlichem Wege gegeben, wie bei dem Einzelnen, dem es durchaus 
nicht zweifelhaft iſt, was Auge und Ohr, Hand und Fuß zu thun 
haben. Der Staat muß vielmehr für jede Funktion ſein Organ 
haben, und muß dem beſtimmten Organ auch dieſe ſeine Funktion 
ſelbſt zuweiſen. In der That iſt dieſe Zuweiſung zuerſt aller: 
dings die Vorausſetzung aller äußern Ordnung in der Vollziehung;: 
dann aber enthält fie zugleich die Erklärung, daB das, mas das 
einzelne Organ vermöge diefer Zumeifung thut, auch wirklich eine 
Funktion des Staates, alfo im Namen beflelben und mit feiner 
Gewalt geſchehe. Eine ſolche Beitimmung aller einzelnen Organe für 
die Geſammtheit aller einzelnen Funktionen der Vollziehung nennen 
wir die Organiſation der vollziehenden Gewalt; diefe Organiſa⸗ 
tion verleiht daher jedem Organ feine Funktion, die ed dann im 
Namen des Staats vollzieht; und dieſe organifche Beitimmung ver 
Funktion für das einzelne Drgan nennen wir die Gompetenz des— 
felben. 

Die beiden Begriffe: Organ und Competenz, find daher Gorollare: 
feine von ihnen ift für fich da; die Gompetenz entjteht aus dem Weſen 
des Organs, und bildet, wie wir fchon hier jagen können, dasjenige 
Maß der allgemeinen Regierungsgewalt, meldes für die Er 
füllung einer beftimmten Aufgabe nothivendig ift. Da nun diefe Ne: 
gierungsgewalt wieder die verorbnende, organifirende und polizeiliche 
Gewalt enthält, jo befteht der Inhalt der Competenz in demjenigen 
Antheil an jenen drei Gewalten, weldyer jedem einzelnen Organe durch 
die ftaatliche Organiſationsgewalt zugemwiejen if. Man muß daher als 
allgemeinften Grundjag der Competenz jeten, daß jedes Organ ſtets 
alle drei Gewalten bis zu einem gewiſſen Maße in fich vereinigt. Es 
gibt weder eine ausſchließende Competenz nur für Entſcheidungen, 
Drganifirungen oder Erefutionen, fondern in jedem Organe find alle 
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Momente vorhanden: ja e8 kann gar Fein Drgan gedacht werben ohne 
diefelben; denn jedes Drgan gilt zuletzt als das Ganze innerhalb eines 
beichränften Kreiſes. Und das Maß jener drei Gewalten, melches 
dem einzelnen Drgan auf diefe Weiſe zufteht, ift ver Inhalt der 
Competenz. 

Der Umfang der Competenz dagegen entitebt, indem das eins 
zelne Lebensverhältniß objektiv beftimmt wird, für welches das Organ 
mit jenen drei Gewalten nie thätig fein fol. Während baher der In⸗ 
halt die Gränze der leßtern gegenüber der allgemeinen Regierungss 
gewalt feftitellt, fett der Umfang diefe Gränge für die wirklichen Dinge. 
Diefe letztere kann nun wieder eine theils ſachliche, theils örtliche 
fein. Es können dabei innerhalb derjelben örtlichen Gränze viele fach: 
liche Competenzen zugleich gültig fein; bie örtlichen Competenzen das. 
gegen fchließen fi nothwendig aus. Daher aber entiteht, wie bie 
Lehre vom Orkanismus weiter zeigen wird, ein neuer Begriff durch die 
Momente des Allgemeinen und des Befondern auch für die Compes 
tenzen, indem auch bier das erjte das zweite fich unterorbnet; dieſe 
Unterordnung erjcheint dann als die Hierarchie der Competenzen ober 
der Organe, denen biefelbe zuiteht. 

Auf diefe Weiſe iſt die Gejammtheit der einzelnen Competenzen 
die wirkliche Geftalt des Drganismus der Regierung. Und dieje leßtere 
nun, obwohl fie im Weſen der vollziehenden Gewalt liegt, und das 
Princip der verfafiungsmäßigen Verwaltung das zweite Princip erzeugt, 
daß die vollziehende Gewalt allein Anhalt und Umfang der Compes 
tenzen zu beftimmen bat, da fie die Träger ihrer concreten Thätigfeit 
find, wird nun dadurch zu einem Träger der Wiljenichaft, daß bie 
wirflihe Competenz und mithin der wirklihe Organismus feinerfeits 
bebingt erfcheint durch die Natur der Aufgaben, für welche er wirken 
fol. In dem Syſteme der Drgane finden wir daher das organiſche 
Syſtem des Gefammtlebens, in dem Syiteme der einzelnen Competenzen 
bie concrete Geftalt feiner einzelnen Aufgaben wieder, und die Defis 
nition eines Gebietes der Berwaltungslehre ift daher bie 
eigentlidh allein ridhtige Beftimmung der Gompetenz des 
für dieſes Gebiet beftimmten Organs. 

Wie daher vermöge der Verorvnung und Verfügung die Boll» 
ziehung des objektiv daftehenden Gejetes zum Gegenitande und Inhalt 
eines eignen Altes des Staatswillend wird, jo wird biefelbe vermöge 
der Organifation und Competenz zum Gegenftand ber für jeden Alt, 
der Vollziehung beftimmten Organe. Allerdings Tann diefe Organiſa⸗ 
tion und Competenz wiederum durch Geſetze feitgeftellt jein; fie Tann 
aber eben ſowohl durch Verordnungen beftimmt werden. Der Unter 
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ſchied iſt wichtig; wir ſprechen darnach von einer gefegmäßigen und 
bon einer verordnungsmäßigen ODrganiſation und Competenz; 
wir werden unten Gelegenheit haben zu zeigen, was dieſer Unterſchied 
bedeutet. 

Iſt nun auf dieſe Weiſe der Organismus der Competenzen eine 
weſentliche Bedingung der Vollziehung, ſo muß dieſelbe ſich jenen Or⸗ 
ganismus auch ſelbſt ſetzen können. Und dieſe naturgemäße Fähigkeit 
derſelben nennen wir die Organiſationsgewalt der Vollziehung. 

Mit Verordnung und Organiſation ſind nun Wille und Kraft der 
Vollziehung ſelbſtändige Momente; das letzte Moment derſelben iſt nun 
die äußere Verwirklichung des Willens eben durch die Organe inner⸗ 
halb und vermöge ihrer Competenz. Dieſe äußere Verwirklichung iſt 
nun die wirkliche Thätigkeit. Dieſe wirkliche Thätigkeit, das materielle 
Thun des Staats, hat nun zwei Grundformen, die nicht im Weſen 
der That, ſondern in dem ihres Objekts liegen: da, wo das Objekt 
ber äußerlichen That ein natürliches Verhältniß iſt Bau eines Weges, 
Herftellung von Telegraphen, Münze u.-f. w.) ſprechen wir von ber 
Ausführung des Geſetzes, beziehungsmweife der Verordnung. Da, 
wo das Objekt dagegen eine PBerfönlichkeit ift, jprechen mir von dem 
Befehl des competenten Organes (der natürlich oft Verfügung, oft 
Anordnung, oft nad) feiner äußerlihen Form Kundmachung, Anfchlag, 
Ausrufung u. |. m. heißt, was jelbitverftändlich dag Weſen der Sache 
nicht ändert). Auf den Befehl folgt entweder Gehorfam von Eeiten 
der leßteren,: oder der Zwang, melder die Ausführung auch gegen 
den Willen der betreffenden Perjönlichkeit vollzieht. Diefer Zwang 
beißt in feinen einzelnen Aften vielfach die Polizei. Es wäre befier, 
dieß Wort hier nicht zu gebraudden; Sinn und Inhalt defielben werben an 
einer andern Stelle (|. Polizeirecht. Bd. III.) genauer dargelegt. Der 
Zwang hat demnach zur Borausfegung den Ungehorfam, zu ſeinem Biel die 
Verwirklichung der Verordnung als Befehl 2c., zu feinem Organe bie 
competente Behörde. Er it der Schlußpunft der Vollziehung, wenn 
auch nur der negative, und als drittes Element derſelben erfcheint er 
neben Berordnungsgewalt und Organiſationsgewalt ald die Zwang ds 
gewalt der Vollziehung. — Diejes nun find die Momente, welche 
zulammengefaßt die „Vollziehung“ bilden. Sie find organiſch, das 
beißt, fie find in jedem Aft der Volljiehung enthalten, und folgen 
einander ftet3 und felbftbedingt in der Reihenfolge, die im Begriffe 
ſelbſt liegt; zuerft Tommt die Verordnung, dieſe fchließt ſich an bie 
Competenz, und diefe vollzieht die Verordnung durch Ausführung, Bes 
fehl oder Zwang. Das alles find die elementaren Formen, in denen 
aus dem Gejeße die wirkliche Verwaltung wird, und bie in ihrer 
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jelbftändigen Orbnung zufammengefaßt und als felbftändiges Element des 
Staatslebens daſtehend, die „vollziehbende Gewalt“ bilden; das 
iſt, die Vermittlung zwiſchen Geſetz und wirklicher That der Verwal⸗ 
tung erſcheint eben in dieſem Theil des Lebensorganismus, den wir 
die vollziehende Gewalt nennen. 


Wir gehen hiernach auf die ſtaatsrechtliche Beſtimmung aller dieſer 
Begriffe nicht ein, die erft unten bei dem verfaffungsmäßigen Verwaltungsrecht 
gegeben werben kann. Wir müffen vielmehr bemerken, daß die obigen firengen 
Definitionen aus dem Weſen des Staats genonımen find. Weder die Rechts⸗ 
pbilojophie no aud die Staatswiffenichaft hat fich bisher mit diefen Begriffen 
beſchäfiigt. Es gibt unſeres Wiffens nirgends einen Verſuch, das Wefen der- 
Verordnung, gefchweige denn der Arten derjelben, aus der Irganifation der 
felben zu beftimmen. Auch gibt es feine Beftimmung im pofitiven Recht über 
diefe Berhältniffe. Wir haben vielmehr nur mit hergebrachten Bezeichnungen zu 
thun. Wohl wäre e8 ſehr gut, wenn man ſich fiber dieſe naheliegenden, Be- 
ziehungen einigen könnte, da man, wie wir unten ſehen werden, damit für dag 
Nechtsieben viel gewonnen hätte. In England befieht auch keine weitere Un⸗ 
terſcheidung als die im Worte (Ordres in council, |. unten) liegt. Nur Frank⸗ 
reich ift ung voraus. In Frankreich ift die Ordonnance ftet3 eine königliche 
Verordnung, das Arr&t eine Entfcheidung der höchften Berichte, die Entſchei⸗ 
dung des Conseil d’etat heist Arr&t du conseil, das Arrêté ift die Entſchei⸗ 
dung der Präfelten und das Conseil de prefecture, die Decision jede admi⸗ 
niftrative Entſcheidung. — Das Entfcheidende, der Unterjchied von Berordnung 
und Berfügung fehlt auch hier. 


11 Die Vollziehung als allgemeiner Theil der Verwaltung. 


(Die Bollziehung ift ſtets mit der Verwaltung verbunden. Aber fie ift bas 

gleichartige Element in jeder Verwaltung, daher die Einheit der letzteren, und 

fomit der allgemeine Theil aller Berwaltung und alles Verwal 
tungsrehts. Daraus Syſtem des: lekteren.) 


Allerdings nun erfcheint die Vollziehung vermöge dieſer ihrer Mo» 
mente als ein felbftändiger Theil des Staatölebend. Geht man aber 
Einen Schritt weiter, fo zeigt ſich ein neues Verhältniß, das erft die 
wahre Bedeutung der vollziehenden Gewalt darlegt. 

In der That nämlich fann es zwar eine Gefeßgebung ohne Boll 
zjiebung, und umgekehrt eine Vollziehung ohne Gefebgebung geben; 
die Selbftändigleit der Vollziehung gegenüber der Gejeßgebung iſt 
daher wohl zweifellos. Allein e3 gibt feine Verwaltung ohne 
Vollziehung, und umgelehrt feine Vollziehung ohne eine Verwal: 
tung; jeder Alt der letztern ift ein Alt der vollziebenden Gewalt, 
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von der unterften Funktion der unterften Behorde bis zur Tönig: 
lihen Verordnung binauf, und jeder Alt der Vollgiehung enthält als 
feinen concreten Inhalt einen Berwaltungsalt. Das fcheint wohl un: 
zweifelhaft. | 

Wenn man daher von der Selbitändigfeit der vollziebenden Ges 
walt gegenüber der wirklichen Verwaltung reden will, jo kann man 
dabei nicht an eine äußerliche Scheidung denken. Die Bedeutung der 
vollziehenden Gewalt liegt vielmehr in dem inneren Verhältniß derfelben 
zu der Verwaltung. 

Die wirkliche Verwaltung ift nämlich die That des Staats, infos 
fern fie ſich mit wirklichen Lebensverhältniſſen beichäftigt. Sie beſteht 
daher aus einer unendlichen Mafje von Thätigfeiten; jede derfelben ift 
von der andern verjchieden vermöge des Dbjelt mit dem fie zu thun 
hat; jede derjelben unterliegt mehr oder weniger der Natur der letztern; 
die Verwaltung ift in der Wirklichkeit daher eben fo bunt und mannid» 
faltig, eben jo zufällig und ungleichartig wie das Leben felbft, mit 
dem fie zu thun hat. Welch eine Gemeinſamkeit, ‚welche Vergleichung 
3. B. gibt es zwiſchen einem Akt. der Gefundheitöpflege und einem AH 
des Poſtweſens, zwiſchen Vormundſchaft und Eifenbahnvertaltung, 
zwiſchen Waflerreht und Armenweſen, und hundert andern Verwal⸗ 
tungsalten? Dennoch gehören alle dieſe Alte nicht bloß der abitrakten 
ethiſchen Idee des Staatslebens, ſondern fie find das wirkliche Leben 
des Staats; es ift der Staat, der in ihnen erjcheint, und durch ben 
fie das find, wofür fie gelten, eine Funktion der Staatöperfönlichkeit. 

Sit dem aber jo, jo müſſen ſie etwas gemeinfam haben, wos 
dur fie dem wirklichen Staate angehören und als Momente und 
Funktion defjelben erfcheinen. Dieß wieder muß von ihrem Objekt uns 
abhängig, allen Einzelaften der wirklichen Verwaltung Gemeinfame, 
ferner in jedem Alte vorhanden und nachweisbar fein; e8 muß gerabe 
dadurch, daß es in jedem Alte fich in gleichet Weife wiederholt, biefe 
Alte felbft in der inneren und äußeren Berbindung mit der gemein: 


. famen Quelle erhalten und erfcheinen laſſen, aus der fie eben ala Eins 


zelne entiprungen find. Diele Quelle aber ift der perfönliche Staat in 
feiner Thätigfeit. Und das, was auf diefe Weife allen einzelnen Vers 
mwaltungsalten gemeinfam ift und fie alle auf den Staat und fein 
Beben zurüdführt, ift eben das, daß fie in allen Formen und auf 
allen Gebieten den Willen ded Staats enthalten, mit der Kraft des 
Staats. handeln, und im Namen des Staats den Widerftand gegen 
feinen Willen brechen. Das aber eben ift das Wefen der voll: 
giebenden Gewalt. Die vollziehende Gewalt ift daher in jedem 
Berwaltungsalte thätig, ja ihre Thätigleit erfcheint eben nur in 
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der Gefammtheit der Verwaltungsalte; aber fie ift nicht der Verwal⸗ 
tungsalt ſelbſt, fonvern fie ift dasjenige Element in demſelben, durch 
melches er mit allen andern gleichartig, und ald ein organischer 
Theil des Staatslebend, als die Verwirklichung des Staatswillens in 
der Verwaltung erfcheint. Die Vollziehung ift daher gleichſam der 
allgemeine Theil und Inhalt aller Verwaltungsakte, während die 
materielle Ausführung der bejondere ift. In der Vollziehung find alle 
Thätigkeiten des Staats gleich, in der wirklichen Verwaltung find fie 
alle verfchieden. Syn dem Moment der wirklichen Verwaltung erfcheint 
daher jede Thätigkeit als Einzelaufgabe des einzelnen Drganes, in dem 
Moment der Bolljiehung dagegen als Thätigkeit des Staats. Und 
während daher der inhalt der Thätigkeit des einzelnen Verwaltungs: 
organes in der wirklichen Verwaltung ftet3 durch die gegebene Aufgabe 
feine Momente empfängt, bat jede Berwaltungsthätigfeit, möge fie 
fein welche fie molle, als Erjcheinung der vollziehenden Gewalt jene 
drei Momente der Verordnungsgewalt, der Organijationd: und der 
Zwangsgewalt, welde fie im Mämen des Staats ausübt, und erft 
dadurd zu einer Altion des Staats wird. 

So ift die Vollziehbung als das eigentlich ftaatliche Element ber 
wirfliden Verwaltung, jedem Verwaltungsakt inwwohnend, in jedem 
Alte mit feinen drei Momenten enthalten, und daher dasjenige, durd) 
welches erft die Gefammtheit aller Verwaltungsakte in ihrer unendlichen 
Verſchiedenheit ala ein Ganzes, als die einheitliche organiſche 
That des Staats feinem Willen — dem Gelege — felbitändig 
gegenübertritt. Es ift daher Mar, daß erft der Begriff und das Weſen 
der vollgiehenden Gewalt die Verwaltung von der Gejeggebung 
ſcheidet, indem erft durch fie der auf die Ausführung des Staats 
willens gerichtete Wille der Vollziehung jelbftändig ericheint, und mithin 
erſt durch fie der enticheidende Unterfchieb von Gefe und Verord— 
nung Mar wird, und erft durch fie die gefammte Verwaltungs 
thätigfeit durchgeführt werden kann. Und da nun von einem Redte 
überhaupt nur da die Rebe fein fann, wo ſich felbftändige perfönliche 
Erſcheinungen einander gegenüberftehen, fo ift dieje, erft durch den Bes 
griff der Vollziehung gegebene Selbftändigfeit der Verwaltung gegen: 
über der Gejehgebung der Ausgangspunft alles Verwaltung 
rechts. Die Verwaltung bat nur in fo weit ein Recht, als fie Voll: 
ziehung ift; in fo weit fie materielle Thätigleit ift, unterliegt fie nur 
den Forderungen der Zweckmäßigkeit, der Technik, der Wahrſcheinlich⸗ 
feitörechnung. Erſt da, wo fie als felbftändiger Wille neben dem Ge 
ſetze oder gegen daflelbe al Verordnung oder Befehl auftritt, gibt es 
für fie ein Öffentliches Necht, denn erft durch den Begriff der Boll: 


Stein, die Berwaltungslehre. 1. 4 





ziehung Tann es aud eine Verwaltung ohne und gegen das 
Gefeg, und eine Geießgebung ohne eine ihr entſprechende Ber 
waltung geben. Damit entfteht das, was die Baſis alles öffentlichen 
Rechts der That des Staats ift, das felbftändige Verhalten von Ge 
ſetzgebung zur Verwaltung, und das einfache Princip diefes Rechts, das 
wir ſogleich weiter ausführen, ift dann die Unterordnung des voll 
siehenden Willens und mit ihm der Verwaltung unter 
den gefeßgebenben. So wird man fagen, daß das Verſtändniß 
des Verwaltungsrechts als eines Theiles des öffentlichen Rechts erft 
mit dem der vollziehenden Gewalt beginnt, und daß bie Höhe der 
inneren Staatsenttvidlung einerfeits, und die Individualität 
deſſelben andrerſeits von dieſem Verſtändniß und dem aus ihm fol 
genden Rechte ver vollziehenden Gewalt abhängt. 

Daraus ergeben fi) nun die beiden Gonfequenzen, welche ber Ber 
handlung der vollziehenden Gewalt zum Grunde liegen. 

Zuerft hat die vollziehende Gewalt ald Ganzes Leinen abgefon: 
derten Organismus, ba fie felbft nur als bas allgemeine und gleichartige 
Moment an der Verwaltung erſcheint, fondern der Organismus ber 
Verwaltung ift zugleich der Organismus der vollziehen 
den Gewalt. Wohl aber erfcheint die Selbftändigfeit des Weſens und 
der Funktion bes letzteren auch innerhalb der Verwaltung darin, daß 
erfteng bie Vertvaltungsorgane eben vermöge ihrer vollziehenden Ge⸗ 
malt — ihrer gemeinfdaftlihen und gleichartigen Momente — auch 
gemeinſchaftliche Namen und gemeinichaftlichen Charakter haben, den 
fie ohne Beziehung auf ihre wirklichen abminiftrativen Funktionen be 
fiten; und in diefem Sinne müffen wir, wie fi fogleid ergeben 
wird, von einem Organismus ber vollziehenden Geivalt reden, ber mithin 
die allgemeinften Kategorien des Vertvaltungsorganismus enthält, und 
auf melde alle einzelnen Organe und Kategorien fi) in einfacher Weife 
aurüdführen laſſen. 

Es fchließt fi zweitens baran der, nunmehr gewiß leicht ver⸗ 
flänblihe Sa, daß die volljiehende Gewalt ſelbſt und mithin aud bie 
Kategorien für die Organe berfelben für alle drei Gebiete ber 
wirkliden Verwaltung gleichmäßige Geltung haben, und daß bie 

drei Momente der Vollziehung, Verordnung, Competenz und Zwang 

Hleichfalls in allen drei Gebieten vorfommen. Es gibt daher Verords 

nungen, Verfügungen 2c., Competenzen und Sivang keineswegs bloß 

für die innere Verwaltung, fondern eben fo fehr für die Finanzverwal ⸗ 
tung und bie Rechtöpflege; ja jedes einzelne Drgan dieſer Verwaltungs⸗ 

‚gebiete hat fein Verorbnungs:, Competenz und Zwangsrecht, was ſich 


Fa auf den erften Blick im praftiichen Leben beftätigt. — Es 


51 

folgt daher, daß die Lehre von der vollziehennen Gewalt und ihrem 
Recht nicht eben bloß als der allgemeine over einleitende Theil für die 
innere Verwaltung, fondern eben fo fehr für die Yinanzwirtbichaft und 
Nechtöpflege gelten muß, denn in ihr ftellt fich eben allein die ganze 
Verwaltung als felbftändiges Gebiet des Stantslebend der Gefegebung 
gegenüber, und bildet dadurch die Grundlage der organischen Auffaflung 
des Staats. 

Denn es folgt endlih drittens daraus, daß das Necht vieler 
Bollzugsgewalt ven allgemeinen, das ijt für alle verſchiedenen Arten 
der wirklichen Verwaltung gemeinfamen und gleich giltigen 
Theil des Verwaltungsrechts bildet; oder daß das Bffentliche 
Recht der Verordnung, der Sompetenz und des Zwanges das allge 
meine öffentlide Verwaltungsrecht ift, während das geltende 
Recht für jedes Gebiet der wirklichen Verwaltung als das befondere 
Verwaltungsrecht zu betrachten ift. 

Darauf denn beruht das, mas wir dad Syftem des Verwaltungs⸗ 
rechts nennen müflen. Es gibt ein Recht der vollziehenden Gewalt, 
und innerhalb defjelben ein Recht der Stantswirtbichaft, ein Recht der 
Nechtöpflege und ein Necht ber inneren Verwaltung. Jedes dieſer 
Rechte enthält dann die Beitimmungen, welche durch die fpeciellen Ob» 
jefte diefer Zweige der Vertvaltung entftehen, und die demgemäß von 
dem einen Gebiet auf das andere nicht übertragen werben können, 
während das Recht der vollziehenden Gewalt für alle drei gemeinfam 
ift und auf alle die gleiche Anwendung fordert und findet. Und dieß 


ift für das praftifche Leben tes öffentlichen Nechts ſowohl als für die 


Wiſſenſchaft von höchſter Bedeutung; denn erſt dadurch ift die letztere 
wahrhaft möglich. 

Wenn wir baher die Lehre von der vollziehenden Gewalt und ihrem 
Recht der innern Verwaltungslehre vorausgejenbet haben, fo dürfen mwir 
fefthalten, daß dieß nicht geſchah, meil fie die Einleitung fpeciell zur 
innern Verwaltung bildet, jondern weil fie überhaupt noch fehlt, und 
daher ohne fie eine mwiffenichaftlihe Behandlung des innern Verwal: 
tungsrechts unthunlich war. Finanzwiſſenſchaft und Gerichtsordnung 
als Proceß ſind demnach nichts anderes, als die beiden Corollarien 
der innern Verwaltung; doch iſt dieß ein Gebiet, welches wir erſt 
ſpäter genauer zu betrachten haben. 


Auf dieſer Grundlage wird ſich nun auch wohl die Erſcheinung erflären, 
daß man, fo lange man von einer „vollziehenden Gewalt” feit Ariftoteles und 
Montesquien redet, niemals recht zu einer definitiven Scheidung derfeiben von 
der Verwaltung, und niemals zu der Vorflelung von einem beflimmten, eben 
nur der Bollziehung angehörigen Inhalt hat gelangen können, während man 
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anderfeit® doc derfelben ihre felbfländige Natur nicht Täugnen konnte Die 
vollziehende Gewalt tritt daher jebesmal auf, wo ein Staat fich eine Berfaflung 
geben will, und faft immer, wo ein Philofop eine organiſche Staatswiſſenſchaft 
zu entwideln ſucht, und jedesmal entfchlüpft fie gleichfam wieder den Händen 
ſowohl der Geſetzgebung als der Bhilofophie, weil man nicht erfennt, worin 
fie denn eigentlich ihren felbfländigen Inhalt neben Gefehgebung und Bermal- 
tung haben fol. Das nun drüdt fi Hauptfählih in zwei Formen aus. 
Zuerſt in dem — mehr philofophifchen — Suchen und Anerlennen einer jelb- 
fländigen Kategorie der vollziehenden Gewalt unter den Staatsgewalten, wie 
wir bereits oben dargelegt haben, dann in den Verſuchen, durch pofitive Be⸗ 
fiimmungen der Berfaffungen der „Erecutingewalt“ ein eigenes Gebiet und ein 
eigenes Recht zu geben. Aber alle dieſe Berfuche bleiben bei dem Worte flehen, 
ohne ihm einen beftimmenden Inhalt zu geben, da man immerfort die Execu⸗ 
tivgewalt einerfeits fcheiden wollte, und andererfeits fie natürlich nicht aus ihrer 
innigen Berfhmelzung mit der Verwaltung binanszureißen vermodte. Man 
fieht ganz deutlich, wie der von uns ausgeiprocdhene Gedanke allen dieſen Bes 
firebungen zum Grunde liegt, aber feine definitive Formulirung nicht findet, 
weil man ftets nur nad) dem äußerlichen Verhältniß der jelbftändigen Verwal⸗ 
tung gegenliber der Gefegebung, aber nie nah dem inneren zwifchen 
Bollziehung und Verwaltung fudt. Und fehwierig genug ift die Sache 
für die Theorie ſowohl als für die Praxis; denn wenn es verhältnigmäßig leicht 
ift, Hier nur immer die einzelnen Conſequenzen im richtigen Gefühl des Ganzen 
zu ziehen, fo wird e8 darum doch noch nicht leicht, dieß Ganze theoretiſch oder 
gefetzlich zu formuliren. Wir unfererfeits flehen keinen Augenblid an zu er- 
Hären, daß auch unfere erfte Auflage in diefer Beziehung nichts weniger als 
Mar und abgeichloffen iſt. Erſt die vollftändige Durcharbeitung ber Frage hat 
uns zu einem definitiven Reſultat gebracht, ımd die glauben wir, wie es im 
Dbigen enthalten ift, ift nicht bloß faßbar, fondern auch richtig. Die verfchie 
denen Berfuche in Theorie und Praris aber, ohne eine Mare Vorftellung vom 
Berwaltungsreht zu einem felbftändigen Inhalt der vollziehenden Gewalt zu 
gelangen, zeigen uns, wie die Staatsrechtslehrer und auch die VBerfaffungen 
die Sache felbft zwar richtig fühlten, aber immer an dem Berhältniß zur Ver⸗ 
waltung fcheiterten. Indem wir auf die Darftellung der Staatsgewalten zu- 
rückweiſen, fügen wir nod einige fpeciellere Beziehungen zur vollziehenden 
Gewalt hinzu. . 

Was zuerft die Berfafjungen betrifft, fo find fie feit der erften nord⸗ 
amerikaniſchen Verfaffung bis anf unfere Zeit fi) alle ziemlich glei. Gemein⸗ 
fam ftellen fie die vollziehende Gewalt felbftändig hin, die franzöfiihen unter: 
iheiden fie dann wohl nod eine Zeitlang vom Staatsoberhaupt, auf republi⸗ 
kaniſcher Grundlage; die monarchiſchen deutfchen verfchmelzen fie als Einheit 
mit dem Königthum; aber was fie eigentlich enthalte und fei, jagt 
feiue Berfaffung. Nur das iſt Mar, daß man fie von der Geſetzgebung 
ſcheidet, und in diefer Scheidung den Grund der Verantwortlichkeit und bes 
verfaffungsmäßigen Verwaltungsrechts fucht. Ueber das Verhältniß zur Ber- 
waltung ſelbſt findet fih feine Andeutung. 
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Die erfte Berfaffung, welche die firenge formale Unterfcheidbung der Voll⸗ 
ziehung von der Geſetzgebung enthält, ift die Verfaſſung der Vereinigten Staa⸗ 
ten vom 17. September 1787. Hier ift die gefammte Geleßgebungs- und 
Berordnungsgewalt (f. unten) dem Gongreß fibergeben; von ihr ift die execu- 
tive power geſchieden Art. II, 8. 1) the executive power shall be vested 
in a President of the United Staates of America. Die Berfaflung läßt ihm 
nichts als das Heer und die Vertretung nah Außen. Was die vollziehende 
Gewalt deffelben im Innern enthält, wird nicht gejagt. Man meinte, daß ſich 
das von felbft verftände. Freilich verftand es fi) um fo weniger von felbft, als 
der wichtigfte Theil der Berwaltung in den Händen der einzelnen Staaten blieb. 
Recht und organifhe Stellung der vollziehenden Gewalt bleiben trot alles 
Brincipes unentfchieden, und der Kampf um diefe Stellung und ihren redt- 
lichen Inhalt war daher von Anfang an unvermeidlid. Die traurige Geſchichte 
der Anlage Johnſons zeigt uns, daß das was nun einmal in der höheren 
Natur der Sache liegt, ſtets früher oder fpäter fi) Geltung verſchafft; denn das 
was jest in Nordamerika vor fich gebt, ift nichts anderes, als der erfte große 
Verſuch, über Weſen und Inhalt der executive power zu enticheiden. — Der- 
jelbe Gedanke, dieſelbe Beftimmtheit des Gefühls und diefelbe Unfertigleit des 
pofitiven Gebanfens und Rechts beberricht vie franzöſiſchen Konftitutionen ;. der 
Sat ber erſten Gonftitution von 1791: le pouroir execeutif est deldyus au 
Roi pour ötre exerc& sous son autorit& par des ministres; T. Ill. Art, 4. 
ftellt die Unterorbnung ber vollziehenden Gewalt unter die souverainet6 de la 
nation; das Ch. II, Sec. 1. 3 fagt ausdrücklich: le Roi ne règne que par 
la loi; et ce n’est qu’au nom de la loi qu’il peut exiger l’obeissance. Die 
vollziehende Gewalt ift nur noch Mandatar der gejetsgebenden. Die Conſtitu⸗ 
tion von 1793, die den Conseil ex&cutif errichtet, drückt das noch fchärfer ans, 
indem fie ausdrücklich auch die Verordnungen der gefetsgebenden Gewalt liber- 
gibt: „il (le Conseil ex&cutif) ne peut agir qu’en exe&cution des lois e& 
des decrets du corps lEgislatif.* (Art. 65.) Aber ſchon die Conflitution von 
1795 ift nicht mehr fo beftimmt; der Art. 144 bringt ſchon den vieldeutigen 
Sat: „le directoire pourvoit, d’apres les lois, à Ja surôté exterieure ou in- 
iErieure de la re&publique.* Die Conftitution von 1799 fcheidet endlich be- 
ftimmt Gefeg und Verordnung; der Begriff eines pouvoir exécutif if ver- 
ſchwunden, un in den Berfaffungen Frankreichs nicht wieder zu erſcheinen. 
An feiner Stelle ſteht T. IV. „le gouvernement.* Die fpäteren Eonftitutionen 
halten, wie wir fehen werden, kaum nod den Unterfchied von Gele und Ber- 
ordnung, gejchweige denn die Selbftändigleit der gefeßgebenden Gewalt fefl, 
cben fo ift der Unterfchied der pouvoirs in den Charten von 1814 und 1830 
formell nicht wieder aufgetreten. Wohl aber entfteht jett in ber Theorie die 
Trage, welches denn die Stellung des Königthums fei. Frankreich entjchied fie 
theoretiſch, Deutſchland geſetzlich. In Frankreich ging aus dem Bemußtfein, 
daß man den Begriff der vollziehenden Gewalt neben dem des Königthums feſt⸗ 
halten müffe, das richtige Verſtändniß hervor, daß das Königthum das Haupt 
aller Gewalten fei, was Benj. Conftant dur die Aufftellung des pouvoir 
royal als pouvoir regulsteur ausdrüdte. Während aber aus der franzöſiſchen 
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Charte der Ausdrud pouvoir executif verſchwindet, ſehen wir ihn ganz nackt 
in der norwegiſchen Verfaſſung, 1814, 8. 8: „bie ausübende Macht ift beim 
Könige“ — und in der belgifchen vom 25. Febr. 1831, Art. 29, wieder auf 
treten, um mit dem Jahr 1848 wieder feine Rolle zu fpielen. Die Berfaffung 
der franzöfifchen Republik fagt, nad) dem alten Vorbild von 1791: „die franzö- 
fiiche Republik itberträgt die vollziehende Gewalt einem Bürger, welder 
den Titel Präfident fiihrt.” Was diefe vollgiehende Gewalt ift, wird nirgends 
gelagt, und was daher Napoleon III. ſich 1852 felbft beizulegen befugt war, 
blieb daher auch juriftifch unbeftimmbar. Eben jo unllar ift die Verfaffung ber 
Schweiz 1848: „Der Bundesrath ift die oberfte vollziehende und lei- 
tende (?) Behörde.” Daß das feine rechtliche Definition ift, ift wohl Har 
genug. Dagegen brach fih in den deutſchen Berfaflungen, bie ben theoretie 
firenden Charakter nirgends verläugnen, allerdings der Gedanke ber perjönlichen 
Einheit Bahn in dem Begriff der Staatsgewalt. Das deutihe Staatsleben 
war gleich anfangs von der Ueberzeugung durchdrungen, daß die Einheit der 
Staatsgewalt die Grundlage des Staats ſei. Der Begriff einer Fdentificirung 
des Königthums und der Vollziehung hat daher nie Pla gegriffen, fondern 
die Vollziehung ift flets als eine Funktion des erfteren aufgefaßt, die nur 
die Pflicht Habe, fih da, wo Geſetze beftehen, an bdenfelben conform zu 
halten. Dan kann die Aufitellung der Verfaſſungsurkunden in vier große Epochen 
theilen. Die erfte fällt unter die Herrichaft Napoleons. In den drei Berfaffungen, 
die dahin gehören, Berfaffung von Weftphalen, 15. Nov. 1807, Großher- 
zogtbum Frankfurt, 16. Aug. 1810, Königreih Bayern, 1. Mai 1808, 
ift nod von dem Begriff und Recht, von Geſetzgebung und Vollziehung über⸗ 
haupt feine Rede, Auch ericheinen Begriff und Wort nody nicht in dem Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenacher Grundgefet von 1816. Die zweite umfaßt die Ber. 
faffungen jeit 1817 — 1821. Hier bildet fi die Formel aus, welche Begriff 
und Berhältniß der Staatögewalt und der Bollziehung fo beflimmt und Klar 
feftftellt, daß dieſelbe auch fpäter faft wörtlich beibehalten if. Sie lautet nach 
der bayerischen Berfaffung von 1818: „der König it Oberhaupt des Staats, 
vereinigt in fi alle Rechte der Staatsgemwalt und übt fie unter den in 
der Berfaffungsurkfunde feftgejebten Beftimmungen aus” (Thl. 11.8. 1). Wört- 
lich gleidhlautend ift die Berfafjung von Württemberg, Kap. II. 8. 1 (1819); 
ebenfo die von Baden (22. Aug. 1818), I. 8. 5, die von Goburg von 1821 
(8. 3), und vom Großherzogthum: Heſſen (1820) Art. 4. — Die dritte Epoche, 
die Zeit der Berfaffungen der dreißiger Jahre (1831—1834), im Uebrigen we 
jenttich verjchieden von der früheren, hat doch in diefem Punkte den Boden, ja 
jogar die Ausdrücke derfelben nicht verlaffen. Das Princip, daß die vollziehende 
Gewalt nicht ein Mandatar der gejeggebenden fei, war allerdings ſchon durch 
die württembergifche Landesverfaffung (Art. 57) als deutſcher ftaatSrechtlicher 
Begriff feftgeitellt; der Ausdrud diejes Artikels ift in der That der deutfche 
Grundgedanke gegeniiber dem franzöfiichen, wie er bereits in den oben erwähnten 
Berfaflungen ausgeſprochen ward: „Die gefammte Staatsgewalt muß in dem 
Oberhaupte des Staats vereinigt bleiben, und der Souverän kann durch eine 
landſtändiſche Berfaffung nur in der Ausübung beflimmter Rechte an die 


Mitwirkung der Stände gebunden werden.” Das Etaatsoberhaupt ift hier Mar 
genug von der Geſetzgebung und Vollziehung, ihrem beiberfeitigen Begriffe nad) 
gejhieden, wenn auch die Rechte, in denen es beſchränkt werden kann, nicht 
beſtimmt waren; andererfeits beftand bis 1880 iiberhaupt in der Hälfte Deutich- 
lands noch gar feine Berfaffung; der Souverän war Gejegeber und Vollzieher 
zugleih. Da war daher das Bebürfnig nad) einer legalen Definition der voll- 
ziehenden Gewalt überhaupt nıcht vorhanden. Das Jahr 1830 erfchuf hier daher 
nichts Neues, fondern fligte den bisherigen Berfaffungen nur noch einige neue 
Hinzu, in welchen faft wörtlich der Standpunkt der ſüddeutſchen Verfaſſungen 
über die vollziehende Gewalt aufrecht gehalten ward. So in der kurheſſi— 
hen Berfaffung 1831, Art. 4; Sahfen-Altenburg 1831, Art. 4; Braun 
ſchweig 1832, 8. 3; Hannover 1833, 8. 8, ift etwas differirend, „vom 
König gebt alle Regierungsgewalt aus” und „die Behörden üben fie aus 
im Namen des Könige“ — wobei die VBollziehung etwas den Charakter einer 
polizeilichen Gewalt annimmt; Königreih Sachſen (1. 8. 4 des Entwurfs: 
wie die fübbeutfchen); die angenommene Verfafjung $. 4 hat dann auch diefelben 
Ausdräde acceptirt. Preußen, Medienburg, Oldenburg, Schleswig - Holftein 
blieben dagegen noch auf dem Standpuntt der Provinzialftände; der Begriff der 
vollziehenden Gewalt erſcheint hier überhaupt nicht, fondern in dem landftän- 
difhen Recht nur der Anfang des Begriffes von jelbfländiger Geſetzgebung; in 
Defterreih beftand auch das nicht, der Heineren Staaten gefehmweigen wir. Man 
kann daher jagen, daß jo weit es Berfaffungen gab, die Perfönlichleit des 
Staats in dem Begriffe der Staatsgewalt, das monardijche Princip in der 
Foentität derfelben mit der Berfünlichkeit des Monarchen, die Vollziehung aber 
als ein übrigens verfchieden beflimmtes Moment in der Staatögewalt wirklich 
anerkannt war, während in einigen Staaten die Vollziehung noch mit der &e- 
jeßgebung ganz (Defterreih), in andern zum Theil verfchmolzen blieb. Im 
Grunde ift die ganze Auffaffung der deutſchen Berfaffungen weſentlich dieſelbe, 
wie fie ſchon im 18. Jahrhundert beftand, und in der man einfach verfchiebene 
Ausdrüde — Staatsoberhaupt, Souverain, Hegent, Inhaber der Etaatsgewalt, 
Landesherr u. |. mw. — bezeichnet wird. (Vrgl. auch Rönne, Staatsrecht der 
preußiſchen Monardjie I. 8. 36 u. 44.) Bon einer Definition der vollziehenden 
Gewalt ift feine Nede. Das bleibt nun faft wörtlih in den Verfaſſungen 
nad) 1848 den deutſchen ſowohl als den außerdeutihen. Dan vergleiche die 
Berfaflungen von Hannover (3. Sept), Oldenburg Art.4, Gotha 8.49, 
Medlenburg- Schwerin, 8. 58, Anhalt-Deffau 8.60, vergl. Bremen 
8.4. Nur der Form nah verfhieden, den Gegenſatz zwiſchen Gefetgebung 
und Vollziehung aud bier vermeidend, find die Verfaffungen von Oeſterreich 
1849, 11. 8. 9—23, und die preußifche Verfaffung. 

Faſt gleihlautend Neapel Art. 5. Die vollziehende Gewalt ſteht aus⸗ 
ſchließlich dem Könige zu; Toscana Art. 13. Piemont Art. 18. Das 
neuefle Staatsgrundgefeg Defterreich8 vom 21. Dec. 1867 („Ueber bie 
Ausübung der Regierungs- und Vollziehungsgewalt“) ift in foferne merkwürdig, 
als es den Begriff der Bollzugsgewalt im Xerte wegläßt, flatt deſſen ben 
Ausdrud „MRegierungsgewalt” gebraucht, die der Kaifer „durch verantwortliche 
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Miniſter und die denſelben untergeordneten Beamten und Angeſtellten ausübt“ und 
daneben eine Neibe von Rechten aufzählt, bei denen es zweifelhaft. bleibt, ob 
es Regierungsrechte, alfo durch verantwortliche Minifter oder propria motu 
ausübbar find (f. unten, Königthum). Was daher die vollziehende Gewalt und 
ihr Recht eigentlich if, erfcheint Hier gleichfalls eben fo unbeftimmit als bie „Re 
gierungsgewalt“ (f. unten, Regierung). Es ift Mar, daß bier nicht mit ein- 
zelnen Definitionen, fondern nur mit einer foftematifchen Auffaffung Klarheit 
gewonnen werden kann. 

Eben fo wenig bringt e8 die ſtaatsrechtliche Theorie zus Enticheidung ber 
das Verhältnig zwiſchen Volziefung und Verwaltung. Als bie franzöfiiche 
Republik die vollziehende Gewalt einmal jelbfländig bingeftellt hatte, ging fie 
aud in die Behandlung des pofitiven Staatsrechts über. Gönner zuerft, der 
Bater der rationellen Behandlung des pofitiven Staatsrechts, hat eigentlich ber 
ganzen folgenden Zeit die Grundauffaffung gegeben, die noch bis jet nicht 
überwunden if. Er ift der erfte, der zwilchen dem „Gonftitutiondredht“ (ber 
Berfaffung) und dein „Regierungsrecht“ (der Verwaltung) jcheidet, und darnach 
das ganze Staatsrecht zuerft eintheilt; er faßt die „vollziehendbe Gewalt“ als 
Theil der Regierung, alfo der Verwaltung auf, und beflimmt fie als bie reine 
Zmwangsgewalt, Abth. II. ©. 5. Eben fo ſchon der geiftreiche, aber unſy⸗ 
ftematifhe Häberlin, Handbuch des deutſchen Staatärechts, 2te Aufl. 1797. 
Bd. 6. Kap. 6. Bei Klüber (Deffentliches Recht 8. 364) ift fie zwar ſchon 
„die Befugniß zur Ausführung und Anwendung der, dem Staatszwed gemäßen 
feftgefettten Normen (alfo noch nicht der Geſetze) die nöthigen Anordnungen 
zu machen“ — aber alle anderen „Hoheiten“ Juſtizgewalt, Polizeigewalt, 
Finanzhoheit, Privilegienvegal, Aemterreht u. f. mw. erfcheinen dann ganz 
für fih, ohne irgend eine Beziehung zur vollziehenden Gewalt. Bel Aretin 
(Staatsrecht der conftitutionellen Monarchie 1.) verjchwindet der Ausprud, und 
an feine Stelle tritt die „Prärogative der conftitwtionellen Monarchie,” womit 
man eigentlich Über die Sache ſelbſt nur noch unflarer wird. Maurenbreder 
faßt ganz ritig die Finanz⸗, Juſtiz⸗, Polizei-⸗, Gameral- und Militärgewalt 
als Unterarten der vollzichenden Gewalt, aber ohne die letstere ihrem Weſen 
und Inhalt nady von jenen einzelnen Gewalten zu unterjsheiden; ihm bleibt die 
vollziehende Gewalt eine Teere Kategorie (Grundfäge bes deutichen Staatsrechts 
2. Thl. Kap. 2.), um fo mehr, als er die Hälfte der Verwaltung wieder da- 
neben als „bejondere Hoheitsrechte” behandelt. Zahariä (VBierzig Bücher x.) 
läßt die „Regierung&gewalt” dagegen als eine Unterlategorie der vollziehenden 
Gewalt erfcheinen, ohne die leßtere zu beitimmen (Bd. 22 ff.) H. A. Zacha⸗ 
riä (Deutiches Staat5- und Bundesrecht 1842, Thl. 2. Heit 3.) hat formell 
ben umgekehrten Standpunkt. Das „Regierungsrecht“ ift ihm die ganze Ver⸗ 
waltung, Die Vollziehung ein Moment derjelben, weſentlich wehl die Zwangs- 
gewalt (8. 138). In den Territorialftaatsrechten verſchwindet dann zum Theil 
die vollzichende Gewalt, weil in den beftchenden Berfaffungen kein recht pofie 
tiver Anhaltspunkt ift; zuerſt hat Mohl auch hier Bahn gebrochen und fie bloß 
als ein verfafjungsmäßiges Recht des Königs hingeftellt (Würitembergiſches 
Berfajfungsreht 1. S. 205); nur kommt Die Hauptſache, das Verhältniß zur 
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Verwaltung, nicht zur Ausbildung, was freilich ohne einen feſten Begriff des 
Negierungsrechts nicht thunlich war, obwohl er formell ſo ſchön und klar in 
feiner Encyllopädie der Staatswiſſenſchaften S. 135 zu ſcheiden weiß. Rönne 
(Breußiiches Staatsrecht) ſcheidet dann formelle und materielle Regierungs⸗ 
rechte, und zwar nimmt er die erſten als die geſetzgebende und vollziehende Ge⸗ 
walt, die letzteren find die wirflihe Berwaltung. Was „formell“ und „mate⸗ 
riell” hier bedeuten fol, ift nicht wohl zu fagen. Andere Beifpiele Tießen ſich 
leicht noch anflihren, doch werden die obigen genügen, um barzuthun, daß 
im Grunde die Anfihten. der Sache nad nicht differiren, wenn aud Aus 
drud und Behandlung fich fehr verfchieden ausnehmen. Sowie man die Vor⸗ 
ftellung befeitigt, daß die vollziehende Gewalt nur die Zwangsgewalt iſt, er- 
ſcheint fie in der That auch Hier als das gemeinfame und einheitliche Element 
aller wirflihen Verwaltung; und von diefem Standpunkt aus wird das Fol⸗ 
gende fih, wir möchten fagen von felbft erflären. Gewiß fcheint aber das, daß 
die „vollziehende Gewalt“ eine wiffenfhaftlihe Kategorie ift, und fid 
demgemäß liberhaupt nicht eignet, in die Berfaffungen aufgenommen zu 
werden. Diefe jollten nur die Öffentlich rechtlichen Conſequenzen ihres Weſens 
und Princips enthalten, und welches diefe find, werden wir unten jeben. 


IL 


Kegriff, Inhalt und Entwicklung des verfaffungsmäßigen Rechts 
der vollziehenden Gewalt ans dem Begriffe des verfaflungs- 
mäßigen Verwaltungsrechts. 


Stehen nun auf diefe Weife der Begriff und das Wefen der voll» 
ziehenden Gewalt im Staate in ihrer Selbftändigfeit gegenüber ber 
Berfaflung und der Verwaltung feft, fo gelangen wir jet zu dem wid: 
tigiten, enticheidenden Gebiete, zur Begründung und Enttwidlung des 
Begiffs des Rechts der vollgiehenden Gewalt. Dieſes Recht der voll: 
jiebenden Gewalt aber kann wieder nicht dargeftellt werden, ohne das 
Hecht der Gefehgebung und der Verwaltung damit zu verbinden. Biel: 


leicht daß e3 ung geitattet ift, hier zuerſt um die Aufmerkſamkeit un: 
ſerer Lefer zu bitten. Denn wenn die nun folgenden Darftellungen ihr 


Biel erreichen, dürfte die ganze Lehre als eine mohlbegründete erfcheinen. 

Da wir den Begriff und das Weſen des Rechts überhaupt und 
bes Staatsrechtö im befondern bereit3 bargeftellt haben, jo wirb die 
Aufgabe des Folgenden in drei Hauptgebiete zerfallen. 

Mir werden zuerft die Begriffe von Verwaltungs: und Boll: 
ziehungsrecht fcharf zu fondern und zu bejtimmen haben, um basjenige 
nur erft feftzuftellen, was mir als das eigentliche Gebiet des allgemeinen 
und das bes beſondern Berwaltungsrechts — Recht der vollziehenden 
Gewalt und Recht der wirklichen Verwaltung — anzuerkennen haben. 
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Stehen dieſe Gebiete und Definitionen feſt, jo Täßt ſich dann — 
tens der fpecifilche Inhalt bes allgemeinen B 

des Rechts der wollgiehenden Gewalt auf Grundlage ver Be der 
Tegtern und mit Qurlickführung auf ven Unterſchied von Gejeg und 
Verordnung darlegen, Und drittens wird. bann ver ſpecifiſche Be 
griff des verfaffungsmäßigen Verwaltungsrechts denjenigen organifchen 
Proceh zum Inhalt Haben, durch welchen bie Harmonie Ben 
und That des Staats aud in der Vollziehung hergeitellt wird, 


Erfter Abſchnilt. 


Der Begriff und Inhalt des Berwaltungsredits überhaupt, feine Ben 
das eigentliche Verwaltungsrecht und das Recht der vollziehenden Gewalt, und 
die ſyſtematiſchen Elemente beider Gebiete, 


1. Formeller Begriff des Verwaltungsrechts überhaupt, der Quellen 
deſſelben, und des ſyſtematiſchen Princips für daffelbe. * 


Es wird uns erlaubt fein, um dieſen Begriff und feinen Inhalt 
zu begründen, auf den Begriff des Rechts und des Staatsrechts über: 
haupt zurüdzugreifen. DM. 

Das Reit I die, buch das Weſen der: Perfönfiäleit für die | 
(äußere) That des Anbern bevingte Unverleplichteit. Der Inhalt des 
Staatsrecht3 entfteht nun, indem jedes große Element des Staat | 
lebens jelbft den Charakter und Inhalt eines perjönlichen Lebens an- 
nimmt; jeder diefer großen organiſchen Grundbegriffe hat daher jeine 
Selbftändigfeit, mithin auch jein Recht, und dieß Recht enthält daher 
zunäch ft die Gränze jedes jener Organe gegenüber dem andern, be 
gründet auf feine fpeeifiiche Funktion; dann allerdings auch diejenigen 
Beltimmungen, welche jene Selbftänpigfeit ber Theile, Drgane und 
Gebiete jo weit modifieirt, daß fie als einheitlihe Momente des per 
ſönlichen Staats erſcheinen. | 

Das Verwaltungsrecht ift daher das Net, das if die anerkannte | 
Selbftändigteit der That des Staats gegenüber der Selbftändigfeit 
des Staatöoberhaupts und der Gefehgebung als Wille des Staats. 
In dieſen allgemeinen Begriff fallen daher alle Momente hinein, 
welche der Tätigkeit des perſönlichen Stantslebene angehören. Das 
formale Princip dieſes Verwaltungsrechts ergibt: fih daher aus dem 
Weſen der That jelbft. Die That ift im Staate nit bloß die Er 
füllung feines Lebens mit dem Dafein der Außenwelt, fondern fie ift 
eben die abjolute Bedingung dieſes Lebens. Das Recht diefer That 
muß daher wiederum alle diejenigen Bedingungen bezeichnen und ihrer 





39. 
ſeits für jeden andern Willen unverleglich erllären, welche als die 
Borausfegungen der That felbit erlannt werben müſſen. Um 
den inhalt des Verwaltungsrechts zu finden, muß man daher nicht 
etiva den Begriff des Rechts unterſuchen wollen, der ſich ja eben nur 
an jenen Begriff der That als feine Unverleglichleit anfchließt, ſondern 
den Begriff und Inhalt der Staatsthätigkeit jelber. Und dieß 
fol fogleich gejchehen. 

Indem nun die Anerkennung beilen, was auf dieſe Weile als 
Vorausſetzung der Thätigleit des Staats das Hecht deflelben, das ift 
alfo der Verwaltung überhaupt bildet, durch den Willen des Staats 
felbft geichieht und von ihm fomit als Geſetz ausgeſprochen mird, 
entfieht der Begriff und Inhalt des pofitiven oder geltenden Ber 
waltungsrechts, das wiederum theild aus fürmlichen Gefegen, theils 
aus Verordnungen, theild jogar aus Berfügungen beftehen Tann. 

indem dagegen diefe Anerfennung, oder das Recht der Verwal: 
tung, auf das Weſen der Thätigleit des Staats zurüdgeführt, von 
dieſem Weſen aus erfannt, begründet und entwidelt wird, ſprechen wir 
von einer Wiſſenſchaft des Verwaltungsrechts. 

Indem endlich die Unterfchiede und der Wandel und Wechjel des 
pofitiven Verwaltungsrechts wie die des poſitiven Staatsrechts über: 
haupt in den großen Faktoren alles pofitiven Recht? und feines In⸗ 
halts, den geſellſchaftlichen Ordnungen und ihrem Kampfe mit der ſelb⸗ 
jtändigen Staatsperfönlichleit erlannt, und ſomit das Werden biejes 
pofitiven Rechts als ein Theil des großen hiſtoriſchen Procefied des 
Werdens des Staatsrechts überhaupt erfannt werden, entfteht die Ge: 
Ihichte der Rechtsbildung des Verwaltungsrechts. 

Dieß nun find die einfachen formalen Grundbegriffe alles Ber: 
waltungsrechts. Um von ihnen nun zu einem Syſteme zu gelangen, 
muß man nun nidht eben, wie gejagt, nad) dem Begriffe tes Rechts 
fragen, fondern die Elemente des Rechtsſyſtems im Weſen eben dieſer 
That — der Verwaltung felbft — ſuchen. So entiteht der inhalt des 
folgenden Abſatzes. 

Das was über Literatur und Geſetzgebung in Betreff diefer Grundbegriffe 
zu fagen wäre, kann von dem Folgenden nicht fliglich gejchieden werden. Wir 
dürfen daher auch hier auf diefelbe vermeijen. . 


IE Formelle Unterfheidung des Rechts der eigentlihen Verwaltung oder 
des im engeren Sinne fogenannten Verwaltungsredhtö, und des Rechts ber 
volfziehenden Gewalt. 


Wir haben nun ſchon früher den Gedanken entwidelt, daß in der 
höhern organiſchen Form der That, der Thätigkeit des Staats, fich die 
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zwei Elemente des Wollen und Thuns entwwideln; das allgemeine, 
welches eben nur die That will und thut, und das befondere, welches 
diefe That den gegebenen Thatſachen und Lebensverhältniffen anpaßt. 
Wir haben das erfte die Vollziehung, das zweite die eigentliche Ber: 
waltung genannt. Die Unterfcheivung beiver im Begriffe der That 
fordert und erzeugt daher auch eine entiprechende Unterfcheidung im 
Rechte diefer That oder der Verwaltung im Allgemeinen. Und fo 
entfteht das, was wir bie allgemeine, zunächſt formale Grundlage des 
Syſtems des Verwaltungsrecht? nennen müffen, der Unterfchieb zwiſchen 
dem Recht der vollziebenden Gewalt und dem eigentliden 
Verwaltungsrecht, melde zufammen ven allgemeinen Begriff 
des Verwaltungsrecht? im Gegenfat zum Gejehgebungs: oder Berfal- 
ſungsrecht bilden. 

Für jeden diefer beiden Theile gilt nun natürli der Sag, daß 
die wahre Duelle ihres Rechtes in dem Weſen ihrer felbft liegt und 
das Verftändniß dieſes Rechts daher auf dem Verſtändniß eben vieles 
Weſens der allgemeinen und befondern That des Staats berubt. 

Eben fo gilt der zweite Sat, daß das Syſtem beider Theile durch 
die Natur ihres Inhalts gegeben werden muß. Und indem diefe beiden 
Elemente zufammengefaßt werden, entiteht das wiſſenſchaftliche Syſtem 
des Vermaltungsrechts. 

Der Charakter viefer beiden Theile des Verwaltungsrecht? und 
damit der tiefe Unterfchieb beider in Princip und Syſtem ihres Nechts 
ift nun nicht ſchwer zu beftimmen. Wir geben dabei zwedmäßig von 
dem befondern oder eigentlihen Verwaltungsrecht aus, und erft von 
diefem zum Vollziehungsrecht als Uebergang zur folgenden Darftellung. 


a) Begriff, Weſen und Kategorien des eigentlichen Berwaltungsrechts. Das 
Staatswirtbichaftsreiht, das Recht der Bechtöpflege, das Necht der innen 
Verwaltung. 


Die wirkliche Verwaltung ift die Thätigleit des Staats, welche 
die wirklichen Lebensverhältniffe dem Millen defjelben unterwirft. Das 
Recht derfelben entfteht daher, indem die Bedingungen dieſer Thä: 
tigfeiten felbftändig erfcheinen, und zum anerlannten Inhalt des let: 
teren iverpen. Diefe Bedingungen find aber bier durch das Objekt 
der Thätigfeit, der wirklichen Verwaltung gegeben. Das Hecht der: 
jelben hat daher zur Aufgabe, Inhalt und Gränze jener Verwaltungs: 
thätigfeit fo weit nach der Natur dieſer Objekte zu richten, als dieß 
mit dem eigentlichen Biel, der fchließlihen Verwirklichung des Staats: 
willens, vereinbar ift. Das leitende Princip für dieß ganze Rechts: 


. “gebiet ift daher die Zweckmäßigkeit, die wiederum nicht etwa Durch 
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Unterfuhung des Staatsbegriffs und feiner Elemente, fondern nur 
durch Unterfuhung und Verſtändniß der Lebensverhältniffe ge 
funden werden Tann, auf melde fih die Verwaltung bezieht. Daher. 
ergibt fich für dieß eigentliche Verwaltungsrecht, daß zwar die Kätego- 
rien ſtets im Wefentlichen diefelben bleiben, daß aber der Inhalt 
diefes Rechts ein beftändig verfchiebener und wechſelnder ift und fein 
muß, nicht bloß weil die Thatlachen und Objekte jelbft fich beftändig 
ändern, jondern auch weil die Anfichten über das Zweckmäßige, ja oft 
fogar die Über den med ſelbſt wechſeln. Hier fann daher von einer 
feften, dauernden Geitalt des geltenden Rechts für dad Ganze oder für 
die einzelnen Gebiete gar Teine Rede fein; es ift im Gegentheil das 
ganze Recht beftänbig im Fluß begriffen, wie das wirkliche Leben felbft, 
mit dem es zu tbun hat. Dadurch denn beftimmt fi aud der Char 
rakter des geltenden Rechts. Daſſelbe muß fchon in feiner Form die 
Fähigleit des Wechſels haben; es muß fich beftändig erneuern; es muß 
eine unendliche Menge von Einzelheiten aufnehmen und beitänbig ver: 
arbeiten. Es iſt daher nicht fähig, anders als in gewiſſen Haupt: 
punften auf eigentlihen Geſetzen zu beruben; es muß, dem Leben, 
feinem Objelt folgend, mefentlih in allen Formen der Verordnung er-- 
fcheinen; es eignet fih nicht, Gegenftand ala Inhalt der „Verfaſſung“ 
zu fein, fondern befteht vielmehr neben wenigen einzelnen Grundgefehen 
aus einer jehr großen und beftändig wechſelnden Maſſe von Vorfchriften, 
Anordnungen, Erlaffen, Enticheivungen u. |. wm. Es iſt daher auch 
als geltendes Recht fehr ſchwer, und in einzelnen Theilen überhaupt 
nicht ala feititehende rechtliche Thatjache zu firiren, da vielleicht in dem 
Augenblide, wo man ein geltendes Recht für einen Theil diefer Ver⸗ 
waltung nieberjchreibt, ſchon durch eine Verordnung oder Verfügung 
ein anderes entftanden ift. Dieje freie Beweglichkeit ift das 
Lebensprincip des eigentlihden Verwaltungsrechts, und 
darin unterfcheidet es fich zunächſt und formell vom Recht der voll: 
ziehbenden Gewalt. Es ergeben fidy aber daraus wichtige Conſequenzen 
für das Verſtändniß, und jpeciell für die mwiflenfchaftlihe Behandlung 
dieſes Gebietes. 

Dffenbar nämlich läßt ſich vermöge jener Natur deſſelben ein wiſ— 
ſenſchaftliches Syitem des wirklichen Verwaltungsrechts aus dem Rechte 
und felbit aus dem abſtrakten philofophifchen Staatsbegriff überhaupt 
nicht aufftellen. An die Zweckmäßigkeit angelehnt fcheint es, als 
jet jede mwillenfchaftlihe Ordnung an fih unmöglich und das Suchen 
nach derjelben unnüg. Es müfle genügen, wenn eben nur das gel 
tende Necht in praktifch brauchbarer Weife gefammelt werde. Daß die 
geichebe, fei allerdings für die Verwaltung felbft wichtig; die Form an 
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ſich aber gleichgültig. Aus diefem Gefihtspunkt find diejenigen Werte 
entftanden, welche wir als vie Verwal tungsgeſetz kunden bezeichnen. 
Sie find charalteriſirt durch das gänzlihe Abſehen nom Begriffe des 
Staates, und bon dem Einfluß des Nachdenkens über denjelben ſowohl 
auf die Anordnung im Allgemeinen, als auf die Behandlung im Ein- 
zelnen. Wir werben ihnen in der innern Vertvaltungslehre auf jenem 
Schritte begegnen. Ihr Werth ift zwar befchränft, aber groß; denn fie 
find die Träger der Materie als für die legtere. — Es ſcheint ferner für 
diefe Auffaffung ein Anknüpfen an ben ſyſtematiſchen Begriff des 
Staats rechts fihwer, wenn nicht geradezu unthunlich, da ſchon an 
ſich ein Necht, welches aus ber ivedmäßigfeit der einzelnen Thätigkeit 
hervorgeht, ber Idee eines Nechts widerſpricht, das wie das Staats: 
veht, denn doc aus dem Weſen des Staats hervorgeht. Daher denn - 
zweitens die Erfheinung, daß dieß ganze Verwaltungsrecht entiveber 
in pen Staatsrechtslehren gar nicht, oder ganz ordnungslos, und faſt 
immer in unklarer Vermengung mit dem Rechte der vollgiehenden Ge 
walt erſcheint. — Endlich drittens hat man nie fir den Begriff und 
Inhalt einer Geſchichte diefes Rechts von jenem Standpunkte Sinn 
haben fünnen, weil eben bas bloß Zweckmäßige den Charakter des Zu- 
fälligen, von außen her Bedingten hat, und daher weder Stoff noch 
Bedeutung einer Geſchichte varzubieten ſcheint. Aus allen diefen Gründen 
ift man daher auch nie zu einem felbftändigen Begriff biefes 
eigentlichen Verwaltungsrechtes gelangt, und die Folge mar 

daß man es in die Staatswiſſenſchaft gar nicht aufzunehmen mußte; 
zweitens daß man weder zu einen Syſtem noch zu einer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Behandlung gelangte; drittens aber, daß man den tiefen Unter 
ſchied ziwifchen diefem Rechtsgebiet und dem ver vollziehenden Gewalt 
nicht ſah, und daher auch das letztere nicht zu einem wiſſenſchaftlichen 
Gebiet werben Fonnte. 

Es ift nun aber auf Grundlage des Frühern wohl nicht zu bezweifeln, 
daß trogdem auch diefe wirkliche Verwaltung aus Einem Begriffe her 
vorgeht; daß fie auf allen einzelnen auch noch jo verſchiedenen Punkten 
mit dem weſentlich gleichartigen Inhalt, der Unterwerfung bes äußern 
Dafeins unter die Zwecke des Staats, auch eine gleichartige Natur und 
mithin ein gleichartiges Nechtsprineip hat, und daß fie daher das Sy 
ftem der Staatswiſſenſchaft und das des Staatsrechts in berjelben 
Weiſe theoretifch erfüllt, wie fie im wirklichen Leben ven praktichen 
Inhalt der Stantsthätigfeit bildet. Es kommt daher im der That 
nur darauf an, auf die durch dieß Staatsleben gegebenen großen 
Kategorien der praftiichen Verwaltung den Begriff des Nechts anzu 
menden, um zu dem Begriff des eigentlichen Verivaltungsrechts, feinem 
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Inhalt und feinem Syilem als vierten Theil des Staatsrechts zu 
gelangen. 

Die eigentlihe Berwaltung, oder dad Recht der wirklichen Ver: 
waltung ift demgemäß formell die Gefammtheit der Beftimmungen, 
welche für die, in der Staatswirtbfchaft, der Rechtspflege und dem 
innern thätigen Staatdorganismus gelten. . Die Duelle dieſes Rechts 
ift enttveber der beftimmt ausgefprochene Staatswille in Geſetz ober 
Verordnung, oder die Wiſſenſchaft der Lebensverhältniffe, welche das 
Recht da bildet, mo das geltende Recht fehlt. Das Syftem dieſes 
Rechts aber ift natürlich Fein Rechtsſyſtem, fondern einfach das Syſtem 
defien, wofür e8 eben felbft gelten fol, das Syſtem der Verwaltung 
ſelbſt. Die Syſtem zeigt uns die drei großen Kategorien der Staats—⸗ 
wirtbichaft, der Hechtöpflege und der innern Verwaltung. Das Ver 
waltungsreht in diefem engern Einne iſt daher das Staatswirth 
ſchaftsrecht, welches die Beitimmungen für das Verfahren der Staats 
wirtbichaftsorgane regelt, Tpeciell der Yinanzorgane, und neben den 
Gefegen und Verordnungen über Stantshaushalt, Budget und Eontrole, 
das geltende Recht für die Vertheilung und Erhebung, oder Furz für 
die Verwaltung der Staatseinnahbmen in Domänen, Regalien, Ge 
bühren, Steuern und Schulden enthält — das Gebiet der Finanz 
wiſſenſchaft. Dann ericheint ala zweiter Theil des Verwaltungsrechts 
das ganze Eyftem aller BroceBordnungen, melde nicht anderes 
find, als die geltenden Beitimmungen für das Verfahren ber für die 
Nechtöpflege eingefeßten Organe oder für die Rechtsverwaltung; 
denn es ift allerdings nothiwendig, fih mit dem Gedanken vertraut zu 
machen, daß das Proceßrecht nicht etwa ein Correlat des bürgerlichen 
und Strafrechts bildet, welche beide ihrerfeits nichte find, ala das big ins 
Einzelfte entwidelte Recht des Staatsbürgerthums in feinem Berhältnig 
der Einzelnen zum Einzelnen, und daher dem Verfaſſungsrecht an- 
gehören im weitern Sinn — fondern daß die Proceßgefege Verwal: 
tungstedt find, und wie alles Verwaltungsrecht weſentlich auf der 
Zweckmäßigkeit und nicht auf einem Rechtsbegriffe beruben, was bier 
zu verfolgen nicht der Dit iſt. Das dritte, bei weitem größte Gebiet 
ift endlich das der innern Verwaltung, deren Verwaltungsrecht wir in 
unferer Arbeit zu einem Ganzen zu verarbeiten verfuhen. Auf diefe 
Weile ift das Syſtem des eigentlichen Verwaltungsrechts fehr einfach; 
. Staatswirtbichafts: (hauptfählih Finanz-) Recht, Proceßordnungen 
und inneres Verwaltungsrecht. Das höhere ethiihe Princip vieler 
Rechtögebiete liegt dann allerdings nicht in ihnen felbft, fondern eben 
im MWefen des Staats; ihre Gefchichte aber entfteht wiederum bier 
wie immer aus dem Einfluß, den die gelellichaftlichen Kräfte auf ben 
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Staat und mithin auch auf feine, wirkliche, Thätigkeit ausüben, und in 
diefem Sinne haben wir gejagt, daß jede ber drei Geſellſchaftsord⸗ 
nungen ihre Finanzen, ihre Procekordnung, und ihre innere Ver: 
waltung habe, Für. die Procefordnung haben wir in der frangöfifchen 
Rechtsgeſchichte ben Verſuch gemadit, die Enttwidlung des Proceßrechts 
durch die der gefellfehaftlichen Zuftände und der allmählig ſich heraus: 
bildenden Geftalt des organiſchen Königthums nachzuweiſen; für bie 
innere Verwaltung. find wir noch mitten in dieſer Arbeit; die gejell: 
ichaftliche Finanzgefhichte wird wohl der. Leichtefte Theil des ganzen 
Gebietes bleiben. Und faßt man nun biefes zuſammen, To ſcheint es 
denn doch nicht füglich zu bezweifeln, daß es eine vollftändig georbnete, 
Have und ihrer Aufgabe genügende Wiſſenſchaft des eigentlichen Ver: 
waltungsrechts. gibt, deren Bafis freilich das. Bewußtfein fein muß, 
daß daffelbe nicht etwa, wie manche meinen, bloß bie innere Verwal 
tung, jondern bie ganze Verwaltung, und in ihr alſo das Zuſam— 
mengehören aller drei Gebiete ift, die zuſammen wieder nur. ein or⸗ 
ganifches Gebiet und Glied des Staats und feines Lebens find, 

Zur vollen Mlarpeit über diefe Gebiete dürfen wir nun wohl noch 
Eine Bemerkung hinzufügen. 

Während ber negative Grund, weßhalb dieſe drei Gebiete ‚bisher 
nie in dem Begriff der Verwaltung zufammengefaßt und damit an ihre 
natürliche Stelle in der Staatölehre und dem Staatsrecht hingeſtellt 
worden find, allerdings in dem Mangel an'einem jelbftändigen Begriffe 
der Vertvaltung lag, beruht die gänzliche Entfremdung berjelben von 
einander einem nicht geringen Theil nach pofitiv darauf, daß aus jedem 
derjelben eigene „Wifjenihaften“ geworden find, welche nicht etwa bloß 
das auf ihr Objekt bezügliche öffentliche Recht fir ſich ſammelten und 
behandelten, fondern zugleich von der Auffaffung ausgingen, daß eine 
jede ihre vollſtändig felbftändigen Prineipien und daher auch ihre eigene 
Politik habe, Jede jener Wiffenichaften ward fomit ein Ganzes für 
fich, defien Grundlage niemals im gemeinfamen Wejen des Staats, - 
fondern gang fpeeiell in dem. eigenen Gebiete geſucht ward, Daß 
zuletzt das leitende Princip z. B. für Finanzwiſſenſchaft und: Proceß 
daffelbe fei, ift in den einzelnen „Sinanzwiflenihaften” und „Procefr 
lehren“ niemals hervorgehoben; noch weniger hat das innere Verwal 
tungsrecht, das man noch dazu: gewöhnlich mit dem eigentlichen Ver-· 
waltungsrecht in vager Vorftellung iventifieirte, es je dahin gebracht, 
aud nur feine eigenen Theile als ein Ganzes zu erfennen. So ift das 
tiefe Eingehen auf die Bejonderheit aller diefer Theile des 
Verwaltungsrehts ein Haupthindernif dafür geworben, 
das Verwaltungsredt felber als Ganzes zu verftehen. Wir 
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müſſen dieß um ſo mehr betonen, als genau dieſelbe Erſcheinung ſich 
in dem Gebiete der innern Verwaltung wiederholt. Wir 
werden ihr dort auf jedem Punkte begegnen. 

Kam nun auf dieſe Weiſe nicht einmal das eigentliche Verwaltungs⸗ 
recht zum Bewußtſein ſeiner Einheit, ſo war es wohl ſehr natürlich, 
daß man auch von einer formellen Scheidung des Rechts der voll: 
ziebenden Gewalt nicht Sprechen konnte. Dennoch denfen wir, daß es 
nunmehr nicht fchwer fein wird, zunächſt formell den Inhalt dieſes 
Rechts der vollziehenden Gewalt gegenüber dem der eigentlihen Ber: 
mwaltung zu bejtimmen. 


b) Begriff und formeller Inhalt des Rechts' der vollziehenden Gewalt. 


Da nämlid die vollziehende Gewalt die von der wirklichen admini⸗ 
ftrativen Einzelthätigleit gefchievene, ala felbitändig gedachte reine That 
des Staats ift, die in den allgemeinen, für jede Einzelthätigleit gül⸗ 
tigen Kategorien der Verorbnung, der Organijation und des Zwanges 
ericheint, fo entiteht das Recht derfelben, indem jede dieſer drei Kate 
gorien als Bedingung jeder Einzeltbätigkeit erjcheint. Das Recht der 
vollziehenden Gewalt befteht daher in dem allgemeinen Berordnung%, 
Drganifationg: und Zwangsrechte, das ohne NRüdficht auf dass 
jenige Recht, welches für jedes Verwaltungsorgan vermöge feiner fpeciellen 
Aufgabe und Competenz gilt, ihm als Organ der Staatöthätigfeit an 
fich zufteht. Der formelle Inhalt jener Rechte beruht darauf, daß jedes 
Drgan der Verwaltung auf Verordnung, Organifation und Zwang in 
ſoweit ein Recht haben muß, als bafjelbe die Vorausſetzung für 
die wirflihe Ausübung ihrer Funktion bildet. Das Recht 
der vollziehenden Gewalt ift daher mit dem Recht der eigentlichen Ver: 
waltung zwar in jedem einzelnen Organe eben fo immanent verbunden, 
wie die Vollziehung an fih mit der Verwaltung an fich, aber feinem 
Inhalte nach weſentlich verſchieden. Während nämlich der organifche 
Grund, der den Inhalt des leßtern erzeugte, die wirklichen Lebensver⸗ 
bältnifle mit ihrer unendlichen Mannigfaltigfeit waren, ift der organifche 
Grund des Rechts der vollziehenden Gewalt die Selbftändigfeit des auf 
die äußere Vollziehung gerichteten Willens gegenüber der reinen, innern’ 
Selbitbeitimmung des Staats im Geſetz. Während dieſes Recht der 
eigentlihen Verwaltung die Gränze für die Thätigfeit des perfönlichen 
Staats nad) außen hin, over die eigentlich abminiftrative Thätigleit 
bezeichnet, entiteht das Recht der vollziehenden Gewalt als die Gränze 
dieſer Thätigkeit nach innen, das heißt ald die Gränze der Verordnungs⸗, 
Drganifationg: und Zwangsgewalt gegenüber dem Geſetze. Das 


Recht der vollziehenden Gewalt hat daher mit dem eigentlichen Ber- 
Stein, die Verwaltungslehre. 1. 5 
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waltungsrecht formell gar nichts zu thun; es Kat vielmehr, ohne alle 
Nüdficht darauf, ob es fih um Finanzen, bürgerlichen oder Straf 
proceß, Geſundheitspolizei, Schulweſen, Wegeivefen u. f. w. handelt, 
für alle viefe Aufgaben in ganz gleicher Weife die Frage zu beant- 
orten, in welchem inneren (techtlichen) Verhältniß alle jene Thätig« 
feiten zum reinen Staatswillen oder zum Geſetze bes Staats ſtehen. 
Das Syſtem ıbiefes Rechts entfteht dann natürlich, indem man ben 
Vollzugsivillen nach jenen drei Momenten betrachtet; das ift, das Recht 
der vollziehenben Getvalt befteht zuerft in dem Necht ber Verordnungs⸗ 
gewalt, dann in bem Recht der Organiſationsgewalt, und endlich 
in dem Necht der Zwangsgewalt gegenüber dem Recht, welches durch 
das Geſetz gegeben ift. Oder, inven man dieſe Fragen anders aus 
drückt, ihre Beantwortung Liegt in der Entſcheidung darüber, wie weit 
die Selbſtbeſtimmung bes Vollzugswillens in Verordnung, Organiſation 
und Zwang entweder vermöge bes Staatswillens geſetzt, ober durch 
ihn (gefeglih) begränzt iſt, oder endlich die Berechtigung hat, ihn 
zu vertreten. Die Gefammtheit der hiefür geltenden Beitimmungen 
bildet das Recht der vollziehenden Gewalt. Und es ift jomit, 
denken wir, Har, daß dieß Recht ber vollziehenden Gewalt einerfeits als 
ein felbftändiges Nechtögebiet dafteht, mit dem eigentlichen Verwaltungs- 
recht gav nicht zu verwechſeln und in Objelt und Aufgaben fo weſentlich 
verſchieden von demſelben ift, daß man es nur zu bezeichnen braucht, um 
es wirklich zu unterſcheiden; andererſeits aber auch, daß dieß Recht ber 
vollziehenden Gewalt wie die vollziehende Gewalt jedem einzelnen Organ 
der ganzen wirklichen Verwaltung inne wohnt, und daß daher jedes 
vollziehende Organ den Grundfägen und Beftimmungen 
fpeciell unterworfen iſt, welche ihrerjeits für dieß Necht der voll⸗ 
ziehenden Getvalt in Verantwortlichkeit und Alag: und Beſchwerderecht 
gelten, und beren Begriff und organiſche Bedeutung wir unten darlegen, 

Steht nun auf diefe Weife nur erſt der Unterſchied zwiſchen dieſen 
beiden Gebieten oder Theilen des Verwaltungsrechts im weiteſten Sinne 
feit, nad) welchem alſo das Recht der vollziehenden Gewalt ver allge: 
meine, für jeden beſondern Aft der wirklichen Verwaltung gleiche 
mäßig geltende Theil, das Recht der Staatswirthihaft, der Rechts— 
pflege und ber innern Verwaltung dagegen der befondere, nur je für 
das Einzelgebiet geltende Theil des Verwaltungsrechts ift, fo kann man 
jegt zu dem beftimmten Necht diefes erften allgemeinen Theiles, dem 
Necht der vollziehenden Gewalt, im Bejonvern übergehen, feinen Inhalt 
und feine Gebiete, feine Fragen und feine Principien für fich behandeln, 
während die wirkliche Verwaltungslehre dann, den befondern Theil ganz 
abgejondert zu behandeln hat. 
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Wir glauben nach dem Obigen, daß es nunmehr nicht ſchwierig ſein wird, 
ben Grund aufzufinden, weßhalb uns nicht bloß der Begriff des ſelbſtändigen 
Rechts der vollziehenden Gewalt, fondern namentlih auch das des Verwal—⸗ 
tungsrehts mangelt. Es ift aber zur richtigen Beurtheilung des Stand⸗ 
punkts unferer Darftellung von Wichtigfeit, fi) darliber einig zu werden. — 
Da man nämlidh, wie wir meiter unten zeigen werben, einen feſten Begriff 
vom Geſetze befaß, fo konnte man auch das Recht der vollziehenden Gewalt von 
dem eigentlichen Verwaltungsrecht nicht trennen, und mußte daher zu der Bor 
ftellung gelangen, daß alle wirkliche Thätigleit des Staats im Grunde unter 
Einem und demfelben Rechte ſtehe, und daher auch theoretifch mit Einer und 
derfelben Kategorie bezeichnet werben müffe. Dieſe theoretifche Kategorie wollte 
aber nie recht paflen, und zwar aus zwei Gründen. Zuerſt war die eigentliche 
Berwaltung einem großen Theil nach aus den lehnsherrlichen Hoheitsrechten des 
Staats entſtanden, und erſchien daher nicht in dem Sinne der „Verwaltung“ 
der ſtaatsbürgerlichen Staatsidee, als eine Aufgabe des Staats, ſondern als 
ein „Regal,“ das iſt ein beſonderes Recht des Staats gegenüber den Rechten 
der Grundherren und ihrer ſtändiſchen Vertretung. Dennoch leuchtete es auf den 
erſten Blick ein, daß der Inhalt der Regalien (z. B. Poſtregal, Münzregal, 
Waſſerregal u. ſ. w.) im Grunde eine Verwaltungsaufgabe ſei, deren Ausfüh— 
rung jedoch dem Staate hier nicht im Namen feiner Idee, fondern im Namen 
eines jus quaesitum zuftehe. Daher fam es denn, daß man nidt bloß die 
„Regalien“ als „Hoheitsrechte” neben die Regierung ftellte, fondern zum Theil 
fogar die ganze Regierung praftifh als Ausübung von Hoheitsrechten anfah, 
während man doch fühlte, daß diefe „Regierung“ im Grunde etwas andereß 
bedeute. Denn gleichzeitig, im der Iettten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, 
ging das endämoniftifche Princip der Staatslehre auch in das pofitive Stagts⸗ 
recht über; man war fich ziemlidh einig „daß der Negent die Pflicht auf fidh 
babe, für die Sicherheit und Wohlfahrt des Staats zu forgen, und daher aud) 
die Mittel fordern muß, ohne weldhe diefer Pflicht kein Genüge geihehen kann.“ 
Häberlin, Deutſches Staatsrecht II. 8. 215 (1797, 2. Aufl.)/ in ähnlicher 
Weife Leif, Sonnenfels, Gönner u. A. Die Mittel für diefe Pflicht dachte 
man fi) wohl, namentlih nad Häberlins und Gönners Vorgang, in 
dem unbeflimmten Begriffe eines „Regierungsrechts,“ und fo entftanden bie 
Grundformen der noch vielfady geltenden Auffaffung zum Theil auf Grundlage 
des Instr. Pac. Osmabr. (Art. 8) und auch der Wablcapit. 1.9 u. 19. 6, 
welche die Regalität als Baſis der Ianbesherrlichen echte anſehen, daß bie 
Verwaltung in den „Hoheits⸗, Negierungs-, Majeſtätsrechten oder Regalien“ 
zugleich beftehe, wie Häberlin a. a. O. fagt. Zugleich aber beging man ben 
entfcheidenven Fehler, die geſetzgebende Bewalt als einen Theil des Regierungs⸗ 
rechts aufzuftellen (Häberlin IL Bud. Kap. 6. Gönner 1I. 8. 839 — 343), 
wodurch ein Verfländniß des MWefens der vollziehenden Gewalt unmöglich wurde, 
wodurch man andrerfeits wieder die „richterliche Gewalt“ trot alledem von den 
NRegalien und Geſetzgebungen nad) Ariftotelifhem Vorgange fchied, und fomit 
auch nicht zum Begriff und Inhalt der eigentlichen Verwaltung kommen konnte, 
Dazu kam, daß das Bolizei- und Cameralrecht, wie e8 die bebeutenberen 
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Männer der damaligen Zeit, namentlih H. Berg und Fiſcher höchſt gründ- 
lich bearbeiteten, offenbar weder auf den Begriff der „Regalien“ zurldgeführt 
‚werben konnte, noch auch die „Finanzhoheit“ in fich ſchloß, noch auch als „Ne 
gierung“ betrachtet werten konnte, und dennoch eben fo offenbar unter den 
obigen eudämoniſtiſchen Begriff der „Rechte und Pflichten des Regenten“ fiel. 
Hier war daher zu feiner ſyſtematiſchen Vorftellung zu gelangen. In dieje Con» 
fußton der Grundbegriffe tritt nun das 19. Sahrhundert mit feinem Suchen 
nad dem verfafiungsmäßigen Verwaltungs» und Negierungsredt (ſ. unten) 
hinein. Da dafielbe aber keine feften Begriffe von Staat und Geſetz hat, fo 
kann es erftlich nicht zum Begriffe der -Inftematiihen Verwaltung, alfo auch 
nit zu dem des eigentlichen Verwaltungsrechts gelangen, und ſich namentlich 
nicht mit dem Gedanken vertraut machen, daß die Rechtspflege ein Theil der 
Berwaltung ift (Hoffmann, f. unten. Dann aber kann e8 das Recht der 
vollziehenden Gewalt von dem eigentlichen Verwaltungsrecht weder principiell 
noch fyftematifh fcheiden, und doch war ohne diefe beiden Punkte nicht zu 
helfen. Daher denn zunächſt die Fortfegung der bisherigen Unklarheit fomohl 
vermöge der abftraften Bhilofophie, welche wieder vor dem Begriff der Gewalten 
überhaupt nicht zu dem des Rechts diefer Gewalten gelangte, wie Hegel, und 
von der Berwaltung ſelbſt nichts wußte, als auch vermöge der Auffafjung des 
Staatsrechts felbft, das fi noch immer vorzugsweife mit dem Bundesrechte 
beihäftigte und daher Fein vechtes Bedürfniß nach jenen feften Begriffen em- 
pfand, da der Bund eben fein Staat war und daher weder Verwaltung 
noch vollziehende Gewalt hatte. Daher kam es, daß alle Lehrbücher des 
„deutihen Staats- und Bundesrechts” fi auch gar feine Miihe gaben, zu jenen 
Begriffen zu gelangen, fondern einfach die Kategorien nahmen, wie fie gerade 
vorlagen, jeder nach feinem Ermeſſen; voran Klüber mit vollziehender Gewalt 
ohne Inhalt ($. 365), Verwaltung ohne Inhalt (8. 98), und allen möglichen 
Staatshoheiten ohne Zufammenhang ($. 366 fi... Ihm folgen Mauren- 
breder mit Gemwalten ohne Recht, daneben noch Hoheitsrechte; Zachariä 
(Deutiches Staats- und Bundesredt) mit vollziehender Gewalt ohne Verwaltung; 
Zöpfl in feiner Weife, ımd Andere. Das „conftitutionelle Staatsredht” wie 
Aretin, Rotted u. A., kommt wieder gar nicht zum Begriff der Verwal 
tung als felbftändiger Stategorie, läßt aber aud) den der felbftändigen vollziehen« 
den Gewalt nicht zu, weil er eben nur nach den Garantien gegen biejelben 
fuchte (unten). Dieß alles empfängt nun den erften Anftoß zur Beflerung durch 
die wiffenfchaftliche Behandlung des Zerritorialftaatsrechts, weil bier der ſelb⸗ 
fländige Begriff des Staats ftatt des Bundes heraustritt. Mohls Verdienſt, 
bier in feinem Württembergiſchen Staatsrecht die Bahn gebrochen zu haben, ift 
unzweifelhaft. Er fcheidet zuerft Durchgreifend Berfaffungs- (Bd. I.) und Ver⸗ 
waltungsrecht (Bd. II), und von da an bleibt die Vorſtellung feit, daß dieß 
„Verwaltungsrecht“ ein jelbftändiges wiffenfchaftliches Gebiet fei, was er im 
feiner Encyclopädie und zum Theil auch feiner Literatur der Staatswiſſenſchaft 
weiter ausführt und begründet. Dabei aber fehlt leider der felbftändige Begriff 
der vollziehenden Gewalt, weil der Begriff des Gefetses fehlt (Verwaltungsrecht 
©. 4): „Die Verwaltung oder Regierung verhält fi) daber zur Berfaffung, wie 
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die Ausführung zur Abficht, wie das Mittel zum Zwecke“ — freilich; nur wie 
ſich eben das Mittel zum Zwecke, oder die Ausführung: zur Abſicht verhält, 
das eben war die Frage, und da diese Frage nicht unterſucht wird, fällt ihm 
das was er von der vollziehenden Gewalt fagt, wieder unter das Berfaffungs- 
recht. Somit war e8 ſchwer, diefe Bafis als genügende anzuerkennen. Den- 
noch ift jett das Suchen nad) einem felbftändigen Begriff des Verwaltungsrechts 
entftanden, und wirkt fort. Hofmann (lieber die Begriffe des Verwaltungs⸗ 
rechts. Tüb. BVierteljahrsfchrift für Staatswiſſenſchaft Bd. I. S. 90 fi.) gibt 
den erften Verſuch, ihn zu definiren,; aber fchon hier fieht man, wie einerfeits 
die Verwaltungslehre mit dem Verwaltungsrecht verſchmilzt, andererfeits 
aber wieder die Vollziehung gänzlich wegfällt. Ihm ift das Verwaltungsrecht 
der Inbegriff „derjenigen Normen und Einrichtungen des Staats, welche fidh 
auf die Realifirung der in ver Verfaffung und der Übrigen Entwidlung (?) des 
Staats begründeten Zwede im Einzelnen beziehen“ — mas heißt denn „be 
ziehen?” Im engern Einne ift ihm dann das Verwaltunggredht die Finanzlehre 
und die Polizei, wobei er, unter dem Eintrud der früheren Doltrin, zu dem 
fonft unbegreiflihen Sage kommt: „Ausgefhlofjen hievon ift die Juſtiz- 
verwaltung, als ein von der Verwaltung im engern Sinne genau abgefchloffenes 
Gebiet der inneren Verwaltung“ — alfo ein von der Verwaltung durch die 
Abſchließung ausgefchloffenes Gebiet der Vermaltung! (S. 192). Indeß blieb 
die Grundvorftellung erhalten; immer aber ohne Unterſcheidung der vollziehenden 
Gewalt Mar, aber als bloße Definitiongkategorie; fo Pötzl, Bayeriſches Ber- 
waltungsredht 8. 1: „Staatöverwaltung ift der Fnbegriff jener vom Staat?» 
oberhaupt ausgehenden und geleiteten Thätigkeit, welche den Staatszwed in 
einem beftimmten, gegebenen Staate im Leben zu verwirklichen beftimmt if.“ 
— mozu der volllommen richtige Zufaß Note 2: „Werden die Grundjäge, auf 
welche die Verwaltung des Etaats im Allgemeinen zu bauen ift, wiflen- 
Ihaftli entwidelt, fo erhält man die Berwaltungspolitil." — Warum 
fagte er nit, jo erhielt man das, mas Mohl „Bolizeiwiffenfchaft” nennt? — 
Mayer (Grundfäge des Bermwaltungsredhts, 1862) hat bei vielem Xrefflichen 
im Einzelnen das Syſtem der Verwaltung iiber dem Recht derfelben nicht ges 
ſucht, als ob es ein ſolches Recht gäbe, ohne fein organiſches Subftrat in dem 
Spftem ter wirklichen Bermwaltung, der Gegenjag der Hoffmannſchen Auffafe 
fung. Seine Scheidung von Gefeßgebung, Regierung, Staatsverwaltung iſt 
dadurch von Bedeutung, daß er zuerft, wie wir glauben, den richtigen Bes 
griff von der „Regierung“ aufftellt (f. unten), und auch zuerſt den Begriff des 
Berwaltungsrechts von dem der Verwaltung fcheidet. „Qerwaltungsredht im 
engeren, tehnifhen (warum techniſch?) Sinne ift die fpecielle Ausführung 
der Berwaltungsaufgabe im Berhältniß zu den Einzelnen und Körperichaften 
als ihre eigentlich juriftifhe Entwidlung (8.47). Freilich ſcheint das mehr die 
Snterpretation und Caſuiſtik des Verwaltungsrechts zu bedeuten; der Einfluß 
der franzöfifchen Definitionen ift wohl unverfennbar; von der vollziehenden Gewalt 
ift feine Rede, dagegen wird die Juftiz von der Verwaltung getrennt ($. 1); 
über das Verhältniß der Finanzen fcheint er fih nicht Mar (S. 10, Rönne 
leitet in feinem trefflichen Staatsrecht der preußifchen Monarchie, die bei diefem 
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Buftande der Grundbegriffe fehr erklärliche Erſcheinung, daß er den ganzen 
" Staat richtig in die geſetzgebende und vermaltende Funktion („Gewalt“ |. o.) 
eintheilt, und dann doch dieſe Eintheilung nicht zum Grunde legt; er zeigt 
uns am bentlichften, daß die Begriffe von Bollziehung und Verwaltung für die 
pofitiven Staatsrechtslehrer nody immer nur abftrafte Kategorien find. (Ehe dieß 
nicht anders wird, werben wir viel im Einzelnen, wenig im Ganzen fortichreiten. 

Neben diefer deutichen Auffaffung tft num die franzöfifhe volllommen Har, 
eben weil fie gar nichts als den Begriff des reinen Verwaltungs recht 8 ent 
hält, und fih um den Begriff und das Syſtem der Verwaltung gerade fo wenig 
kümmert, al8 um den Begriff des Staats. Das höhere Bedürfniß, alle jene 
Begriffe zur organifchen Einheit zu verfchmelzen, eriftirt eben nicht, und daher 
ift man auch bald fertig. Allerdings ift die Definition des Verwaltungsrechts _ 
dadurd eine jehr glatte und durchgreifende als Definition den Begriff des droit 
administratif, am einfachften und zutreffendften bei Blod (Dict. de l’Acad.): 
„le droit administratif est cette partie du droit qui regle les rapports des 
citoyens avec les services publics et des services publics entre eux.“ 
Ausführlicder und mit größerem Blid die Definition Laferriere's in feinem 
Droit administratif, Livre prelim. p. 378 (5. edit.), die im Wefentlicden auf 
ganz gleicher Grundlage mit der den Franzoſen eigenen einfachen, um die tiefere 
Begrüindung unbelümmerten Weife den Begriff des Vollziehungs- und Berwal- 
tungsrechts jcheidet. Er fagt: „Le droit administrauf a deux objets. L'un 
concerne le droit et le m&canieme des services publics (vollziehende Gewalt), 
une Organisation interieure et d6taill6e; l’autre concerne les rapports de 
l’administration avec les citoyens pour l’ex6&cution des lois et des d6ecrets. 
Le premier objet forme la partie organique reglementaire et technique de 
l’administration, la deuxi&me constitue & proprement parler le droit admini- 
stratif“ (die Berwaltung im engern Sinn und das eigentliche Verwaltungsredt). 

Diefe Einfachheit ift nur möglid, indem man weſentlich für die Prayis, 
und wenig fir die Wiffenfchaft arbeitet. Wie das aber mit dem franzöfifchen 
Öffentlichen Recht überhaupt zufammenhängt und fi daraus erflärt, wird ſich 
unten zeigen. Sehr gut ift die franzöftfche Titeratur du droit administratif, 
mit fchöner Eharakteriftil des Verhältniffes zur deutichen Auffaffung und einer 
von niemandem erreichten Gründlichkeit dargeftellt bei Mohl, Literatur 
der Staatswiſſenſchaft III. ©. 194 ff. " 


Zweiter Abfdnitt. 


Die Entwidlung des Begriffs des verfaffungsmäßigen Verwaltungsrechts aus 
den Weſen der Gejeßgebung und Bollziehung. 


1. Der formale Begriff des verfaffungsmäßigen Verwaltungsrechts durch 
bie Begriffe des Königthums, des Gefebes und der Verordnung.‘ 


Die entſcheidende Bedeutung der folgenden Begriffe für die gefammte 
Nechtsbildung der verfaffungsmäßigen Staaten, und doch wohl auch 
für das Verſtändniß anderer ftaatlicher Zuftände, mie endlich für den 
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organifchen Begriff des Staates felbft, wird uns mohl berechtigen, in 
unfrer Darftellung nun Schritt vor Schriit vorwärts zu geben. 

Wir haben bisher den allgemeinen Begriff der Verwaltung für 
ſich unterfudt und die vollziehende Gewalt und die eigentliche Ver⸗ 
waltung mit ihrem Nechte geichieven. Das, was wir das Rechtsſubjekt 
dieſes Vollziehunge: und Verwaltungsrechts nennen würden, iſt dem⸗ 
nach der Geſammtorganismus dieſer Verwaltung als ein perſönliches 
Ganze mit ſelbſtändigem Willen und ſelbſtändiger That, und das Ver: 
waltungsrecht ift demnach die vom Staate für diefen feinen Drganis 
mus gefeßte und anerkannte Eelbitändigfeit. 

Nun zeigt der in der Einleitung entwidelte organiſche Staats 
begriff, daß der Staat neben diefem, auf ‚feine That gerichteten 
Organismus und Willen noch feine reine innere Selbitbeftimmung 
bat. Dieje reine innere Selbſtbeſtimmung bat zu ihrem Organismus 
die Vollövertretung; die Funktion der letzteren ift die Gefeßgebung; 
ihr beftimmter Wille ift dag Geſetz, und die formelle Anerlennung 
diefer Momente der Selbitbeitimmung des perfönlichen Staats nennen 
wir kurz die Berfaffung, ihren Inbalt das Verfaſſungsrecht. 

Vermöge der Berfafjung und des Verfaſſungsrechts fteht daher in 
dem Geſetze ein ziveites Wollen neben dem der Verwaltung; und erft 
beide zufammen bilden dann das, was wir nicht mehr bloß als die 
zwei Kategorien des Wollend und Thuns, fondern ala das Leben bes 
perfönlihen Staats beitimmt haben. 

Während nun beide großen Elemente, Verfaffung und Verwaltung, 
einerſeits auf jedem einzelnen Punkte des Staatölebens fi) gegenjeitig 
fo innig durchdringen und erfüllen, daß feines ohne das andere ein 
Leben des Staats erzeugen und fein fann, muß andrerfeitö in biefer 
Durddringung und Gemeinfchaft dennoch die Selbftändigfeit beider 
Funktionen zugleich erhalten, wieder gefunden und angrfannt werben, 
da zuletzt jede von ihnen, als weſentlich von der andern verjchieden, 
nie die andere ganz erjegen kann. 

Dadurch entfteht nun ein zweifaches Verhältniß zwiſchen beiben 
Elementen, deflen Grundlagen bereit3 in dem Dbigen gegeben find. 

Das erite Verhältniß tft ihre formale Einheit, welde fie beide 
als gemeinſam dem perjönlichen Leben, dem Willen und Thun des 
Staats angehörig ericheinen läßt. Diefe formale Einbeit ift gegeben 
in der Zurüdführung beider Funktionen auf das gemeinfame Staats⸗ 
oberbaupt, deſſen Funktion in Gefeßgebung und Verwaltung daher 
ſtets die gleiche if. Das Staatsoberhaupt gibt feine Gejege und vers 
waltet nicht, ſondern es macht durch feinen perjönlichen Willen jeden 
Alt der Gejeßgebung und der Verwaltung zu einem Alte des perfönlichen 
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Staats. Das iſt die Bafis feiner Stellung, feiner Funktion und 
feines Rechts, welche daher weder ver Gefeßgebung noch der Bertvaltung 
allein angehört, jondern in beiden gleichmäßig erſcheint. 

“Das zweite Verhältniß ift dagegen die zunächſt formale gegenjeitige 
Selbitändigfeit der Gejeßgebung und Berwaltung innerhalb jener 
Einheit; das tft alfo die Begränzung des einen Elementes durch Weſen 
und Recht des anderen; ober formell ausgebrüdt, die Begränzung des 
Berwaltungsrechts durch die Verfaſſung. So entfteht uns der formale 
Begriff des verfaffungsmäßigen Berwaltungsredhts, als des: 
jenigen Rechts der Verwaltung in Wille und That, welches 
dur das Recht der Geſetzgebung und ihres Willen3 im wirt: 
lihen Staatsleben begränzt und gegeben ift. 

Und da wir nun den beitimmten Willen der Geſetzgebung das 
Geſetz, den beſtimmten Willen der Verwaltung die Verordnung genannt 
haben, fo ſagen wir, daß das verfaſſungsmäßige Verwaltungs: 
reht das organiſche Rechtsverhältniß zwiſchen Geſetz und 
Verordnung ſei. 

Und da ferner beide gemeinſam dem Leben des Staats angehören 
und daſſelbe bilden und erfüllen, ſo ergibt ſich zugleich die formale 
Beſtimmung des Princips für dieß verfaſſungsmäßige Verwaltungs⸗ 
recht. Daſſelbe ſetzt nämlich die rechtliche Gränze zwiſchen Geſetz und 
Verordnung, dem Weſen des Staats gemäß, nicht willkürlich oder zu⸗ 
fällig, ſondern die letztere erſcheint auch hier als die organiſche, formell 
als Hecht ausgeſprochene Conſequenz der Funktion, melde. das 
Geſetz und welche die Verordnumg, oder welche die Geſetzgebung 
und welche die Verwaltung für das Leben des Staats zu vollziehen 
haben. Und da beide Funktionen gleich weſentlich ſind, ſo ergibt ſich 
endlich als leitender Gedanke für den Anhalt dieſes verfaſſungsmäßigen 
Verwaltungsrechts, daß dafjelbe je für Geſetzgebung wie für Verwaltung 
diejenigen Rechte enthalten muß, melde al3 die unabmweisbaren Be 
dingungen der Funktionen beider Elemente im Leben des 
Staates erfcheinen. 

Damit iſt denn aud) die wiſſenſchaftliche und zugleich ſtaatsrecht⸗ 
liche Baſis für die weitere Unterſuchung des verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
waltungsrechts im Allgemeinen gegeben. Dieſelbe beſteht demgemäß 
zunächſt in der Unterſuchung des Weſens, der Bedingungen und des 
Inhalts der Funktionen der Geſetzgebung und der Verwaltung für das 
Staatsleben. An dieſe ſchließt ſich dann der Begriff und Inhalt des 
Rechts der verfaſſungsmäßigen Verwaltung. 

Wir bemerken hier vor der Hand nur, daß auch dieſes Verhältniß im All⸗ 
gemeinen der bisherigen Staatsrechtslehre recht wohl bekannt war, daß aber bie 
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weitere Entwidlung fehlt, namentlih weil man zu feiner feſten Beflimmung 
für den Begriff des Gefees gelangte. Wir verweifen daher für die Literatur 
und Geſetzgebung auf die fpätere Darftellung. 


II. Das organifhe Verhältniß der Fnuktion ber Gefebgebung und ber 
Funktion der Vollzichung in der gegenfeitigen Erfüllung von Gefeb und 
Verordnung. Die ſtaatsmänniſche Anffafiung beider. 


indem wir nun von der formalen zur organiſchen Auffafjung des 
verfaffungsmäßigen Verwaltungsrechts übergehen, dürfen mir dieſen 
Webergang an den eben aufgeftellten Begriff knüpfen. 

Wenn nämlich die beiven Funktionen der Gefeßgebung und Boll: 
ziehung wirklich jehr verſchieden wären, fo würde es feine Schwierigkeit 
haben, nunmehr auch das Recht derjelben zu beftimmen. 

Allein die Anfchauung bes Staatölebens zeigt ung im Gegentheil, 
daß fie nicht nur innerlich verwandt find, fondern ſich fogar gegenfeitig 
beſtändig durchdringen und erfeßen. Die große Frage des neuern Staats: 
rechts beſteht deßhalb darin, wie bei diefer Verwandtſchaft eine ſcharfe 
Rechtslinie feſtzuſtellen iſt. 

Um dieſe Frage zu beantworten, müſſen wir einen Augenblick zur 
Idee des Staatslebens zurückkehren. 

1) Das Staatsleben iſt wie das Leben jeder Perſönlichkeit ein be- 
ftändiger Kampf mit feinen äußerlichen Elementen; nur daß beim Staate 
auch das Leben der Einzelperfönlichkeiten feiner Angehörigen diefem 
Etaatsleben angehört. einem höhern Weſen nah muß daher der 
Staat wollen, daß auf allen Punkten feine reine, nur in ihm felbft 
geſetzte Selbſtbeſtimmung diefes äußere Leben auch wirklich beherrſche. 
Nun nennen wir, mag im übrigen die Form fein welche fie wolle, dieſe 
reine innere Selbftbeitimmung des Etaat3, in welcher derſelbe ſich mit 
feinem ganzen perfönlichen Leben zum freien Alte feiner eigenften 
Willensbeftimmung zufammenfaßt, das Geſetz. Das ift der reine, 
abitrafte Begriff des Geſetzes. Es iſt daher Tein Ziveifel, daß es das 
böchfte Ideal des perjönlichen Lebens wäre, wenn der Etaat in jedem 
wirklichen Lebensverhältniß eben nur diefen reinen Willen feiner felbft 
zur Geltung bringen und baher jedes Verhältniß ganz durch feine 
Geſetze regeln könnte, damit er auf jedem Punkte mit feiner ganzen 
Kraft und feiner ganzen ſelbſtbeſtimmten Freiheit eintreten könnte. 

Es liegt daher im höhern Wefen des Etaats, fich und feine Lebens⸗ 
verhältnifje fo viel ala mögli nur feinen Geſetzen zu unterwerfen; 
das ift, für das praftiiche Leben geiprochen, alles für das Leben des 
Staats geltende Recht nur durch feine Geſetze zu bilden. 
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Dieß.nun würden wir das höchſte Ziel des Staatslebens nennen; 
denn in ihm wäre das erreicht, was Schon Plato ald das Urbilb des 
Staats erlannte, die volle, durch keinen äußerlichen Moment geftörte, 
ideale Harmonie der freien innern Selbitbeitimmung und des äußern 
Dafeins, die volle Herrichaft der Perfönlichkeit über die Wirklichkeit, 
Denn das Geſetz geht, feinem höhern Weſen nad), ſtets aus dem Ger 
fammtbewußtfein des Staatslebend hervor und will daher auch ſtets 
die beiden Ziele erreichen, welche den Inhalt der vollen Selbitbeftim- 
mung bilden. Es will einerſeits das in allen thatlächlichen Verhält⸗ 
nifien Gleichartige erfaflen und den Willen des Staats eben für 
dieß Gleichartige in allem Verſchiedenen feſtſtellen. Es muß ſich daher 
ftet3 an das Weſen der Dinge flatt an ihre zufällige und vorüber: 
gehende Erfcheinung wenden. Es bat mit den Kräften zu thun, welche 
das Lebensverhältniß erzeugen, nicht mit denen, welche ihm dieſe over 
jene Geitalt geben. Es muß daher andererſeits alle feine Dbjelte ein: 
heitlich und gleichartig beftimmen. Es muß ſtets mit fich jelber 
übereinſtimmen; es darf das äußerlich Verfchiedene nicht als innerlich 
Verschiedenes feten, ſondern es muß für alle Erfcheinungen ſtets daſſelbe 
fein. Das gejetliche Recht ift daher feinem organiſchen Weſen nad ein 
gleichartiges und einheitliches Ganzes. 

So ift das Streben nad der möglichiten Herrichaft des rein ge 
jeglichen Rechts das Ideal der Staatsrechtsbildung: und, fügen wir 
gleich hinzu, in dem Suchen nach dieſem Ideale, in der Anerkennung 
ſeiner höchſten abſtrakten Berechtigung iſt der Rechtsphiloſophie, 


welche nach dem reinen Begriffe des Staats an ſich ſtrebt, die Erkennt⸗ 


niß verloren gegangen, daß eben dieſe Idee des rein geſetzlichen Rechts 
für den wirklichen Staat gar nicht möglich iſt. Es iſt nun wohl das 
Weſen des letzteren, dabei ſtehen zu bleiben. Die wirkliche Staats⸗ 
wiſſenſchaft muß ja doch einen Schritt weiter gehen. 

2) In der That nämlich iſt es dem Staate eben ſo unmöglich, feine 
Aufgaben mit ven Alten feiner reinen Selbftbeftimmung, den bloßen Ge 
feßen, zu erfüllen, wie e8 dem Einzelnen unmöglich ift, fich mit feinem 
abſtrakten Willen zu genügen. Die Thatfachen und die Kräfte des äußern 
Lebens find nicht bloß mejenlofe Objekte des Geſetzes, ſondern fie bes 
balten ihre inwohnende Macht; fie find nicht bloß innerlich einheitlich 
und gleichartig, fondern auch äußerlich verfchieden; fie find nicht bloß 
Gegenitände des Staatöwillens, fondern felbjtthätige Faktoren. Will 


daber der Staat feinen Willen gegen fie zur Verwirklichung bringen, 


jo muß er erkennen, daß dieß nie mit einemmale und niemals ganz 
geicheben Tann; er muß in feiner Gejeßgebung felbft das Bewußtſein ſich 
erhalten, daß gar fein Geſetz der Welt ganz oder volllommen 
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gleihmäßig jemals zur Ausführung gelangt ift noch ge 
langen fann. 

Iſt dem nun fo, jo muß, da bie Natur des Geſetzes nicht geändert 
werden Tann, die Fähigkeit, den reinen Willen des Staats nad) der 
Kraft und dem Wechlel der Objekte vefjelben zu geftalten, in berjenigen 
Funlktion liegen, welche den Willen over das Gefeh auszuführen 
bat. Damit entfteht nun das, was die erfte Grundlage alles ver 
fafiungsmäßigen Berwaltungsrechts ift, der ſtaatsrechtliche Begriff 
der Ausführung der Gejete Die „Ausführung der Geſetze“ 
fann daher gar nicht in der abjolut einheitlihen und gleichartigen 
Verwirklichung des reinen Staatswillens beftehen. Sie ift vielmehr 
die Aufnahme derjenigen Modififationen in die wirkliche Thätigkeit des 
Staats, welche durch das unabänderliche Weien der Objekte des Geſetzes 
geboten werden. Sie kann daher weder vollflommen glei, nody ganz 
vollftändig fein. Ihre Aufgabe befteht nie darin, abjolut das Geſetz 
zu verwirklichen, fondern fie ift diejenige Funktion, welche in ver 
Thätigleit des Staats zugleich das Verſtändniß und die Kraft, die Be 
londerbeit und den Wechſel der Objekte des Gejetes aufnehmen unb 
betvahren fol. Sie bat daher die ganze wirkliche Welt mit dem reinen 
und einfahen Willen des Geſetzes in Harmonie zu fegen, und den 
legtern daher im Sinne diefer Harmonie zu verwirklihen. Und indem 
nun dieſe Funktion der Ausführung des Gefees in dem Willen der 
vollziehenden Gewalt oder der Verordnung erjcheint, jo ergibt ſich jekt, 
was die erfte Aufgabe der Verordnung if. Diefelbe fol in der That 
nicht bloß dasjenige enthalten, tva8 das Geje will, fondern fie fol 
zugleich dasjenige enthalten, wodurch es ausführbar wird. Sie fol 
dasjenige wollen, was das Geſetz feinem Weſen nad) gar nicht wollen 
ann; fie fol der Staatswille für dasjenige fein, was fich dem geſetz⸗ 
lihen Staatswillen feinem Weſen nach entzieht; fie fol den Willen des 
Geſetzes mit den felbftändigen und wechſelnden Elementen und Kräften 
ber wirklichen Welt und des wirklichen Lebens erfüllen; fie fol daher 
jelbft die Erfüllung des Staatswillend, das concrete, Gorrelat des ab» 
ſtrakten Geſetzes fein; fie fol vor allen Dingen von der Thatfade 
ausgehen, und mit ihr von den Befonderheiten und dem Wechjel der⸗ 
jelben; fie Jol die Dinge und die LXebensverhältniffe nicht wie fie an 
fih find, fondern in dem Moment und in der Geltalt, wo fie zur 
Erſcheinung kommen, erfafien; fie tft daher nicht bloß verſchieden für 
Dinge, die an fi) ganz gleich fein können, fondern fie muß es fein. 
Sie fol nit das Wahre, fonvern das Zweckmäßige juchen und be 
ftimmen. Sie wechlelt daher beftändig, fie tft der Wille für die äußere 


That, und trägt auf allen Punkten ven Charakter der äußern Welt an 
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fih. Und daher fagen wir, daß der volle und wahre Staatswille 
weder das Gefeb allein, noch allein die Verordnung ift, fondern daß 
biefer volle organiſche Staatswille ftetd erft in der Verbindung der 
Verordnung mit dem Gefege gegeben ift. 

Indeſſen erfüllt fi audy damit nicht ganz die Funktion der voll: 
ziehenden Gewalt und ihres in der Verorbnung gegebenen Willens. 

3) In der That nämlich iſt es faft unmöglich, daß das Geſetz für 
alle Verhältnifie des Staatslebens auch nur dasjenige wirklich beitimmt 
haben kann, was zu beitimmen e3 fähig und berufen ift. Die Geſetz⸗ 
gebung, als das organische Zufammenfaflen aller Elemente der bödy 
ften Selbjtbeitimnung des Staats, macht naturgemäß einen langfamen 
Proceß dur, ehe fie zum Abfchluß im Geſetze Tommt; das wirkliche 
Leben aber fchreitet oft rafch und gewaltſam daher. Die Gefeßgebung 
erfaßt ihrer Natur nady die einzelnen Grundverhältniffe des Lebens 
fuccefliv und ftüdweije; fie erjcheint daher ſtets nur für einen Theil 
beflelben; das mirkliche Leben dagegen iſt ftetS mit einemmale da. Die 
Geſetzgebung feht ihrem Wefen dauernde Beftimmungen für Verhältniffe 
und Sräfte, die fie für dauernd hält; das wirkliche Leben dagegen ver: 
mag es, plöglih ganz neue Berhältniffe, die mit elementarer Kraft 
eingreifen, örtlich, ja felbit in einem ganzen Staat zu erzeugen. Darum 


. tft es fein Ziveifel, daß, abgelehen von dem bloßen Momente der Aus: 


führung, feine Geſetzgebung überhaupt für das wirkliche Leben, das 
fie beberrichen foll und will, ausreicht; es ift unmöglich), mit einer 
reinen Gejeßgebung der Aufgabe des Staatslebens zu genügen; wie 
fein Geſetz jemals vollftänvig ausgeführt ift, fo ift auch feine Ge 
fetgebung der Welt jemals volljtändig gemwejen, ober Tann 
eö „jemal? fein. 

Es muß daher eine Kraft und Funktion im Staate geben, melde 
die Gejeßgebung da erjegt, wo fie nicht vorhanden oder nicht vollſtändig 
if. Und dieſe Kraft und Funktion ift die der vollziehenden Gewalt, 
bie formell mit ihrer Willensbeftimmung in der Verordnung auftritt. 
Die Verorbnung ift daher, ihrem höhern Wefen nad, nicht bloß der 
das Geſetz ausführende, ſondern fie tft zugleich der das Geſetz er 
fegende Wille des Staats. Cie wird zwar nie Geſetz; aber fie 
bat nothiwendig die Funktion und das Recht des Geſetzes da, mo das 
Gefeß mangelt oder unvolljtändig ift. Es ift ganz unmöglidy, in einem 
Staate bloß nach Geſetzen zu leben oder bloß von Gejegen regiert zu 
werben; das wahre Staatsleben erjcheint vielmehr in der beftändigen 
Wechſelwirkung, in dem beftändigen gegenfeitigen fich Erſetzen und Er 
füllen von Geſetzgebung und Vollziehung, ausgevrüdt in dem gegen: 
feitigen organischen Berbältniß von Gejet und Verordnung. 
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Erſt auf diefe Weife gelangt man zu dem Standpunkt, den wir 
nun, im Gegenfate zu dem rein juriftifchen des folgenden Abſatzes, 
den ftaatsmännifchen Standpunkt der Betradhtung bes wirklichen, 
praftiihen Staatslebens, feiner Gefebgebung und feiner Verwaltung 
im weiteſten Sinne, nennen fünnen. Auf diefem Stanbpuntt handelt 
e3 fich nicht mehr um den hauptfächlich, wie wir jehen werben, biftorifch 
entftandenen Streit zwiſchen Gefebgebung und Vollziehung und nicht 
mehr um die Tradition, daß die „Freiheit“ in der Unterwerfung der 
vollziehbenden Gewalt unter die geſetzgebende beitehe. Hier erjcheint viel- 
mehr das mahre, organiſche Verhältniß beider, das Ideal ihrer Ge 
meinfhaft für die wirkliche Entwidlung des Staats, der Unverftanb 
der Abneigung und des Kampfes zwiſchen den zwei großen Funktionen, 
und mit ihr die Erhebung des wahren Staatsmannes über alle Hoff: 
nungen, Strebungen und Täufchungen, die in diefem Kampfe vow 
fommen. Beide Faktoren find Eins, indem fie das Verſchiedene für 
denjelben Zweck thun; eins, indem fie das Gleiche in verichiedener 
Weiſe wollen; eins, indem jeder für fich weder ausreicht, noch aus⸗ 
reichen foll; eins, indem fie fich gegenfeitig erfüllen und erjeßen. 

Gejebgebung und Verordnung find daher allerdings zwei formell 
und auch weſentlich verfchtedene Funktionen des Stantöwillend. Sie 
haben daher auch, wie wir gleich fehen werben, ihren ſehr beftimmten 
Gegenſatz, und dieſer Gegenfaß Tiegt nicht etiva bloß in jenen formellen 
Beitimmungen, ſondern er Tiegt in ihrem tieferen Weſen ſelbſt. Aber 
eben biefe ihre Natur ftellt fie auch nicht ettva einfach wie zwei äußers 
lich ſelbſtändige Gebiete neben einander, die man durch gewiſſe Rechts» 
fäge äußerlich immer von einander trennen könnte, fondern ba jedes 
Lebendige, und mithin auch alle Dinge und Lebensverhältniſſe, die dem 
Staatswillen angehören, zugleich ihr inneres und äußeres Dafein haben, 
fo find auch alle diefe Objekte ftet3 «beiden Funktionen zugleich, der 
Gefebgebung und der Verordnung unterivorfen. Alle Thätigfeiten 
bed Staat? werden unabänderlih zugleich durch Gefege und Verord⸗ 
nungen beftimmt. Und wie man nun in feinem Dinge die Elemente 
des innern Weſens immer fcharf von der zufälligen äußern Erfcheinung 
trennen fann, fo fann man auch niemals Aäußerlih das Gebiet 
der Gefege und der Verordnungen endgültig ſcheiden. Sie 
vermiſchen ſich auf allen Punkten, fie ſetzen ſich gegenfeitig beftändig 
voraus; fie erfüllen fidy beitändig; fie find in der That erft zulammen 
der wahre Staatsmwille Es ift daher nichts einfeitiger, als fie 
im natürlichen Gegenfab betrachten zu wollen, und es ift ebenjo faljch, 
die Verordnung nur als die Ausführung des Gejehes anzuſehen. 

Das was wir die vollziebende Gewalt und ihren felbftändigen 
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Willensakt in der Verordnung nennen, erjcheint jetzt vielmehr nicht 
etwa bloß als diejenige Thätigleit, welche nur die Funktion bat, den 
Willen des Staats äußerlich zu verwirklichen; fie ift im Gegentheil vie 
That des Staats in höchſter und meitefter Bedeutung. Sie fol daher 
das Weſen des Staat? zur Verwirklihung bringen, und zwar inner 
balb der Welt der äußern Thatfachen. Sie ift daher nicht nur fein 
olirtes, und noch weniger ein untergeoronete® Glied. Sie umfaßt 
nicht bloß äußerlih das Staatsleben auf allen Punkten mit ihren 
materiellen Wirkungen, fie iſt nicht bloß allgegenwärtig in bemfelben, 
allgegenmwärtiger fogar als der beitimmte Wille des Staats, das Gefeß; 
fie reicht nicht bloß vom Staatsoberhaupt bis zum unterften Staats: 
Diener wie eine große organifche und doch einheitliche Macht; fondern 
fie iſt zuletzt das Organ der gelammten pofitiven Verwirklichung ber 
Staatsidee. Sie kann darum ihrer wahren Aufgabe nicht durch einen 
mechanischen Dienft gegenüber dem Geſetze genügen; fie muß vielmehr 
von dem Weſen, von den Forberungen, von den Zielen der Staatäibee 
innerlih durchdrungen fein, immer eben jo fehr, oft noch lebendiger 
als die Gefegebung, weil fie die Staatsidee mitten unter den . Ber 
fchiedenheiten örtlicher und zeitlicher Zuftände feithalten ſoll; ja fie muß 
beftändig das Geſetz erjegen, über vaflelbe hinausgehen, es im Grunde 
noch breiter auffaflen ala die Geſetzgebung jelbft, denn mo das Gele 
mangelt, da ift fie felbit die höchfte Gewalt. Es ift daher nichts un⸗ 
verftändiger, als von einer Unterorbnung der Vollziehung unter das 
Geſetz zu reden, denn das Gefeß ift ja felbft nur ein formeller Ausdruck 
diefer Stantsidee in einem einzelnen Gebiete, eine Seele, welcher erft 
die Vollziehung mit ihrem Verſtändniß der wirklichen Dinge und ihrer 
Boftulate den Körper gibt. Die halbe Mißachtung und das Mißtrauen 
gegen die Vollziehung find daher nur biftorifch zu erflären; in Wahr 
beit ift die Funktion berjelben eine jevenfall® nicht leichtere, und eben 
fo ernfte, als die der Geſetzgebung. Wer das Staatöleben begreifen 
will, follte fich als erfte Aufgabe diefe Anſchauung des hoben Berufes 
der Vollziehung in diefem Sinne eigen maden. Nur die Verſtändniß 
fann aller Thätigfeit, welche dazu gehört, die geiftige Spannkraft und 
Tragweite geben, deren fie gerade in unferer Zeit bedarf, mo der 
biftorijche Standpunkt, auf welchem mir ftehen, es mit fic) gebracht hat, 
daß man jtet geneigt \ft, alles Gute, mas gefchieht, der Gejeßgebung, 
und alles Ueble der Vollziehung zuzufchreiben. 

Die folgende Darftellung wird zeigen, daß dieſe allgemeinen Säge 
auch im Einzelnen ihre volle Berechtigung finden. 

Auch die oben dargelegten Gedanken find natürlich nicht etwa bier zuerft 
gegeben. Das Gefühl der Sache, des Zufammengebörens und doch wieder der 
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Berichiebenheit der beiden Funktionen der Geſetzgebung und Vollziehung, die 
Belonderheit namentlih der Aufgabe der Iettern und damit der eigentlichen 
Berordnung als Erfüllung des Gefeges und nothwendigen organiſchen Comple⸗ 
ment derfelben ift faft allen Staatslehrern entftanden, fo wie fie fiber das Geſetz 
und feine eigentliche Bedeutung nachzudenken beginnen. Die Schwierigkeit liegt 
bei der Iiterarbiftorifhen Unterfuhung nur darin, die Form zu finden, im 
welcher die Einzelnen das Verhältniß und den Gegenſatz zwifchen Geſetz und 
Verordnung — und zwar no nicht juriſtiſch, denn davon ift erſt ‚unten bie 
Rede, — fondern politifch fih zum Bemußtfein und zum Ausdruck bringen. 
Diefe Unficherheit und Unflarheit, in der das gefchieht, beruht meiftens auf dem 
Mangel eines pofitiven Begriffes des Gefees, bei den Deutfchen vielfach auf 
Unbelanntfchaft mit dem wirklichen praltifchen Staateleben; gezwungen zu 
lehren was fie jelbft eigentlich nicht kannten, Tießen fie fi) mit Kathederbegriffen 
genligen, oder Übergingen die organifche Auffaffung gänzlich — Edon Mom 
tesquieu, obwohl ihm jeder formale Begriff des Geſetzes fehlt, fühlt das 
Berhältniß felbft jehr deutlich, wenn auch nur in der fpeciellen Anwendung des 
Strafrechts, wenn er in feinem Esprit des Lois XXVI. 24. fagt: „Dans l’exer- 
cice de la police (die eigentlich vollziehende Gewalt, der die Verordnung: zum 
Grunde liegt) c’est plutöt le magistrat qui punit que la loi; dans les juge- 
ments (denen das Gefe zu Grunde liegt) c’est plutöt la loi qui pnnit que 
le magistrat* — der Magiftrat ift hier der Organismus der vollziehenden Ge⸗ 
walt. Bei den deutfchen Staatsredhtslehrern des vorigen und des Anfangs un⸗ 
fere8 Jahrhunderts erfcheint jenes Gefühl allerdings in eigenthümlicher Weiſe 
darin, daß wie wir bei Gönner, Häberlin u. A. fehen, die geſetzgebende Ge⸗ 
walt als Theil der „Regierungsgewalt“ oder bes „Regierungsrechts“ aufgefaßt, 
und die Bollziehung unter verjchiedenen Bezeihnungen (anordnende Gewalt, 
Privilegiengewalt, vollziehende Gewalt u. f. w.) der Geſetzgebung neben geordnet 
wird; es ift die richtige Vorftellung, daß das praftifche Staatsleben, noch als 
„Regierung” bezeichnet, weil man keinen feiten Begriff vom Geſetze hat, aus 
beiden zugleich beſteht. Im pofitiven Staatsrecht des deutſchen Reichs ericheint 
jenes Berhältniß dagegen als das Verbältniß des Kaifers zum Reich; der 
Kaifer ift Träger der vollziehenden Gewalt, und hat als ſolcher das Necht, 
„Anordnungen“ und „Befehle“ zu erlafien, denen die Geſetzgebung theils in 
den befondern Landestheilen, theils in den Neichsgrundgefegen, dem Iustr. 
Pacis Osnabrucensis und der Wahcapitulation gegenüberfteht. Jenes Vollzuge⸗ 
und Berordnungsrecht des Kaifers ift die eigentliche „Summa potestas,“ und 
bei diejer eben entfland zuerft die Trage nad) dem Verhältniß zwiſchen Geſetz 
und Verordnung, der erfte Anfang des verfafjungsmäßigen Verwaltungsrechts. 
Gönner, Teutſches Staatsrecht 11. 8. 298. Biener, Die Laiferlicde Macht 
vollkommenheit 1780 (f. unten). Als nun mit unferm Jahrhundert die Ver⸗ 
faffungen entftehen, geht die ftaatsmännifche Auffaffung jenes Verhältnifſes far 
volftändig in der juriftiiden unter. Dan kann die naturgemäße Funktion der 
vollziehenden Gewalt, die Erfüllung der Gefeßgebung dur die Verordnung, 
allerdings nicht läugnen; aber man fieht vor allen Dingen nicht nad} der höheren 
harmoniſchen Auffaffung, fondern vielmehr nad den Gränzen der letzteren 
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den andern Philofophen ſucht man wohl eine ſolche vergebens, auch 
neueſten Zeit, Immerhin fieht man, daß der Dann, — bo | 
Standpuntt, das Gefühl von dem richtigen Berhältniß hat; eine. 
Einzelnen ſcheint wohl überflüffig. — Biel deutlicher Hat man von 
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durch die Ausbildung eines großen geſetzloſen Nechts die Frage nah d 
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Beranlaffung haben, wie fi) das im praftifchen Recht geftaltet. Aber die Idee der 
Selbftändigkeit der Verordnungen und ihres Rechts neben der Gefetsgebung, 
und damit das Gefühl ihres organifhhen Verhältniſſes für die höchſte Entwid- 
lung des Staatslebens“ tritt ung ſchon in dem erften Publicifien der conftitu- 
tionellen Epoche, Benjamin Eonftant, auf das deutlichfte entgegen. Sehr ſchön 
fagt er (Röflexions sur les constitutions, 1814): „Wollen ift immer möglich, 
nicht aber die Vollziehung. Eine Gewalt, gezwungen, einem Geſetze, das fie 
mißbilligt, Beiſtand zu leiſten, ift bald ohne Kraft und Anfehen. Keine Ge- 
walt vollzieht ein Geſetz, das fie nicht billigt, mit Eifer. Jedes Hinderniß ift 
natürlich ein Triumph für fi. Es ift ſchon ſchwer, einen Menfchen am Han⸗ 
dein zu hindern; unmöglich ift e8, ihn zum Handeln zu zwingen.“ So verftand 
man die höhere Nothwendigkeit der Harmonie beider Gewalten, und niemandem 
fiel e8 ein, diefe eigentliche Bollziehung dem Rechte und dem Willen der Geſetz⸗ 
gebung unbedingt unterwerfen zu wollen. Wie fi) das dann juriftifch geftaltet 
bat, werden wir fpäter jeben. Den Standpunft felbft hält aber die franzöfifche 
Auffaffung des Rechts und der Funktion der Verordnungsgewalt bis auf die 
Gegenwart unbedingt und mit vollem Bewußtſein aufrecht, fo gut wie vor 
hundert Jahren; und wir glauben ihn nicht beſſer als mit dem Worten des 
Dictionnaire de l’administration, v. Administration, wieder geben zu fünnen: 
„les Codes r&glent des inter&ts prives, qui varient d’un individu & l’autre 
— je droit administratif est &galement r&gl& par des principes generaux; 
mais leur application peut varier avec les circonstances sociale. La 
pensee du legislateur se trouve ainsi comment&e, d’un edôté par le juris- 
prudence et de l’autre par la tradition des bureaux.“ Die letztere ift na- 
türlich die Form, in der fih der Franzoſe die vollziehende Gewalt als Verlör- 
perung des „Gedankens des Gefetsgebers“ denkt. In diefem Sinne nehmen wir 
gerne den Sat auf, den Pötzl neulich ausgeiprochen (Krit. Vierteljahrsichrift 
für Geſetz und Rechtswiſſenſchaft V. 2. Heft, ©. 263): „Wenn man die Ber- 
waltung (im weitern Sinn) die vollziehende Gewalt genannt hat, fo ift 
diefe Bezeichnung nur in fofern richtig, als man fih als Gegenftand und Ziel 
derfelben den Staatdzwed (natürlich abſtrakt, fonft wird es eben eigentliche 
Bermwaltung) denkt. Dagegen wäre fie irrig, wenn man fie darauf be 
fhränten wollte, bloß die Geſetze zu vollziehen.“ Es wäre flir die 
Sade viel gewonnen worden, wenn der bedeutende Maun den letzteren Ge⸗ 
danken auch ſtaatsmänniſch weiter ausgeführt hätte ebenfalls fcheint damit 
der Ausgangspunkt für die juriftifche Frage wohl hinreichend bezeichnet zu fein. 
— Das engliihe Recht entbehrt, aus Gründen, die fpäter binzugefligt werben 
follen, jeder abftraften Unterfuchung diefer Frage. 


IL Das Redtöprincip des verfafiungsmähigen Verwaltungsrechts. Das 
höhere ethifhe Weſen des Geſetzes, jeine Herrſchaft über das Verordnung 
recht, und ber barand entftehende Begriff der freien Verwaltung. 


Wenn man nun anerkennt, daß diefe Auffaflung ber wahren 
höhern Gegenfeitigfeit zwiſchen der geſetzgebenden und ber vollziehenden 
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Gewalt richtig ift, fo entiteht in der That erit jet die Frage, aus 
welcher Begriff und Inhalt des verfafiungsmäßigen Verwaltungsrechts 
recht Far werben können. | 

Denn allerdings ift e3 zwar gewiß, daß Gefeßgebung und Vers 
waltung ala zwei jelbftändige Funktionen ihr eigenes Recht haben, und 
daß das Verhältniß beider Nechtögebiete zu einander den formellen Be 
griff des verfaflungsmäßigen Verwaltungsrechts abgibt. Es ift ferner 
gewiß, daß der Anhalt diefes Rechts auf dem Weſen beider Funktionen 
beruht. Allein nun hat es ſich eben gezeigt, daß beide Funktionen bei 
mancher Verfchiedenheit gleichartig find. Es hat fich gezeigt, daß 
fie fich gegenfeitig erfüllen, ja daß fie fich erjeßen, daß die Vollziehung 
mit ihrer Verordnung nicht bloß an die Stelle der Gefebgebung treten 
fann, fondern vielfach an die Stelle verfelben treten muß; daß ftatt 
ber Unterordnung vielmehr die Idee der Nebenordnung auftritt; daß 
das Staatsleben beftändig auf beiden zugleich ruht. Iſt das aber der 
Fall, ſo fragt es fidh nun wohl mit vollem Recht, was die in dem 
formalen Begriff des verfaflungsmäßigen Verwaltungsrechts gegebene 
ftrenge Scheidung beider von einander, die ſcharf gezogene Gränze 
zwiſchen Gele und Verordnung, eigentlich zu bebeuten habe, wenn 
fein Geſetz ohne Verordnung vollftändig ift, die Verordnung aber das 
Geſetz nicht bloß erfüllt, fondern ſogar daſſelbe erſetzt wo es fehlt, ja 
endlich im Falle der Noth es modificiren darf? Was ift e8 dann jeßt 
noch, das nur die allgemeine Vorftellung des Rechts der Unterordnung 
der Vollziehung unter die Gefeßgebung, der Verwaltung unter das 
Geſetz, ausdrückt, wenn bie Funktionen beider fich im Leben des Staats 
fo gleichartig find? 

Man muß e3 der Wiſſenſchaft ſchon verzeihen, wenn fie auf diefem 
Punkte mit allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln bis auf den letzten 
Grund der Frage zu gehen trachtet. Denn es handelt fich bier nicht 
um eine fcharffinnige juriftifche Definition, oder um eine bialektifche 
Entwicklung. Sie wäre der Mühe nicht werth. Es ift vielmehr bier 
der Punkt, wo wir auf den legten Grundgedanken zurüdgreifen, aus 
dem dieſe ganze Arbeit berborgegangen ift. 

Europa ift fi über das Weſen der freien VBerfaffung 
in allen Hauptpunften einig; die große Frage der näch— 
ften Zufunft ift das Wefen und der Inhalt der freien Ber 
waltung. Der Grundftein diefer Frage ift aber nicht der Begriff 
und das Verſtändniß der verfaſſungsmäßigen Gefeßgebung, Jonbern 
bes Verbältniffes der Verordnung zum Geſetz, oder der 
berfajfungsmäßigen Bollziehung zur Gejetgebung, das 
ift, des verfaffungsmäßigen Verwaltungsredhts. Und biefe 
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Trage kann nur durch das gründliche Eingehen auf die obigen Punkte 
entſchieden werben. 

Sn der That nämlich enthält dieſe Entſcheidung nicht etwa einen 
abſtrakt theoretiſchen Satz und ein neues Gebiet der Staatswiſſenſchaft; 
ſondern da Vollziehung und Verordyung immanente Theile der ganzen 
wirklichen Verwaltung ſind, da jeder Akt der wirklichen Verwaltung 
durch Vollziehung und Verordnung eigentlich erſt geſchieht, da kein 
Geſetz ohne letztere auch in den einzelnen Gebieten des wirklichen 
Staatslebens überhaupt zur praktiſchen Anwendung kommen kann, 
ſo durchdringt dieſelbe das geſammte Staatsleben vom höchſten 
bis zum niederſten Punkte. Sie umſchließt die ganze wirkliche Ver⸗ 
waltung; ſie iſt der leitende Rechtsgrundſatz für die geſammte 
Funktion der Finanzverwaltung, der Rechtspflege und der innern Ver⸗ 
waltung; von ihr, von der Grundanſchauung über Geſetz und Verord⸗ 
nungsrecht geht jetzt eine neue Auffaſſung der geſammten Thätigkeit 
des großen, gewaltigen Organismus, den wir den perſönlichen Staat 
nennen; und namentlich die innere Verwaltungslehre wird erſt durch 
ſie aus einer Reihe von techniſchen Vorſchriften zugleich zu einem Rechts⸗ 
ſyſtem. Das nun zu entwickeln, und es zurückzuführen auf den höchften 
Standpunkt der Staatswiffenfchaft, des unter dem Geſetze freien 
Staatsbürgerthums, ift nur dann möglich, wenn man die Ele 
mente jener Frage bis auf ihre leßte Auflöfung unterſucht, und in dieſer 
dad Rechtsprincip der verfaffungsmäßigen Verwaltung begründet. 

Man möge daher verftatten, wenigſtens bier die Philofophie mit 
dem pofitiven Recht zu verbinden. 

Wir fragen alfo noch einmal: wenn die großen Funktionen von 
Geſetzgebung und Bollziehung fo innig verwandt find und fich gegen 
jeitig fo tief durchdringen und ſich erjegen, was ift das Prineip 
für das Rechtsverhältniß, für Geſetz und Verordnung in- 
ihrem mögliden Gegenjage? 

Dffenbar nun ift dieß Princip formell leicht aufgeftellt. Das 
Geſetz ift unter allen Umſtänden ber formell allgemeine, als höchſte 
Selbftbeftimmung der Staatöperfönlichleit geſetzte Wille des Staats; 
die Verordnung ift formell nur der, die Verwirklichung des Geſetzes 
enthaltende Wille; e8 folgt daher, als höchftes Princip des Rechts der 
Verordnung gegenüber dem Geſetz, daß die Verordnung dem Gelee 
untergeordnet fein foll, das ift, daß fie ihrem Weſen nach feinen 
andern Inhalt haben, und daß daher die ihr untergebene wirkliche 
Verwaltung in Finanzen, Recht und Innerem nichts anberes voll 
ziehen darf, ala was das Geſetz vorfchreibt. 

Das nun ift formell recht gut. Allein bie eben bargeflellten Ber: 
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bältnifje ergeben, daß biefe rein formelle Ausführung ja nur Ein Mo- 
ment der Verordnung iſt. Es ift gar Fein Zweifel, daß die Ber 
ordnung — oder die vollziebende Gewalt — das Gefeh erjegen, ja in 
der Noth es ändern kann. Iſt das aber der Fall, fo fragt es fi 
wohl mit Recht, ob denn die vollziehende Gewalt mit ihrer Berorbnung 
wirklich principiell diefer Gefebgebung untergeordnet fei, während 
fie doch da, wo jene nicht ausreicht, das gleiche Recht mit ihr in An⸗ 
ſpruch nimmt, ja jelbft im Notbfalle das höhere Recht, indem fie das 
Geſetz aufhebt? Es ift ganz richtig, daß die Verordnung, welche die 
Bollziehung eines Geſetzes enthält, dem Gefege untertvorfen fein joll, 
welches fie eben vollzieht. Allein dieſes Nechtsprincip liegt ja eben 
nur darin, daß diefe Verordnung das durch fie auszuführende Geſetz 
felbft will; fie würbe, wie man leicht erfennt, mit fi felbft im 
Widerſpruch ftehen, wenn fie in ihrem Inhalt etwas anders mollte; 
ihre Unterordnung liegt daher bier nicht in dem Weſen des Geſetzes, 
fondern in dem der Verordnung felbft; damit alfo ift das Rechts⸗ 
princip der verfafjungsmäßigen Verwaltung keineswegs erledigt. Denn 
man erfennt auf den eriten Blid, daß dieß beſchränkte Nechtsprincip 
der Berorbnung für alle die Fälle gar nicht ausreicht, wo die Ver: 
orbnung das Geſetz erfeht, und noch weniger für die, mo fie das 
Geſetz ſuspendirt. Es fann und daher gar nichts helfen, bei jenem 
formalen Gedanten jtehen zu bleiben. Es ift vielmehr Har, daß die 
jenigen, welche das Verordnungsrecht von diefem einjeitigen Stand» 
punkte auffaflen und befiniren, das allgemeinere Wefen der vollziehen: 
den Gewalt gar nicht erkennen und die Verordnung nur als reine 
Vollzugsverordnung anjehen. Freilich, für diefe ift balb das 
Nechtsprincip gefunden. Allein das fcheint Zar, daß die vollziehenve 
Gewalt eine viel höhere Funktion als bloß die der Ausführung ber 
Geſetze befigen muß. Eie ift vielmehr eine zweite Gejeßgebung neben 
der erjten; fie ift ein zweites Gebiet des felbftthätigen Staatslebens. 
Und wir müflen daher das als ein jehr untergeordneted „conftitutio: 
nelles Staatörecht” anerfennen, deſſen ganzer Rechtsbegriff in der Voll- 
ziehungsverorbnung bejteht. Das höhere verfaffungsmäßige Staatsrecht 
beginnt erſt da, wo eben jenes höhere Element der vollziehenden Gewalt 
zur Geltung fommt, und Geje und Verordnung ſich vermifchen, erſetzen 
und gegenfeitig aufzuheben berechtigt find. Und bier ift ed, mo und 
nochmals die Frage entjteht: was ift denn troß alledem das Weſen 
des Geſetzes, nach welchem es jene Unterordnung der vollziehenden Ge: 
malt und damit der gefammten wirklichen Verwaltung unter feinen 
Willen zu fordern vermag? 

Zu dem Ende müfjen wir den Begriff des Geſetzes zu Grunde legen. 
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Die gewöhnlichen rein wiſſenſchaftlichen Definitionen des Gefehes: 
„allgemeiner Wille,” „verfafiungsmäßiger, orbnungsmäßiger Staats⸗ 
mwille” find bier nutzlos. Denn eine Verordnung tft in diefem Sinne 
ja nicht minder ein „Staatswille,“ fo wie man nicht einjeitig bei der 
Vollzugsverordnung ftehen bleibt. Soll das Geſetz wirklich die Ver: 
ordnung beberrihen, fo muß fein Begriff viel tiefer liegen und mit 
den höchſten Faktoren der Idee der Perlönlichkeit zufammenhängen. 
Und dieß ift in der That der Fall, menn man den Staat felbft nicht 
mehr als die bloß formale höchſte Perſönlichkeit erkennt. | 

Der Staat ift nämlich allerdings dieſe höchſte Form der irdiſchen 
Perſönlichkeit. Allein er ift dieß, indem er nicht etwa bloß die quans 
titativ größte ift, fondern er ift es dadurch, daß er die Einzelperſön⸗ 
Itchteit in fein perjönliches Leben aufnimmt. Perſönliches Leben ift 
Selbitbeitimmung. Das perjünliche Welen des Staats fordert daher, 
daß er die Selbitbeftimmung der Einzelnen in feine Selbftbeftims 
mung organic aufnehme. Die organifche Form, in der dieß geſchieht, 
nennen ir die VBerfaflung; die Selbftbeftimmung des Staats, in melde 
vermöge der Berfafiung die Selbftbeftimmung ber Einzelnen aufgenom- 
men Wird, ift da8 Gefet im höheren, organiſchen Sinn. 

Der wahre Begriff des Geſetzes bebeutet daher nicht bloß formell, 
daß dasjelbe durch die Mitwirkung Aller zu Stande kommt. Es be 
deutet vielmehr im ethifehen Sinn, daß die Selbftbeftimmung der Ein: 
zelperfünlichteit auch da gejeßt fein fol, wo diefelbe einem andern 
Willen gehorcht. Der Begriff des Geſetzes erhält baher die freie 
jelbftbeftimmte Perfönlichleit auch in ihrer Einheit mit dem Staat; er 
erhebt den Staat aus der formell höchſten Perfönlichkeit zur höchften 
ethiſchen Geſtalt des perfönlichen Lebens; in dem Begriffe des Geſetzes 
ift die Lölung des höchſten Räthſels auch formell gegeben, wie Eine 
Perſönlichkeit zugleich fie jelbjt und auch eine andere fein kann, die 
Erfüllung des Dafeind des Einen mit dem Dafein, dem Willen, dem 
Leben des Andern; die wahre Unendlichkeit der Perfönlichkeit, die nie 
in ihr ſelbſt allein, fondern in ihrem Aufnehmen des Andern in fi 
liegt. Das mas in der Ehe die Gatten, in der Familie die Kinder, 
in der Kirche die Gläubigen, das find im freien Staate die Wollenden 
und Handelnden, jelbftändig in der Einheit, durch fie, und doch troß 
derfelben. Das ift das wahre innere Xeben der Verfönlichkeit, wo fich 
die ewig freien Selbftbeftimmungen berühren, und der Eine um das 
Wiffen und Wollen, um das Fühlen und die That des Andern reicher 
wird, ohne fich felbft aufzugeben, und ohne den Andern in fih auf 
zulöien. Und diefer Proceß, den wir unentwidelt bei den Individuen 
beobachten, tritt im Staate in feine einzelnen Momente aufgelöst, mit 
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voller Selbftändigfeit hervor; fein Ergebniß aber ift das Gele. Das 
Geſetz ift daher weder bloß der allgemeine Wille, noch bloß der Staats⸗ 
wille, fondern es ift der freie Staatöwille, das tft, der Staatöwille, 
der die Selbftbeftimmung der Einzelperjönlichleit auf dem organischen 
Wege der Verfaffung in fih aufnimmt. Und in diefem Sinne fagen 
wir, daß das Geſetz zugleich der ethiſche Staatöwille fei, indem 
feine Grundlage die, vermöge der Selbftbeftimmung in jedem Ein- 
zelnen enthaltene fittliche Freiheit des Einzelnen iſt. 

Sit dem nun fo, fo folgt, daß die höchſte Entwidlung des Staats 
darin befteht, daß alle feine Willensbeftimmungen Geſetze feien. Jede 
Willensbeftimmung, die fein Gefeg ift, ift eine im Sinne der höchſten 
Ethik unvolllommene, weil fie das Moment der freien indivibuellen 
Selbftbeftimmung nicht enthält. Allerdings gibt es nicht bloß ſolche 
MWillensbeitimmungen, fondern e8 muß fie geben, da eben biefelben 
nicht bloß dur das reine ethifche Wefen der Perjünlichkeit, ſondern 
zugleich, und oft ſogar mehr durch äußete, unperjönlicde Thatfachen ber: 
borgerufen erden. Oder, im Gegenfate zum Begriff des Geſetzes, 
es gibt nicht bloß „Verordnungen“ mit der Beitimmung und fomit mit 
der Kraft und damit mit dem Rechte des Geſetzes, ſondern es muß ' 
fie geben. Der Staat muß als formell einheitliche Perſönlichkeit mollen 
und handeln fünnen, und dieje feine Fähigkeit ıft ja eben die voll⸗ 
ziehende Gewalt. Aber dieſe Selbitbeitimmung des rein perfönlichen 
Staats ift ihrem Weſen nad dem Akte der freien Selbftbeftimmung 
untergeorbnet, denn fie gehen nicht aus der höchſten ethifchen Natur 
des Staats, jondern aus den Forderungen feines äußern Lebens ber: 
vor. Das Princip, daß jede Willensbeftimmung des Staats ihrem 
Weſen nad durch Mitbeftimmung aller Staatsbürger, daß fie aljo 
eine verfafiungsmäßige, das ift, daß fie ihrer höheren Idee nad ein 
Geſet fein folle, ift demnach ein fittliches Princip. Daß es daneben 
auch Verordnungen geben ſolle, ift dagegen nur eine weſentlich praktiſche 
Forderung. Und jenes Princip iſt es nun, aus welchem wiederum das 
höchſte Princip für das Recht von Geſetz und Verordnung hervorgeht. 
Denn da der Wille der vollziehenden Gewalt als rein perſönlicher 
Staatswille nicht durch die ſittliche Idee des Staats, ſondern durch 
das Bedürfniß des Staats hervorgerufen wird, ſo ergibt ſich, daß 
er überhaupt an ſich unfähig iſt, die Mitbeſtimmung aller Staats⸗ 
bürger in ſich aufzunehmen. Er iſt daher an ſich, ſeinem Weſen nach, 
und zwar ganz gleichgültig gegen ſeinen Inhalt, die niedere Form des 
Staatswillens. Die Gleichheit ſeines Rechts mit dem der Geſetzgebung 
würde den Widerſpruch enthalten, den freien Willen dem duͤrch die 
äußern Dinge geliebten und bedingten gleich zu feben, das iſt, bie 


87 





Selbjtbeftimmung des Einzelnen für gleichgültig zu erflären. Die 
Unterordnung deſſelben unter das Geſetz ift dagegen nicht etwa bloß 
eine formelle Herrichaft der Geſetzgebung über die Vollziehung, fondern 
fie ift vielmehr, und zwar wieder ganz abgeſehen von dem Anhalt und 
ber Zweckmäßigkeit der betreffenden Beitimmungen, die Anerkennung 
des höchſten fittlichen Princips, daß der freie Staatswille den rein 
perjönlichen zu beberrfchen hat, und daß jeder Staatswille daher erft 
in dem Geſetze feine höchfte Form empfängt. Die Herrihaft bes Ge 
fees ift daher weder bie Herrichaft der Guten, noch die bes Zweck⸗ 
mäßigen und Richtigen, noch die Forderung, baß es ausjchließlich Ge⸗ 
fege und Feine Verordnung geben folle, ſondern fie ift die Herrichaft 
bes Princips der ftantsbürgerlihen Freiheit. Die Anwen: 
dung dieſes Principe auf die Verwaltung und fpeciell auf die Voll 
ziebung ericheint, indem wir das verfaffungsmäßige Verwal 
tungsrecht als die, durch die gefammte Vollziehung und Verwaltung 
durchgeführte Herrichaft des Geſetzes über die Verordnung, da ift, als 
die Begränzung der Verordnungsgewalt und ihres Rechtes durch die 
gejeggebende Gewalt und ihr Recht anerlennen. Und jet können wir 
jagen, daß die auf diefem Princip erbaute Verwaltung, die wir dem⸗ 
nad die verfaffungsmäßige Verwaltung nennen, die Berwals 
tung des freien Staats, die freie Verwaltung ift. 

Um nun aber diefem abſtrakten Princip feinen pofitiven Rechte: 
inhalt zu geben, muß zubor ein mejentlicher Punkt erledigt erben. 

Das was bier fiber die Literatur und zum Theil auch fiber die Geſetzgebung 
zu fagen wäre, läßt fih wohl jet auf einen einfachen Sat zurüdführen. Die 
wahre Frage nach dem verfafjungsmäßigen Verwaltungsrecht Tiegt nicht in ber 
einfachen Frage nach dem Berhältniß zwifchen Verordnung und Geſetz und in 
der Auffaffung der Verordnungen als reiner Bollzugsverorbnnungen, wie wir 
fie zum Theil noch in der erſten Auflage dieſes Werkes im befchränkter Weiſe 
aufgefaßt haben, denn dieſe Trage ift im Grunde leicht erledigt. Sie beginnt 
vielmehr da, wo man die Verordnungen zugleih als Correlat und fogar als 
Correction der Gefeße zu betrachten anfängt, und dadurch zu einem Syſtem 
des Verordnungsrechts gelangt, wie wir e8 gleich fehen werden. So viel wir 
ſehen, fehlt diefe Unterfcheidung bisher; dennoch find namentlich in dem Be 
griffe und Mechte der ſog. „proviforifhen Geſetze“ die Anknüpfungen in reihe 
lihem Maße vorhanden, und wir werden fofort auf diefe Punkte zurädtommen. 


IV. Der formelle Begriff des verfafiungsmäßigen Geſetzes als Grundlage 
der freien Berwaltung. Die hohe Bebentung dieſes Begriffes und feiner 
verfafiungsmäßigen Anerlennung. 


Offenbar nämlih muß, wenn aus jenem Wejen des Gefehes in 
der obigen Weile das verfafiungsmäßige Vertualtungsrecht hervorgehen 


88 


fol, das Geſetz auch in feiner Form ſich von der Verordnung ſchei⸗ 
ben, um eben vermöge dieſer Form feinem Inhalt das Recht eines 
geieglichen Nechtes gegenüber dem Verordnungsrecht geben zu können. 
Die pbilofophiiche Behandlung mag genügen für die reine Wiflenfchaft ; 
für das Nechtöleben muß die freie Verwaltung eine an bie Form 
knüpfende juriftiiche Beftimmung des Geſetzes fordern. Denn erft an 
diefe juriftifhe Form des Geſetzes kann ſich die Juris 
prudenz des verfajfungsmäßigen Verwaltungsrechts an- 
Inüpfen; und es tft doch am Ende erft diefe, welche wir für bag 
praftiiche Leben gebrauchen. 

Diefe ganze Lehre von den formalen Grundſätzen, nad) denen das 
Geſetz als höchſter, freier Staatswille entjteht, gehört nun allerdings 
in das Verfaſſungsrecht. Das Verwaltungsrecht hat viefelbe für fich 
als eine fertige vorauszufegen und ihre Nefultate zu gebrauchen. 
Allein es ift dennoch auch hier, bei der großen Verfchiedenheit in der 
Bildungsform der Gefege, nothwendig, ſich über die leitenden Gedanken 
einig zu fein, weil die Rechtölehre der Verwaltung fie auf jedem Punkte 
herbelzuziehen bat. 

Das Weſen des Geſetzes befteht allerdings in der Mitbeitimmung 
des Staatswillens durch die Staatsbürger. Allein diefe Mitbeftimmung 
ift eine organische; fie hat ihre Form. Diefe Form nennen mir in 
weiteſtem Sinne die Volfövertretung. Die Volfsvertretung felbft kann 
nun eine ſehr verichiedene fein. Sie ift auch in der That eine ganz 
andere in der Geſchlechterordnung, in der Ständeordnung und in ber 
ftaatsbürgerlichen Geſellſchaftsordnung. In der leßteren erfcheint fie 
wieber theils in Einem Haufe, theild in zwei Häufern. Wo daß letztere 
der Fall ift, müflen in irgend einer Form beide Häufer übereinſtim⸗ 
men, um den Beichluß der Volfövertretung zu bilden. Immer aber 
bleibt die Volfövertretung, ihrem Weſen nach, nicht die geſetzgebende 
Gewalt allein, fondern fie wirkt doch nur mit der vollziehenden 
Gewalt zujammen; und dieſe Theilnahme der vollziehenden Gewalt 
an der Gejeßgebung, fowie das Recht der Iehtern, an der Bildung 
des Geſetzes beftändig Theil zu nehmen, erfcheint weſentlich in ber 
Theilnahme der Regierung in der Perfon der Minifter an den Be: 
"rathungen und Beichlüffen der Volksvertretung. Es ift daher formell 
ganz falſch, das Gefeg bloß auf den Beichluß der Volksvertretung zu: 
rüdzuführen. Sondern das Gefeh entiteht durch den übereinftim: 
menden Befhluß des Organismus der geſetzgebenden und 
vollziehenden Gewalt, dur Volksvertretung und Minifterium. 
In der That kann Fein Geſetz zu Stande kommen, mo nicht die voll: 
ziehende Gewalt fich mit dem Inhalt des Beſchluſſes der Volksvertretung 
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einverftanden erflärt. Daß das letztere durch Vorlage an das Staats⸗ 
oberhaupt gefchieht, bezeichnet jelbit wieder nur die Form, in welcher 
diefe Webereinftimmung zur Erfcheinung kommt. Iſt die vollziehende 
Gewalt nicht einverftanden, fo treten die Minifter ab, und es entiteht 
in dem neuen Minifterium die neue Geftalt der Vollziebung. 

Damit find nun die innern Beringungen gefeßt, welche einen 
Staatswillen zum Gelege machen. Die äußern Bedingungen find 
erftlich die Sanktion des Stantsoberhaupts, zweitens die Veröffent⸗ 
lichung. Die legte muß zugleih das Vorhandenfein ber inneren Bes 
dingungen, namentlich den Beichluß der Volkövertretung mit enthalten. 
Man ift fich über diefe Punkte ziemlich einig. Daß die Formel, melde 
fih auf die Anhörung und den Anfchluß „beider Häufer“ bezieht, und 
die Vorftellung, nad welcher ein Geſetz durch die oft genannten „drei 
Faktoren” Unterhaus, Oberhaus, Staatsoberhaupt zu Stande kommen 
muß, eine Iofale ift, it Kar; das Vorhandenfein einer erften Kammer 
ift für den Begriff des Geſetzes natürlih nicht nothwendig, Wohl 
aber gibt es drei abjolute Faktoren des Gejeßes, und von diefen 
überfieht man der Negel nad) den zweiten; das find Volksvertretung, 
Regierung und Staatsoberhaupt. Aller Stantswille, bei welchem alle 
diefe drei Faktoren mitgewirkt haben, und bei welchem diefe Mit- 
wirtung ausgeſprochen ift, ift ein formelles Geſetz. 

Eine Verordnung im meitelten Sinne ift daher jeter Staatswille, 
bei welchem einer oder zwei diefer Faktoren nicht mitgewirkt haben. 
Und eben deßhalb fteht die Verorbnung formell unter dem Geſetze, und 
es ift gründlich falfch, und follte von Theorie und Praris gleichmäßig 
befämpft werden, wenn man den Ausdruck „Geſetz“ auf irgend einen 
Staatöwillen bezieht, der nicht durch Mitwirkung jener drei Faktoren 
entitanden iſt. Daß diefe Bezeichnung für eine ganze Epoche ihre 
Gültigfeit bat, ift zwar richtig; allein man follte diefelbe eben nur im 
biftoriihen Sinne brauden, und für das neunzehnte Sahrhundert mit 
Ichärfiter Strenge vorgeben. 

Daher gibt es wiffenfchaftlid feine proviſoriſchen Ge 
jeße. Wort und Sinn find gleich fehr ein Widerſpruch; der Name ift 
aus Unflarheit entitanden, das Wort felbft führt juriftiich zur Ver 
wirrung. Die fogenannten proviforishen Gejege find gar nichts an- 
deres, als Berorpnungen über Gegenftände, über welde ein 
Gejet beitehen follte. Sie haben daher weder die Form, noch den 
Charakter, noch das Recht der Gefebe, fondern fallen in jeder Beziehung 
unter das Recht der Verordnungen unb die Jurisprudenz des verfaflungs 
mäßigen Verwaltungsrechts, welche den Inhalt des Folgenden bilbet. 

Dieje formale Beitimmung bed Geſetzes und feine Unterſcheidung 
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von der Verorbnung ift num für die ganze Staatslehre von hochſter 
Wichtigkeit. Ihre Bedeutung beſteht, wie wir wiederholen dürfen, 
darin, daß ſo lange dieſe Unterſcheidung nicht feſtſteht, zwar wohl 
philoſophiſche Anſichten über Weſen und ſittliches Recht des Geſetzes, 
aber keine Rechtswiſſenſchaft möglich iſt. Das öffentliche Recht der 
verfaſſungsmäßigen Verwaltung beginnt unbedingt erſt bei ber for- 
mellen, und daher bei der juriftiichen Definition von Geſetz und Ber- 
ordnung; erſt am ihr Erpftallifiet ſich alles, was wir bisher über bas 
höhere Wefen und bie Funktion beider gefagt haben, zu einem feften 
Ganzen des öffentlichen Rechts. Und wenn daher itgendivo, jo iſt auf 
diefem Punkte die Einigkeit tiber Sache und Ausdruck unumgänglich 
nothivendig. Auch bürfen wir wohl hinzufügen, daß gerabe hier nicht 
die geringite Schwierigkeit ftattfinden dürfte, da bie Geſetzggebung in 
bebeutender Weifer vorgenrbeitet hat, und die Jurispruben; bes ver— 
faffungsmäßigen Verwaltungsrechts ſich leicht an das anſchließen wird, 
was bie Verfaffungen bereits großen Theils feftgefellt haben. 

Allein die Sache Liegt zugleich tiefer, und die Verfaſſungslehre 
ſollte auch die folgende Seite nicht unbeachtet laſſen. 

Die Aufftellung einer geſetzlichen ober verfafjungsmäßigen Defini⸗ 
tion des Geſetzes ift in der That auch ohne die fie begleitende Defini- 
tion der Verordnung nidt denkbar, ohme daß der Staat bas höhere 
Weſen feiner Selbftbeftimmung ſich felber zum Bewußtſein gebracht 
und das große Peineip bes freien Staatsbürgerthums in fein eigenftes 
Lebensprincip aufgenommen hat: Mit jener formellen Definition ift 
daher keineswegs bloß ein öffentlicher Aft gethan, ſondern fie felbft 
erfcheint vielmehr als ver Abſchluß einer großen ſowohl geſellſchaftlichen 
als ftaatsrechtlichen Epoche, und als der Beginn einer neuen Zeit. Inbem 
wir aud) hier den Wechſel und das Werben des Rechts auf die geſell⸗ 
ſchaftlichen Elemente zurüdführen, fagen wir, daß die verfaflungsmäßige 
Definition des Geſetzes den Zeitpunkt beveutet, in welchem die ſtaats⸗ 
bürgerliche Gefelfchaftsorbnung in Berfaffung und Vertvaltung zur 
Herrichaft gelangt. In jener Definition concentriven fi) daher alle 
großen Vorausfeßungen der ftantsbürgerlichen Verfaſſung und nicht 
minder die der Verwaltung; bon ihr aus gehen, durch fie erft werben 
möglich alle großen Confequenzen bes ftaatsbürgerlichen Rechtsprincips 
auch im öffentlichen Rechte. Sie ift in der That, die formelle und 
fefte Grundlage des freien Verwaltungsrechts; das letztere 
bleibt ohne fie eine abftrafte Forderung, weil erft durch fie das große, 
über das gefammte wirkliche Verwaltungsrecht enticheidende Syſtem ber 
Rechtsmittel für das letztere möglich, das Princip der Verantiwortlichkeit, 
der Haftung und ber Klage erft auf fie begründet werden Tann. Bon 
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allen verfaflungsmäßigen Definitionen ift daher die des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gejebes die bei weitem wichtigfte, und man wird, wenn man 
das Folgende erwägt, mit gutem Recht jagen können, daß eine Ber 
fafjung, die nur aus dem einzigen Paragraphen befteht: „Das Geſetz 
ift der, durch die Zuftimmung der Volfövertretung, der Regierung unb 
des Staatdoberhaupts beichloffene und als folcher veröffentlichte Staats⸗ 
wille“ — befjer ift, als eine in hundert Paragraphen beſtehende, der dieſe 
Mare Beftimmung fehlt. Die Jurisprudenz der verfafjungsmäßigen 
Verwaltung wird dieß im Einzelnen beweifen. 

Denn eine folche öffentlich rechtliche, durch die Verfaflung aner⸗ 
kannte Definition des Geſetzes ift zugleich da8 Bewußtſein und ber 
Wille des Staats davon, daß feine vollziehende Gewalt ſich der gejeß- 
gebenden unterordne, und daß er damit neben ber, in ihr Tiegenven 
freien Geſetzgebung auch die freie Berwaltung als fein Lebens» 
princip anerfennt. Sie iſt e8, mit welcher der Staat den Uebergang 
von ber Idee des freien Willens zur freien That zum Grund» 
gefe feines eigenen Lebens macht; mit ihr tritt er in eine ganz neue 
Epoche nicht etwa bloß feiner materiellen Thätigkeit nach außen, ſon⸗ 
dern vielmehr der Auffaflung jeiner höheren Beltimmung überhaupt. 
Nicht das ift nothwendig die Folge davon, daß vermöge dieſes größten 
Princips der ftaatlihen Freiheit eben ftet3 befjere Gejege gegeben, oder 
befiere Verwaltungen eingeführt werben; denn die Geſetzgebung ohne 
Bolfövertretung wird jogar unter gewiffen Umftänven, namentlich wäh: 
vend und nach einem gefellfchaftlichen Kampfe, regelmäßig viel befler 
jein ala die, welche mit ihr zu Stande kommt; ſondern die entfcheir 
dende Bedeutung derjelben Tiegt vielmehr darin, daß jenes Princip 
zuerft die freie Selbſtändigkeit der Einzelperfünlichleit zur Grundlage 
des wirklichen Staatslebens erhebt, und dadurch auch dem Stante und 
feiner höchſten Gewalt eine rechtliche Gränze gibt, die durch das Weſen 
ber freien perſönlichen Entwidlung, der höchſten fittlichen Idee der 
menjchlichen Gemeinfchaft bedingt und erfüllt wird. Und fo fönnen 
auch wir diefe rechtliche Beftimmung des freien Gejetes als Grundlage 
unjerer ganzen folgenden Darftellung annehmen. 

Aus diefer Auffaffung erllärt es fih nun wohl leicht, daß die 
Erhebung des Staats zur freien Geltaltung feines innern Lebens, 
welche in der gejetlichen Feſtſtellung jener verfaſſungsmäßigen Beſtim« 
mung bes Begriffes des Geſetzes liegt, nicht plöglich erfolgt, ſondern 
vielmehr das Ergebniß einer langen, oft fehr erniten Geſchichte ift. 
Und ehe wir daher zur Rechtswiſſenſchaft der verfafiungsmäßigen Ber 
waltung übergeben, mag es geitattet fein, auf dieſe Gejchichte vorher 
einen Blid zu werfen. 
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Wir glauben nun alle Zuriidführung des obigen Begriffes auf Geſetz 
gebung und Literatur erft unten geben zu follen, da gerade hier die Individna⸗ 
lität der Entwidlung in den einzelnen großen Culturvöllern zuerft heroortritt, 
und das einfadhe Zuſammenwerfen englifcher, franzöfifcher und deuticher Geſetze, 
Berfaffungen und Theorien in der That nur den Blid von der wahren, auf 
der Individualität der Nechtsbildung beruhenden Geſchichte jenes entfcheidenden 
Begriffes ablenken würde. 


V. Elemente der Geſchichte des Geſetzes⸗ und Verordunngsrechts bis zum 
neunzehnten Jahrhundert. 


Menn man nun im obigen Sinne von einer Geſchichte bes Ge 
feßes: und Verordnungsrechts reden will, fo ſcheint es Mar, daß die 
jelbe nicht etwa in der Geſchichte der Geſetze und Verordnungen felbft 
beftehen wird. Ihr Anhalt ift vielmehr ein Tpecifilcher. 

Zuerft enthält fie den Proceß, durch melden die Völker und 
Staaten zum Bewußtjein davon kommen, daß die höchite Form des 
Staatswillens erft durch die organische Betheiligung des Volkes an der 
Bildung defjelben gemonnen wird. Die Grundlage dieſes Proceſſes 
aber ift zuerft wieder die Scheibung der geleßgebenden Gewalt mit 
‚ ihrer jelbjtändigen Funktion und ihrem felbftändigen Recht von der voll: 
ziehenden Gewalt, welche ewig die Vorausſetzung ihres gegenjeitigen 
Nechtöverhältniffes bleiben muß; dann entjteht eben vermöge dieſer 
Scheidung ein Gegenſatz und Kampf zwiſchen beiden, in welchem balb 
die vollziehende Gewalt die Gelehgebung, bald die Gefebgebung die 
vollgiehende Gewalt unterwirft, das heißt, fie ihrer Selbſtändigkeit in 
Willen und Thun beraubt; und diefer Gegenſatz wird dann zu dem 
Verſtändniß, baß weder die bloße äußerlihde Scheidung noch auch die 
bloße Unterorbnung des einen Faktor unter den andern das Wahre 
freie Staatsleben erzeugt, jondern daß dieß erft dadurch geivonnen 
werden kann, daß beide ihre organiiche Stellung gegenfeitig finden und 
anerfennen. 

In diefem Proceß nun ift die Frage und Entſcheidung als Wefen, 
“ Drbnung und Recht der Gefeßgebung und fpeciell des Geſetzes immer 
die Hauptjache; die Frage nach der Verwaltung, dem Rechte derjelben 
und mithin die Frage nad) Stellung und Inhalt des verfafiungs- 
mäßigen Verordnungsrechts tritt dabei ftetd in den Hintergrund, und 
kommt Sahrhunderte lang gar nicht zum Bewußtfein der öffentlichen 
Rechtsbildung, mefentlih auch deßhalb, meil fie eben erft auf bem 
Punkte zu einem Objekt ver Nechtswiffenichaft werben kann, wo der 
Begriff und die juriftiihe Definition des Geſetzes feftitehen. Denn es 
zeigt fih auch bier wieder, daß Begriff und Recht der Verorbnung 
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überhaupt erft durch das Geſetz zu felbftändigen Kategorien des Staats» 
rechts werden können. Das ganze Verwaltungsrecht ericheint baher 
theils gar nicht, theild nur als einfaches, von Fall zu Fall auftretendes 
Recht im Staatöleben bis zum neungehnten Jahrhundert. 

Die große Bedeutung des achtzehnten Jahrhunderts Tiegt nämlich 
darin, daß es das Weſen und den Begriff des Geſetzes formw 
lirt, dadurch die Scheidung der Vollziebung von der Gejeßgebung zum 
Princip des Staatslebens macht, und die Idee der Freiheit in ber 
unbebdingten Untertverfung der Vertvaltung und mit ihr der Verordnung 
unter die Geleggebung fucht. Die Verwirklichung diefer Idee greift 
dann tief ind neungehnte Jahrhundert hinein. Aber fowie die lehtere 
beginnt, beginnt aud die Borftellung von einer freien Verwaltung neben 
der unfreien Verfaſſung; anfangs höchſt unklar, negativ, meift einfeitig ; 
dann mit den erften Anläufen einer felbftändigen Wiſſenſchaft, unter 
beftändigem Einfluß der immer Hareren Entwidlung des Begriffs und 
Nechtes des Gejetes, und mit dem erften Beginn des theoretiichen und 
praftiichen Streites über das Recht der Verordnungsgewalt gegenüber 
der Geſetzgebung. Im Wefentlichen ftehen wir im gegenwärtigen Augen: 
blid in ganz Europa auf diefem- Punkte; die große Frage ber verfaf: 
fungsmäßigen Verwaltung und der Wifjenfchaft des verfaflungsmäßigen 
Verwaltungsrecht hat allerdings eine jehr verſchiedene Geftalt in den 
großen Gulturvölfern, aber dad Princip ift allentbalben dafjelbe Und 
fo können wir unbedenklich wiederholen, daß auch von diefer Seite aus 
ſich das Gefammtrejultat ergibt, daß die Zukunft des Stantärechts auf 
der Entwidlung des freien Verwaltungsrechts und’ feiner Wiſſenſchaft 
beruht. - 

Die allgemeine Charakteriſtik des großen hiftorifchen Proceſſes, der 
zu diefem Refultat geführt hat, ift folgenbe: 

In der urfprünglichen Geftalt des germanilchen Staatälebens fteht 
allerdings der Grundſatz feft, daß das geltende Recht nur durch das 
ganze Volk feftgeftellt werden könne. Allein der Gegenftand ber Be 
ichlüffe diefer noch ganz rohen, vom Volksleben nicht organiſch gefchies 
denen gejeßgebenden Gewalt war doch nur die Rechtspflege. Es gab 
nur noch Rechtsgeſetze. Der König hatte daneben fein Recht; es war 
das Recht, das fi) auf das Heerweſen bezog. In den militärifchen 
Verordnungen beginnt das Verordnungsweſen, natürlich höchft unent- 
widelt, wie in den Volksrechten die Gejebgebung. 

Bon einem Bewußtſein über das Weſen und Recht des Geſetzes 
gegenüber der Verordnung ift jo wenig die Rebe, wie von einer wirb - 
lihen Verwaltung; man darf und wird den Maßſtab unferer Zeit 
nicht anlegen. Wohl aber zeigt ſich fchon hier das ganze Element, was 
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die germanifche Welt fo tief verfchieden von ber romanifchen macht. 
Jeder geltende allgemeine Wille ift faktiſch und rechtlich nur durch Die 
Mitbeftimmung Aller dentbar, und der Staat, als Keim im 
Königthum liegend, ift zwar ſelbſtändig, aber nicht eine äußere, felbft- 
herrliche Gewalt, fondern mit dem Volke ein Ganges. Die Bedeutung. 
dieſes Princips erfcheint aber erft da, wo ber Staat im Königthum 
der Völkerwanderung und der fränliſchen Epoche fi) vom Volke fcheibet, 
und zuerft feine felbftändige Stellung einnimmt. Hier: fcheiden fich 
daher audy zuerft die beiden Grundformen des Staatswillens, Geſetz 
und Verordnung, und die elementaren Grundzüge des Charakters ber 
germanifchen Staatsrechtsbildung treten immer deutlicher hervor, bis 
die Lehnsepoche fie unterbricht und ihnen zwar eine andere Form, aber 
feinen andern inhalt gibt, nämlich die eigentlihe Gejeßgebung als 
felbjtändige Bilbungsform des Staatswillens. 

Schon in der Sarolingifchen Zeit verſchwindet dieß ziveite Element. 
Die Völler haben, über die ganze Welt zerftreut, viel zu verichiebene 
Lebenäverhältniffe, um ferner noch einheitlihe Rechtsgeſetze bilden zu 
können. Das Königthum dagegen fügt feiner militärischen Verordnung 
gewalt ſchon damals die polizeiliche Verordnungsgemwalt hinzu, ja greift 
ferner in die Nechtögejebgebung durch einzelne Sinterpretationen und 
ipecielle, meift procefjualiiche Verfügungen hinein. Die Nothwendigkeit, 
ein gleiches Recht zu haben, und die Unmöglichkeit, Rechtsgeſetzliches 
durch das ganze Volt berathen und beichließen zu laſſen, machen viele 
Gejeßgebung durch das Königthum auch auf dem Gebiete des Rechts 
in der Form von Verorbnungen nothwendig. Da jedoch von einer 
vollgiehenden Gewalt außerhalb des richterlichen Urtheild noch nicht die 
Rede ift, jo wird auch das Bebürfniß nicht empfunden, ein Recht der 
Geſetze dem Recht der Verordnung entgegenzuftellen. Vielmehr gebt 
faft unmerflih, zum Theil vorwärts gejchoben durch die Stellung ber 
Kirche, die Borjtellung von dem Recht des römifchen Kaiſers, Verord⸗ 
nungen zu erlajjen, mit voller Gültigkeit (constitutiones quae legie 
habent vigorem), in diefer Weife auf die Carolinger über. Alle 
Unterſchiede verwifchen fich daher in dem Begriff des „geltenden Rechts, “ 
das aus den Volksrechten und den königlichen Verorbnungen zugleich 
bejteht, ohne daß man von einer Verjchievenheit ihres Rechts reden 
fonnte. Das ift die Zeit der Gapitularien und der ihnen mit gleichem 
Recht zur Seite ftehenven leges barbarorum. 

Eine zweite, weſentlich andere Geftalt gewinnen Princip und Recht 
nun in der zweiten Epoche, der Zeit des Lehnsweſens. 

Das Carolingifche Reich ift aufgelöst; das alte Königthum ift 
untergegangen. Jeder Grundherr ift-badurch felbftändig. Der König, 
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von dem er Beſitz und Recht empfangen, ift verſchwunden; jetzt ift der 
Grundherr Eigentbümer der Grundherrſchaft und ihrer Ber 
waltung. Das ift das Princip aller Rechtsbildung im Lehnsweſen. 

Daraus folgen die beiden großen einfachen Gonfequenzen, melde 
bis zum neungehnten Jahrhundert das gefammte öffentliche Necht Europas 
beherrſchen. 

Zuerft kann eine Beſtimmung über Verhältniſſe, welche jene Eigen: 
thumsrechte des Grundherrn betreffen, nur unter ihrer Zuſtimmung 
ftattfinden; denn jede jolche Beitimmung fteht gleihfam dem jus tertii 
in den legteren gegenüber. Das Recht auf diefe Zuftimmung bebarf 
daher nicht etwa einer verfaflungsmäßigen Anerkennung, ſondern  ift 
ganz felbitverftändlich wie jedes Privatrecht. Der Anhalt der Bus 
ftimmung ift daber eine freie Beſchränkung des Privatrechts, eine Art 
Bertrag. Der König Tann über die Rechte des Grundherrn gerade 
jo wenig einjeitig verfügen wie über ihr Eigenthum; es gibt gar Fein 
Berorbnungsrecht des Lanbeöheren über die Grundherrlichkeit, fondern 
nur eine Bereinbarung der Grundherren mit dem Landesherrn, beren 
Inhalt dann von dem letztern befohlen wird. Daher denn aud fein 
klarer Begriff vom Geſetze; aber das große PBrincip tft gewahrt, daß 
der Staatöwille nur durch Mitbeftimmung der freien Herren und Männer 
gebildet werden Tönne. 

Ebenfo gibt e8 zweitens eine verwaltende Thätigfeit des Landes: 
bern in confequenter Anwendung des obigen Begriffes nur fo weit, 
ale das Eigenthbumsreht desjelben gebt. Und bier tritt nun 
eine eigenthümliche Erjcheinung auf, die zu verfolgen Sache der Rechts⸗ 
geichichte ift. Das Eigentbum des Landesherrn fpaltet fich nämlich vom 
Anfang. der Lehnszeit an in zwei große Gebiete. Das eine ift das 
ber Domänen, das ziveite aber befteht in der Geſammtheit derjenigen 
Rechte, welche, als mit dem Grund und Boden nicht zufammenhängend, 
auch nicht als mit ihm verliehen angejehen werben, ſondern dem Könige 
verbleiben. Der formelle Rechtötitel dafür ift urjprünglich die oberfte 
Lehnsherrlichkeit, aber fchon im eilften Jahrhundert tritt an die Seite 
deö leßtern Begriffes der des eigentlichen Königthums. Daher haben 
diefe Rechte ziwei Namen; fie heißen Hobeitörechte im erften Sinne, 
Negalten im zmeiten. Diefe Rechte bilden nun das Eigenthum der 
Krone und find daher, wie jedes Eigenthum, ver freien Beltimmung 
ihres Herrn, bes Königs, unterworfen. Sie entziehen fich daher der 
Enticheivung durch den Willen des Volkes; fie ftehen unter dem per: 
fünlihen Willen des Königs; fie find dabei doch ihrem Weſen nad 
Rechte und Aufgaben’ des Staats; und fo erfcheint in ihnen zuerft 
ein Gebiet des innern Stantslebend ald dem von der Gejeßgebung 
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geſchiedenen Etnatöwillen unterworfen; die Verordnungsgewalt 
bat in ben Regalien ihr erites felbftändiges Recht und 
Dbjelt gefunden, aber eine Geſetzgebung gibt es für fie nidt 

Diefe Thatfache wird nun von großer Wichtigleit für die folgende 
Beit. Denn die Debnbarleit des Begriffs der Hoheitsrechte wird da- 
durch identifch mit der Ausübung des königlichen Rechts, die allmählig 
entftehenden öffentlichen Angelegenheiten überhaupt auf einfachem Ber 
ordnungswege zu verwalten. Was irgend als Negal fich darſtellen Täßt, 
erfcheint an und für fich der Gefeßgebung im urfprünglichen Begriffe 
entzogen und bem perfönlihen Willen des Königthums eben fo gut 
untertvorfen, wie die Domänen und der Privatbefit deflelben. In ber 
That bildet ſich jomit der Keim der ganzen entftehenden Verwaltung 
in der Negalität. Denn das natürlihe Verſtändniß ergab den Sat 
felbft in jener wenig philoſophiſch gebildeten Zeit, daß alle Anftalten, 
welche dem allgemeinen Intereſſe dienen, Anftalten des Staats fein 
müflen; daß nur der Staat die Fähigkeit habe, fie einzurichten und zu 
betreiben; fie find es daher, welche den bis dahin abftrakten Begriff 
des Staats mit einem concreten Inhalt erfüllen; fie find die Ber 
waltung der ftändifhen Epoche. Und an dieſen Punkt Inüpft fi 
nun die bis zum neunzehnten Jahrhundert reichende Vorftellung, daß 
dem entiprechend alles, was die innere Verwaltung und ihr Recht be 
trifft, überhaupt fein Gegenftand der Gejeßgebung, fondern nur bed 
töniglichen Verordnungsrechts fein könne. Das letztere bat bis zur _ 
Epoche der Verfaſſungen alles, was „Hoheitsrecht“ heißt, unbedingt al? 
feine Domäne angefehen; die Theorie hat fogar bis auf unfre Zeit dieſe 
lehnsrechtliche Vorftelung der Hoheitsrechte noch immer nicht überwinden 
lönnen; fte ftehen mie ein großer hiſtoriſcher Schatten zwiſchen ihr und 
dem Begriffe ver Verwaltung überhaupt, des innern Verwaltungsrechts 
insbeſondere, und es ift auch feine Hoffnung vorhanden, daß bieß je 
befjer werden Tann, fo lange wir in dem beutfchen Staatsrecht noch 
bie gefchichtliche Kategorie der „Hoheitsrechte” ftatt der wifjenfchaftlicgen 
der Vertvaltungsgebiete beibehalten. Daß fchließlich jedes Hare Ver⸗ 
ſtändniß von Geſetz und Verordnung fo lange ausgeſchloſſen bleibt, als 
wir noch von „Hoheitörechten” reden, ift nunmehr wohl klar. Bir 
werden auf hundert Punkten darauf zurückgewieſen. 

Sp war in den Regalien der Keim der Verordnungsgewalt als 
einer der Geſetzgebung gleichitehenden gelegt; die Grundvorftellung, 
welche bis zum 19. Jahrhundert faft. ausfchließlich herrſcht, iſt ent⸗ 
ftanden, daß die ganze innere Verwaltung aus Regalitäten befteht, und 
daher allein durd FöniglideBerordnungen verwaltet werden 
Tönne. Daneben aber bilvet fich gleichzeitig in höchft beachtenswerther 
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Weife auch das Princip der Gejeßgebung aus, und während bie 
Verordnungsgewalt fi) die innere Verwaltung ausjchlieglich gewinnt, 
erfcheint die geſetzgebende vielmehr in den Gebieten ver Rechtöpflege und 
der Staatswirthſchaft oder fpecieller der Finanzen. 

Was zunächſt die Rechtöpflege betrifft, jo bezog fich dieſelbe offen 
bar zunächſt und zulegt immer auf die Verhältnifie des Eigenthums 
und der mit ber Perfon und dem Stande derfelben verbundenen Rechte. 
Eine „Verordnung“ über das Recht und die Rechtspflege, wie fie über 
bie Regalien ftattfand, war daher ſchon an fich mit dem ganzen Rechts⸗ 
leben der Grundherrlichfeit im Widerſpruch. Aber außerdem war offens 
bar bei der fortichreitenden Entwidlung tes Bürgerftanves nur in dem 
Recht und der Rechtäpflege ein Schuß der bürgerlichen Freiheit zu finden, 
und eben fo gewiß waren e3 Recht und Gericht, welche die erfte Grund: 
lage der Entwidlung des Volkslebens, die Sicherung und Ordnung 
von Gewerbe und Verkehr über die verwirrten Zuftände der Epoche des 
Fauftrechts erhoben. Recht und Gericht ericheinen daher als das bei 
weitem wichtigſte Gebiet der öffentlichen Thätigleit; es war undenkbar, 
daflelbe wie die übrige Verwaltung der Verorbnungsgewalt zu über 
laſſen. Dazu fam, was nicht minder weſentlich war, daß das Nedht 
zugleih den Schuß der Grundlage der ftändifchen Drbnung, die Ber. 
theilung und die Vorrechte des Beſitzes enthielt und ſchützte: eine Ueber⸗ 
lafiung ver Rechtsbildung an die Verordnungsgewalt war daher auch 
von diefer Seite nicht möglih. So hielt das germaniiche Leben an 
dem Grundjahe feit, daß das Nechtsleben nur durch Zuftimmung des 
Volkes und unter feiner Mitwirkung geſetzlich geregelt werben könne. 
An den Rechtsgeſetzgebungen hielten ſich daher auch die Körper der 
Volksvertretung feſt; ja ſie griffen in die übrige Verwaltung ſo weit 
hinein, als dieſelbe es mit dem bürgerlichen und geſellſchaftlichen Recht 
zu thun hatte. Und daraus entſtand nun die Grundlage der Bor 
ftellungen, die wir fpäter wifjenichaftlich formulirt fehen, und die noch 
gegenwärtig fo vielen gilt, daß nämlich die Gewalt, welche das Recht 
bildet und verwaltet, etwas Tpecifiich Verſchiedenes von den übrigen 
Gewalten fei, oder daß man die richterlihe und die vollziehende 
Gewalt vollfommen und weſentlich ſcheiden müſſe. Eine 
folche einjeitige Auffaffung Tann natürlich nur gefchichtlich erflärt werben; 
es wäre font ganz unverftändlich, wie man die richterliche Gewalt mit 
dem Erekutionsrecht ihrer Urtbeile nicht als einen Theil der vollziehen» 
den, oder fie mit ihrer organiſchen, rechtſprechenden Thätigkeit nicht ala 
einen Theil der Verwaltung hätte betrachten follen. 

Allein dennoch hätte jener ächt germaniſche Grundſatz, daß das 
Recht Gegenſtand der Geſetzgebung und nicht der Verordnung ſein 

Stein, die Verwaltungslehre. 1. 7 
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müfje, die Idee der freien Gefehgebung an und für fih nicht erhalten 
können. Denn troß dieſer Selbftändigkeit der Rechtspflege Tand bie 
Bewegung auf demjelben vennod aus einer Reihe von Gründen nicht 
in dem Körper der Volksvertretung, fondern vielmehr auf dem Gebiete 
der Theorie und der Praxis ftatt; "wir dürfen das alles als bekannt 
'vorausfegen. Ebenſo befannt wird es jedem Rechtshiſtoriker fein, daß 
dieß geltende Recht auch da, mo es gejammelt und als gültig aner- 
fannt ward, nicht durch eine fürmliche Gefehgebung, ſondern entiveher 
durch Privatfleiß oder durch Regierungsmaßregeln, wie die coutumes 
in Frankreich, aufgeitelt ward. Da nun die Gejeßgebung gegenüber 
der Verordnung: faft ausſchließlich auf das Rechtsleben angewieſen war, 
fo ergab fih, daß die erftere gegenüber der legten faktiſch ver: 
ſchwand. Während daher feit dem vierzehnten Jahrhundert die Ge 
fammtinterefjen mehr und. mehr zur Entwidlung gediehen und daher 
der Verordnungsgewalt mehr und mehr durch die Natur der Dinge das 
Necht eingeräumt ward, aud das bürgerliche Recht einjeitig zu bilden 
und die ganze Rechtspflege ohne Gejetgebung zu ordnen, jehen wir die 
alte Geſetzgebung fich fait vollftändig auflöjen; es ward eine allgemeine 
europäilche Thatjache, daß die Könige das Recht des Staats zu bilden 
haben; von ihnen ward, und mit Recht, alles erwartet, was als 
Grundlage des Wohlitandes angeſehen ward; die Vorftellung von einem 
Gegenjaß des Verordnungsrechts und des Geſetzesrechts warb um fo 
vager, als einerſeits die gefeßgebenven Körper ſich aufgelöst hatten und 
anderfeits das römiſche Necht die Tradition des fürftliden Rechts auf 
den Erlaß gültiger Verordnungen lebendig erhielt. Und jo entftand, 
mefentlic durch den Uebergang der bürgerlichen Redtsbildung an die 
Verordnungsgewalt, die Vorftellung, daß dieſelbe überhaupt die 
geleggebende Gewalt fei. Der Gedanke eines Rechts des Volkes 
auf Mitbeftimmung bei der Gefehgebung verjchwindet; die Tönigliche 
Gewalt, die den ganzen Staat mehr und mehr abforbirt, fieht fich 
als einzige Quelle des Rechts, ihren Willen ala Gele an: die Be 
rüdfichtigung des Volfes in der Geſetzgebung ericheint höchſtens noch in 
dem, felbft wieder dem Ermeſſen der vollgiehenden Gewalt unterliegen: 
den Gedanken, daß die Theilnahme des Volkes an der Bildung des 
Staatswillend mehr eine Sache der Zweckmäßigkeit ald des Rechts fei, 
und daß ber Wille der Vertretungen daher für das Königthum nicht 
als Beichluß, Jondern nur als Berathung gelte, deren ſich das 
legtere auch entichlagen könne. Das Weſen und Recht des Staats 
willens, alfo des Geſetzes, beruhe nicht auf der Zuftimmung des Volkes 
feiner Vertretung, jondern in ber höchſten Gewalt bes Staats, dem 
Bott eingeſetzten Königthum; fein Wille fei der Staatswille. Dper 
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wie wir es jeßt ausprüden können, nachdem die Thätigfeit der Geſetz⸗ 
gebung verſchwunden, verſchwand jetzt auch Begriff und Recht des Ge⸗ 
ſetzes und damit der Unterſchied deſſelben von der Verordnung. Die 
Verordnungsgewalt nahm das Recht der geſetzgebenden Gewalt für ſich 
in Anſpruch; fie machte zum oberſten Grundſatz alles öffentlichen Rechts, 
daß der perfönliche Wille des Königd die Duelle der Gültigkeit jedes 
Rechts, oder daß jede Verordnung ein Geſetz ei. Das ift das 
Princip, welches im jechzehnten Jahrhundert den Kern der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Auffaffung bildet, und das im fiebenzehnten Jahrhundert feinen 
Kampf zu beftehen hat, um im adhtzehnten definitiv zu fiegen und im 
neungehnten dem freieren Rechte unfrer Gegenwart Raum zu geben. 

Es ift daher charakteriftifch, daß mir auch in diefer Zeit die Auss 
drüde von Geſetz und Verorbnung theild gar nicht, theils nur in fehr 
ungenauer Anmwendung finden. Es wird die Aufgabe der fünftigen 
Geichichtichreibung fein, die Bedeutung und das Recht des „Landes: 
rechts,“ der „Ordnungen,“ der „ordonnance ‚* des „law“ genauer zu 
beitimmen. Sie find von großer Wichtigkeit für diefen Theil der neuern 
Geſchichte. Denn ſchon mit dem Anfange des fiebenzehnten Jahrhunderts 
tritt ein neuer Faktor auf, der ganz enticheidend zu wirken beftimmt ift. 

Das ift die Nothwendigkeit für das Königthum, Steuern zu vers 
langen. Die Steuer ift damals nicht bloß das was fie jett ift, fie ift 
mehr. Sie ift ein Eingriff in das Recht des ſtändiſchen Beſitzes. Die 
Steuerforderung erfcheint daher als ein Widerfpruch mit dem ‘Privatrecht, 
dem Recht auf das Eigenthbum. Das Privatreht aber, das ftändifche 
wie das bürgerliche, hatte fich, wie erwähnt, wenigſtens principiell noch 
immer dem Berorbnungsrecht entzogen. Die Pflicht zur Steuer konnte 
nicht auf dem einjeitigen Willen der höchſten Getwalt beruhen, fo wenig 
wie das Eigenthumsrecht. Dennoch mußten Steuern fein. Es blieb 
daber nichts übrig, als fie auf den Willen der Volksvertretung zurüds 
zuführen oder ihnen eine Gefeßgebung zum Grunde zu legen. Diefe 
neu entftehende, erjt allmählig zur rechten Geftaltung gelangende Steuer: 
gejeßgebung ift befanntlich das landſtändiſche Recht der Steuerbewilli⸗ 
gung. Allerdings hat diefelbe einen viel engern Kreis ald man ge 
wöhnlich annimmt; alles was ald Regal eine Steuer enthält, fällt nicht 
darunter, fondern faſt ausfchließlich die Grundfteuer; aber das ändert 
ihre hiftorifche Bedeutung nicht. Diefe befteht einfach in dem befannten 
Sage, daß, während Gejehgebung und Geſetz auf allen andern Punkten 
in der Verordnung untergegangen find, in der Steuer das felb: 
ftändige Recht des Geſetzes wieder auflebt, und das Verord⸗ 
nungsrecht hier jeine erfte, entichievene Gränze findet. 

So wie dieß gefchieht, entfteht nun der Kampf zwifchen Königthum 
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und Landesvertretung. Das erjte will auch dieſe ſtaatswirthſchaftliche 
Bermwaltung bloß durch Verorbnungen regieren, die zweite will ihr Recht, 
bier nur Geſetze gelten zu lafjen, dazu benügen, um das ganze Gebiet 
der Verordnungen der Beichlußfaffung der Stände zu unteriverfen. 
Man kennt die Geihichte Englands, Frankreichs, Deutichlands in diefer 
Beziehung. In England fiegen die Stände — denn das Parlament 
ift doch nur eine große Ständeverfammlung — auf dem Continent fiegt 
das Königthum. In England geht daher auch die ganze Verordnungs⸗ 
gemalt wenigſtens principiell an die Stände über, auf dem Continent 
enticheidet der dreißigjährige Krieg für das Königthum und die Stände 
verſchwinden jelbft mit ihrem Recht auf Theilnahme an der Steuer 
geleßgebung mit dem Anfange des achtzehnten Jahrhunderte. Damit 
ift die Frage für den ganzen Zeitraum endgültig entichieven und der 
Charakter des öffentlichen Rechts definitiv feſtgeſtellt. Es gibt gar 
teinen- Unterichted zwiſchen Gefeß und Verorbnung mehr; es gibt nur 
noch ein gültige® Recht durch den Willen der Staatsgewalt. Es gibt 
baber auch Feine Frage mehr nach den Gränzen der Verordnungsgewalt 
oder nach einem Rechte derjelben, denn jede Verordnung ift Staat® 
wille, ift Geſetz. Das geht jo weit, daß jet auch das bürgerliche Recht 
nicht mehr grundfäßlih als Gegenftand ber Geſetzgebung betrachtet 
wird; es ift gerade jo gut als die Finanzgefeßgebung und die innere 
Verwaltung der Verordnungdgewalt unterworfen, und die großen Ge 
fegbücher biefer Epoche, zuerft das bänifche von 1683, dann die ver: 
ſchiedenen franzöſiſchen, ſpaniſchen, fardinifchen Codificationen, enblich 
das öfterreichifche bürgerliche und das preußifche Landrecht werben eins 
fah auf dem Wege der Verordnung mit unbezweifelter Geſetzeskraft 
erlafien. Die Worte Gejeg und Verordnung haben nur noch eine 
biftorifche, höchſtens eine formelle Bedeutung; jeder Erlaß der Staats⸗ 
gewalt ift jegt das, mas wir gegenwärtig Gefeß nehnen. Das ift bas 
Brincip des Öffentlichen Rechts im achtzehnten Jahrhundert. 

Man fol nur nit glauben, daß ber tiefe Widerfpruch, der in 
diefem Princip zu dem Weſen der germaniſchen Stantenbildung liegt, 
ganz unbeachtet vorübergegangen ſei. Wir fehen im Gegentheil viel 
fache Verſuche, das Recht des Geſetzes gegenüber dem Rechte der Ber 
ordnung aufrecht zu halten. Aber fie blieben bis zu den fiebziger Jahren 
im Gebiete der Theorie; diefe Theorien find aber nur verftänblich auf 
Grundlage der obigen hiſtoriſchen Auffaflung Wir müflen uns be 
gnügen, bier ihre Richtung zu dharalterifiven. Den erften Verſuch macht 
Montesquieu mit feiner Scheidung der Gewalten; indem er die ge 
feßgebende Gewalt der richterlichen gegenüberjtellt, will er eigentlich dem 
Organismus des Staats Begriff und Recht des Geſetzes im Namen der 
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Politik vindieiren. Die zweite Richtung, von Mojer vertreten, will das 
Recht auf die Scheidung von Geſetz und Verordnung auf die hiftorifchen 
Bildungen des öffentlichen Rechts zurüdführen. Daneben fucht die eigent- 
liche Jurisprudenz in der cafuiftifchen Unterfcheidung von Juſtiz⸗ und 
Adminiftrativfachen die Gränze für die rechtäbildende Kraft und Gültigkeit 
der Berorbnung, gelangt aber auch ihrerjeit3 nur zu Abftractionen, weil 
eben das Subftrat der Unterſcheidung, die rechtlich anerlannte Natur des 
Gejetes gegenüber ver Verorbnung fehlt, und diefe Jurisprudenz fich 
eigentlich gar nicht zur Aufgabe macht, fie berzuftellen. So ift mit dem 
18. Jahrhundert das Gebiet des Verorbnungsrecht3 eigentlich verſchwun⸗ 
den; auch die unflaren Berfuche, in einer Notabelnverfammlung ein Organ 
ber Geſetzgebung felbftändig herzuftellen, fcheitern. Grundſatz ift, daß 
Recht ift, was der König will, und nichts anderes; in ihm befteht das 
Öffentliche Recht, und in dieſem Zuftande konnte daher auch Feine Theorie, 
fondern nur die organiſche Neugeftaltung des Staat? Hülfe bringen. 

Der Anfang der neuen Zeit, die erfte Anerfennung der Idee des 
Gejeßes neben und über dieſer Verordnungsgewalt, welche zugleich 
geſetzgebende Gewalt ift, zeigt fih nun allerding3 in der neuen Idee 
über das Wejen des Staats, tie die franzöfifchen Encyclopädiſten fie 
aufitellen. Sie bilden aber den geiftigen Beginn der Revolution und 
des neunzehnten Jahrhunderts, und gehören daher der folgenden Epoche. 

Es ift natürlich volllommen unmöglih, an diefem Orte auf diefen durch⸗ 
aus vernadhläffigten Theil der Geichichte einzugehen. Wir bemerken nur Eins, 
um vielleicht zu weiteren Tragen anzuregen. Selbſt das römifche Recht bat 
ſich diefen Unterfuhungen nicht etwa bloß entzogen, fondern fegar ein neues 
Moment hinzugefügt, ohne es zu erflären, das Moment der Reception. &8 
gehört wohl zu den merfwürdigften Erfcheinungen der Jurisprudenz, daß der 
Alt oder Proceß, auf welchem die ganze formelle Gültigkeit des römischen Rechts 
beruht, eben diefe Reception niemals von dem firengften aller Juriften, dem 
römifchen, in feiner öffentlich rechtlichen Bedeutung, unterfudt if. Daher find 
fie bisher auch nicht im Stande geweien, die Frage zu beantworten, ob das 
römische Recht felbft Geſetz fei oder nicht; felbft der Ausdrud „geltendes Recht” 
. genügt nicht, da eben nicht alles im römiſchen Recht gilt, und nirgends 
au nur der Berſuch eriftirt, einen leitenden Grundſatz fiir die Scheidung 
des Geltenden und Nichtgeltenden anfzuftellen. Wir miüflen daher die weitere 
Bearbeitung der oben angedeuteten Gefichtspuntte für die Aufgabe felbftändiger, 
freilich eben fo jehwieriger als wichtiger Arbeiten halten. 


VL Die verfafiungämäßigen Begriffe von Geſetz und Verordnung im 
nennzehnten Jahrhundert. 


Betrachtet man dasjenige, was eigentlich den Kern und dad Haupt- 
ergebniß unferes Jahrhunderts im Staatsleben gegenüber ber frühern 
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Beit bildet, ſo iſt es kaum zweifelhaft, daß es nicht etwa exft mit ber 
Revolution entftanden, fondern nur burd fie vollgogen und nad ihr 
im Geifte des germaniſchen Staatsrechts formulirt worden ift. Es ift 
das ein Gebiet, auf welchem man fieht, wie unrecht die Geſchichte der 
Rechtsphiloſophie hat, nur eine Geſchichte der Philofophie des Rechts 
“ und nicht zugleich ein Verſtändniß des pofitiven Necht3, das aus ber 
letztern hervorgegangen ift, ſein zu tollen. 

Gegen jenen Sieg und jene ausfchließlihe Herrihaft der voll- 
ziehenden Gewalt über die gefeßgebende, die wir eben bezeichnet haben, 
und deren formalen Charakter einerfeit3 das völlige Verſchmelzen von 
Geſetz und Verordnung, andererſeits der Begriff des Polizeiſtaats bildet, 
beginnt eigentlich gleichzeitig ein wiſſenſchaftlicher Kampf des germani⸗ 
chen Geiltes. Der Gedanke der Nechtlofigfeit gegenüber dem Staate 
ift für den legtern fo innerlich unwahr, daß er nicht rubt, bis er diefe 
Rechtloſigkeit jelbft wieder zum Necht gemacht bat. Der im Grunde 
wunderbare Verſuch, dem dieß bis zu einem gewiſſen Grade gelingt, 
ift die Bertragstheorie. Es ift durchaus nicht richtig, zu glauben, 
daß die Nechtöphilofophen des fiebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts 
eigentlich den Staat durch den Vertrag entftehen laflen wollen. Die 
Bertragstheorie ift vielmehr die theoretifche Erflärung der Herrichaft 
der Staatögewalt über den urfprünglich freien Einzelnen; fie ift die 
Aufhebung des Rechts feiner Mitwirtung zum Gelee durch einen 
Vertrag oder durch dad urſprüngliche Staatsgrundgefeß, vermöge 
deilen dem Staatsoberhaupt das Recht der Gejehgebung übertragen 
wird. Die Unterfchiede der Vertragstheorie liegen daher auch allein in 
der Art und Weile, wie diefe Philofophen diefen Vertrag begründen, 
nicht in der Auffaffung des Staats ſelbſt. Immer ift e8 das Hingeben 
des Einzelwillend an den Königlichen, das bei Hobbes durch die Noth 
des Krieges, bei den Deutſchen durch das Wohlfein des Ganzen hervor: 
gerufen wird. Und erft die Roufjeau’fche dee des Contrat social gibt der 
alten Form einen neuen “inhalt, aus dem die Herrichaft des Geſetzes 
über die Verordnung entjpringt, wie aus der alten Form die Herrichaft 
ber Verordnung über das Geſetz hervorging. 

Die Selbitbeitimmung Aller ruht in Allen und fann ihnen nie 
mals genommen werden. Das iſt der Ausgangspunkt der neuen Seit. 
Sa, die Staatsbürger können ſich diefe ihre Selbftbeftimmung durch 
ihren eigenen Willen auch nicht felber nehmen; fie bleibt ihnen ewig 
als das der Perſönlichkeit abjolut immanente Element. Dieſe Selbft: 
beitimmung tft die Soubveränetät; und diejes ift ter Sinn des Gates: 
la souveraindt& reside dans la nation. Jede Willensbeftimmung bes 
Ganzen ift daher ihrem höhern Wefen nad) ein Akt der Selbftbeftimmung 


103 

Aller; das ift die volont& generale. Es gibt gar feine Entäußes 
rung biejes Rechts; es ift ein Unrecht der leitenden und herrſchenden 
Gewalten, eine ſolche Entäußerung anzunehmen. Daher befteht bie 
Freiheit eines Volles nicht etwa bloß darin, daß es Theil nimmt an 
der Willensbeftimmung des Staats, fondern vielmehr darin, daß nur 
fein Wille der Staatöwille jei; es foll gar feinenandern Staat 
willen außerhalb des Gefeges geben. Alle Thätigleiten müſſen 
daher dem Geſetz unterthan fein; fie fünnen feine Eelbftänvigfeit gegen- 
über dem Gefete haben; fie find Diener des Geſetzes. Die Vollziehung 
ift daher nichts als eine Aeußerung des Geſetzes; nur infofern ift fie 
jelbftändig; fie fol feinen Willen für fich haben; höchſtens darf fie die 
Unmöglichfeit des Staatswillens im Veto erflärn. Damit hat das 
Staatsoberhaupt feinen wahren Charakter verloren. Er ift nicht mehr 
Etaatöoberhaupt, fondern der ganze Staat bat fich in die zwei Ges 
walten, die gefeßgebende und die vollziehende, geſchieden; das Staats- 
oberhaupt iſt nichts, als das Haupt der vollgiehbenden Gewalt. 
Alle Drgane ber leßtern aber find jet nicht mehr jelbitthätige Funktionen 
des Staats; fie find nur noch die Mandatare des Volkswillens, des 
Geſetzes. Sie dürfen eben jo wenig mehr fein, als die That mehr fein 
darf, als der Wille; fie ftehen unbebingt unter dem Willen, und diefe 
Unterordnung formulirt fih zum Recht der Verantivortlichkeit. Die 
vollziehende Gewalt kann diefen Gehorjam fordern, aber nicht im Namen 
des Staats, fondern im Namen des Geſetzes. An und für ſich ift 
fie rechtlos. Es gibt daher dem öffentlich:rechtlichen Begriff nach nur 
nod reine Vollzugsverordnungen; feine Verordnung kann das Recht des 
Geſetzes für fih in Anſpruch nehmen. Das ift das Princip des frans 
zöſiſchen Contrat social, zuerjt zum geltenden Recht erhoben in Nord⸗ 
amerifa, dann in der franzöfiihen Revolution, und im Jahre 1848 
wieder in einigen romanischen Berfafjungen anerkannt. 

Das ift die Auffaffung des neuen Princips der Gejeßgebung. Sie 
ift der entichievene Gegenfat gegen das damals beſtehende Recht; Tannte 
das letztere feine Geſetze mehr, fondern ließ es alle Geſetze in die Ber, 
ordnung aufgehen, fo kannte jene feine Verordnung mehr, fondern 
machte jede Beitimmung zu einem Gefege. Muß denn immer der Forts 
fchritt erfämpft werben, indem das Wahre zuerft ald das unmwahre 
Gegentheil des Unwahren zur Geltung fommt? — Auch dießmal war 
e3 jo. Das unverlorene germanifche Freiheitäbervußtfein nahm jene bee 
mit offenen Armen auf. Die große ftantlihde Umgeftaltung begann. 
Wir haben fie nur auf unjerem ganz fpeciellen Gebiet zu verfolgen. 

Bon unferem Standpunft aus nun nennen wir jene Auffaffung 
eine Einfeitigleit und bamit eine unfertige, weil fie ihrerſeits das Weſen 
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ber Verorbnung nicht verftand: fie war theoretiſch falſch, und praktiſch 
auf die Dauer undurdführbar, weil durch fie der Verordnungsgewalt 
das Recht genommen ift, die Stelle des Geſetzes da zu vertreten, 
wo das Geſetz nothwendig ift, aber fehlt. Ste lähmt den Staat, indem 
fie jede Thätigkeit defielben von ber Volksvertretung abhängig macht; 
fie ift unerfüllbar, weil die Gejeßgebung den Aufgaben der Verwaltung 
nie ganz genügt. Ihre Veranttvortlichkeit ift nicht‘ die lebendige der 
Berfaflung, fondern die privatrechtliche eines Mandatars. So warb 
fie aufgefaßt und auch benannt; aber bei all ihrem Glanz und ihrer 
Macht vermochte fie nicht, das höhere Weſen des Staats zu ändern. 
Die Unmöglichkeit der Sache war nicht geringer als die des entgegen⸗ 
gelegten Zuftandes im achtzehnten Jahrhundert. Kein Gele Tann das 
Weſen der an fich felbftthätigen Vollziehung vernichten. Bald genug 
macht ſich biefe geltend. Gejeßgebung und Vollziehung geratben in 
Kampf; es entfteht die wunderbare Erfcheinung eines tiefen, faft inftinkt- 
mäßigen Hafles beider gegeneinander. Diefer Haß wird zur offenen 
Verfolgung; erft fiegt die Geſetzgebung, unterwirft die Vollziehung, und 
wir fehen den organischen Widerfpruch zur Geltung gelangen, daß die 
Geſetzgebung verwalten will. Dann fiegt die Vollgiehung, und zwar 
wie ed immer geweſen ift und ewig bleiben wird, durd das Heer, 
und jett wird aus der bejchließenden Gewalt der eriteren eine bloß be 
rathende. Das ift der Punkt, wo fich die neue Gejeßgebung mit ihrem 
Recht am meiften der alten Geftalt der Dinge nähert. Ganz die Mit 
wirkung des Volkswillens zu befeitigen, vermag auch jetzt die Staats« 
gewalt nicht. Aber fie drüdt fie auf das Minimum hinab; fie madıt 
fie aus einer beichließenden zu einer bloß berathenden Gewalt. Das 
Geſetz ift jeßt der, unter der Mitberathung der Vertretungsorgane 
zu Stande gelommene Wille des Staatsoberhaupts; nicht mehr ber 
Beſchluß jener Organe. Der Wille der Geſetzgebung ift aus dem allein: 
herrichenden Element zu einem organiichen, thatſächlich untergeorbneten 
Faktor des Staatslebend geworden. Das ift die Epoche, welche mit 
dem Direktorium beginnt, und ihren Höhepunkt unter Napoleon findet. 
Auf unfre beiden Grundbegriffe zurüdgeführt, bedeutet nun diefe 
Epoche folgendes. Der Unterfchied zwiſchen Gefeg und Verordnung ift 
der Form nach geblieben, dem Wejen nad) aufgehoben. Aus 
dent Volkswillen der Revolution, der alles will, ift der Volkswille der 
Kaiſerzeit geworden, der eigentlich gar nichts mehr will: der Volkswille 
ift zu einem Moment am Staatöwillen geworden. — Auch das ift ein 
Widerſpruch. Und binter ihm beginnt nun der Proceß, der dag gegen: 
wärtige Recht als feine Loſung enthält. 
y Diefer Proceß nun läßt fih in fehr wenig Worte faflen,‘ wenn 
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man feinen allgemeinen Inhalt bezeichnen will. Er ift, wie jebe wahr: 
haft europätfche Thatſache, unendlich einfach, aber allerdings ift dieſe 
Einfachheit nur verftändlih in ihrem innern, organifchen Bufammen- 
bang mit ver bisherigen Entwidlung. Will man aber jenen Proceß 
im Einzelnen verfolgen und in feinen einzelnen Erfcheinungen darlegen, 
jo muß man auf die Geſchichte der einzelnen Staaten zurüdgeben und 
bier die Einzelthatfachen in ihrer Bedeutung für das Ganze würdigen. 
Das gibt dann wieder ein unendlich reiches Bild. Beides aber bilvet 
erft das Ganze. Wir wollen daher im Tert das erftere verjudhen, in 
den Zuſätzen die Elemente des letztern andeuten. 

Sener Proceß verläuft in zwei Stadien. Das erfte ift im Weſent⸗ 
lihen erledigt, an dem Beginne des zweiten fteht unfre Gegenwart. 

Das erite Stadium befteht darin, an. die Stelle des einfachen 
Gegenſatzes von Vollswillen und Staatöwillen, oder wie wir jagen 
werden, von Geſetz und Verordnung das Bemußtfein und das Recht 
des organifhen Staatswillens zur Geltung zu bringen. Der 
organiſche Staatswille aber beruht auf der als felbitändig berechtigten 
Funktion des StaatSoberhaupts, der Gelebgebung und der Vollziehung. 
Die Vorausſetzung feiner Gültigkeit ift die Herftelung des organiſchen 
Begriffes ded Geſetzes, ald des durch alle drei Yaltoren gebilbeten 
Staatswillend, und die Anerkennung bes Principe, daß ein fo zu 
Stande gelommener Staatöwille auch wirklich herrſchen müſſe. Die 
bisherige Gejchichte brachte ed nun mit fih, daß man bie vollgiehende 
Gewalt in das Königthum aufgehen ließ. Allerdings hatte man das 
lebhafte Gefühl, daß die Selbitändigkeit des Staatdoberhaupts etwas 
anderes enthalte, als die bloß vollgiehende Gewalt; man mollte und 
fonnte fie nicht identificiren, aber man verftand auch noch nicht, die 
letztere als etwas auch neben dem Königthum Selbſtändiges aufzufaflen. 
Daher die unſerem Jahrhundert ſpecifiſche Bezeichnung, daß das König: 
tbum das Haupt der volljiehbenvden Gewalt fei und doch dieſelbe 
„beſitze;“ daß die ganze Vollyiehbung von dem Könige „ausgehe;“ daß 
aber der König dennoch „unverantwortlich“ fei, während man bie Vers 
anttvortlichleit der Minifter unbedenklich zugab. Daher auch die Defir 
nition, daß ein „Geſetz“ aus der Zuſammenwirkung des „Königs und 
der Volfövertretung” entjtehe, wo der König zugleih Staatsoberhaupt 
und vollgiehende Gewalt ift. Daher auch die große Unklarheit über 
Weſen und Recht der Verorbnung, die theoretiich faft ganz neben der 
Geſetzgebung verfchtwindet, praftifch aber dagegen die-Hauptquelle der 
Öffentlichen Rechtsbildung bleibt. Daher auch die rein negative Auf 
fafjung derjelben, das Streben, fie nur ala Vollzugsverordnung gelten 
zu laſſen und doch die wirkliche Herrichaft derjelben in der Verwaltung 
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und ihrer entfcheibenben ragen. Aber trotz allevem ift der erfte ent⸗ 
ſcheidende Schritt geſchehen. Ein ganzes Menſchenalter gebraucht der 
Continent, um ihn zu vollgiehen; was 1815 begonnen ift, ſchließt in 
dieſem Gebiete erft 1848 einigermaßen ab; aber der Sache nach iſt «8 
abgeihloffen. Der Begriff und felbft die juriftiiche Definition des Gefeges 
find gewonnen. Königthum, Geſetzgebung und Vollziehung find auf 
diefem Punkte verföhnt, "Die hundertjährige Arbeit, die mit der 
franzöfiihen Vertragslehre beginnt, ift zu: ihrem erften großen Nefultate 
gelangt; der Begriff desverfaffungsmäßigen Gejegesiftzur 
eriten Grundlage bes freien Öffentlihen Rechts geworben, 

Was ift denn jetzt noch übrig? Bleibt etwas zu thun, nachdem 
fo viel gethan ift? Und wenn aud auf dem Gebiete felbft der Harften 
Verfaſſung noch Feine volle Einheit und Ruhe herrſcht, wo Liegt für 
das reine Staatsrecht — wir fehen ab von der jocialen Beivegung — 
der Grund diefer Erfheinung? 

Es kann kaum zweifelhaft fein. Jene Entwidlung hat den Begriff 
und Inhalt der vollgiehenden Gewalt nicht erfhöpft. Sie ift eine 
Abftraktion geblieben, während fie ein höchft pofitiver, gewaltiger, ſelb⸗ 
ftändiger Faktor ift. Man hat noch nicht gefehen, daß fie nur ver allge 
meine Theil des praktifchen Staatslebens, der Verwaltung, if: Das 
zweite große Stabium, in deſſen Beginn wir ftehen, hat es daher damit 
zu thun, nunmehr die Grundfäge, welche den Organismus ver freien 
Gefeggebung erzeugt haben, aud auf die Verwaltung anzuwenden. 
Was eine verfaffungsmäßige Geſetzgebung ift, willen wir; was eine 
verfaflungsmäßige Verwaltung ift, das haben wir erft ins Staatäleben 
einzuführen. Die große ftantsrechtliche Kategorie, um deren Auflöfung, 
Begründung und Entwidlung es fich handelt, ift die des verfajfung® 
mäßigen Vollziehungsrechts. Wir können es zu einem inter 
grivenden Theile unferer Staatsrechtswiſſenſchaft machen, weil wir feine 
formale, allerdings abfolut nothwendige Vorausfegung, den Begriff des 
verfafjungsmäßigen Gefeges, haben; wir follen es, teil erft der Staat 
auf feiner wahren Höhe ift, der in feiner twirklichen That eben fo frei 
dajteht, als in feinem Willen, Der Inhalt und die Aufgabe bes 
zweiten Stadiums, unfere Gegenwart, ift die freie Verwaltung neben 
der freien Gefeßgebung. x 

Und nun dürfen wir in kurzen Umriſſen die hiſtoriſche Entwicklung 
des Begriffes vom Geſetze in den Hauptftaaten Europa's bier anfchliehen, 
ehe wir zum befondern Theile übergehen, deſſen Aufgabe es ift, den 
allgemeinen Begriff des verfafjungsmäßigen Rechts der vollziehenden 
Gewalt als das verfaffungsmäßige Recht der Negierung, die Selbft: 
verwaltung und das Vereinsweſen im Einzelnen zu entwickeln 
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Zur Geſchichte des Begriffes und Rechts des Geſetzes und ber Berorbuung. 


Bielleicht auf feinem Punkte ift die Verſchiedenheit in der ftaatlichen, Ent- 
widlung fo groß und fchlagend, als auf den Gebiete des Rechts der Geſetze 
und ihres Berhältniffes zur Verordnung. In ihr faßt fi) in der That eigent- 
lich das ganze Staatsleben wie in Einem Griffe zufammen. Wir müffen daher 
und dürfen auch die Gelchichte diefer Etaaten als befannt vorausfegen. Aber 
wie fie allein diefes Gebiet hinreichend erflärt, fo dient anderfeit3 das öffent⸗ 
liche Recht von Geſetz und Verordnung wieder zur Erflärung der Vorgänge, 
welche die innere Geſchichte jener Staaten bilden, und die fi in ihm wie in 
ihrer höchſten Spitze zufammenfaffen. 


England und die Berfhmelzung von Geſetzgebung und 
Bermwaltung. 


Was zuerft England betrifft, fo ift die ungeheure Breite feines Berfaf- 
fungs- und Berwaltungsrechts, wie fie ung zuerfi Gneiſt vorgeführt bat, fo 
gut als unüberfehbar und für dag praftifhe Staatsreht ziemlich unbrauchbar, 
wenn man e3 nicht dahin bringt, das eigentlich weſentliche Gefammtrefultat zu 
einem greifbaren Etwas zu maden. Kann das, wie Gneift ganz richtig fühlt, 
für die Gefchichte nur durch Feſthalten des Gedankens gefchehen, daß alle Ber- 
faffung nur dur BZurüdgehen auf die großen Ordnungen und Gefeße der ge 
jellichaftlihen Bewegungen verftanden wird, fo muß er für die Charalterifirung 
des öffentlichen Rechts dadurdy gewonnen werben, daß wir die formalen Des 
griffe von Gejeg und Verordnung an die Epite ftellen. | 

Und hier muß man fi) vor allem vor der Vorftellung hüten, als fei bis 
zum 17. Kahrhundert England fi liber Wefen und formale Definition von 
Geſetz und Verordnung klarer gewejen als der Continent. Im Gegen- 
theil war die Verwirrung und Unficherheit der Begriffe wie des öffentlichen 
Rechts dort mindeftens eben fa groß, als hier. Allerdings machte das Par- 
lament Geſetze; aber die formelle Anertennung, daß ein Gefe nur durch Zu⸗ 
fiimmung des Parlaments zu Stande kommen, und daß feine Verordnungs⸗ 
gemalt des Königs die Geſetze aufheben, ändern, und ihre VBollziehung verhindern 
tönne, beftand nicht. Bis zu den Stuart8 ward die Frage eigentlich wicht 
praktiſch; man gab fich gegenfeitig nach; ein Bewußtſein dagegen, wie weit 
das Recht des Parlaments, und mie weit das Recht des Königs gehe, war 
nicht vorhanden. Einen Begriff und eine formelle Beftimmung, was ein 
Geſetz fei, gab es nicht, und gibt es noch jet nicht. Der Ausdrud Geſetz 
oder „law“ umfaßt vielmehr das geltende Recht überhaupt, ohne Rüc⸗ 
fiht darauf, ob es durch das Parlament beichloffen ift, oder nicht. Nur fcheidet 
die englifche, in diefer Beziehung höchſt unfertige Zurisprudenz formell zwifchen 
den „Common law,“ dent geltenden Recht, weiches ohne Parlamentsbeſchluß 
entftanden ift, und dem „Statute law,“ den geltenden Recht, welches auf einem 
Barlamentsbefchluß beruht; aber diefe Unterjcheidung ift ihrem Weſen nad) feine 
Begründung des Begriffs vom Geſetze, weil in dem Statute Jaw auch die ganze 
Berordnungsgemwalt des Parlaments enthalten if, und daher der Ausdruck 
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„iaw“ auch das ganze Bebiet des Berordnungsrehts3 umfaßt, wie 
fih fpeciell in der Bezeichnung der Gemeindeverordnungen als „bye laws“ zeigt 
(. unten). Als daher die Stuart das Princip der königliden Gewalt, ber 
Royal authority, aufftellten, tonnte ihnen formell niemand nachweiſen, daß 
fie nicht das Recht hätten, durch ihre Verordnungen das gefetliche Recht zu 
ändern. Daher die innige Ueberzeugung jenes Königs, daß er mit Recht 
das Parlament ſich unterwerfen wolle. Daß die englifche Revolution dieß nicht 
anerfannte, war wohl fehr natürlih. Allein man glaube nit, daß jener 
Streit ohne tiefere8 Bewußtſein des höheren Berhältniffes durchgeführt worden 
wäre. Wir laffen hier Hobbes zur Seite, der am Ende auf rein bialektifchen 
Wege vorgeht. Allein die beiden, fir die geiftige Geſchichte des flaatlichen Eu- 
ropas fo hochwichtigen Schriften von Salmafius und Milton find unfers 
Wiffens nie gehörig ausgenugt, während fie, richtig verftanden, eine unjchät- 
bare Duelle für das 17., ja auch für das 18. Jahrhundert find. Wir machen 
für die künftige Gejchichte der Nechtsphilofophie mit allem Nachdruck daranf auf. 
merffam, denn die Ideen, weldhe im 18. Jahrhundert zum Durchbruch kommen, 
find bier im 17. bereits faft mit derfelben Klarheit und Härte ausgeſprochen, 
wie von Nouffeau, und das was der erftere als eine befannte Tihesrie aus⸗ 
fpricht, bleibt weder in Gedanken noch in Worten auch nur Eines Haares 
Breite hinter den gewaltigſten Säten der franzöfiihen Revolution zurüd. 
„Zwei Arten,“ fagt Salmafius (Defensio Regia pro Carolo I. Ad seren. 
M. Brit. Regem Carolum Ill., filium natu majorem, Haeredem et succes- 
sorem legitimum, Rothomagi MDCL) „der Antichriften gibt es“ (Cap. V. 
p. 183), welche lehren, daß der König nicht nur eine von feinen Unterthanen 
ihm übertragene Gewalt befige — precarium a subditis suis Imperium poe- 
sidere — fondern auch ihnen geiftig unterworfen fei — sed etiam animam 
.tenere fiduciariam und von ihrem Willen abhänge Die erfte Art ift die, 
welche die päpftliche Herrfchaft iiber den König lehren“ (dachte er an Hobbes?). 
„Alterum“ fährt er fort, „qui Papae medium ostendunt — sed in populo 
ipso residere asserunt supremam potestatem (wörtlich die Conſtitution ‚von 
1791: la souverainet& reside dans la nation!) qui dare eam datumque 
revocare pro arbitratu possit, quotiescunyue et quibus velit cungque. 
Non enim Reges alio loco ipsis sunt quam servi et ministri populi.“ Das 
waren ſchon im 16. Jahrhundert jehr beftimmte Gedanken, der Wortlaut 
der Principien der franzöfiichen Revolution. Ihm, dem Salmafius, ift dagegen 
der König legibus solutus, und daher ift er auch der erſte, der die „Unver 
antmwortlichleit des Königs“ ganz beftimmt ausſpricht „ Regum sanctitatem 
inviolabilem esse, et a nulla altera nisi divina potestate pendentem.*“ 
(Cap. VI. p. 244.) Die praftifche Confequenz dieſes großen Pamphlets war 
es nun zwar nicht, das Berordnungsredht vom Gejetesrecht zu fcheiden, ſon⸗ 
dern zunächſt nur die, die Ungültigleit des Urtheils über Karl Il. nachzuweiſen; 
aber fein nicht minder bedeutender Gegner, Milton (Joannis Miltonii Angli 
pro populo anglicani ‚defensio contra Claudii Anonymi, alias Salmasii 
defensionem Regiam. Londini Typis Du Gordianis 1651. 120) hat es nir- 
gends auch nur verſucht, bie Behauptungen Salmafins auf Grundlage eines 
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geſetzlichen echtes anzufechten. Im Gegentheil macht diefe Miltoniſche Verthei⸗ 
digungsſchrift leineswegs einen Eindruck, der mit dem ſchönen Bilde, in dem uns 
der Sänger des verlorenen Paradieſes vorſchwebt, in Harmonie ſtände. Milton 
bat weder Hare Gedanken, noch eine fcharfe Dialektik, noch irgend welche hiſto⸗ 
riſche Begründung; fein ganzes Werk ift in der That nur Ein großes Schimpf- 
wort gegen Salmafius, von dem wir gleich im Kap. I. ©. 86 eine Probe finden 
— „Nam doctus ille sine literis, tu literatus sine doctrina, qui tot lin- 
guas calles, tot volumina percurris, tot scribis, et tamen pecus es.“ In 
diefem Ton geht e8 fort; die eigentliche Trage kommt gar nicht zur Erſchei⸗ 
nung. Man wußte eben nicht recht, wo der Kernpunkt lag; und niemand hat 
das beffer erlannt als Macaulay, der nod größer ift durch fein tiefes Ver⸗ 
Kändniß des Genius jener Zeit als durd feine claſſiſche Darftellung derfelben. 
Er aefteht offen ein, daß man auch unter Karl II. noch nicht Mar war über 
die Gränze zwiſchen Gefetes- und Verordnungsrecht. „It must in candour be - 
admitted, that the constitutional question was then not free from obscu- - 
rity“ (History of England Chap. II.). Die Gefhichte von James IL. if 
daher im Wefentlichen diefelbe wie die von Karl J., der Kampf des königlichen 
Berordnungsrecht3 mit dem „geltenden Recht,“ den laws. Das Reſultat dieſes 
Kampfes ift daher auch nicht eine Berfaffung, fondern nur eine Begränzung 
des Berordnungsredhts. Diefe erfte formale Begränzung des königlichen 
Berordnungsrechts ift nun der eigentliche Kern der bill of rights; wir führen 
fie an, weil fie zuerfi das verfaffungsmäßige Verordnungsrecht gegenüber" dem 
Geſetze definirt. Sie lautet: 

„Ihat the pretended power of suspending Laws. or the execution of 
Lawes by Royal Authority without consent of Parlyament is illegal.“ 

„That the pretended power of dispensing with Laws or the execution 
of Lawes by Royal Authority, as it has been assumed and exercised of 
late, is illegal.“ 

Damit if der Grund für das ganze Geſetz, und Berordnungsrecht gegeben; 
die Aufftelung des Steuerbewilligungsrechts, die gleich folgt, iſt nur Conſe⸗ 
quenz. Freilich bfieb ungefagt, was dann ein „Geſetz“ ſei; aber gewiß war, 
daß das was der König in Einheit mit dem Parlament beſchloſſen, wirklich ge⸗ 
ſetzliches Recht fei; der King in Parliament ift eben der „König mit Zuftim« 
mung der beiden Kammern” des 19. Jahrhunderts. Die Yolge war, daß das 
Parlament, um die Royal Authority, die ihm fo gefährlich geworden, auf ihr 
äußerftes Maß zurüdzuflihren, fo viel ala mpglich alle öffentlid gültigen Be 
fiimmungen zu befchließen begann. Es übernahm daher feinerjeits nicht bloß 
die Geſetzgebungs⸗, fondern au die ganze Berordbnungsgewalt, md 
ward damit felbft der vollziehbende Organismus. Das ifl e8, was 
den Charakter des öffentlichen Nechts in England bis anf den heutigen Tag 
entihieden bat. Englands Geſetzgebung ift zugleich feine Negie 
rung. Dadurch unterſcheidet fi) England fo weientlid von den Staaten des 
Continents, und macht es zum Theil fo unverftändlidh für das letztere. Wir 
aber heben dieß um fo beftimmter hervor, als wir auf diefen Grundgedanken 
des englifchen Rechts in der ganzen Berwaltung wieber zurädlsrumen mäflen. 
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Frankreich und die Entwidlung der Gegenfäge zwiſchen Geſetz 
gebung und Bollziehung. 


In Frankreich tritt ung num eine ganz andere Reihe von Erfcheinungen 
entgegen. Die Bewegungen, die dort feit hundert Jahren flattfinden, find fo 
vielgeftaltig, und dabei ift dennod ihr Einfluß auf Europa ein fo gewaltiger, 
dag wir vor allem verfuchen müſſen, vdiefelben auf ihre möglichft einfachen 
Formen zurlidzuführen, und zweitens den Einfluß diefer Formen auf das übrige 
Europa möglichft beftimmt zu formuliren. 

Das Gefammtrefultat diefer großen Erfcheinung für unfer Gebiet befteht 
nun in diefen beiden VBeziehungen zuerft darin, daß Frankreich zuerſt in Eu- 
ropa fiber Weſen und Recht des Gefeßes und des gefekmäßigen Rechts zum 
Bewußtfein gelangt ift und beides beftimmt formulirt hat; dann aber hat es 
einen Begriff des Verwaltungs und damit des Verordnungsrechts aufgeftellt, 
- der wieder dur Umfang und Inhalt die Gültigkeit des gejetzlichen Rechts 
im praktiſchen Staatsleben ſehr enge befchräntt hat. In diefem Widerſpruch 
bewegt es ſich feit zwei Menfchenaltern; feine Geſetzgebung ift principiell frei, 
aber feine Bollziehung und. mit ihr fein Verwaltungsrecht ift principiell unfrei. 
Wir werden unten Gelegenheit genug haben, das lettere im Einzelnen nad 
zuweiſen; fo viel aber ift fchon bier Mar, daß der ewige Kampf in Frankreich 
um $reiheit und Unfreiheit, der Wechjel feiner Berfaffungen, der Mangel 
jeber ftätigen, ruhigen Entwidlung im Bergleid zu Englands fefter, wenn auch 
einfeitiger Ordnung und Deutichlands fiherem, wenn auch langjamen Fortfchritt 
eben in jenem tiefen Widerfpruch des Princips für die Gefeggebung und 
desjenigen für die Verwaltung liegt. Hält man diefen Unterfchied Har 
und feft gegenwärtig, fo erflären fi) alle gewaltiamen Eprlinge, daß plötzliche 
Vorwärtsſchreiten, wie das eben fo plötzliche Zuritdfallen in fcheinbar längſt 
überwundene Standpunkte ziemlih ohne Schwierigkeit. Wir geben daher in 
der Darftellung von dem Rechte der Geſetzgebung und dem Begriffe des Geſetzes 
aus, und fügen auf jedem Standpunkt die gleichzeitige Auffafjung des Ver⸗ 
waltungsredht3 einfach hinzu, die beiden Elemente des Gegenſatzes auch in der 
Darftellung eben fo dicht neben einander ftellend, als fie in der Wirklichkeit es 
gemejen find. 

Die franzöfiiche Revolution findet bei ihrer erften Berfaffung zwei weſent⸗ 
lic) verfchiedene Standpunkte für die gefeßgebende und vollziehende Gewalt vor; 
wie damals, ftehen noch jest beide in aller Härte unvermittelt nebeneinander. 
Der erfte Stanbpunft ift der rein republifanifche, der zweite ift der monarchiſche. 
Der erfte erkennt neben dem Willen der Nation gar feinen felbfländigen 
Staatswillen; jede Staatsgewalt, auch die geſetzgebende, iſt nichts als ein 
Mandat der Nation, die ewig fouverän bleibt. Dieſe Sonverainet€ de la nation 
delegirt daher die Gefeßgebung an die Assembl&e nationale, die Vollziehung 
an den König, die Rechtspflege an die Richter. Das Gefet ift nach der Decla- 
. ration des droits (die felbft die theoretiihe Ausarbeitung der bill of rights 
if) a. 6. l’expression de la volonts generale; tous les citoyens ont droit 
de concourir personnellement ou par leurs repr&sentants, & sa formation. 
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Die gefetsgebende Gewalt entfleht, indem das Corps lögislatif die Geſetze ſowohl 
vorſchlägt als beſchließt (proposer et decreter les lois, Const. 1791, Ch. III, 
8. 1). Allein dieſes Corps lögislatif ift nicht bloß die gejeßgebende, fondern 
auch die verordnnende Gewalt; er foll neben dem Willen des Staats auch vie 
gefammte That, die ganze Berwaltung beherrichen (de statuer sur l’admini- 
stration ib. $. 9). Die Folge davon ift die, dem englifhen Recht nachgeahmte 
vollftändige Berfhmelzung der gefeßgebenden und verordnienden Gewalt in dem⸗ 
felben Körper. Daraus ergab fidy zuerft, daß jede Verordnung Geſetzeskraft 
hat und daß daher der Unterſchied zwiſchen Geſetz und Verordnung eben fo 
verfchwindet, wie in der Zeit vor der Revolution. Dennoch läßt in diefer erften 
Geſtalt das Gefühl des inneren Unterfchiedes auch eine äußere zwiſchen Geſetz 
und Berordnung entfiehen. Die „lois“ find diejenigen Beichlüffe, welche der. 
töniglihen Beſtätigung nicht bedürfen, die „decrets“ diejenigen, welche dem 
Könige zur Betätigung vorgelegt werden müflen (Ch. III. T. 3). Doc find 
die wichtigften von diefer Beftätigung ausgenemmen, und auch bei den tibrigen 
fann diefe Beftätigung durch dreimaligen Beſchluß des Corps lEgislatif erſetzt 
werden. Auf diefer Grundlage ift nun das, mas von der jeibftändigen Vollzuge- 
und Berordnnungsgewalt fibrig bleibt, nicht8 als die reine Vollzugsverordnung, 
und auch diefe hat nur „im Namen des Geſetzes“ Gehorfam zu fordern. 
(Ch. U. T.1.3. Il n’y a point en France d’autorit6 superieure & celle 
de la loi. T. IV. 4. Aucun ordre du Roi ne peut &tre exécuté s’il n’est 
sign& de Ini et contresigne par le Ministre ou l’ordonnateur du d&par- 
tement.) Dabei ftrengfte Berantmwortlichleit der Minifter. Bei dieſer entichie- 
denen Herrichaft der Geſetzgebung über die VBollziehung hätte man nun glauben 
follen, daß die einfachfte Confequenz zu dem Satze gelangt wäre, daß das auf 
diefe Weife gebildete Berordnungsrecht, die decrets, die ja eigentlich reine Ge⸗ 
jege waren, in ihrer Anwendung und Auslegung im Gebiete der wirklichen Ber- 
waltung denfelben Organen, welche das Recht Überhaupt verwalten, alfo den & e» 
richten unterworfen werden müßten. Aber das war nicht der Fall. Die ganze 
Rechtsvermwaltung wird bereits in der Eonftitution 1791 nur als eine Verwaltung 
des Rechts der bürgerlichen und ſtrafrechtlichen Angelegenheiten aufgefaßt (Ch. 5) 
und daneben die Rechtspflege für das gefammte Verwaltungsrecht den Ge⸗ 
ridten entzogen, und dem Bollzugsorganismus ſelbſt übergeben. Echon das 
Gejep vom 16—24. Aug. 1790 Hat den Grundſatz ausgeſprochen: 

„Les juges ne pourront, & peine de forfaiture, troubler de quelgus 
maniere que ce soit les operations des corps administratifs, ni citer devant 
eux les administrateurs pour raison de leurs fonctions.“ 

Das hie mit anderen Worten, der Berwaltung eine Gewalt geben, welche 
mindeftens ber der Geſetze glei war. Wir fommen fpäter daranf zurlid. In 
der That ward durch diefen, dann weiter im Ginzelnen durchgeführten Grund⸗ 
faß die ganze Definition der Geſetzgebung praktiſch zu einer leeren Phrafe; das 
Bermaltungsgericht warb zu einem mächtigen Organismus und das einzige 
Band, das unter ſolchen Umftänden die Berwaltung noch mit der Geſetzgebung 
zufammenhielt, war nur noch die Verantwortlichleit der Minifter oder eigent⸗ 
li) das ponvoir ex6cutif, das überhaupt kaum eine formale Gewalt beſaß. 
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Der Hiftorifche Grund diefer Auffaffung lag wohl in der Leberzeugung, daß fi 
die neue Ordnung weder auf die alten Gerichte verlaffen, noch auch ihre Maß⸗ 
regeln von einem weitläuftigen Proceß vor denfelben abhängig machen Iaflen 
dihfte, allein der Widerſpruch blieb, und hat bis auf den heutigen Tag bie 
ganze Bildung des franzöfiihen droit administratif beherriät. 

Auf diefe Weile iſt nun principiell die Berordnungsgewalt in die gefek- 
gebende aufgelöst, doch fteht neben dieſer Auffaffung im Anfange noch das zweite, 
morardifche Princip. Der Grundgedanke deffelben ward wohl zuerft,von Neder 
ansgeſprochen (Du pouvoir executf II. 314 ff.), der als Baſis der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt die Uebertragung berfelben an die Volksvertretung mit Bor» 
bebalt des Genehmigungsrechts des Königs aufftellt. Jedoch hatte er 
feine klare Borftellung von dem eigentlichen Berordnungsrecht (vergl. Aretin 
Conſt. Staatsreht S. 103) und in der That wäre jene Geſetzgebung neben 
einem felbftändigen töniglichen Verordnungsrecht wohl für den ganzen Gang 
der Entwidlung ein ſehr ernfles Moment geworden. Die Gonftitution 1791 
nahm daher von dem monardijchen Princip für Gejeßgebung und Berwaltung 
nur die zwei formalen Grundjäge auf: Die Unverleglichleit des Königs (Ch. IL 
S.L a.2) und fein Recht auf Ernennung der Minifter (ebend. IV.). Natürlich 
war das eine halbe Maßregel. Das republilanifche Princip konnte auf dem⸗ 
jelben Wege nicht ftehen bleiben. Und fon die Eonftitution von 1793 voll» 
endet, was die von 1791 nur begonnen. Sekt empfangen Geſetz und Verord⸗ 
nung ihre volle, republikaniſche Geftalt. Der gejetgebente Körper, le corps 
legislatif, ſchlägt die Gefee dem Bolle zur Annahme vor, aber die Ber 
ordnungen erläßt er felbfi. („Le corps lEgislatif propose les lois et rend 
les d&crets“ art. 653—55, mit Beſtimmung befien, was den decrets angehört, 
namentlich die „mesures de süret& et de tranquillit6 generale“) Das Koll 
nimmt in den Urverfammlungen die Belege an (art. 56—60), die Verordnungen 
gelten durch den bloßen Beichluß des Corps legislatif; die innere Verwaltung 
ift ganz den Corps administratif et municipaux überlaſſen (art. 78—84), der 
Conseil ex&cutif dagegen hat die direction et surveillance de l’administration 
gendrale; il ne peut agir qu’en ex&cution des lois et des decrets du Corps 
lögislatif (art. 65). Das war Mar bis anf den Hauptpunft, wer das Recht zu 
befeblen da befite, wo weder ein Gele nod ein Decret vorliegt. Es war 
das Aeuferfte, was für die Unterwerfung der vollziehenden Gewalt unter die 
geſetzgebende geichehen konnte, und bald zeigte es ſich, daß damit bie eigent- 
liche Frage nicht gelöst ſei. Schon die Conftitution von 1795 gibt dem ges 
fetsgebenden Körper zunächſt die Gejeßgebung zurück (a. 92): „La resolution des 
Cing Cents, adoptees par le Conseil des Anciens, #’appellent lois*) eben 
fo dem Direltorium daſſelbe Recht, welches die Charte von 1814 dem 
Könige gibt: le directoire pourvoit, d’apres les lois, & la süret6 exterieure 
ou interieure de la republique. Il peut faire des proclamations (Berorb- 
. nungen) conformes aux lois, et pour leur execution (a. 144—146). Die 
Sonftitution von 1799 gebt fogar ſchon fo weit, die Initiative der Gelege aus⸗ 
ſchließlich dem „Gouvernement“ zuzufprechen (art. 25), weldhes dann ebenfalls 
berechtigt if, „de faire les röglements necessaires pour l’ex&cution des lois* 
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(art. 44). So iſt das „Gouvernement“ wieder erſtanden; er hat ſich felbftändig 
aus feiner Verſchmelzung mit der Gejeßgebung Hinausgelößt; es giebt wieber 
eine „Regierung“ mit einer ihr eigenthümlichen Verordnungegemwalt. Und fchon 
hier beberricht im Grunde die letztere die Geſetzgebung, da nur fie Gelee vor⸗ 
fhlagen darf; das Sen. Cons. organigue von 1802 ratiflcirt dieſe Herrſchaft für 
den erſten Conſul, und jett verſchwindet wieder die Geſetzgebung, wenn and 
nicht das Gefeß; der Kaifer herrſcht allein, und noch einmal wird das Ber- 
ordnungsredht identifh mit dem Geſetzesrecht. Das ift das Princip, 
welches das erfte Kaiſerreich charalterifirt, formell ausgedrüdt in dem Eag, daß 
die lois, decrets und arrêtés gleiche gefetlihe Gilltigleit haben. Das monar- 
chifche Recht des Geſetzes ift in dem republilanifchen, das republifanifche in dem 
defpotifchen untergegangen. 

Für diefen Zuftand beginnt num eine neue Zeit mit der Neflauration. Ihre 
Macht beruhte darauf, daß fie da begann, wo das Jahr 1789 aufgehört; die 
Stellung, welde fie einnimmt, charakterifirt fih am Harften in dem öffentlih - 
rechtlichen Begriff von Gefeg und Berordnung. Nach der Eharte von 1814 if 
das Geſetz jetzt der Staatswille, der durh das Zufammenmwirlen des 
Königs und der beiden Häufer entftebt; der König allein hat die voll» 
ziebende Gewalt, und daher aud die Berorbnungsgemwalt. Diefe Beftimmungen 
der Charte, welde für das ganze librige Europa entſcheidend wurden, find bie 
art. 13. 14.15: „La persoune du Roi est inviolable est sacr€e. Les Ministres 
sont responsables. Au Roi seul appartient la puissance executive. Il fait 
les röglements et ordonnances n&cessaires pour l’ex&cution des lois et la 
süret6 de l'Etat. La puissance l&gislative B’exerce collectivement par le 
Roi, la chambre des pairs et la chambre des d&putes des de&partements“ 
— Säte, welche auch die Acte additonnel von 1815 (art. 2) annehmen mußte. 

So war jetzt der organiſche Begriff des verfaffungsmäßigen Geſetzes her⸗ 
geftelit, und derjelbe hat die Zormulirung der Berfaffungen von ganz Europa 
mit gutem Recht beftimmt (. unten). Aber Eines war auch Hier keineswegs 
entihieden. Wo war die Grenze für jene VBerorbnungsgewalt, welche dem 
Könige zuftand? War jeht die legtere, wie 1791, auf die Vollzugsverordnung 
befchräntt? Konnte fie die „Geſetze“ jujpendiren oder gar ändern? Der Wort 
laut entſchied nichts; Karl X. interpretirte den Art. 14 wie Karl. und Jakob IL. 
den Mangel eines ſolchen in der englifchen Verfaſſung interpretirt hatte Es 
ift nicht zu überfehen, daß in der Charte zuerft wieder das Wort der „Ordon- 
nance“ auftritt, das Wort decret jorgfältig vermieden ifl. ylir die Ordonnance 
gab es aber feine Beſtimmungen in den Gefegen ſeit 1790. Hatte der König 
nicht das Recht, die Ordonnance der loi gegenüber zu jegen? Er that es in 
den Zuli-Ordonnanzen. Das Bolt fühlte, warım es ſich handelte Es war 
der erfte Schritt, die Geſetzgebung der Bollziehung, das Geſetz der Verordnung, 
die Bollsvertretung dem Königthum zu unterwerfen. Die Revolution brady ans. 
Das Volk fiegte, und das ganze Ergebniß diefer Nevolution faßte fi in den 
wenigen Worten zufammen, welde den Art. 13 der neuen Charte ſchließen: 
„Le Roi est le chef supr&me de l’Etat et fait les röglements et ordom- 
nances nevessaires pour leur exöcution,. sans pouooir jamais mi suspendre 
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jes lois elles.mömes, mi dispenser de leur exécution.“ Damit war der Begriff 
und das Recht des verfaffungsmäßigen Geſetzes feftgeftellt, und vor der voll» 
ziebenden Gewalt geficdert. Allein was dann nun das Verorbnungsrecht wört⸗ 
lich bedeute, fand nicht feſt; denn auf die bloßen Bollzugsperordnungen war 
es denn doch nicht beichränkt. Die Yrage follte fih nun balb in einer neuen 
Bewegung entfcheiden, melde den ganzen Proceß von 1789 bis 1813 in dem 
kurzen Raume weniger Jahre noch einmal wiederholte. 

Das war die Revolution von 1848 und das zweite Kaiſerreich. Die Nemo- 
Intion nahm fofort den alten Gedanken der Constituante auf (Const. 1848. - 
T. IV. art. 29), Das franzöfiihe Boll überträgt die gefeßgebende Gewalt 
einer einzigen Verfammlung; das Geſetz entfteht aus der Annahme eines Vor⸗ 
ſchlags durch die Majorität der Berfammlung (art. 40), Das Bolf „überträgt“ 
die vollziehende Gewalt einem Bürger, welder den Titel Präfident der Repu⸗ 
blik führt (art. 43), der „die Ausführung der Geſetze überwacht und fidhert“ 
(art. 49). Was heißt das? Wie weit geht hier vermöge diejes Artikels fein Ber 
ordnungsreht? Niemand unterjuchte es. Der Präfident felbft aber griff fofort 
für die Auslegung auf die Napoleonifchen Begriffe und Rechte zurüd, die Form 
des verfaffungsmäßigen Geſetzes in der Konftitution von 1852 beibehaltend, dem 
Anhalt nach es der Verordnung unterordnend. Die Berfaffungsurlunde von 
1852 unterſcheidet daher jetzt ftrenge zwiſchen Geſetz, Dekret und Reglement. 
Das „Geſetz“ wird unter Mitwirkung aller Faltoren gemacht. La Puissance 
legislative s’exerce collectivement par l’Empereur, le senat et le corpo 
legislatif. Const. 1852. art. 4. — Der Kailer aber „fait les röglements 
et decrets necessaires pour leur exécution.“ Diefer Sat ift der Tradition 
der alten Berfaffungen zulieb aufgenommen. In Wahrheit find die Dekrete eine 
zweite jelbftändige Geſetzgebung. Am beiten dharalterifirt die Auffaffung Block, 
Diet. v. Decret: „Au 2 Dec. 1851 les decrets prirent un caractöre dicta- 
torial et constituant pour e&tablir les institutions actuelles, et cette mission 
sccompli ils sont rentres dans le cercle des attributions du pouvoir ex&- 
eutif.*“ Dabei ift, wie gejagt, nur das erftere wahr; denn ein Dekret vom 
2. Deceniber 1852 ftellte das Kaiferthum ber, ein Dekret vom 18. December 
1852 ordnete die Thronfolge. Sie werden daher nur fo weit fih dem Geſetze 
unterorbnen, als die vollziehende Gewalt es nöthig erachtet; fie find auch jet 
noch je nach dem Willen des Staatsoberhauptes Gefege oder nicht, und 
das Staatsoberhaupt kann daher den Staatswillen entweder als Geſetz oder 
als Verordnung nad Belieben erlaffen. Es leuchtet ein, daß dieß nur ein 
Mebergangszuftand ift; aber er ift der Zuftand Frankreichs. 

So hat nun Frankreichs innere Geſchichte beinahe alle Phaſen des Gegen⸗ 
fages zwiſchen Gejetgebung und Vollziehung feit zwei vollen Menfchenaltern 
durchgemacht; fie ift eine unerſchöpfliche Duelle ſür das Verftändniß beider le 
mente. Bon ihr aus find die beiden großen Auffaffungen aller Geſetzgebung 
zu befimmten Formeln geworden, die republikaniſche und die monarchiſche. Und 
man kann jagen, daß während die republifanifche in Amerika fi dauernd ex» 
halten bat, die monardifche dagegen in Europa feftfteht. Norbamerifa hat die 
erffe Verfaffung gegeben, welche die Idee des Mandats für Geſetzgebung und 
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Bollziehung anerlannt. Die Berfafiung vom 17. September fagt (Art. II. 1): 
„the executive power shall be vested in a President of the United States;“ 
ber Congreß behielt nicht nur die Geſetzgebung, mit der Berwaltung im weitern 
Sinn, fondern auch ausprüdlich das Recht der Berordnung: der Congreß 
hat das Recht: „to make all laws which shall be necessary and proper for 
carrying into execution the foregoing powers, and all other powers vested 
by this constitution in the gouvernement of the United States, or in any 
departement or oflice there of,* 

Die executive power des Präfibenten hatte dabei natürlich nicht viel zu 
bedeuten. Die Hülfe gegen dieſen Widerfinn lag allerdings in zwei Dingen: 
in dem Frieden und in der Gelbfiverwaltung. Der Begriff der Ordres kommt 
gar nicht vor. 

Wie unfertig das if, ift wohl Har; nur die Eelbfländigleit der Bunde 
ftaaten fchligt vor dem alten Streit, und auch diefe nicht ganz. Die ſchwei⸗ 
zerifhe Bundesverfaffung, das Analogon der amerifanifchen hat Begriff und 
Bezeichnung der Geſetze wie der Verordnungen vermieden; «8 ift merkwürdig, 
wie man dort, wahrſcheinlich um nicht zu ſagen, welche Rechte die vollziehende 
Gewalt des Bundesrathes habe, ſich mit unbeſtimmten Ausdrülken abfindet, 
namentlich (Art. 85); doch gibt es „Bundes geſetze“ und Verordnungen zur 
Ausführung der Bundesverfafjung (Art. 69) und für Bundesgefege und Bundes 
beſchlüſſe (9) it die Zuftimmung beider Räthe (National- und Ständerath) 
erforderlih (Art. 73). Die „oberfte vollziehende und leitende (?) Behörde ber 
Eidgenofjenfchaft ift im Bundesrath” (Art. 78), der „flir (liber) die Beobachtung 
der Berfafjung der Geſetze und Beichlüffe, fo wie der Vorfchriften eidgenöſſiſcher 
Soncordate zu wachen hat“ (Art. 85). Hier ift das Geſetz gleichbedeutend mit 
Beſchluß; warum find fie denn unterfhieden? Und wer vermag zu lagen, was 
rechtlich „leiten“ und „wachen“ bedeutet? So ift dieß unbeflimmt, und nicht das 
Necht des Bundes, fondern die befondern Lebensverbältnifle der Schweiz machen 
ernftliche Zweifel ungefährlih. Nicht jo in den übrigen Staaten Europas. 

Das nun zum Schluffe die übrigen halb oder ganz romanifchen Staaten 
Europas betrifft, jo haben fie faft ausnahmslos die monarchiſche Auffaflung 
des verfaffungsmäßigen Geſetzes in ihre Berfaffungen aufgenommen. Des König 
macht die Gejege in Mitwirkung mit der Vollsvertretung; ihm aber gehört die 
vollziehende Gewalt. So ſchon die fpanifche Konftitution von 1812 (Art. 16); die 
portugiefifhe mit ihrer Ueberfegung der Droits de 'homme (Geſetze Art. 111. 
Berordnung Art. 119.). Die norwegifche Berfaffung von 1814 ift dadurch höchſt 
bezeichnend, daß fie zuerſt den Begriff und ‚das Recht der fog. propiforifchen 
Geſetze auf das Königthum angewendet hat, „der König kann Anordnungen geben 
und aufheben, die den Handel, den Zoll, die Nahrungszweige und die 
Polizei (?) betreffen; doch dürfen fie nicht der Konftitution und den vom Stor⸗ 
thing gegebenen Geſetze widerftreiten. Sie galten proviforifch bis zum nächſten 
Storthing.“ Die belgiſche Berfaflung von 1831 ift ganz der Gharte nad 
gebildet (Art. 25. 26). Die Verfaſſungen von 1848 nehmen einfach die alte Formel 
allenthalben für das Geje auf, laſſen aber den Begriff und Zuhalt des Ver⸗ 
ordnungsrechts gänzlich unerörtert. So die neapolitanifche Berfafjung von 
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- 1848 (Art. 4); die toscanifche 1848 (Art. 13. 17. 15); Piemont (Art. 17); 

Kirhenftaat 14. März 1848 (Art. 14). Eben fo ift derſelbe Gedanke in 
der deutſchen Berfafjungsbildung durchgeführt, doch dieſe forbert eine eigene 
Darſtellung. 


Das deutihe Staatsrecht und feine Entwidlung Die land» 
Rändifhen und die verfaffungsmäßigen Geſetze. 


Auf Grundlage des Obigen wird es nun wohl nicht mehr fchwierig fein, 
in die jehr unklaren Geſetzgebungen und Theorien fiber Gefek und Verordnung, 
wie fich diefelben während der letzten fünfzig Jahre in den deutſchen Staaten 
gebildet haben, ein beftimmtes Reſultat hineinzubringen, und damit die prof 
tiſche und zugleich wifjenfchaftliche Bafis für die Theorie des verfaflungsmäßigen 
Verwaltungsrechts zu finden. 

Während nämlid in England Beleg und Verordnung gar nicht gefchieben 
find, in Frankreich fi) beftändig ſcheiden und wieder verfchmelzen, gebt in 
Deutichland ein Proceß vor fi, der langſam, aber fiher das organische Bewußt⸗ 
fein von dem wahren Berhältniß beider zu einander fefftellt, und dadurch die 
Wiffenfchaft des verfaffungsmäßigen Berwaltungsrechts eigentlich) erft möglich 
macht. 

Dieſer Proceß hat als Grundlage in ganz Deutſchland den Satz des vorigen 
Jahrhunderts, daß der Wille des Königs die Quelle aller Geſetzgebung und 
mithin alles geltenden Rechtsſei. Sogar die Vorſtellung von einer Ber 
ſchiedenheit des Geſetzes und der Verordnung verihwindet. Jener Auffaffung ent 
ſpricht am Marften wohl das Allg. preuß. Landrecht Eint. $. 7. 10.11, wo jede 
allgemeine Verordnung ohne alle weitere Bezeichnung’ dem Geſetze gieichgeftellt 
wird, fo daß „Gele“ und „Verordnung“ in der That nur zwei Ausdrücke für 
daffelbe, den königlichen Willen find. 

Aus dieſem Zuftand geht nun diejenige Bewegung hervor, welche wir als 
die Nechtsbildung der conftitutionellen Monarchie bezeichnen. Das for- 
melle Princip deffelben ift Die Herbeiziehung einer Vollfsvertretung zur Bildung 
des Staatswillens; den Höhepunkt bildet die, wenn aud) abftralte und praftifch 
erfolglofe Anerlennung der Berantwortlichkeit der Minifter. Allein das Weſen 
und der wahre Geift diefer ganzen Zeit, die biß zum Sabre 1848 reicht, bes 
fliehen darin, daß man das ganze öffentliche Verfaſſungsrecht zulegt doch nicht 
als ein organifches Ganze, fondern nur als eine Beſchränkung des allein- 
berriihen Willens des Königthums anfieht, und in diefer Beſchränkung 
die Freiheit fucht. Das „Geſetz“ ift daher faft allenthalben nicht ein weſentlich 
Berfchiedenes von der Verordnung, fondern nur eine „freie Art“ derjelben; von 
einer gejetlichen Bildung des pofitiven Verwaltungsrechts, von einer Berfaffungs- 
mäßigteit deffelben in unferem Sinne ift daher noch gar keine Rede; ja, die 
größten Staaten Deutichlands, Oeſterreich und Preußen, befigen nicht einmal 
fiberhaupt eine Berfafjung, eine anerlannte Beſchränkung des Löniglichen Willens 
oder einen Unterfchied zwifchen Gejeß und Verordnung. Das Reſultat ift, daß 
es in diefer Zeit weder geſetzlich noch theoretifch einen Begriff des 
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Geſetzes gibt, und daher auch weder gefetslich noch theoretifch einen Begriff und 
Inhalt des verfaffungsmäßigen VBerwaltungsrechts geben kann, wie wir das 
unten fehen werden. Wir glanben dem wahren Eadwerhalt jo wie dem Ans- 
drude der betreffenden Berfafiungsurfunden am beflen zu entſprechen, inbem 
wir diefe Epoche in der Geſchichte des deutſchen Geſetzesſsrechts als die der „Lande 
ſtändiſche Geſetze“ bezeichnen. 

Erſt mit den Ereigniffen des Jahres 1848 tritt eine neue Epoche ein. Auch 
diefe enthält keineswegs einen plötlichen durchgreifenden Vebergang von dem 
Recht der landſtandiſchen Gefegebung zur ſtaatsbürgerlichen. Im Gegentheil 
bleiben fogar einzelne Berfafjungen noch austrüdiih auf dem frühern Stand» 
puntte ſtehen. Allein es ift fichtlih, daß derjelbe im Berſchwinden begriffen if. 
Der bloße Gedanke einer Beſchränkung des Löniglichen Berordnungsrechts durch 
die Vollsvertretung iſt eigentlich geiftig überwunden, namentlich ſeitdem auch 
Defterreih endgültig fih an die Spite der freien Bewegung geftellt hat. Die 
Umgeftaltung des deutichen Lebens, welche mit dem Jahre 1866 beginnt, if 
ohne allen Zweifel dazu beftiimmt und auch fähig, die alten Unterfchiede des 
öffentlichen Rechts aus den echten der Nändifchen Zeit zu befeitigen, und 
Deutichland geht Daher auch im Begriffe des Gefeges einer neuen Epoche ent⸗ 
gegen. Allein eben ſo gewiß ift es anderfeits, daß es formell auch jetzt noch 
feinen rehtlih gültigen, gemeinfamen Begriff für das G@ejeg 
gibt, und daß auch die Staatslehre fich theoretiih nicht dazu erhoben hat, 
einen ſolchen aufzuftellen. Dieß wird fi) fogleih in völlig pofitiver Weiſe er⸗ 
geben. Daher denn darf es uns nicht wundern, baß wir in Deutfchland gleiche 
falls nur die erften, noch ganz unorganiihen Anfänge einer Wiffenichaft des 
jelbfländigen Berwaltungsrechts iiberhaupt, und fpeciell des verfaffungsmäßigen 
Berwaltungsrechts befigen. Wenige pofitive Angaben werden dieß beflätigen. 

Es verfteht ſich wohl von jelbft, dag zunächſt die fog. Napoleoniſchen Vers 
fafiungen deutſcher Staaten bis 1816 von einem Begriffe und Acht von Ber 
faflungen und Verordnungen noch gar nichts wiſſen. Erſt nad) der Befreiung 
Deutſchlands tritt die deutſche Berfaffungsbemwegung ein, die in den beiden großen 
Abfchnitten von 1816 bis 1830 und von da bis 1848 verläuft. 

Diefe Berfaffungen, fo weit ſolche in dieſer Zeit beftehen, find num 
in ihren Beftimmungen über das Geſetzgebungsrecht der VBollsvertretung oder 
über den verfaffungsmäßigen Begriff des Geſetzes vielfach verfehieden; dennoch 
ift e8 faum ein Zweifel, daß fie dem Weſen nach Einen und denfelben Charakter 
haben. Durd die Wiener Schlußalte war der Grundfag unzweifelhaft gültig, 
daß der Landesherr die ganze mejentliche Staatsgewalt in ſich vereine; fogar 
die Theorie war darliber einig (ſ. oben... Indem man dieß oberfte ftaatsredht- 
lihe Princip mit dem frühern Staatsrecht verband, betrachtete man auch ſelbſt 
noch rechtlich jede Willensbeflimmung des Staats als einen königlichen Willen, 
unter dem gleihmäßig Geſetz und Berorbnung ſtehe. Das, was in dem 
Berfaffungen über die Gejeggebung und die Bollsvertretung beflimmt warb, 
erſchien daher in der That auch nicht als ein flaatSbürgerlicyer Begriff des Ge 
fetges in feiner vollen, verfafiungsmäßigen @iültigleit, fondern nur als eine 
Beihräntung des fonveränen Willens durch den Vollswillen; der Begriff 
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und das Wort des „Geſetzes“ werden nicht auf die, unter Mitwirkung der 
Bollsvertretung zu Stande kommenden Willenzalte des Staats ausjchlieglich an- 
gewendet, ſondern es gibt formell far nad allen: Verfaſſungen diefer Epoche 
grundgefetlich auch „Belege,“ die ohne Zuſtimmung der Stände vollkommen 
gültig find. Es ift daher aud von einem jelbkändigen Begriff und Recht der 
Verordnungen neben den Gefegen formell gar keine Rede; wo fie vorlommen, 
werben fie als etwas aufgeflihrt, deren Gültigleit neben den Gefeßen ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich if. Daher ift auch alles Bemühen der flaatsredhtlichen Furisprudenz 
bier zu einem allgemeinen gültigen Mefultate zu gelangen, geradezu hoffnungslos, 
und es ift charakteriftifch, daß unferes Wiffens nicht ein Einziger es auch nur ver⸗ 
ſucht hat, den Begriff des Geſetzes zu definiren. Innerhalb diefes gemeinfamen 
Charakters find nun allerdings die Berfaffungen vor 1830 von denen nad) ber Juli 
revolution namentlich fir den Begriff des „Geſetzes“ wejentlich verfchieden. Zuerſt 
bat die erfte Berfaffung von Sadhjen-Weimar vom 5. Mai 1816 die Formel 
aufgeftellt, melde von da an für die erfte Kategorie von Berfaffungen gültig 
geblieben iR (Abſchn. II: 8. 5). Es flehen ven Landpfländen zur Ausübung 
durch ihre Bertreter folgende Rechte zu: 1) Beſtimmung des Etats; 2) Gehör 
über neue Steuern und Belaftungen; 3) Controle der Etaatsrechnung, 4) Vor⸗ 
trag über Mängel und Mißbräude; 5) Beſchwerde und Klage (f. fpäter) und 
weientlich 6) „das Recht, an der Geſetzgebung in der Art Theil zu nehmen, 
daß neue Gejee, welche entweder die Landesverfaffung oder die per- 
fönlihde Freiheit, die Sicherheit nnd das Eigenthum der Staata⸗ 
brger betreffen, ohne ihren vorgängigen Beirath und ihre Einwilli 
gung nicht gegeben werden dürfen.” Dieſe Formel nimmt die Berfaffung von 
Baden 1818 8. 64 und 65 an. Ebenſo Coburg 1821 8. 64 65. WMei- 
ningen 1829 Art, 85. Bayern, jedoch mit Auslaffung des erften Buntes, fo 
daß formell dem Landesherrn das Recht bleibt, dur Verordnungen die Landes- 
verfaffung zu ändern (Berfaffung Tit. VII. 2.); dagegen ftellt bereits Würt⸗ 
temberg in diefer Epoche den Grundſatz auf: „Ohne Beiftimmung der Stände 
fann kein Gefet gegeben, aufgehoben, abgeändert, oder authentiſch erläutert 
werden.” (Wilrtt. Verf. 1819. 8. 88.) Doc bleibt Württemberg in der erften 
Epoche noch allein. Und fo ergibt fich bis 1830 ein Zuftand, in welchem bie 
größere Hälfte Deutſchlands gar keine, einige Staaten einen befchränften, und. 
(nur) Württemberg einen vollen Begriff vom Geſetze verfafiungsmäßig befiten. 
Nicht ohne Intereſſe ift es, dabei zu fehen, wie einerjeits die freiere Literatur 
wie Aretin ſich hoffnungsloſe Mithe gibt, diefen Zuftand fich wiſſenſchaftlich 
zu formuliren (Konftitut. Staatsrecht I. &, 114. ff.), während die eigentlichen 
Staatsrechtslehrer fih um jeden allgemeinen Begriff nicht im geringften küm⸗ 
mern. Das ändert fih nun allerdings wefentlich feit 1830; mit Ausnahme 
Deſterreichs und Preußens bekommen faft alle deutiche Staaten Berfaffungen; 
diefe aber ſcheiden ſich wieder in ſolche, welche den allgemeinen, und foldhe, welche 
den beſchränkten Begriff des Geſetzes haben. Zu den erften, deren bie witrttem- 
bergifche Formulirung zu Grunde Jiegt und meift wörtlich angenommen erfcheint; 
gehören 8, Sahlen 1831 8.86. Kurheſſen 1881 $. 95. Zu den zweiten 
gehören Altenburg 1831. 8.201. Braunfhmweig 1882 8.98. Hannover 


119 


(Declaration von 1832; Pölig Verfaffungen I, &. 339). Die Heineren über 
geben wir; ihre Beftimmungen haben zu jehr einen Tocalen Werth. So fand 
die Sache bis 1848. Mit diefem Jahre ift nun allerdings der Sieg der ſtaau⸗ 
bürgerliden Geſellſchaft auch in den formellen Berfaffungen entfchieden. Der 
Ausdruck „ſtändiſche Verfaſſung,“ „Landſtände,“ „Rändifche Bewilligung” ver 
ſchwindet; wir dürfen jetzt von keiner landſtändiſchen Geſetzgebung mehr reden. 
Der Charakter der dieſem Jahre folgenden Verfaſſungen iſt der ſtaatsbürgerliche; 
und jetzt tritt daher auch zuerſt der Begriff und das Recht des ſtaatsbürger⸗ 
lichen Geſetzes ein. Daſſelbe charaktriſirt ſich dadurch, daß erſtlich jede Be 
ſchränkung der geſetzgebenden Gewalt wegfällt, und zweitens das Geſetz als 
der, durch den Landesherrn und die Bollsvertretung gemeinſchaftlich beſchloſſene 
Staatswille verfaffungsmäßig anerlannt wird. Jetzt erft gelangt die franzöfifche 
Formel der Charte von 1814 zur Geltung in Deutfchland, wie fie ſchon in den roma⸗ 
niſchen Staaten lange gegolten hat. Die Bahn brachen diegmal Defterreich und 
Preußen. Die öſterreichiſche Verfaffung von 1848 fagt $. 45: „Alle Geſetze 
bedürfen der Zuſtimmung beider Kammern und der Sanction des Kaiſers.“ 
(Preuß. Verf. 1848 $. 86). „Die geſetzgebende Gewalt wird gemeinfchaftlich durch 
ben König und zwei Kammern ausgeübt und die Uebereinftimmung beider Yaltoren 
ift zu jedem Geſetze erforderlich.” Darnach dann die meiften neuen Verfaffungen. 
Schleswig⸗Holſteiniſche VBerfaffung 1848 Art. 70. „Die Landesverfamm- 
lung übt in Gemeinſchaft mit dem Herzoge die gefegebende Gewalt.” An⸗ 
halt-Deifau 8. 66. Gotha 8. 41. Bremen Art. 54. Oldenburg Art. 
157. Dagegen bleibt Hannover $. 65. und 115 wieder ſehr unbeflimmt. 
Die neue preußiſche Verfaſſung 1850 hat Art. 62 den früheren verfafjungs- 
mäßigen Begriff beibehalten. Defterreich hob unter heftigen Bewegungen feine 
Berfaffung auf, und erſt nach ſchweren Kämpfen beginnt hier die gegenmärtige 
Epoche. Seit 1860 hat Oefterreih den ganzen Entwicklungsproceß Deutſch- 
lands noch einmal durchgemacht; die Handichreiben vom 20. Juli 1860 be 
ſchränkt die „Zuflimmung des verflärkten Reichsraths“ noch anf Steuern; das 
Diplom vom 20. Oftober 1860 gibt Art. IL fhon alle Gegenftände der Ge⸗ 
feggebung, welde fi auf gemeinichaftliche Intereffen, Rechte und Pflichten 
beziehen,“ jedoch noch mit namentlichen Aufzählungen, diefer Zuſtimmung an- 
beim, ſcheidet außerden noch Mitwirkung und Zufimmung in unfertiger 
Weiſe; das Bat. vom 26. Yebruar 1861 läßt Art. I. den Ausdrud „Buftimmung“ 
wieder weg, und ſpricht bloß von „Mitwirkung“; endlich gelangt das Geſetz 
vom 21. December 1867 zu einem — wir müffen fagen vorläufigen 
Abſchluß. Denn zur vollſtändigen TFraglofigleit gelangt hier nur der Bes 
griff de Geſetzes. „Zu jedem Geſetz ift die Uebereinſtimmung beider Häufer 
nnd die Sanltion des Kaifers erforderlich” 8. 13. Dagegen kann nad) dem 
Wortlaut des Geſetzes allerdings ein Zweifel entfiehen, ob die Sanktion 
des Kaifers erforderlich ift für diejenigen Punkte, welche nach $. 11 „zum 
Wirkungskreiſe des Neichsruibes gehören,“ aber nicht als Geſetzgebungen, 
fondern als „Genehmigungen“ (a), Angelegenheiten (b), Feſtſtellungen (c und ji), 
Regelung (d) befonders aufgeführt find; über die Nothverorbnungen mit Ge⸗ 
feßestraft 8. 14. |. fpäter. Dennoch ift der Grundgedanke Har und über die 
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Auffaſſung deſſelben kaum ein Zweifel, daß auch trotz ber verſchiedenen Bezeich- 
mungen die Santktion bes Kaiſers nothwendig iſt im allen Fällen des 5. 11, 
da der Staatsrat Feine Verordnungsgewalt hat und haben ſoll. Neben dieſen 
eigentlichen ftaatsbiirgerlichen Berfaffungen mit ihrem. Begriffe des Geſetzes ber 
ſtehen nun die äftern Berfaffungen von 1818, wie in Bayern, fort, felbft 
abgejehen von Medlenburgs feudalen Zufländen; andere Berfafjungen Haben 
fogar den Begriff der „Stände“ wieber aufgenommen, fo die furhejfiicherBer- 
faffung 1852 $. 75. Weimarifche Berfafjung 18508. 4 Man kann daher 
nicht fagen, daß bie dritte Epoche es zu einer Einheit im Begriffe der Ges 
jeggebung gebracht Hätte, Formell bebeutet auch jet noch das Wort „Geſetz“ 
Teinen feften ſtaatsrechtlichen Begriff; und vor allen Diugen: gibt es noch feine 
geſetzliche oder and nur theoretifche Definition. ber Verordnung. (. Tpäter) 
Jede rechtli he. Definition Hat baher ſowohl fir Geſetz als für Verordnung nur 

. noch) eine örtliche Glktigfeit, und dem. Sigatsrecht bleibt die Aufgabe, den 
wiſſenſchaftlichen Begriff zur Geltung zu bringe, um dar auf das neuere Staats⸗ 
recht bauen zu können. Es barf uns baher nicht wundern, wenn es vergeblich, 
ift, nach dem „Geſetze“ im der deutſchen Staatsrechtsliteratur zu fuchen; eben 
jo natürlich ift die Unficherheit der Theorie, des pofitiven Rechts, ‚die die Un- 
beftimmtheit des letzteren faft auf jedem Punkte wiederſpiegelt. So z. B 
Wähter im Wirttembergifhen Privatrecht 1. $. 23, der „das Geſeb ais an 
Leine Schranfe gebundene anfieht,“ während Aretin (Conft. Staatsrecht) ſich mit 
der allgemeinen Forderung „der Herrſchaft des Gefeyes“ begniigt, andere wieder 
wie Zahariä (Deutſches Staats- und Bürgerrecht $. 158) zu der fait naiven 
Anficht gelangen, daß „bei der. Unbeftimmtheit der Ausdrüde. ein Streit 
zwiſchen Regierung und Ständen leicht möglich fei,“ mad) andern gar, wie 
Zöpfl, die Gefeggebung als eine „Unterart ber Verordnungsgewalt“ anſehen. 
Uns ſcheint alles dieß nur ein Ausdruck der, in dem noch unfertigen hiſtoriſchen 
Proceß Hegenden Entwidhung; aber gewiß ift, daf wir erſt in dem. verfaffungs- 
mäßigen Verwaltungsrecht die unumgängliche Nothwendigkeit eines. feften Bes 
griffes des Gejeges erfennen, und dann auch wohl den letztern anerfennen 
werben. 

Der Kern diefes Gebietes des öffentlichen Rechts Tiegt indeß bereits bei 
den erwähnten Berfaffungen aller Kategorien darin, daß hier ſtets dem Landes« 
herrn die Bolfsvertretung einfach entgegengejegt wird, Denn. der, „Landesherr“ 
bedeutet hier zweierlei; erftlic das. Staatsoberhaupt, für fih, und zweitens die 
Negierung und ihr Recht. An dieſen Begriff des Landesheren. fehließen ſic 
daher aud die erften Elemente des Berordnungsrehts im dem deutjchen 
Berfafjungen; das ift wieder. der, Ausgangspunkt‘ des. verfaffungsmäßigen Ber- 
waliungsrechis, und fo finden wir auf. biejem Punkte. das, was für. unfer 
Gebiet das Eniſcheidende iſt, die Anknilpfung, in den beftehenden. Berfaffungen 
an die Wiſſenſchaft des Berwaltungsrechts, zu der wir jetzt über- 
gehen. 4 
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Britter Abfchnitt. 


Die Grundformen des Berwaltungsorganismus als Grundformen der voll⸗ 
ziehenden Gewalt. Uebergang zum beſondern Theil. 


Wirft man nun einen Blick zurück auf die ganze bisherige Dar⸗ 
ſtellung, ſo iſt es gewiß, daß wir uns bisher nur mit den abſtrakten 
Begriffen von Geſetzgebung, Verwaltung, Vollzichung, Recht und 
Staat beſchäftigt haben. 

Dieſe Begriffe gewinnen nun erſt feſte Geſtalt, der Staat wird erſt 
ein wirklicher, und das Recht ein anwendbares, wenn wir jetzt die Organe 
bezeichnen, welche ihrerjeit3 durch ihre Competenzen die Träger und Ber 
treter jener Gewalten und Rechte find. Erft indem wir auf fie die obigen 
Grundſätze anivenden, gelangen wir zum Inhalte des wirklichen Staats 
rechts, und mit ihm zur eigentlichen Aufgabe unferes bejondern Theiles. 

Diele Organe find aber um fo mefentlidher, als fie zugleich bie 
Organe der Vollziehung und Verwaltung find, ober, als ihre Compes 
tenz zugleich durch das Weſen der Vollziebung und durch die Natur 
der Objekte, mit denen fie zu thun haben, gegeben iſt. Jedoch find 
fie, wie oben dargelegt, Organe der Vollziehung nur in dem was fie 
mit einander gemein haben, Organe der Verwaltung dagegen in dem, 
worin fie eine verſchiedene Competenz befigen. Die vollziehende Ges 
walt bat es nur mit dem erfteren Moment zu thun. Aber auch bier 
ericheint eben für Vollziehung und ihr Recht wieder ein felbitändiger 
Organismus verſchiedener Gemwalten, welche eben ala Grundformen ber 
vollzgiehenden Gewalt das Syitem des verfallungsmäßigen 
Rechts derfelben bilden. Sie find es daher, an welchen das lebtere 
nunmehr Körper und Inhalt zu gewinnen bat. Und obgleich fie 
wieder nicht der vollziehenden Gewalt fpeciell angehören, und eben fo 
wenig bloß im reinen perjönlichen Begriff des Staats gefunden werden, 
fondern fih vielmehr durch das höchſte Weſen der Perſönlichkeit über 
haupt ergeben, jo müfjen wir fie demnach hier darlegen, obwohl die 
vollziehende Gewalt fie eigentlich als befannt vorausjeten konnte. 

Dieſe Grundformen find das Staatsoberhaupt, die Regie 
rung, die Selbftverwaltung und das Vereinsweſen als bie 
organifchen Träger der vollgiehenden Gewalt. 


L Die vier Formen derfelben: das Staatsoberhaupt, die Regierung, die 
Gelbftverwaltung und dad Vereinsweſen, ald Anddrud der beiden Principien 
der ftaatlihen und der freien Verwaltung. 


Die vier angeführten Grundformen alles Wollend und Thuns 
im Gtaate, alſo auch der vollziehenden Geivalt und ihres verfaflungs- 
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mäßigen Rechts erfcheinen erſt ba in ihrer twahren Bedeutung, wo zugleich 
die wahre Schtwierigkeit alles Verſtändniſſes der höheren Form bes perſön⸗ 
lichen Lebens beginnt, in der Wahrheit, daß eben jene höhere Form bie 
Vereinigung der perfönlichen Einheit des Ganzen mit dem felbftändigen 
Leben des Einzelnen innerhalb derſelben, ober ver Freiheit, bildet. Denn 
in ber That find Staatsoberhaupt und Regierung der Organismus der Ein- 
beit, Selbſtverwaltung im Vereinsweſen aber der Organismus der Frei 
beit im ganzen Staatsleben, und daher auch in Vollziehung und Ber 
waltung. Und die Beftimmung ihrer gefammten organiſchen Stellung 
muß daher die allgemeine Grumblage des befondern Theiles bilden. 

Das erfte Element ift dabei offenbar das’ Staatsoberhaupt, die 
erjte Bedingung und der erfte Ausdruck der Einheit der Staats 
perjönlichkeit, ohne welchen es gar feinen Staat geben kann und ge 
geben hat. Nur ift in den höheren Formen der Staatsbildung das 
Staatsoberhaupt felbft wieber fein einfaches Organ, fondern erſcheint 
als ein jelbftänbiger Organismus mit eigenem Recht auf allen Punkten, 
alfo aud) für die wollziehende Gewalt, wie ir unten zeigen werben. 

Schon diefer Organismus iſt daher nicht mehr ganz unabhängig 
von dem ziweiten großen Element des Staats, der jelbftänbigen Einzel 
perfönlichteit. Hier beginnt daher ſchon der Unterſchied des freien 
und des unfreien Staats, ber der Verfaſſungslehre angehört, Allen 
die Freiheit reicht nie fo weit, um bie Vollziehung und damit bie Ver: 
waltung zum Gemeingut aller Einzelnen zu machen. 

Denn die Freiheit kann zwar das Weſen und Leben des perſön⸗ 
lihen Staats erfüllen und erheben, aber fie fann die erite Forderung 
deffelben, die Einheit ver That, auch in der größten Vielgeftaltigfeit 
berjelben nicht aufheben. Und vielgeftaltig ift eben das Leben bes 
Staats. So wenig «8 daher je einen Staat ohne Staatsoberhaupt 
geben Tann, fo wenig Tann es einen Staat geben, in welchem nicht, 
wenn er einmal perfönlich einen Willen gefaßt hat, dieſer Wille aud) 
durch einen, ihm als perfönliche Einheit vertretenden Organismus aus: 
geführt würde. Er muß daher auch in der freieften Form ſtets dieſe 
perfönliche Thätigfeit behalten, oder es muß jede Thätigkeit, die ben 
Staat ſelbſt, das ift die Gemeinſchaft als Einheit betrifft, als eine 
perfönliche Thätigfeit des Staats erfcheinen. Alle Organe dieſer This 
tigfeit, das ift alfo der wirklichen Verwaltung (in Finanzen, Rechts: 
pflege und Innerem) find daher zuerft Organe des perſönlichen Staats, 
fie find einander in biefem Sinne gleich, haben das gleiche organiſche 
Verhältniß, bilden damit den Träger Eines Willens, gehören Einem 
Körper, kurz fie Find an Ti — das iſt abgefehen von ihrer fpeciellen 
Aufgabe — der perſönliche Organismus des Staats. Und 
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biefen Organismus ber That des Staats nennen wir die Regierung; 
deren einzelne Drgane in demfelben Sinne die Aemter find. 

Diefe Regierung nun fcheivet fi) nad) dem wenn auch abftraften, 
fo doch nahe genug liegenden Unterſchied des Allgemeinen und Beſon⸗ 
dern wieder in die obern und untern Organe, die ſich mit der vers 
fafjungsmäßigen Ausbildung des Staatslebend dann zu dem Unter 
fhied der Minifterien und der Behörden entwideln. In dem aus 
Minifterien und Behörden gebildeten Syftem der Regierung beiteht fomit 
ber felbftändige Organismus der vollziehenden Gewalt des perjön- 
lihen Staats, im Gegenjag zu Selbftverwaltung und Vereinsweſen. 

Es ift nun wohl Kar, in welchem Sinne gegenüber ver prakti⸗ 
chen Welt mir dieß meinen.” Das Finanz, das AYuftizminifterium u. |. iv. 
find zunächſt eben Minifterien; ver Lanveögerichtörath, der Schul 
rath, Ser Weginſpektor, der Bezirksvorſtand oder Landrath u. f. w. 
find Behörden. Darüber ift kein Zweifel. Sind fie das, jo muß 
mit diefen Bezeichnungen auch irgend etwas wirklich bezeichnet werben. 
Das aber, was damit bezeichnet wird, befteht neben und außer ihrer 
Competenz; es ijt alfo ein Selbſtändiges; es hat zum Inhalt eben ihr 
Angehören an die Regierung ala Ganzes, das ift, fie find eben ver 
möge diefer Bezeichnung nicht Räthe, Vorftände, Inſpectoren, ſondern 
fie find Organe ber perjönlichen Vollziehung des Staats, und ftehen 
mithin als folde unter dem Recht der vollziehenden Gewalt, 
während fie ald Einzelne nur unter dem, für ihre fpecielle Gompetenz 
geltenden Nechte ftehen. Wie fehr dieß praftiich iſt, wird fich jpäter 
zeigen. Die Sache felbjt dürfte nun wohl klar fein. 

Indem nun aber der freie Staat nicht bloß in feine Willens: 
beftimmung over Geſetzgebung, jondern auch in feine That oder Vers 
waltung die Selbitthätigfeit feiner Staatsbürger aufnimmt, entftehen 
neue Begriffe und Berhältnifie. 

Da nämlich eben in dieſer Theilnahme ber Einzelnen am Staats 
Ieben überhaupt das Weſen der Freiheit beftebt, jo gibt es nicht bloß 
eirte Sreiheit für bie Geſetzgebung, fondern es gibt auch eine freie 
Verwaltung. Und der Organismus der Freiheit für die vollziehende 
Gewalt ericheint in den beiden Kategorien der Selbftverwaltung 
und des Verwaltungsweſens. 

Der Staat kann nämlich feine Regierung felbjt an dieſe Thätig⸗ 
feit der Einzelnen nicht hingeben, ohne fein eigenes perfönliches Leben 
aufjzulöfen. Jede Hingabe der Thätigkeit oder der Berwaltung an 
Einzelne muß daher an fich eine beſchränkte, und felbft in dieſer Ber 
Ihränkung eine mit der Geſammtthätigkeit des Staats, das ift feiner 
Regierung, barmonifche fein. Aus dem erften Moment entſtehen bie 
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beiden Grundformen, aus bem zweiten das oberfte Princip der freien 
Verwaltung. 

Die erſte Grundform iſt die, wo die Beſchränkung der freien Ver⸗ 
waltung durch die örtliche Gränze gegeben iſt. Die freie Verwal⸗ 
tung, begränzt durch die Oertlichkeit, umfaßt daher alle Thätigkeit des 
Staats, foweit ihr Anhalt und Objekt bloß örtliche find. Dieſe freie 
Verwaltung nennen wir die Selbftverwaltung. Die Selbfiver 
waltung ericheint wieder in zwei Hauptfunttionen, welche wir ſpäter zu 
entwideln haben, den berathenden und den wirklichen Selbſtverwal⸗ 
tungslörpern, und die lehtern in drei Hauptformen, die wir ald Lands 
haften aller Art, ald Gemeinden, und ald Körperjhaften 
bezeichnen. In diefen ftellt fi nun ein zweiter großer Organismus 
der Thätigfeit des Staats dar, deilen Weſen nicht in einer von ber 
Staatsthätigkeit verſchiedenen Aufgabe und Funktion, fondern in einer, 
auf der Theilnahme der Einzelnen an der Berwaltung gegebenen, 
eigenen Organifation beruht, und deren Princip wiederum die Wahl 
der Drgane iſt. Das ift die erite Grundform des Organismus der 
freien Verwaltung. 

Die zweite Grundform defjelben entfteht, mo bie obige Beſchrän⸗ 
fung nicht mehr durch den Drt, fondern durch den Zweck gegeben ift. 
Die freie Verwaltung eines einzelnen beitimmten Zweckes der Gemein: 
Schaft erfcheint alS der Verein. Der Verein bat daher an fi nie 
mals eine örtliche Begränzung; nur daß er fie durch fein Objekt 
aflerdings empfangen Tann; aber er ift begränzt auf feinen Zweck; 
einen Berein für mehrere Zwecke kann und foll es fo menig geben, 
wie ein Amt für mehrere Competenzen. Dagegen ift jeder Verwaltungs: 
zweck an fich der Verwaltung durch Vereine fähig; nur das Princip 
der Einheit der Verwaltung jchließt gemille Zwecke vom Vereinsweſen 
aus. Das formale Syitem des Vereins ift daher identiſch mit dem 
formalen Syftem der Verwaltung (f. Bd. IL); in der Organifation 
derfelben entitehen jedoch große Berfchiedenheiten, die an ihrem Drte . 
darzuftellen find. Hier genügt es wohl, zu beweilen, daß bemgemäß 
ber Organismus der Vereine das dritte große Glied der Drganifation 
ber vollziehenden Gewalt iſt, aber auch als die zweite Grundform der 
Organifation der freien Verwaltung aufgefaßt werden kann. 

Auf diefe Weife ift nun der Organismus der vollziehenden Ges 
walt allerdings nicht bloß ein jelbftändiger Begriff, Tondern aud eine 
große und gewaltige Thatſache. Und jest fügen wir das lehte Moment 
hinzu, das von nicht geringer Bedeutung if. Das ift die Art und 
Weile, mie die perfünlihe Einheit der Vollziehung in biejem viel⸗ 
geſtaltigen Organismus aufrecht erhalten wird. 
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11. Die Selbftthätigkeit jener Grundformen in dem Verordunngd=, Orga⸗ 
nifationd- nnd Zwangsredht jeded Organs, nnd die Einheit in den Princiyien 
ber Hierardie und ber Oberaufficht. 


Wenn nämlich auf diefe Weife der Organismus der Vollziehung 
innerhalb der obigen Kategorie in all den einzelnen Organen erjcheint, 
melche eben mit der wirklichen Verwaltung zu thun haben, fo folgt, 
daß die drei Momente aller Vollziehung, die Verordnungs⸗, die Dr 
ganifationd: und die Zwangsgewalt auch nicht mehr abftrafte Begriffe 
find, fondern daß jedes Organ der wirklichen Verwaltung, 
jedes Amt, jede Gemeindeftellung, jede Vereinsfunftion, auch jene drei 
Gewalten befigt, und daß es eben der Befig. diefer Gewalten iſt, 
welche fie felbft zu Vollzgiehungsorganen madt. Und in 
der That wird das niemand bezweifeln, wenn wir den Ausdruck ges 
brauchen, daß jedes Organ innerhalb Jeiner Competenz Beitimmungen 
mit der Gültigkeit eines allgemeinen Willens zu treffen, und fie auch 
mit Zwang auszuführen berechtigt ift und fein muß. 

Iſt dem nun fo, fo folgt, daß in diefer Selbitthätigfeit aller ein« 
zelnen Drgane der Vollziehung dennoch die perfönliche Einheit derfelben 
wieder aufrecht gehliten werben muß; denn zuleßt find fie alle doch 
nur Organe Einer Perfönlichfeit, des Staat, und Momente Einer 
großen Thätigfeit, der That des Staatd. In der That ıft nur auf 
diefer Grundlage dad Princip aller verfafjungsmäßigen Verwaltung, 
die Verantiwortlichleit der Regierung, von der mir fogleic reden, mög: 
lih. Es wird daher dieß Princip als ein organisches, das ift ftets 
vorhandenes und felbjtbebingt thätiges in jedem Stantöleben anerkannt 
werden müſſen. . 

Dieß Princip nun ift an fich ſtets dafjelbe, aber es empfängt 
durch den Unterſchied zwiſchen perſönlicher Staatsverwaltung und freier 
Staatsverwaltung nicht bloß einen verjchiedenen Namen, fondern auch 
einen verjchiedenen Inhalt. Es muß in diejem allgemeinen Theil ger 
nügen, es zunädft nur dieſer feiner doppelten Natur nach zu bezeichnen. 

Die Verwirklichung der perfönlichen Einheit nämlich, die inrierbalb 
der wirklichen Verwaltung die Vollziehung al3 ein Ganzes zufammen- 
hält, geichieht vermöge des Princips der Hierardie, nad welchem 
jede Behörde nur den Willen des Minifteriums, jede untere Behörde 
nur den Willen der höheren wollen Tann. Die Hierarchie hat daher 
den pofitiven Inhalt, den Willen des höheren Vollzugsorgand zum 
Willen des niederen zu maden. Erſt durch dieß Princip der Hierarchie 
wird aus der Gefammtheit der Vollzugsorgane ihre perſönliche Einheit, 
die Regierung. Die darin enthaltene Verpflichtung jedes einzelnen 
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Organs der vollziehenden Gewalt heißt der amtliche Gehorfam; und fo 
ergibt fih, daß eine Regierung erft durch den amtlihden Gehor 
fam möglich wird. Die Einheit jedoch zwilchen den freien Verwal⸗ 
tungen, der Selbſtverwaltung und des Vereinsweſens einerfeit3 und 
der Regierung anberfeits wird nicht durch diefen amtlichen Gehorfam 
geſetzt, ſondern vielmehr durch das negative Recht der Iehtern, Wollen 
und Thun diefer Organe in fo weit zu hindern, als fie mit dem 
Willen der Negierung im Widerſpruch ftehen. Diefes negative Princip 
mit feinen Borausfeßungen und Formen nennen wir die Dberaufficht, 
die daher die einzige Bedingung ift, unter welcher die Gemeinfchaft des 
wirflihen Staatslebens auch für die freie Verwaltung denkbar iſt. — 
Auf diefe Weife ſtellt fih dur Hierarchie und Oberaufficht die per 
ſönliche Einheit der Vollziehung wieder her; fie ift ein Ganzes, und 
jetzt erjt ift für das, für dieß Ganze geltende öffentliche Hecht der 
vollziehenden Gewalt, das verfaffungsmäßige Verwaltungs 
recht das Subjekt gefunden. 


Auch bier nun verftatten wir e8 uns, die Ergebniſſe diefer Dar 
ftelung in ein Schema zu faflen, das zur Drientirung unter der rein 
wiſſenſchaftlichen Unterfuhung und zur Baſis für die folgenden Theile 
dienen möge. 

Die Geftalt des Organismus ber vollziehenden dem Obigen gemäß 
als ein ſelbſtändiges Moment der wirklichen Verwaltung gedacht, läßt 
fih demnach in folgender Weife varftellen: 


Staatdoberhaupt. 
Haupt der Gefegebung und zugleich der Bollziehung. 
Staatlide Bermaltung. Freie Verwaltung. 


Allgemeine Verwal- Wirkliche Selonverwaltung -Bereinsweien 
— I. 
„Beemmtheit aler Dir 1) Srantäwirige Pie lee Die wirt: Boliehenbe Bermaitung 
gane ber wirklichen Wer ſchaft. hende Gewalt liche Verwal⸗ Gewalt in e nach den 
in der Selbſt⸗ tung derſel⸗ Beſchluß und beſtiuuten 
waltung, in ſo fern fie 2) Rechtspflege. 
die Vollziehung ihrer Aufe 8) Inneres, verwaltung ben in den Durchfuh⸗ Zwecken dei 
gabe haben. Jedes Organ iſt und dem Recht einzelnen rung. Vereins. 
Daher Recht ber Ber- ein Amt. ihrer Berorde Aufgaben. 
orbnung, der Organiſa⸗dJebes hat feine UNE, Drga- 
tion und des Zwanges für Gompetenz. nifation und 
jede diefer Aufgaben. Jedes vollzieht an 1 — — 
Ginheit aller als Glieder mit feiner Thätige Ginheit mit der vollziehenden Gewalt der Regierung: 
der Regierung dur die keit nur bie befon- Dberauffidt. 
Hierardie. dere Aufgabe. 
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Es wird wohl feiner Erflärung bebürfen, wenn wir von vornherein be» 
merten, daß eine Einzelfritit der bisherigen Anffafiung aller diefer Begriffe 
und Principien theils unthunlich ift, theils erft fpäter gegeben werben kann, 
wenn wir zu den einzelnen Theilen übergehen. Aber auch bier möge uns bie 
Bemerkung zu wieberholen geftattet fein, daß wir keineswegs hier von neuen 
Begriffen reden, fondern daß alle diefe Begriffe, Namen und zum Theil fogar 
Beziehungen bereits vorhanden und wohl auch jedem unferer Leſer bekannt 
find, und daß es fich daher durchaus nicht darum handelt, neue Dinge anzu⸗ 
nehmen, fondern nur die alten in der Ordnung zum Berfländniß zu bringen, 
die das wirkliche Leben des Staats erzeugt. Es ergibt fi aber wohl doch, 
daß im Ganzen auch hier der große Unterſchied zwiſchen Berfaffung nnd Ber 
waltung die Bafis auch für die übrigen Begriffe ift, weil der Organismus 
der vollziehenden Gewalt doch nur ala das Allgemeine in dem der Verwaltung 
betrachtet werden fan. Nur bat man eben merktwürdigermweife den Inhalt ber 
Verwaltung niemal® dem Organismus bderjelben zum Grunde gelegt, weßhalb 
man auch nie auf die obigen Unterfchiede gelommen ifl. Dennoch gehört jener 
Unterfchied zwiſchen Berfaffung und Verwaltung, ja der ganze Begriff des 
letttern, den Deutſchen, obwohl fie fie weder theoretiih noch ihrem Inhalt 
nach gehörig entwidelt Haben, wie Mohl in feiner Encyklopädie der Staatswiffen- 
haften &. 137 mit Recht Hagt, während wir den Unterfchied der „Gewalten“ 
den Franzoſen verbanlen. So viel wir fehen, hat Schlözer jenen Unterſchied 
zuerft jehr Mar aufgeftellt (Staatsgelahrtheit 1798 8. 3): „Aus den Bweden 
des Staats ergeben fi) ſowohl die Geichäfte des Staats (Staatsverwaltung) 
als die zu deren Betreibung nothwendigen Rechte und Pflichten der Regierenden 
und Gehorchenden (Staats recht)“ eigentlich das Verwaltungsrecht im weitern 
Sinn; fiehe unten) fammt der unter vielen möglichen Arten beliebten befondern 
Einrihtung (Staatsverfaffung),” eine Unterfheidung, die er dann in feiner 
Theorie der Statiftil (1804) weiter verfolgt. — „Hiezu haben wir eine 
eigene Wiſſenſchaft, praltiſche Politik, Staatsverwaltungslehre oder Re 
gierungswiſſenſchaft — Lehre von der Staatsverwaltung, geordnete An⸗ 
zeige aller Geſchäfte, welche zu beforgen die Regierung Pflicht, Macht und Recht 
bat, und auf die Natur diefer Geſchäfte oder auf Erfahrung gegründete Angabe 
der Mittel, wie ſolche Geſchäfte am zwedmäßigften beforgt werden können.” 
Auf diefer Grundlage ward ſchon im Anfange des Jahrhunderts auch das orga- 
niſche Verhältniß zwilhen VBerfaffung und Verwaltung fehr Har ausgefprochen, 
zuerft wohl von Gönner in feinem Unterſchiede vom Gonftitutionsredt 
(Berfaffung) und Regierungsreht (Verwaltung), während das wahre Princip 
ihres gegenjeitigen Verhaltens vielleicht zuerſt aufgeftellt wird von dem trefflichen 
Malhus Organismus der Behörden für die Statsverwaltung, 
1821, 2 Bände), der den fo einfachen und Maren Sat aufftellt, „daß kein 
Staat ohne Verfaffung fein kann, die Verfaſſung aber die Richtſchnur der Ver⸗ 
waltung, dieje letztere die Ausführung der erfteren fei” (f. unten). Damit war 
die eigentlihe Grundlage der organifhen Staatswiffenichaft gewonnen; allein 
nod fehlte die allerdings nothwendige Unterſcheidung zwifchen Regierung und 
Verwaltung. Daß nun dabei biefer Unterſchied formell bereits von Bachariä 
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(Bierzig Bucher vom Staate Bd. 22) ausgeſprochen und von Pölitz fogar 
ſehr verftändig formulirt wird, ift wahr (Staatswiffenfchaft Thl. 1. &. 216): 
„Der Begriff der vollziehenden Gewalt zerfällt in zwei Haupttheile, in bas 
Regieren und das Berwalten, in wiefern unter dem Regieren der Ober 
befehl über die Bollziehung der beftehenden Geſetze und die Oberauffidht fiber 
alle Zweige der Berwaltung, unter der Verwaltung dagegen die Bollziehung 
der Gefege in den einzelnen Kreifen und Verhältniffen des inneren Staatslebens 
verftanden wird. Bei diefer Unterfheibung zwiſchen Negieren und Verwalten 
bezieht fi) das erfte auf das gefammte Gebiet des Staats, das zweite auf die 
örtlihen Verhältniſſe.“ Allein er jo wenig wie alle die andern, welche bie 
allgemeine Kategorie der „Regierung“ und „Regierungsgewalt“ braudhen, ge 
langen zu einem Organismus der Vollzugsgewalt, und zu dem entidheibenben 
Gedanken, daß diefe letztere ein eigenes Organ bat, fondern daß diefe nur als 
eine, wir möchten fagen Qualififation der Verwaltungsorgane im obigen Sinne 
gedacht werden kann — vielleicht gerade weil fie nicht äußerlich, formell ober 
amtlih, von der Verwaltung zu fcheiden war. So mifien wir bier unfern 
Standpunkt fefthalten, und die Einzelausführung unten noch folgen laffen. 


Mebergaug zum befondern Theil. 


An die bisherige Darftellung ſchließt fih nun, denken wir, in ein 
facher Weife der Uebergang zum fpeciellen Theil, welcher demnach die 
Anwendung der Rechtsgrundſätze des verfaffungsmäßt 
gen Verwaltungsrehts auf das Recht jener Grundformen 
aller Bollziehung, des Staatöoberhaupts, der Regierung, der 
Selbftverwaltung und des Vereinsweſens eben in ihrer ſpeciellen Funktion 
als die großen Organe der vollziehenden Gewalt enthalten. 

Sn der That nämlich ift das Wefen aller vier genannten Organe 
in Beziehung auf die vollziehende Gewalt gleich. Allein die Funktion, 
welche fie für die Vollziehung ſelbſt haben, ift nach der befondern Ratur 
jedes einzelnen dieſer vier Organe eine höchft verſchiedene. Das Syſtem 
des Rechts der vollziehenden Gewalt Fann daher wirklich erjt entiteben, 
wenn man die drei Funktionen aller Vollziehung, die Verorbnung, bie 
Driganifation und den Zwang, in derjenigen Geftalt und dem 
jenigen Recht gegenüber der gejesgebenden Gewalt be 
trachtet, welche fie in den Händen diefer vier Drgane ans 
nehmen. Denn allerdings hat jedes derjelben alle jene brei Rechte 
und Funktionen; aber jedes derfelben hat fie in verjchievener Weile; 
und die Folge wird zeigen, daß die Wiflenfchaft es keinesweges nötbig 
bat, dieſes erſt abjtrakt zu entiwideln, fondern daß auch, die Bildung 
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bes genannten Öffentlichen Rechts bereitö für jedes dieſer Organe ein 
eigenes Syſtem und ein eigene Maß von Recht ausgebildet und zur 
Anwendung gebracht bat. Allerdings gelten die bisher bargelegten 
allgemeinen Begriffe und Brincipien für alle vier Drganiämen gemein- 
fam, indem fie eben gemeinfam den concreten Inhalt, bie pofitiven und 
faßbaren Formen der Vollziehung im Staate bilden. Allein dennoch 
zeigt es fich bald, daß jede ber leßtern etwas zu thun bat, mas durxch 
feine von den brei andern ganz erfüllt ober erfeßt werden Tann; unb 
e3 tft daher auch Mar, daß für diefe Beſonderheit wieder jede berfelben 
ihr eigenes verfaffungsmäßiges Vollziehungs- und Ber: 
waltungsreht bat. Dieß nun barzuftellen, ift bie Aufgabe des 
Tolgenden. Um fie zu löſen, müſſen wir freilich ftet3 die Entwidlung 
des Begriffes und die Elemente der Drganifation jeder einzelnen dieſer 
Formen vorausſenden, da ſich erft an diefen pas Recht ausbildet. Allein 
wir glauben, daß bieß fchon darum nicht überflüffig tft, weil gerade 
dieſe Gebiete bisher ihre richtige Stellung nicht gefunden haben. 

Wir unterjcheiven daher für den beſondern Theil zuerft das ver: 
faljungsmäßige Regierungsredt, in weldem wir aus Gründen, 
bie fofort dargelegt werben follen, das Necht des perſönlichen Staats in 
der Vollziehung und das (eigentliche) Regierungsrecht zufammenfaflen. 
Daran fchließt fih die Selbftverwaltung mit ihrem Organismus 
und ihrem Recht als zweite Abtheilung des bejondern Theiles, und als 
britte bad Vereinswefen. Und jest, im Anſchluß an bie Einleitung, 
wäre nur no Eine Bemerkung als Uebergang zum bejondern Theil 
hervorzuheben. 

Diefe nun betrifft das, was wir früher als die Individualität 
ber Staaten in ihrer Rechtsbildung bezeichnet haben. Bis hierher ift 
dieſe Individualität eine abftralte Idee. Sie erfüllt fih mit Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung. Darüber ift fein Zweifel. Allein das Weſen 
der vollziebenden Gewalt und ihres großen organischen Rechtsſyſtems 
bringt es mit fi, daß jene Inbivibualität unter allen Gebieten des 
Staatslebens gerade im Rechte der vollziehenden Gewalt am großartige 
ften und verftändlichften zur Erfcheinung fommt. Erſt auf diefem Felde 
erhebt fi das, was wir die Bergleichung nennen, zu einer großen 
organiichen Anfchauung des Werbens der Verjchievenheit in dem Gleich 
artigen und aus demfelben für alle Staaten Europa’3; und in diefem 
Sinne werben wir das folgende Syitem durch die mächtigen Thatfachen 
bes individuellen Staaten» und Volkslebens zu beleben und zu er 
füllen ftreben. 

Es ergibt fi daraus der Sat, in welchem wir den Uebergang 
bes bisher dargelegten allgemeinen Theiles zu dem nurimebhr folgenden 
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Befonderer Theil. 


Erites Gebiet. 


Das verfafjungsmäßige Regierungsrecht. 


Das verfafungsmäßige Regiernngsredt. 


J. Die formale Begriffbeftimmung der Negierung, im Unterſchiede von 
Selbfiverwaltung nnd Vereinsweſen. 


indem wir nunmehr zu dem eriten Gebiete des befondern Theiles 
übergeben, dürfen wir wieber auf bie unferer ganzen Arbeit zum Grunde 
liegende Bemerkung hinweiſen, daß das, warum es fi) handelt, das 
Recht der großen organiſchen Faktoren des Staatslebens, weder zufällig 
noch mwillfürlich entitanden ift, fondern aus dem lebendigen und organis 
ſchen Leben befjelben hervorgeht. 

Dem verfafjungsmäßigen Regierungsrecht liegt daher dad Weſen 
der in der Berfaffung thätigen Regierung zum Grunde. 

Es wird daher verftattet fein, Begriff und Weſen der Regierung 
bier noch einmal an die Spihe unferer folgenden Darftellung zu ſetzen. 
Es wird das aber ganz nothwendig, weil nur dadurch eine der ſchwie⸗ 
rigften aller Unterfcheivungen in der Staatslehre und damit in ber 
Wiſſenſchaft des öffentlichen Rechts Har, ja vielleicht überhaupt erft 
möglih gemadt wird. Wir meinen die Unterjcheibung zwiſchen ber 
Regierung im weitern und der Regierung im engern oder eigent- 
lichen Sinne. 

Da diefe Unterfcheivung den Ausgangspunkt des ganzen Syftems 
des verfafiungsmäßigen Regierungsrechts bilbet, fo wollen wir zuerft 
die rein formale Begriffsbeftimmung berjelben hier an die Spike ftellen. 
Sn ihre werben dann, denken wir, alle folgenden Enttvidlungen wie 
in ihrem gemeinfamen Mittelpuntte zulammenlaufen. 

Wir haben oben in dem Organismus der vollziehennen Gewalt 
zwei Grundformen geſchieden, die perfünliche, einheitliche Ordnung der⸗ 
felben und bie freie Drbnung. Wir definiren demnach die Regierung 
in Unterfheidung von Selbftverwaltung und Vereinsweſen als den 
perfönliden und damit einheitlihden Organismus der voll 
ziebenden Gewalt des Staats, gegenüber der Selbftverwaltung 
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und bem Vereinsweſen, in welchem fich die Ießtere ala Selbftthätig- 
feit der freien Staatsbürger zur Verwirklichung der Staatsidee 
und des Staatswillend organifirt. 

Die Negierung in dieſem Sinne, noch ohne alle Unterfcheidung 
ihrer weſentlich verſchiedenen Momente, ift zunächſt die Vertreterin ber 
geſammten einheitlichen Staatsgewalt. Sie tft der felbftändig geivorbene, 
felbftändig daftehende, zum felbftändigen Bewußtſein erhobene Drganis- 
mus der That des perfünliden Staats, gegenüber dem perfön- 
lichen Willen defjelben im Geſetz. Erſt durch diefen Begriff tritt in. ber 
Wiffenfchaft, durch feine Verwirklihung in dem wirklihen Staatsleben 
die große Unterfcheivung ins Leben, auf welcher das ganze Verſtändniß 
des Staats, vor allem aber das Verſtändniß des Staatsrecht3 beruht, 
die Unterfcheidung zwiſchen geſetzgebender und vollziehender Ge 
walt. Denn fie ift in der That die organische Verförperung der leßteren. 
Wir haben gezeigt, daß ihrem Weſen nad die gefeßgebende und voll: - 
ziehende Gewalt zwei durchaus verichiedene, dennoch aber einander er: 
feßende und erfüllende, aljo an fich gleichberehtigte Funktionen des 
perfönlichen Staatzlebens enthalten, auf deren Harmonie das Wohlfem 
des letzteren beruht, die aber in ihrer Selbitändigfeit ihr eigenthüm⸗ 
liches Necht erfeugen. Dieſe abjtrafte Forderung eines eigenen Rechts 
der vollziehenden Gewalt wird nun erjt durch den felbjtändigen Begriff 
der Negierung und ihrer perjönlichen Organifation nothiwendig und 
wirklih, mit allen Folgen, die eine felbftändige Rechtsbildung eines 
Theiles für dad Ganze erzeugt. Erſt die Regierung ift es, welche, 
indem fie Gefjeßgebung und Verwaltung auch äußerlich ſcheidet, das 
Weſen ded Staats dem Ganzen zum Beivußtfein bringt; erft in ihrem 
Auftreten wird die Funktion klar, welche der perfönliche Staat hat; 
erſt durch fie treten beide große Faktoren des Staats in Gegenfah zu 
einander, ſcheiden ihre Aufgaben und ihre Rechte, erfüllen das Staat 
leben bald mit ihrer harmoniſchen Wechlelwirkung, bald mit ihrem 
lebendigen Gegenſatz. Exit durch fie tritt daher auch das hervor, was 
der Staat feinem Begriffe nah, als höchſte Form der Perjönlichkeit 
und als ethifches Element des menschlichen Lebens, in feiner Entwick⸗ 
lung, gegenüber ter Geſetzgebung, deren Gewalt den gejellichaftlichen 
Bewegungen unterworfen ift, zu leiften bat; erft in ihrem Kampfe mit 
der leßteren erfcheinen die großen Gegenfäge und Fragen der Freiheit 
und Unfreiheit und bilden fih aus zu feiten Rechtsordnungen. Es ıft 
eine völlig neue, felbjtändige Welt des Staatslebens, die fih an Be: 
oriff, Inhalt und Recht der Regierung anfchließt; und fo wird erft 
durch die felbftändige Regierung dasjenige zu einem pofitiven erkenn⸗ 
baren Ganzen, was wir eben das Recht der vollziehenden Gewalt 
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genannt haben. Ja, das Regierungsrecht iſt eine ganze, Jahrhunderte 
dauernde Epoche hindurch überhaupt identiſch mit dem Recht der vollziehen⸗ 
den Gewalt, jo daß bis auf unfere Zeit die beiden andern Grundformen 
ver leteren, die Selbftverwaltung und das Vereinsweiſen, gar nicht 
zur Anerkennung gelangen, und eben deßhalb, gleichſam durch die größere 
Macht des gewaltigeren Begriffes der Regierung, aus ihrer natürlichen, 
ſyſtematiſchen Stellung gedrängt, noch gegenwärtig heimathslos in der 
Staatöwiffenihaft umber irren. Aber auch jetzt bleibt die Regierung 
die Hauptform der vollziehenden Gewalt; und das brüdt ſich formell 
dadurch aus, daß erjt mit dem Auftreten einer felbftändigen Regierung 
der Unterjchied von Geſetz und Verorbnung und ihrem Rechte und 
Weſen, Nothwendigkeit und Inhalt des verfafiungsmäßigen Verwal: 
tungsrecht3 zum Bewußtſein gelangen. Und daher Stellen wir wohl mit 
gutem Grunde die Lehre von der Regierung und ihrem Recht an die 
Epige der folgenden Darftellung. 

Nun aber ift diefer Begriff der Regierung felbft wieber fein ein 
facher. Es zeigt fich vielmehr bei genauerer Betrachtung, daß er zwei 
ganz weſentlich verfchiedene Elemente enthält, welche nicht bloß zu zwei 
Definitionen der Regierung führen, fondern auch durch ihre innere Vers 
fchiedenheit und ihre verſchiedene Organijation und Funktion erft dem 
Necht der Regierung feinen Anhalt geben. Dieſe Elemente find das 
Staatsoberhaupt und das was mir die eigentliche Regierung nennen. 
Wir müflen jeßt beide für fih und dann ihr gegenjeitiges Verhältniß 
ins Auge faflen. 


DO. Der Unterfied des Staatsoberhaupts und der (eigentlichen) Regierung, 
und ihre Rechtsprincips. 


Es wird die Löfung unferer Aufgabe wohl am leichteften und 
tlarften, wenn wir ten Standpunkt ber ftrengen, formell logiſchen Bes 
zeichnung feithalten. 

Die Regierung im obigen Sinne, als perlönlicher Organismus der 
vollziehenden Gewalt, bat ſchon in ihrem formalen Begriffe zwei Eles 
mente. Einerſeits enthält derjelbe dad Moment der perſönlichen Ein» 
beit des indivinuellen Wollens und Thuns, andererſeits die Ver⸗ 
ſchiedenheit, welche fich an die Gefammtheit aller einzelnen bejonderen 
Aufgaben der Vollziehung anjchließt. 

Jedes diefer Momente hat dem entfprechend nun auch fein Organ; 
und e3 ift Har, daß jedes demgemäß auch fein Recht haben wird. 
Das innere Leben der Vollziehung aber wird dann aus dem Verhalten 
und den gegenfeitigen Beziehungen diefer Momente beitehen. 
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Das Drgan der perfünlicden, als individuelle Perfönlichleit ers 
ſcheinenden Einheit der Vollziehung ift num dad Staatsoberhaupt, 
der König. Der Organismus für die Verfchievenheit in den Aufgaben 
der Bollziehung ericheint dagegen in der Geſammtheit und ber Organi⸗ 
fation des Amtöwefensd Und nun nennen wir die Regierung im 
weitern Sinne das gefammte Amtsweſen, ald dem Staatöoberhaupt 
untergeordnet, mit bemfelben gemeinfam die vollziehende Ge 
walt bildend; die Regierung im engern oder eigentlihen Sinne 
dagegen ift ber vollgiehende Drganismus des Amtsweſens für ſich 
betrachtet, oder, wie in verfafiungsmäßigen Staaten, dad Mini: 
fterium mit feinen Behörden. 

Diefe formale Unterſcheidung ift nun in Wahrheit keineswegs was 
fie auf den erſten Blick zu fein fcheint, eine bloß theoretiſche. Sie ift 
vielmehr eine im höchiten Grade praftifche, und wird zum Ausgangs 
punkte für das ganze verfafjungsmäßige Vollziehungsrecht, wie fich for 
gleich ergeben wird. Wir müfjen daher die unabweisbare Forderung 
aufftellen, diefe beiden Grundkategorien für die Wiſſenſchaft des Staats» 
rechts feftbalten und fie für das Folgende als Baſis annehmen zu 
wollen. 

In der That nämlich zeigt fi) auch bier das Weſen des Nechts 
für jene beiden Elemente. Sind fie nicht bloß theoretiſche Kategorien, 
ſondern wirkliche felbftändige Elemente des Lebens, jo wird dieſe ihre 
Selbftändigfeit in der weſentlichen Verfchievenheit ihres Nechts zur 
Geltung gelangen, das wieder auf ihrer twejentlich verfchiedenen Funktion 
berubt. Und das ift fofort klar. 

Wenn nämlich der Begriff der Regierung nichts enthielte, als eben 
die Geſammtheit der für die Vollziehung beftimmten Organe, jo wäre 
der Begriff und Inhalt des Negierungsrechts ein einfacher und durch 
das Verhältniß zwiſchen Geje und Verordnung erfchöpftr. Das 
Princip dieſes Rechts wäre mit der organifchen. Unterordnung der letz⸗ 
teren unter das erftere vollftändig gegeben, und die Harmonie zwiſchen 
beiden wäre mit Verantwortlichkeit und Haftbarkeit feftgeftellt. Freilich 
hätte dann auch die Regierung in diefem Sinne fo gut als gar Feine 
ſelbſtändige Thätigkeit; fie wäre nur die beftändig veranttvortliche 
Dienerin der Gejehgebung und mithin der Gewalten, Sintereflen und 
Parteien, melde über die letztere entſcheiden. E3 wäre von Seiten der 
Bollziehung fein Widerfpruch gegen die Gejegebung, aber freilich auch 
feine Action ber felbjtändigen Stantsidee gegenüber der letzteren möglich. 
Das Syftem des Regierungsrechts würde auf diefe Weife faft zu einem 
mechanischen Rechtsſyſtem werden. Dafür aber wären dann auch die 
beiden großen Faltoren des Staatölebens, Geſetzgebung und Vollziehung, 
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unvermittelt neben einander geftellt. Die tiefe Verſchiedenheit in ber 
Funktion beider, die große Getwalt der Intereſſen, die ſich an beide 
Inüpfen, kurz die höhere organiſche Ratur derſelben macht einen Gegen: 
fat und Kampf zwifchen ihnen in allen Staatsformen ganz unver: 
meiblih. Ganz unvermeiblich werben Gejeg und Verordnung um den 
Vorrang ftreiten; ganz unvermeiblich wird das Lebensprincip beider 
fih auszufchließen verſuchen; ganz unvermeidlich werden fie um bie 
Herrihaft kämpfen, und der Schluß eines foldhen Procefles wird ſtets 
enttveder die Unterwerfung der Vollziehung und mit ihr ber höheren 
Staatsidee unter die Gefehgebung, over umgelehrt der Geſetzgebung 
unter die Vollziehung fein; es wird als Yolge eines folchen Kampfes 
entweder feine Verorbnungen ober feine Gefehe mehr geben. Und in 
der That ift namentlich die Geichichte Roms das ſchlagendſte Beifpiel 
diefes Berhältnifies. 

Dem nun hat das höhere organische Weſen der neuern Staats⸗ 
bildung dadurch vorgebeugt, daß es ein Element geichaffen hat, welches 
in beiden Funktionen gleihmäßig thätig ift und daher gleichmäßig über 
beiden fteht, beive umfaflend und doch von’ feinem von beiden erfüllt. 
Diefes Element ift das Königthum. 

Der König nämlich iſt zug leich das Haupt der Geſetzgebung und 
der Vollziehung; er will ven Willen beider zugleich. Er erläßt daher 
ſowohl die Gefege, als die Verordnungen. Indem daher ſowohl Geſetz 
als Verordnung, das ift ſowohl die Funktion der gejeßgebenden «als 
die der vollziehenden Gewalt als feine individuelle Willensbeitimmung 
ericheint, ift in ihm der Punkt gegeben, in weldem ver Widerſpruch 
zwiſchen beiden formell unmöglich, weil felbit ein Widerfpruch, wird. 
Dennoch aber bleibt die vollziehende wie die gefeßgebende Gewalt für 
fih felbftändig. Ste haben daber beide eine Funktion, melde aud) 
ohne das binzutretende individuelle Moment des Königs gedacht werben 
fann und aud vorhanden tft. Sehen wir daher bier von der Geſetz⸗ 
gebung ab, mit der wir und bier nicht zu beichäftigen haben, fo ergibt 
fih, daß ich mir den Begriff und mithin auch das Recht der Regie 
rung in doppelter Geſtalt denfen muß. Sch muß mir dieſelbe denken 
ald Eins mit dem Staatsoberhaupt, alfo als eine Funktion, die mit 
dem Gefete in gar feinen Widerfpruch treten Tann, und ih muß mir 
fie denten als vom Staatsoberhaupt geſchieden, aljo in einem als 
möglich gejegten Gegenſatz zur Gejeßgebung. Oder, ih muß von der 
Negierung im weitern und eigentlihen Sinne reden, tie wir oben 
gefagt haben. Und zwar deßhalb, weil natürlich das Recht der Regie 
rung im erften Sinne ein weſentlich anderes ift, als das Hecht der 
felben im zweiten. Das Recht der Regierung im erften Sinne beruht 
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auf der Identität der Volljiehung und Gefehgebung, das Hecht der 
Regierung im eigentlichen Sinne auf dem Gegenjas berfelben. Das 
Recht der Regierung im erften Sinne fließt mithin feinem Weſen nad 
jede Berantwortlichfeit und Haftung grundſätzlich aus; beide wären 
ihr gegenüber ein abfoluter Widerfprud. Das Recht der Regierung 
im eigentlihen Einne tft dagegen eben dieß Recht der Verantwortlich⸗ 
feit und Haftung; es wäre gar Tein Recht ohne die lehtere. Es ift 
daher logifh und juriftiich unmöglich und für das wirkliche Staatsleben 
gefährlich, wenn man beide Grundbegriffe der Regierung identificiren 
wollte; es ift aber eben jo unmöglich, fie ganz von einander zu trennen, 
da innmer das Staatöoberhaupt das Haupt der Vollgiehung ift, während 
doch für beide ein principiell verſchiedenes Recht gelten muß. Und auf 
diefe Weife ergibt fih nun als die Grundlage der Darftellung des vers 
fafjungsmäßigen Regierungsreht3, daß man dafjelbe in zwei Haupt 
gebiete theilen muß. Das erſte diefer Gebiete enthält das Boll: 
ziebungsreht des Staatsoberhaupts, ald Haupt der ganzen 
ihm unterftehenden Regierung; das zweite dagegen das Vollziehungs⸗ 
recht der Regierung im engeren Sinne, das wir nunmehr das eigent- 
lihe Regierungsrecht nennen können. 

Damit nun ftehen wir vor der größten Schivierigkeit des ganzen 
verfaflungsmäßigen Vermwaltungsrechts, der Beltimmung der Gränze 
zwiſchen dem Rechte des Königs als Haupt der vollziehenden Gewalt, 
und dem Nechte der dem Königthum gegenüber jelbitändig gedachten 
und dennoch ihm untergeordneten eigentlichen Regierung. Die Beftim- 
mung dieſer Gränze aber ift formell unmöglich, denn es gibt eben 
feinen Alt der eigentlichen Regierung, der nicht zugleich ala Aft des 
Staats überhaupt erfchiene.e Sondern bier ift e8 dad Weſen der 
Funktion beider Elemente, melde das gegenfeitige Hecht derfelben 
erzeugen muß und bis zu einem gewiſſen Grade auch erzeugt hat. In 
dieſem Rechte aber ift in der That erft das gegeben, was wir das 
Hecht der „conftitutionellen Monarchie” zu nennen haben. Denn nicht 
das Necht der verfaflungsmäßigen Gefehgebung und nicht das der ver 
fallungsmäßigen Verwaltung, jondern erft das Recht des Monarchen 
als Haupt der vollziehenden Gewalt, oder das Recht des Monarchen 
gegenüber der Regierung bilbet das Hecht des verfaffungsmäßigen 
Königthums. 

Um nun dieſes Recht zu finden, müſſen wir zunächſt das allge⸗ 
meine Princip deſſelben bezeichnen und dann erſt auf das beſondere 
verfaſſungsmäßige Recht jedes der beiden Elemente übergehen. 

Das allgemeine Princip für das Verhältniß beider Elemente iſt 
nicht ſchwer zu beſtimmen. 
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Es iſt nämlih ein abjoluter Widerfprud, daß das Haupt des 
Staats, welches zugleich Haupt des ganzen, perſönlichen Staatswillens 
ift, mit dieſem in ihm lebendigen Etaatswillen Durch feine Handlungen, 
die ja gleichfalls Handlungen der Perfönlichkeit des Staats find, in 
Gegenjaß treten, d. ı. Unrecht thun könne. Sowie aber mit dem Aufs 
treten des Begriffes von Geſetz und Verordnung ein Widerſpruch 
zwiſchen beiden als möglich gelegt ift, jo kann derfelbe auch für das 
Staatdoberhaupt als Haupt der vollziehenden Gewalt erfcheinen. Der 
Widerfpruh mit dem Weſen des Staatsoberhaupts, der wiederum in 
diefer Möglichkeit Tiegt, Tann nur dadurch gelöst werben, daß diejenige 
Form gefunden und zur Geltung erhoben wird, durch welche alle die 
Handlungen des Staatdoberhaupts, welche mit der Verfaflung in Wider: 
ſpruch treten können, die Natur feiner individuellen Handlung ver: 
lieren, mährend diejenigen, melde das Staatsoberhaupt individuell 
vollziehen Tann, immer ald unbedingt gültig anerfannt werden. Da: 
durch entfteht mit jeder Verfaflung der Unterfchiev der freien Aktion 
der vollziehenden Staatsgewalt und der Regierungsakte des Etaats- 
oberhaupts. Der freien Aktion defjelben entipricht das Necht, daß der 
bloß perſönliche Wille des Regenten ihnen das Necht des Geſetzes bei: 
legt; den Negierungsalten das Recht, daß fie durch formelle Zujtim: 
mung der Organe der Negierungsgewalt — meift durch Unterzeichnung 
der Minifter — nicht mehr ale perfönliche Thätigfeit des Staatsober: 
haupts, jondern als Handlungen jener Organe gelten, welchen das 
Etaat3oberhaupt feine Zuftimmung gibt, unter der Vorausfegung, daß 
der betreffende Wille der Regierung, die Verordnung, mit dem bes 
gefanımten Staats, dem Gefete, nicht im Widerfpruch ftehe. Beide 
Grundfäbe ergeben den Satz, daß „das Staatsoberhaupt Fein Unrecht 
thun kann“ oder „unverantwortlich“ ift; der erfte dadurch, daß hier der 
perfünlihe Wille des Fürften wirklich Geſetz tft, der zweite dadurch, 
daß der Regierungsaft eben keinen perjönlichen Aft des Fürften, ſondern 
nur feine (bedingte) Zuftimmung zu einem Alte der Regierung enthält. 
Damit ift jener im Weſen der verfaflungsmäßigen Vollziehung liegende 
Widerſpruch gelöst; ohne die Anerkennung diefer Grundfäte muß ent 
weder das Fürftenthum der Berfaflung, oter die Verfaſſung dem Fürften« 
thum gegenüber in Widerſprüche gerathen. 

Allein in der That Tann dieß allgemeine Princip kaum genügen. 
Für das wirkliche Staatsleben und fein Recht handelt es fich vielmehr 
um die Gränze, welde nun für die großen Alte der vollziehenden 
Gewalt zwiſchen Staatsoberhaupt und Regierung gezogen werben kann; 
denn dieſe Gränze ift eben bie öffentlich vechtlihe Gränze zwiſchen 
Verantwortlichkeit und Nichtverantivortlichkeit, zwiſchen abfoluten und 
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verfaffungsmäßigen Willensakten der Vollziebung, zwiſchen Gele und 
Verordnung. Und die Auffuhung diefer Gränze iſt nicht etwa eine 
formell juriſtiſche Yrage, ſondern binter berjelben, innerhalb des nicht: 
verantwortlichen Staatswillens, liegt die ſelbſtändige Staatsidee, die 
große ethiſche Macht, welche über den Intereſſen und Gegenjägen fteht, 
der abftrafte, in fich felbft rubende Staatsbegriff. Und es darf uns 
daher nicht Wunder nehmen, daß e8 eine Gejchichte von Jahrtauſenden 
geloftet hat, bis man zu der Erkenntniß der Nothwendigkeit derſelben 
überhaupt gelangt iſt, und eine Geichichte von Jahrhunderten, bis man 
annähernd die Grundfäte fand, welche die Gränze jelbft beftimmten. 

Dhne uns fchon hier auf die, fpäter darzuftellende Literatur und Geſetz⸗ 
gebung einzulafien, bemerken wir nur, daß auch wir in unfrer erften Auflage 
uns teineswegs liber das wahre Berbältnig Har waren. Daher denn bie vielen 
Unklarheiten und Wiederholungen, die in Beziehung auf die Lehre vom Gtaats- 
oberhaupt und den Begriff und Inhalt der Regierung ſich dort vorfinden, und 
die wir offen zu geftehen uns nicht enthalten können. Auch das Folgende macht 
nur den Anfpruch, den richtigen Weg gezeigt, nicht den, das Biel erreicht 
zu haben. 


II. Ber Hiftorifhe Entwidiungsgang der Scheidung des Königthums von 
ber Regierung in ber vollzichenden Gewalt, und ber felbftändigen 
Behandlung beider. 


Es wird nun bei der Wichtigkeit der Frage für das ganze ver: 
faſſungsmäßige Regierungsrecht verftattet fein, dieſen hiftorifchen Proceß 
in feinen Elementen zu beleuchten, bevor wir auf das Einzelne ein 
geben. 

Bielleiht nun ift in erfter Reihe gerade dieß ber Punkt, wo ber 
tiefe Unterfchied der Öffentlichen Nechtsbildung der alten Welt und der 
germanischen Völker am deutlichſten hervortritt. Wir müſſen indeß die 
eritere bier dennoch charafterifiren, weil fie von großem Einfluß auf 
bie leßtere geweſen ift. 

Das innere Staatörehht Roms und Griechenlands beruht nämlich 
darauf, daß fie überhaupt fein Regierungsrecht befaßen, weil fie eben 
fein lelbftändiges Staatsoberhaupt hatten. Sie hatten daher auch fein 
Berhältniß und Recht zwilchen dem Staatöoberhaupt und der vollziehen- 
den Gewalt. Das Haupt der vollziehenden Gewalt ift nur ein Drgan 
der letzteren; es unterjcheivet fi von dem Königthum der germanifchen 
Welt dadurch, daß e8 nirgends zugleich das Haupt der Gefegebung 
if. Es nimmt daher nie das Bewußtfein in fih auf, daß es etwas 
anderes als die Vollziehung zu vertreten habe; die Staatsidee verzehrt 
fih in der Gefeßgebung, und die ganze Vollziehung ift verantivortlich. 
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Die einfache Folge davon ift, daß, ald die Vollziehung zur höchſten 
Gewalt gelangt, nun aud die Geſetzgebung von berjelben allmählig 
befeitigt wird. Die Gefete verſchwinden; an ihre Stelle treten die 
Verordnungen, und bie Berantwortlichleit tft damit nicht bloß für 
das Oberhaupt, den Imperator, jondern auch für die ganze Regierung 
aufgehoben, oder vielmehr es eriftiren weder in Griechenland noch in 
Nom überhaupt ein Begriff ober ein Recht, die mit unfern Begriffen 
von Berfaffung und Regierung irgend etwas gemein hätten. Daher 
denn die völlige Unbrauchbarkeit des ganzen römischen Rechts für das 
geſammte Staatsleben Europa’s, ſoweit es ſich nicht um Begriff und 
Recht der abjoluten Monarchie handelt; das römische Recht hat weder 
einen Begriff des verfaflungsmäßigen Geſetzes, noch der Verorbnung, 
noch der Verantwortlichkeit. E3 iſt unfähig, alle diefe Kategorien felbft 
zu behandeln oder fie auch nur andern verftändlich zu machen. 

Dafür aber ift allerdings aus diefer alten Welt eine Auffaffung 
hervorgegangen, beren Welen erft bier recht verftänblich werden Tann. 
Das ift der Begriff und Inhalt der republikaniſchen Staatsform. 
Es ift wohl nicht unfere Sache, die vielen Unbejtimmtheiten hervorzu⸗ 
beben, mit welchen fich diefer Begriff von jeher umgeben bat. Allein 
feinen feiten Inhalt empfängt er doch erft durch das Obige. Die 
Republik ift nämlich diejenige Staatsform, in welcher nicht bloß Geſetz⸗ 
gebung und Regierung, fondern auch dag Staatsoberhaupt nur als 
Mandatare des Bollöwillens erfcheinen, und daher gar fein unver 
antwortliches Element im Staate vorhanden ift. Die Republik hat 
daher gar Feine Regierung im weitern, fondern nur eine folche im 
engern Sinn. Die Idee diefer Staatsform wird als Erbtbeil der alten 
Melt der germanischen Rechtsbildung Hinterlaflen, und in ihr gipfelt 
der Unterfchieb zwiſchen beiden welthiſtoriſchen Epochen der Staaten⸗ 
bildung. 

Die germanifche Welt hat dagegen unter allen Formen ihr Königs 
thum erhalten. Begriff, Weſen und Stellung beflelben find einfach, bis 
zu dem Punkte, wo die gejeßgebenve Gewalt fich ſelbſtändig organifirt, 
von der vollziehenden fheidet und damit den König zunädft an bie 
Spige der leßteren ftellt, ohne ihm dennoch feine höchſte, freie Selb 
ftändigfeit nehmen zu wollen. Jetzt muß die Frage entitehen, wie bie 
Unverantivortlichleit des Hauptes der Gejeßgebung mit ber Berantivort 
lichkeit des Hauptes der Vollziehung in Harmonie zu bringen fi — 
die enticheidende Frage für das Königthbum überhaupt. Und wieder 
müſſen wir bier darauf binweifen, daß die Rechtsgeſchichte aller 
Staaten des germanifhen Europa's gleich und nur in ihren 
Formen und Entwidlungsftavien verſchieden iſt. Europa hat ale Ganzes 


142 


feine Gejchichte, innerhalb deren die Geſchichte der Gulturböller ſich 
zwar frei bewegt, aber dennoch nie die Gränzen und Ordnungen ber 
erften überjchreitet. Das zeigt ſich au auf diefem Punkte. 

Die Elemente diefer europäifchen Geichichte, deren Erfüllung die 
Einzelgeichichte bilvet, find für unfere Frage folgente. 

Das felbftändige Wejen des Königthums ift zwar in der Gefchlechter- 
ordnung bereit3 im Keime vorhanden, aber unentwidelt und, wie wir 
fehen werben, deßhalb noch faft rechtlos. Erft in der ſtändiſchen Ge 
ſellſchaftsordnung trennt es ſich, aber es tritt zuerft nur noch aus der 
Geſellſchaft hinaus al3 die Majeftät der Staatsidee, das Königthum 
von Gottes Gnaden, der Träger der Würde des Staats; eben deß⸗ 
wegen bat es noch weder eine Regierung noch eine Vollziehung, und 
wird daher unverantwortlich, weil es eben nicht dag Hecht hat, etwas 
zu thun, wofür e3 verantiwortlich werden könnte. Das Königthum ift 
in diefer Epoche eine Welt für fi; das was wir jet die Regierung 
nennen, iſt ein Sonberrecht deſſelben. Erft mit dem Auftreten der 
Bolfsvertretung kommt die Doppelitelung bes Königthums zum Be 
mwußtfein. Das gejchieht ungefähr im fiebzehnten Jahrhundert. Und 
jet beginnt die große Arbeit Europa’, welche diefer Doppelftellung 
ihren rechtlihen Inhalt geben, Unverantwortlichleit und Verantwort⸗ 
lichkeit in Harmonie bringen will. Es war nun, mag man fonft eine 
Anficht darüber baben, melde man will — und mir werben ſogleich 
zeigen, wie tief diefelben verjchieden waren — dabei vor allem Eins 
die erſte Vorausſetzung. Um jene große Frage zu löfen, mußte man 
zuerft das Königthum von der vollziehenden Gewalt unterfcheiden, 
und ſomit dafjelbe rechtlich und politifich als einen felbftändigen 
Faktor im Staatsleben erkennen. Erſt wenn das gefchehen war, 
fonnte man im Grunde über Begriff, Funktion und Recht dieſes Faktors 
gegenüber Geſetzgebung und Vollziehung zu einem Refultate kommen. 
Das Nefultat aber mußte dann natürli wie fein Objekt das König: 
tbum, das ganze Stantsleben umfaflen. An das Recht des jelbitän- 
digen Königthums begann daher das Nachdenken über den Staat, fein 
Recht und feine Verfaffung fih anzufdließen; die Frage nach dem 
Weſen und dem Recht des Königthums ift daher in ganz Europa 
ber Urfprung und bis zum neunzehnten Jahrhundert auh der Kern 
der ganzen Philofophie des Staats und Staatsrechts ge 
weſen. Und damit haben auch feit jener Zeit die drei großen Grund⸗ 
auffaflungen des Staats ihre fefte Geſtalt gewonnen, die republilanifche, 
die abjolute und die monarchiſche. Jede diefer drei Auffaffungen gipfelt 
zulegt in dem Berhältniß des ſelbſtändigen Königthums zu Vollziehung 
und Gejeßgebung. Für die republilanifche, welche ihre Anſchauung mit 
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vollem Bewußtſein aus der alten Welt nimmt, iſt der König der erſte 
Diener und Beamtete des Staats; es gibt für ſie daher nur eine 
Regierung im eigentlichen Sinn, und der König iſt perſönlich eben ſo 
verantwortlich wie das Miniſterium. Für die abſolute iſt das Mini: 
fterium wieder Diener des Königs, und deßhalb wird die Regierung 
eben jo unverantwortlich wie der Monarch, dem fie gehört; bier gibt 
es wieder Feine Regierung im eigentlichen Sinne, fondern nur eine 
töniglihe Verwaltung. Für die monarchiſche endlich gilt es, Königthum 
und Regierung, Unverantwortlichleit und Verantwortlichkeit zu ſchei—⸗ 
den, und ivenn fie geſchieden find, mo möglich jedem diejer beiden 
Elemente fein eigenes Gebiet, feine eigene Funktion, fein eigenes Necht 
anzumweifen. Hiefür arbeiten Philofopbie, Rechtswiſſenſchaft und Geſetz⸗ 
gebung jedes in feiner Weile mit großem Eifer, mit wahrem Exnfte, 
ohne doc) zu einem formellen Abichluß zu gelangen, und in der Mitte 
unſeres Jahrhunderts fteht es feit, daß eben die gefeßliche oder theo⸗ 
retifche Durchführung einer Einzelgränze unthunlich ift. E3 wird immer 
Hlarer, daß das harmonische Verhalten diefer Elemente auf dem innern 
Verſtändniß des Staatslebend, auf der freien That der Einzelnen be 
ruhe; aber Eins bleibt dabei, und das ift bie Erfenntniß der Notb 
wendigfeit, das Königthbum in der Berfaffung wie in der Wiflenichaft 
jelbftändig zu behandeln und von Gefeggebung und Vollziehung 
zu ſcheiden, um in diefem felbitändigen Königthum durch das Weſen 
feiner fpecifiihen Funktion im Staatsleben Weſen und Princip des 
für dafjelbe geltenden Rechts der Unverantiwortlichfeit zu finden. Und 
bei diefer principiellen Scheidung ftellt es fich nun heraus, daß dieß 
Königthum keineswegs bloß aus dem Könige befteht, jondern daß es 
vielmehr ein vollftändiger Organismus von Verhältniffen, Rechten 
und Gewalten ift, durch welche der bisher abſtrakte Begriff des König. 
thums nun erfüllt wird. Der König ericheint in der That nicht bloß 
mehr als abftraftes Haupt des Stants, ſondern zugleich als perfönliches 
Haupt dieſes organifhen Königthums ſelbſt. Aus dem bisher 
negativen Königlihen Recht wird ein pofitives Ganze, unb das wird 
wieder von entſcheidender Bedeutung, teil eben in diefem Organismus 
des eigentlihen Königthums fich neben den Elementen ver Selbſtändig⸗ 
feit auch die Elemente der harmoniſchen Verbindung mit Geſetzgebung 
und Verwaltung erzeugen, auf die ed eben anfommt. Freilich find 
weder Gefeßgebung noch Wiſſenſchaft auf diefem entſcheidenden Punkte 
ganz zum Abſchluß gelommen, und der Unterfhieb der Staatsrechts-⸗ 
bildung ift gerade bier bei den großen Culturvölkern ein fcharf hervor 
tretender. Aber die Sache felbft ift ihrem Weſen nad) für alle glei; 
e3 gibt eine felbftändige Lehre und ein felbftändiges Recht des König 
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thums auch für die vollziehende Gewalt, und wir find berechtigt, jet von 
dem Königthum und von der Regierung als ben beiden, in 
Drganismus und Recht weientlich verfchievenen, in ihrer Funktion 
aber einheitlichen Elementen ver vollgiebenden Gewalt zu reden. 
Demgemäß werden wir jet ben allgemeinen Begriff deö ver. 

faffungsmäßigen Regierungsrechts in das Necht des Königthums und 
das der Regierung ſcheiden. 


Ueber Charakter und Politik der Regierung. Wir glauben bier 
berechtigt zu fein, eben auf Grundlage diefer Unterfcheidung jene beiden vielge- 
brauchten Ausdrücke nunmehr auf ihre Bedeutung zurüdführen zu dürfen. Beide 
nämlich bedeuten nicht etwa die Regierung überhaupt, fordern entftehen ſtets an 
dem Berhältniß, welches das felbftändige Königthum gegenüber theils der Geſetz- 
gebung, theils auch der Vollziehung einnimmt. Es wäre eine eigene Arbeit, 
von diefem Standpunkte aus beide Begriffe genauer auch hiftorifch zu unter 
fuhen. Wir begnügen uns, fie hier nur im Allgemeinen zu dharafterifiren. 

Das, was wir den Charakter einer Regierung zu nennen haben, ent 
fteht nämlich, indem das Königthum in feiner organifhen Stellung in ber 
That zugleich von der Geſetzgebung abhängig, und doch wieder alß felbftänbige 
vollziehende Gewalt ihr gegenüber felbftändig erfcheint. In der wirklichen Ver⸗ 
waltung läßt fi die fcharfe Gränze, bis zu welcher das Geſetz geht, weder 
ftets ziehen, noch ftets aufrecht halten. Die Regierung muß ſtets das Geſetz 
nicht bloß vollziehen, fondern auch bis zu einem gewiffen Grade erfüllen. Eben 
deßhalb ift hier das Gebiet, wo die Regierung ihre innere Eelbftändigkeit zu 
entwideln hat. Dieje innere Selbftändigteit ift das, was wir den @eift ber 
Negierung nennen, und der Charakter einer Regierung befteht in dem Geiſte, 
in weldem fie dieſe, das Geſetz erfüllende und zum Theil erfeßende Gewalt 
gegenüber dem Gefete felbft auffaßt. Der Negel nad) nun wird in monardi- 
ſchen Staaten diefer Geift der Regierung von der Individualität des Negenten 
ausgehen, und wo biejelbe unbedeutend ift, eine Parteiregierung entftehen. 
Formell aber werden auch hier Königthum und Regierung als Eins erfcheinen. 
Je weniger nun fie fi um den Geiſt des Geſetzes in ihrer ganzen Thätigleit 
fümmert, und ftatt aus demfelben heraus vielmehr aus ihrer eigenen Auffaffung 
ihre Funktion vollzieht, deſto deſpotiſcher ift ihr Charakter; je ftrenger fie fidh 
an den Wortlaut der Geſetze hält, defto rechtlicher ift derjelbe; je mehr fie aber 
bemüht ift, die Selbftbeftimmung des Volles für ihre eigene Berwaltungsthätig- 
keit herbeizuziehen und Geſetze an die Stelle der Verordnungen zu 
ſetzen, defto freifinniger ift der Charakter einer Regierung. Hier ift der Punkt, 
wo die Individualität des StaatSoberhaupts von ganz enticheivender Bedeutung 
wird, obwohl bei verfaffungsmäßigem Negierungsrecht eben fo fehr der perſön⸗ 
lihe Charakter der leitenden Häupter der Regierung, ja felbft der der Behörden 
großen Einfluß hat. Aber dennoch behält die ganze Regierung ihren Gefammt- 
charalter, und diefer ift num für die Entwicklung und Geftaltung des inneren 
Staatslebens von enticheidender Bedeutung. 
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Denn in den meiften Fällen ift diefer Charakter wieder der Ausfluß deſſen, 
was wir die Politik der Regierung nennen. 

Der Ausdrud „Politik“ bedeutet im Allgemeinen die Geſammtheit von 
Zweden fowie von Mitteln, welche irgend eine Etaatsgewalt als ihre Aufgabe 
anfiebt. Dan wird daher Begriff und Namen der Politik auf alle Grundver⸗ 
hältniffe des thätigen Staats anwenden. Was die „Äußere Politik“ bebeutet, 
bedarf feine Erflärung. Die innere Politik iſt aus naheliegenden Gründen flets 
in innige Verbindung mit der Stellung und dem Umfang der fürftlichen Gewalt 
gebracht. Die Entftehung der Bollsvertretung hat dem Worte vielfady die Be 
deutung des Suchens und der Berwirklichung der beften Berfaffjung, oder ber 
Zorm und der Rechte der Vertretung des Volles gegeben. In fpecieller Ber- 
bindung mit der Regierung im obigen Sinne ift die „Regierungspolitit” die 
Aufgabe der felbftändigen Regierung überhaupt, indem fie fich ihren Bwed und 
ihre Mittel zum Bewußtſein bringt. Nun ift, jo wie die Regierung fich zuerft 
als eine jelbftändige Gewalt im Staatsleben fett, ihr erfter naturgemäß nächfter 
Zweck ſtets die Geltendmachung eben diefer Seibfländigfeit. Die darauf gerichtete 
Bolitit ift die Machtpoliti. So wie aber die Regierung dadurch jelbftändig 
geworden ift, gelangt ihr höheres Element zur Geltung. Sie fühlt fih als 
ferbftthätige Vertreterin der Etaatsibee; fie beginnt zu verfiehen, daß dieſe 
Staatsidee ihre volle Entwidlung erft durch das Wohlſein aller Elemente des 
Staatslebens empfängt, und daß ihre wahre Macht dann auf der Kraft dere 
jenigen Elemente beruht, welche durch fie fich mohl befinden. Damit fängt fie 
an, die Entwidiung des Vollslebens zu ihrem Zweck, und die gefammte wirfe 
liche Thätigleit der Verwaltung zu ihrem Mittel zu machen; fie beherrſcht und 
durchdringt die leßtere in dem obigen Sinne auf allen Bunlten, ihre Idee 
wird zum Princip der Berwaltung, und ihre Bolitit wird jet eine Ber- 
waltungspolitil. Natürlich iſt diefe, je nach den Zweigen der Verwaltung, 
eine verfchiedene in Inhalt und Mitteln; wir reden in diefem Sinne von einer 
Finanzpolitit, einer Politit der Rechtspflege oder Proceßpolitit, einer Politik 
der innern Bermwaltung, ja auch wohl fpecieller von einer Politik der Steuern, 
oder einer Bolitit der Bolizei u. |. w. Allein enticheidend ift dabei ſtets die 
Frage, ob tas Staatsoberhaupt fiir fich nad) der Macht im Staate, oder nad) 
der guten Verwaltung beffelben ftrebt; und im ben meiften Fällen wirb daher 
das Weſen der Staatöpolitif eben nicht die ganze Regierung, fondern die 
Stellung des NRegenten in derjelben zum Objelt haben. Denn in 
der That ift es unmöglich, das Element ter Machtpolitik ganz von dem ber 
Berwaltungspolitit zu ſcheiden. Ob König oder Regierung auf das eine oder 
das andere Element das Hauptgewicht legen, hängt eben wejentlih von dem 
Charatter beider ab. Immer aber wird diefes Element der Negierungspolitif, 
fei e8 nun, daß dieß oder jenes vorherrfche, erft zur klaren Erſcheinung gelangen, 
wenn die Aegierung einer beſtimmten, mit felbftändigem Nechte ausgerüfteten 
Bollövertretung gegenüber ſteht. Wie die Stellung derfelben auf diefe Weiſe 
erft an diefem Gegenſtand des Rechts faßbar ift, fo werden auch Charakter und 
Bolitit erfi da Mar und verfländlich, wo jene Elemente fich in fefter rechtlicher 
Form geftalten. Und das gilt fomohl von der Bolitit des Regenten, als von 
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der der Regierung im eigentlihen Sinn. Bis dahin bleibt alles, was liber 
beide gejagt werden kann, entweder ein bloßes Abwägen ter Kraft materieller 
Mittel, oder eine allgemein gehaltene piychologifche Unterfuhung, oder eine Be- 
rechnung der Intereſſen. Erft bei dem Recht beginnt auch Bier die Regierungs- 
wiſſenſchaft. Wir geben daher jetzt zu dieſem @ebiete über. — Wir glauben 
hier nicht auf die Hiftorifche Darftellung der verſchiedenen Arbeiten, welde man 
unter dem Namen „Politik“ zufammenfaßt, eingehen zu follen. Wohl aber 
wäre es von großem Intereſſe, einer ſolchen Aufgabe eine felbfländige Unter⸗ 
fuhung zu widmen. Warum fteht das noch fo fehr allein, was Mohl in 
feiner Literatur der Staatswiflenichaft als Machhiavelli -Literatur mit fo viel 
Gründlichkeit und Umſicht geliefert hat? Hat man doc) den verfländigften und 
Harften aller Echriftfteller liber das ganze Etaatsweien des 17. Jahrhunderts, 
Sedendorf, der in feinem Teutſchen Fürftenftaat (1660) auf das Bündigſte 
Regierung und Verwaltung jcheidet und mit weniger Geift, aber viel mehr Ber» 
ftand das innere Leben des Staats behandelt, bisher ganz vernacdhläffigt? Frei⸗ 
lich gewinnt auch dieß erft feine rechte Geſtalt, wenn man die Rechtsordnung 
Binzufligt, auf welche fich die Politik bezieht, indem fie diefelbe entweder um⸗ 
ſtürzen und ſchaffen will. Und eben fo ift es andrerfeits nunmehr wohl Har, 
daß man nicht bei der allgemeinen Unterfuhung tiber Politik ftehen bleiben 
kann, fondern daß es jet nothwendig ift, die Regierung von der Stellung 
und dem Rechte des Landesherrn zu ſcheiden, und mithin ihre Etellung zu 
Für, BVerfaffung und Wegierung befonders ins Auge faſſe. Namentlich 
aber die lettere gewinnt eine ganz neue Geftalt, wenn man mit ihrem wahren 
Objekt, dem rechtlichen Verhältniß der Volfsvertretung und Geſetzgebung zur 
vollziehenden Gewalt des Fürften, in Verbindung bringt. Denn die Gefchichte 
der Regierung ift in der That bis auf das 19. Jahrhundert zugleich die Ge⸗ 
ſchichte der Politit des Landesherrn und ihres Kampfes mit den Gewalten der 
Geſchlechter- und Ständeorbnung. 


Erſter Theil. 
Das Königthum als Haupt der vollziehenden Gewalt. 


Mit dem neungehnten Jahrhundert ift nun der geiftige und ſtaats⸗ 
rechtliche Proceß im Wefentlichen abgeſchloſſen, der innerhalb der Regie 
rung den König von der eigentlichen Regierung trennt, indem er bie 
weſentliche und unverwiſchbare Verfchiedenheit in der Stellung des un- 
verantivortlihen Hauptes gegenüber dem verantwortlichen Körper des 
perjönlihen Vollzugsorganismus, den wir ald die Regierung im weiteren 
Sinn bezeichnet haben, zum Bewußtſein bringt. Es gibt damit Fein 
einfaches und gleichartige Regierungsrecht mehr, fondern jedes ber 
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beiden obigen Elemente fordert nun ſeine eigene Darſtellung, wie es 
ſein eigenes Recht erzeugt hat. | 

Bon jetzt an muß daher der König als perjünliches Haupt ber 
Regierung Sfelbftändig im Rechte des Staats erjcheinen. Dieje feine 
Selbftändigfeit ift ſein Recht. Und jo entiteht die Kategorie des ver⸗ 
faffungsmäßigen Rechts des Königthums als eine pecifilche 
Rechtsbildung des neunzehnten Jahrhunderts, an der die Geichichte jeit 
dem fiebenzehnten Jahrhundert gearbeitet hat, und die auch jetzt noch 
keineswegs als eine vollftändig fertige angejehen werben fann. 

Es iſt dieß Gebiet aus den Gründen, die wir bereit3 angeführt, 
das erniteite des gefammten Staatsrechts, denn es berührt wie fein 
andere den innerjten Kern des perjönlichen Staatslebens und die 
höchſten Gewalten und Snterefien, die damit unzertrennlich verbunden 
find. Aber eben deßhalb ift es ſchon feit Jahrhunderten als eines ber 
größten Zeichen unferer ftaatsbürgerlichen Freiheit und Bildung aner⸗ 
fannt worden, daß die Willenfchaft auch dieſes Gebiet des Staatslebeng 
objektiv zu behandeln unternimmt. Aus dem inneriten Zeben der freien 
Entwidlung binaus ift das gefloflen, was ſchon vor hundert Jahren 
in einem feiner fchönften Sätze Bladitone gerade über dieſen Punkt 
fagt: „There cannot be a stronger proof of that genuine freedom, 
which is the boast of this age and country, than tlıe power of 
discussing and examining, with descasy and respect, the limits of 
the kings prerogative; a topic, that in some former ages was 
thought tou delicate and sacred to be profaned by the pen of a 
subject“ (Bd. I. Cap. 7 im Anfang). In der That wird das Folgende 
zeigen, wie richtig und tief dag Gefühl war, das diefen großen Nechte: 
gelehrten leitete; es ift das dem engliichen Volk unverlierbar inwohnende 
Lebensprincip feines Staats, daß die Verfaſſungsmäßigkeit feines König: 
thums die Baſis feiner Heiligkeit und feiner Dauer ift. 

So wie daher das Königthum in diefem Sinne betrachtet wird, 
fo verliert es nicht bloß das, was von den Meilten als Hauptgrund 
gegen bafielbe aufgeführt wird, die Geltalt der rein individuellen Macht 
und rein perfönlichen Berechtigung, fondern e3 zeigt fich vielmehr das 
Königthum als eine große, neben Gejeßgebung und Verwaltung ſelb⸗ 
ftändig daftehende organifche Geftaltung, die große organifche Funktionen 
bat und in welcher der König felbft nur wieder das perjönliche Haupt 
it. Es entfteht ein Königthum neben dem König; und damit entfteht 
auch ein Syftem des Rechts für König und Königthum, das allein 
die Anwendung des Begriffes der Verfaſſungsmäßigkeit hier möglich 
madıt. 

Um dieſes Rechtsſyſtem zu finden, muß man zuerft das Brineip 
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defielben aufftellen. Dieß Princip ruht auf feiner Funktion. Diefe 
Funktion erzeugt wieder den Organismus, und fo erſt gewinnen wir 
Begriff und Anhalt des Syſtems des königlichen Rechts. Der Organis⸗ 
mus nun, den wir auf diefe Weile das Königthbum nennen, und ber 
den König als fein Haupt umfaßt, fteht allerdings nicht bloß an der 
Spitze der vollziehenden, fondern auch der gefeßgebenden Gewalt. Wir 
nehmen ihn darum hier nur beßhalb auf, weil ex überhaupt in feiner 
vollen Geftalt ſich ſonſt nicht dargeftellt findet. Es iſt das aber deß⸗ 
halb nothwendig, weil in der That jene Organe des Königthums felbit 
wieder eigenthümliche Funktionen haben, die für die verfafjungsmäßige 
Monarchie mwejentlih find und an die ſich das Necht jeder einzelnen 
derſelben anſchließt. 

Das Königthum in dieſem Sinne beſteht aus der Perſon des 
Königs; aus den Staatswürden, welche in Verbindung mit derſelben 
die Krone bilden; aus dem Heere, das nothwendig unter dem Könige 
ſteht; aus dem Hofe und Cabinette, die dem individuellen Dienſt 
ber Perſon des Königs gewidmet find, und endlich aus dem Geheimen: 
oder Staatsrath, welcher die organische Verbindung zwiſchen dem 
Könige und der gejeßgebenden und vollziehenden Gewalt bilde. Mit 
allen diefen Momenten zugleich fteht das Königthum an der Spike 
des Staatd, und es ift falih, mie es gewöhnlich gefchieht, in diefer 
Beziehung nur von dem Könige überhaupt oder von der Perſon des 
Monarchen zu reden, um fo mehr, als gerade auf diefem Bunfte der 
Unterſchied der großen Gulturbölfer fih im engften Raume zuſammen⸗ 
gefaßt zeigt. | 

Mir werben daher jedes diefer Momente für ſich zu betrachten 
haben. 


I. Die perſönliche Stantögewalt des Königs. 


Will man die perfönlihe Staatsgewalt des Königs und ihr Necht 
richtig verfteben, jo muß man allerdings das Weſen der Sache von 
dem großen biftorifchen Entwidlungsproceß unterfcheidven, durch den es 
fih verwirklicht hat, und der wieder in jedem Lande eine andere Ges 
ftalt annimmt. 

Das Wefen der Perfünlichkeit fordert, daß jede Erfheinung ber 
inneren wie der äußeren Thätigkeit derfelben in ber innerften, abfoluten 
Gelbitbeftimmung noch einmal zufammengefaßt und dadurch zu einem 
Inhalte und zu einer Thatfache des höchften perjönlichen Lebens ges 
macht werde. Im einzelnen Menfchen erjcheint diefer Akt fo innig mit 
dem Leben verſchmolzen, daß wir ihn weder fcheiden, noch in feiner 
fpecififchen Funktion hinftellen fünnen. Im Staate dagegen iſt ex 
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ſelbſtändig, und das Organ, welches dem Wollen und Thun deſſelben 
das letzte und höchſte Moment der perſönlichen Selbſtbeſtimmung gibt, 
iſt der König. 

In dieſem Sinne ſagen wir, daß der König das Haupt — das 
Ich — der Geſetzgebung und der Verwaltung bilde. Die weſentlichſte 
Funktion des Königs iſt, durch ſeinen perſönlichen Willen das Wollen 
und das Thun des Staatsorganismus zum perſönlichen Wollen und 
Thun des Staats zu erheben. 

Daraus folgt das erſte Recht dieſer perſönlichen Staatsgewalt, 
daß alles, was im Staate beſchloſſen wird und geſchieht, „im Namen 
des Königs“ gelte. Es hat kein Organ des Staats die Macht oder 
das Recht, irgend etwas bloß in ſeinem Namen zu ſetzen; was dagegen 
im Namen des Königs geſchieht, iſt eben damit eine Aktion des Staats 
als einheitliche Perſönlichkeit. Es kann daher weder ein Geſetz noch 
eine Vollziehung geben, die nicht vom Könige ausgeht. Keine Gewalt 
im Etaate ift für ſich felbftändig; Feine ift für ſich und durch fich bes 
rechtigt, Teine findet ihre Gränze bloß an der anderen; das leid 
gewicht der Staatögewalten ift ein organifches Unding und nur hiſtoriſch 
verftändlich, wie wir es bereitS dargelegt haben; e3 gibt nur Einen 
organischen Staatbegriff und das ift die Einheit aller Staatsgewalt 
in der Perfon des Monarchen. Diejes große Princip ift eine ber 
weſentlichſten Errungenichaften des neungehnten Jahrhunderts. 

Es folgt aber zweitens daraus, daß der König als höchites per: 
fünlihes Element des Staatslebens feinem andern untergeorbnet 
fein darf. Er ift „unverantwortlich;” das heißt, er ift der Träger bes 
höchſten perjönlichen Momentes ver Eelbftbeftimmung, die mit fich felbft 
nicht mehr in Wideriprudy gerathen Tann. Das Geſetz wie die Voll⸗ 
ziehung find beide gleichmäßig fein Wille; die Vollziehung ift die Ver 
wirklichung des Geſetzes; es ift daher, indem beide vom Könige aus 
gehen, ein Widerſpruch zwifchen Geſetz und Vollziehung undenkbar. 

Diefe beiden großen Momente bilden nun den Inhalt des Töniglichen 
Rechts. So einfah und Har fie auch find, jo liegt doch eben in ihnen 
das Moment, welches die tiefften Gegenſätze im Etaatsleben erzeugt bat. 

Dieſes Moment beiteht in der Frage, mie weit biefer individuelle 
Wille des Königs den organiihen Willen des Staats erjeßen und vers 
treten Tönne, oder bis zu melder Gränze jene große Funktion des 
Königs in Gefebgebung und Vollziehung gehe. 

Das Berhältniß derfelben nun zur Geſetzgebung gehört der 
Lehre von der Berfafjung. Dieſelbe bat zu beftimmen, in melden 
Formen und Stadien der perfönliche Wille des Königs und der orgas 
niihe des Staats zuſammenwirken müflen, um ein Geſet zu erzeugen. 
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Dielelbe bat aber auch endlich feitzuftellen, mas da Rechtens iſt, wo 
der perfönliche Töniglihe Staatswille mit dem organiſchen des geſetz⸗ 
gebenden Organismus nicht zur Einheit gelangen kann. Dieje Rechts: 
beftimmungen bilden den Begriff des verfafiungsmäßigen Geſetzes, von 
den wir bereitö geſprochen haben. 

Mefentlih anders ift dagegen das Berhältniß zur Bollziehung. 
Die Vollziehung ſoll ibrem Begriff nad den Wortlaut oder den Geift 
des Geſetzes enthalten; allein fie ift, wie wir geliehen, zugleich felbft- 
ftändig neben tem leßteren. Der König Tann daher als Haupt ber 
vollziehenden Gewalt eine Bollziehung wollen, welche mit dem Geſetze 
feinem Wortlaut oder feinem Geifte nad in Widerſpruch treten Tann. 
Das Wejen der vollziehenden Gewalt, fpeciell aber das der Regierung 
als ver perſönlichen Geftalt derfelben, fordert nun den Gehorfam gegen 
den König. Und bier entfteht die Frage, wo für diefen organijchen 
Gehorfam die verfaflungsmäßige Gränze fein müfle. 

Diefe verfaflungsmäßige Gränze liegt nun offenbar nicht darin, 
daß die Negierung im Ganzen oder in ihren einzelnen Gliedern ihren 
felbftändigen Willen dem des Monardhen entgegenfete und das 
Recht empfange, fei e8 aud im Namen des Geſetzes oder der Ber: 
fafjung, etwas anderes zu wollen oder gar zu thun, als was ber 
König als perfönliches Haupt der vollziehenden Gewalt befiehlt. Jede 
ſolche Aktion gegen den Willen des Königs ift vielmehr auch da, wo 
fie mit dem Gefege in vollfommenfter Harmonie befteht, im Widerfpruch 
mit dem Weſen des Staats, und daher ein Verbrechen des öffentlichen 
Rechts. Sondern jene Gränze kann nur darin gelegt werden, daß die 
Regierung ihre Funktion niederlegt, indem fie, entweder auf ben 
Inhalt der Geſetze oder auf ihre Auffaffung der höchſten Intereſſen des 
Staats geftügt, fih unfähig erklärt, den Willen des Monarchen durch 
ihre Befehle und Drgane zur Volljiehung zu bringen. Die verfaflungs: 
mäßige Gränze des Königthums befteht daher in dem Recht der 
Regierung, ihre Entlafjung zu geben, die fie geben muß, meil 
fie verantwortlich ıft für das, was fie anorbnet. Eine andere Gränze 
des königlichen Willens gibt es nicht; es ift ganz nutzlos — und wie 
wir jehen werben, ift diefe Nuglofigfeit in unferem Jahrhundert auch 
anerlannt — nad einer gejeßlichen Beftimmung jener Gränze in ein 
zelnen Punkten zu ſuchen. Denn es ift klar und ein logiicher Sag, 
daß die Negierung als Organismus der vollziehenden Gewalt felbft 
das Verhältniß ihrer Thätigfeit zum gejeglihen Recht Tennen muß. 
Wenn der König die Einheit beider Faktoren im Ganzen enthält, fo 
muß die Regierung fie in jedem einzelnen Alte mwiflen und erhalten. 
Sie muß daher ihre Zuftimmung zu dem königlichen Willen in jedem 
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einzelnen Alte geben, und bdiefe ihre Zuſtimmung bebeutet dann, 
daß der möglihe Gegenſatz zwiſchen Gefe und Bollziehung in dem 
einzelnen Töniglihen Willen nicht vorhanden, die Vollziehung eine ge 
fegmäßige je. Die Form dafür ift die Unterzeichnung durch die 
Minifter als Häupter der Regierung. Mit der Unterzeichnung geht 
daher die Verantwortlichkeit für den einzelnen Alt von der Perfon bes 
Regenten auf die Berfon der Miniiter über, und der formelle Ausprud 
jene? Princips, welches auf diefe Weile die verfaffungsmäßige 
Gränze der föniglihen Vollygugsgemalt bezeichnet und berftellt, 
ift der, daß jeder Alt des Monarchen durch den Minifter unterzeichnet 
werben muß. 

Das iſt der Grundfaß, der hier die Harmonie, die im Weſen bes 
Ganzen gefährbet werden Tann, durch das verfaffungsmäßige Recht jedes 
einzelnen Altes wieder berftellt; und in der That ift es nicht wohl 
denkbar, daß auf biefer Grundlage noch ferner ein erniter Gegenfaß 
entftehen könnte. Freilich aber muß man dabei zwei Punkte feithalten. 

Erftlih it die bezeichnete königliche Funktion der perjönlichen 
Zuftimmung des Monarchen zu Geſetz und Verordnung eine jo body 
wichtige, daß ed nur natürlich ift, wenn der König diefen Akt erft auf 
Grundlage eingehendfter Erwägung vollzieht. Für dieſe Erwägung, 
die alfo dem rein individuellen Beichluß des Monarchen zum Grunde 
liegt, bat fih nun ein doppeltes Drgan gebildet, der Geheimes oder 
Staatörath und der Minifterratb, die wir beide unten genauer ins 
Auge fallen werden. Erſt in Verbindung mit diefen Organen empfängt 
in der That das Necht des perjönlichen Willens des Königs fein ganzes 
Gewicht, und dem Rechte der Minifter, die Unterzeichnung zu ver⸗ 
mweigern, wird das fonft nahe liegende Moment des Zufälligen und 
Willfürlihen genommen. Denn durch jene Verbindung des königlichen 
Willens mit den Erwägungen des Geheimen: und des Minifterrathes 
ftehen fich nicht mehr individuelle Anfichten, ſondern wohlerwogene Ber 
denfen ganzer Körper entgegen, und dem Ernfte, der in der Sache jelbft 
liegt, ift ein formeller und gewichtiger Augorud gegeben. Um jo mehr, als 
beide Kategorien von Räthen wieder beſonders geartete, einander erjeßende 
Funktionen haben, die deßhalb unten genauer erivogen werben follen. 

Zweiten aber ift es unter diefen Verhältniffen nunmehr mohl 
ganz erflärlich, daß diefer formelle Abjchluß der Frage nach dem Rechte 
der perfönlichen Vollzugsgewalt des Königs ſich erft langfam und in 
jedem Lande verichieven gebildet bat. Auch bier ift die europäiſche 
Rechtsgefchichte jedoch im Wefentlichen gleichartig, und die Grundzüge 
der großen Epochen ber letzteren, auf denen zuletzt die Einzelgeſchichte 
beruht, find folgende. 
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In der Geſchlechterordnung hat ber König feine Gelbftänbigleit 
noch faft ausfchließlich in der Höcften Würde und in bem Überbefehl 
über das Heer. Bon einer Selbftthätigleit der vollziehenden Gewalt 
ift noch Teine Rede. Der Staat felbft ift noch vollftändig mit ber Herr 
ſchaft der Geſchlechter iventificirt, und ber König als „erfter Edelmann” 
erfcheint fogar noch als perſönlich verantmwortlid. 

Sn der Ständeorbnung dagegen [öst ſich bereitö das Königthum 
von der Gefellichaft los. Es erhebt fich über jedes Hecht derſelben, 
und das römiſche wie das canoniſche Hecht arbeiten jedes in feiner 
Weile dahin, jene alte Unterwerfung des Königs unter die Gejchlechter 
aufzuheben und bvenfelben als legibus solutum, das Königthum als die 
unantaftbare „Majeftät” binzuftellen. Das gelingt nun ungefähr im 
fechgehnten Jahrhundert. Allein fait gleichzeitig organifirt fih nun auch 
neben dem Königthum die gejeßgebende Gewalt der Stände, und die 
Idee de freien Staatsbürgerthbums gewinnt Boden. Die Forderung 
entitebt, daß die Könige die „Geſetze“ heilig halten follen. Dieſe Heilig 
haltung ericheint nun zunächſt in dem Schwur auf die Landesverfaflung; 
der Wahleid oder Krönungseid ftellt die Unverleglichleit der Rechte 
der Stände als die Gränze für die königliche Gewalt hin; das Hecht 
des Geſetzes gegenüber der vollziehenden Gewalt ift dagegen keineswegs 
ausgeſprochen; und fo ift troß aller Krönungseide die Frage, auf die 
es ankommt, nicht erledigt. Die Folge davon ift, daß die Könige 
nunmehr im Namen ihrer Majeftlät beginnen, den Kampf mit der ge 
jeßgebenden Gewalt aufzunehmen. In England fiegt die letztere gegen 
die Stuartd, auf dem Continent fiegt das Königthum; die Staatsidee, 
in der königlichen Getwalt verkörpert, befeitigt offen und im Geheimen 
die gejeßgebende Gewalt und ftellt den König mit feiner individuellen 
Perſon an die Spike des Staats. Das ift die Epoche des achtzehnten 
Jahrhunderts. In diefer Zeit gibt es natürlich keine Gränze des könig⸗ 
lichen Willens; von einer Veranttvortlichkeit und einem Rechte der Ger 
feßgebung ift feine Rebe; der Begriff und das Wefen der eigentlichen 
Regierung ift verſchwunden, und daher aud der Kern unferer Frage, 
das Verhältniß zwilchen der Vollzugs- und Geſetzgebungsgewalt, gar 
nicht mehr vorhanden. Es gibt ftatt der Regierung nur Diener bes 
Fürften, Statt der Verantwortlichkeit vor dem Gerichte nur Unterwerfung 
unter bie perjönliche Entſcheidung des Könige. Das ganze Rechtsgebiet, 
von welchem wir reden, exiftirt in biefer Epoche überhaupt nicht. 

Erft mit dem neungehnten Jahrhundert beginnt eine neue Zeit. 
Es ift die Zeit der Verfafjungen. Diefe Zeit und ihre Verfaſſungen 
find noch fehr einfeitig, aber in der Hauptfache Har. Sie kennen alle 
nicht den Begriff und das Wefen der vollziehenden Gewalt, fondern 
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nur den der geſetzgebenden. Faſt alle Verfaſſungen des neunzehnten 
Jahrhunderts ſind nur Grundbeſtimmungen über Weſen und Recht der 
Geſetzgebung. Aber eben damit find fie wenigſtens formell ge 
zwungen, die Gränze für das Recht der böchften vollziehenden Gewalt 
gegenüber diefen Gejeßen zu beftimmen. Unb bier nun entfteben nad 
vielen Schwankungen die beiden großen Principien, die wir oben be: 
zeichnet haben: die Einheit der Staatsgewalt in der unveranttortlichen 
Perſon des Negenten, und die verantiwortliche Unterzeichnung der 
Minifter. Die übrigen organischen Elemente des Königthums erben 
entweder gar nicht oder nur nebenbei berührt. Es bleibt die Aufgabe 
der Wiſſenſchaft, Funktion und Recht derjelben zu entmwideln. 

Die Grundformen diefer Bewegung in den Kulturftaaten Europas 
find nun allerdings verſchieden. Es ift von großer Bedeutung, fie zu 
bezeichnen, da fie mit dem ganzen innern Leben der Staaten und ihrer 
Bildung aufs Innigſte zufammenhängen. 


England und die föniglidhe Prärogative. 


Das was man im Öffentlichen Recht Englands unter der Prärogative des 
Königs verfteht, ift durch Blackſton e's Haffiihe Darftellung und die weitere 
Bearbeitung dur Gneift fo gründlich behandelt, daß uns nichts übrig bleibt, 
als dieſe Rechte auf die obigen Kategorien zu reduciren, und fie damit in ihre 
Verbindung zum Geſammtleben Europas zu bringen. 

Auch in England fieht wie in Deutichland der Yrundfag feft, daß fo lange 
die Geichlechterherrichaft dauert, der König nicht bloß in feiner Qualität als 
Haupt der Gejetsgebung, fondern auch als Haupt der vollziehenden Gewalt ver 
antwortlich if. Bor diefem Grundſatz ſchützte ihm nicht einmal das Princip 
des Feodal system (j. Entwährungslehre Bd. VII. der Berwaltungsiehre.) 
Die beiden Formen, in denen derfelbe ausgedrüdt ift, beftehen in der Erklä⸗ 
rung, daß der König nähft Gott dem „Gelege“ unterworfen fei, und daß die 
Curia baronam über ihn zu entjcheiden habe, wo er gegen das Geſetz fehlt. 
So Bracton (L. Angl. II, 10. 3): „Rex babet superiorem Deum scilicet. 
Item legem per quam factus est rex (daS Grundgejets des Landes, und nicht 
bloß die gejeliche Erbfolgeordnung) item curiam suam, videlicet comites, 
barones, qui comites dicuntur, quasi socii regis — et ideo si rex fuerit 
sine fraeno, id est sine lege, debent ei fraenum ponere.“ (D. h. wo bie 
Berordnungsgewalt des Königs die Geſetzgebung erfegen will, folle die Curia 
regis daflir forgen, daß die erftere nicht zu weit gebe.) Andere Stellen bei 
Gneift Engl. Berwaltungsredht 2, Aufl. 1. Bd. ©. 461-463. — Diefes nun 
geftaltet fich beſtimmter, als die alte Gefchlechtergefeßgebung der Magna charta 
fi zu einer fländifchen entwidelt, und .das Parlament zum Organ der gefeg- 
gebenden Gewalt wird. Jetzt entfteht aufs neue die Frage, welche Macht und 
welches Recht dann nun die Perfon des Königs gegenüber diefer Geſetzgebung 
befite, und ob und wie weit es daher noch eine perfünliche Verordnungegewalt 
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gejett, daß kein gefetzliher Beſchluß des Parlaments über dieſe Punkte vor- 
liegt. Dieſer formelle Inhalt der Prärogative umfaßt die Begnadigung die Er⸗ 
theilung von Würden, den Abſchluß von Verträgen, die Errihtung von Märkten, 
die Ordnung von Maß und Gewicht, die Münze. „The King may reject what 
bills, may make what treatise, may coin what money, may vocate what 
peers, may pardon what offenses, he likes only where the constitution hath 
expressediy, or by evident consequence, laid down some exception or boun- 
dary.* (Bladftone J. 7.) Das ift das formelle Verhältniß der Verord⸗ 
nungsgewalt des Königs, als felbftändig gegenüber der Geſetzgebung gedacht. 
Aber freilich iſt es in der Praris mejentlich anders. Denn die Minifter des 
Königs find verantwortlid und unterzeichnen jeden Alt des Könige. Da fie 
nun ihrerſeits ftetS die Häupter der herrſchenden Klaffe und damit die per- 
ſönlichen Leiter der Gefetgebung im Parlament find, fo ift ihre Unterichrift die 
Garantie Dafür, daß die VBollzugsverordnungen des Königs ſtets in Harmonie 
mit der Majorität der gefeßgebenden Gewalt find. Eine vom König auf- 
gejtellte und von Council unterzeichnete Verordnung lann daher eben wegen 
diefer Stellungder Minifter im geſetzgebenden Körper in gar keinen 
Widerſpruch mit dem Willen der letteren gelangen. Die Harmonie zwiſchen 
Geſetz und Verordnung liegt daher in England nicht in der Auffaffung des 
Königs als „chief or only magistrate,* wie fie noch Bladftone aufftellt, und 
auch nicht in der geſetzlichen Formulirung der Prärogative durdy feine Nad;- 
folger, fondern in der parlamentarifchen Stellung der Minifter zur gefegeben- 
den Gewalt, fo daß Bagehot, der mehr geiftreih als gründlich die Trage 
nad der Monardie behandelt, weßhalb ihn denn auch Holtzendorf überſetzt 
und Gmeift ihm nicht benügt hat, die Lehre von der Monardie in Cap. 4 
mit der Charalterifirung der Barteiftellung der Minifter abſchließt, während 
Gneiſt diefelbe auf das Geſetz der geſellſchaftlichen Ordnung zurüdjührt. Beide 
aber, und nicht minder Bladftone ſeibſt, gehen wir möchten fagen grundfäglid) 
nit ein auf den Fall, der dem letztern allerdings ſehr klar vorſchwebt — auf 
die „extraordinary recourses to first principles, which are necessary when 
the contracts of society are in danger of dissolution and the law proves too 
weak a defense against tlıe vioience of fraud or oppression.* (Bladftone 
a. a. O.) Wie weit das Bollzugsrecht des Königs in diefem Falle gehe, 
läßt das englifhe Staatsrecht ununterſucht; die Antwort auf jene Frage follten 
erit Frankreich und Deutichlaud, jedes in feiner Weife geben. 

Faßt man nun das zufammen, was für die perſönliche VBollzugsgewalt des 
Königs in England gilt, fo kann man fagen: England zeigt uns das barmonifche 
Berbältniß zwifchen dem Recht des Königs und dem der Geſetzgebung in regel» 
mäßigen gejellfhaftliden Zuftänden, als die Verſchmelzung des könig⸗ 
lichen Willens mit dem des gejeggebenden Körpers durch die Unterſchrift und 
Berantwortlichleit der Barteiminifter, während es für die ſocialen Ge⸗ 
fahren, in denen diefer Mechanismus nicht ausreicht, Feine Yormulirung des 
königlichen Rechts befittt. Durch England ift der Begriff und das Recht 
des conftitutionellen Königthbums auf die gefellfhaftlid geord- 
neten und ruhigen Zuffände zurfdgeführt und begränzt worben. 
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Es wird daher fiir den Werth der englifhen Rechtsbildung enticheidend, 
nunmehr den Blid auf Frankreich zu richten, wo auf derfelben Grundlage eine 
andere Entwidlung Platz gegriffen hat. 


Frankreich. Das Berhältniß der focialen Gegenſätze zu der Ber 
orduungsgewalt des Monarden. 


Es ift allerdings nicht möglich, hier genauer auf den Reichthum des Ein- 
zelnen in der franzöſiſchen Geichichte des Königthums einzugehen. Das was 
wir tiber dafjelbe zu fagen haben, wird aber feine Bedeutung finden, wenn 
wir die obigen Gefichtspunkte auf Frankreich anwenden. 

Das Königthum Frankreichs ift nie ein germanifdes Ge 
ſchlechterkönigthum, fondern eine romanifhe Herrihaft geweien. 
Die Könige haben Frankreich dem Königthum unterworfen, und haben fi 
deghalb nie auf gleihe Stufe mit ihren Großen geftellt. Das Königthum in 
Frankreich hat daher auch nie eine Verantwortlichleit des Königs unter die 
Curia baronum regni oder unter ein Parlament anerfannt, wie e8 in Eng- 
land und Deutfchland unzweifelhaft if. Der franzöfifhe König war nur der 
premier magistrat des Volles; Frankreich hat zwar viele andtage (Etats) 
aber nie einen Neich&tag gehabt; es ift daher nie der Gedanke entftanden, 
daß die großen Näthe der Krone irgend einem andern als dem Könige perfön- 
lich verantwortlich feien. Frankreich hatte daher Bis zur Revolution nie einen 
felbftändigen geletggebenden Körper, und kannte daher aud die Frage gar nicht 
nad dem Berhältnig zwiſchen Gefeg und Berordnung. Der Gedanke einer pre&- 
rogative royale war der franzöfiihen Etaatsbildung gänzlich fremd; jeder 
Wille des Königs war zugleich Geſetz und Verordnung. Das einzige Gegen⸗ 
gewicht war das Recht des Parlaments, die Löniglihen Verordnungen in ihre 
Bücher einzutragen (enregistrer). Dieß Recht bedeutete aber nicht etwa eine 
direlte Beſchränkung der königlichen Gewalt, oder daß durch dieß Enreägistre- 
ment die Ordounances des Königs erft bindende Gewalt belommen follten. Jenes 
Recht der Parlamente bedeutete vielmehr, daß vermöge der Eintragung in bie 
Parlamentsprotololle die Gerichte verpflichtet feien, nad) der Ordonnance 
Recht zu Ipredhen; alle Ordounances, die mit der Jurisprudenz nicht in Bere 
Bindung fanden, bedurften daher auch der Eintragung nicht, und ſelbſt dieſes 
Recht der Parlamente, den königlichen Verordnungen durch die Eintragung bie 
Kraft der Geſetze für den Richteritand zu geben, ward aufgehoben, wenn ber 
König im feierlicher Sitzung, dem lit de justice, die Eintragung in die Pre⸗ 
tofolle au gegen den Willen der Parlamente befahl. Daher denn bie 
Eintheilung Montesquieu’3, der die „richterliche” Gewalt neben der geſetzgebenden 
und vollziehenden als gleichberechtigte anfflellen wollte; fein Syſtem des Gleich⸗ 
gewichts der Gewalten beruht nicht auf einem Begriffe des Staats, fondern auf 
der politifchen Lage Frankreichs, in welcher der König perſönlich zugleid 
die gefeßgebende und vollziehende Gewalt ausübte, uud die richterlicdde Gewalt, 
nicht eben ihrem Begriffe nach, fondern vermöge jenes Rechts der PBarla- 
mente, das einzige Gegengewicht gegen die aus jener Identität hervor⸗ 
gehende abfolute Gewalt bildete. Das wird nun leicht verſtändlich. Eben fo 
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verftändfich ift dadurch) der Haß gegen dieß fonveraine Königthum beim Aus- 
bruch der Revolution, und die Bedeutung der „Scheidung der Gewalten.“ Die 
ſelbe follte vor allem die gejetsgebenve Gewalt von der vollziehenden Gewalt im 
Könige foheiden. Die Form, in der dieß geihah, war nun im Hinblid auf 
England leicht gefunden; nur mit Einem Unterfhied. Der König wird aus 
drüdlich in der Berfaffung von 1791 als Haupt der vollziehenten Gewalt an⸗ 
erkannt. Er bat das Net, Verordnungen zu erlaffen; er bat den Oberbefehl 
über das Heer, ernennt die Beamteten, er vertritt den Staat nad) Außen, und 
gilt al3 „chef supr&eme de l’administration generale du royaume,“ ja er 
bat fogar das Net „de veiller au maintien de l’ordre et de la tranquillite 
publique;* furz, das Cap. IV. der Conftitution von 1791 ift die weſentliche 
Yormulirung der Bollzugsgewalt, wie fie bis heute befteht. Daneben ift ſchon 
bier die facramentale Formel aufgeftellt, die feit fiebzig Jahren wörtlich in allen 
Berfaffungen wiederholt wird „La personne du roi est inviolable et suerée“ 
(Ch. IL art. 2). ohne daß man fich eigentlich Rechenſchaft davon ablegte, was 
das bedeutete; denn in der That ift jede Perfönlichkeit unverleglih. Berner ift 
dem Könige der Eid auf die Berfaffung vorgefchrieben (art. 4.) Endlich ift fogar 
der Sab des Art. 3, daB die autorit& superieure die des „Geſetzes“ fei, und 
daß „le roi ne rögne que par elle; et ce n'est qu’au nom de la loi qu'il 
peut Exiger Voblissance,“ ganz den engliichen Begriffen analog. Allein in 
Frankreich hat der König feine prerogalive. Er kann zwar die Minifter 
wählen, aber jede Berordnung bat nur Gültigkeit durch ihre Unterzeichnung. 
Der König hat daber gar keinen felbfländigen Willen außerhalb der Volksvertre⸗ 
tung; felbft fein Veto bleibt nicht über die Dauer der Konftitution 1791. Er 
ift daher in der That das, was bie Engländer unter dem Könige rechtlich ver- 
fiehen, nur ber erfte Beamte des Neiches. Und mit diefer Stellung beginnt 
das conftitutionelle KönigthHum auf dem Continent. 

Nun wäre diefe Nahahmung der englifhen Begriffe recht gut geweſen, 
wenn ihr die Gleichheit der gejellichaftlichen Zuſtände entiprodhen hätte. Allein 
in Frankreich trat der fociale Gegenſatz alsbald auch in die Gefegebung hinein; 
der Charakter der franzöfifhen Gefegebung während der Revolution war eben 
der, daß die Geſetze nicht wie in England durch verftändiges Uebereintommen 
der großen focialen Saltoren, fondern durch die gewaltfame Unterwerfung einer 
Klafie unter die andere zur Geltung kamen. Das höhere Weien der Geſetze 
jelbft war damit befeitigt; und dieß war der Punkt, wo die “dee des perjön- 
lihen Staats wieder zur Geltung fam. Der perfönliche Wille des Herrichenden 
ſetzte fih an die Stelle des allgemeinen Willens; die Verordnungen wur 
den wieder zu Gefeten; bier wie immer entiprang bie Diktatur aus dem 
geſellſchaftlichen Kampf, und Begriff und Recht des Geſetzes verfchwinden. Das 
ift die Zeit Napoleons. In ihr gibt e8 wieder kein Königehum, und daher 
auch kein Recht defielben. Frankreich hatte die ernfte Wahrheit erfahren und 
theuer genug bezahlt, daß die Geſetze da aufhören, wo die focialen 
Kämpfe zur Gewalt übergehen. 

Erft als die Reſtauration kommt, ſcheinen die Gegenfäge beruhigt. Der 
König if wieder König. . Die Stellung defielben nach der Charte von 1814 ift 
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die der Conſtitution 1791. Der König iſt das Haupt des Staats, heilig, un⸗ 
verletlich, regiert durch die Minifter, aber er hat das Hecht nach dem Art. 14, 
diejenigen Maßregeln zu treffen, welche die Sicherheit des Staats angeben, — 
„il fait les ordonnances et r&glements n&cessaires pour l’ex&cution des lois et 
la süret6 de l’Etat.* Das ſcheint einfah und natürlich; aber wo ift bie 
Gränze für diefe Ordonnances? Formell Tiegt fie nahe. Der König darf 
auch diefe Verordnungen nicht erlaffen, ohme Unterzeihnung durch die Minifter. 
Das iſt ganz richtig nah engliſchem Recht. Allein wenn eine folde Ordon- 
nance, vom Minifter unterzeichnet, nun gegen die Gefee geht, muß ihnen 
geborht werden? Der Minifter ift verantwortlih; auch das ift richtig; 
aber fteht die Ordonnance gegen die Loi zu Recht bis zur Anklage und 
bis zum Urtheil? Es ift formell kein Zweifel, daß die Charte dieſe Frage 
nicht entſcheidet, fo wenig wie das engliihe Recht. Allerdings wird die 
gewönlichſte Klugheit den König veranlaffen, ſolche Ordonnanzen nicht zu er- 
laffen: aber wie, wenn fie ihn nicht davon zurädhielt? — Und befanntlidy 
hielt fie Karl X. nit zurid. War die Julirevolution nun formell beredy 
tigt, mit Aufruhr auf diefe Verlegung des Geſetzes durch die Ordonnance zu 
antworten? Nein. Was war alfo rechtens? — Allerdings, in Frankreich ge 
langte jener, für das ganze Verhältniß der gefegebenden und vollziehenden Ge⸗ 
walt maßgebende Punkt zuerft zur Entſcheidung. Freilich zu feiner rechtlichen; 
Worin lag der tiefere Grund dieſes Berhältniffes? 

Die Charte von 1830 glaubte der Gefahr zu helfen. Sie fette im Art. 13 
zu dem vollen Inhalt des Art. 14 der Charte 1814 die befannten Worte hinzu: 
„sans pouvoir suspendre jamais ni les lois elles--mömes, ni dispenser de 
leur ex&cution.* Die prerogative des Königs war damit auf die Gränze be= 
ſchränkt, welche die Gejege gaben; es war eine rein negative Beſtimmung des 
Inhalts der Töniglihen Gewalt. Unter Louis Philipp vermied das Königthum, 
mit dem neuen Artilel 13 in Conflict zu gerathen. Die alten Ideen von 
B. Conftant, Lanjuinais u. U. über das pouvoir regulateur des Königs fchienen 
endlih verwirklicht; der König hatte die autorit€ moderative oder directoriale, 
die aud) Chateaubriand in der Monarchie selon la Charte gefordert. Den- 
noch brach die Februarrevolution gegen das Königthum aus. Was wollte fie 
eigentlich? 

Wir haben an einem andern Orte dieß aufzuflären gejudt. Kaum aber 
war fie beendet, fo trat der neue Kaifer mit einer neuen Berfaffung auf, und 
in diefer Verfaffung nimmt er ausdrüdlich dag Hecht auf die Verordnungen in 
Anfprud. Der Art. 14 wie der Art 13 der beiden Chartes find verſchwun- 
den, und der neue Kaifer macht gejetliches Recht durch feine Verordnungen, 
ohne daß die geringfte Bewegung daraus entfieht. Das Syſtem des Napoleon» 
nismus auf diefem Puntte ift die fyftematifche Unterordnung der Geſetzgebung 
unter die vollziehende Gewalt. Wie war das möglich nad) ſolchen Vorgängen ? 

Offenbar bier hat jener zweite große Yaltor gewirkt, der tiber alles öffent« 
liche Recht am lebten Orte enticheidet, und den England feheinbar in fried- 
liche Geftalt gebracht hat, bis er eines Tages mit feiner ganzen Macht er⸗ 
wachen wird. Die franzöftiche Geichichte zeigt uns, daß das Necht der perfönlichen 


Staatsgewalt nicht von den einzelnen gefetslihen Beflimmungen, fondern 
von dem Zuſtande der Geſellſchaft abhängt. Wenn die gefellichaftlichen Elemente 
in Harmonie find, reicht die englifche Idee des Königthums und die Be 
gränzung des Staatsoberhaupts auf die firenge Befolgung der Geſetze in ber 
Bollziebung ans; fo wie aber der fociale Kampf ausbricht, ftellt fidh 
jofort das Staatsoberhaupt über das Geſetz, der König bat nicht mehr eine 
bloße Prärogative, fondern er fett fich felbft perfönlich als Geſetzgeber, 
macht feine Verordnungen zu Geſetzen, wirft die Berantwortlichleit zu Boden, 
und wird perjönlider Herr des Staats — gleichviel ob er Kaiſer, 
König, Diktator, Präfident, oder wie immer beißt. Frankreichs Geſchichte und 
Hecht zeigen ung in pofitiven Thatfahen, was Englands Geſchichte nur an⸗ 
deutet, daß die Gränze der vollziehenden Staatsgewalt des Oberhaupts da ver- 
fhwindet, wo durh den Kampf der focialen Elemente die Natur der 
Gejeßgebung aufgelöst und die wahre Gefeggebung unmöglid 
geworden if. Alsdann tritt der perfünliche Wille des Cherhaupts an die 
Stelle des gejeglihen Rechts, und die Verordnung wird Geſetz. Täuſcht fi 
das Staatsoberhaupt darüber, ob die gejellfchaftlichen Elemente auh wirklich 
im Kampfe find, und greift er zur böchften Berordnungsgewalt gegenüber dem 
Geſetze, wo das nur fcheinbar der Kal ift, fo gebt er unter wie Karl L in 
England, wie Jakob II., wie Karl X. Tritt er zur richtigen Zeit ein, fo 
unterwirft er die Gefeßgebung, wie die beiden Napoleon. Frankreichs Geſchichte 
beweist uns, daß das Geſetz das Gejet nicht ſchützen kann, fondern daß die 
Quelle der Harmonie zwifchen Geſetz und Verordnung an höchfter Stelle nie 
in der Berfaffung, fondern in der Harmonie der geſellſchaft— 
lihen Elemente liegt. 

Und nun wird es nicht ohne Jutereſſe fein, die Stellung zu bezeichnen, 
weiche Deutjchland in diefer höchſten Yrage einnimmt. 


Deutihland. Die Theorie, Begriff und Recht der Garantien 
und der proviforifhen Geſetze. 


Bielleicht gibt es feinen Punkt im öffentlichen Recht, der Deutichlands 
Stellung und eigentlihe Miffion fo beftimmt cdharalterifirt, als die Art und 
Weiſe, wie es gerade diefe Trage behandelt und entſchieden hat. 

Alle deutfhen Stämme beginnen mit dem großen Princip des —* 
ſchlechterkönigthums. Der König hat zwar die höchſte Würde und die 
höchſte vollziehende Gewalt, aber er iſt perſönlich verantwortlich fir das was 
er Namens diefer Gewalt ausübt. So jagt ſchon Gregor von Tours „Sumse- 
runt Gothi hanc detestabilem consuetudinem, ut si quid eis de regibus 
non placuisset, gladio ad eum petrent. Aehnli war es in Norwegen, mo 
der Lagman Thorgny dem König Olaf Skotkonung im öffentlichen Thinge fagte: 
„So haben es unfere Vorfahren gethan; fie fließen bie Könige in einen Bruns» 
nen, die von Hochmuth erfüllt waren.” Nicht weniger hart war das Recht in 
Bortugal und Spanien (vergl. was Maurer Beitr. zur Nechtsgeichichte bes 
Nordens beibringt. I. 113). Rod anf ganz gleicher Stufe flieht der Sachſen⸗ 
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fpiegel, obwohl das Recht der Bauern fhon auf den Adel fibergegangen if. 
„Ill. 54. 4. ne mach dem konige neman an sinen lif spreken, ime ne si 
dat rike vore mit ordelen verdelt“ und der Echwabenfpiegel 106: „daz riche 
widerstat mit der fursten urfeide.“ In der ftändiichen Epoche wird das 
freilich anders; der Landesherr begiunt fi) mit der Majeflät zu umgeben; dafür 
aber macht ihn die Kirche flir fich verantwortli; der Papſt ſetzt die Kaifer ab, 
und zieht die Könige zur Verantwortung; gegenüber dem Volle und feinen Ge⸗ 
fetsen ift ſchon damals das Königthum unverantwortlid. Was die göttliche Hoheit 
nicht beleidigt, beichimpft auch die Würde des Henfchers nicht. (Bifchof, 
Minifterverantwortlichleit und Staatsgerichtshöfe; Linde, Archiv des dent⸗ 
fen Bundes III. 28. Schlit, Proleg. Jur. publ. 19.) — Das Berhältniß von 
Geſetz und Verordnung lommt jedoch mit dem 17. Jahrhundert zum Bewußt⸗ 
fein nicht etwa innerhalb der einzelnen Länder, fondern zwiſchen Kaiſer und 
Neid. Man war fi darliber volllommen einig, daß der Kaifer perſönlich 
eine gewiſſe höchfte „anorbnende Gewalt” haben müſſe; die große Frage war 
die, wie weit biefelbe gebe. Die Theorie hält dabei den Standpunkt fefl, 
den fie als Brincip der königlichen Machtvollkommenheit anſah: „wie die 
Lands⸗Furſtliche Hoheit auch über die Unterthane nit gan herriſch und Eygen⸗ 
willig, fondern durch etliche Vorbehalte eingefchrenft fey" (Sedendorf, Teut⸗ 
ſches Forftrecht. And. Thl. Cap. IV), womit dann auch der Begriff der „Landes- 
fürftlihen Regierung” übereinftimmt. „ES beſteht aber, wie gedacht, die 
landegfürftlihe Regierung in Erhaltung und Behauptung gemeines Nutzes und 
Wohlftandes in Beift- und Weltlihen Sachen“ (ebend. II. C. 1. n. 6). Tas 
Mittel, feine Gränze zu finden, war zunächſt die Wabhlcapitulatien, die die 
Kaifer befhmören mußten. In derfelben hieß es, daß der Kaifer „durch befon- 
dere Befehle und Anordnungen nicht in die Landeshoheit eingreifen dürfe” (I. 8), 
was dann zu einem Gruudſatz des Neichsrechts gemacht wurde (Bönner, Deut- 
ſches Staatsreht $. 2338— 296). Die Hauptfrage aber, wie weit innerhalb der 
einzelnen Länder dieß Recht der Landesherren gehe, blieb ziemlich unentfchieben. 
Die meiften, wie Pütter, beſchäftigen fih gar nicht damit, felbft der fonft frei« 
gefinnte Häberlin kommt zu feinem Schluß; die Romaniſten flellten den Sür« 
ften als legibus solutus hin; der Landesherr fei nicht an die Geſetze gebunden 
(Schnaubert bei Gönner a. a, O. $. 241); die Publiciften gelangten zu dem 
unbeftinmten Say, „daß Kaifer und Landesherren gefewidrige Handlungen als 
ſchädliche Ereiguifie abzuftellen das Recht haben“ (am grünpdlichfien Biener, 
die Laijerlihe Machwollkommenheit. 1780). Der Grund diefer Unflarkeit lag 
einfach darin, daß man die Form der gejegebenden Gewalt, aber nichts we- 
niger als ihr Weſen kannte, wie denn Gönner die Gefeggebung als einen Theil 
des Regierungsrechts behandelt (11. 339 — 343), die vollziehende Gewalt als 
Zwangsgewalt betrachtet (cbend.), während daneben nod eine Brivilegiengemwalt, 
Hoheiten, Regalien u. |. w. fortexiſtiren. Es war auf diefer Bafis unmöglich 
weiter zu fommen. 

Eine neue Zeit beginnt erft mit den BVerfaffungen. Die Napoleonifchen 
flungen bis 1818 find in der That nur Organifationen der Berwaltung; 
von einem Recht des Landeshern überhaupt keine Rede. Erſt die 
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Verfaſſungen von 1818 und 1819, Baden, Bayern und Württemberg, brechen 
Bahn. Und bier werden nun zwei Punkte maßgebend. 

Zuerſt erhält fi) troß des verfaffungsmäßigen Nechts der Völker die Idee 
der Einheit der Staatsgewalt. Den philofophifch gebildeten Dentſchen will eine 
Scheidung derjelben nicht einlenchten, fo wenig in den Berfaffungen als in der 
Thecrie. Diefe Einheit der Staatsgewalt aber ruht nun in der Berfon des Mon⸗ 
arhen. Das Recht der Berfon des Monardhen ift daher in Deutfchland weſent⸗ 
lich verfhhieden von dem englifhen und franzöfiihen. In England und Trank 
rei ift der König das Haupt der vollziehenden Gewalt, etwa noch mit einem 
pouvoir regulateur verjehen, oder mit der prerogative. In Dentfchland ift 
ec das Haupt des ganzen Staats, jo daß bier das Bewußtſein feiner gleiche 
zeitigen und gleichberechtigten Stellung an der Spitze der Gefehgebung und 
der Bollziehung viel Iebhafter gefühlt wird, als dort. Iſt das num der Yall, 
fo wird gerade hier die Frage fehwieriger, ob und bis zu welchem Grade der 
König das Recht Hat, als höchfte vollziehende Gewalt in die Gejegebung ein⸗ 
zugreifen. Und der fcharfe, juriftifch gebildete Geift der Deutichen zog dabei 
fofort die beftimmte Alternative — ift ein ſolches Recht an ſich nothwendig, fo 
muß es der König befitten; befittt e8 aber der König, fo enthält es wenigftens 
formell eine beftändige Gefährdung des verfafjungsmäßigen Geſetzes durch bie 
Verordnung. Das erfte, was wir Deutichland verdanken, ift aus den unllaren 
Borftelungen Englands und Frankreichs heraus der beftimmte Fortſchritt zu 
diefer fcharfen juriftiichen Alternative; und damit entfland dann die Trage, ob 
die Sache überhaupt auf dem Wege des formalen Öffentlihen Rechts 
und feiner Wiſſenſchaft lösbar fei. Deutfchlands Berfaffungen und feine 
Literatur bilden den großen Verſuch diefe Frage zu beantworten. 

Man kann unbedenttich fagen, daß ſchon die erften drei deutihen Berfaf- 
fungen, Baden, Bayern und Württemberg, fi der Sache felbft Mar bewußt 
waren. Das Spftem, welches diejelben ihrerfeits ausbilden, ift einfach und an 
fih Mar. Dem Landesherrn wird ausdrücklich das Recht zugeiprochen, „in 
dringenden Fällen zur Eicderheit des Staats das Nöthige ohne Mitwir- 
fung der Stände anzuordnen.” Württemberg 89. Um nun nicht dadurch 
das gejetliche Recht zu gefährden, wird ein Syſtem von Grundſätzen aufge 
ſtellt, welches wefentlid in folgenden Hanptpunkten befteht: zuerft muß ber 
Randesherr den Eid auf die Berfaffung leiften; dann müſſen die Minifter jede 
Berordnung des Landesherrn unterzeichnen; und endlich find fie verantwort« 
ih. Dadurch entfteht in den meiften Berfaffungen fegar ein eigener Abſchnitt 
über die „Gewähr der Verfaffung,“ und das Hecht des Landesherrn wird in 
der Weife bezeichnet, daß derjelbe „alle Rechte der Staatsgewalt* zwar in fi 
vereinigt, aber fie do nur „in den in der Berfaffungsurkunde feftgejehten Be⸗ 
flimmungen ausübt.” Zu diefem urfprüngliden Syftem fommt nun mit den 
Verfaſſangen der dreißiger Jahre noch die weitere Beſchränkung, daß der König 
in jenen „dringenden Fällen“ nur Beflimmungen treffen dürfe, „mit Ausnahme 
aller und jeder Abänderung der Verfaſſung und des Wahlgefeges. Sächſiſche 
Verfaſſung 1831. 88. Hannover 31; aber nur „wenn die Stände nicht ver» 
fammelt ſeien.“ Kurheſſen 75. Die Schärfe diefer Befimmungen litt mım 
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alferdings darunter, daß man eben keinen feſten Begriff des Geſetzeßs und der 
Berordnung hatte, und dag viele Staaten noch gar feine Berfaflung beſaßen. 
Aber auch nach 1848 wird die Sache felbft nicht anders. Man ſucht nur nech 
ichärfer zu beflimmen. Die Verfaflung von Sacjien- Weimar gebraudt zuerft 
den Augdrud der „proviforiichen Geſetze.“ Grundfag wird, daß ſolche „Gelee 
außer Kraft treten follen mit dem mächften Landtag,“ ähnlich im Großher⸗ 
zogthbum Heſſen, Sahjen-Coburg 180, Oldenburg 137, Anhait- 
Bernburg 83, Preußen 68. Vrgl. Rönne, Vreußiſches Stantsredt |. 43. 

Die neuefte und höchſt bezeichnende Gefeßgebung hat neuerdings die Ber- 
faffungsentwidlung Defterreich$ gelehrt. Das Grundgeſetz nom 26. Febr. 
1861 hatte im Art. 13 (Charte von 1814, Art. 13) beftimmt, „daß wenn ber 
Reichsrath nicht verfammelt ift, und in einen Gegenftande feiner Wirkfamleit 
dringende Maßregeln getroffen werden müſſen, das Minifterium verpflichtet 
fein folle, dem nächſten Heichsrathe die Gründe und Erfolge der Berfü« 
gung darzulegen.” Die Yrage über die unbedingte Geltung foldyer Maf- 
regeln war damit vorweg genommen, Das Minifterium Belcredi fiftirte auf 
diefer Bafis die ganze Verfaſſung. Um dem fir die Zulunft vorzubeugen, 
beftimmte nun das neue Grundgejeg vom 21. Dec. 1867 im Urt. 14, daß im 
obigen Falle das Minifterium das Hecht der „proviforifchen Geſezgebung“ haben 
jole, mit Ausnahme von „Veränderungen der Berfaffung,“ dauernden Be 
laftungen des Staatsfchates* und „Veräußerung der Domänen,” daß die „Ge⸗ 
fetestraft folder Verordnungen erlifcht,“ wenn fie nicht binnen vier Wochen 
dem nächften NReichsrath vorgelegt werden, und daß „die Minifter für ihre Aufe 
hebung verantwortlich find.“ In der That ift es wohl nicht möglich, mit den 
formellen Gejete zur Eicherheit des Gejetes gegen die Nothverordnung und ihr 
Necht weiter zu gelangen, jo Daß man fragen muß, was denn eigentlidy hier 
nod) gefordert werden kann? Wo liegt der Punkt, der dies ganze formell jo 
Hore Gebiet wieder unficher macht? Und es if wohl der Mühe werth, ſich dar- 
über Rechenſchaft abzulegen. 

Es möge und daher geftattet fein, unſere Anficht über dieſe jo viel be- 
Iprochene Frage aufzuftellen, indem wir allerdings der folgenden Verordnungs⸗ 
lehre ein wenig vorgreifen. Bor allem dirfen wir darauf binweifen, daß 
Deutfhland allein diefen fehmwierigfien aller Punkte wiſſenſchaftlich unter- 
ſucht, und damit erft eine Erledigung auf juriftifchen Wege möglich gemacht 
hat. Diefe nun fcheint uns in dem Gange der bisherigen Gejeßgebung, und 
namentlich in der öfterveichifchen ziemlich Mar worzuliegen. 

Zuerft ift e& kein Zweifel, daß bei wirklicher Noth dag Staatsober- 
haupt nicht bloß das Recht, jondern jogar die Pflicht haben muß, durch 
Verordnungen mangelnde Gefege auch da zu erfegen, wo biefelben der Volls⸗ 
vertretung ausdrücklich vorbehalten find. Dies zu leugnen, wird niemanden 
einfallen. 

68 folgt zweitens, daß die Frage, um die es fi) dabei handelt, üher⸗ 
haupt nicht jenes Recht fein kann, fondern nur die Conftatirung der Roth, 
weldye zur Ausübung jenes Rechts das Staatsoberhaupt berechtigte und ver⸗ 
pflichtete, 
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Damit if dann drittens die natürliche Gränze für die „proviforifchen 
Geſetze“ als das Nothverordnungsrecht des Staats überhaupt gegeben. Die 
Notkverordnung kann alles Gele fiir die Zeit der Noth aufheben, nur nicht 
diejenigen Geſetze, nach welchen chen die Bollsvertretung ſelbſt zuſammen⸗ 
tritt und funktionirt, um ibrerfeit® das Borbandenfein jener „Noth* 
zu conftatiren; denn die Befeitigung oder Eufpendirung diefer Geſetze wäre das 
einzige große Mittel der Aufrechthaltung jener Gränze, und damit die Grund⸗ 
lage des Rechts der Geſetze gegenüber der Allgewalt der Nothverorbnung 
aufzuheben. Es ift jeder Verſuch umfonft, den Begriff der Noth zu definiren; es 
it daher auch umfonft, das Recht auf folhe Nothverorpnung auf irgend 
welche einzelne Fälle zu befchränten. Nur das Eine kann man verhindern, 
daß das Urtheil über das Borhandenfein der Noth nicht in der fubjeltinen 
Anſchauung der vollziehenden Gewalt liege; denn dann ift mit der Noth auch 
das Dafein jedes gefeglichen Rechts ganz in diefe Anſchauung der letzteren 
gelegt. Bleibt aber die Funktion der geießgebenden Gewalt ungeftört, fo ift mit 
ihren Urtheil über die Noth auch die Geltung des Geſetzes auf objektive Baſis 
zurüdgeführt. 

Wir glauben daher unfere Auffaffung in folgender Weife fornuliren zu 
fünnen: das Staatsoberhaupt hat das Recht, durch allerhöchfte Verordnung 
jeden einzelnen Willensaft der gefeggebenden Gewalt zu änden 
und zu fnfpendiren, aber nicht das Recht, auch im Kalle der Noth die Funk⸗ 
tion derfelben dur Berordnungen zu flören; das Objekt der Noth 
verordnung des Staatsoberhaupts kann immer das Geſetz, aber 
nie die Gejetgebung fein. Die VBerantwortlichfeit der Minifter aber 
bezieht fi daher nie auf den Inhalt der Nothverordnung, fo lange fie nicht 
die verfaffungsmäßige Thätigkeit der Volksvertretung flört, fondern nur auf 
dolus oder calpa bei der Beurtheilung der Noth, aus der die Berord- 
nung hervorging. Jede andere Nebenbefiimmung kann fehr zwedmäßig fein, 
wie 3. B. die des öfterreichifchen Gefehes von 1867, aber weſentlich if fie 
nicht. Hält man den obigen Grundſatz feft, fo fcheint uns das Weſen ter 
Sache ziemlich entfchieden; den praktiſchen Berlanf fol man dann fo beftinmen, 
wie die meiften der angeführten Berfaffungen e8 gethan haben. 

Es darf uns nım wohl nit wundern, daß die Theorie fih viel Mühe 
gegeben hat, die Frage zu einem Abfchluß zu bringen. Dan kann hier wohl 
zwei Hauptepochen unterfcheiden; die Lehre von den „Garantien der Verfaſſung,“ 
und die Lehre vom „Staatsnothredt.“ 

Die Lehre von den Garantien der Berfaffung bat wohl niemand beffer 
entwidelt und unterfucht, als Aretin in feinem oft citirten Werke Bd. L, 
auf den wir bier verweifen, und der zugleich die englifche dee der Präroga- 
tive und die franzöfifche des Gleichgewichts der Etaatsgewalten eutfchieden be⸗ 
feitigt hat. Allein auch diefe ganze Fehre von den Barantien erweist fih na- 
türlich als nuglos, obwohl man fie über die Berfaffung hinaus ausdehnte, und 
theils fie nach englifchen Mufter in der Aufzählung der einzelnen Rechte der 
jelbftändigen Verordnungsgewalt erfchöpfen wollte Das tiefere Verſtändniß des 
Staatslebens zeigte bald, daß dieſes unthunlich fei. „ES ift nicht Bloß thöricht 
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und furzfihtig, fondern geradezu unrechtlich, wenn einer geſetzlichen Aufzäh- 
lung der Rechte des Staatsoberhanpts insbeſondere ausdrüdlich die Beſtimmung 
hinzugefügt iſt, daß ihm weitere Befugniſſe nicht zuſtehen, — ſo daß Roth 
wendiges aus formellen Gründen unterbleiben müßte.“ (MMohl, GEncyclopädie 
der Staatswiffenihaften S. 216.) Dies ift natürlich um fo zutreffender, als ſich 
die deutfche Literatur nichts weniger als Har und einig war, auch nur fiber 
die Bedeutung der Ausdrücke, geſchweige denn über die organifchen Grund» 
begriffe, zu weldem Zwede man nur einen Blid für die frühere Zeit auf Za⸗ 
hariäs vierzig Bücher, für die neuere auf Bluntſchli'e Staatsrecht werfen 
darf. Auf diefen Wege war nicht einmal fo weit zu gelangen, als denn doch 
die Berfaffungen felber ſchon gekommen waren. 

Biel beftimmter geftaltete fich dagegen die Eache, als man aus dem allge 
meinen Begriff der Garantien biriaustrat, und den wahren Gegenfland der 
Frage, den Begriff der Noth und des Nothrechts felbftändig ins Auge faßte. 
Während die Theorie von den Garantien zwiſchen 1818 und 1848 berrichte, ift 
die eigentliche Lehre vom Nothrecht eigentlih erſt nad 1850 entftanden, und 
bat eine nicht unbedeutende Literatur hervorgerufen, in der alles was die 
Deutſchen an juriftiihem Scharſſinn befigen, aufgeboten ift, um das Undefinir⸗ 
bare zu definiven. Diefe Theorie des Staatsnothrechts Hat zwei Hauptftadien 
durchgemacht. Die erfte harakterifirt ſich durch die, man möchte fat jagen hart- 
nädige Berfchmelzung des Staatsnothrechts mit der Erpropriation und ihrem 
Rechte. Sie reiht in ihren Ausläufern bis auf die Gegenwart. Ihre Bafıs 
ift die Beantwortung der Trage, woher der Nedtstitel des Staats zur Ent- 
eignung gegenüber dem Einzelnen komme; ihre hiftorifche Entwidiung empfängt 
fie dur die geſchichtliche Stellung des Jus eminens und ihr JInhalt bezieht 
fih daher eigentlih gar nicht auf das Gebiet des Gegenfages zwiſchen Geſetz 
und Verordnung, fondern vielmehr auf den Gegenjag zwifchen öffentlichem Be- 
dürfniß und Privateigentfum. (S. die hiſtoriſche Entwidlung diefer Begriffe 
im ®d. VII: die Entwährung.) Erft die zweite, die freilich faft gleichzeitig mit 
jener anfängt, bezieht fi auf das Recht der höchſten Etaatsgewalt, durch ihre 
Nothverordnung auch das gefeglihe Recht aufzuheben, auf das Recht der „drin⸗ 
genden Fälle“ der württembergiſchen Verfaſſung. Der erften Richtung gehört 
das an, was namentlih Zahariä in feinem dentſchen Staats- und Bundes- 
tet II. 140 — 141 jagt. Selbſt Rönne fommt eigentlich nicht fiber Dielen 
Standpunkt hinaus. Preußifches Staatsreht 1. $. 65 und 90. Mohl hat 
Die ganze Frage in feiner Berantwortlichkeit der Minifter 1837 dann allerdings auf 
das Gebiet gebradyt, auf welches es bingehört, auf den Gegenſatz zwiſchen der 
höchften vollziehenten Gewalt und dem Necht der beftehenden Gefete. Allein 
zu einer definitiven Entſcheidung fonnte er aus zwei Gründen nicht kommen; 
erftlidy nicht, weil er feinen allgemein gültigen Begriff vom Geſetze aufftellt, 
and zweitens weil er, was wohl ein nech gıößerer Mangel ift, feine Unter« 
fuhung über das Weſen und die Beftinnmung der Noth des Staats hat. Er 
fteht vielmichr noch in diefenn Werke wie iiberhaupt auf dem vein negativen 
Standpunkt der conftitutionellen Rechte, von dem es nur zu wünſchen iſt, daß 
wir ihn überwunden haben mögen. Für ihn und feine ganze Richtung ift „das 
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ganze conftitutionelle Syſtem auf geſetzliche Beſchränkung der fürftfichen 
Gewalt berechnet.” (Berantwortlichfeit der Minifter S. 49.) Fürft und Volt, 
Gefe und Verordnung find hier daher zwei harte Gegenfäte; kann man fich 
wnudern, daß fie, als beftändige Feinde aufgefaßt, auch zulekt fi) als wirt. 
liche Gegner fühlten? Und was hatte dies Syſtem zu antworten, wenn man 
jener dee erwiderte, daß daffelbe mit ſich jelbit im Widerſpruch fei, wenn e8 
die Beichränfung der fürftlihen Gewalt auch da zu feinem Lebensprincip machte, 
wo das Umgelehrte, die Beſchränkung der Gefete durch die fouveräne Macht 
des Fürſten die Bedingung der Rettung aus der Noth fei? Erft nach den 
rettenden Thaten verfuchte nun die Miffenfchaft, auf die Frage ernſthaft einzu⸗ 
gehen. Den formellen Anlaß gab dazu die Kategorie der „previfcrifchen Ge» 
fee.” Mir miederhofen, daß diefer Ausdruck ein falfcher, und nur geeignet 
ift, die feften Begriffe zır verwirren. Es gibt feine proviforifhen Geſetze, 
gleichviel ch die Berfaffungen von denſelben reden oder nicht, fondern nur 
Nothverordnungen; denn es gibt fein Geſetz ohne Zuftinmung der Volke⸗ 
vertretungen. Wohl aber gibt es Berordnnungen mit gejeßlicher Kraft, die in 
der „Noth“ auh gegen die Gefeke gültig find. Da man aber keinen feiten 
Begriff vom Gefete hatte, fo brauchte man jenen unpaffenden Namen. Schon 
Zahariä nahm diefelben in das deutſche Staatsrecht auf in feiner zweiten 
Auflage II. 8. 160. Daun Mohl, Staattreht, Völkerrecht, Politik II. ©. 621, 
vorzüglih aber Zöpfl, Deutſches Staatsrecht II. 8. 441, der foldhe „Geſetze“ 
als einen integrirenden Theil des öffentlichen Rechts Hinftellte, fie aber glei) 
falfh auffaßte, indem er unter ihnen nur felche Geſetze verftand, die verfaf- 
ſungsmäßig durd die „Stände“ hatten erlafjen werden müffen. Nun war man 
fih bald darüber einig, daß der König allenthalben das Recht auf ſolche „Ge⸗ 
ſetze“ haben müffe, die natlirlich gar Teine Geſetze find, fondern Verordnungen. 
Die Trage war dagegen die, ob ſolche Verordnungen im Yale der Noth rechts⸗ 
gültig jeien, wenn fie mit den Geſetzen in Widerfpruch ſtehen. Die meiften 
Zerfaffungen faſſen diefen Punkt gar nicht ins Auge (vgl. Zöpfla a. O. 
S. 526.) Die bedentenpfte Arbeit über diefeiben ift die Abhandlung von H. Bi- 
ſchof, Nothrecht der Staatsgewalt in Geſetzgebung und Regierung in Linde's 
Archiv des deutfchen Bundes Bd. III. H. 3. (1860) und Biener, Inbegriff 
der außerordentlichen Mittel zur Erhaltung des Staats in Collifionsfällen (vergl. 
darüber Bifhof ©. 65.) Bifchof koınmt zu dem Schluffe, daß in wirklichen 
Norbfällen der König das Recht habe, die Rechte des gefeggebenden 
Körpers allein auszuüben, ein Sat, den in ähnlicher Weife Fichte in 
feinen Beiträgen zur Staatslehre 1848 ©. 5 und Rößler Staatslehre J. 120, 
jo wie Bluntſchli 11.109 auffaffen. Die praktiſche Anwendung dieſes Satzes 
ericheint dann allerdings in der weiteren Frage, wie weit und worauf in folchem 
Tale die Competenz des Berichtes gehe. Dieje Trage beantworten dann 
Schmid, Staatsredt $. 75: („es kanıı kein Gegenftand richterlichen Urtheils 
jein, ob ein in verfaffungsmäßiger Form ergangener Regierungsbefch! befolgt 
werden folle oder nicht”) und Mittermaier, Arhiv für Eivilproceß IV. 
334: („über die Frage, ob ein Regent zu einem gewiflen Geſetz befugt 
war oder nicht, ob dafſelbe nothwenbig oder zmedmäßig, flieht den Gerichten 
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des Landes Feine Entſcheidung zu.”) gegen dieſe Competenz (f. unten, über 
Juſtiz und Adminiftrativfachen). Ziemlich allgemein wird angenommen, daß eine 
der Form nad gliltige Verordnung vom Gericht als gültig angenommen wer- 
den müſſe. (Bergl. unten, und Pfeiffer, Praktiige Ausführungen Bd. 3. 
280—283.) Daneben wird dann von Bifchof mit gutem Grund die Frage 
verneint, ob die Bollsvertretung das Borhandenjein der „Roth“ conftatiren 
müſſe (S. 90), während derjelbe wieder meint, daß wo ein landftänbifcher 
„Ausſchuß“ befteht, derjelbe vor dem Erlaß ſolcher Verordnung befragt werben 
fole (S. 168). Was Rechtens ift, wenn er nicht befragt wird, fagt er nicht; 
eben jo wenig kommt er zum Schluß fiber die Hauptirage, ob der unterzeidh- 
nende Minifter zur Verantwortung gezogen werben kann liber feine Anficht, ob 
die Noth groß genug war, un den Erlaß der Nothverordnung zu motiviren. 
Jedenfalls ergibt ſich wohl aus diefer kurzen Darftellung, wie uns fcheint, das 
Nefultat, daß es auch juriftiich unmöglich ift, das Recht der perfünlichen Staats 
gewalt durch einzelne Beſtimmungen oder durch juriſtiſche Kafuiftil definitiv 
in fefte Schranken zu fchließen, wie Mohl die politiſche Unmöglichkeit betont 
hat. (Bergl. auch deſſen Literatur der Staatswiffenichaften I. 240.) Das große 
organifche Ergebniß dieſer deutichen Behandlung der Frage ift, daß wo das 
Staatsoberhaupt, gezwungen durd die äußere Gewalt der Bewegungen des 
Staatslebens, einmal in feinem Willen das Ganze des Staatslebens zufanımen- 
faßt, wirklich ein höchſt perfönlicher Akt des Staats vorliegt, der nur (ine 
Gränze hat, welche jelbft die Noth nicht aufheben Tann; das ift das Recht der 
geſetzgebenden Gewalt, nach den beftehenden Ordnungen zu funktioniren. Dieß 
Hecht bildet die organifhe Grundlage der &elbfibeftimmung des Staats und 
feine „Roth“ kann der Art fein, daß fie den Willensproceß des Etaats ändere, 
um den Staat zu retten, denn jener ift es, der fein höheres perfünliches Leben 
jelbft bildet. Innerhalb jener Gränze aber muß das mas die hödhfte voll» 
ziehende Gewalt will, auch gegen dag einzelne Gejeß gelten, denn zufekt wird 
durch die Nothverorduung der einzeine Willensaft des Staats geopfert, um bie 
organifche Willensbeftinnmung durch die Sicherung der Gefeßgebung überhanpt 
möglich zu erhalten, fei e8 für das Ganze, fei es für einen Theil deflelben. 

Das, glauben wir, ift das Weſen des Rechts der Nothverorduung im 
höheren Sinn, welche fi) von der minifteriellen Nothverordnung dadurch 
unterjcheidet, daß fie nicht bloß das geſetzliche Recht eines Miniſterinms, fen- 
dern das der ganzen Verwaltung umfaßt (f. unten). Sie ift daher ſtets eine 
Derordnung des Staatsoberhaupts, und follte ſtets von allen, das König- 
thum unigebenden Elementen zugleich ausgehen. 

Deun fol bei diefer Rothverordnung die Unverantwortlichleit des König» 
thums ungefährdet bleiben, jo muß der König auch als höchſt perſönliches 
Haupt des Staats nicht allein ſtehen. Ihn umgibt auch in diefer Stellung 
ei großer Organismus, den wir jetzt bezeichnen müſſen. 


II. Cabinet and Hof. 


Wie alle hier einfchlagenden Begriffe haben auch Cabinet und Hof 
in den verfchiedenen Zeiten eine weſentlich verkchiedene Stellung und 
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Bedeutung für das Staatsleben im Ganzen und für das Königthum 
im Befondern. Wir können diefelben für unfern Zweck nur in fofern 
ins Auge faflen, als es fig darum handelt, das gegenwärtige Recht 
beider in der verfaſſungsmäßigen Negierung zu bezeichnen. 

Eimas dem Cabinet und Hof Entfprechendes hat es zu allen Zeiten 
gegeben. Sie find eben beide organifche @lemente der höchſten Staats⸗ 
gewalt. Es ift aber leicht Har, daß ihr Einfluß und ihr Werth ſtets 
im umgelehrten Berhältniß zum Rechte der Ballövertretung ftehen 
müflen, jo baß beide beitändig wechſeln und je nad der Zeit, von 
welcher die Rede ift, auch ganz verſchiedene Organe und Rechte ent- 
halten und bebeuten. Hier fann eine allgemeine Anveutung genügen. 

Im Gefchledhterfönigthum fallen beide zufammen mit dem Begriffe 
und der Bedeutung des königlichen Gefolges, deſſen Entitehung und 
Stellung die Rechtsgeichichte würdigt. Von einer Verwaltung ift noch 
feine Rede, aljo auch noch von feinem Einfluß derjelben auf die Iehtere. 
Als fih im ftändifhen Königthum das letztere jelbitändig hinftellt und 
von der Grundherrfchaft fcheivet, fällt die Verwaltung der Domänen 
und Regalien einer Reihe von Räthen des Landesherrn zu, toelche 
auf diefe Weife die perfönlichen Intereſſen des Iehtern verwalten. Die 
Camera Prineipis ift das Cabinet jener Zeit, und der Hof vermag 
ſchon, neben den zum perfönlichen Dienft des Fürften bejtimmten Indi⸗ 
viduen, einzelne der Großen in die Umgebung des letzteren zu ziehen. 
Cabinet und Hof fangen an, eine ſelbſtändige Macht zu werben; doch 
find beide noch nichts anderes, als das, mas jeder große Herr um fi 
fammelt, nur in vergrößertem Maßftabe. Als aber mit dem jechzehnten 
Sahrhundert das Königthum die Majeftät der höchſten Staatövertretung 
gewinnt, gewinnen auch Gabinet und Hof an Ehren; und wie endlich 
die ganze ſtändiſche Gejeßgebung beſeitigt wird, wird aus dem Cabinet 
der Geheimerath jener Zeit (j. unten). Der Hof aber iſt ein großer 
und mächtiger Nechtölörper, der ſich auf allen Punkten mit dem Rechte 
der Majeftät des Königs umgibt, von ben bürgerlichen Rechten fi 
loszählt, mit eigener Rechtöpflege dafteht, das ganze Syſtem ver Würden 
in fih aufnimmt, fie mit ſich ibentificirt und felbft eine Reihe neuer 
erichafft. Im Cabinet ruht in dieſer Epoche die höchfte geſetzgebende 
und vollziehende Gewalt, im Hofe die Würde und Majeftät des König: 
thums. Des Hauptcharalter beider jedoch, der perſönliche Dienft 
des Fürften und die Verwaltung feiner perjönlihen Angelegenheiten, 
bieibt ihnen. Als nun mit dem neungehnien Jahrhundert vie Geſetz⸗ 
gebung ſowohl ala die Vollziehung ihre verfaffungsmäßige Selbfländig« 
keit gewonnen, verlieren allmäblig beide ihre alte herrſchende Stellung. 
Das Eabinet geht theils über in den Staats«, theils In den Miniifter 
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rath (f. unten), und der Hof und Hofbienft merben wieder was fie 
fein follen, die perfönliche Umgebung des Fürften, deren Werth und 
Bedeutung nicht durch das Beibehalten der alten Titel und Namen er⸗ 
halten wird, Grundſatz wird, daß fie von jedem Einfluß auf Geſetz⸗ 
gebung und Regierung ausgefhloffen find; das Gabinet ift das 
große Privatfekretariat des Fürſten, und ber Hof ein privater, wenn 
auch oft großartiger Verwaltungsorganismus der perſönlichen Ange 
legenbeiten deſſelben, der jedoch bei richtigem Verſtändniß ter höchiten 
perfönlicden Aufgabe der fürſtlichen Etellung, namentlich für Kunft und 
Wiffenfchaft, Fehr viel wirken und durch beide dem Fürften ſelbſt ſehr 
viel nützen kann. 


Auch dieſe beiden großen Erſcheinungen, die aus der Rechtsgeſchichte wie 
aus der Staatslehre ganz weggefallen find und faſt nur in der Memoirenlite⸗ 
ratur noch ihre Bedeutung zeigen, gewinnen ein neues Leben, wenn man fie 
in Zufanmenhang mit dem Ganzen betradhtet. Es ift nicht zu verfennen, daß 
fi ſchon im fiebenzehnten Jahrhundert Regierung und Hof in der Vorftellung 
der Staatslehren fehr deutlich trennen, Sedendorf im Zeutihen Fürſten⸗ 
ftaat (1660) ift doch vielleicht der erfte, der im dritten Theil den Hof und fpe- 
ciel im Cap. V die ganze innere Organifation und Verwaltung deffelben genau 
entwidelt; jpäter verichärft fich der Gegenſatz. Der „Höfling“ und der „Hof 
mann“ find nicht bloß Nomanfiguren, fondern biftorifche Erfcheinungen, die 
freilich aus vechtlihen zu bloß focialen Figuren geworden find. Es kommt 
nur darauf an, das Bewußtjein der rvechtshiftoriihen Bedeutung derſelben zu 
erhalten. 


II. Die Staatöwürden und der Begriff der Krone. 


Es iſt nicht richtig, daß man das Weſen und das Syſtem der 
höchſten Würden in Staatsrecht und Staatswiſſenſchaft fo fehr vernach⸗ 
läſſigt, als man es bisher gethan. 

In ber That muß man, um die Bedeutung deſſelben richtig zu 
Ihägen, ihre eigentliche und wahre Natur zum Grunde legen. Ihrem 
“rechten Wefen nach erjcheinen fie nämlich nur denn und da, wo der 
Staat in der Perſon feines Staatsoberhaupts nicht als eine thätige 
Berjönlichkeit, ſondern felbjt nur als die höchſte individuelle Form des 
perlönlichen Lebens, als die höchſte Würde auftritt. Alles was öffent: 
liche Ehre heißt, ift dann in der Staatsperfönlichkeit vereinigt. Deffent⸗ 
liche Ehre aber iſt theild mit den öffentlichen Funktionen verbunden, 
theilö ein ſelbſtändiges Gut. In fofern dieß felbftändige Gut im Be 
fige einer Perfönlichkeit ift, heißt e8 Würde. Die Würde des Staats 
Iann daher jo gut wie die Funktionen deffelben an einzelne Perſönlich⸗ 
feiten vertheilt fein. Diefe Vertheilung bildet dann das Syſtem ber 
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höchſten Würden. Das Weſen diefer Würden befteht dann darın, daß 
fie nicht etwas bedeuten durch das was fie thun, fondern durch das 
was fie find. Da? unmittelbare Gefühl verfteht den Unterſchied fogleich; 
die Abſtraktion fchiwerer, weil der Gedanke nie das Seiende, ſondern 
ftetö nur den Lebensproceß deflelben erfaßt. Das gilt auch von jenem 
eigenthümlichen und doch fo einfachen Organismus. 

Höchſte Stantswürden hat es gegeben, fo lange es Staaten gab. 
Allein ihre Bedeutung und Stellung war eine jehr verichievene. Doch 
läßt fich diefe Verſchiedenheit leicht auf einige einfache Sätze zurüdführen. 
Eie bilden mit der Grundlage der Geichichte der Würden zugleich das 
Verſtändniß ihrer gegenwärtigen Stellung. 

Da wo bie Perfönlichkeit des Staat? ganz in die Berfönlichkeit des 
Stantsoberhauptes aufgeht, ift die Würde unbedingt von dem Willen 
de3 Herrn abhängig und daher auch mit diefem Willen verbunden. 
Gie ijt daher feine wahre Würde, denn dieje enthält ftetS das felb- 
ftändige Recht auf diefelbe; fie ijt nur eine Ehre. ever Dienft des 
Fürſten ift eine Ehre, und es gibt feine Ehre außer dem Dienite. Das 
Syſtem der Ehren erjcheint hier daher identisch mit dem Syſteme des 
föniglihen Dienftes. Unſer Begriff der Würden ift hier nicht anwend⸗ 
bar. Die Defpotie kann große Ehren haben und verleihen, aber feine 
Würden. 

Eben fo wenig gibt es Würden, wo die ganze Staatögewalt ftatt 
in dem Individuum des Monarden, in der Gemeinichaft des Volkes 
beruht. Auch hier gibt es nichts, mas außerhalb des Willens des Volkes, 
der gejeßgebenden Gewalt, jtände. Auch hier hat niemand an und für 
fih ein Hecht auf eine öffentliche Ehre; dieſelbe fommt nur da zur Er: 
ſcheinung, mo bie Republit den Einzelnen mit einer Funktion beauf- 
tragt, dauert nur für die Funktion und bezeichnet nichts als dieſelbe. 
Aud) die Nepublit hat Ehren, aber feine Würden. 

Die Würde entfteht daher erft da, mo ein Recht auf eine öffent⸗ 
lihe Ehre als ein felbftändiges ericheint, das ſowohl unabhängig von 
einem perfönlichen Dienfte wie unter der Deipotie, alfo unabhängig von 
der rein vollgiehenden Gewalt, als auch unabhängig von einer gefeglich 
übertragenen öffentliden Funktion, aljo unabhängig von der Geſetz⸗ 
gebung, vorhanden ift. Die Würde kann daher in ihrem wahren Sinn 
erst da ftattfinden, wo die Staatögewalt felbft fich über die geſetzgebende 
und vollziehbende Gewalt felbjtändig erhebt. Das ift erft der Yall im 
Königthum. Erft das Königthum hat daher neben dem Syitem ber 
Ehren, die es verleiht, ein Syſtem ber Würden, die mit ſelbſtändigem 
Rechte daftehen. 

Wo das der Fall ift, nehmen beide gegenfeitig etwas von ihrem 
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Charakter an. Die Ehre wird eine Würde, indem bie einmal verlichene 
wenigftens in gewiflen Formen von der Willfür des Verleihenden nicht 
wieder genommen werden darf; die Würbe wird zur Ehre, indem mit 
ihr eine Funktion verbunden ericheint. Das entwidelt fi langſam und 
in verſchiedenen Ländern verichieden, dennoch aber ſtets mit bemfelben 
Grunddaralter. 

Und bier ift es nun, wo Würden und Ehren mit dem Staats: 
organismus und namentlich auch mit der vollziehenden Gewalt zu⸗ 
fammenhängen. 

Sn der reinen Geſchlechterordnung ift ſowenig die Ehre als die 
Würde im Etaate ſchon beftimmt ausgebilvet. Die rein individuelle 
Beziehung zum Könige gibt noch beides zugleih, Das Gefolge des 
Königs ift der Träger beider. Aber die Würde neben dem Könige zu 
ftehen, kann nicht ohne die Ehre der Tapferleit gevacht werben. Der 
Dienft des Königs an ſich ift noch ehrenlos, weil er eben nur ein per 
ſönlicher Dienft it. Der Staat bat noch Feinen Inhalt, und darum 
noch feine Würde oder Ehre zu vergeben. 

Erft die ſtändiſche Ordnung ift die Quelle der Würde und der 
Ehre, und zwar ber ftaatlihen. Das Staatsleben erfcheint hier in der 
doppelten Geitalt, welche den ſtändiſchen Staat eben charafterifirt. Es 
bilden fich einerjeit® auf Grundlage der Grundberrlichfeit die örtlichen 
Zandeseinheiten als örtliche Staatenbilvungen, andererjeitö die könig⸗ 
lihe Staatögetvalt, welche die Einheit des Staats und feines Lebens 
vertritt. Beide gehen eine Zeit lang neben einander; beide entiwideln 
daber auch befanntlich ganz analoge Drganifationen, in denen bie großen 
Staatsfunktionen einzelnen Berfönlichleiten übertragen werden, die dann 
ber höchiten Ehre genießen, ohne daß man fchon den Begriff der Würde 
darauf anwenden könnte. Diele Funktionen mit ihrer Ehre werden nun 
zuerit in den ſtändiſchen Körperfchaften zu felbitändigen Nechten, indem 
fie fi mit dem Grundbeſitz verbinden. Die Funktion und die Ehre ift 
mit der beitimmten Grundherrichaft gegeben, und wird mit ihr verlehnt 
und verliehen. Die Funktionen und Ehren im Dienit des Königthums 
dagegen find noch immer rein perfünliche; es ift ber Beginn der Amts» 
ebre, die im Königsdienſte den Staatsdienſt entftehen läßt. Das nun 
empfängt feinen Charakter erft da, mo es dem Königthum gelingt, die 
Stände und die Grundherrlichkeiten allmählig ihrer ſtaatlichen Funktion 
zu berauben und bie Königlichen Organe an die Stelle oder bach an bie 
Spige der ſtändiſchen zu ftellen. Die ſtaatliche Verwaltung beſeitigt 
ſomit allmählig die ftändifche, der Fönigliche Wille allmäblig die Rän- 
diſche Gefeßgebung. Aber während der ſtaatliche Organismus dem ſtan⸗ 
diſchen feinen Inhalt nimmt, denkt er eigentlich nicht daran, ihm auch 
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das formelle Recht zu nehmen. Die Funktionen der ſtändiſchen Organe 
gehen daher auf ven königlichen Organismus über, und die ftaatliche 
Ehre des Amts mit ihnen; aber das Recht auf die Funktionen, freilich 
nur als abftraftes, bleibt denen, welche es befiten, mit dem Beſitze, 
durch welches fie das Recht hatten. So ift nun eine neue Geſtaltung 
da; ein dauerndes, jelbit vom Könige unabhängige Recht auf eine 
folche Ehre, ohne eigentlich ftaatlihe Funktion und doch mit einer ſiaat⸗ 
lichen Stellung; ein Angehören an den König, und doch fein Recht des 
legteren über jene ftändilch begründete Stellung; ein Verhältniß, das 
man in der Wirklichkeit leicht verfteht, das aber in der reinen Theorie 
ſchwer zu bezeichnen iſt. Und diefe Stellung, welche vermöge des Reſtes 
einer geihichtlichen Ordnung ein Recht auf Ehre ohne Funktion, eine 
Bertretung des Staats ohne Thätigfeit gibt, tft Die Würde. 

Ale Würden find daher aus der ſtändiſchen Ordnung entftanden. 
Allein fie haben zugleich aus der Geſchlechterordnung das der lebteren 
eigentbümliche Element, die Erblichkeit, angenommen, die uriprüng: 
lih die Verbindung mit dem Grundbeſitz bedeutet. Dadurch find fie 
eine Zeitlang an und für fih eine Macht. Allein das Königthum hat 
fie nicht bloß als ftändische oder grundherrliche Thatfachen angenommen, 
ſondern zugleich den organischen Werth derjelben für fich jelbit fehr 
wohl erfannt. Es begriff, daß die Würden es find, welche das an fi 
abjtralte Wejen des Königthums in der Auffaflung des Volkes zu jener 
Stellung über dem gewöhnlichen Leben erheben, die jo viel zur Macht 
des Königthums auch in anderen Dingen beitragen. Es begann daher 
nicht bloß die geichichtlichen Würden mit fih organisch zu verbinden, 
jondern auch ein neues Syſtem diefer Würden in den Orden und Titeln 
zu Ichaffen. Der Proceß, der beide mit einander verjchmilzt, ift von 
großem Intereſſe; doch muß feine Darftellung felbitändig gefcheben. Es 
gehört dem innerften Leben des Staats an. 

Natürlich nun waren diefe Syſteme ſehr verſchieden in den ver: 
ſchiedenen Ländern. Der Grund dieſer Verſchiedenheit Ing theild in 
dem Unterfchiede, der zwilchen der Bildung der ftändiichen Ordnungen 
und ihren Grundherrlichkeiten beftand,. theil3 auch in der ſehr verſchie⸗ 
denen Entwicklung der königlichen Macht, theild auch zuweilen in ganz 
ſubjektiven Auffaffungen der Füriten. Immer aber war im Grunde 
das Berhältniß zum Rechte und zur Drganilation des Staates nicht 
klar. Denn fo lange der König gleichzeitig Inhaber der Geſetzgebung 
und Volljiebung war, und bad was wir die Gtaniögewalt genannt, 
daher noch einen an ſich ganz unbegränzten Inhalt hatte, mußte bie 
Würde auch noch immer einen unbeitimmien Antheil an vieler Staats⸗ 
gewalt bedenten. Es blieb daher noch ein Proceß in der Geſchichte der 
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Würden übrig, berjenige, ter fie principiell von jeder eigentlichen 
Funktion trennt, und fie eben als dasjenige hinftellt, was fie jeßt find, 
ald die reinen Würden des Staats. 

Diefer Proceß entfteht nun da, wo die Gefeßgebung ſich vom 
Königthum trennt und felbftändig organifirt dafteht, während die Voll: 
ziehung gleichfall® ihren Organismus findet. In diefer neuen, ver 
fallunggmäßigen Ordnung fteht das Königthum allerdings über beiten, 
aber eö ftebt allein. Es iſt daher jet naturgemäß, daß eö feine 
Etellung mit allen den Würden umgibt, die eben der Erhabenheit der 
Staatsidee zufommen, während andererfeits dieſe Würden als foldhe 
jedes Necht auf Antheil an der Gefeßgebung und Verwaltung verlieren. 
Eo ergänzt ſich jebt das verfaflungsmäßige Königthum in diefer Ord⸗ 
nung der Dinge. Es ift der Kriegsherr, ala Inhaber der Heereögewalt; 
es ift die fanctionirende geleßgebende und vollziehende Gewalt im 
Staatsrath, und es ift in der Mitte der höchften Würden die Krone. 

Es ift nun demgemäß ziemlich einerlei, ob man die Würden zur 
Verfaflung oder zur Vollziehung rechnet; fie find eben mit dem Königs 
thum innigit verjchmolgen, und erjcheinen allenthalben, wo daſſelbe 
auftritt. Sie find gleihlam der organifirte Körper der höchſten Ehre 
des Staats. So entjteht der Begriff der Krone, den man ganz 
füglich als einen ſelbſtändigen ftantsrechtlichen Begriff anerkennen kann. 
Er bedeutet das Königthum als Haupt aller Staatswürden, als Ver: 
leiher und höchſten Inhaber verjelben, und bezeichnet fomit daſſelbe in 
ber vollen, äußerliben Erfcheinung der Majeftät der Staatsidee. 
Allein diefer Körper hat dennoch je nad) den Ländern eine verſchiedene 
Individualität. 

Die obigen Andeutungen über bie hiſtoriſche Entwicklung der Würden 
und ihres Verhältnifjes zur königlichen Macht laſſen uns nämlich einen 
allgemeinen Gruntfaß aufftellen, der uns dieſe verſchiedene Bedeutung 
der Würden in einfacher Weiſe erklärt. Je mehr nämlich die ftändifchen. 
Elemente verfchtvunden find, um fo mehr ift zivar nicht das Syfſtem 
der Würden an fih, wohl aber das Brincip des felbftändigen Recht s 
auf diefe Würben oder die Erblichfeit derfelben verſchwunden, und alle 
Würden iverden, wie unter der Herrichaft des abjoluten Königthums, 
verleihbar und verliehen. Wo dagegen die jtändifchen Unterfchiede und 
das Recht und die Stellung deö großen Grundbefites als Grundherr⸗ 
lichkeit einerfeits, das Necht der Landichaften als felbftändiger Verwal⸗ 
tungsförper andererfeitö ſich noch erhalten, da ſehen wir noch die erb⸗ 
lien Würden als Eyftem gelten, und zwar theild als Reichswürden, 


eils als Landeswürden; neben den erblihen dagegen, welche bie 
Selbſtändigkeit der Landestheile repräfentiren, das Syſtem ber 
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verliehenen Würden, welche das Königthum gibt. Es ift dabei nicht zu 
überfehen, daß die Titel und Namen diefer Würben für diefelben von 
Bedeutung find und oft für das unmittelbare Gefühl des Volfes einen 
großen Werth erlangen, indem fie den formalen Ausbrud gewiſſer alter 
Nechte und zum Theil bloß biftorifcher Erinnerungen enthalten, melde 
meiften® nur den allgemeinen Zufammenhang der Gegenwart mit 
der Vergangenheit, zuweilen aber auch ganz beftimmte Richtungen und 
Nechtsaniprüche bedeuten, an denen ſelbſt die Mafje unter Umftänden 
hängen fann. 

Demgemäß fann man das Würbenfyftem bei den drei großen Kultur⸗ 
völfern in folgender Weile charakterifiren. | 

Sin England organifiren fih nad langem Kampfe die Elemente 
der ftänbifchen und der ftaatsbürgerlichen Gefellichaft fo, daß beide in 
zwei felbftändigen Körpern — Oberhaus und Unterhaus — Gejetgebung 
und Verwaltung theilen, und den Königthum mie in der Geſchlechter⸗ 
ordnung nur die abjtrafte Idee des Staats übrig lafien. Die Selb 
ftändigfeit der Länder verſchwindet in diefer Einheit aller ftänbifchen 
und ftaatsbürgerlichen Elemente, da mit ihr jeder Gegenſatz zwiſchen 
Königthum und Geſellſchaft aufgehoben ift in der völligen Herrichaft 
der Ichteren über das ganze Staatöleben, und jo gibt e8 bier mit dem 
Mangel an Ländern und Lanpftänden auch Teine Landeswürden. Die 
gänzliche Aufhebung jeder eigentlichen Funktion des felbitändigen König: 
thums, welche die gelellichaftlichen Körper an fild genommen, läßt damit 
auch das Auftreten jelbjtändiger, von dieſer geſellſchaftlichen Herrichaft 
unabhängiger, nur vom Königthum gefeßter Hof: und Staatöwürben 
nicht zu; auch diefe fallen der gejellichaftlichen Herrichaft, die das Par: 
lament ausübt, unbedingt zu, und jo entiteht das Princip, das dieje 
Verhältniffe in England charakteriſirt und fie für den Eontinent fo oft 
unverftändlih madt. Die höchſten Würden find zugleich die böchiten 
Aemter, wie im Geſchlechterkönigthum. Diefe höchſten Aemter bes 
halten aber ven Namen der Würden; fie nehmen den Namen der Miniiter 
nit an, modurd das höchſte Amtsſyſtem in England von dem des 
Gontinents jo verfchieden zu fein fcheint. Sie dürfen eben deßhalb auch 
das Princip der Erblichfeit diefer Würden nicht anerkennen, meil die 
Aemter mit den Parteien mechjeln. Das Königthum ift daher ftet mit 
feinen höchſten Aemtern als Syſtem feiner Hof: und Staatswürden 
umgeben, fo daß es hier fein Syitem jelbitändiger Würbenträger gibt. 
Das englifche Stantsleben hat für diefen Mangel fich einen Erſatz ge: 
ſucht, und ihn gefunden in den königlichen Orden, namentlich dem 
Hofenbandorden. Die ganze Stellung dieſes Drbens ift in England 
eben darum fo weſentlich — mir möchten fagen feinem Inhalt nah — 


verschieden von allen übrigen Orden der Welt; denn die Urganifation 
des Hoſenbandordens ift ein, wenn auch ſehr unvolllommener und ohne 
die obigen Vorausſetzungen unverftänblider Erfat für das Bebürfnik 
nad dem Reichs: und Hoftwürbenfyften. Wir können biefür nur im 
Allgemeinen auf Gneiſts meifterhafte hiftoriiche Entwidlung in feinem 
eriten Bande verimeilen. 

Wefentlich anders ift der Gang der Dinge in Frankreich. Vor der 
Revolution hatte das Königthum tie auf dem ganzen Continent Reichs— 
und Hoftwürden,. die aber namentlih feit Ludwig XIV. ganz vers 
ſchmolzen ericheinen, und erbliche Landeswürben. Namentlich die erftern 
waren zu einem höchſt ausgebreiteten Syſtem entiwidelt, und die Be: 
bürfniffe der Finanzen erzeugten eine Webertragung diefer Würden auf 
die gewerbliche Welt in den fogenannten Offices du Roi, melde in 
nichts anderem beftanden als in dem Recht eines Getverbes, fich den 
Namen eined Hofgewerbes beizulegen, die dann vom übrigen Conti⸗ 
nent bald nachgeahmt wurden. Die Revolution, indem fie das Könige 
thum ftürzte, vernichtete natürlich das ganze Eyitem der Würden, und 
ließ alles was dahin gehörte, in das Aemterſyſtem aufgehen. Der 
wieder auftretende perfünliche Staat mit Napoleon erlannte, daß er als 
folcher der Würden bedürfe. Der Kaiſer ſchuf durch Geſetze, mad bie 
Geſchichte durch den natürlichen Entwidlungsgang erzeugt hatte. Er 
errichtete das Syſtem der Reichswürden, das im Weſentlichen beibe 
halten iſt. Aber die völlige Vernichtung ber ftändifchen Bildungen und 
der landitändifchen Selbjtändigfeit prägte diefem Syſtem der dignitaires 
de l’Empire ihren Charalter auf, der fie von dem engliichen wie von 
dem deutſchen unterjcheivet. Ste waren nicht erblich, fondern ernannt, 
wenn auch auf Lebenszeit, und fie waren nur Reichs: oder Hofmürben: 
Landeswürden gab es nicht und fonnte es nicht geben. Das unterfchieb 
fie von dem deutichen Syſtem. Dabei waren fie ohne alle amtliche 
Competenz, nur Ausbrud der Würde der Krone gegenüber dem thätigen 
Beamtenthbum, und jeder Einfluß einer Volksvertretung von ihnen damit 
grundfäglich ausgefchloffen; das unterfchieb fie vom englifchen Syſtem. 
Das ganze Würdenſyſtem trägt hier den Charakter des Verſuchs über 
die Art und Weile, wie man bie Reichswürden dazu benußgen fann, 
die Krone wieder aus der rein geſellſchaftlichen Herrſchaft, der Volks⸗ 
fouveränetät, herauszubeben und jelbftändig binzuftellen. Daher haben 
auch die Bejegungen diefer Würbdenftellen einen andern ‚Charalter. 
Ihnen liegt — eben weil fie Erblichkeit ausfchließen, der Anipruch eines 
Berbienfte zum Grunde, ohne daß fie doch felbft für eine Leiftung be 
jtimmt wären. Daber erjcheinen fie auch nicht im öffentlichen Recht, 
jondern nur im Staatshandbuche. 
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Tas Würdenſyſtem Deutichlands hat fi nad dem Untergange 
des deutichen Reiches auf der Brundlage der eigentlihen öffentlichen 
Würde erhalten. Die deutihen Staaten, welche die Selbitändigfeit der 
Länder mehr oder weniger, das Princip des abelichen Etanbesthums 
aber unbedingt anerfannten, haben theils ihr früheres Syſtem einfach 
beibehalten, wie Defterreih, und die Reichswürden und Landeöwürben 
förmlich anerfannt, theils fie gejeglich eingerichtet oder Beſtehendes durch 
förmliche Geſetze fanktionirt. Die Würden find daher theils erblich, 
und dann müflen fie ald Reichswürden betrachtet werben, theils find 
fie verleihbbar, und dann foll man fie ald Hofwürden betrachten, wozu 
namentlih das Syſtem der Kammerherren gehört, theils find fie erb⸗ 
lihbe Landeswürden. Der oft gebraudte Austrud Kron würden 
ift an ſich ganz richtig, da er eben den mejentlichen Unterfchied zwiſchen 
Krone und Landeswürbe feitbält; nur muß man dabei nie überfeben, 
daß die Kronmwürden felbft wieder theild Reichs -theils Hofwürden find, 
bei denen die Erblichkeit den Grund der Geltung des Princips der 
ftändifchen Gefellichaft bedeutet, die fich dafjelbe auch in den Verfaſſungen 
hat erhalten fünnen. Manche diejer früheren Landeswürden find alls 
mählig zu hohen Amtsfunktionen erhoben, und bilden dann eigentlich 
feine Würden mehr, ſondern es tritt bier die alte Würde an die Etelle 
des amtlichen Ranges, und nur der Name erinnert nody an die frühere 
Bedeutung. Jedes einzelne Land hat dabei wieder fein Syſtem; doch 
ift der Unterfchieb hier ftetS mehr ein formeller, während das Weſen 
der Sache gleich iſt. Gemeinfam iſt allen der Mangel jeder Sompetenz 
für ftaatlihe Funktionen, und das Recht auf die Symbole diefer 
Mürden, jo wie darauf, fie als Umgebung der Krone mit dem ihnen 
gebührenvden Pla und Rang zu tragen. 

Für unfere fpecielle Aufgabe wäre nun wohl alles erreicht, wenn 
es nur durch die obige Darjtellung die jelbitändige Behandlung vieles 
Gebietes und feiner Scheidung vom Amtsweſen und Regierung feſt⸗ 
geftellt wäre. Daß bie ftaatsrechtlihe Literatur des vorigen Jahr 
hundert? das nicht fonnte, lag eben darin, daß mit den Kron⸗ wie 
mit den Landeswürden noch immer gewiffe, wenn auch ſchon verblafte 
und nur noch formell beftehende Funktionen verbunden blieben, auf 
welche die Würde den Nechtätitel gab. Mit der verfaflungsmäßigen 
Regierung aber ift dieß Moment gänzlich verſchwunden. Die Lehre von 
der „Krone“ im obigen Sinne gehört weder der Lehre vonder Geſetz⸗ 
gebung noch der Verwaltung an. Eie ilt ein Theil der Darftellung 
des Staatsoberhaupts und feiner organischen Stellung; man fann fie 
philofophifch betrachten, wie Stahl in feiner Rechtsphiloſophie (II. 
3. Abtheilung, der fie als Berherrlihung des Fürften betrachtet, und 
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zu dem Scluffe gelangt, daf; fie dem Adel gehören müfle); jedenfalls 
ift e8 nothivendig, wenn auch nad den einzelnen Reichsverhältnifien 
nicht immer ohne Schwierigkeit, den Gedanken rechtshiſtoriſch feſtzu⸗ 
balten, daß die Gelchichte des ganzen Syſtems der Würde nur ein Theil 
des Proceſſes ift, der das Königthum in feiner großen Funktion gegen: 
über der Gefeßgebung und Verwaltung als felbftändigen Yaltor des 
Staatslebens hinftellt. 


Für England können wir uns zunächſt begnügen, auf Gneifts Darftellung, 
namentlich in der zweiten Auflage, zu verweilen. Das Gabinet ift I. 8. 42, 
die Großämter und ihre Auflöfung 8. 43 behandelt, und hier zuerfi der Grund» 
fat de8 Zuſammenhags Ddiefer Organifation mit dem gefchichtlihen Entwid- 
Iungsproceß des Staatslebens nachgewieſen. Bon dem Council haben wir unten 
bifonder8 zu reden. Es hätte fich jedoch wohl empfohlen, Würde und Amt 
ihärfer zu ſcheiden. 

Ueber Franfreihs Syſtem kennen wir fein eigenes Wert; hält man jedoch 
bier den Unterfchied zreifchen Würde und Amt feit, jo gewinnen die einzelnen 
Erſcheinungen allerdings ein befonderes Intereſſe. Doch müſſen wir biefes 
Gebiet hier übergehen. Der innere Zufammenhang mit der gefellfchaftlichen 
Bewegung, die Erridhtung des Ordens der Ehrenlegien 19. Mai 1802 (comme 
r&compense militaire elle fit merveille, comme organisation de la nation 
elle ne produisit rien), die Herftellung der donations, der erblidden Titel, die 
volftändige Adelsordnung der loi organique vom 1. März 1808 („J’ai eréé 
differents titres imperiaux pour mettre les institutions de la France en 
harmonie avec celles de l’Europe“ Nap.) ift entwidelt in Stein, Geſchichte 
der focialen Bewegung I. S. 280 fi. Für das deutfhe Syſtem find die An- 
gaben der betreffenden Werke vor unferm Jahrhundert in Pütters Literatur II. 
120. 129, und Klübers Literatur $. 911 und 997 geſammelt. ine fpecielle 
Darftellung der Neihswürden und Erbämter der einzelnen deutfchen Staaten 
hat Bifinger (vgl. Darftellung der Staatereform der eurcpäifchen Monarchien 
und Nepublifen 1818) gegeben. Die öfterreihifhen Erbämter 8. 56 
und ©. 187. Die preußifhen ebd. ©. 191, und in Rönne (Preußifches 
Staatsrecht 8. 39), wo die Unterfcheidung von Hofhargen und Hof- und 
Erbämtern bezeihnend ift; jene enthalten in den oberſten Sofchargen die 
Reichswürden Ter Krone, die Ober-Hofchargen, die höchſten Kronwürden; die 
jogenannten Hof» und Erbämter find fädtifche Würden. In Bayern errichtete 
die Konftitution von 1808 vier befondere Reichs kronämter, deren befondere 
Rechte in der Verfaffungsurfunde von 1818 genauer beftimmt wurden. Ganz 
ähnlich in Wiirttemberg (Juni 1808), und in Hannover und Braunfchweig. 
(Siehe Bifinger a. a. DO. und Klüber, Bundesrecht 8. 495.) — Die neueren 
Bearbeitungen des Staatsrechts haben fid) mit dem Gegenfland theils gar 
nicht, theil® in höchſt ungenügender Weife beſchäftigt. Zahariä (Gtaate- 
recht IL. 134) mißverfteht die ganze Inflitution, und hält die Würden wirklich 
für Erbämter, die erbli find. Maurenbrecher entgeht der Frage, indem 
er nur vom alten Reich ſpricht ($. 77). Pözl (Bayeriſches Berfaffungsredht 137) 
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nimmt das Inſtitut als bloße Aemter des Hofflabes, alfo ganz als Hofwürden. 
Ebenſo Mohl (Württembergiihes Gtaatsrecht I. 5. 46 — 48). Milhaufer 
Sächſiſches Etaatsrecht) fpricht gar nicht davon. Weiß (Hefliihes Staatsrecht 
8. 52) faßt gleihfall3 nur ten Standpunkt des Hofftaats und der Hoferb⸗ 
ämter auf. Die conflitutionelle Richtung des Staatsrchts, an der Spike 
Aretin, hat fi mit dem ganzen Gegenftand überhaupt nicht befchäftigt, da 
er mit der eigentlihen Berfaffung nichts zu thun Hatte So ift Hier noch das 
meifte, und nicht bloß Hiftorifche, zu thun. 


IV. Das Heer. 


Das dritte felbftänbige Element, da3 der perfönlichen Etantsgewalt- 
angehört, iſt das Heer. 

Bei einer Arbeit, welche in dem allgemeinen Weſen ber großen 
Lebenöverhältniffe die Grundlage des Berftändniffes des für fie geltenden 
pofitiven Rechts fieht, muß es verftattet fein, jene mächtige Thatfache 
auch einmal ihrem Begriffe nach zu bezeichnen; um fo mehr als unſers 
Wiffens auch nicht einmal ein Verſuch eriftirt, die Natur der Heeres: 
macht der Staaten zu unterfuchen, obwohl fonft fein einziger anderer 
Theil einer ſolchen Unterfuhung entbehrt. 

Das Heer iſt feinem Weſen nad nur verftändli, wenn man den 
Begriff der Perfönlichkeit des Staat? annimmt, in welchem jedes ab» 
ftrafte Moment bes perfönlichen Lebens zur felbjtändigen organifchen 
Eriheinung gelangt. In diefem Sinne ift das Heer die felbitändige, 
perſönlich organifirte phyfifche Kraft des Staats. Das Heer des 
Staat? hat Leine befondere Aufgabe, als die, die Kraft des Staats 
an und für fich objektiv darzuftellen und zur Geltung zu bringen. Man 
mwird uns, glauben wir, unmöglich mißverftehen, wenn wir demgemäß 
jagen, das Heer ift die Erfcheinung und das Drgan der abftratten 
vollziehenden Gewalt des Staats. Bon Bedeutung aber ift dieſe be: 
grifflihe Auffaffung des Heeres, meil fie die Grundlage für das öffent: 
liche Recht deffelben, und fpeciell für jein Verhältniß zum Königthum 
ift. Sn der That folgen daraus die beiden großen Grundſätze in eins 
fachfter Weife, weiche, fo lange es Menfchen und Staaten geben wird, 
das Heerivefen beherrfchen müfjen und beberricht haben. Zuerit folgt, 
daß das Heer ald Haupt nothiwendig und ausſchließlich das Staatöobers 
baupt anerfenne; es ift auch wiſſenſchaftlich ein Unding, das Heer zum 
Drgane der gefeßgebenten Gewalt machen zu wollen. Zmweitens folgt, 
daß das Heer, eben weil es organifch Feine wie immer geartete ſpecielle 
Aufgabe bat und haben kann, auch Feinen Jelbftändigen Willen zu haben 
beftimmt ift; es ift das Drgan des perjönlichen Willens des Staats⸗ 
oberhaupts. Won biefen beiden oberften Grundſätzen kann fi das 
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Heerweſen Teiner Zeit, Teines Volles und Teines öffentlihen Rechts: 
zuftandes trennen; gelchieht es dennoch, fo ift die Folge eine Berftörung 
des ganzen Staatöorganismus. Die Gefchichte liefert die entſcheidendſten 
Beifpiele für diefe MWahrbeit, und es ift nur Schwäche bes Stantss 
bürgertbums, aud nur einen Augenblid die abjolute Gültigkeit jener 
beiden Brincipien im Namen der ftaatöbürgerlihen Freiheit beftreiten 
zu tollen. Jeder Kampf dagegen hat ftatt der Yreiheit naturgemäß 
nur Schwäche des Staats erzeugt, und nur die, welche der Schwäche 
des Ganzen froh find, haben andere Gefichtöpunfte vertreten. Nicht in 
‚der Beitreitung jener Principien liegt die Sicherung der Freiheit; gibt 
das übrige organifche Xeben des Staats diefelbe nicht durch fich felbft, 
fo wird man fie gewiß niemald dadurch erreichen und hat fie niemals 
dadurch erreicht, daß man jene Grundgewalt des Staatsorganismus zu 
vernichten trachtet. Jene Principien find vielmehr in jo hohem Sinne 
organischer Natur, daß fie fich unbedingt, ja gegen den direlten Willen 
ber Gefeggebung, durch ihre eigene innere Macht wieder herftellen, wenn 
fie einmal angegriffen werden; e3 lebt in dem Heere aller Zeiten und 
Völfer das lebendige Gefühl, daß das Dafein des Staat? an und für 
fih auf ihm beruhe, daß es dafjelbe gegen Außen, und daß es daſſelbe 
auch nah Innen, am legten Orte allein mit dem höchſten Opfer zu 
vertreten habe; jede gejunde Armee wird durd das mehr oder weniger 
Hare Bewußtſein diefer feiner oft fo ernften Aufgabe gehoben und 
getragen. Das Verſtändniß diefer organischen Stellung erfcheint in 
dem einzelnen Gliede des Heeres als die militärifhe Ehre, die eben 
deßhalb ein unbedingtes Element des Heerweſens ift; und in den großen 
Altionen des Heeres ift es dieß Bewußtſein, das, bis zur Begeifterung 
gelteigert, die Heere zu Tod und Sieg führt. Wie wenige von denen, 
welde feit Plato über das Staatsweſen und feinen Begriff fchreiben 
und denfen, kennen das Heer und fein eigenthüimliches Leben — und 
wie viele mögen wohl ernithaft und vorurtheilsfrei jemals darüber nach—⸗ 
gedacht haben! Es ift nicht gut, daß dem fo iſt. Verbannt ein fo 
mächtiged und wichtiges Element des Ganzen aus der fyitematifchen 
Wiſſenſchaft oder aus der ethilhen Anfchauung des Staatslebens, und 
ihr werdet nichts anders erzielen, als daß diejenigen euch und eure Lehre 
nicht verftehen, die ihr ſelbſt nicht verftanden habt! — 

Aus diefer Eelbitändigfeit des Heeres im Organismus des Staats 
folgen nun die weitern zwei Sätze, welche für daſſelbe gelten. 

Zuerft bat das Heer eben vermöge dieſer ihm eigenthümlichen 
Stellung und Aufgabe aud fein eigenes Recht und feine eigene 
Rechtspflege, die beide auf einem mejentlih andern Princip beruhen 

N al® das übrige öffentliche und bürgerlihe Recht. Beide enthalten bie 
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organifirte Durchführung des Grundſatzes des perfönlihen Gehorſams, 
den wir den militärifchen nennen, und beilen Inhalt und Gränzen 
wieder auf dem militärifchen Dienft beruhen. — Zweiten? hat das 
Heer als felbftändiger Körper feine eigene innere Verwaltung, deren 
Organismus im Kriegsminifterium gegeben if. Das Berhältniß beider 
zum Staatsoberhaupt ift einfadh. Das Kriegsminifterium bildet, ordnet 
und unterhält das Heer; das Kriegsrecht erhält die geſetzte Ordnung, 
und das fo georbnete Heer fteht unter dem perjönlichen Willen des 
Etaatöoberhaupt3 unter feinem Oberbefehl. Für die Militärver: 
waltung im weiteften Sinne tritt Daher ungmeifelhaft das Recht des 
Minifteriums auf Gegenzeihhnung ein; für den Befehl über das Heer 
ift ein folches weder theoretifch noch praftiich denkbar. Die Conjequenzen 
die fih daraus für das Heerweſen ergeben, find wohl bier nicht zu 
unterfuchen. Allein daß die Stellung des Heeres jtet3 innerhalb ber 
Lehre vom Staatsoberhaupt zu feßen tft, ſcheint ungmeifelhaft. Es ift 
in diefen Sinne eine Welt für fih, und will ſelbſtändig behandelt werben. 


V. Der Stantöraib. Wefen und Funktion befielben. England, 
Frankreich, Deuiſchland. 


Mit dem Staatsrath betreten wir nun ein weſentlich anderes Ge⸗ 
biet als bei den bisher dargeſtellten großen Organismen, melde bie 
perfönlihe, von der eigentlihen Regierung getrennt gedachte Staats⸗ 
gewalt des Oberhaupt? umgeben. Bon allen Theilen des ganzen 
Etaatsorganiömus hat der Etaatrath den größten Wechfel erfahren, 
von allen Theilen ift auch wohl fein Begriff und feine organische Natur 
am ſchwierigſten zu beftimmen. Bald finden wir einen Etaatörath 
jelbftändig, bald verfehmilzt er mit dem Cabinet, bald mit dem Minifter 
rath, bald verſchwindet er gänzlich; von einigen wird er für heilfam, von 
anderen für verderblich oder gar für gefährlich gehalten; in einer Epoche 
bat er dieſe Funktion, in der andern jene; kurz es muß doch wohl ein 
tieferer Grund vorliegen, der gerade dieſes Organ den verjchiebenften 
Kräften und Urtheilen von jeher aufgefegt hat, ohne es doch ganz be: 
feitigen, oder und ganz über dafjelbe Har machen zu können. 

Dies nun ift in der That der Fall. Nur muß man zu dem Ende 
von der Stellung und namentlih von der Funktion des Staats: 
oberhaupt® nicht mehr als perfönlihen Hauptes des ganzen Staats, 
jondern vielmehr der Geſetzgebung einerfeite, und der Vollziehung 
andrerſeits ausgehen. | 

Läßt man nämlid von diefem Standpunkt aus einen Augenblid 
die hiftoriihe Entwidlung zur Seite, und faßt die Funktion des Staats: 
oberhauptes als die verfaflungsmäßige auf, fo ergibt ſich folgenves: 
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So wie nämlih durch die Anerkennung des felbftänbigen geſetz⸗ 
gebenden Körpers der Volksvertretung die gefeßgebende Gewalt von der 
vollziehenden ſich trennt, löst ſich auch die Vollziehung, infofern fie mit 
den einzelnen Aufgaben des Staatslebens zu thun hat, ald Regierung 
vom Etantsoberhaupt los und empfängt ihren Organismus im Mi» 
nifterialfyftem. Dabei entftehben zwei neue und eigenthümlicdhe Ber: 
bältniffe. 

Zuerft tritt das Staatsoberhaupt felbftändig als gleichzeitiges Haupt 
beider Funktionen über beite. Es bat zulegt immer dem Gejege und 
der Verordnung feine höchſte Sanktion zu geben. Es bat daher, und 
das ift feine große organiihe Funktion, gerade in feiner Sanktion am 
legten Drte die Harmonie beider auszufprechen; es muß in der lebtern 
das volle Bemwußtfein nicht etwa bloß des Bebürfniffes der Verwaltung 
oder des Willens der Volfävertretung, fondern des höchften Verhaltens 
beider zu einander haben. Seine Sanftion ift daher ter Alt, in 
welchem Gefegebung und Verwaltung mit einander in untrennbarer 
Einheit verfchmolzen find. Es ift daher naturgemäß, daß auch diefer 
höchſte Akt des perfönlichen Staatslebens ein mohlertvogener fei; es ift 
fogar nothiwendig, daß er unter Umftänden von fachluntigen Männern 
beratben werde; es ift endlich natürlih, daß eine foldhe Berathung 
mweber von den Organen der Gefeßgebung, noch von denen der Ber 
waltung, fondern von einem von beiden ganz unabhängigen Körper 
dem perfönlichen Beſchluß tes Staatsoberhaupts voraufgehe. Das ift 
nothivendig, bevor ein Geſetz der geſetzgebenden Gewalt vorgelegt wird; 
es ift aber auch nothivendig, bevor eine die ganze Verwaltung berührenbe 
Verordnung erlaflen wird; es ift am meiften nothwendig, wo bei un: 
vollftändiger Ausbildung der Geſetzgebung Verordnungen erlafjen werben, 
melche die Stelle der Gefete vertreten. Und da® Drgan nun, welches 
zur Aufgabe bat, eben jene höchſt perjönlichen und doch wieder das ge 
fammte Staatöleben umfaflenden Funktionen des Staat3oberhaupts, die 
Bildung der Gefeßesentivürfe, die Sanftionirung der befchlofienen Ge 
feße, und den Erlaß allgemeiner Verordnungen nach beitimmten Grund» 
jägen zu berathen und dem Staatsoberhaupt einen beftimmten perfön: 
Iihen Beichluß anzuempfehlen, ift eben der Staatsrath. 

Dieſes ift nun wohl ſehr einfah. Seinem Begriffe und feiner 
organischen Stellung nad ift daher der Etaatörath das berathende 
Drgan für ben perfünlichen, in der Sanktion von Geſetzen wie von 
Verordnungen zur Erfcheinung fommenden Beihluß des Staat 
oberbaupts in allen, feiner perfönlihen Entſcheidung 
unterworfenen Fragen. 

Auch wird niemand darüber zweifelhaft fein, daß gerabe ber 
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Monarch, und am meiften eben wegen feiner perfönlichen Unverantwort⸗ 
lichkeit, eines folchen tüchtigen Rathes bedarf. Die große Frage ift nur 
die, ob es dazu eines eigenen Organes bebarf, oder ob nicht vielmehr 
das dafür geeignete und ausschließlich beftimmte Organ eben der Mi: 
nifterratb fein folle, und zwar um ſo mehr, als die Minifter ver: 
möge der Gegenzeichnung die perfönliche VBerantwortlichkeit für die Be 
Ichlüffe des Königs übernehmen, und ihrerfeit3 die höchfte Kunde von 
den Zuftänden und Forderungen der wirklichen Staatäverhältniffe haben 
müſſen und auch wirklich haben, eine Kunde, zu welcher der Staats⸗ 
rath feinerfeits niemals in dem Grade gelangen kann. 

Nun aber iſt andererjeits Har, daß jeder Minifter im Grunde doch 
nur das eigene Reſſort fennt und andererſeits ftet3 geneigt fein wird, 
daflelbe mit einer gewiſſen Einfeitigfeit zu vertreten. In der That hat 
daher die Berathung jeder Maßregel, melde über die Competenz eines 
bejtunmten Minifteriums hinausgeht, und die Gefammtheit der voll: 
ziebenden Gewalt umfaßt, gar fein berathendes Drgan. Geht man 
aber einen Schritt weiter, fo ergibt fi) ein ganz analoges Verhältniß 
für die gefeßgebende Tätigkeit. Es ift gewiß, daß jeder Minifter für 
die Angelegenheiten feines Gebietes auch bei neuen Geſetzen vollfonmen 
zuftändig ift. Sowie aber ein Gefeg in das eined andern Minifteriums 
hinübergreift und ſich auf diefer Grundlage ein Streit unter den Mi: 
niftern erhebt, fo bedarf offenbar der Souverän eines Nathes für feine 
perfönlihe Entſcheidung, welche diefen Streit allein enden fann. Und 
in diefen beiden Punkten ruht daher die natürliche Etellung und Auf: 
gabe des Staatsraths. Der Etaatörath ift demnach der Rath des 
Staatsoberhaupts in allen Fällen, in denen es fih um Fragen und 
Entſcheidungen handelt, welche über vie Verhältniſſe eines 
einzelnen Minifteriums hbinausgeben, und zwar in Gefebgebung 
wie in Vollziehung. 

Die Stellung des Staatsraths ift daher an fich allerdings eine 
volllommen organische und fogar nothivendige. Aber die Drganilation 
deflelben iſt nicht fo einfach. Es dürfte fich vielmehr ergeben, daß der 
Staatsrath nad der Natur feiner Aufgaben eine doppelte Organi- 
fation haben muß; und in der That zeigen und auch die hiftorifchen 
Bildungen auf allen Punkten diefe doppelte Geftaltung menigftens in 
der Anlage des ganzen Inſtituts. Wir verftehen das jo, daß der 
Staatsrath für die Geſetzgebung ein anderer fein fünne und aud) 
wohl fein müſſe, als für die Verwaltung. Und zwar würden mir 
den erjteren den (eigentlichen) Staatsrath, den zweiten den Verwaltungs: 
gerichtöhof nennen. 

a) Der eigentliche Staatsrath, der für die Berathung der Geſetze 
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nothwendig iſt, fol feiner Natur nah nur eintreten, wo ein Geſetz 
Die Berbältniffe mehrerer Minifterien umfaßt. Daraus ergeben fi 
folgende Säße: 

1) Das Staatöoberhaupt enticheivet von Fall zu Fall, ob die 
Zuziehung des Etaatsrathed nothwendig ılt. Es wird weiſe fein, wenn 
die Minifter felbft unter Umftänden auf ſolche Zuziehung antragen. 

2) Der Staatdrath wird gebildet aus drei Elementen, dem Mi: 
nifterrath, dauernd ernannten Etaatsräthen, und Perfönlichkeiten, welche 
vom Staatsoberhaupt in einzelnen Fragen eigens berufen werden. Es 
ijt fehr zu empfehlen, daß die Prinzen des Haufes beigezogen werben. 
Unter den dauernd ernannten Etaatöräthen muß ftet3 der Borftand 
des Verwaltungsgerichtshofs fich befinden. 

3) Der Staaterath funftionirt nur als berathenves Organ; 
feine Abftimmungen haben nur die Bedeutung einer Anficht des Staats⸗ 
rathed. Die Minifter müffen das Recht haben, fi der Abftimmung 
zu enthalten. 

4) Gegenſtand der Berathungen des Staatsrathes können ſowohl 
Verordnungen als Gefege fein; es liegt im Weſen deſſelben, daß das 
Etaatöoberhaupt entſcheidet, was ihm vorgelegt werben fol. 

b) Ganz anders funftionirt ter Verwaltungsgerihishof. 
Seine Aufgabe bezieht fich nicht auf die Bildung des gejeglichen ober 
verordnungsmäßigen Rechts, fondern auf die Anwendung beffelben, 
und zivar wiederum auf foldhe Anwendungen, welche nicht in dem Ge: 
biet eines einzelnen Minifteriums fi) erfhöpfen. Daraus ergeben fich 
folgende leitende Eäße: 

1) Der BVerivaltungsgerichtshof muß ein felbftändiger, amt: 
licher, mit dauernd angeftellten und unabhängigen Mitgliedern be: 
jeßter Amtsförper jein. 

2) Er muß gebildet werden aus Männern, welche das gefammte 
Verwaltungsrecht und die Geſchäfte des eigenen Staates gründlid 
fennen. Es ift ein richtiger Gedanke, ihn in geeigneter Meife zur 
Ausbildung jüngerer Kräfte für die höchiten Aufgaben der Verwaltung 
zu benügen. Nur jollte nie ein jüngerer Beamteter in demjelben an: 
geftellt werden, der nicht ſchon eine gewille Zeit in der Praris bes 
Verwaltungsdienſtes zugebradht hat. 

3) Die Aufgabe diejes Verwaltungsgerichtshofes wird ſich haupt: 
ſächlich in zwei Theile fpalten. 

Einerjeit3 wird derfelbe über alle Rechtsfragen entjcheiden, melde 
die NRechtöverhältniffe von mehr als Einem Minifterium zugleih um: 
faffen. Seine erſte Hauptaufgabe wird daher in dem Gebiete der 
Competenzconflikte zwiſchen den Minifterien Tiegen; erft mit ibm 
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iſt eine definitive Organifation für alle aus der Competenz entftehenven 
Fragen gegeben. 

Andererjeits ift derfelbe naturgemäß die höchfte Inftanz für das 
Beſchwerderecht und Verfahren, und zwar für jeves Minifte 
rium; er ift das höchſte Gericht für das ganze Verordnung 
recht. Um diefe Stellung ganz Mar zu überfeben, muß man aller: 
ding? das folgende Beſchwerdeverfahren hier als bekannt vorausfegen. 
Es folgt aber daraus, daß er das Recht haben muß, durch feinen 
Urtheilsſpruch Verfügungen und felbft Verordnungen zu annulliren, 
ſowie die Minifterien in die Koſten zu verurtheilen. Deßhalb muß das 
Verfahren vor demfelben öffentlih und mündlich fein; aber er fann 
niemals ander als auf Grund des Verordnungsrechts verfahren; 
für das Verhältniß zwiſchen Verorbnung und Gefeg ift er nicht com 
petent, jondern bier tritt das Gericht ein. 

Dieß nun find die natürlihen Aufgaben des Vermaltungsgerichts- 
hofes. Es kann zweckmäßig ſein, diejelben in einzelnen Punkten zu 
erweitern; namentlich follte da® Endurtbeil über alle Staatsdiener 
rechte ftetS bei dem Verwaltungsgerichte fein. Die Begnadigungen 
und die Erklärung des Belagerungszuftandes oder ähnliche Gegenftände 
dagegen gehören offenbar nicht zu feiner Competenz. 

So einfah nun an ſich diefe Grundlagen für die Drganifation 
des Staatsraths in feiner doppelten Geftalt find, fo unflar find bisher 
die Verſuche, demjelben feine richtige Stellung und Funktion zu geben. 
Es ift aber vom höchſten Intereſſe, den Grund dieſer Unficherheit zu 
erkennen. 

Dieſer nun beruht darauf, daß jene Scheidung zwiſchen der 
Theilnabme defjelben an der Gefeßgebung als eigentliher Etaatsrath 
und an der Vollziehung als Verwaltungsgerichtshof überhaupt erft ent: 
ftehen fonnte, wo durch das Entftehen verfafjungsmäßiger Geſetze der 
Unterfhied und die Selbſtändigkeit des Verordnungsrechts aner: 
fannt wird. So lange dieß nicht der Fall ift, wird der Staatsrath, 
möge er nun diefe oder jene Form oder Benennung haben, jtet3 fich 
zum Hauptorgane der gefeßgebenden Gewalt felber maden, und das 
Princip und die Thätigfeit der PVollövertretung für überflüflig er: 
ſcheinen laflen. Hält man feſt, daß man ftreng genommen von einem 
Staatsrath nur reden kann, wo es eine Vollsvertretung und ein Mi: 
fterium und über beiden das felbftändige Staatsoberhaupt gibt, fo 
erklärt fich leicht Natur und Bebeutung der Formationen, welche bis 
zur Gegenwart feine Stellung eingenommen haben. | 

Sn der ftändifchen Epoche, wo Geſetzgebung und Vollziehung in 
zwei großen, rechtlich und faktifch getrennten Organismen vor ſich gehen, 
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dem Organismus der ftändifchen Selbftvertvaltung und der Föniglichen 
Staatöverwaltung, bildet das Königthum aus den Häuptern feiner 
Verwaltung fi) einen Rath, der naturgemäß aus den Epiken ber 
böchften königlichen Verwaltung befteht, der fein Recht und feine Auf 
gabe nur aus dem perfönlichen Willen des Monarchen empfängt, der 
feine gejeßliche Stellung hat, und daher auch nur injoweit und nur 
dann tem Könige feinen Rath gibt, wenn und mie diefer es perſönlich 
wünſcht. Es ift ein rein Töniglicher Rath. Bon einer organischen Ge⸗ 
jeßgebung und Verwaltung ift noch feine Rebe; alfo auch noch von 
feiner Scheidung der veriwaltungsgerichtlihen von der gejeßgebenden 
Funktion dieſes Rathes. Als nun in der folgenden Epoche, in der das 
Königthum allmählig die großen ftändifchen Körper und ihre Rechte in 
fih aufnimmt und die Einheit des Staats über die Selbitändigfeit der 
Theile fiegte, war es wieder ebenjo naturgemäß, daß das Königthum 
die Häupter dieſer ſtändiſchen Selbjtändigfeit, das was mir oben die 
Haupt:, Reiche: und Landeswürden genannt haben, mit in jenen Rath 
aufnahm, der allmählig allein über alle Neichsangelegenheiten zu ent: 
fcheiden hatte. Natürlich aber war e3 gleichfalls, daß bei dem Streben 
der legtern nach Selbitändigkeit die wirkliche Theilnahme von Seiten 
der Yandeswürdenträger nur eine unbequeme fein fonnte und daher 
mehr und mehr zu einer bloßen Form ward, die oft nur in bem Titel 
beftand. Regel ward es daher, daß die Fürften diefe Würbenträger 
nur bei bejonderen Gelegenheiten beriefen, fich die Berufung perfünlich 
vorbehielten und die Berathung wirklich entfcheivender Maßregeln nur 
mit den Epigen ihrer amtlichen Organe, den Häuptern der Vollziehung, 
vornahmen. Als nun endli mit dem achtzehnten Jahrhundert auch 
bie legten Spuren einer Theilnahne des Volkes an der Gefeßgebung 
verſchwinden, und damit jeder Unterfchied zwiſchen Geſetzgebung und 
Bolljiehung in dem fubjeftiven, fouveränen Willen der Fürften unter: 
geht, da wird dieſer Nath der urfprünglid nur vollzichenden Epigen 
ber Föniglichen Organe, indem er den Könige als der Quelle aller Ge: 
ſetzesbildung beitändig zur Eeite fteht, auch das naturgemäß berathende 
Drgan für die Gefeggebung überhaupt. Es ift die einzige Form, in 
welcher der königliche Wille die eigne fubjektive, als Staatswille gel- 
tende Selbitbeftimmung mit einem fremden Rathe umgibt. Diefer Rath 
bat verjchiedene Namen, aber bedeutet immer daffelbe; es iſt der Privy 
Couneil in England, Conseil d’Etat in Frankreich, Geheimerrath in 
Deutſchland. Auch ift diefer Rath natürlich fehr verfchieden zuſammen⸗ 
geſetzt; namentlich erſcheint die Verſchiedenheit darin, daß bald das 
fürſtliche Haus in demſelben aufgenommen iſt, bald nicht. Das 
Weſentliche aber beſteht darin, daß ſeine Funktion zugleich die des 
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Miniſterraths und die des heutigen Staatsrathes umfaßt, und bas tft 
ed, was in fo vielen Beziehungen die gegenwärtige Stellung des letztern 
unflar gemadjt hat, und zum Theil darum unklar machen mußte, weil 
namentlih in Deutfchland dur die unfertige Trennung von Gefeh: 
gebung und Verordnung einerfeitd und durch die Kleinheit ber Reichs⸗ 
ftaaten andererfeitö nicht einmal eine formelle Unterfheivung möglich 
war. Allein vollkommen Kar wird es fein, weßhalb auf dieſer Grund: 
lage alle jene Formen des Staatörathes ala Feinde der verfaffungs- 
mäßigen Entwidlung angejehen werben mußten. Denn fie vertraten 
den Schein der felbftändigen Berathung, während fie in Wahrheit zu 
bloßen Dienern der Fürſten berabjanfen, um fo mehr, als die einzigen 
jelbftändigen Elemente, die großen Landes: und Reichswürdenträger, 
die urfprünglichen , Geheimen Räthe,“ mehr und mehr aus jenem Körper 
verichwanden. Das ift ed, was eine Reihe von Erfcheinungen in der 
Geihichte des Staatsrathes in England, Frankreich und Deutichland 
erflärt,. Und dazu fommt nun das zweite große hiftorische Moment, die 
faft vollftändige Befeitigung der veralteten Zandeswürden, die denn 
doch noch immer in dem urfprünglichen Staatsrath das Element eines 
felbftändigen Urtheild und Rechts aufrecht hielten. Mit dem 18. Jahr⸗ 
hundert ift der Proceß vollendet, der den Staatsrath wie jedes andere 
Glied des großen ftaatlihen Organismus dem perfönlicdhen Dienft 
des Landesherrn unterivirft. 

Erjt mit dem 19. Jahrhundert, feinen Volfövertretungen und 
jeinen Berfaflungen, tritt der Staatsrath in diejenige Epoche, in ber 
es fih um feine wahre Bedeutung und felbft um feine Exiftenz han» 
delt. Hier nun erfennt man allerdings, daß jedes große Volk wiederum 
auf diefem Punkte feinen eigenen Bildungsgang des öffentlichen Rechts 
gebt. Das was wir Staatörath nennen, iſt in jedem Staate etwas 
anderes, und funftionirt anders. Es bleibt für das pofitine Recht 
nichtö anderes übrig, als auf die Beltimmungen und Drganifationen 
der einzelnen Länder zurüdzugehen. Wohl aber ift e8 unfre Aufgabe, 
die mitten in diefer Verfchiedenheit für das gefammte organische Leben 
geltenden Grundſätze feitzuftellen. 

Der erfte diefer Grundfäge der Vergleihung bezieht fih nun auf 
das eben bezeichnete Verhältniß des Staatsraths zur geſetzgebenden Ge- 
walt, und fpeziel zu dem Minifterrath, der in verfaflungsmäßigen 
Ländern aus derjelben hervorgeht. Es liegt theild in ber grunbjäß- 
lichen Berantwortlichkeit der Ichtern, theil® in dem ganzen Wefen ihrer 
Stellung, daß fie felbft ftets dahin ftreben müflen, die Berathung für 
die Iandeöherrlichen Befchlüffe ſelbſt und ausfchließlich zu leiten. 
Es ift daher ganz unmöglid, daß ein verantwortliches-Minifterium bie 
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Einjfegung eines Staatsraths neben der Krone jemals mit günſtigen 
Augen anfehen follte; vielmehr liegt e3 in der Natur der Sade, daß 
au die Vollsvertretung fih einem folden Etaatsrath gegenüber 
ſtets feindlich verhalten wird; fo zwar, daß die faktiſche und rechtliche 
Etellung des Etaatörathes ftet3 von ber der Vollövertretung in jedem 
Lande abhängig wird. Man kann daher ganz wohl fagen, daß da, 
two die geletigebende Gewalt die Herrichaft über die vollziehende übt, 
wie in England, der Staatsrath ohne Selbftändigfeit wie die Krone 
felbft, und vollftändig vom Minifterrath verdrängt ift; nur äußere Gründe 
der Zweckmäßigkeit erhalten ihn als administrative Behörde. Da, mo 
die vollziehende Gewalt mächtiger iſt als die gefeßgebende, wird er 
naturgemäß das Hauptorgan der ganzen Verwaltung, und ericheint 
vorzugsweife al8 der beratbende und ridhtende Körper über das Ver: 
ordnungsweſen, mie in Frankreich. Da endlih, wo Gefeßgebung und 
Bollziehung beide gleichberechtigt find, empfängt er erft feine mahre 
Etellung ald Rath des Staatsoberhaupts in allen, der 
Sanktion desjelben unterliegenden Angelegenheiten fo: 
wohl der Gefetgebung als der Verwaltung; und das ift in der That 
das Weſen feiner Stellung, ſoweit fie in Deutichland fih auszubilden 
im Begriff iſt. 

Wir nun können unferjeit3 nicht umbin, dem Princip nad) die 
Snftitution eines folchen felbftändigen Etaatsrathes nicht bloß aus ab: 
itracten Gründen, fondern aud im Namen einer tüchtigen und felb: 
ftändigen Negierung als höchſt wünſchenswerth zu erfennen. Denn 
noch auf lange Zeit hinaus wird die Herrichaft der Volfsvertretungen, 
über die Regierung in der Perſon der Minifter ausgeübt, eine Herr: 
ſchaft einer Partei, einer geſellſchaftlichen Klafje oder eines einfeitigen, 
wenn aud oft wahren und großen Intereſſes fein, und mir balten 
daran feſt, daß der Staatsrath in feiner Etelung und Funktion ftets 
in dem Grade ernfllicher befämpft werden wird, in welchem die Partei: 
berrfchaft entfchiedener zur Geltung gelangt. Bon biefem Geſichtspunkt 
aus vertritt der Staatsrath für uns die höhere dee des Staats gegen: 
über feinen einzelnen Faktoren als jelbftändices Organ, die ber Landes: 
berr als einzelne Berfon vertritt. Und auf diefer Grundlage follte das 
Berhältniß des Etaatsrathes zu Gefeßgebung und Verordnung orga: 
nifirt werben. 

Der zweite große Grundſatz für die Vergleichung betrifft die Stel: 
lung de? Staatsraths zum Verwaltungsredht. Er ift die natürliche 
höchſte Inftanz für das Befhwerdeverfahren. Um von diefem 
Standpunkt den Staatsrath in feiner hochwichtigen Funktion richtig zu 
veriteben, muß man allerdings ſich den Verwaltungsproceß felbft mehr 
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flar gemadt haben. Nun aber liegt gerade auf diefem Punkte einer 
ber größten Mängel unſeres gefammten öffentlichen Rechts. Es ift da: 
her das Bebürfniß nach einer ſolchen höchſten Stelle nirgends recht zur 
Klarheit gelommen; mit Frankreich ift auch die deutfche Geſetzgebung 
bei dem Satze ftehen geblieben, höchſtens die Competenzconflifte durch 
den Staatsrath enticheiden zu laflen. Und deßhalb bat man den leß« 
teren von der Seite diefer Funktion fo gut als gar nicht richtig be 
urtheilt, und meiftens die Anficht über fein Verbältniß zur Geſetzgebung 
als allein maßgebend für das ganze Urtheil angenommen. Das ift 
nicht richtig. Im Gegentheil wird es nicht lange dauern, bis gerade 
diejer Theil feiner Funktion von entſcheidender Bedeutung werden wir. 
Und dann wird die Frage nah dem Etaatörath in ein neues Sta: 
dium eintreten. Es wird fih dann darum handelt, ob und wie weit 
diefer höhfte VBerwaltungsgerihtshof auch als berathendes 
Organ für den Monarchen dienen fünne, während bis jeht das 
berathende Organ des Monardien ausnahmsweiſe als Verwaltungs—⸗, 
ſpeciell als Confliktgerichtshof, gedient hat. Und das, glauben wir, 
wird dem Staatsrath ſeine wahre Stellung für die Zukunft geben. 


Der Charalter des Staatsraihs, wie er fih auf diefer Grundlage in den 
Hauptftaaten ausgebiltet hat, ift nun im Wefentlicden folgender. 


England. 


Zu England ift der Sieg der gefellfchaftlichen Eicmente über die Krone 
formell ſchon feit Wilhelm III. materiell eigentlich exft feit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts definitiv entfchieden. Die Vertreter der gefellichaftlichen Herrichaft 
über die Staatögewalt, die herrſchende Partei in den Häufern, läßt daher eine 
von ihr unabhängige vollziehende Gewalt nicht zn, und es entfteht dort daber 
das Verhältniß, weiches den englifhen Staatsrath, das Council, jo weſentlich 
vom Staatsrath auf dem Kontinent unterfcheidet. Die Krone hat nämlich bier 
materiell gar nicht jene Selbſtändigkeit gegenüber der Geſetzgebung ober Ber- 
waltung, welche ihre Sanltion noch als einen freien perſönlichen Entſchluß 
erſcheinen läßt. In England if die vollziehenve Gewalt vollftändig von der 
gefeßgebenden beherrfcht, und ein von der Icttern und ihrer Parteiregierung 
unabhängiger, die Krone in ihrer Eelbfländigleit unterftügender Staatsrath 
außerhalb der Minifterien ift bier Daher gar nicht denfbar. Es erfcheint daher 
in England für das was wir den Etaatsrath nennen, im Wefentlichen das 
gleiche Verhältniß, was in jo manchen andern Gebieten des üffentlihen Rechts 
dieſes Landes auftritt. Das formelle Recht ift ein anderes als das wirkliche, 
und beide beftehen trotzdem fo lange frieblih neben einander, als nie 
mand daran denkt, dem formellen eine pofitive Geltung geben zu wollen. - Der 
engliihe Staatsrath? das Privy Council, ift formell der alte königliche 
Staatsrath der fländifchen Epoche. Nech immer „rangiren im Gtaaterath tie 
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Großbeaniten“ (königliche und Landeswürden) „nach dem Präcedenzſtatute Hein⸗ 
richs VIII. Noch hente iſt auch erkennbar die frühere Doppelſtellung des Privy 
Council als Staatsminiſterium und als Gtaatkgerichtshof, letzteres freilich 
beichränft auf ein bloßes Berhaftungs- und Vorunterſuchungsrecht“ (freilich 
nicht für dag eigentliche Verwaltungsrecht, |. unten), „Das verfaffungemäßige 
Berbältniß bat fi aber, wie $. 42 gezeigt, verfchoben, fofern durch Aus- 
ſchließung aller außerordentlihen Gewalten, Jurisdiltionen, Eufpendirungs- und 
Difpenfationggewalten de8 King in Council, durch das überwiegende Finanz- 
vecht des Unterhaufes, und durch die jährlich zu ermeuernde Mutiny Bill der 
Schmwerpunft der ftaatlihen Willensbeftimmung in das Parlament geriidt if.“ 
(Gneift, Englifhes Berwaltungsredt 11. Br. ©. 660.) Das heißt, die von 
Gneiſt fo vortrefflich dargeftellte Partciregierung des Parlaments bat ans dem 


. Privy Council nur den Minifterrath gemacht, in welchem daher auch bei dem 


höchſtperſönlichen Beſchluß des Königs nur die Parteien des Parlaments gehört 
werden. Da jedoch, weſentlich mit aus diefem Grunde, das engliſche Staatsleben 
es einerfeitS nicht zu einem Minifterialfgftem gebracht hat, jondern noch immer 
an der Bildung defjelben arbeitet und wohl noch lange arbeiten wird, anderer 
feit8 aber ter Krone nicht das Recht gegeben ift, fich mit einem felbftändigen 
Staatsrathe außerhalb des Diinifterrath8 zu umgeben, fo mußte man ein wun⸗ 
derliches Zwitterding machen. Man mußte den Minifterratb mit böchften be 
rathenten Organen tiber diejenigen Gebiete ter Verwaltung verınehren, für 
welche fein eigentliches Minifterium vorhanden war, und die deßhalb im Grunde 
die Funktion des Staatsraths Übernahmen, nur daß fie nicht einen Staatsrath 
der Krone, fondern einen Etaatsrath des Diinifterrathes bilden. Vielfach hat 
hier neben der Natur der Sache aud) wohl das Beifpiel Frankreichs eingewirkt. 
Das Council hat fi dadurd zu einem Körper erweitert, der das Haupt nicht 
bloß der vollziehenden Gewalt im Allgemeinen, jondern auch der einzelnen Ber- 
waltungszweige ift, indem es die in dem hiſtoriſchen Staatsfetretariaten nicht 
vertretenen Gebiete der Verwaltung als eigene Abtheilungen in fi aufnahm. 
So finden wir drei perinanente Committees des Privy Council: da® Com- 
ınittee for trade and foreign plantations, aus welchen fi das Handels» 
miniſterinm gebildet hat, das judicial Committee, das noch eine höchſt unklare 
Bildung ift, und die Elemente eines Competenzgerichtes enthält, forwie die eines 
Auftizminifterinms, und das Committee for education, das ſich gleichfalls 
zum Unterrichtöminifterium berauszubilden beftimmt if. Es leuchtet zwar ein, 
daß dieß mehr die VBorbildung des Miniſterialſyſtems, als die eines eigentlichen 
Staatsrathes iſt; aber aud in England muß ans dem erfteren allmählig der 
letgtere hervorgehen. Jedenfalls ift diefer ganze Zuftand ein, organijch betrachtet, 
höchſt unvellkommener; die Herrichaft der legislativen Parteien tiber die Ber 
waltung wirde fchon lange das Reich verderbt haben, wei überhaupt die Ber⸗ 
waltung in demfelben Maße unter dem Amtsweſen ftünde, wie auf dem Gon- 
tinent. Allein da die Eelbfiverwaltung den beinahe wichtigften und größten 
Theil der VBollziehung der Gejege den Organen des Selfgovernnient überlaffen 
hat, fo wird jene Gefahr damit paralyfirt, und nur damit. Und in dieſem 
Sinne ift das Selfgovernment Englands die Aegide gegen die Mifverwaltung, 
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fein köſtlichſter Schatz, und von jo wejenlich anderer Bedeutung, als auf dem 
Continent. Wir werden diefe Gedanken unten bei dem Minifterialigfiem und 
der ESelbfiverwaltung wieder aufzunehmen haben; von ken Berwaltungegerichten 
ſ. gleichfalls unten. An ein fuftematifch durchdachtes Zufammengreifen, wie auf 
dem Gontinent, ift in England nicht zu denten. Das Leben der Barteien 
in Zufammenwirfen mit dem Bedürfniß hat das hervorgebracht was jet 
hefteht. — Trotz alledem führt in der Theorie der alte Privy Council feine alte 
Stellung als Rath der Krone noch immer fort; das was Bladftone in feiner 
Darftelung des engliſchen Königthums fagt (Bd. I. C. 5) gilt noch jett for⸗ 
mell als richtig. Sein Grundgedanke if der der fländifchen Epcche, der Ge⸗ 
genfag eines ſelbſtändigen Privy council des Königs gegenüber dem 
Barlament als föniglicher Rath. Zu dem, was Gneiſt a. a. D. 8. 45 über 
das Cabinet und den Privy Council jagt, läft fi kaum etwas Wefentliches 
hinzufügen. Wir verweilen nur noch auf die claffiiche Darftellung des Privy 
Couneil unter den Stuart, bei Macaulay (Hist. of Engl. IL Ch. IL) 
Macaulay zeigt und das Entſtehen des großen jetst noch in England be= 
ftiehenden Brincips „daß ein Gabinet mit der Konftitution in Widerſpruch ſtehe;“ 
er ſelbſt findet fih nicht ganz zurecht zwiſchen den beiden Säten, daß das 
Cabinet ein essential part of tlıe political system, und dody unknown to 
the law gewejen fei und im Grunde noch fei. Wir glauben, daß die Erklä⸗ 
rung wohl in dem Obigen gegeben fei. 


FZranlreid. 


Wir haben ſchon früher darauf hingewieſen, daß der franzöfiſche Staat fi 
vorzugsweife vermöge der Gentralifation feiner Berwaltung gebildet hat. So 
abjolutiftiih auch das Königthum fein mochte, dieß Bewußtſein von der großen 
— in Frankreich geradezu ftaatbildenden Funktion der Verwaltung hat dafjelbe 
nie verlaffen, und man fann mit Net Heinrich IV. als den Begründer diefer 
Idee, und Eully als ihren erſten Bertreter anſehen. Die Gewalt der That- 
fache, daß die Verwaltung ganz auf dem Königihum ruhe, und das mit dem 
17. Zahrhundert rückhaltslos heivortretende Sireben, die Geſetzgebung von ber- 
felben auszuſchließen, erzeugte die Nothwendigleit, ein Gentralorgan diefer Ver⸗ 
waltung unmittelbar unter dem Könige zu ſchaffen, deffen Aufgabe es fein follte, 
nicht mehr die einzelnen Gebiete der Verwaltung, fondern die Verwaltung als 
Ganzes zu leiten. So entfland der alte Conseil d’Etat, der feine eigene Ge⸗ 
fhichte hat, noch ehe die Revolution ihn fo gründlich modificirte, ohne ihn 
jemal3 dauernd bejeitigen zu können. (Siehe Repertoire de Jurisprudence 
von 1784, v. Conseil d’Etat.) „Le Conseil d’Etat,“ fagt Toqueville, 
(L’aucien regime 1856 L. II. Ch. 2) „est tout & la fois, — cour supröme 
de justice, tribunal supr&me administratif, conseil du Gouvernement, dis- 
cute et propose la plupart des lois, fixo et repartit l’impöt — und cour 
euperieure d’administration — pour établir les règles generales qui doivent 
diriger les agents du Gouvernement.“ (Bergl. auch den jehr guten Artikel 
Conseil d’Eiat in M. Blod, Dict. de Politique.) Er bildete einen Körper 


unmittelbar unter dem König, und war das hödjfte Organ für bie ganze, in 
der Berfon des Monarchen vereinigte gefeßgebende und verorbnende Gewalt. 
Das organifirende Geſchick der Yranzofen gab ihm fon im 17. Jahrhundert 
feine: Geftalt; die definitive Ordnung gab ihn das Erift vom 3. Januar 
1678. Darnach hatte er ſchon damals vier Seltionen, den eigentlichen Conseil 
d’Etat, der das Minifterium des Löniglihen Haufes, des Kriegs und des 
Aeußern vertrat, das Conseil de depeches, als Minifterium der Finanzen, we⸗ 
nigftens zum Theil, und Minifterium des Innern, das Conseil des finances, als 
Verwaltung der Domänen, und das Comseil des parties, das im Grunde das 
Juſtizminiſterium war, und ſchon damals die jurisdiction administrative in 
höchſter Inſtanz entſchied. Zugleich wurde der Garde des sceaux als Präftdent 
erflärt, 21 ortentlihe und 12 außerordentliche Näthe ernannt. Der König be- 
hielt fih den Vorfig vor. Die mächtige und rüdfihtzlofe Entwicklung der Ad⸗ 
miniftration brachte diefelbe nun alsbald in Conflitt mit den orventlichen Ge⸗ 
rihten. Sie waren e8, zu denen das beftehende Recht feine Zuflucht fuchte; 
und die Berechtigten waren im Allgemeinen gewiß, durch die Gerlichte geſchützt 
zu werden. Die Verwaltung dagegen, oft mit Hecht, oft mit Unrecht, mußte 
dieß Mecht brechen; ihr Organ war ter Conseil d’Etat, aber in der legten Ab⸗ 
theilung, dem Conseil des parties. Diefe Abtheilung fing daher fen im 
vorigen Jahrhundert an, den Grundſatz durchzuführen, daß in Streitigkeiten 
zwiſchen Staat und Einzelnen — oder liber das eigentliche droit administratif 
— nicht die Gerichte, fondern nur der Conseil d’Etat Recht fprechen, ja daß 
derfelbe fogar die urtheilende Thätigkeit der Gerichte feiner Oberauſſicht unter- 
ziehen könne und folle, da in der That in dem Conseil des parties eigent« 
lich das Yuftizminifterium im Keime gegeben war. Dem traten die Gerichte 
allerdings entichieden entgegen, vor allen die Parlamente, nnd dieß Verhältniß 
ift es auch, gegen das Montesquieu in feinem Esprit des Lois VI. Ch. 6 
tämpft: „C'est encore un grand inconvenient dans la monarchie, que les 
ministres du prince jugent eux mêmes les affaires contentieuses“ u. f. w., 
wozu Helvetius die, die ganze franzöfifche Auffaffung fchon vor der Revolu⸗ 
tion jo bezeichnende Note machte: „Les ministres sont fait pour decider les 
affaires quand il y a embarras, et non pour les juger quand il y a con- 
testation.* Daß diefe Oppofition nicht viel nügen konnte, lag allerdings auf 
der Hand; um aber dieſem Verwaltungsgerichtshofe zugleich die Form der Ge— 
richte zu geben, erjchienen bie berühmten Ordonnanzen von d'Agueſſean, 
“welche zuerft den adminiftrativen Proceß ordneten (Regl. v. 28. Juni 1738), 
und damit eigentlich erft dem Conseil d’Etat den Charakter der Willkür 
nahmen, unter dem er bis dahin gelitten. Zeit diefer Zeit ift derfelbe ein 
förmliches Organ der Verwaltung, und bleibt es bis zur Revolution. 

Mit der Revolution tritt nun die Scheidung zwiſchen Gele und Boll. 
ziehung ein, und das Königthun empfängt als Chef de l!’Administratiun feine 
Stellung über beide. Daß die Revolution an nichts weniger dachte, als an 
die Aufhebung der Macht der Verwaltung, haben wir ſchon gejagt. So lange 
daher das Königthum anerlannt blieb, blieb auch der unter diefen Verhältniſſen 
ganz natürliche Grundfaß, daß der Conseil d’Etnt der eigentliche Rath des Königs, 
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ter jelbftändigen Verwaltung fein müſſe. Nur war vorausznſehen, daß feine 
Eriftenz als eigenes Organ von der Eriftenz des Königthums abhängig fein 
werde; feine Bedeutung hing von jett an einfadh von dem Berhältniß ab, in 
welchem der König noch gegenüber den, der Legislative unterworfenen Minifter 
rath eine Selbftändigfeit erhalten könne: Mit diefer geht er, als eigentlicher 
Augdrud derjelben, vafh zu Grunde, und der Minifterrath, als das Organ 
der Herrichaft der Gefeßgebung tiber die Verwaltung, tritt an feine Etelle. 
Das Dekret vom 19. Aug. 1790, und die Gefeße vom 11. Eeptember und 
4. Oktober nahmen ihm ftüdweije feine Rechte. Die Decrets vom 27. Nov. 
und 1. Dec. 1790 fegen das tribunal de Cassation ein, woburd es feine 
höchſte richterliche Funktion verlor, und das Geſetz vom 25. Mai 1791 hob 
ihn einfach auf und verſchmolz ihn mit dem Conseil des Ministres. Das mar 
ganz confeguent; das Gejeg vom 21. Fruct. III. gab dem Minifterconfeil fogar 
die Sompetenzconflikte; die jelbfländige, perjönliche Staatsgewalt war vollftändig 
untergegangen. 

Der 18. Brumaire brach die Herrichaft der Legislative, nunmehr umgekehrt, 
um die Erelutive zur Herrfchaft zu bringen. Das Regiment Napoleons be- 
ginnt; mit ihm wird fofort der Conseil d’Etat wieder ing Leben gerufen. Und 
jet beginnt für denjelben eine neue Epode. Cie beginnt fogleih mit dem 
. Recht des Conseil d’Etat: „De rediger les projets des lois et les röglements 
d’administration politique, et de resoudre les difficultes qui s’elevent en 
mutiere administrative.“ (Constitution an VII. Art. 52.) Er ift damit 
zunächſt an feine alte Stelle für die Geſetzgebung geftelt, und beginnt die 
Bolfsvertretung vollftändig zu überflügeln. Zugleich wird er in feinen andern 
Abrheilungen das über das ganze Verwaltungsrecht enticheidende Organ; nad 
dem Arréêté constituant vem 5. Niv. VIII. werden ihm alle Fälle der Inter 
pretation der Verwaltungsgejege, alle Berwaltungsrechtspflege und alle Conflikte 
übertragen; da® Senatus-consulte vom 18. Fruct. X. theilt ihn in Eeftionen: 
eine Ordonnanz vom 9. April 1803 fügte das Inſtitut der Auditeurs hinzu; 
eine andere vom 11. Juni 1806 üiberwies ihm die affaires de haute police 
administrative (das oberfte Verordnungsrecht), kurz, er ift das Organ der 
höchften Verwaltung und zugleich eine Ecole pratique du gouvernement et 
de l’administration. Seine Bedeutung verdunfelt ganz die Reſte der geſetz⸗ 
gebenden Körper; er ift der eigentliche Rath des Herrſchers. Belannt ift der 
Ausdrud Napoleons, der die Auffaffung diefer Epoche fchlagend bezeichnet: das 
Conseil d’Etat fei feine pensee en delib&ration, die Minifter dieſelbe en exé- 
eution. Diele höchſte Stufe verliert er freilich mit der Reſtauration. Das 
Weſen derfelben war doch am Ende ter Wiedererwerb der gejeßgebenden Nechte 
für die Volksvertretung; aber weil er eben fo ſehr der Verwaltung als der 
Geſetzgebung angehörte, überdauert der Conseil d’Etat den neuen Zuftand. Man 
hatte das Mare Bewußtſein, dag man ihn felbft nicht entbehren könne; man 
nahm ihm nur den Theil der Rechte, der zu weit in die Geſetzgebung eingriff; 
aber im Grunde fand er jet an dem Königthum feinen Halt und jeine wahre 
Stellung. Doch hat er lange nicht fo tief in die Geſetzgebung eingegriffen, als 
manche meinen; Gormenin (Questions de droit administratif) behauptet, 
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Daß die Gefeentwürfe der Minifter überhaupt, mit wenigen Ausnahmen, 
während diefer Epoche ron dem Conseil d’Etat gar nicht berathen worden 
feien; die Kammern waren ſchon in den zwanziger Jahren zu mächtig geworden. 
Dagegen erhält er feine ganze Bedeutung für die Verwaltung und ihr 
Recht, und mit diefer Stellung geht er nun in das Julilönigthum fiber. 
Hier nun fieht man jene Doppelnatur des franzöfiihen Conseil d’Etat fid) in 
den verſchiedenen, beftändig wechſelnden Verſuchen abfpiegeln, in denen man 
ihm bald feinen Antheil an der Gejetgebung geben will, bald ihm denfelben 
beichränkt, immer aber auf feine entjcheidende Stellung in der Bildung des 
Berwaltungsrehts und als böchfter Verwaltungsgericht&hof zurüdtommt. 
Die Aufgabe der betreffenden reichen Geſetze Über die Organifation des Conseil 
d’Etat war es vorzugsweiſe, die richterliche Thätigkeit in Harmonie mit der 
eigentlichen Gerichtsverfaffung und feinem erfahren zu bringen. In dieſem 
Sinne gab die DOrdonnanz vom 2. Februar 1831 die Deffentlichleit der 
Eitungen, die Ordonnanz vom 12. März 1831 errichtete die Plaidoirie, das 
mündliche Berfahren mit der Staatsanwaltſchaft. Die folgenden Ordonnanzen 
vom 18. Eept. 1839 und 19. Juni 1840 entwidelten die Inſtitution weiter; 
allein die großen Vorfchläge diefer Jahre an die Kanımern wurden nicht an⸗ 
genommen, und eıft das Geſetz von 19. 21. Juli 1845 gab ihm die fehließliche 
Organifation, die jelbft wieder nicht lange danern follte. 

Nachdem nämlich die Conftitution ven 1848 im Art. 71 u. 72 den Con-' 
seil d’Etat auch als berathendes Organ für die Geſetzgebung erhalten, und ihm 
die leitende Etellung für alle adminiftrativen Verordnungen gegeben hatte, 
indem er theil3 dieſelben vorbereitete, ja bei Delegation von Eeiten der Ra- 
tionalverfammiung ſelbſt erlaffen hatte, theils aber tie Oberauffiht (la con- 
(role et surveislunce) fiber alle öffentlihe Verwaltung ausfiben follte, was 
dann durch das weitläuftige Geje rom 8. März 1849 genauer ausgeführt 
ward, war es die Aufgabe des neuen Kaiſerthums, in feiner nenen Organifa- 
tion des gefammten Staat3 auch dem Conseil d’Etat diejenige Stellung zu 
geben, melde ihn ungefähr auf den Standpunkt des alten Empire, bei fakti⸗ 
{her Unterwerfung der gefeßgebenden unter die vollzichende Gewalt zurüdführt; 
der Grundgedanfe bei diefer Stellung des Conseil d’Etat blieb der, daß fein 
Antheil an der gefeggebenden Gewalt mit der verwaltungsrechtlichen Thätigfeit 
deffelben in einen und demſelben Körper vereinigt blieb, und daß gerade dieſe 
Bereinigung ihm die ungeheure Gewalt gab, die er gegenwärtig befitt, und 
in der er dennoch nur das Organ des perfünlichen Willens des Herrichers if. 
Diefe Organifation ift daher eigentlih nur die vollſtändige Entwidlung der 
bisherigen Grundlagen, aber freilich ift der ganze Conseil d’Etat jett fo ein- 
gerichtet, daß er in Grunde zugleich das Hauptorgan für die Berathung 
der ganzen eigentliden Gejeggebung ifl. Er ift darauf angelegt, bie 
Volksvertretung jo viel als möglich für die Gefeßgebung wenigſtens materiell 
überflüffig zu maden, indem er die Körperjchaft feiner Mitglieder ſehr 
rermehrt, und die Verhandlungen tiber die Gefegentiwiirfe zu einem formell 
höchſt ausgebildeten Alte erhebt. Es ift das nicht der letzte Punkt, durch welchen 
die verfaffungsmäßige Freiheit untergraben wird; denn der Conseil d’Etat if 


zugleich die höchſte adminiftrative Behörde, der Nichter über das adminiſtrative 
Recht, und der vorberatbende Körper über alle Verordnungen. Der Conseil 
d’Etat gehört daher zum Syſtem der fcheinbaren Freiheit, welche das neue 
Kaifertfum gebradht Hat; und es läßt fich fchon jet fagen, daß er bei einer 
neuen Ordnung der Dinge diefe Stellung nicht in dem lmfange behalten, 
fondern wieder zur bloßen höchſten abminiftrativen Behörde werden wird. In 
Beziehung auf die Verwaltung aber ift feine Aufgabe ganz die der früheren 
Zeit; er ift der große Verwaltungsrarh der vollziehenden Gewalt in allen Ge⸗ 
bieten der Negierung, unabhängig von ten Miniftern, die nur berathende 
Stimme in ihm haben, und ald Organ der hödjften felbfländigen Etaat2gewalt 
aus dem Gontalt mit der Bollsvertretung gerüdt, während er der Snitiative 
in der Geſetzgebung den ganzen Nahdrud feiner Berathung gibt. Eeine ſechs 
Ahtheilungen find: 1) legistation, justice et aflaires &trangeres; 2) conten- 
tieux; 3) interieur, instruction publique et cultes; 4) travaux pnblics, 
commerce et agriculture; 5) guerre et marine; 6) finances. Die Grund- 
lage für die Organifirung der Funktionen diefer großen Körper erfcheint nun 
nad) den obigen Grundfägen, daß erftlich jede Sektion alle auf ihr fpecielles 
Gebiet bezüglichen Gelee und Berordnungen vorberatbhen muß, eine Bor- 
berathung, für welche der Kaifer die Sanktion gibt und die Minifter daher 
wirklich nur die Erecutive ohne jelbftändige Verordnungegewalt haben. Zwei⸗ 
tens werben aber die wichtigeren Angelegenheiten vor die vereinigten Sektionen 
gebracht (assembl&e generale); während er in den einzelnen Seltionen eigent« 
lich die Einzelminifter in ihrer wahren Stellung beherrſcht, beherricht feine 
Assemblee generale das Gefammtminifterium. Drittens hat er die Gerichts⸗ 
barkeit in jeder einzelnen Sektion als höchſte entjcheidende Stelle, die Section 
des contentieux hat nur den Conflit zu beurtheilen (f. unten). Viertens aber 
hat er die in ihm ausgearbeiteten Gejegentwürfe auch in dem gejehgebenden 
Körper durch drei feiner Näthe zu vertreten. So hat er das Weien und das 
Recht des verfaffungsmäßigen Minifteriums im Grunde volftändig vernichtet; 
er hat fi) das Conseil des Ministres ganz untergeordnet, die Minifter haben 
in ihm eine berathende Stimme, und nit einmal die Aufgabe, die Geſetz⸗ 
entwürfe vor den Kammern zu vertreten. Daher konnte Napoleon den Mi- 
niſtern ihre Verantwortlichleit nehmen — denn fie find in der That nur die 
Exekutive; das Element des jelbftändigen Willens ift von ihnen getrennt und 
rubt in dem unverantwortlichen Conseil d’Etat. Damit aber dieß Inſtitut 
auch mit feiner Maſſe das verwirkliche, wofür es feinem Geifte nach beftimmt 
ift, iſt es nach der urfprünglichen Idee des erften Napoleon zugleich ein großer 
amtlicher Körper und ein Bildungsinftitut für den Verwaltungsdienſt. Die 
Zahl der Näthe beträgt 40—50 ordentliche, 15 allgemeine Mitglieder, und 20 
außerordentliche; außerdem für die Nevifionen 40 Maltres des requätes und 
40 Auditeurs. Der Kaifer und die Mitglieder feiner Familie, die derfelbe be⸗ 
fimmt, gehören ihm an. Go ift er felber eine gewaltige Macht, und in der 
That ift er der Träger der Regierungsgewalt. Der durchgreifende 
Unterfchied zwilchen ihm und den Staatsräthen des übrigen Europa’s befteht 
darin, daß durch die mächtige Thätigleit viefes ganz in der Hand des Souveräns 
Stein, bie Verwaltungslehre. IL 13 
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Hefindlichen Körpers das ganze übrige Beamtenthum feiner geiſtigen Gelbf- 
thätigleit beraubt wird. Durch den Conseil d’Etat iſt der untere Beamtete 
nur noch Mafchine; ex bedarf einer höheren Bildung nicht; der Conseil d’Etat 
beräth, entfcheidet, urtheilt für ihn; er ift die Gentralifation des amtlichen Be- 
wußtfeins und Geiſtes. Er ift damit die organiſche Durchführung der Unab- 
hängigleit der Bollziehung von der Gefeßgebung, und die Epite des Napoleo- 
nifhen Syſtems, die unmöglid wäre, wenn fie nicht den Ausbrud der admi⸗ 
niftrativen Individualität Frankreichs bildete 


Deutfhland. 


Was nun die Stellung des Staatsraths in Deutichland betrifft, fo ift fie 
darım fo ſchwierig zu bezeichnen, weil fie theils fehr verjchieden, und theils 
noch in der Entwidlung begriffen if. Theils aber ift das, was man einen 
deutfhen Staat nennt, fo verſchwindend Hein, daß die Verwaltung deffelben 
nicht viel von der einer großen Stabt verfchieden ift, und daher die Ausbildung 
jelbftändiger Organismen für die großen Funktionen des Staats überhaupt nicht 
zuließ. In der That haben nur die größeren und mittleren einen Gtaatsrath 
mit eigenem Recht und eigener Xhätigfeit; bei diefem aber hängt im Allge⸗ 
meinen diefe Entwidlung auf das Engfte einerſeits mit dem franzöfiichen Berbilde, 
und andererfeitS mit der verfaffungsmäßigen Ordnung des öffentlichen Rechts 
überhaupt zufammen, und in diefen Sinne müffen wir fagen, daß eigentlich 
jeder Staat mit feiner Berfaffung zugleich feine eigene Geſchichte des Staats 
rathes bat. 

Deutſchland nunterſcheidet fich zunächft von den andern Staaten dadurch, 
daß Begriff und Namen des Staatsrathes im vorigen Jahrhundert überhaupt 
nicht vorhanden waren, fondern die höchften Adminiftrativbeamteten, meift in 
Berbindung mit den perſönlichen Günftlingen der Landesherren, den Geheimen 
Rath oder das Cabinet bildeten, die natürlich bei völliger Abweſenheit einer 
Bollsvertretung die Geſetzgebung und Verwaltung zugleich in Händen hatten. 
Am beiten bezeichnet Sedendorf (S. Fürften, Staat. Anderer Theil Cap. VI. 
1660) die damalige Auffaffung der Theorie: „der Landes-Herr pflegt dahin zu 
jeben, daß die Cantzler und Räthe genugfam Gelehrte und nechſt erforderter 
Wiſſenſchaft in der Chriftlichen Religion, der Folitiichen Weltweißheit und der Stüde 
die zu einem Wohlbeftallten Regiment gehören — wohl unterwiefen und erfahren 
feien” u. |. w. Allerdings entfteht nun mit den Berfaffungen zugleich auch der 
Staatsrath; aber diefe Verfaffungen find fo unficher, das Recht der gefeggebenden 
Gewalt ift noch fo unbeftimmt, die Verantwortlichleit der Minifter mit Auf« 
nahme des Südens fo jehr eine Phrafe, die Haftbarkeit der Beamteten und das 
Berwaltungsredt find noch fo unverftanden, daß man zu einer felbfländigen 
Borftellung von einem Staatsrathe an der Eeite des Minifterrathes nod gar 
nicht gelangt. Dennoch ift er im Keime allenthalben vorhanden, und für 
diefen Keim ftehen dann zwei Dinge feft: zuerft, daß die Bewegung, welche 
nad der Berfaffungsmäßigteit ftrebte, den Staatsrath al ein die conftitutio- 
nelle Entwidlung an und für fich feindliches Element anfah, und dann daf 
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alle Beſtimmungen über die deutſchen Staatsräthe ſich faſt ſtlaviſch an das 
franzöſiſche Muſter des franzöfifchen Conseil d’Etat anſchloſſen. Die Frage, ob 
es außerhalb der franzöfifchen Idee defielben noch eine andere gebe, ward fo 
gut als gar nicht umterfucht; die conftitutionelle Literatur verhielt fi gegen 
alles, was auf den Staatsraih Bezug hatte, durchſtehend ganz abmweijend; die 
Darftellungen des deutſchen Staatsrechts hatten in der Bundesverfaffung feine 
Stelle für ihn, nur die Territorialftaatsrechte nahmen ihn auf, aber ohne auf 
feine eigentliche Natur einzugehen. Der Staatsrath ift daher in Geſetzgebung 
und Mechtsiehre vielleicht der umfertigfte Theil der ganzen dentſchen Staats⸗ 
wiſſenſchaft. Hält man nun diefen deutſchen Staatsratb mit dem zufammen, 
was wir oben fiber die Natur deffelben gefagt haben, fo ift e8 faum zmeifel- 
haft, daß die künftige Bedeutung defielben nicht in feiner berathenden Etel- 
lung für die Gefee und Verordnungen fondern in feiner entfheidenden 
fir das Bermwaltungsreht gefunden werden wird. Alle Anzeichen 
deuten darauf hin, daß der Staatsrath dazu beftimmt ift, regelmäßig als der 
eigentlich höchſte Verwaltungsgerichtshof zu funktioniren, in allen außer- 
ordentlihen Fällen aber fiir Gejeße und Verordnungen als Rath der Krone 
vom Souverain berufen zu werden, und fo feine wahre Miffion zu erfüllen. 
Wir können daher in der That nichts anders fagen, als daß die bisher bes 
ftehenden Gefete nicht an fi), fondern dadurd unvolllommen find, daß fie 
dieß Verhältniß umfehren, und die Theilnahme an der Geſetzgebung zur 
Hauptfache machen, während fie, wieder nad franzöfifchem Muſter, die gericht 
liche Thätigkeit deffelben auf die Competenz des alten Conseil des parties oder 
der neuen Section du contentieux in Gompetenzconfliften bejchränten. Freilich 
gehört hier zu einer Neugeftaltung die Anerfennung des felbfländigen Verwal⸗ 
tungsrechts und Verfahrens; was jenes fein fol, wird fich erft zeigen, wenn 
wir weiter dargelegt haben, was dieſes ift und wie e8 verwirklicht werden muß. 
— Das beftehende Recht ift darnach nun leicht zu charalterifiren. 

Der Staatsrath entwidelt ſich zuerft mit den franzöfiihen Berfaffungen 
in Süddeutſchland. Gemeinfam ift dabei allen folgenden Ordunngen, daß die 
Würden ohne Unterfhied im Staatsrath nicht erfcheinen, während das fürft- 
lihe Haug beinahe immer in ihm aufgenommen wird. Bayern fchied ihn 
zuerft als felbftändige, berathende und richterliche Behörde in Adminiſtrativſachen 
vom Minifterium al8 Geheimen Rath (Organifches Edikt vom 4. Juli 1808), 
der nachher zum eigentlihen Staatsrath ward (Verordnung vom 2. Juli 
und Edilt vom 3. Mai 1817). Eeine Organifation und Attributionen find 
dann genauer geregelt durch Inftrultion vom 9. Januar 1821 und Verordnung 
vom 18. Nov. 1825. Das Eharafteriftifche für den bayerifchen Staatsrath ift, 
daß er nicht eigentlih die franzöfifhen Sektionen, fondern den Unterfchied 
zwifchen der berathenden und erlennenden Thätigleit hervorhob, jene als 
Nath der Krone, diefe als höchſter Verwaltungsgerichtshof. (Siehe Pötzl, 
Bayeriſches Verwaltungsredht 8. 51-54) Im Wefentlihen gleichartig iſt der 
Geheime Rath in Württemberg mit der Berfaffung von 1819, Cap. IV, 
8. 54 ff., wo es für die Sache bezeichnend ift, daß der 8. 54 ihn „feiner 
Hauptbeftimmung nad als bloß beratbende Behörde“ fett, was feiner conftitu- 
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tionellen Idee entipricht, während 8. 60 ihm auch die enticheidenden Funftionen 
für das Verwaltungsrecht gibt, jedoch in fehr befchränlter Weile. (Mohl, 
württ. Staatsrecht I. 25. II. 51.) Neben diefen fireng conflitutionellen Staats 
räthen fehen wir nun gleichzeitig den Minifterratb als oberfte berathende 
Behörde ausſchließlich funktioniren, wie in Kurheffen (Organ. Verwaltungsrecht, 
1821, $. 10), oder aber dem Könige das unbeflimmte Recht gegeben, einen 
Staatsrath zu bilden, wie im Königreih Sadjen 1831, 8.41: „Es fann ein 
Staatsrath gebildet werben, zu melchem außer den Minifterien diejenigen Per⸗ 
fonen gezogen werden, welche der König geeignet findet” — was nur die Bei- 
behaltung des früheren Rechts war Malchus, Politit der innern Verwaltung 
J. ©. 91; Weiß ſpricht gar nicht davon), aber jedenfalls die Unficherheit über 
die eigentlihe Natur des Etaatsrathes dentlih zeigt. Die Verordnung vom 
29. Mai 1855 bat dann den Staatsrat als den erweiterten Minifterrath or⸗ 
ganifirt, jedoch deinjelben die Competenzconflikte und die abminiftrative Ge⸗ 
richtsbarleit genommen. — Ganz ähnlich in Naſſau (Gefeg vom 24. Zuli 
1854). In andern Staaten |prechen die Berfaffungen gar nicht vom Staats⸗ 
rath, wie in Baden, Weimar u. a. Hier ift die Etellung deſſelben offenbar 
als ein Recht der Organifationsgemalt der Krone unberührt angenommen, 
womit zufammenhängt, daß in mander Berfafjung ja auch von den Miniftern 
feine Rede ift (ſ. unten), wie im Großherzogthum SHeffen durch Verordnung 
vom 28. Mai 1821. In den verfaflungelojen Staaten, Preußen und Oecfter- 
reih, war der Staatsrath eben das von Monarchen ausſchließlich eingefehte 
Organ feiner perfünlichen Berathung, doch hatte namentlid Preußen fchon den 
Staatsrath mit fieben Abtheilungen, je aus fünf Mitgliedern und unter dem 
Präfitium des Königs oder des Staatskanzlers ganz nad dem Mufter des 
Conseil d’Etat eingerihtet — natürlich ohne alle Oeffentlichkeit und ohne ein 
objeltiv gültiges BVBerfahren (Verordnung vom 20. Mai 1817), Die Minifter 
find bier, wie die Prinzen des königlichen Haufes, Mitglieder des Staats⸗ 
rathes; er hatte das Recht, daß alle Gefee und Verordnungen dur ihn ke 
rathen, und Vorſchläge zu neuen geſetzlichen Beſtimmungen von ihm gemacht 
werden mußten; er war in Wahrheit „die böchfte berathende Behörde für die 
Krone“ (Rönne, 11, 8. 222), jo lange fie eben ncch der Voll£vertretung ent⸗ 
behrte. Zugleich war cr der höchſte Competenz-Eonflilthof; aber von einer ride 
terlihen Gewalt in Verwaltungsrechtefragen war leine Rede. Allerdings bat 
nun das Geſetz vom 8. Jan. 1848 dieß Verhältniß in einigen Punkten geändert 
und vereinfacht; allein die Grundſätze find geblieben, nur daß der Staatsrath 
nicht mehr als Ganzes, ſondern nur durch neun jelbftändige Mitglieder nebſt 
dem Präfidenten und dem Sekretär durch Geſetz vom 8. April 1847 als Gom- 
petenzgericht£hof fungirt. Es ift demnach im Grunde fein großer Unterfchied 
zwiſchen diefem und den übrigen Etaatsräthen in Deutſchland. Wenn jekt 
einmal Preußen jo weit gelangt, ein felbftändiges Verwaltungsrecht und Ber 
waltungsverfahren anzuerlennen, fo find bier allerdings die Elemente zu einem 
wahren EtaatSrath gegeben. Was fchlieglih Defterreich betrifft, fo iſt der 
1861 neu organifirte Staatsrath durch Gefeg vom 12. Juni 1868 wieder anf 
gehoben. Der Gedanke an einen VBerwaltungsgerihtsorganismus iR 
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bier an feiner Stelle zuerſt angedeutet, auf den wir unten zu reden kommen; 
jedoch ift derjelbe big jet noch nicht zur Ausführung gelangt, und fcheint der- 
felbe auch noch keinesweges ein recht Marer zu fein. Wir haben jedeh Grund 
zu der Befürchtung, daß der ganze Gedanke fein glüdlicher gemeien. (Bergl. 
das Competenzredht unter Defterreidh.) 

lleber den Staatsrath in andern Ländern hat Malchus (Politil der in- 
nern Verwaltung L 8. 18 ff.) eine fehr gute Darftellung gegeben, die das 
Weſen des Staatsraths zwar im Allgemeinen richtig erfaßt, jedoch mehr den 
Charalter einer controlirenden Stelle über den Minifterien, eine Art Kabinet 
darin fieht. Die innere Organifation des Staatsraths in allen europäifchen 
Ländern, fehr Har und überſichtlich dargeftellt in Brachelli, Verwaltungs- 
behörden in Europa (Jahrbuch für Geſetzkunde und Statiſtik &. 170 ff.). Un- 
bedeutend ift Bülau (Behörden ©. 153). Bluntſchli (Allg. Staatsreht 
S. 252) hat einige paffende Worte über den Staatsrath. So gut wie gar 
nichts enthalten Zöpfl und Zadhariä. 


Zweiter Theil. 


Die Regierung (im eigentliden Sinn), ihr Organismus und 
ihr Recht. 


Wenn wir nunmehr im Sinne unferer früheren Auffaflung von der 
Regierung im eigentlichen Sinne reden, bie wir jebt der Kürze wegen 
einfach die Regierung nennen erden, fo glauben mir, daß wir nur 
weniger Worte bevürfen, um fie in Weſen und Recht beftimmt zu 
bezeichnen. 

Die Regierung ift demnach die Gefammtheit der vollziehenden 
Gewalt, als vom Staatsoberhaupt einerfeit3, und von der gejeßgebenden 
Gewalt andererjeit3 getrennt gedacht. Sie ift die große Gefammtheit 
der Organe, welche die drei Funktionen der Verordnungs⸗, Organi⸗ 
jationd» und Zwangsgewalt felbftändig und unter eigenem Rechte 
ausüben. 

Bon einer Regierung kann daher nur dann die Rede fein, wenn 
man fich diefelbe ſowohl vom Königthum ala von der Vollövertretung 
gefchieden denkt. Um aber zu einer Selbftändigfeit der Regierung 
gegenüber dem StaatZoberhaupt zu gelangen, muß man die Gejeh- 
gebung gleichfalls in ihrem felbftändigen Organismus, ala Volksver⸗ 
tretung, gegenüber bem leßteren denken. Eine Regierung entjteht daher 
immer nur da, wo e3 eine Volksvertretung gibt. Das Weſen der Res 
gierung im Gegenfate zur rein königlichen Herrfchaft befteht dann darin, 
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daß fie den Geift und den Willen der gejeßgebenden Ge 
walt in der vollziebenden Thätigfeit des Staats zur Gel: 
tung bringt. Ohne Vollövertretung gibt es zwar eine Bollziehung 
und Verwaltung, aber feine Regierung. 

Der Drganismus ber Regierung beruht feinerjeits darauf, daß 
diefelbe einerſeits die unendliche Vielfältigkeit der einzelnen Aufgaben 
der Vollziehung und Verwaltung dur einzelne eigens dazu beftimmte 
Drgane vollbringt, anbererfeit3 aber wiederum alle diefe Organe als 
eine perjönliche Einheit zufammenfaßt. Aus dem dieſe Einheit erfül- 
lenden Geifte geht dann die Regierung als organifches Glied des Staats: 
lebens hervor; das einzelne Organ, als Theil dieſes Ganzen und ohne 
Nüdfiht auf die Befonderheit feiner Aufgabe, -ift dad Amt; aus der 
foftematifchen Ordnung jener Beſonderheiten aber entiteht das, mas 
wir jpeciell die Drganifation der Regierung nennen, und die in ihren 
beiden Grundformen, dem Minifteriale und dem Behördenſyſtem, auf 
tritt. Alle diefe Grundbegriffe erjcheinen wie gefagt erft da, mo die 
Gefebgebung dem Staatsoberhaupt gegenüber felbitändig wird, und 
dadurch der Negierung wieder ihre Selbitändigfeit gibt. 

Diefe letztere nun iſt es, welche ihrerfeits die Duelle und ben Sn: 
halt des Necht3 der Regierung bildet. Denn dieß Necht ift eben nichts 
anderes, als die aus dem zuſammenwirkenden Wefen aller jener Yak 
toren entftehende Gränze derſelben in ihren, fich gegenfeitig bebingenden 
und erfüllenden Funktionen. Und eben dieſes Verhältniß ber gefek- 
gebenven Gewalt zu der in der Regierung enthaltenen vollziehenven 
Gewalt macht jenes Recht zum verfafjungsmäßigen Regierungsrect. 

Dieß nun find die Grundlagen der folgenden Darftellungen. 


Erfter Abſchnitt. 
Der Charakter der Regierung. England, Frankreich, Deutſchland. 


Indem man nun auf diefe Weile die Regierung zunädft als ein 
innere? und Äußeres Ganzes ſowohl dem Staatsoberhaupt ala der Ge 
ſetzgebung gegenüberftellt, und fie mit ihren pofitiven Aufgaben in der 
Verwaltung erfüllt denkt, jo ergibt fi das, was wir den Charalter 
derjelben zu nennen haben. 

Die Regierung ift nämlid allerdings einerfeitd das große Drgan 
der Vollziehung des im Geſetze gegebenen Staatswillens. Allein es 
it Schon früher dargelegt, daß das Geſetz weder im Stande ift, alle 
Einzelverhältniffe wirklich zu entjcheiden, felbjt da mo es vorhanden ift, 
noch auch daß für alle Fragen Gejege vorhanden find, noch vorhanden 
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fein können. Es muß daher die Regierung durch ihre brei großen Funk: 
tionen beftändig die Gefeßgebung nicht bloß erfüllen, wo fie vorhanden 
it, und erfegen, wo fie fehlt, fondern indem fie als ein felbftänviger 
Organismus neben der Gefehgebung daſteht, vermag fie auch in dieſer 
Funktion fi von der legteren mehr oder weniger zu entfernen, ober 
aber ſich jtrenge an den Geift oder den Inhalt derfelben zu halten. 
Und dieſes innere Verhältniß derſelben zur Geſetzgebung bildet das, 
was wir den Charakter der Regierung nennen. 

Dieſer Charakter der Regierung bildet nun eines der weſentlichſten 
Elemente im geſammten Leben der Völker und Staaten. 

In der That nämlich iſt nicht gut, wenn die Regierung gegen⸗ 
über der Volksvertretung ganz die eigne Selbſtändigkeit aufgibt. Und 
zwar nicht etwa bloß darum, weil fie nothwendig eine gewiſſe Selbſt⸗ 
thätigleit äußern muß, da die Geſetzgebung eben nicht alles zu bes 
ftimmen vermag. Sondern aus dem viel höhern Grunde, den mir 
bereitö angeführt haben. Die Vollsvertretung gebt eben niemals 
aus einem reinen Begriffe des Volkes ald der Gefammtheit der gleichen 
Staatöbürger hervor, fondern fie wird durch das gebildet, was in die 
Gleichheit des Rechts der letztern die ewige, organiſche Verfchiebenheit 
der Menjchen bineinbringt. Das aber find die gefellfchaftliden Ordnungen 
und Klaſſen, Gegenläße und Bewegungen. Die BVolfsvertretung ift 
daher niemals der Ausdrud der gleichen Anfichten und Lebensſtellungen, 
jondern der gejellichaftlichen Unterſchiede. Jede Vollsvertretung wird 
daher immer und nothiwendig in ihrem Schooße die Kämpfe und das 
Leben der Gejellichaft miederfpiegeln und wiederholen. Die Form, in 
der das geichieht, find die Parteien. Jede Volksvertretung und 
mithin jede Gejeßgebung, für fich betrachtet, tft daher eine Partei: 
gejeßgebung. Eine Regierung aber ift ihrerfeit? nur dann Partei, 
wenn fie felbft wieder den Ausdruck eines großen gejellfhaftlidhen 
Intereſſes bildet. Nun aber fol der Staat die höhere Harmonie 
diefer Gegenfäte bilden, und die Regierung hat zur Aufgabe, dieſe 
Harmonie, und in ihr das Bewußtſein von ber inneren Berechtigung 
und Beitimmung jedes großen focialen Elementes zu vertreten. Die 
völlige Abhängigkeit derſelben von der Geſetzgebung bedroht dieſe ihre 
Stellung und macht fie eben zur Barteiregierung Es iſt Mar, 
daß das nicht fein fol, und warum nicht. 

Andererjeit3 ift e3 ebenfo wenig gut, wenn bie Regierung ihre 
möglichfte Unabhängigkeit von der Gefebgebung fih zur Aufgabe ftellt. 
Und wiederum nicht deßhalb, weil gerade die Volksvertretung fähig 
wäre, ftet3 das Beſte und Weiſeſte zu wollen. In der That wird 
gerade im Gegentbeile die Regierung in den bei weiten meiften Fällen 


200 


in der Lage fein, die beiten Gelege zu machen. Dafür tft der Werth 
der Volfövertretung ftet? zwar ein großer, aber nicht der größte. 
Sondern jene Unabhängigkeit oder die Herrichaft der Regierung über 
die Gefeßgebung bedroht beitändig den legten Keim aller wahren Ent: 
widlung des Vollkes, die perfönliche Selbftändigkeit des Einzelnen. Es 
ift nichts in der Welt fo gut, daß es die freie Selbitthätigleit des 
Staatsbürgers erſetzen könnte; Fein platoniſches Staatsideal und Feine 
ariftotelifche Gejellichaftsgetvalt genügen, um das dem Einzelnen zu 
geben, ohne welches er eben fein freier Staatsbürger ift. Und Feine 
Negierung foll, wenn fie im Geifte des wahren Staatslebens hanbelt, 
dieß höchſte Gut gefährben. 

Sondern der wahre Charakter der Regierung ſoll darin beftehen, 
daß fie beide Gegenfäge zur Harmonie bringt. Wie das zu gejchehen 
bat, ift darum nicht weiter im Allgemeinen zu beftiunmen, weil es fich 
eben nach den Berhältniffen und dem Bildungsgrade der Gefellichaft 
eines Volkes zu richten hat. Anders wird fie in der einen, anders in ber 
andern Zeit verfahren. immer aber kann fie mit Sicherheit darauf 
vechnen, daß fie ihr Ziel erreicht, wenn fie es mit Wahrhaftigkeit an: 
ftrebt und mit Offenheit vertritt; und das Kriterium von beiben ift, 
daß fie ſtets bereit bleibt, die eigne Stellung zum Dpfer zu bringen, 
wenn beide Elemente derfelben nicht mehr genügen, um ihre Funktion 
aufrecht zu halten. 

Ev nun fann man wohl den Charakter der Regierung im Ganzen 
beftimmen. Betrachtet man nun von diefem Etandpunft die concrete 
Geftalt defjelben in den einzelnen Völkern Europa’3, fo fommt man 
im Großen und Ganzen zu dem Schlufle, daß diefer Charakter äußerlich 
und formell zunädft von der Stellung abhängt, welche die Volksver⸗ 
tretung im Organismus des Staats einnimmt; daß aber diefe Stellung 
im Wejentlihen wieder mit dem Charakter des Volkes felbft und feiner 
Staatsbildung innig zufammenhängt. 

Was zunähft England betrifft, jo haben wir erft in der neueflen 
Zeit die Regierung dieſes Landes ganz verftehen gelernt. England hat 
gar Feine Regierung im Sinne des Continents, fondern nur die An» 
fänge berfelben. Die große materielle Thätigleit der Regierung wird 
bier erſetzt durch die Selbftverwaltung und ihre Körper, und es ift 
das leitende Princip der Regierung, überhaupt nur da einzutreten, wo 
dieſe Selbitvervaltung nicht ausreicht. Das große Princip der enge 
liſchen Regierung ift e3 daher, daß das Recht auf Selbftvermwal: 
tung jo weit reiht, als die Möglichkeit verfelben geht, die 
Aufgaben des Staats ohne Regierung zu beforgen. Diefes Hecht der 
Selbftverwaltung und ihrer Körper in Gemeinden, Körperfchaften und 
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Bereinen bedarf nun aber allerbings einer formellen Anerkennung durch 
die gefeßgebende Gewalt. Dieje geſetzgebende Gewalt ift das Parlament. 
Die Aufgabe des Parlaments befteht daher nicht darin, wie man wohl 
vielfach gejagt bat, felbft zu regieren, und mithin felbft der große lei- 
tende Verwaltungskörper zu fein. Das ift in Beziehung auf die eigent: 
liche Verwaltung nicht mehr und nicht weniger der Fall, ald auf dem 
Continent, mit einzelnen Ausnahmen, in denen das Parlament jpeziell 
die Funktionen der Regierung ausübt. Sondern jene Aufgabe bes 
Parlaments in der Verwaltung befteht vielmehr darin, die Nechte der 
Selbſtverwaltungskörper geſetzlich anzuerfennen und zu definiren, und 
e3 dann denſelben wie dem Einzelnen zu überlaffen, auf Grundlage 
diefer Beftimmungen fih durch das Gericht, möglichft ohne Zuthun der 
Regierung, jelbft Recht zu ſchaffen. Der äußere Charakter der 
Regierung in England befteht deßhalb darin, daß fie mit der großen 
Funktion der wirklichen Verwaltung fo wenig ala möglich zu thun 
hat. Sn England find Regierung und Verwaltung in diefer Weile 
ftrenge geſchieden, und die Regierung ift daher, da fie ſich nicht mie 
auf dem Continent mit der Verwaltung identificirt, durchaus an die 
geſetzgeben den Körper gebunden. Sie ift nichts anderes und fann 
vermöge dieſer Scheidung zwiſchen Regierung und Verwaltung gar 
nichts anderes fein, als die Perfonification der im Parlamente herr: 
Ihenden Partei, die aber auf die Verwaltung jo gut ald gar feinen 
Einfluß nimmt, fondern biefe der Selbſtverwaltung überläßt. Eine 
ſolche Ordnung wäre wieder mit feinem freien Stante verträglich, wenn 
nicht die richterliche Gewalt von der gejeßgebenven und regierenden unabs 
hängig erichiene. Die Scheidung der Gewalten, deren Heimath Eng: 
land iſt, entiteht daher aus der Verwaltungslofigfeit der Regierung in 
England, die dadurch reine Parteiregierung ift, und gegen deren noth: 
ivendig parteiische Auffaffung und Thätigkeit das Volk eben in der Uns 
abhängigfeit der Gerichte die einzig mögliche Sicherung fieht. Die 
Unabhängigkeit der Gerichte bebeutet daher in England ganz etwas 
anderes, ala auf dem Continent. Sie tft nicht die Sicherheit gegen 
Mebergriffe de3 monardifhen Princips, fondern die Sicherheit gegen 
die Barteiregierung. Und ebenfo beveutet der Ausdrud „Conſti⸗ 
tutionelle Regierung” in England gleihfall® etwas anderes, als auf 
dem Sontinent. Der Engländer fieht in der conftitutionellen Regierung 
nicht etwa diejenige, welche den Geſetzen gemäß verfährt, denn daß 
die Negierung das thue, dafür forgt nicht etwa die perjönliche Verant⸗ 
twortlichfeit der Minifter, fondern dafür forgt dad bürgerlide Ge 
richt, vor welchem jeder Beamtete zu Recht ftehen muß. Der Gedanke, 
daß ein Beamteter nicht vor dem Gerichte verklagt werben Tönne, wäre 
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dem Engländer nicht etwa Verfaſſungsloſigleit, ſondern Rechtloſig⸗ 
feit. Eondern die conftitutionelle Regierung ift ihm diejenige, welche 
die herrſchende Partei in der Gefehgebung, dad ift im Par- 
lament, zum perfönlihen Ausdruck bringt. Unconftitutionell iſt ihm 
daher jeder Wille und jeder Aft der Regierung, der dem Willen 
und Geifte ihrer parlamentarifhen Partei nit entſpricht; 
die eigentliche wahre Selbftändigleit der Regierung ift ihr Verbrechen 
gegen die Verfaſſung. Es gibt daher feinen Charakter der Regierung 
für fih, fondern nur einen Charakter der jevedmaligen, durch bie 
Majorität herrſchenden Parlamentspartei; der allgemeinfte Charakter 
des englifchen Government ift, daß es für fi gar feinen Charafter 
babe. Und diefe Natur der engliiden Regierung, die allerdings wie 
gefagt nur dadurch möglich wird, daß die Selbitverwaltung die Regie: 
rung auf allen einzelnen Punkten erjegt, zeigt fih nun mit durchſchla⸗ 
gender Bedeutung auf jevem Punkte des gefammten Staatslebens. 

Das ift der Sinn des Ausipruches des eriten Kenners der eng: 
lichen Berwaltung (Gneift, Englifches Berwaltungsreht Bd. II. 
©. 718): „Formell wie materiell jcheint auch die Staatsverwaltung im 
Ganzen wie im Einzelnen fortzufchreiten. Nur Eins ift dabei zurüd: 
gelommen: der Zujammenbang des Ganzen, das höhere Be 
wußtfein eines einheitlihen Staatswillens“ (das ift eben 
die Regierung in ihrer Unterjcheivung von ber twirklichen Verwaltung) 
„in diefer Barlamentsverfafjung.” — 

Bei vielfach formeller Sleichheit it nun gerade das Entgegen: 
gejegte der Fall in Frankreich. Hier ift die Regierung zugleich das 
Haupt der eigentlihen Verwaltung; es iſt nicht bloß die abftrafte voll 
ziehbende Gewalt, fondern es ift das ganze ungeheure Gebiet ber ge: 
fammten Berwaltungsthätigfeit des Staats in Heer, Finanzen, 
Rechtspflege, Unterriht, Polizei, Volkswirthſchaft und Gejellichaft, das 
fih in den Miniftern perfönlich concentrirt. Hier fann daher die 
Volksvertretung gar nicht verwalten; die Chambres fünnen gar feine 
Verwaltungsförper werden. Die Verwaltung bildet im Gegentbeil, 
berubend auf der geſchichtlichen Entwidlung Franfreihs, die wir in 
ihrem organischen Zufammenhange anderswo dargeftellt haben, ein in 
fih und nad außen hin feitgelchloffenes Ganze, das eiferfüchtig auf 
feine Competenzen und Rechte nicht bloß nach Innen, fondern auch 
nah Außen wacht. An der Epibe jedes einzelnen Zweiges fteht der 
Minifter; er ift der perfönliche Herr über fein Gebiet, und trägt daher 
aud die individuelle Verantwortlichkeit für alles, was in ihm gefchieht. 
ieſe Verwaltung aber tft nicht bloß allmädtig durch ihre feſte 
anifation, fondern auch dur den faſt gänzlihen Mangel an 
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Gelbitverwaltung; die Eelbitverwaltungslörper haben nicht bloß feine 
Macht und kein Recht, jondern in der That fehlt ihnen auch der Geift der 
individuellen Selbftthätigfeit; es ift vielmehr die Regierung, welche ala 
Ganze auf jedem Punkte eingreift. Das Weſen der Berfaflungs 
mäßigfeit hat daher hier einen andern Charakter ala in England. Es 
befteht nicht in der Harmonie zwiſchen dem Geifte der Majorität der 
Kammern mit den Funktionen der Regierung; in Frankreich ift es 
möglid, daß beide von einander weſentlich abweichen; fondern eö be 
jteht und es erſchöpft fid) in der ftrengen Befolgung der Gefeße 
dur die Bollzugsorgane, jo weit die Gränze der erfteren reicht. Syn 
Frankreich find die Geſetzlichkeit und die Verfaſſungsmäßigkeit iden⸗ 
tiſch; die Eumme der Geſetze bildet einen abgeſchloſſenen Körper, ver 
gleichſam als außerbalb der Regierung beftehend angeſehen wird; aber 
wohin eben das Gele nicht ausdrüdlich reicht, da beginnt das Necht 
und die Macht der Verwaltung mit ihren Berorbnungen, und der 
wahre Kampf des inneren Lebens geht nicht fo ſehr in der Herftellung 
der geiftigen Harmonie zwiſchen Regierung und Bolfsvertretung, als 
in der formellen zwiſchen Gejeß und Verordnung vor fih. Aus diefen 
Gründen ift in Franfreih von jeher die Negierung in einem weit 
engeren Anſchluß an das Staatsoberhaupt, als in Eng 
land; es ift viel leichter eine ernfte und felbit dauernde Spaltung 
zwiſchen Regierung und Kammern, als zwilchen Regierung und Über: 
haupt denkbar. Dadurch hat wieder die Politif der erfteren einen viel 
perjönlicheren Charakter in Frankreich, ala in England; und während 
die großen Regierungsfragen bier mwejentlich ſtets geſellſchaftliche 
Tragen find, erſcheinen fie in Frankreich vielmehr ale Machtfragen. 
Die nun wird das Einzelne beftätigen. 

Was endlid Deutſchland betrifft, jo muß man nicht davon 
ausgeben, daß im Grunde jeder einzelne Staat wieder feinen Charalter 
hat. Es kann feine Rede davon fein, bier auf diefe Einzelheiten ein: 
zugehen. Allein dennod haben alle deutichen Regierungen einen Grund: 
zug, der ihre nationale Gemeinſchaft enthält. “Derfelbe beiteht darın, 
daß felbft in der deutfchen Negierung das ideale Moment jehr lebendig 
ilt, und daß fein Volf der Welt jo bereit ift, um der höhern bee der 
Sade willen fo viel zu thun und zu leiden, als das beutiche. Die 
Regierungen Deutfchlands fuchen daher ſtets nach einem Princip, 
wie fie ihrerjeits von Principien aus befämpft werden. Man darf das 
auch in der praftifchen Welt keineswegs gering anſchlagen. Denn nicht 
durch den fpeciellen Standpunlt, den die eine oder andre Partei einnimmt, 
fondern eben durch dieß Suchen und Streben nad) einem Princip, durch die 
Geltung, die in Deutichland noch immer ver Gedanke neben dem 
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Intereſſe befigt, wird die Bahn offen erhalten, die gleich dem erftern 
zur Harmonie des letztern führt. So lange fid) Deutſchland dieß große 
Element feines öffentlichen Lebens erhält, wird es fih auch in allen 
Fragen des inneren Staatslebens die Möglichkeit erhalten, das befte 
Vorbild für das wahre Verhältniß zwiſchen Regierung und Bolts- 
bertretung zu erben. 

Darum ift und bleibt in Deutichland aud die Wiflenfchaft des 
Staat3 unermüdlich; fie hat das lebendige Gefühl, an diefe Zukunft zu 
glauben; und fhon jetzt dürfen wir jagen, daß die Unterfcheivung von 
Regierung und PVertvaltung der Ausgangspunkt für das Verſtändniß 
des neueren Staatölebens ift und bleiben wird, mit dem leitenden 
Grundſatz, daß allerdings die Regierung im Princip wechſeln fann 
und wird, Während die Verwaltung im Princip ftets dieſelbe 
bleiben muß. 

Diefe allgemeinen Gefichtspunfte gewinnen nun ihre erfte Verkör⸗ 
perung im Weſen und Recht ded ganzen Elementes, in welchem die 
bisher als eine große organifche Einheit aufgefaßte Regierung in ihrem 
einzelnen Organe ericheint, dem Amt und feinem Redt. 


weiter Abſchnitt. 
Das Amt. 
I. Der formale Begriff des Amts. 


Der formale Begriff des Amts entfteht, indem die Regierung in 
den Gebieten der wirklichen Verwaltung, in Stantswirthichaft, Rechts⸗ 
pflege und Innerem, den einzelnen concreten Zebensaufgaben der 
Gemeinſchaft gegenübertritt. Hier bevarf fie nicht bloß mehr eines all: 
gemeinen Princips und eines einheitlich perfönlichen Organismus, fon: 
bern fie bedarf eines einzelnen, beftimmten Organs, das diefer Auf: 
gabe entiprehen muß, um fie löjen zu fönnen. Die wirkliche Regierung 
als thätige Verwaltung erfcheint daher zunächſt als eine fehr große 
und mannigfach geltaltete Vielheit und Beſonderheit von ſolchen felb: 
ftändig thätigen Einzelorganen. Die BVielheit und Beſonderheit dieſer 
Drgane liegt daher nicht im Begriffe der Regierung, fondern im Ber 
griffe und dem Weſen dieſer Aufgaben. Dennoch find alle auf dieſe 
Meife entftehenden Organe der Regierung twieber gleichartig; fie haben 
in aller Verſchiedenheit und Befonderheit immer den einheitlihen Willen 
des Staats zu vertreten. Und aus dem Zuſammenwirken diefer beiden 
Elemente ergibt fih nun das, mas wir als das einzelne Drgan der 
Regierung bezeichnen. Unter biefen einzelnen Organen der Regierung 
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it nun dad Amt die höchſte und eigentlich erſt organische Form 
derfelben. 

Da, mo die Aufgabe des Staats eine einzelne und der Sadıe 
nach vorübergehende ift, kann die Regierung die Vollziehung ihres Wil⸗ 
lend durch einen Auftrag an einen Einzelnen over an Mehrere er 
wirfen (Commiflion). Mit der Erfüllung des Auftrages ift dann das 
Verhältniß zwiſchen dem Staat und feinem Mandatar zu Ende. Die 
Rechte, welche den Inhalt diefes Mandats bilden, find alsdann durch 
die Natur des Objekts bedingt, eben fo die Dauer des Mandate. Die 
Thätigfeit des Mandators ift in folhem Falle durch genaue Vor: 
Schriften (Inſtruktionen) beftimmt. Es ift die privatrechtliche Yorm 
eines öffentlich:rechtlihen Verhältniffes. Der Auftrag gehört daher nicht 
in den Organismus der Regierung, fondern nur in ihre wirkliche 
Thätigfeit. 

Da, wo diefe Aufgabe eine dauernde ift, kann fie wiederum ders 
artig beichaffen fein, daß fie nur der mechaniſchen Thätigleit des per: 
fünlichen Staatslebens angehört, und nicht die Vollziehung des Staat 
willens, fondern nur die Herjtelung der rein äußerlihen Bedingungen 
diefer VBollziehung betrifft. Dieß Verhältniß nennen wir den Dienft 
— nicht ded Staates, fondern den Dienſt im Staate ober genauer 
in der Regierung, und die betreffenden Perfonen begreifen wir als 
das Dienft: oder Hülfsperfonal. Ein folder Dienft beginnt 
ihon an der höchften Etelle des Staatslebens bei dem Staatsoberhaupt, 
und erjcheint dann auf allen Stufen des Staatsorganismus bis zum 
untersten Hülfsperfonal der Regierung. Der höchſte Dienft nimmt 
dabei die Formen des Amts und oft die Ehren und Rechte der Staats⸗ 
würden an; aber in allen Geftalten unterjcheidet er fih vom Amts⸗ 
weſen dadurch, daß er nie eine felbftändige Bethätigung des Staats⸗ 
mwillens, jondern nur den perfönlihen Dienft eines Organes des letzteren 
enthält. Er berubt nicht auf den inneren Forderungen, fondern auf 
den äußeren Bebürfniffen, und feine äußere Ehre und feine Höhe bes 
Entgeltes Tann diefen Charakter ändern. Daraus geht auch das Rechts⸗ 
princip dieſes Dienſtweſens hervor. Es erzeugt bafjelbe nie ein Vers 
balten zur Regierungsgewalt als folcher, ſondern nur zu derjenigen 
Perlon in der Regierung, welche den Dienft fordert und beitellt. Einen 
Antheil an den Gewalten der Regierung kann der Dienft niemals «+ 
zeugen; daher entſteht aus ihm auch niemals ein Amtsrecht. 

Da aber, two die dauernde und gleichartige Aufgabe ber Regierung 
durch ein dauerndes, feinem Weſen nach gleichartiges Lebensverhältniß 
in der menjchlichen Gemeinschaft gegeben iſt, bevarf die Regierung eines 
dauernden DOrganes, welches ven an fich ftet3 gleichartigen Willen bes 
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Staats? in dem Wechjel der äußeren Zuftände vollzieht. Sie muß 
dieſes Drgan als einen Theil ihrer felbft erkennen; fie befteht eben 
felbft nur aus foldhen Organen, da fie ja für diefe Lebensverhältnifie 
vorhanden ift. Indem fie diefes Organ als einen Theil ihrer felbft 
feßt, muß fie ihm natürlich aud die drei Gewalten übertragen, die fie 
enthält; ein ſolches Drgan ift undenkbar ohne eine Verordnungs⸗, 
Drganifationd« und Polizeigewalt. Wie aber das Organ felbft, fo ift 
felbftverftändlih Maß und Art diefer drei Gemwalten eben durch die 
Natur jenes Lebensverhältniffes bevingt, in welchem es den Willen des 
Staats zu vollziehen hat. Und da das erjtere niemals ganz gleich if, 
fondern wechſelt, jo muß ein ſolches Drgan fraft feiner innern, orga⸗ 
nifchen Verbindung mit der Regierung fich beſtändig die Gränzen jener 
Gewalten in fo weit ſelbſt fegen, und fich fomit fein eigenes Recht 
durdy eigene Verantmortlichleit erzeugen und nehmen. Um das zu 
fönnen, muß es das Bewußtſein von dem Willen der Regierung im 
Ganzen haben, und andererſeits die Fähigkeit befiten, die Aivendung 
des allgemeinen Willens auf den einzelnen Fall richtig zu bemefien. 
Ein ſolches Drgan ift dag Amt. 

Es ergibt fi) daraus, daß die Regierung oder Verwaltung über: 
baupt nur aus Aemtern befteht, und daß der Amtsorganismus zugleich 
in ber organifchen Geſammtheit der Staatsaufgaben, und dem wirt 
lichen, für diefelben beftimmten und in ihnen praftiich:thätigen Körper 
der Regierung oder ftaatlihen Verwaltung gegeben ift. In dieſem 
Sinne Jagen wir, daß der Negierungdorganismus uns ald Amt 
organismus erjcheint; und die Geſammtheit der Grundſätze und 
Rechte, welche für dieſen Amtsorganismus der Regierung gelten, nennen 
wir mit einem Worte das Amtsweſen. 

Indem nun auf diefe Weife die Regierung im Amte erft ihren 
wahren Träger, ihren Ausdrud und ihre fefte, auch im Einzelnen be 
grängte Geftalt empfängt, werden Begriff und Inhalt des Amtes der 
ganzen Verwaltung und Regierung gemeinfam. In der Auffafjung 
und Stellung des Amtes erfcheint die concrete Auffaffung und Stellung 
der Regierung; es iſt die, freilich wieder felbitthätige Verlörperung 
der leßteren im ganzen Staatsleben, und mit Recht werden daher 
auch Wir, ehe wir zum Organismus und zu den Nechtsperhältniffen 
derfelben übergehen, zunächſt das Weſen und die hiftoriihe Entwid: 
lung, ſowie die nationale Geftalt diefer, nur in der germaniſchen 
Etaatenbildung in ihrer wahren Bebeutung auftretenden Erjcheinung 
ins Auge faffen. 
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1I. Elemente der hiftorifgen Entwidlung und VBergleihung des Amts⸗ 
weſens in England, Frankreich und Deutſchland. 


a) Das ethifche Weſen des Amte. 


Die hiftorifche Entwicklung des Amtsweſens muß als ein jelbftän- 
diges Gebiet in der Gefchichte des innern Staatslebend betrachtet wer: 
den. Sn der That hat es feine eigenthümlichen Grundlagen und Aus: 
gangspunkte. 

Das Amtsweſen als die organiſche Verkörperung der Regierung 
bat zu feiner Vorausſetzung die Selbſtändigkeit der perſönlichen Staats⸗ 
idee, zu ſeinem Inhalte das Aufnehmen des geſammten praktiſchen Lebens 
in dieſelbe und ihre Thätigkeit. Es kann daher nicht gedacht werden, 
ohne daß ſich der perſönliche Staat ſelbſtändig von der Gemeinſchaft 
trennt, und ſich mit dem Bewußtſein ſeines perſönlichen Weſens und 
feiner, ihm eigenthümlichen hohen Funktion erfüllt. Denn das Amts- 
weſen hat zulegt in diefem organiſch ausgebildeten Bewußtſein Form 
und Quelle feines Rechts und feiner Kraft. 

Darum muß die große ftaatlihe und in höherem Einne ethifche 
Funktion des Amtsweſens in der Gemeinjchaft voraufgefendet werben. 
Es ift das um fo wichtiger, als es fich hier eben nicht bloß um eine 
theoretifche Erklärung des Amtsbegriffes handelt, ſondern vielmehr um 
die Feftftelung einer großen fittlihen Thatſache. Es ift nicht der lebte 
Mangel in unfern Staatswiſſenſchaften, daß dielelbe fehlt. Vielleicht 
hat Tein Theil des geſammten Staatslebens eine fo ernfte und ſchwierige 
Aufgabe, als gerade das Amt unferer Zeit. Daß es diefelbe erfülle, 
dafür kann ihm keineswegs bloß das Recht oder der Entgelt der Amts⸗ 
führung genügen. Es bedarf das Amt einer höheren Erhebung. Nicht 
wenig wäre geivonnen, wenn es und gelänge, dafür einen Beitrag zu 
liefern, und neben dem rein objektiven und juriftiichen Stanbpunft einen 
edleren, fittlihen, da8 Amt wahrhaft belebenden und erwärmenden zur 
Geltung zu bringen. Denn es wird deſſen bebürfen, und durch ihn 
erft feine große Million im Gefammtleben erfüllen. 

Dazu aber muß man einen Schritt mit uns in das Weſen bes 
Staatölebend hineingehen. Es ift unmöglich, das Amt in feiner Bes 
deutung darzulegen, wenn man nicht die bejtimmt formulirten Elemente 
aufftellt, in denen es fich beivegt. 

Das Leben des Staats ift nicht das Leben der Gefellichaft, und 
eben fo menig ift es das Leben der Volkswirthſchaft. Es enthält 
vielmehr nur Geſellſchaft und Volkswirthſchaft, aber es beberricht fie 
nicht ganz mit feinem Willen. Die Gefellichaftsordnungen und die 
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Volkswirthſchaft haben Geſetze, welche nicht weniger unabänderlich ſind, 
wie die der Natur. Beide leben zunächſt für ſich; aber ſie greifen auf 
allen Punkten in einander. Das Moment, welches ſie verbindet, iſt 
der Beſitz, und die lebendige Bewegung, welche der Beſitz erzeugt, 
nennen wir das Intereſſe. 

Ohne den Begriff und die Macht des Intereſſes iſt das Weſen und 
die organiſche Funktion des Amtes nicht zu verſtehen. 

Die Geſellſchaftslehre zeigt uns nämlich, daß die Verfaſſung eines 
Staates die Form iſt, in welcher die gegebene Geſellſchaftsordnung den 
Willen des Staats ſich unterordnet. Das iſt das naturgemäße und 
darum unwandelbare Geſetz der Verfaſſungsbildung. Allein an dieſe 
Herrſchaft der Geſellſchaft über die Staatsordnung knüpft ſich ſofort 
das zweite Geſetz, das die Geſellſchaftslehre darlegt, das natürliche 
Streben nämlich, vermöge der Herrſchaft über den Staat das In ter⸗ 
eſſe der herrſchenden Klaſſe durch die Staatsgewalt zur Verwirklichung 
zu bringen. 

Nun iſt es das innerſte Weſen des Staats, als die höchſte Form 
des perſönlichen Lebens, ſeine eigene Vollendung niemals in der höchſten 
Entwicklung eines Theiles der Gemeinſchaft, alſo auch nicht in der einer 
herrſchenden Geſellſchaftsklaſſe zu finden. Der Staat muß vielmehr bes 
ftändig die Entwidlung der Gemeinſchaft als eines Ganzen vertreten. 
Auch die niedere und beherrichte Klafje aber gehört nun diefem Ganzen, 
ja fie bildet die größere Maſſe diefes Ganzen. Und es ergibt fich da⸗ 
ber, daß er die Intereſſen der niederen beherrichten Geſellſchaftsklaſſe 
in dem Maße mehr vertritt, in welchem fie durch die herrſchende Klaſſe 
mehr unterworfen und gefährdet find. Das ift in ter Theorie nun 
zwar leicht aufgeitellt, aber im wirklichen Leben ift das eine höchſt 
ernite und jchwierige Sache. Denn es enthalten jene Sätze nicht allein 
einen furchtbaren Kampf um die Snterefjen, in welchen ver Staat ftets 
auf der Seite des ſchwächeren Theiles fteht, fontern fie zeigen uns eben 
auf Grundlage des Obigen ein zweites Verhältniß, welches eben erft 
recht das Weſen des Amts bejtimmt. Der Staat ift nämlid wie ge 
fagt, in feiner Verfaflung von der Geſellſchaftsordnung abhängig; anderer 
ſeits iſt das Amtsweſen dejjelben Staats wieder von der auf diefe Weife 
organifirten Staatsgewalt bedingt. Das Amtsweſen hat daher die ernfte 
Aufgabe, die wahre und reine Staatöivee innerhalb des Staats gegen 
diejenigen Elemente zu vertreten, welche gleichfalls innerhalb des Staats 
die Gewalt und das Necht defjelben für ihre Intereſſen ausbeuten wollen. 
Das ift das fehwerfte von allem, und bier ift es, two fich die eigentlich 
fittlihe Kraft des Amtes zu entwideln bat, und wo zugleich der Kern 
der Gejchichte des Amtsweſens liegt. 
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Offenbar ift nämlich die erfte Bebingung für diefe Stellung und 
Funktion des Amtsweſens die, daß jene Staatsidee nicht in der Ord⸗ 
nung ber Gelellihaft aufgehe, jondern einen felbftändigen Ausdruck 
finde, ein Dafein, in welchem der Staat unabhängig und felbftändig 
über dieſer Gejellichaft ftehe, und daher auch von ihren Intereſſen 
nicht beberrfcht werde. Das kann nun nur geſchehen, indem der Staat 
durch das erbliche Königthum vertreten ift. Das erblide Königthum 
ericheint baber als ein abfjolutes Moment des Staats, und wird es 
fein, fo lange bis einmal die Sonberintereflen in der Welt fich frei: 
willig und allgemein dem Gejammtintereffe unterorbnen. Das ift das 
organische Weſen bes Königthums und feiner Unabhängigkeit von jeder 
andern Gewalt. Und daraus folgt dann ber erfte Satz für die Ge 
Ihichte des Amtswejend, daß es erjt mit dem Königthum entfteht, 
und daß feine Bildung und fein Recht mit dem Königthum ſtets auf 
das Engfte verbunden find. Diefe Verbindung mit dem Königthum ift 
eben deßhalb nicht bloß eine formale, ſondern fie iſt eine höchſt innige. 
Denn beide haben diefelbe Aufgabe; das Königthum vertritt das 
Princip, das Amtsweſen vertritt die Ausführung im Einzelnen; fie bil- 
den zufammen Einen großen Körper, deflen Seele das Bewußtſein ift, 
daß beide ald Eins die großen Bedingungen der Gefammtentmwidlung 
gegenüber ven bejonderen Rechten und Intereſſen der herrſchenden 
Klaffen im Allgemeinen und fpecieller- Verhältniffe im Befondern zu 
vertreten haben. Das Königthum ift dem Amtsivefen daher noch mehr, 
als e8 dem Heeriwelen ift. Es iſt nicht bloß das perjünliche Haupt 
des großen Organismus, ſondern ift der perjonificirte Ausbrud der 
Staatsidee, des Gemeinwohls felber, im Namen deſſen jeves Amt in 
feiner Weile funktionirt. Das Amt bedarf des Königthums nicht 
bloß organisch, ſondern es bedarf deflelben ethifch; es bevarf deffelben, 
um an ihm die Macht zu haben, melde eö in feinem Kampfe gegen 
die Sonderintereffen hält und trägt, und indem das Amt im Namen 
des Königs handelt, will es damit keineswegs bloß jagen, daß es im 
Namen der Staatsgewalt, jondern daß es zugleich im Namen des Ge 
meinmwohls, im Namen der fittlihen dee des Staates das thut, mas 
feines Amtes if. Und daher darf fi) niemand wundern, daß bei kei⸗ 
nem Theile eines Volles die monarchiſche Gefinnung fo tief wurzelt, 
alz im Beamtenftande. Kein Beamteter kann fi damit genügen laſſen, 
bloß den trodenen Buchftaben des Geſetzes zu vollziehen. Wäre er 
nichts als das, jo wäre er eben nur Mandatar der Gewalt, melde 
das Geſetz gibt; diefe Gewalt aber ift einerfeit3 vorwiegend der Aus⸗ 
drud der herrſchenden Intereſſen, anbererjeit3 bat fie ſelbſt keineswegs 
alles mit wörtlichem Gejebe belegt. Das Amt muß daher in vielen 
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Dingen, und faft immer in den Heinen Fragen, welche am innigften 
mit dem Leben des Volle in Berührung ftehen, im Geiſte des Staats 
handeln. Dazu bedarf e8 eines Namens, eines Organes, eines Rechts, 
das diefen Geift des Staats ihm und dem Volle verlörpert, und das 
ift der König. Und es ift daher ein tiefes Mißverſtändniß der orga⸗ 
nifchen dee des Staates, jene innige Beziehung des Amtsweſens zum 
Königthum nicht zu wollen ober gar anzugreifen. Wo das Amtsweſen 
fih innerlih vom Königthum trennt, da ift nicht bloß Desorganijation, 
da ift eine tiefe, oft unbeilbare Krankheit im innerften Weſen bes 
Staats vorhanden, und die Herrfchaft der Sonterinterefien nahe be 
vorftebend. 


b) Die Elemente feiner Geſchichte. Königliche Diener. Obrigleit. Amt. 


Auf diefer Grundlage beruht nun auch die Geichichte des Amts⸗ 
weſens im Ganzen, und indem wir jevem Theile des Amtsweſens wieder 
feine Gefchichte vindiciren, können mir eben für das Ganze nunmehr 
jene Grundzüge auch leicht bezeichnen. 

Das Amtsweſen entwidelt fi aus dem königlichen Dienfte in ber 
Zeit, in welder das Königthum fi an die Spike ber Gelammt: 
intereilen des Volkslebens ftelt, und der Tönigliche Dienft ſcheidet da⸗ 
mit zwei Elemente, den eigentlichen Dienft des Königthums und das 
Amt. Nur muß man diefe Gränze eben fo wenig ſcharf ziehen tollen, 
als man das Geſammtintereſſe von dem Sonderintereſſe Icharf trennen 
fann. Urjprünglich ift das, mas wir da3 Amt nennen, nichts als der per: 
ſönliche Dienft des Königs; der Beamtete ift wirklich nur ein Föniglicher 
Diener. Noch vertritt er feine Idee des Staat; noch gibt es Feine 
Verwaltung, noch gibt es feine Regierung. Der Tönigliche Diener hat 
nur das Eigentbum des Königs, feine perfünlichen Rechte, feine Inter 
eflen zu vertreten; er hat felbft eben deßhalb noch gar fein anderes, 
fein jelbitändiges Recht, keine felbftändige Stellung; die Scheibung 
zwiſchen Füniglicher Dienerfchaft und Amt ift noch nicht vollzogen. 

Es ijt befannt, daß diefer Gedanke bis zur Gegenwart vielfach 
lebendig geivefen iſt. Es war Hallers Miſſion in feiner Reftauration 
ber Staatswiflenihaft, aus dieſer hiftorifchen Thatfache ein wiſſenſchaft⸗ 
liches Syftem zu machen, und gerade dadurch die Unmöglichkeit feiner 
Dauer zu beweiſen. In der That, nicht diefer Gedanke an und für 
fih, fondern der Verſuch, ihn als ein abfolutes, damit dauerndes orga⸗ 
niſches Princip zur Geltung bringen, und ihn über das ganze Staats 
leben ausdehnen zu wollen, war das Verkehrte in jener Auffafjung. 
Denn die Eöniglihe Dienerfchaft ift nicht etiva durch das Amt ver 
Ihmwunden; im Gegentheil befteht fie noch gegenwärtig, und ift nichts 
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anderes als ber Organismus bes Hofes. Sondern was verſchwunden 
ift, ift die Vorftellung, daß Amt und Diener identiſch fein. Und 
der große hiſtoriſche Proceß, der fie feheibet, ift im Wejentlichen ver 
folgende. 

Jene Sceibung beruht nämlih in der That auf der Entwidlung 
der gefellfehaftlihen Faktoren. So wie in der ftänbifchen Orbnung der 
dritte Stand ald der noch recht: und macdhtlofe auftritt, ſchließt er ſich 
als das Bürgertum fofort an das Königthum. Damit zuerft erhält 
das letztere gleichlam eine Subftanz für feine allgemeine Stellung, und 
die Föniglichen Dienfte, welche Recht und Intereſſe des dritten Standes 
im Namen bes Königs vertreten, bilden ben Kern des urjprünglichen 
Beamtenftandes. Diefer Anfang ift noch fehr unklar und ungleichmäßig. 
Er gewinnt erit Geftalt, mo mit den Landftänden die königliche Auf: 
gabe eine bejtimmtere wird. Der königliche Dienft bat jet dieſen 
Ständen gegenüber fchon die dee des Staats zu vertreten; die Schei⸗ 
dung zwiſchen den Drganen ber Geſellſchaftsordnung und der Regierung 
bildet fih aus; es find mit den Ständen und den Töniglichen Räthen 
oder Abgeorbneten ſchon zwei Syſteme der Staatsgeivalt vorhanden; 
jedes berfelben bat feinen Boden und fein Recht und Biel, und ber 
Kampf zwiſchen beiden beginnt. 

In diefem Kampfe wird nun das Königthum gezwungen, feine 
ihm eigenthbümliche Macht, das Amtsweſen, allmählig zu einem einheits 
lihen Ganzen zu organifiren. Auch jett noch giebt es zwar feine Re 
gierung, und nicht einmal eine eigentlihe Verwaltung. Aber fchon 
jtehen die einzelnen Diener des Königthums da mit Bewußtſein allge: 
meiner, höherer Aufgaben, als die, den bloß perjönlihen Willen bes 
Königs erfüllen zu müſſen. Schon beginnt allmählig die Idee des 
Staat in ihnen lebendig zu werben, und fie find es daher auch, die 
diefe dee in das Königthum bineinbringen. Dadurch nun breitet fich 
dafjelbe nad) allen Seiten hin aus und nimmt das ganze Leben des 
Volkes in fih auf. Je weiter es aber gebt, um jo hartnädiger wird 
der Widerſtand der herrichenden Klaſſe. Sn dem Gefühle, daß es fich 
bier nicht um einzelne Rechte, fondern um die ganze ftänbifche Herr: 
Ihaft handelt, wird jeder Punkt dieſes Rechtes von der lehteren auf 
das Aeußerſte vertheidigt. Und hier zeigt e3 ſich nun, daß es fidh da- 
bei nicht etwa um Macht gegen Macht, ſondern um Princip gegen 
Princip handelt. In der That nämlich treten die Diener des König: 
thums zunädft nur ala Vertreter des perjönlihen Willens gegen das 
hiftoriiche Necht der Stände auf. Das aber Tann nicht genügen, fie 
bedürfen eined eigenen Rechtstitels, um dem an fi) unzmweifelhaften 
Rechtstitel der ftänbifchen Herren ein Gegengewicht zu geben. Das 
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Aufftellen dieſes Nechtstitels ift eine der wichtigften Erfcheinungen im 
Staatsleben Europa’. Er ift nicht plößlich entitanden, und auch nicht 
objectiv formulirt; aber er hat dem Theile der Zöniglicden Gewalt, 
welche eben mit dem allgemeinen Intereſſe zu thun bat, erft das Weſen 
des Amts gegeben. Die nun entftehbende Beamtenwelt nahm ibn theils 
aus dem römiſchen Recht, das dem Königthum das jus imperii gab, 
theild aus der Bibel, welche die Obrigfeit als eine göttliche Drbnung 
anerkennt. Das erfte gab dem Rechtötitel die Form, das zweite gab 
ihm den ethiihen Inhalt. Der Diener des Königs erhob fi dadurch 
über das Stadium des bloßen Dienftes; er trat gleichfam in den Dienft 
einer Svee; das Königthum war ihm das perfonificirte Haupt derſelben, 
das Recht des Königthums nicht fo fehr ein perlönliches Recht des Kö: 
nigs, als ein Recht der Staatsidee; beide, Königthum und Amtsweſen, 
ſchöpfen ihr Recht aus derſelben Duelle; und das iſt eg, wodurch all 
mäblig aus dem Diener des Königs ein Beamteter wird. Den Wende: 
punkt aber bezeichnet das Auftreten des Wortes: „Obrigkeit.“ Der 
Begriff der Obrigkeit ift mit dem des bloßen Dienftes unvereinbar: es 
ift fein organifcher, fondern ein ethiſcher Begriff. Die Vorftelung von 
einer, über dem jubjeltiven Willen des Landesherrn ſtehenden, jelbs 
ftändigen Million, die Idee einer höheren, fittlihen Verantwortlichkeit 
belebt diefe neue Geftalt des Töniglichen Dienftes. Das Fundament 
des Amtsweſens ift gelegt. Wir können jagen, daß die ziveite Epoche 
vollendet iſt. Es ift das Ende des fechzehnten, der Anfang des fieb- 
zehnten Jahrhunderts. 

In der That ift aber diefe Epoche nur der Anfang der Entwid: 
lung. Zwar ift das Rechtsprincip des Beamtenweſens Zar, aber es 
iſt weder faktiſch noch rechtlich anerfannt. Die Idee des Staats, bie 
in ihm lebendig ift, ftrebt nach allgemeiner Geltung. Das Königthum 
als ſolches nimmt, nachdem es jebt das organifche Haupt des Staates 
iit, die Staatögewalt in die Hand, und beginnt den Kampf mit dem 
Ständethum. Bei dem tiefen Gegenfaße des NRechtötiteld, dem geſell⸗ 
Ichaftlihen und dem Staatlichen, ift eine Vereinbarung nicht möglich. 
Es handelt ſich einfah um Unterwerfung. Die Frage nad dem König: 
thum wird zur Machtfrage des Königs. Und hier ift es nun, wo das 
junge und fräftige Amtsivefen dem Königthum mit feiner ganzen Kraft 
zur Geite Steht. Es tft durchdrungen von dem Bewußtjein, daß nur 
die Einheit aller Organe des Königthums zum Siege führen Tann. 
Es unterwirft ſich daher felbjt dem perſönlichen Willen des Könige; 
e3 läßt fich organifiren; e3 lernt gehorhen. Der Gehorfam bes 
Amts gegen das höhere Amt, der Gehorfam aller Aemter gegen ven 
Willen des Königs wird als erfte und abfolute Bebingung in dem 
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Kampfe der Staatsidee mit dem geſellſchaftlichen Recht anerkannt. Da⸗ 
bei freilich beginnt der Keim der Selbſtändigkeit, welcher in der Idee 
der Obrigkeit liegt, zu verſchwinden; die theoretiſchen Fragen, wie weit 
der Gehorſam gehe, wenn das Königthum befiehlt, und die urſprünglich 
ſo viele Gemüther beſchäftigt, werden unmerklich zur Seite geſchoben 
und als eine, das Weſen der Sache nicht mehr berührende Caſuiſtik 
angeſehen; die Hauptſache iſt Gehorſam gegen das Königthum, um 
Gehorſam vom ganzen Volke fordern zu können. Mit dieſem Princip 
und der aus ihm entſtehenden Disciplin ſiegt das Königthum, und 
zwar weſentlich durch die raſtloſe, auf allen Punkten zugleich erſchei⸗ 
nende, allmählig alle Lebensverhältniſſe des Staats durchdringende 
Thätigkeit des jungen Amtsweſens. Es verdrängt zuerſt die geſellſchaft⸗ 
lichen Körper aus der Geſetzgebung, indem die Landtage ſeit dem Be⸗ 
ginne des achtzehnten Jahrhunderts verſchwinden; es verdrängt dieſelbe 
weiter aus allen Gebieten der Verwaltung und ſetzt die Herrſchaft der 
Diener des Königs an die Stelle der körperſchaftlichen Organe. Jede 
Oppoſition dagegen iſt Oppoſition nicht bloß gegen den König, ſondern 
gegen das göttliche Recht, gegen die Staatsidee und ihre Miſſion; ſie 
iſt es im Ganzen, fie iſt es im Einzelnen. Der perſönliche individuelle 
Gehorſam gegen den König, die Auflöſung der Rechtstitel gegenüber 
dem Königthum durchdringt allmählig vom Beamtenthum aus die ganze 
Nation; Individuen ſowohl als Körperſchaften nehmen ihn zuerſt als 
Thatſache, dann als eine Pflicht an, und gipfeln dieſen Proceß in der 
Idee des Ruhmes des Gehorſams; der Staat ift allmächtig, die Ge 
ſellſchaftsordnung ift willen und rechtlos, und der König ift wirklich 
der Staat. Nie war ein Wort wahrer, als diefes. E3 gibt nichts, 
das nicht dem perlönlichen Staate perfünlich angehörte. Die Macht: 
frage ift entſchieden, die Rechtsfrage ift nicht mehr Gegenftanb des 
Zweifels; es ift die Epoche der fouveränen königlichen Gewalt. 

Sn diefer Epoche nimmt auch Recht und Thätigleit des Amts» 
weſens eine andere Geitalt an. Schon im fiebenzehnten Jahrhundert 
bat die entftehende Nechtöphilofophie der vagen Vorftellung von einem 
göttlichen Rechte eine zweite an die Seite geftellt, und nach Gründen 
des Rechts und nach Zwecken des Staats gefucht. Die Anfchauungen, 
die fi um dieß Streben kryſtalliſiren, legen ſchon jett die Idee des 
Gemeinwohls, die salus publica zum Grunde; die Regeln, nad) welchen 
e3 erzielt werden fol, empfangen in ihrer Gefammtheit ihre Namen 
nad) der Staatäfunft der Alten; die Politik fol die Aufgabe der könig—⸗ 
lihen Organe fein. An diefen Namen jchließt ſich der der Polizei. 
Bei der Polizei fängt die innere Thätigfeit der Monarchie an; die, 
Polizei ift kein juriftifcher, auch kein ethifcher Begriff, fondern er ift 
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ein ftaatswiflenfchaftlicher. Er bezeichnet die Aufgabe des Königthums 
im Innern; er ift die Thätigfeit des Staats in feinen Organen. Und 
wie der Staat felbft, fo bat auch er die Allgewalt, weil er die allge 
meine Aufgabe ausſpricht; er ift das Kriterium diefer Epoche, und in 
der Polzeiberrichaft befteht die erfte Form einer wirklichen, das Ganze 
umfaflenden und im individuellen Willen des Königs concentrirten 
Regierung. 

Sn diefer Epoche nun hat fih während der Vernichtung der gefell: 
ſchaftlichen Gemwalten nur Eins erhalten. Das ift dad Bewußtſein ber 
einzelnen freien Perjönlichkeit. Sie ift als foldhe von dem Principe 
des polizeilichen Gehorſams zwar unterbrüdt, aber nicht zerftört. Sie 
beginnt fih Bahn zu brechen, und zwar zuerft in den Bhilojophien 
des achtzehnten Jahrhunderts. Mit der Revolution gewinnt fie feiten 
Boden und Geftalt; in der Induſtrie gewinnt fie die ihr entfprecdhende 
Form des Befites; und fo tritt die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaftsordnung 
ins Leben, welche das gegenwärtige Jahrhundert beberricht. Sie erzeugt 
fofort auch eine neue Geftaltung des Amtsbegriffes mit der neuen See 
des Staates, die aus ihr hervorgeht. 

Die Grundlage diefer Epoche, die freie Perfönlichkeit, fordert zuerft 
und vor Allem die Gleichheit Aller gegenüber dem Staate, aber aud) 
das Recht jedes Einzelnen, den Willen des Staates feinerfeit3 mit zu bes 
ftimmen. Das philoſophiſche Princip der Gleichheit aller Staatsbürger 
wird zum juriftifch:abminiftrativen Princip der Gleichheit ihrer Intereſſen. 
Die Gleichheit der Intereſſen fordert aber, daß der Träger diefer Gleich— 
heit, der Staat, auch auf jedem Punkte berechtigt und verpflichtet fei, 
dieſe Gleichheit zu wahren. Damit gebt der entjcheivende Proceß vor 
fih, durch welchen die Organe des Staats das ausſchließliche Necht 
empfangen, die Negierung und Verwaltung als ein Ganzes in die Hand 
zu nehmen. Es gibt feine andere Quelle eines öffentlihen Rechts und 
einer Öffentlichen Funktion mehr, als den Staat; jede Verbindung einer 
ſolchen Funktion mit dem bloßen Befige ift befeitigt; das geſammte Leben 
des Staats ift Ein großes, organiſches Ganze, und jedes Drgan ift 
jet ein Amt des Staats; der alte Gegenfat zwiſchen dem ftändifchen 
Recht und dem Amte ift daher verſchwunden; an bie Stelle des Begriffes 
der Hoheitsrechte tritt der Begriff und das Recht der Regierung. 

Allein diefe Regierung hat zu ihrem Gegengewicht jet zwar nicht 
mehr die ſtändiſchen Körperfchaften, wohl aber die Geſammtheit bes 
Bolles in der Volksvertretung. Die Volksvertretung ift jetzt die geſetz⸗ 
gebende Gewalt, und an den Unterjchied beider knüpft fih eine Orga⸗ 
nifation von Nechtöverhältniffen, welche wir unter dem Ausdruck der 
Berantwortlichfeit zufammenfaßten. Die verantwortliche Regierung 
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ihrerfeit3 ift im Amtsweſen zu einem felbftändigen Organismus gewor⸗ 
den. Die Berantwortlichleit, als die ethifche und juriftifche Verpflich⸗ 
tung, in den einzelnen Funktionen der Staatsorgane den Geift ber 
Geſetze zu verwirklichen, gibt diefen einzelnen Organen ein neues Ele 
ment. Sie dienen jetzt, ba die Staatögewalt die gefellfchaftlichen Körper 
bewältigt bat, nicht mehr dem Bebürfnifje der erfteren nah Macht, 
und find daher auch nicht mehr unbebingt an den individuellen Willen 
ihres Hauptes gebunden. Sie ftehen jeßt gegenüber einem organiſch 
gebildeten Staatswillen; fie find Organe beflelben und ihm verantivort- 
lih. Und biefe Verantiwortlichkeit ift e8, welche jebem diefer Organe 
eine gewiſſe Selbitändigfeit verleiht; denn der Staat, dem fie dienen, 
erihöpft fich nicht mehr wie einft in Einer Perfon und ihrem Willen. 
Dieß Verhältniß bezeichnen wir mit einem Worte: es ift die Ber: 
faſſungsmäßigkeit. Mit diefer Selbftändigfeit, der innern wie der äußern, 
tritt nun das Moment ein, welches dem Amt feinen letten höchſten 
Snbalt gibt. Das Amt wird ein Lebensberuf; und vieles, einen 
bohen ethiſchen Xebensberuf enthaltende, in feinem Rechte auf der Ver: 
faffjung beruhende Staatdorgan iſt jeßt erft das Amt im gegenwär⸗ 
tigen Sinn des Wortes. 

So ſtehen jet der Begriff und das Recht des Amts auf der 
Grundlage des Staatsbegriffes; mit der Entwidlung des Staatslebens 
aber entwicelt fi) auch der äußere Organismus bes Amtes, frei von 
den Hemmniffen der ftänbifchen Rechte. Erft jetzt erfcheint dieſe Orga⸗ 
nilation als eine auf der dauernden Natur des Staates beruhende, 
und daher einerjeits ſelbſt dauernde, andererſeits eben darum auch 
allenthalben gleichartige. Nicht mehr die Bebürfnifle und Beftrebungen 
des Königthums nach feinem fpeziellen Rechte gegenüber ven ſtändiſchen 
Nechten beftimmen die Eintheilungen und den Bufammenhang jenes 
Organismus, fondern die Orbnung der wirklichen großen Lebensverhält- 
niffe; das Amtsweſen erjcheint daher jett als ein Syſtem, und will 
als folches betrachtet werden. Das Syſtematiſche ift charakteriftiich für 
diefe Epoche, denn es geht aus ber an fi ewig organifchen Einheit 
des wirklichen Lebens hervor, an das es fi) anſchließt. Anbererjeits 
ichließt das Amt die freie Selbftthätigfeit des Staatsbürgerthums auch 
in der Regierung nicht aus. Es nimmt im Gegentheil die Selbft- 
vervaltung und das Vereinsweſen als gleichberechtigte Organismen an, 
und fo reiht es fi in das Gefüge des Ganzen als ein felbftändiges 
Gebiet, das nicht mehr mit der Staatsidee identiſch, wie ehemals, und 
auöfchließlich berechtigt ift, fich für den Körper derſelben zu erklären, 
wohl aber berufen, auf allen Punkten im Namen der Staatdibee das 
Gejammtinterefje gegenüber dem Sonberinterefle zu vertreten. Das 
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nun hat bier eine andere Bebeutung als in früherer Zeit. Die gefek: 
gebende Gewalt ihrerſeits ift eben fo wenig der ganze Staat, als es 
die vollziehende iſt. Gebildet aus dem Bolfe, vertritt fie naturgemäß 
den Willen, aber auch die Intereſſen und Auffaflungen der Parteien 
und Richtungen im Vollöleben. Eben darum hat fie das Recht, ver: 
ſchiedene Anfichten zu haben und zur Geltung zu bringen; es entipricht 
ihrer Natur, daß fie in ihrer Arbeit unter Umftänden nur formell zur 
Einheit gelangt, und daß das Princip dieſer Einheit nit die Ueber 
zeugung, fondern das mechaniſche Moment der Zahl if. Das Recht 
der Majorität muß nothwendig und unter allen Umftänden das Recht 
der Weberzeugung erjegen. Die Regierung dagegen, indem fie jeßt den 
Staat als perſönliche Einheit vertritt, darf ihre eigene Thätigkeit nicht 
als eine bloß formelle Einheit fegen. Sie muß innerlih eins fein, 
um in dem Kampfe individueller Anfichten der Volksvertretung das 
wirkliche Leben des Staats als ein mejentliches und perfönliches ver: 
treten zu. können. Das iſt der Punkt, auf welchem fie in die Ber 
faflung hineintritt, und auf dem die Macht derjelben beruht. Und 
darum jehen wir nun in dem gefammten Drganismus des Staats⸗ 
amtes dieje Forderung eine der großen Grundlagen des ganzen Rechtes 
des Amtsweſens bilden, während anbererfeits das Necht der freien Pers. 
fönlichfeit auch im Beamteten ſich Geltung verfchafft. Das Amtsweſen 
ift daher jet Tein einfaches Ganze mehr; es ift aus dem Zuſammen⸗ 
wirken der verfchiebenen obigen Elemente entſtanden, und feine Be: 
trachtung bildet daher jeßt ein felbftändiges, hochwichtiges Gebiet der 
Staatswiſſenſchaft. 

Dieß find nun die allgemeinen ethiſchen und hiſtoriſchen Grund⸗ 
lagen des Amtsweſens; aus ihnen ift dasjenige hervorgegangen, mas 
wir das ftaatsrechtlihe Wefen des Amts nennen müflen, und das wir 
um jo mehr hier zu bezeichnen haben, als es zu denjenigen Theilen 
gehört, in welchen ſich die Individualität der großen Staatsbildungen 
in erfter Reihe charakterifirt. 


e) Das flaatsretlihe Weien des Amts. Das Amt in England, Frankreich 
und Deutichland. 


Iſt nun auf diefe Weife das Amt nicht bloß formell und mecha⸗ 
niſch, ſondern ſeinem inneren Weſen nach ein lebendiges und ſelbſtaͤndiges 
Glied des Staats, ſo muß es auch dieſen Staat innerhalb ſeines 
Kreiſes vertreten. Es muß zu dem Ende das Recht der Regierungs⸗ 
gewalt für fein beſtimmtes Lebensgebiet ausüben, d. i. es muß die Ver⸗ 
ordnungs⸗, Organiſations⸗- und Polizeigewalt für feine ſpezielle Aufgabe 
befigen; und dieß Recht auf dieſes, durch die Aufgabe des Amtes felbft 


217 


ol 


gegebene Maß jener Gemwalten nennen wir die Competenz bes 
Amtes. Diefe Competenz wird aber aus einer bloß formalen zu einer 
organifchen, da ed der Organiſation nicht möglich ift, alle Fälle und 
Berhältnifle der Competenz im Vorhinein zu beitimmen; das Amt hat 
das Recht, fich feine Competenz felbjt zu fegen, unter amtlicher und 
privater Verantivortlichleit für die Weberfchreitung derfelben. Gerade 
darin befteht die Theilnahme an der vollziehenden Geivalt und die Ers 
hebung über Mandat und Dienft; es gibt fein Staatsrecht eines Amtes 
ohne dieſes Recht deilelben. Aus demſelben Grund ift das Amt ein 
dauerndes. Es ift mit dem Sabe gegeben, daß die Löfung einer 
Aufgabe nicht von der Willfür der Organifationsgeiwalt abhängt, fon» 
dern vom Staatöbegriff ſelbſt gejeßt if. Die Organifation kann Nas 
men und Competenz, nicht aber die Nothmwendigfeit des Amtes ändern; 
e3 ift ein organifcher Theil des Staats. Und mie daraus wieder die 
Nothwendigkeit des Berufes für den Dienſt des Staats hervorgeht, fo 
erzeugt daflelbe andererfeitd das Recht der Staatsdiener, das eben 
dadurch nicht mehr ein bürgerliches, ſondern ein Öffentliches Recht ift. 
Dephalb kann es feinen wahren Staatöbienft geben, ohne daß das 
Necht der Staatsdiener den Charakter und die Stellung eines Theiles 
des öffentlichen Rechts habe. Gerade darin, daß dieſe Rechtsverhält⸗ 
niffe jeder Privatwillfür entrüdt find, erfcheint die ftaatlidhe Funktion 
des Amts, durch welche e8 den ganzen Staat innerhalb feiner Com⸗ 
petenz vertritt; durch dieß öffentliche Hecht erſt empfängt es das charak⸗ 
teriftiiche Moment der Regierung, die Selbftänbigfeit, welche die Boll: 
ziehbung gegenüber der Geſetzgebung fordern muß, und die fi in ver 
äußerlich begränzten, innerlich freien Benutzung ber drei Gewalten 
zeigt. Das Kriterium des Verſtändniſſes des Amts liegt daher darin, 
daß das Recht deſſelben einen jelbjtändigen Theil ver Verfaffung bilde. 
Denn eben dieſe Selbitändigleit des Amtsrechts brüdt in der That 
diejenige der Verwaltung gegenüber der Gejehgebung aus, die das 
Weſen jeder Verfaſſung und den Inhalt des Staatslebens bildet. Und 
fo kann man jet jagen, daß das ftaatörechtliche Weſen des Amtes die 
Aufnahme deflelben in das verfafiungsmäßige Staatsrecht bilde. 

Gerade auf diefem Punkte find nun die drei großen Eulturbölfer 
weſentlich verſchieden geartet. 

Englands Amtsweſen iſt auf der obigen Grundlage leicht zu 
verſtehen, aber eigentlich ſchwer zu beſchreiben, weil es rechtlich und 
thatſächlich eine höchſt eigenthümliche Zuſammenſetzung der Grundſätze 
aller verſchiedenen Epochen darbietet. Demnach muß man verſuchen, 
den Charakter des engliſchen Amtsweſens auf die möglichſt einfachen 
Elemente zurüdzuführen. Und diefe fcheinen uns folgende. Da die 
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Regierung nur eine Majoritätsregierung ift, und mithin mit jeber 
Majorität mwechfelt, fo ift es ſchwer möglih, dem Amte dad erfte 
feiner organifchen Elemente, wodurch es fi vom bloßen Dienfte ſchei⸗ 
det, nämlich die Dauer deflelben, zu verleihen. Wie die Regierung 
abhängig ift von der Majorität ihrer Partei, jo muß auch das Amt 
abhängig fein von dieſer Regierung. Zweitens aber bat, eben durch 
bie bereits dargelegte Identificirung der Gejeßgebung ober des Parla⸗ 
ments mit der Vollziehung oder dem Minifterium und dem entiprechenb 
des Staatsraths mit dem Minijterrath, die Regierung im Allgemeinen 
und alfo auch das Amt im Beſondern gar fein Recht zur Selbſt⸗ 
thätigfeit. Die Verorbnungsgemwalt ift auf ihr niebrigites Maß 
zurüdgeführt, und dem Amt daher alles Element eigener Bewegung in 
der Derwaltung genommen. Daraus ergibt fih der Grundcharakter des 
englifchen Amtsweſens, auf dem am letzten Ort aud fein Recht be 
ruht: das Amt kann in England fein Lebensberuf werden. Ihm 
fehlt alles ethiſche Element. Es ift alles, was das Amt fein Tann, 
ohne eine fittliche Aufgabe zu fein; und das beftätigt fi) nach allen 
Richtungen, fo wie man in das Amtsrecht mit feinen munberlichen, 
dem Gontinent faft unverftändlichen Beftimmungen hineintritt. Den 
legten Reſt jelbjtändiger Bedeutung nimmt nun dem Amt die große 
Grundlage der inneren Verwaltung Englands, die Selbftverwaltung, 
von der das Amt grundfäglich ausgeſchloſſen ift. Was wir daher unter 
dem Amtsweſen verſtehen, eriftirt in England nicht. Daher ift ber 
Beamtenjtand, wenn man von ihm überhaupt reden will, ein höchſt 
unvollfommener in England; vielleicht der unvollfommenfte in ganz 
Europa, und nur die Tüchtigkeit des Individuums ift der Schuß gegen 
al das Uebel, das daraus entjteht. England beginnt das zu begreis 
fen; man fieht deutlich das Ringen nach der Herftelung des wahren 
Beamtenthums; aber es wird noch viel ſich mühen und viel im Ein» 
zelnen leiden, ehe es dahın gelangt. 

Und wieder ıft Frankreich dag Gegentbeil. In Frankreich ift 
die Verwaltung nicht bloß eine große, fondern fie ift eine zu große 
Macht. Sie ift ein innerlich feftgefchloffenes Ganze; fie läßt nicht ein 
mal das Geſetz in ihre Thätigfeiten bineingreifen ; fie entfcheidet mit 
grundfäglicher Ausſchließung des Gerichts nur felbft, und ganz einfeitig 
über den Beamteten. Der Einfluß der Geſetzgebung auf das Einzelne 
in der Verwaltung eriftirt daher nicht; da wo bie Ausführung beginnt, 
beginnt auch der Grundſatz, daß der einzelne Beamte nur dem höheren 
Organe verantivortlih ift. Die Folge ift, daß zwar für die Regierung 
dem franzöfiichen Amt dasjenige fehlt, mas ihm zulegt feine höhere 
Weihe geben follte, dad Moment der Selbftändigfeit des Einzelnen. 
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Er lebt und arbeitet nicht im Namen Ver ee des Staats, fondern 
er ift in Allem nur das ausführende Organ feiner höheren Vorgeſetzten 
und feine Grundlage ift nicht die Wiflenfchaft vom Staate; er Tennt 
feine Politik und feine Nationalöfonomie, keine Vertwaltungslehre und 
feine freie Thätigleit; er iſt der Herr aller, die unter ihm ftehen, und 
der Diener der oberen Stellen, und feine höchſte Autorität ift der Aus 
ſpruch des Conseil d'Etat. Daher kennt er auch feinen Beruf und 
feine individuelle ethiiche Aufgabe; er ift nur ein gehorchendes Dr- 
gan, und braucht nicht8 zu verftehen, als eben den Gehorfam. Eine 
Öffentlich rechtliche Selbſtändigkeit defjelben gegenüber ver höheren Ber 
hörde iſt daher bier undenkbar; er kann gar fein ftaatliches Recht 
baben; er ijt nur ein dienendes Glied des Ganzen. Und das liegt fo 
tief im Weſen der ganzen franzöfilchen Staatsbildung, daß, mie mir 
gefehen, felbit die Revolution e8 nicht zu ändern vermocht hat. 

Auf diefem Punkt nun ift es, wo Deutichland entichieven über 
England wie über Frankreich ſteht. Es hat, wir möchten fagen, von 
jeber das lebendige Bewußtlein von dem wahren Weſen des Amts ge: 
habt, und bat in gleicher Weile dieß Bewußtſein zum Recht ausge 
bildet. Nur in Deutichland forbert das Volk, daß der Beamtete mehr 
vertrete, ala den bloß dienenden Gehorfam, mie in Frankreich, und daß 
er mehr verftehe, als ein Urtheil zu fällen, wie in England. Er foll 
die wahren, höchſten Intereſſen des Lebens in ſich tragen; er foll fie 
werwirklichen, felbjt gegenüber der höheren Behörde, vor allem aber 
gegenüber der Macht und den Intereſſen der herrſchenden gefellichaft- 
lihen Claffen. Er ift in Deutichland der örtlich erfcheinende, örtlich 
thätige Staat; er ift nicht bloß eine Macht, er ift eine fittlihe, er 
wird dadurch eine fittigende Potenz. Er ift im wahren, noch unver 
fälfchten Volksbewußtſein der natürliche Vertreter des gemeinfam Guten 
und Nothivendigen, er ift fittlich den Untergebenen verantwortlich, daß 
das Wahre und das Beſte gejchehe. Daher tft er auch ber Träger ver 
Bildung, und muß felbft gebildet fein; es mwiberjpricht dem beutjchen 
Volksbewußtſein, daß der Beamtete nichts anderes fei und nichts an⸗ 
deres verftehe und zu mwürbigen wifle, al® der Bürger. Seine Ehre 
befteht darin, daß er den Muth einer Meinung auf die Gefahr feiner 
Stellung habe; fein Lohn zum großen Theil in dem Bewußtſein, das 
eine ſolche Ehre gibt. Es ift darum der Mühe merth, in Deutichland 
ein Beamter zu fein; es ift dadurch erflärlich, daß das Beamtenthum 
einen Beruf bat und einen Stand bildet; es iſt nothivendig, daß es 
zu dem Ende ein jelbitändiges öffentliches Recht befite. Das Amts⸗ 
weien ift dadurch in Deutichland nicht bloß ein feiter Organismus, 
fondern aud ein felbitändiges Gebiet des öffentlichen Rechts. Es iſt das 
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ſchon früher geweſen; feine Umgeftaltung bes Etaatsorganidums bat 
das je ändern können und tollen; im Gegentheil hat fi aus allen 
Umtälzungen nur ver Gedanke herausgebildet, daß das Amt m Dir: 
ganismus und Recht ein Theil der Berfallung fein, umb daß bie 
Geſetzgebung tiefe Standespflichten und Etandesrechte der Beamteten 
nad allen Eeiten bin aufrecht zu halten babe. Die Theorie hat das 
nicht geichaffen; aber man muß ihr zur Ehre nachſagen, dab fie es 
verftanden, gefördert und gefeftigt hat. Und einen großen Schatz be 
fist Deutichland in diejer feiner, ibm eigenthümlichen und hoffentlich 
unverlierbaren Idee des Beamtenthums. 

Dasjenige nun, was wir den Inhalt des Amtsweſens nennen, 
wird erſt auf der Grundlage diefer großen, wenn auch allgemeinen 
Thatjachen recht Far werden. Denn in der That ſind alle einzelnen 
Eäte des Folgenden doch nur die Conjequenzen jener Elemente: aus 
ihnen baben fie fih gebildet, und auf fie müflen fie zurüdgeführt 
werben. Unfere Darftelung kann natürlih daher nur einen erften 
Verſuch bilven. 

Das englifche Amtsmeien bat in der That noch niemand verflanden als 
Gneiſt; ſelbſt Binde in feiner Darftellung der inneren Verfaffung Großbrit⸗ 
tanniens bat faum Andeutungen. Bei den Engländern, wie Homershbam, 
Hallam, Brougham, Bagehot darf man felbfiverftänblich kein Verſtändniß 
erwarten. Doch muß man nie bei ihm vergeffen, das was er über das Amt 
fagt (Bd. II. 8. 48), in feinem Berhältniß zu dem Begriffe der Regierung auf 
zufaffen (f. oben). Die übrigen Teutfchen, die mehr beiläufig auf die Sache 
kommen, fehen eigentlich nicht viel mehr darin, als entweder das Recht der 
gerichtlichen Verantwortlichleit des Beamteten, oder die Eelbitwahl deffelben, 
wobei nod in der Regel der Friedensrichter ganz mißverftanden und als ein 
Beamteter der Eelbftverwaltung angejehen wird. Erft Gneift hat das mahre 
Weſen der Eache erfaßt, denn er ift der Erſte, der e8 mit deutfchen Leben in 
Bergleihung zu bringen die Kraft hatte. 

Es ift ſehr bezeichnend für Frankreich, daß es troß der großen Ausbildung 
des droit administratif leine Darftellung des Amtswejens und des Amtsrechts 
bat. Die franzöfiihe Sprache Hat eigentlih au kein Wort fiir Amt und Be 
amteten, denn es entjpricdht weder der Ausdrud magistrature, das dem Wort 
Obrigkeit am nächſten fommt, noch fonctionnaire, noch employé. Es gibt daher 
auch feine Gefetsgebung liber das Staatsdienerrecht; die betreffenden übrigens 
fehr reichhaltigen Gefetze beziehen fih nur auf die Organifation und die Com⸗ 
petenz. Frankreichs Amtsweſen kann überhaupt nur in inniger Verbindung mit 
dem ganzen Verwaltungsrecht verftanden werden. Einen Verſuch, den Geiſt des 
Amtsweſens in Frankreich und feine Geſchichte darzuftellen, enthält die ſchöne 
Abhandlung von Barante, Questions constitutionnelles (1849) Ch. IV. des 
emplois publies. Das gegenwärtige Recht ift mit großer Klarheit aufgeftellt 
in Blod, Dictionnaire de l’Administration v. fonctionnaires. 
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Daß dagegen in Deutjchland das Amt Gegenfland einer großen und ein- 
gehenden Literatur geworden, liegt ſchon in dem dentſchen Weſen defielben. 
Und es iſt felbft bei untergeordneten Arbeiten auf dieſem Gebiete merkwürdig, 
wie groß die Uebereinfimmung in der Grundauffaffung, in Philofophie und 
Staatsredt ift, fo lange und fo weit beide fih überhaupt mit dem Gegenſtande 
beſchäftigen. 

Schon im ſiebzehnten Jahrhundert, und zwar gerade zu der Zeit, wo das 
Recht Des Volles auf Theilnahme an der Geſetzgebung untergeht, ſehen wir 
neben dem allgemeinen Begriff der „Obrigfeit” auch das Hare Bewußtſein von 
der ganzen Stellung in dem Rechte des Amts entfiehen. Es löst fich vom 
bloßen königlichen Dienfte los, nicht aber vom Königthum; es trägt das Be⸗ 
wußtfein in fi, die Aufgabe und damit das Recht des Staats zu vertreten. 
Es erzeugt daher ſchon damals eine felbftändige Literatur im Staatsrecht und 
diefe nimmt gleich anfangs diefelbe Grundlage wie die gegenwärtige. Im Grunde 
genommen haben wir noch immer feine beffere Definition, und brauchen eigent- 
li auch feine, als die, welde Myler ab Ehrenbach, Hyparchaeologia 
1678, gibt (I, 5.): Magistratus sive offiicialis est Praefectus societatis cui 
a Majestate, aut ab eo qui publica regendi potestate pollet, sub certo aa- 
lario concesso est potestas de negofiis Reipublicae cognoscendi, judicandi etc. 
— ad utilitatem regendae Reipublicae, ut ipsum imperantem in oneribus 
reipublicae sublevet“ — da ift der ganze Begriff des Amts, und wefentlich 
feine Vertretung der Funktion des Staats deutlich ausgeſprochen. Meift jedoch 
wurde im 17. Jahrhundert nod Obrigkeit und NRichteramt als identiſch genom- 
men; (f. die Literatur liber das Officium Judicis jeit 1618 bei Fiſcher dent⸗ 
ſches Cameral⸗ und Polizeirecht Bd. IL $. 258). Erft gegen Ende bes 17. Jahr⸗ 
hunderts fcheint fi der Magistratus als Obrigleit vom Nichter zu ſcheiden. 
Im 18. Jahrhundert ift diefe Scheidung ziemlich Har. „Das obrigfeitliche Hecht 
ift ein vom Staate erhaltenes und mit dem Zwangsrecht verfnlipftes Berwal- 
tungsrecht zur Ausübung gewiffer Theile der Staatsgewalt.“ Fiſcher, 
a. a. D. 8.259; ſ. ſchon Fr. Schragii, Diss. de potentia Magistratuum. 1679. 
Mofer hatte die fchwierigere Aufgabe, in dem „Landesdiener” das Amt feinem 
Weſen nah dur „feine Pflichten gegen das Land” vom filrftlichen Diener zu 
unterfcheiden; aber der Gedanke war derfelbe. Das Bewußtfein von der Sache 
ftand fo feft, daß das Preußifche allgemeine Landrecht (TI, 10) ihm zuerft ge 
fetlihen Ausdrud gab. Die folgenden Zeiten haben am Weſen der Sache 
nichts geändert, im Grunde nur gebeffert. Zwar begriff die Rechtsphiloſophie 
nichts von der Sache; die einen, wie Kant, Herbart und neueflens Rößler, 
famen gar nicht in den Staat hinein, die andern wie Hegel kamen nicht aus 
ihm heraus, fo daß namentlich der Ießtere vom Amt nichts begreift, als daß 
es eine Arbeitstheilung fei (Rechtsphiloſophie 8. 290 ff.). Dagegen Haben 
Stahl (Redtsphilofophie Bd. II, 11. Abtheil. Staatsämter) und in neuefler 
Zeit Fichte (Syftem der Ethik, II, 11. Abtheil. 8. 139) das höhere ethifche 
Element in der Bhilofophie wieder zur Geltung gebracht, indem fie den Begriff 
von Beruf und Stand auf das Amtsweien anwenden. Nur war ihnen bie 
deutsche Geſetzgebung lange voraufgegangen. Wie tief und richtig namentlich 
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bie preußifche Geſetzgebung unter Stein die Sache erfaßt, zeigt vor allem der 
Eingang zur Berorbnung vom 16. Dec. 1808. Nach ihm follen „die Be 
amten nicht wie bisher todte Werkzenge in der Hand der Fürften fein, 
welche ohne eignen Willen die Befehle derfelben ausführen, ſondern ſelbſt⸗ 
thätig und felbftändig mit voller VBerantwortlidhleit die Geſchäfte 
beforgen;” ihr eigentlichftes Weſen beruht darnach in ber Verpflichtung „zur 
Arbeit für den Staat im Ginne des Königs." Man muß geflehen, daß 
diefe Gefetze die Theorie weit überholten; fie haben ihr aber eine geiftige Aufe 
fafjung tiber das Weſen des Beamtenftandes beigebracht, welche namentlich in 
Preußen dauernd geltend geblieben if. (Siehe Perthes, Staatsdienſt in 
Preußen, S. 80 ff.) Diefer Erſcheinung entipricht im ſüddeutſchen Staatsleben 
die Thatfache, daß gleich mit dem Entftehen der Berfafjungen das Staatsbiener- 
recht und Amtsweſen in die Berfaffungsurlunden unmittelbar aufgenommen 
werden. Das Staatsdienerrecht ift förmlich ein immanenter Theil der Ver⸗ 
faffungen, und neben den Beftimmungen der Berfaffung beftehen faft in allen 
Ländern noch eigene Gejetze iiber den geſammten Staatsdienft und feine Rechte, 
die mit einer Uebereinftimmung abgefaßt find, melche bei ber tiefgreifenden Ber- 
fhiedenheit des Verfaſſungsrechts und namentlich bei der Unflarheit über die 
Berwaltungsjuftiz nur aus dem von ung bezeichneten Grundzug in ber ganzen 
deutſchen Auffaffung erflärt werben können. Es ift auch dem entipreddend der 
Begriff und feine Geſchichte jo genau unterfudht und fo feftgeftellt, daß wir 
wohl auf diefen Theil des Staatsrechts vorzugsweiſe ftolz fein dürfen, wenn 
gleich die oben bezeichnete Unbeſtimmtheit iiber Klag- und Beſchwerderecht in dem 
einzigen Punkt der Haftung der Beamteten noch etwas unentfchieben läßt. Der 
alte Grundgedanfe aber, daß das Amt ein Beruf, und das Amtsrecht daher 
ein öffentlihes Necht eines Berufes und nicht ein einfaches Befehlsredht 
eines Organs gegenüber dem andern fei, zieht fih mit großer Beſtimmtheit 
berrihend dur alle Darftelungen hindurch. Wir wollen daher nicht damit 
rechten, daß namentlich in den deutfchen Staatsredhten das ganze Gebiet Feine 
ſyſtematiſche Stellung gefunden bat, und trog Mohl und Pötzl, die es allein 
ridhtig unter den Organismus ftellen, auch nod in den Xerritorialrechten nicht; 
die Bearbeitungen felbft find unabhängig davon. Schon Bülau (Behörden 
S. 85 ff.) bringt die Staatsbeamten unter die Behörden, gibt übrigens eine 
ſehr gute Darftellung des ganzen Weſens und des Rechts des Amts, auf die 
Begriffe von Beruf und Amt geſtützt; die conftitutionellen Staatslehrer laſſen 
fie ganz weg, wie Aretin; andere wie Mohl (Encyflopädie ©. 244) ſehen 
nur das Staatsdienerredht, wie denn liberhaupt das lettere den Hauptausdrud 
der Auffaffung aus hiſtoriſchen Gründen bildete; aber eine irgendwie wejentliche 
Berjchiedenheit der Auffaffung kommt nicht vor; der einzige Haller (Reftauration 
bes Staatsweſens I. 513, und II. 241) fällt in die rohe Vorſtellung des un« 
freien Dienftes zurück — eine Richtung, die auch nicht einmal die Romantil 
zu acceptiren wagte. Wir dürfen daher bier verweilen auf Zöpfl (Deutſches 
Staatsreht II. $. 514 ff.) der fehr Mar in den Begriffen und ſehr juriſtiſch 
gründli in der Ausführung ift, neben ihm auf Jahariä (Deutjches Staats» 
xecht II. 133 ff.), der mit freiem Blick die Frage auffaßt. Der letztere hat 
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jpeciel die Zufammenftellung der @efete, welche theils in der Verfafſungs⸗ 
urkunde, tbeils in einzelnen @ejeten über ben Staatspienft erlaflen find (S. 
22. 23.) genau aufgeführt. Wir möchten bier nicht abichreiben. 


II. Gtaatödienft und Staatsdienerrecht. 
A. Reſen des Htaatsdienfles. 


Aus dem bisher aufgeitellten Begriff und Wefen des Amtes ent: 
wideln fih nun die Begriffe von Staatsbienft und Staatsdienerrecht, 
indem man das Amt nicht mehr bloß als ein Organ bes Stants, fon- 
bern als den Lebensberuf einer einzelnen Perjönlichkeit betrachtet, und 
zwar fo, daß das Recht des Stantsbienfted und der Staatsdiener als 
die natürliche Confequenz des Weſens des Staatsdienſtes erfcheint 
und in ihm nicht bloß feine abftracte Baſis, fondern auch die pofitive 
Duelle feiner juriftifchen Interpretation zu finden hat. 

Es ift jehr leicht verftändlich, wie die Unterſcheidung zwiſchen bloß 
Iandesherrlihem und dem eigentlichen Staatsdienſt die Grundlage der 
zivei großen Syſteme für das Hecht des Amts hat werden müſſen, bie 
wir zum Theil noch gegenwärtig in neben einander ftehender Geltung 
jehben. Wir dürfen mit wenig Worten darauf hinweiſen. 

In der ftänbifchen Gejellfchaft ſehen wir, mie gejagt, zivei große 
Geftaltungen der Verwaltung einander theild ſcharf getrennt, theils 
feindlich gegenüber ftehen, die ftändifche und die königliche. Die Idee 
des Staats hat ſich noch nicht als die allgemeine über die Sonderrechte 
beider erhoben. Die Verwaltung der Töniglichen Rechte und Angelegen: 
heiten iſt Sache des Königs; fie erfcheint als fein perfünliches Recht, 
und er ift darüber conjequent niemandem Rechenschaft ſchuldig. Es ift 
daher natürlih, daß die Verwalter diefer Rechte die Stellung perfün- 
liher Diener oder Beauftragter des Königs haben; es gibt durchaus 
feine andere Formel, melde im Einne eines Privatrechts dieß Ver 
hältniß anders ala durch den Begriff des Mandats bezeichnen Tünnte. 
Allerdings Tiegt gleich Anfangs, vom Beginne des Amts an, ein höheres 
ethifches Element in diefem Verhältniß. Das Entjtehen des Amts ift, 
wir möchten jagen, von dem Gefühle begleitet, daß Begriff und Inhalt 
des Privatrechts, namentlich des Mandats, mit der durch dag Weſen 
defielben gegebenen und berechtigten individuellen Willfür denn doch ın 
einem tiefen Widerfpruche ftehen. Man mühte fih ab, in jenem prins 
cipiell privatrechtlichen Verhältniß ein Moment zu finden, welches jener 
Willkür des Mandanten, des Königs, eine Gränze ſetzt; aber da man 
nach der ftreng juriftiihen Bildung in allen innern Staatsangelegen: 
beiten bei der juriftifhen Formulirung ftehen blieb, fo behielt das Recht 
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des Beamteten immer den Charakter eines Dienftvertrags zwiſchen 
Koönigthum und Beamten, der alle Rechtsfragen beherrſcht. Der Be 
amtete ift und bleibt ein perfönlicher Diener des Königs, der ihn wie 
jeden andern Mandatar, beliebig anftellen und entlafien kann, und 
der dem perfönlichen, indivibuellen Willen des Königs unbebingt ge 
horchen muß. 

Sn ähnlicher Weife ericheinen neben den königlichen Dienern bie 
Landesämter juriftiih ald Mandate der Landftände, während wieder 
die Gemeindebeamteten zugleich den Charakter der Dbrigleit annehmen, 
ohne daß man doch das Recht diefer Obrigkeit anders als in ihrem 
Berhältniß zu den Unterthanen, faft nie in dem Verhältniß zu dem fie 
anftellenden Herrn meiter unterſuchte. Es gilt allgemein, daß der Herr 
das Necht über das Amt eben jo gut habe, als über den Beamteten 
oder Dienern bed Herrn. 

Erft mit dem Auftreten der ſtaatsbürgerlichen Gejellichaft und ihres 
ſtaatsrechtlichen Princips ändert ſich auch principiell das Weſen bes 
Amts und damit der Grundgedante für das Staatöbienerredht. Der 
Gegenſatz zwiſchen dem Rechte der königlichen und der ftänbifchen Ver 
waltung verſchwindet; es gibt nur noch eine Verwaltung des Staats, 
und ber Beamtete ift bamit Diener des Staats. Sn diefem Ber 
bältnig wird das Necht diefes Staatsdieners feinen Inhalt nicht mehr 
aus dem individuellen und mwillfürlihen Willen des Staatsoberhaupt, 
jondern vielmehr au dem Wefen des Amts empfangen. Und bieß 
wird dadurch die wahre Quelle besjenigen Rechts, welches wir das 
Staatödienerrecht nennen. Ja man kann jagen, daß das Streben, dieß 
Staatsdienerrecht jo genau und Har als möglich darzuftellen, der wich⸗ 
tigfte Anlap zum Verſtändniß des Weſens des Amts werden mußte; 
denn in der That müſſen felbft die pofitiven Geſetze über das erftere 
ihren Grund und ja zum großen Theil aud ihre Snterpretation in 
diefem Wejen des Amts finden. Wirklich wendet fi) auch mit bem 
Auftreten des obigen Grunbfates die Theorie dem Staatsdienerrechte 
zu. Allein eine Reihe von Gründen haben es bewirkt, daß die Theorie 
noch vormwaltend bei dem Stanbpunfte des pofitiven Nechtes ftehen 
blieb; zum Theil, weil man dem Wefen des Amts nicht die Kraft zur 
traute, eine Grundlage des pofitiven Rechts zu bilden; dennoch iſt 
das Verhältniß Mar und wir werden es auf feine einfachiten Elemente 
jurüdführen. 

Die ftaatöbürgerliche Geſellſchaft ift die Schöpferin des eigentlichen 
Amts, indem fie das allgemeine Snterefle felbftändig neben und über 
das Einzelinterefje ftellt und das Amt zum felbftändigen und bauernben 
Digan bes erftern macht. Soll das Amt diefe Stellung erfüllen, fo 
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muß es zwei Dinge leiſten. Es muß erſtlich die genaue Kunde und 
das richtige Verſtändniß der allgemeinen Intereſſen enthalten und es 
muß zweitens fähig ſein, den Sonderintereſſen unabhängig gegenüber 
zu treten. Das erſte fordert, daß der Beamtete ſich mit ſeiner ganzen 
ſittlichen und geiſtigen Kraft dauernd den Aufgaben des Amts widme; 
er muß perſönlich auf das verzichten, was er als Beamteter zu be⸗ 
kämpfen hat, das eigene Intereſſe; er muß ſich ganz mit ſeiner ganzen 
geiſtigen und phyfiſchen Arbeitskraft dieſer Idee des Geſammtintereſſes, 
dem Principe der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft, hingeben; und ſo wird 
aus dieſem Hingeben ſtatt eines Dienſtes, der einem höhern Willen 
folgt, ein Beruf, der einer höhern Idee dient. In der That hat 
daher die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft erſt das Amt geadelt, indem es 
aus ihm einen ſittlichen Beruf gemacht hat; erſt in ihr gibt es wahre 
Beamtete; ſie hat das ethiſche Element in das Amt gelegt und aus 
demſelben ſind nun alle diejenigen Folgen entſtanden und zu einem 
förmlichen Syſtem von Rechten geworden, welche wir das Staatsdiener⸗ 
recht nennen und das die ſtändiſche Ordnung nicht nur nicht kannte, 
ſondern gar nicht kennen konnte. 

Dadurch nun iſt das Staatsdienerrecht aus einem bloßen Gebiete 
der Rechtskunde zu einem Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft geworden. 
Das Princip dieſes Rechts iſt der Grundſatz, daß der Beamtete die in 
jenem Weſen des Amts liegende Selbſtändigkeit als ſein perſönliches 
Recht haben muß und daß der Inhalt dieſes Rechts daher einerſeits 
in dem Rechte auf diejenigen Bedingungen der Selbſtändigkeit beftebt, 
ohne welche diejelben für ein perfönliches Leben nicht denkbar ift, anderer: 
feit3 aber in dem Rechte des Staats, von dem Beamteten dasjenige 
zu fordern, was dieſer ethiſche Beruf ſelbſt an perjönlichen Fähigkeiten 
und Leiſtungen vorausfeßt, um durch den Beamteten in ber Führung 
feineg Amts erfüllt zu werben. Denn der Staat, und mithin fein 
Vertreter, das Staatsoberhaupt, ift für das Amt feinem Begriffe nach 
der Träger eben jener ethifchen Idee, welche den Inhalt des amtlichen 
Berufs bildet. Und indem nun die wirthſchaftliche Bedingung dieſer 
unabhängigen Berufserfüllung eine von dem Einzelnen unabhängige, 
felbftändige, mirthfchaftlihe Stellung des Amts — ein berufsmäßiges, 
feftes Einfommen, das nicht mehr durch einzelne Erwerbsakte, jondern 
durch die Erfüllung des Berufs jelber geivonnen wird (der Gehalt) — 
ift, empfängt der Beruf des Amts den Charakter des Standes. Das 
Beamtenthum ift daher ein Stand, und zwar im höhern, ausge: 
prägten Sinne des Worts, und die natürlihen Rechte des Beamten 
erfcheinen daher ald Standesrechte, d. d. als Rechte, welche nicht 
mehr auf indivibuellem Berhalten und perſönlicher Anſchauung, ſondern 
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auf dem organifchen und bauernben Weſen bes Amts beruhen. Im 
der That liegt die nothwendige Selbftänbigkeit des Benmteten weſentlich 
darin, daß feine individuellen Rechte den Charakter von Standesrechten 
haben; fie find ein Gemeingut aller Beamteten, und obwohl dem Grabe 
und Umfang, doch dem Weſen nad nicht verſchieden; jede Sicherung 
derfelben ift eine Sicherung des ganzen Beamtenftanded, jede Be 
drohung bes Rechts eines Einzelnen ift eine Bebrohung bed Rechts 
aller Beamteten, eine Gefährdung des für alle gültigen Rechtsprincips 
und damit im Grunde eine Erfehütterung bes Princips der Verwaltung 
der ftaatöbürgerlihen Gejelichaft überhaupt. 

Allein, während fo die Idee eines Berufs und Standes dem Amte 
feine Selbftänbigfeit gegenüber dem Landesherrn gibt, hat bie letztere 
in der verfaflungsmäßigen Ordnung ber ftaatöbürgerlichen Gejellichaft 
noch eine zweite Aufgabe. Allervings ift der Staatödiener der höhern 
Stelle gegenüber zum amtlichen Gehorfam verpflichtet, allein dieſer Ge: 
horfam ift jeßt durch das Weſen bes Geſetzes felbft ein rechtlich be 
gränzter. Der unbedingte Gehorfam der Staatödiener wäre zuletzt 
die unbedingte Herrichaft der vollziehenden Gewalt in der Verwaltung. 
Lebt dagegen hat der Staatödiener, eben ald Theil der Regierung, 
denselben Geſetzen zu gehorchen, denen die Regierung ſelbſt gehordt. 
Es Tann daher jegt der Staatöbiener mit der obern Stelle im Namen 
des Geſetzes felbft in Widerfpruch gerathen und, indem er fo das Recht 
des Geſetzes vertritt, Tann fein eigenes Recht darüber nicht zu Grunde 
gehen. Eo wird jebt das Staatsdienerrecht zugleich eines der großen 
Elemente des verfaffungsmäßigen Regierungsrechts über 
haupt, die, wir möchten jagen, perjönliche Bebingung deſſelben; der 
amtliche Gehorfam empfängt feine Gränze und diefe Gränze wird bes 
durch gefichert, daß der Staatsdiener gegen Mißverftand und Willlür 
von Oben dur das Recht feines Dienftes gefichert ift. 

So bat jebt dad Staatsbienerrecht eine neue hochbedeutende Stel: 
lung im öffentlichen Recht gewonnen. Daher ift es gelommen, daß 
mit der verfafjungsmäßigen Verwaltung die Frage nad dem Rechte 
ber Beamteten zu einer fo wichtigen und allgemeinen, und daß bie Be 
ſtimmung diejes Rechts ein Theil der Verfaflungen geworben ift, wäh 
rend das frühere Jahrhundert weder daran dachte, noch daran denken 
Tonnte. Daher ferner hat die ftaatsbürgerliche Gejellihaft auch jenem 
ethiihen Element im Staatsbienertbum feinen Ausdruck in einem ge 
meinjamen Standesbemwußtfein gegeben, das wiederum die Forderung 
an den einzelnen Beamteten erzeugt, fein invividuelles Leben der Würbe 
des Standes, dem er angehört, gemäß zu erhalten, und dieſe Forde 
rung, in dem Weſen der Sache liegend, hat fich felbft zu einem eigenen 


Rechtsverhältniß (dem Disciplinarrechte) geftaltet. Daher ift die natür⸗ 
liche Forderung, daß der Staatsdiener als Vertreter der höhern In: 
tereflen eine höhere Bildung haben müfje, welche ihm eben Verſtändniß 
und Vertretung derſelben möglich macht, zu einer geſetzlich ausgeſpro⸗ 
chenen Bedingung geivorden, und daber ift die Frage nad ber Ent: 
laflung der Beamteten eine fo ernfte, weil fie in dem Rechte der Ent: 
laflung die Frage enthält, wer über das Dafein und den Mangel ber 
berufsmäßigen, von jeder perjönlichen Willkür unabhängigen Amts: 
führung zu enticheiven habe. Daher endlich der Grundſatz, daß ber 
Staatödiener nicht durch den höhern Befehl in feinem Gehorjam gegen 
die Gefeße gebedt und der Verantwortlichleit enthoben fein fünne. In 
diefem Sinne ift es, daß wir von einem Syſtem des Staatsdiener⸗ 
rechts geiprochen haben, das fich innerlich confequent aus Einem Grund: 
gedanken entwidelt; und in biefem Sinne muß auch dieß Eyftem als 
ein organifcher Theil der Verwaltung und des Verwaltungsrechts be: 
tracdhtet werden. 

Demgemäß zerfällt die Darftellung dieſes Rechts in drei Theile. Die 
Anftellung der Staatsdiener enthält die berufsmäßigen Bedingungen 
der Uebernahme des Amts; die Pflichten enthalten das Verhältniß 
des Staatsdienerd ala Theil des Staats und als Glied eines Standes; 
die Rechte endlich enthalten die Bedingungen der perfönlidhen und 
wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit des Beamteten in feinem Amte und 
vermöge deflelben. 

An diefem innigen Zufammenhang ber Staatsidee und des Staats⸗ 
dienerthums ift es nun klar, daß dieß Necht des letztern nicht bloß ein 
ſehr verſchiedenes in den verſchiedenen Ländern Europas ift, fondern 
daß dieſe Verſchiedenheit jelber wieder ihren tiefern Grund in der orga⸗ 
nifchen Stellung der Staatsidee jelber hat. Die Vergleichung des Stants- 
dienerrechts ift gerade darum jo belehrend, weil fie eben gar nicht ohne 
ein Zurüdgehen auf die tiefern Unterjchiede des Staatslebens möglich 
ift. Wir können bier nur bemerken, daß auf diefem Gebiete nur noch 
ein erſter großer Verſuch von Gneift vorliegt. Im Uebrigen ift noch 
alles zu ſchaffen. 


Vielleicht gibt es gar Leinen Theil des öffentlichen Rechts, in welchem der 
Unterſchied zwifchen den drei großen Kulturvöltern, den wir auch hier als Aus⸗ 
gangspunft weiterer Vergleihung zum Grunde legen, fo ſchlagend Hervortritt, 
als gerade im Gebiete des Staatsdienerrechts, das wieder am lektern Orte in 
dem Princip und Recht des amtlichen Gehorfams gipfelt. England hat eigent- 
ih gar kein Staatsdienerredht, Frankreich hat nur Staatsbienerverpflichtungen, 
und erft Deutſchland ift die Heimath eines organisch geftalteten und ethiſch fo 
hoch ftehenden Beamtenthums, daß daſſelbe, wie wir unbedenklich zur Ehre 
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diefes fo vielfach angegriffenen Standes behaupten, mit feinem andern der Welt 
zu vergleichen if. 

In England ift der Beamtete unter der Herrfchaft des Gegenſatzes zwiſchen 
der Königlichen und Selbftverwaltung, der als Reſt der ftändifhen Epoche übrig 
geblieben ift, der Form nad Diener nicht des Staats, fondern des Königs, 
dem Inhalte nach Diener der herrſchenden Partei. Es gibt daher feine Staate- 
diener im deutfchen Sinne des Worts, und felbfi die englifhe Sprache ift un⸗ 
fähig, das Wort „Beamteter“ zu überfegen. Es gibt daher in England auch 
feinen Beruf zum Amt, feine Borbildung, kein Staatédienerrecht. Den tiefen 
organifhen Mangel des engliichen Staatslebens, der darin liegt, hat das eng- 
liſche Volk allerdings durch die Entwidlung der Eelbfiverwaltung und der edlen 
Eigenfchaften, auf welchen dieſelbe beruht, ausgeglichen, aber es hat die üblen 
Folgen deffelben innerhalb der Gebiete, in welchem die organifhe Natur bes 
Staatsiebeng ein Amt nothwendig fordert, natürlich nicht ausgleichen können. 
Die eigentlihe Amtsverwaltung ift daher hier eben fo fchlecht, als die Selbfl- 
verwaltung gut ift; und das hat für dag übrige Europa die Meinung erzeugt, 
als könne man überhaupt das Amt dur die Selbfiverwaltung erfegen. 
Dennoch macht fi) auch in England das Bedürfniß nad einem organiſchen 
Staatsdienerrecht geltend, und es wird die Zeit kommen, wo felbft die Intereſſen 
der Barteiherrichaft fich diefer Forderung beugen werden ıf. unten). 

In Frankreich ift der Beamtete theils burg den Gharalter des Volles, 
theils aber auch durch das Princip der firengen, individuellen, abminiftrativen 
Berantwortlichleit der Minifter nichts als der Diener der Verwaltung. Die 
legtere ftellt die Forderung des unbedingten amtlichen Gehorfams, welcher dem 
Amt feine Selbftändigkeit gegenüber der höheren Gewalt principiell abſpricht, 
und die Natur des Volklscharakters macht die Erfüllung diefer Forderung in 
allen einzelnen Aemtern möglich. Nirgends ift daher die Befolgung der Befehle, 
die fpezielle Amtsführung, beffer und verftändiger, als in Frankreich; aber nir- 
gends ift aud die Abhängigkeit der einzelnen Beamteten von einem foldden Ber 
fehle, ohne Rückſicht auf feinen abminifirativen Werth, größer, als hier. Daraus 
entfteht das Verhältniß, welches das franzöfiihe Beamtenthum charakterifirt. 
Die Gefammtheit der Staatsdiener ift eine viel größere Macht und bat eine 
viel größere Selbftändigfeit al$ irgendwo in ber Welt; aber der einzelne Staats⸗ 
diener hat gar fein Recht und feine Selbftändigfeit. Das ethiiche Element if 
bier aus jedem einzelnen Amt in das des bioßen intelligenten Gehorſans auf- 
gegangen, und mit ihm das Staatsdienerrecht. Nur die Verwaltung als 
Ganzes, die Adminiftration als ſolche hat ſich daffelbe erhalten. Der Beamtete 
ift daher auch in Frankreich nicht das, was er in Deutichland ift, fondern nur 
ein „Angeftellter,“ ein „employe,* oder ein „Ausübender,“ ein „fonction- 
naire,* und die geltenden Beſtimmungen find eben darum aud) vielmehr Aus 
Nuffe der Bedingungen einer zwedmäßigen Amtsführung, als der Eelbftändigteit 
der amtlihen Stellung. Der Mangel an Selbftverwaltung hat dieß Syſtem 
zum allgemein geltenden gemacht, und die meiften Webelftände und Vorzüge des 
franzöfiichen Lebens beruhen auf dieſem Punkte. 

Nur in dem deutfchen Staaten gibt es Beamtete, und daher gibt es au 
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hier allein ein Staatsdienerrecht, das keineswegs bloß in den Geſetzen über die 
Berhältniffe der Staatsdiener erjchöpft if. Das deutſche Voll bat aus fidh ſelbſt 
den Gedanken gebildet, daß die von „Gott eingefeßte Obrigkeit“ einen ethiſchen 
Beruf habe. Es bat daher dem Etaatsbiener von jeher nicht bloß eine gewiſſe 
Selbftändigkeit vindicirt, fondern auch von ihm eine berufsmäßige Bildung ger 
fordert. Es hat ihn weſentlich für feine Amteführung verantwortlich gemadıt, 
und ihm auch daher ein Hecht gegenüber der höchſten Gewalt gegeben. Dadurch 
gibt e8 nur in den deutichen Ländern einen Beamtenftand, und mit ihm eine 
perfönliche Ehre des Beamten, die ein Ausfluß der alleinigen Anfchauung von 
der Bedeutung des Amts ift. Dieß allgemeine Princip ift erft in unferem Jahr⸗ 
hundert zu einem fürmlichen Rechtsſyſtem geworden, dein, obwohl es noch nicht 
in allen Staaten bis zu einem objeftiv gültigen Staatsdienftgefeße gediehen ift, 
dennod eine allgemeine und ziemlich gleichartige Geltung in der Praris nicht 
abzuſprechen ifl. Dieß Rechtsſyſtem bildet den Inhalt einer großen und gründ⸗ 
lichen Fiteratur, wie weder England noch Frankreich etwas Achnliches aufzu- 
weifen haben, und welche ſich theil3 an eine treffliche Geſetzgebung anichliefit, 
theils diefelbe erzeugt bat und erzeugt. Es ift in Deutfchland nicht mehr mög⸗ 
ih, mit wenig Worten dieß wichtige Gebiet erfchöpfen zu wollen. Wir haben 
unfere Aufgabe deßhalb im Folgenden dahin befchränkt, nicht etwa eine voll⸗ 
ſtändige Lehre des Staatsdienerrechts, fondern nur die leitenden Gefichtspunkte 
aufftellen zu wollen, von welchen dieß Gebiet beherriht wird. Zu dem Ende 
dürfen wir uns geftatten, einige Andeutungen über diefe Arbeiten, deren In⸗ 
halt jedem Juriſten ohnehin geläufig ift, auszufprechen. 

Währeud man einerfeits volllommen anerfennen muß, daß die dee eines 
Berufes und des auf demjelben ruhenden Rechts jchon jeit Jahrhunderten von 
der deutichen Literatur theils direkt, theils mittelbar anerkannt wird, wie es 
die bei Pütter (Lıteratur des deutſchen Staatsrechts III. S. 816 ff.) und in 
der Fortſetzung von Klüber (S. 295) aufgezeichneten Schriften genugfam be 
weifen, und wie es die nicht minder reichhaltige Literatur unferes Jahr⸗ 
hunderts, die eigentlih mit Gönners Schrift: Der „Staatsdienft, aus dem 
Geſichtspunkte des Rechts und der Nationalölonomie betrachtet” (160) beginnt, 
aufs Neue darthut — man vergleiche namentlih Malchus (Bolitil der innern 
Berwaltung I. ©. 14 ff.), wo jene dee fehr beftimmt in den Vordergrund 
tritt, und die Anfichten über das Hecht der Beamten den höheren Stellen gegen- 
über und felbft ſchon in der Auffaffung des Gehaltes beftimmt; Perthes (der 
Staatsdienft in Preußen, ein Beitrag zum deutichen Etaatsreht, 1836), und 
unter den deutſchen Staatsrechtslehrern neben Klüber das, was Zachariä 
und Zöpfl jagen a. a. DO. — Hat andererfeit3 die innere Entwidiung bes 
Öffentlichen Rechts der Frage im neueften Jahrhundert doch eine gewiſſe einfeitig 
juriftifche Richtung gegeben, die zu eng mit dem ganzen Etaatsleben zufammen« 
hängt, als daß wir fie nicht hervorheben follten. 

Man Tann nämlich recht wohl in Literatur, wie in Gefeßgebung unter» 
ſcheiden zwiſchen dem verfafjungsmäßigen und dem abminiftrativen Staatsrecht. 
Das letztere enthält eigentlich wejentlidh die neue Organifation des Staate⸗ 
dienftes, wie dieſelbe mit dem Beginne unferes Jahrhunderts nothiwendig wird. 
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Eie beginnt foftematiich erfi in Bayern mit der Landeshauptpragmatif rom 
1. Januar 1806, und wird fortgefeßt in Preußen feit 1808 (vergl. oben). 
Diefe Organifationen unterſcheiden fih weientlih von denen der franzöfiichen 
Revolution dadurdg, daB auch bei ihnen immer ein Recht bes Staatsdieners 
in Beziehung auf Amt und Gehalt anerfannt wird — Verhältniſſe, die für 
fi in den meiften Staaten ſchon während bes 18. Jahrhunderts auf dem 
Wege der Geiehgebung georbnet waren. Allein ein Recht des Staatsdieners 
gegenüber dem höheren Befehle ward in ihnen natürli nicht aufgeftellt, 
während doc die ganze Literatur eine ſolche Gränze des Gehorfams anerkannte, 
obwohl man ſich tiber diefelbe nicht einigte. Als aber die Berfafjungen auf 
traten, und der Begriff der verfaffungsmäßigen Verwaltung mehr oder weniger 
Har zur Geltung fam, da ftellte fi) heraus, daß der Beamtete jet eine neue 
Stellung bekommen hatte. Wie er früher nur das Organ der Bollziehung geweſen, 
fo war er jett, wie die Vollziehung felbft, dem verfafjungsmäßigen Geſetze 
unterworfen; hatte er früher in der abftraften Idee feiner ethiſchen, berufs- 
mäßigen Stellung die Gränze feines Gehorfams gegenüber der höheren voll- 
ziehenden Gewalt gefunden, fo fand er fie jet formell in dem Wortlaute ber 
Berfaffung, und es konnte daher jet der Fall vorlommen, daß er, dem höheren 
Befehle nach, feiner formellen Pflicht gehorfam, dem Geſetze ungehorſam werben 
Eonnte, und umgefehrt. Theoretiſch war dabei die Antwort bald fertig; der 
Beamtete foll dem Geſetze und der Verfaſſung gehorchen, fonjt wird er perfönlid 
verantwortlih. Allein das Organ der höheren Bollziehung war dabei zugleich 
daffelbe, welches ihn abjegen oder fufpendiren konnte; der Gehorſam gegen die 
Berfaffung bedrohte daher principiell feine berufsmäßige Eriftenz, und. denncd) 
fonnte man wieder nicht läugnen, daß die Unabjetbarleit der Beamteten nicht 
allein manche rein adminiftrative Bedenken habe, fondern auch geradezu das 
höchfte Princip der verfaffungsmäßigen Verwaltung, die Verantwortlichleit der 
Negierungsorgane, unmöglid made. Die Schwierigfeit, die in diefer Frage 
liegt, ift wohl klar genug. Sie ift e8 eben deßhalb, welche die meifte Kraft und 
die fchärfften juriftifchen Unterfuchungen an ſich gezogen hat, und das iſt es, 
was der Staatsdienerliteratur unſeres Jahrhunderts einen vorwiegend jurifi- 
jhen Charakter gegeben hat, indem man das Recht auf das Amt mit mög- 
lichſter juriftiiher Genauigkeit beflimmen wollte Das Gefühl jenes Wider 
ſpruches, der noch unausgetragen in den Verhältniſſen lag, zeigte in der That, 
daß die Abfegbarkeit der Beamteten die Verfaſſung, die Unabjeßbarkeit die Ver⸗ 
waltung ernſtlich bedrohe, und daß daher eine beftimmte Rechtsordnung gerade 
auf diefem Gebiete einen mejentlihen Xheil des verfaffungsmäßigen Verwal 
tungsrechts ausmade. Daher denn die Erfcheinung, daß in den deutſchen 
Staaten das Staatsdienerredht als ein Theil der Berfafjungen anerlannt 
und mit feinen Hauptgrängzen in diefelben aufgenommen wird, während die ge 
nauere Ausführung diefes Rechts entweder als felbftändige Beilage zur Berfaf 
jung, wie in Bayern (Edift vom 28. Mai 1818); Gotha (Beilage V. zum 
Staatsgrundgeſetz); oder auf Orundlage der Berfaffung an ein eigenes Geſet 
verwiefen wird — wie in Baden (Verfaffung $. 24 und Dienſtpragmatik vem 
22. Auguft 1818); Sachſen (Berfaffung 8. 44, Staatsbienergefeg vom 7. März 
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1835); Hannover (Berfaffung von 1848, $. 105 und 108, Staatsdienergeſetz 
vom 8. Mai 1852); Preußen (Berfafiung von 1850, Art. 117) — ohne daß 
das Staatsdienergefetg bis jett erfchienen wäre (Nönne II. 8. 290) — oder 
unmittelbar in der Verfaſſung ſelbſt befimmt wird, wie in Württemberg 
(Berf. 8. 43), Kurheſſen (8. 54 ff.) und andern. Vergl. Zahariä, Deut- 
ſches Staatsrecht $. 133. Andere Staaten dagegen haben ein folches Recht 
noch immer nicht geſetzlich formulirt und haften fi an den hergebrachten Ufus. 
Offenbar nun ift e8, daß man mit juriſtiſchen Definitionen hier nicht auslangt. 
Biel weiter als Malchus in feiner Politit der innern Verwaltung (L 15) ift 
die Theorie noch jetst laum, wenn er fagt: „Die Frage über das rechtliche 
Berhältuiß der Staatsdiener zum Etaat hat eben fo häufig theoretifche Erörte- 
rungen veranlaßt, als aud, bejonders in neueren Zeiten, in den meiften 
Staaten die Gefeßgebung in Anſpruch genemmen, jedoch ohne daß aus ben 
erfteren üibereinftimmende Grundſätze hervorgegangen find, oder daß in den Ich 
teren die Fragen, die ſich herausfiellen, nach gleichen Anfichten entſchieden wären,“ 
Er jelbft fagt merkwürdigerweiſe gar nichts darüber; Klüber dagegen führt 
als Duclle des „Rechts zwiſchen Staat und Staatsbeamten“ Dienftvertrag, 
Staatsdienergefet, und drittens die Natur des gegenfeitigen Verhältniſſes 
auf, ohne diefe Natur zu beftimmen ($. 482). Erſt in der neueften Beit fommt 
man, wie Zachariä und Zöpfl zeigen, der Wahrheit näher, indem man das 
Recht des Staatsdienftes auf das Weſen des Berufes zurüdführt; und in der 
That gibt es, wo nicht ganz pofitive Beftimmungen vorliegen, leinen andern 
Standpunkt. Unter der zum Theil ins Caſuiſtiſche gehenden Unterfudung der 
obigen Nechtsfrage ift num die Auffaffung des Staatsdienerrechts in feiner To⸗ 
talität faft verloren gegangen, und die übrigen Seiten deffelben viel zu wenig 
beachtet. In der That aber muß man fefthalten, daß fie innerlich) zufammen- 
gehören und ſich gegenfeitig erflären; der Stantpunft des reinen Gegenſatzes 
zwifchen den reinen Nechtsfubjelten, Staat und Diener, ift nicht mehr aus 
reichend; er ift ein nothwendiger, aber er ift nur ein Moment an dem Ganzen, 
uud es ift der Fortſchritt in diefer Yrage nur dann gefichert, wenn man die 
Summe der Rebhtsverhältniffe als ein organifches, fih auf allen Punkten be⸗ 
dingendes Ganze auffaßt. 


B. Das Htantsdienerredt. 
1) Die Anftellung der Beamteten. 


Die Grundſätze, melde für die Anftellung der Beamteten gelten, 
find höchft bezeichnend für die ganze Stellung der Verwaltung und zu: 
gleich für die Auffaflung des Amts, und fchon hier zeigt fih der durch⸗ 
greifende Unterjchieb in dem öffentlichen Recht der Staatsbildung in 
den brei großen Kulturvölfern. 

Der erfte und einfachfte Grundfaß, den natürlich ſchon die Stände⸗ 
ordnung anerkennt, ift ber, daß die Anftellung eines jeden Beamteten 
vom Staatsoberhaupt erfolgt. Diefer an ſich einfache Grundſatz wird 
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nun zwar nicht ber Form, wohl aber dem Inhalte nach weſentlich im 
Miniſterialſyſteme modificirt. Indem bafjelbe nämlich in der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verwaltung der Perfönlichfeit bes Minifters die Verantwort⸗ 
lichkeit für die Vollziehung des Geſetzes in den einzelnen Funktionen 
der Beamteten zufcreibt, dieſe Vollziehung aber natürlich vorzüglich 
von der Perjönlichleit des Beamteten abhängt, erſcheint die Anftelung 
des letztern ala eine Uebernahme der Berantivortlichteit für die per- 
fönliche Befähigung des Angejtellten und fann daher nicht ohne Mit- 
wirkung, muß vielmehr in ben meiften Fällen direlt auf Vorſchlag des 
Minifters gefchehen. Dieß Princip muß als erfte Grundlage des An- 
ſtellungsrechts in ber verfaffungsmäßigen Verwaltung anerfannt werben 
und gilt daher auch gleichmäßig in Frankreich, England und Deutjch- 
Iand. Dagegen beruht der Unterfchied in den Grundſätzen für die An- 
ſtellung wieder in dem Verhältniß, in weldem die berufsmäßige 
Bildung als Bebingung für den minifteriellen Vorihlag gilt. Und 
bier zeigt fich allerdings zuerft bie tiefe Verfchievenheit des Amtsweſens 
in dieſen ‚drei Ländern. 

Das Prineip ber allgemeinen, auf jeden Aft der Verwaltung 
ausgebehnten Verantwortlichkeit des Minifters erzeugt in Frankreich den 
Grundſatz, daß derſelbe bei feinem Vorfchlage an gar Feine geſehlichen 
Bedingungen ber Fähigkeit zur Führung des Amts gebunden iſt. Die 
Ordnung der Univerfitäten und ihre Eramina find daher vorhanden, 
aber fie geben Fein Necht darauf, daß für die Anftellung nur Diejenigen 
in Betracht kommen fönnen, welche dieſe Studien gemacht haben. Die 
berufsmäßige Bildung ift daher zwar nicht ohne Bedeutung, aber fie 
ift Teine rechtliche Bedingung für bie Anftellung. Nur in dem einen 
Gebiete der Nechtöpflege ift dafür eine Ausnahme, die ihrerfeits auf 
dem Vorhandenfein der Gejegbüdjer beruht. Im Gebiete der übrigen 
Verwaltung gibt e8 feine. Vom Heerweſen ift hier natürlich feine Rede. 

In England dagegen hat die Verantiwortlicfeit der Minifter und 
mit ihr die Anftellung der Staatsdiener wieder einen ganz andern 
Charakter. Die Verwaltung ift hier wie die Gefeßgebung nichts als 
eine Barteiherrfchaft. Es folgt daraus, daß die Bedingungen ber Ans 
ftellung gleichfalls nicht in perſönlichen Fähigkeiten, fondern in dem 
Angehören an die Partei liegen müſſen. Die Uebernahme der Verwal- 
tung enthält die Verpflichtung, dieſelbe im Geifte der Partei zu leiten, 
und damit die weitere, auch nur ſolche anzuftellen, welche mit der Partei 
gehen. Aus diefem an fid) einfachen Grundſatz ift aber die Frage ent⸗ 
ſtanden, welche in ber verfafjungsmäßigen Verwaltung in vieler Beziehung 
die ſchwierigſte iſt. Ein völliger Wechſel aller Beamteten würde bie 
Verwaltung vernichten. Es muß daher jene Verpflichtung des Minifters 
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gegen die Partei ihre Gränze haben, d. h. es muß nur ein beſtimmter 
Theil der Beamteten als Organe der Parteiregierung betrachtet werden, 
und mithin mit den Minifterium wechſeln. In England hat man dieſe 
Frage nicht grundſätzlich, wie in Deutichland, ſondern durch die ges 
gebenen Berhältniffe enticheiden Iaffen. Da nämlich das ganze Syſtem 
der Mittelbehörben faktiſch der Selbftverwaltung angehört, jo ift das⸗ 
jelbe von dieſem Wechfel der Parteiregierung ausgefchloffen. innerhalb 
des eigentlihen Beamtenſyſtems aber bat fich eine Gruppe von Amts« 
ftellen gebildet, mweldhe unbedingt in ihrer Beſetzung der Parteiver: 
waltung angehören, die Gruppe der fogenannten Patronage, welche 
ungefähr fechzig Stellen umfaßt. Die übrigen Aemter fallen nur fo 
weit unter die perfönliche Anftellung und Entlaffung der Minifter, als 
fie in ihrer Amtsführung überhaupt in die Lage fommen, die Grundfäße 
einer Parteiverwaltung anzuerlennen und zur Ausführung zu bringen. 
Aber auch bei denen, die von diefem Falle ausgeſchloſſen find, beftimmt 
die Bartei durch ihren Führer die Beſetzung. Es ift bier alfo von irgend 
welchen objektiven Bedingungen gar feine Rebe, und die amtliche Vers 
waltung ift daher fo jchlecht ala möglid. Ohne das Syſtem der Selbſt⸗ 
verwaltung wäre Englands Aominiftration fchlechter als die abjolut 
willkürliche Rußlands. 

Das Syſtem der Anſtellung in Deutſchland dagegen beruht vor 
allen Dingen auf dem großen Principe der berufsmäßigen Bildung, 
welches tief im Wefen des beutfchen Beamtenftandes Tiegt. Der erite 
und durchgreifende Grundſatz für alle Anftellung ift daher die Forderung 
einer Nachweiſung diefer Bildung durch das Eyftem der Univerfitäts« 
lehbre und der Staatsprüfung. Das Beſtehen ber lehteren gibt das 
Anrecht vor jedem, der es nicht beftanden; die Gränze für die wirkliche 
Anftellung liegt in diefer Anſtellungsfähigkeit. Allerdings ift diefer Grund» 
faß entftanden bei der Nechtöpflege; von ihr ift derjelbe aber allmählig 
auf alle Gebiete der Berwaltung übergegangen und darf als ein orgas 
nifches Element ver Staatöverwaltung betrachtet werden, an dem für 
alle Zeiten feitgehalten werben wird. Aus ihm geht dann auch ber 
Charakter des Rechts hervor, das der Beamtete durch die Anftellung 
erwirbt und das eben damit ein ganz anderes ift, als in Frankreich 
und England. Es hat daflelbe aber auch die Baſis für die Entſchei⸗ 
bung der Frage abgegeben, melden Einfluß die adminiftrative ver 
fafiungsmäßige Verantwortlichkeit auf edie Anftellung haben Tann. 
Zuerft verbietet es natürlich, über die Gränze der berufsmäßigen 
Bildung in der Wahl des Anzuftellenden binauszugehen; dann aber, 
indem es dad Amt eben zum Berufe macht, et es der inbivibuellen 
wie der Parteiauffafiung die rechte Gränge, indem es die berufsmäßige 


Fähigkeit zur Grundlage der Anftellung und aus der Innehaltung 
dieſes Grundſatzes eine gemeinfame Angelegenheit des ganzen Beamten: 
ftandes macht. Obwohl diefe Principien weder allentbalben geſetzlich 
normirt, noch aud volllommen ausnahmslos innegehalten werden, fo 
fann man fie doch als geltendes deutſches Anftellungsrecht anſehen und 
wir dürfen hoffen, daß bafjelbe niemald in feiner heilſamen Geltung 
erjchüttert werden möge. 


Die preußifche Geſetzgebung ift die erfte, welche die obigen Grunbfäte im 
Allgemeinen Landredt (Il. 5. 10. 8. 70. 71.) zu einem öffentlich rechtlichen und 
allgemein gültigen Grundfat erhoben und die Staatsprüfung als Bedingung 
der Anftelung principiel gefordert hat. Die fibrigen Staaten find dieſem 
Borgange allmählig nachgefolgt; in den meiften deutſchen Berwaltungen if 
berfelbe durch eigene Geſetze ftrenge geregelt, und zum Theil in ganz einzelne 
ragen hinübergeführt. (S. Rönne, Preußifches Staatsredht $. 293 ff.) Der 
Streit, ob die Prüfung an fi) gut oder vom Uebel fei, ift übrigens ſchon im 
vorigen Zahrhundert von Mofer (Landeshoheit in Regierungsſachen S. 158) 
angeregt, und dürfte jet wohl als ein entfchiedener anzufehen fein. In Wirt 
temberg hat fogar die Berfaffungsurkunde $. 74 ausdrücklich gejagt: „Niemand 
kann ein Staatsamt erhalten, ohne zuvor geſetzmäßig geprüft und für tüchtig 
erfannt zu fein.“ Es ift befannt, daß diefer Grundſatz, möge er nun in den 
Berfaffungen ftehen oder nicht, in allen deutſchen Staaten in der Praris gilt. 
Bir haben (im Bd. V. der Verwaltungslehre) das Syſtem der Prüfungen 
nad den Berufs» und Dienftprüfungen, jo weit die Quellen reichen, ausführ- 
li) dargeftellt. Merkwürdig, daß Zöpfl die ganze widtige Frage überhaupt 
nicht berührt, während Badhariä in II. $. 136 fih mit Recht mit Seuffert 
(Berhältniß des Staates und der Diener des Staates $. 56) für den „vollen 
Nutzen“ der Eramina erflärt, deren nähere Beſtimmungen in den territorialen 
Prüfungsordnnungen enthalten find. Die Berhältniffe haben endlich dahin ger 
führt, daß man die unabweisbare Nothwendigfeit der berufsfähigen Bildung 
anerlennt, und es beginnt fid) dort ein Syſtem zu bilden, das dem Dentfchen 
in Betreff der Prüfungen entipricht, während es allerdings durch den Mangel 
einer organiſchen Univerfitätsbilbung ein böchft unvolllommenes bleibt, und 
daher jelbft wieder als praltiih nutlos in Frage geftellt wird. Schon im 
Jahre 1861 fagte ein englifcher Minifter im Parlament wörtlid: „That the 
numbers of „employes“ in the various departments or civil service were 
utterly incompetens to discharge the service of Iheir poste, that they were 
often grossly ignorant, some times absolutely stupid, occasionally tho- 
rougly worthless,“ und in diefe Klage ftimmte das ganze Boll ein. Es 
wurden darauf Commiſſionen mit dem Auftrage zu einer Unterfuhung und 
Eramen mit dem Recht auf Ausweifung der Unfähigen ernannt (die fog. pass 
examination). Zugleich aber führte man förmliche Anftellungseramina (oom- 
petitive examination) ein und zwar für jede Stelle. Da aber keine georbnete 
Univerfitätsbildung vorherging, fo verwirrten fi) die Urtheile, namentlich, da 
durch die Prüfung die Neuangeftellten den früheren Beamten gewiffermaßen 
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voranftanden (the unused acquirements became a source of discontent for 
the possessor). Mit Recht trat daher die Anficht auf, daß es falſch fei, für 
alle Stellen jene competitive examination mit dem Recht einzuführen, daß jeder 
diefelbe machen lönne of whatever ranks and whatever antecedents; aber zu 
der Erkenntniß, daß die Bedingung eines vernünftigen Princips für das Eramen 
und feine Berechtigung eben in den wohlorganifirten Univerfitätzftudien liege, 
ift man noch nicht gelommen. Dennoch wird man dahin gelangen mülſen. 
Uebrigens hat Gneift (Engl. VBerfaffung Bd. IL $. 48 und 49) alles ange- 
führt, was fih, mit Ausnahme des Prüfungs- und Berufshildungswefens, 
iiber das engliihe Amtsrecht jagen läßt. Ueber die englifche Berufsbildung ſ. 
Stein, Bildungsweſen (Verwaltungslehre Bd. V. ©. 119 ff). Gugler hebt 
in feiner Unterfuhung von Zaylors Fnduftrie und Schule im Anhang (S. 175 
bis 176) hervor, daß die englifchen Amtseramina begonnen haben bei den Ju⸗ 
difhen Beamteten (feit 1855) und von da an auf einige andere libergegangen 
find. Auch er ſcheint nichts Epecielleres zu wiffen. — Wir dürfen die übrigen 
Bedingungen der Anftellung, Ehrenhaftigfeit, Volljährigleit u. |. w. der ſpe⸗ 
ciellen Darftellung des Staatsdienerrechts fiberlaffen. Die Unteriheidung zwifchen 
den Stellen, deren Bejegung dem Staatsoberhaupt vorbehalten ift, und die der 
Minifter perfünlich ernennen ann, ift im Grunde eine Sache der Zweckmäßig⸗ 
feit, allerdings unter der Borausfegung, daß jede Stelle, welche ein berathen- 
des Votum in irgend einen Zweige der Verwaltung bat, unbedingt dem 
Staatsoberhaupt vorbehalten fein muß. 


. 2) Die Amitspflicht. 


Die Amtöpflicht entfteht, indem die Anftellung den Einzelnen mit 
feinem Willen und feiner Thätigkeit zu einem Drgan der Berwaltung 
und mithin da Aufgeben der perjönlichen Selbftändigfeit zur Pflicht des 
Beamteten madt. Die höhere Auffaffung des Stantsdienftes fordert, 
daß man biefe Pflicht in zwei große Gruppen theile, die ſtandes⸗ 
mäßige und die amtömäßige. 

Die ftandesmäßige Amtspflicht beruht eben darauf, daß das Amt 
ein Beruf und die Gefammtheit der Beamteten daher ein- Stand ift, 
der eine felbftändige hohe ethijche Aufgabe als Ganzes zu vertreten hat. 
Das Eintreten in diefen Stand fordert, daß der einzelne Beamtete jein 
individuelles Leben der Ehre und Würde feines Standes gemäß führe; 
das Angehören an den Stand macht diefe Pflicht aus einer bloß fub: 
jeftiven zu einer öffentlihen und ihre Erfüllung zu einer Bebingung 
der Belleidung des Amts. — Es wird aus dem Frühern Har fein, 
daß diefe ftandesmäßige Amtäpfliht nur in Deutichland fih zu einem 
pofitiven Recht entwideln konnte, gemäß welchem der unehrenhafte und 
unfittliche Zebenswandel des Beamteten ihn zur Amtsführung unwürdig 
macht, abgefehen von den wirklichen Vergeben und Verbrechen, die zur 
Entſetzung führen. 
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Die amtsmäßige Pflicht de Beamteten dagegen ericheint zuerft 
einfach als die Pflicht des amtliden Gehorſams. Betrachtet man 
diefen indeß näher, fo entwideln fidh drei Verhältnifle, bie mit einander 
in ſehr ernfte Conflilte treten können. Das erfte ift bie Pflicht, das 
Amt nach der Aufgabe deſſelben und den Inſtruktionen wirklich zu ver 
walten; das zweite ift vie Pflicht, den Anordnungen der höhern Stellen 
Folge zu leilten; das dritte ift die Pflicht, das Princip der Verfaſſungs⸗ 
mäßigfeit der Verwaltung in der Amtsführung und den eigentlich amt» 
lihen Gehorſam feitzubalten. Darüber Tann fein Zweifel jein, daß 
die Amtöpflicht alle diefe drei Momente umfaßt. Die Frage über In: 
balt und Weſen ver Amtspflicht entfteht exit da, wo dieſe brei Momente 
derjelben unter einander in Wiberfpruch treten. Dieß geſchieht in zwei 
Hauptfällen. Erftlih da, wo der Befehl ver höhern Stelle einen Ge 
horfam für Funktionen verlangt, welche über die Competenz des Amts 
hinausgehen; zweitens da, wo diefer Befehl einen Gehorfam verlangt, 
der mit ben Grunbfäßen der verfafjungsmäßigen Verwaltung in Wider: 
ſpruch tritt. Der dritte Sal, daß der Befehl etwas forbert, was gegen 
das bürgerliche Recht überhaupt ftreitet, ericheint dagegen als ein durch 
fich ſelbſt erledigter; denn da ein foldher Befehl feinem Inhalt nad 
überhaupt fein amtlicher ift, fondern nur der Ausdruck des rein per 
jönlihen Willend des höhern Beamteten, fo fällt damit die Pflicht zum 
Gehorfam ohnehin weg; und das ift es, mas 3. B. die Regierung 
infteuftion vom 13. Oftober 1817 (Preußen) jagen will, wenn e3 darin 
ausbrüdlich heißt: „Niemals können die Regierungen etwas verfügen, 
was einem ausbrüdlichen Gefeße zuwiderläuft;“ d.h. wenn fie es thun, 
fo ift e8 eben Teine Verfügung einer Negierung, fondern ber fubjektive 
Wille der Perfon des höbern Beamteten. 

Was nun den eriten Fall betrifft, jo enthält die eigentliche Amts 
pflicht feine Verpflichtung zum Gehorfam außerhalb der ungweifelbaften 
Zuftändigfeit des Amts, wohl aber ericheint der Beamtete mehr als 
irgend ein anderer Staatsbürger verpflichtet, einen Auftrag der höhern 
Behörbe zu übernehmen, jofern derjelbe nicht mit der eigentlichen Amts⸗ 
pflicht collidirt. Natürlich findet dazu Fein Zwang ftatt, und vorkom⸗ 
menden Falls muß die Erlaubniß der höhern Stelle eingeholt werben; 
aber wo auch dad Amt nicht zur Uebernahme eines foldhen Auftrags 
nöthigt, da erfcheint die Nöthigung eine berufsmäßige und die Abwei⸗ 
fung ein Verftoß gegen den Beruf. Etwas anderes ift e8, wenn ein 
folder Auftrag eine dauernde Funktion werden fol. Hier muß fie or 
ganish mit dem Amt ald Erweiterung jeiner Competenz verbunden 
werden. Wo jedoch der Auftrag nur eine fpecielle Verwendung des 
Beamteten für ein beftimmtes Gebiet feiner amtlichen Funktion ift, 
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beginnt wieder der amtlihe Gehorfam. Sollte darüber zwiſchen ber 
niebern und höhern Etelle ein Streit entitehen, jo Tann eben nur das 
höchſte Organ der Drganifationsgewalt, der Staatörath, enticheiben ; 
denn in der That ift auch das nur die Form des Competenzconflilt, 
welche wir nad franzöſiſchem Vorgange den negativen Conflikt nennen. 

Während dieſe beiden Fälle in jeder Ordnung der Verwaltung 
vorfommen können, Tann der zweite Fall nur bei der Entwidlung der 
verfaflungsmäßigen Verwaltung eintreten. Die Enticheivung befjelben 
ift verfchieden, je nachdem es fi um die Form des Befehls, oder 
um den Inhalt befielben handelt. St eine geſetzmäßige Form vor- 
geichrieben, fo tft der amtlihe Gehorfam an das Borhandenfein biejer 
Form gebunden, felbft da, mo der Inhalt ein ganz verfafjungsmäßiger 
ift. Seboch hat der Beamtete fofort der höhern Stelle Beranlaflung 
zu geben, die nothivendige Aenderung diefer Form vorzunehmen. Be- 
folgt er den formell unrichtigen Befehl, fo thut er e& auf eigene Ber 
antmwortlichleit, die übrigens ber Regel nad nur gegenüber dem Ein: 
zelnen, der ſich auf den Mangel an der Gültigkeit der Vorſchrift berufen 
Iann, in Frage kommen wird. Was den Widerſpruch im Inhalt der 
Verordnung und ben Beltimmungen ber verfafiungsmäßigen Verwal: 
tung betrifft, fo ift das Recht des Gehorfams nad dem ganzen Cha: 
rakter der letztern weſentlich verſchieden. In England ift eine folche 
unverfaffungsmäßige Verordnung überhaupt feine Berorbnung und der 
Beamtete, der fie vollzieht, thut es daher ganz auf feine perſönliche 
Verantwortlichleit. In Frankreich tritt, mo die Form gewahrt ift, die 
Pflicht des Gehorfams ein, da der Minifter die Verantwortlichleit für 
die einzelnen Handlungen, die in Folge feiner Verordnung gejchehen, 
perfönli zu tragen hat und im ftreitigen Falle ver Conseil d’Etat 
entfcheibet, felbit wo es fih um Geſetze handelt. Das erfte fügt die 
Verfaflung gegen die Verwaltung auf die Gefahr der legtern, das 
zweite die Verwaltung auf die Gefahr der Verfaſſung. In Deutichland 
ift man eben deßhalb unficher geworben; doch ift die Meinung die rich: 
tige, daß der einzelne Beamtete durch einfachen Ungehorfam feine Einzel: 
anfiht nicht zur Geltung bringen darf. Seine erjte Pflicht ift die, 
die höhere Stelle auf den Widerſpruch der Berorbnung mit der Ber 
fafjung hinzuweisen, eventuell die höchfte Stelle davon in Kenntniß zu 
ſetzen. Beharrt diefe auf dem Befehl, jo bleibt dem Beamteten nichts 
übrig, als feine augenblidlide Stelle feinem Lebenäberufe zu opfern 
und das Amt niederzulegen. Es ift Kar, daß da, wo er gegen bie 
Nechtlichkeit der Verordnung zwar remonftrirt, aber dennoch biejelbe 
amtlih befolgt, einen Theil der Verantwortlichleit mit übernimmt 
und fi durch feine bloßen Remonftrationen nicht ganz befreit. Das 
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liegt eben im höhern ethilchen Weſen des Amts. Die völlige Entlaftung 
von derfelben würde in der That das Amt wieder auf den Standpunft 
eines bloßen Auftrags zurüdiverfen. Ohne die Anerlennung ber ftandes: 
mäßigen Selbftänbigfeit des amtlichen Lebensberufs und feiner ethi- 
fchen Confequenzen, die eben in ber theilweifen Uebernahme der Ber: 
antwortlichkeit ericheinen, wird man bier nie zu einem vechten Abſchluſſe 
gelangen. 

Die Amtspflicht enthält nun noch eine britte Verpflichtung, welche 
aber im Allgemeinen ſchwer oder gar nicht zu definiren ift, während 
fie in jedem einzelnen Falle jehr deutlich erſcheint. Sie beiteht darin, 
fi das Verjtändniß der Gefeße und Verorbnungen zu erwerben und 
zwar in dem Sinne, daß der einzelne Beamtete in ben einzelnen Funk⸗ 
tionen auch dann, wenn fie nicht ausdrücklich vorgefchrieben find, den 
Geift der Vorſchrift mit den gegebenen Berhältniflen in Harmonie zu 
bringen verftehe. Man nennt diefe Fähigkeit in ihrem Erjcheinen als 
perfünliches Verhalten die Conduite, als Beurtheilung der Verhält⸗ 
niffe und der richtigen Maßregeln den Takt. Beide find natürlich für 
eine gute Verwaltung von hoher Wichtigkeit; aber man kann fie nur 
mittelbar hervorrufen. Die beiven Wege find einerjeits bie möglichite 
Deffentlichleit der Funktionen der Verwaltung und die geheimen 
Gonduitenliften. Die lehteren entitehen da, wo die erftere fehlt, 
und entwideln fi in dem Grade, in welchem die perfönliche Verant⸗ 
wortlichkeit des Minifterd die Form und berufsmäßige Verantwortlich 
feit des einzelnen Beamteten abjorbirt. Es leuchtet ein, daß biejelben 
um fo nachtheiliger wirken müffen, je weniger es zu vermeiben ift, daß 
ihre Angaben neben den Thatſachen auch ein individuelles Urtbeil ent: 
halten und daß über fie der Betreffende nicht gehört werden könne. 
Sie verſchwinden daher von felbft mit der Deffentlichleit. Damit ift 
natürlich ein amtliches Urtheil über die Amtsführung durdaus nicht 


ausgeſchloſſen. 


Der amtliche Gehorſam hat ſeine Geſchichte, und jedenfalls bildet er ein 
weſentliches Moment in der Geſchichte der Staatsbildung. Die Gränze zwiſchen 
ihm und dem abſoluten Gehorſam beginnt bei dem Kampf zwiſchen der einheit⸗ 
lihen Staatsidee und dem ftändifchen Rechte der Verwaltung, und empfängt 
ihren erſten ethifhen Inhalt durch die Anwendung der amtlichen Gewalt auf 
firhliche Fragen, ihren theoretifhen durch die Anwendung ber Bertragstbeorie 
auf die Entwidlung des Staatsrechts und die dee der königlichen Gewalt. 
Die Formel: „daß man Gott mehr gehorchen folle, als den Menfchen,“ be 
zeichnet den Punkt, wo der kirchliche und der ftaatliche Gehorſam auch im Amt ſich 
berühren. Mit dem Siege der ftaatlihen Einheit verjchwindet jene Gränze; 
das 18. Jahrhundert, namentlich auf dem Gontinent, zum Theil aber aud in 
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England (Walpole), ift die Epoche des unbedingten Gehorfams gegen das 
Königthum, in welder nur einzelne theoretifche Beſtrebungen die Gelbftändig- 
feit des Amts zu erhalten trachten, namentlich in Deutfchland, wie Mofer 
(Zandeshoheit), während andere, wie Gönner (Etaatsdinft S. 209), und 
Haller wieder den unbedingten Gehorſam prebigen. Das 19. Zahrhundert 
macht dagegen aus der Trage die des verfaffungsmäßigen Gehorfams, in 
welchem die Entſcheidung über jene, tief im fittlichen Wefen der Staatd- und 
Einzelperfönlichleit liegende Gränze den Formen der Berfaffung und den juri- 
ſtiſchen Grundſätzen der Verantwortlichkeit zugefchoben wird. Allein mit gutem 
Recht hat man daneben erlannt, daß weder die höhere fittliche dee des Amtes 
noch der Begriff des Geſetzes ausreichen können, um der Pflicht des Staats⸗ 
dieners gegenüber dem ungefetlihen Befehl diejenige Feftigkeit zu geben, welche 
das Weſen der Berfaffungsmäßigfeit fordert. Daher ift das Recht des Staat$- 
dienftes die wahre Baſis der verfaffungsmäßigen Stellung des Beamteten ge- 
worden, und deßhalb dürfen wir fpeciell auf das Tebtere verweijen. Unter den 
einzelnen Darftelungen ift fehr gut die von Rönne (II. 8. 295) und Bada- 
riä (Staats- und Bundesrecht II. S. 137); Zöpfl Hat (II. 8. 518. 519) 
namentlich die Etraf- und Disciplinargewalt über die Staatsdiener ſehr genau 
behandelt. Die befte Darftelung der ganzen Literatur, fowohl der deutfchen 
als nichtdeutfchen, über die Frage, und zugleich die einzige, welche das hiſto⸗ 
rifhe Moment in derfelben feitgehalten hat, iſt ohne Zweifel die von A. v. Mohl 
in feiner Gefchichte der Staatswiffenfchaften I. S. 320 — 334 (Literatur über 
den verfaffungsmäßigen Gehorſam). 


3) Das Net des Staatsdienftes. 


Das Necht des Beamteten, oft dad Staatsdienerrecht im eigentlichen 
inne genannt, entiteht, indem innerhalb des Amts die Perfönlichkeit 
des Beamteten gegenüber der Perjönlichfeit des Staats als felbftändige 
erfcheint, und umfaßt daher dad Recht aller aus der Mebernahme des 
Amts entftehenden perfönlichen Lebensverhältniſſe des Beamteten. 

- Auf den erften Blick erfcheint dieß Hecht als ein vertragsmäßiges, 
das durch die Anftellung begründet wird. Allein diefe Auffaflung reicht 
nicht nur praktiſch nicht aus, da die michtigften Punkte des Staats: 
dienerrechts, die gefellichaftlihen und Disciplinarrechte, in dem Bertrage 
gar nicht enthalten find und die Frage nad) dem Recht auf das Amt 
nicht von ihr entfchieven werben kann, ſondern fie ift an und für fid 
einfeitig. Denn nicht der fpeciell auf die einzelnen Punkte des Staats- 
bienerrecht3 gerichtete Wille des Gontrahenten, jondern das organifche 
Weſen des Amts bedingt und fest den Inhalt des Staatsdienerrechts, 
fo zwar, daß einzelne Theile veflelben auch formell durch einen ſolchen 
Vertrag gar nicht geändert werben könnten, felbft wenn die Contra 
benten barüber einig wären, wie das Recht des Staatsdieners auf bie 
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gefellichaftliche Ehre des Amts oder das Recht des Staats auf Aus- 
übung der Disciplinargevalt. E3 muß daher das Recht des Staats- 
dienerd und die ihm entfprechende Verpflichtung des Staat? ald ein 
organifcher Theil des öffentlihen Rechts, ber unbebingt durch bie 
Thatfache der Anftellung für ven Beamteten perfönlich erworben wird, 
wie das Wahlrecht durch die Staatsangehörigleit, ober etwa bie körper⸗ 
liche Unverletlichleit durch die Geburt, erfannt werben. Der Staat 
kann diefe wefentlihen Verpflichtungen, die die Natur des Amts als 
ein Recht des Beamteten fordert, gar nit ändern. Er Tann ihnen 
höchſtens ein befonveres Map im einzelnen Yalle geben, und nur wo 
dieß der Kal ift, nimmt das Recht des Stantsbienerd den Charakter 
eines bürgerlichen Rechts an und kann daher au nur in diefer Be 
ziehung wie ein bürgerliches Recht vor dem bürgerlichen Gericht ver: 
folgt werben. 

Man muß daher bei der Beurtbeilung des Staatsdienerrechtö davon 
ausgehen, daß e3 feinem Princip nach ein weſentlich verſchiedenes tft, 
je nachdem man das als eine bloße Anftellung, over als ein Drgan 
der verfaflungsmäßigen Regierung anfiebt. 

Die große Aufgabe des verfaſſungsmäßigen Staatsdienſtrechts ift 
es nämlich, die Gefammtheit der Nechte des Beamteten gegen 
die Folgen zu ſchützen, welde pas Feſthalten an dem geſetzlichen 
Necht gegenüber dem böhern Befehle für ihn haben kann, und dadurch 
die Aufrechtbaltung der Gränze des amtlichen "Gehorfams durch Schuß 
der perfönlichen, wirthſchaftlichen und geſellſchaftlichen Intereflen möglich 
zu maden. Es ıft nun dem Obigen gemäß klar, daß dieß Eyftem nur 
in Deutjchland zu feiner vollen Ausbildung gelangen fonnte. Das 
deutiche Recht zeigt uns daher allein unter den europätfchen Staats: 
dienerrechten das Biel, nach welchem jedes Syſtem derjelben ftreben ſoll, 
die Sicherung des amtlihden Gehorſams innerhalb feiner 
verfajlungsmäßigen Gränzen durch ein Syftem des Staats: 
dienerrechts. 

Dieß iſt nun dem größten Theile nach ſo trefflich ausgeführt in 
den meiſten deutſchen Geſetzgebungen, daß wir es nur eigener Arbeit 
überlaſſen müſſen. Hier können nur die leitenden Grundſätze Platz 
finden. 

Demgemäß muß man unterſcheiden zwiſchen dem, was wir das 
Recht auf das Amt nennen und dem, was man als die aus dem 
Amte folgenden Rechte des Staatsdienſtes bezeichnen kann. 

I. Da zuerft der Staatsdienſt ein Lebensberuf und fein Gefchäft 
ift, jo ift die Anftellung auch fein Vertrag, fondern eine Berufung, 
und Tann mithin auch weder als ein einfeitig vom Staate oder dem 
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Staatsdiener losbares, noch auch als ein unbedingt privatrechtlich gül- 
tiges Verhältniß betrachtet werben. Das Weſen des Amis ſchließt daher 
ſowohl die einſeitige Entlaſſung von Seiten des Staats, als den ein⸗ 
ſeitigen Austritt des Staatsdieners aus. Jede Anſtellung auf Kün⸗ 
digung begründet deßhalb keine amtliche Stellung; jede amtliche Stel⸗ 
lung iſt ihrer Natur nach eine Anſtellung für das ganze Leben. In 
dieſem Sinne bat der Beamtete ein Recht auf das Amt. Die Ent—⸗ 
fernung vom Amte hat mithin das Wegfallen derjenigen Bedingungen 
zur Vorausfegung, welche die Anftellung felbft vorausfeßte, der perfün: 
lichen Yähigkeit zur berufsmäßigen Amtsführung. Die Entfcheidung bar: 
über, ob diefe Fähigkeit da ift oder nicht, Tann eben darum, weil das 
Amt als Beruf zum Stande geworden ift, nur dur ein ftande®: 
mäßiges, d. h. für den ganzen Stand gleihmäßig berufenes Drgan 
entichieden werden, und nie durch eine einzelne Perſönlichkeit. Als jolches 
iſt die Spiße der felbftändigen Organiſationsgewalt, der Staatsrath, 
das natürlich beftimmte Organ, vor welchem die Entlaffung zu verhan- 
deln ift, und melde fie ebenjo wohl dem Beamteten verweigern, als fie 
auöfprechen Tann; denn wenn ber Beamtete ein Recht auf fein Amt hat, 
jo hat confequent auch das Amt ein Recht auf den Beamteten. Das 
ift durch das Weſen des ftandesmäßigen Berufs gegeben. — Dieſes find 
die Grundfäße, melde das Princip der Unabſetzbarkeit des Beamteten 
ohne rechtliches Verfahren bilden. 

Bei der Beurtheilung dieſes vielbefprochenen Principe muß man 
nun davon ausgehen, daß e3, fo lange es feine verfaffungsmäßige Res 
gierung gibt, nur als unentwidelte und unklare Bafis der geltenden 
Rechtsſätze gilt; denn die abftrafte ethifche Idee des Amts ift nicht für 
fih allein im Stande, die leßtere zur offenen Anerkennung zu bringen. 
Erft da, wo eine Berfaflung auftritt, wird ein fürmliches Rechtsſyſtem 
nothwendig, weil in dem Schutze des Staatsdieners gegen die 
obern Drgane der Schug der gefegmäßigen Rechte gegen 
die abfolute Vollziehung überhaupt liegt. Daher ift e8 Grundſatz, 
daß die Ausbildung eines organischen Staatsdienerrechts ftet3 gleichen 
Schritt mit der der Verfaffung überhaupt hält, vorausgeſetzt, daß nicht 
tie in England das Amt überhaupt nicht ala Lebensberuf des Staats⸗ 
dieners erfcheint und die Selbjtvertvaltung den Haupttheil der Regierung 
übernimmt. Bon diefem Geſichtspunkt muß das deutfche Staatsdiener⸗ 
recht gerade auf diefem Punkte betrachtet werden, va fich dafjelbe noch 
keineswegs ganz von der frühern Spentificirung des unbebingten mit 
dem amtlichen Gehorfam losgemacht hat, ſondern noch ftark in der Ent . 
widlung begriffen if. Im Allgemeinen aber Tann man fagen, daß 
alle europäilchen Staaten jenen Grundſatz in Einem Gebiete des Staats⸗ 

Etein, die Verwaltungslehre. 1. 16 
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dienftrechts zur vollen Geltung gebracht haben, das if dad Richter 
amt. Und daher geht im Großen und Ganzen die Betvegung babin, 
die für das Nichteramt geltenden Grundfäge allmählig und vollftändig 
auf alle andern Zweige des Staatövienftes außzubehnen. Die Geſchichte 
dieſes biftorifchen Entwicklungsgenuſſes iſt natürlich vom größten all 
gemeinen Intereſſe. 

Denn andererfeitö muß auch die wirkliche Ausführung der nicht 
weniger verantwortlichen höhern Stelle durch den untern Dienſt gefichert 
fein. Die höhere Stelle muß daher auch ihrerſeits Rechte und Getwalten 
. über die niedere haben, um ben Gehorfam im Ganzen wie im Einzelnen 
zu erzwingen. Und die größte Schwierigkeit des Dienftrechts befteht 
nun darin, die richtige Gränze für dieſe nothwendige Berechtigung in 
zweckmäßiger Meife zu ziehen. 

Wir glauben nun, daß die leitenden Grundſätze dafür in folgenden 
Punkten gegeben fein dürften. 

Jenes Recht der höhern Stelle bezieht ſich nämlich offenbar einer: 
feitö auf die Thätigleit des Beamteten ald der Gefammtbeit feiner 
amtlichen Funktionen, andererſeits aber auf einzelne Handlungen 
deflelben ſowohl innerhalb als außerhalb des Amts. 

Mas zunächft den eriten diefer Punkte betrifft, jo bat die Verants 
wortlichleit im Minifterialfgften, melde aus der verfafiungsmäßigen 
Verwaltung hervorgeht, das Recht der höchſten Verwaltungsbehörde ers 
zeugt, einfeitig die wirkliche Amtsführung des Beamteten zu fiftiren, 
und zwar ale Verfegung (Verfügbarkeit, Disponibilität) aus allge: 
meinen organifatorifhen, oder ald Suspenfion aus perjönlichen 
Gründen. Es ift ohne dieß Recht Feine Verantwortlichkeit möglich; da⸗ 
gegen ift Fein Grund vorhanden, mweßhalb nicht gegen ſolche Maßregeln 
ein Recurs der betreffenden Beamteten an den Staatsrath zugelafien 
iverden ſollte. Ebenſo muß eine Berfesgung vollfommen frei fteben, 
jedod unter der Borausfegung, daß fie weder die amtliche noch bie 
wirthſchaftliche Stellung des Beamteten beeinträchtigt. Endlich hebt bie 
Beranttvortlichfeit den Grundſatz der Beförderung nach dem Dienftalter 
al3 objektiv gültigen auf; feine natürliche Geltung wird ihm ohnehin 
durch die Natur der Sache werden. 

Ein ganz anderes und viel reicheres, aber auch fchiwierigeres Ge 
biet ergibt fih nur in Beziehung auf die einzelnen Hanblungen des 
Beamteten. Hier muß die Lehre vom Dienftrecht mit Unterfcheibungen 
beginnen. 

„Jede Handlung des Beamteten, die nit im Wirkungskreis bes 
Amts liegt, ift feine amtliche, fondern eine Privatbandlung, und fällt 
daher unter das Privat: ober bürgerliche Strafrecht. Es ift durchaus 
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fein Grund, bier wieder ein befonberes Recht, oder einen befonbern 
Gerichtöftand einzuführen oder feftzuhalten. Der letztere gehörte ben 
Principien der ftändifchen Verwaltungsepoche und ift mit dieſer befeitigt. 
Die Frage, ob ein Strafrechtöfall unter das Disciplinar« oder das bür⸗ 
gerliche Strafrecht gehört, muß einfach nach dem Inhalte des Straf: 
gefeges entjchieven werden. Die weiteren Folgen liegen in der Natur 
des amtlichen Berufs. 

Diejenigen Handlungen des Beamteten, melde, obwohl fie Fein 
Recht verlegen, dennoch die Frage entftehen laffen, ob die Vorauss 
fegungen der berufmäßigen Amtöführung bei dem Beamteten vor- 
banden find, erzeugen das Disciplinarverfahren; und die Maß- 
xegeln, welche den Beamteten dahin bringen jollen, die Harmonie feine? 
perjönlichen Lebens mit der berufömäßigen Würde und der amtdmäßigen 
Geſchäftsthätigkeit berzuftellen, bilden das Disciplinarreht. Die 
Einrichtung des erfteren ift ftet3 eine Frage der Zweckmäßigkeit; nur 
muß die Möglichkeit gewahrt werden, daß der Beichuldigte gehört 
werden kann. Die Gränze des zweiten gegenüber dem eigentlich gefell« 
ſchaftlichen und wirtbfchaftlihen Staatsdienerrecht beginnt da, wo ein 
erworbenes Recht in Frage fommt; das Digciplinarrecht hat feine höchite 
Spite in der Euspenfion; e3 kann feinen Theil des eigentlichen 
Amtörecht3 umfaflen. 

Das Berhältniß des Beamteten zum Staate begründet in Beziehung 
auf die einzelnen Handlungen des erftern endlich das Haftungsrecht 
des Staats für die Thätigleiten des Beamteten. Es iſt einleuchtend, 
daß der Staat für alle diejenigen Handlungen haften muß, welche der 
Beamtete vermöge feiner Sompetenz vollzieht. Es ift eben fo Har, daß 
er nicht zu haften hat, wenn ver Beamtete feine Competenz überfchreitet, 
jelbjt dann nicht, wenn er im Namen des Staats verfährt, ala es 
Har ift, daß der Staat haftet für dasjenige, was der Beamtete im 
Namen feiner Competenz vollbringt. Der einfache, bier burchgreifende 
Sat lautet demnach dahin, daß in den Fällen, wo der Beamtete feine 
Competenz überfchreitet, der Einzelne durch eine foldhe Meberjchreitung 
gegen den Beamten ein Privatllagrecht gewinnt und daß im ftreitigen 
alle der Staatsrath zu entjcheiden hat, ob die fragliche Handlung zur 
Competenz gerechnet werben foll oder nicht, — daß aber die Haftung 
des Staats durch zuftändige Handlungen des Beamteten wieder den 
Negreß des Staats gegen den letztern offen ftellt, fobald die Form oder 
das Maß der Handlung mit der Abficht des Staats im Widerſpruch 
jtanden. Die Gränze liegt im letztern Falle in der Unterfcheidung 
zwiſchen der rechtlichen Natur einerfeit3 und der Form und dem Maße 
andererſeits; denn ber Begriff der Zuftänbigleit hebt zwifchen Beamteten 


und Staat die Haftung für die erftern eben auf und läßt fie nur für 
die legtern beginnen. 

Il. Die Rechte des Staatsdieners aus dem Amt find nun dop⸗ 
pelter Natur: fie gehören theild dem gejellfchaftlichen Leben deſſelben 
und bilden fo die gefellfhaftlihen Amtsrechte, over dem wirth⸗ 
Ichaftlichen Leben als Recht auf Gehalt und Rubegebalt. 

Das geſellſchaftliche Staatsdienerreht enthält das perjönliche 
Necht des Beamteten auf die ftandesmäßige Ehre des Amts über: 
baupt, die dem Einzelnen gegenüber zur Geltung fommt, und zweitens 
auf den Rang des Amts oder dad Maß und die Yorm ter Ehre, 
welche dem einzelnen Amt in der Hierarchie der Aemter zufteht, ſowie 
auf die Symbole veflelben. Das Gejeß, melches dieß leßtere normirt, 
ift die Rangordnung. Sie hat ihre Geichichte. Erſt in der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Geſellſchaft waren alle Elemente derjelben als Modalitäten 
derfelben Grundlage der bürgerlichen Gleichheit ftatt der ſtändiſchen und 
der amtlichen Ordnungen der Geſellſchaft in eine und diefelbe Rang: 
orbnung bineinzufügen, was natürlich nur auf einer gemeinfchaftlichen 
Bafıs gefchehen Tonnte. ALS diefe nahm man nun in einigen Zänbern 
die mechanische Hierarchie des Militärweſens, indem alle gefellfchaft: 
lihen Unterſchiede auf militärische Grade reducirt wurden, in andern 
die wirthichaftlichen Unterfchieve der Diäten (Diätenklaſſen). Der lebte 
Theil der VBerwaltungslehre hat zu feiner Aufgabe, dieß genauer bar 
zulegen. Das gejelfchaftliche Hecht des Staatödienerd iſt in dieſem 
Sinne ein unbeitrittenes. 

Das wirtbichaftliche Staatsdienerrecht beruht darauf, daß die 
Erfüllung des Lebensberufs ohne Rüdfiht auf die einzelnen Thätig: 
feiten des Beamteten demſelben eine, feiner gejellichaftlihen Stellung 
entſprechende mwirtbichaftliche Erxiftenz fihern muß. Dieſe Exiftenz wird 
ihm geboten durh den Gehalt. Die Geichichte des Gehalts geht 
gleichen Schritt mit der Gefchichte des Amts; der wirtbichaftliche Körper 
folgt gleichſam der Entwidlung der ftaatlichen Seele. In der ftändifchen 
Epoche iſt der Gehalt noch dem durch die Funktion gemachten Erwerbe, 
der als Sportel oder Gebühr erjcheint und erſt Ipät normirt wird, 
durdhfchnittlih ganz untergeordnet; er iſt in der That mehr ein Honorar 
als ein Gehalt. Erſt mit der ftaatsbürgerlichen Epoche fällt der per: 
fönlihe Erwerb in Gebühr und Sportel weg und der Staatsdiener 
wird ganz auf den eigentlichen Gehalt angewieſen. Damit aber be: 
ginnt die wirthſchaftliche Abhängigkeit des Beamteten und feines 
Gehorſams von feiner Stellung, und damit aud) das natürliche Streben, 
gerade in dem objektiven Recht auf den Gehalt diefe Abhängigkeit 
zu begränzen. So entiteht dad Gehaltsrecht, das jeht als ein 
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natürliches, ja nothwendiges Correlat des verfaffungsmäßigen Regierungs⸗ 
rechts erkannt wird. 

Alle Thätigkeiten aller Beamteten find jegt Eins, und ber wirth⸗ 
Schaftliche Unterhalt der Beamteten erjcheint daher feinerjeits als Eine 
große, organiſch nach der Bebeutung des Amts vertheilte — fuftema- 
tiſirte — Leiſtung des Staats für feinen eignen Organismus, das 
Syſtem der Gehalte. Die verfaffungsmäßige Verwaltung enthält damit 
in der Bewilligung diefer Ausgabe den Antheil, den die Volksvertretung 
an der Organifationsgemwalt der Verwaltung hat; und jo greifen 
jet diefe Elemente in einander. 

Allein jede bloße Syftemifirung der Beamtengehalte, in denen fich der 
Organismus der Regierung allerdings wiederſpiegelt, ift unvollkommen, 
fo lange nicht zugleich die Folgen der Entlafjung, Entjegung, Verſetzung 
und gänzlichen oder theilweifen Sufpendirung, in fpecieller Beziehung auf 
den Gehalt, rechtlich normirt find. Unbeitimmtheit auf diefem Punkte ift 
identifch nicht mit dem Gehorſam, ſondern mit der Abhängigkeit 
des Beamteten, und dagegen ſchützt auch nur theilweiſe das rechtliche 
Gehör für den Beamteten, da das Urtheil des Gerichtd denn doch am 
Ende nur über Entjegung und Entlaflung, höchſtens über Suſpendirung 
in einzelnen, beftimmten Fällen, nie aber über Verſetzung und Sufpenfion 
überhaupt entſcheiden fann, mo es fich nicht mehr um einzelne Amts» 
bandlungen, jondern um die ganze Amtzführung handelt. Und bier ift 
daher eine fehr jorgfältig ausgearbeitete Gehaltsgejeßgebung eine 
weſentliche Bebingung für ein zugleich tüchtiges und freies Amtsweſen. 

An den Gehalt fchließt fih der Ruhegehalt, das Necht und das 
Syſtem der PBenfionen. Der NRubegehalt ift feinem Weſen nach der 
Ueberſchuß des wirtbichaftlichen Lebens des Beamteten, den der Etaat 
ihm fichert für die Zeit, wo die perfönlichen Kräfte ber Amtsführung 
nicht mehr entiprehen. Das Princip des Ruhegehalts beruht darauf, 
daß die Erfüllung des Lebensberufs die Fähigkeit haben muß, einen 
folchen Ueberfchuß zu erzeugen, während die Standesmäßigfeit denfelben 
nicht von der zufälligen wirthichaftlichen Berechnung und Sparſamkeit 
des einzelnen Beamteten abhängig bleiben läßt. Die Auffaflung ver 
Anitellung des Beamteten als eines Vertrags kann nur ſchwer der Ges 
halt, niemals der Ruhegebalt als eine principiell dem Staate obliegende 
Verpflichtung erllären. In ihm erfcheint das höhere Weſen des Amts 
in feiner concretejten wirtbichaftlichen Form. Es ift eben deßhalb ein 
immanenter Theil des organiſchen wirthſchaftlichen Staatsdienerrechts 
in allen Staaten Europa’3 geivorben. 

Das neuere deutſche Staatsrecht ift in Beziehung anf die obigen Fragen 
zu dem Satze gelommen, den wir nah Zöpft (8. 621) aufnehmen: „Allgemein 
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ift im deutfchen Verfaffungsurfunden als Grundſatz anerlaunt, daß fein Staats 
diener feines Amtes willfürlich entjetst werden kann.” Die Erklärung bes Aus- 
drucks „willkürlich“ ift „nicht ohne Urtheil und Recht.“ Sehr genau und auf 
biftorifcher Grundlage Zahariä, Deutſches Staatsrecht II. 8. 143 fi. Man 
vergleiche dazu Malchus, Innere Bolitit I. S. 19. Das Haftungsredht fiche 
Zöpfl 8. 520; Bahariä 8. 137 ff. Ueber Preußen fpgiell Rönne II. $. 
303 fi. Defterreich hat gerade in diefer Beziehung in der neueften Zeit einen 
höchft beachtenswerthen Fortichritt gemacht in dem trefflichen Gejeh vom 21. Mai 
1868, „betreffend die Disciplinarbehandlung richterlicher Beamten und die un- 
freiwillige Berfeung derfelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand.“ Die 
einzige unerledigte Frage ift dabei die, ob das Belek aud auf die Fünftigen 
Mitglieder der Staats-, Reichs und Berwaltungsgerichtähöfe Anwendung finden 
foll; gerade für diefe wäre es am widtigften. Was daneben Frankreich be- 
trifft, fo vgl. einige fehr geiftreiche Bemerkungen von M. Blod und eine Anzeige 
der erften Auflage im J. des Econ. 1867. Das franzöfiide Haftungsredht be» 
zeichnet Taferritre (Droit administratif I. Ch. II): „Dans les fonctions 
publiques la responsabilit& du superieur n’absorbe pas celle de l’inferieur; 
chacun r&pond de ses faits; chaque fonctionnaire est responsable en ce qui 
concerne des actes de l’administration — ils ne pourront se couorir des 
ordres inconstitutionnels ou des instructions ill&gales de leur superieurs.“ Das 
wäre fehr ſchön; nur urtheilt darliber in Frankreich nicht das Gericht, fondern 
der Conseil d’Etat, der ſelbſt ein amtliches Organ ift (f. umten unter Klagrecht 
und Conseil d’Etat). In der That kann man nicht verfennen, daß gerade auf 
diefem Gebiete die Theorie höchſt entjcheidend und günftig gewirkt bat. Das 
öffentliche Recht Hat durch fie vielleicht auf keinem Punkte fo fehr den Charakter 
des Zerritorialen verloren und den des gemeinglltigen Rechts dafür gewonnen; 
ein Ergebniß, das wir nur mit Freuden begrüßen fünnen. Das Gebiet des 
Disciplinarredhts ift aber im Befondern ein fo ernftes, daß es wohl einmal 
einer gründlichen, wiffenjchaftlihen Behandlung bebürfte Wir machen bier 
nur aufmerlfam fir das ältere öfterreihifhe Neih auf Kopek II. 966 fi. 
Badiſches Polizeigefeg von Stempf, zu 8. 36. — Die neuere öfterreichifche 
Geſetzgebung gilt nur für Richter (1868). Was jpeciell England betrifft, fo 
hat Gneift (Englifches Verwaltungsrecht II. $. 48 n. 3.) das frühere Recht 
ziemlich vollftändig aufgeführt. In neuerer Zeit ift jedoch ein bedeutender Fort⸗ 
ſchritt geſchehen durch 27. 28. Vict. 65. (The clercs of the Peace Removal 
Act.) Der Eingang diefes furzen, aber wichtigen Statuts fagt nämlich, daß 
zwar nad L Will. a. Mary 21 die Justices of the Peace berechtigt waren, 
die Clercs (die Bureaubeamteten des Friedensgerichts) auf jchriftlihe Anklage 
ihres Chefs, des Triedensrichters bei den Quarter Sessions wegen amtlicher 
Bergehen (misdemeanour in the execution of’ his Office) entlaffen zu können; 
daß aber in den Fällen, in denen ſolche Angeftellten außerhalb des Dienftes 
fi jo betragen, daß fie ungeeignet ericheinen, ihrem Dienft vorzuftehen (as to 
render them unfit to hold their Office) das Justice fein Recht hatte, fie zu 
entlaffen. Durd 26. 27. Vict. 65 wird nun beftimmt, daß diefelben auch für 
unordentlicheg Betragen (impropre demeanour) vom Justice vor der Quarter 
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Session belangt und von diefer entjeßt werden können. Doc hat der Clerc 
das Recht, binnen drei Monaten an den Lord Chancellor zu appelliven. Hier 
ift alfo in der That nicht bloß ein gerichtliches Verfahren überhaupt, ſondern 
fogar ein folches für Disciplinarvergehen, und noch dazu mit Appellation 
gefeglih anerkannt. Iſt denn für Deutfchland unthunlich, was in England gilt? 
Freilih find wir nit im Stande zu fagen, ob diefe Beftimmungen au außer 
halb des Bureau der Tgriebensgerichte Anwendung findet. (Bol. Auftria 
1865 Nr. 37.) 


Dritter Abfchnitt. 
Der Organismus der Regierung. 


Indem wir nunmehr den folgenden dritten Abjchnitt beginnen, 
dürfen wir vielleicht eine Bemerkung vorausfenden. 

Gewiß liegt e8 am nächſten, das was man den Organismus der 
Regierung nennt, einfach als eine thatfächlich beftehende Drganifation 
anzuſehen, die theils hiſtoriſch, theils nach Zweckmäßigkeit beitimmt ift, 
und deren Aufgabe und Competenz fi) meiſtens von Fall zu Fall ge: 
bildet bat. In der That bat auch wirklich die eigentliche Staatswiſſen⸗ 
Schaft fich von jeher wenig mit diefem Gebiete bejchäftigt, und es faft 
ausfchließlich der Statiftif überlaffen. 

Die Frage, welche wir und dagegen zu ftellen hatten, war vie, 
ob auch diefer Organismus Gegenftand wiſſenſchaftlicher Unterſuchung 
werden könne. Und den nächſten Anlaß dazu mußte die Thatjache 
geben, daß bei aller Berfchiedenheit im Einzelnen dennod im Großen 
und Ganzen die Grundzüge jenes Drganidmus für Europa weſentlich 
gleichartig find und in weſentlich gleichartigen Perioden verlaufen. Iſt 
das der Fall, fo werden biefelben offenbar Ausdrud und Erſcheinung 
derfelben organifchen Kraft fein. Das Verſtändniß diefer organischen 
Kraft aber ift eben Wiſſenſchaft. Und jo glaubten wir, daß auch für 
diefes Gebiet es eine Wiſſenſchaft des Staats geben müſſe. 

Allerdings? nun ift dieß der Fall. Und das Folgende foll den Ber 
ſuch maden, die großen wiſſenſchaftlichen Kategorien fetzuftellen, auf 
deren Grundlage ſowohl das beftehende Recht, als die Statiftif ihren 
allgemeinen Werth empfangen bürften. 


I. Die Elemente bed Syftemd ber Regierung. Die beiden Hanptlategorien 
des Minifterial=- und des Behördenſyſtems, uud ihre organiſche und 
rechtliche Verſchiedenheit. 


Das, mas wir das Eyftem der Regierung nennen, entftebt und 
entwidelt ſich durch die zwei großen Elemente, melde überhaupt das 
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Leben des Staats erfüllen. Der Staat iſt einerſeits eine unendliche 
Menge von verſchiedenartig geſtalteten Lebensverhältniſſen, in die er 
vermöge ſeiner Aemter hineingreift; andererſeits iſt er die perſönliche 
Einheit in Willen und That für dieſelben. Er muß daher dieſe ſeine 
beiden großen Elemente auch in dem Organismus ſeiner vollziehenden 
Gewalt zum Ausdruck bringen. 

Dieß nun geſchieht, indem das Amtsweſen ſelbſt zwei Grund⸗ 
formen ausbildet, deren jede der Träger eines dieſer Momente iſt. 
Beide Grundformen ſind, wie das Weſen des Staats ſelbſt, aus wel⸗ 
chem ſie hervorgehen, von jeher dageweſen; nur ſind ſie im Anfange 
wenig entwickelt, ſcheiden ſich dann immer beſtimmter, und empfangen 
erſt in ber verfaſſungsmäßigen Verwaltung ihren rechten Namen und 
ihre vechte Bedeutung. Wir nennen fie dad Minifterialfyftem und 
das Behördenſyſtem. Das erftere iſt das Organ der Einheit in 
der Berjchiedenheit der Thätigfeiten der vollgiehenden Gewalt. Das 
zweite ift der Organismus der Verſchiedenheiten in der (minifteriellen) 
Einheit derſelben. Keins ift für fih da, für ſich allein denkbar; fie 
erfüllen fich gegenfeitig und bedingen fi in allen Funktionen; auf 
beide ift in gleicher Weife ber Begriff und das Necht des Amts an: 
wendbar; fo machen fie erft zufammen das Eyftem der Regierung aus. 
Und auf diefer Grundlage ift nun auch ſowohl die Geichichte als die 
willenichaftlihe Betrachtung des Regierungsorganismus möglich. 

Es ift vom größten Intereſſe, die Entwicklung dieſer beiden Ele: 
mente in der innern Geſchichte der Staaten zu verfolgen. Denn in 
der That iſt e8 gerade ihre Echeidung und die Celbftändigfeit des 
Einen gegenüber dem Andern, das die Ausbildung der felbitänbigen 
Staatsidee, ihre Ablöſung von der Geſellſchaft und das Auftreten der 
großen Funktion enthält, welche dem perfünlichen Stante gegenüber der 
legteren zufällt. Es ift daher gänzlich gleichgültig, ob die Grundform 
der Staatsidee die monarchiſche oder republifanifche ift; die Grund: 
begriffe und Grundſätze, melde die Staatswiſſenſchaft für die Drgani- 
fation der Regierung enthält, find eben fo dauernder und ewig gültiger 
Natur, wie die, welche wir für Weſen und Recht des Amtes aufgeftellt 
haben. Doch können wir hier nur die leitenden Gedanken darlegen. 

In der Geichlechterordnung gibt ed noch feine ftaatliche Verwal 
tung und daher auch noch feinen Unterjchied zwiſchen Einheit und Viel 
heit, zwiſchen Minifter und Behörde. Die Aemter find Dienftftellen 
des Königs; ihre Aufgabe liegt innerhalb feiner perjönlichen Rechte. 
Er bat daher allerdings höhere und niedere Diener, aber es ift fein 
weſentlicher Unterſchied zwifchen ihnen. Denn fie fteben noch keiner 
Gefeßgebung gegenüber, ſondern neben verfelben als eine dem Könige 
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gehörige Welt für ſich; nicht einmal die Krone, der Hof und das Ca⸗ 
binet find geſchieden, und die Richter find perſönliche Räthe für den König. 

In der ſtändiſchen Welt dagegen treten Königthum und Boll be 
reits einander entgegen; Gejebgebung und Vollziehung fangen an, ihre 
Kräfte zu mellen, und das Staatsrecht beginnt, auf dem Gegenjak 
zwiſchen Oberhaupt und Lanbftänden zu ruben. Allein wenn e8 aud 
auf diefe Weile den Beginn einer Regierung gibt, fo gibt es doch noch 
feine eigentliche ftaatliche Verwaltung. Denn die Objekte der Thätigfeit 
der einzelnen Föniglichen Diener find noch nicht die Aufgaben bes 
Staats, fondern vielmehr die perjönlichen Rechte des Königs, die 
Hoheitsrechte, deren Rechtstitel zwar im Weſen des Königthums rubt, 
deren Gegenjtand aber ein Eigenthbum der Krone ift. Die Verwaltung 
ift in diefer ganzen Zeit daher mejentlih eine Verwaltung der Re 
galien, und die Gentralifation diefer Verwaltung ift daher allerdings 
eine Hoflammer, aber noch keineswegs eine Regierung. Denn die 
eigentlichen Räthe der Krone haben mit diefer Verwaltung noch gar 
nichts zu thun; ihr Objekt ift die Macht: und Rechtsfrage des Staats 
als Ganzen; der innere Zuſammenhang zwiſchen Minifterium und Be 
hörden fehlt; man fann jagen, daß in dieſer ganzen Epoche beide Ele 
mente vorhanden, aber von einander burdhgreifend getrennt 
find. Und die tiefe Verfchiebenheit in der ganzen Auffafjung beider 
zeigt fich daher auch in der Grundgeftalt der Wiflenichaft. Die Wiflen: 
Ihaft für die, von der eigentlihen Verwaltung geichiedenen Häupter 
der volljiehenden Gewalt, die höchſte Regierung, tft die Staatskunſt 
oder Politik;: die Wiffenfchaft der eigentlihen Vermaltungsorgane da⸗ 
gegen ift die Lehre von der Verwaltung der, der Kammer des Fürften 
gehörigen Regalien oder die Kameralwiſſenſchaft. 

Dies nun wird allervings der Form nach anders unter der Epoche 
der abjoluten Monardie. Hier wird das Eingreifen der königlichen 
Verwaltung allerdings aus einem Privatrechtstitel des Königs zu einem 
Recht des Staatsoberhaupts, und die höchften Stellen fließen daher 
jet faft allenthalben mit den niebern in ein Ganzes zufammen, deſſen 
Spige das Gabinet, und in demjelben meift ein Premierminifter ift. 
Das, was wir jett Minifterium und Behörden nennen, ift daber jeßt 
allerdings nicht mehr getrennt; beide bilden vielmehr zuſammen die 
große Mafje der Töniglichen Diener. Allein es ift auch Fein Unter 
ſchied mehr zwischen ihnen, als höchſtens der ver perfönlichen Chre, 
des Ranges, der Gewalt und des Gehaltes; fie find im Grunde alle 
daffelbe, haben alle das gleiche Recht und die gleiche Pflicht, und 
in der formalen Einheit des Organismus ift daher die organifche Vers 
fchiebenheit verſchwunden. 
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Erſt mit dem Auftreten der Verfafiungen beginnt baber die Epoche, 
in der wir von einem wahren Eyftem der Regierung, flatt von einem 
bloßen „Schematismus” derſelben reden können. Und bieß wiederum 
beruht nun nicht fo fehr auf dem mehr ober weniger glücklichen Rad 
denfen über die Sache, als vielmehr auf demjenigen großen Element, 
das eben dur die Verfaflungen in das Leben der vollgiehenden Gewalt 
und die eigentliche Verwaltung hineingebradht wird. Dieß Element ift 
die Berantmwortlichfeit beider für das, was fie thun. Diefe Ber: 
antivortlichkeit ift e8, welche den inneren und deßhalb zulekt durch: 
greifenden Unterjchied zwiſchen den beiden obigen Elementen feftftellt, 
und daher zwei große Grundformen bes Syſtems, zwei Grunbprinci- 
pien bes Rechts, und damit auch die zwei jo weſentlich verjchiebenen 
Namen des Minifterial: und des Behördenfyitems erzeugt. 

Denn fo mie die Geſetzgebung fih als felbftändiger Organismus 
gegenüber der vollziehenden Gewalt entiwidelt, tritt auch der Unter 
ſchied zwiſchen dem Geiste der eriteren und der einzelnen Beftim- 
mung berfelben in den Vordergrund. Es zeigt ſich, daß die Harmonie 
zwiſchen Gejeßgebung und Verwaltung nit eine, fonvdern zwei 
Grundformen bat; daß es eine Harmonie und einen Wibderftreit zwi⸗ 
chen dem Geiſte und zwiſchen den einzelnen Thätigkeiten beiber 
geben Tann. Die nothiwendige Folge davon ift, daß nunmehr auch 
jedes diefer beiden Elemente jeinen Organismus haben muß, weil 
jedes von beiden feine Berantwortlichleit bat. Und fo entiteht 
der wahre und burchgreifende Unterfchied zwiſchen Minifterial: und 

Behördenſyſtem in Funktion und Verantwortlichkeit, und damit in 
"ihrem ganzen ftantlihen Weſen. Das Minifterialiyftem ift dasjenige, 
welches die Funktion der Einheit des perſönlichen Staatslebens auf 
allen Punkten defjelben erfüllt, und daher auch die Verantwortlichkeit 
für die Harmonie zwiſchen Gefeßgebung und Verwaltung im Ganzen 
bat; das Behördenſyſtem iſt dasjenige, welches im Geifte dieſer Har⸗ 
monie dieſelbe in der unendlichen Verichiedenheit der einzelnen Amts⸗ 
bandlungen burdführen fol, und daher auch niemals eine Verant⸗ 
mortlichleit für den Geiſt der Regierung, fondern eben nur für bie 
einzelnen Amtshandlungen übernehmen fann und übernimmt. Das 
Minifterial: und das Behörbenfyftem find daher Organismen, die aus 
der Verfaſſungsmäßigkeit des öffentlihen Rechts ihren weſent⸗ 
lihen Unterfchied entnehmen. Ohne ven legteren ift die erſtere un- 
vollftändig; je ftrenger fich die erftere entwidelt, um fo Harer und 
veritändlicher wird dem Volfe, daß der Minifter feine Behörde ift, und 
daß Minifterium und Behörde ganz andere Dinge zu tbun und aud 
ganz andere Stellungen haben. Dieß nun zeigt ſich allerdings durchaus 
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Har im öffentlichen Recht der Regierung; aber es tritt im Grunde eben 
fo beftimmt aud in der ſyſtematiſchen Drganilation der letzteren auf, 
und deßhalb muß die Staatswiffenihaft diefen Unterſchied als einen 
organiſchen zum Grunde legen. 

Natürlich nun entfteht, fobald einmal mit den Berfaffungen jene 
doppelte Yunftion der Einheit und der Beſonderheit in Ministerium 
und Behörde begründet ift, auch das Streben, ſich über zivei Dinge 
far zu werden: die Orbnung im Ganzen, und bie Competenz im Ein- 
zelnen. Es ift daher nur naturgemäß, daß mit dem verfaffungsmäßigen 
Regierungsrecht auch die ganze amtliche Drganifation eben auf Bafıs 
des Unterjchiebes zwiſchen Minifterium und Behörden umgeftaltet wird. 
Es wird und daher nicht wundern, wenn einerfeits diefe Drganifation 
in den einzelnen Ländern ſehr verjchieden ift, andererjeitö tasjenige, 
was geichiebt, erſt mit dem 19. Jahrhundert beginnt. Allein die Ele: 
mente find dennoch allenthalben die gleihen, und wir können bei aller 
Verfchiedenheit im Einzelnen dennoch fagen, daß das 19. Jahrhundert 
die große Aufgabe übernommen hat, vermöge feiner Verfaſſungen feine 
Regierungen auf der Baſis des Unterjchiedes zwiſchen Minifterial: und 
Behördenſyſtem zu organifiren, und auf derjelben Bafis das verfaf- 
fungsmäßige Regierungsrecht zu einem felbftändigen, freilich bisher noch 
ſehr unvollfommenen Rechtsſyſteme auszubilden. 

Wir glauben daher mit dem Eingehen auf das Wefen beiver Kate: 
gorien einen Verfuch zu machen, anftatt der Machtpolitif der Politik. 
der organischen Verwaltung die Bahn zu brechen. 


Es iſt fein Zweifel, daß wir ausgezeichnete Arbeiten über den Negierungs- 
organismug der einzelnen Länder befigen, denen etwas hinzuzufligen nicht 
unfere Aufgabe fein farın. Allein man wird aud wohl auf den erfien Blid 
zugeben, daß e8 an einer Vergleichung fo gut als gänzli mangelt; denn 
diefe it nur denkbar durch Zurädführung auf die gleichartigen höchſten Ge— 
fihtspuntte. 

Geht ınan nun von diefen aus, fo ergibt fih im Großen und Ganzen 
folgendes Refultat. 

In England Hat fi, wie ſchon oft bemerft, allerdings die Herrichaft 
des Staats über das freie Leben der geſellſchaftlichen Ordnungen nie jo ent- 
widelt wie auf dem Continent; allein dennoch fteht die Regierung felbfländig 
da gegenüber den Behörden, weil fie die Form ift, in welcher die herrſchende 
Bartei die höchſte Gewalt ausübt, während das Behördenſyſtem durch die Macht 
und Thätigleit der Selbfiverwaltung faft eine auf dem Gebiete der Rechtspflege 
jelbftändige Thätigleit entfaltet. Der Charakter des engliihen Regierungsorga- 
nismus befleht demzufolge darin, daß Negierung und Behörden faft gar nicht 
miteinander zufammenbängen, und daher auch nicht rechtlich als ein Ganzes 
ericheinen. England Hat fi) nie eine Berfafjung gegeben, und daher auch nie 
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feine Regierung gefeglih organifirt. Der Organismus der letzteren 
bat ſich deßhalb vielmehr ftüdweife herausgebildet, und jedes dieſer Stüde, ja 
ſelbſt unter den höchften Stellen, hat wieder feine eigene Geſchichte. England 
hat daher kein ſchematiſches Syftem von Miniftern und Behörden, wie wir 
fehen werden, fondern bietet ein höchft unklares und verwideltes Bild, das in 
feinen einzelnen Theile erſt Gneift aufgelöst und Mar dargelegt hat. Allein, 
da neben diefer Thatfache dennoch die Herifchaft der gefeßgebenden Gewalt 
über die vollziehende unbezweifelt geblieben ift, fo ergab fi, daß jener Unter- 
ſchied zwiſchen Minifterin und Behörden fi am früheften und Harften in der 
ganzen Welt auf dem Gebiete entwidelt hat, ber das Recht derfelben betrifft, 
dem Gebiete der Verantwortlidleit. England hat die VBerantwortlichkeit 
der Minifter zuerft von der der Behörden geichieden, indem e8 jene dem 
Parlament unterwarf, diefe dagegen unbedingt für alle Amtshandlungen unter 
die Privatllage flelltee Das ift dasjenige, was der Gontinent von England 
zu lernen bat, fomweit es fi um das Eyftem der Hegierung handelt, wäh» 
rend das, was England vom Gontinent lernen muß, eine der verjchiebenen 
Berantwortlichkeit entiprechende formelle Eyftemifirung von Minifterien und Be 
hörden fein wird. Dies wird fih unten im Einzelnen auf buudert Punkten 
betätigen. 

Frankreich. Der ganze Organismus Frankreichs ift feinerfeits die höchſt 
einfeitige, aber in ihrer Art gewaltige Confequenz des Satzes, daß die Ber- 
waltung der Gefetgebung zu geborchen, und für diefen Gehorfam ihr Veraut⸗ 
wortlichkeit zu Teiften fchuldig iſt. Daraus ergeben ſich zwei Grunbfäge, welche 
den ganzen franzöſiſchen Organismus beherrihen, und die von den Bildungen 
im ganzen librigen Eurepa zum Theil als Mufter angenommen find. Der 
erfte ift der, daß die Verwaltung in al’ ihren wirklichen Thätigkeiten in dem 
Willen einer einzelnen WPerfonlichfeit zufamnengefaßt fein muß, damit eine 
Berantwortlichleit möglich fei; das ift der Minifter. Der zweite ift, daß, 
um dieſe Berantwortlidgfeit nicht zu umgehen, alle andern Negierungsorgane 
demfelben unbedingt gehordhen miiffen; und fo entfteht das ftreng gegliederte, 
rein auf die VBollziehung berechnete Behördenfyftem in Franlreih, deſſen 
Kategorien Prefet, Sous-Prefet und Maire im ganzen Reich unbedingt gleidh- 
artig in Form und Recht find. Die Strenge des Geſetzes hat hier die Seib- 
ſtändigkeit aller behördlichen Thätigkeit deffelben definitiv aufgehoben; wie der 
Wille Eins ift, fo ift auch die That Eins; es gibt feine Macht neben beiden, 
und jede Autonomie ift ein unlösbarer Widerſpruch mit der franzöfifhen Staats⸗ 
idee. Allerdings haben dadurch die fianzöfiihen Minifter, wie die Behörden, 
einen ganz andern Charafter, als in England und Deutichland. Diefer Cha- 
ralter, auf das Kriterium der Verantwertlichleit veducirt, zeigt uns jedoch, wie 
einig bei aller Bejonderheit der Rechtsbildung die Gleidhartigkeit mit beiden ift. 

Allerdings ift namentlih das Princip der VBerantwortlichleit der Miniſter 
bis auf die neueſte Zeit anerlannt gewejen; allein daffelbe ift mit der Unter- 
werfung der Legislative unter die Erecutive unter dem neuen Kaiferreich wieder 
verfhmunden, und an die Stelle derfelben, ftatt der politifchen Berantwortlichkeit, 
ift Die adminiftrative Haftung getreten, die ſich grundfäglich nicht mehr 
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auf das Ganze und den Geiſt der Verwaltung, fondern nur auf die einzelnen 
Handlungen derfelben bezieht (f. unten). Es gibt daher im Frankreich feinen 
wefentlichen Unterfchied zwiſchen Minifter und Behörde mehr, fondern nur einen 
quantitativen der Competenz. Der Minifter ift nicht mehr das Haupt der Ne 
gierung feines Minifteriums, fondern das Haupt der Verwaltung; der Orga- 
nismus hat jene organifche Differenz zwifchen beiden Beftandtheilen aufgehoben; 
die responsabilit& ift verſchwunden, nicht der Minifter, fondern das Amt haftet; 
und damit Haben alle jene organischen Beftimmungen einen wefentlid andern 
Eharafter. Allein es ift kaum zweifelhaft, daß dies ein vorlibergehender Zu⸗ 
ftand if. Denn am Ende ift e8 gerade Frankreich, das den Unterichied zwiſchen 
Behörde und Minifterium zuerft ausgebildet hat, und die neue kaiſerliche Aufe 
faffung kann gegenüber der bisherigen Geſchichte nicht als eine dauernde er- 
fcheinen. 

Deutfhland mit feinen eigenthümlichen Lebensverhältnifien zeigt uns 
ein ganz anderes, vielverwirrtes Bild; bier hat der Organismus der Regie 
rung nicht bloß im Ganzen, fondern in jedem Staate wieder jeine eigene Ge⸗ 
ſchichte. Wir können bier nur diefelbe mit wenig Worten charalterifiren; viel- 
leicht, daß wir den Anftoß zu tiefer gehenden Etudien damit geben. 

Die, theils in der bis zum Jahre 1848 für die wichtigften Etaaten gel- 
tende Verfaſſungsloſigkeit einerfeits, und die Geringfligigleit der Heinen Staaten 
andererfeitS, haben die formelle Unterfcheidung zwifchen Minifterium und Be- 
hörden überhaupt big zu diefem Zeitpunkt nicht recht zum Durdhbrud kommen 
lafien. Man ſah bis dahin wenigftens in den norddeutfhen Staaten die 
Organijation der vollziehenden Gewalt nur al8 einen Amtsorganismug an, 
das ift, al8 einen Organismus, in welchem wie im kaiferlichen Frankreich der 
Minifter nur dem Willen des Staatsoberhaupts verantwortlich fei, während 
man jedoch in Beziehung auf die Behörden flatt der englifhen vollftändigen 
und der franzöfffhen unvollfländigen Haftung der Beamteten eigentlih nur 
die adminiftrative, und gar feine bürgerliche anerkannte. Dan hatte daher 
der Form nah Minifter und Behörden, aber nicht dem Weſen nad. Aber 
dennoch war die Umgeftaltung der Berhältniffe des Innern fo groß, daß man 
ernftlich an eine Neugeftaltung des Amtsorganiemus, zunächſt in formeller Be- 
ziehung, denfen mußte. Diefe Bewegung gebt der der verfafjungsmäßigen 
Drganifation vorauf, und jo kann man zwei große Abfchnitte unterfcheiden, die 
zwar im Grunde nur für die norddeutfhen Staaten und Defterreich, nicht aber 
für die ſüddentſchen gelten. 

Die erfte diefer Epochen hat zum Inhalt die Neugeftaltung des Amt$- 
organismußg überhaupt, bei der eine Frage entftand, die in der zweiten 
als eine überwundene angejehen werden muß, aber jene frühere Zeit und ihre 
ganze Auffaffung charakterifirt. Das ift die Trage nad dem feiner Zeit fog. 
Heal- und Brovinzialfyftem. 

Unter dem Realſyſtem verftand man im Anfang unjers Jahrhunderts die 
jenige centrale Ordnung des Amtsorganismus, in der die Verwaltung ohne 
Rücdſicht auf die Länder und Landesrechte in ihre Hauptaufgaben getheilt 
und in Einer Berfönlichleit centralifirt wurden; unter dem Provinzialſyſtem 
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diejenige, in welcher dieſelbe Entfaltung, aber nur in provinzweifer 
Sentralifirung unter einem königlichen Kabinet flattfand. Die hiſtoriſche Ent- 
widlung war im Wefentlichen folgende. 

Als mit dem Entftehen der Berfaflungen zugleich der Kampf gegen bie- 
felben, und die Nothwendigkeit für die Regierungen in allen Staaten, ſich eine 
den Beblirfniffen entiprechende Organifatton zu geben, allgemein warb, bemäch⸗ 
tigte fi nach dem Parifer Frieden die Theorie der Trage, und es entitand 
eine Menge von Schriften, welche fpeciell die Bolitit der Organifation zum 
Gegenftand Hatte. Die Zeit, der diefe Literatur angehört, dauerte nicht Lange. 
Die Staatswiſſenſchaft verhielt fich dabei ziemlich indifferent, die Staatsrechts- 
lehrer kümmerten ſich um das allgemeine Princip nicht, und die Staatstheorie 
auch nicht einmal um feine Anwendung. Zachariäs vierzig Bücher (1820), 
und Ancillons Staatswiſſenſchaft (1820) nahmen fie zwar auf, allein da fie 
vorwiegend eine Frage der Zwedmäßigleit zu enthalten fchien, behandelten fie 
fie mehr beiläufig. Pölig und die Folgenden laſſen fie ſchon ganz fallen. 
Dagegen entitand eine Neihe von fpeciell für dieſes Gebiet beflimmten Fach⸗ 
friften, in deren Reihe Butte in feinem Buche: „Ueber das organiftrende 
Princip im Staate und der Standpunkt der Kunft des Organifirens im beu- 
tigen Europa“ (Berlin 1822) mohl den erften Rang einnahm, bis ihn Malchus 
in feiner „PBolitit der innern Staatöverwaltung oder Darftellung des Organis- 
mus der Behörden flir diefelbe“ (zwei Bände, 1823) bei weiten an Fachkunde 
und Gelehrjamteit übertraf. Zu derfelben Gruppe gehören noch namentlich 
v. Koh-Sternfeld (Hiftorifch- ftaatsölonomifche Anfichten von den Elementen 
des deutſchen GStaatsorganismus, 1822), und A. Kurz (Berfuh einer Ent- 
widlung der Grundſätze, nach welchen die Zweckmäßigkeit des Staatsorganis- 
mus in conftitutionellen Ländern zu beurtbeilen ift, 1821), und die ganz pral« 
tiſche Darftellung von v. Kronberg (Encyflopädie und Methodologie der pral- 
tiihen Staatslehre). Später verfchwindet diefe Richtung, da unterbeffen die 
Regierungen mit ihren Organifationen ziemlich fertig wurden. Aber Eins blieb 
übrig, und das war der Sat, den Malchus in folgenden Worten formulirt, 
die wir aufnehmen, weil fie eben nicht bloß den tiefen Unterſchied zwiſchen 
Deutihland, Franfreid und England, fondern namentlich den Grundgedanten 
der ftaatlihen Auffaffung jener Frage in jener Zeit und zum Theil ja auch in 
der unfrigen bezeichnen, „ES find,“ fagt der Berfafler, „vorzliglich zwei 
Syſteme, die bei einer jeden Organifation zur Grundlage dienen, nämlid das 
Provinzialfyftem, in welchen eine jede Provinz mit befonderen Einri ch⸗ 
tungen und Behörden, nit felten mit einer befonderen Berfaffung 
und beſonderen Gejeten ein für ſich abgeichloffenes Ganzes bildet — ſodann 
das Realſyſtem, in welchem für den ganzen Staat eine gleiche Berfaj- 
fung flattfindet, die Verwaltung aber nad Normen, die für den ganzen 
Staat die nämlihen find, und dur Behörden, deren organifche Ein- 
rihtungen in allen Theilen eine volllommen uniforme Bildung haben, 
geführt wird.” Ganz offenbar ift das Provinzialfgftem im obigen Einne das 
Spftem des früheren Jahrhunderts, und macht jede „Verantwortlichleit und 
damit jede Berfaffung fat unmöglich, während das Realſyſtem gar nichts anderes 
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ift, als eben das franzöſiſche Minifterialigftem, wenigftens der Form nad. 
Allein au dieſe Form genügte durchaus nicht, da am Ende auch nad dem 
Provinzialfgftem die Chefs der Provinzen oder Länder wieder unter einem 
oberften Minifter oder Rathe im Kabinet ſtehen mußten, und daher in ber 
Praris keine fcharfe Gränze gezogen werben konnte Auf den wahren Unter 
ſchied zwiſchen Minifter und Behörden kam man aber nidht, und fo entfland 
eine vollftändige Eonfufton in jener ganzen Xheorie der Organifation und 
ihren zwei Syftemen, die bereit? Malchus laut beffagt (Bd. 1. S. 6. Anm. 1.) 
ohne doch noch zu erkennen, wo eigentlich der Grund der Unklarheit lag, In 
der That nämlich lag der Vertheidigung des Provinzialfyftems nichts gerin- 
geres zum Grunde, als der Berfud, die Selbfivermwaltung der Pro 
vinzen zu organifiren, während das Realſyſtem bereits die materielle Baſis 
der Minifterverantwortlidhleit war. Nun befaß man aber namentlich 
im Norden Deutfchlands weder einen Haren Begriff, ja nicht einmal den Namen 
der Eelbftverwaltung, und”eine Minifterverantwortlichleit hätte vorausgejett, 
was man überhaupt nicht hatte, die verfaflungsmäßige Regierung. So dachte 
man fi) unter jenen beiden Worten zwei Arten der Amtsorganifation, wäh. 
rend fie ganz etwas anderes bedeuteten; und im Gefühl dieſes Widerfpruches 
find die neueren Gtaatsrechtsiehrer wie Zachariä, Zöpfl, Bluntjchli 
ganz darüber weggegangen; Gerfiner in feinen „Örundlehren der Staatsver- 
waltung“ fällt in den alten Standpunkt zurüd. Es war Mar, daß man auf 
diefer Baſis nicht weiter kommen könne. 

Als jedoch mit dem Jahr 1848 die Verfaffungsmäßigleit mehr oder weniger 
zur Geltung gelangt, tritt nun zwar das Princip der Verantwortlichkeit für 
die Minifter ein, allein der Grundſatz der adminiftrativen Haftung für die Be 
hörden hält mit demfelben nicht gleichen Schritt, wie wir jpäter ſehen werben. 
Es gibt daher jett in Deutichland allerdings den formellen Unterfchied 
zwifhen Behörden und Minifterien, allein mit dem bisher noch nicht 
überwundenen fpecifiichen Charakter, daß die Behörden allerdings eine Haftung, 
aber fat nur dem verantwortliden Minifter gegenüber haben, mwäh- 
rend dag Klag- und Beſchwerderecht, das England im vollen Maße und Frankreich 
einfeitig anerkennen, nicht zur Geltung gediehen ift. Hier, in dieſer unfertigen 
Unterfcheidung zwiſchen der Haftbarkeit des Minifter® und der Behörden liegt 
die Unfertigleit der Anffaffung des Syftems; das aber kann im Einzelnen erft 
dargethan werden, wenn wir zum Abjchnitte fiber das verfafjungsmäßige Recht 
der Regierung gelangen. Da aber wird e8 fich eben zeigen, daß die Begriffe 
von Minifterium und Behörde feine bloß formalen, fondern organiſche Kate 
gorien find. Zunächſt bleiben wir indeß noch bei den Elementen des formalen 
Organismus fteben. 


I. Das Minifterialfyften. 
8) Begriff und Wejen deffelben. 


Unter dem Minifterialfgftem verftehen mir demnach diejenige 
Drganifation der (eigentlichen) Regierung, nach welcher die großen, 


felbftändig genachten Aufgaben ver Verwaltung in felbftändigen, großen, 
amtlichen, nur für diefe Aufgaben beftimmten Organismen vollzogen 
werben, und zwar in der Weile, daß das einheitliche, die Verſchieden⸗ 
beit und den Wechfel der einzelnen Amtsthätigfeiten leitende und be 
berrfchende Element diefer Organifation wieder als ein jelbftändiger 
Körper erfcheint mit eigenem Organismus und fpeciellem Namen. Die 
fen Körper nennen wir das Minifterium Seine Funktion iſt 
damit eine weſentlich verfchievene von dem des zweiten Körpers, dem 
Behördenfyitem. Während dieſes die wirkliche Ausführung im Einzelnen 
bat, und daher vorzugsweiſe in lauter einzelnen, concreten Amtshand⸗ 
lungen thätig wird, befteht die Funktion des Minifteriums nie in ber 
wirklichen fpeciellen Ausführung, ſondern nur in ber Ertheilung von 
Vorſchriften für die einzelnen Amtshandlungen der Behörden, und 
in Entfcheivungen für die ragen, die fich dabei in der wechſelnden 
Praris ergeben. Die Funktion des Minifteriumd muß daher als eine 
doppelte bezeichnet werden. Dieſelbe ift eine innere und eine äußerliche. 
Für das Innere der Verwaltung ift es der Beruf des Minifteriums, 
der Geſammtheit aller Amtshandlungen des Behördenſyſtems oder ber 
wirklichen vollziehenden Gewalt des Staats den Geift der Regierung 
aufzuprägen; äußerlich hat vafjelbe durch feine Verorbnungen und Ent: 
ſcheidungen aller Art die formelle Einheit in der Gefammtheit der 
Thätigkeiten der wollziehenden Organe herzuftellen: viefe beiden großen 
Funktionen find, denfen wir, leicht feftzuhalten. 

Ihnen gemäß nun ergibt fih, daß darnach auch einerfeits die 
DOrganifation des Minifteriums in feinem Unterfchieve von den Be: 
hörden, ſowie die allmählige Gefchichte derjelben, andererfeitö auch das 
Recht des Minifteriums fich faft von felbft herausbilden mußte. Das 
Minifterium ward in Beziehung auf den erften Punft naturgemäß ein 
jelbftändiger, vom Behördenſyſtem getrennter Körper; in Beziehung auf 
den zweiten Punkt ergab es fich ebenfo von felbft, daß das Minifterium 
als ſolches niemals für einzelne Handlungen ver Behörden, fondern 
nur für den Geift haften kann, jo weit berfelbe vom Minifterium 
dem ausführenden Behörvenförper überhaupt aufgeprägt werden kann. 

Die Darftellung desjenigen, was wir das Minifterialfgftem nennen, 
ift daher nichts anderes, als die Nachweiſung, mie biefe höhere, mäch⸗ 
tige Natur des Minifteriums fih mirflid in den Staaten mit der 
Verfaſſung zugleich zur Geltung gebracht hat. Es ift nun aber dabei 
wohl der Mühe werth, etwas genauer die einzelnen Elemente des 
inneren Organismus des Minifterialfyftems zu charakterifiren. Man 
muß davon ausgehen, daß diefelben nicht etwa willkürlich gemadht find, 
jondern daß fie wirklichen Anforderungen der Aufgaben entfprechen, 
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bie jener Organismus durch feine Stellung zu löſen hat. Eben deßhalb 
it e8 auch ganz natürlich, daß die Grundzüge des Minifterialfyftems 
in allen Ländern mit Ausnahme Englands weſentlich gleichartig find; 
es iſt in der That nicht fo fehr die Refleftion als die einfache Wirkung 
der Natur des organischen Staatslebens in der ftantsbürgerlichen Ge 
ſellſchaft, welche dieß Refultat durch fich felbft hervorgebracht hat und 
jtet3 unter gleichen Umftänden in gleicher Weife hervorbringen wird. 
Jene Grundlagen des Minifterialigftens aber find erftlich das einzelne 
Minifterrum mit feinem Organismus, zweitens die Eintheilung der 
Verwaltung in Minifterien, welche die Befonderheit der Verwaltungs: 
aufgaben vertritt, und drittens die Einheit unter den Miniftern, 
welche wir in der Form des Gejammtminifteriumd bezeichnen. Aller: 
dings fcheinen auch bier charakteriftifche Verichiedenheiten; aber über: 
blidt man die europäiſchen Zuftände, fo ilt es fein Zweifel, daß mir 
hier mit den großen Grundformen einer ganzen Epoche der Gefchichte 
der Verwaltung zu thun haben, mit derjenigen Epoche, welche eben 
auf dem Giege der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft über bie ftändifche 
Herrſchaft beruht. 


Das Hauptrefultat der obigen Bemerkungen, daß das Minifterium ftets 
nur in engfter Verbindung mit der organifirten parlamentariſchen Berantwort- 
lichkeit gebradht werden kann, und deßhalb ein ganz neuer Begriff ift, zeigt 
die Geihichte von England und Frankreich Macaulay bemerkt ausdrüdlic, 
daß der Ausdrud „Miniſter“ zur Zeit Karls Il. ganz unbelannt geweſen; in 
Frankreich traten fie zuerft mit der Gonftitution 1790 auf, und ihre conflitu- 
tionelle Stelluug dürfte im Grunde kaum älter fein, als die Zeit ber Reſtau⸗ 
ration. (Thiers, Hist. de la Rev. IV. 9 u. unten.) 


b) Das einzelne Minifterium und feine Entwidiung aus dem Collegialfyftent. 
Charakter des Minifteriums in England, Frankreich und Deutjchland. 


Bei der Betrachtung des gefammten Minifterialfgftems muß man 
nun zuerft fefthalten, daß ein großer und tiefgehender Unterjchieb 
zwifchen der ganzen Stellung des einzelnen Minijteriumd und dem Ge: 
fammtminifterium obwaltet. Diefer Unterfchied liegt ſeinerſeits nicht 
fo fehr in der Drganifation, ald in dem Berhältniß der geſetzgebenden 
zur vollziehenden Gewalt. 

Das einzelne Minifterium ift zunächſt nur das vollziehende Haupt 
eines bejtimmten Zweiges der Verwaltung; in ihm fommt die voll: 
ziehbende Gewalt noch gar nicht recht zur Erfcheinung, ſondern das 
Einzelminifterium ift nur diejenige Form, welche durch die perfönlicye 
Concentration des ganzen Verwaltungszweiges unter dem Willen und 
dem Ermeflen des Minifterd erft die Berantwortlichleit möglich 

Stein, die Verwaltungslebre. 1. 17 
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machen fol. Auf diefer Grundlage beruhen alle Beitimmungen über 
die innere Organifation der Minifterien; und weil anderſeits das Weſen 
der Verantmwortlichleit allenthalb gleichartig ift, fo ift auch in allen 
eonftitutionellen Ländern Europas jene innere Drganifation der Mini 
fterien weſentlich eine gleiche. Diefe Gleichheit iſt als die Con: 
jequenz einer gleichmäßig wirkenden Urſache anzufehen, wie andererfeits 
der frühere Zuftand, der der Miniftertalbildung voraufging, das Col 
legialfyftem, und eben fo der nothwendige Uebergang von dieſem zu 
jenem allenthalben ein gleichartiger war. 

Es ift nicht ohne Bedeutung, fich diefen Proceß und feine Folgen 
gegenwärtig zu halten. 

1) So lange nämlich die gejeggebende Gewalt nicht ſelbſtändig 
neben der vollziehenden fteht, ift allerdings dem Principe nad die 
Perſon des Fürften ala Inhaber der Staatsgewalt zugleich der Träger 
ber Gefeßgebung, und der Unterjchied zwiſchen Verordnung und Geſetz 
ift ein rein formeller, da jede Verordnung als Ausflug des Willens 
des Gejetgebers erfcheint. Allein in Wirklichfeit wird, namentlich für 
die einzelnen Verwaltungsgebiete, die Gejebgebung doch durch die 
höchften Organe der Verwaltung ausgeübt, welche Vorfchlag und Durch: 
führung des Gejeges in Händen haben. ever höchſte Verwaltungs: 
organismus erfcheint daher damals zugleich als ein Organ für die Ge: 
jeßgebung innerhalb feiner Competenz, und feine Enticheidungen haben 
dadurch zugleich den Charakter eines richterlichen Ausſpruches. So 
werden aus diefen Vermaltungsorganen beratbende Organe für die zu 
erlafjenden Geſetze, Verordnungen und Enticheidungen für den perfön- 
lichen Willen des Fürften. Ein ſolches Organ aber ift ohne Werth 
und Wirkung, wenn jedes Glied defjelben nichts ift als ein Organ ber 
Ausführung. Ber aller formellen Abhängigkeit von dem letteren find 
biefelben aber in Wirklichleit ganz etwas anderes, als bloße Drgane 
der Vollziehung. Sie befigen vielmehr felbft dem Fürften gegenüber 
eine gewiſſe Selbjtändigfeit; e8 geht ein Theil des Rechts der Volke: 
vertretung auf die Aufrechthaltung einer freien ſubjektiven Anfchauung 
auf daſſelbe über; jedes Glied ift dem andern ganz gleichberechtigt, und 
trägt, weil es die beſondern Verhältniffe feines fpeciellen Gebietes per: 
jönlich bei dem Fürften ala Gejeßgeber vertritt, auch einen Theil ver 
perjönlichen Verantmortlichkeit für feine Meinung. Daß es diefe Ber: 
antwortlichfeit nur dem Fürften gegenüber hat, ändert dieß Weſen der: 
felben nicht. Dazu fommt, daß in der ftändifchen Epoche die ftändifchen 
Rechte als folche eine Vertretung fordern, welche damit zu der Aufgabe 
des einzelnen Mitgliet3 der höchſten Verwaltungsorgane wird; durch 
alles dieß gewinnt das letztere einen ganz fpezifiichen Charakter. Jedes 


Mitglied ift neben feiner rein vollziehenden Funktion zugleich ein Rath 
bes Fürften, und zwar für die gefebgeberifche Thätigfeit; dieſe Räthe 
find, jeder für fih, felbftändig; zufammengefaßt durch die Gemeinfchaft 
des Gegenftandes ihrer zugleich geſetzgeberiſchen, richterlihen und voll- 
ziehenden Thätigfeit bilden fie ein Collegium; die Ordnung bes Col: 
legiums beruht auf der Selbftändigfeit feiner Räthe; das Votum jedes 
Nathes ift gleich dem eines andern, und hat das Recht, ala jolches 
gehört zu erden; die Leitung des Collegiums ift eben deßhalb nur 
eine formelle; es hat daher einen Bräfidenten, aber dieſer Präfident 
ijt nur der erfte unter den gleichen, und das auf diefe Weife entjtehende 
Syſtem der Bertvaltungsthätigfeit, in der eben Geſetzgebung und Ber: 
mwaltung ununterſcheidbar gemiſcht find, nennen wir das Collegial: 
ſyſtem. 

Dieß Collegialſyſtem mit der Selbſtändigkeit der Räthe und ihrem 
eigenen Votum, dem Präſidenten und der Präſidialleitung iſt daher 
die charakteriſtiſche Form der Epoche, welche noch Geſetzgebung und 
Verwaltung verſchmolzen hat und nur die individuelle Verantwortung 
gegenüber der Perſon des Fürſten kennt. Es iſt klar, daß die Nüß- 
lichfeitSgründe bier gar feinen Raum haben. Naturgemäß hat es ſich 
entwidelt; es berricht in Gemäßheit der ganzen Organilation der Staats⸗ 
gewalt im vorigen Jahrhundert, und ift ebenfo naturgemäß mit dem 
Auftreten der verfaffungsmäßigen Verwaltung troß vieler Aehnlichkeit 
in den Formen in das mefentlich verfchievene Minifterialjyftem über: 
gegangen. 

2) So wie nämlich durch die Scheivung der Gefehgebung von der 
Berivaltung Gefeg und Verordnung fi trennen, und die Verwaltung 
als Ganzes vermöge der Verantwortlichkeit in Harmonie mit der Geſetz⸗ 
gebung gebracht wird, fo muß auch das beftimmte, einzelne Verwaltungs: 
gebiet al3 ein Ganzes daftehen, und die Thätigfeit der Organe als 
eine, einem perfönlichen Willen unterworfene Einheit erfcheinen. Ohne 
eine folche Einheit ift die Idee einer Verantwortlichkeit ein leeres Nichts, 

Sie erzeugt daher ein ganz neues Verhalten der höchſten Organe 
für jedes Verwaltungsgebiet. Sie faßt zuerft das letztere in Einer 
Perlönlichkeit zufammen, melde die Funktion bat, den einheitlichen 
Willen des Geſetzes in allen einzelnen Theilen des an fich als gleich: 
artig geſetzten Gebietes zur Geltung zu bringen, und der eben für dieſe 
Geſetzmäßigkeit der legteren die perfönliche Verantwortung trägt; dieſe 
PVerfönlichkeit ift der Minifter. Der Minifter muß daher nothwendig 
erſtens die wirkliche Thätigfeit feiner Verwaltung kennen, zweitens muß 
er darüber entſcheiden. Es muß daher das Verwaltungegebiet des 
Minifters formell eben fo getheilt fein wie unter dem Collegialfuftem; 
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aber die einzelnen Abtheilungen ftehen nicht mehr unter ben früheren 
Näthen, fondern unter Referenten. €3 ift natürli gleichgültig, 
mwelchen Namen fie haben. Das Wefentlihe Liegt in der qualitativ 
verfchiedenen Thätigkeit. Der Rath hatte fich eine inbiwibuelle Ueber: 
zeugung nicht bloß zu bilden, jondern fie auch ſelbſtändig zu vertreten, 
da im Grunde 'nur der Fürſt perfönlich enticheidet; der Referent hat 
feine Entfcheidung, ſondern nur eine Anficht aufzuftellen, und die Ent: 
Scheidung gehört dem Minifter. Er muß ihm daher die Elemente ber 
Entſcheidung vorlegen, dieſe find erftlich die Thatjachen, und zweitens 
ein Antrag. Der Vortrag des Referenten wird daher ſtets den Cha- 
rafter eines Berichtes haben, während der Vortrag des Rathes ein be 
gründetes Urtheil ift. Die Eelbitthätigfeit des Rathes iſt daher größer; 
aber die Einheit der Aktion fann nur auf dem Referate beruhen. Die 
Gejammtheit der Referenten für den Minifter und unter ihm bildet 
das Minifterium. Daß jeder Referent wieder ein eigenes Drgan 
für feine Thätigfeit, fen Bureau, bat, verfteht fih. Wie es ge 
nannt wird, ift einerlei. Die Sektion ift eine Gefammtbeit von Re⸗ 
ferenten oder Bureaus mit gleihartigem Gebiet. Sie ift eigentlich die 
Form, in welcher fih das Collegialiyitem im Minifterialfuftem wieder: 
holt, denn der Seltionächef hat nichts zu entjcheiden, fondern die Ne: 
ferate berathen zu lafjen. Hier find in der Ausführung verſchiedene 
Modalitäten möglich und vorhanden. Eie ändern das Weſen der Sache 
nit. Das Minifterium ift in allen Etaaten Europas grundfäßlich 
gleichgeftaltet. | 

4) Dad Recht des Minifteriums, vertreten in dem Rechte bes 
Minifters, ift nun demgemäß nichts anderes als der Ausdrud feiner 
organiſchen Funktion im gefammten Orgdnismus. Es erſcheint daher 
in zwei Grundformen. 

Zuerft beruht die organifhe Stellung des Minifteriums darauf, 
das entjcheidende Organ für die Vollziehung überhaupt zu fein. Es 
muß daher das Recht in Anſpruch nehmen, daß jeder Alt der Voll: 
ziehbung als von ihm ausgehend geſetzt werde. Es Tann daher im Mi: 
nifterialfoftem gar fein Gebiet des wirklichen Staatslebens geben, 
das niit in irgend einer Weife unter irgend einem Minifterium ftünde, 
nur mit Ausnahme der Organe der Staatögeivalt. Ohne die ftrenge 
Durchführung diefes Grundſatzes ift Teine Durchführung der Berant: 
wortlichfeit denkbar. 

Die Anwendung dieſes Grundſatzes ift das Recht des Minifters 
auf die Unterzeihnung aud der Befehle des Landesherrn. Das 
Princip der Verantivortlichkeit fordert aber nicht bloß, daß eine ſolche 
Unterzeichnung überhaupt ftattfinde, fondern man muß vielmehr jeßen, 
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daß ein Befehl ohne Genehmigung des Miniſters überbaupt Teine ver: 
binvliche Kraft für die einzelnen Beamteten ded Miniftertumd bat und 
daß fpeciell der Eine Minifter nicht für das Neffort des andern unter: 
zeichnen kann. Diefer Satz ift freilich unſers Wiſſens nirgends geſetzlich 
ausgefprochen, aber er hat fich durch die Praxis als ein allgemein gül⸗ 
tiger feitgeftellt. 

Zweitens bejteht die organische Funktion des Minifteriums darin, 
in die Thätigfeit der Vollziehung die Einheit des Staatswillens hin: 
einzubringen. Daraus geht die eigentliche Stellung deſſelben im Amts: 
organismus hervor. Das Minifterium bat nicht? auszuführen, 
Sondern es hat nur zu verordnen. Die ausführenden Organe bilden 
ein Syſtem für fih, das wir das Behörbenfyftem nennen. Die Be: 
hörden find ihrer Natur nad) in der Lage, in dem allgemeinen Staats— 
willen die durch Lie concreten Verhältniſſe motivirten Modificationen 
zur Öeltung zu bringen. Das Minifterium ift dasjenige Organ, welches 
in diefer Verſchiedenheit der behörblichen Thätigfeit die Einheit der Ber: 
waltung berzuftellen und zu erhalten hat. Dieß geichieht weſentlich durd) 
die Ausübung der Verordnungsgewalt in allen ihren Formen. Das 
Minifterium ift daher der eigentlihe Träger der Verordnungsgemwalt, 
während die Organifationsgewalt meift durch das Staatsoberhaupt, die 
Polizeigewalt meift durch die Behörden ausgeübt wird. 

Drittens endlich bat das Minifterium die oft ſchwierige Aufgabe, 
dieß PBrincip der Einheit der Verwaltung auch für das weite Gebiet 
der Selbſtverwaltungskörper durchzuführen. Hier fommt e3 bar: 
auf an, in der Weife vorzugehen, daß durd) die Einheit der Verwal: 
tung nicht die Freiheit derjelben gefährdet werde. Die beiden leitenden 
Gedanken für diefen Theil der Aufgabe des Minifteriums find nun die 
Genehmigung der Rechte diefer Körper überhaupt und die Oberaufficht 
über die einzelnen Thätigfeiten derfelben. Wir werden auf beide Bunfte 
in der Lehre von der Selbtvertvaltung ſpeciell zurüdfommen. Hier genügt 
die Bemerkung, daß fie es find, melde die Berbinpung zwiſchen 
dem Minifterialfyftem und der Selbitverwaltung enthalten. 

Dieß nun find die elementaren Verhältniffe des einzelnen Mint: 
fterium3, auf welche die verſchiedenen pofitiven Organifationen fid nun 
wohl leicht zurüfführen laffen. Klar aber feheint es nunmehr wohl, 
daß das, was wir dad Minifterium nennen, als eine mit dem ganzen 
verfafjungsmäßigen Regierungsrecht innig zufammenhängende Geltal- 
tung der Organilation der vollzgiehenden Gewalt ift und daher als eine 
unferer Epoche angehörige Ericheinung betrachtet werden muß. 

So einfah nun auch diefe Grundbegriffe erfgeinen mögen, fo muß man 
fi doch keineswegs denken, weder daß man ſich vollftändig darüber einig if, 
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noch daß dasjenige, was wir die Miniſter und das Miniſterium nennen, in 
allen Ländern denſelben ſtaatlichen oder auch nur juriſtiſchen Charalter habe. 
Die bisherige Literatur oder Politik hat ſich viel zu ſehr auf die Frage nach 
der Volksvertretung und Geſetzgebung beſchränkt, um fich mit dem Weſen ber 
eben jo wichtigen, vollziehenden Gewalt in ihrem Berhältniß zu der erfteren, 
oder mit der Natur der Minifterien ernftlich zu beichäftigen. Als man aber 
damit anfing, trat die Frage nach der Miniſterverantwortlichkeit fo fehr in den 
Bordergrund, daß man geradezu vergeffen bat, zuerfi nır einmal die Natur 
des Organs zu unterfuchen, da8 man verantwortlich machen wollte, und daher 
auch zu Grundſätzen gelangte, die von verhältnigmäßig geringer praftifcher 
Anwendbarkeit find. Bon um fo größerem Intereſſe ift e8 dagegen, den Cha⸗ 
alter des „Miniſteriums“ in England, Frankreich und Deutichland hier we 
nigftens in feinen Grundzügen zu bezeichnen. , 

England ftcht no auf dem Standpunkt, in den einzelnen Miniftern 
vorzugsiweife die „Räthe der Krone“ zu fehen. Es giebt in England keine 
Minifter im vollen Sinn des Continents, und zwar wefentlich deßhalb nicht, 
weil es feine ſolche amtliche Verwaltung giebt; oder, es giebt Fein rechtes 
Minifterium, weil ihm kein Behördenſyſtem entipridt. Man muß daher in 
England wohl fcheiden ziwifchen dem Minifter als dem Gliede des Concil of 
the king, und dem Minifter als Haupt feines Berwaltungsdepartements. Als 
Rath der Krone ift er verantwortlich für das was er dem Könige räth; aber 
er ift als Haupt der Verwaltung nicht verantwortlich für das mas die Be 
börden thun. Dieſe letztere Verantwortlichkeit will das englifhe Volk gar 
nicht, weil es iiberhaupt das Syſtem der amtlihen Behörden nicht will; und 
nur fehr langſam entwidelt fi daher das Iettere, wie wir unten jehen werben. 
Daher hat England überhaupt gar nicht den Grundfat des Kontinents, jedes 
Berwaltungsgebiet zu einem Minifterium zu geftalten, und das Haupt beffelben 
in dag verantwortliche Gefammtminifterium aufzunehmen; fondern es hat viel» 
mehr da, wo aus der ftändifhen Epoche nicht wirkliche Minifter vorhanden 
find, vielmehr an der Stelle der Minifterien Nahbildungen des alten 
Eollegialfyftems eintreten laſſen, fo daß die engliihen Minifterien nur 
zun Theil wirkliche Minifterien, theils aber C ollegien find, was dem zu wenig 
verftandenen Grundſatz entjpricht, daß auch die ganze Verantwortlichleit einen 
andern Charalter hat. Man kann deßhalb fehr wohl die Bezeichnung beibe- 
halten, die wir fchon früher gebraudt Haben, daß die englifhen Minifter 
zwar in ihrem Berhältniß zur Geſetzgebung wirklihe Minifter, aber in ihrem 
Berhältniß zur Berwaltung vielmehr die Verwalter der Hoheitsrechte 
der Krone find. Daher auch ihre Namen, die fih viel mehr an die flän- 
diihen, als an die ftaatSbürgerlihen Formen anfchließen (ſ. unten). Gneiſt, 
dem wir unter allen am meiften Licht Über die Organifation diefer höchſten 
Stellen und ihrer Funktion verdanten, ınd auf deffen Darftelung wir für das 
Einzelne einfach verweilen, bat doch diefen Gefichtspunft, den freilich nur die 
Bergleihung geben konnte, zu wenig hervorgehoben. Das Bild, welches er 
giebt, beftätigt übrigens das Dbige auf jedem Puntlte. 

In Frankreich dagegen ift der Charakter der einzelnen Minifterien ein 
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weientlih anderer. Die Nevolution nahm die gefammte Verwaltung in ihre 
Hand und unterwarf fie unbedingt der Geſetzgebung. Die erfte Bedingung 
daher war, daß alle. Gebiete der erfteren in die centrale Geftaltung der Mini» 
fterien gebracht, und fomit diejelben vollftändig unter diefelben getheilt wurden. 
Die zweite Bedingung war die Scheidung von Minifterien und Behörden, 
auf welcher die Möglichleit der VBerantmwortlichleit, ſowie die der einheitlichen 
Regierung beruhte. So gefhah es, daß nicht bloß die Minifter, fondern auch 
die Minifterialorganifation vorn der gefeßgebenden Gewalt ausging. Allein 
eben deßhalb ift bei dem franzöſiſchen Miniſterium die Organifation dauernd, 
während mit dem Wechfel der Rechte der gefetsgebenden Gewalt die Berant- 
mwortlichfeit felbft wechfelt. Sie find von Anfang an die höchften vollziehen- 
den Organe, die ganze Verwaltung wird in ſechs Minifterien eingetheilt, fie 
bilden den Minifterratd und find dem gefegebenden Körper verantwortlich, 
werden aber vom Könige ernannt. Das find die einfachen Principien des Bes 
jeßes vom 25. Mai 1791, welches das Organifationsgeie für das Minifterial- 
ſyſtem if. Im Grunde find die Elemente defjelben bis auf den heutigen Tag 
geblieben. Zwar nahm die Assemblee l&gislative nad dem 10. Auguft 1791 
den Könige das Recht der Ernennung, und die Convention nationale hob 
fie ganz auf, um jeden Widerftand und jede Selbftändigleit der Vollziehung 
und Verordnung gegenüber der Gejeßgebung zu vernichten; allein ſchon die 
Conftitution von 1795 ftellte die Minifter wieder ber, und von jest an bleiben 
fi. Aber ſchon unter dem erften Kaiferreich verlieren fie die innige Berbin- 
dung mit dem Leben der Gejeßgebung, und es ftellen ſich die Grundſätze feft, 
welhe auch gegenwärtig gelten. Sie verlieren die felbfländige Ver— 
ordnungsgewalt, und mit ihr die Verantwortlichkeit; die erftere geht von 
dem Minifter auf den Souverain zuriid, und die berathende Behörde dafür 
wird der Conseil d’Etat; der Minifter ift jet nur noch die rein ausführende 
Behörde und Napoleon 1. fetste daher auch ftatt der alten ſechs Minifter zmölfe 
ein. Bon jett an ift die Stellung der Minifter bedingt durch das Maß der 
Nechte, welche der gejeßgebende Körper ausübt. Es war ganz confequent, 
daß mit der Herftellung der Kammern unter der Meftauration auch die alten 
fieben Minifterien bergeftellt, und wermöge des Principe der Berantwortlichkeit 
auc das Verordnungsrecht wieder übernommen ward; die Julirevolution bradh 
die Bewegung, welche ihnen zu viel Rechte geben wollte, und das Syſtem ber 
verfafjungsmäßigen Minifterien gilt unbeftritten. Bezeichnend für die innere 
Entwidlung ift nur, daß das Minifterium des Innern aus fih in den drei« 
Biger Jahren daS Ministöre du commerce (1831) und das „Ministöre des 
travaux publics (1839) entwidelt. So bleibt es bis zum Jahr 1848. Die 
Conftitution vom 4. November 1848 gab zwar dem Präfidenten das Recht, die 
Minifter zu ernennen, behielt aber der gefetsgebenden Gewalt das Hecht vor, 
die Zahl und die Competenz derſelben zu beflimmen. Es if, als hätten die 
Franzoſen dieß aus den deutfchen Conftitutionen entnommen. Natürlich warb 
diefer ganze Organismus mit dem zweiten Kaiferreidh wieder auf den Stand- 
punlt des erften zurückgeworfen, deflen Grundfäge fi) hier wiederholen: erſt⸗ 
lich Vermehrung der Zahl auf neun, und Freiheit des Kaiſers, mehrere zu 


noch daß dasjenige, was wir die Minifter und das Minifterium nennen, im 
allen Ländern denfelben ftaatlichen oder auch nur juriſtiſchen Charakter habe, 
Die bisherige Literatur oder Politif Hat fid) viel zu fehr auf die Frage nad) 
der Bollsvertretung und Gefetsgebung beſchränkt, um ſich mit dem Weſen der 
eben jo wichtigen, bollgiehenden Gewalt in ihrem Berhältnig zu ber erſteren, 
oder mit der Nature der Minifterien ernftfich zu beihäftigen. Ws man aber 
damit anfing, trat die Frage nach der Minifterverantwortlichteit fo jehr im den 
Vordergrund, daß man geradezu vergeſſen hat, zuerft nur einmal die Natur 
des Organs zu unterſuchen, das man verantwortlich machen wollte, und daher 
auch zu Grundjägen gelangte, bie von verhältnißmäßig geringer praftifcher 
Anwendbarkeit find. Von um fo größerem Intereffe ift es dagegen, den Cha- 
vafter des „Miniſteriums“ in England, Frantreich und Deutichland hier we⸗- 
nigftens in feinen Grundzügen zu bezeichnen. r 

England fteht noch auf dem Stanbpunft, in den einzelnen Miniſtern 
vorzugsweife die „Räthe der Nrome* zu fehen, Es giebt in England feine 
Minifter im vollen Sinm des Continents, und zwar wefentfich deßhalb nicht, 
weil es feine ſolche amtliche Verwaltung giebt; oder, es giebt fein rechtes 
Minifterium, weil ihm fein Behördenſyſtem entſpricht. Man muß daher in 
England wohl ſcheiden zwiſchen dem Minifter als dem Guede des Coneil of 
the king, und dem Minifter als Haupt feines Verwaltungsdepartements. AS 
Natt der Krone ift er derantwortlich für das was er dem Könige räth; aber 
er ift als Haupt der Verwaltung nicht verantwortlich fr das was die Be- 
hörden thun. Diefe Iegtere Berantiwortlicteit will das engliſche Volk gar 
nicht, weil es überhaupt das Syſtem der amtlichen Behörden nicht will; und 
nur ſehr langſam entwickelt fi) daher das Ießtere, wie wir unten ſehen werben. 
Daher hat England überhaupt gar nicht den Grundſatz des Continents, jedes 
VBerwaltungsgebiet zu einem Minifterium zu geftalten, und das Haupt deffelben 
in das verantwortliße Gefammtminifterium aufunehmen; ſondern e$ Hat viel- 
mehr da, wo aus der ſtändiſchen Epoche nicht wirkliche Minifter vorhanden 
find, vielmehr an der Stelle der Minifterien Nahbildungen des alten 
Collegialſyſtems eintreten laffen, fo daß bie englifchen Minifterien nur 
zum Theil wirkliche Minifterien, theils aber Collegien find, was dem zu wenig 
verftandenen Grundfag entſpricht, daß auch die ganze Verantwortlichleit einen 
andern Charakter hat. . Man kann deßhalb fehr wohl die Bezeichnung beiber 
Halten, die wir jehon früher gebraucht Haben, daß die englifjen Minifter 
zwar in ihrem Verhältwiß zur Gefetgebung wirkliche Minifter, aber in ihrem 
Verhältniß zur Verwaltung vielmehr die Verwalter der Hoheitsrechte 
der Krone find, Daher aud) ihre Namen, die ſich viel mehr an die ftän- 
diſchen, als an die ftantsbilrgerlichen Formen anſchliehen (f. unten). Gneift, 
dem wir umter allen am meiften Licht über die Organifation diefer höchften 
Stellen und ihrer Funktion verdanken, und auf deffen Darftellung wir flr das 
Einzelne einfach verweilen, Hat doch dieſen Gefihtspunft, den freilich nur die 
Vergleichung geben konnte, zu wenig hervorgehoben. Das Bild, weldes er 
giebt, beftätigt übrigens das Obige auf jedem Puntte. 

In Frankreich dagegen iR der Charakter der einzelnen Minifterien ein 
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eine? Minifteriums ftehe, jo bildet die Gefammtheit der Minifterten zus 
gleich die Geſammtheit des wirklich thätigen Organismus des Staats⸗ 
lebens, und die Eintheilung in die einzelnen Minifterien muß daber 
als die Geftalt der Vollziehung betradytet werben. 

Demnad leuchtet e3 ein, daß diefe erft dann zu einer ſyſtematiſchen, 
von höhern Forderungen beitimmten Ordnung gelangen fann, wenn die 
vollziehbende Gewalt ſich von der geſetzgebenden getrennt hat und felb- 
jtändig dafteht. Erſt dann können die in ihr liegenden Elemente zu 
ihrer Geltung gelangen. Und fo tft e3 auch hiftorifch geweſen. 

Offenbar fann von einer ſyſtematiſchen Eintheilung der Minifterien 
feine Rede fein, fo lange die Verwaltung des Königthums nur noch 
wejentlich in derjenigen der Domainen und Regalien befteht. 

Eben fo wenig wird eine feſte Ordnung entitehben, mo die Epoche 
des fouveränen Fürſtenthums eintritt. Daſſelbe kennt Leine Minifterien, 
Sondern nur Diener der Krone. Die abjolute Natur diefer Epoche 
drängt vielmehr zur Aufftellung eines oberjten, eines Premierminifterg, 
der alle Geſchäfte in feiner Hand vereinigt. Die hiftorifche Eintheilung 
der Länder greift dann ihrerfeitS auch in der Verwaltung durch und 
jtatt einer Ordnung nah den Aufgaben wird die Ordnung nad den 
Provinzen die Grundlage der Vertheilung der Geſchäfte werden, jo daß 
auch hier nur von einer biftorifchen Geftalt und nicht von einem ſyſte⸗ 
matischen Ganzen die Rede fein kann. 

Erit mit der verfaflungsmäßigen Verwaltung tritt die organifche 
Eintheilung der vollziehenden Gewalt ala ein nothivendiges Correlat 
derjelben auf. Hier muß daher das geſammte Gebiet des wirklichen 
Lebens in feine gleichartigen Grundverhältniffe aufgelöst und jedes ders 
jelben als ein jelbitändiger Zweig des Staatslebens hingeftellt werben. 
Diele Eintheilung bat bier daher einen weſentlich andern Charalter, 
al3 in den frühbern Epochen. Sie tft nicht mehr eine Sache der Zweck⸗ 
mäßigfeit; fie ift eine nothiwendige Bedingung der verfafjungsmäßigen 
Verwaltung; fie ift Zur unabweisbaren Confequenz des Principe der ” 
Verantivortlichfeit geworden und die ſyſtematiſche Eintheilung der Mis 
nifterien wird dadurch zu einem Grundſatz für die Verwirklihung einer 
jeden Berfaflung. 

Es folgt daraus, daß fie ſich mit derfelben aud) in gleichem Schritte 
verwirklicht; und auf diefem Grundſatz beruht die Geſchichte derfelben. 
Das erflärt, warum in England, wo die Verfaflung und die geſetz⸗ 
gebende Gewalt nur erft fehr langfam gegenüber der Selbftverwaltung 
zur Öeltung gelangt tft, das Minifterialfyftem noch in jo vielen weſent⸗ 
lichen Punkten höchſt unklar erfcheint; es erflärt, weßhalb in Frankreich 
mit der Revolution die fertige Eintheilung der Minifterien in ihren, 
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errichten; zweitens Unterordnung der Verordnungsgewalt unter ben Conseil 
Etat; drittens dem entfprechend Aufhebung ber minifleviellen Verantwort - 
lichkeit. So ift in Frankreich das Minifterum allerdings für die Berwal- 
tung ganz das, was wir unter einem Minifter zu verfiehen haben, während 
das in England nicht der Fall if; dagegen ift es das für die Gejeggebung 
nit, während in England gerade dies die Hauptſache bleibt. Und diefe Auf- 
fafung des Minifteriums wiederholt fi und begründet ſich dann wieber im 
NMinifterrathe, wovon wir ſogleich reden werben. 

Was nun endlich Deutjhland betrifft, jo ift es merlwürdig genug, daß 
die deutfhen Staaten bei aller Unfertigfeit ihrer verfaffungsmäßigen Entwit- 
fung fih niemals über das wahre Weſen des Minifteriums ge 
täuſcht haben, Deutſchland Hatte nicht gleich mit dem Anfang unfers Jahı- 
hunderts alleıthalben Minifter der Sache und dem Rechte nad, wenn fie auch 
dem Namen nad) da waren. Aber da wo einmal verfaffungsmäßige Minifter 
entflanden, waren fie auch wirkliche Minifter. Das mun Tam daher, daß 
Deutſchland aus England das Princip der Berantwortlichfeit, und aus 
Frankreich das Prineip für die Organifation annahm. Der Gang der 
Dinge hat es allerdings mit ſich gebracht, daß die Literatur fich faſt ausſchließ- 
lich mit der erften Frage beſchäftigt hat; man vergleiche nur Klüber, Deffent- 
liches Recht $. 344. Aretin, Eonftitutionelles Staatsrecht III. 207. Mohl, 
Berantwortlichteit der Minifter m. a. m, ber die Frage nad) der inneren 
Organiſation derſelben ift Darin ruhig ihren Weg fortgegangen, und es ift hier 
eine Uebereinſtimmung erzielt, die uns wundern mißte, wenn nicht bie Natır 
der Sache die Gleichartigkeit der Reſultate ergeben hätte, Dem Grundzug 
unferer Staatsbildung nad) ftehen wir daher höher als England und Frante 
reich, und wenn es gelingt, die Verantwortlichfeit vom Klag- und Beſchwerde⸗ 
recht zu ſcheiden, wie wir die Minifterien von den Behörden zu ſcheiden gelernt 
haben, jo werden wir die vollendeifte Staatsorganifation unferer großen Epoche 
in Deutſchland verwirklicht fehen. 

Pur muß man zu dem Ende in ber Lehre von dem Minifterialfftem es 
nicht bei der Charakterifirung der Minifterien bewenden laſſen, fondern die 
jotgenden Elemente mit gleicher Berechtigung aufnehmen. 


©) Das Syftem der Minifterien. 


Unter dem Spfteme der Minifterien verftehen wir nun die Ein- 
theilung des geſammten Gebiets der Vervaltung in die einzelnen Mi- 
nifterien. 

Diefe Eintheilung erſcheint auf den erften Blick ald eine theils zu⸗ 
fällige, theils von reinen Nüglichleitögründen beherrſchte. Dennoch ift 
auch fie auf das Engfte mit der organifchen Geftaltung ber vollziehenden 
Gewalt verwebt und von großer Bebeutung. 

Da das Weſen der verfaflungsmäßigen Verantwortlichkeit es for 
dert, daß in der Vollziehung gar Fein Theil gänzlich außerhalb irgend 


Kategorie einer behörblihen Bertvaltung binabfinten. Jeder dritte Bus 
ftand muß als Uebergangszuftand betrachtet werden. In der Reihe ber 
parlamentariſchen Minifter wird ein Colonialminifter niemals dauernd 
auftreten. 

Dagegen ift das Gebiet der innern Verwaltung allerdings der Ent: 
widlung fähig, und zwar iſt e8 das Einzige, aus welchem fich unfere 
Minijterien entwideln fönnen. In der That nämlich iſt zwar das Princip 
der innern Verwaltung immer dafjelbe, und deßhalb kann diefelbe als 
Ein Gebiet betrachtet iverden; aber die Lebensverhältniffe, auf welche es 
Anwendung findet, find fo verfchieden, daß bei großen Etaaten jedes der⸗ 
jelben durch Ein Minifterium vertreten werden kann. Und hier zeiat es ſich 
vielleicht am deutlichſten, wie die organische Natur der Sache — die wir 
in der Wiſſenſchaft ja nur als Syſtem darftellen — wirkſam wird. Das 
Gebiet der innern Verwaltung umfaßt das perfünliche, das geiftige, das 
volfswirtbfchaftlihe und das gejellichaftlihe Leben des Volle. Jedes 
diefer Gebiete ift fähig, ein eigenes Miniftertum zu empfangen. Die 
Berwaltung der perjönlichen Lebensverhältniſſe hat das Bolizeimtnifte- 
rium, das Minifterium der Sicherheit oder der Ordnung, die der 
geiltigen das Minijterium für Kultus und Unterricht, das wir daher 
das Minifterium der Berufe nennen möchten, die der Volkswirthſchaft 
das fogenannte Handeldminijterium oder das Minifterium der Volks— 
wirtbidhaft, das, was wir zunädft als das Webrige bezeichnen, das 
eigentliche Minifterium des Innern, das Minifterium der Verwal: 
tung im engften Sinne oder das Miniftertum der Geſellſchafts— 
ordnung. Diele vier Minifterien find innerhalb der innern Verwal⸗ 
tung möglich; aber fie find nicht nothwendig. Ob fie entftehen und 
wie viele von ihnen, hängt meilten® von der innern Entwidlung des 
Staats ab, und daher finden wir dem entiprechend in diefen Minifterien 
einen beftändigen Wechjel, während die übrigen Minifterien fi) unver: 
ändert erhalten. Sie find, mie die Minifterien der Deffentlihen Ar- 
beiten und des Aderbaues, Fragen der Zweckmäßigkeit. Man kann 
übrigens bier leicht zu weit gehen und läuft Gefahr, die Natur der 
Minifterien zu ändern, wenn man die natürlichen Seltionen zu ſelbſt⸗ 
ftändigen Körpern madt. Denn ohne allen Zweifel beruht nun das 
Theilen des allgemeinen Miniftertums des Innern in jene Minifterien 
nicht darauf, daß man die Geichäfte als folche ihre® Umfangs wegen 
theilen will, fondern vielmehr auf dem Bewußtſein von demjenigen, mas 
zu ihrer Vollziehung erforberlich ift. Die wahre Bedingung der Löjung 
diefer verfchievenen Vertwaltungsaufgaben beruht aber darauf, daß man 
erfennt, wie jedes jener Lebenägebiete wieder eigene Geſetze feiner Ent: 
widlung und Bewegung hat, welche zu kennen nicht bloß im Allgemeinen 
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gut ift, fondern deren tiefes Verſtändniß als nothwendige Bebin: 
gung der guten Verwaltung überhaupt erſcheint. Eo wie bieß ar 
ift, wird man es nothwendig finden, jeder diefer Gruppen von Lebens: 
verhältniffen und Aufgaben der Verwaltung als einem von eigenthüm: 
lihen Gefegen beherrichten Ganzen, einen eigenen Verwaltungskörper 
mit eigenem Minifterium zu geben. Und fo fann man fagen, daß jene 
Eintheilung der innern Verwaltung mit der Entiwidlung der Staats: 
wiſſenſchaften gleichen Schritt hält, von ihr bedingt wird und gleichlam 
den praftiichen Ausdrud des theoretiihen Verftändniffes des Staats: 
lebens bilvet. — Es ift gar nicht nöthig, daß dazu gerade eine be 
jtimmte Theorie angenommen zu werben braudte. Die Sade an fid, 
auch nur zum allgemeinen Bewußtjein gebracht, erzeugt durch ihre eigene 
inwohnende Kraft ſchon ihre entiprechenden Organismen. 

Es wird demnach eine der Aufgaben der Darjtellung der wirklichen 
innern Verwaltung jein, diefes bei den Hauptziveigen weiter nachzu: 
weiſen. Wir finden aber in demjelben Satze den Grundgedanfen für 
die Erledigung der legtern Frage, welche die Eintheilung der Minifterien 
betrifft, nämlich der Beitimmung der Competenz der einzelnen Mini: 
fterien gegen einander. 

Diefe Beltimmung des Umfangs der einzelnen Minifterien muß 
aus zwei Gefichtspunften betrachtet werden, dem hiftorifchen und dem 
rationellen. Und die Geſchichte zeigt auch hier die allmählige Entwid: 
lung des letztern aus dem erjtern, mährend andererſeits die thatſäch— 
lichen Berjchiedenheiten, die in diefer Beziehung unter den einzelnen 
Staaten beftehen, nichts find, als der Ausprud des Etadiums, in 
weldyem der Kampf zwischen dem hiftorifchen und dem rationellen Princip 
fih für den Augenblick befindet. 

Hiftorifch iſt der Umfang der einzelnen Minifterien ziemlich zufällig, 
indem die Gejchäfte vom Fürften der einen oder andern Abtheilung zu: 
gewiefen worden find. Im Allgemeinen gilt jedoch der Eat, daß ur: 
ſprünglich nur drei große Funktionen beftanden, Aeußeres, Krieg und 
Finanzen, während Rechtöpflege und inneres der ſtändiſchen Eelbit- 
verivaltung überlaffen blieb. Der allgemeine Gang der Entwidlung 
beitebt nun darin, daß die neuentjtehenden Minifterien in der Lage 
find, den alten Minifterien ihre Gebiete allmählig zu entreißen und jo 
fih ihr Gebiet zu Schaffen. Die Nechtöpflege und das Innere haben 
dabei fehr leicht fich abgefonvert ; die Echivierigfeit entitand erft, als 
aus dem Miniftertum des Innern neue Minifterien ſich bildeten. Dur 
das Auftreten derjelben famen natürlich einerfeit3 unter diefen Verwal: 
tungsminifterien die Gebiete der Verwaltung des Innern, andererjeits 
auch die Gebiete des Finanzminifteriums in Frage. Im Einzelnen if 
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die Organifation daher eine ziemlich verſchiedene. Indem wir hier kurz 
die Punkte bezeichnen, auf die es anlommt, foll damit nur der Aus 
gangspunkt zur Vergleihung für das Folgende gegeben werden. 

Man wird zu dem Ende praftiih am beiten die Minifterien, welche 
fih in das Gebiet der innern Verwaltung theilen, mit dem Gefammt: 
ausdrud „Verwaltungsminiſterien“ bezeihnen und fie fo den 
obigen Minifterien entgegen ftellen. 

Die erſte Frage ift dabei die, ob das Gebiet der alten Negalien, 
jofern fie in neuerer Zeit noch diefen Namen verdienen, dem Finanz 
minijterium ober dem Berwaltungsminifterium zufallen fol. Zu dieſen 
Regalien ift in neuerer Zeit noch dad Eifenbahn: und Telegraphen: 
weſen binzugelommen. Es ift fein Zweifel, daß mit dem Wegfallen 
der Urſache, das fie in die Finanzverwaltung hinüberſchob und vermöge 
deren fie ala Quelle der Einnahme betrachtet wurden, jever haltbare 
Grund, fie als Gebiete der Staatswirthſchaft zu betrachten, megfallen 
muß. Alle diefe Regalien gehören jegt ihrem Welen nah dem Mini: 
jterium der Verwaltung, und innerhalb befjelben dem volkswirthſchaft⸗ 
lihen Minifterium, da fie fih auf die Bedingungen der volkswirthſchaft⸗ 
lihen Entwidlung beziehen. Dazu gehören daher nicht bloß das Poſt⸗, 
Münz:, Eifenbahn: und Telegraphenweſen, ſondern auch die Verwal—⸗ 
tung der Zettelbanfen. Die Verbindung der Verwaltung der let: 
tern mit dem Finanzminiftertum bat nur einen biftorifhen Grund und 
iſt jeßt viel mehr eine Gefahr für den Kredit der Noten, als ein Bor; 
theil für das Bankweſen. 

Die zweite Frage betrifft das Verhältniß der Verwaltungsmini⸗ 
jterien, der Polizei, der geiftigen Angelegenheiten, der Volkswirthſchaft 
und des Innern zu einander. Erſter Grundſatz ift bier, daß die Bes 
gränzung dieſer Minifterien überhaupt nur von dem Gefichtspuntte 
der Zweckmäßigkeit beurtheilt werben muß; je nach den gegebenen Ber: 
hältnifjen fann jeder Staat fie trennen oder verbinden, wie es ihm 
angemefjen iſt. Sind fie aber getrennt, jo handelt es fich darum, 
was ihnen nach der Natur der Sache zulommt; denn die richtige Be 
ftimmung ihre Umfangs wird dann eine der Bedingungen ihrer guten 
Verwaltung. 

Zuerjt muß man fagen, daß ein eigenes Polizeiminifterium nur 
in großen Staaten zwedmäßig ift. Die Aufgabe des Polizeiminifteriumsg, 
der öffentliche Schug, erfcheint in zwei Gebieten. Einerſeits ſoll es die 
Sicherung der Bevölferung beritellen, und das kann allerdings weſent⸗ 
lid durdy die Körper der Selbitverwaltung erzielt werden; andererſeits 
fol e3 den Staat gegen den Einzelnen fichern, und das ift ba, mo es 
nöthig ift, allerdings eine felbftändige Aufgabe. Nöthig aber erfcheint 


270 


dieß immer da, wo die gegebene Verfaſſung mit Reubilbungen in ber 
Gejellichaft in Gegenſatz tritt; denn die letztern pflegen fich in der 
Negel zuerft als Verſuche Einzelner zum Umfturz des Beftebenven zu 
äußern. Ein eigenes Polizeiminifterium wird daher der Regel nach in 
dem Grabe zweckmäßiger, in welchem die Verfaſſung durch ſociale oder 
nationale Bewegungen gefährdet erjcheint, während es um jo über: 
flüſſiger ift, je gleichartiger die Verhältniffe eines Staats in diefer 
Beziehung erfcheinen. In diefem Kalle gehört fein Gebiet unter das 
Minifterium des Innern, und zwar theils ala Aufgabe der Staatöver: 
maltung, theils als Aufgabe der Selbitvermwaltung. 

Das Minifterium der geiftigen Angelegenheiten wird wieder in das 
des Kultus und das des Unterrichts getheilt werden können. Es ift 
befier, beide zuſammen zu fallen, weil es zu große Uebelftände hat, 
namentlich die Volksſchule den Geiftlihen unterzuorvnen, was bis zu 
einem gewiſſen Grade nie vermieden werben Tann noch foll, während 
man das Miniftertum der Echule dem Minifterium der Kirche gleichftellt. 
Ohne eine Verbindung beider in Einem Minifterium wird man bier 
fchwerlich je zu einem harmonischen Abfchluß gelangen. 

Am unbejtimmteiten, weil am meitgreifendften, ift ohne Zmeifel das 
Minifterium der Volkswirthſchaft. Daſſelbe hat nicht bloß Handel, Ge: 
werbe und Schifffahrt, fondern auch die Bedingungen derjelben zu ver- 
walten. Zu diefen gehört ein Theil des Unterrichtöiwefend und ein 
Theil der Selbitverwaltung. Und bier läßt ſich daher im Einzelnen 
gar feine allgemein gültige Gränze ziehen. Nur das muß feftiteben, 
daß da, wo der Unterricht als Mittel für einen volfswirthichaftlichen 
Zweck offen ausgeſprochen wird, dieß Gebiet dem Minifterium der 
Volkswirthſchaft angehört, und ebenfo daß die fpecielle volkswirthſchaft⸗ 
lihe Thätigfeit der Selbjtverwaltung und des Bereinsivejens gleichfalls 
demjelben Minifterium unterftehen muß. Das Einzelne Tann erft bei 
der Volkswirthſchaftspflege dargelegt werden. 

Bei diefer Eintheilung nun entjteht die Frage, welche Gebiete dem 
Minifterium des Innern übrig bleiben, wenn man nicht, wie es Zum 
Theil gefchieht, einen Theil der volfswirthichaftlichen Verwaltung eigent- 
lih nur darım diefem Ministerium vorbehält, weil man dem volkswirth⸗ 
Ihaftlihen Miniſterium eben nicht fein ganzes naturgemäßes Gebiet 
einräumt? Was ift ein Minifterium des Innern, wenn es nicht eben 
ein Minifterium der Volkswirthſchaft bleibt, gleichviel, ob es fo heißt 
oder nicht? 

Es it kaum ein Zweifel, daß durch die Entwidlung der Stellung 
und Aufgaben des vollswirthfchaftlihen Minifteriums, dem naturgemäß 

d dad ganze Gebiet der Volkswirthſchaft angehört und mit der Zeit über: 
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wieſen werben wird und muß, dem ſpeziell fogenannten Minifterim des 
Innern nur ein, und freilich‘ dag höchſte Gebiet der Verwaltung zuſtehen 
fann, und das tft das Gebiet ber geſellſchaftlichen Verwaltung. 
Wir ſcheiden dieß große Gebiet in zwei Haupttheile. 

Der erfte Theil umfaßt die Gefammtheit aller Formen ber freien 
Verwaltung, die Körper der Selbitverwaltung ſowohl als das ganze 
Vereinsweſen, fo weit bafjelbe nicht dem volfswirtbichaftlihen Leben 
angehört. Alle diefe Formen find im höhern Sinne des Worts Organe 
des gejelichaftlichden Lebens des Staat? und ftehen daher unter dem- 
jenigen WMinifterium, welches die organische Aufgabe des Staats 
gegenüber der gejelichaftlichen Ordnung durchzuführen hat, dem Mint: 
fterium des Innern. 

Der zweite Theil bezieht fih dagegen auf die im Volksleben felbft 
ericheinenden Orbnungen und Gegenfäte der Geſellſchaft. Das Minis. 
fterium des Innern ift dag Minifterium der foctalen Fragen 
und Aufgaben, die nad dem Charakter unferer Zeit fchon in den 
nädıften fünfzig Jahren alle volkswirtbichaftlichen und geiftigen Ber: 
waltungsangelegenheiten in ſich aufzunehmen und nad ihren eigenthüm: 
lichen Brincipien zu verarbeiten beftimmt find. Wie dieſe Fragen felbit, 
jo fteht auch dieß Minifterium über den beiden andern, tnjofern es 
jeder einzelnen Thätigleit derfelben ihre fociale Richtung geben wird. 
Daß dieß biöher nicht formell anerfannt und ausgeſprochen iſt, liegt 
eben darin, daß die fociale Geſellſchaftsordnung fich in unferer Zeit erft 
langjam und noch fehr unficher aus der ftantsbürgerlichen entiwidelt; 
und dennoch trägt die entitehende Scheidung zwifchen dem Ministerium 
der Volkswirthſchaft und des Innern Schon den Charakter diefer Stellung 
des letern an ſich. Während nämlich vom erftern in der Volkswirth⸗ 
ſchaft alle einzelnen und felbjtändigen Intereſſen und die Bedingungen 
ihrer Entwidlung übergeben werden, behält man als felbitverftändlich 
dem Innern die Verwaltung der Formen der Gelbitverwaltung, der 
Körperfchaften mit ihrem ftändifchen Element und der Vereine mit ihrer 
focialen Richtung vor; ihm gehört das ganze Bevölkerungsweſen als 
natürlihe Bafis der perfönlichen Entwidlung, das Armen: und Hülfg: 
wejen, die Agrarverfaffung mit ihren Beziehungen zur Klaflenbildung 
und die ſtändiſchen Gefellichaftsformen des Adels und der Rangver: 
bältnifje nebſt ihren Befigverhältniffen, den Majoraten und Fideicom- 
miflen, als Verwaltung der höchſten Klaffe. Ihm gehört aus demſelben 
Grunde principiell die Verwaltung der Polizei, da in unferer Zeit die 
Gefahren der öffentlichen Ordnung nicht mehr in dem Gegenſatz ber 
Gefelichaft zur Verfaffung, fondern in dem Gegenſatz ter gejellichaft- 
lichen Elemente zu einander beftehen. Und fo wird ſich das Minifterium 
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dieß immer da, wo bie gegebene Verfaſſung mit Neubildungen in der 
Gefellfchaft in Gegenſatz tritt; denn die letztern pflegen ſich in ber 
Regel zuerit als Verſuche Einzelner zum Umfturz des Beftehenden zu 
äußern. Ein eigenes Polizeiminijterium wird Daher ver Negel nad) in 
dem Grade zweckmäßiger, in welchem bie Verfaſſung durch foriale ober 
nationale Bewegungen gefährbet ericheint, während es um jo über: 
flüſſiger ift, je gleichartiger die Verhältniffe eines Staats in biejer 
Beziehung erſcheinen. In diefem Falle gehört fein Gebiet unter das 
Minifterium des Innern, und zwar theils als Aufgabe der Stantsver- 
waltung, theils als Aufgabe der Selbſtverwaltung. 

Das Miniftertum der geiftigen Angelegenheiten wird wieder in das 
des Kultus und das des Unterrichts getheilt werden können. Es ift 
beffer, beide zufammen zu fallen, weil es zu große Uebelſtände hat, 
namentlid die Volksſchule den Geiftlihen unterzuorbnen, was bis zu 
einem geivifjen Grabe nie vermieden erben kann noch joll, während 
man das Minifterium der Schule dem Minifterium der Kirche gleichitellt. 
Ohne eine Verbindung beider in Einem Minifterium wird man hier 
ſchwerlich je zu einem harmoniſchen Abſchluß gelangen. 

Am unbeftimmtejten, weil am weitgreifendften, ift ohne Zweifel das 
NMinifterium der Volkswirthſchaft. Dafielbe hat nicht bloß Handel, Ge: 
werbe und Schifffahrt, fondern auch die Bedingungen berfelben zu vers 
walten. Zu dieſen gehört ein Theil des Unterrichtsivejens und ein 
Theil der Selbftverwaltung. Und hier läßt fi) daher im Einzelnen 
gar feine allgemein gültige Gränze ziehen. Nur das muß feftitehen, 
daß da, wo der Unterricht ala Mittel für einen volkswirthſchaftlichen 
Zweck offen ausgeſprochen wird, dieß Gebiet dem Minifterium der 
Volkswirthſchaft angehört, und ebenfo daß die fpecielle volkswirthſchaft⸗ 
liche Thätigfeit der Selbftverwaltung und des Vereinsweſens gleichfalls 
demfelben Minifterium unterftehen muß. Das Einzelne kann erft bei 
der Volkswirthſchaftspflege dargelegt werden. 

Bei diefer Eintheilung nun entfteht die Frage, welche Gebiete dem 
Minifterium des Innern übrig bleiben, wenn man nicht, wie e3 zum 
Theil gefchieht, einen Theil der volkswirthſchaftlichen Verwaltung eigent- 
lich nur darum diefem Minifterium vorbehält, weil man dem volfötoirth: 
ſchaftlichen Miniftertum eben nicht fein ganzes naturgemäßes Gebiet 
einräumt? Was ift ein Minifterium des Innern, wenn es nicht eben 
ein Minifterium ber Volkswirthſchaft bleibt, gleichviel, ob es fo heißt 
oder nicht? 

Es ift kaum ein Zweifel, daß durch die Entwidlung der Stellung 
und Aufgaben des volkswirthſchaftlichen Minifteriums, dem naturgemäß 
das ganze Gebiet ber Volkswirthſchaft angehört und mit ber Zeit über: 
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noch volftändiger fortfeßt, und der alsdann in den Territorialſtaatsrechten, 
wie bei Mohl, Weiß, Milhaufer, Pötzl, Moy und zuletzt Nönne die 
Frage zu einer concret ſtaatsrechtlichen macht, behält diefes Gebiet nur nad 
einer allgemeinen Seite der Betradhtung einen Werth, und das ift die Ber- 
gleihung des Minifterialfgftems der großen Staaten; denn in der That muß 
dafjelbe auf feinen innerften Zufammenhang mit dem ganzen Organismus zuriid- 
gefiihrt werden. 

Vebrigens ift es wohl nicht fo gar ſchwer, auch in dies feheinbar rein ftati- 
ftifche Gebiet zunächſt durch eine hiſtoriſche Auffaffung eine lebendige und lehr⸗ 
reihe Bewegung hinein zu bringen. 

Offenbar muß man nämlih in Deutfchland zwifchen zwei Principien, bie 
in der Organifation geltend geworden und namentli im Minifterialfgftem zum 
Ausdrud gekommen find, wohl unterſcheiden, und diejelben zeichnen fi auch 
äußerlich ſehr beftimmt neben einander ab. Wir möchten das erfte das rein 
adminiftrative, das zweite das verfafjungsmäßige nennen. Das erfte 
ftammt aus der Napoleoniſchen Zeit, das zweite ift Deutjchland eigenthiimlich, 
wenn es auch in vieler Beziehung ein Mefler der Auffafjungen der franzöftichen 
Revolution war. Das erfte beginnt ſchon mit dem Anfange dieſes Jahrhunderts, 
und geht feinen Weg umbekümmert um Berfaffung oder Verfaſſungsloſigkeit; 
das zweite dagegen fchließt fi an das Entftehen der Berfaffungen, und bildet 
die Form, in welcher die VBerfaffungsmäßigkeit ihre Anerkennung aud in der 
Verwaltung findet. Der Charakter des erften befteht darin, daß es das ganze 
Beamtenſyſtem, namentlich aber die höchften Stellen nach den Forderungen der 
centralen Bureaufratie orbniet, wozu die Miniſterialordnung eine höchſt paffende 
Drganifation darbot; das zweite dagegen legt die Möglichleit der Berantwort- 
Iichleit zum Grunde und macht dadurch die Elemente der Organifation zu einem 
Theile der Berfaffung jelbfl. Das erfte entfteht daher rein durch Verordnungen, 
das zweite durch Geſetze. Beide Grundformen laufen nun eine Zeit lang 
parallel neben einander, dem eigenthümlich deutfchen Verhältniß entiprechend, nad) 
welchen ein Theil Deutichlande, namentlih der Eiiden verfafjungsmäßig ge⸗ 
bildet ift, ein Theil dagegen nicht. Allmählig aber fiegt das verfaffungsmäßige 
Princip und damit wird die Organifation auch in die Gefeßgebungen unmittelbar 
aufgenommen, um mit der verfaffungsmäßen Feſtigkeit der Organe aud die 
Berfafjungsmäßigkeit der Verwaltung fihern zu fönnen, bis mit dem Jahre 1848 
dieß Princip definitiv in Defterreih und Preußen fiegt, und damit die Grund⸗ 
lagen allenthalben bei übrigens wechfelnden Formen gleichartig geworden find. 
Das ift der Gang der Gefchichte in dieſem Gebiete feit den letzten fünfzig Jahren. 
Die Literatur hat den Wechjel der Organifation weſentlich nur als Zmedmäßig- 
feitsfrage aufgefaßt. Der Gegenftand bedarf noch einer wahrhaft biftorijchen 
Erforfhung. Wir fünnen nur wenige Andeutungen geben. 

Die große Organifationsperiode beginnt im Süden und im Norden aller- 
dings gleichzeitig, aber freilich aus beiden obigen Geſichtspunlten zugleich. 

Im Jahre 1808 fchließt im Süden Bayern an feine erfte, noch ganz 
franzöſiſche Gonftitution von 1808 (Protocol 8) das organifche Edikt vom 
24. Zuli 1808, während im Norden Preußen mit der Verordnung vom 
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des Innern, das fchon jet feinem Inhalte nach das ſociale Gebiet aus⸗ 
fchließlich beherricht, allmählig neben dem volkswirthſchaftlichen Minis 
fterium zum gejellichaftlihden Miniftertum durch ſich felbit entwideln. 


Die ganze Summe von hochwichtigen Fragen für die prlatiiche Verwaltung, 
die wir hier berlihren, ift von uns nicht deßwegen aufgenommen, weil wir 
meinen, die Sache damit erledigt zu haben, fondern weil die bisherige Literatur 
fi damit zu wenig befchäftigt hat. Wir fuchen nad feinem andern Werth 
unferer Beiprehung als nad dem, den Anftoß zum Uebergange von der ab- 
ſtracten Politik zur pofitiven gegeben zu haben. Denn fo gewiß, wie die Ber- 
waltungslebhre die nähfte Zukunft der Staatswiſſenſchaft if, fo 
gewiß werden die obigen Tragen ihren höchſt bedeutiamen Play in berfelben 
haben. Bisher hat man ſich Hier innerhalb der Gränzen einer, übrigens fehr 
rationellen Statiftif gehalten. Das ift durch die immer größere und für ihre 
Zwede höchſt wichtige Ausbildung der Staatshandbücher namentlid in 
neuerer Zeit noch mehr gefördert, vorzüglich da, wo die letzteren nad) franzö- 
ſiſchem Syſteme neben den Behörden auch die Competenz derfelben mit aufführen, 
was als ein wejentlicher Fortichritt betrachtet werden muß. In dem zwanziger 
Fahren, wo diefelben zum Theil gar nicht, zum Theil höchſt unvollftändig und 
als bloße Nomenclatur eriftirten, und wo die deutichen Staaten felbft in der 
Organifirung begriffen waren, fehen wir dagegen noch dic Frage ernfthaft und 
von höheren Geſichtspunkten aufgefaßt. Namentlich bleibt das Werl von Mal- 
chus ein Dauerndes Denkmal deutichen Fleißes. Das was er im großen Maf- 
ftab gegeben, hat Brachelli in der angeführten Abhandlung für die neuefte 
Zeit verfolgt. (Jahrbuch der Statiſtik und Geſetzkunde. Berwaltungsbehörden 
von Europa.; Aus dem ftatiftiihen Standpunkt ift dabei nur die Frage nad) 
dem Provinzial: und Realſyſteme ald das allgemeine Moment herausgetreten, 
was felbft von Malchus (Bolitif der innern Verwaltung 1. S. 5 und 7) 
nur auf einzelne Gründe der Zweckmäßigkeit zuriidgeführt wird, ftatt tiefer auf 
das organıshe Weſen der Sache einzugehen; ein Standpunkt, den in neuefter 
Zeit, wenn auch mit viel geiftreicherer Behandlung, Gerfiner (Brundlehren 
der Staatsverwaltung, Kap. XI.) einnimmt, und der noch neuerdings von 
Bluntſchli in feinem Allgemeinen Staatsrecht (I. 68 ff.) gründlich mißver- 
ftanden worden, der auch nicht das Wefen der Selbftverwaltung gegenüber 
dem Minifterialfgftem begriffen hat, während wie ſchon erwähnt die allgemeinen 
Siaatsrechtslehrer lieber die ganze Frage fallen laffen. Pölitz ging eigentlich 
vorauf in jener ftillen Befeitigung mit feiner Abhandlung „Grundriß für ency- 
clopädifche Vorträge” (5. 188), froh, hier wie immer eine einleuchtende Kate- 
gorie flatt eines organifchen Begriffes gewonnen zu haben. Bülau (Behörden 
©. 39 ff.) ift geiftreih in feinen einzelnen Bemerkungen, während Zachariä 
(40 Bücher Br. 11.) geiftreich tiber das Ganze redet, und Mohl (Encyklopädie, 
©. 664 ff.) jo furz ift, daß man nichts zu fordern beredtigt if. Der Ernſt, 
mit welchem daneben ſchon Klüber $. 345 flatt allgemeiner Phrafen die einzelnen 
Geſetze nad Malchus Borgange fiber die Organifation in die deutſche Staatsrechts- 
Ichre aufnimmt, was Zachariä (Deutjches Staats: und Bundesredt II, S. 5 ff.) 
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noch vollftändiger fortfeßt, und der alsdann in den Territorialflaatsrecdhten, 
wie bei Mohl, Weiß, Milhaufer, Pötzl, Moy und zuletzt Rönne die 
Frage zu einer coneret ſtaatsrechtlichen macht, behält dieſes Gebiet nur nad 
einer allgemeinen Seite der Betradhtung einen Werth, und das if die Ber- 
gleihung des Minifterialfgftems der großen Staaten; denn in der That muß 
daffelbe auf feinen innerften Zufammenhang mit dem ganzen Organismus zuritd- 
gefiihrt werben. 

Uebrigens ift e8 wohl nicht fo gar ſchwer, auch in dies ſcheinbar rein ftati« 
ftifche Gebiet zunächſt durch eine Hiftoriiche Auffaffung eine lebendige und lehr⸗ 
reihe Bewegung hinein zu bringen. 

Offenbar muß man nämlid in Deutfchland zwiſchen zwei Principien, bie 
in der Organifation geltend geworden und namentlih im Minifterialfyftem zum 
Ausdrud gefommen find, wohl unterjcheiden, und diefelben zeichnen fih auch 
äußerlich ſehr beflimmt neben einander ab. Wir möchten das erfte das rein 
adminiftrative, das zweite das verfajfungsmäßige nennen. Das erfte 
ftammt aus der Napoleonifchen Zeit, das zweite ift Deutjchland eigenthümlich, 
wenn es auch in vieler Beziehung ein Aefler der Auffaffungen der franzöfifchen 
Revolution war. Das erfte beginnt ſchon mit dem Anfange diejes Jahrhunderts, 
und geht feinen Weg umbelimmert um Zerfaffung oder Berfaffungslofigfeit; 
das zweite dagegen jchließt fih an das Entftehen der Berfaffungen, und bildet 
die Form, in welcher die Berfaffungsmäßigleit ihre Anerfennung auch in der 
Verwaltung findet. Der Charakter des erften befteht darin, daß es das ganze 
Beamtenfuftem, namentlich aber die höchften Stellen nach den Forderungen der 
centralen Bureaukratie ordnet, wozu die Minifterialordnung eine höchſt paffende 
Drganijation darbot; das zweite dagegen legt die Möglichleit der Verantwort⸗ 
Icchleit zum Grunde und macht dadurch die Elemente der Organijation zu einem 
Theile der Berfaffung felbft. Das erfte enifteht daher rein durch Verordnungen, 
das zweite durch Geſetze. Beide Grundformen laufen nun eine Zeit lang 
parallel neben einander, dem eigenthümlich deutſchen Verhältniß entiprechend, nach 
welchem ein Theil Deutihlands, namentlich der Eüden verfaffungsmäßig ge-- 
bildet ift, ein Zheil dagegen nicht. Allmählig aber fiegt das verfaffjunggmäßige 
Princip und damit wird die Organifation auch in die Gefeßgebungen unmittelbar 
aufgenommen, um mit der verfaffungsmäßen Feſtigkeit der Organe auch die 
Berfaffungsmäßigleit der Verwaltung fihern zu fönnen, bis mit dem Jahre 1848 
dieß Princip definitiv in Defterreich und Preußen fliegt, und damit die Grund» 
lagen allenthalben bei übrigens wechfelnden Formen gleichartig geworden find. 
Das ift der Gang der Gejchichte in diefem Gebiete feit den letzten fünfzig Jahren. 
Die Literatur hat den Wechjel der Organifation weſentlich nur als Zweckmäßig⸗ 
feitöfrage aufgefaßt. Der Gegenftand bedarf noch einer wahrhaft hiſtoriſchen 
Erforihung. Wir können nur wenige Andeutungen geben. 

Die große Organifationsperiode beginnt im Süden und im Norden aller- 
dings gleichzeitig, aber freilich aus beiden obigen Geſichtspunlten zugleich. 

Im Jahre 1808 ſchließt im Süden Bayern an feine erfte, noch ganz 
franzöſiſche Conſtitution von 1808 (Protocoll 3) das organifche Edilt vom 
24. Juli 1808, während im Norden Preußen mit der Verordnung vom 
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16. und 26. December 1£08 eine Neihe von Verordnungen eröffnet, welche den 
Organismus feines ganzen Syſtems feſtſtellen: Berorbnung vom 27. Oftober 
und 1. November 1810, 24. April 1812, 80. Juni 1814, 80. April und 
16. December 1815, Staatsrath durch Verordnung vom 20. März 1817, Staats 
miniflerinn vom 8. November 1817. Trog des Mangels einer Bollsvertretung 
war dennoch in Preußen wenigftens im Anfange ber Geift ein ſehr freifinniger, 
in welchem diefe Organifation unternommen wurde (vgl. Rönne IE 48); fpäter 
ändert fich freilich der Gang der Dinge. Defterreich änderte unterbeflen gar 
nichts. Baden war mit feiner Organifation eigentlich) ſchon voraufgegangen, 
allein fie betraf mehr das Behördenſyſtem (1803). Sein Minifterialfyfem ſchließt 
fi gerade wie in Bayern erſt an die Berfaffung; die Verordnung von 1821 
organifirte das Staatsminifterium, und erfl das Gefe vom 28. December 1844 
den Staatsratd. Württemberg nahm dagegen, nachdem es mit Bayern und 
Baden gleichzeitig im erften Jahrzehnt fein Behördenſyſtem umerganifirt (Mohl 
Staatsrecht I. 13 ff.) und der König den geheimen Rath 1816, die höchſten 
Gerichte 1817 und an demfelben Tage 18. November die oberfien Staatsbehörden 
organifirt, den ganzen Organismus in feine Berfaffung auf (8. 54 ff.). Die 
nördlichen Staaten folgen dann ſucceſſive je na Maßgabe des Gintretens im 
das Berfafjungsieben. Kurheifen (Berordn. vom 29. Juni 1821), Großherzog⸗ 
tum Helfen namentlich feit 1820 (fiche Weiß $. 20. 21 f.), Königreich 
Sachſen (Minifterialdepartement eingefegt durch Verordn. vom 7. Nov. 1831), 
Hannover, wo nad den Organifationen der Behörden in ben zwanziger 
Jahren die höchſten Staatsbehörden (Departementsniiniflerien den 14. November 
1837, Staatsrath den 21. Januar 1839) auf Grundlage der Verfaſſungsurkunde 
von 1833, Kap. VIII, organifirt wurden. Endlich folgten auch Oeſterreich und 
Preußen, dort feit 1848, in diefem feit der Berfaffung vom 31. Januar 
1860 (Protocol! IV, VI, VII, IX, ſiehe Rönne IL Abtheilung II). Im 
Großen und Ganzen liegen dabei immer die fünf Minifterien zu Grunde; nur 
das Minifterium des Innern ift in mehrere Theile getheilt, und bier if man 
doch zu feinem gemeinſchaftlichen Refultat gelangt. Oeſterreich bat mit feiner 
neuen verfaflungsmäßigen Rechtsordnung nunmehr befanntlich auch das Brincip 
des Syſtems der Minifterien angenommen, die jedoch hier durch den Dualismus 
eine bejondere Geſtalt gefunden haben, ohne dag man zu einem feften Ab⸗ 
ſchluß gediehen wäre. Jedenfalls glauben wir diefes ganze Gebiet einer be 
jondern Arbeit zumeifen zu müſſen; es wird ihr weder an Intereſſe, nob an 
Erfolg mangeln. 


d) Der Minifterrath und das Geſammtminiſterium. 


Das Gefammtminifterium ift nur die Gefammtbeit ber einzelnen 
Minifter als eine Einheit aufgefaßt und wirkſam; der Körper berfelben 
ift der Minifterrath und das leitende Haupt der Minifterpräfident. Der 
Regel nad fchließt fi) daran ein eigenes Bureau zur Ausfertigung der 
Beſchlüſſe. Die einzelnen Sigungen heißen meift die Minifterconferengen. 
Es ift dem Staatsoberhaupt natürlich überlaffen, perjönlih den Borfig 
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zu führen. Vielfach finden auch formelle Abftimmungen ftatt; auch 
fönnen Sadhverftändige zugezogen werden. Das Gefammtminifterium 
bildet auf diefe Weiſe das höchſte Drgan des eigentlichen Amtsweſens. 

Eben deßhalb nun, weil es damit in engfte Berührung mit den 
beiden andern Organen der höchſten Staatsgewalt, dem Cabinet bes 
Staatsoberhaupts und dem Staatörath, tritt, hat es feine Schwierig⸗ 
feit, den Unterfchied zwiſchen ihnen und biefem Organismus feftzu- 
halten. 

Dabei ift zunächſt davon auszugehen, daß das Vorhanbenfein eines 
Cabinets feine rechtliche Nothwendigkeit, ſondern dem Fürften über- 
laſſen ift, und daß daſſelbe auch Feine öffentlich rechtlichen, ſondern nur 
perfönliche Funktionen befigt; der Staatsrath ift nüglich, feine Funk⸗ 
tion ift zum Theil eine nothivendige, aber er hat Leine ausſchließliche 
Beziehung zur vollziehenden Gewalt. Das Gefammtminifterium das 
gegen ift eben fpecifilch diefe vollziehende Gewalt in ihrer letzten höchſten 
Form unter dem Staatsoberhaupt, und daraus ergeben ſich die für 
feine Stellung und fein Recht leitenden Grundſätze. 

Zuerft ift nämlih in ihm das Verhältniß der einzelnen großen 
Staataufgaben zu einander vertreten. Während jeder Minifter die 
Bedeutung zu erwägen bat, welche ein Gefeß ober eine Verordnung 
für fein Minifterium haben wird, ift es ber Minifterrath, in dem das 
Berhältniß des für Ein Minifterium zu Befchließenden zu den übrigen 
Minifterien ſteht. Es ift Har, daß dieß eben nur durch das Ge: 
Jammtminifterium und weder durch Cabinet noch durch Staatsrath zu 
entſcheiden tft. 

Zweitens vertritt erft dad Gefammtminifterium dasjenige, mas 
wir den Geijt der vollziehenden Gewalt, fein inneres Verhältniß 
zur gejeßgebenden, genannt baben: denn diefer Geiſt erfcheint eben 
nicht in der Verwaltung des einzelnen Miniſteriums, fondern vielmehr 
wird er erft erfaßbar in dem Einfluß, den die Auffafjungen und Thä- 
tigleiten Eines Miniſteriums auf die der übrigen hat. Und 
daraus dann folgt das Dritte, wodurch eigentlih dag Gefammtminis 
ſterium erft feine rechte Bedeutung und Stellung erhält. Es ift das⸗ 
jelbe ein folivarifhes Ganzes gegenüber der Gefehgebung. Ein 
wirklicher Widerſpruch in ihm ift an ſich unmöglich, weil in jeder Thä⸗ 
tigkeit der wirkliche Widerfpruch die That felbft lähmen würde. Und 
aus demjelben Grunde liegt erit im Gefammtminifterium das wahre 
Berhältniß der Vollziehung zur Gejeßgebung. Soll die Harmonie im 
Staate, ald Ganzem, walten, fo müflen Wille und That, jo müflen 
alfo VBollsvertretung und Winifterium übereinftimmen. Diefe Harmonie 
ift nicht bloß ſehr wünſchenswerth, fondern fie wird fogar zur Bedingung 
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des gedeihlichen Staatslebens. Je klarer ſich die großen organiſchen 
Funktionen in dem letztern entwickeln und ſcheiden, deſto allgemeiner 
und beſtimmter wird daher das Bewußtſein, daß das Geſammt⸗ 
miniſterium den Ausdruck des Geiſtes der Volksvertretung 
in ſich tragen muß und daß es daher unmöglich wird, ſowie der Geiſt 
der Vollziehung ſich dem der Geſetzgebung entfremdet. Das iſt das 
wahre conſtitutionelle Brincip der Verwaltung; und erſt 
mit der offenen und unerfchütterlihen Anerkennung dieſes Principe 
tritt der Etaat in das verfafiungsmäßige Leben ein. Wir glauben, 
fagen zu dürfen, daß jede andere legte und höchſte Bezeichnung ver Ver: 
fafiungsmäßigfeit entweder falſch oder einfeitig oder eine bloß formelle 
if. Und biefes erſte und allgemeinfte Princip der Verfgjjungsmäßig: 
feit fommt eben im Gejfammtminifterium und nicht in den einzelnen 
Miniftern zum Ausdrud, 

Darin nun liegt alfo auch der wahre Unterjchied zwiſchen Staats⸗ 
rath und Minifterrath. Der erftere ift nicht von den Auffafiungen 
der Volksvertretung abhängig und foll gerade darın beftehen, damit es 
etwas gebe, was nicht von den Parteiverhältniffen abhängig ift; ver 
letztere ſoll es fein, um eben der Gejeßgebung ihren geiftigen Einfluß 
auf die Vollziehung zu fihern. Der Staatsrath ift daher ein Amt; 
der Minifter tft ſtets eine freigewählte Stellung, auf welche das eigentliche 
Amtsreht nicht mehr jeine volle Anwendung findet. Es kann daher 
einen Staatsrath geben ohne Bolfövertretung, aber Feinen Minifter: 
rath; denn ohne Volfövertretung wird der Minifter zum Cabinetsrath. 
Und in diefem Sinne fagen wir nun, daß das, was wir die Regie 
rung nennen, erjt im Geſammtminiſterium feinen höchſten Ausdrud, 
feine eigentliche Verkörperung findet. 


Es ift aus dem Obigen Mar, daß fih Stellung und Weſen des Geſammit⸗ 
minifteriums deinnach nicht jo fehr in fcharfer öffentlich rechtlicher Definition, 
als vielmehr in dem allgemeinen verfaffungsmäßigen Bewußtſein ausprägt. 
Und e8 darf uns daher nicht wundern, wenn auch hier wenigſtens bis jetzt 
noch England und Frankreich weiter find wie Deutfchlaud, das ja erft feit 
zwanzig Jahren aus der bloß lokalen Berfafjungsmäßigteit hinaus ift, und in 
feinen Echriften fiber „Politit” fi in den ragen nach der Organifation und 
dem Rechte der Volksvertretung erſchöpfte. ES ift demnach bezeichnend, daß der 
fpecififche Unterſchied zwiſchen Einzel- und Gefammtminifterium auch bei den 
deutihen Staatsrechtsiehrern gar nicht zum Bewußtfein fommt, weder bei den 
ältern, wie Klüber, Aretin und Maurenbrecher, noch bei den neuern, 
wie Zahariä und Zöpfl; faft alle bleiben bei der Frage der Berantwortliche 
keit ftehen, ohme eben wegen jenes Mangels diejelbe ganz erledigen zu können. 
In der That hat aud Frankreih erft während der Aevolution die eigentliche 
verfaffungsmäßige Natur des Gejfammtminifteriums als Ausdrud der Harmonie 
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zwiſchen Geſetzgebung und Verwaltung verftehen gelernt, wie Thiers ung be 
zeugt: „Is“ (Minifterium Lareveillere, 1797) „ne savaient encore, et per- 
sonne ne sarait alors, qu’il faut composer un Ministere d’influences, et que 
ces influences il faut les prendre dans les partis existante.“ (Hist. de la 
Rev. IV. 9.) Dieſes Brincip ift dann freilich durch das neue Minifterialigftem 
des zweiten Kaiſerreichs wieder vernichtet, und die Minifter find nur noch 
oberfte Bollzugsbeamtete, während dag Conseil d’Etat ihre höhere Auf- 
gabe übernommen hat. Bergl. einen fhönen Artilel in M. Block (Dict. de 
Politique v. Ministres v. Chaury.)Auch in England kam dag gegenwärtige 
ſpecifiſch conftitutionelle Princip für die Minifterien erft zum Bewußtſein unter 
Walpole's Regierung, und zwar indem Walpole, der erfte eigentliche Premier- 
minifter, dem ganzen Minifterium einen politiſchen Charakter gab, „It was not 
till the time of Walpole, that the first Lord of the Treasury was con- 
sidered as the head of the executive administration.“ (Macaulay, Hist. 
of Engl. II. Ch. II.) Bon da an fteht nun nicht bloß diefer Grundſatz feft, 
fondern es bat fi) auch die weitere, eigentlich gerade bier enticheidende Folge 
eııtwidelt, daß das Gefammtminifterium ftet8 als ein Ganzes dafteht, und 
daß jeder einzelne Mimnifter für jeden Schritt des Geſammtmini— 
fteriums haftet, auch wenn er felbft dagegen geweſen if. „At present the 
chief servants of the crown form cne body. They are understand to be 
on terms of friendly confidence witlı each other-but if one of them dif- 
fers from the rest on a vital point, it is his duty to resign. — While he 
retains his office, he is held responsible even for steps which he has tried 
to dissuade his colleges from taking (Hist. of Engl. a. a. ©.) — So ift 
aud bier das, was wir die Aegierungspolitit nennen, die natürliche Folge der 
organischen Stellung der Regierung, die wir jomit in ihrem Unterſchiede von 
dem Behördenſyſtem bezeichnet haben. 


II. Das Behörbdenfyftem. 
a) Organifches Weſen deffelben. 


Gegenüber dem Minijterialfyftem im engern Sinne verjtehen wir 
unter Behörden die Gejammtheit aller derjenigen amtlichen Organe, 
welche die Aufgabe eines Minifteriums örtlich ald dauernde Organe 
deſſelben zu vollziehen haben. 

Es ergibt fi) daraus, daß die Gefammtheit der Behörden erft den 
eigentlichen Körper der vollziehenden oder Verwaltungsgewalt bilvet. 
In ihnen berührt der Wille des Staats das wirkliche Leben des Volles; 
fie find die eigentlichen Träger feiner Thätigkeit, und die großen Prin» 
cipien der Verwaltung verförpern fi in ihren Händen zu wirklichen 
Verwaltungsakten. So unwichtig daher auch die einzelne Behörde fein 
mag, jo unendlich wichtig iſt dagegen das Syſtem derſelben. 

Es leuchtet ein, daß der Charakter, den dieß Syſtem hat, auf das 
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Sinnnigfte mit dem ganzen Gange ber ftaatlicden Entwicklung verbunden 
fein muß. Die Entwicklung dieſes Charakters des Behördenthums hängt 
daher einerjeit3 mit dem Volkscharakter, andererjeit3 mit ber gefellichaft: 
lichen Bewegung unzertrennlich zufammen. Derſelbe ift ein anderer in 
der ftändifchen Epoche und ein anderer in unferer Zeit der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Gefellfchaft. Das Verhältni des Behörbentbums zum Begriff 
und zum Zuftand der vollgiehenden Gewalt ift in feinen Orundzügen 
folgende®. 

In der ftändifchen Epoche ift nämlich die Verwaltung und mit ihr 
die ganze vollziehende Gewalt nur in den Behörden da. Die 
höchſten Organe, welche die Stelle der Minifter vertreten, find nur bie 
Näthe der Krone, welche die Befehle verfelben an die Behörben erlaflen. 
Sie bilden mit ihnen zufammen fein organifches Ganzes, fein Mint: 
fterium. Jede Behörde wird dadurch zu einer unmittelbaren wenn aud 
örtlichen Vertretung des Staatdoberhaupts; durch fie ift der König auf 
jedem Punkte des Reiches gegenwärtig und als König thätig. Das it 
ed, mas den Behörden jene ideale Stellung gibt, die nirgends befler, 
als mit dem Worte der „Obrigkeit“ bezeichnet ift und deren ftaatliches 
Necht auf dem Satze beruht, daß diefe Obrigkeit als Stellvertreter bes 
Königthums felbft die „von Gott verordnete Obrigkeit” if. In biefem 
Sinne find in der ftändifchen Epoche alle Obrigfeiten gleich und der 
Begriff des Amts bezeichnet nur noch dasjenige, was die Obrigkeit zu 
tbun bat, ihre Funktion im Namen des Landesheren. Conſequent er: 
Scheinen dabei bie Beamteten als Diener des Königs, ter die Quelle 
ihrer Gewalt ift. Aus demfelben Verhältnig geht dann auch die Com: 
petenz des Amts hervor. ALS Vertreter des Königs bat die örtliche 
obrigfeitliche Behörbe naturgemäß urjprünglih alle Funktionen und 
Rechte des Königthums zu vertreten; der Amtmann (bailli, senechal, 
justice of peace) umfaßt mit feiner Competenz nicht bloß alle auf 
Finanzen, Gericht und Inneres bezüglichen Töniglichen Nechte und Auf: 
gaben, jondern meiſtens auch noch das Militärweſen, Refrutirung u. ſ. w. 
Die Gränze diefes Rechts der Behörde Tiegt hier daher nicht in dem 
Begriff der einzelnen Verwaltungszweige, fondern in demjenigen Recht, 
welches ſich die ſtändiſchen Körperfchaften gegenüber dem Königthum 
und feiner Obrigkeit noch als Selbſtverwaltung erhalten haben. Ein 
Syſtem ber obrigfeitlichen Behörden gibt es daher nicht, fondern nur 
eine Bertheilung berfelben nach den hiftorisch gebildeten Landesgebieten; 
und natürlih find dann wieder je nach den Formen und Rechten der 
ftändijchen Selbitverwaltung die ganze Stellung, Name, Symbol und 
Recht der einzelnen Obrigfeiten in Land und Gemeinde höchſt ver: 
ſchieden; nur ber Charalter ift allenthalben gleich, im Uebrigen bieten 
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bie Behörden ein buntes und faft vegellojes Bild, das in jedem Reiche, 
nr meift wieder in den einzelnen Theilen des Reichs höchft verſchieden 
erfcheint. 

Das ganze Verhältniß nun wird weſentlich anders, fowie bie 
ftändifche Geſellſchaftsordnung ihre Stellung in VBerfaflung und Ber 
mwaltung verliert, und es ift Har, daß demgemäß aud das wahre 
Weſen der Behörbe eben in dem Grade zur Geltung gelangt, in 
welchem dieß der Yal if. Die Verfchievenheit der Staaten Europas 
in Beziehung auf das Behördenthum beruht wefentlih auf dieſem 
Punkte; erſt mit der neuen Gefellichaft tritt baflelbe in feine neue or: 
ganiſche Stellung. 

Sowie nämlich die ftaatsbürgerliche Gejelfchaft mit ihrem Princip 
der allgemeinen und unbegränzten Gültigkeit des Staatswillens erfcheint, 
wird auch die Vollziehung des letzteren eine allgemeine und durch Fein 
jtändifches Recht mehr begränzte. Daraus ergibt fich die Nothwendig⸗ 
feit, mit dem Syſteme ver Behörden al3 dem Organismus diefer Voll: 
ziehung zunächſt örtlich den ganzen Staat zu umfaffen. Der Gegen: 
fa zwiſchen ven ftändifchen und den Staatsbehörden verſchwindet und 
das amtliche Behördenthum ift jegt auf allen Punkten das Organ bes 
Gefetes. Die Trennung der Verwaltung von ber Gejeßgebung hat 
aber zur weitern Yolge, daß den Behörden das felbitändige Verord⸗ 
nungsrecht, das bei der Verfchmelzung beider Funktionen auch bei ihnen 
den Charakter des Nechts auf Geſetzgebung hatte, verloren geht; fie 
haben es von jeßt an nur no im Namen eines Gejeßes und werben 
dafür verantwortlih. Die Harmonie zwifchen Gefeßgebung und Ber: 
waltung endlich, welche in dem Wefen der minifteriellen Verantwortlich: 
feit auögeiprochen ift, erzeugt ein brittes Verhältniß des Behördenweſens, 
welches wir das organische nennen können. Daſſelbe forbert erftlich 
einen unbebingten amtlichen Gehorfam der Behörden gegen die Wei: 
fungen der höchſten vollziebenden Organe, des Minifteriums, weil nur 
durch einen foldhen Gehorſam das letztere die Berantwortlichkeit auf ſich 
nehmen fann; und zweitens eine Drganifation derjelben, welche biefen 
Gehorſam auch möglich macht. Diefe letztere nun ift es, melde das 
eigentliche Kennzeichen des Behördenſyſtems ver verfaflungsmäßigen Ber: 
waltung bildet. Die Funktion des Minifterialfoftems in dem von und 
angegebenen Sinn ift, wie wir gefeben, die Aufitellung und Durch⸗ 
führung der leitenden Principien der Geſetzesvollziehung im Allgemeinen; 
die Funktion der einzelnen Behörde ift die ganz fpecielle örtliche Durch⸗ 
führung derfelben. Die abjolute Gleichmäßigkeit der legteren iſt natür 
lich auf allen Punkten unmöglich; ebenfo unmöglich ift eine ausreichende 
Beurtbeilung des nothwendigen Maßes der Mobification in der Auss 
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führung durch die örtlichen Verhältniſſe von Seiten bes Miniſteriums. 
Die Forderung der verfafiungsmäßigen Verwaltung erzeugt daher jene® 
charakteriftifche Merkmal in der Organifation der Behörden, welches wir 
die Mittelbehörden nennen. Sin der ftändilchen Epoche gibt es feine 
Mittelbehörden; und diefe find auch nicht aus Gründen bloß äußerlicher 
Zweckmäßigkeit entjtanden. Sie find vielmehr dasjenige Organ, melches 
— es läßt fi) das eben nicht ſchärfer definiren — die Gleihmäßigfeit 
in der Durchführung der Gefehe dadurch zu erhalten bat, daß es ein 
gewiſſes Gebiet gleichartiger örtlicher Berhältniffe gufammenfaßt und 
in die örtlich verſchiedene Thätigkeit der Behörden diefe Gleichartigfeit 
bineinbringt. Die Behörde ift dadurch im engern Sinne jeßt die untere 
als Lokalortsbehörde; die Mittelbehörde unter verfchiedenen Namen um: 
faßt größere Landesgebiete. Auf dem Berhältniß diejer beiden Elemente 
des Behördenweſens beruht dann das, was wir das Syitem ber Be 
hörden nennen. 

Dieb Syſtem der Behörden muß demnach von zwei Gefichtöpuntten 
betrachtet erden, von denen man fagen Tann, daß die biöherige Theorie 
ben erften nicht unterjucht hat, weil er zu einfach, und den zweiten nicht, 
weil er zu mannigfaltig und fcheinbar zu zufällig erfchien. Dennoch gelten 
audy bier durchgreifende Grundſätze. Wir können ben erften als das 
Gebiet der organiichen, den zweiten als das Gebiet der natürlichen 
Faktoren des Behördenſyſtems bezeichnen. 


Wenn es gelänge, die Betrachtung und das Studium des Behördenthums 
über den gewöhnlichen ftatiftifchen Stantpunft zu erheben, in welchem gerade 
bier jede wiffenfchaftliche Unterfuhung zu Grunde geht, fo würde für das Ver⸗ 
fländniiß des Lebens der Staaten nicht bloß im Ganzen, ſondern auch im Ein- 
zelnen wohl ſehr viel gewonnen fein. Daß fich die deutfche Fiteratur feit 
Bülau (1836) mit der ganzen Frage gar nicht mehr beichäftigt Hat, und ſich, 
wo fie daran herankommt, faft direkt feindfelig zu dem Behördenthum verhält, 
bat zwar einen jehr guten Grund, aber nicht immer fehr gute Folgen. Jeden⸗ 
falls iſt es nothwendig, fi darüber Nechenichaft abzulegen. Erft dann kann 
dieß hiſtoriſch recht wohl erflärliche, aber an ſich ganz verkehrte Verhältniß beffer 
werden. Und e8 möge uns bier geftattet fein, dazu durch Erklärung jenes 
Berhältniffes, und dann durch Charakterifirung des Behördenweſens in den 
großen Staaten das Unfrige beizutragen, 

Offenbar find die Behörden diejenigen Organe, welche nicht bloß im Alt» 
gemeinen in das wirkliche Leben am tiefften eingreifen, ſondern durch welche 
gerade dasjenige, was das ſich entwidelnde Staatsleben am meiften dharalte- 
rifiet, den Gegenſatz zwiſchen Staat und Einzelnen, zwiſchen Herrſchaft des 
erfteren, und Yreiheit des letzteren, auch am fchärfften zum Bewußtſein bringen. 
Der Kampf der ftaatsblirgerlihen Entwidlung findet daher an den Behörten 
fein eigentlich concretes Gegengewicht; Hier ift die Reibung am ſtärkſten, und 
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bier daher auch gegenfeitiges Verſtändniß am feltenften. Iſt das ſchon zwifchen 
Einzelnen und Behörden der Yall, fo wird es noch weit mehr ausgeprägt, wo 
die bürgerliche Freiheit fi) zur Selhfiverwaltung erhebt, und damit ein dem 
Behördenweſen analoges, aber dennoch auf einer ganz andern Grundlage 
ftehendes Organ der Bollziehung erfchafft. Hier beginnt das eigentliche @ebiet 
des Streites; beide, Behörde und Selbſwerwaltung, haben dieſelbe Aufgabe, 
die örtliche Verwirklichung der Staatsidee; beide haben an fich daffelbe Recht; 
beide ftreben, beftändig fich gegenfeitig einander unterzuordiien, und nicht etwa 
ans Herrfchfucht oder Haß, fondern weil beide auf demſelben Gebiete direkt 
entgegengejehte Lebensprincipien — oder doch Formen derjelben — zu vertreten 
haben, die Behörde, indem fie die allgemeinen Bedingungen des Gefammtlebeng, 
jei e8 als Geſetz, fei e8 als Forderung der Verwaltung gegenüber dem örtlichen 
Leben — die Selbfiverwaltung, indem fie umgelehrt die örtlichen Lebensgeftal- 
tungen und ihre Intereſſen gegenüber dem Gefammtleben vertritt. Und daher 
können wir unbedenklich jagen, daß fi das Behördenthum zur Selbſt— 
verwaltung verhält, wie dag Minifterialfpftem zur Bollsver 
tretung. Beide ergänzen fi und bedingen fi gegenjeitig. Man kann, ja 
man muß das Eine aus dem Andern kennen lernen, man wird nie den 
Charakter eines Staates verftehen, jo lange man nicht neben der höchften Ver⸗ 
waltung aud das Behördenthum als Ganzes aufgefaßt hat. Der einzig mög» 
lihe Maßftab für das Letztere aber ift das Verhältniß der Behörde zur 
Selbftverwaltung, alfo namentli zur Gemeinde. Und wir wollen ver 
ſuchen, das Behördenthum von diefem Gefichtspunft aus zu charakterifiren. 
Wir haben fchon gejagt, daß England gar fein Behördenſyſtem im 
Sinne des Eontinents hat; die englifche Behörde, die Justice of peace, 
ift formell nur ein Gericht, materiell dagegen zugleich Polizeibeamter, aber 
feine Berwaltungsbehörde, und kaum ein Amt. — Das if es, weßhalb das 
innere Leben Englands dem Deutfchen fo ſchwer verfändlich if. Die örtliche 
Berwaltung ift in der That ganz der Selbftverwaltung üiberlaffen; die Staats⸗ 
verwaltung hat weder das Recht, noch die Zeit, fich mit derſelben abzugeben; 
es ift Sade der Einzelnen, fi) durch ihre Gemeinden jelber zu helfen. Es 
eriftirt daher allerdings kein Gegenfatz gegen das Behördenthum; aber es eriftirt 
auch der ſpecifiſche Einfluß deffelben nicht. Der Mangel des Behördenthums 
bringt in der örtlichen Verwaltung baffelbe zu Wege, was der Mangel einer 
jelbftändigen höchſten Verwaltung im ganzen Staatsleben zeigt — die Recht⸗ 
Lofigfeit der Minorität. In ihr befteht die Gefahr für England. Das, 
was in England als Behörde erjcheint, ift daher nur der ört liche Orga 
nismus des Gerichts, welches das Geſetz zugleich vollzieht, ohne jedoch 
etwas thun zu dürfen, was über das Geſetz hinausgeht. Diefer örtliche Orga- 
nismus ift der Frieden ſrichter, der mit feinem Sheriff, feinen Clercs und 
feinen Constablers die richterliche und vollziehende Behörde bildet, einen andern 
gibt es nicht. Jede wirkliche örtliche Verwaltung liegt ganz in den Händen 
der Selbfiverwaltungsförper. Das ift der Gharalter Englands in biefer Be⸗ 
ziehung. Er erhält fi) auch in den Mittelbehörden (f. unten). Auf ihm bes 
ruht aud die ganze, fo höchſt untergeordnete Stellung bes Beamtenſtandes; 
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auf ihm im Grunde jenes inftinchnäßige Streben nad dem „Friedensrichter,“ 
welcher eine Beit lang in Deutfchland fo art war. Nur mißverfland man bie 
Sache, als Feuerbach daflir lämpfte; denn nach dem englifchen Friedensrichter, 
den nicht einmal Binde verftand, fuchend, war man bem franzöſiſchen im die 
Hände gefallen, und Feuerbach und mit ihm alles Yür und Wider mühten ſich 
ab, durch Nachweifung des procefjualifchen Werthes das Inſtitnt zu beurtheifen, 
während der Inſtinkt dem deutſchen Bolfe fagte, daß der Yriedensrichter, den 
man haben wollte, in der That nicht ein billiger und bequemer Echiebsrichter 
von jedenfalls zweifelhaften proceffualifchem Werthe, fondern vielmehr der Aus 
drud der Eelbftändigfeit der Selbfiverwaltung gegenüber dem bamals örtlich 
noch allein herrſchenden Behördenthum fei. Wir können nad dem, was Gneift 
über England gejagt, nichts mehr hinzufügen. Unfer Standpunkt ift jet ein 
höherer. Nur die VBergleihung des Behördenthums auf dem Gontinent lan 
uns weiter bringen. 

- Zn der That muß man fagen, daß, während England fein Behördenthum 
bat, weil die Selbftverwaltung es überflüfjig macht, Frankreich darum feines 
befittt, weil es feinerjeit# die Selbfiverwaltung überflüffig gemacht Hat. Es 
läßt fih denn do im Grunde feine Behörde denken ohne eine gewiffe Selb- 
fländigteit, ohne ein Element der alten Obrigkeit, ohne den Nebengedanten, 
dag man in ihr nicht bloß den Diener eines andern Willens, fondern dem 
Staate felbft gegenüberfiehe. Das nun ift in Frankreich unmöglich, weil die 
Adminiftration nur noch von den Behörden „vollzogen“ wird, und zwar dadurch, 
daß dieſem Willen der Aominiftration nirgends ein dritter, felbftthätiger Körper 
entgegentritt, mit welchem fich die Behörde auf gleichem Gchiete abzufinden hat. 
Da die Selbfiverwaltung feine Rechte befitt, Tann natürlich auch der Maire 
feine befigen. Er bat nirgends zu flirchten, daß er in feiner Funktion vor 
einem andern Yorum belangt wird, al8 demjenigen, welches ihm eben viele 
Funktion befiimmt hat; er ift daher an jedem Orte allerdings die Verwaltung, 
aber er ift nicht der Staat, Er ift feine magistrature, fondern nur ein fonc- 
tionnaire. Eben darum gibt es auch keine Varietät des Behördenweſens in 
Frankreich; es ift nur der Ausdrud eines und beffelben Gedankens, des amt. 
lichen Gehorſams, nicht des amtlichen Rechts. Und obwohl wir vielfach die 
Formen diefer Sache in Deutſchland aufgenommen haben, fo verftehen wir fie 
Gottlob doch nie jo recht; denn wir haben den @eift derfelben nicht recipirt. 
Das deutfche Behördenweſen ift ein mwefentlich anderes, als das englifche, aber 
e3 ift noch tiefer verfchieden von dem franzöfifchen. 

Das deutiche Behördenweſen ift nämlich hiftorifch zunächft die ftaatliche Ge⸗ 
ftaltung der ſtändiſchen Selbftverwaltung, die gutsherrliche Behörde aufgenom- 
men und veredelt durch die flaatliche Verwaltung. Die deutiche Bchörbe hat 
niemal® ganz das Gefühl verloren, daß die Selbftverwaltung felbftändige Rechte 
babe, wie die franzöfifche; aber fie ift auch nie auf die bloß richterliche und 
ſchutzpolizeiliche Funltion beſchränkt geworben, wie die eugliſche. Sie iſt durch 
die Entwicklung des Verfaſſungslebens unſeres Jahrhunderts das geworden, 
was fie ſein ſoll, das örtliche Staatsamt. Vortrefflich ſagt Pötzl (Baye⸗ 
riſches Berwaltungsrecht J. S. 7): „Bei der Bezeichnung „Behörde“ iſt bie 
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Rüdfiht auf die Gegenſtände und Befugniffe, die einem Organe an- 
gehören, bei der Bezeichnung „Amt“ dagegen die auf die Pflichten entfchei- 
dend.“ Sie ift Träger der Autorität des Staats auch gegenliber der Majorität; 
fie Hat das Recht, es in allen Gebieten des Staatslebens zu fein. Sie iſt das 
“noch immer nicht in dem Grade und in der Klarheit, wie fie e8 fein jollte; 
aber fie ift e8 ihrem Wefen nad. Eie hat in den beutfchen Staaten [ehr ver- 
fhiedene Namen und Formen; fie ift theils direft vom Staate eingefett, theils 
ift fie nur eine Umwandlung der gutsherrlichen Verwalter; aber nirgends ift fie 
zugelaffen, ohne diejenigen Bedingungen erfüllt zu haben, welche bas deutſche 
Recht mit dem deutſchen Beamtenthum verbindet. Sie ift daher nicht die Be 
herrſcherin der Eelbftverwaltung, wie in Frankreich, und auch nicht ein für 
die Thätigleit defjelben inbifferenter Organismus, wie in England, der nur 
dann funktionirt, wenn Geſetz und Sicherheit in Gefahr kommen, fondern fie 
ift die Vermittlung zwifchen Staat und Geſellſchaft. Eie fchließt fich daher 
viel freier an die befonderen Berhältniffe der letzteren an; fie läßt, ohne daß 
ihren Wefen Eintrag gefhähe, Berfhiedenheiten in Namen und felbft in der 
Competenz zu, die weder in Frankreich, noch in England denkbar find. Sie 
zwingt daher die Darftellung allerdings, wenn fie genau fein will, ſtets ſich 
an die ftatiftifche Ordnung jedes einzelnen Staates anzufchließen; aber fie bat 
dennoch ein weſentliches Kriterium, das fie von Franfreih und England defi⸗ 
nitiv unterfcheidet. Die deutfhe unterfte Behörde ift nämlich niemals eine 
Gemeindebehörde, wie der Maire, fondern bat meift eine örtliche Competenz 
der Verwaltung für eine Anzahl von Gemeinden; und das ift es, mas 
ihr ihre natürliche Stellung als Bertreterin der inneren Verwaltung erhält, 
denn dadurch erft wird die freiere Eelbftthätigleit des Gemeindemweiens möglich. 
Es ift vom höchſten Intereſſe, von diefem Standpunkt aus die Gejchichte der 
Behördenorganifation zu verfolgen, die mit dem Anfange diefes Jahrhunderts 
in Siiddeutichland, mit dem Fahre 1808 in Preußen, mit den Jahren 1816 
bis 1820 in den übrigen Staaten, und mit dem Jahre 1848 in Defterreich in 
die gegenwärtige Epoche tritt. Wir müflen das genaueren Unterfuchungen 
iiberlaffen. Wohl aber werden wir auf cin zweites Moment eingeben müſſen, 
das weſentlich zum obigen Bilde gehört, und das ift das Syflem der Mittel 
bebörden. 


b) Die Elemente der inneren Organifation des Behördenſyſtems. Die 
Mittelbehörden. 


Derſelbe Broceß, der durch bie Heritellung der Einheit in der 
ganzen Verwaltung den Behörden der früheren Zeit ihre Selbftänbigfeit 
genommen, hat nun aud das Princip aufgeftellt, welches ihre innere 
Drganifation in jeder verfaflungsmäßigen Verwaltung beftimmen muß. 
Da die Behörde die örtliche Ausführung der vollziehenden Thätigkeit 
hat, jo muß fie fo eingerichtet fein, daß fie diefe einzelne Ausführung 
in vollfter Harmonie mit der Abficht der vollziehenden Gewalt voll« 
bringt und dadurch dem Principe der Berantwwortlichleit gleichſam feinen 
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materiellen Boden gibt. Aus dieſer allgemeinen Forderung ergeben ſich 
die folgenden Grundſätze. 

Zuerft entſteht daraus die Nothwendigkeit, daß jedes Miniſterium 
ſein Behördenſyſtem habe. Dieſer einfache Satz hat eine Reihe 
hochwichtiger Folgen, in denen eigentlich der Kern für die Bildung des 
Behördenſyſtems beſteht. Es folgt nämlich daraus zuerſt, daß jedes 
Miniſterium auch ſeine adminiſtrative Landeseintheilung habe; das 
Zuſammentreffen derſelben mit einem andern iſt zwar wünſchenswerth, 
aber nicht nothwendig. Namentlich werden dieſe Landeseintheilungen 
oft weſentlich differiren für das Miniſterium des Krieges, der Finanzen 
und bes Innern, während dieß mit dem Juſtizminiſterium ſehr oft die: 
felbe Eintheilung annimmt. Das wird falt in allen Geographien gänz: 
lich überſehen, und das ftaatlihe Bild, welches fie geben, ift baburd 
ftet3 ein unvollfommened. Zweitens folgt, daß die Behörden des 
einen Miniftertums nicht die Funktionen des andern vollziehen dürfen, 
ohne das Princip der Verantwortlichfeit aufzuheben. Sehr einfach ift 
diefer Sag in dem Verhältniß aller übrigen Minifterien; ſchwierig er: 
Scheint er nur zwischen dem Innern und der Juſtizpflege. Die Forderung 
der „Trennung von Juſtiz und Adminiftration,“ deren Bebeutung mir 
jpäter für den Begriff der verfaffungsmäßigen Verwaltung darzulegen 
haben, findet hier auch feinen formellen Ausdrud, ala Vorausſetzung 
für die Uebernahme der Verantmwortlichleit von Eeiten des Minifteriums 
für die einzelnen Thätigfeiten der beibverjeitigen Behörden. 

Am wichtigſten aber ift die dritte Folge, daß das Minifterium fi 
das Syſtem feiner Mittelbehörden enttwideln und fih über vie 
Funktion dejlelben Far fein muß. Es ift jehr leicht, die Nothwendigkeit 
yon Mittelbehörden anzuerkennen, aber fehr ſchwer zu jagen, mas fie 
eigentlich zu thun haben. Daher beiteht gerate auf diefem Gebiet die 
größte Verſchiedenheit und der größte Wechſel. Es ijt eine eigene Ar: 
beit, in diefer Beziehung eine Vergleihung durchzuführen. Wir bemerken 
dabei, daß hier verjchievene Gefichtöpunfte in Frage Tommen. Der 
erfte ift der, daß jedes Minifterium jein Syſtem von Mittelbehörben 
mit der ihm entiprechenden LZandeseintheilung haben wird. Dieß iſt 
fehr einfach, jo lange man die fünf Hauptminifterten aufftelt. So wie 
man aber wieber aus dem Innern vier Bertwaltungsminifterien oder mebr, 
Polizei, Unterricht, Volfswirthichaft, Inneres u. j. w. macht, wird bie 
Sache fehr vermwidelt. Hier erjcheint in den meiften Fällen als Grunbs 
lage des Syſtems der Mittelbehörden die Combination menigitend der 
drei letzten Verwaltungsbehörden in Einem Körper, jeboch in der Weife, 
daß diefer Körper durch Beiziehung eigends dazu beftimmter Drgane 
und Herftellung einer eigenen Abtheilung eine Mittelbehörde für jedes 


jener VBerwaltungsgebiete des Innern bildet, fo daß hier die politische 
Zandeseintheilung für alle zufammenfällt und der Zufammenbang jener 
vier Funktionen in dem Zufammenhange der betreffenden Abtheilungen 
ausgedrückt ift. — Der zweite Gefichtspunft betrifft die Competenz 
diefer Mittelbehörden. Sie ift grundfägli und für alle Behörben eine 
oberaufjebende und eine in zweiter Inſtanz enticheivende. Die Grund: 
lage dafür bildet das Gerichtöwefen, das befanntlih überhaupt das 
Behördenſyſtem unter dem Titel des Inftangenzuges zuerft bei ſich 
ausgebildet bat. Der Begriff der Inſtanz fann nicht den Sinn der 
höheren Bildung oder des richtigeren Verſtändniſſes bes Geſetzes haben, 
denn fie wäre fonft ein unlösbarer Widerſpruch mit der Funktion ber 
Drtsgerichte. Sie bedeutet vielmehr, daß auch im Recht die Rechts 
bildung wie das ganze übrige menſchliche Leben theild örtlich, theils 
Staatlich vor fich geht, und daß daher die Verwaltung des Rechts von 
einem, dem rechtsbildenden Körper entiprechenden Syſteme von Organen 
vertreten werben muß. Die zweite Inſtanz ift das Drgan für bas 
Landesrecht, während die erfte das für das Ortsrecht, vie britte das 
für das Neichörecht if. In der That ift das auch hiftorifch der Gang 
der Inſtanzenbildung. Dem haben ſich die übrigen Behörbenfnfteme an⸗ 
geichloffen und die Forderung, daB es auch in der Verwaltung mie in 
der Juſtiz drei „Inſtanzen“ geben müffe, ift demnach nicht? anderes, 
als die Anerfennung des organiſchen Sates, daß auch im Staatöleben 
Ort, Land und Reich das Öffentliche Recht bilden. Man muß daber 
ald Princip der Competenz jeder wahren Mittelbehörbe ſowohl für bie 
Dberaufficht als für die Entfchetvung die Ausdehnung über ein Land 
jegen; jede weitere Mittelbehörde erjcheint als überflüflig, weil fie 
feinem wirklich befondern Verhältniß des Lebens entipriht. Wie ba 
neben im Einzelnen nun Name und Zuftänbigfeit der einzelnen Mittel« 
behörbe beftimmt werden ſoll, muß als Sache der Drganifationsgeivalt 
ericheinen. 

Dieje aber wird nun, indem gerade die Mittelbehörbe auf dieſen 
gegebenen Verhältniſſen beruht, fih an die großen Thatfachen bes wirt: 
lichen Lebens anfchließen. Und bier erfcheint nun der zweite organijche 
Faktor, das natürliche Element, das in bem Drganismus des Behörden: 
ſyſtems mit feiner Macht bineingreift. 


Wir können im Allgemeinen jagen, daß die deutſche Literatur die Frage 
nad) der eigentlich organischen Bedeutung, und damit nach dem richtigen Or 
ganismus der Mittelbehbörden und dem fi) an diefelben anfchließenben 
Inſtanzenzug feit den 30ger Jahren fallen gelaffen hat. Es beruht das zum 
Theil auf einer gewiffen Hoffnungslofigleit, in der Frage nach dem Beſchwerde⸗ 
recht und der Mominiflrativjuftiz weiter zu kommen, welche natürlich weſentlich 
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von den Mittelbehörben abhängt, theils wohl aud darauf, daß der Organitmus 
derfelben ziemlich allgemein fefieht, und man formell am ihm nichts mehr zum 
ändern bat. Dennod if und bleibt diefelbe eine banerndb wichtige, unb wird 
fofort ein neueß Leben belommen, wenn man erſt über Eelbfiverwaltung und 
Klageredht einigermaßen einig fein wird. Es möge baher bier geftattet fein, 
diefelbe etwas genauer zu betrachten, 

Man muß die Mittelbehörden überhaupt von zwei Standpunkten auffaffen. 
Den erften können wir den abminiftrativen und damit formellen nennen; ber 
zweite fchließt fi) an Weſen und Xhätigleit der ESelbfiverwaltung. Der erfle 
gehört Frankreich, der zweite if Deutfchland eigenthümlich. England hat feine 
Mittelbehörde im continentalen Sinne Das was die Stelle derfeiben dort 
vertritt, find die Petty und die Quarteriy Sessions der Friedensrichter, jene 
etwa mit der Kreißs-, diefe mit der Provinz» ober Departemental- Organifation 
äußerlich vergleichbar. Nur find beide keine Behörden, mit dem amtlichen Redjte 
eines Verwaltungsorganes ausgerüftet, fondern fie find @erichtsinftangen, bei 
denen freilich au Adminiftration und Juſtiz innig verſchmolzen find. Die 
Thätigleit der inneren Berwaltung und felbft die der Finanzverwaltung berußt 
auf der Selbftverwaltung und ihren Körpern, und die Friedensrichter haben die 
letzteren nur gerichtlich zu verurtheilen, wenn fie ein Berwaltungegefeg nicht 
ausführen. Die Mittelbehörden ftammen formell aus Frankreich und find bekannt 
genug. Was fie find und follen, kann allerdings nur durch die Anffaflung der 
ganzen franzöfiiden Aominiftration richtig verftanden werben. 

Wir haben als den Eharalter der letsteren bereits früher die Alleinherrichaft 
der amtlichen Bermaltungsbehörben bezeichnet, welche die GSelbfänbigleit der 
örtlichen Verwaltung ganz in fi aufnimmt, und die völlige @leichheit der 
gefammten Verwaltung herftellen will. Dennoch läßt ſich eine gewilfe Gleich⸗ 
artigleit örtlich gegebener Berhältniffe nicht wegläugnen, welche wieder eine be 
fondere Geſtalt der Vollziehung bedingt. Cie machte eine Auflöfung des ganzen 
Reiches in lauter einzelne Gemeinden nicht möglich; aus ihr ging die Einthei- 
Iung in Departements hervor, welche dann wieder in Arrondissements, und 
diefe in Cantons zerfielen. Diejer Eintheilung entipricht das Syſtem der Be 
hören, des Prefet, des Bousprefet und bes Maire. Das organifche Syſtem 
ihrer Thätigleit war damit Mar genug. Ueber alles das, was das Departement 
im Ganzen, aljo als gleichartig für alle Theile betrifft, bat die Pre&fecture, 
über das, was filr das Arrondissement gilt, die Sousprefeciure, und für die 
Commune die Mairie zu entſcheiden. Es ift das ein formell ganz richtiger und 
durchſichtiger Organismus für den Unterjchied zwifchen dem Allgemeinen und 
dem Befonderen; aber Xhätigfeit, Aufgabe und Stellung aller diefer drei Or⸗ 
gane ift innerlich die gleiche; denn es hat jener Organismus doch nur bie 
alleinige Herrichaft des Willens der amtlichen Verwaltung zu vollziehen, die, 
wenn fie auch die örtliche Berathung in dem Syſteme der Conseils hinzuzieht 
(j. unten), doch dem örtlichen Leben keine felbfländige Berechtigung einräumt. 
Das Dbjelt der Thätigleit dieſes Syſtems der Behörden ift daher nie bie 
Funktion der Selbftverwaltungstörper, fondern eben nur die fireng amtliche 
Bollziehung des höheren Befehls, liber den am Ende nie das Gericht, fondern 
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zulegt der Conseil d’Etat entfcheidet. Für den amtlichen Organismus, fo 
weit man ihn für fich betrachtet, gibt es daher in der That feine beffere Form, 
und der Franzoſe würde daher unfere deutſche Auffaffung gar nicht recht ver⸗ 
ſtehen. Es erllärt fi daraus die Erfcheinung, baß die deutfchen Staaten die⸗ 
jelbe Grundform für ihr Behördenſyſtem feit Beginn diefes Jahrhunderts fo gut 
als ausnahmslos annahmen. Wir fehen nur auf einem wefentlidhen Punkte 
einen Unterfchted, und diefer gibt dem ganzen deutſchen Syſteme einen durchaus 
andern Charalter bei äußerlich formeller Gleichheit. 

Die deutihen Staaten haben nämlid niemals das Gemeindehaupt als 
bloßen Beamteten betrachtet. Deutfchland kennt keinen Maire Die unterfte 
Behörde ift daher ſchon felbf eine Art Mittelbehörde; der unterfte 
Berwaltungskreis, der Bezirk oder Diftrikt, if eine Einheit von felbfländigen 
Berwaltungslörpern, und das unterfle Organ, der Bezirfshauptmann als Amt- 
mann, wird dadurch nicht bloß ein einfaches Bellzugsorgan, fondern er regiert 
(on, inden er eine Mehrzahl von Berwaltungslörpern verwaltet. Diefe unterfte 
örtliche Behörde, gleichviel unter welchem Namen, gewinnt dadurch einerfeits 
eine Gewalt, welche viel größer ift, als die des Maire, und eine Selbftändig- 
feit in feinen Funktionen, welche in Frankreich unmöglich if. Die Yolge davon 
war das, was die deutiche Verwaltung gegenüber der franzöfiichen jo charafe 
teriftifch kennzeichnet, und was man doch nie reiht verflanden hat. Einer- 
feits griff die unterfte Behörde, der Amtmann, Laudrath oder Bezirkshaupt⸗ 
mann beftändig in die freie Bewegung der Selbfiverwaltung der Gemeinden 
hinein, und fo entftanden befländige Neibungen, die natürlich noch größer 
wurden, mo diefe Selbftverwaltung noch immer, wie in Bayern und Preußen, ' 
mit der alten Grundherrlichkeit ſo enge zufammenhängt, und deßhalb nach dem 
Mufter des vorigen Jahrhunderts fi) jeder amtlishen Berwaltung principiell 
und thatfädhlidy opponirt — etwas, was in der Mairie undenkbar if. An⸗ 
dererſeits aber hatte man dadurch in Deutſchland faltiih in den drei Kate 
gorien: Provinz, Kreis und Bezirk (Departement, Arrondissement und 
Canton) nit drei Stufen, fondern drei Mittelbehbörden, da die Ge 
meinde im Grunde die nnterfle Stufe war. Daraus folgte, daß der praftifche 
Gang der geichäftlichen Erledigungen ein unnöthig fchleppender ward, und daß 
die Fragen und mehr noch die Beſchwerden über die unterfle Mittelbehörde, 
den Amtmann, oder Sandrath, oder Bezirkshauptmann, drei Inſtanzen durdh- 
laufen mußten, ehe fie zum Minifterium fommen, wodurd im Grunde jedesmal 
vier Inſtanzen herauskommen. Dieje beiden Gründe zufammenwirkend find 
es, welche einen gewiſſen Antagonismus gegen das deutſche Behördenſyſtem er- 
zeugt haben, der fi) als die befannte fpezifiiche Klage der Bielregiererei, 
der Bielfchreiberei und felbft der Büreaufratie erzeugt haben. Dazu 
tam der Grundfag, daß die ganze Gompetenz und Xhätigleit diefer Mittel⸗ 
behörden, wie namentlich in Breußen, nur burd die Inftrultionen der Mini- 
fterien beftimmmt ward; ſchon feit der großen Inftruftion für die Regie 
rungen von 1817 beginnt die Strenge der Büreaukratie ſich ernfihaft fühlbar 
zu machen, und ſich von ihnen auf die Thätigleit der Landräthe auszudehnen. 
(Nönne, Preußifches Staatsrecht IL ©. 167 ff. und 174). Man wird jet 
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begreifen, weßhalb dieſe Klage nur in Deutichland entfliehen konnte, während 
Frankreich fie nicht Fennt; denn in der That regiert der Berwaltungsorganismus 
Frankreichs nicht zu viel, fondern allein, aber in einfacherer Weife, und nament- 
lich nicht im Gegenſatze zur Eelbftverwaltung, die fih in Dentichland durch das 
obige Syſtem mehr geengt und gebrüdt, als wirklich beeinträchtigt fühlte. 
Diefem Gefühle hat vielleicht niemand befieren Ausdruck gegeben, ala Bülau 
(Behörden 1836), deffen Abſchnitt „Mittelbehörden“ &. 202 vielleicht der bebeu- 
tendfte Theil des ganzen Wertes if. Man wird von dem obigen Geſichtspunkte 
aus auch nunmehr verftehen, wenn Billau fih im Allgemeinen fo entſchieden 
gegen das Syſtem der Mittelbehörden erklärt, und dieß mit dem Gate bes 
gründet: „Es ift die Summe alles Staatsrechts, aller Staatsweisheit, aller 
Staatswirthfchaft und aller Finanzkunſt, daß der Staat nichts thun fol, was 
er nicht feiner Beftimmung nah thun muß — und überall lieber zu wenig als 
zu viel“ ©. 205. „Diefe Behörden,“ fagt er weiter, „werben immer nur 
Durchgangspoften fein. Das alte Sprihwort von dem Kaifer gilt auch vom 
Staate. Es if für das Volk beffer, wenn feine Behörden zu wenig, als 
wenn fie zu viel Zeit haben — denn die Gefchäfte werden vermehrt, aber 
e8 wird dadurch fein Gefchäft weniger, fondern viele werden verboppelt, werben 
von zwei Behörden betrieben” ©. 211. Es ift kein Zweifel, daß er im Grunde 
ganz Recht hat, wenn er auch zu weit gebt, und bis zur Berurtheilung aller 
Mittelbehörden gelangt. „Die Endentiheidung wird immer vom Minifterium 
erfolgen. Entweder ift dieß geeignet, eine ſolche zu fällen, wozu bedarf es 
denn da einer Mittelbehörde? Oder es ift es nicht. Damit wäre zu viel (9), 
folglich nichts bewiefen.“ Jedenfalls dridt er den Geift des Kampfes aus, den 
die in dem Gemeindeleben entftehende Selbftverwaltung mit dem Behördenthum 
begonnen hatte Malchus (Bolitil der innern Berwaltung I. 8. 32— 85) 
hält fi viel objektiver und gibt eine ſehr lichtuolle Darftellung des pofitiven 
Organismus in mehreren Staaten. Die fpätere Literatur faßt die Cache auf 
Grundlage der Juftizverwaltung anf, um fo mehr, als faft allenthalben die 
franzöftfche Adminiftrativjuftiz gefelich fortbeftand; fie will drei Inſtanzen; fie 
formulirt dabei auch die befonderen Funktionen derfelben, und zwar theoretifch 
jehr richtig, ohme jedoch das eigenthümliche Verhältniß zur Selbftverwaltung 
hervorzuheben. Als Ausdrud diefer Auffaffung führen wir Pötzl (Bayerifches 
Verwaltungsrecht 8. 4) an; er drüdt mit den Türzeften Worten den ganzen 
Standpunkt unferer Gegenwart aus: „Die Behörden eines und deſſelben 
Zweiges find in der Regel in drei Abftufungen tiber und unter einander geftellt, 
einerfeil8, damit ein Inftanzenzug für die Unterthanen gefichert fei, und 
andererjeit$, weil erft auf diefe Weife die genauere Sonderung ber verſchie— 
denen Thätigleiten, die bei der Verwaltung wirkli in Betracht kommen, 
Leitung, Gontrole und wirklicher Vollzug zu ermöglichen if. Die unteren Be 
börden (Diftrilts-, Bezirks⸗, reſp. Lofalbehörden) find die eigentlichen Vollzugs⸗ 
organe; die mittleren controliren und überwachen den Vollzug; die oberfien 
ordnen an und leiten.” Das ift mehr ſchön, als Mar; denn eine Leitung if 
ohne Eontrole oder Ueberwachung nicht zu denen; wird bie Leitung daher durd) 
die oberfte Behörde erzielt, wozı die mittlere? Wird fie es nicht, wozu die 
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oberfte? — In der That gibt es hier Fein anderes organifches PBrincip, als 
den Unterſchied zwiſchen Staat, Sand und Ort; das find drei praftifch erfaß- 
bare Dinge, und fordern ihre eigenen Organe; ihr Recht auf die letzteren beſteht 
in der Thatſache der Befonderheit ihrer natürlichen Verhältniffe. Jedes Mehr ift 
ein Uebel; denn jedes Organ, das man fchafft, will etwas thun, und da das 
Thun des unterflen Organs fchon die Leitung der Selbfiverwaltung betrifft, fo 
muß jedes überflüffige Mittelorgan nur eine Belaftung des letzteren werden. 
Daher dürfen wir als Gharalterzug unferer Zeit und als den praftifchen Erfolg 
des theoretiihen Kampfes den Sat hinftellen, daß man die Mittelbehörden fo 
viel als möglid verringert, und namentlich zwifchen der Landes» ober 
Provinzialregierung und der Ortsbehörde im obigen Sinne — als 
Einheit von Gemeinden — jede Mittelbehörde befeitigt oder befeitigen 
follte. In diefem Sinne hat man in Oeſterreich mit großem Rechte und ohne 
den geringften Nachtheil die Kreishauptmannfchaften definitiv aufgehoben, und 
den Bezirk unmittelbar unter die Landesregierung geftellt; in Preußen hat man 
dagegen troß alles Kampfes die ganz nuglofe, nur die Büreaukratie vermeh⸗ 
rende Inſtitution des Oberpräfidenten beibehalten (fiehe Rönne II. 8. 239 bis 
241), deren Funktion neben den Regierungen gar nicht zu definiren ifl. Die 
ſchließliche Geſtaltung dieſes für das innere Leben der Staaten fo wichtigen 
Punktes aber kann erſt dann fommen, wenn man die unterfte Behörde als das 
Negierungsorgan für die Selbftvermaltungsflörper der unterften 
Bermwaltungsgebiete (der Bezirke, oder Diftrilte, oder Amtmannjchaften, 
oder wie man fie fonft nennen will) anerfennt, und ihnen ihre amtliche 
Zunktion in diefem Sinne und Geifte beftinnmen wird. 

Jedenfalls ift das, glauben wir, damit einleuchtend, daß man in Deutich- 
land fih den Behördenorganismus gar nit mehr ohne das Berhältniß zur 
Selbfiverwaltung denken kann und fol, während er in Frankreich allein auf 
den Momenten der Bollziehung beruft. Darin Legt der Charakter beider Länder 
in diefer Beziehung. 


c) Die Elemente der äußern Geftalt des Behördenſyſtems, das Land und die 
Dichtigfeit der Bevölklerung. Die Seeſtädte. Die Gebirgsländer. 


Das, was wir die äußere Geftalt des Behördenſyſtems nennen, 
entfteht nun, indem das Behördenſyſtem durch feine Aufgabe, die Volls 
ziehung örtlich und fachlich zur Ausführung zu bringen, über das ganze 
Gebiet eines Reiches vertheilt wird. Es ift natürlich, daß diefe Verthei⸗ 
lung zunächſt als eine rein geographijche ericheine. Diele Landeseinthei: 
lung, zum Bmede der Drbnung des Behördenſyſtems und feiner Com: 
petenz, nennen wir nun gewöhnlich die politifche Landeseintheilung, 
und ihre Darftelung die politifhe Geographie. 

Gewöhnlich nun bleibt die Darftellung des Behörbenfyftems bei dieſer 
einfachen Thatfache ftehen, und für viele Zwecke genügt das aud. Allein 
es iſt feine Frage, daß die Wiffenfchaft hier weiter geben kann und fol. 

Stein, die Berwaltungslehre. 1. 19 
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Dffenbar ift es nicht das Land als ſolches, welches die Verwaltung 
und mit ihr das Behörbenfuftem nothwendig macht. Es ift vielmehr 
das Leben der Menjchheit in diefem Lande. Die Gefehe, welche diejes 
Leben beberrichen, haben aber zunädjit eine faktiiche gemeinfame Grund» 
Inge. Die Mannigfaltigfeit und Größe dieſes Lebens fteigt naturgemäß 
mit der Zahl der Menjchen, mit ihr daher auch die Aufgabe und Thä⸗ 
tigleit der Verwaltung. Die erite Regel für dieß natürliche Element 
in der Entwidlung des Behördenſyſtems, auf die obigen Sätze zurück⸗ 
geführt; heißt daher: die Entwidlung des Behörbenfyftems fteht immer 
im gleichen Berhältniß zu der örtlichen Dichtigkeit der Bevöl— 
ferung. 

Da nun diefe Dichtigleit der Bevölkerung wieder auf dad Engfte 
mit der Formation des Landes zufammenhängt und wenigſtens zum 
großen Theile von Ebene, Flüffen, Meer und Gebirge bevingt wird, 
fo erjcheint äußerlich da8 Behördenſyſtem im innigen Anſchluſſe an bie 
geographifche Geftalt des Landes. Der Charakter des einen erzeugt da 
mit den Charakter des andern, und in diefem Sinn fann man fagen, 
daß jedes Land fein individuelles Syſtem von Behörden habe. 

Um dieß genauer zu verfolgen, müßte die Wiſſenſchaft für jedes 
Land die folgenden Gefichtspunfte nicht bloß nach ihrem allgemeinen 
Werthe, ſondern in ihren thatfächlichen Verhältnifien unterfuden, denn 
in der That würde eine eingehende Statiftif bier ganz neue Ordnungen 
ber Lebensverhältniſſe far machen. 

Zuerft ift es gewiß, daß fich nicht bloß die Zahl, fondern aud 
die Arten und die Eintheilungen der Behörden vermehren, je bichter 
die Bevölferung tft, mährend ebenjo andererjeit3 die Trennung der 
Funktionen in demjelben Grade wächst, in welchem die Zahl zunimmt. 
Das Umgefehrte ift der Fall bei der Abnahme der Dichtigleit der Bes 
völferung. Daher hat namentlich die große Frage nach der Trennung 
der Juſtiz von der Adminiftration die größte Schwierigkeit der Löfung 
nicht jo fehr in der Sache felbft, als vielmehr in dem Mangel vieler 
Dichtigfeit der Bevölkerung; was an fih ganz richtig ift, kann durch 
dieſes Element jo unzweckmäßig in der Ausführung werben, daß es 
dadurch unrichtig wird. Man hat daher bei der Verfchmelgung der beiben 
Gebiete der Verwaltung wohl zu unterfcheiden zwischen derjenigen, welche 
auf den Grundlagen der ftändifchen Drbnung und derjenigen, welche 
auf den Bedingungen einer billigen und guten Verwaltung nach ben 
Ortsverhältniſſen beruht. 

Zweitens empfängt das Syſtem der Behörden durch die Ver 
theilung der Bevölkerung auch feine äußere Geftalt. Die Grundlage 
bildet bier den Unterfchied zwischen Stadt und Land, Die Stadt ift 
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im Sinne der Berwaltung vor allen Dingen die ftärkfte Anhäufung 
der Benölferung und damit die Concentrirung aller ihrer Lebensver⸗ 
bältniffe auf einem beitimmten Punkte, ver zugleih das ganze wirth⸗ 
ſchaftliche und geiftige Leben bes Landes von fi) abhängig madt. Es 
folgt daraus zuerft, daß in den herrfchenden Städten die Mittelpunfte 
des Vertvaltungsorganismus fich feitfegen und bamit ben Begriff der 
Hauptftadt bilden, ein Begriff, der nur einen abminiftrativen Sinn 
hat. Dann erzeugt die Stadt an und für fih ganz andere allgemeine 
Lebensverhältniſſe wie das flache Land, und damit auch Verwaltungs 
aufgaben und Drgane, welche das Land nicht fordert; ein Verhältniß, 
auf welchem der weſentliche Unterfchied zwiſchen Stadt: und Lands 
gemeindeordnung beruht. Daher die Regel, daß in einem Lande über: 
haupt die Verwaltung und ihr Organismus — im Weiteften Sinne 
genommen — in dem Grade mehr ausgebildet find, in meldhem das 
ftäbtifche Leben mehr vorherrſcht. Daraus ergibt fih drittens, baß 
die Stadt die Heimath der Bildung des eigentlichen Berwaltung® 
rechts und der adminiftrativen Theorie ift; denn das ftäbtifche Leben 
zwingt die Verwaltung, die unendliche Verfchiebenheit der einzelnen 
Lebensbeziehungen zu combiniren und allgemeine Grundſätze aufzuftellen, 
die fih dann allmäblig zur Wifjenfchaft der Verwaltung gejtalten. Die 
Städte erzeugen daher mit der Verwaltungslehre ferner auch die geſetz⸗ 
lihen Bedingungen für den Eintritt in die Staatsämter; von ihnen 
geht geographiich mit der centralen adminiftrativen Organifation die 
theoretiihe Bildung aus, und zwar ift e8 naturgemäß, daß beide zu: 
nächſt den Handelsftraßen als den Verbindungswegen zwifchen ben 
Städten folgen; die geichichtliche Ausbreitung der Stabtrechte liefert 
dafür den unzweifelhaften Beweis. Dabei bilden die Flüſſe feine 
Gränze, fondern fie haben durchaus den Charakter und damit den Ein: 
fluß von Handelöftraßen, foweit fie eben fchiffbar find. Die Drgani- 
fation der Verwaltung gejtaltet ſich durch diefen Einfluß innerhalb ber 
Schiffbarkeit allmählig immer gleichartiger, und in diefem Sinne Tann 
man den Grundfag aufitellen, daß ein Flußgebiet die urjprüngliche 
Grundlage des Verwaltungsgebietes if. Dann aber entmwidelt fich mit 
dem zunehmenden Handel das Wegeweſen, zuletzt die Eifenbahnen; der 
Einfluß des Fluſſes verfchwindet und an feine Stelle tritt die Concen⸗ 
trirung des Verkehrs überhaupt, der, meil er felbft feinem Weſen nad) 
immer der gleiche ift, auch immer eine mwefentlich gleiche Drbnung des 
Verwaltungslebens erzeugt, die Unterfchiede mehr und mehr verſchwinden 
madt und nur noch die ganz allgemeinen Einflüffe von Ebene und Ges 
birge dadurch beftehen läßt, daß das eigentliche Element aller Verwal⸗ 
tungethätigfeit und ihrer organischen Entwicklung, die Dichtigleit ber 


292 


Bevölkerung, welche auf der Fruchtbarkeit berubt, in feiner Berfchieben- 
beit beiteben bleibt. Einen eigenthümlichen Pla nehmen dabei bie 
Seeftäbte ein. Die Lebens: und Verkehrsverhältniſſe der Seeftäbte 
entiwideln immer zwei weſentlich verichievene Seiten in ihrer Stellung 
zum Gefammtleben. Einerfeitö bilden fie den Knotenpunkt für das 
Zufammenlaufen der Handelslinien, welche aus dem Innern kommen; 
andererfeit3 bilden ihre Beziehungen zum Seeleben und zu fremden 
Staaten weſentlich andere Verhältniffe aus, die eine eigene Verwal: 
tungsthätigfeit und damit eigene Drgane forbern. Jede Seeftabt ſtrebt 
deßhalb darnach, ſoviel ald möglich einen felbftändigen Verwaltungs 
körper zu bilden und fich wenigſtens in Bezug auf Handels: und Edyiff: 
fahrtöverhältniffe vom übrigen Lande zu fcheiven, während fie felbft 
naturgemäß den Sit der Berwaltungsorgane für die Seeverwaltung 
in allen ihren Zweigen abgeben. Wenn es daher verkehrt tft, fie in 
allen Beziehungen der Verwaltung abzuſcheiden, fo ift es allerdings 
auch verkehrt, ihnen in ihrem ſelbſtändigen Lebensgebiet nicht ihre noth: 
wendige Selbftändigfeit zu geben. Immer aber wird bei Eeeftaaten 
der Mittelpunft der ganzen Verwaltung jtetS nach dem Haupthafenplatz 
fallen und damit der Regel nad) das Intereſſe des Seehandels oft 
genug das der andern volfswirtbfchaftlichen Gebiete ſich unterordnen. 
Wie und bis zu welchem Grade dieß alles gefchieht, darüber entſcheidet 
die geographijche Geltalt des Landes; Natur und perfönliches Leben 
geben auch hier Hand in Hand, 

Anders gejtaltet ſich das alles in gebirgigen Ländern. Hier ift 
die Dichtigfeit der Bevölferung niemals eine große und daher die Aus: 
bildung der Berwaltungsaufgaben, mithin aud die des Verwaltungs: 
organismus, eine einfachere. Wie das Leben felbit, hat bier die Ver: 
waltung den Charakter des Dertlichen. Cie muß ihre Aufgabe nad 
den enger begränzten Verhältniſſen richten; viele derſelben fallen ohne 
hin fort: die Forderungen, melde fie ftellt, werden durch die natür- 
lihen Hinderniffe des Bodens modificirt, und im Allgemeinen bat ber 
Organismus der Verwaltung hier daher viel weniger Organe nötbig, 
während zugleich in denſelben viel mehr Aufgaben mit einander ver: 
bunden find. Das legtere ift wieder dadurch möglich, daß der einzelne 
Bewohner, ſelbſt örtlich auf ſich angewiefen, theils weniger vom Ge 
fammtleben berührt wird, theils fich felber zu helfen verfteht. Und eben 
Darum Wieder ift auh dad Maß, in welchem der Organismus ber 
Berivaltung eingreift, bier weit geringer, das Amt verliert ſelbſt da, 
wo es zu vollziehen hat, einen Theil feiner erefutiven Gewalt, und 
wie das Verſtändniß des Gejammtlebens bei dem Einzelnen geringer 
ilt, jo bedarf es bei dem Drgane der Verivaltung hier auch nicht fo 
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fehr der tbeoretifchen Bildung, als der Fähigkeit, die Individuen richtig 
zu behandeln; wie denn auch dort die lettere weit höher geſchätzt wird 
und der Einfluß des Organs meit mehr mit biefer ald mit jener 
fteigt. Dabei find die Arten der Gebirge je nach ihrem Verhältniß 
zur Produktion wieder ſehr verſchieden, und zwar je nachdem fte ſich 
zur Urprobuftion (Bergbau) oder zu den einzelnen Arten ber landwirth⸗ 
Ichaftlihen Produftion mehr eignen. Die Produktionskarte ift 
neben der Höhenkarte die Baſis der VBertheilung der Ber. 
waltungsorgane für die Gebirgsländer. 

Daß nun endlih, wenn Gebirge und Ebene zufammentreffen, im 
Allgemeinen die Ebene das Gebirge beberricht, bevarf Feiner meitern 
Entwidlung. Es möge nur noch bemerkt werden, daß die Funktion 
eines Verwaltungsorganes naturgemäß felten einen Bergrüden überfteigt, 
während fie in auslaufenden Thälern bis zum Ende derſelben fich zu 
erſtrecken pflegt. 

Mährend auf diefe MWeife der Begriff des Lebens mit den an fi 
gegebenen Aufgaben der Verwaltung den Organismus in feiner innern 
Eintheilung, das Land mit feinen örtlihen Verhältnifien denfelben in 
feiner äußern Bertheilung bedingt, ift der Einfluß des Volkes nur 
fehr allgemein zu faflen. Wenn wir unter dem Begriffe der Gefittung 
in Beziehung auf die Verwaltung etwas Beltimmtes verjtehen wollen, 
jo Tann es nur das fein, daß dieſelbe das Maß bezeichnet, in welchem 
die organiihe Wechſelwirkung zwiſchen dem Gefammtleben und dem 
Einzelleben und das harmonifche Bebingtfein des einen durch das andere 
zum allgemeinen Bemwußtfein gelangt iſt. Es ergibt fi) daraus der 
eben jo allgemeine Sag, daß mit dem Fortjchritte der Gefittung noth: 
wendig einerjeitö die Ausbildung der Verwaltung und ihres Drganis- 
mus an fich, andererſeits die Willigkeit der Einzelnen wächst, der Ber: 
waltung theils zu folgen, tbeil aber ihr jelbitthätig zu Hülfe zu kommen. 
Daraus ergibt fi dann, daß bei freigebornen Völfern die Entwidlung 
der freien Formen der Gelbitverwaltung — der Vereine — und ihre 
Ausdehnung in dem Grabe fteigen, in welchem die allgemeine Öefittung 
fteigt; naturgemäß wieder in demfelben Verhältnig, in welchem bie 
Dichtigfeit der Bevölferung zunimmt. Dieß nun in einzelnen Ländern 
genauer zu verfolgen, iſt eine eben jo wichtige al8 anziehende Aufgabe, 
bei deren Löſung nur zu beachten ift, daß jede Darftellung um fo werth⸗ 
lojer wird, je allgemeiner die Redensarten find und je unbeitimmter die 
Beziehung auf die ganz concreten Verhältniffe gerade der Verwaltung 
und ihrer Zweige und Aufgaben gelaflen wird. 

Dieß nun find die objektiven PBotenzen, melde auf die Bildung 
bes Berwaltungsorgantsmus Einfluß nehmen. Aus ihren Zuſammen⸗ 
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wirken mit ben perfönlichen Elementen der ftaatlihen und ber Selbit- 
verwaltung gebt nun das pofitive Syſtem des Verwaltungsorganismus 
hervor. 

Es iſt als ein großer Foriſchritt feſtzuſtellen, daß in neueſter Zeit dem 
natürlichen Elemente, namentlich dem Lande, ſein ungemeiner Einfluß auf die 
Staatsbildung überhaupt und wenigſtens beziehungsweiſe auch auf die Verwal⸗ 
tung vindicirt worden iſt. Hier hat Riehl in ſeiner geſchmackvollen Art der 
Behandlung eigentlich feinen rechten Nutzen gehabt; die Theorie hat ihm daflir 
dauernd dankbar zu fein; wenn er auch nicht zu firengen Reſultaten gelangt, 
fo hat er doc gezeigt, wie der natürlide Sinn für die Yormulirung derfelben 
geachtet werben muß. Während Mohl, Mayer, Zachariä, felbit der ängfilich 
pofitive Baumſtark e8 noch nicht verftanden, dem Lande fein Recht einzuräumen, 
bat Gerfiner in feinen „Örundlehren der Staatsverwaltung“ den „Staat in 
feinen Naturbeziehungen“ (Kap. VII.) aufgenommen, und in eben fo umfichtiger 
als geihmadvoller Weife die Ietteren in ihren organifchen Berhältniffen zur 
Derwaltung dargeftellt; entjchieden der Glanzpunkt des gründlich und doch an⸗ 
ziehend gearbeiteten Werkes. Nur ift auch hier das fpecifiide Eingreifen in die 
einzelnen Berhältniffe der Verwaltung zu fehr überragt von dem allgemeinen 
Verhältniß zur Staatenbildung. Wie fehr wäre e8 zu wünſchen, daß künftig 
jede, pofitive Verwaltungskunde zugleich in diefem Sinn eine Berwaltungs- 
geographie und Kulturftatiftif mit in ſich aufnähme! 


Bierter Abſchnitt. 
Das verfajfungsmäßige Regierungsrecht. 


Begriff und Weſen deffelben. Die Bedeutung des „Rechtsſtaates“ und fein 
Berbältniß zum verfaffungsmäßigen Negierungsredt. 


Un nun Begriff und Michtigfeit des verfafjungsmäßigen Regierungss 
recht? zu würdigen, muß man das, was wir über den Organismus der 
Regierung gefagt haben, in Einen Blick zufammenfaffen. 

Durch die oben gegebene Darftellung ift die „Regierung“ jetzt ein 
anderes, als der bloße, abitrafte Begriff der vollziehenden Gewalt in 
ihrer perjönlichen Geftalt; fie ift jet ein mädhtiges, wohlgeordnetes 
Ganze; fie bat hundert und taufend Drgane, mit denen fie auf allen 
Punkten zugleich wirkt; fie ift nicht bloß der gefeßgebenden Gewalt coor: 
dinirt, als die bloße Vollzieherin ihres Willens," fondern fie ift zugleich 
die Erfüllung derfelben ſowohl ihrem Geifte als ihrer Verwirklichung 
nad; fie ift der wahrhaft thätige, der nie ruhende, allgegenwärtige 
Vertreter der perjönlihen Staatsidee. In ihr concentrirt fich alles, 
was der Staat will und kann; im wirklichen praftifchen Leben erfcheinen 
daher alle übrigen Momente dem Staat, als diefem großartigen Ganzen, 
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untergeorpnet, und zwar in um fo höherm Grade, je höher fie felber 
geiltig fteht, je tiefer fie in das Weſen des Staatölebens ein: 
dringt, je richtiger fie die concreten Verhältniſſe beurtbeilt, je fchneller 
und zweckmäßiger fie dieſelben orbnet und verwaltet. Sie ift daher bie 
wahre herrſchende Macht im Leben des Staats und feine Verfafiung 
und feine Inſtitution kann ihr diefe Stellung nehmen, wenn fie geiftig 
im Stande ift, fie zu behaupten. 

Sie Tann daher unendlich viel Gutes thun, im Ganzen wie im 
Einzelnen. Sie fann aber auch viel Uebles thun, und das Uebel, was 
fie thun Tann, ſcheidet fih in zwei große Gruppen, die man ihrem 
Weſen nad jchon bier feſt ins Auge fallen muß. Die erfte umfaßt 
alles dasjenige, wodurch fie dem Volke feine Selbftändigfeit und Selbft- 
thätigleit nimmt und fo dem Glüde und Wohlergehen das höchfte Gut, 
bie freie Entwidlung des Staatsbürgerthums opfert. Die zweite Gruppe 
befteht in den einzelnen Handlungen, durch welche fie beitehende Rechte 
und Sntereffen verlegt. Die erfte iſt mehr dem politifchen Gefühl, die 
zweite mehr dem juriftifchen und wirthſchaftlichen Urtheil verſtändlich. 
Die erfte erzeugt jenes tiefe, allgemeine, unfaßbare, in feinem feiten 
Punkt ſich erfhöpfende und dennoch zuweilen unmwiberftehliche Unbehagen, 
welches das ganze Staatsleben durchzieht und zuleßt, zur größten Ge- 
fahr deflelben, die offene Revolution werben kann. Die ziveite dagegen 
erbittert und verlegt den Einzelnen, erzeugt Unwillen und harte Ur: 
theile, hemmt die freie Beivegung des Ganzen und kann durch beftän: 
dige Wiederholung des Unrechts im Einzelnen zum Unrecht gegen das 
Ganze werden. So ift hier wie in allen menfchlichen Dingen das Ueble 
mit dem Heilfamen, der Schatten mit dem Licht zugleich gegeben. 

Es ift daher natürlih, daß in der höhern Entwidlung bes ſtaat⸗ 
lichen Lebens ein organifcher Proceß eintritt, der jener Gefahr, daß 
das Gute das Ueble erzeuge, zu begegnen ftrebt. Der Anhalt dieſes 
Proceſſes und das, was er erreichen will, ift wohl Har genug. Es foll 
jener gewaltigen Macht der Regierung eine Gränze gezogen werben, 
jenfeits welcher das öffentliche Unrecht liegt und welche die Regierung weder 
im Ganzen noch im Einzelnen überfchreiten darf, ſoll anders das Princip 
des freien Stantsbürgertbums und das der Heiligkeit des Einzelvechts 
und feiner Sinterefien gewahrt werden. Eine folde Gränze für die 
Thätigkeit Einer perjönlichen Organifation gegenüber der Andern nennen 
wir das Net. Das Recht ala Gränze der vollziehenden Gewalt ber 
Regierung, der Regierungsgewalt, gegenüber der ftaatSbürgerlichen Frei⸗ 
beit und der bürgerlichen Selbftändigfeit der Einzelnen beißt das Re: 
gierungsrecht. Der Proceß aber, der dieß Regierungsrecht in allen 
Verhältniſſen des wirklichen Staatslebend herftellt, beruht auf dem 
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Weſen der Verfaffung; und daher nennen wir dad Regierungßredit, 
infofern e8 feine Beftimmung und feine Herftellung durch die Verfaſſung 
empfängt, das verfaffungsmäßige Regierungsredt. Die Dar: 
ftellung dieſes verfaflungsmäßigen Regierungsrechts ift die Aufgabe des 
Folgenden. 

Halten wir nun dieſen Begriff mit dem des verfaſſungsmäßigen 
Rechts der vollziehenden Gewalt überhaupt zuſammen, wie wir den⸗ 
ſelben oben entwickelten, ſo ergibt ſich, daß derſelbe diejenige beſondere 
Geſtalt und derjenige ſpecielle Inhalt der letztern iſt, welcher durch 
Weſen und Funktion der Regierung als einheitlich per— 
ſönlicher Form der vollziehenden Gewalt gegeben iſt. Es 
gibt daher innerhalb des obigen Begriffs neben dem verfaſſungsmäßigen 
Recht der Regierung auch noch ein Recht des Staatsoberhaupts, das 
bereits dargeſtellt iſt, und ein verfaſſungsmäßiges Recht der Selbſtver⸗ 
waltung und des Vereinsweſens, das den Inhalt des zweiten Theils 
bildet. Aber von allen iſt das Regierungsrecht bei weitem das ſchwie⸗ 
rigſte, theils weil es ſo ſchwer zu beſtimmen iſt, theils aber auch und 
vorzüglich, weil es namentlich in Deutſchland ſo wenig in Geſetzgebung 
und Verwaltung, in Theorie und Praxis entwickelt iſt. Wir werden 
im Folgenden die nicht leichte Aufgabe haben, eine ganze Reihe neuer. 
Begriffe und Darftellungen entwideln, ja die Annahme oder doch bie 
Unterfuhung bderjelben für die Staatswiffenichaft geradezu fordern zu 
müffen. Wir werben, tie es in folden Yällen zu geichehen pflegt, 
zum Theil ung in fcharfe Conjequenzen einzulaflen haben und manchem 
wird es erſcheinen, als wären Gafuiftif und Epikfindigfeit dabei ſehr 
weit getrieben. Nun wäre es allerdings leicht, im Allgemeinen zu 
bleiben. Allein gerade in Rechtöfragen ift damit menig gewonnen. 
Wird man denn wirfli dem öffentlichen Recht zum Vorwurf machen, 
was man von dem bürgerlichen Recht fordert, um es als ein gutes 
anzuerfennen, bejtimmte Definitionen im Ganzen und fcharfe Entwid: 
lung der einzelnen Gonfequenzen? Wir glauben faum. Wohl aber 
werden wir genug Gelegenheit haben, mit Unfertigfeiten in Geſetzen 
und Theorie zu Tämpfen. Möge es uns dabei zur Entſchuldigung 


dienen, baß mir fie nie zu verurtheilen, ſondern nur biftorifch zu erflären 
fuchen werben. 


Der Begriff und die Hiftorifhe Bedeutung des Rechtsſtaats. 
Es ift unzweifelhaft hier der Ort, um fich über dieſen keineswegs unwidtigen 
Begriff Rechenſchaft abzulegen. 

Man muß zunähft davon ausgehen, daß Wort und Begriff des „Rechts⸗ 
ſtaates“ ſpecifiſch deutſch find. Beide kommen weder in einer nicht deutfchen 
Literatur vor, noch find fie in einer nicht deutfchen Sprache correct wieder zu 
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geben. Es ift eben fo gewiß, daß fie erſt unferm Jahrhundert angehören, und 
daß eigentlih erſt Mohl fie feftgeftellt, ja in feiner Literatur der Staatswiffen- 
haften I. ©. 297 ff. die ganze Geſchichte des Staatsbegriffs feit Hugo Grotius 
auf fie zurüdgeführt hat. Und es ift feinen Augenblid zu verfennen, daß, wenn 
Mohl aud darin Unrecht hat, alles auf jene beiden Fundamente zu redu⸗ 
ciren, er dennod darin Hecht hatte, fie in den Vordergrund zu fielen. Was 
feiner Auffaffung fehlt, ift eben nur das Mare Bewußtfein von denjenigen Yak- 
toven, für welcde jenes Necht des Rechtsſtaates gelten follte. 

In der That nämlich hat wohl niemand, fo wenig vor ald nach Hugo 
Grotins daran gedadt, einen Staat ohne Recht, ohne Rechtsbildung und 
ohne Rechtspflege hinzuftellen. ben fo wenig hat wohl eigentlich jemand den 
Gedanlen gehabt, daß der Staat gar nichts als eine Anftalt flir die Nechts- 
pflege fein ſolle. Das Recht erfcheint vielmehr als ein immanentes Element 
jedes Staatsbegriffes zu allen Zeiten; und es ift daher Mar, daß das Wort 
„Rechtsftaat” nicht etwa bloß einen Staat bedeuten foll, der das Necht über⸗ 
haupt in feine Aufgaben aufnimmt, da in diefem Sinne der Begriff des 
Etaat8 Überhaupt mit dem des Rechtsſtaats identifch wäre, und man eben 
jo gut von einem Militärftaat, einem Steuerftaat u. f. w. als identifch mit 
dem Staatsbegriff reden müßte, da jeder Staat Militär, Steuern u. |. w. 
hat. Sondern, und das hat Mohl aus Hiftorifhen Gründen noch nicht er» 
fannt, der Nechtsftaat bedeutet vielmehr den Staat, infofern er nicht etwa das 
Recht an fih,-fondern ein ganz beſtimmtes Nechtsgebiet entwidelt; und 
um der Anerkennung und Entwidlung diefes Gebietes willen heißt er eben 
Rechtsſtaat. Diefes Gebiet aber ift nicht etwa das bürgerliche oder das pein- 
lihe oder das gejellichaftliche Necht, ſondern es ift eben fpecifiih das Regie 
rungsredt im obigen Sinn. Die Forderung nah einem Rechtsſtaate 
bedeutet daher den Zeitpunkt, wo vom Staat nicht das Recht überhaupt, fon- 
dern das Negierungsreht als geltendes Syſtem für fein neues Staatsleben 
gefordert wird, d. h. wo dem großen und gewaltigen Organismus der Negie- 
rung gegenüber dem Geſetz, der Eelbftverwaltung und dem Einzelnen eine 
Gränze geſetzt werden fol, um die Selbftändigfeit diefer drei Faktoren gegen- 
über der Regierungsgewalt zu bewahren. Und das num ift richtig, daß die 
Haupttendenz der ganzen Redtsphilofophie feit Hugo Grotius dahin geht, den- 
jenigen Begriff des Staats aufzuftellen und zu entwideln, der eine ſolche 
Gränze des Regierungsrechts principiell in fi trägt. Wir haben ſchon früher 
gejagt, daß die ganze Vertragstheorie den Staatsbegriff nur in zweiter Meihe 
fuchte, in erfter Reihe aber durch den vertragsmäßigen Staatsbegriff das Recht 
der Negierung zu beſchränken tracdhtete, ohne jedoch das felbft zu wiſſen. Das 
iſt die große Epoche des vertraggmäßigen Rechtsſtaates. Die zweite Epoche 
beginnt jedoch da, wo durch die Verfaffungen der Begriff des Geſetzes fi 
von dem der Verordnung zu fcheiden anfängt. Hier ift es nicht mehr noth- 
wendig, auf den Vertrag als Grundlage der Rechtsbegränzung der Regierung 
zurüdzugehen; die philofophifche Begründung der Staatgidee wird flir den Be⸗ 
griff des Rechtsſtaats ziemlich gleichgültig, wein nur das Mar wird, daß bie 
Gränze der Regierungsgewalt das Geſetz if. Die Nothwendigleit, 


eine ſolche Gräfize zu Haben, bleibt; bie Idee bes „Rechtsſtaates“ im Sinne 
Mohls geht daher nicht unter, obgleid; weder Herbart noch Kraus noch Hegel 
nod) Stahl mehr an einen Vertrag denfen, und ber Vertrag felbft aus dem ger 5 
wöhnlichen Werfen, wie Bluntfhli, verſchwindet. Allein fie hat jest einen 
ganz andern Inhalt: Sie bedeutet jet das Syftem von diechtsgtunvſahen und 
Nehtsmitteln, durch welde die Negierung zur Innehaltung bes gefeh- 
lichen Rechts im ihren Berordnungen umd concreten Thätigfeiten gezwungen 
werben fell. Ein folder Begriff war fir England durchaus üiberflffig, da die 
Thatſache feines öffentlichen Rechts ohnehin jene Forderung erfüllte; file Frank 
reich ebenfalls, weil hier neben dem Begriff bes Gejekes die Grundſäte der 
Berantwortlichleit und des Verfahrens fehr Mar ausgejproden waren, und die 
Gränge der Negierungsgewalt damit conftitutionell gefichert erſchien. Allein 
für Deutfhland, das ein halbes Jahrhundert hindurch noch Leine Berfaffung, 
keinen feften Begriff des Gefeßes, und alfo aud) feinen Begriff der Regierung 
hatte, mußte man die Begränzung der letzteren in das Gebiet der Theorie ver- 
Iegen, da man fie in dent der Gejeßgebung vergeblich juchte. Und dies eben 
geſchah, indem namentlich Mohl den Begriff des Staats mit den des „Rechts- 
ſtaats“ im obigen Sinn ibentificirte. Er hatte darin Recht, und die ganze 
Bewegung feiner Zeit ſtimmte ihm dankbar zu; der „Rechtsſtaat“ war die 
Forum, in welder man das umabweisbare Bedürfniß nicht nach einem Recht 
überhanpt, fondern nach einem verfajungsmäßigen Negierungsrecht, und damit 
nach der Scheidung zwiſchen Geſetz und Verordnung in Einem ſchlagenden 
Wort zum Ausdrud brachte. Das ift bie hiſtoriſche Bedeutung beffelben; es 
hat feine große, bebeutfante Miſſion erfüllt, und wird jet verſchwinden. Das, 
was «8 fuchte und bezeichnete, und um deffentwillen es den ganzen Staat in 
Einer feiner Funktionen aufgehen ließ, ift das, was wir das verfaſſungsmäßige 
Negierungsrecht nennen. Und jest wird man auch wohl die Nothwendigfeir 
erfennen, dieſes hochwichtige Gebiet nicht mehr mit einigen allgemeinen Sägen 
zu erledigen, fondern es in feinem ganzen ſyſtematiſchen Inhalt zu entwideln. 
In der That können wir jeht ſchon den Beginn dieſer entjcheidenden Bewegung, 
der Höhern Auffaffung des Rechtsſtaats, deutlich erfenmen. Den erften bes 
deutenden Schritt daher hat Bähr in feiner Schrift „Der Rechteſtaai. Eine 
publiciſtiſche Stigge 1864* gethan, die allerdings noch mehr im Gebiete des 
Peincips als der praftifchen Anwendung ſich bewegt, aber in jeder Begiehung 
weit tiber die bisherige gewöhnliche Auffaffung ſich erhebt. Wir werden unten 
Anlaf genug finden, dieſelbe zu benugen. An Nacfolgern wird es nicht 
fehlen. 





I. Die Rechte der Regierung. 
Begriff, Princip und Syſtem derſelben. 

Unter den Rechten der Regierung verſtehen wir nun die Gefammt- 
heit von Willensbeftimmungen und wirklichen Thätigfeiten im Staats: 
leben, zu denen die Negierung in dem Sinne, in weldem wir diefelbe 
als jelbjtändigen Organismus im Leben des Staats bingeftellt und von 
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Etaatoberhaupt, Selbftverwaltung und Vereinsweſen geſchieden haben, 
beftimmt und daher aud beredtigt ift. 

Die hiftorifche Entwidlung des innern Staatälebens hat e3 nun 
mit jich gebracht, daß man bisher in Deutſchland noch nicht das Bes 
dürfniß empfunden bat, fich mit diefen Rechten, bis auf wenige außer 
ordentlihe Ausnahmen, eingehend zu befchäftigen. Denn bad Ber: 
fafjungsleben ift bier fehr jung und noch immer ftehen wir vielfadh auf 
dem Standpunkt, den Kern des öffentlihen Rechts in der negativen 
Beichränfung jedes Rechts der Regierung durch die verfaffungsmäßigen 
Drgane zu ſuchen, fo daß ſich die Kraft ſowohl der Gejeggebung als 
der willenfchaftlichen Unterſuchung in der Frage erfchöpft hat, wie dieſe 
Beihränfung am ficherften herzuftellen ſei, ohne zu ber viel ernitern 
überzugeben, welches denn ber Inhalt diefer Rechte der Regierung 
fein fönne und fein müfle, um vermöge diefed nothiwendigen Inhalts 
derſelben erjt ihre wahre Beichränfung zu finden. Man bat faft immer 
nur gefragt, mas die Regierungen nicht dürfen, felten oder nie, mas 
fie dürfen und was fie follen. Und wir fehen uns daher gezivungen, 
bier ein Gebiet zu betreten, das aud in unferer erften Arbeit in höchſt 
ungenügender Weile behandelt worden it. 

Allerdings ift dabei die erfte Vorausſetzung, daß man eben das 
Geſetz von der Verordnung, die Gejeßgebung von der Vollziehung und 
in der letztern wieder das Staatsoberhaupt von der eigentlidhen Re 
gierung ſcheide. Iſt daS geicheben, fo Tann man die Frage jtellen, 
welche Aufgaben dann dieſer eigentlihen Regierung zufallen, melde 
Rechte fi) daraus ergeben und in welchen Formen diefelben auszuüben 
find. Und erft dann ift nicht mehr ein abftrafter Begriff ber voll- 
ziehbenden Gewalt, ſondern in ber pofitiven Geftalt dieſer einzelnen 
Rechte das Subftrat für die enticheidende Frage nad) der Berantivort- 
lichfeitt und Haftung gegeben. 

Wir find daher gezwungen, da uns die Gefeßgebungen gleichfalls 
im Stich lafien, vor allen Dingen nad demjenigen Faktor zu fuchen, 
der dieſe Rechte erzeugt. Und diefer ift fehr einfach). 

Hat fi nämlich einmal die felbftändige Funktion der Regierung 
ihre Anerkennung gewonnen, fo ift es Har, daß dieſe Funktion 
ſelbſt das Recht auf alle diejenigen Willensbeftimmungen und wirt: 
lihen Thätigfeiten enthält und gibt, melde als Bedingung ihrer 
Bollziehung erfiheinen. Das Nedtsprincip für die Regierungsrechte 
ift daher der Grundſatz, daß die Regierung auf alles dasjenige ein Recht 
hat, was durch die Natur ihrer betreffenden Funktionen ala nothwendig 
gefordert wird. Oder: das Recht der Regierung geht im Ganzen wie im 
Einzelnen ſo weit, als die Aufgaben derjelben es ihrerſeits bedingen. 


300 


Dieß allgemeine Princip hat nun bisher genügt. Die Frage, ob 
und welche einzelnen Rechte und Rechtsfragen nun innerhalb bieles 
Princips liegen, ift nicht aufgeftellt; nur die franzöfiſche Jurisprudenz 
bat hierfür den Anfang gemadt. Da es nun aber einleuchtet, daß es 
bei einem fo allgemeinen Gebiet, wie dem der Regierung, gerade auf 
die Unterfchiede der einzelnen Rechte anlommen muß, um die Haftung 
und die Veranttwortlichkeit zu beftimmen, die ja eben nichts anderes find, 
als die Art und Weife, wie das für die Thätigfeit der Regierung geltende 
Necht zur Verwirklichung fommt, fo find wir genöthigt, auf dieſe ohnehin 
höchſt mwichtigen Unterfchieve hier einzugehen. Ünd baraus entfteht denn 
das, was wir das Syftem der Rechte der Regierung nennen müffen. 

Dffenbar nun Tann ein foldes Syſtem der Rechte der Regierung 
nicht aus dem Begriffe des Recht? an fich hervorgehen; fondern da viele 
Rechte für die Funktionen der Negierung gelten, jo muß man not 
wendig dem Syſtem der Rechte der Regierung das Syſtem ihrer Funk 
tionen zum Grunde legen. Dieſes nun ift eben in dem Organismus 
derjelben enthalten, den mir foeben dargelegt haben. 

Die Baſis diefes Organismus ift nun offenbar wieder bie Unter: 
ſcheidung zwiſchen dem Minifterial» und Behördenſyſtem; denn in biejen 
beiden Kategorien erſt drüdt fich der mahre Unterfchied der beiden Eeiten 
der Regierungsthätigfeit aus und an fie fchließt fich daher auch die 
Möglichkeit, ein Syſtem der Regierungsrechte zu finden. 

Nun haben wir das Minifterialfyftem als benjerigen Organismus 
bezeichnet, der im Gefammtminifterium den Geift, im Minifter die per: 
fönlihe Einheit und im Minifterium die Gleichartigfeit der Vollziehung 
berzujtellen hat. Das Behördenſyſtem ift dagegen derjenige Organismus, 
der diejen allgemeinen Willen der vollziehenden Gewalt in den einzelnen 
Fällen ausführen fol, indem er ihm feine, den befondern Verbältnifien 
entiprechende Geſtalt gibt und ihn wirklich und äußerlich zur Durch⸗ 
führung bringt. Es ergeben ſich daher drei große Kategorien in ben 
Funktionen der Regierung. Sie muß den Willen der Vollziehung über 
haupt haben und äußern; fie muß ihn für die befondern Verhältnifie 
Ipeziel aussprechen und fie muß ihn wirklich durch die äußere That 
vollziehen. Das erfte gefchieht durch den Organismus des Minifterial: 
ſyſtems, das zweite und dritte Durch Den Organismus des Behördenſyſtems. 

Nun nennen wir den Willen der vollziehenven Gewalt an fich die 
Berordnung Zum Unterſchiede von ber Verorbnung nennen fir 
den fpeciellen Willen, welcher die Verordnung für die befonderen Bers 
hältnifje von Ort und Zeit modificirt, die Verfügung; und die wirt 
liche äußerlihe wollziehende That den Zwang. Demgemäß entſpricht 
das Syſtem der Regierungsrechte dem organifchen Syſtem der Regierung 
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felbft in einfacher Weile. Der Minifterialorganismus aber — der Mi- 
nifter als perſönliches Haupt deſſelben — bat das Recht auf Erlaß 
von Verordnungen; der Behörbenorganismus, ober das einzelne 
Amt als feine indivinuelle Geitalt, bat das Recht auf Erlaß von 
Verfügungen und auf Anwendung von Bmwangsmitteln. 
Das find offenbar die einfachiten Elemente des Syſtems der Regierungs: 
rechte; und wir glauben, daß man fie in der Theorie fo gut anerkennen 
wird, wie fie in ber Praris aller Länder, wenn auch unter verfchiebenen 
Namen (f. unten) unzweifelhaft alle Tage zur Geltung fommen. 

Allein diefe einfache Unterfcheidung genügt offenbar nit. Denn 
die in Verordnung, Verfügung und Zwang (Execution) gegebenen Funk: 
tionen der Regierung find nicht einfach, fondern jede derjelben enthält 
wieder eine Reihe von höchſt weſentlichen Unterfchieven. Jede bildet 
daher wieder ein Syſtem von Funktionen und Rechten für ſich; und fo 
entjtehen uns Begriff und Inhalt des Verordnungsrehts, des Ver: 
fügungsredhts und des Zwangsrechts. 


Wir können bier die Bemerkung nicht unterdriiden, welche aud für das 
Folgende von nicht geringer Bedeutung ift, und das Berhältniß unjerer Arbeit 
zu der bisherigen Auffaffung vielfach erflären dürfte. Jenes Syftem der Rechte 
der Negierung ift in der Literatur feineswegs unberüdfihtigt geblieben. Allein 
der Gang der politiihen Entwidlung hat e8 mit fih gebracht, daß man unjers 
Wiffens niemals verfucht hat, diefe Nechte aus dem Wefen der Regierung 
jelbft zu erklären und als nothwendig hinzuftellen; man ift vielmehr nur 
dadurd auf diefelben gelommen, daß man fie als Gegenftand der Haftung 
in Betracht gezogen, und daher die Haftung nicht nur zur Hauptfadhe gemacht, 
jondern jene Rechte eben dadurch nur fo weit unterfucht hat, als eine beftimmte 
Haftung geſetzlich worgejchrieben, und deßhalb aud die gerichtliche Competenz 
in Frage geftellt worden if. Natürlih hat auf diefe Weife nicht nur keine 
ſyſtematiſche Auffaffung entftehen können, fondern man bat aud, indem man 
die Frage bei ihrer Konfequenz flatt bei ihrem Princip anfaßte, fein rechtes 
definitives Reſultat erreicht. Die ganze Behandlung ift da wo fie zur Sprade 
fommt, noch immer durchzogen von einer gewiffen Angft, der Aegierung zu 
viel Rechte einzuräumen; das ganze Studium concentrirt in der Frage, wie 
man dieſe Rechte beſchränken könne, ftatt in der, worin fie beftehen; das macht 
denn aud die richtige Beurtheilung einzelner Anfichten vielfach ſchwierig. — 
Der Werth unferer Auffaffung zeigt fi jedoch am Harften erft in dem Rechte 
der Haftung und Berantwortlichkeit. 


A. Die miniflerielle Verordunngsgewalt und das Vexordnungsrecht. 
(Vollzugsverordnung, eigentliche Verordnung und Nothverordnung.) 


Das Verordnungsrecht ift demnach das ſpecifiſche Recht des 
Minifterialfpftems in der vollziehbenden Gewalt. Das 
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Minifterium hat weder Verfügungen mit Örtlicher und zeitlicher Gültigkeit 
zu erlafien, fondern höchftend den Behörden die Enticheibungen und Ans 
weifungen zu geben, nach denen fie verfügen follen; noch hat das Mini« 
fterium die wirkliche Vollziehung felbft zu beforgen, ſondern fie höchſtens 
den Behörden in Form eines Befehls aufzutragen. Aber das Verordnen, 
als die fpecifiihe Funktion des Minifteriums, ift feine einfach geartete 
Thätigkeit. Es hat ſehr wejentlich verfchiedene Grundformen. Nur ent 
wideln fih diefe Orundformen nicht aus dem Begriff der Verordnung, 
fondern fie entftehen erft durch das Verhältniß der Verordnung zum 
Geſetz. Wo es feine Gefete gibt, fondern Geſetz und Verordnung noch 
verſchmolzen find, da fommen jene Unterfchiede nicht zur Erfcheinung; 
und das ift der Grund, weßhalb über das Weſen der VBerorbnung fo 
viel Unklarheit herricht, da man bis zu unferem Jahrhundert Gefe und 
Verordnung als identisch nahm und in Deutichland eigentlich erft feit 
1848 begonnen bat, fie öffentlich rechtlich zu ſcheiden. Sowie jedoch 
diefe Scheidung vollzogen ift, fo ericheinen folgende Kategorien der Ber: 
ordnung, welche ihrerſeits ewig vorhanden find, weil fie nicht eben auf 
einzelnen Gefegen, fondern auf dem organiſchen Wejen der Bollziehung 
beruhen. 

Die Bollzugdverordnung ift diejenige Verordnung, welche fich 
an ein beftimmtes einzelnes Gejeg anfchließt und biejenigen Beſtim⸗ 
mungen für bie Thätigfeit der Behörden und die individuellen Verhält⸗ 
nifje der Staat3bürger enthält, welche ala die Bedingungen der Ber 
wirklichung des betreffenden Geſetzes anerfannt werben. 

Die eigentlihe Verordnung dagegen ift diejenige, welche für 
alle die Fälle, wo es noch feinen Willen der gejegebenden Gewalt, 
fein Gefet gibt, den Willen der vollziehenden Gewalt an ber Stelle de 
Geſetzes eintreten läßt. Die eigentliche Verordnung erjeßt daher das 
Geſetz, während die Vollzugsverordnung es ausführt. 

Die Nothverordnung iſt endlich diejenige Verordnung, welche 
das beitehende Geſetz in denjenigen Fällen ändert ober aufbebt, wo 
äußere Gefahren die Beachtung des Geſetzes unmöglich oder für den 
Staat verderblid) machen mürben. 

Alle drei Arten der Verordnung können fih nun auf alle Ber 
bältnifje des Staatslebens beziehen. Es gibt gar Fein Gebiet, das 
von den Verordnungen an fi abjolut ausgeichloffen wäre, und feine 
Berfaffung der Welt Tann das geſetzliche Recht unter allen Umftänden 
der Unterwerfung unter die Berorbnung entziehen. Die Regierung aber 
muß das Recht auf alle diefe Arten der Verorbnungen haben, weil fie 
im Weſen ber vollziehenden Gewalt mit derfelben Nothwendigkeit Liegen, 
mit welcher das Recht auf Gejebgebung im Weſen des Staats jelbft 
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liegt. Es ift daher ganz gleihgültig, ob das Recht auf dieſe Ber 
orbnungen in der Berfaflung ausbrüdlich anerkannt ift, wie in Frank: 
reich, oder nicht, wie in England; es ift ganz gleichgültig, melde 
Grundform der Verfaffung ein Staat bat, ob monardifch oder republi« 
kaniſch; immer wird bie Regierung dieſe Verorbnungsgeivalt befigen 
und befigen müffen, meil fie eben fonft gar feine Regierung ift. 

Das ift daher auch an fih wohl faum jemals zweifelhaft geweſen. 
Allein die Frage entiteht erft da, wo dieſe Verorbnungsgeivalt mit ber 
gefeßgebenden Gewalt in Berührung tritt und daher zwiſchen beiden 
großen Geivalten die Gränze beftimmt erden muß. Diefe Gränze 
heißt bier wie immer das Recht. Und fo entfteht uns zunächſt ber 
formale Begriff des Verordnungsrechts als derjenigen rechtlichen 
Gränze für Verorbnungsgewalt, welche derfelben durch das Recht 
und Wefen des Geſetzes geſetzt wird. 

Dffenbar nun iſt dieß Verordnungsrecht für die drei Hauptarten 
der Verordnung wieder nicht daſſelbe. Es gibt vielmehr ein Syftem 
des Verordnungsrechts, wie es ein Syſtem der Verordnungen felbft 
gibt. Der Inhalt dieſes Syſtems aber ift natürlich von höchſter Be 
deutung, und biefer Inhalt folgt nun aus dem Wefen der drei Arten 
der Verordnung in ihrem Verhältniß zum geſetzlichen Recht. 

1) Das Neht der Bollzugsverordnung in diefem Sinne, 
alfo ala das Necht der Verorbnung gegenüber dem Recht des Geſetzes, 
hat einen dreifachen Inhalt. Zuerft befteht diefes Recht darin, alle 
diejenigen Nechtöverhältnifie, welche auf dem durch das neue Gefeh ges 
änderten Recht beruhten, aufzuheben, jedoch für diefe Aufhebung nad) 
Ermefjen der vollgiehenden Gewalt diejenigen Mobificationen in Zeit 
und Raum, Art und Maß feftzuftellen, melde durch die vollftändige 
Durchführung des Geſetzes bedingt erfcheinen. Zweitens befteht es 
darin, alle diejenigen Organe zu jchaffen, oder diejenigen amtlichen 
Thätigfeiten im Wege der Snftructionen, Erlaffe u. |. w. vorzuſchreiben, 
durch welche die Behörben im Einzelnen zur Durchführung in den Stand 
gefeßt werden. Es ergibt fih daraus, daß fein Gefeg ohne eine 
Vollzugsverordnung ein vollftändiger Staatsmwille ift, 
ein Saß, den die Lehre von ber Gefebgebung nicht genug beachtet hat, 
da die Behörden zur Verwirflihung eines Gefetes überhaupt erft durch 
die Vollzugsverordnung verpflichtet erjcheinen, wenn überhaupt eine 
folche für ihre Thätigkeit nothwendig war. Allerdings folgt aber auch 
zweitens, daß die Minifterien nicht bloß für den Inhalt, ſondern auch 
für das Erfcheinen der Vollzugsverordnung verantwortlich find (f. unten). 
— Drittens aber darf eine Vollzugsverorbnung niemal® mehr 
enthalten, als was als Bebingung für die Ausführung des Geſetzes 
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wirklich nothwendig ift. Enthält fie mehr, oder glaubt ber Betreffenbe, 
daß fie mehr ober anderes enthält, fo hat er zwar kein Recht, den amts 
lichen oder ftantöbürgerlihen Gehorfam zu verweigern, wohl aber ſteht 
dagegen dann das Necht der Beſchwerde offen, eventuell das Geſuchs⸗ 
recht (ſ. unten). 

2) Das Recht der eigentlihden Verordnung. Dieß Recht 
der eigentlichen Verorbnung ift nun in mehr als einer Beziehung das 
wichtigſte. E3 beruht auf dem allgemeinen Grunbfaß, daß die voll: 
ziehende Gewalt allerdings für ihre, da® ganze Etaatöleben umfaſſende 
Funktion Gefege vorausfegen muß; daß fie aber eben deßhalb, mo 
biefe nicht vorhanden, aber die Funktionen der Vollziehung bennod) 
nothwendig find, durch ihren wenn auch einfeitigen Willen das Geſetz 
erfegen fann und fol. Wo immer daher der Staatöwille ohne Zu: 
ziehbung ber Volksvertretung gebildet wird, da wird die Verordnung 
mit dem Geſetze identisch erſcheinen und die Scheibung beider Elemente 
wird nur langfam vor fi) gehen. In ver That tritt dabei, wie nament: 
lih in Deutſchland im Anfange dieſes Jahrhunderts (f. oben, Gefchichte 
des Begriffs des Gefekes), die eigentliche Gefeßgebung anfänglich nur 
noch ale Beſchränkung ver Verorbnungsgewalt auf und diefe behält 
die Kraft und das Recht der Gejeßgebung, wo und fo lange nicht das 
geltende Recht durch Gelee gebildet wird. Es dauert daher lange, bie 
man überhaupt eine Gränze zwiſchen Geſetzgebungs- und Verordnungs⸗ 
gewalt findet. ft aber einmal die Gefeßgebung in ihrer wahren und 
vollen Thätigleit, fo wird fie ihrerjeits wieder dieſe Verordnungsgewalt 
in ihrem Rechte, fie zu erſetzen, womöglich auf das Aeußerſte beichränten, 
und zwar indem fie entivever, wie in England, den gefeggebenden 
Körper jelbft zugleich zum verorbnenden macht, ivas eigentlich 
der entjcheidende und erft in leßter Zeit in Deutichland gewürdigte 
Unterfchted zwifchen dem Weſen des englifhen Parlament3 und ben 
deutfchen Volfövertretungen ift — oder indem fie zu dem im Grunde 
böchft verkehrten Ausfunftsmittel greift, gewiſſe Gebiete ausprüdlich als 
folche zu bezeichnen, welche nur auf dein Wege der Geſetzgebung geregelt 
werden follen. Beides läßt das Weſen der eigentlichen Verordnungs⸗ 
gewalt gleich ſehr unklar werben; es enthält einen Widerfpruch mit dem 
wahren Weſen der Regierung, der ſich in dem Geifte der Vertvaltung 
äußert und der vollziehenden Gewalt ihre wahre Aufgabe faſt unmög: 
lich madt. Hält man aber die organische Bedeutung der letztern feit, 
jo ift e3 gar fein Zweifel, daß die Negierung im Namen des Gefammt: 
interejle8 durch ihre Verordnungen allenthalben die mangelnden Geſetze 
erſetzen Fann, wenn fie nicht glaubt, in der Lage zu fein, erft eine 

ä förmliche Geſetzgebung über ein der öffentlichen Rechtsordnung bedürftiges 
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Gebiet hervorzurufen, aber bie Verhältniffe eine raſche Erledigung 
fordern. Und darin befteht das eigentliche Verordnungsrecht. Iſt die 
Anwendung dieſes Hecht? der gejeßgebenden Gewalt nicht entiprechend, 
fo fol fie jelbft eine Gefeßgebung herborrufen, ober die Minifterien 
verpflichten, einen Gejegentwurf an der Stelle des biäherigen Verord⸗ 
nungsrechts vorzulegen, oder jelbft einen foldhen einzubringen. Allein 
das Recht auf folche Verordnungen kann ber Regierung nicht beftritten 
werden. Der Grundſatz, den Vollsvertretungen gewiſſe Gebiete vorzu⸗ 
behalten, welche nur durch Geſetze und nicht durch VBerorbnungen ge 
regelt werden bürfen, ift eben fo verkehrt an fi, als in der Ausfüh- 
rung unpraktiſch. Doc jcheint und dieſe Frage der Lehre von ber 
Gejeßgebung anzugehören. 

Wohl aber ſteht daneben ein Zweites feſt und dieß Zweite ift eben 
das Gegengewicht gegen jenes hochbeveutfame Hecht der Verorbnungs: 
gewalt. Während nämlich jedes Geſetz vollfommen berechtigt tft, durch 
feinen Inhalt bereit beftehende gefegliche Beitimmungen aufzuheben 
oder zu ändern, Tann eine foldhe Verordnung kein gefetliches 
Recht ändern. Sie Tann daher niemals da eintreten, mo ein ges 
feglih anerfanntes Recht eriftirt. Sie ift befchränft nicht etwa 
auf die Gebiete, wo das geltende Recht ihrer Meinung nad falſch tft, 
denn fie fann auch das verfehrtefte gejetliche Hecht nicht bejeitigen ober 
durch ein verordnungsmäßiges erſetzen, ſondern auf diejenigen, für 
welche ein gefeglihes Recht mangelt. Diefe in ihrem Weſen 
liegende Beſchränkung ift e8, welche das natürliche, aber auch vollftändig 
ausreichende Gegengewicht gegen die Möglichkeit der Webergriffe der 
Verordnung gegen das Geſetz bildet. Will demnach eine Regierung 
das gefetlihe Hecht ändern, jo reicht ihre Verordnungsgewalt nicht 
aus, fondern fie muß durch ein Geſetz das Geſetzliche umgeftalten. Nur 
wo das leßtere wirklich Fehlt, ift die eigentlihe Berorpnung glei 
dem Geſetz. 

Diefe einfachen Grundſätze haben nur in zwei Punkten Schwierig⸗ 
keiten. 

Der erſte Punkt iſt der, wo das als beſtehend anerkannte Recht 
nicht auf förmlichen Geſetzen, ſondern auf früheren Verordnungen be⸗ 
ruht, welche ihrerſeits wegen mangelnder Geſetzgebung Geſetzeskraft 
haben und bei denen daher die Frage formell gar nicht zu entſcheiden 
iſt, ob ſie Verordnungen oder Geſetze im obigen Sinne ſind. Eben 
deßhalb muß man anerkennen, daß in ſolchen Fällen die Regierung 
ein ſolches öffentliches Recht nur durch eine neue Vorlage an die Geſetz⸗ 
gebung ändern ſoll, weil ſie ſelbſt nicht das Recht hat, nach ihrer 
Scheidung von der Geſetzgebung ſich als identiſch mit der früheren 

Stein, die Verwaltungslehre. J. 20 
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Verorbnungsgemwalt zu betrachten, die zugleich Geſezgebung war, und 
daher auch nicht beredhtigt ift, die frühern Verordnungen zu behandeln, 
als ob fie nichts als Negierungsverorbnungen, das heißt ihrem Inhalte 
nach nur von, der Anficht der Regierung abhängig wären. Im Grunde 
ift dieß der Fall mit dem Common Law in England und mit den 
deutfchen Codificationen, dem Preußiihen Allgemeinen Landrecht und 
dem Defterreihiichen Bürgerlichen Geſetzbuch. 

Der zweite Punkt betrifft die Interpretation der Geſetze. 
Weſen und Recht der Snterpretation find in der bisherigen Wiſſenſchaft 
des öffentlichen Rechts [ehr unvollitändig behandelt; doch ift hier nicht 
der Ort, dieß nachzuweiſen. Klar aber tft, daß die Frage nach dem 
Nechte der interpretation erft da beginnt, wo die vollziehende Gewalt 
von der Gejehgebung im Miniſterialſyſtem ftreng geichieven if. Hier 
erft entfteht der Zweifel, ob da, mo das Geſetz unklar ift, das Minis 
fterium das Recht bat, daſſelbe für die ausübende Funktion feiner Bes 
hörden zu erläutern, oder ob dieß nicht allein durch daſſelbe Drgan 
gejcheben kann, welches dieß zu erläuternde Gejeß gegeben bat. Und 
in diefer Beziehung liegt nun wieder die Antwort nicht im Weſen des 
Geſetzes, fondern im Weſen der vollziehenden Gewalt. Die Minifterien 
müjfen dieß Recht haben, weil bie interpretation die Bedingung 
ber wirfliden Thätigfeit der Verwaltung ift, welche fo lange 
aufhört oder unficher ift, als ein zweifelhaftes Geſetz unklar bleibt. 
Das Recht auf die minifterielle Interpretation eines Geſetzes erjcheint 
daher als ein mejentliches Element der Verordnungsgewalt, meil es 
eine wejentliche Vorausfegung der Verwaltung überhaupt if. Die Er 
Härung und Begründung dieſes Sates iſt aber allerdings nicht im Bes 
griffe der Gefeßgebung, jondern in dem der Berwaltung zu finden. 
Eben daraus folgt aber auch die Gränze dieſes Rechts auf Anterpres 
tation. Während ein neues Geſetz (oder eine fog. Novelle) die In⸗ 
terpretation bis zur Aenderung auch nicht beftrittener Punkte des bes 
ftehenden Gejeges ausdehnen Tann, muß fich die minifterielle Interpre⸗ 
tation ſtreng an den zweifelhaften Inhalt des Geſetzes halten. Jedes 
Ueberſchreiten diefer Gränze ift eine Weberfchreitung des Verordnungs⸗ 
rechts ſelbſt. Macht die vollftändige Interpretation eine ſolche Aende: 
rung beſtimmt ausgefprochener gefeglicher Beftimmungen nöthig, fo 
it es Aufgabe des betreffenden Minifteriumd, einen darauf begüglichen 
Geſetzesvorſchlag einzubringen. Auf diefen Grundlagen muß das Inter: 
pretationgrecht der Minifterien entwidelt werden, und bdiefelben gelten 
nicht etwa bloß für finanziell:politifche, fondern eben fo ſehr für die Geſetz⸗ 
gebungen des bürgerlichen, des Strafrecht? und des Proceſſes. Doc müffen 
wir das nähere Eingehen auf diejelben eigenen Arbeiten überweifen. 
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3) Das Recht der minifteriellen Nothverordnung. Die 
Nothmwendigkeit, dem Etaatöoberhaupt die Gewalt zum Erlaß von 
Nothverordnungen zu geben, welche ein beftimmtes geſetzliches Hecht 
vermöge einer wirklichen äußerlihen Gefahr außer Kraft jegen, ift wohl 
im Grunde niemals bezweifelt worden. Wir haben unfere Auffaflung 
bereit3 oben bargelegt. Bon diefem Nothverordnungsrecht des Staat 
oberhaupts unterjheiden wir nur das minifterielle Nothver 
ordnungsrecht, indem wir das letztere auf die Fälle beziehen, mo 
es fih um diejenige Sufpehbirung eines einzelnen (nicht auf die Funktion 
der gefeßgebenden Gewalt bezüglichen) Geſetzes handelt, welche durch 
die Nothlage innerhalb eines einzelnen bejtimmten Minifteriumd 
gefordert wird. In ſolchem Falle handelt es fih um die Grundſätze, 
welche für das Verhältniß folder minifteriellen Nothverordnung zum 
Geſetze und zur gefeßgebenden Gewalt gelten follen. 

Dieß ganze Verhältniß läßt fih nun, mit Rückſicht auf die frühere 
Darftelung, in menig Worten zufammenfaflen. Offenbar gibt es 
einen Nothſtand innerhalb des jpeciellen Funktionsgebiets eines einzelnen 
Minifteriums, das unter Umftänden nur durch Beſchränkung des geſetz⸗ 
lichen Rechts befämpft werben kann. Mithin muß dag Miniſterium 
auch das Recht haben, in Beziehung auf tie Thätigleit jeiner 
Drgane die für biefelben etwa vorgefchriebenen gefetlichen Beſtim⸗ 
mungen durch feine Verordnungen in der Noth zu ändern; und biefe 
Anwendung des Princips des Nothrechts auf die gefeglihe Funktion 
und Sompetenz des Behördenſyſtems des einzelnen Mini: 
ſteriums bildet das Recht der minifteriellen Nothverordnung. Die 
einzelnen Bejtimmungen dieſes Rechts find folgende. Erſtlich muß die 
Noth wirklich vorhanden und der Art fein, daß fie, wenn das geſetz⸗ 
lihe Recht innerhalb Eines Minifteriumd unbedingt aufrecht erhalten 
wird, zu einer Gefahr für ten ganzen Staat werben Tann. Zweitens 
darf die Verordnung das Geſetz deßhalb nie aufheben, fondern nur 
die Anwendung befielben jo weit und fo lange befchränfen, als bie 
Noth es fordert. Das Geſetz bedarf daher feiner Wieberberftellung, 
fondern tritt von felbft wieder in Anwendung, fowie bie Noth vorüber 
ift. Daher fol jeve Nothverordnung fo viel ala möglich einen beitimmten 
Termin ihrer Gültigkeit enthalten und diefer Termin ftet3 auf das 
thatjächliche Verhältniß der Noth felbft zurüdgeführt werden. Drittens 
fol eine Nothverordnung nur in fo weit eintreten, als die Natur der 
Noth die Thätigkeit der geſetzgebenden Gewalt untbunlich macht. Inner: 
halb diefer Gränzen muß das Minifterium das Recht der Nothverord⸗ 
nung haben. Die Schwierigkeit liegt daher gar nicht in diefem Begriffe 
bed Nothrechts, ſondern vielmehr in denjenigen Beitimmungen, melde 
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gegen bie Ueberfchreitung jener Gränzen von Seiten der Minifterien 
fihern follen. Da es nun, wie wir gezeigt, ganz unmöglich iſt, das 
Weſen der Noth gejeblich oder wiſſenſchaftlich zu befiniren, jo bleibt 
durchaus nichts übrig, als es dem Ermefien der vollgiehbenden Gewalt 
felbft zu überlaflen, das Vorhandenſein der Noth zu beurtbeilen und 
darnach zu verfahren. Dagegen bat jedes Minifterium die Pflicht, feinen 
Eingriff in das für feinen Reffort geltende geſetzliche Recht vor ver 
gefeßgebenden Gewalt zu vertreten, welche dann nicht darüber zu ent 
ſcheiden bat, ob die Nothverordnung geſetzlich mar, noch ob fie gültig 
ilt, fondern nur darüber, ob das Miniftertum fich wirklich für fein Reſſort 
in einer Nothlage befunden babe oder nicht. Die bejahende 
Erklärung ift dann die eigentliche Indemnitätsbill, die ſich daher ſtets 
nur auf einzelne Minifterien und nie auf die Regierung im Ganzen 
beziehen fol. Die minifterielle Nothverorbnung kann daher noch weniger 
als die eigentliche Nothverordnung das Recht der Volksvertretung 
auf ihren Antheil an der Geſetzgebung ändern, fo Wenig wie 
fie das wirklich verlafjene Gefeß aufheben, ſondern nur feine zeitliche 
und räumliche Anwendung befchränfen Tann. Alle übrigen für die 
Nothverorbnung entitehenden Fragen gehören dann in die Lehre von 
der Berantmwortlichkeit, zu der wir fogleich gelangen. 

4) Das Privatreht und das Verordnungsrecht; das 
Enteignungsredt. Das Ichte Gebiet des Verordnungsrechts ift 
dasjenige, bei weldhem es fih um das bürgerliche Recht des Einzelnen 
handelt. Es ift fein Zweifel, daß das Geſetz jedes bürgerliche Recht 
des Einzelnen ändern und aufheben Tann; die Frage ift, mie weit in 
diefer Beziehung das Hecht der Verordnung gebe? Und hier wird 
man unterjcheiden müllen. 

Die Bollzugsverordnung Tann natürlich Privatrechte ändern und 
aufheben, wenn und fo weit dieſe Aenderung dur) das Geſetz im All- 
gemeinen beftimmt ift (3. B. Grundentlaftungsverorbnungen, Aufhebung 
von Bann: und Realtechten u. |. w. (ſ. Band VII. der Verwaltungs: 
Lehre). — Die Nothverordnung ihrerjeits hebt wieder die Privatrechte 
nicht felbft auf, fondern übermweist die Aufhebung der Verfügungsgetvalt 
der Behörden, für melde dann das Enteignungsredht der Etaatönoth 
eintritt (f. unten). Dagegen muß man feithalten, taß die eigentlichen 
Verordnungen niemals in ihrer das Geſetz erfüllenden Funktion fo weit 
gehen dürfen, ein Privatreht aufzuheben, weil fie eben über 
haupt zwar wohl berechtigt find, das mangelnde Geſetz zu erſetzen, 
nicht aber dabei zugleich, fei es auch im entjchiebenften Intereſſe des 
Ganzen, überhaupt ein Geſetz zu ändern. Gegen eine folde Ber: 
ordnung würde ohne Weiteres das Klagrecht eintreten (}. unten). — 
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Endlich ſteht das feſt, daß wenn eine Verordnung irgend einer Art 
ein Privatrecht einmal begründet hat, daſſelbe nicht wie die übrigen 
Beſtimmungen der Verordnung durch eine andere Verordnung auf— 
gehoben werden könne. Daſſelbe iſt vielmehr als ein vollkommen 
rechtsgültig erworbenes Recht anzuſehen und als ein ſolches geltend zu 
machen, wobei im Falle eines öffentlichen Intereſſes nur das Ent: 
ſchädigungsverfahren eintreten kann, wie wir es im Band VII. dar⸗ 
gelegt haben. 


Das miniſterielle Verordunugsrecht in England, Frankreich und Deutſchlaud. 
England und das Verordnungsrecht des Parlaments. 


Bet der Beurtheilung Englands muß man davon ausgehen, daß die oft 
wiederholte Bemerkung, wir hätten erſt in neueſter Zeit England recht kennen 
gelernt, fich nicht auf das Berhältniß feines Parlaments zur Gejeggebung, ſondern 
uuf die eigenthümliche Verbindung defjelben mit der Verwaltung und fpeciell 
mit der Vollziehung bezieht. Und zwar wird daſſelbe ar deutlichften, wenn 
man eben den Inhalt und den Begriff der Geſetze und der Verordnung mit 
dem Parlament in Verbindung bringe. Wir wären dur die Darftellung 
Gneiſts auch in diefer Beziehung noch viel weiter gelommen, wenn er diefen 
Unterſchied gehörig gewürdigt hätte. Denn e8 genügt feineswegs, das Parla- 
ment bloß als „Berwaltungsorgan“ hinzuſtellen. Das richtige Verhätmiß iſt 
vielmehr folgendes. 

Da in England das was wir die Regierung nennen, nicht ein ſolcher 
ſelbſtändiger perſönlicher Organismus iſt, wie in Deutſchland und Frankreich, 
der von der Geſetzgebung geſchieden in eigener Funktion daſteht, ſondern da 
die Regierung Hier nur als Organ und Ausdrud der Majorität des Parla⸗ 
ments agirt, fo ift der Gedanke einer felbftändigen, vom Parlamente unab- 
hängigen Berordnungsgemwalt der Regierung dem englijchen Leben über⸗ 
haupt fremd. Das große Princip der englifhen Verwaltung ift vielmehr, daß 
das Parlament allein die Berordnungsgewalt habe. Das nun gibt 
dem Inhalte der parlamentarifchen Beichlüffe einen ganz andern Charakter als 
auf dem GContinent. Die Statutes find nämlich hier zugleich die Bollgugs« 
verordnungen; ein Bollzugsclaufel bei einem Statute ift für England 
undenkbar. Ebenfo hat nicht die Regierung, fondern das Parlament die eigent« 
lihen Verordnungen zu erlaffen, und die Anmendung des allgemeinen Ver⸗ 
waltungsrechts auf die einzelnen Verhältniffe, wie bei Conceffionen, Genehmi⸗ 
gungen u. ſ. w. werden nicht von der Regierung, fondern vom Parlanıent 
beichloffen. Dieſe Beichlüffe des Parlaments find belanntlich die Private Bills, 
über deren Weien und Charakter wir wohl nad dem, was Greif, May, 
Fiſchel u. U. gefagt Haben, nichts Hinzuzufügen brauchen. Indem nun auf 
diefe Weife die Regierung gar keine regelmäßige Verordnungsgewalt befitt, er» 
feint jede Regierungsverordnung grundfäglid als eine Noth— 
verordnung, und das Necht auf diefelbe beruht daher auch nicht auf Weſen 
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und Funktion der Regierung, fondern auf der Nachweiſung der dringenden Be⸗ 
dürfniffe, welche die Regierung zum Erlaß der Verordnung gezwungen bat; 
damit aber auch in folhen Fällen nicht etwa die eigentliche Regierung ein Recht 
in Anſpruch nehme, müffen alle ſolche Verordnungen als königliche, unter Zu⸗ 
ziehung des ganzen Minifteriums erlaffene Befehle erjcheinen. Sie heißen daher 
die Ordres in Council und fallen rechtlich unter die Prärogative des Monarchen, 
wenn fie auch faktifch unter der Parteiregierung der jeweiligen Minifter ftehen. 
Die Bollziehung der Gefeke und Verordirungen des Parlaments if dann 
theils dem Berfiigungsrecht der Friedensrichter, theils dem Privatflagredht über⸗ 
loffen. Wir bemerken hier nur, daß auch Gneift den fo wefentlichen Unterfchieb 
zwijchen dem Berfligungsrecht der Tsriedensrichter und der Verordnungsgewalt 
des Parlaments nicht gefehen hat (j. unten). Durch dieß fpecifiihe Verhältniß 
Englands giebt es kein jelbftändiges Verordnungsrecht der Negierung, fondern 
daffelbe erfcheint nur in der Verantwortlichkeit der Dinifter; die Grundlage des⸗ 
felben, die Scheidung zwiſchen Geſetzgebung und Verantwortung fehlt, und 
das ift es, woran fih die Auffaffung des Kontinents erft langjam bat ger 
wöhnen müffen, nachdem Frankreich und Deutſchland in dieſer Beziehung fo 
wefentlich verfchieden daftehen. 


Frankreich. Die Ordonnances, die Bollzugsclaufel, die Deereis und 
der Conseil d’Elat. 


Frankreich ift, wern nicht gerade das Land der Tsreibeit, jo doch das Land 
der ſcharfen Diftinktionen im öffentlichen Recht, und namentlich) das erfte euro» 
päifche Land, das ſich den Unterfchied vor Geje und Verordnung zum Bewußt⸗ 
fein gebracht, und ſelbſt die Verfügungen von dem lettern getrennt bat. Nur 
hängen die franzöfifhen Interfcheidungen mit dem ganzen Berlauf der neueren 
Geſchichte Frankreichs aufs Engfte zufammen, und find darum um fo wichtiger, 
weil ohne fie das Haftungsverfahren, das droit contentieux, gar nicht Har 
verftanden werden fann. 

Die „Ordonnance* ift eigentlich der hiftorifhe Name für die alte, vom 
Königthum ausgehende Gefetgebung, welde zugleich ununterfchieden die Ver⸗ 
ordnung umfaßt. Bor der Revolution verfteht man unter „Loi“ faft nur das 
bürgerliche Recht und die alten leges barbarorum. Doch unterfhied man 
zwifchen Ordonnance und Edit. Die Ordonnance hieß, wenigftens bis zum 
17. Zahrhundert, die unter Zuziehung der Etats berathene königliche Verord⸗ 
nung; das Edit war dagegen eine vom König perſönlich ausgehende Beftim- 
mung; daneben gab es noch Declarations, durch welche der König feine eigenen 
Ordonnances und Edits aufhob und änderte. Seit Ludwig XIV. fällt die ſtändiſche 
Berathung weg, und e8 wird üblich, allgemeine Geſetze Ordonnances, fpecielle 
Edits zu nennen. Wenn der König dabei den (alten) Conseil d’Etat einver 
nahm, fo hieß eine folhe Verordnung eine „Lettre patente.* Natlirlich ging 
damals in dieß ausjchließliche königliche Verordnungsrecht nicht bloß die flän- 
diſche Gefetsgebung, fondern auch die Verordnung der Regierung unter. Der 
König allein hatte die Verordnungsgemalt. 


Als die Revolution die Gefeßgebung von der Bollziehung ſchied, ward das 
natürlich anders; allein Name und Sache wechſeln. Unter den Assemblées 
verfhmwindet mit dem Königthum der Name der „Ordonnance;“ an feine Stelle 
“tritt der der „Decrets.“ Unter Napoleon I. heißen die Verordnungen aud 
Arrets. Jedoch ift Gefeßgebung und Verordnung bier wieder in der Perſon 
des Kaifers vereinigt, und natürlich von einem Recht auf eigentliche, die Ge⸗ 
jetse erfegende Verordnungen oder gar Nothverordnungen von Seiten einer jelb- 
ftändigen Negierung feine Rede. Dagegen bildet ſich der Begriff und das 
Öffentliche Recht der Vollzugsverordnungen aus, und zwar in dem Begriff 
der „Reglements,“ welche diejenigen Bollzugsverordnungen find, die von Seiten 
der Regierung für die Thätigleit der Behörden erlaffen werden. Mit Recht hat 
M. Blod darauf aufmerkſam gemacht, daß diefe Reglements eigentlich reglements 
d’administration publique find, während die für die Nichtbeamteten geltenden Ber- 
ordrnungen als r&eglements administratifs bezeichnet werden müſſen (Dict. du 
droit admin. v. röglement.) Das Recht auf ſolche Bollzugsverordnungen wird 
fpeciel anerfanunt. Nach der Erlafjung der Eharte von 1814 trat dann wieder 
der Unterſchied der Föniglichen Verordnung oder der Ordonnance von der Re 
gierungsverordnung feharf in den Vordergrund, indem bie eigentlichen Ber- 
ordnungen dem Könige als Ordonnances vorbehalten wurden, während das 
ganze Gebiet der Bollzugsverordnnungen meiftens ſchon in den Geſetzen der Re⸗ 
gierung übertragen wird. So enifteht die Vollzugsclauſel der Geſetze, 
welche als die erfie Formulirung des Verordnungsrechts der Negierung 
angefehen werden muß. Die Nothverordnung und ihr Necht erfcheint im fran- 
zöfiihen Recht nur im Belagerungszuftand; dagegen entwidelt fit das Syſtem 
des Berfügungsrehts mit großer Genauigleit in ben De&crets, Decisions, 
‘ Arrets und Arréêtés. Die Frage, wie weit das königliche Verordnungsrecht 
nad dem Art. 14 der Charte gehe, blieb bis 1830 unerlebigt; die Eharte von 
1830 beſchränkte dann die Ordonnances auf die Beftimmungen, welche mit dem 
Geſetze nit in Widerſpruch ſtehen, und fo war die zweite Bafis bes 
Berordnnungsrechts gewonnen. Dennoch blieb man fi unflar. „Il n’est pas 
possible,“ jagt Helie (file) bei Blod (Dict. de Pol.), „d’admettre que les 
ordounances de süret& puissent jamais avoir le caractöre des lois.“ Das 
kann nur heißen, daß fie diefen Charalter niht den Geſetzen gegenüber 
gewinnen, indem fie diefelben nicht ändern können; wohl aber haben fie ihn 
da, wo dag Gefe mangelt, und eben fo da, wo fie das Geſetz vollziehen. Ueber 
die Nothordnung ift die franzöfifche Jurisprudenz zu feinem Abſchluß ge- 
fommen. Aber aud dag Recht der Verordnungen ward troß des Begriffes des 
Geſetzes und der Beſtimmung der Eharte niemals ftreng durchgeführt; dem 
unmittelbar neben dem Grundſatz, daß die Verordnung das Geſetz nicht ändern 
fönne, ftand der zweite, daß fiber die Eingriffe der Verordnung in das Gejek 
doch nur in gewiffen Fällen das Gericht, in den meiften die verordnende 
Gewalt felbft, der Conseil d’Etat, am letzten Orte zu entfcheiden habe. Damit 
war das Weſen der Verordnung wieder dem Geſetz faktiſch gleichgeftellt, und 
fo der Zuſtand der Verorbnungsgewalt möglid gemacht, die gegenwärtig nad) 
der Conftitution von 1852 gilt. Darnad gelten folgende Grundſätze. Das 
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Verordnungsrecht des Staatoberhaupts feht fiber den Geſetzen, und der 
Kaiſer ift nur dem Volle verantwortlich. Der Kaiſer Kann daher nad) Anhörung 
2e8 Senats die organifcen Anordnungen (Decrets) erlaffen, welhe auch Ges 
fege aufheben können. Diefe Deereis nennt man auch wohl die Decrets — lois. 
Darunter fallen ſelbſtverſtändlich bie Nothverordnungen, die Regierung ſelbſt 
aber ift nur noch der ausführende Organismus fir die im Staatsoberhaupt 
vorhandene vollziehenbe Gewalt, la pensee de l’Empereur en execntion. Gie 
ſoll daher, wie fie jelbft feine Verantworzlicfeit hat (j, unten) ſo auch Teinen 
Gedanten haben, und Hat daher das Net auf die eigentlihen Verorb- 
nungen gänglid) verloren. Diefe gehen nur noch vom Kaifer aus, immer 
aber auf Grundlage nicht der Anfichten ber Minifter, fonderu bes unverant - 
wortlichen Staatsraths, und ihre Formel ift daher: „Notre Conseil d’Eiat 
entendu — ordonnons ete.“ Die VBollzugsverorbnungen der Minifter gehen 
demgemäß nur noch an den Beamtenorganismus, und. find auf die Röglements 
d’administration publique reducirt, ohne das Recht der Entſcheidung über 
zweifelhafte Gefegesftellen, welche dem Conseil d’Etat zufteht. So ift jet im 
Frankreich die Berordmungsgewalt und das Verorbnungsueht ber 
Regierung in die perſönliche Thätigfeit des Stantsoberhauptes 
aufgelöst, was bem ganzen Zuſtande der gegenwärtigen Scheinverfafjung 
entſpricht. Wenn bier nicht in dem großartigen Syſteme des Beſchwerderechts 
eine Abhilfe läge (f. unten), fo wilde der Charakter ber Einzelherrſchaft, dev 
fir das Ganze gift, auch bald für das Einzelne gelten, und die Zuſtände um« 
erträglich machen. 


Das Berordnungsredt in Deutſchland. 


BVergleiht man nun das Verordnungsrecht, wie es ſich in Deutſchland zum 
Theil gebitvet Hat, zum Theil noch bildet, jo muß man geftehen, daß es in der 
Theorie viel weiter umd tiefer ausgebildet ift, als in England und. Franke 
veich, daß es aber fih Bis zur praftifhen Anwendung in Klag- und 
Beſchwerderecht bisher nicht hat erhoben, und deß halb in der ſtaatsrecht- 
lichen Dectrin feine entfprecende Geltung hat gewinnen Lönnen. Wird das, 
wie wir Hoffen, bemnächft erreicht, und das verfafjungsmäßige Regierungsrecht 
damit verwirklicht, fo wird die deutſche Nechtsbildung für Europa maßgebend. 
Der gegenwärtige Stand der Frage ift im Weſentlichen folgender. 

So wie fi mit dem Beginme unſeres Jahrhunderts die verfaſſungsmäßige 
Entwidiung des deutſchen Staatslebens zu regen beginnt, entfteht aud das 
jehr beftimmte Gefühl, daß Geſetz und Verordnung weſentlich verſchieden ſeien 
uud ebenſo ein verfdiedenes Recht haben müfjen, Allein der formale Begriff 
des Geſetzes Fam nicht zur Geltung; in den Haupiſtaaten blieb das Staatsober- 
haupt zugleich Inhaber der gefeggebenden und vollziehenden Gewalt, und da 
es feine Voll$vertretung gab, gelangte man auch nicht zum Begriff. der felb- 
fändigen Regierung und damit der minifteriellen ‚Verorbuungsgewalt, Alle Ber- 
ordnungen erſchienen als „königliche,“ und die Minifterialverorbiuungen hattem 
und behalten den Charakter von Verfügungen. Daher nun kam es, daß man 
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nicht dazu gelangte, Weſen und Necht der Berordnungsgewalt vom Stanbpuntte 
der Negierungsfunltion in ihrem organifchen und nothiwendigen Inhalt zu ent⸗ 
wideln, fondern nur nad der Begrängung diefes als ſelbſtverſtändlich an- 
genommenen Rechts zu fuchen. Und dieß fand man in ber Unterfuchung der 
Frage, wie weit das rihterlihe Prüfungsreht der Verordnungen gebe 
Da nun der Begriff des Geſetzes ſelbſt noch ange zweifelhaft war, fo wurden 
Geſetz und Berordnungen vielfah vermengt, und man kann fagen, daß erft 
nad 1830 in diefe ganze Frage die erforderliche Klarheit gelommen ift, indem 
man bis dahin bloß das Geſetz, feit 1830 aber auch das Weſen der Verordnung 
und ihres Rechts unterfuchte. Ueber die neuefte theoretiſche Geſchichte des Ge⸗ 
fees |. oben. Was aber das eigentliche Verordnungsrecht betrifft, jo war es 
wohl zuerſt Linde, der dafür ein beftimmtes Princip aufftellte Zachariä 
hatte im Archiv für Eivilproceß Bd. XVI. Heft 2 (1833) die Trage aufgemorfen, 
ob das Gericht fiber Gompetenz der Regierung zum Erlaß einer Berord» 
nung zu enticheiden habe. Hier finden wir zuerft fo viel wir fehen den theo⸗ 
retiſchen Unterfchied zwifchen Verfügung und Verordnung, indem Zachariä zu 
dem Schluß kommt, daß dieß Recht „für die Verordnungen der niedern Bes 
hörden im eigenen ntereffe der Negierung” als jelbfiverfländlich angenommen 
wird. Der Unterjhied zwiſchen Beſchwerde und Klage fehlt ihm (f. unten). Was 
aber die eigentliche Verordnung betrifft, fo fommt Zachariä zu keinem rechten 
Abſchluß, da er fi) nicht recht Har wird, ob die Gerichte bei der Beurtheilung 
der Verordnung auf ihr Weien oder auf ihr Verhältniß zur Verfaſſung Rück⸗ 
fiht zu nehmen babe. Dagegen trat nun Rinde auf (ebend. Heft 3). Linde 
bält feft an der Einheit der Souveränität in der Berfon des Monarchen, der 
nah der Wiener Schlußalte (Art. 67) die gefammte Staatsgewalt in fid 
vereinigt. Ihm ift daher auch die landſtändiſche Berfaflung nicht die Duelle 
der organischen Geſetzgebung, fondern nur eine „Beſchränkung“ der monar⸗ 
hHifhen Gewalt. Daher kommt er zu dem Schluffe, „daß die Gerichte nicht 
befugt find, die @illtigleit der vom Monarchen ohne Beiziehung der Stände 
erlaffenen Geſetze“ (alfo eben der Verordnungen) einer Prüfung und Entfcheidung 
zu unterziehen.” Darüber entfland eine jahrelange Discuffion, in welcher fi 
neben Zahariä, Schweiger und Jordan (Lehrbuch des Allgemeinen 
Deutſchen Staatsrechts 8. 186) unklar, „daß das Wefen eines Geſetzes nicht von 
der Form feiner Entflehung, fondern von feiner allgemein verbindenden Kraft 
abhängt,” für Martin und Pfeifer (Pralt. Ausführungen, Bd. III. 280 ff.), aber 
gegen Linde's Theorie ausiprachen. Offenbar ward hier vielfach Geſetz und Ver⸗ 
ordnung vermengt; man batte eben noch keine eigentliche Negierung. Doch 
blieb das allgemeine Reſultat, daß auch die Verordnung, wenn fie der Yorm 
nad richtig fei, von den Gerichten als gilltig zu betrachten fe. Dabei blieb 
anfangs die Trage unerörtert, was Rechtes fei, wenn eine Verordnung einem 
Gefege widerfprehe? Diefe Frage ift nun von der deutjchen Theorie bisher 
beftändig als das Recht der Nothverordnung aufgefaßt, und dieß Recht 
zu einem theoretiichen Syſtem entwidelt. Grundfat blieb wohl, daß die Noth⸗ 
verorbnnung Teinen Theil der VBerfaffung aufheben Tann, wohl aber andere 
Gelege (Zahariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht IL 172); daß aber bie 
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Nothverorbnung den nähften „Ständen“ zur Genehmigung vorgelegt werben 
müffe, was namentlich feit 1848 in mehreren Verfaffungen ausdrücklich gefordert 
wird (orgl. Bifchof in Linde’s Archiv des Deutichen Bundes, 1860, Heft 3), 
wogegen fi dann wieder Held (Syſtem des Berfafjungsrechts 1857, II. 90) 
erllärte; fraglich war, ob der Nuten des Staats das Recht der Rothverorbnnung 
gebe? Dagegen Bluntfchli (Allgemeines Staatsredht IL. 111); Mohl, Mini- 
fterialverantwortlichleit. @efordert ward, daß ſolche Nothverordnung nur vom 
Souverain ausgehen müflfe (unklar, da jede Verordnung von ihm ausging) 
Bluntſchli a. a. O. und Zahariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht IL Bd. 
S. 152, und daß die „Noth“ von den Ständen conſtatirt werden ſolle — was 
ſchon Aretin fordert (Sonftitutionelles Staatsredht I. 203), Den ganzen Streit 
hat Biſchof mit großer literarifcher Gründlichkeit in dem angeführten Aufſatz 
bei Linde erörtert; aber, da er die Negierung nicht als eigentlich parlamen- 
tarifche begriff, fondern flet8 mit dem Souverain verſchmolz, nicht recht erledigt. 
Dagegen bat Zöpfl das unftreitige nund nicht geringe Verdienſt, in feinem 
„beutichen Staatsrecht“ (5. Auflage, 1863) die Elemente des ganzen Berord- 
nungsrechts vollftändig Mar dargelegt, und daſſelbe zuerft von dem Recht des 
Geſetzes ganz beftimmt gejchieden zu haben (II. 8. 439 ff.), wenn auch noch 
einzelne Uinbeftimnitheiten aus der bereit8 angedeuteten Epoche mit unterlaufen. 
Demnad hat „die Verordnung regelmäßig den Zwed, den Negierungsgrundjaß 
(warum nicht das Geſetz?) zur Ausführung zu bringen, und nur ausnahms- 
meife die Funktion des Gejetes zu tibernehmen;” Geſetze lönnen nur durch die 
geleßgebende Gewalt, „Verordnungen dagegen jederzeit beliebig von der 
Negierung zurüdgezogen werden.” Im Zweifel „ipridt die Bermuthung für 
das Verordnungsrecht der Krone.” (Ju welchem Zweifel?) — „Proviforifche“ 
Geſetze find auch ihm mit vollem Necht gar nichts als Verordnungen mit einem 
‚andern „ſchärferen“ Namen ($. 441). Zöpfls Aufftellung umfaßt in der That 
die pofitive Bildung des deutſchen Berorbnnungsrechts, wie daſſelbe feit 1848 
aus den Berfaffungen in Deutfchland bervorgegangen if, und muß als das 
„Allgemeine Deutiche Verwaltungsrecht” angejehen werden, fo weit man von 
einem folchen bei der Unvollfländigleit und Unklarheit der deutfchen Berfaffungen 
reden kann. Bei dem Mangel einer deutjchen Gefetgebung (die deutſche Reichs⸗ 
verfaffung Hatte für das Gebiet lein Verſtändniß, da fie überhaupt fih nur mit 
der Gefegebung und nicht mit der Negierung abgab) war es nun freilich natür- 
ih, daß die juriftifhe Entwidlung dieſes Rechts neben der politifhen nur in 
den einzelnen Territorialftaatsrechten Pla finden konnte. Hier hat nun Wächter 
in feinem Württemb. Privatrecht (II. S. 5) getban, was Mohl in feinem 
Wiürttembergifhen Staatsreht hätte thun follen, und den Unterfchied zwifchen 
Geſetz und Verordnung für Witrttemberg fcharf hervorgehoben; Rönne hat das- 
jelbe für Preußen in feinem Preußifchen Staatsrecht geleiftet (I. 4. 16). Der 
Haupteindrud, den diefe Specialdarftellungen machen, ift wohl der für die ganze 
deutiche Rechtsbildung fpecififche, daß der wefentliche Grundgedanke des deutſchen 
Rechtslebens auch hier eine befondere Geſchichte in jedem Staat durchlebt und 
ih beſonders geftaltet. Demnach wird die innere Einheit der Sache es auch zur 
äußern, der Form, bringen, wenn die allgemeinen Principien anerkannt fein werben. 


Unfere Aufgabe ift es nun, zum Schluß auf zwei Dinge binzumeifen. 
Erſtlich darauf, daß es an fich verkehrt ift, Weſen nnd Necht der Verord⸗ 
nungen aus der Haftung und Berantmwortlichleit für Diefelben, beziehungsweife 
aus der Competenz der Gerichte zu erklären, wie es bisher die deutſche Literatur 
vorwiegend gethan hat, flatt den umgelehrten Weg einzufchlagen, der allein zum 
Haren Verſtändniß des Ganzen führt; und zweitens darauf aufmerffam 
zu maden, daß das Berorbnungsreht nur Ein Theil des Regierungsrechts 
ift; daß die Verfügung weſentlich von der Verordnung verſchieden if; daß 
das Zwangsrecht von beiden gar nicht getrennt werden Tann, und daß allen 
diefen Faktoren der verfaffungsmäßige Gehorfam nothwendig entſpricht, fo 
dag wir unfrerjeits fefthalten müſſen, daß auch Bier der wahre Mangel des 
deutſchen Rechts zunähft in dem Mangel einheitlicher Auffaffung eben biefer 
Momente liegt, während der weitere Mangel darin befteht, daß man wieder 
zwar die Haftung und Berantwortlichleit recht gut kennt, aber fie nicht in die 
gehörige Verbindung mit jenem Rechte der Negierung gebracht bat, welche ihr 
weicheres Subftrat bilden und ihr erft ihren praftifchen juriftifchen Körper geben. 
Dieß wird fich fofort ergeben, indem wir die allgemeine Borftellung von Haftung 
und Berantwortlichkeit in ihre befondern Verhältniffe nad den Elementen des 
Berordnungs- und Verfügungsrechts auflöjen. 


B. Die Verfügungsgewalt und das Verfügungsredht des Behördenfuflems. 


Unter den Verfügungen verftehen wir die Gefammtheit von 
Öffentlihen Willensäußerungen des Behördenſyſtems, im Gegenjate 
zu dem Minifterialfyftem, durch welche der in den Verordnungen der 
legteren enthaltene allgemeine Wille der vollziehenden Gewalt auf die 
einzelnen Funktionen der amtlichen Drgane oder auf die einzelnen Hand» 
Iungen der Staatsbürger angetvendet wird. — E3 verfteht fib von 
felbft, daß dabei auf den Namen der Sache nicht? anlommt. Das 
Weſen derjelben bejteht eben darin, daß fie den Ausbrud des Willens 
der vollziehenden Gewalt enthalten, fo weit derjelbe in dem Behörden⸗ 
fuftem gegeben it. 

Es ift fein Zweifel, daß die Behörbe das Hecht auf ſolche Ver: 
fügungen eben fo nothwendig befißen muß, als das Minifterium das 
Recht auf Verordnungen bat. Wir ſprechen daher mit gutem Recht 
von einer Verfügungsgewalt, welche die weitere Erfüllung der Verord⸗ 
nungsgeivalt enthält und ſomit das zweite Element in dem Spiteme 
der Rechte der Regierung bildet. Eben deßhalb hat diefe Verfügungs: 
gewalt auch diefelben Elemente, wie die Verordnungsgewalt, und man 
wird recht mohl die Vollzugsverfügung, die eigentliche Verfügung und 
die Nothverfügung in demſelben Sinne fcheiden, wie wir dieß bei der 
Verordnung gethan. Allerdings aber ift zwar eben vermöge der Stel⸗ 
Iung deö Behörbeniyitemd im Organismus der vollgiehenden Gewalt der 
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ganze Charakter und damit aud das Recht der Verfügungen weſentlich 
von denen der Verorbnungen verſchieden. 

Die Aufgabe der Verfügung ift es nämlich nicht, den Willen des 
Geſetzes, fondern vielmehr den Inhalt der Verorbnung zu voll: 
ziehen. Nun enthält jeve Verordnung die Vollziehung bes Geſetzes für 
dag wirkliche Leben; die Aufgabe der Verfügung ift es demgemäß, biefe 
Bollziehung für die einzelnen, beftimmt von ihr namhaft zu 
madenden Verhältniffe und Fälle anzuorbnen. In der Ber: 
fügung ift daher eigentlich erft der Willensprocek des Staats vollendet; 
fie ift die letzte Erfüllung der Verordnung und damit auch des Geſetzes. 
Und das ift es nun, was ihr Recht beitimmt. 

Alle Berfügungen haben daher ein doppeltes Rechtsverhältniß, deſſen 
Unterſcheidung von entichiedener Bedeutung ift. 

Einerfeits find nämlich die Verfügungen der Ausdrud des Willens 
ber Regierung, infofern berfelbe in der Verordnung enthalten ift. 
Daraus folgt, daß das Recht der Behörde auf die einzelne Verfügung 
auf dem Inhalt der Verordnung beruht und daß daher auch das 
Recht der erftern nicht weiter geht, als das Recht der leßteren. Die 
Verfügung bildet daher fein Recht gegenüber der Verord- 
nung, fo wenig tie diefe ein Recht bildet gegenüber dem Gefeße; wo 
der Inhalt der Verordnung aufhält, hält auch das Recht der aus ihr 
entfließenden Verfügung auf. Da nun aber ferner die Regierung in 
Beziehung auf ihre Verordnungen ihren Willen eben fo oft und eben 
jo unbedingt verändern fann, tie die Geſetzgebung, fo kann eine Dif- 
ferenz zwiſchen Verordnung und Verfügung auch nicht durch das Gericht, 
ſondern nur durch die verordnende Gewalt ſelbſt entjchieven werden. Auf 
diefem Grundfaß beruht der Unterfchieb des Klag: und Beſchwerderechts, 
zu dem wir unten gelangen. 

Andererſeits aber bilden die Verfügungen den eigentlihen Inhalt 
des Nechts der vollziehenden Gewalt gegenüber den Einzelnen. Und 
bierfür gelten folgende Grundſätze. 

Die Verfügung kann nämlich) niemals etwas andere enthalten, 
als die Anorbnung für den einzelnen Fall, für den fie erlaffen 
if. Sie bildet daher fein Recht für andere Fälle. Sie kann dabei 
entweder das Geſetz, oder fie kann die Verorbnung zur Anwendung 
bringen; aber fie fann niemals felbft eine Berorbnung werden, das ift, 
eine allgemeinere Geltung für ihren Inhalt fordern. Sie muß fi 
daher ſtets entweder auf das Geſetz, oder auf die Verordnung berufen; 
ihr Recht liegt in der Identität ihres Inhalts mit dem Geje oder der 
Verordnung, morauf fie fich beruft. Wendet man diefe Grundſätze auf 
die obigen drei Grundformen an, fo ergeben fich folgende Säge, welche 
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wieder für das Syſtem des Klag: und Beſchwerderechts entſcheidend 
werben. 

Erftlih gibt es keine Vollzugsverfügungen für Gefege, 
fondern nur für Verordnungen. Keine Behörde Tann durd Ber: 
fügungen ein Gele unmittelbar in Vollzug ſetzen. Die Aufgabe der 
Verfügung ift daher durch das Vorhandenfein der Vollzugsverorpnung 
bedingt und durch ihren Inhalt begränzt. Jedoch muß, wo in den 
Vollzugsverordnungen dad Minifterium eine Lücke gelaflen hat, die Be: 
hörde das Recht haben, durch eine Verfügung dieje Lücke zu erfüllen. 
Nur darf dabei die Verfügung nit mit dem Geift und Inhalt der 
Verordnung, die fie ausfüllt, in Gegenfat treten, denn ber vollziehende 
Wille ift Eins. Es folgt, daß die Behörde nicht das Necht hat, fich 
bei ſolchen, den eigentlichen Verordnungen entiprechenden Verfügungen 
auf das Geſetz gegenüber der Verorbnung zu berufen; es ift nicht 
ihre Sache, die Identität zwiſchen Gejeß und Berorbnung zu maden 
ober berzuftellen und durch ihre Befehle auf diefe Weile ihre fubjektive 
Anſicht über das erftere gegen die leßtere zur Geltung zu bringen. 
Das ift der Grundſatz, der allein über die Haftung der Behörden 
entfcheivet und daher feitgebalten werden muß, denn feine Behörde 
haftet für die Nichtausführung des Gefebes, fondern fie haftet 
nur für die Ausführung der Verordnung. Aud bier aber 
muß man ohne Zmeifel die Nothverfügung ausnehmen. Das Wejen 
der Nothverfügung befteht darin, daß fie es nicht mit einer allgemeinen, 
das iſt alle Individuen und Zuftände zugleich bedrohenden Gefahr 
zu thun hat, fondern mit einer einzelnen, zeitlih und örtlich be 
gränzten, und daß fie das Recht hat, die gefetlichen Rechte Cinzelner 
jo meit zu bejchränfen, als dieß nothiwendig ift, nicht um die Gefahr 
als folche zu befämpfen, jondern um ihre Ausdehnung auf andere 
zu hindern. 

Die Nothverfügung bezieht fich daher nie, tie die Nothverordnung, 
auf die allgemeine Gültigkeit eines Geſetzes, fondern auf den Schutz 
gefeglich georbneter Zuftänve durch einzelne Thatfachen und Handlungen, 
die nur eine mittelbare Gefahr enthalten. Jede Nothverfügung ift 
daher eine Bolizgeimaßregel; ihre Begrängung liegt in dem Umfange 
der Gefahr, deren Ausdehnung fie befämpft, und fie bat grundſätzlich 
mit derjelben aufzuhören. Drobt die Gefahr eine allgemeine zu werben, 
jo muß die Behörbe, ftatt ihr mit Verfügungen zu begegnen, das Mi⸗ 
nijterium zum Erlaß von Nothverorbnungen veranlaffen. 

Es ift nun felbftverftändlih, daß Begriff und Recht der Vers 
fügungsgewalt für alle Minifterien gleihmäßig gültig find, gerade wie 
bie Verordnungen. Es gibt Teinestwegs bloß Verfügungen in der innern 
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Verwaltung, fondern eben fo wohl in den Finanzen und in der Rechts⸗ 
pflege. Und eben fo ſelbſtverſtändlich iſt es wohl, daß, wenn ſchon die 
Berorbnungen fein dur Verordnung begründetes Privatredht aufheben 
können, dieß gleihfalld von den Verfügungen in vollem Maße gilt. 
Wohl aber zeigt uns die Lehre vom Staatönothrecht (vgl. Entwährungs⸗ 
Iehre, Verwaltungslehre Band VII.), daß eine Nothverfügung bei wirk⸗ 
licher Gefahr allerdings in das Privateigentbum eingreifen Tann, wo 
dann die Grundjäße des Enteignungsverfahrend und der Entihädigung 
in der Weiſe ftattfinden, mie wir es bort genauer entwidelt haben. 


Das Recht der Verfligungen gehört zu denjenigen Gebieten, die bisher 
noch gar nicht unterfucht worden find; man hat fie faft immer unmittelbar mit 
dem Rechte der Verordnungen zufammengemworfen. Demnad find fie nicht bloß 
der Sache nad) felbftändig, fondern Haben auch einen ganz verjchiedenen Cha⸗ 
rafter in den verjchiedenen Staaten. Es ift won großem Intereſſe, fich den⸗ 
jelben zu vergegenwärtigen, da allein diefer Charalter die Natur und Geflalt 
des Klag- und Beſchwerderechts in den einzelnen Ländern recht erflärt, wie ſich 
unten ergeben wird. 

In England gibt es nämlid gar fein Verfügungsredt ber Be 
hörde im Sinne des Continents, fondern was dort die Verfügung vertritt, ift 
ein Befehl des (riedeng-)Richters im Namen des Gejetes und nicht im 
Namen feiner obrigfeitlichen Stellung, und das Necht zu diefem Befehl beruht 
auch gar nicht auf der Verordnungsgewalt, fondern auf der Auffaffung, welche 
der Friedengrichter von den Inhalt des Geſetzes hat — welches (Parlamentz-) 
Gefe aber, wie bemerkt, eben fo wohl auch eine Verordnung fein fann. Daber 
die reine gerichtliche Haftung ohne alles Beſchwerdeverfahren in England. — 
In Frankreich dagegen ift die Verfügung der Behörde wieder fein felbftän- 
diger Alt der letzteren, fondern vermöge ihrer vollfländigen Abhängigkeit ven 
dem Minifterium nichts als die reine Vollziehung des Willens des Tetteren, 
gleichviel ob fie arr&t, decision, mandat oder fonft heißt. Die Beurtheilung 
ber Berfügung fteht daher ausfchließlich unter der Verordnungsgewalt. Und 
da, wie unter dem zweiten Kaiferreich der Conseil d’Etat das eigentlich ver- 
ordnende Organ, und die Minifter bloß die feine Berordnungen durch bie 
Neglements vollziehende Gewalt geworden find, fo ftehen die Behörden mit 
ihren Verfügungen unter dem Conseil d’Etat en contentieux, während fie 
fiir ihre wirkliche Xhätigkeit unter den die Neglements erlaſſenden Minifterien 
ſtehen. — In Deutfhland Hat man dagegen die Berfligungen erft von den 
Verordnungen bei der Polizeiftrafgefeßgebung fcheiden gelernt. In der Staate- 
rechtslehre finden wir tiber den Unterfchied nur einige wenige und unfertige 
Andeutungen; vergl. Zöpfl (Deutfches Staatsrecht II. 8. 439), Der Berſuch 
($. 440), die einzelnen Gebiete der Verordnungen und Verfügungen genau zu 
bezeichnen, kann kaum zu einem definitiven Nefultat führen. Dagegen gab das 
juriſtiſche Bewußtſein der Deutfchen der Frage ihre fefte Geſtalt, fowie es fi 
um die Strafandrohung handelte. Das BVerfügungsrecht der Behörden iſt 
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daher nur als das Net der Berfügung von Zwangsmaßregeln vom 
Standpunkt des öffentlihen Rechts unterfucht worden. Diefe verweilen wir 
daher auf den folgenden Abſchnitt. Die fo wejentliche Unterjcheidung zwifchen 
Verordnung und Verfügung wird erfl dann zu ihrer wahren Bedeutung ge- 
langen, wenn man aud) hier das Wefen des Beichwerberechts und des Be 
ſchwerdeverfahrens ſyſtematiſch in das öffentlihe Recht aufnimmt. 


C. Pas Zwangsteht und die Zwangsgewalt. 


Das letzte Gebiet der Rechte der Regierung bildet nun das Nedht 
des Zwangs. Der Zwang bedeutet die Geſammtheit von Maßregeln, 
vermöge deren die vollziehende Gewalt ihren Willen gegen den Ein: 
zelnen zur Verwirklichung bringt. Es gibt keinen Zivang und daher 
auch fein Zwangsrecht gegen die natürlichen Verhältniffe. Zwang er: 
fcheint erjt da, wo der Wille der Regierung den Einzelwillen unter: 
wirft; das Zwangsrecht ift dann die Gränze, welche das gejetliche 
Necht des Einzelnen der Gewalt der Vollziehung auch im Zwange vor: 
Schreibt. 

Da nun auf diefe Weile jeder Zivang gegen den Einzelnen gebt, 
fo folgt, daß es gar Fein Zwangsrecht für das Minifterialfyften, fon: 
dern nur ein foldhes für das Behördenſyſtem geben fann. Für das 
Miniſterialſyſtem vertritt das Necht des Staatsdienſtes die Stelle des 
Zwangs; dad Minifterium bat es nie mit der Ausführung im Eins 
zelnen zu thun, fondern nur dafür zu forgen, daß diefe durch die Be 
hörden wirklich geſchehe. 

Die Zwangsgewalt bildet daher denjenigen Punkt im weiten Ges 
biete der vollziehenden Gewalt, wo dieſelbe mit der Selbftändigfeit bes 
Einzelnen und feinem ftaatöbürgerlichen Hecht in Berührung tritt. Alle 
rechtlichen Grundſätze über das Vollziehungsrecht erjcheinen hier in ihrer 
legten Geftalt und nehmen daher eine große Menge von Formen je 
nach den Lebensverhältniffen der Einzelnen an, mit denen fie zu thun 
haben. Sie verdienen daher eine eigene ganz felbftändige Behandlung, 
und das um fo mehr, als wir hier dem Namen und der Funktion der 
Polizei begegnen, über welche beide man ſich erft dann ganz einig 
und Har werden wird, wenn einmal das ganze Verwaltungsrecht das 
fein wird, was e3 zu fein beftimmt ift. 

Auch wir haben früher (1. Auflage. Zwangsrecht ©. 196 ff.) das 
wahre Weſen der Sache nicht hinreichend erfannt und waren daher ges 
zwungen, das eigentliche Eyftem bes Zwangsrechts in das Polizei 
recht (Verwaltungslehre Band III.) als erften Theil aufzunehmen, mit 
der Bemerkung, daß diefer Theil eigentlich ber vollziehenden Gewalt 
angehöre. Das hatte aber allerdings wieder den Fehler zur Folge, daß 
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bier das Zwangsrecht weſentlich als polizeiliches erichien, das ift 
als dasjenige, was nicht fo fehr auf die Vollziehung des Willens ber 
Behörde überhaupt, fondern vielmehr auf die Herftellung ber öffent: 
lichen Drbnung und Sicherheit Bezug hatte. Dadurch ift, wie es ung 
fcheint, in die ganze Auffaflung eine gewiſſe Unficherheit gelommen, 
die dadurch nur vermehrt werben konnte, daß wir in dem citirten Bo: 
Vigeirecht auch noch den Unterfchied von Verorbnung und Verfügung 
nicht gehörig betont haben. Wollen wir jeboch nicht einfach den größten 
Theil des dort Geſagten bier wiederholen, jo bleibt ung wohl nichts 
anderes übrig, als unter Weglaflung aller Einzelheiten bier die Ele 
mente der Zwangsgewalt und ihres Rechts feftzuftelen und die genauere 
Ausführung dem Polizeirecht zu überlaſſen. Es bat diefe Behandlungs 
weiſe übrigens jedenfalls das für ſich, daß in den meiften Fällen ver 
Drganismuß der Verfügungsgewalt, als das eigentliche Behördenſyſtem, 
von dem Drganismuß der Zwangsgewalt, ald dem Polizei 
organismus, getrennterfcheint, und die Zwangsgewalt, obgleich 
fie nicht eigentlich Polizeigewalt ift, fondern die leßtere vielmehr nur 
als ein mejentlicher Theil der erftern erjcheint, daher faſt immer als 
wirkliche Polizeigewalt auftritt. Das innere Verhältnig beider Auf 
gaben zu einander ift dabei leicht zu bezeichnen. Die Polizeigewalt ift 
nämlich die Zwangsgewalt, infofern ihr Objekt nicht im Allgemeinen 
die Erzivingung des Gehorſams gegen die Verfügung überhaupt, 
fondern nur die Verwirklichung derjenigen Gebote und Verbote für den 
Einzelnen enthält, deren Zweck die Sicherung gegen eine Gefährdung 
von Perfonen und Eigenthum ift, während die Zwangsgewalt eben fo 
fehr die Erzwingung des Gehorſams auch in denjenigen Fällen enthält, 
wo e3 fih um gar feine Gefahr, fondern bloß um die Befolgung der 
Verordnungen und Verfügungen handelt. Es ergibt fi) daraus von 
jelbft, daß die Verfchievenheit des Objekts für Zwangsgewalt im Als 
gemeinen und Polizeigeivalt im Befondern (Gehorfam im Allgemeinen 
und Gehorfam in Gefahräzuftänden) feinen Unterfhied im Recht 
des Zwangs begründet, wenn fie auch natürlich große Unterſchiede 
in der äußern Natur und den Formen der Maßregeln erzeugt, durch 
welche der Zwang erzielt wird. 

Dieje allgemeinen Grundjäge des Zwangsrechts nun, welche wir 
im Polizeirechte zu einem fürmlichen Syſteme ausgebildet fehen, find 
nun folgenbe. 

Das Recht auf den Zwang ift an ſich ein fo weſentliches und 
jo tief in der Natur bes Staats begründetes, daß man es niemals 
bezweifelt, aber auch wegen feiner innern und äußern Nothwendigkeit 
auch erſt in der neuern Zeit twiflenfchaftlich begründet und unterfucht 
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bat. Es ift volllommen Mar, daß das Necht auf den Zwang ba ein 
tritt, wo der Zwang felbft die Bedingung der Berwirklichung des 
Staatswillens wird; und zweitens, daß er feinem Weſen nach jo weit 
geht, als diefe Verwirklihung des Staatswillens ihrerfeitö die Unter: 
werfung der Einzelnen unter die Vorfchrift der Behörde fordert. Und 
da nun der Wille des Staats unbedingt gegenüber dem Willen des 
Einzelnen zur Geltung fommen muß, jo liegt die Gränze des Zwangs 
nicht etiva in dem Etaatöwwillen, fei er nun da ala Geſetz, Verordnung 
oder Verfügung, oder in der Größe und Wichtigkeit der Zwecke, welche 
durch den Zwang verwirklicht werden follen, jondern einfach in der Art 
und dem Maße des Widerftandes, den die Vollziebung bei dem 
Einzelnen findet. Daraus ergeben ſich die drei allgemeinjten Prin⸗ 
cipien bes Zwangsrechts. Erftlich ift jeder Zivang überhaupt nur 
gerechtfertigt durch den vorhandenen Widerftand; ein Zwang ohne 
Miderftand iſt ein Unrecht, für welches die zivingende Gewalt haften 
muß. Zweitens muß fofort jeder begonnene Zivang da aufhören, 
wo der Widerftand aufhört und der Gehorfam eintritt. Und drittens 
darf die Zwangsgewalt niemals größere Zwangsmittel anwenden, als 
biejenigen, welche durch die Größe oder die Natur des Widerftandes 
gefordert werden. Jeder Zwang, der diefe Gränzen überjchreitet, ift 
an und für fi ein unrechtlicher. 

Es ift dabei jelbitverftändlich, daß, mo das Geſetz befondere Zwangs⸗ 
mittel vorfchreibt, um die Verwirklichung feines Willens zu fichern, 
biefe Vorichriften für die Zwangsorgane gefegliches Recht bilden, aljo 
durh Feine Verfügung geändert werden fönnen Die Ber 
fügung darf in foldem Falle nicht mehr befehlen, als das Geſetz; fie 
fann höchitens die Anwendung des Geſetzes in Beziehung auf Raum, 
Art und Zeit genauer beftimmen, und diefe Beitimmungen find dann 
in ihrer Gültigkeit dem Geſetze gleih. Bon befonderer Wichtigkeit und 
in ihrer Befonderheit am faßbarften find ſolche Zwangsvorſchriften bei 
den finanziellen und gerichtlichen Erefutionen aller Art. Das gefammte 
Erelutiongrecht, ſowohl das finanzielle, ald das wirtbichaftliche (Exeku⸗ 
tion von Urtheilen, Licitationen u. |. w.) und das perjönliche (ftrafs 
rechtliche) find nicht anderes, als das geſetzliche Zwangsrecht der 
Staatswirtbihaft und der Rechtspflege, das in Gemäßheit 
von PBerfügungen über Raum, Art und Zeit im einzelnen Falle zur 
Anwendung gebracht wird. Allein für die innere Verwaltung hat fait 
nur die Sicherheitöpolizei eigene Zwangsgeſetze (ſ. Polizeirecht 2. Theil). 
In den meiften übrigen Fällen beruht der Zwang auf der Zwangs⸗ 
gemalt der Behörde, reip. der Polizei. Hier ift daher der letztern ein 
großer Raum gelafien und die Möglichkeit der Willkür vielfach nahe 

Stein, die Berwaltungsiehre. 1. 21 
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gelegt, da Ratur und Grängen des Widerſtandes für alle Fälle gar 
nicht bezeichnet werben können und daher die Aufftellung eines voll: 
Ständigen Zwangsrechts unmöglih if. Und an die Möglichkeit vieler 
Willkür bat fih nun mit der ftaatöbürgerlichen Geſellſchaft das Streben 
angeichloflen, auch in diefem Gebiet rechtliche Gränzen des Zwangs 
aufzuftellen und fomit die Idee des verfaſſungs mäßigen gZwangs⸗ 
rechts zu verwirklichen. 

Die Grundlage dieſes verfaſſungsmäßigen Zwangsrechts der Be⸗ 
hörde — alſo wohl zu unterſcheiden von dem geſetzmäßigen Exekutions⸗ 
rechte u. |. m. — liegt nun, wie geſagt, nicht in dem Objekt des Zwanges, 
fondern in dem Zwangsakte jelbft. In der That ift der Zwangsakt 
fein einfacher, fondern er enthält verjchiedene Momente oder Stadien. 
Das Rechtsſyſtem des Zwangsrechts beruht demnach darauf, daß man 
dieſe Momente |cheide und das Zwangsrecht für jedes derjelben feft- 
ftelle. Und zwar in der Weile, daß das Recht auf das folgende Stadium 
des Zwangs immer erſt dann für das Zwangsorgan eintritt, wenn das 
vorhergehende Stadium fich ala nicht ausreichend bewieſen bat. 

In diefer Beziehung haben wir die folgenden Momente zu unter 
ſcheiden. 

Der erſte Moment iſt der Befehl. Der Befehl wendet ſich noch 
einfach an den ſtaatsbürgerlichen Gehorſam. Da dieſer vorausgeſetzt 
werden muß, ſo darf kein Befehl mit Drohungs⸗ oder gar Gewalt⸗ 
maßregeln unmittelbar begleitet fein, wenn nicht äußere Gründe bie 
jelben nothiwendig machen. Es verfteht ſich, daß der Befehl die amt 
lihe Form haben muß; dabei Tann aber der fubjeltive Zweifel des zum 
Gehorſam Aufgeforverten über die Rechtmäßigkeit des Befehls die Ver: 
pflichtung zum Gehorfam nicht aufheben oder auffchieben. 

Das zweite, fehr ſchwierige Moment ift nun das der Drohung. 
Es ift an ſich fein Zmeifel, daß die Behörbe das Recht haben muß, 
die Folgen des Nichtgehorfams als Motiv des Gehorchend auszusprechen. 
Wohl aber ift es fehr viel beftritten, ob fie berechtigt fei, ihrerjeits 
ſelbſt ſolche Folgen aufzuftellen und dadurch den phufilhen Zwang an 
die Stelle des materiellen zu feßen. Hier nun ift wieder zu untere 
ſcheiden. 

Wenn der Befehl ſich bloß auf die Herſtellung einer wirthſchaft 
lichen Leiſtung von Seiten des Betreffenden bezieht, ſo iſt es gar 
kein Zweifel, daß die Behörde den Befehl mit der Drohung begleiten 
kann und je nach den Umſtänden begleiten ſoll, daß ſie im Falle des 
Ungehorſams oder der Verzögerung jene Leiſtung auf Koſten des Un⸗ 
gehorſamen ſelbſt ausführen laſſen werde. Andererſeits aber muß man 
allerdings auch die Conſequenz zugeben, daß, wo es ſich dabei nicht 
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um Motive öffentlicher Gefahr handelt, überhaupt feine weitere 
Folge des Ungehorſams eintreten fol, als eben jene Vollziehung 
auf Koften des Betreffenvden, da mit biefer Vollziehung ja der Befehl 
erfüllt ift — das Einzige, mad eben der Befehl beabfichtigte. 

Mo es fi) dagegen um Fälle handelt, bei denen ber Ungehorfam 
gegen den Befehl die öffentliche Drbnung und Sicherheit gefährdet, da 
tritt ein anderes Princip ein. Hier ift nämlich der Ungehorſam nicht 
bloß Ungehorfam, fondern er ift eine öffentlihe Gefährdung und 
zwar, da der Befehl vorliegt, eine wiſſentlich begangene Gefährdung. 
Als Solche ift der Ungehorfam unzweifelhaft ftrafbar. Da aber der 
Ungehorfam noch feine Verlegung des Rechts der allgemeinen oder ein» 
zelnen Perfönlichkeit enthält, fo Tann man auf denſelben auch den Be 
griff ter Strafe nicht anwenden. Vielmehr ift bier der Punkt, wo fidh 
das Gebiet der Strafe in die zwei großen Theile theilt, welche mir 
im „Polizeirecht“ genauer charakteriſirt und in ihrer geichichtlichen Ent: 
wicklung verfolgt haben. Der erfte Theil umfaßt die wirkliche Etrafe, 
die fih auf eine verbrecheriſche That bezieht. Der zweite Theil ba: 
gegen ericheint als das meite und wichtige Gebiet der Ordnungs⸗ 
trafen. Eine Ordnungsſtrafe ift diejenige Strafe, welde aus 
Rückſicht gegen die Öffentliche Sicherheit und Ordnung mwider den Un: 
gehorfam gegen einen behörblichen Befehl demjenigen gedroht wird, der 
diefem Befehl nicht gehorcht. Wegen des Organs, das diefe Ordnungs⸗ 
ftrafen in den meilten Fällen androht und vollzieht, heißt fie gewöhnlich 
Polizeiftrafe, das Necht, fie anzudrohen und zu vollziehen, das 
Polizeiftrafredht, und das Verfahren dabei das PVolizeiftrafver 
fahren. Dieß Bolizeiftrafrecht hat feine eigene Geſchichte. Bis zum 
vorigen Jahrhundert ftand ed, aus Gründen, die in der damaligen 
Drdnung ber Verwaltung lagen, ganz felbftändig neben dem Straf 
recht und wurde weder von der Gejeßgebung noch von ber Wiflenichaft 
berüdfichtigt. Erft der Code Penal nahm es in fih auf im Art. 471; 
in Deutichland bildete e3 fi dann in manchen Staaten zu den be 
fannten Bolizeiftrafgejegbühern aus, deren leider die wichtigſten 
Staaten noch entbehren, indem an ihrer Stelle ganz allgemeine, böchft 
vage Beitimmungen über das Zwangsſtrafrecht erfcheinen. Allerdings 
fönnen auch Polizeiftrafgefegbücher nicht alle Fälle umfaſſen und für 
allen Ungehorfam beitimmte Strafen aufftellen, jo daß auch bei ihnen 
ein gewiſſes Gebiet dem Ermeflen der Behörde überlafien bleibt. Den: 
noch find fie e8, welche das große Princip des gefeglichen Rechts auch hier 
an bie Stelle des verordnungsmäßigen geftellt haben, und fie bezeichnen 
daher einen großen Fortfchritt, zu dem der Code Penal den Anlaß 
gegeben, während die deutſche Geſezgebung ihn ausgeführt bat. Wir 
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baben die dahin gehörigen Fragen eingehend im „Polizeirecht“ erörtert, 
Vielleicht daß fie den Anlaß zu tieferer wiflenfchaftlicyer Unterſuchung 
geben werden! — 

Das dritte Moment ift nun im Princip fehr einfach, in der Aus: 
führung dagegen feiner ganzen Natur nach höchſt unbeftimmt und von 
den gegebenen Verhältnifien abhängig. Daflelbe tritt da ein, wo ber 
Einzelne feine Thätigfeit direft dem vollziehenden Organ entgegen ftellt; 
das iſt der eigentliche aktive Widerftand. Bei dem wirklichen Wider 
ftand verſchwindet nun die Möglichkeit, eine objektive Gränze für die 
Zwangsgewalt des Staats zu jeßen; wie ed an ſich fein Maß ves 
Miderftandes gibt, fo gibt e8 auch an fich fein Maß des Zwangsrechts. 
Demnach tritt auch hier das geſetzliche Recht fo meit ein, als dieß nad 
der Natur der Sache überhaupt noch zuläflig ift, und zwar in zwei 
Beziehungen. Zuerft darf man, wenn auch von feiner Gränze, fo 
doch von einen Princip des materiellen Zwangsrechts reden, und 
zweitens ift es möglih, wenn aud nicht jene Gränze, fo doch die 
Form der Antvendung des materiellen Zwangs zu beftimmen. 

Mas nun das Princip des materiellen Zwangsrechts betrifft, fo 
ift es leicht zu formuliren. 

Jedes Organ hat nämlich nicht bloß das Net, fondern e3 hat 
die Pflicht, den Willen des Staats gegen jeden äußern Widerftand 
zu verwirflihen. In diefer Pflicht liegt das Necht auf jeven Zwang 
und jede Gewalt, welche als unabmeisbare Bedingung der Erfüllung 
des Staatswillend erfcheint. Das Geſetz fann daher in ſolchem Falle 
allerdings die Mittel vorſchreiben, welcher fich die Getwalt zu bevienen 
bat, und die Verwaltung fann dem Organ diefe Mittel felbft in Händen 
geben; namentlich die Waffen. Allein fie kann nie vorher genau oder 
gar geleglich beitimmen, wie weit die Anwendung der Mittel geben foll. 
Hier kann ftatt der Form nur das Princip entfcheiden. Die Anwen⸗ 
dung diefer Mittel ericheint nämlich gebunden und bedingt durch bie 
Ratur und das Maß des Widerftandes, den die Vollziehung findet. 
Sie darf daher niemald weiter gehen gegenüber dem Einzelnen, als 
daß fie ihren Zmed, den Gehorfam des Einzelnen erreicht; jede Ge⸗ 
walt, melde nach erzieltem Gehorfam ausgeübt wird, ift an und für 
ſich eine Nechtöverlegung. Aber fie darf auch nie Fleiner fein, als 
der Widerftand, den fie findet; denn am Ende erjcheint doch in ihr 
der Wille des Staats, der unbedingt als der herrfchende gegenüber dem 
Einzelnen gelten muß. Je nad dem Maße des Wiberftandes muß 
daher das Maß der rein polizeilichen Zwangsmittel in jedem einzelnen 
Salle bemeſſen werden. Es ift daher Sache des Einzelnen, dieſe 
Gränze der polizeilichen Gewalt durch fein eigenes Verhalten ſelbſt zu 
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beftimmen. Das aber leuchtet ein, daß das Recht auf Anwendung der 
Gewaltmittel von Seite der Polizei an fi ganz unabhängig ift von 
dem Gegenftande, um den es fich handelt; bei dem alleruntergeorbnetften 
Gegenftande kann die Polizei bei offener Widerſetzlichkeit des Einzelnen 
bis zur äußerften Gewalt vorgehen, ja felbft bis zur Tödtung. Denn 
indem der Einzelne dur Gewalt fih dem allgemeinen Willen wider: 
jet, hebt er felber das Recht für ſich auf, und die Gewalt wird Ned. 
Die aber ift ihrem eigenen Weſen nach maßlos. 

Die geleglihen Formen für diefe Anwendung der materiellen Ge 
walt gebören in ihrer Entwidlung aus naheliegenden Gründen unferm 
Sahrhundert. Sie fcheiden fi wieder in allgemeine gejeglihe Bor: 
Schriften für die Anwendung der materiellen Zwangsmittel, namentlich 
des Maffenrecht3, und in bejondere Gelege für diefe Anmwendungen 
in einzelnen wichtigen Fällen der Sicherheitöpolizei. Und bier müflen 
wir, als Erfüllung diefer unjerer Arbeit, auf unfer „PBolizeirecht“ 
(VBermaltungslehre Band IV.) verweilen, welches mwenigitens den Verfuch 
gemacht hat, dieß weite und wichtige Gebiet jelbftändig und ſyſtematiſch 
zu bearbeiten, in der Hoffnung, daß gründlichere Kenner der Sache fi 
annehmen und die bisherige Lüde endgültig ausfüllen werben. 


Wir glauben hier die Anfichten nicht wiederholen zu follen, die wir aus⸗ 
führli über das Wefen der Polizeigewalt im Band IV. niedergelegt haben. 
Doch mögen uns diejenigen Bemerkungen geftattet fein, weldye die Verbindung 
der Lehre von der Bollziehung mit dem Polizeirecht enthalten dürften. Und 
auch hier iſt der Charakter der drei großen Culturvölker verfchieden. 

Das engliihe Syftem ift am beften in folgenden Worten bezeichnet: 
„Der Grundzug der englifhen Verwaltung ift, daß die abminiftrative Gewalt 
die Gelee in Beziehung auf Privatperfonen nur ausführen kann nad) vor 
bergegangenem ridhterliden Spruch, außer in dem alle, wenn fie 
fi) bei der Entfcheidung der Verwaltung beruhigen“ (Cod. 851; bei Gneift 1. 
©. 305). Indeſſen ift diefer Sat natlirlih nur da zuläffig, wo eine Berhand- 
lung ftattgefunden (ſiehe oben)... Wo aber die Polizeigewalt auf eigene Ber 
antwortung eintreten muß, da dreht fih das Princip um, und der Einzelne 
muß geborchen, aber er hat die Negreßllage gegen die vollziehenden Irgane, 
und dieje müffen ihr Necht zur Anwendung des Zwanges vor dem Gerichte 
beweifen (fiehe oben Gneift II. 8. 84). — Das engliſche Syſtem der Cau⸗ 
tionen ift genau dargeftellt bei Gneift II. ©. 211 ff.: „Tie Abwägung — 
der Höhe der Caution, die Zahl und Gültigleit der Bürgen wird den Er⸗ 
meſſen des Friedensrichters überlaſſen.“ Es ift dann Sadhe des letzteren, die 
Art und das Maß des von ihm angemwendeten Zmanges bei vorlommender 
Klage vor Gericht zu rechtfertigen, wenn der Gezwungene fidh bei dem ange 
wendeten Zwange nicht beruhigt. Gneiſt II. 8. 73, und über die Con- 
stables $. 76.) 
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Das franzdlife Syſtem beruht darauf, daß bei jedem Alte ber voll- 
ziehenden Gewalt, in weldyem eine Verhandlung voransgeht, mit procts ver- 
bal, die Erefution nur auf Grundlage eines Dokumentes flattfinden Tann, das 
bei Gericht ein jugement, bei der Zuriediktion ein arret if. Das ganze 
Syſtem der Eautionen ift unbelannt. Wo dagegen eine Verhandlung nicht 
vorausgegangen ift, tritt das Princip der jurisdiction administrative ein. 
Das Organ der Verwaltung erzwingt den Gehorſam, und ift daher nicht, wie 
in England, dem Bericht, fondern nur den Adminiſtrativbehörden verantwortlich. 
Die ganze Frage nach dem Zwangsrechte iſt grundfäglic den Gerichten ent- 
zogen, feibft da, wo der Zwang ein Recht verletzt. Es muß dabei bemerlt 
werden, daß der franzöfifche Begriff der „Police* eben fo unllar ift, wie ber 
deutfche, indem er theoretiih eben fo gut eine ganz unbeflimmte Menge aus 
der Verwaltung im Allgemeinen, als die bloße Eicherheitspolizei enthält. Die 
contrainte par corps gehört nur der gerichtlichen zwangsmäßigen Bollziehung. 

Was nun Deutichland betrifft, jo hat die deutſche Wiffenfchaft mit gutem 
Recht diejenige weſentliche Unterfcheidung gemacht, auf welche zuletzt alles an- 
fommt, die Unterfcheidung zwifhen dem Zwangsrecht überhaupt, und 
dem fpeciellen Zwangsrecht der Polizei. Sie hat daher bie Grundlage 
fir die Theorie des erflern gelegt, und diefe in der Behandlung der Frage 
nach Weſen und Necht der Polizei gefunden. Das Recht der Polizei if dabei 
in feiner anfänglichen Geftalt eben das Zwangsrecht überhaupt in Berbin- 
dung mit dem Verfügungsredt. 

Die wfprüngliche Auffaffung, wie wir fie bei Sedendorf finden, kommt 
eigentlich weder zu der beftimmten Frage nach dem Princip der Bermaltung, 
noch zu der Gränze ihres Rechts, fondern fett einfach, daß die „Mittel der 
Handhabung hauptfählih und insgemein in dem obrigleitlihen Zwang und 
vechtmäßiger &ewalt, melde nad göttlicher und aller Böller Ordnung und 
Net, derjelben zulommen, und zu Vollftredung ihres Amts unabänderlid) 
gehört,“ beftehen (Thl. II. Kap. X.). Die Gränze des Rechts bleibt dabei 
natürlich unentwidelt, und der Regent, beziehungsweile die Obrigkeit, ber 
flimmt allein, was zur Handhabung ihrer Aufgabe „unabjonderlid“ gehört. 
Es ift das der Etandpunlt der Vermiſchung des göttlichen und des fürfllichen 
Rechts, den ung der Ausdruck „Obrigkeit“ bezeichnet, der dem 16. und 17. 
Jahrhundert eigenthümlich ift, und der den Begriff der Polizei noch gar nicht 
kennt. Dieſer ericheint erft im folgenden Jahrhundert. 

Der Kampf der ftändiihen Autonomie gegen die flaatlihe Gewalt bes 
Fuürſtenthums erzeugt nun den Verſuch, jene unabfonderliden Handhabung 
mittel der Regierung auf einen feften Rechtsboden zurüdzuführen, und damit 
in dem Begriff der Polizei die erfte Frage nad) der Polizeigewalt. Die Polizei 
jelbft erichien als ein felbftändiges Hoheitsrecht des Staats neben den andern 
Hoheitsrechten, und jetzt firebte man, die rechtlichen Gränzen dieſer Hoheit, 
wie die der andern, zu finden. Die Natur der Sade machte das natürlich 
unmöglid. Die Lehrer des allgemeinen, wie namentlid die bes beutfchen 
Staats rechts, denen beide Principien, das der Verwaltung und das der indie 
viduellen Selbftändigfeit, gleihmäßig far waren, ohne daß fie fie in Harmonie 
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zu bringen wußten, umgingen die eigentliche Frage, indem fie beide zugleich 
aufftellten, den Begriff und die Aufgabe der Poligeigewalı ganz allgemein 
definirten, und es nun jedem überließen, ſich in Betreff der praltifchen Gränze 
felbft zurecht zu finden. So Pütter a. a. DO. Gönner 8. 328 und 868. 
Klüber 8. 388 f. Zachariä Kap. II. 8. 161 („die rechtlichen Gränzen ber 
Bolizeigewalt find im Allgemeinen die nämlicyen, welche fir die Staatsgewalt 
iiberhaupt aufgeftellt wurden”. Maurenbreder $. 188 und 195 („in den 
Zweden der Polizei liegt die natürliche Gränze der Polizeigewalt“), wörtlich 
wie Berg, Polizeirecht I. 88 („die Polizei darf nie weiter geben, als ihr eigen- 
thiimlicher Zweck erfordert”). — Eine ganz andere Geftalt belam die Frage, als 
die neue organiſche Geflalt des Staats den Begriff eines befonderen Hoheits⸗ 
rechts verwilchte, und die Staatslehre als Staatsrecht das Recht der Polizei 
auf die Berfaffung zurüdführte Jetzt fchied ſich die Frage nach dem Recht des 
einzelnen alles der Anwendung der Polizeigewalt, die man fchon als Admini- 
ftrativgewalt aufzufaffen begann, von der Frage nad dem Princip für jene 
Gewalt. Jene nun erfchien gegenüber der immer beftinnmteren Ordnung der 
Bermwaltungsorgane und des damit entftehenden objeltiven Rechts für ihre Com⸗ 
petenz al8 ganz beflimmtes Nechtegebiet de Competenzrechts, bei welcher 
dann freilih auf das abftracte Princip wenig Rüdficht genommen wurde. Diefe 
dagegen trat zunächſt auf als ein faft allgemeiner Berfuch, die bürgerliche reis 
beit gegen die Polizeigewalt zu ſchützen. Diefer Verſuch beginnt fchon im 
vorigen Jahrhundert namentlich in dem Streben, das Gebiet der Rechtspflege 
von dem der Polizeigemwalt unabhängig zu machen; namentlid Hohenthals 
Liber de politia, 1776 (8.); beffer, gründfiher und ausführliher Fiſchers 
Lehrbegriff ſämmtlicher Gameral- und Bolizeirechte (1785), und Mofer, Grund- 
ſätze von der Polizei. Mit Berg füngt dagegen der Verſuch an, das Recht 
der Polizei nicht bloß zu beichreiben, fondern es auf das Brincip der Berwal- 
tung zurüdzuführen, und dabei zugleich auf die in der Natur der Sache lie 
genden Gefahren aufmerffam zu machen. Wir lönnen nicht umhin, auf die 
jhöne Stelle S. 87. 88. hinzuweiſen; befferes ift eigentlich von keinem folgen- 
den gefagt worden: „Das Recht der Polizei ift allein auf der Beförderung des 
Staatszwedes gegründet. Wenn Plane der Herrſchſucht oder des Eigennußes 
unter dem Borwande der Polizei durchgefegt, wenn allein zum Vortheile oder 
zur Bequemlichkeit der Negenten Rechte der Unterthanen gekränkt, Eingriffe in 
ihr Eigentum unternommen, Laften auferlegt, Dienfle erzmungen werben 
follen, jo ift das wohlthätigfte Hoheitsrecht in das drüdendfte Unrecht offenbar 
auegeartet. Hier, wo der Reize und Gelegenheiten zu willkürlicher Ausdeh⸗ 
nung diefer Gränze fo viele find, ift doppelte Vorſicht notwendig” (1799). — 
Diefe Gedanken find in den vielfachften Variationen fpäter theils mit möglichfter 
rationeller Begründung aus dem Weſen der Aufgabe der Staat£verwaltung, 
wie von Lot (liber den Begriff der Polizei und den Umfang der Staate polizei» 
gewalt, 1807), Emmermann (über Polizei, ihren Begriff und ihr eigen: 
thiimliches Berfahren, 1811), und in neuerer Zeit wieder von Mohl (Polizei⸗ 
wiffenfchaft I. 8. 5 ff. u. a. m.) durchgeführt, während eine zweite Richtung, 
an deren Spitze Rotted fand, es für ihre Aufgabe Hielt, die Polizeigewalt 
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als ſolche als eine Geguerin der ftaatsbürgerlichen Freiheit zu befämpfen, die 
falſche Anwendung berfelben mit der richtigen rerſchmelzend. Ein Hauptgrund 
war dabei, daß man nad) dem Vorgange des vorigen Jahrhunderts noch 
immer die ganze Verwaltung als Polizei bezeichnete, was leider durch Mohls 
Verwechslungen nur befeftigt ward; über gar wie v. Moy die Polizei allein 
auf das „gejellige Leben“ bezog (Bayeriſches Verwaltungsrecht I. 120), oder 
wie Zimmermann (Deutſche Polizei im 19. Jahrhundert) bie unbequeme 
Beobachtung des blirgerlichen Lebens zu ſehr im den Vordergrund drängte. 
ALS fi dagegen das BVeroidnungs- umd Verfügungsrecht überhaupt von der 
Geſetzgebung ablößt, und die „Polizei” aus der Obrigkeit zur bloßen Erecutin- 
gewalt herabfinkt, entfteht nun auch die Frage, wie weit jet ihre fpecielle 
Zwangsgewalt gehe. Hier nım muß man wohl unterſcheiden zwiſchen der allge» 
meinen Vorftelung, die mit ihrer Unktarheit alenthalben vorhanden if, wo 
ein eigentlihes Polizeiftrafgefegbuch mangelt, und erſt durch den 

Unterſchied der peinlichen von der Ordnuugsſtrafe wiffenichaftlich gehoben werden 
fan, und dem Haren Rechtsbewußtſein, das ſich eben an die Polizeiſtrafgeſetz - 
bücher anſchließt. Im Allgemeinen ift bei, den älteren Staatsrechtslehrern von 
dem Zwangsredte gar feine Rede, wie bei Klüber und Maurenbredier; die 
neueren, wie Zadariä Hl, 8. 161 („bei entſtandenen oder zu” beſorgenden 
Gefahren ift die Anwendung von Zwangsmitteln gerechtfertigt“ (2); Mayer, 
Verwaltungsrecht S. 456 („das Recht auf Polizeiverordnungen ſteht in der 
Mitte (?) des Geſetzes in der Ausführung“) ſprechen entweber höchſt unbeftimmt, 
oder wie Zöpfl, gar nicht darüber, Die Geſetzgebungen find ſehr peremto- 
riſch: Würitembergiſches Polizeiftrafgefegbuch Art. 1 geftattet ausoriiclich 
„die Anwendung weiterer, zur Erreichung des Zweckes geeigneter Zwangsmaß- 
regeln.” (Mohl, Württembergiſches Staatsrecht IL, 211.) Das preußiſche 
Geſetz vom 11. Mai 1850 fagt: „Jede Boligeibehörde ift bereihiigt, ihre poli» 
zeilichen Verfügungen durch Anwendung der gefeglichen Zwangemittei durch- 
äufegen.“ NönnelL 8. 52, 

Mit den Bolizeiftrafgefegblichern find nun dieſe Fragen Gegenftand ein. 
gehender, aber freilich nur auf bie Polizeiverfügungen bezügticer Unterfuchungen 
geworden. Das allgemeine Reſultat derfelben dürfte in folgenden Sägen ent- 
halten fein, . 

Erſtlich folte jedes Polizeigeſeh — was, fo viel wir jehen, nirgends ver 
Fall iſt — den Grundſatz fethalten, daß allenthaiben, wo eine Bollziehung 
auf einen in Verhandlung gewejenen Fall folgt, niemals ein bloßer Befehl des 
vollziehenden Organs, fondern nur ein Bollziehungsdotument der Boll 
ziehung durd) Zwang zum Grunde gelegt werden müßte. Das Dokument 
müßte alsdann Art und Maß des Zwangs feinerfeits enthalten, jo daß hier 
jede chteit der Willtür befeitigt, und eben durch den Inhaͤlt des Doku 
ments die Grundlage für die Frage gegeben werde, ob der Zwang jeine Gränzen 
fberfchritten habe oder nicht. 

Es ift dabei zu bemerlen, daß dieß allein richtige Verfahren in Finanz- 
und Gerichtsverwaltung bereit wirklich befteht; es ift gar fein Grund vor 
handen, es nicht auch für die innere Verwaltung grunbfäglich durchzuführen. 
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Wo dagegen ein Befehl eines Berwaltungeorganes ohne ſolche Verhand⸗ 
lung erfheint, da muß allerdings das Recht der Strafandrohung anf der ger 
ſetzlichen Competenz zur Erlaffung derfeiben beruhen, und darüber find alle 
einig. Die Frage ift nur, unter weldben Bedingungen das Geſetz den 
Behörden diefe Competenz verleihen fel. Mobil, der in feiner Bolizer- 
wiſſenſchaft 1. 40 ff. fih in einer höchſt verftändigen Weife über die ganze 
Frage ausfpriht, und namentlid von der, wir möchten fagen üblich gewor- 
denen Angft, „daß die Beftrafung wegen Uebertretung eines Polizeigefees nur 
von den Gerichten follte ausgefproden werben können, wegen der fehlenden 
Formen der Gerichte und der größeren Unparteilichleit derfelben” frei if — 
„denn marum follte die richtende Polizeibehörbe parteiifch und ungerecht geftimmt 
fein, da es fih ja nidht von Privatangelegenheiten — fondern von Erfüllung 
einer Amtspflicht handelt?" — hat doch diefe Frage nicht unterfuht. Wir 
meinen, daß das Recht der Strafandrohung allenthalben eintreten milffe, wo 
der Echaden, den der Ungehorfam erzeugt, nicht nach Geld ſchätzbar, und eine 
amtliche Ausführung auf Koften des VBetreffenden nicht thunlich if. Aehnlich 
denkt fi wohl das preußifche Gefet vom 11. Mai 1850 die Sadıe (8. 20): 
„Wer es unterläßt, dasjenige zu thun, was ihm von der Polizeibehörbe in 
Ausiibung ihrer Befugniß geboten if, hat zu gemwärtigen, daß e8 auf feine 
Koften zur Ausführung gebradht werde, vorbehältlich der etwa verwirkten 
Strafen und der Verpflichtung zum Schadenerjape.* Eiche bei Rönne ll. 
8. 52 die daran fich ſchließenden Verordnungen. Ebenſo das neue Bayeriſche 
Polizeiſtrafgeſetzbuch I. $. 28, wo noch der Anſpruch auf Schadenerſatz dem Be- 
treffenden vorbehalten ift ($. 20). 

Wo endlid ein fürmliches Polizeiftrafgefetsbuch beſteht, da ift chnehin ein 
förmliches Gejek vorhanden, weldyes ein Marimum und Minimum der Strafe 
fett, die durch die Polizei angedroht werden kann. Hier kann daher das Recht 
zur Strafandrohung nicht zweifelhaft fein; dagegen muß man fefthalten, daß 
eben mit einem folden Geſetzbuche das ganze Zwangöverfahren auch dem Rechte 
der reinen Vollziehung entzogen, und zu einem @egenftande der Rechts⸗ 
pflege geworden ift, und mithin nicht mehr hierher gehört. Das Berhältniß, 
das daraus entfteht, muß nun in folgender Weife betrachtet werden. 

Sowie ein Polizeirecht einer Behörde das Recht der Etrafandrohung gibt, 
fo ift die wirflid ausgefprodene Strafandrohung ein gejegliches echt, 
und feine Verordnung, und es ift daher confequent, daß ein fürmliches Ber- 
fahren über den betreffenden Fall eingeleitet wird. Damit entfteht eine felb- 
fändige Kategorie des Unrechts, die Polizeilibertreiungen, deren Gelet- 
buch eben das Polizeiftrafgefeg if. Auf dieſem Standpunkt fteht die ganze 
Police correciionnelle in Frankreich, dem unfere deutfchen Bolizeirechte nach⸗ 
gebildet find. Etwas wunderlich flingt dabei im Bayerifhen Potizeiftrafe 
geſetzbuch der Art. 39: „Keine Verordnung darf mit Gefeten, feine orts⸗, 
diſtrilts- oder oberpolizeiliche Borfchrift mit Geſetzen, mit den über benfelben 
Segenftand zuläfligen Verordnungen oder mit competenzmäßigen VBorfchriften 
einer höheren Behörde im Widerſpruch ſtehen“ — natiktlich nicht; die Frage 
ift nur, ob Alage oder Vefchwerde in beiden Fällen eintreten, und welche 
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Behörde daher competent ift oder fein jollte? Einfacher wäre die Sache geweien, 
wenn das Geſetzbuch gefagt hätte: „Nicht bloß die Entfchäbigung wegen lieber- 
fhreitung des Polizeirechts (Böll, Verwaltungsrecht 6. 188), fonbern jeder 
Alt der Polizeigewalt kann vor dem ordentlichen Gerichte belangt werden, wenn 
die Bartei meint, daß er mit einem Gelee in Widerſpruch lebt; wo dagegen 
ein Widerfpruch mit einer Verorbnung angenommen wird, tritt der Weg der 
Beſchwerde ein; bei der Frage dagegen, ob ein Alt der Polizei in die Beſtim⸗ 
mungen des Polizeiſtrafgeſetzbuches falle, ift eben die Polizeibehörde felbR die 
erfte gerichtliche Inſtanz. Die Sompetenz für die Anwendung des Zwanges 
ift Übrigens namentlich in der Finanzverwaltung in’ den meiften Staaten ohne⸗ 
bin jehr genau beftimmt, und bier muß angenommen werden, daB ber Befehl 
dur einfache Hinmeifung auf die orbnungsmäßig erlafienen Bollzugsverord- 
nungen den Charakter und Inhalt eines Vollzugedokumentes erhält. 


D. Der verfaffungsmäßige Gehorſam. 


Diefen Rechten der Regierung gegenüber ſteht nun ber Begriff und 
Inhalt des verfaffungsmäßigen Gehorſams, als ter Pflicht des 
Einzelnen, durch feinen individuellen Willen und feine Thätigleit die in 
jenen Rechten der Regierung gegebene Aufgabe des Staats ſeinerſeits 
zu erfüllen. 

Für diefen Begriff, der Jahrhunderte lang nicht bloß abſtrakt und 
theoretifch, fondern im wirklichen Staatsleben höchſt unficher und zweifel⸗ 
baft geweſen ift und deſſen Inhalt zu den größten Bewegungen Anlaß 
gegeben, wird es nun mohl feinen neuen andern genügenden Ausgangs 
punkt geben, al3 denjenigen, der in der bisherigen Daritellung liegt. 

Es ift nämlich klar, daß der Begriff des Gehorfams dem Gejege 
gegenüber niemals zweifelhaft fein Tann und auch mohl niemals zweifel- 
baft geweſen ift. Wenn daher dennoch über den Gehorjam ein Zweifel 
entitanden ift, jo fann er nur daher fommen, meil es noch unter dem 
Geſetze einen Willen gibt, der als Staatswille auftritt, und obwohl 
er fein Geſetz ift, daflelbe Recht in Anſpruch nimmt, tie das Geſetz 
felbft. Diefer Wille aber ift der der Regierung und feine Form ift 
Verordnung, Berfügung und Zwang. Die ganze Frage nach dem 
ftaatöbürgerlihen Gehorfam bezieht fih daher gar nicht auf den Ge 
horſam gegen das Geſetz, fondern auf den Gehorfam gegen die 
Negierung, oder die Obrigkeit; das ift auf den Gehorfam, den der 
Staatsbürger der Verordnung neben oder gar über dem Geſetze zu 
leilten hat. 

Nun ift es Har, daß allenthalben, wo Gefeßgebung und Boll: 
ziehung verjchmolzen find und die Verordnungen daher mit den Geſetzen 
gleiches Recht haben, die Frage nach der Gränze des Gehorſams in der 
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That nur der Ausdrud des Bewußtſeins fein fann, daß dieſe Ver: 
ſchmelzung an ſich falſch ift und daß die Pflicht des Gehorfams, un- 
bedingt gegen die Geſetze, doch nur eine bebingte fein kann gegenüber 
den Berorbnungen. Der Zweifel an dem Gehorfam ift dann Fein 
Zweifel an dem Rechte des Geſetzes, fondern ein Zweifel an dem Rechte 
der Regierung, Verordnungen als Gefehe zu geben, und tie Vorftellung 
von der Gränze des Gehorſams wird dadurch zu einem Grundlage über 
die Gränze des Rechts der verorbnenden Gewalt. Die Frage nad) dem 
inhalt des Gehorfams ift daher eine große, hochwichtige, hiſtoriſche 
Thatjache; fie bezeichnet den Punkt, wo die Völker über das Weſen ber 
Geſetzgebung und ihr Recht auf Antheil an derjelben zum Bewußtjein 
gelangen; die Unterfuhhungen über denfelben find die, wenn auch nur 
negativen Anfänge der Scheidung zwiſchen der Gefeggebung und Voll: 
ziehung, und die Reſultate diefer Unterfuchungen bebeuten in der That 
die großen Abfchnitte, in denen fich dasjenige für das individuelle Bes 
wußtfein entwidelt, was mir das verfaflungsmäßige Regierungsredht 
nennen. Erft von diefem Standpunkt aus wird dasjenige volllommen 
tar, was wir als den verfafiungsmäßigen Gehorfam und fein Recht 
bezeichnen. 

Um fidh diefen Begriff in feiner heutigen Geftalt ganz zu vergegen: 
mwärtigen, muß man die drei Grundformen im Auge haben, in denen 
er ſich hiſtoriſch entwidelt bat. 

Die Frage na dem Gehorfam entfteht für die Völker Europas 
erft im 17. Jahrhundert und erfcheint anfangs als bloßer Zweifel an 
dem Rechte der „Obrigkeit“, mit ihren Verordnungen alle Verhältnifie 
des Staatslebens zu beherrſchen. Im 18. Jahrhundert macht das ent» 
ftehende Recht der ftantsbürgerlichen Gefellichaft e8 Har, daß nicht ber 
Organismus der vollziehenden Gewalt für fi, fondern nur der Staat 
als Einheit aller Einzelwillen Gehorfam zu fordern habe; daß alles 
Geſetz fein und die Verordnung feinen andern Anhalt haben folle, als 
den des Geſetzes. Für dieſe Auffaffung gibt e8 tann nur noch Geſetze 
und feine Verordnungsgewalt mehr. Erft im 19. Jahrhundert beginnt 
das ftaatlihe Bewußtſein wieder, die Selbftändigfeit der vollziehenden 
Gewalt und ihr Recht auf Verordnungen anzuerfennen, aber freilich 
zugleich die Frage zu unterfuhhen, wo nun zwiſchen beiden die Gränge 
liege und wie weit alfo der Gehorfam gegen die Verorbnung gehe, ein 
Gehorfam, der wiederum an fi) gar nicht beftritten wird, ſondern 
weſentlich fi) auf das Recht der Verordnung im Verhältniß zum 
Geſetz bezog. Es war nun fehr erflärlih, daß man ſich auch über bie 
Verhältniß nicht Har wurde, fo lange eben der Begriff und das Recht 
des Geſetzes gegenüber ver Verordnung nicht formell fefiftand, da bei 
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der noch bis auf unfere Zeit herab beitehenden Berjchmelzung beider 
jede Dppofition gegen die Verordnung den Charakter eines Ungehorſams 
gegen die Gefete annahm. Daher denn aud jet noch die große Un- 
fiherheit in den Begriffen und daher auch die Schwierigkeit, die bie 
berige Lehre von diefem Gehorfam anzuwenden, nachdem Geſetz und 
Verordnung geſchieden find und damit der verfaffungsmäßige Gehorſam 
gegen die Regierung zu dem durch das Recht der Gejege be 
ſchränkten Gehorſam gegen die Verordnung geworden ift. 
Fallen wir jeboch dieß Nechtögebiet nunmehr in dem oben beitimmten 
Verhältniß auf, jo ericheinen für den verfaflungsmäßigen Gehorfam 
folgende leitende Grundfäge. 

a) Da die Pflicht zum Gehorfam gegen die Berorbnung, ober zum 
bürgerlichen Gehorfam unzweifelhaft ift, wenn Verorbnung und Geſetz 
übereinftimmen, fo fann der Zweifel nur dann entitehen, wenn dieſe 
Webereinftimmung beftritten wird. Die Verweigerung des bürgerlichen 
Gehorfams gegen eine Verordnung ericheint demnad als die Erklärung 
des einzelnen Individuums, daß es jene Uebereinftimmung läugne, und 
im Namen des Gehorſams gegen das Geſetz den Gehorfam gegen bie 
Verordnung verweigert. Dagegen enthält eben die Aufforderung zum 
Gehorfam gegen die Verordnung die Erklärung von Eeiten der voll: 
ziebenden Gewalt, daß ein folder Miderfpruch ihres Willens mit dem 
Gefege nicht vorhanden fei. Indem daher das Individuum den Ge 
horſam verweigert, ſetzt es fi) als Richter über den Inhalt und Um: 
fang des Geſetzes und jtellt fich felbft über die Regierungsgewalt; es 
fubftituirt feinen individuellen Willen dem des Staats. Das ift ein 
unlösbarer Widerfpruch mit dem organifchen Wefen des Staatsbürger 
thums und damit die Auflöfung des Staats felber. Es folgt daraus, 
daß der Einzelne, indem er nicht zu entfcheiven bat über das Verhältnif 
von Gele und Verordnung, auch nicht entfcheiden fann über Inhalt 
und Gränze der Verpflichtung, welche ihm die Verordnung auferlegt. 
Der bürgerliche Gehorjam gegen die Verordnungen der vollziehenden Ges 
walt muß daher als abjolute Grundlage des Staatslebens 
erfannt werden. 

b) Es folgt daraus, daß der Widerftand gegen die Anorb« 
nungen der vollziehenden Gewalt an und für ſich ein Vergehen ift, 
und daß das Unrecht defjelben dadurd nicht aufgehoben wird, daß 
die erfolgende Enticheidung des zuftändigen Drganes die Verordnung 
fpäter als nicht gültig erklärt. Denn nicht darin liegt dag Unrecht, 
daß der Einzelne einer nicht zu Necht beſtehenden Verordnung, fon: 
bern darin, daß er ald Einzelner dem Organe der Vollziehung Wider 
ftand leiftet, und damit feinen fubjeltiven Willen an die Stelle des 
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organiihen Staatswillens ſetzt, d. i. den organischen Staat jelbft 
aufbebt. 

c) Es folgt daraus, daß bei wirklichem Widerftande gegen den 
Willen der Regierung, und zwar ohne alle Rüdfiht auf Objekt oder 
Geſetz, das Recht der Unverletlichleit des Einzelnen aufgehoben wird 
und die Berechtigung der vollziehenden Gewalt jo weit gebt, als ihre 
Macht reiht. Das ift der Punkt, auf welchem das Recht des Gehor: 
ſams in das des Zwanges (f. oben) übergeht. 

d) Dagegen bat allerdings der Gehorchende nicht die Pflicht, da 
Gehorfam zu leiften, wo eine Thätigkeit von ihm gefordert wird, welche 
die Rechte Dritter verlegt. Und zwar darum nicht, weil die Auf 
bebung vieler Rechte im Namen eined Staatöwillens eben die Funktion 
der vollziehenden Gewalt ift, und die Anordnung der lebteren, daß 
der Einzelne vollziehen ſolle, mas fie felbft zu vollziehen berufen ilt, 
fie mit fich felber in Miderfpruh bringt. In diefem Falle ift der 
Widerſtand allerdings berechtigt; jedoch darf er nur fo weit geben, 
als er fi auf die beftimmte, die echte Dritter verleende Hand» 
lung bezieht. 

Wenn daher der Einzelne in diefem Falle ven Gehorfam leitet, 
jo ift es fein Bmeifel, daß er perfönlich haftet, eventuell der Strafe 
für feine Handlung unterworfen werden muß. Läßt er ſich zwingen, 
fo treten für ihn die Grundſätze der vis major und des metus qui in 
virum constantem cadit ein; die bloße Erklärung, daß er die Verants 
wortlichkeit von ſich abweife, macht ihn von der Haftung nicht frei. Und 
zwar darum nicht, weil das Organ der vollziehenden Gewalt bei einem 
folden, auf die Verlegung der Rechte Dritter gerichteten Befehle eben 
als Individuum und nicht mehr ald Staatsorgan erfcheint, und daher 
für jede Verlegung nicht ala Obrigkeit, fondern nur ftrafrechtlich ala 
Urheber betrachtet werden Tann. Die genaue Gränze der perjönlichen 
Verantwortlichleit muß dann nad den allgemeinen Grundfäten bes 
Etrafrechtes in jedem einzelnen Falle beftimmt merten. 

e) jener Pflicht des bürgerlichen Gehorfams fteht nun das Recht 
defielben gegenüber. Diefes Necht befteht darin, daß der Einzelne auf 
Grund feiner Auffaſſung das Recht der vollziehenden Gewalt zu der 
betreffenden Verordnung läugnet, und biefelbe daher als eine für 
fih unverbindliche erklärt. Hat er da? gethan, fo folgt, daß die Unter 
laflung derjenigen von der Verordnung vorgefchriebenen Handlungen, 
bie er für ungerecht erklärt hat, nicht als ein Unrecht angejehen werden 
fann; denn dieſe Unterlaffung ericheint von feiner Seite ja als eine 
Befolgung eines von ihm als vorhanden angenommenen, wenn aud 
vielleicht nicht vorhandenen gefeßlichen Rechtes, das eben das Recht der 
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Verordnung aufhebt. Den Ungehorſam gegen eine ſolche Verordnung 
im Namen eines Geſetzes nennt man den paſſiven Widerſtand. 
Das Recht zum paſſiven Widerſtand iſt daher ein verfaſſungsmäßiges 
aber nur unter der Vorausſetzung der Berufung auf ein Geſetz 
Diefem Rechte entipricht eben fo unzweifelhaft das Recht der Exekution 
und zwar auf Koften des Ungehorſamen. Sowie dagegen diefer paffive 
Widerftand zur wirklichen Widerfeglichleit dur) die That übergeht, fo 
entfteht ein fogenannter aktiver Widerſtand, und es kann vernünftiger 
Weiſe gar fein Zweifel fein, daß der altive Wiberftand auch gegen eine 
ſcheinbar unzweifelhaft geſetzwidrige Verordnung an und für fich ſtraf⸗ 
bar ift, weil das Urtheil des Widerſetzlichen über diefe Geſetzwidrigkeit 
immer als ein ſubjektives erjcheint und die Zulaffung einer Geltung ber 
fubjeltinen Meinung den gelammten öffentlichen Rechtszuſtand zuleht 
auf lauter individuelle Anfichten zurüdführen und damit auflöfen würde. 
Das Wefen der verfafjungsmäßigen Verwaltung forbert daher, daß ber 
Einzelne feinen Streit mit der Verordnungsgewalt durch den vom 
Staate felbit zur Löſung deffelben organifirten Proceß, das Klag⸗ oder 
Beſchwerderecht, löſe, wenn er nicht mit ber Exekution gegen feinen 
paſſiven Wideritand zufrieden ift; eine Wiverfeglichkeit von Seiten bes 
Einzelnen gegen die Verordnung oder der aktive Ungehorfam ift eben 
berfelbe Widerſpruch, der in den Privatverhältnifien in der Selbſthülfe 
liegt. Und diefer Grundſatz, den Biveifel an der Verpflichtung zum Ges 
borfam durch den verfaſſungsmäßigen Proceß der Klage oder Beichwerbe 
zur Entſcheidung zu bringen, ftatt durch aktiven Widerſtand, ift der eigent⸗ 
lihe verfaffungsmäßige Gehorfjam. 

Allerdings aber ift es nun wahr, daß das Rechtsprincip dieſes 
Gehorfamd erit dann feinem wahren Grundgedanken, der Harmonie 
zwilchen der Einheit des Staats und der Gelbitändigfeit des Einzelnen 
entipricht, wenn neben ihm das Eyitem der Verantwortlichkeit der Ne 
gierung ausgebildet ift, gu welchem mir jeßt übergehen. 


Wenn wir nun von diefem Etandpunlt ausfagen, daß in gewiffer Weife 
jedes Land Europa’s fein eigenthbümlihes Syſtem des verfaf 
fungsmäßigen Gchorfams habe, fo bebeutet das im Grunde nichts an- 
ders, als daß in jedem Lande das Berhältnig zwiſchen Gejeg und Verordunng 
in befonderer Weife gefaltet ift, was befanntlicy nicht bloß wirklich flattfindet, 
fondern fogar den Charakter des öffentlichen Rechts des Landes Überhaupt bildet. 
Dabei werden jedoch dieſe bejondern Eirſcheinungen wieder von dem großen 
Gange der suropäifchen Geichichte im Allgemeinen beherrſcht, wie wir daffelbe 
bereit8 angedeutet haben. Der Werth einer pofitiven Darftellung nicht ber 
Theorie, jondern des geltenden Rechts dieſes Gehorſams, würde darnach fein 
geringer fein. Die leitenden Geſichtspunkte find folgende. 
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So wie mit dem 17. Zahrhundert die Theilnahme des Volles an der Ge⸗ 
feßgebung verfhwindet, und der perfönliche Wille des Königs und feiner Ver⸗ 
treter, der Obrigleit, die geſetzgebende Gewalt wird, fo entfieht nun die Trage, 
ob die Staatsangehörigen dem Willen diefer perfönlichden Gewalt denjelben 
Gehorfam zu Teiften haben, den fie dem Gefammtwillen des Volles allerdings 
fhuldig find. Das erfte Gebiet, auf welchem diefer Zweifel entfteht, ift das 
kirchliche. Zweifelhaft ſchon erſchien es, ob ein durch den allgemeinen Willen 
gebildetes kirchliches Gebot Gehorfam fordern könne; zweifelhafter ward die 
Sache, als die Landesherren mit ihrem fubjeltiven Willen das Recht der Geſetze 
vertraten, und für ibre Gebote den Gchorfam auch in religiöfen Fragen for» 
derten. In diefem Widerfpruche trennte fi) zuerf der Gehorfam in zwei Ge⸗ 
biete; der Tirchliche weigerte den weltlichen Gehorfam, und machte aus dem 
ſtaatlichen Ungehorfam eine fittliche Pflicht. Es war die erfte Gränze, welche 
der formell gültige Staatswille fand. Die Frage nad) dem Necht des Gehor⸗ 
fans und des Widerftandes entſteht faft gleichzeitig in Deutjchland und Frank. 
reih, und führt endli in England zur Revolution gegen das Königthum. — 
Das zweite Gebiet entfteht durch das Berhältniß der königlichen Gewalt zu den 
Nechten der Landftäude. Das Recht des Königthums, daß fein Wille als Geſetz 
gelten folle, ward eigentlich an fich nicht beftritten; dagegen hielt man das Recht 
der Stände als ein felbftänbiges dem königlichen gegenüber aufredht, und fo 
entftand die Frage nach der Gränze des königlichen Hecht gegenüber dem „ver- 
brieften“ Landesrecht. Die Trage war im Grunde unlösbar, da beide Rechte 
Geſetzeskraft hatten, beide dieſelben Yormeln für ihre Rechte gebrauchten 
(Hoheitsrecht), beide fich daher wie zwei gleichberedhtigte Körper belämpften 
während der Begriff des Geſetzes, nirgends erjcheinend, auch die Löfung nicht 
geben konnte. Es ift das die Zeit des 18. Jahrhunderts, die ſowohl in Eng 
land, namentlich unter Walpole, als in Srantreich in dem Kampf des Königs 
mit den Parlamenten, als endlich in Deutichland in dem Streit zwilchen Landes⸗ 
fürften und Landfländen von diefem Gegenftand allenthalben durchdrungen if. 
Es war offenbar unmöglich, bier zu einem feſten Begriffe von Gehorſam zu 
gelangen; das lag nicht an diefem Begriffe, fondern an dem gleichen Hecht der 
verjchiedenen Elemente, welche den gleichen Gehorſam forderten. Das Charal- 
teriftifche in der Entwidlung der Yrage ift in den einzelnen Ländern wohl in 
Folgendem gegeben. 

Sn England war man fi alladings feit der bill of rights volllommen 
einig darüber, daß die Verordnung nur eine Bollzugsverordnung fein folle 
(j. oben). Allein da man zugleich eine felbfithätige, die eigentliche Berwaltung 
beberrichende Regierung nicht wie auf dem Continent befaß, jo fam man auch 
nicht zu dem Verſtändniß eines felbftändigen Verordnungsrechts, und daher auch 
nicht zu dem Begriffe des Gehorſams in obigem Sinne, denn da das Parla- 
ment zugleich oberfte Verwaltungsbehörde wird, jo haben bier die Verordnungen 
defielben Yorm und Charalter der Geſetze, und der Gehorſam gegen beide war 
derſelbe; es gab neben dem Gehorſam gegen das Parlament (als Geſetzgebung) 
nicht noch einen bejonderen gegen die Regierung, jondern jeder Gehorſam erfcheint 
formell als Gehorfam gegen ein Geſetz, und jede Berorbnung hat nur jo weit 
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Gehorſam zu fordern, als fie ſelbſt fih auf die Ausſprüche des Parlaments 
ftügen kann, die aber, wie gelagt, zugleih Gelege und Verordnungen find. 
Wenn aber die Behörde auf Grundlage folder Beſtimmungen Gehorfam forbert 
und ihn nicht findet, fo ift der Ungehorfam ſtets an und für fi ein Ungehorſam 
gegen das Geſetz, und daher ftrafbar. Die Parlamentebefimmungen haben 
dieß recht wohl gefühlt, und daher ihre Borfchriften, fo weit fie ihrem Weſen 
nach Berordnungsrecht find, mit Ordnungsftrafen, den fees, verfehen, fo 
daß fi aus den Statuten recht gut ein engliſches Polizeiftrafrecht zufammen- 
ftellen ließe, wenn es eine englifhe Rechtswiſſenſchaft gäbe. Leider 
hat Gneift, der dieß Verhältniß fehr gut erkennt, das Einzelne nicht genauer 
angegeben (Engl. Berwaltungsreht Bd. IL S. 702. 703). Es folgt daraus, 
daß das engliſche Zmangsrecht gleichfalls jenen weientlih von dem continen- 
talen verichiedenen Charakter bat, nad) welchem es fein polizeiliches, fenbern 
ſtets die Erecution eines gerichtlichen Urtheils wegen Ungehorſams ifl; das ift 
e3 im Grunde auch, wodurch das englifche Berhaftungeredht fo firenge hat werben 
können. (Vergl. Polizeirecht Bd. IV. der Verwaltungslehre.) 

Weſentlich anders iſt das Berhälnig in Frankreich. Hier war die Geſetz 
gebung iu der Verordnung jo vollftändig untergegangen, daß, um bie richtige 
Gränze wieder zu finden, eine nollfländige Umgeftaltung der ftaatsrechtlichen 
Begriffe nöthig ward. 

Diefes nun brachte der Gedanle Rouſſeau's, daß die Quelle des Ge⸗ 
fetges nicht wie bei Hobbes und Pufendorf der Wille eines vertragemäßig ein- 
geſetzten Geſetzgebers, jondern diefer eben ſtets Iebendige Wille Aller ſelbſt, die 
volonte generale fei. Die Beftimmung diefer volonıs generale if das Geſetz; 
es ift felbfiverftändlih, daß der Gefammtwille au der Wille des Ginzelnen 
fei, oder daß er Gehorſam fordern milffee So war der Srundfa im Princip 
feftgeftellt, daß nur diefes eigentliche Gefe unbedingten Gehorfam zu fordern 
habe, und daß, was nicht weniger wichtig war, jede andere Willensäußerung 
des Staats (aljo die Verordnung, wie wir jagen würden, gegenüber dem @efeh) 
nur durch ihre Uebereinftiimmung mit dem Gefe zu gleihem Gehorſam bered» 
tigt fei. Diefe Auffaffung geht num in das gefanmte öffentliche Recht Frank⸗ 
reichs während der Revolution iiber, und bier gilt er noch gegenwärtig. Es 
gibt feinen beredhtigten Ungehorfam gegen die „loi*; mit ihm verfchwindet and) 
die ganze Tehre vom Gehorfam aus Frankreich, jo wie die Geſetzgebung durch 
die Vollsvertretung vollzogen wird. Zugleich befteht neben der Geſetzgebung 
die Verwaltung. Sie funktionirt auf Grundlage ihres eigenen Willens; diefer 
Wille ift zwar fein Geſetz, wohl aber bildet er Necht, fo weit das Geſetz ihm 
nicht entgegentritt; hier entftcht daher die Möglichkeit eines ungefeglichen Willens 
der Staatägewalt; mit ihr die Frage nad) der Berpflihtung zum Gehorſam, 
nicht gegen das Geſetz, fondern gegen die Berordnung im Namen des Ger 
feed. Und fo gewinnt jet der Gehorfam eine neue Gefalt. Er if unbe 
dingt gegenüber dem Geſetz, und damit ift der alte Streit des 18. Jahr⸗ 
hunderts entſchieden; er ift aber bedingt gegen die Verorbnung, und erzeugt 
daher jetzt neben der Pfliht auch ein Hecht durch den Unterſchied derſelben 
vom Geſetz. Nun haben wir ſchon oben gezeigt, daß die Idee, jeden Öffentlichen 


Willen ähnlih wie in England zu einem Gejege zu maden, in Frankreich 
nicht ansführbar war. Die verfchiedenen Assemblées konnten zwar die &e- 
ſetze erlafien, aber fie konnten feine Regierung führen, um fo weniger, als 
die Selbftverwaltung nicht erfette, was in der Regiefung fehlte. Man mußte 
daher einen Gehorſam auch gegen bie fpeciell vom Geſetze gefchiedenen Berord- 
nungen zulaffen; dennoch aber verfchmelz der Gehorſam gegen Geſetz und Ne 
gierung nicht zu einem ungefchiedenen Ganzen wie in Deutſchland, fondern das 
Bewußtſein des Unterfchiedes erhielt ih und nahm fogar gefetliche Formen an. 
Das Decret vom 25. Eept. 1791 erllärte bereits, daß jeder Widerftand gegen 
die „force publique, agissant l&galement“ als „rebeilion“ beftraft werben 
fole. Der Code Penal Art. 209 dehnt das aus, und hebt nramentlich bie 
„resistance contre les Officiers ou agents de police administrative oa ju- 
diciaire, agissant pour l’ex&cution des lois“ hervor; zwar if eine ſolche ré- 
sistance gegen ungeſetzliches Vorgehen der Behörden nad tem Arr. vom 7. April 
1837 teine „rebellion* mehr, allein das Recht auf Widaftand wird auch in 
dem letzteren Falle ausdrüdlich für ftrafbar erklärt, Arr. vem 5. Januar 1821. 
Berg. Laferriere (Droit publ. et adm. Ch. 11) Dagegen hat nıan dem 
Einzelnen das Recht gegeben, gegen foiche Maßregeln — aljo Verordnungen, 
Verfügungen und Zwang, PBroteft zu erheben, und diefen Proteft auf dem 
Wege des adminiftrativen Verfahrens zu verfolgen. Dieß Necht erjcheint num 
als das Recht auf die Erflärung, daß er vermöge eines beftinmten Geſetzes fich 
nicht zum Gehorfan gegen eine beftimmte Verordnung verpflichtet glaubt. Dieje 
Erklärung heißt Oppofition; „former opposition“ iſt der formelle Wider- 
ſpruch gegen die Verordnung; fie ift zum Theil Klage, zum Theil Beichwerde- 
recht. jedenfalls aber erzeugt fie die entweder gerichtlichen oder abminiftrativen 
Berhandiungen über die Gültigkeit der Verordnung und damit fiber die Pflicht 
des Gehorſams; die Formen der Oppofition werden dann endgültig in dem 
Arreıe vom 23. Nov. 1832 fpeciel für die Opposition aux contraintes ad- 
iministrativs geregelt, und fomit der verfaffungemäßige Gehorfam in ein be 
ftimmtes geſetzliches Berhältniß zu Geſetz und Verordnung gebradt. 

In Deutfchland dagegen fam man zu feinem Abſchluß, und ift noch jetzt 
nicht dazu gefommen. Dan nahm allerdings aus dem Wejen des Geſetzes das 
Princip auf, daß man dem Gefete gehorchen müſſe, aber man hatte eben feinen 
feften Begriff vom Geſetz, und die enticheidende Frage blieb daher offen, wie 
weit der Iandesherrliche Wille in der Form des Befehles das Recht habe, Ge 
feßesfraft und damit unbedingten Gehorſam zu fordem Das pofitive Recht 
beantwortete dieſe Frage nicht, wie wir gejehen haben, und bei aller Hech⸗ 
achtung vor dem eigentlichen Geſetze mußte man fi) doch geftehen, daß eben 
jene landesherrlichen Verordnungen an ſich einen ganz gleichen Anſpruch auf 
Gehorſam zu fordern berechtigt feien. So eniſtand der greße Streit über den 
Gehorſam im 18. Jahrhundert, der der Form nad fi um die Frage drehte, 
ob man den landesherriichen Berorbnungen gegenüber den „Landesrechten und 
Privilegien“ Gehorſam ſchuldig fei, der Sache nad) aber eben die Frage nach dein 
Weſen und Recht von Berordnung und Beleg ſelbſt enthielt. Der Hauptname 
in diefem GStreite Dentichlands iR und bleibt J. 3. Moſer; das Hauptgebiet 
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defielben war Süddeutſchland. Am beiten charakterifirt den ganzen damaligen 
Zuftand der Frage der Say Mofers (Landesfreiheit der Untertbanen, €. 71): 
„Belonders aber kann ein Herr von den Unterthanen feinen Gehorſam verlangen, 
wenn er ihnen etwas anbfichlt, welches offenbar und unftreitig den Landes 
freiheiten und Berträgen zuwider if.” Bon einem Gegenſatz zwiſchen 
Geſetz und Verordnung war dabei natlirlidy feine Rede; es lag vielmehr der 
Gegenſatz noch innerhalb der gefetgebenden Gewalt. Ehe diefer nicht befeitigt 
und nicht mit dem Begriffe des Geſetzes die Prliht des Gehorſams feftgeftellt 
war, fonnte fein Abſchluß in jenem Etreite gefunden werden. 

Es darf uns daher nicht wundern, daß man, die eigentlihe Grundlage 
noch nicht Mar erkennend, da man noch keinen Begriff vom Gelee hatte, wieder 
anf das 17. Jahrhundert und das Jus natnrae des Gehorfams überhaupt zu⸗ 
ritdgriff, und durch abfiralte Theorien erledigen wollte, was nur durch feſte 
Begriffe erledigt werden kann. 

Die deutſche ſtaatsrechtliche Theorie vom Ende des vorigen bis zur Mitte 
des gegenwärtigen Jahrhunderts zeigt uns das wunderliche Bild, daß die ganze 
Geſchichte des Begriffs des Gehorſams von Hobbes, Rouſſeau, Mofer und allen 
Theoretifern der vergangenen Jahrhunderte herbeigezogen wird, um den gegen- 
wärtigen Begriff zu erflären. Nur fo begreift es ſich, daß noch gegen den 
„abſtrakt unbedingten Gehorſam“ (obedientia mera) gelämpft, und als die 
Gränze deffeiben „der Zweck und Begriff des Staats“ ge:ett wird — fiber 
welche bis dahin noch niemand einig geweien — vergeſſend, daß es feinen Ge 
horſam für Meberzeugungen, fondern nur immer für Thätigleiten gibt, und daß 
die gezwungene Befolgung des Etaatsmwillend eben kein Gehorſam mehr ifl. 
Diefem Grundfag, daß es da feine Pflicht zum G.horſam gibt, wo im Grunde 
eben der Gehorfam aufhert — denn das ift ein Befolgen der unfittlichen Be 
fehle — ftelt das deuiſche Staatsrecht noch immer den zweiten Begriff des 
„rechtlichen oder bürgerlihen Gehorſams“ (obedientia eivilis) zur Eeite. 

Allerdings nun entftanden jchon feit 1818 einzelne Verfaffungen, und 
damit war der Anfang zum tieferen Eingehen anf die Frage grgeben. Allein 
wir haben ſchon oben nachgewieſen, daß diefe Berfaffungen ſelbſt noch gar feinen 
feften Begriff von Gerege haben, geſchweige denn von der Verordnung, und 
die Theorie ließ fie dabei ganz im Stich. Es entſtand fonit allerdings ber 
neue Begriff des „verfalfungsmäßigen Gehorſams,“ den, wie wir glauben, 
zuerft Klüber formell in die Staatsredhtsiiteratur aufgenommen hat (Oeffent⸗ 
liches Recht 8. 4. 5 und 365), jedech ohne weiter als bis zur negativen Be⸗ 
fiimmung deffeiben zu fommen, und chne daß die anderen weiter gelemmen 
wären. Das Gebiet, wo fih Begriff und Hecht deſſelben dann ausbildeten, 
war naturgemäß das Territoriahedht, da von einem verfaflungsmäßigen Ge 
borfam gegen eine Configuration, wie den deutſchen Bund, denn doch nicht 
recht die Hede fein konnte, während, da jeder Staat feine VBeriaffung bat, and) 
der Begriff eines deutſchen ftaatsrechtiihen Gehorſams gleichfalls fidy nicht aus⸗ 
bilden konnte. Dagegen entwidelte num auf Grundiage der eigenen Geſetze 
jeder einzelne Staat fein eigenes pofitincs Necht des Gehorſams, das zum 
Theil in eigenen Gefeßen genau, und zum Theil recht verjchieden beffimmt if. 
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Vergleiche namentlich die trefiliche Darftellung des württembergiſchen Gehor⸗ 
ſams (Mohl, Württembergifches Staatsrecht I. 320 ff.); die des preußifchen bei 
Rönne Il. 8. 108. 

Indeß der Mangel fefter allgemeiner Grundlage läßt auch bier die Trage 
unentjhhieden, was eigentlidh unter dieſem „verfaffungsmäßigen“ Gehorſam ver- 
ftanden wird. Denn mit den Eat, daß es der Gehorſam gegen die Berfaffung 
fein folle, if nichts erflärt, da die Verordnung ja and der Berfaffling gehört; 
ein Gehorfam gegen das Gefe beruht nicht erft auf der Verfaſſung, fondern 
auf dem Begriff des Staats; ein nicht verfaffungsmäßiges Geſetz gibt e8 nicht; 
was heißt alfo jene traditionelle Unflarheit? Man kann fih nur Eines dabei 
denken: den Gehorfam in dem Falle, wo eine Verordnung mit dem Geſetze 
in Widerſpruch tritt, und die Pflicht, in diefem Falle das Gele und nicht 
die Verordnung zu befolgen. Die Beurtheilung diefer Pfliht lann man nun 
aber nicht dem jubjeltiven Ermeffen überlaffen; und fo bleibt in der That als 
Anhalt des verfaffungsmäß:gen Gehorſams nichts als der paffive Miderftand, 
die Klage und die Beſchwerde. Einen andern concreten Inhalt kann man fi 
dabei nicht denken. Einig ift die deutfche Literatur nur in zwei Punkten: 
daß es eigentlich Feine unvernäünftigen Gejete geben müſſe, damit jedes Geſetz 
in feiner Bernünftigleit die Quelle des Gehorſams finde, was ſehr richtig, aber 
fein Staatsredt ift; und zweitens, daß der aktive Widerftand an fi) ftrafbar 
fei. Berg. Maurenbreder 8. 56. Klüber $. 4 und 550. Badariä 
I. 67. Namentlih Zöpfl II. 8. 982. Die fehr fleißige Arbeit Mohl s (Lie 
teratur der Etaarswiflenfchaften I. 333) hat fich viele nuglofe Mühe gegeben, 
die unklaren Vorftelungen in der früheren deutſchen Literatur als Mar hin⸗ 
zuftellen. 


1. Das Eyftem ber Beraniwortlidyleit ber Regierung. 
Begriff, Princip und Syftem. 


Nachdem wir nun in der biöherigen Darftellung den allgemeinen 
Begriff des Rechtes der Regierung zu feinem vollftändigen Eyftem ent: 
widelt haben, gelangen wir jeßt zum zweiten Grundbegriffe des ver 
faflungsmäßigen NRegierungsrechtes, der Verantwortlichkeit. 

Auch die Verantwortlichkeit ift an fich ein einfacher Begriff; das ſtaats⸗ 
rechtliche Leben ter Völker kann fich daher eine Zeitlang mit diefem einfachen 
Begriffe genügen lafjen; und in der That fehen wir im Beginne alles 
verfaflungsmäßigen Lebens jene etwas vage Vorftellung alle Bedingungen 
der Verfaffung mehr oder weniger ausfüllen. Allein ſowie die Rechte 
der Regierung feitere Geftalt gewinnen, ſowie fit) Gele und Verord⸗ 
nung bejtimmter fcheiden und das Rechtsbewußtſein den ganzen Etaat 
durchdringt, nimmt allmählig aud die Verantwortlichkeit feſtere Kate: 
gorien an; fie fängt an, eine verjchiedene für die verfchiedenen Rechte 
und Thätigfeiten der Regierung zu werden; fie wird aus einem Gegen: 
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ftande des unmittelbaren Gefühles der Staatöbürger zu einem Gegen- 
ftande der Miffenfhaft des öffentlihen Rechtes, empfängt 
damit Inhalt und fefte Grängen und wird fomit zum wahren Schluß: 
ftein des verfaflungsmäßigen Regierungsrechtes und zum Maßitab für 
die Beantwortung der Frage, mie meit das letztere bei den Völkern 
überhaupt entwidelt ift. Um dem aber entiprechen zu können, muß 
das allgemeine Brincip zum Eyftem des Rechtes der Verant⸗ 
wortlihleit entwidelt werden. Und das ift die Aufgabe des 
Folgenden. 

Unfere Arbeit bat es daher nicht bloß mit ihrem eigenen Inhalte 
zu thun. Sie hat den Verſuch zu maden, nicht mehr bloß für das 
abitrafte Princip einzutreten, was früher genügte. fondern die Ueber: 
zeugung feitzuftellen, daß bier ein großes und felbitändiges Gebiet der 
Öffentlihen Jurisprudenz vorliegt, das der Icharfen juridiſchen Erör⸗ 
terung eben fo gut bebarf und eben fo jehr fähig ift, als Beſitz und 
Dbligatio. Und vielleiht müflen wir gleich) anfangs hier mit der Bor: 
ftellung fämpfen, als ſei eine jolde Eyitematifirung nicht nöthig oder 
gar des Lebens der Staaten unwürdig. Dennod ift das Eingehen auf 
die Sache um jo mehr unerläßlih, als wir im Folgenden nicht eben 
mit abjtraften Kategorien und Forderungen der Staatölehre zu thun 
haben, fondern vielmehr faft alle Elemente des Syſtems der Verant⸗ 
wortlichleit in ben meiiten geltenden Etaatsrehten bereit® vor: 
handen find, fo daß wir bier gar menig Neues im Einzelnen zu 
ſchaffen, ſondern nur durd den höheren Zuſammenhang dag Einzelne 
zu erklären und in feiner wahren Bedeutung berzuftellen haben. Und 
in diefem Einne werden wir zunächft verfuchen, erft das Princip und 
dann das Syſtem der Berantwortlichleit darzuftellen. 

Das Princip der Berantwortlichkeit ift ein einfaches, forwie man 
fih das Weſen der Regierung vergegenmwärtigt. 

Die Regierung iſt der Organismus der felbftändigen, perlönlichen 
That des Staates. Die That aber hat in der Perlönlichkeit des Staates 
fo gut ale in der jedes Einzelnen ftet3 eine doppelte Aufgabe Eie 
fol formell und zuerft den Willen der PVerfönlichkeit vollziehen ; fie fol 
aber, theil® inden fie ihn vollzieht, theils indem fie ihn erjegt, das 
höhere Wejen des Staated zum Ausdrud bringen. Die höchſte Be 
dingung des Lebens und feiner Entwidlung iſt daher die Harmonie 
zwiſchen Wefen und Willen des Etaates einerfeitd und der That des 
Staates andrrerfeits. 

Da nun aber dieſe That im Staate, als der höheren Form ber 
Verfönlichkeit, jelbjtändig erjcheint, eigene Drgane und damit auch 
einen eigenen Willen bat, fo ergibt fi, daß dieſe That mit dem 
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Weſen und Willen in Widerſpruch gerathen kann. Es folgt, daß ein 
ſolcher Widerſpruch wieder gehoben werden muß, ſoll anders das Leben 
des Staates beſtehen können. Dieſe Herſtellung beruht darauf, daß 
die Selbſtändigkeit des Organismus der That, der Regierung, ſich dem 
Weſen und Willen des Staates unterwerfe. Und das Rechtsprincip 
diefer Unterordnung der Regierung unter Weſen und Willen 
oder unter das Geſetz des Staates iſt das Princip der 
Verantwortlichkeit. 

Die Vorausſetzung dieſes Principes iſt nun die Scheidung der 
Geſetzgebung und der Vollziehung, formell ausgedrückt in der Scheidung 
zwiſchen Geſetz und Verordnung. Und zwar nicht bloß formell deshalb, 
weil das Geſetz der allgemeine und darum höhere Wille der Staats— 
perfünlichkeit ift, jondern darum, weil ſich in dem Organe der Geſetz⸗ 
gebung das Bewußtſein des Geſammtlebens ausdrüdt, das gegenüber 
jeder einzelnen Thätigleit des Staates zur Geltung gelangt. So lange 
daffelbe Organ Geſetzgebung und Vollziehung enthält, wie in der 
abfoluten Monardie, ift eine Verantwortlichleit als Rechtsprincip 
nicht möglich, fondern nur als fittlihes Princip, mas meiter nicht in 
das öffentliche Recht gehört. Das alles nun bedarf feiner weiteren Er: 
Örterung. 

Allein ein folches einfaches Princip kann offenbar nur da genügen, 
wo dasjenige, mas eben verantwortlich ift, ſelbſt auf allen Punkten 
gleihartig erfcheint. Iſt das nicht der Fall, ift das Verantwort⸗ 
lihe, oder ift aljo die Regierung in fich felbft ein organifches Ganze, 
das aus weſentlich verichtedenen Elementen beftebt, fo ift es Klar, 
daß auch die VBerantwortlichkeit keine gleichartige fein fann, fondern daß 
fie je nah dem Wefen und der Funktion der Organe der 
Negierung Selbit ihre Natur undihren Inhaltändern muß. 
Auf diefe Weife entiteht das, was mir das Syftem der Berant 
wortlichfeit nennen. 

Diefes Syſtem wird nun, tie fein Begriff andeutet, ſich natur 
gemäß eben an das Syſtem der Funktionen anſchließen, für welche die 
Berantwortlichkeit eintritt. Üper, das Syſtem der Verantwortlichkeit 
ift nur möglich, aber es ift au unabweisbar mit dem Syſteme 
der Regierung felbit und ihrer Rechte gegeben und zwar fo, 
daß jede Funktion der Regierung mit ihrem Nedhte zugleich ihre Ver: 
antwortlichfeit hat. 

Nun haben wir dem organifchen Syſteme der Regierung den durch⸗ 
greifenden Unterſchied zwiſchen Minifterien und Bebörten zum Grunde 
gelegt. Die beiden Eeiten, welde fie in der Aufgabe der Regierung 
zu vertreten haben, find fo weſentlich verfchienen, daß eine Gleichheit 
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in der Verantivortlichfeit geradezu undenlbar und in ber That auch 
nicht vorhanden ift., Das Eyftem ‘der Verantwortlichkeit entfteht daher, 
indem wir bie minifterielle von der behördlichen Verantwortlichkeit als 
weſentlich verſchieden trennen; und jo entfteht das folgende Bild derſelben. 

Die minifterielle Verantwortlichkeit ift diejenige, welche die Har- 
monie zwiſchen ber fpecifiichen Funktion des Minifteriums, der ver 
owdnenden Gewalt und ihrem Necht und dem Geift und Geſetze des 
Staatslebens herftellt. Diefe Verantwortlichfeit jelber erſcheint als eine 
einfache, fo lange man in der Verordnung ſelbſt nur noch einen ein- 
fachen Begriff fieht. Sowie aber diejelbe zu verſchiedenen Arten ver 
Verordnung wird, jo bildet ſich dadurch das Syftem der minijteriek 
len Verantwortlichkeit, von dem wir fogleich zu reden haben, 

Die behördliche Verantwortlichfeit Dagegen ift diejenige, welche auf 
dem Punkte erfcheint, wo die einzelne Thätigleit der vollziehenden Ge 
walt in Verfügung und Zivang mit dem Einzelrecht in Berührung 
gelangt. Hier empfängt die Berantivortlichfeit, da fie fi auf die Ein⸗ 
zelnen bezieht, den Namen ver Haftung. Ihre Anwendung ift eben 
fo vielfach, als die Rechte, welche durd) Verfügung und Zwang verlegt 
werben fünnen, und das Syſtem entfteht daher nicht an den Objekten 
der legteren, fondern an dem Berhältniß von Verfügung und Zwang 
zu Geſetz und zu Verordnung. So entjteht das Klagrecht, das 
Beſchwerderecht und das Geſuchsrecht, die drei Formen, im 
denen die Harmonie ber Vollziehung im Einzelnen mit dem Geifte und 
dem Geſetze des Staates hergeftellt wird. 

Aus diefen Momenten beſteht nun das, was wir das Eyftem der 
Verantwortlichkeit der Regierung überhaupt nennen. Es ift feitzubalten, 
daß alle diefe verſchiedenen Arten nicht eben nach einander, ſondern 
daß fie alle zugleich wirken. Es ift ferner, da fie aus dem Weſen 
der Sache jelbft entfpringen, Har, daß fie nicht etwa erft aus ber 
Theorie entitehen, fondern baß fie bis zu einem gewiſſen Grabe ber 
ftändig vorhanden find. Die Epoche der ftantäbürgerlichen Gefells 
ſchaft hat daher hier nichts eigentlich Neues gefchaffen, ſondern der 
Verantwortlichkeit nur ihren feften Inhalt und ihre rechtliche objek⸗ 
tive Bafis gegeben. Erft in ihr wird das Bewußtfein zu einem Princip 
des Staatsrechtes, daß ohne ein ſolches Syſtem der Verantwortlichkeit 
die Sicherheit des Öffentlichen Rechtes -vielleihyt im Ganzen, niemals 
aber gehörig im Einzelnen geivonnen erben kann. Und daher Tann 
man ſchon hier den Charakter der Geſchichte der Verantwortlichkeit ber 
zeichnen; vielleicht daß auch hier ein tieferes Einyehen in das Weſen 
der Sache ung fpäter einmal eine wirkliche Geichichte dieſes hochwichtigen 
Princips geben wird. 
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indem die Verantwortlichkeit erft da entjteht, wo Gefeßgebung 
und Verordnung fid) ſcheiden, jo beginnt alle Verantiwortlichkeit ſtets 
mit der des Minifteriums, als der perfönliden Epige der Voll: 
ziehung, nicht bloß mit der Volksvertretung, fondern fie ift auch eine Ber: 
antwortlichleit derlelben gegen die Volksvertretung. Sie drüdt daher 
im Anfange überhaupt gar nicht das eigentliche Recht der verfafiungs: 
mäßigen Regierung, fondern vielmehr nur das allgemeine Princip der 
Herrihaft der geleßnebenden Gewalt über die verorbnende aus, Eie 
bedeutet daher, mo fie auftritt, eben das Dafein der Verfafiung über: 
haupt, und daher erklärt es ſich, daß im Anfange der Verfaffungs- 
bildung die ganze Frage nach der Verantwortlichkeit ſich in voller Ein: 
feitigfeit in der principiellen Minifterverantwortlichkeit concentrirt, mäh- 
rend weder die einzelnen Momente derſelben zur Berüdfichtigung ges 
langen und noch weniger ein Verftändniß dafür vorhanden ift, daß das 
Klag: und Beichiwerderecht jelbjt gar nichts anderes ift, ala die An- 
wendung dejfelben Grundfages in anderer Yorm auf das 
Behördenſyſtem. Erit langfam gelangt man zu diefer Weberzeugung; 
fie ift ftets das Nefultat einer langen Reihe von Unterfuhungen, und 
das Eintreten derielben muß daher als die zweite und höhere Epoche der 
Geſchichte des verfafjungsmäßigen Regierungsrechtes angejehen werben. 
Im Anfange diejer Epoche ſteht namentlih Deutſchland. 
Es wird bis jetzt noch von der alten Auffafjung im Wefentlihen be: 
herrſcht, und noch finden wir Niemanden, der den innern Zuſammen⸗ 
bang beider Theile als etwas ganz Natürliches und Nothivendiges be 
trachtete. Noch meinen die Meiften, daß das Klagrecht gegen die Ver: 
fügungen und den Zwang entweder gar nicht zu geftatten, oder etwas 
ganz Belonderes fei; nody gibt man fich vergeblihe Mühe, vom Etant: 
punkte eigener fogenannter „Berwaltungsgerichtehöfe” ein beſonderes 
Recht für die abminiftrativen Klagen aufzuftellen; noch fieht man nicht, 
daß bier nur Ein Gedanke und Ein Princip malte. Gelänge es nun 
diefer unferer Arbeit, auf diefem Punkte Einheit in der Auffafiung und 
Durchführung zu fehaffen, fo würden wir glauben, fie nicht vergeblich 
unternommen zu haben. Freilich haben wir zu dieſem Zwecke beinahe 
ein neues Rechtsbewußtſein zu gewinnen; aber das deutſche Volk ift 
fähig und beftimmt, ſich dafjelbe zu eriverben und damit ſich über Eng» 
land und Frankreich zu Stellen, indem e8 das Brincip des erfteren, 
die redhtlihe Haftung auch für das Behördenſyſtem, mit 
dem des zweiten, einer felbitändigen und ftarten Regierung in 
dem ausgebildeten Eyfteme des verfaffungsmäßigen Regierung ®- 
recht3 verbindet. 
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A. Das S5ſtem der Minifiernerantwortfigkeit. 
Weſen derfelben. 


Es ift durchaus nothwendig, wenn man anders mit der fo viel 
befprochenen Frage nach der WKinifterverantwortlichleit zum Abſchluß 
gelangen will, ſchon hier von dem Grundfaß auszugehen, daß jede all: 
gemeine Beitimmung vielleicht hiſtoriſch ganz gut motivirt, aber juriſtiſch 
wertblo8 und geradezu nachtheilig ift. 

In der That bat die Entwidlungsgeichichte Europa's es mit fich 
gebracht, die Minijterverantwortlichkeit als ein in ſich einfaches Recht 
anzufehben. Sie war es, welche den großen Grundſatz ber Unterorb: 
nung der vollgiehenden Gewalt unter die gejeßgebende, die tiefe orgas 
niſche Idee einer Beſchränkung des Staatsoberhaupts zuerft nicht etwa 
veritehen lehrte, jondern fie zuerft auch geſetzlich formulirte. Es war 
natürlih, daß. man nidht bloß an ihr fefthielt, ſondern auch Jahr: 
zehnte hindurch mit ihr zufrieden war. Vom Anfang des verfaffungs: 
mäßigen Etaatslebens an bi8 auf unfere Zeit lebte und lebt noch immer 
die Vorftellung, als ob vie felbftändige Regierung ein geborener Feind 
der ftaatöbürgerlichen Freiheit fe. Aus ihr ging die Vorftelung der 
bisherigen Winifterverantwortlichleit hervor, in der ſich die Ideen der 
conftitutionellen Monarchie gipfelten. Dan kam nicht zu der Erfenntniß, 
daß fie der große organische Faktor ſei, der die innere und äußere Har⸗ 
monie zwilchen Willen und That im Etaate berftellen folle, ſondern 
man dachte fich die Minifterverantivortlichkeit vielmehr ald das Mittel, um 
den Minifter zu beftrafen, wenn er das thue, weſſen man ſich zu ihm 
verfah, wenn er „die Verfaffung verlegte.” Wie er fie dann anders, 
als jeder gewöhnliche Beamtete oder ſogar als jeder Staatsbürger ver: 
legen Tönne, das fragte man nicht, und zwar aus dem einfachen Grunde 
nicht, weil eigentlidy ein ganz anderer, leider Durch die Gefchichte des Con» 
tinent3 nicht unmotivirter Gedanke im Hintergrunde lag. Das war die 
Meinung, daß alle Souperaine bejtändig bereit feien, ihrerfeitö vie 
Verfaſſungen zu befeitigen. Und nicht den Miniftern, fondern den 
Souverainen wollte man durch jene Minifterverantmwortlichleit das Mittel 
nehmen, „die Verfaffung zu verlegen“. Sowie daher diefe Vorftellung 
verſchwindet und die Regierung dem Staatöoberhaupt gegenüber felbs 
itändig wird, muß auch jene Verantwortlichkeit eine andere Bedeutung, 
einen feiten und Haren Inhalt befommen. Und diefer fann nur ges 
wonnen werden, wenn man fi das Syſtem der Rechte der Regierung 
vergegenwärtigt. 

Wir legen demnach den Satz zum Grunde, daß es keine abſtrakte 
Verantwortlichkeit der Miniſter gibt, ſondern daß vielmehr das Syſtem 
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der Minifterverantiwortlichleit fih an das Syſtem der Funktion des 
Minifterialfyftems, alfo jpeciel an das Syſtem der Verord⸗ 
nungen und ihr Recht im organilchen Leben bes Staates anzu: 
jchließen bat. i 

Diele Funktion bat nun einen doppelten Inhalt. Einerfeits fol 
fie in der Geſammtheit der von ihr ausgehenden Thätigleiten der 
vollziebenden Gewalt das höchſte Weien und das Intereſſe des Staates 
und den Geilt der Gelebgebung zum Ausdrud bringen. Antererjeits 
aber ſoll fie in ihren einzelnen Alten mit dem Willen ver letzteren, 
mit dem Geſetze, in Harmonie fein. Es tft nicht möglich, beides zu 
vermengen. Es ift aber eben deßhalb auch nicht möglich, beide Zwecke 
mit denjelben Mitteln zu erreihen. Wir fprechen daher nothivendig 
von einer doppelten Verantwortlichleit der Minifter. Eie find verant- 
wortlich für jeden einzelnen Alt, den fie thun, aber auch für den Geift, 
in welchem fie überhaupt thätig find. Die letzte Verantwortlichkeit 
nennen Wir die ftaatliche oder politische, die erjtere die rechtliche. 
Und erft in dem Zuſammenwirken beider ericheint das ganze, feines 
wegs einfache Syſtem der verfajfungsmäßigen Minifterverants 
wortlichkeit. 


1) Die ſtaatliche (politiſche) Miniſterverantwortlichkeit. 


Wir denken nun, daß es nach dem vorher Geſagten leicht ſein 
wird, Weſen und Form der ſtaatlichen Miniſterverantwortlichkeit hier 
zu beſtimmen. 

Wir ſind von Anfang an davon ausgegangen, daß die Regierung 
überhaupt und ſpeciell das Miniſterialſyſtem, nicht bloß das mechaniſche 
Vollzugsorgan der Geſetze fein kann. Sie hat eine felbftändige Auf— 
gabe und Thärigkeit zu entwideln, melde ihrerfeit3 nicht bloß die Ges 
fee kennen, fondern in ihrem Geifte begreifen und fie unter Umjtänden 
erſetzen, ja fogar ihre Antwendung fulpendiren fann. Die Rechtsorbnung 
der Verfafjung enthält nothivendig eine Reihe von Beitimmungen und 
Grundſätzen, melde durch die Theilnahme der Regierung an der Gefets 
gebung ſelbſt dieß Eindringen in den Geilt der leßteren möglich machen, 
und die eben dadurch als die Bedingungen der höheren ftaatlichen Ber: 
antmwortlichkeit der Miniſter erfcheinen. 

Die erjte Bedingung tft die, daß die Regierung das unbefchränfte 
Hecht hat, die Entwürfe der Geſetze jelbit einzubringen. Die zweite 
beitehbt darin, daß die Vertreter der Regierung in den Debatten ber 
geleßgebenden Gewalt beftändig das Recht haben, das Wort zu ergreifen. 
Die dritte Bedingung ift, daß wenn die Auffaflung der vollziehenden 
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Regierungsgewalt Über die Bebürfniffe der Verwaltung weſentlich von 
derjenigen der gelehgebenden Gewalt und der Vollövertretung verſchieden 
find, die Minifter ihre Etelle nieverlegen. Das Niederlegen der Porte 
feuilles ift die Erflärung, daß nad) der Auffafiung der Regierung die 
wirklihen Lebensverhältniffe des Staates mit der Auffafiung der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt in ſolchem Widerfpruche ftehen, daß die Verortnungen 
der erfteren mit den Geſetzen ber leßteren unbebiggt in Gegenſatz ge: 
ratben müßten. Durch diefe Principien ift die Harmonie zwiſchen Geſetz⸗ 
gebung und Regierung ald Grundlage der Berorbnung bereitd im 
Allgemeinen gefihert, und die perſönliche Verantwortlichkeit der Re⸗ 
gierung für dielelbe erft möglich gemadt. Dadurch aber tritt die For 
derung, daß fie ſtets vorhanden fei, auch ohne beitimmte Beziehung 
auf die einzelnen Regierungsafte in den Vordergrund. Eie wendet ſich 
auf das ganz allgemeine geiltige Element der Verordnungsgewalt über: 
haupt; fie will geradezu, daß nicht etwa bloß die einzelne Verordnung 
der Regierung, fondern daß die ganze Auffaflung der Staatsverhältniffe 
als einer lebendigen Gejammtheit in dem Staatwillen, der ja doch auch 
zulegt eine perjönliche, individuelle Einheit ift, eine gleichartige und 
harmoniſche ſei. Sie will daher das allgemeine, ſchwer zu befinirenve 
und doch in feinem Wefen ganz unzweifelhaft klare Gefühl im Staats: 

leben erzeugen, daß innerhalb der höchiten perjönlichen Form des Etaatö« 
willens, von dem ja Geſetzgebung und Verordnung nur zwei gleich: 
berechtigte Seiten ſind, fein Gegenjag berriche. In diefem höchſten 
harmonischen Bedürfniß des verfafjungsmäßigen Etaates iſt das wahre 
Weſen der höheren Verwaltung gegeben, und der unſchätzbare Werth, 
den ein folder Zuftand bat, erzeugt Daher Erfcheinungen, die formell 
mit den obigen Principien in Widerfpruch zu ftehen jcheinen, und fie 
dennod im Weſen beftätigen: namentlich die Thatſache, daß in einzelnen 
Fragen die Gefeßgebung ter Regierung nachgibt, obgleich fie anderer 
Anficht ift, weil ihr die allgemeine Harmonie zwiſchen beiden Elementen 
höher fteht, als eine einzelne Anſicht; das ift ſtets der Fall bei den 
jogenannten Kabinetöfragen; oder aber, daß die Regierung bleibt, ob: 
gleich ihre Anträge, fei es in Form der Entwürfe oder ber bereits er- 
laflenen Verordnungen, von der Gejeßgebung verivorfen werden, weil 
es fih um einzelne Fälle und nicht um die gefammte Auffaflung der: 
felben handelt. So ilt das, was mir die höhere oder ftaatlidhe Ber 
antwortlichkeit nennen, allerdings ein beftändig, aber nur im ganzen 
geiftigen Leben des Etaates wirkſamer Proceß; der verfaflungsmäßige 
Staat erzeugt jene Harmonie durch feine eigene Kraft in fich felber, 
und die wahre Bedeutung der Berantiwortlichleit liegt demgemäß nicht 
mehr darin, verantwortlich zu fein für die einzelnen Alte der Verord⸗ 
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nungsgewalt, fondern vielmehr darin, daß der Minifter überhaupt 
an der Spitze der Vollziehung bleibt; denn die Thatjache jeiner Regies 
rung ift eben ihrem Weſen nach die Voraurfeßung der Identität in den 
weſentlichen Auffaflungen der gejebgebenven und vollziehenten Gewalt 
und die Aufgabe des verfafiungsmäßigen organiſchen Staatslebens it 
es, zu verhindern, daß biefe Thatfachen nicht im Wideripruche ftehen. 
Die Mittel, welche die geſetzgebende Gewalt ibrerjeits hat, dieſen Wider⸗ 
ſpruch zu löſen, wenn er eintritt, ſind zweifach. 

Das erſte iſt die Aufſtellung der Majorität gegen die Auffaſſung 
der Regierung bei jeder Theilnahme der letzteren an der Funktion der 
Geſetzgebung. Die antiminiſterielle Majorität gibt in dieſem Falle kein 
Urtheil über die einzelnen Alte der Regierung; dieſelben können viel: 
mehr an fi vollflommen gut fein und daher von einer folgenden Re: 
gierung ohne Bedenken twieder eingebracht werten; jene Majorität tritt 
im Gegentheil nur auf als allgemeine Erklärung, daß die Harmonie 
zwiſchen den beiden Gewalten geftört und daß damit eine Aenderung 
in der beiderfeitigen Auffaflung nothwendig jei. 

Das zweite, ernftere Mittel ift die Steuervermweigerung. Es 
bedarf in unferer Zeit wohl faum einer weiteren Darlegung, daß eine 
Steuerverweigerung als Verweigerung der Steuer an fi ein volllom: 
mened Unding ift. Die Steuern find abjolute Bedingungen des 
Staatslebens, fie an ſich verweigern, hieße den ebenfo abjoluten Wider: 
ſpruch aufitelen, daß derſelbe Staat felbft nicht mehr eriftiren folle, 
in welchem und durch welchen eben die Geſetzgebung, melde die Steuern 
verweigert, ihr Recht empfängt, überhaupt einen Beichluß zu faflen, 
alfo auch den der Steuervermweigerung. Die Steuerweigerung an fidh 
wäre daher in der That die Aufhebung des Rechts, die Eteuer verwei⸗ 
gern zu können — ein unlöbarer Widerſpruch. Die verfafjungsmäßige 
Steuerveriveigerung Tann daher nie die Verweigerung der Cinnahmen 
der Eteuern fein, fondern nur ald Verweigerung der Ausgaben des 
Staates erjcheinen. Denn die Ausgaben des Staates enthalten die 
materiellen Mittel eben für die Vollziehung der Geſetze. Harmoniren 
nun Verwaltung und Gejeßgebung nicht, fo ift ed ganz naturgemäß, 
daß die Geſetzgebung der erjteren, um ihre einzelnen Thätigfeiten un: 
möglih zu maden, die Mittel für diefelben verweigert, und dadurch 
jeden Alt, der dieſe Mittel dennoch gebraucht, zu einem direkt ungeſetz⸗ 
lihen madt. Es ergibt fih taraus, daß der Alt der Gefehgebung, 
welcher die Erhebung der Steuern verweigerte, eine allgemeine Auf 
löſung des organischen Staatöverbandes wäre; es ift nicht möglich, dieß 
anders zu denken. Die Folge davon iſt daher von jeher die geiveien, 
daß, da der Staat eine an und für ſich nothiwendige, abfolute Form 





des böchften individuellen Lebens ift, die durch ein einzelnes ihrer Dr: 
gane nicht aufgelöst werben kann, diefe Steuerberiveigerung ald Ber: 
weigerung der Erhebung der Steuern einfach zur Eelbfthülfe der Staats⸗ 
gewalt geführt hat und ewig führen muß, was dann am Ende den 
inneren Krieg zur Folge hat. Jeder innere Krieg aber erzeugt un: 
bedingt die Defpotie der fiegenden Elemente. Es gibt daher Feine 
größere Gefabr der wahren Freiheit, ald das Heraufbeihwören der 
Staatsſelbſthũlfe dur ein foldhes Vertweigern der Eteuererhebung. Die 
Verweigerung der Ausgaben erzeugt dagegen die individuelle Berant- 

°  wortlichfeit, welche mit der Dispofition über fremdes Eigenthum ver: 
bunden ift. Es folgt daraus ferner, daß eine ganz allgemeine Ber: 
weigerung der Ausgaben ganz denfelben Widerſpruch enthält, wie eine 
Verweigerung der Einnahmen. Sie ift gleihfalld unmöglid, und 
eine folche Unmöglichkeit vernichtet eben fo fehr das ganze Etaatöleben. 
Jede wahre, dem organiichen Weſen des verfaflungsmäßigen Staates 
entiprechende Steuerveiweigerung follte zu ihrem geſetzlichen Inhalte 
nur dad Recht der Gelebgebung haben, diejenige Gruppe von 
bejiimmten Ausgaben zu entziehen, welde nicht dem Staate, 
fondern dem beitimmten Chef des einzelnen Zweige der Berwaltung 
die Verfügung oder die Mittel zur Vollziebung berjenigen Regierungs⸗ 
thätigleit bieten, die mit der Gefehgebung in Tisharmonie fteht. 
Nur auf diefem Wege kann in einem verfaflungsmäßigen Etaate 
das Unheil vermieden werden, da8 unbedingt entfieht, wenn man 
das Weſen des Etaated an fi in den Kampf der beiven Gewalten 
bineinzieht. Und in der That, das wenigftens wird man uns glauben, 
daß wenn die Verweigerung dieſer Ausgaben nicht? hilft, die Ber 
weigerung der Ausyaben überhaupt, oder gar der Einnahmen eben fo 
wenig nüßt, gewiß aber entweder Revolution oder den Untergang der 
gefeßgebenden Organe zur Folge hat. — Ein ganz anderes Gebiet tritt 
und nun bei der zweiten Form der Veranttwortlichleit, der juriftifchen, 
entgegen. 


2) Die rehtlihe Berantwortlichleit der Minifter. 
a) Begriff. 


Ein weientlih anderes Syſtem von Grundſätzen ericheint dagegen, 
wo es fih um dasjenige handelt, was wir die rechtliche Veranwort⸗ 
lichkeit der Minifter nennen müffen. 

Bon einer rechtlichen Verantwortlichleit fann überhaupt nur ba die 
Rede jein, wo es fich um eine beftimmte That eines Einzelnen handelt, 

N mit dem beftimmten Rechte eines Andern in Widerſpruch tritt. 
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Nun gibt es Feine andere beftimmte That eines Minifters als 
foldhen — abgefehen von der individuellen Handlung, die er als Indi⸗ 
piduum begeht, — als die Verordnung. Die That des Minifters 
ift eben nur die Anmwenbung feiner Verordnungsgewalt. Der Minifter 
bat weder Verfügungen zu erlaflen, noch hat er Zwang auszuüben; 
fondern er hat zu verorpnen. Das beftimmte Recht, mit welchem dieſe 
That überhaupt allein in Widerfprud treten fann, iſt das Necht der 
geleßgebenden Gewalt. Das höchſte Princip des verfafjungsmäßigen 
Staates fortert, daß diefe Verordnung nicht mit der gejeßgebenden 
Gewalt in Widerſpruch trete, und daraus nun folgt einfach Princip 
und Eyftem der rechtlichen Berantwortlichkeit der Minifter dahin, daß 
dafjelbe vie Gefammtbeit von Grundſätzen und Maßregeln 
jei, welche die Webereinftimmung der minifteriellen Verord— 
nungen mit den beftebenden Gefeten herzuſtellen be 
ftimmt ift. 

Wir müflen daher grundfäbli alle diejenigen Handlungen von 
der rechtlihen Minifterverantwortlichleit ausfchließen, bei denen es 
fih um etwas anderes, ald um Inhalt und Erlaß einer Ver 
ordnung handelt. Es iſt ein nur hiftorifch zu erflärendes Verhältniß, 
wenn man aud Privatverbredhen der Minifier in die rechtliche Verantwort⸗ 
lichkeit derfelben aufgenommen hat. Eelbit foldye Verbrechen, die ver 
Minitter durh Mißbrauch der Verordnungsgewalt begeht — das ift 
alſo Verbrechen, bei denen die Verorbnungsgewalt als das Mittel zur 
Begehung eines Verbrechens, wie zum Betrug, zur Fällhung, zum 
Hocverrath u. |. w. eriheint — find durchaus nur als gewöhnlidye 
Kategorien des Verbrechens zu behandeln und fallen daher dem rich⸗ 
tigen Grundfaß nad einfach, wie jebes andere Verbrechen, unter das 
gewöhnliche Verfahren und das gewöhnliche Gericht. Es ift fein Grund 
der Zweckmäßigkeit haltbar, um ein Minifterverbrehen anders zu be 
handeln, als das eines jeden andern Etaatöbürgers; in der Eache aber 
ift eine andere Behandlung ein unaufldslicher Widerſpruch. Daß bie 
Sufpenfion vom Amte dabei ein weſentliches Moment im Etrafver 
fahren ift, ift wohl Har; allein das gehört nicht mehr dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Regierungsrecht, fondern dem Etrafredht. Und bier ift einer 
der Punkte, wo eben das Strafreht unvollitändig ift; es ift das Straf⸗ 
recht des Mißbrauchs der Amtsgewalt, welches die Privatver 
brechen der Minifter fi anzueignen bat. Doch würde uns das für 
unjern Zived zu meit führen. 

Kehren wir aber zu unferem Ausgangspuntte zurück, fo ergibt ſich, 
daß der rechtlichen Berantiwortlichfeit der Dlinifter demnach nur bie 
Verordnungen derſelben unterliegen, infofern fie mit bem Rechte der 
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geieggebenden Gewalt in Widerſpruch gerathen. Nicht der 
Einzelne, fondern die geleßgebenve Gewalt ift das Subjekt, das durch 
die VBerortnung verlegt werben Tann. Und daraus erft ergibt fid) das 
Eyftem diefer Verantwortlichkeit. 

Dieb Syitem bat demgemäß zwei Theile. Der erfte enthält die 
Verantiwortlichleit des Gefammtminifterium®, der zweite die ber 
einzelnen Minifterien. Beide beruhen einfach auf dem Weſen der 
Verordnung an fih. Und bier kann man allerdings ſogleich die Be 
merkung anfchließen, daß die Grundfäge in diefer Beziehung ſehr ein: 
fach find, daß aber das pofitive Hecht noch faſt auf allen Punkten 
höchſt unklar und unfertig ift, fo daß e8 ungemein ſchwierig ift, bier 
zu einem klaren Bilde zu gelangen. 


b) Die rechtliche VBerantwortlichleit des Geſammtminiſteriums. 


Wir willen recht mohl, daß die hier folgende Unterſcheidung eine 
der bisherigen geleglichen ſowohl als theoretiihen Behandlung unbe: 
kannte ift und vielleiht für diefelbe eine beftrittene fein wird. Eie 
hängt aber fo innig mit der ganzen Darftellung des Weſens und Rechtes 
der Verordnung überhaupt zulammen, daß wir und begnügen werben, 
auf Grundlage des legteren einfach die ſich Daraus ergebenden Folgeſätze 
binzuftellen. Es muß fi dann ergeben, ob fie richtig find. Quellen 
und Literatur haben wir nicht dafür anzuführen. 

Die Verantwortlichleit des Gefammtminifteriums tritt bei 
allen Verordnungen ein, welche den Charakter allgemeiner Geſetze 
haben, indem fie Grundjäge aufitellen, die ihrer Natur nad für die 
Gejammtheit der Funktionen der vollziehenden Gewalt gelten. Diele 
Berantwortlichkeit wird eine juriftifche, wenn ſolche Verordnungen 
mit einem Geſetze in Widerfpruch treten. Sie ift e8, welche alö der 
wahre Grunbitein der verfaflungsmäßigen Monarchie angefehen werben 
muß, mährent vie folgende Verantwortlichfeit der einzelnen Miniſter 
dagegen vielmehr die Grundlage der verfaflungsmäßigen Verwaltung 
if. Ihr Inhalt und ihr Princip ift wohl fehr einfach. 

Eowie es fih nämlich um eine ſolche, das ganze Reich umfaffende 
Verordnung handelt, fo kann diefelbe nicht mehr von den Minifterien, 
fondern nur von dem Souverain ausgehen. Damit der Eouverain fie 
erlafje, muß er von der Unabweisbarkeit der Roth, welche eine foldye 
Verordnung fordert, von feinem Gefammtminifterium überzeugt 
werden. Diefe Erklärung des letzteren ift für ihn der Nechtötitel zum 
Erlaß der Nothverordnung; zum Zeichen deilen wird fie auch vom 
Gejammtminifterium unterzeichnet. Damit fällt die Berantwortlichkeit 


für diefelbe und die in ihr enthaltene Aufhebung der Gefeke auf jene 
Darftellung der NRothlage, weldhe vom Gelammtminifterium aus⸗ 
gebt; und die Unmwahrbeit eben vieler Darftellung ift es, für welche 
das Gefammtminifterium bei der Nothverordnung eigentlich haftbar tft. 

Eine andere Grundlage der Verantwortlichkeit ift gar nicht dent. 
bar, wenn man nicht überhaupt das Recht zu Nothverordnungen wieder 
in Frage ftellen will. Nicht daher der Miderfpruch der Nothverorbnung 
mit dem einzelnen Geſetze oder die Eufpendirung feiner Gültigfeit bildet 
das Objekt der Verantwortlichleit, ſondern die bolofe oder culpoje Un» 
richtigfeit der Auffaflung der Nothlage, und die daraus hervorgehende 
Beſtimmung des Willens des Souveraind, die Nothverordnung zu er: 
laſſen. Damit ift aud der Inhalt und Gang des Anflageverfahrens 
gegeben (ſ. unten). Nur Einen Fall gibt es, in welchem es fich prin⸗ 
cipiell gar nicht mehr um die Nothlage des Staates hantelt, fondern 
wo die Verordnung an fi jtrafbar iſt. Das ift da, wo biefelbe has 
auf die organiſche Funktion der geleßgebenden Gewalt bezügliche geltende 
Recht durch die Verordnung ändert. Hier ift die Aenderung des gel« 
tenden Rechtes als ſolche Gegenitand ver Klage und tie Einrede der 
Noth ſchützt auch, mo fie beiwiefen wird, nicht mehr. Wir haben das 
ſchon oben ausgeführt. In dieſer Berantwortlichkeit des Miniſteriums 
ale Gefammtbeit ift die wahre und einzige Bedingung der Unverant- 
wortlichfeit de Eouveraind gegeben. 

Etwas weſentlich davon Verſchiedenes ift nun die Verantwortlich 
feit des einzelnen Miniſters. 


c) Die rechtliche Berantwortlichfeit des einzelnen Minifters. 


Die BVerantwortlichleit des einzelnen Minifters tritt nämlich 
nur da ein, mo die Verordnungsgewalt des einzelnen Minifteriums 
ftatt des Gefammtminifteriumsd zu funktioniren hat. Belannt und un 
zweifelhaft ift der Satz, daß fein Minilter für das Reſſort des andern 
einzelnen Minifters verantwortli if. Man kann nun ſehr wohl aud 
von einer politifchen Verantwortlichkeit eines einzelnen Minifters reden, 
aber die Sache ift wenig praftiih. Won Bedeutung dagegen ift die 
rechtliche Verantwortlichkeit. Und diefe nun muß dahın beftimmt erden, 
daß fie Platz greift in dem Verhältniß der Einzel: Minifterialverord- 
nungen zu den für dad einzelne Berwaltungsgebiet fpeciell ge 
gebenen Geſetzen (3. B. Eteuern, Gerichtöverfahren, Polizei, Unter 
riht u. f. w.). Es ift Mar, daß es fich bier wieder nit um neue 
Orundfäge, fondern um die Anwendung der bereit aufgeltellten 
auf das befondere Bebiet der Verordnungsgewalt des einzelnen Miniſters 
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in feinem Reflort handelt. Dadurch wird die Sache ſehr einfach, nur 
muß fie eben mit dem Begriff und dem Inhalt ver Verordnung ſich 
in Verbindung ſetzen. 


1) Die Zurüdführung auf das Syſtem des miniſteriellen Verordnungdrechts. 


Es iſt wohl ſchon aus dem Obigen klar, daß namentlich dieſes 
Syſtem des Veranwortlichkeitsrechtes der Verordnungsgewalt die zwei 
Vorausſetzungen hat, die wir bereits früher bezeichnet haben. Die 
erſte Vorausſetzung iſt die ſtrenge Scheidung von Geſetz und 
Verordnung. Denn ohne jene Scheidung iſt der Miniſter nichts 
als der höchſte Beamtete; er iſt zwar die Spitze der Behörden, aber 
er iſt kein eigentlicher Miniſter, der das Weſen und Recht der Boll: 
ziehung in ſeiner Perſon und ſeinem Willen, der ſelbſtändigen Geſetz⸗ 
gebung gegenüber, ſelbſtändig vollzieht. Er kann daher durch feine 
Verordnung verfafjungsmäßige Rechte verlegen; aber da hier Verord 
nung und Gefeß nicht ſtreng geichieden find, fo bleibt nothivendig und 
immer die Frage unficher, ob die Verordnung nicht den Charakter einc# 
Geſetzes hatte und daher aud mit dem Rechte des Geſetzes, beftehenve 
gejeglihe Rechte zu ändern, verjehen war. Dieß nun tritt namentlich) 
bei den einzelnen Minifterien hervor, da das Verwaltungsrecht derſelben 
noch in vielen bochwichtigen Punkten der geſetz mäßigen Drbnung 
entbehrt. Hier muß daher das Verordnungsrecht das Geſetz ſehr 
häufig erjeßen; und bier ift e8, wo der Einzelne fi) am häufigiten ver: 
legt fühlt. Es war daher leicht erflärlih, daß dabei das eigentlid 
rechtliche Element in den Hintergrund trat und ftatt deflen ein Stampf 
politiicher Yaltoren in der Form einer Anklage und eined Etrafver- 
fahrens erſchien, bei welchem das rechtliche Bewußtſein durch politifche 
Weberzeugungen, die juriftiiche Auffaſſung durch ftautlihe Deduktionen 
erfeßt und dabei ftet3 das Amtsverbrechen der Minifter mit der eigent- 
lichen Minifterverantivortlichleit verwechſelt oder verſchmolzen ward. Die 
Surisprudenz, die fih daran knüpft, ift ftet3 eine unfichere; eine ftreng 
wiflenfchaftliche Behandlung ift dabei nur auf dem Punkte möglich, wo 
fie eigentlich nicht hingehört, auf dem Gebiete der gemeinen Verbrechen 
der Minifter. Daher namentlich die große Unficherheit des deutfchen 
Rechtes der Minifterverantmwortlichleit, die freilich, wie wir fehen werben, 
in England und Frankreich nicht minder und im Grunde nur in einer 
andern Geftalt vorhanden it, da bier fo wenig, wie in Deutichland, 
Geſetz und Verordnung mit wirklicher juriftiicher Schärfe geſchieden find. 
Wir aber müfjen unbedingt daran feithalten, daß diefe ftrenge und für 
jeden Fall nachweisbare Unterfcheivung die erfte Grundlage der Mi 
nifterverantiwortlichleit fein muß. 
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Steht num dieß feſt, Jo ift Die zweite Grundlage leicht anzuerkennen, 
obwohl diejelbe bisher noch weniger als tie erſte theoretifch ober ge 
jeglich entwidelt ift. St nämlich die Verordnung und ihr Verhältnig 
zum Geſetz die Bafid der Minifterverantmortlichkeit, fo folgt, daß dieſe 
Berantwortlichleit feine gleichartige tt, fondern eine befondere, je 
nad den Arten der Verordnung. Die Nothwendigfeit der Schei⸗ 
dung ift an fih Mar, und die daraus fich ergebende ſyſtematiſche 
Berantivortlichkeit der Minifter erfcheint nad) den obigen Kategorien der 
Bolzugs:, der eigentlichen und der Nothverorbnung in folgenden lei: 
tenden Grundſätzen. 

A. In Beziehung auf die Vollzugsverord nung ift die Ber: 
antmwortlichleit eine zweifache, aber ihrer Natur nad) eine fehr un: 
beftiimmte. | 

Zuerft ift das Miniftertum für die Erlaffung der VBollzugs- 
verorbnung verantwortlich, und zwar deßhalb, weil viefelbe tie Be: 
dingung für die Ausführung des Geſetzes felbft ift; denn fie tft es, 
welche den Uebergang von dem Willen der Geleßgebung in die einzelne 
Aktion der Behörden, aljo in das wirkliche Staatsleben vermittelt; ein 
Geſetz ohne Vollzugsverordnung ift nur ein abftrafter Staatöwille, der 
nur das Recht hat, vollzogen zu werden. Die gefeßgebende Gewalt hat 
daher das Recht, die Vollzugsverordnung zu fordern; das Nichterlaffen 
diefer Verordnung ijt mithin eine Verlegung jenes Rechtes, und der 
Minifter ift damit für den wirfliden Erlaß verantwortlid. 
Allerdings ift es ſehr ſchwer, dabei erftlih das Borhandenfein und 
zweitens das Maß des Verſchuldens des Minifteriums fo genau zu 
eonftatiren, daß daraus ein Vergehen oter gar ein Verbrechen fich er: 
geben fann. Allein dennod muß die Möglichkeit der Nachweiſung geſetzt 
werden. So entfteht die erfte Form der rechtlichen Verantwortlichkeit. 

B. Die zweite Form jchließt fih an die eigentliche Verordnung. 
Das Weſen verfelben ift es, das Geſetz da zu erlegen, mo es fehlt. 
Es ift fein Zweifel, daß der Negierung und fomit audy dem einzelnen 
Minifterium innerhalb feines Reſſorts das Necht zuftehen muß, foldye 
Verordnungen zu erlaffen; eben fo geiviß haben diefelben den gleichen 
Gehorfam zu fordern, wie das Gefeß, oder fie haben Gejegestraft. 
Hier find daher nur zwei Formen der Verantwortlichkeit denkbar. 

Die erfte diefer Formen bezieht ſich auf den Fall, wo ſolche Ver: 
ordnungen über Verhältniffe erlaffen werden, welche vermöge beftimmter 
Gefeße, vielleicht auch damit in der VBerfaffungsurfunde, der eigentlichen 
Geleggebung, vorbehalten worden find. Es ift far, daß in ſolchem 
Falle für das einzelne Minifterium bereit? eine Nothverorbnung und 
alfo auch ihr Recht vorliegt, da ohne Noth der Erlaß einer ſolchen 
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Verordnung fchon eine Verfaffungsverlegung wäre. Es gilt daher für 
diefe Verorbnung bereits das, was unten zu fagen iſt. Unverſtändlich 
wäre dabei nur die Frage, ob die Gerichte die Geltung einer ſolchen Ver: 
ordnung anzuerlennen haben; denn jede Berorbnung bildet Recht, der 
fein Grjeß entgegen ftebt. Die Vorlage eines Geſetzent wurfes von 
Seiten der Regierung aber fann in foldhem alle doch nur durch die 
Mittel der politiichen, nie durch die der rechtlichen Verantwortlichkeit 
erzwungen erben. 

Anders dagegen geftaltet fih die aweite Form, die da eintritt, 
wo eine foldhe eigentliche Verordnung mit beftehenden Rechten und Ge 
fegen in einzelnen ihrer Beitimmungen in Widerfprud tritt. 
Hier ift die erite Frage die, ob der widergefegliche Theil der Verord⸗ 
nung die rechtlihe Geltung der ganzen Verordnung aufhebt. Wir 
müflen diefe Frage mit Mittermaier um fo mehr verneinen, als 
folche Bejtimmungen ohnehin das folgende Verfahren erzeugen. Daß 
für diefen Fal die Grundfäße der Nothverordnung auf jene ein 
zelnen Theile einer eigentlichen Verordnung Anwendung finden müflen, 
ift nun wohl fein Zweifel. Die Frage wird erft praftiih, wenn auf 
Grund der Verordnung die Behörden Verfügungen und Zwang 
maßregeln erlafien und dieſe das gelegliche Recht verlegen. Allein 
auf diefem Punkte bevarf es durchaus Feiner Minifterverantwortlichkeit, 
fondern der einzelne Verletzte hat das Klagrecht gegen Verfügung und 
Zwang bei dem ordentlichen Gericht, womit er fih ſchützen kann, wenn 
er will. Thut er es nicht, fo ift e3 feine Sache. Die Aufhebung der 
Gültigkeit einer ganzen Verordnung wegen einzelner Punfte, melde 
ala dem gejeglichen Rechte widerſprechend angeſehen werben, ift daher 
nicht einmal praftiih, um fo weniger, ale, tie wir fehen werden, das 
Gericht überhaupt niemals über die Verordnung als. folde, fon 
dern nur über die Frage ihrer Anwendung im einzelnen Falle zu ent- 
ſcheiden bat. 

C. Ganz anders dagegen ift es mit der Nothverordnung. 
Das Weſen der Nothverordnung befteht darin, daß fie das beftimmte, 
beitehende, von ihr anerkannte geſetzliche Recht in feiner Ausübun; 
auf Grund öffentlicher Gefahr direft aufhebt und die Verordnung, 
den Willen der vollziehenden Gewalt, fomit an die Etelle des Geſetzes 
ſetzt. Hier ift eine wirkliche Beeinträchtigung des Rechtes der leßteren, 
und bier kann es fi) daher auch um wirkliche Verantwortlichleit der 
Minilter handeln. Nur muß man dabei, von jeder Allgemeinheit fern, 
auf. den juriftiichen Kern der Sache eingehen. 

Wir glauben nun, unfere Auffafiung diefer Frage ſchon oben 
binreihend ausgefprochen zu haben. Erfennt man das Recht der 
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Negierung, welches in dem Begriffe derfelben liegt, jo folgt, daß nicht 
mehr das Aufheben ver Geſetze als folches der Gegenftand der Ber: 
antwortlichkeit ift, jondern nur die Frage, ob wirklich die Noth der 
Art war, um eine Anwendung jenes Nothverordnungsrechtes zu mo: 
tiviren. War fie es, fo ift die Nothverordnung beredtigt; war fie 
es nicht, fo tritt die Haftung der verorbnenden Gewalt ein. Nun ift 
e3 Har, daß die Möglichkeit, diefe Frage überhaupt aufzu 
ftellen und zur Entſcheidung zu bringen, die wahre und eigent: 
lih einzige Sicherheit des beftehenden gejeßlichen Rechtes gegen das 
naturgemäße Recht der Notbverordnung enthält; denn wenn jene Frage 
nicht mehr unterfucht werden Tann, fo liegen Begriff, Gränze und For 
derung der Noth einzig in der fubjeltiven Anfchauung der Regierung, 
und die Regierung ift Richter über das Recht zwiſchen fich jelbft und 
der Volfsvertretung. Darüber dürfte nun wohl fein Zweifel mehr fein. 
Das, worauf ed ankommt, ift es nun, diefe Grundfäße fpeciell auf 
das minifterielle Verordnungsrecht anzuwenden. 

Der leitende Grundſatz tjt, daß feine minifterielle Nothverorbnung 
das Necht hat, durch eine von ihr hervorgerufene Thätigfeit der Be: 
hörden bie Funktion der gefetgebenden Gewalt aufzuheben. Eine Ber: 
ordnung, Melde in dieſem Sinne die Volksvertretung als ſolche, oder 
den Stantsgerichtöhof als ſolchen in ihrer gejeglihen Wirkſamkeit bes 
Ihränft, Tann nicht mehr durch die Noth begründet werden, ſondern 
ift eine Berfaffungsverlegung, weil fie das Princip des verfaffungs: 
mäßigen Regierungsrechtes vernichtet. Und das ift wohl eigentlich auch 
die Meinung der Berfaflungen, melde im Allgemeinen die Minifter 
verantiortlichfeit auf die „Verlegung der Verfaſſung“ beziehen. Die 
Verlegung der Verfaſſung im Einne der Minifterverantivortlichkeit tritt 
nicht da ein, wo ein von der Verfaſſung anerfanntes Recht durch die 
Verordnung angegriffen wird, fondern in der That erft da, wo ber 
inhalt der Verordnung die Verfaffungsmäßigfeit der Verwal— 
tung felbft durch die behörvlihe Störung der Bildung und Funktion 
der Volfövertretung angreift. 

Sit diefes nun der Fall, fo tritt die Verantwortlichleit des ver⸗ 
ordnenden Minifteriumd in zwei Formen ein. BZuerft ericheint fie 
als Vorlage der Nothverordnung an das Organ der gejeßgebenven Ge 
walt und als Bitte und Geſuch der Regierung, bie erftere möge 
nachträglich das Verfahren ver letteren billigen. Es ift dann Sache 
der Regierung, die Nothwendigkeit ihres Verfahrens überzeugend dar 
zulegen, und Sache der gejeßgebenden Gewalt, diefe Roth anzuerlennen 
oder nicht anzuerfennen. Diejelbe hat vemgemäß das Recht, fich mit 
diefer Darlegung des Minifteriums zufrieden zu erflären, wie fie das 
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Recht hat, die Nothverordnung felbft zum Geſetz zu machen, ober fie 
aufzuheben. — Dann aber Tann die gefegebende Gewalt da, wo fie 
das Borhandenfein der Gefahr durchaus Täugnet, auf Grund dieser 
Negation die eigentliche Anklage erheben. 

Es ergeben ſich daraus für die Verantmwortlichkeit bei Nothverord⸗ 
nungen die zwei Confequenzen, in denen ſich auch tie Verantwortlich 
feit der einzelnen Minifter zufammenfaffen läßt: daß bei Verlegungen 
der Berfafjung im obigen Sinne die Anklage erfolgen muß, wäh— 
rend fie bei Aufhebung aller andern Geſetze erfolgen fann. 

D. Was endlich ſchließlich die Verlegung eines Privatredtes 
durd die Verordnung betrifft, fo fchließt fich diefelbe an das Syſtem 
der Haftung der Beamteten überhaupt und it im Princip einfad. 
Durh die Verordnung als foldhe wird fein Privatrecht aufgehoben, 
fondern erft durdh die, in Gemäßheit ter Verorbnung erlaflene Ber: 
fügung der Behörde. Diele haftet dem Verletzten auf dem Wege der 
gewöhnlichen Privatllage. Da fie aber ihrerfeitS gegenüber der Ver 
ordnung zum amtliden Gehorfam verpflichtet ift, fo hat fie das Nedht, 
die dverordnende Gewalt des Miniſteriums in das Litis Consortium 
herbei zu zieben. Das Gericht enifcheivet dann nad) den gewöhnlichen 
Regeln ter interpretation, ob die Verfügung in ftrenger Gemäßheit 
der Verorbnung erlafien und ausgeführt worden ift, und fällt dann 
das Urtheil über das Minijterium als Auftraggeber, ohne daß dabei 
irgend etwas Belonderes zu bemerken wäre. Denn es ift Mar, daß bei 
Verlegung von Privatrechten das Minifterium durch die Verordnungs: 
gewalt nicht dag Recht befommt, das Recht der Einzelnen zu verlegen, 
wohl aber das Recht, die Behörde zu ihrem Mandatar zu machen. 
Und auf diefer Baſis entfcheidet ſich die Seite der juriftifchen Verants 
wortlichfeit nad) den allgemeinen Grundfäßen des bürgerlichen Ber: 
fahrene. 

Dieß nun ift das Syſtem der juriftiihen Verantwortlichfeit der 
Minifter. An daſſelbe ſchließen ſich Die allgemeinen Principien für das 
Verfahren und für die Bildung des richterlihen Drganes, die gleich 
falls in der Natur der Sache einfad) find, aber fih noch immer im 
Stadium des Berfuches zu befinden fcheinen. 


2) Anllageverfahren und Staatsgerichtshof. 


Es kann nicht unfere Abficht fein, bier dieſen an ſich wichtigen 
Gegenftand zu erfchöpfen. Wir müfjen dabei ftehen bleiben, dasjenige 
beraus zu nehmen, was fid) als Confequenz der von uns aufgeftellten 
Begriffe ergibt. Und in der That fcheint es, als ob diefe Gonfequenzen 
alles Einzelne gleihjam von ſelbſt beberrichten. 
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Mas zuerft das Anklageverfahren betrifft, fo maß man Baden aus: 
gehen, daß bier, wie immer, der Ankläger der in feinem Rechte ver: 
legte Theil if. Der aber ift der Organismus ber geleßgebenden Ge 
walt, die Vollövertretung. Dieſelbe hat daher die Anklage wie jeden 
andern Gegenftand zu verbanteln und diefelbe zum Beſchluſſe zu er: 
heben. Es ift felbftverftändlich, daß da, wo Die gefeßgebente Gewalt 
in zwei Häufern befteht, beide über die Anklage genau in berjelben 
Meife eınig fein müflen, wie über jedes andere Gejeß; werden fie nicht 
einig, fo fommt dann der Anklagebeſchluß nit zu Stande. Es it 
gar fein Grund vorhanden, dabei von den Regeln abzugeben, die für 
das Zuitandefommen jedes Beſchluſſes gültig find. Ein Epecialgefet 
für diefen Theil des Verfahrens iſt weder durch die Natur der Eadır, 
noch dur Zweckmäßigkeitsgründe motivirt. 

Den Antläger beftellen die Kammern gemeinfam. Es ift fein 
Grund, Mitglieder derfelben auszufchließen, und eben fo wenig, fi 
auf fie zu befchränfen. Hier muß die freie Wahl der Kammern ent: 
ſcheiden. 

Das Klagfundament muß dann nicht etwa die Vorſtellung von 
einer abſtrakten Berfaffungsverlegung fein, ſondern einfach die ſpecielle 
Berordnung und ihr Verhältniß zu dem fpeciellen Geſetze, das fie 
verlegt hat. Es er,ibt ſich dabei aus den Obigen, daß dieß bei Voll: 
zugsverordnungen nur felten, bei eigentlichen Verordnungen faſt gar 
nicht, fondern beinahe nur bei Nothverordnungen der Fall fein wird. 
Es ift mit Beitimmtheit anzunehmen, daß mo immer eine foldhe Ans 
Hage auftritt, das Minifterrtum den Beweis der Noth antreten wird. 
Gelingt diefer Beweis, jo ift die Anklage damit erledigt. Gelingt er 
nicht, jo wird das betreffende Minifterium fahfällig. — Wir wieder⸗ 
holen, daß Anklagen wegen individueller Verbreden niemals 
Gegenftand der Minifteranklagen fein follten. Sie gehören der Winifter: 
verantmwortlichkeit ſelbſt dann nicht an, wenn fie einen Amtsmißbrauch 
enthalten. - 

Die nächſte Folge des Anklagebefchluffes ift natürlich die Eufpenfion 
des Miniftere vom Amte des Minifteriums; beiläufig bemerkt, von 
feinem andern Amt, das etwa jelbftändig daneben fteht. Das Verhält: 
niß der Nothverordnung zum Gefege aber iſt dabei ein zweifaches. Die 
Verlegung der Rechte der gejebgebenvden Geivalt, die eigentliche Ner- 
fafjungöverlegung, ift an und für fih ungültig, und diele Nothvers 
ordnung tritt daher gegen den Willen der gefeßgebenden Gewalt nie 
in Kraft. Die Aufhebung anterer Gelche dagegen bleibt fo lange be 
ftehen, bis die geleßgebende Gewalt fie ſelbſt ausprüdlich aufhebt, wenn 
fie nicht ohnehin an einen Termin gebunden war. Daß tabei aud) 
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die Aenderung der Verfaſſung in Kraft tritt, wenn die geſetzgebende 
Gewalt ſie ſpäter ſtillſchweigend oder ausdrücklich anerkennt, iſt ein 
einfacher Grundſatz, deſſen Gültigkeit nicht nachgewieſen zu werden 
braucht. Natürlich fällt in dieſem Falle auch die juriſtiſche Möglichkeit 
der Anklage von ſelbſt weg. 

Die Strafen, die auf die Anklage im obigen Sinne folgen, ſind 
nun ſehr ſchwierig zu beſtimmen, und zwar deßhalb, weil ſie von dem 
Grade abhängen, in welchem ſich das Miniſterium über die materielle 
Baſis ſeiner Verordnung, die Noth und Gefahr des Staates, getäuſcht 
hat oder täuſchen konnte. Hält man dieß Princip mit den drei Haupt⸗ 
formen des Mmiſterialſyſtems zuſammen, fo ergeben ſich folgende 
Grundſätze. 

Bei der Finanzverwaltung wird ſtets die entſcheidende Frage ein⸗ 
treten, ob die Verwendung der gegen das Staatswirthſchaftsgeſetz ver⸗ 
wendeten Gelder nach den Grundſätzen des bürgerlichen Rechtes eine 
versio in rem enthält. Iſt das der Fall, ſo hört die wirthſchaftliche 
Haftung auf und die rein politiſche tritt an ihre Stelle. 

Bei Nothverordnungen, welche in die Rechtspflege eingreifen, wird 
bei nicht nachgewieſener Noth das verordnende Miniſterium für den 
Privatſchaden haften, den es durch ſolche Störungen der Rechtspflege 
herbeiführte. 

Bei Nothverordnungen der inneren Verwaltung haftet der Staat 
für die Entſchädigung, wenn die Noth da war; im entgegengeſetzten 
Falle das Miniſterium. 

Je unbeſtimmter nun nad) allem Dieſen die Rechts- und Straf—⸗ 
fragen find, um fo wichtiger iſt natürlich die Bildung des richter— 
lihen Organes für die Minifteranflage. Und bier müflen wir uns 
mit einem einzigen Grundfage an diefem Drte begnügen. Es ilt gegen 
die erjten Principien der Gerechtigkeit, die geleßgebende Gewalt zur 
Richterin in eigener Sache zu machen. Die Beitellung beider 
Häuſer oder Eines derfelben ald Gerichtshof ift daher grundſätzlich 
zu vermwerfen. Diefelbe erjcheint vielmehr als ein einfacher und an und 
für fi) verfehrter Ausdruck der Parteiherrſchaft, welche die Selbitän- 
digfeit der vollziehenden Gewalt fich unbetingt unterwerfen will, und 
fteht daher mit den erften Principien der wahrhaft verjaflungsmäßigen 
Regierung im entichiedenften Widerfprud — eine Bolfsvertretung, 
welche nicht die Kraft hat, ein Minifterium auf politifhem Wege zu 
bejeitigen, ſoll das Necht haben, es auf juriftiihem Wege zu verur 
theilen! Das beilere Berftändniß der neueren Zeit, namentlih in 
Deutichland, hat daher die Bildung eines eigenen Organes, des Staats: 
gerichtshofes, hervorgerufen; wichtig ift dabei, in diefem Staats⸗ 
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gerichtshof die geſetzgebende Gewalt vertreten zu laſſen, jedoch nie ſo, 
daß fie die Majorität hat. Denn über den Standpunkt, daß die „Freiheit“ 
oder das verfaflungsmäßige Regierungsrecht allein in der unbedingten 
Herrichaft der Geſetzgebung über die Regierung zu ſuchen ſei, iſt unſere 
vorgeſchrittene Zeit wohl erhaben. 


3) Charakter der Miniſterverantwortlichleit in England, Frankreich und Deutſchland. 


Wir haben die Charakteriſirung der Geſetzgebung und Literatur 
über die Miniſterverantwortlichkeit an das Ende unſerer Darſtellung 
gelegt, weil wir geſtehen müſſen, daß bei voller Klarheit und Einigkeit 
über das Princip derſelben dennoch Geſetz und Theorie im Einzelnen 
vielleicht der unfertigſte Theil des ganzen öffentlichen Rechtes Europa's 
iſt. Und dieß beruht auf den zwei Gründen, die wir bereits angegeben 
haben. Zuerſt hat man ſich nun Rechenſchaft darüber abgelegt, daß 
die Miniſterverantwortlichkeit aus einem politiſchen Princip niemals zu 
einem juriſtiſchen Syſteme erhoben werden kann, ſo lange es keine 
Rechtslehre von den Verordnungen gibt; zweitens aber hat 
man ſtets überſehen, daß dieſe Miniſterverantwortlichkeit überhaupt nur 
ein Theil der Regierungsverantwortlichkeit iſt, die erſt durch 
das Aufnehmen des Klag: und Beſchwerderechtes ein wirkliches Syſtem 
des verfaffungsmäßigen Negierungsrechtes zu bilden im Stande iſt. 
Wenn wir alfo, was nicht unfere Sadye fein fol, auf die Kritik im 
Einzelnen eingehen wollen, fo bleibt ung nichts übrig, als den Chas 
rafter der Minifterverantmwortlidfeit in den einzelnen Staaten 
Europa's hier zu bezeichnen, zugleih um an ihm die Richtigleit unferer 
Auffaffung darzuthun. 

Dem Obigen gemäß nämlich ergibt fih, daß diefe Minifterverant: 
twortlichfeit, allenthalben im Princ'pe gleichmäßig anerkannt, in jedem 
Lande erjt in dem Berhältniß zu einem juriftifhen Syfteme wird, 
in welchem daffelbe fi über die in der Verordnungsgewalt des Mini: 
ftertumg liegende felbftänpige Aufgabe desletteren gegenüber, 
neben und in der Geſetzgebung klar ift, fo daß die Minifter: 
verantwortlichkeit faktiih gar nichts anderes bedeutet und praktiſch gar 
nicht® anderes ift, ald das Mittel und der Weg, über Wejen und 
Recht der Regierung und Speciell der Berordnungen berjelben 
zur Entſcheidung zu gelangen. 

Hält man dieß feit, fo erflärt es ſich auch leicht, wie es kommt, 
daß bei aller Einigfeit über das Princip und bei aller Anerfennung 
deflelben in ven Berfaffungen dad Recht der Minifterverantiwortlichkeit 
fo tief verſchieden hat werben Tönnen. 
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Das Bild, welches in biefer Beziehung die großen Kulturvölker 
darbieten, ift folgendes: . 


England. Por allen ift der Zuftar.d der englifchen Minifterverantwert- 
fichleit ganz unverftändfich, und wie es Gneifts Tarftelung (Engliſches Ber- 
waltungerecht II. ©. 709 f.) zeigt, andy theoretifdy gar nicht formulirbar, wenn 
man nicht firenge die juriftifche Verantwortlichkeit von der flaatlichen ſcheidet, 
dann aber die erftere ftrenge auf das Verordnungsrecht zurückführt. Eo lange 
es nämlich in England eine Eelbftändigfeit der Regierung gegenliber der Ge⸗ 
ſetzgebung gab, gab es auch eine juriftifche Minifterverantwortlichteit mit Anklage⸗ 
recht und Berfahren, der Lill of attainder des alten Rechts, und dem Im- 
penchiment de3 18. Jahrhunderts. Allein da Gefeg und Berordnung niemals 
in Englaud fireng geichieden waren, nicht weil die Regierung zu viel Berort- 
nungsrecht in Anfpruch nahm, fondern weil das Parlament ſich felbft zur ver- 
ordnenden Gewalt anebildete, jo konnte Begriff und Jnhalt der rechtlichen 
Berantwortlichkeit der Diinifter fi) überhaupt nicht entwideln. Die ftaatliche 
Berantwortlichleit aber nahm wefentlih auf derfelben Grundlage eine andere 
Geftalt an, welche fie zuletzt eben fo fehr vernichtet hat, wie die juriftiiche. Da 
nämlich durch die Reſorption der Verordnungagewalt im Parlament das eigent- 
liche Element der Eelbftändigkeit aller Regierung fiberhaupt derfelben genommen 
und die Regierung zur bloßen Erecutive nicht mehr der gefeßgebenden Gewalt im 
Ganzen, fondern der beftimmten Dlajorität des Parlaments ward, fo fiel damit 
fattifch überhaupt die Veöglichleit weg, Begriff und Acht ſowohl der poli« 
tifchen als der juriftifchen Verantwortlichkeit uch anzuwenden. Denn da die 
Hänpter der Vollziehnng die Häupter ihrer cigenen gejeßgebenden Partei find, 
jo ift damit der Fall eines Widerſpruchs zwiichen ihrer Negierungsthätigfeit und 
der Auffaffung derfelben von Seiten des Parlaments grundfägtich befeitigt. Es 
ift damit im Gegentheil der Grundſatz zum formellen Princip der Verantwort⸗ 
lichkeit erheben, daß jeder Miniſter nur für dag verantwortlich ift, was er ohne- 
hin gar nicht thun kann — für einen Alt, der gegen das Intereſſe feiner Partei 
und feiner felbft geht. So lange er im Intereſſe der Majorität hankelt, 
taun diefelbe Majorität ihn ja nicht dafiir zur Verantwortung ziehen; thut er 
es nicht, fo würde, da die Majorität ja herrſcht, diefe Majorität ihn fofort feiner 
Stellung als Miniſter entheben. Daraus folgt, daß ſelbſt formell die Bollziehung 
ihre Seloſtändigkeit verloren hat; fie ift in ihrem innerften Weſen die Dienerin 
der herrſchenden Partei. Es ift vielleicht das größte Verdienfit von Gneift, 
ung diefen Charalt.r des engliichen Verfaſſungslebens zuerſt klar dargelegt, und 
die traditionelle unbedingte Verehrung vor dieſem Zuſtande erſchüttert zu 
haben. Denn in der That kann hier nur dasjenige durch die Verwaltung im 
Namen der Ideen des Staats gejchehen, was den Intereſſen der herrſchenden 
Partei entfpricht, wenn jene nicht „verantwortlich“ werden — d. i. gegen ihr 
eigenes Intereſſe handeln will. Das ift ein Zuftand, im welchem der Geift des 
Staates untergehen muß, wenn er nicht in dem einzelnen Staatsorgan lebendig 
bfeibt. Denn Parlament und Minifter können ihn nicht mehr lebendig erhalten. 
Uebrigens hat «3 lange gebanert, bis England fo weit gekommen if. Mohl, 
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Minifterverantwortlichleit (1837), bat alle befannten Fälle der Auflage gegen 
engliſche Miniſter zufammengeftellt (5. 597—696). Man fieht deutlich, wie 
diefe Anklagen noch im Anfange des 18. Jahrhunderts auf politifher und juris 
ſtiſcher Berantwortlichleit beruhen: die Anklagen des 18. Jahrhunderts dagegen 
find eigentlich nur ncch ftrafrechtliches Verfahren ohne Beziehung auf die Ver⸗ 
faffung, und gehören daher ſchon nicht mehr dem Principe der Verantwortlichkeit 
an. Nur hat Mohl noch nicht zwifchen der ftaatlidyen und juriftifchen Xerant- 
wortlichfeit zu unterfcheiden gemußt. Gneiſt hat diefelbe erft in feiner zweiten 
Auflage aufgenommen und zugleich die Felgen der firengen BParteiftellung der 
Regierung jehr gut bezeihnet. Man fieht aus feiner kurzen Darſtellung jehr 
deutlich, wie England den umgelehrten Weg durchgemacht Hat, wie der 
Continent. Es hat begonnen mit der juriftifchen Verantwortlichkeit, fiber 
die es nie ind Klare kam, weil ihm Weſen und Begriff der Verordnung fehlte 
— „niemals bat es gelingen wollen, die Formen des Anklageprocefles in dieſem 
Brennpuntte des Staatslebens fiher und rein objectiv feftzuftellen” (Gneift 
S. 709). „Mit der Verſchiebung der urjprünglichen Verfaſſung aber“ — d. h. 
mit der Dccupirung des geſammten Verordnungsrechts durch das Parlament 
neben der Gefebgebung — „verwiſcht und verwantelt e8 fi in ein Princip 
politifcher VBerantwortiichleit” (ebd.) — „Ein Negierungsact kann auch unconſti⸗ 
tutionell und der Minifter dafür verantwortlich fein, obwohl derſelbe nicht 
illegal ift“ (Rord Brougbam, Adreßrede v. 22. Jau. 1846). — Freilich heißt bier 
„inconftitutionel” „gegen den Grundſatz der Parteiregierung;“ daß aber nad) for« 
melem Recht eine juriftifche Verantmwortlichfeit der Diinifter in England für 
eine loyale Regierungsmaßregel eintreten könne, ift nicht richtig, troß des 
Sprehers des Unterhauſes. Auf diefe Weife ift im Grunde die ganze Ber- 
antwortlichkeit der Mınifler mit ihrer Selbftändigfeit in England 
verfhwunden, weil die Parteiregierung fie liberflüffig gemacht hat, und die 
Miniſteranklage ift jet kaum etwas mehr, als das Hecht auf ein ftrafrechtliches 
Verfahren des Unterhaufes bei Privarverbrechen der Diinifter, und zu „einm 
leeren Werte der Barteitaktit geworden.“ Das ift nicht gut; allein es ift ganz 
unvermeidlich, wo die geſetzgebende Gewalt zugleih die verord- 
nende, die Bollsvertretung zugleih Regierung, und die Dajorität der fal- 
tiihe Souperain des ganzen Staatswillens iſt. England hat daher dem Con⸗ 
tinent das große Princip der Vecantwortlichkeit gegiben, aber es ift nicht im 
Stande geweſen, es fich felber zu erhalten und auszubilden. Und ähnlich war 
c8 in Frankreich der Fall. 

Frankreich. Es ift auch bei der Minifterverantwortlichkeit nicht wohl 
möglich, die neuere Geſchichte Frankreichs als ein Ganzes zu bitrachten. Ihre 
verfchiedenen Pbafen bedeuten uns vielnichr auf jeden: Punkie das jedes malige 
fpecifiihe Berhäliniß von Gefeßgebung und Regierung überhaupt, von Gefet 
und Berorduung im Beſondern. 

Während der eigentlichen Revolution konnte eine Selbſtändigkeit der Re⸗ 
gierung gegenüber der Geſetzgebung um jo weniger gedacht werben, al® man 
diefelbe jogar dem Königthum verweigerte. Die Verantwortlichleit der Minifter 
erfchien daher gar nicht als eine Berantwortlichkeit für Verordnungen, fondern 
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einfach als eine folche für Verbrechen; zum Xheil auch wohl, weil das eng- 
liihe Vorbild damals noch feine andere zu formuliren verftanden hatte. Die 
Berfaflung von 1791 beftimmt fie einfady und richtig (Chap. II. 8. IV.): 

Art. 5. Les Ministres sont responsables de tous les delite par eux 
commis contre la »üret& nat'onale et la constitution; de tout attentat à 
la propriete et la liberie individuelle; de toute dissipation des deniers 
destines aux depenses de leur depaıtement. 

Art. 6. En aucun cas, l'uordre du Roi, verbal ou par &crit, ne peut 
soustraire un min:stre & la responsubilite. 

Es war natürlih, daß diefe Sätze unter Napoleon verſchwanden; fowie 
aber das verfaffungsmäßige Königthum wiederlehrt, fehrt auch die Verant⸗ 
wortlichleit zurüd, und wenn auch die Charte von 1814, fowie die von 1830 
fi) auf das einfade Princip derſelben beichränten, fo ift es doch gewiß, daß 
Frankreich die Sache jeibft mit tiefem VBerftändniß anffaßte, 

Jedoch läßt es fich feinen Augenblid verlennen, daß es fich bei der franzöfi- 
ſchen Diinifterverantwortlichkeit durchaus nicht um das Weſen des verfaffungemäßigen 
Hegierungsrechts handelte Grund und Bedeutung deſſelben waren vielmehr 
ganz andere. Man wollte das Königthum herfielen. Das Königthum aber 
bedeutete zuerſt und zulegt jener Zeit die Selbftändigfeit der Regierung gegen- 
iiber der Geſetzgebung. Beide rangen un die Herrſchaft, die erftere, weil fie 
im Grunde die Zeit vor der Revolution berftellen wollte, die letztere, weil fie 
fi vor der Gewalt des Königihums fürdtetee Da war ed, wo man die 
Minifterverantwortlichleit zueift in der Bedeutung auffaßte, welche wir die 
continentale nennen dürfen. Sie follte nicht eigentlich die Geſetzlichkeit der 
Berwaltung garantiren, und nech weniger eine Farteihernfchaft wie in England 
beiftellen. Sie follte die Form jein, in welder das Königthum in der 
neuen Berfaffung möglid, und feine Souverainetät für diefelbe unge 
fährlich werden ſollte. So eıllärt eg ſich, wie der große Publiciſt des confti- 
tutionellen Königihums jener Zeit, Benjamin Conſtant, in feinen Retlexions 
sur les Constitutions diefe VBerantwortlichkeit nicht als die Baſis einer tlichtigen 
Berwakung und nicht als den allgemeinen Theil des verfaffungsmäßigen Regie: 
rungsrcht#, jondern vielmehr als die Grundlage der Lehre vom verfaffunge- 
mäßigen Königthum anſieht; kürzer, Harer und tiefer find die Wahıbeiten, auf 
denen daffelbe beruht, nie ausgeſprochen, ſchlagender ift nie die organiſche Ver⸗ 
fhiedenheit von Berfaffung und Verwaltung, Gejeßgebung und Bollziehung be 
zeihnet. Wie Wenige leſen jetzt diefe Schrift, die jo viele Phraſen überflüſſig 
machen wide! Ihm verdanft man die VBerfühnung des Begriffes des Küönig- 
thums mit der Berantwortlichleit der Dlinifter, inden er die letztere als unab- 
weisbare Bedingung der Unverantwortlichkiit der Krone darftelltee „Ich babe 
ſchon früher,” fagt er, „die Bemerkung gemadt, daß die Berantwortlichkeit die 
unauflöslichſte aller conftitutionellen Fragen fei, wenn man die königliche Gewalt 
nicht forgiältiig von der vollziehenvden fcheidet. — In der Erbmonardie aber 
führt die VBerantwortiichkeit keine Unbequemlichkeit mit ſich. Die Elemente der 
Ehrfurcht, mit welcher der Monarch umgeben ift, verhindern, daß man ihn mit 
feinen Miniftern vergleiht, und die Dauer feiner Würde verurſacht, daß die 
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Anhänger derfelben ihre Anftrengungen gegen das Minifterium wenden können, 
ohne gegen den Monarchen anfzutreten. — Indem man aber die höchſte Ge⸗ 
walt unverleglih macht, befimmt man die Minifier zu Richtern 
des Gehorſams, den fie ihr fchuldig find.“ (Chep. III. 4.) Ihm ift 
daher die wahre Aufgabe der Berantwortlichkeit nicht das echt, einen Minifer 
zu verfolgen, fondern die, die vollziehenden Gewalten zum Bemwußtfein fiber die 
Gränzen zwifchen Geſetz und Verordnung zu bringen. Eie erfcheint ihm daher 
nicht als eine Sriminalunterfudung; fie ift ein organifches Element des Staats⸗ 
lebens; es ift nicht ihre Aufgabe, ein Verbrechen zu biftrafen, oder durch bie 
Strafe zu hindern; fie fol vielmehr nur das lebendige Bewußtfein der Harmonie 
der Gemwalten erzeugen, und dem Königthum damit feine wahre Stellung geben. 
Specieller hat er feine Gedanken in feiner Schrift: De la respunsabilit& des 
ministres, dargelegt (1814), die freilich Mohl nicht cafuiftifch genug ift {a. a. O. 
S. 89). Denn allerdings kommt er auch bier nicht zur Unterfcheidung der 
juriftifchen und politifchen Verantwortlichkeit, fondern bleibt einfach bei der letztern 
ftehen, um fo mehr als die erftere ihn wohl in dem Contentieux (f. unten) 
erichöpft fcheinen medte. Die Echrift von Ferrier (De la responsabilite 
ministerielle relative & l’administration dee Finances, 1832, iberjegt von 
Buddeus) gehört ſchon der folgenden Epoche, und geht ſehr tief in einzelne 
finanzielle Fragen, fpeciell in Beziehung wie wir jagen würden auf das Ver⸗ 
bältniß vom Staatswirthichaftsgefeß, des Budget, zur Verordnungsgewalt des 
Finanzminifters. Allein Mar war dennod die Sache nicht. Die Charte von 
1814 hatte im Art. 14 dem König die Berordnungegewalt mit fpecieller Rück⸗ 
fiht auf die Nothverordnung gegeben. — „Le Roi est le chef supr&me de 
l’Etst — et fuit les röglemınts et ordonnances necessaires pour l’execution 
des lo:s et la s@rets de W'Etat;“ auf diefem Rechistitel berubten die Julie 
Ordonnanzen; fie erfchienen der Negierung als Nothverordnungen, und nad 
conftitutionellen Staatsrecht hätte man nie das Recht des Minifteriums Polignac 
auf Erlaß folder Verordnungen an fi, fondern nur die Behauptung be 
ftreiten können, daß fie durd die eine Gefahr für den Staat begründet 
gewefen feien. Aber die Julirevolution athmete noch immer nichts als die Angft 
vor dem abjoluten Königthum, und mit gutem Recht; ihr Sieg formulirte fich 
daher weſentlich eben in der neuen Redaktion dieſes Artikels, der in der Charte 
von 1830 nunmehr lautete: 

„Le Roi est le chef supr&me de l’Etat — et fait les reglements et 
urdonnances necessaires pour leæécution des lois, sans pouvoir jamais ni 
suspendre les lois elles-mömes, ni dispenser de leur ex£cution.“ 

Es ift der erfte feſte Boden für die Gränze des Verordnungsrechts ge⸗ 
wonnen; aber es liegt in diefem Alt der tiefe Widerfpruch, daß die Noıh- 
verordnung gänzlich ausgejhloffen war. Tas redte Rerhältuiß war 
daher nody immer nicht gefunden, und als das Julikönigthum nun die Mas 
jorität corrumpirte, um die Verantwortlichfeit, die man nicht aufheben wollte, 
zu umgehen, trat die neue Revolution ein. Ihr focialer Charakter aber führte 
nicht etwa zu einem Eyſtem der Berantivortlichleit, fondern zu einer offenen 
Anfhebung derfelben, und zwar indem dem Minifterium das eigentliche nnd 
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das Nothverordnungsrecht direkt genommen, und dem Staatsoberhaupt m Ber- 
bindung mit dem Conseil d’Etat übergeben ward. Dasjenige, was man dem- 
nach die gegenwärtige Minifterverantwortlichleit Frankreichs nerinen kann, beruht, 
anf die früheren Grundlagen zurüdzeführt, auf folgenden Elementen. Der 
Minifter hat nur das Acht auf Bollzugsverorbnungen, und if daher 
audy nach der Konftitution von 1852, Art. 12, nur nod für das verantwortlich, 
was feinem fpeciellen Reſſert gehört; d. h. er hat nur die Berantwortlichleit des 
Beamteten, nicht die der vollziehenden Gewalt; oder es g!bt nur noch ein Klag- 
vecht gegen den Minifter, nicht aber eine juriftifche oder gar pelitiiche Ber- 
antworilichkeit deffelben; denn für alles, was liber die fpecielle Competeuz des 
einzelnen Diinifters hinausgeht, ift nur die unverantwortlide Etaatdgewalt — 
der Kaifer — verautworilich. An ſich ift das fehr einfach; allein es ift unmahr, 
eine folche Unverantwortlichleit eine Verantwortlichkeit zu nennen und fo die fehr 
ernfte Thatfache verheimlichen zu wollen, daß damit in der That die geſetzgebende 
Gemalt der verordneuden in allen eigentlichen und Nothrerordnungen unbedingt 
untergeordnet if. Laferriere (Cours de droit publ. admin, L Chap. IL) 
bat fich dazu hergegeben, diefe Unmahrheit thcorerifch zu formuliren, und auf 
Grundlage der pr&ambule der Eonftituticn von 1852: „La Constitution actuelle 
proclame que le Chrf que vons avez élu est responsable derans tous — 
etant responsabie, il faut que son action soit libre et sans entreves“ d. h. 
ohne Berantwortlichleit — die Behauptung auszusprechen, daß der Art. 5 der 
Conſtitution: „Le chef d’Etat est respousable devant le peuple frangais, auquel 
il a toujours le droit de fuire appel* eine Berantwortiichleit höherer Ordnung, 
als die unter dem Königthum enthalte. Eine Tyrannei ift ein Uebel, aber eine 
Tyrannei, welche nicht Den Muth hat, aufrichtig zu fein, ift mehr als ein Un- 
glüd. Das Hecht, weldyes das Decret vom 25. Januar 1852 dem Conseil 
d’Etar in feiner Assemblée generale gibt — autorisution des poursuites 
intent6es coutre les agents du Gouvernement* ift offenbar nichts weniger als 
eine verfafjungsmäßige Berantwortlidyleit, da der Conseil d’Eunt felbft nur ein 
Glied im Antserganismus if. Laferriere a. a. ©. T. II. ©. 145 (ſiehe 
unten). So ilt dieß ganze Berantwortlichfeitzrecht in Fraukreich gerade wie in 
England nur noch der Schein der Sache; nur ift diefelbe in England an der 
zu großen, in Frankreich an der zu feinen Macht der gefeggebenden Gewalt 
fiber die Regierung untergegangen, und wir fönnen von beiden nur lernen, wie 
man dieſelbe nicht zu verftehen hat. 

Deutihland Was nun das deutfche öffentliche Recht auf diefem Punkte 
betrifft, jo ift &8 wohl uoch fehr in der Entwidlung begriffen. Dean kann es 
nicht läugnen, Daß es glei anfangs zwar den höhern Standpunft der ftaat- 
lien Verautworilichkeit anerfanat, allein jede Ausführung deſſelben verläßt den- 
felben ſegleich, fällt in die uuriſtijche hinab und behandelt hier meiftens fogar 
nad franzöfifch-englifchenm Hecht nur die Frage nach den Verbiechen Der Miiniſter. 
Bezeichnend ift fir den Beginn dieſer Entwidlung die Stellung, welche Klüber 
in feinem öffentlichen Recht des deutfchen Bundes und Aretin in feinem con. 
ftitutionelen Staatsreht einnehmen, Der erftere fordert mit richtigen flaatd« 
männifchen Blid, daß die Minifter „nicht bloß der Berfon des Regenten, ſondern 
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auch den Stellvertretern des Volles gejegmäßig verantwortlich fein follen 
fowohl für die Zweckmäßigkeit ald aud, und zwar vor einer richtigen Be- 
börde, fiir Geſetzmäßigkeit oder Uebereinftimmung der Regierungshandlungen, 
ſowohl der Begehungs- als Unterlaffungebandlungen“ (er meint die Vollzugsver⸗ 
ordnungen mit dem legtern wunderlichen Wort, mit dem erftern die eigentlichen 
Verordnungen) „mit der Berfaffung und den Gefegen des Staats.“ Weiter geht 
jedoch feine Unterſuchung nicht (8. 342), Aretin Dagegen nimmt die Minifters 
verantwortlichleit al& eine „Gewähr der Verfaſſung,“ konımt dan aber zu einem 
förmlichen Etrafivften und verliert darliber den höhern Gefidhtspunft aus dem 
Auge, ohne jedoch den Unterschied ven Geſetz und Verordnung zu erfeunen, 
während er zugleih Benjamin Conftant dennoch als feine Hauptautorität an⸗ 
ertennt. Der Etandpunft Aretins erfcheint dann in Mohls Beraniwort« 
lichkeit der Minifter (1837) potenzint, bier verliert fih die Geſammtauffaſſung 
in juriftifches Detail, das von dem jener Zeit eigenthümlichen Grundiag beheriſcht 
wird, den uns nur die hiſtoriſche Entwidiung der Berfaffung erklären kann. 
„SR denn nicht," fagt er, „das ganze conftitutionelle Syftem auf ge 
jeglihe Befhränlung des Uebermaßes der fürftliden Gewalt ge 
richtet?” (S. 49) Bon diefem Standpunlt konnte man freilid zu feinem 
Eyften der Minifterrerantwortligyfeit gelangen; fie war ſelbſt in diefer Form 
nichts als ein hiſtoriſcher Durchgangspunkt für dag verfaffungsmäßige Regierungs- 
recht, nech ohne Fähigleit, die Eeibftäudigfeit der Regierung auch dem Fürſten 
gegenüber zu verftehen, und eben fo unfähig, Das Klag- und Beſchwerderecht 
in fih aufzunchmen. Der Gegenfat zwiſchen Geſetz und Verordnung fehlt nech 
gänzlih, ebenjo die Unterſcheidung zmiichen den Arten der Verordnung. Wergl. 
Gap. II. 8.2 und 8.5, von der Eniſchuldigung wegen Notbfalles, wo merl- 
würdiger Weife das ganze Gchiet der Noıhverordnnungen und ihres Nechts fehlt.) 
Zadhariä (Deutſches Sıaats- und Bundesrecht 1841. Bd. 1. 8. 43) hat daB 
Beardienft, die Verantwortlichleit und das Epftem des Deutſchen Staatsrechts 
ausfuhrlid aufgenemmen zu haben, jedoch wieder nur „wegen Verlegung der 
Verfaſſung“ Dabei jedoch mit formeller, aber nicht ausgeführter Unieiſcheidung 
von „poltifcher, crimineller und civiler Verantworilichteit.“ Verſtändniß der 
Verordnung fehlt ganz. In Ähnlichen allgemeinen Sätzen bewegt ſich aud) die 
jpätere Publiciftif; man vergleiche die unbedeutenden Auslaffungen bei Bluntjchli 
(Allgemeines Staatsreht ©. 393 oder 414), der dech ſchon von Berordnungen 
redet, aber ihre Beziehung zum Geſetze nicht fieht. Die Literatur führt ung 
daher big jegt zu feinem Biel. 

Vergleiht man nun damit die pofitive Gejeßgebung iiber Minifterver- 
antwortlichleit in Deutfchland, welche wir bier wohl nicht zu wiederholen 
brauchen, da einerjeit® Zahariä a. a. O. fie ſchon kurz angeführt und Zöpfl 
fie mit großer Gründlichkeit behandelt hat (Deutiches Staatsrecht 11. 8. 402 fj.), 
und andrerfeits bei mannichfacher Veiſchiedenheit im Einzelnen dennoch die 
Grundziige ganz gleich find, fo ergeben ſich folgende Punkte. Faſt alle deutjchen 
Berfaflungen bleiben anfänglich bei der fehr allgemeinen Kategorie der „Bere 
legung der Berfaffung” als Gegenftand der Anklage ftehen; von einer Aufiöfung 
diefes Begrifje® in der oben angeführten Weife ift feine Rede. Erſt in der 
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fpäteren Zeit, namentlich feit 1848, beginnt man einzufehen, daß biefes dann 
doch ein gar zu unbeftimmter Anflagegrund fei, und fängt nın an, nad den 
einzelnen Fällen zu fuchen, in denen man die Minifteranllage geftattet. Allein 
der erſte Blid auf das wahre Weſen der vollziehenden Gewalt zeigt nun, daß 
ein folder Verſuch durchaus refultatlos bleiben muß; nicht weil es fchwer ift, 
ſolche Fälle aufzuführen, fondern weil das Wefen der felbfländigen Regierung 
entweder eine folhe Enumeration, oder die Thätigkeit Der Minifter nichtig 
maden muß. Das deutfhe Etaatsleben war und ift noch nicht weit genng ge⸗ 
fommen, um das lebendige Weſen des Unterfchiedes zwiſchen der Geſetzgebung 
und der Vollziehung Mar zu erkennen; und ein Syſtem der juriftifchen Ber- 
antwortlichfeit der Negierung ift eben unmöglich, ohne ein Syſtem des Ber- 
ordnungsrechts. Daher dann die faft gänzliche Unfruchtbarkeit dieſer Beftrebungen, 
die wir im Einzelnen nicht weiter charafterifiren wollen. Die Bewegung, bie 
daraus entftehen mußte, war etwas fehr Natürliches, und nur das Nichtverftänd« 
niß der natürlichen Funktion der Regierungen von Seiten des noch wenig po⸗ 
Litifch gebildeten Bewußtſeins ertlärt e®, daß man den letztern zum Theil als 
„Reaction“ zum Vorwurf machte, mas doc einfach die Conſequenz ihrer natür⸗ 
fihen Stellung war. Der Drang, jene Einzelfälle der Minifterverantwortlichkeit 
fo viel als möglich zu vermehren, erzeugte naturgemäß den Gegendrud der voll- 
ziehenden Gewalten; die Regierungen reagirten gegen ein Mecht, das in feiner 
legten Gonfequenz die Bolziehung zur bloßen Dienerin der Geſetzgebung ge 
macht hätte, und das Princip der VBerantwortlichleit, das dazu beftimmt war, das 
Bertrauen durch die Beftrafung des Mißbrauchs zu befeftigen, warb zu einer 
foftematifchen Entwidlung des Mißtrauens gegen das Regieren an und für fidh, 
die unglüdliche Entfremdung zwiſchen Volksvertretung und Regierung förmlich 
und gejetslich organifirend, das Seibftvertrauen der thätigen Elemente des Staats⸗ 
lebens mit der beftändigen Drohung ftrafrechtlicher Anklage lähmend — ein un⸗ 
erfreulicher Zuftand! Am meiteften ging das deutſche Bewußtſein da, wo es 
einmal ganz fein eigener Herr war, in dem Entwurf des Geſetzes über die 
Berantwortlichleit der Neichsminifter vom 18. Auguft 1848 — außer der „alle 
meinen Berantwortlichleit für jede Handlung und Unterlaffung, welche die 
Sicherheit und Wohlfahrt des deutfchen Bundesſtoates beeinträchtigt” — noch 
zehn Anklagegebiete! Und dag in einem Augenblid, wo das Schickſal Deutjch- 
lands in der friſchen, felbfibemußten That feiner Jeitenden Organe lag! Da 
darf man fid) dann freilich faum wundern, wenn die Negierungen der großen 
Staaten ſich ſträubten, durch ſolche Auffaffungen fi) zu bloßen Beamten machen 
zu laffen, die noch dazu bei größeren Berpflihtungen zu geringerer Gelbfl- 
thätigkeit veruriheilt werden follten. Auf diefer Bafls konnte freilich weder 
ein Reihsminifterium, noch ein anderes befteben. -Das war auch der Grund, 
weßhalb Preußen den Art. 61 feiner Verfaffung von 1850 noch inmer nicht 
ausgeführt hat, Rönne (Preußiſches Etaatsredht I. 8.188, S. 630), und viel» 
leiht auch der Grund, weßhalb feit Mohl (Verantmwortlichleit der Minifter, 
1837) dem auch fein amderes, als das juriftiiche Verſtändniß der Sache ger 
worden ift, die ganze deutjche Literatur über dieſes Gebiet fchweigt, während 
das „Deutfche Staatsrecht“ noch, ohne das Verhältniß von Gefe und Ner- 
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ordnung zum Grunde zu legen, das Weſen der Sache fiber den Formen des 
„Anklageverfahrens“ und der Gompofition des „Staatsgerichtshofes“ in den 
Hintergrund drängt. Das neufte VBerantwortlichleitsgefeg in Oeſterreich vom 
27. Zuli 1867 ift über diefen Standpunkt wicht hinausgelommen. Daher bie 
vielen, unter Umflänten nicht unbedenklichen Unklarheiten und zum X heil Wider- 
fprüche auch in diefem Geſetz. So follen 3. B. nad) $. 2 die Mitglieder des 
Minifterrathes zur Verantwortung gezogen werden können wegen Verlegung 
der Verfaffung oder „eines andern Gelege.” Nah 8. 5 aber fällt „die 
Berfolgung der im allgemeinen Strafgefepgebuche verpönten Handlungen u. f. m. 
den ordentlichen Gerichten zu” — als ob ſolche HandInngen nicht Berleungen 
eines „andern“ Gejetes wären. Was eine grobe Fährläffigkeit ift, mit welcher 
man eine „Verfaffung verlegen“ Tann, dürfte ſehr ſchwer zu fagen fein (8. 2); 
die „abfihtlihe Unterftügung einer groben Fahrläſſigkeit“ (8. 3) ift ein fehr 
ſchwieriger Begriff, da die Abfichtlichfeit des Einen die Yahrläfligleit des Andern 
für die Praris unverſtändlich macht. Was $. 3 a. eigentlich jagen will, iſt 
ſchwer zu errathen, da diefer Paſſus jeden Minifter für jeden Alt jedes andern 
Minifters verantwortli” macht, und dem Juriſten die ungelöste Frage auf 
zwingt, welches Organ unter der „oberſten Regierungsgewalt” zu verftehen 
jei; fireng confequent erfcheint darnady jeder Minifter auch für die gewöhnlichen 
Verbrechen jedes andern Minifters, eventuell ſogar für die der teınporären Leiter 
einzelner DMinifterien verantwortlich. Hauptfähli aber hat das Geſetz die 
wejentlichfte Frage gar nicht berührt, ob es eine. Berfaffungsverlegung jei, 
wenn die Minifter ein Geſetz gar nicht, oder nur zum Theil, oder in zu 
langer Zeit ausführen. Daß hier der Kernpunft der praftiichen Frage 
lag, hat man nicht gejehen; eben fo wenig ift in dem ganzen Gefege auch nur 
die leifefte Andeutung über die rechtlihe Möglichkeit einer Nothverordnung 
und das auf fie folgende Verfahren gegeben. Doc ift es bier nicht der Ort, 
eine Kritik eines, im edelften verfaffungsmäßigen Geiſte concipirten Geſetzes zu 
geben, das am Ende fo gut ift, als irgend ein ähnliches deutfches Geſetz. — 
Eben darum hoffen wir, daß diefe ganze Kindheitsepoche in der Auffaffung der 
Berantwortlichkeit bald liberwunden fein wird. Eine Berfaflung bedarf nicht 
mehr, als des einfachen Gates der Conftitutionen von 1818 — 1820, daß der 
Berleung des verfaffung&mäßigen Berwaltungsredht# das Antlagerecht gegen- 
üiberfteht, daß das Unterhaus die Anklage zu erheben und das Oberhaus zu richten 


hat, während jede Verlegung einzelner Rechte dem Klagrecht zugewiefen werben 


muß. Nimmt man der Regierung in unferer Gegenwart dar Recht, felbfithätig 
aufzutreten, und foll ihr die Formel des Verantwortlichteitigefeges zum hoheren, 
ftaatliden Gewiſſen werben, jo wırd niemals ein kräftiges und gejundes Leben des 
Staats entftchen können. Wenn der Zweifel Princip ift, wird der Widerfpruch 
Regel. Liegt die Verautwortlichkeit nicht in der lebendigen Kraft der Verfaſſung, 
aus den Artileln ihres Geſetzes wird fie ſchwerlich lebendig werden. 


B. Das Huflem der Verantwortlihkeit und Haftung der Wehörden. 


Wir beginnen nunmehr den letten aber auch ſchwierigſten Theil 
des ganzen Rechts der vollziehenden Gewalt, in dem fich allerdings 
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aber dafür auch alle bie einzelnen Säge unferer Darftellung zufammens 
faflen und zur praftifchen Anwendung bringen. Wir dürfen und bef- 
balb geftatten, ſchon bier zu fagen, worin bie wahre Schwierigkeit 
liegt, und wir täufchen und nicht, menn wir behaupten, daß fie weder 
mit der beften öffentlich rechtlichen Theorie, noch mit dem trefflichften 
Gefege auf einmal überwunden fein wird. Denn das, mas diefer 
Theil darzuftellen hat, muß, ſoll es anders feinen Werth haben, in das 
praftifhe Rechtsbewußtſein des ganzen Volkes übergehen. 
In dem bisherigen Zuftande der Theorie und der Gefehgebung war 
es dazu unfähig. Denn jene Echwierigfeit lag und liegt eben in dem 
biftorifhen Entwidlungsgange des ganzen deutſchen Staat® 
lebens. Eie iſt in der That nichts anderes, als die Uebergangsepoche 
von einer großen, Jahrhunderte alten Rechtsauffaſſung des Staats zu einer 
neuen, von der wir hoffen, daß fie fein fchlechteres Necht auf Dauer haben 
wird. Und wie wir das verftehen, wird fih wohl unten genauer ergeben. 

Mir meinen aber nun, daß diefe Schwierigkeit darum auch jeßt 
ichon feine unüberwindliche fein wird, meil im Grunde die Öffentlichen 
Rechtsſätze, welche hier darzulegen fein werden, außerorventlid 
einfah und für jedermann leicht verftändlid find. Nidt 
das ift ſchwer, fie auseinander zu feßen, fondern vielmehr das, zu 
zeigen, in welchem Verhältniß zu ihnen das beftehenve, höchſt unfertige 
Recht und die unfichere Theorie fteht, und wie auch bier wieder eine 
und diefelbe Sache bei den großen Culturvölkern eine fo weſentlich ver 
ihiedene Form angenommen hat, daß es oft faum möglich ift, das 
Gleiche in ihnen zu erfennen. Dennoch ift einmal der deutfche Stift 
fo geartet, und das iſt jeine Größe, daß er die Wahrheit erit dann 
erfennt, wenn er fie eben in ihren verſchiedenen Geltaltungen vor 
Augen bat, wie fie als eine lebendige Thatſache dafjelbe in hundert 
Formen ijt und lebt. Und in dieſem Einne verfuchen wir es, aud 
dasjenige, was wir in fehr unvollflommener Weife in der erften Auf 
lage angeftrebt haben, jet zum Abſchluſſe zu bringen. 

Zu dem Ende haben mir zuerft Weſen und Grundzüge des 
Syſtems der Verantwortlichfeit der Behörden neben dem 
Syſtem der Minifterverantwortlichkeit im Allgemeinen zu beftimmen, 
und dann das Einzelne hinzuzufügen. 


1) Der Unterfhied in dem Begriffe und Rechte der Haftung bes 
Beamteten und der Berantwortlidhleit der Behörden. 
(Begriff Des Klag-, Beſchwerde- und Geſuchsrechts.) 


Wir haben oben das Weſen des Gefehes und der Verorbnung 
als die zwei Grundformen der Selbitbeftimmung des Staatswillens 
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dargelegt. Wir haben ferner die Verfügung ald den Willensatt 
der Behörde beftimmt, durch welchen Geje und Verordnung für 
das einzelne Berhältniß des Staatslebens zur Verwirklichung ges 
langen. Die Verfügung erzeugt ihrerfeits das Verfügungs recht, wenn 
ihr Objeft das Recht des einzelnen Staatöbürgers ift, und dieſes Necht 
enthält die Gränze für bie in der Verfügung liegende, durch den 
Zivang vermwirklichte Vollziehung. 

Nun find aber bei diefem, in der Verfügung liegenden Willensaft 
der Behörde zwei Fälle möglid. Es Tann berfelbe dem Inhalte von 
Gefe und Verordnung gänzlih fremd und mithin eine rein fub- 
jeftive That des Beamteten in der Form einer amtliden Thätigfeit 
fein — und fie kann mit dem Inhalt derjelben conform fein oter 
fein wollen. Das erfte diefer Verhältniffe erzeugt nun die Haftung 
des Beamteten, das zweite dagegen die Berantmwortlichfeit der 
Behörde. 

Dieß Verfügungsrecht feinerfeitd hat nämlich feinen Titel zum 
Eingriff in die individuelle Rechtsſphäre nicht in dem individuellen 
Willen der Behörde, fondern darin, daß diefer Wille nur der fpecis 
ficirte Ausdrud entweder des Geſetzes, oder der Verordnung ift. 
Das Recht zu jeder Verfügung beruht daher an fi naturgemäß auf 
der Identität ihres Inhalis mit dem Gejege oder mit der Verord⸗ 
nung. Wo nun aber diefe Conformität nicht vorhanden ift, da han: 
delt es fi) gar nicht mehr um das Recht der Behörde und ihrer Vers 
fügung als folcher, fondern um den einzelnen Akt des einzelnen Be 
amteten. Und zwar in der Weile, daß jede Maßregel derjelben, die 
nicht die Erfüllung eines Geſetzes oder einer Verordnung ift, als eine 
mwiderrechtliche angejehen werden muß, und daher unter dad allge: 
meine Strafredt fällt. Es ift durchaus fein Grund denkbar oder 
haltbar, weßhalb die Behörde, indem fie aus eigner Selbitbeftimmung - 
etwas Ungeſetzliches verfügt, nicht wie jeder andere Staatöbürger für 
ihre individuelle Ungefeglichleit haften ſollte. Es ift eben fo menig 
denkbar, weßhalb der Staat die Haftung für eine Handlung feines 
Beamteten übernehmen follte, welche er nicht nur nicht befohlen oder 
veranlaßt, jondern welche er direft verboten und für ftrafbar erklärt 
bat. Jede Maßregel einer Behörde daher, welche ohne durch eine Ver: 
ordnung der vollziehenden Gewalt dazu beftimmt zu fein, das Gejeß 
verlegt, erzeugt einfah die perſönliche ftrafrehtlihe Haftung 
bes betreffenden Beamteten, die mit Klage, Gericht und Strafe genau 
wie jedes andere Verbrechen zu verfolgen if. Und in der That ift 
darüber auh im Grunde niemand im Zmeifel, fo wenig als dieß 
praktiſch beitritten wird. Der Kleine Neft des Rechts aus dem vorigen 

Stein, die Bertwaltungslehre. 1. 4 
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Jahrhundert, nad) welchem das Minifterium erft die Genehmigung 
zur ftrafrechtlichen Verfolgung zu ertheilen bat, ift eigentlich ohne große 
Bedeutung. Die Sache felbft ift allgemein anerfannt. Die Verhält 
niß nun nennen wir eben deßhalb die ftrafe und privatredtlide 
Haftung der Beamteten, die niemals auf die Behörde ausge 
dehnt werben darf. Es wird im Grunde niemand von einer Haftung 
tv „Behörde,“ jondern ſtets nur von der eines „Beamteten“ reden. 
Die Grundlage dieſer Haftung im Gegenfag zur Verantwortlichkeit 
liegt darin, daß bei der Haftung die Verfügung oder die Thätigfeit 
des Beamteten wiffentlich oder auch irrthümlich nicht die Vollziehung 
weder eines Geſetzes noch einer Verordnung war. Hier jteht er ganz 
als einzelner Staatöbürger da, deſſen Verhältniß zum Strafreht nur 
mobifieirt worden ijt durch feine amtliche Stellung, ohne doch ein 
weſentlich anderes zu werden. Diefe Movification hat num zwar eine 
nicht geringe Bedeutung, aber fie ift nicht der Art, daß fie eim ſelb⸗ 
ſtändiges Rechtsſyſtem erzeugen könnte; fie fordert zivar eine eigne Be 
handlung, aber nur als Theil des Strafrechts, das Amtsverbrechen 
und feine Strafe, und in einigen Punkten aud als Theil des bürger⸗ 
lichen Rechts, wie bei Eheconfenfen, Erecutionen, Concurſen u, a. ın. 

Nur das ift bei diefem ganzen, an fich einfachen Begriff der Haf⸗ 
tung der Beamteten noch zu hoffen, dab Straf» und bürgerliches 
Recht diefelbe als eınen immanenten Theil ihrer Wiffenfchaft in ſich aufs 

Nichts kann umvollftändiger und ungenügender fein, als die 
ge Behandlung der fogenannten Amtsvergehen ſowohl in den 
en als in der Theorie. Es gibt weder einen feiten Begriff, noch 
eine Etellung, noch ein Syſtem für diefelben. Wir haben dieß hier 
nicht genauer zu umterfuchen. Wohl aber dürfen wir auf den Grund 
dieſes Mangels hintoeifen. Und der liegt in der That nirgends an- 
ders, als in dem Mangel der Unterfcheidung der Haftung des Beam 
teten von Begriff und Inhalt der Verantmwortlichleit der Be 
hörden, die eine fo ganz andere Bafis und eine fo ganz andere 
Stellung hat, daß es wohl beinahe unmöglich ift, ihren entfcheidenden 
Unterfchied von der Haftung, die gar nichts mit ihr zu thun hat, 
zu erfennen. 

Während nämlich die Haftung einen felbftändigen Willensakt des 
Beamteten zur Grundlage hat, der weder ein Geſetz nod eine Verord⸗ 
nung zur Ausführung bringt, gleichviel ob es ein Verbrechen ober 
Vergehen gegen die Amtspflicht oder gegen den Einzelnen ift, erſcheint 
die Verantwortlichkeit der Behörde vielmehr da, wo bie amt 
liche Verfiigung und Zwangsmaßregel wirklih als die Vollziehung 
eines Gefeges oder einer Verordnung auftritt. 
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Eon wie dieß der Fall ift, treten weſentlich andere Berhältnifie 
und Nechtöprincipien ein, die von der perjünlihen Haftung ihrem 
Mefen nach verichieden find. 

In Verfügung und Zwang will nämlich tie Behörde nicht ihren 
eigenen Willen, fondern vielmehr den des Gefetes oder der Ver: 
ordnung. Die Behörde aber ift ihrer organiichen Stellung nad) dazu 
beftimmt, durch ihre Verfügungen diefen Willen der Gefeßgebung oder 
der Regierung auch wirklich zu wollen und zu vollziehen. Eine Haf: 
tung für das, was fie zu thun ftaatörechtlicy verpflichtet ift, ift natür- 
lih ein Unding. Die Frage entfteht daher, ob es für dieſe Verfügung 
und diefen Zwang denn noch Weiter ein Recht für die Behörde im 
obigen Sinn geben könne. Und hier ergibt fih in einfacher Weife 
Folgendes. 

Die Verfügung fann nämlich zuerſt mit dem Anhalt der Verorb: 
nung identisch fein, und in diefem Falle bat fie fein weiteres Necht 
für fih, fondern fie enthält nur dasjenige Recht, welches aus dem 
VBerbältniß der von ihr vollzogenen Verordnung zum Ge: 
jege entjteht. Das Necht der mit der Verordnung übereinftimmen: 
den Verfügung ift daher nichts anderes, ald das verfaſſungs— 
mäßige VBerordnungsredt in feiner |peciellen Anwendung 
auf das gefeglihe Recht des einzelnen Staatdbürgers; und 
zwar nach den früher dargeftellten Grundfäten fo, daß das Hecht der 
Verfügung auf der Fdentität der von ihr angewendeten Verordnung 
mit dem Geſetze beruht. Die Geltendmachung diefer Identität er: 
heint dann für den Einzelnen in dem Klagerecht gegen die Per: 
fügung, aus weldem der Berwaltungsproceß und die Frage nad) 
dem Verwaltungsgericht hervorgeht. 

Die Verfügung fann aber in obigem Sinn zweitens mit der Ver: 
ordnung, die fie gegen den Einzelnen und fein Recht in Vollzug ſetzen 
will, auh nicht übereinftimmen. Sit diefe Nichtübereinftimmung eine 
formelle, jo fällt fie allerdings unter das Klagrecht, weil Geſetz und 
Verordnung für die Verfügung formelles Recht bilden. Beſteht die: 
felbe aber in dem Weſen und Geifte der Verfügung, und enthält fte 
dem Einzelnen gegenüber eine Verlegung feiner Intereſſen, ohne 
fein Recht zu verlegen, fo erfcheinen ganz andere Rechtsverhältniffe 
und Nechtsbegriffe, die auf der Frage beruhen, ob es die Verorb: 
nung oder die Verfügung ift, welche für den Einzelnen hier das Recht 
bildet. Die Enticheivung über diefe Frage kann natürlid nicht Ges 
genftand gerichtlicher Funktion fein; fie wird im Gegentheil gefunden 
durh die Befchwerde, und fo entiteht das zweite Element und 
Syſtem der behördlichen Verantwortlichleit, das Beſchwerderecht 
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mit den Beſchwerdeverfahren, bei weldhem es fich zugleich wieder 
um dad Drgan handelt, welches zu enticheiden bat. 

Wo es ſich dagegen nicht um eine bereits vollgogene, ſondern eine 
crft vollzugbare Verfügung banvelt, die mit einer fünftigen Ber- 
legung der Intereſſen droht, Tann natürlich weder von Klage nody Be 
ſchwerde die Rede fein; das Mittel, die Harmonie zwiſchen der Einzel 
thätigfeit der Negierung und dem Einzelinterefje berzuftellen, ift viel: 
mehr das Gejud; das Recht darauf, ein folches Geſuch einzubringen, 
ift das Geſuchs recht, und das dabei geltende Verfahren dag Ge 
ſuchsverfahren. Daß das lebtere in den meiften Auffafjungen mit 
dem Beichiverbeverfahren zuſammengeworfen wird, ändert an der Sache 
nichts. Es wird darauf ankommen, es in ſeiner berechtigten Beſonder⸗ 
heit darzulegen. 

Diefe drei Elemente, das Klag⸗, Beſchwerde⸗ und Geſuchsrecht 
bilden nun zuſammengenommen die Wege, auf denen die Harmonie 
zwiſchen der Verfügung und dem Zwang, oder der Thätigkeit der Be⸗ 
hörden mit Geſetz, Verordnung und Recht hergeſtellt wird, und erſcheinen 
daher als das Syſtem der Verantwortlichkeit der Behörden. 
Es wird jetzt nöthig ſein, ſie einzeln darzulegen. 

Wir geſtatten uns noch einmal, hier darauf hinzuweiſen, daß wir auf 
Theorie und Geſetzgebung im Einzelnen noch nicht eingehen können, weil 
beide durchaus unfertig find, und deßhalb einer felbftändigen Darftellung bes 
dürfen, die wir dem nunmehr folgenden Syfteme anſchließen werden. Ju⸗ 
dem wir zugleich bemerken, daß wir zwar die Grundgedanken der erften Auf- 
lage beibehalten haben, wird man doch fofort fehen, daß die Durdführung 
eine wejentli andere ift, und wir hoffen, daß nunmehr dasjenige, mas wir 
eigentlich gewollt, in voller Deutlichkeit ericheinen werde. Dabei müffen jedoch 


Klag- und Beichwerdereht vom Gejuchsrecht getrennt, und die Gompetenzfrage 
mit ihnen in Verbindung gebracht werden. 


2) Das abminiftrative Klagredt und der adminiftrative Proceß. 


Wil man nun nad) den obigen Vorausfegungen über den mich 
tigen Begriff des abminiftrativen Klagrechts ins Klare fommen, jo 
müflen folgende Bunte feitjtehen, die auch wohl an ſich kaum bezwet: 
felt werden dürften. 

Eine Klage in dem allgemein anerkannten Sinne, den wir nalür 
lid) fefthalten, Tann nur da entjtehen, wo ein durch ein Geſetz aner- 
kanntes Recht durch eine Handlung eines Dritten angegriffen wird. 
Wo ein Geſetz ein ſolches gefetlich beftehendes Recht aufhebt, Tann 
natürlich von einer Klage feine Rede fein; bier bleibt dem feiner Meis 
nung nach Berlegten nur übrig, etwa eine Aenderung des Geſetzes zu 
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bewirken. Da aber das Geſetz der höchſte Staatswiue iſt, ſo kann 
auch kein anderer als eben dieſer höchſte Staatswille das geſetzliche 
Recht ändern. Natürlich kann nun auch die Verordnung ein ſolches 
geſetzliches Recht nicht einſeitig ändern. Allein, und dieſer Punkt iſt 
zunächſt feſtzuhalten, die Verordnung als ſolche greift noch in kein 
individuelles Recht hinein, ſie kann als ſolche, das iſt als Ganzes, 
daher auch niemals Gegenſtand der Klage werden. Ihre Har—⸗ 
monie mit dem geleglihen Recht iſt in diefem Einn vielmehr herzu- 
ftelen nad) den Grundſätzen, melde mir in der Minifterverantmwort: 
lichkeit dargeltellt haben. Das Klagreht kann feinem Mefen nad) erft 
da entitehen, wo ein gefetliches Hecht eines Einzelnen verletzt wird. 
Die nun aber geichieht exit durch die Verfügung der Vehörde. Es 
gibt daher fein Klagreht gegen die Verordnung, denn 
gegen diefe gilt nur das Anklagerecht der Minifterverantiwortlichkeit. 
Eondern jedes Klagrecht tritt erft da ein, mo der Einzelne fein geſetz⸗ 
liches Recht durch die Verfügung verlegt glaubt; oder, es gibt nur 
ein Klagredt gegen die Berfügung. Allerdings wird dieſe 
Klage dur die Natur des Beklagten in ihrer ganzen Geſtalt von der 
bürgerlihen Klage etwas verichieden, und das auf eine foldhe Klage 
entftebende Verfahren niemals ganz mit dem ber bürgerlichen Klage 
identifch fein fönnen. Wir nennen fie daher auch am beten mit einem 
eigenen Namen; es iſt die abminiftrative Klage, und das Recht des 
Einzelnen, fie anzuftellen, ift das adminiftrative Klagredt. 

Dieß adminiftrative Klagrecht tritt nun nicht in den Fällen ein, 
wo der Staat ald einzelne bürgerliche Perfönlichkeit mit einer andern 
bürgerlichen Perfönlichkeit einen Rechtsakt abjchließt, oder wie wir fagen, 
wo er als Fiscus auftritt. Hier ift vielmehr für ihn und feine Hand: 
lungen das gewöhnliche bürgerliche Verfahren das gültige. Ein abmis 
niftratives Klagrecht entitehbt nur da, wo das Recht des Einzelnen 
gegenüber einer Verfügung, aljo einem Alte der Regierungsgemwalt, 
zweifelhaft erfcheint. Und darum hat das abminiftrative Klagrecht auch 
eine wefentlih andere Funktion, und muß von einem allgemeinen 
Etandpunft aufgefaßt werden. 

Das allgemeine Princip dieſes abminiftrativen Klagrechts bedarf 
nun wohl nur einer furzen Andeutung; doc ift diefelbe wichtig, um 
ſchon hier den enticheivenden Unterfchieb zwifchen Verordnung und Ver: 
fügung als Baſis deflelben feitzubalten. 

Es ift die Aufgabe aller Verwaltung gegenüber ter Geſetzgebung, 
die Verhältniffe des wirklichen Lebens in der Vollziehung der Geſetze 
anzuerfennen und zur Geltung zu bringen. Zu diefem gehören auch 
die geſetzlichen Rechte der Einzelnen. Dieſe find oft zwar fehr Har, 
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oft aber auch nit. Es ift daher ſchwer, eine Collifion zu vermeiden; 
aber es ift immer ein Unglüd, wenn in einer ſolchen Eollifion das 
Recht des Einzelnen leidet. Denn in der That leidet dabei nicht etiva 
bloß das Wohl und das Recht des Einzelnen, fondern es ift das in 
diefem Recht lebendige Gejeh, das der Verordnung unterworfen und 
von ihr aufgehoben wird. Hätte daher die Verfügung die Macht, das 
Gefeg im Einzelnen zu ändern, fo würde ſich nicht bloß die vollzies 
bende Gewalt, ſondern fogar die einzelne Behörde in diefem Falle felbit 
als Gefeßgebung feten, und das ift das Weſen des tiefen Wider: 
ſpruchs, den wir fühlen, wenn das Recht des Einzelnen der verord⸗ 
nenden Gewalt preisgegeben wird, felbft da, mo Abficht und felbit 
Erfolg der Thätigkeit der letzteren die günftigften find. Denn in 
einem ſolchen alle fehrt eben der faum überwundene Standpunkt ver 
Identität von Geſetz und Verordnung in der Verfügungsgemwalt zurüd 
und die Wahrheit der Verfaſſung verliert ihren feften Boden, indem 
fie in jedem concreten Streit zwiſchen beiden Potenzen zur Niederlage 
des gejeglichen Rechtd gegenüber dem Verwaltungsredhte führt. In der 
Heiligkeit des Privatrecht3 audy gegenüber der Verfügung it daher im 
Grunde die Herrichaft des Geſetzes über das Staatsleben, und damit 
das Princip der organiſchen Freiheit gefichert. 

Diefe Eicherung aber kann nun die Etaatögewalt fih nicht durch 
ein Gefeß geben, und zivar darum nicht, weil jeder Einzelne nicht ge: 
zwungen werden kann, fein durd) eine Verfügung etwa verletztes ge: 
jegliches Nicht aufrecht zu halten. Es kann daher immer nur ber 
Einzelne jelbft die Verfügung angreifen, und fie dadurch auf allen 
den Punkten, in denen die verordnende und bollziehende Gewalt mit 
dem geſetzlichen Einzelreht in Gegenſatz kommt, nöthigen, dieß geſetz⸗ 
liche Recht als unantaftbare Grundlage ihrer Thätigkeit anzuerkennen. 
Das Mittel dazu ift Das adminiftrative Klagredt; und die Funktion 
deifelben können wir mithin fo beftimnen, daß es die Aufgabe hat, die 
Harmonie der Verordnung mit dem im Rechte des Einzelnen 
ericheinenden Geſetze berzuftelen und zu fichern. 

Es folgt daraus, daß das adminiftrative Klagrecht ein wesent 
liches Net im Organismus des Staats if. Es ift die Grundlage 
einer ganzen Eeite des Lebens derfelben, und eind der großen Princı: 
pien, auf welchen die Wohlfahrt und Freiheit der Etaaten beruben. 
Um fo wichtiger iſt die möglichſt ſcharfe Beſtimmung feiner Elemente 
und Bedingungen. | 

Zuerſt num ift es unzweifelhaft, daß ein ſolches abminiftratives 
Klagredht die Eare und anerfannte Scheidung von Geſetz und 
Verordnung zur Vorausfeßung hat. So lange nämlich beide noch 
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nichts anderes find als Willensformen derjelben öffentlidhen Gewalt, 
jo ift zwiſchen beiden fein rechtlicher Streit möglidh, da am Ende ftets 
die neuelte Beltimmung die ältere aufhebt. Es gibt daher fein admini- 
ftrativeg Klagrecht überhaupt, jo lange der Grundfag nicht feititeht, 
daß ein Geſetz nur derjenige öffentliche Wille ift, der unter Mitwirkung 
der Volfövertretung zu Stande fommt. Der, es gibt fein abmint: 
jtratives Rlagredt ohne Verfaffung. Ja, es wäre ein ganz unlös— 
barer Widerſpruch, wenn man daflelbe ohne eine Verfaſſung für ge: 
wiſſe Verordnungen der vollziehenden Gewalt einräumen wollte; denn 
da diefelben ebenfo gut Geſetze find, wie alle andern Akte, fo folgt, daß 
man dabei dem Gerichte eine über ein Geſetz enticheivende Gewalt bei: 
legen würde. Wo dieß daher gefchieht, liegt gewöhnlich etwas anderes 
zum Grunde, nämlich die Vorftellung, daß nicht die Verordnung, fon: 
dern die Hantlung der vollgiehenden Behörde Gegenftand der gericht: 
lihen Berfolgung fein ſolle. Indeß bleibt auch dieß ein Widerſpruch. 
Denn entiveder handelt die Behörde im Namen der Verordnung, und 
dann kann conjequent fein Unrecht gefchehen; oder fie thut es nicht, 
und dann entjteht fein abminiftratives Klagrecht, ſondern es tritt ein 
fach die perfönliche Haftung des Beamteten ein. Ohne verfafjungs 
mäßige Scheidung von Gefeß und Verorbnung fann daher jenes Klag: 
recht — das Klagrecht der Verlegung des erjten durch die zweite — 
überhaupt nicht entjtehen. 

Zweitens aber hat die Lehre von den Verordnungen gezeint, 
daß die Verordnungen grundläglih Geſetzeskraft haben, ſoweit fie 
nicht mit Gefegen in Wivderfpruch ftehen. So weit alfo dieß nicht der 
Fall tt, ftehen fie mit ven Geſetzen auf gleiher Etufe; und es iſt da» 
ber flar, daß die Verordnung eben fo gut Gegenitand ter Rechts— 
verlegung durch eine Verfügung werden kann, wie das Geſetz, mo die 
erftere das Necht des leßteren bat. Es folgt ferner, daß in vielem 
Falle die Behandlung der der Klage zum Grunde liegenden Berorb: 
nung genau diefelbe fein muß, mie bei dem Gefeße, ta es fich dabei 
um ein, vermöge derfelben geſetztes Necht, und nicht um allgemeine 
oder individuelle Sntereffen hanvelt, bei denen dann ftatt des Klag: 
rechts das Beſchwerderecht eintritt. 

Die dritte große Vorausfegung des adminiſtrativen Klagrechts 
befteht nun darin, daß nicht bloß die Verfügung im Allgemeinen er: 
laffen fei, Sondern daß aud) der Einzelne, ſei e8 durch den Inhalt 
einer ſolchen amtliden Anordnung, oder durch die wirklichen Zwangs⸗ 
maßregeln, zum Gehorfam gegen tiefelbe wirflidy genöthigt werde. 
Das erfte Mittel gegen folde Verfügungen ift nun ter paljive Wider: 
ftand. Allein der paflive Widerftand bleibt dennoch ein Gehorſam, 
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wenn auch gegen den Willen des Betreffenden. Erft da, wo die Maß—⸗ 
regel der Behörde in die Rechtsfrage des Einzelnen wirklich eingreift, 
beginnt das abminiftrative Klagredht. 

Die Momente dieſes Klagrechts find nun folgende: 

1) Das Klagfundament. Die Klarheit über das Klagfundas 
ment ijt nun, al® Grundlage des ganzen adminiſtrativen Klagrechts, 
von entjcheidender Bedeutung. 

Erſtes Princip ift, daß die Begründung der Klage fidh nie auf 
Sintereflen und Zweckmäßigkeit, fondern auf ein, durch ein Geſetz oder 
eine ihm gleichitehende Verorpnung gegebenes Recht berufe, das dur 
die Verfügung verlegt if. Und zwar kann diefe Verlegung nur da 
ftattfinden, wo der inhalt der Verfügung mit dem Inhalt des Ge: 
feßes oder der Verordnung in Widerfpruch ftehbt. Das zweite Princip 
entjteht da, mo die Verfügung auf einer Verordnung beruht, die ihrer: 
ſeits mit einem Geſetze in Widerſpruch fteht. Hier tritt ein durchaus 
anderes Verhältniß ein; da nämlich eine ſolche Verordnung das geſetz⸗ 
liche Recht nicht ändern Tann, fo bildet fie auch feinen Rechtstitel für 
die aus ihr hervorgegangene Verfügung. Die Klage hat daber in diefem 
Falle die Verordnung gar nicht in die Verhandlung bineinzuziehben, mag 
die Verfügung fich auf diefelbe beziehen oder nicht, da die erftere von 
der Klage ale nicht zu Recht beftehend betrachtet werden und ber 
Bertheidigung überlaffen Tann, fih darauf zu berufen. Die Klage 
muß daher auf dem Widerſpruche der durch die Thätigfeit des be, 
Hagten Organes vollzogenen Verordnung, das ift eben ber beftimm: 
ten behördlihen Verfügung (Befehl, Anordnung, Zwang), mit 
einem bejtimmt anzuführenden Geſetze, oder der ihm gleichftehenden 
Berordnung beruhen. Wo ein folder Widerſpruch nicht ald Grund: 
lage der Klage aufgeitellt und das betreffende Geſetz nicht angeführt 
wird, muß fie angebradhtermaßen abgewiejen werden. Es ift 
nicht richtig, dem Gerichte zuzugeltehen, daß es ſelbſt ſuche, ob die 
Verfügung vielleicht mit einem andern Gelege in Widerſpruch ftebe, 
und zivar tft diefer Sat darum feitzubalten, weil das Geſetz, welches 
der Kläger anführt, jeinen Titel bildet und daher den Charakter des 
allgemeinen Rechts verliert. Es ift nie Sache des Gerichts, einen 
Titel für den Kläger zu fuchen; auf diefem Punfte muß im Namen 
einer guten Vollziehung dieß ftrenge interpretirt werben. 

2) Das PBetitum der Klage kann nicht auf tie Anerkennung ober 
Nichtanerfennung der Gültigkeit derjenigen Verordnung geben, 
auf tvelche fi) die Verfügung bezieht, fondern eben nur auf Inhalt 
und Folge der Verfügung ſelbſt, welche Gegenjtand der Klage ift. Die 
Verordnung erfcheint dem Gerichte alg eine Thatfache, die es über: 


baupt nur fo weit zu unterjuden bat, als ihre Vollziehung mit einem 
Geſetze in Widerſpruch ftebt, und diefer Widerſpruch nicht bloß in ber 
Abficht liegt — was bei einer Verordnung ohne Bollziehung ja der 
Fall ift — fondern zur wirklichen, das Recht des Einzelnen verfolgenden 
Erfheinung fommt. Der Miderfpruc der Verordnung mit dem Geſetze 
ift daher nie Gegenftand oder Inhalt des Petitums, fondern nur die 
rechtliche Begründung deflelben. Das Petitum muß vielmehr auf 
die Handlung der Vollziehung felbft, beziehungsweiſe ihre privatrechtlichen 
Folgen geben, und kann eben darum aud nur die Nichtigkeit der voll» 
zogenen Handlung oder die Yorderung auf einen Schadenserſat 
aus derſelben enthalten. 

3) Dieſe große Wichtigkeit der Folgen des adminiſtrativen Proceſſes 
macht es nun faſt nothwendig, daß die Geſetzgebung fordere, es ſolle 
dem Beginnen des Proceſſes ſtets eine Oppoſition von Seiten des 
Klägers an die vollziehende Behörde voraufgehen, und zwar mit 
Angabe der Berufung auf das der Verordnung widerſprechende Geſetz, 
und daß die Klage erft dann eingereicht werben dürfe, wenn bieler 
. Oppofition feine Folge gegeben wird. Der Sicherheit halber könnte 
man dabei einen Termin beftimmen, in dem die Erflärung der Behörde 
erfolgen fol. Dieß aus tem frangöfifchen Rechte entnommene Princip 
bat außerdem ven großen Vorzug, daß die untere Behörde die eigent- 
lich verorbnende jedesmal von einer ſolchen DOppofition verjtändigen und 
die Maßnahmen bderfelben erwarten fann. Darnach läßt fi auch ein 
ziwedmäßiger Termin beftimmen. Nur müßte dabei feitgehalten werben, 
was das franzöfiihe Recht nicht unterfcheidet, daß eine Oppofition bei 
Verordnungen und Vollziehungen, die feine dauernde, fondern nur 
eine einmalige Leiftung oder Ueberlafjung des Einzelnen oder einen ſehr 
geringen Werth haben, mit der Klage zufammenfallen Tann. Man 
würde durch das erftere erzielen, Daß eine motivirte Erflärung der ver 
ordnenden Stelle ſchon an und für fich den Proceß wohl in den meiften 
Fällen befeitigen würde. 

4) Iſt nun auf diefe Weife (nach gefchehener Dppofition) die fürm- 
lihe Klage angebracht, fo entiteht zuerft die Frage nach der rechtlichen 
Folge diefer Anbringung oder der Litispenden;. 

Die Natur der Verwaltung fordert nun, daß die Litispendenz 
im abdminiftrativen Proceß eine andere Natur babe, als im bürgerlichen. 
Cie kann dort nicht das Recht haben, den Einzelnen von der Leiftung 
— dem Gehorfam gegen die verordnende Gewalt — zu befreien, bis 
das Gericht feine Entfcheidung geiprohen bat. Im Gegentheil muß 
bie Leiftung ohne Rückſicht auf die Anhängigkeit der Klage in Gemäß: 
heit der Verordnung vollzogen erden. Eben fo wenig fann eine 
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Leiftung, die verorbnungsmäßig eine dauernde ift, vermöge der Anhängig- 
feit unterbrochen werden, denn fie muß ftet3 als ein Ganzes betrachtet 
werden. Der Einzelne kann ſich nur feine Anſprüche wahren, aber fie 
durdy Widerftand vertheidigen fann er nicht, jo wenig wie dad Gericht 
ihm gegen eine Gewalt helfen Tann, über deren Gejegmäßigleit eben 
noch der Etreit anbängig ilt. 

Es folgt daraus, daß eine Beſitzſtörungsklage gegen die Vollziehung 
einer Verordnung überhaupt nicht zuläflig ilt, wogegen anderſeits der 
Gehorfam, der der Klage vorausgeht, gleichfalls nicht ala Aufgeben des 
Beſitzes im bürgerlichen Rechte zu betrachten ift und die proceflualen 
Folgen defjelben nicht eintriten können. Es muß vielmehr ber Befit 
als folder dur den Gehorfam ald gar nicht unterbrochen angefehen 
werden, da die Grundlage des Befitesrechts in feiner Unterſcheidung 
vom Eigentbum auf dem Wejen der ‚Einzelperfönlicyleit beruht, die 
abminiftrative Klage dagegen nicht mit dem Einzelnen, fondern mit 
der Regierungsgewalt zu thun bat. 

Wo dagegen in Folge der Ausübung einer Verordnung das Eigen: 
tbum übergeht, während die Verordnung einem Geſetze pofitiv wider: 
Ipriht, da muß das Betitum nicht auf Herjtelung des Eigenthums, 
fondern auf Echadenerfaß gehen, mährend dag erworbene Eigentbum 
dem dritten Erwerber bleibt. Und zwar darum, weil geſetzlich das 
Eigenthum dem Dritten durch die Beobachtung der Formen der Weber: 
tragung gewonnen wird, wenn auch der Grund der Lebertragung — 
die Verordnung — mit dem Geſetze im Widerfpruche ftände. 

5) Was nun das eigentlihe Verfahren betrifft, fo hängt das 
Urtheil über dafjelbe allerdings auf das Engſte mit der Frage nach der 
Competenz, bez. nach dem Verwaltungsgerichtshof, zufammen. Da wir 
nun der entjchierenen Ueberzeugung find, daß weder ein Zweckmäßig— 
feitögrund, noch irgend ein denkbares NedytSmotiv vorliegt, dem orbent: 
lichen Gericht die Entſcheidung über diefe Fragen jo gut wie die über 
jede andere Anwendung beftehender Geſetze zu entziehen, fo müflen wir 
folgevecht fordern, daß auch das ganze Verfahren im abminiftrativen 
Klagrecht einzig und allein das ordentliche Berfahren vor dem 
bürgerlichen Gerichte ſein muß. In der That ift auch gar Fein 
Grund denkbar, weßhalb bier eine Mopdification eintreten follte; mie 
ift e8 möglich, daß man feinen Zweifel hegt, den Beamteten unter 
das allgemeine Verfahren zu ftellen, wo es fich felbjt um frin Ver: 
mögen und um fein Leben handelt; da aber, wo die Nechtsgültigfeit 
feiner Berfügung in Frase kommt, ein befonbere® Gericht und Ber: 
fahren zu wollen? Und das gegenüber England und Franfreih, von 
denen das erftere ganz, das ziveite wenigſtens zum Theil jenes einfache 
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Prineip anerkennt? Der einzige Grund für ein Ausnahmsverfahren 
liegt bier in dem Mißverftändnig über das Weſen des Urtheild in 
feiner Beziehung zum Gefete, und in der gänzlich verlehrten Meinung, 
als habe das Gericht über die Gültigleit des Geſetzes oder der 
Berordnung Recht zu ſprechen. Wir werten diefe Meinung, die am 
meiſten zur Unficherheit auf diefem ganzen Gebiete beigetragen bat, 
unten gründlicher unterfuchen. Hier erledigen wir vor der Hand die 
Sache dur Hinweiſung auf das, mas das Urtheil im abminiftrativen 
Klagrecht enthalten fol. 

6) Das Urtheil des Gerichts bat nun verfchievene Geſichts⸗ 
punfte, die fpeciell hervorgehoben werden müflen. 

Die erfte Frage bezieht fih auf das Verhältniß tes Urtheild zum 
Net der Verordnung in ihrem Berhältniß zum Geſetz. Und bier ift 
die oben dargeftellte Unterfcheivung der Arten der Verordnung allerdings 
entſcheidend. | 

Der erfte Fall ift nämlich der, wo die Vertheidigung der ver: 
Hagten Behörde dahin geht, daß fie in Gemäßheit einer beitimmten 
Vollzugsverordnung gehandelt habe. Das Gericht, indem es über 
die Nechtsgültigfeit der einzelnen Berwaltungsmaßregel enticheidet, muß 
daher die beflagte Verfügung auf ihren Rechtsgrund, die Vollzugs: 
verordnung, zurüdführen, und die Natur der leßteren fortert, daß die 
Uebereinftimmung der Verfügung mit der Vollzügsverordnung ald Grund: 
lage des Rechtes zum Erlaß der Verfügung ſelbſt angelehen 
werde. Die VBollzugsverordnung ift hier ein Theil des Geſetzes, deſſen 
Vollziehung fie herbeiführt. Sit fie das, fo kann fein Zweifel fein, 
daß das Gericht eben jo gut über das Verhältniß der Verfügung zur 
Vollzugsverordnung, als zu dem Geſitze felbft, zu entſcheiden berechtigt 
und berufen iſt; allerdings aber nur fo meit, als es ſich dabei um dag 
in Frage gejtelte Recht und nicht um die Intereſſen ver Bethet: 
ligten handelt. Ob dabei die Verfügung der Behörde eine zweckmäßige 
und dem alluemeinen Geifte der Vollzugsverorpnung entſprechende ift 
oder nicht, ift eine Frage, melde das Geridyt gar nichts angeht. Die 
Tragen, melde das Gericht zu beantworten hat, find vielmehr die: 
erftlich, ob die Verfügung mit der Vollzugsverordnung in Widerſpruch 
fteht, und zweitens, ob fie mit einem dritten, durch das zu voll 
zichende Geſetz nicht aufgehobenen gejeßlihen Rechte in Collifion ge 
räth. Das Urtbeil ſelbſt hat es mit der Rechtsgültigkeit der Vollzugs⸗ 
verordnung an ſich daher gar nicht zu thun, wohl aber ericheint dies 
jelbe als Entſcheidungsgrund in den Motiven des Urtheild; und 
von diefem Standpunkte muß auch das Yolgende ausgehen. 

Der zweite Fall ift der, wo es fih um eine eigentliche Ber 


ordnung handelt, welche den Mangel des geiehlichen Rechts ausfüllen 
fol. Da es Fein Zweifel ift, daß die Regierung das Hecht auf ſolche 
Verordnungen bat, fo weit fie nicht beftebende Geſetze angreifen, 
fo bildet hier die Conformität der Verfügung mit einer ſolchen eigents 
lihen Berorbnung das Recht der letzteren. Tas Urtheil wird baber 
auf Grundlage des Inhaltes der Verordnung gefällt werben, gerade 
als ob die Verordnung ein Geſetz wäre. 

Der dritte Fall ift derjenige, der die eigentliche Schwierigkeit bietet, 
der Hal der Nothverordnung. Pie Frage ift bier die, ob das 
Gericht die Verpflichtung habe, bei einer Nothverorbnung über die auf 
Grundlage derjelben erlaflenen Verfügungen nad dem Gelee oder der 
dafielbe julpendirenden Nothverorbnung zu enticheiven. Da nun aber 
die Verantwortlichfeit der Minifter bei der Nothverorbnung ſchon orga⸗ 
nifirt und mit derjelben die Haftung für die aus der Nothverordnung 
entitehbenden Verlegungen verbunden iſt, jo muß man auch bier den 
Grundſatz anerkennen, daß das Geridyt den Inhalt der Nothverorbnung 
feinem Urtbeil zum Grunde legen, aber die Nichtanerlennung des Ge 
feed gegenüber der legteren in feinen Entfheidungsgründen auf 
das Vorhandenſein des Nothrechtes in der Weiſe motiviren muß, daß 
die Anfechtbarkeit des Urtheils von dem Urtbeile oder Beſchluſſe 
über die Nothverordbnung felbit bei der Volfövertretung oder dem 
Staatögerichtöhofe abhängig gemacht wird. 

Das find die Fälle, in welchem die Verordnung zur rechtlichen 
Grundlage des Urtheild über die Verfügung gemacht werden Tann. 
Steht nun aber die Verfügung jelbjtändig in Widerſpruch mit dem 
Geſetze, jo enticheidet dag Gericht nach dem Geſetze. Und bier gilt 
der ſpäter zu motivirende Grundfaß, daß das Geriht niemals über 
die Gültigkeit des Geſetzes oder aber der Verordnung als foldhe zu 
enticheiden und dieſe Enticheidung in das Urtheil aufzunehmen, fondern 
feine Anfiht nur als Entſcheidungsgrund für das einzelne, be 
ftimmte, für das vorliegende Betitum berechnete Urtheil aufzuftellen bat. 

7) Auch die Folgen des gefällten Urtheils haben im adminiftra- 
tiven Klagrecht ihre Befonderheiten. 

Wenn unter den obigen Vorausfegungen nun ein Urtbeil gefällt 
ilt, daß in Erwägung, daß die beflagte Verfügung mit einer angezo: 
genen Berordnung oder mit dem gleichfall8 angezogenen Gejege in 
Widerſpruch ftehe, die Handlung der Behörde, melde in Vollziehung 
der angezogenen Verordnung geicheben, als eine zu Recht nicht beſtehende 
‚erlannt werde, jo folgt daraus, daß das Urtbeil, eben weil es nur 
auf die beitimmte einzelne Handlung lautet, au für Dritte fein 

X“ macht. Daſſelbe greift daher das Recht der vollziehenden 
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Behörde, gegen Dritte die ſelbe Handlung zu vollziehen und Gehorfam 
von ihr zu fordern, nicht an, um jo weniger, als ja über ven Rechts⸗ 
grund ihrer Yorderungen, die Verordnung ſelbſt, überhaupt fein Urtheil 
gefällt ift und gefällt werden Eonnte; denn diefe erfcheint ja nur in den 
Erwägungen ald Enticheivungsgrund. 

Eben fo wenig fann man ein consortium litis bei dem admini⸗ 
jtrativen Klagrecht einräumen, da jeder Einzelne als ſolcher Gegenitand 
der Nechtsverlegung if. Daß übrigens eine juriftifche Perlönlichkeit 
gerade jo gut ald Kläger auftreten Tann, als der Einzelne, verfteht ſich 
von felbft; wo aber feine vollziebende Handlung gegen eine juriftiiche 
Perfönlichkeit geht, Tann den einzelnen Mitgliedern weder ein Klagrecht 
zugeftanden, noch ein bejonveres Urtheil für fie gefällt werben. 

8) Schwieriger ift die Frage, ob der Kläger, der ein günftiges 
Urtheil über die Ungeleglichkeit der Verordnung und mithin gegen die 
aus derjelben fließende Vollzugsverordnung erzielt hat, verpflichtet iſt, 
zum zweiten Male derjelben Verordnung Gehorſam zu leiften. Wir 
müſſen diefe Frage entfchieven bejaben. Denn das Urtheil hat ja übers 
baupt nicht die Gültigkeit der Verordnung zum Inhalt; bleibt fie daber 
gültig, fp muß die Behörde fie auch zum zweitenmal vollziehen, und 
die Pflicht des Gehorfams ift damit Mar, wobei natürlich der paffive 
Widerſtand nicht ausgeſchloſſen iſt. 

9) Der letzte und ernſteſte Fall iſt endlich der, wo die Ausführung 
einer, einem Geſetze entgegenſtehenden Verordnung einen dauernden 
Zuſtand herbeiführt, gegen den das öffentliche Klagrecht gebraucht wird, 
und wo daher das Petitum nicht mehr bloß auf Erſatz eines Schadens, 
ſondern auf die Aufhebung dieſes Zuſtandes, beziehungsweiſe auf die 
Einſtellung der zwar verordnungsmäßigen, aber geſetzwidrigen Voll⸗ 
ziehung leiten muß. Hier muß das Gericht mit einem, auf gerichtliches 
Verbot dieſer adminiſtrativen Thätigkeit gerichteten Urtheil einſchreiten. 
Gibt nun ein ſolches Urtheil dem Einzelnen das Recht des Wider⸗ 
ſtandes gegen die, vom Gericht als geſetzwidrig erkannte dauernde Voll⸗ 
ziehung, oder, iſt die Pflicht zum Gehorſam in dieſem Falle durch das 
Urtheil aufgehoben? 

Wir müſſen das entſchieden verneinen. Ein Widerſtand des 
Einzelnen gegen die vollziehende Gewalt wäre eben nichts anderes, als 
eine eigenmächtige Execution von Seiten des ſiegreichen Klägers gegen 
den Verurtheilten, die niemals berechtigt iſt; denn die Execution kann 
nur das Gericht führen. Vermag daſſelbe dieſe Execution nicht durch⸗ 
zuführen, ſo iſt das allerdings ein Bruch des Rechts; das gibt aber 
noch dem Einzelnen nicht die Berechtigung, einen zweiten Rechtsbruch 
dem erſten hinzuzufügen. Hat derſelbe das Recht nicht einmal bei der 
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querela denegatae justitiae, jo bat er e3 getwiß noch weniger bier. 
Ihm bleibt nichts übrig, ala eine Klage zu führen, und es ift dann 
Sache der Gewalten, welche die Verantwortlichleit verwirklichen, das 
Necht gegen die Verwaltung zu fchügen. Vermögen diefe es auch nicht, 
fo ift das eben ein Öffentliches Unglüd, das aber dadurch nicht befier 
wird, wenn das Individuum ein zweites hinzufügt, indem es fich durch 
Weigerung des Gehorſams felbjt Hecht verſchafft. Die Entwidlung der 
Gruntfäße des Öffentlichen Rechts jegt ja eben einen Rechtözuftand 
voraus; der Orundfag der Verweigerung des Gehorſams durch den 
Einzelnen würde ihn auch hier vernichten. Nicht in ihm, fondern im 
organiihen Zuſammenwirken der Gewalten muß bier daher Abhülfe 
gefucht werben. 

Dieß find nun die Grundfäße für das öffentliche Klagrecht. Andere 
Negeln treten für das Beſchwerderecht ein. 


Für die reiche Literatur und die fo höchſt verichiedene Gefeßgebung, fo 
wie für die gründliche Verwirrung in den Ausdrüden und ihre Erllärung ver 
weifen wir auf die Darftellung der einzelnen Länder, da ed nur zu Unklar- 
beiten führt, hier Verjchiedenes neben einander zu ftellen, ohne den Zuſammen⸗ 
bang zu erflären. Doc dürfen wir ſchon hier ausprüdlid bemerken, daß die 
vorliegende Srundauffaffung von der in der erften Auflage in fo fern wefent- 
lich verfchieden ift, als wir ung nicht verhehlen fünnen, daß auch die Verord- 
nungen neben den Gelegen ein Recht bilven, und daher das Klagrecht fi) auch 
neben dem Gefege auf die Verordnung ftügen kann und fell. 


3) Das Befhwerdereht und das Geſuchsrecht. 


Ein von dem adminiftrativen Klagrecht ganz weſentlich verichiebenes 
Gebiet betreten wir nun mıt dem Begriff und Inhalt der Beichwerde. 
Eine Darftellung des Weſens und Nechts der Beſchwerde ift uns außers 
balb der bürgerlichen Rechtspflege nicht befannt. Wir müflen daher auf 
die Sache genauer eingehen. 

Während nämlid die Klage dadurch, und nur dadurch entfteht, 
daß ein Willensaft der volljiehenden Gewalt mit einem pofitiven Ge: 
jege in Widerſpruch tritt und in feiner Vollziehung das Recht des Ein- 
zelnen, welches von diefem Geſetze geſchützt tft, verlegt, Tann ein zweites 
Berhältniß innerhalb der Volziehung auftreten, - welches gleichfalls 
zu einem Widerfprucd in der wirklichen Verwaltung führt. 

An fih ift der Wille der vollziehenden Gewalt ein in fidh einheit- 
licher, mie der Staatswille überhaupt. So gut aber in dem legteren, 
bermöge der Selbjtändigfeit des vollziehenden Willens, ein Gegenſatz 
zwiſchen Gele und Berordnung entitehen und zum Klagrecht führen 
fann, fo aut ericheint auch der Wille der erfteren in der Wirklichkeit als 


383 


ein vielfadher, indem die einzelnen Organe ihn in fich reproduciren und 
ihren felbftändigen Willen als den der vollziehenden Gewalt ſetzen 
müflen. Sn diefer unabweisbaren Eelbftänvigkeit diefer unendlich) vers 
Schievenen individuellen Formen des allgemeinen Willens der vollziehen: 
den Gewalt lient nun die beftändige Möglidyfeit einer Differenz zwiſchen 
dem, mas die Regierung in ihrer Verordnung will, und dem, was die 
Behörde in ihrer Verfügung wirklich thut. Diefe Differenz iit ein 
Widerſpruch. Die NRegierungsgewalt hat das Recht und die Pflicht, 
diefen Widerfpruch zu befeitigen. Eo lange derſelbe aber nur inners 
halb des Organismus diefer Gewalt erfcheint, gehört er dem Leben und 
‚dem inneren Rechte deſſelben, das wir als dad Staatödienerrecht und 
das Recht der Oberaufſicht beim Eelbftvermaltungs: und Vereins⸗ 
weſen unten betrachten werden. Wenn aber der Wille der Negierung 
als Vollziehung einzelner Handlungen gegen Einzelne erjcheint, wirb 
es Sache des Einzelnen, ſich gegen diele Differenz zu ſchützen und bie 
jenigen Schritte zu thun, welche die Harmonie des befonderen Willens 
der Verordnungsgewalt in ihrer Beziehung zum Einzelnen oder der 
Verfügung mit dem allgemeinen Willen verjelben, oter der Vers 
ordnung in Beziehung zum Ganzen herftellen. Die Geſammtheit 
diefer Akte bat nun zwei Grundformen. Die erfte derfelben bezieht 
fid) auf das Verhältniß bereit3 erlaffener Verfügungen zum Geifte 
und Inhalte der Verordnungen und Gefebe; die zweite auf die fünftig 
drohenden Mapregeln der Behörden. Beide haben das gemein, daß 
durch fie feine Rechte geltend gemacht werden können, weil die Voraus: 
jegung tft, daß feine Nechte verlegt find; beide ftellen ſich dagegen auf 
den richtigen Standpunft, daß es die Aufgabe der Regierung fei, die 
Thätigfeit ihrer Organe fo einzurichten, daß biefelbe, jo weit das poſi⸗ 
tive Recht nicht hindert, die Intereſſen aller Etaatsangehörigen fürs 
dere, oder mindeſtens nicht mehr, als unabweisbar nothwendig ift, 
bemme. Die erjte aber beflagt ſich über das, was gegen dieß Princip 
gefcheben ift, die zweite bittet um fünftige Maßregeln im Einne des, 
jelben. Die erfte nennen wir daher die Beſchwerde, die zweite das 
Geſuch. 

Beſchwerde und Geſuch gehören nun dem Syſtem der Verantwort⸗ 
lichkeit der Behörden eben ſo gut, als die Klage, nur in einem andern 
Sinne. Sie haben die Aufgabe, die Verfügung und den Zwang nicht 
mehr mit dem formellen Rechte, ſondern mit dem Geiſt der Geſetze 
und Verordnungen in Harmonie zu bringen. Sie vertreten daher das 
Intereſſe der Einzelnen in der Verwaltung des Behördenſyſtems, 
und zwar indem fie ſich nicht an das Gericht, ſondern an die Verord⸗ 
nungögewalt, und nicht an die pofitiven Nechtöbeftimmungen, jondern 


384 


an die großen Bertvaltungegrunbläße wenden, deren Träger bad Mini 
fterialfgftem iſt. Und intem fie auf viele Zeile eine organiſche Yunk 
tion im Ganzen erfüllen, erſcheinen fie ald ein Recht res Eimelnen. 
Wir treten von einem Beſchwerde⸗ und einem Geſuch srecht, bie 
einer befonderen Darftellung betürfen. Tie Gelammtbeit vieler Alte 
nennen fir die Beſchwerden, und bad Recht, Tiefe Beſchwerden zu 
erbeben, tad Beſchwerderecht. 

Tas Beſchwerderecht ift demnach weſentlich veridhieten vom Klag 
recht, und das Feſthalten dieler Berichievenbeit ift tie Vorausſetung alles 
Maren Verſtändniſſes der einzelnen Punkte, welche den Inhalt dieſes 
Rechts bilden. 

Da nämlich die adminiſtrative Klage ſiets auf einem angenom 
menen Widerfpruche zwiſchen Verordnung unt Geſetz, tie Beſchwerde 
dagegen auf einem Wideripruche einer einzelnen Verordnung gegen hie 
allgemeine, oder einer Verfügung gegen eine Perortnung, oder eine 
vollziehenden einzelnen Handlung gegen Verfügungen oder Berorbnungen 
beruht, jo ergibt fi, daß die ganze rechtliche Grundlage beider Pros 
ceffe eine durchaus andere iſt, und daher eine Verſchmelzung von Klag 
und Beichwervereht als volllommen unzuläflig und verwirrend aner 
fannt werden muß. Die rechtlibe Natur der Beichwerde ift aber 
folgende. 

Diefelbe beruht ihrem Weſen nad darauf, daß bie vollziebende 
Gewalt, um ihre große ‚Funktion zu erfüllen, das unbezweifelte Recht 
haben muß, je nad Einfiht und Ermefjen öffentliher Bedürfniſſe ihre 
Verordnungen mit durchaus freier Entichließung aufzubeben und zu än⸗ 
dern. Es ift kein Ziweifel, daß ber gefeßgebenden Gewalt daſſelbe Recht 
in Beziehung auf das gelegliche Recht zufteht; es kann und foll aber 
auch fein Zweifel fein, daß der vollziehenden Gewalt für ihre Verord⸗ 
nungen, Verfügungen und einzelnen Aktionen genau daſſelbe Recht zu 
gefprodhen werden muß. Und zwar ift diefe Forderung nicht etwa bie 
Heiligung der Willkür. Sie ift vielmehr ein organiihes und darum 
unbedingt nothwendiges Princip des Etaatslebend. Tenn die Voll 
ziehung fol das Gefeg nicht etwa in abstracto verwirklichen, fondern 
fie ſoll es in den unendlichen Wechſel und die Vielgeſtaltigkeit des Ler 
bens einführen. Sie fol nicht ftarr die Lebendigkeit diefer äußeren 
Welt brechen, fondern dad Princip des Geſetzes mit den gegebenen 
Thatſachen und Lebensverhältniffen zur Harmonie bringen. Sie muß 
daher fähig fein, mie dieſes Leben felbit, das niemals ſtill ftcht und 
fich nirgends vollfommen glei ift, in unendlich vielen und verfchiebenen 
Geftalten aufzutreten, zu wechſeln und zu mobdificiren, wo fie es für 

J“ hält, und dadurch die Grundlage allen Erfolges, die innere 
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Gleichartigfeit der handelnden Kraft mit der äußeren lebendigen Welt 
ihrer Objekte hervorzubringen. Jene Rechte der vollziehenden Gewalt 
find daher durch das Weſen des Stantslebens felbft bebingt; es ift um. 
möglich, Sowohl fie ihr zu nehmen, als fie zu beichränfen; daß bie 
Bollziehung mitten in dieſem Wechſel ben einheitlichen Gedanken ber 
Geſetzgebung feithalte, dafür ſorgt das Princip der Verantwortlich 
teit; fo lange aber kein pofitives Gefeh jener lebendigen Thätigfeit 
entgegentritt, ift die Verordnungsgewalt abfolut frei und felbft 
beftimmt für alles, was als eine Aeußerung ihrer ſelbſt betrachtet 
werden muß. 

Daraus num folgt der oberfte Grundſatz für das ganze Befchiverbes 
recht. Kein ausgeiprochener Wille der Regierung, feine Berorbnung, 
gibt einem Einzelnen ein Recht darauf, daß die Regierung dieſe Ber: 
ordnung ibm gegenüber als dauernden Inhalt ihres Wil: 
lens anerlenne. Wenn daher eine Differenz zwilchen Verordnung, 
Berfügung und Handlung ihrer Organe befteht, jo Tann fie nad) eigenem 
Ermeſſen, gleich der geſetzgebenden Gewalt, die Abweichung der leßteren 
von der erfteren unbedingt zu ihrem eigenen Willen maden, fo weit 
nicht Schon Rechte Einzelner durch die Verordnung begründet find. Eie 
hat daber auch das Recht, die Verfügung der Behörden bis zu dieſer 
Gränze beftändig durch ihre Anoronungen zu modificiren. Der Einzelne 
bat daher das Recht, anzunehmen, daß, wo die Verfügung ohne einen 
für ihn erfennbaren Grund feinen Intereſſen entgegentritt, dieſes nicht 
im Sinne der vollziehenden Gewalt geichebe, und demgemäß das Recht, 
fih über die zwiſchen der Verfügung und dem Geifte der vollziehenden 
Gewalt bejtehende Disharmonie zu beflagen, indem er die legte erſucht, 
die behördliche Thätigkeit ald eine folche anzuerkennen, die, ohne ein 
Recht zu verlegen, die Intereffen der Staatsangehörigen beeinträchtige. 
Und dieß Recht ift das Beſchwerderecht. 

Diefe Beichiwerde Tann daher, ihrem eigenſten Wejen nad, gar 
nicht von einem Gerichte entjchieden werten. Der unauflösbare Wider: 
fpruch, der hier in einer Thätigfeit des Gerichts läge, liegt auf ber 
Hand. Das Geriht müßte dadurch dad Recht befommen, der Boll: 
ziehung das Felthalten an dem, in ihrer Verordnung ausgelprochenen 
Willen zur Pfliht Zu maden und für das Nichtfefthalten — die Abs 
mweihung von demjelben — derſelben die Haftung zuzufchreiben. Es 
leuchtet ein, daß ein folder Sat das innerfte Weſen der Bollziehung 
vernichten und dag ganze lebendige Staatsweſen gerade in dem Punkte 
tödten tvürde, mo es der Wirklichkeit angehört. Nur der entjchiedene 
Mangel an Verſtändniß des Etaatslebens fünnte eine ſolche Vorftellung 
entitehen laſſen. 


Stein, bie Verwaltungslehre. 1. 25 
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Diefes Beſchwerderecht ift nun fo tief in dem Weſen aller Regie 
rung begründet, daß es von den eriten Anfängen ftaatlicher Bilbung 
an vorhanden geweien if. Wir begegnen ihm bei jevem Bolle von 
dem Augenblide an, wo ſich überhaupt eine fjelbfländige Regierung 
bildet. Aber eben darum ift e8 im Beginn der Gefchichte ſtets dadurch 
ein unllares und höchſt unficheres Recht, daß es die drei Momente zu: 
fammenfaßt, die wir jett gejondert behandeln. Es ift im Beginn ber 
felbftändigen Regierung zugleich das Mittel der ftaatlichen Berantivort- 
lichkeit, der eigentlihen Strafanklage und der wirklichen Beſchwerde. 
So wie fih eine felbftändige Rechtspflege, als Zweig der Verwaltung, 
in der Regierung fcheidet, ſcheidet ſich auch das fyftematifche Hecht der 
perfünlichen Haftung des Beamteten von dem Beſchwerderecht; es bleibt 
dann eine Zeitlang eine Miſchung von Berantiwortlichleitö: und Ber 
fchiwerbeverfahren. Aus diefer Epoche ftammen noch einige Reſte in den 
deutfchen Berfaflungen, melde von einem „Rechte der Landtage auf 
Beichwerden gegen die Staatöbehörden bei dem Regenten“ reden. So 
wie aber die Geſetzgebung ſelbſtändig wird, ſcheiden ſich die Elemente. 
Ein „landftändifches Beſchwerderecht“ wird ein Unding; eine Verfaſſung 
wird ohne ein wohlgeordnetes und anerlanntes Syſtem der Minifter 
verantiwortlichfeit undenkbar; es bleibt nur noch die Beſchwerde gegen 
die Behörden. Und diefe umfaßt dann noch eine lage Zeit ein unflares 
Gemisch von Klag: und Bejchiverderecht, weil der Regel nad) das Klag⸗ 
recht den letten, am jchivierigiten zu gewinnenden Schlußftein des ver 
fafjungsmäßigen Regierungsrechts bildet, bi8 man endlich auch diefe — 
für Deutfchland noch zu gewinnende — Unterfcheidung erreicht und nun 
das Beſchwerderecht in feiner fpecififhen Selbftändigfeit daſteht und 
neben ficy noch das Geſuch und das Geſuchsrecht ausbilvet. 

Obwohl nun, wie gejagt, nur wenige und höchſt unfertige Andeu⸗ 
tungen über beide Nechte in Geſetzgebung und Theorie beitehen, jo 
fann man doch folgende Grundjäge als praftifch geltende anjehen. 

1) Jede einzelne Aktion der Vollziehung kann offenbar zu der Ber: 
ordnung, oder vielmehr allgemeiner zum Willen der vollziehenden Ges 
walt in einem doppelten Verhältniß ftehen. Es ift möglih, daß fie 
diefen Willen überhaupt mißverfteht, und daher nicht die wahre Abficht 
der vwollziehenden Gewalt im Allgemeinen ausführt; es iſt aber auch 
möglich, daß fie diefelbe wirklich vollzieht, daß aber viele Vollziehung 
durch beitimmte VBerhältniffe Folgen erzeugt, welche die Regierung ent: 
weder nicht vorausgeſehen hat, oder deren Nachtheil für den Einzelnen 
größer fcheinen, als der Bortheil für das Ganze, oder bie endlich in 
einer, die gegebenen Zuſtände mehr fchonenden Weife anders hätten 
vollzogen werden fünnen. Das erfte ift meiftens dann der Fall, wenn 
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die befondern Verordnungen, Berfügungen ober Handlungen der voll 
ziebenden Drgane mit dem Wortlaute oder auch mit dem Sinn einer 
allgemeinen Verordnung im Widerſpruch ftehen; das ziveite dann, wenn 
zwar ein folcher Wiberfpruch nicht vorhanden, aber das Einzelinterefle 
in der Vollziehung nicht hinreichend berüdfichtigt erfcheint. Im erften 
Fall Liegt die Möglichkeit eines unrichtigen Verfahrens von Seiten 
ber einzelnen Organe, im zweiten die Möglichkeit einer größeren 
Berüdfihtigung der Einzelintereflen von Seiten der verorbnenden 
Gewalt jelbft vor. Den Alt nun, durch den das Verfahren der ein 
zelnen Organe in Harmonie mit dem Willen der verorbnenden Gewalt 
gebracht werben fol, nennen wir die eigentlihe Beſchwerde; ihre 
Borausfegung ift eine angenommene falſche Benügung der vollziehen: 
den Gewalt; der At, der im zweiten Falle eintritt, ift ein Gejud; 
feine Vorausſetzung ift eine nicht Hinreichende Kenntniß oder Würs 
digung ber Einzelinterefien. 

Daß im zweiten Falle Fein Schritt bei dem Gerichte ftattfinden, 
ſondern daß ein Geſuch unbedingt nur bei ber Behörde eingebracht 
werden kann, ift Har genug. Aber auch eine Beſchwerde Tann nicht 
bei einem Gericht vorgebradht werben. Denn da jelbft- bei formellem 
Widerſpruch zwiſchen den Vollzugsmaßregeln und der Verorbnung die 
verorbnende Gewalt ihren Willen geändert und gerabe diejenige Voll 
zugsform vorgefchrieben haben fann, über welche die Beſchwerde ges 
führt wird, jo fehlt jeder Rechtsgrund für ein Urtheil des Gerichts, 
und nur die verorbnende Gewalt kann über den Inhalt der Beſchwerde 
enticheiden. Aber auch in dem Ball, wo die leßtere der Beſchwerde 
zuftimmt, und mithin einen Widerſpruch zwiſchen der Verfügung oder 
Handlung und der Verordnung ald vorhanden erllärt, kann dennoch 
das Gericht nicht auftreten. Und zwar darum nicht, weil es immer 
ausfchließliche Sache der verorbnenden Gewalt bleibt, den Grad zu 
beftimmen, bis zu welchem. jener Widerſpruch ftattgefunden, und mithin 
eine Aufhebung des Vollzugsaftes im Namen der Verordnung einzu 
treten, vefpeftive eine Herftellung des frühern Zuftandes Pla zu 
greifen bat. Ein Urtheil des Gerichts wäre bier nur möglich, wenn 
ſich diefer Grad objektiv beftimmen ließe. Die Natur der Vollziehung 
jelbft jchließt diefe Beitimmung aus, und mit ihr Klagreht und ge 
richtliches Urtheil, und die Enticheibung auf die Beſchwerde kann auch 
in demfelben Falle nur von der höhern verorbneten Behörbe gefällt 
werden. Nur wenn ein politives Gefeh bier eine Gränze beitimmt, 
Tann leßteres Platz greifen; bei Verordnungen gibt es eben Fein Klagredht. 

2) Aus diefem Wefen von Beichwerde und Geſuch folgt nun 
zuerit, daß bei beiden weder bon einem Nechtätitel, noch aud von 
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procefiualen Formen, Terminen, Betveifen u. |. w. bie Rebe fein kann. 
Bei Beichwerden und Geſuchen handelt es fi überhaupt nicht um 
Rechte, fondern um Intereſſen, ein Sat, ben wir dem franzd- 
fiihen Verwaltungsrecht verdanfen, und über welden man fi in 
Frankreich vollfommen Har if. Es gibt aud für die betreffende Be 
börde bier Feine andere Pflicht, ald die der Erwägung der Inter 
eſſen, ſowohl des Einzelnen als des Staats. Die Enticheidung jelbit 
ift daher bei Beſchwerde und Geſuch an gar nichts gebunden, weder 
an die Verordnung, noch an eine Thatſache, ala eben an das, was 
im wahren Gefammtinterefle gefordert wird. Es folgt daraus, daß 
derartige Enticheivungen nicht bloß bei äußerlich ähnlichen Fällen ganz 
widerfprechend lauten, fondern daß fie unbedenklich auch den Wortlaut 
früber erlaffener Verordnungen aufheben, ja bei noch beitehenden Ber 
ordnungen mit demfelben in direktem Widerſpruch ftehen können. Es 
ift nicht möglich, fich diefen ftrengen Confequenzen aus dem Weſen 
ber vollziebenden Gewalt zu entziehen. Es bebarf eben deßhalb kaum 
der Bemerkung, daß eine Entjcheivung auf eine Beſchwerde oder ein 
Geſuch nicht nur nit den Gehorfam tes Betreffenden aufhebt, wenn 
ber gleiche Fall noch einmal eintritt, fondern auch nicht für einen 
Dritten gilt. Die einzige Frage ift die, ob eine ſolche wirklich gegebene 
Entſcheidung auf die Beſchwerde für den beftimmten einzelnen, 
in demfelben bezeichneten Fall ein erworbenes, alfo ein vor Gericht 
mit dem Klagrecht zu verfolgendes Recht bildet? Und dieß muß aller 
dings angenommen Werden; denn die Berorbnungsgewalt kann für 
den einzelnen Fall nicht mit fich jelbit in Widerfpruch treten, und 
wird mit ihrer Entjcheivung verpflichtet, den Einzelnen gegen ihre 
eigenen einzelnen Organe zu ſchützen. Sie fann aber fih auch nur 
für diefen Fall binden. Iſt das Berhältniß eine fich wiederholende 
Zeiftung, auf melde ſich Beſchwerde oder Geſuch bezogen, jo kann 
wieder nicht dad Gericht, fondern nur die obere Behörde auf Grund: 
lage einer neuen Eingabe im zmeifelbaften Falle diefen Punkt ent 
ſcheiden. 

3) Die große Macht, welche auf dieſe Weiſe der vollziehenden Ge⸗ 
walt gegenüber dem Einzelnen eingeräumt iſt, bat nun den Eaß er 
zeugt, daß eine ſolche Entſcheidung über die Intereffen der Ein 
zelnen im Verhältniß zur Vollziehung auch fo fern ala möglich von 
dieſen Intereſſen ftehen, alfo nicht von den, der volljiehenden Hand: 
lung nahe jtehenten Behörde endgültig gefällt werden dürfe. Man 
bat daher zwar fein eigenes Verfahren, wohl aber ein eigenes Syftem 
von Organen aufgejtellt, welche über jene GStreitigfeiten zwiſchen 
Einzelnen und Behörden entjcheiden, und es tt natürlich, Daß fi 
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für die Behandlung folder Fragen eine allgemeine und ziemlich fefte 
Uebung bildet, die man innehält, ohne jedoch an diefelbe gebunden zu 
fein. Mögen nun diefe Organe: und Hebungen fein, welche fie wollen, 
fo gelten doch zwei formell unbebingte Grundfäge für diefelben. Erft- 
lich gibt es im Beſchwerde- und Geſuchswege überhaupt Feine Litis⸗ 
pendenz, und mithin feine Siftirung der Vollziehung, fo wenig ie 
bei der Klage; zweitens ift nicht einmal, wenn nicht eine bejondere 
Vorſchrift darüber befteht, eine Pflicht zu einer formellen Entfcheibung 
auf diefelbe nachweisbar — obwohl dieſelbe natürlich üblich fein wird. 
— Daß von einer Frift bei Eingabe einer Beſchwerde an ſich Feine 
Rede fein kann, tft Har; zweckmäßig ift es jedoch, eine ſolche vorzu⸗ 
Schreiben. Dennoch ift die Behörde nicht an die Verfäumniß berjelben 
gebunden. — Ebenfo ift es zmedmäßig, für getviffe Einzelne die An: 
lagen vorher zu beftimmen. Gebunden an das Vorhandenjein der: 
felben ift wiederum die Behörde nicht. 

4) Bon allen diefen Grundjägen find jedoch diejenigen Eingaben 
ausgefchloffen, zu melchen in Folge einer Aufforderung zur Contrahirung 
eine3 privatrechtlichen Vertrages, Lieferung 2c. von Eeiten der Behörbe 
die Einzelnen aufgefordert werden. Hier beginnt das Gebiet des Privat- 
rechtes, gleichviel, ob der Zweck des Vertrages in die Aufgaben ber 
Verwaltung hineingehört oder nicht. 

5) Da fih nun auf der obigen Grundlage nicht bloß ein Syſtem 
von Entſcheidungsorganen und der Grundſatz gebildet hat, daß der 
Einzelne feine Beſchwerde oder fein Geſuch in einer, der Appellation 
entfprechenden Stufenfelge von der niederen verordnenden Behörde bis 
zur höchſten Regierungsgetvalt vorbringen kann, fonvern fi) auch durch 
die fortwährende Uebung und die innere Gleichartigkeit der Fülle eine 
Gleichartigkeit der Entfcheidungen von felbft erzeugt, welche ſchwer zu 
überjeben ift, fo hat man den durch Beſchwerde und Geſuch entſtehenden 
Proceß gleihfall8 als einen Ziveig der Yuftiz, oder als ein Analogon 
derfelben betrachtet, und dieß Verfahren im Beſchwerdewege die Amis 
niftratinjuftig genannt. Es iſt das ein höchſt unglüdlider 
Ausdrud, den man — will man anders Klarheit in das bisher fo 
vertmorrene Gebiet bringen — um jeden Preis endgültig befeitigen 
müßte. Denn es ift von einem Rechte oder gar von einer Juſtiz dabei 
gar feine Rede, und das Wort erwedt dennoch die Vorftellung, als 
müſſe doch bier ein Juſtizverfahren eintreten. Wir werden fchiwerlich 
mit dem Ganzen eher zu einem Abjchluß gelangen, als bis wir diefen 
Ausdruck mit dem der „Juſtizſachen“ und „Adminiftrativfachen“ definitiv 
aus dem Eprachgebraudh tilgen. Man foll daher künftig nur von dem 
Gegenfage des adminiftrativen Klagrechts zu Beſchwerde⸗ und Geſuchs⸗ 
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zecht reden. Freilich gehört dazu eine fefte Beſtimmung von Geſetz und 
Berorbnung, die wir ja wohl einmal befommen, und das richtige Bew 
ftänbniß des franzdfiichen contentieux, das wir unten zu geben ver 
fuchen werden. 


Ohne der folgenden Darftellung des pofitinen Beſchwerderechts vorzugreifen, 
bemerfen wir bier nur, daß wir das Betitionsrecht aus dem verfaffungs- 
mäßigen Negierungsredht weggelafien haben, weil wir zu ber leberzeugung 
gelangt find, daß es der freien Verwaltung, und zwar in ihrem erften Theile, 
angebört, und daher au nie in Verbindung mit Regierung und Behörde, 
fondern nur mit den Vertretungen gedacht wird (f. zweiten Theil). Wir glauben, 
daß diek feines andern Beweiſes bedürfen wird. 


C. Die Yerwirklihung der Yerantwortlikeit der Wehörden. 
1) Begriff und Bedeutung des Gompetenzrehts überhaupt. 


Den Abſchluß des Syſtems des verfaflungsmäßigen Regierungs- 
rechts bildet nun das Syſtem bes Competenzrechts. Es ift baffelbe 
von jo enticheivender Bedeutung, daß wir den größten Werth auf feine 
Stellung im Syſteme, wie auf feinen Inhalt zu legen haben. 

Iſt es nämlich dem Obigen gemäß richtig, daß das verfaſſungs⸗ 
mäßige Regierungsrecht in jener Harmonie zwiſchen Wille und That, 
zwiſchen Gejeßgebung und Verwaltung im weiteften Sinne beiteht, deren 
Weſen und Bedeutung wir bargelegt haben, jo muß das Staatöleben 
auch ein Syſtem von Grundfägen und von Organen entwideln, bie 
dazu beitimmt und geeignet find, diefe Harmonie nicht bloß für das 
Miniſterialſyſtem in politifcher und juriftiicher Verantwortlichkeit, ſon⸗ 
dern auch für die Verantwortlichleit des Behördenſyſtems 
berzuftellen. Und diejes Syſtem wiſſen wir nicht befler zu bezeichnen 
ala mit dem Namen bes Syſtems des Competenzredts. 

Diefes Syſtem ift an fi fehr einfach und feine Funktion im 
Staatsleben ſehr Har. Wenn es bisher nicht feine gehörige Würdigung 
gefunden bat, fo liegt das in der hiſtoriſchen Entwidlung der gefammten 
Stellung und des Rechtes der Regierung, und dieß wird fich fpäter 
genauer ergeben. Auch erklärt ſich auf derfelben Grundlage die Thats 
fadye, daß das ganze Competenzrecht ein fo weſentlich verfchievenes bei 
den verichiedenen Völkern ift, daß man eine unmittelbare Bergleichung 
gar nicht anjtellen kann, ohne die eigenthümlichen Grundlinien jeder 
befonderen Rechtsbildung wieder zu verwiſchen. Um fo notbiwvenbiger 
ift e3, die großen Grundbegriffe feftzuftellen, auf melde man aud 
diefe Vergleihung zurüdführen muß. Und diefe find folgende. 

Wir haben ſchon oben das Wejen der Competenz an fich bargeftellt 


Sie iſt die von der Organifationsgetvalt ausgehende Gränze für" die 
Funktion des einzelnen Drganes und bebeutet, daß innerhalb vieſer 
Gränze das beireffende Organ das Recht bat, feine Funktionen als 
Ausflug der Staatögewalt, das ift formell im Namen bes Stantes, 
zu vollziehen. Der Begriff der Competenz ſetzt daher notbivendig ein 
beftimmtes Amt boraud; jedes Amt hat feine Gompetenz. Darüber 
ift fein Zweifel. 

Aus diefem Begriff der Competenz ergibt ſich nun ber Begriff bes 
Sompetenzrechtes, indem die Drganifation eben vermöge jener Com⸗ 
petenz jedes einzelne Organ dem anderen gegenüber alö ein ſelbſtän⸗ 
diges hinſtellt. Dieje Selbitändigfeit der Competenz iſt nun eine dop⸗ 
pelte. Sie iſt zuerſt eine Pflicht, die Aufgaben, die in der Competenz 
liegen, zu löſen. Sie iſt aber zweitens ein Recht; fie ſchließt die Zus 
ftändigfeit der anderen Organe aus; fie muß fie ausſchließen, weil durch 
dieſe Ausſchließung erſt das einzelne Organ eine rechtliche Haftung 
für die geſetzliche Vollziehung des Willens, ſowohl der geſetzgebenden, 
als der vollziehenden Gewalt, für das competente Organ denkbar ift. 
Das Recht der Competenz ericheint daher von dieſem Standbpunft ala 
ein boppeltes; erſtlich als eine natürliche Sonfequenz der Aufgabe bes 
Drganes, zweitens aber als die Bedingung der Vollziehung und ihrer 
Thätigkeit im Einzelnen gegenüber der Geſetzgebung. 

Und dieß nun iſt der Punkt, wo ſich in leichtverſtändlicher Weiſe 
der Begriff und das Recht der oben dargeſtellten Verantwortlichkeit an 
das Recht der Competenz anſchließt. Es iſt nämlich klar, daß es für 
das einzelne Amt innerhalb des Behördenſyſtems gar keine allgemeine 
Verantwortlichkeit gibt und geben Tann, fondern daß die Berantwort: 
lichkeit des Amtes immer nur eine Berantwortlichleit inner, 
balb der Competenz deffelben if. Das ift, nur in anderer- 
Weife ausgebrüdt, genau daflelbe, was wir über den Unterfchied zwiſchen 
Haftung und Verantiwortlichleit bereits oben gejagt. Die Haftung tritt 
ftet3 da ein, two ein Beamteter außerhalb feiner Competenz etwas thuf; 
die Berantmwortlichleit dagegen ericheint ba, wo er innerhalb feiner 
Competenz bleibt. Oder, der Beamtete haftet, das Amt macht verant- 
wortlih. Nach richtigen Begriffen foll die abminiftrative Klage nie auf 
der Bafis der Haftung, fondern nur auf ber der Verantiortlichleit 
ruhen, mehr noch die Beichwerde und das Geſuch. De Vorausſetzung 
aller Verantwortlichleit und der Scheibung der abminiftrativen Klage 
von der bürgerlichen und ftrafrechtlichen ift daher eben die feite Ber 
ftimmung der Competenz des Amtes und des aus ihr fließenden Rechts 
der Beamteten. 

Iſt dem nun fo, fo ift es offenbar nicht etwa bloß eine Forderung 
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der Zweckmäßigkeit für die praktiſche Verwaltung, fondern es ift eine 
organifhe und eine verfaffungsmäßige Forderung, daß da, wo 
über die Competenz Zweifel entfteht, der Staat für die Entſcheidung 
diefes Zweifels nach beftimmten Principien Sorge trage. Denn obne 
die dafür beftimmten Grundfäge und Drgane ift die Verantwortlichkeit 
ein leeres Wort und ein für das praftifche Leben werthloſes Brincip. 
Darum nannten wir das Sompetenzredht den Schlußitein des verfaf- 
ſungsmäßigen Regierungsrecht3; und wir können fchon bier fagen, daß, 
je einfader und durdfichtiger das ganze geltende Syftem 
des Competenzrechts in einem Staate ift, deſto höher und 
fiherer aud das verfaffungsmäßige Regierungsredt aus 
gebildet iſt. Es ift keinen Augenblid zweifelhaft, daß die Ausbil: 
bung des erfteren von dem Bewußtſein über das letztere abhängt; es it 
eben fo wenig zu beftreiten, daß auch hiftorifch das erftere dem Ießteren 
folgt und daß der Regel nad die völlige Klarheit über das letztere 
erſt da eintritt, wo die volle Anerkennung des erfteren bereitö ge 
wonnen ift. 

Wir müfjen namentlich für das deutſche Staatsleben und für das 
deutiche Staatsredht darauf binweifen. Denn fo jung ift noch in den 
deutſchen Staaten, nicht etwa die verfaflungsmäßige Gejehgebung die 
ja fchon feit zwei Menfchenaltern unbeftritten eriftirt, fondern die ver: 
faffungsmäßige Verwaltung und zwar fpeciell Begriff und Recht 
der Verantwortlichkeit des Behördenſyſtems, daß ſich der einfache 
Gedanke des Competenzſyſtems noch nirgends troß ernfter und einfchnei- 
dender Beftrebungen durdhgearbeitet hat. Das Kriterium aller Auf: 
fafjung über diefen Punkt aber ift die Auffaffung von der Stellung 
der Gerichte in jenem Syſteme, fpeciell die unllaren und unpraf: 
tiſchen Berfuche, fogenannte Bermwaltungsgerichte an ihre Stelle 
treten zu laflen, bei denen wieder das franzöftiche Vorbild maßgebend 
geweſen if. Eben deßhalb würden mir den größten Werth darauf 
legen, wenn da3 folgende Syftem gerade von der deutſchen Theorie 
eingehender Betradhtung unterzogen würde. Denn bei allen Mängeln 
ift fie die einzige, melde es geiftig vermag, fich über die hiftorifche 
Geitaltung und ihre Einfeitigfeit in England wie in Franfreih zum 
organischen Wefen und Berftändniß der Sache felbit zü erheben. 

Zu dem Ende müffen wir davon ausgehen, daß das Syſtem bes 
Competenzrechts als Grundlage der Verantwortlichleit des Behörden: 
ſyſtems nicht aus dem abftraften Begriffe der Competenz, fondern aus 
den zwei organifchen Berhältniffen hervorgehen muß, in denen das 
Behördenſyſtem felbft fteht. Das eine diefer Verhältnifle ift das zum 
Drganismus der Regierung, das zweite ift das zum einzelnen 


393 


Staatsbürger. Aus dem eriten geben Begriff und Recht des Com; 
petenzitreites und Sompetenzconflittes, aus bem zweiten bie 
Eompetenz der Klage: und Beſchwerdeinſtanzen berbor, zu denen 
wir daher jet übergeben. 


2) Syſtem und Recht des Eompetenzconfliltes und des 
Competenzſtreites. 


Die Darſtellung von Competenzeonflilt und Competenzſtreit wird 
wohl eine ſehr einfache, wenn man ihr diejenige des Minifterials und 
des Behördenſyſtems zum Grunde legt. 


a) Der Competenzſtreit und fein Recht. 


Jede Behörde ift offenbar zunädft ein organiſches Glied eines 
jener großen Organismen der vollziehenden Gewalt und der eigentlichen 
Verwaltung, die wir als die Minifterien bezeichnet haben. Jede 
Behörde hat einen beftimmten Theil der Aufgaben ihres Minifteriums 
durh Verfügung und Zwang zu vollziehen. Ihre Beranttvortlichkeit 
beftebt darin, daß fie dieß auch wirklich thue. Jedes Minifterium wird 
daher ftreben, jeder feiner Behörden zu dem Ende ihre Gompetenz jo 
genau als möglich vorzufchreiben. Allein das wirkliche Leben läßt fich 
durch foldhe organifatorifhe Vorfchriften nicht erſchöpfen. Es Tann 
daher vorlommen, daß entweder gewifle Aufgaben jcheinbar ober 
wirflih in die Competenz zweier Behörden fallen, oder daß für fie 
gar keine beftimmte Competenz angewieſen ift. Dennoch muß offenbar 
die Aufgabe vollzogen werden. Auf diefe Weile entfteht nun das, was 
wir den Sompetenzftreit zu nennen haben, indem entweder zwei 
Behörden gleicher Stellung ſich über die Gränze ihrer Competenz ftreiten, 
oder die höhere Behörde der niederen eine Competenz zuweist ober zu 
muthet, welche die lettere anzunehmen fi) nicht verpflichtet glaubt. 

Der Competenzitreit darf daher nie aufgefaßt werden ala ein Streit 
Einzelner über die Competenz einer Behörde, ober als ein Gtreit 
Einzelner mit einer Behörde über ihre Competenz, jondern ein folder 
Streit gehört den Klag: und Beichwerbeinftanzen an. Ein Competenz 
ftxeit ift vielmehr immer ein Streit von Behörde zu Behörde 
innerhalb deffelben Miniſteriums über die gegenfeitige Compe⸗ 
tenz. Es kann fehr wohl vorlommen, daß ein folder Competenzſtreit 
durch die Beichiwerde oder Klage des Einzelnen veranlaßt worben ift; 
allein das ift weder nothiwendig, noch wird es jogar der gewöhnliche Fall 
fein, fondern der Regel nach entfteht der Competenzitreit durch die Behörden 
felbft, und zwar um vermöge der Erledigung deſſelben eine feite Gränze für 
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ihre fünftige Verantivortlichfeit zu gewinnen, ober eine gegen: 
wärtig e von ſich abzuwälgen; denn aus reiner Theorie wirb ein folder 
ſchwerlich je entitanden fein. Jedoch gilt dieß nur innerhalb der Finanz 
und ber inneren Verwaltung; in ber Rechtspflege bagegen geht ver 
Competenzftreit der Regel nad) von den Einzelnen aus und hat bes 
Ianntlich feine eigene Theorie im Procefrecht erzeugt. Doch kann 
auch da, wo die Staatsanwaltichaft auftritt, ber Competenzitreit jehr 
wohl in ber Rechtspflege von Behörbe zu Behörbe gehen. Ob num aber 
das lehtere oder das erftere der Fall ift, ändert an Weſen, Recht 
und Verfahren im Competenzftreit gar nichts. Es ift ganz 
gleihgültig, ob derfelbe fi an bie Alags oder Beichwerbeinftang 
anfchließt, ober felbftändig entiteht. Die Grundfäge, die für ihn gelten, 
bleiben ſich ſtets gleich. Diejelben find einfach. 

1) Jede Behörde ift verpflichtet zum Competenzftreit und nicht 
bloß berechtigt dazu, wenn ein Grund vorliegt, und zwar defhalb, 
weil es als eine der Bedingungen ber guten Verwaltung angeſehen 
werden muß, daß gerade diejenige Behörbe bie betreffende Funktion 
vollzieht, melde das Minifterium dafür beftimmt wiſſen will. 

2) Das Verfahren ift einfach die Vorlage des betreffenden Falles 
und der Nachweis des Mangels einer feiten Beftimmung über die Com- 
petenz. Es ift Sache jeder Behörde, ſich felbft von den Gränzen ihrer 
Competenz Rechenſchaft abzulegen; fie kann daher auch nur felbft ihre 
Anficht vertreten. 

3) Sehr wichtig dagegen ift die Frage, ob und wie weit ber er 
hobene Competenzftreit die Berantwortlidfeit für die Behörde 
aufhebt, welde in Folge des von ihr erhobenen Competenzitreits die 
betreffende Angelegenheit nicht erledigt. Grundfag muß fein, daß 
Teine auf Abläugnung ber Competenz beruhende Burüdhaltung der be 
treffenden Behörde fo weit gehen darf, auch bei eintretender Gefahr 
aus Gründen der Incompetenz unthätig zu bleiben, fondern es muß für 
den gefammten Organismus als oberfles Competengprincip gelten, daß die 
öffentlihe Gefahr die Competenz verleiht. Daher fol auch 
bei wirklicher Incompetenz die Behörde für Nichteinfchreiten allenthalben 
verantwortlich fein, wo fie einer Gefahr begegnet. Das muß fogar 
gelten nicht bloß von Behörde zu Behörde, fondern aud von Minifte 
rium zu Minifterium. Allein dabei darf bie betreffende Behörde Fein 
dauerndes Recht ſchaffen, wo fie nicht competent war oder fich nicht 
dafür hielt, ſondern bis zur Entſcheidung über die Gompetenz in ihren 
Verfügungen und Maßregeln nur fo weit gehen, als die Sicherung 
vor der Gefahr es fordert. Und es ift Fein Biweifel, daß in ſolchem 
Valle auch der Einzelne felbft der augenſcheinlich incompetenten Behörde 
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Gehorfam zu leiften ſchuldig if. Die Verantwortlichleit dafür 
aber beftebt dann gegenüber dem Miniſterium; die Aufgabe der Bes 
hörde in foldhen Fällen ift e8, durch Talt und Sachkenntniß ben 
Mangel formalen Rechtes zu erfeken. 

4) Gompetent zur Entſcheidung über ben Competenzſtreit iſt 
dann ftet? nur das Miniſterium, wo es fi um die dauernde Compe⸗ 
ten; eines Amts handelt. Gilt e8 nun vorübergehend um eine In⸗ 
ftruftion oder einen einzelnen Auftrag, fo tft die auftraggebende 
Behörde die Entſcheidungsinſtanz. Der Rekurs an das Minifterium 
muß natürlich offen bleiben. Handelt es fich jedoch um die Errichtung 
neuer Yemter, fo kann eine folde nur von dem Staatsoberhaupte 
ausgehen. Es ift kaum nöthig, dieß zu begründen. Die Entfcheibung 
folder Competenzftreitigleiten ift nämlich fein Urtheil, ſondern ein Alt 
der Drganifationdgewalt, den der Competenzitreit nur probocirt. Von 
einer Klage oder von einer Competenz des Gerichtes over ſelbſt von 
einer Beſchwerde kann dabei Feine Rebe fein, da die Competenz jelbft 
nur Ausfluß der freien Drganifationsgeivalt ift. Das Hecht auf die 
Competenz ift erft dann da, wo es wirklich von derjenigen Gewalt ans 
erfannt wird, welche diejelbe zu geben bat. 

5) Aus Gründen der Zweckmäßigkeit wird nun eine ſolche Ent 
fcheivung bei der Finanz: und inneren Verwaltung der Regel nach zus 
gleich ala Inftruftion für ähnliche Fälle erlaflen werben, wäh⸗ 
rend bei der Rechtspflege, deren Objekt immer nur der einzelne Fall 
ift, dieſe Entfcheidung in der Form eines Urtheild auch nur für den 
einzelnen Fall lauten fann und daher der Yorm nad in das Gebiet 
der Klag: und Beichwerbeinftanzen fällt. Doc ändert das an Weien 
und Recht des Competenzitreites nichts. 


Die vorliegende Anffaffung vom Weſen und Recht des Sompetenzfireites ift 
weſentlich verfchieden von der in der erſten Auflage dargeftellten, die wohl 
weder richtig noch Har war. Wir glauben aber fir die Fachmänner darauf 
aufmerffam machen zu dirfen, dag man die obigen Begriffs- und Rechtsbeſtim⸗ 
mungen nicht für fih, fondern erft in Berbindung mit den folgenden Kate 
gorien, namentlid auch der der Kompetenzliage und Beſchwerde, der Unter 
ſuchung unterziehen möge. 


b) Der Sompetenzconflilt und fein Recht. 


Mährend fih daher der Competenzitreit nur auf das Verhältniß 
von Behörde zu Behörde innerhalb deſſelben Minifteriums bezieht, 
entfteht der Sompetenzconflift da, wo die Behörde des Einen 
Minifteriums mit der Behörde eines anderen über bie 
Competenz in Streit geräth. In diefem Yalle vertritt die einzelne 
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Behörde nicht mehr ihre eigene Competenz, fonbern fie vertritt die Com⸗ 
petenz des ganzen großen Drganes, dem fie angehört, ihres eigenen 
Minifteriums. Ein folder Zweifel kann nun allerbing® eben fo wohl 
durch Zweifel an dem Rechte oder durch Bweifel über die Pflicht der 
eigenen Competenz entftehen, oder es kann eben fo gut einen pofttiven 
und negativen Competenzconflift, als einen pofitiven und negativen 
Competenzftreit geben. Auch bier ift e8 vollkommen gleihgültig, 
ob der Competenzconflift rein aus amtlicher Thätigfeit, oder aus Anlaß 
einer Klage oder Beſchwerde eines Einzelnen entfteht; und eben jo gleich⸗ 
gültig ift es an ſich, zwiſchen welchen Minifterien der Conflikt ent 
ftanden if. Nur Eine weſentliche Ausnahme gibt e8 hier, die Com⸗ 
petenz der Rechtspflege betreffend, von der wir fogleich reden erben. 

Die Grundjäße, die für den Competenzconflikt gelten, find, von 
diefer Ausnahme abgejeben, gleichfalls fehr einfach. 

Auch bier ift jede Behörde verpflichtet, ven Conflikt zu erheben, 
aber dad Verfahren dabei ift die Vorlage an die höhere Behbrde 
zum Zwecke der Mittheilung an das Minifterium. Das Minifterium 
aber fann natürlich nicht mehr einfeitig entjcheiden. Während für den 
Competenzftreit die Begriffe von Minifterial: und Behordenſyſtem aus 
reichen, können fie für den Gompetenzconflift nicht mehr genügen, 
fondern bier treten vielmehr folgende Grundſätze ein, die dem Com: 
petenzconflifte eine doppelte, weſentlich verfchievene Geftalt geben und 
daber zu den meisten Unjicherheiten von Geſetz und Theorie Anlaß ge 
boten haben. Wir nennen nur die daraus entftehenden beiden Grund: 
formen des Confliftes, den Minifterialconflift und den Rechts— 
conflift. Natur und Verfahren dieſer beiden ftreng zu ſcheidenden 
Conflifte find folgende: 

1) Der Minifterialconflift. Es Tann ſich nämlich der Conflikt 
auf eine behördliche Competenz beziehen, welche ihrerjeit3 auf einer 
Verordnung des einen oder des andern Minifteriums über den 
Vollzug von Geſetzen durch die behördlichen Organe beruht. Es ift 
far, daß in diefem Falle die in Conflikt begriffene Competenz durch 
diefelbe Gewalt geändert werden kann, melde fie erzeugt hat, durch 
die Verordnungsgewalt des betreffenden Minifteriums. Es ift daber 
naturgemäß, daß hier einfach eine Verhandlung zwiſchen den in 
Conflift begriffenen Minifterien Pla zu greifen bat, welche diejenige 
gegenfeitige Modification der bez. Vollzugsverordnungen hervorruft 
durch melde der Conflikt entitand. Geſchieht das, fo iſt bamit ber 
Conflikt erledigt. 

Wenn fi) dagegen die beiden Minijterien nicht dahin verftändigen, 
durch gegenfeitig vereinbarte Berorbnungen den Gonflift ihrer Behörden 


397 


zu befeitigen, fo müflen fie fi an das Staatdoberhbaupt wenden, um 
von ihm eine Enticheidung zu befommen. Denn fowohl die fragliche 
Competenz, ald die Enticheibung darüber, find Sache der höchſten Dr 
ganifationsgewalt. Und hier ift nun der Punkt, wo das Staatsober 
haupt diefe Entſcheidung auf Grundlage eines Gutachtens feines 
Staatsrathes treffen muß, da feine Entfcheivung in der That nur 
eine organifatorifche Verordnung ift. — Es ift gänzlich falſch, dafür, 
wie es manche Länder und in der neueften Zeit auch Defterreich gethan 
baben, einen Staatsgerihtshof mit Enticheidungsrecht zu fehen. 
Eine folhe Beltimmung fann nur aus dem völligen Verkennen des 
Weſens eines Gerichtshofes hervorgehen. In der That eriftirt kein 
Kläger und kein Verklagter; vor allen Dingen aber wird die Entſchei⸗ 
dung da für einen Gerichtshof unmöglich, mo über den vorliegenden 
Tall gar feine Beitimmung vorliegt. Hier müßte eine Entfcheidung 
aus der Natur der Sache gefällt werden. Die aber ift bier Tein 
Rechtsbegriff, fondern der Organismus ber vollziehenden Gewalt, der 
nur durch Verordnungen geregelt werden kann; und das fogenannte 
Urtheil eines Staatsgerichtähofes wäre dann in der That eine veritedte 
prganifatorische Verorbnung, mozu weder die Gompetenz, noch die orgas 
niiche Stellung des Staatsgerichtshofs gegeben fein kann. 

2) Der Rechtsconflikt. Beruht dagegen die behauptete Com: 
petenz, aus melcher der Conflikt hervorgeht, auf einem Geſetze, ober 
wird behauptet, daß fie auf einem Gefeße berube, jo kann der Com 
flitt nicht durch einfaches Einverftändniß der Minifterien auf dem 
Wege von Minifterialverorpnungen, ja er kann nicht einmal durch eine 
Verordnung des Staatsoberhaupts nach Anhörung des Staatsraihs 
entichieden werden, fondern bier jollen die Minifterien ihren Fall dem 
höchſten Gerichtshof des Landes vorlegen. Diefer höchfte Gerichts⸗ 
bof kann nun zwar entjcheiden, was Rechtens ift; aber, da er jelbft 
nur ein Organ ift, jo kann er das Urtheil über ihm gleichitehende Dr» 
gane nicht exequiren, fondern die Vollziehung dirfes Nichterfpruches muß 
durch einen eigenen Beichluß des Staatsoberhaupts geſchehen, welcher 
Beihluß in diefem Falle nicht als eigentliche (Organiſations-) Verord⸗ 
nung, fondern als eine organifatorifhe Vollzugsverordnung (f. oben) 
tes vom höchſten Gerichtshofe anerkannten gefeglichen Rechts erfcheint. 

Hier nun ift der Punkt, mo von einem Eintreten des Staatsgerichts⸗ 
hofs die Rede fein kann, der für einen folchen Fall die Funktion des höchiten 
Gerichtes übernimmt. Dennoch müfjen wir auch hier der Anficht bleiben, 
daß es weit richtiger ift, dem höchiten Gerichte des Landes durch die 
Erridtung eined eigenen Gerichtshofes fein Mißtrauensvotum über 
feine Fähigkeit oder feine Neblichkeit zu geben, nad den Gefegen zu 
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enticheiven. Denn man follte in jebem tohlosganifirten Staate feſt⸗ 
halten, daß die Errichtung eines ſolchen Staatögerichtshofs im Grunde 
nichts anderes ift, als eben ein organifixtes Mißtrauensvotum gegen 
die Gerichtöverfafiung. Nur in Einem Falle wäre ber Staatsgerichts⸗ 
bof gerechtfertigt; das ijt der, mo es fih um bie geſetzliche Gompetenz 
des Suftizminifteriums gegenüber einem andern Minifterium banbelt. 
Hier kann der höchſte Gerichtöhof nicht füglich eintreten, weil er zum 
Theil als Richter in eigener Sache ericheint, und bie Sompetenz des 
Staatsgerichtshofs ſcheint eine wohlbegründete. 

Dabei nun muß man feſthalten, daß es in dieſem Rechtsconflikte 
der Miniſterien keineswegs nothwendig iſt, daß das Urtheil bes be 
treffenden Gerichtshofs überhaupt eine Entſcheidung über die Com⸗ 
petenz der betheiligten Miniſterien enthalte, ſondern wenn ein Geſetz 
oder eine Verordnung des Staatsoberhaupts fehlt, ſoll ganz einfach 
der Gerichtshof ſich negativ erklären, daß er einen geſetzlichen Anhalts⸗ 
punkt nicht gefunden habe und daß damit der Fall eingetreten ſei, wo 
das Staatsoberhaupt kraft ſeiner organiſchen Gewalt die Entſcheidung 
geben müſſe. Dann wird auf Grundlage der Anhörung des Staats 
raths das Staatsoberhaupt entjcheiden. 


Diefe ganze Lehre vom Conflict if im Grunde nur dadurch fchwierig, daß 
der deutfchen Jurisprudenz immer die von Frankreich überkommene Inſtitution 
des Conflit vorjchwebt, welche, wie wir fehen werden, burdaus auf den 
fpeciflfchen, nicht nahahmungswürbigen Berhältniffen Frankreichs beruht. Frank 
reich hat zwar das Competenzrecht begründet, aber e8 bat nie zwiſchen Streit 
und Conflikt einerfeits, und Klage und Beſchwerde andererſeits, unterſcheiden 
können, wie die fpeciellere Darftellung zeigen wird. Auch ift der franzöfiiche 
conflit nit etwa ein Conflikt zwiſchen Minifterien überhaupt, fondern immer 
nur zwiſchen dem Juftizminifterium und den übrigen Miniflerien. Wir 
find daher außer Stande, ſowohl das franzöfiihe, als das ihm zum Theil 
fireng nachgebildete deutſche Recht zum Grunde zu legen. Im Gegentbeil kann 
hier nur die felbftändige deutfche Wiſſenſchaft ung weiter führen. Vielleicht 
daß e8 uns gegeben ift, die wichtige Yrage von diefem Standpunkt weiter zu 
führen. 


3) Die Competenzllage und die Gompetenzbefhwerde. 


Ein weſentlich anderes Verhältniß tritt und nun da entgegen, mo 
ber Zmeifel über die Competenz nicht mehr von ber Behörbe felbft aus: 
geht, ſondern wo diefelbe dem einzelnen Staatsbürger gegenüber 
fteht und den Forderungen deflelben gegenüber entweder feine auf feiner 
Competenz beruhende Verpflichtung und Berantwortlichkeit Iäugnet ober 
behauptet. Es ift Har, daß die leßtere damit von dem Vorhandenſein 
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dieſer Competenz abhängt und daß daher, um überhaupt eine Ber 
antwortlichleit eintreten zu laflen, die Sompetenzfrage eben fo gut für 
die übrigen Berwaltungsgebiete entichieben fein muß, wie dieß 
für das Gericht im Falle eines Competenzftreites im Proceß der Yall 
ft. Die Grundſätze, die dafür zu gelten haben, find folgende: 

Da die Sompetenz felbft nicht? anderes ift, als die Gränze bes 
Amtsrechts und der Amtspflicht der Behörde, fo bat auch bier der 
Einzelne die zwei Wege, im alle des Streit3 eine Entſcheidung herbei 
zuführen. Dieſe find die Klage und die Beichwerve; und fo entftchen 
die beiden Grundformen ber Competenzklage und der Competenp 
beichwerde. 


a) Die Competenzllage. 


Die Competenzllage ift nun, wenn man fi das Weſen des 
abminiftrativen Klagrechts vergegenmwärtigt, ein fehr einfacher Rechts» 
begriff.” Die Competenzklage entfteht, wo der Kläger behauptet, daß 
eine beftimmte Behörde für eine beftimmte amtlihe Thätigleit ober 
Unterlafjung vermöge ihrer gejeglih oder verorbnungsmäßig 
geltenden Sompetenz verantwortlich geworden ſei. 

Das Klagfundament ift bier daher nicht die Handlung oder Unter 
laffung an und für fih, denn diefe muß im obigen Falle durch die 
eigentliche Klage verfolgt werben, fondern bie Ueberſchreitung der Com⸗ 
petenz und die daraus entipringenden Folgen. Die Anwendung dieſes 
Grundfages ergibt folgende wichtige Gonfequenzen: 

Iſt nämlich die Handlung felbft eine gegen das Gejeh verftoßende 
und lag fie zugleich nicht in der Competenz ber betreffenden Behörde, 
jo tritt weder die abminiftrative Klage, noch die Competenzllage ein, 
jondern die Klage auf perſönliche Haftung der Behörde. 

Iſt die Handlung eine ungejegliche, aber innerhalb der Compe 
tenz begangen, jo tritt die abminiftrative Klage ein. 

Nur dann, wenn die Handlung eine gefehliche war, aber die Com⸗ 
petenz beitritten wird, erjcheint die Competenzklage und das Competenzy 
klagrecht des Einzelnen. 

Das Verfahren bei der Competenzklage ift dabei genau bafjelbe, 
wie bei der abminiftrativen Klage. BDiejelben Grundfäge müfjen für 
Gehorfam und Litispendenz gelten, wie bei vieler. 

Die eigentliche Frage ift nur die, welches Organ zur Entſchei⸗ 
bung über die Competenz competent if. Und bier müſſen wir 
einfach in Gonfequenz der früher aufgeitellten Grundſätze annehmen, 
daß die Klage bei dem ordentlihden Gerichte angebracht werben 

® muß und zwar deßhalb, meil fich der Kläger entweder auf ein Geſetz 
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oder eine Berorbnung berufen und bie Gompetenz aus biefen Rechts⸗ 
quellen nachweiſen muß. Kann er das nicht, fo wirb die Klage eim 
fach abgewiefen. Auch bier ift für die Aufftellung eines eigenen Ber 
waltungsgerichtes gar Fein Anhaltspunkt. Denn entiveber ift bie 
Competenz aus dem beftehennen Recht wirklich nachzuweiſen, und 
dann würde das Verwaltungsgericht das Iektere eben jo wenig ändern 
können, als das ordentliche, und das Urtheil würde mit dem des letz⸗ 
teren abfolut gleich lauten. Oder es tft das nicht ber Fall, dann 
bat auch das Verwaltungsgericht eben fo wenig, wie das ordentliche 
Gericht die Berechtigung, über die zmweifelhafte Competenz zu enticheiden, 
fondern dieß wäre einfach Sache der Drganifationsgewalt des Minifteriums. 
Es ift daher gar nicht abzufehen, was eigentlih das Vervaltungsgericht 
bier foll, da es weder zweckmäßig, noch berechtigt ericheint. 

Nur Einen Fall gibt es, in weldem die Frage zweifelhaft er 
fcheinen muß. Das ift der, wo die Competenz erft auf dem Wege ber 
Anterpretation der organifatorifchen Verordnung gefunden werben 
fann. Hat das ordentliche Gericht das Recht, eine Verordnung in Be 
ziehbung auf die behördliche Sompetenz zu interpretiren? Wir müffen 
diefe Frage natürlich verneinen, wenn es fih um die Beſtimmung 
der Competenz überhaupt handelt. Allein es ift feftzubalten, daß es 
jich bei einer Competenzllage eben niemal® um eine folche allgemeine 
interpretation, ſondern um den ganz einzelnen Fall der Sompetenzs 
age handelt und das Competenzurtheil des Gerichtes daher gar nicht 
über die Competenz im Allgemeinen, fondern nur über bie des ein⸗ 
zelnen Falles enticheivet. Stimmt der Inhalt des Urtheild nicht mit 
den Öffentlichen Syntereflen der Verwaltung, fo liegt dag nicht an dem 
Gerichte, ſondern an dem Mangel der rechtsgültigen Beitimmung, und 
es it Sache ver Geſetzgebung oder der Regierung, beitimmtere Geſetze 
zu erlaflen; nicht aber hat die Funktion des Gerichte deßhalb aufzu⸗ 
hören. Wir fehen daher auch in diefem alle feinen Grund, dem orbent- 
lihen Gerichte feine Funktion zu entziehen. 

Dagegen ift die legte Frage von entjcheidender Wichtigkeit, mas 
Rechtens ſei, wenn die Competenzfrage darauf bafirt, daß die Compe⸗ 
ten; überhaupt nicht dem Minifterrum des beflagten Beamteten, fon: 
dern einem andern Mintjterium zuftebe — namentlich mo es ſich 
um den Gegenſatz zwiſchen Innerem und Rechtäpflege handelt. Oder, 
ander ausgedrüdt, wenn der Einzelne eine Competenzklage gegen ein 
Minifterium und nicht mehr gegen die Behörde vor das Gericht 
bringt, Tann das Gericht dann durch fein Competenzurtbeil entſchei— 
den, daß das eine Minifterium dem andern die Sache zu übergeben . 
babe? 
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Dffenbar ift nun diefe Frage iventifch mit der, ob und in welder 
Weife der Einzelne mit feiner Klage einen Sompetenzconflilt 
hervorrufen Tann. 

Dieß wird nun meiftens da der Fall fein und ift ber Fall, wo 
der Einzelne nicht etiva überhaupt eine Klage gegen die Thätigleit 
oder Unterlaffung einer Behörde bei Gericht erhebt, ſondern wo berjelbe 
vielmehr darauf fußt, daß die betreffende Handlung von bem Gerichte, 
Statt von dem andern Minifterium hätte vorgenommen werben müflen. 

Wenn nun eine foldde Competenzflage nicht auf beftimmten Gejeßen 
berubt, jo ift es zunächſt ſelbſtverſtändlich, daß fie abgetviefen wird; beruht 
fie aber auf beitimmten geltenden Rechtsſätzen, jo leuchtet ein, daß bier 
nicht mehr ein Competenzitreit, jondern ein Gompetenzconflift zum Grunde 
liegt, und jetzt entfteht die Frage, ob das angerufene Gericht über 
diefen Conflift entſcheiden fünne, namentlih da, wo die Klage felbft 
die Competenz des angerufenen Gerichted gegenüber der finanziellen oder 
politiiden Behörde behauptet und die leßtere diefelbe läugnet. 

Wir müflen diefe Frage von dem Begriffe des Competenzconfliftes 
aus überhaupt verneinen, da das Gericht hier Richter in eigener Sache 
wäre. Die Folge ift vielmehr einfach die, daß in dieſem Falle das 
Gericht zwar über feine Competenz fein Urtheil fällt, dieſes Urtheil 
aber nicht dem Kläger, fondern der betreffenden Behörde mittheilt, 
diefe darüber an das Minifterium berichtet und dann das Verfahren 
und die Grundfäge des Gompetenzconflifted genau in der Weiſe ein 
treten, als hätte gar feine Gompetenzllage ftattgefunden. Denn hier 
muß feftgehalten werden, daß die Competenzklage nicht etwa dad Fun⸗ 
dament des Competenzconfliltes ift und daher mit ihren Argumenten 
und Ziweden gar nicht in dem leßteren erfcheint, ſondern bloß als der 
äußere Anlaß zum Competenzconflilte auftritt. Die Verhandlung 
über die Competenzllage ruht daher in diefem Yalle, bis der Com⸗ 
petenzconflift entjchieden ift. Iſt er entichieven, fo wird der Kläger 
von der Entſcheidung verftändigt, und dieſe Entſcheidung vertritt 
dann natürlich das mit ihr überflüflig gewordene Competenzurtheil. 
Das Verfahren bei dem Competenzconflilt, der aus den Anfichten der 
Behörde und dem, der aus der Competenzllage des Einzelnen hervor⸗ 
geht, ift daher volllommen gleich, nur baß das Gericht in dieſem 
Falle ftatt feines Competenzurtheils die Entſcheidung der höchſten or 
ganifatorifchen Gewalt mittheilt. So ift damit diefe Frage erlebigt. 


b) Die Gompetenzbejchwerbe. 


Ein weſentlich anderes, aber dafür auch fehr einfaches Verhältniß 
tritt und nun da entgegen, wo es fih um die Competenzbeſchwerde 
Stein, die Berwaltungslehre. 1. 26 
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handelt. Die Competenzbefchtwerbe nämlich erfcheint da, wo der Ein- 
zelne zwar juriftifch nicht bezweifeln Tann, daß die betreffende Behörbe 
ihre Competenz nicht überfchritten bat, wo aber ber Gebrauch der Com⸗ 
petenz, obne für die öffentliche Funktion nöthig zu erfcheinen, als eine 
Berleyung oder Bebrohung der Intereſſen der einzelnen Staats 
bürger auftritt. Eine eigentliche Competenzbeſchwerde wird daher ber 
Kegel nach mit der eigentlichen Beſchwerde zufammenfallen. Dagegen 
fann man annehmen, daß in den meilten Fällen der Weg der Compes 
tenzbeſchwerde praftifch ftatt der der Competenzklage eingefchlagen wer 
den wird, da der Einzelne meiſtens vorziehen wird, auch da wo er ges 
fetliche oder verorbnungsmäßige Gründe zur Competenzklage zu haben 
glaubt, diefelben im Wege der Beſchwerde zur Geltung zu bringen und 
Abhülfe durch eine oberbehördliche Entjcheivung ftatt durch ein gericht 
liches Urtheil zu erlangen. Es ift daher nicht unwichtig, die einfachen 
Grundſätze aufzuführen, die für diefe Competenzbeſchwerde gelten. 
Diefe Grundläge find nämlich genau diejelben, wie für die Ber 
ſchwerde überhaupt. Die Competenzbejchwerbe wird bei ber höheren 
Behörde eingebracht, erzeugt feine Litispendenz, macht nicht frei von 
der Pflicht zum Gehorſam, ihre Enticheivung macht die von der betrefs 
fenden Unterbehörbe getroffenen Maßregeln nur dann ungültig, wenn 
dieß ausprüdlich erklärt wird, fie bildet Feine Rechtskraft für dritte, 
und nicht einmal nothwendig — menn es nicht bejonders bemerft iſt 
— für fünftige gleihe Maßregeln der Unterbehörde, fondern kann 
einfach nur für den beftimmten einzelnen Beichwerbefall gültig fein. 
Auch bier muß man, mie bei der Beſchwerde überhaupt, den Recurs 
und bie dritte Inſtanz anerkennen, weil bie Enticheivung ein Alt ber 
organifatorifchen Gewalt ift. Es ift endlich felbftverftändlich, daß, wäh⸗ 
rend die Competenzklage in einen förmlichen Competenzconflilt über 
gehen fann, jo daß die Entſcheidung darüber dem Gerichte entzogen 
wird, die Beſchwerde niemals direft an ein anderes, als basjenige 
Minijterium gerichtet werden fann, unter welchem die betreffende Ber 
börde fteht. Denn wie das Gericht jede Competenzllage einfach abzu- 
mweifen hat, die nicht auf Geſetzen ober Verordnungen beruht, fo bat 
jedes Minifterium eine Beſchwerde abzumeifen, die gegen die Drgane 
eined andern Minifteriums geht. Wir glauben nicht, daß darüber 
etwas weiteres zu jagen nöthig if. Das Verfahren bei eingereichter 
Beſchwerde ift das gewöhnliche mie bei jeder andern Entjcheivung ber 
Behörden; ftreng formell genommen ift nicht einmal eine Entſcheidung 
überhaupt nothmwendig; doc ift e8 unter allen Umftänven befier, und 
wohl auch in der ganzen Welt üblich, daß eine foldye und zwar wenig⸗ 
ſtens mit Anbeutung von Entſcheidungsgründen dem Belchwerbeführer 
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mitgetheilt werde; einen ſpeciellen geleglihen Termin Tann e3 babei 
faum geben. 


4) Die Idee der Berwaltungsgerichte. 


(Das Berhältniß der ordentlichen Gerichte zum abminiftrativen Klagrecht über 
haupt, und zur Gompetenzllage insbefondere.) 


Mir gelangen jetzt zum Schluß zu einer Frage, bei der wir in 
ber befondern Lage find, erflären zu müffen, daß fie an und für fi 
für die reine Wiflenfchaft des öffentlichen Rechts geradezu unverftänd- 
lich ift und daß man daher, um fie zu erflären und den gegenwärtigen 
Stand der Sache zu würdigen, auf die biftorifche Entwidlung des 
Staatslebens Europa’ und feiner einzelnen Länder zurüdgreifen muß. 

Das nun ift die Frage, ob es richtig fei, den Organen der Rechts⸗ 
pflege die Competenz zur Entſcheidung über die Klagen gegen die Be 
hörden zu geben. 

Die Grundlagen der Beantwortung diejer Frage find folgende. 

Eine Klage fegt immer bie Behauptung voraus, daß basjenige, 
was der Bellagte gethban bat, gegen das geltende Recht, fei e8 Geſetz 
oder Verordnung, ftreite. Das Gericht ift das Organ, melches darüber 
zu enticheiven hat, ob das geltende Recht mirklich verlegt ift; ber 
Staatsorganismus kennt fein anderes Drgan für die Entfcheibung diejer 
Frage; jelbft der Staatsgerichtähof ift ein Gericht. Wie ift es daher 
möglich, daran zu zweifeln, daß das Gericht nicht competent fein folle, 
wo es fih um eine Klage gegen die Amtsführung der Behörde han» 
delt? — Denn das ſteht feit, daß dieſe Competenz an fih unbe 
ftritten ift, wo es fi um ein (gemeine) bürgerliches Verbrechen 
und Vergehen des Beamteten handelt; und eben fo fteht feft, daß fie 
gänzlich undenkbar ift, wo eine Beichwerbe vorliegt. Wie kann fie 
beftritten werden, wenn der Gegenitand der Klage ein Alt der Amts⸗ 
bandlung tft? 

Dffenbar wäre das zuerft nur dann denkbar, wenn die Amts 
handlung überhaupt feinem geltenden öffentlihen Recht unterftände, 
fondern nur dem individuellen Willen der höchſten Staatsgewalt. Es 
ift fein Zweifel, daß dieß nicht der Fall iſt. Was das Amt zu thun 
hat, ift durch das geltende Recht entweder beitimmt ober begrängzt, 
oder es ift das nicht der Fall. Iſt es nicht beitimmt, jo ift über: 
haupt von feiner Klage, fondern nur von einer Beſchwerde die Rebe. 
ft es aber beftimmt — und nur dann tritt die Klage ein — wie 
jol ich es dann erllären, daß das Gericht die Anwendung des gelten 
den Rechts auf alles andere, nur nicht auf die Amtshandlung aus⸗ 
fprechen Tann? 


Die Beitreitung der Competenz des ordentlichen Gerichts wäre 
zweitens nur dann denkbar, wenn man fagt: die Amtshandlung hat 
zur Aufgabe, durch ihre Thätigkeit die Intereffen ber Geſammtheit 
zu vertreten und darüber, ob die Behörde im Geifte diefer Intereſſen 
gehandelt, alfo der Forderung entfprochen habe, welche die Regierung 
ihrem Wejen nad an ihr Organ, das Amt, zu ftellen bat, Tann eben 
nur die Regierung ſelbſt und nicht das Gericht entfcheiden. Nun aber 
ift ohne allen Zweifel das höchſte Intereſſe aller und folgerecht auch 
der Regierung, daß das geltende Recht unbevingt zur Anwendung 
gelange. Das geichieht durch das Gericht. Gerade das Princip, 
welches die gerichtliche Funktion für die Klage bei Amtshandlungen 
ausſchließen follte, fordert vielmehr die Competenz der Gerichte. Die 
Annahme, daß die Amtshandlungen nicht unter diefe Competenz fallen 
Sollen, würde daher nur denkbar fein, indem man das Intereſſe der 
Regierung an der Vollziehung ihres Willens als ein höheres erklärte, 
ald das Intereſſe derfelben an dem geltenden Net. Wird das jemand 
behaupten wollen? 

Der Zweifel an der Nichtigkeit der Competenz der ordentlichen 
Gerichte in abminiftrativer und Competenzllage kann brittens darauf 
beruben, daß man für die Beurtheilung der Handlungen der Behörden 
gewiſſe fpecielle Fachkenntniſſe vorausfett, von welchen man annimmt, 
daß die Gerichte fie nicht befiten. Allein die Gerichte haben ja gar 
nicht zu unterfudden, ob etwas zweckmäßig ift oder nicht, und nur dazu 
gehören in der That die Fachkenntniſſe; fondern fie haben zu unter 
fuchen, ob die Handlung des Beamteten unter ven Wortlaut des gel- 
tenden Recht? in Gejeb und Verordnung fält.e Das ift ihre Fach— 
fenntniß. So wie es fih bei der Amtehandlung nicht mehr um ein 
geltendes Recht, jondern um das Verſtändniß der Abfichten der Regie 
rung, den Geift der Verordnung und die Intereſſen in den Hand: 
lungen der Behörde handelt, tritt ja überhaupt nicht mehr die Klage, 
fondern die Beſchwerde ein, und die Competenz bes Gerichts ift ohne 
hin außer Frage. Es iſt daher für das, mas von den Gerichten vers 
langt wird, eben Feine bejondere Fachkenntniß nöthig als diejenige, 
für welche das Gericht eben competent ift, die zur Anwendung des 
Geſetzes nothwendige juriftiihe Bildung. Die Beitreitung der Compe 
ten; des Gerichts würde daher in der That dem Gericht feine Fach— 
fenntniß abfprehen. Eine Verwechslung ift bier nur möglich, wenn 
man Klage und Beichwerde verwechſelt. Hält man ben Begriff der 
Klage feit, fo ift die Competenz des Gerichts auch von dieſer Seite 
eine unzmweifelbafte. 

Man bat ferner Bedenken genen die Competenz des Gerichts in 
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der wunderlichen Vorftellung gefunden, baß durch diefe Competenz ber 
Richter über die Verwaltung Herr werde, „denn derjenige, beflen Ent- 
fcheidung von den Andern anerlannt und befolgt werden muß, ift doch 
eigentlich Herr“ (Pöhlmann). Es ift das wohl kaum eine ernfthaft: 
gemeinte Vorftellungsmeife. Der Richter fett ja nicht den Willen, dem. 
ſich die Vertvaltung unterorbnet, fondern das thut das Geſetz, welches der: 
Richter nur anwendet. Soll denn der Gefegeber nicht burch feinen 
Willen der Herr über den vollzgiehenden Beamteten fein? Und wenn 
gar der Richter auf Grund einer Verorbnung über die Amtshandlung 
Recht Spricht, fol dann die verordnende Gewalt, das Minifterrum, 
wirklich nicht die Herrin des Beamteten fein? Oder ftellt ſich jemand 
vor, daß das Gericht einen eigenen Willen habe, wie etwa die verord⸗ 
nende Gewalt? Wir geitehen, daß wir diefe ganze Auffaffung eigent: 
ih nicht begriffen haben. 

Einen ganz andern Sinn hat es, wenn man dagegen jagt, daß 
bei zmeifelhaftem Verwaltungsrecht der Richterfpruch eine Interpreta⸗ 
tion enthalte, melde dann als wirflihe Vollzugsverorbnung er: 
fcheint, und da dieſe nur vom Winifterium ausgehe, fo könne auch 
das Gericht mit feinem Urtheil nicht in dieſe Verordnungsgewalt des 
Miniſteriums bineingreifen. Das ift richtig. Allein wird jemand ver: 
nünftigertweife behaupten, daß das Gericht nicht competent fei, ein 
Geſetz zu interpretiren, um das Recht für den einzelnen Fall zu finden? 
Gewiß nit. Im Gegentheil, es ift nicht bloß ein Recht, fon- 
dern eine Pflicht des Gerichts, die mterpretation anzuwenden. Nun 
aber ift eine Verordnung ohne allen Zweifel ein eben fo gut zu Recht 
beftehender öffentlicher Wille, wie das Geſetz. Mit welchem Grunde 
will man nun das Recht der interpretation bei dem letzteren zulaffen, 
bei dem erjteren nicht? Man kann jagen, daß da, mo das Gericht eine 
faliche interpretation macht, die Verwaltung felbft gefährdet fei. Aber 
erftend gilt dieſe Interpretation ja nicht für die ganze Verwaltung, 
fondern nur für den einzelnen Fall der Klage; und dem Minifterium 
bleibt e8 unbenommen, eine Flarere oder andere Verorbnung zu erlaffen, 
die zu feiner ſolchen Interpretation mehr Anlaß gibt; wenn aber zwei⸗ 
tens die Möglichkeit eines Irrthums die Competenz aufheben follte, 
jo müßte es in ber That weder ein Gericht, noch auch eine Regierung 
mehr geben. 

Man hat weiter den größten Nachdruck darauf gelegt, daß die 
Competenz des Gerichts über Amtshandlungen die Verwaltung über: 
haupt gefährbe, ja unmögli made. Das kann man aber offenbar 
nur dann fagen, wenn man nicht beachtet, was wir über Litispendenz 
und Gehorfam gefagt haben. Da die Litispendenz den Gehorfam nicht 
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aufhebt, ſo iſt eine Stbrung der Verwaltung durch das Recht des Be⸗ 
theiligten, nachträglich eine Klage zu erheben, gar nicht denkbar, und 
ber ganze Einwurf ein völlig haltloſer. Meint man aber damit, daß 
die Behörde durch ein ſolches Klagrecht in ihren Handlungen unficher 
mwerbe, fo beißt denn das doch im Grunde nichts anderes, als daß fie 
über die Rechtsgültigkeit ihrer Handlungen unficher if. Bill man 
nun vernünftiger Weife fordern, daß die Behörbe durch bie Aufhebung 
des gerichtlichen Klagrechts gegen dieſe Rechtsgültigkeit gleichgültig 
werde? Denn das heißt ja eben in dieſem Sinne die Aufhebung des 
gerichtlichen Klagrechts. Das meint niemand. Will man aber ſtatt 
des ordentlichen Gerichts ein Verwaltungsgericht, ſo wird daſſelbe ent: 
weder nach dem Recht verfahren, wie das ordentliche Gericht, und 
dann iſt kein Grund für ein beſonderes Verwaltungsgericht; der 
man will, daß das Verwaltungsgericht Billigkeit gegen das geltende 
Recht — das iſt Unbilligkeit gegen den Kläger — walten laſſe, und 
dann ſprechen alle Gründe gegen das Verwaltungsgericht. Das 
ſcheint einleuchtend. 

Endlich aber, und dieß iſt wohl der eigentliche und ernſteſte Punkt, 
bat man ſich gegen die Gompetenz der orventlichen Gerichte gefträubt, 
weil allerdings da, wo die Verfügung ver Behörde auf einer Verord⸗ 
nung beruht, die mit einem Gelege in Widerſpruch ftebt, das Gericht 
das Recht befommt, dadurch daß es den Beamteten für die Befolgung 
der Verordnung verantwortlich macht, die Gültigkeit der Verordnung 
felbft aufzuheben. Das ift in biefer Allgemeinheit zuerft vollkommen 
fall. Denn da der Gegenftand der Klage nie die Verordnung 
felbft ift noch fein kann, fondern diefelbe vielmehr nur als Rechts: 
grund ber Verfügung beftritten wird, fo lautet das Urtheil auch nie 
gegen die Verordnung als ſolche, fondern nur gegen die Verfügung, 
und die Verneinung der Rechtögültigleit einer ſolchen Verordnung tritt 
daher nie al3 ein Urtheil auf, jondern bloß als Entſcheidungs— 
grund. Menn daher au hundert Urtheile gegen hundert Berfü- 
gungen erfloffen wären, die alle auf einer mit dem Gelege im Wider- 
fpruche ſtehenden Verordnung beruhen, jo würde damit die Gültigkeit 
der Verordnung nicht angegriffen werden, indem das nächte Urtheil 
ja anders lauten fünnte, und der Einzelne der nächſten Verfügung 
trog aller jener Urtheile dennoch Gehorfam leiften müßte. Alle jene 
Urtheile hätten daher in der That nur die Bedeutung, die Geſetzgebung 
zur Action gegen die mwiberrechtliche Verordnung aufzufordern, nicht 
aber die, dem Einzelnen ein Widerſtandsrecht gegen die betreffenbe 
Verfügung zu geben, da ja ſchon nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
ein Urtbeil Fein Recht für Dritte bildet. — Es iſt daher durchaus 
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nicht abzuſehen, wie die richterliche Compftenʒ die wirkliche Verwaltung 
ſtören, oper aber bie Errichtung eines Verwaltungẽgerichtzhofes ſie 
fördern ſollte. 

Unmittelbar daran ſchließt ſich freilich die weitere Frage, ob bie 
richterliche Competenz auch da ausreicht, two von Seiten ber beflagten 
Behörde die Gejegesqualität des Geſetzes beftritten wird, mit tue) 
chem die betreffende Verorbnung in Widerſpruch ftehen fol. 

Da es nun aber ganz unzweifelhaft die Aufgabe des Gerichts ift, das 
Gele in feiner Anwendung auf den einzelnen Fall zur Anwendung zu 
bringen, jo fann es vernünftiger Weile fein Zweifel fein, daß das Ger 
richt einen Alt ala Geſetz anerfennen muß, um ihn eben anwenden zu 
können. Für das Gericht aber ift nun das Gefe nicht dadurch gültig, 
baß es dad an fih Richtige will, oder mit irgend melden Grundſätzen 
der Ethit ober der Zweckmäßigkeit übereinftimmt, fondern es ift ein 
Geſetz durch die äußerlichen Eigenjchaften, welche daſſelbe ala allge: 
meinen Willen conftatiren. Iſt das der Fall, je muß aud das Ge: 
richt competent fein zu beurtheilen, ob die Formen, in denen ber 
Öffentliche Akt erjcheint, den Beweis enthalten, daß alle drei Faktoren 
wirflih in der verfafjungsmäßigen Weife gewirkt haben. Sind nun 
verfafjungsmäßige Formen von einem Geſetze vorgeichrieben, welche 
dieſen formellen Beweis geben, fo läßt es fich ferner gar nicht denen, 
wie ein Gericht ſollte funktioniren fönnen, ohne zu beurtheilen, ob die 
vorliegenden Formen eines Öffentlichen Willensaktes mit den geſetz 
lichen Formen übereinftimmen; 3. B. ob der Mitunterzeichner wirklich 
Minifter gewejen oder nidt. Man muß dabei nur einfach feithalten, 
daß jener Zweifel an diefem Recht des Gericht gar nicht gedacht wer⸗ 
den ann, ohne eben den Unterſchied zwiſchen Gele und Verordnung 
aufzuheben; und daß berjelbe eben deßhalb, mie wir fogleich fehen 
werden, auch nur da entftehen konnte, to biefer Unterſchied felbft 
nicht Har war, in Deutfchland. Weder England noch Frankreich ahnen, 
möchten wir fagen, daß es darüber einen Streit geben fann. Genau 
daffelbe gilt für die Verordnung, deren Gültigkeit für das Gericht 
gleichfald auf dem Vorhandenfein der gefelichen Formen derſelben 
beruht. Sn der That ift fich über diefen Punkt die Wiffenichaft einig; 
eö liegt daher auch bier Fein Grund zum Zweifel an der Competenz 
des Gerichts vor, um fo weniger, als dafjelbe auch bier nicht über 
das Vorhandenſein bes Geſetzes überhaupt abjpricht, fondern nur 
über feine Anwendung in dem einzelnen Fall. Es Tann daher eben 
fo mie bei der Verordnung die Gültigkeit des Gefehes felbft niemals 
Gegenftand des Urtheils, fondern nur ein Entiheidungsgrund fein, 
und damit erfcheinen auch von dieſer Seite alle Bedenken gehoben. 
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Faßt man nun die obige Darſtellung der Verantwortlichkeit des 
Behördenſyftems gegenüber der des Miniſterialſyſtems zuſammen, fo 
ergiebt ſich als leitender Grundſatz, daß biefe Verantwortlichkeit eine 
doppelte ift; zuerft eine folche, welche bei Verlegungen des Rechts ein» 
tritt, und dann eine foldye, welche bei Verlekungen der Intereſſen 
ftattfindet. Für die erite ift das ordentlihe Gericht competent, und 
fowohl für die eigentliche, als für die Competenzklage; für die letztere 
die höhere Behörde in Beſchwerde und Competenzbeichwerdte. Die 
Abweiſung der Competenz der Gerichte ift für den erften Fall ein un- 
lösbarer Widerfprud mit dem Weſen des Gefehes, mit dem Weſen des 
Gerichts, und fogar mit der Ehre der gerichtlichen Funktion; für den 
zweiten ift fie principiell ausgefchloffen. Wir fchließen daher mit den 
Worten Bährs in feinem Rectöftaat: „die Verweigerung der Hecht 
fprehung auf dem Gebiete des Öffentlichen Rechts ift ver letzte Schlupf: 
winfel des Polizeiftants” (6. 134) und „Recht und Geſetz“ (dürfen 
wir fagen: Geſetz und Berordnung?) „kann nur da Bedeutung und 
Macht gewinnen, wo fie einen Richterfpruch zu ihrer Verwirklichung 
bereit finden.” Möge unfere Darftellung dazu beitragen, dieſe Säße 
nicht bloß in ihrer allgemeinen Wahrheit, jondern aud in ihrer praf: 
tifchen Verwirklichung zur Geltung zu bringen. 

Das aber dürfen mir zum Schluffe hinzufügen, daß wir die Er: 
rihtung und Thätigkeit der fogenannten Verwaltungsgerichte, wie 
fie in Baden beftehen und in Bayern und Defterreich beabfichtigt find, für 
einen höchſt anerfennungswerthen Fortjchritt halten, indem fie den natürs 
(ihen Uebergang von der früheren Aominiftrativjuftigs — deren pe: 
eififch dDeutjche Bedeutung wir unten darzulegen haben — zur Compe 
tenz der ordentlichen Gerichte bilden. Aber eben fo gewiß ijt es, daß 
fie weder je in ganz Deutſchland eingeführt, noch ſich dan 
ernd erhalten werden. Erft dann, wenn das deutſche Volk nebft 
feinem Befchwerbeverfahren das ordentliche Gerichtöverfahren für die 
Verantmwortlichkeit der Behörden mie in England eingeführt haben wird, 
und wenn es dadurd) dazu fommt, Geſetz. Verordnung und Verfügung 
einerfeit3 zu unterjcheiden, und die Juſtiz von der Verwaltung gänzlich 
zu trennen, werben wir neben einer freien Verfaſſung das gewiß nicht 
weniger Werthvolle, vielleicht aber Größere in feinem ganzen Umfange 
befigen, die freie und verfaflungsmäßige Verwaltung. 

Wir glauben hier auf die weitläuftige Literatur, über die Gompetenz der 
Gerichte, über die Dualität der Gelege zu entfcheiden, nicht eingehen zu follen, 
da im Wefentlichen die Frage mit der Lehre von der Geſetzgebung zu eng ver 
bunden if. Biſchof in feiner angeführten Abhandlung in Linde’ Archiv des 
dentfhen Bundes, und Zöpfl in feinem deutſchen Staatsrecdht II, 451 a.a.D. 
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haben fie genauer angeführt. Wir haben nur die nenefte Abhandlung von 
Bneif: Soll der Minifter and fiber die Frage zu enticheiden. haben, ob 
ein Geſetz verfaffungsmäßig zu Stande gelommen iſt? (&utachten des dritten 
deutichen Juriftentages 1868) und antworten: in feinen Entfcheidungsgrinden 
ja, in feinem Urtbeil nein. Was das Gutachten von Stubenraud und 
und Jacques, Verhandlung des vierten deutſchen Juriftentages, mit dem 
Sat will, daß der Richter das Recht der „Prüfung“ babe, ift nicht abzujehen, 
da es gerade die Frage ift, welche Bedeutung und welches Recht dieſe „Prü- 
fung” befiten folle. Bähr in feinem treffliden „Rechtsſtaat“ 1864, bat den 
obigen Standpunkt in edelfter Weife vertreten; er wäre der Mann gemeien, 
auf das Berfahren im Klags und Beſchwerderecht genauer einzugehen, und 
die Frage nad dem Berhältniß der fogenannten Bermwaltungsgerichte zu den 
ordentlichen Gerichten vom Standpunkt der procefjualen Furisprudenz genauer 
zu erwägen. Vielleicht daß wir nad der Skizze, wie er feine ſchöne Arbeit 
befcheiden nennt eine Fachſchrift von ihm zu hoffen haben, wie die Franzoſen 
fie von Cormenin und Chauveau befiten. Bgl. den geiftvollen Artikel vou 
Schmitt im Badilden Gentralblatt Nr. 2, 1868: Die Parteien im Ber 
waltungeftreit. 


D. Der Gharakter und das Recht der Beranfwortlihkeit der Wehörden im 
Suglaud, Frankreich uud Deutſchland. 


Sn feinem Theil des ganzen meiten Gebiete des verfaffungs: 
mäßigen Regierungsrechts ift nun wohl der Unterſchied in dem wird: 
lich geltenden Recht jo groß und fo durchgreifend bei den verſchiedenen 
Völkern, als gerade bei dem Recht der Verantiwortlichfeit der Behörden. 
Mir haben eben deßhalb in dem Verlaufe unferer Darftellung auf bie 
einzelnen Beftimmungen der verfchiedenen Gefehgebungen jo wenig als 
auf die Literatur Rüdficht genommen, weil in der That eine Herbei« 
ziehung derſelben mit einfacher Nebeneinanverftellung denn doch nur 
ein faliches Bild des Ganzen gegeben hätte. Vielmehr muß man bier 
davon ausgehen, daß dieß Nechtögebiet in jevem Lande ein in fi ge 
fchlofienes, auf einer beftimmten Grundlage viel mehr durch die Natur 
der Sache als durch beftimmte Geſetze oder felbjt durch die Literatur 
entwidelte® Ganzes ift, das aber auch ald Ganzes aufgefaßt und 
dargeftellt werden will. Und dieß bier zu verjuchen, iſt die Aufgabe 
des Folgenden. 

Dafür nun muß man zwei Dinge feſthalten. 

Zuerſt kann gerade bei ſo großer Verſchiedenheit im geltenden 
Recht überhaupt eine Vergleichung nur gedacht werden durch die Zu⸗ 
rückführung auf die oben dargelegten, für alle gemeinſamen Grund⸗ 
begriffe. Und zwar iſt es dabei von weſentlicher Bedeutung, die Schei⸗ 
dung des Miniſterialſyſtems und ſeiner Verantwortlichkeit von dem 
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Behördenſyſtem und der feinigen, und in ber letzteren wieder ben 
Unterschied zwifchen Haftung und Berantwortlichleit feftzuhalten. Daun 
verfteht es fich von felbft, daß der Unterfchieb zwiſchen Verordnung 
und Verfügung eben fo weſentlich ift, da in ihm ber obige Unterſchied 
eigentlich erft zum Ausbrud gelangt. Daß man ferner das Berork- 
nungsrecht in feinem Unterſchiede vom Gefeßesrecht gleichfalls feſtzu⸗ 
halten hat, bebarf wohl Feiner Erwähnung. 

Dann aber ift es ziweitens wohl Kar, daß gerade in dem Syſtem 
der Verantwortlichleit der Behörden, und zivar viel mehr als in dem 
Syſtem der Minifterverantivortlichkeit, ſich eigentlich der Charakter des 
Öffentlichen Rechts eines Landes zeigt, denn nicht in den Gejegen und 
Verordnungen, ſondern eben in den Verfügungen tritt bie perjönliche 
Staatögewalt mit dem Einzelnen in Berührung. Hier ift es, wo bie 
wahre Achtung des individuellen Rechts zur Erfcheinung Tommt; bier 
ift es, mo der Einzelne der gefammten Stantögewalt gegenüber als 
felbftändiges Rechtsſubjekt auftritt. Das ganze Princip und Syſtem 
des öffentlichen Rechts hat daher feinen prägnantelten Ausbrud gerade 
auf diefem Punkte; und eben darum halten wir daran feit, daß es 
fih bier nicht um einige mehr oder weniger richtige Bemerkungen, fon- 
dern vielmehr um ein Gejfammtbild des ganzen Rechtszuſtandes der 
betreffenden Völker handelt. 


England, 


Das engliſche Syſtem der Verantwortlichleit der Behörden ift ein ungemein 
einfaches, aber wie immer wo ein öffentliches Recht als etwas ganz Einfaches 
erſcheint, auch ein fehr einfeitiges. 

Daffelbe beruht darauf, daß es nur eine Parteiregierung, aber fein Mi⸗ 
nifterium in England gibt, und daß diefe Parteiregierung ihrem ganzen Weſen 
nad die Berordnungsgewalt dem Barlamente überläßt. Diefe par- 
lamentarifde Berorbpnungsgewalt ift ed nun, von welder das ganze 
Syſtem der Berantmwortlichleit der Behörden als einfache Conſequenz erfcheint, 
da nämlich vermöge jener Gewalt des Parlaments die Verordnung den Cha- 
after der Geſetze hat, fo ift jede Differenz einer Verfiigung der Behörde von 
einer Verordnung volllommen gleich der Differenz von einem Geſetze. Und 
da es nun dem Geſetze gegeniiber Feine berechtigten Intereſſen mehr gibt, fo 
gibt e8 au in England Fein Beſchwerderecht, fonden nur ein Klag- 
recht gegen die Behörde, da jede Verfügung, die mit dem geltenden Recht in 
Widerſpruch flieht, immer eine Verlegung des gefetlichen Rechts enthält, und 
fein Minifterium berechtigt ift, im Namen auch der unzweifelhafteften Inter⸗ 
effen den Inhalt der Parlamentsverordnungen zu ändern, während die Negie- 
rungen unzweifelhaft dieß Recht befigen. England hat daher auch fein von 
dem Klagrecht verſchiedenes Beſchwerderecht, kein Beichwerdeverfahren neben 
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dem Klagverfahren, keine Gompetenzllage und Beichwerde, und denkt nicht im 
Entfernteften daran, ein Syſtem von Verwaltungsgerichtshöfen neben feinen 
orbentlihen Gerichten aufzuftelen. Jede Verfügung if nur Vollziehung eines 
Geſetzes; die Behörde ift daher für jede Berfügung jedem Einzelnen vor dem 
Gerichte verantwortlidh; fie hat nie ein Recht, ihre Verfügung durch ein 
Öffentliches Intereffe zu motiviren, fondern muß fle auf ein Geſetz zurückführen, 
wenn fie von dem Einzelnen angegriffen wird. Dadurch nun iſt es aud, 
jelbftverftändlich, daß es in England gar keine befondere Literatur für das Recht 
der Berantwortlichleit der Behörde gibt; man muß fie eben als immanenten 
Theil der allgemeinen Nechtslehre fuchen. Und fo entfieht ein Syſtem, bat 
ung eigentlich niemand kürzer und beffer haralterifirt hat, als Kries in feiner 
„Englifhen Armenpflege” 1863. „Bejchwerden über ungerechtfertigte Entſchei⸗ 
dungen der Lokalbehörden im einzelnen alle gehen nicht an die Gentralbehörden, 
fondern an die Gerichte, diefen dient das Geſetz zur einzigen Richt 
ſchnur, und fie haben dabei, ohne dadurd dem Anſehen der Centralbehörde 
Eintrag zu thun, — inbirelt auch zu enticheiden, ob die von der Gentral- 
behörde aufgeftellten Grundſätze dem Gefege gemäß find“ (d. i. fie enticheiden 
über die Berordnungen, indem fie über die Berfligungen entjcheiden). 
„Die Stellung deutiher Minifterialreftripte über den Sinn von Ber- 
waltungsgefeßen vertreten in England allgemein die von den Gerichten 
über einzelne vorgebradte Fälle ergangenen Entjheidungen; 
aus Eammlungen derartiger Entſcheidungen erholen fi die Lokalbehörden ihre 
Belehrungen, und die Gentralbehörde macht, wo bei verfchiedenen Lokalbehörden 
eine verjchiedene Auffaffung des Geſetzes hervortritt, es ſich Tediglih zur Auf 
gabe, gerichtliche Entfcheidungen zu provociren, und fie dann der Lofalbehörde 
mitzutbeilen.” ©. 55. 56.) Allerdings bezieht fi das, was Kries ‘hier fagt, 
zunächſt nur auf die Armenpflege; e8 ift aber dieß der reinfte Ausdrud bes ganzen 
englifchen Princips; und von ihm aus wird es nun leicht fein, die Anwendung 
auf den Hauptvertreter des englifchen Behördenthums, ven Friedensrichter, 
zu machen, um fo mehr, da bier Gneift die Grundlagen des BVerhältniffes 
bereits in ziemlich Harer Weife anfgeftellt hat. 

Der Friedensrichter ift namentlich nicht bloß der Richter, fondern er if 
zuglei die Bermwaltungsbehörde, und als folde das Organ, dem alle 
Alte der königlichen Gewalt übergeben find, und das daher auch jelbft die Ber 
fügungen erläßt, um die es fi handelt. Das Amt des Friedensrichters 
it daher die vollffändigfte Verfhmelzung der Juſtiz mit der Ad 
miniftration, die es gibt. Und bier mußte es fih nun darum handeln, 
welches von beiden Elementen den Vorrang vor dem andern gewinnen werde, 
Nach dem obigen Grundfag konnte dieß nicht zweifelhaft fein. In jener, um 
Friedensrichteramt gegebenen Verſchmelzung von Gericht und Verwaltung konnte 
der Gegenſatz zwiſchen Geſetz, Verordnung und Verfügung, der diefelbe auf 
dein Eontinent unmöglich machte, darum nicht in diefer Weife zur Erſcheinung 
fommen, weil eben die Verordnung vermöge der Etellung des Parlaments felbft 
ein Geſetz war, und daher die England eigenthlimliche Erſcheinung auftritt, daß 
eine Verfügung, wenn fie mit dem Geſetze als Verordnung übereinftimmt, keine 
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eigentliche Berfügung, fondern ein Richterſpruch ift, während eine Ber- 
füägung, bie auch nur einer Verordnung emtgegentritt, flet3 flatt der Berant- 
wortlichleit die perfönliche Haftung des Beamteten, und mithin ein Klagredt, 
nie aber ein Beſchwerderecht erzeugen kann, denn e8 gibt ans allen vielen 
Gründen in England keinen Beift der Regierung oder ihrer Berorbnungen, 
welche der Friedensrichter zu befolgen hätte, fondern nur den Wortlaut ber 
Geſetze, die er auszuführen hat. Daraus nun entflanden bie beiden Gonfe 
quenzen, welche das Syſtem der Behörbewerantwortlichleit beim Friedensrichter 
— zum Unterſchiede von den Übrigen Behörden — dharalterifiren. 

Offenbar nämlich mußte die Aufgabe des Friedensrichters, als Bermal- 
tungsbehörde dennody nur Juſtizbehörde zu fein, zunächſt die erſte, ſchon oben 
bezeichnete Folge haben. Der Friedensrichter mußte für jeden Erlaß dem⸗ 
jenigen bürgerlich haften, den er zum Gehorfam zwang. Dieler Grundſatz 
wird ganz offen anerkannt, und fo entfteht das, was Gneift jo ſchön als die 
ſtrafrechtliche und die civilrechtliche Berantwortlichleit der Friedensrichter darftellt 
(8. 74. 75). Das wäre nur. vollftändig confequent geweſen, wenn die Thätigfeit 
diefeg Organs auch wirklich nur eine judicielle, oder daffelbe nur die reine, 
zu feiner felbfändigen Willensaftion in einer Verordnung beredhtigte Be» 
hörbe fiir die Bollziehung gewefen wäre. Allein der Friedensrichter follte zu» 
glei die Berfügungsgewalt Handhaben. Dadurch entfland nun natürlich der 
Widerſpruch, daß das Klagrecht auch auf denjenigen Punkten berechtigt eridhien, 
auf weldhen der Natur der Sadhe nah nur die Beſchwerde zuläffig fein 
fann. Um diefer Klage zu entgehen, mußte der Friedensrichter daher für jede 
Berordnung ein pofitives Recht anflihren können, deffen firenge Ausführung 
diefe Verordnung enthalten folltee Konnte er das nicht, fo war er natürlich 
ſachfällig, mochte fonft die Verordnung auch noch fo nothwendig erjcheinen. Das 
nun machte jelbftverftändlid den ganzen Theil der Verwaltung, der nun einmal 
auf den Verordnungen beruht, im höchſten Grade gefährlich für die Friedens⸗ 
richter al8 Verwaltungsbehörde, und ſetzte ihm jedenfall3 namentlich da, wo er 
mit reihen und mächtigen Männern zu thun hatte, weitläufigen und fchwierigen 
Proceffen aus. Der Widerſpruch, das Beſchwerderecht nur als Klagredht zur 
Geltung bringen zu wollen, erzeugte ſomit eine große Unficherheit in der Rolle 
ziehung überhaupt. Das englifche Leben ward dadurch gezwungen, einen Weg 
zu finden, der, ohne das Princip der richterlichen Thätigkeit und das der ſtrengen 
Geſetzmäßigkeit der Verwaltung zu bredden, dennoch jenem Bedürfniß Rechnung 
tragen konnte. Wie dieß gefchehen ift, bat Gneift theils in feinem großen 
Werte, theils in dem angeführten Gutachten jehr ſchön dargeftellt, obgleidy wir 
durchaus nicht mit ihm darin libereinftimmen können, daß dieß eine Juris⸗ 
diction Über das öffentliche Hecht“ geworden fei, jondern es ift vielmehr gar 
nichts anders als die gefeglihe Uebertragung der Berordnung 
gewalt an die rihterlihde Behörde, allerdings „grundfäglich immer mit 
einer concurrirenden Gewalt der Reichsgerichte“ (Bd. IL. 8. 73 und Gutachten 
©. 9), nur daß diefe Gewalt auf dieſem Gebiete in der That feine richter⸗ 
liche, fontern eine Verwaltungsgewalt der höhern Gerichte, d. i. unfere 
„Adminiftrativjuftiz” if. Es entfteht nämlich, fobald man empfindet, daß die 
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Friedensrichter eine dag wörtliche Geſetz erfegende und erfiillende Verordnungsgewalt 
haben müffen, allmählig das, was Gneift „eine Deklaration der Weile 
und der Schranken für die Ausübung der Polizei-, Finanz⸗, Militärhoheit* 
nennt, und deren einzelne Fälle in IL. 17. 19. 35. 64. 78. 91. 98. aufführt. 
Nur ward den Yriedensrichtern dieſe Gewalt als ſolche nicht gegeben, ſondern 
man nahm fie als ihnen zuftebend an, beftimmte aber, und das iR der 
Kern der Sache, daß auch da, wo fein ausdrückliches Geſetz ben Friedensrichter 
in feinen ordres ſchützt, derſelbe dennoch nur dann verurtheilt werben fol, 
wenn er einen Aft erlaffen bat, der „maliciousiy“ und ohne „reasonable and 
probable cause“ vorgenommen ift; das muß der Kläger in feiner Klagfchrift 
ausdrücklich anführen und auch beweifen; ſchon im Falle eines unvollftändigen 
Beweiſes erfolgt Freifprehung. Die hieher gehörigen Grundſätze haben fidh im 
Laufe der Jahrhunderte langſam dur die Praris ausgebildet, und find in 
neuefter Zeit durch die Act. 11. 12. Vict. c. 44 (An act to protect Justices 
of the Peace from vexatious actions for acts done by them in execution 
of their office) 11. Aug. 1848 zu einem ausführlichen Geſetz formulirt. Es 
ift gar fein Zweifel, daß bier die Form eines bürgerlichen Procefie mit ge- 
wöhnlicher Klage, aber das Wefen einer Beſchwerde vorliegt, und daß das 
Urtheil der höhern Inſtanz, welches mithin bier nicht mehr auf dem Verhältniß 
der Ordre des Justice of the Peace zu einem pofitiven Gejeß, fordern auf der 
abminiftrativen Zmwednäßigfeit der Verordnung an fi — reasonable cause — 
geradezu ein abıniniftratives Urtheil fiber eine Beſchwerde ift. 

Die zweite Folge jener engliſchen Auffaffung befteht num darin, daß es 
natürlich aud keine verſchiedenen Inſtanzen für Beichwerde und Klage, fo 
wenig als ein verjchiedenes Verfahren gibt, fondern daß vielmehr die bürger⸗ 
lihen Gerichtsinftanzen zugleich die regelmäßigen Beſchwerde-Inſtanzen 
find. Ohne uns nun hier auf diefen Inſtanzenzug einlaffen zu wollen, heben 
wir nur die beiden Conſequenzen hervor, die diefer Grundſatz erzeugt. Die 
erfte Folge ift, daß jedem Einzelnen gegen jeden Ausſpruch des Justice of 
peace die Appellation zunädhft an die Quateriy session der Friedensrichter zu⸗ 
ſteht; die zweite Yolge ift aber die, daß, da das Recht des Friedensrichters 
iiberhaupt von der Krone ausgeht, die legtere auch das Necht behält, den Alt 
des Friedensrichters in jedem Augenblid demjelben abzunehmen, und durd ein 
böheres Gericht vollziehen zu laſſen. Ganz offenbar enthält diefer zweite Punkt 
ſchon etwas, das liber das eigentlich gerichtliche Berfahren hinausgeht; man 
fieht ihm an, daß in ihm etwas anders Iebendig ift, als das bloße Urtheil, 
und daß diefes Andere fih allmählig zu einer felbftändigen Potenz entwideln 
muß. Diefes Abberufungsredht des Königs gegenüber dem rechtlichen und 
zugleich adminiftrativen Verfügungsrecht des Friedensrichters geichieht durch das 
writ of ceriiorari. Es lann dieß writ of certiorari erlaffert werden in folge 
einer Berufung eines Einzelnen; es lann aber au, und zwar ganz ohne be 
jondere geſetzliche Vorfchrift, erlaffen merden von der Krone ſelbſt und ihrem 
Attorney general. Es fcheint daher Hier die obere Inſtanz in der Funktion 
einer oberauffehenden Behörde über die Rechtspflege des Friedensrichters; bie 
höhere Behörde tritt fhon an die Stelle der höhern Inſtanz. Die zweite 


Form der Abbernfung zeigt dieß jeboch noch dentficher. Wenn der Friedens⸗ 
richter diejenigen Alte nit vornimmt, welche in feine Zuſtändigkeit fallen 
(was wir den fogenannten Sompetenzconflitt nennen wiärben), fo Tann dieſe 
höhere Behörde oder Inſtanz, die Kings Bench einen Befehl erlaflen, durch 
welchen dem Friedensrichter oder den entiprechenden Behörden anbefohlen wird, 
„Net zu ertheilen nach ihren Amt2gewalten, wo foldyeß verzögert ift“ (Black⸗ 
ftone III, 110). Allerdings ift die Boransjegung dabet immer, daß einem Geſetze nicht 
Beniige gefchieht; allein da der Friedensrichter zugleich die polizeiliche, alfo die 
Bermwaltungsgewalt übt, fo enthält dag Mandamus feinem Weſen nad auch 
den Befehl, die dur die Erforberniffe der Berwaltung nöthig gewordenen 
Amtsthärtigleiten vorzunehmen, wobei er freilich nicht gegen dag Law am 
flogen darf. — Allerdings ift num dabet wohl zu bemerten, daß es für eine 
Reihe von Vermaltungsverhältniffen eine Reihe von befondern Behörden und 
mithin auch Gerichten gibt. So ift der Lord High Chancellor die höchſte 
Behörde für alle milden Stiftungen, die High Court of Chancery iſt das 
Bormundfchaftsgericht; die Exchequer Chamber hat in ihrer Queens Bench 
die Regalien, in ihrer Court of Exchequer die Steuerdefraubationen, und flieht 
wieder unter der Chamber of Lords als Oberinftanz ; dadurch beftehen eine 
Neihe von Special Courts und diefe Gerichte haben keine Berfüigungsgewalt, 
fondern ihre Entſcheidungen bilden eben das Verwaltungsrecht ihrer einzelnen 
Gebiete. Das Weſen der Haftung und Verantwortlichleit wird dadurch nicht 
affizirt. Daffelbe bleibt auf allen Punkten die Verſchmelzung der Berant- 
wortlichleit mit der Haftung, beruhend auf der Berfchmelzung der Berorbnung 
mit dem Geſetz, und damit ein FFriedensrichter die vollftändige, jedoch durch bie 
gerichtliche Appellation an die höhere richterliche Inſtanz gemilderte Verſchmelzung 
der Juſtiz und der Adminiftration, die weder einen Berwaltungs- 
gerichtshof, noch eine Beſchwerde, noch einen Competenzfireit möglich macht. 


Frankreich. — Die Hiftorifhe Grundlage. 


Das, was wir das Syſtem der Berantwortlichleit der Behörden genannt 
haben, ift nun in fo fpecififher Weife in Frankreich ausgebildet, hängt fo innig 
mit feiner ganzen innern Entwidlung zufammen, und hat daneben einen fo großen 
Einfluß auf die deutſche Rechtsbildung gehabt, daß wir uns geftatten müſſen, 
es genauer darzuftellen, weil nur dadurch eine Neihe von Unklarheiten in 
der Beurtheilung diefer durchaus eigenthiimlichen Rechtswelt befeitigt werben 
können. 

Frankreichs ganze Geſchichte zeigt uns, ſo weit wir blicken, einen beſtän⸗ 
digen und zum Theil verzweifelten Kampf des centralen Königthums mit der 
urſprünglich in Frankreich ſo gut als in Deutſchland geltenden lehensherrlichen 
Selbſtändigkeit. In dieſem Kampfe handelt es ſich eigentlich keineswegs um 
gewiſſe allgemeine Principien und abſtrakte Rechtsgrundſätze. Wir ſehen viel⸗ 
mehr gleich von Anfang an das Königthum mit ſeinen Beamteten umgeben, 
und die Monarchie mit einem Syſteme von Organen umfaſſen, die im Namen 
der souverainetld das höchſte Recht im Reiche zu verwalten hatten, Ich darf 
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dabei wohl auf meine franzöfiiche Nechtsgefchichte verweiſen, in der diefer Ent- 
widlungsgang feit dem 18. Jahrhundert, wie ich glaube, fo weit es innerhalb 
befhräntten Raumes möglid war, an den baillis, sénéchaux etc, nadıge 
wiefen, und zugleich gezeigt if}, wie, fih diefer königlichen Gewalt naturgemäß 
die Communes anfcloffen, die im Königthum ihre wefentliche Stuttze gegen die 
Lehensheren fanden. Die königliche Gewalt und mithin namentlich die allgegen- 
wärtige und einbeitlihe Funktion der großen Töniglichen Beamteten war daher 
die Quelle der Einheit; in ihr war die wahrhaft ftaat- und rechtbildende Potenz 
gegeben, fie war das eigentlihe Frankreich. Sie hatte daher in Frankreich eine 
ganz andere Funktion als in England. Sie follte nicht bloß Ruhe und 
Ordnung erhalten und jchaffen, fondern fie follte in der That die Staatsidee 
jelbft, gegentiber dem gegebenen Lehenrecht zur Verwirklichung bringen. Sie trat 
damit nicht etwa mit ihren einzelnen Thätigkeiten, fondern fie trat mit ihrem 
ganzen Lebensprincip der Lehens⸗ und Grundherrlichkeit entgegen; fie konnte 
grundfäglih die Rechtsanſchauungen, melde aus diefen bervorgingen, für ſich 
gar nicht anerkennen; fie bildete eine Welt für fi), getragen in der Thätigfeit 
und dem Rechte aller einzelnen königlichen Organe. Die natürliche Folge davon 
war, daß fie die Gerichtsbarkeit der aus dem Lehensrecht und der feudalen Selb» 
tändigfeit der einzelnen Provinzen herworgegangenen Gerichte für dieſe ihre 
Thätigfeit unmöglich anerfennen fonnte; fie durfte in dem Widerſpruch der 
(eteren mit dem beftehenden Recht kein Unrecht anerlennen, ohne mit ſich und 
ihrer ganzen Miffion ſelbſt in Widerfpruch zu gerathen; fie mußte daher eine 
Rechtsweit flir fich bilden und diefe Nechtswelt für fi) auch verwalten, ohne fich 
dem bürgerlichen Gerichte zu unterwerfen. Schon fehr frühe nun mußte fi 
allerdings für diefe, der Löniglichen centralen Gewalt eigenen, in ihren Beam⸗ 
teten vertretenen Rechtsordnung ein gewifles Mechtsprincip, ein höherer gemein⸗ 
'amer Rechtstitel bilden, der biefelben von dem bürgerlichen echte fchied und 
da8 Maß der Unterordnung des hiftorifhen Rechts unter das königliche abgab. 
Diefes Princip ward, wie es in ſolchen Fällen immer gefchieht, Zahrhunderte 
lang mehr gefühlt als formulirt; e8 war der Gedanke, daß die Bedingungen 
und Intereſſen der Einheit und Gemeinjamkeit, wo fie mit dem geltenden Recht 
in Collifion kamen, fi das lektere im Namen Frankreichs unterordneten. Die 
tiefe Wahrheit, die in diefem Gedanken lag, ward nun aber zum Untergang der 
‚sreiheit dadurch, daß das franzöfiihe Volk als Ganzes feine Geſetzgebung ſchon 
mit dem 15. Jahrhundert verlor, und die Unfreiheit der Iandesherrlichen Selbſt⸗ 
verwaltung eine felbftändige Xhätigkeit der Gemeinden fo gut als ganz Ne 
thunlich machte. Die königliche Gewalt mußte daher — und gerne genug that 
fie eg — die geſetzgebende Funktion des Parlaments und des selfgovernment 
Englands übernehmen und fi mithin ihr eigenes Recht bilden. Diefem Brincip 
gegenüber erhielt fi nun die feudale Eelbftändigleit mwejentlih in dem Syſtem 
der franzöfifhen Parlamente. In fie fllichtete fih gleichſam der Grundſatz, 
daß die Gefammtheit des Volles ein Recht auf Theilnahme an der geſetzgebenden 
Gewalt Habe, und daß daher auch gegenfiber der Verordnungsgewalt bes könig⸗ 
lien Organismus das beftehende Recht durch die bürgerlichen Gerichte vere 
mittelft des Klagrechts noch eine Bertretung finde Auf diefem Grunde beruht 
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die neuere Verfaſſungsgeſchichte ſeit der Mitte des 17. Jahrhunderts. Unter 
Ludwig XIV. geht die fländifche Theilnahme — das Recht der Etats provincieux 
und Etats de France an ber geſetzgebenden Gewalt zu Grunde, und das Wert: 
l’Etat c'est moil bedeutete daher in Wahrheit durchaus nicht, daß der König 
der Staat, fondern daß er der Herr der Stände fei. Unter Ludwig XV. 
verfuchen die Parlamente den Kampf aufzunehmen, indem fie das gerichtliche 
Berfahren auf Grundlage einer Verordnung verweigern, und den Grunbfay 
aufftellen, daß, wie wir jetzt wiflenfchaftlich jagen müffen, eine Verordnung nur 
dann ein Geje wird, wenn das Parlament fie ala Geſetz anertennt. Diele 
Anerkennung geſchah dann fürmlih durch die Eintragung in die Bücher der 
Parlamente, oder durch das Enregistrement. Das Recht der Parlamente ward 
nun zwar vom Könige anerlannt, aber derſelbe behielt fi das Recht vor, die 
Enregistrement aud gegen den Willen des Parlaments zu befeblen, und bamit 
feiner Verordnung die Kraft eines Geſetzes zu geben. Das geihah durch das 
fogenamute Lit de justice.e So ward die Selbfiherrlichleit des Königthume 
hergeftellt; aber eben in den Parlamenten blieb die Idee des Befetes im Gegen- 
fat zu der Verordnung lebendig, und von diefem @efichtöpunfte müflen die Er⸗ 
fheinungen unter Ludwig XVL, die Ereigniffe unter Meaupou und Maurepas 
erklärt werden, was ung bier zu weit führen wilrde. Jedenfalls aber leuchtet 
es ein, daß in diefem zum Theil ſehr fcharfen Gegenſatze die verorbnende und 
vollziehende Gewalt des königlichen Organismus, wenigftens jo weit ſich diefelbe 
auf ſtaatliche Rechte und Intereſſen bezog, fih dem Syſtem jener 
bürgerlihen Gerichte unmöglich unterwerfen konnte, wenn fie nicht der unzweifel- 
haften Berurtheilung gewiß fein wollte. Sie mußte daher, indem fie dem 
letgtern das rein bürgerliche Recht als ihre Domäne überließ, daß öffentliche 
Recht, als gauz in ihrer ausfchlieglichen Competenz liegend, aufftellen, und dieß 
mit ihren eigenen Organen verwalten. So entftanden ſchon lange vor der 
Revolution zwei große, jelbfländige, principiell von einander gefchiedene Rechts» 
gebiete; und nun muß man die Thatſache fefthalten, daß die Revolution dieſes 
Frankreich eigenthümliche Berhältniß weder geſchaffen nod geändert, fon- 
dein ed nur Sharf und gefeglidh formulirt hat, und daß noch gegen- 
wärtig der gefammte öffentliche Rechtszuſtand der Verwaltung nichts anderes 
ift, als eine organifche Ausbildung des obigen Verhältniſſes. Wir milffen daher 
die Idee des franzöſiſchen Verordnungsrechts und des Contentieux weder mit 
England noch mit Deutfchland vergleihen; wir müſſen fie vielmehr aus der 
Staatsidee Frankreich — in der That eben das, was wir die Individualität diefer 
ftaatlihen Perföntichkeit nennen müffen — entwideln. Ihr innerer Zuſammen⸗ 
hang mit den Grundſätzen des revolutionären Rechtslebens ift folgender. 

ALS die Nevolution dem Volke feine erfte Verfaffung gab, und Geſetz und 
Berordnung ftrenge fchied, hätte man wohl denken follen, daß fie auch das 
ganze Syftem durch eine mohlorganifirte Berantmwortlichleit der Behörden neben 
der der Minifter vollenden werde. Allein die war nicht der all. Im Gegen⸗ 
theil erhielt fie das alte Syſtem auf der neuen Grundlage, und fo entflanden 
die folgenden Grundſätze und Inftitutionen. Die Revolution, indem fie die Fdec 
der ftaatlihen Einheit Iranfreih8 unbedingt annimmt, flellt den Grundfag 
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auf, daß diefe Einheit nicht michr im Königthum, jontern in der „Nation“ 
ruhe; „la souverainete appartient & la nation, elle est une et indivisible,* 
Alles pouvoir ex&cutif geht von diefer, Tas Königthum vertretenden Nation 
aus, die Folgen dieſes Principg greifen fofort auf das Tiefſte ins Berwaltungs- 
recht hinein. Die Nation macht allerdings das Gefeß, die loi. Allein das . 
kann au eben nur die Nation als volonte generale; ihr Recht darauf ift 
un, indivisible; mithin it grundfäglich jeder ſelbſtändige Wille eines 
Theiles oder Gliedes des Ganzen, und mithin auch die felbfithätige Willens- 
beftiimmung der Eelbftverwaltung ausgefchloffen; es gibt nicht bloß feine 
Selbitverwaltung und fein Berfügungsreht in Frankreich, e8 kann feine 
geben; fte ift ihrem innerften Wejen nah im Widerfpruch mit der franzöfifchen 
Staatsbildung; die weitere Folge davon ift, daß allerdings das pouvoir exé- 
eutif dem Geſetze zu gehorchen hat; wo aber ein Gefetz eben nicht exiſtirt, oder 
wo die souverainete der Einheit mit der Auslegung des Gefetes in Collifion 
fommt, da muß die vollziehende Gewalt ſich felbft ihre Rechtsordnung bilden 
und verwalten. Die Gefammtheit diefer, die Verordnung und BVollziehung 
umfaffenden Thätigleiten ift nun der ächt franzöſiſche Begriff der administration, 
Diefelbe bedeutet demnach keineswegs bloß die Vollziehnng des Geſetzes, fondern 
fie ift die Verwirklichung der souverainete une et indivisible, der Staatsidee, 
des Staatsintereffes als ein jelbftändiges, großes Rechtsgebiet der Thätigkeit 
des Staats in der gefammten Funktion jeiner Behörden, gegeniiber auch dem 
bürgerlihen Rechte. Wo beide in Conflikt mit einander gerathen, da muß 
mithin das Einzelreht dem öffentlidyen Recht, das Einzelintereffe fich dem öffent- 
lihen Intereſſe unterordnen, und da nun der Organismus der Adminiftration 
der Träger und Vertreter dieſes öffentlihen Rechts und Intereſſes gegenüber 
eben dem Einzelnen ift, jo muß derjelbe auch das Recht haben, das Maß diefeg 
öffentlichen Rechts und Intereſſes zu befiimmen, d. h. die Verordnungsgewalt 
hat fi ihr eigenes Recht im Namen des öffentlichen Interefjeg zu bilden und 
jelbft über die Gränzen derfelben zu wadhen. Damit erhält die Admini- 
ftration ein, auf ihrer Auffaffung des öffentlichen Intereſſes beruhendes Recht; 
und da nun die Gerichte nur über daß pofitive Geſetz entſcheiden, fo folgt, daß 
es jet nach der Revolution eben fo unmöglich ift, ihnen eine Juris 
diction Über die obige Verordnungsgewalt der Berwaltung ein 
zuräumen, als e8 das vorher war. Das droit administratif bildet 
daher einen Körper fiir ſich; es ift das, durch die Verordnungsgewalt beftimmte, 
in den Verordnungen enthaltene Hecht des öffentlihen Intereſſes 
gegenüber dem Einzelnen, oder, wie Blod es in feinem Dictionnaire furz und 
Har definirt: „Le droit administratif est cette partie du droit qui rögle les 
rapports des citoyens avec les services publics et des services publics 
entre eux“ und (v. administration): „l’administration est charg6e des interäts 
generaux, tandis que la justice a pour mission la solution des difficultes 
qui s’elövent entre des interäts prices“ (f. aud) oben unter Verwaltungsrecht). 

Unfere Aufgabe ift es nun, die zum geltenden Recht Frankreichs geiwordenen 
Conſequenzen dieſes an fich einfachen Grundjages, und zwar eben für das 
Syſtem der Berantwortlichleit des Behördenſyſtems hier darzulegen. 

Etein, die Verwaltungslehre. 1. 27 


Diefe nun beftehen in den ächt franzöfifchen Begriffen flir das Klagrecht gegen 
die Beamteten, dem contentieux, der jurisdiction administrative, und dem 
conflit. 


1) Die Haftung und die Verantwortlichleit der Beamteten dem Princip nad. 


Die erfte Folge von dieſem Grundfag war nun die, daß Haftung und 
Verantmwortlichleit der Beamteten nur innerhalb derfelben Rechtsſphäre 
vor fi gehen konnte, welde dur diefe Eelbftändigfeit der Berwaltung 
in ihrer Funktion gebildet ward. Es ward daher natürliches Princip, daß 
man die neuen Vertreter der großen Verwaltungsgejeße von der Verantwort⸗ 
lichkeit vor den Gerichten ausfhloß, die ihrerfeits noch auf der Baſis 
des früheren Rechts funktionirten, Diefe ftrenge Gränze der amtlichen Verant- 
wortlichleit von der bürgerlichen ward eine der großen Grundlagen für die 
Verwirklichung der nenen Verwaltung; fie war in der That anfangs die Siche- 
rung des Beamtenſyſtems gegen die Einzelinterefjen der noch immer nicht ber 
wältigten ftändifchen Gemalten, und dieſelbe Gefegebung, welche das Princip 
des Rechtsgleichheit zum leitenden Gedanken für das gefammte öffentlide und 
Privatrecht machte, ſchloß grundſätzlich die gerichtliche Klage von jeder Amte- 
handlung aus, ganz gleihgültig dagegen, ob diefe Amtshandlung gegen bie 
Geſetze verftoße oder nicht. Die Assemblee constituante fühlte das fehr deut. 
li heraus. Sie empfand daher das Bedürfniß, einerfeit8 die Gerichte neu 
zu organifiren, andererfeits die Vollziehung der Gefeße auch gegenüber ten 
neuen Gerichten zu fihern. Beide Aufgaben zugleich follte das Geſetz vom 
16.—24. Auguft 1790 (T. 11.) über die neue Organijation der. Gerichte löſen. 
Diefes Geſetz ift eines der merkwürdigſten in der ganzen Revolution. Es ftellte 
nämlich die Organijation der Gerichte auf; es ftellte aber daneben den Grunt- 
fat hin: „que les tribunaux ne peuvent prendre indirectement ou directe- 
ment aucune part à l’exercice du pouvoir lögislatif, ni empächer ou sus- 
pendre l’execution des lois* (art. 10); „que les fonctions judiciaires seraient 
distinctes et demeureraient toujours separees des fonctions administratives,“ 
und namentlid, „que les juges ne pourraient, à peine de forfaiture, 
troubler de quelque maniere que ce soit les operations des corps administra- 
tifs, ni citer devant eux les administrateurs pour raison de leurs fonctions* 
(art. 12). Diefer Grundjag ward nun mehrfah und ausdrücklich wiederholt; fo 
im Gefeß vom 2. September 1795 — „ileratives defenses aux tribunaux 
de connaitre des actes administralifs, de quelque espece qu’ils fussent“ 
und öfter. Eine ſolche Beftimmung war nur biftorifh zu erklären, aber ihr 
Inhalt war allerdings unzweifelhaft genug. Jede Gompetenzfrage über bie 
Verwaltungsakte einer vollziehenden Behörde ift definitiv den Gerichten 
entzogen, und den VBermwaltungsbehörden übergeben. Mit diefem 
Princip beginnt in Frankreich die Lehre vorm Contflit de competence; darnach 
gibt es, im geraden Gegenſatze zu England, feinen Competenzconflikt, jondern 
nur einen Commpetenzftreit; die Klage ift definitiv anggefchloffen, und nur Die 
Beſchwerde zuläffig. 
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Schon im felben Jahre, wo das Gele vom 16.—24. Auguft erlafjen 
ward, feher wir den Competenzftreit zwifchen Juſtiz und Adminiftration ent- 
fteben; und ſchon das Geſetz vom 7.—14. Oktober 1790 entſchied: des recla- 
mations d’incompetence & l’&gard des corps administratifs ne sont, en 
aucun cas, du ressort des tribunaux; elles seront portees au Roi, chef 
de l’administration generale, et dans le cas oü l’on pretendrait que les 
Ministres de Sa Majesté auraient fait rendre une decision contraire aux 
lois, les plaintes seront adressees au corps legislatif.“ 

Damit war eigentlich nicht bloß die Verantwortlichkeit, fondern auch die 
Haftung in die Hände der Verwaltung felbft gelegt. Die zweite entjcheidende 
Trage war die, ob man beide nun ganz willtürlich den höheren Behörden 
überlaffen, oder fie mwenigfteng als etwas felbftändiges organifiren wolle Das 
lettere war erft möglich durch die Errichtung eines eigenen Organs für die 
enticheidenden ragen des Verwaltungsrechts. Dieß Organ war zuerft das 
Staatsoberhaupt felbft. Unter Napoleon ward diefe Aufgabe dann dem Staats- 
rath Frankreichs, dem Conseil d’Etat übertragen. So warb daher ſchon vor 
dem neungehnten Jahrhundert Grundfag, daß in diefem Conseil d’Etat der 
Kern der Gerichtsbarkeit tiber das gefammte Behördenſyſtem liege, jelbft da, wo 
fih dafjelbe gegen ein pofitives Gejeß vergangen habe. So entfland aus der 
Beltimmung, daß grundjäglich die Amtshandlung überhaupt als etwas ange- 
jehen wurde, was der Competenz der Gerichte entzogen fei, die weitere, daß, 
wie es fih um eine einzelne Amtshandlung handle, eine gerichtliche Verfolgung 
nur unter fpecieller Zulaffung des Conseil d’Etat möglich fei. Das erfte 
Geſetz, das dieſen Grundfag zum formellen Ausdrud bringt, ijt die Conſtitu⸗ 
tion vom Jahr VIII. a. 75. „Les agents du Gouvernement ne peuvent 
etre poursuivis pour les faits rdlatifs a leurs fonctions qu’en vertu 
d’une decision du Conseil d’Etat.*“ Der Grundſatz blieb als Ausdrud der 
firengen Scheidung des Behördentbums vom ſtaatsbürgerlichen Recht; am 
klarſten jagt darüber Laferriere (Droit publique et administratif I. Ch.11.): 
Cet article n’est pas reproduit dans la Constitution de l'an 1830, mais 
il est dans nos maurs publiques.“ — Die neue Organifation des Conseil 
d’Etat vom 25. Sanuar 1852 Hat ihn jedoch fpeciell wieder anerkannt. Es 
ift der Ausdrud der für die richtige Beurtheilung Frankreichs entfcheidenden 
Thatſache, daß Frankreich zwar die erfte freie Berfaffung auf dem Continent 
gehabt, aber zum Begriff und Net einer freien Verwaltung fid nie 
erhoben hat. Das nun wird im Yolgenden beftätigt. 


2) Le contentieux. 


Gerade dieſe firenge Echeidung des ganzen Behördenthums vom flaate- 
bürgerlihen Recht war e8 nun wohl, melde bei dem Gintritt einigermaßen 
georbnieter Zuftände es unmöglich” machte, die obigen Grundfäge auch wirklich 
bis zu ihrer Äußerften Conſequenz in der Praxis durchzuführen. 

Die Revolution nämlich hatte, wie wir gefehen, den Begriff und das 
Necht des Geſetzes aufgeftellt, und das Weſen und Hecht der Berordnung davon 
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in der Weiſe geſchieden, daß die letztere nur als Bollzugsverordnungen er- 
ſchien, nnd daher den Geſetzen grundfägfih untergeordnet war. Run aber 
beruhte die gefammte Thitigfeit der Behörden denn doch auf ben Berordnungen. 
Entzog man nun diefe Thätigleit der Behörde ganz den Folgen, welche die 
Verlegung der Geſetze nad) fi 309, jo war im Grunde für die geſammte 
Staatsverwaltung dag „Gele“ ein leerer Ehall, und das Syſtem der voll» 
ziehenden Gewalt, deſſen Pinifterium die Verordnungen gab und deſſen Be- 
börden fie in den Berfiigungen ausführte, war damit Richter in eigener Sadye 
und außerhalb des Gefetes. Diefe Confequenz war auch für die firenafte 
Form der Bureankratie denn doch unmöglid. Man mußte ſich daher, da man 
trogdem beide Principien beibehalten wollte, zu einem eigenthlimlichen, ganz 
neuen Syſtem entihließen, das in merkwürdiger Weife eine ganz neue Kategorie 
von Rechten und Rechtsverhältniffen aufftellte, die zwiſchen dem Recht des 
Geſetzes und dem der Verordnung mitten inne lag. Und dieß ift das Syſtem 
des contentieux, das wir jetzt darzuſtellen haben. 

Da unſeres Wiſſens feine einzige deutſche Arbeit exiſtirt, welche den con- 
tentieux und die ſich daran ſchließenden Begriffe der jurisdietion administrative 
eingehend behandelt hätte, ſo müſſen wir die geſammte Baſis deſſelben hier 
darlegen. In der That iſt es weder Mohl in feiner Literatur der Staate- 
wiſſenſchaft III. S. 376, noch unferer eigenen erften Auflage gelungen, die an 
fi einfachen Berhältniffe fo zu bezeichnen, daß die Hauptfadhe daraus Har ge- 
worden wäre. Dennoch ift die Sade von größter Bedeutung für die beutfche 
Rechtsbildung, da fie bis jeßt faft ganz ein, allerdings noch dazu fehr unfertiges 
Nachbild auch dieſes franzöſiſchen Muſters darbietet, und wir unter allen 
Umftänden fehr viel aus diefem franzöfiihen Recht lernen werben. 

Gleich bei der erften Verfaſſung fteht nämlich im franzöfifchen Necht der 
Grundfag feft, daß jede NRedtsfrage nur von einem Gerichte entichiebe 
werden kann. Tiefen Grundſatz als folcden bat keine fpätere Aenderung der 
Berfaffungen jemals angetaftet. Da nun die Organe der Adminiſtration ehr 
wohl auch ihrerfeits in Nechtsftreitigkeiten nicht bloß durch perſönliche Hand- 
lungen, fondern eben vermöge ihrer Amtsthätigkeit gelangen fonnten, jo mußte 
man, wollte man nicht einen Ztaat im Staate haben, die gerichtliche Zu- 
ftändigfeit der Bramteten mit dem obigen, gleihfals auf der Revolution be« 
ruhenden Grundſatz in Einklang bringen, daß die Gerichte „in den Gang der 
Verwaltung auf feinen Fall eingreifen” dürften. Dieß geſchah nun in der 
Meife, daß man, anftatt die Beamteten vor dem ordentlichen Gericht verant- 
wortli zu machen, ein zweites Eyftem von Geridten neben die 
ordentlichen Gerichte ſtellte, dieſem zweiten Syſtem feine befondere, won der der 
ordentlichen Gerichte fo beftimmt als möglich getrennte Competenz gab, und 
für diefe Competenz ein eigenthüimliche8 Verfahren einführte, jo daß Frank⸗ 
reich zuerft in der Welt zwei grumbverfchiedene Gerichtsverfaffungen und Ge« 
richtsordnungen befitt, das Syſtem der ordentlichen (bürgerlichen) Gerichte, der 
tribunaux eivila, und das der Bermwaltungsgerichte, der tribunaux, 
oder nach franzöfifcher Bezeichnung der jurisdietion administrative. 

Das war der Meg, auf welchen zumächit der Gedanke eines eigenen Ber- 
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waltungsgerichts in die Welt trat. Wir werden fogleich fehen, welche &e- 
ftalt derjelbe annahm. Zunächſt aber war es allerdings nothmwenbig, biefem 
Gerichte nun auch feine organifhe Funktion zu geben, dasjenige Gebiet von 
Rechtsverhältniffen zu fcheiden, dag den bürgerlichen Gerichten genommen werben 
folte. Und den Grundgedanken dafür gab fhon Röderer in feinem Rapport 
zu dem Gefete vom 10—15 Juni und 6., 7., 9., 11. September 1791 über 
die Jurisdiction administration in einer Weife, daß die Elemente des ganzen 
formalen Syftems der Negiernngsverantwortlichleit hier ſchon Har erkannt find. 
Es gibt demnady eine administration generale, der Minifter, und eine ad- 
ministration locale. Dieſe hat trois services distincts: 1) l’administration 
proprement dite (er meint die Ausführung im Allgemeinen), 2) les jugements 
qui se rendent d’office en matière de contributions und 3) les jugemenis 
du contentieux dans toutes les partis de l’adminisitration. Ueber das erfte 
folen die höheren Behörden perfönlich urtheilen; Die zmeite Kategorie ſoll von 
den Organen der Seibfivermaltung, den Conseils de döpartement elc. ent- 
ſchieden werben; die dritte aber foll dem eigentlihen Berwaltungsgerichts- 
hof, dem Conseil de prefecture, unterftehen. Alle diefe drei Kompetenzen bilden 
nun im weiteren Sinne des Wortes den urfprünglichen Begriff des con- 
tentieux. Allein fpäter beſchränkte man viefen Begriff auf denjenigen Theil 
des urfprüinglichen contentieux, der ein fürmliches Verfahren zuließ, und 
nahm den erften Theil nur noch als ein uneigentliche8 contentieux auf, ohne 
e3 in der Jurisprudence administrative viel zu berüdfichtigen. Demnach ift 
der Unterfchied für ung feinen Augenblid zweifelhaft. In der That nämlid) 
war glei) anfangs jener erfte Theil nichts anderes, als dasjenige, was nad) 
unferer Darftellung Gegenftand des Beſchwerdeverfahrens bildet, der zweite 
und dritte Theil dagegen das, was wir als Klagrecht bezeichnet haben. In 
feiner urſprünglichen Geftalt umfaßt jener Gedanke der Verantwortlichkeit der 
Behörden nad) den Gefegen von 1791 daher ſowohl das Beichwerte- als das 
Klagredt; nur muß man fi hüten, den principiellen Unterfchied zwifchen 
beiden, wie wir ih bezeichnet haben, hier vorauszuſetzen. Im Gegentheil lag 
die Borftellung jhon 1791 fo: es gibt ein Mittel für jeden Act der Behörde, 
diefelbe zur Berantwortung zu ziehen, und das ift das Recht, fi) bei der 
höheren Behörde perfünlih zu beklagen (mir fagen „Beſchwerde“); mo jedoch 
ein förmliches Berfahren (wir fagen „Klage”) vor dem nen gefchaffenen 
Berwaltungsgericht eintreten fol, da muß die Kompetenz deſſelben ansdrücklich 
beftimmt fein. Und dieſe Beſtimmung ift uun chen die Beſtimmung des 
contentieux, . 

Allerdings Hat num die fpätere Jurisprudenz für diefe Unterfcheidung nad 
einem allgemeinen PBrincip gefucht. Namentlih hat M. Blod jene Beſchwerde 
auf die Verlegung der interdts prives, die Klage auf die der droits privés 
durch die administrative zurüdführen wollen. Allein diefer Gedanke, fo richtig 
er an fih ift, ift nicht franzöfifch; er ift ein höherer Standpunkt eines 
dentichen Geiftes. Die franzöfifche Zurisprudenz hat fi im Gegentheil von 
jeher darauf befchränft, ftatt eines leitenden Grundſatzes fiir jene Unterfcheidung 
nach einer möglichft genanen Beſtimmung der einzelnen Gompetenzfälfe 
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für die angeführten Berwaltungsgerichte zu fuchen. Und dieſe Eompetenz- 
fälle find es nun, welde den Inhalt des contentieux bilden, daher 
die voie contentieuse neben der voie gracieuse (f. unten) zulaflen und ſomit 
den Inhalt der justice administrative ausmachen. 

Natürlich nun war und ift esan uud für fih unmöglich, eben 
wegen des mangelnden Princips zu einer Scheidung des contentieux einerfeits 
von den OÖbjecten des voie gracieuse, andererfeitS zur Scheidung vom bürger⸗ 
lichen Recht zu gelangen, fo wie man jene Gränze nicht in dem Verhältniß zu 
Geſetz und Verordnung, jondern in der Bezeichnung der einzelnen Rechts—⸗ 
und Amtsthätigleiten der Behörden fuchen wollte. Denn es ift voll- 
fonımen Har, daß jede Amtsthätigfeit fähig iſt, ſowohl den Geift der Verord- 
nung, als das Intereſſe, als auch das Recht der Einzelnen zu verleken. Hier 
zuerſt zeigte es fi), daß es ein völliges Unding ift, einen wefentlichen und Durch 
greifenden Unterfhied zwifhen Adminiftrativ- und Juſtizſachen 
aufzuftellen. Dieß ward nun in Frankreich womöglich noch unthunlicher 
dadurch, daß man dem ordentlichen Gericht nicht bloß die eigentliche Amtsthätigkeit, 
fondern fogar die von Amtswegen eingegangenen privatredtliden Ber 
bindlichfeiten der Regierung entzog, welche dent contentieux zugerechnet 
und daher unter Ausfchliegung der ordentlichen Gerichtsbarkeit dem Verwaltungs 
gericht überantwortet wurden, während man andrerfeits wieder das ganze Ge» 
biet der eigentlichen Verfügungen, namentlich der Polizeiverfligungen ganz ohne 
Nüdfiht auf ihr Verhältniß zum Gejete, dem contentieux und aljo dem Ber- 
waltungsgeriht entzog. Es ift daher von jeher volllommen vergeblich geweſen, 
zu beſtimmen, mas eigentlich al8 Competenz der Berwaltungsgerichte, was als 
Competenz der höheren Behörde, was als Competenz der tribunaux civils an- 
zufehen fei — und diefe ganze gründliche Verwirrung der Begriffe und des 
Rechts Hat man in Deutfchland einfadh übernommen und ift in Gefahr, fie 
durh Lie Herftellung von „Verwaltungsgerichten” dauernd zu machen! Die 
Discuffion iiber den Inhalt des contentieux ift fo alt wie die vermwaltungs- 
rechtliche Literatur, und kann bei dem oben bezeichneten falfchen Ausgangspuntte 
gar nie aufhören. Es ift leider zu leicht, dieß mit, wir möchten fagen, den 
erften beften Definitionen des contentieux nachzuweiſen. „Le contentieux 
administratif* fagt Vivien (Etudes adm. I. 125) „se compose de toutes 
les reclamations fondees sur les violalions des obligations impostes & l’ad- 
ministration par les lois et reglements qui la regissent, ou par le contrat 
qu’elle souscrit.* Man kann die Unbeftimmtheit nicht beftinnmter ausdrüden; 
wir werden gleich fehen, daß die rcclamations gegen Die administration wegen 
der „Geſetze, welche fie beherrſchen,“ oder gar wegen der „reglements“ eben 
nicht al3 contentieux angejehen werden. Laferriere dagegen fordert als 
principielle Bedingungen fiir jede Klage (rdclamation par la voie contenlicuse) 
int contentieux drei Puntte: „qui il y ait un acte special ou un fait par- 
tieulier d’administration* (deutſch Verfügung oder Zwang; ridtig) que la 
reclamation contre cet actes soit fonde sur un droit acquis (deutih: Ber- 
legung eines gefeßlichen Rechts; richtig) — und dann: que la reclamation 
se rapporte da un inleret de Üurdre adminstratif (dentſch: Kläger mu 
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behaupten, daß dieſe Verletzung feines geſetzlichen Rechts nicht etwa fein 
gejetzliches Net, fondern ein öffentliches Verwaltungsintereſſe 
verletze!). Was bleibt da zu fagen übrig, nachdem felbft Taferridre nit 
weniger als ſechs Claffen folcher inter&ts de l’ordre administratif entwidelt, 
während 3. B. die Darftellung bei Block v. Competence zehn Claſſen Tate 
gerifirt und als elfte die „Interpretation des actes administratifs“ aufführt! 
Und das ginge nodh; aber fofort folgt die weitere Beftimmung, daß troß alledem 
zum contentieux, alfo zum adminiftrativen Klagrecht nicht gehören: oder, nad) 
Taferriere, „ne sont point soumis au recours par la voie contentieuse 
— les ordonnances ou arrêtés reglementaires qui prescrivent des mesures 
W’adminvistration publique, de police, et d’organisation ou division admi- 
nistrative; les reglements qui concernent les interäts collectifs (?) de l’agri- 
culture, du commerce, de l’industrie; les actes du pouvoir discretionnaire 
de l’administration, qui peuvent blesser des inter&ts sans l&ser des droits 
acquis“ (Droit publ. et adm. II. b. L. III. p. 537 ff.) oder, daß es Feine 
voie contentieuse gegen da8 commandement, das merum imperium der Be- 
hörde gebe, welches pouvoir aber eben nicht durch Begränzung der Geſetze 
beftiimmt, und daher auch nicht weder durch ein Verwaltungs noch durch ein 
bürgerliches Gericht fetgeftellt, jondern wieder durch die höhere Behörde organi— 
firtt wird oder wie Laferriere es ausdrüdt: „ea quae sunt meri imperii vel 
facultatis non sunt jurisdietionie.“ Dazu nun das Recht der Beamteten, 
iiberhaupt nur gegen Erlaubniß des “Conseil d’Etat gerichtlich verfolgt werden 
zu fünnen — und jet wird man begreifen, daß ſelbſt Laferriere, der den Zus 
ſammenhang nicht verfteht, mit Ergebung ausruft: „Le contentieux a sa nature 
propre; il est sui generis“ (a. a. O. ©. 538). 

Unter diefen Umftänden ift e8 wohl Mar, daß es nutzlos it, weiter über 
die pofitiven Beftimmungen des contentieux zu reden. Es ift eine hiftorifche 
Erfheinung der franzöfifhen Rechtsbildung, und hat den großen 
Werth, die Bahn für das Verſtändniß des Klag- und Beſchwerderechts ge- 
brochen zu haben; aber es felbft ift auf diefer Bahn ſtecken geblieben. Hält 
man jedoch die Elemente der obigen Entwidlung feft, fo glauben wir, daß es 
nunmehr leicht ift, Wefen und Recht des Verfahrens, der Gerichtshöfe und bes 
franzöfifhen conflit zu begreifen. 


3) Das Beſchwerderecht in der franzöfifhen Verwaltung, oder die voice gracieuse. 


Es bedeutet wohl nicht viel, daß die Franzofen auch das Beſchwerderecht 
oder dag, was durch die voie gracieuse erreicht werden muß, im meiteren Einne 
zum contentieux redhnen. Daß es wefentlich verjchieden ift vor den Klagredht 
oder der voie contentieuse, ift fhon erwähnt. Wir fünnen es daher kurz bes 
zeichnen. 

Die Form der voie gracieuse ift nun in Frankreich wejentlich diefelbe wie 
in Deutſchland. Sie befteht in der fchriftlichen Eingabe gegen das Verfahren 
der niederen Beamteten bei den höheren, wie ſchon in Röderers Bericht auf- 
geiprochen if. Nur ift der Sous-Prefet aus der Juftanzenleiter verſchwunden, 


und ſomit find nur der Präfelt und der Minifter übrig. geblieben. So weit wir 
jehen — denn eine felbfländige Behandlung des Beſchwerderechts gibt es in 
Frankreich unferes Wiffens nicht, da dieſelbe immer als fehr untergeorbneter 
Anner zur voie contentieuse erſcheint — ift das Berbältniß derjelben folgendes. 
Grundlage ift die Behauptung, daß der Beamtete fein pouvoir diseretionnaire 
fiberfchritten habe, worauf die eigentliche Beſchwerde erfolgt; oder daß die Aus- 
iibung des pouvoir reglementaire Privatintereffien — mit Ausſchluß der öffent- 
lihen — (f. oben) verlegte, wo das Geſuch, die petition, eintritt. Allein 
auch diejenigen Handlungen, bei welden ein Privatreht verlegt if, und 
die nicht ausdrüdiih unter das contentieux einbezogen find, gehören nicht 
etwa der Klage, fondern der Beſchwerde; das ift der eigentliche Unterſchied des 
franzöfiichen Beſchwerderechts von dem wahren Grundjat, der fir dafjelbe gelten 
muß. Jedoch hat hier der Kampf der freieren Jurisprudenz, um den tiefen 
Widerſpruch der darin liegt, einigermaßen auszugleichen, die „opposition“ 
erfunden, welche der Eingabe vorbergeht und auf Grund des durch die Behörde 
verlegten Mechtes erhoben wird, ohne daß jedoch biefelbe einen Sufpenfiveffelt 
hätte. Auf diefe opposition folgt dann die ſ ſchriftlichẽ Beſchwerde, die eigent- 
lihe voie gracieuse, die direft an den prefet oder ministre gerichtet ift. Diefer 
Beſchwerdeakt heißt „petition.* Die franzöfifhe Jurisprubenz hat, weil dieſe 
petition aber auch Nechtsverlegungen betreffen kann, dafür ein beftimmtes 
Berfahren vorgefchrieben. Ein Advokat braucht nicht beigegogen zu werden. 
Der Regel nad wird dann die Sache zuerft amtlich unterfucht. L’instruction 
se [ait, le plus souvent, par la voice administrative, c’est-A-dire par les 
agents de l’administration.e (Chauveau, L. I. T. VIII. p. 243.) Darauf 
folgt ganz das amtliche Verfahren „par tous les degres de la hierarchie;“ es 
ift ganz wie in dem amtlichen Deutfhland. Dann muß eine Enticheibung 
gegeben werden, und diefe heißt „decision.* Dieſe decision geht natürlich 
allein perfünfih von dem Minifter oder dem BPräfelten aus; es befteht feine 
Vorſchrift über das weitere Verfahren. Diefe einjeitige Entfcheidung der höchſten 
Behörde tritt zuweilen auch als Appellationsinftanz ein: „Les ministres statuent 
par des decisions speciales sur les affaires, qui penvent £tre l’objet d’un 
recours par la voie contentieuse* (Tecret vom 2. November 1864), fo I: 
die Competenz hier eine äußerft verwidelte wird. (Chauveau, Code d’in- 
struction administrative. 3 &dit. 1867. L. I. P. 3.) Die franzöfifhen Schrift- 
ſteller werfen diefe voie gracieuse gewöhnlih mit der folgenden voie con- 
tentieuse zufammen, fo daß es Aufßerlich fcheint, als wären die erften im 
Stadium des letzteren. Auch Mohl (Literatur der Staatswiffenichaften S. 201 ff.) 
bat fie nicht unterfchieden. 


4) Das Klagrecht der voie contentieuse, oder die procedure administrative. 


Um nun das Wefen und die praftiihe Bedeutung ber voie contentieuse 
richtig zu beurtheilen, und fie nicht etwa mit dem zu identificiren, was 
wir als das verwaltungsrechtliche Klagrecht bezeichnet haben, müſſen wir darauf 
zurückweiſen, daß temfelben zwar im Princip die Gefanımtheit der Fälle 
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zum Grunde gelegt ift, bei denen es fi; um eine Berletung dev Rechte, das 
ift der Geſetze, handelt, daß aber in der Wirklichkeit dieſe Competenz wieder 
beſchränkt ift auf die erworbenen Rechte, welche bei Gelegenheit der Amte- 
thätigfeit zur Sprade kommen, und daß daher die bei weiten meiften Fälle 
des contentieux fi auf bürgerlich rechtliche Streitigleiten zwiſchen 
Privaten und dem Staat, entflanden aus Leiftungen und Berträgen mit ben 
Aemtern, beziehen, fo daß das contentieux und damit das franzöfiiche Klag⸗ 
recht der voie contentieuse nebft dem eigentlich adminiftrativen Klagrecht auch 
das gefammte Gebiet umfaßt, das in Deutichland als das gewöhnliche bürger- 
lide Klagreht gegen den Fiscus beſteht. Daraus dann hat fih das 
Eyftem der voie contentieuse in eigenthümlicher Weife dahin entwidelt, daß 
es zu einer Mopdifilation des bürgerlichen Proceſſes ver dem Forum 
des franzöfifhen BermwaltungsgerichtShofes geworden if. Dadurch ift es, weil 
eben auf diefent Punkte die bürgerliche Jurisprudenz eingreifen konnte, Gegen⸗ 
ftand einer fpeciellen rechtswiſſenſchaftlichen Literatur geworden, wie wir fie in 
Deutſchland natürlich nicht befiken fünnen, da ein Theil der voie contentieuse, 
dag eigentliche adminiftrative Klagrecht, bei und gar nicht eriftirt, der andere 
Theil dagegen, der Fiskalproceß, dem orbentlihen Verfahren unterworfen er» 
iheint. Die procedure administrative der voie contentieuse ift daher nicht 
als ein Mufter anznfehen, fondern das Aufnehmen derfelben müßte geradezu als 
ein Rüdjchritt bezeichnet werben, und müffen wir unfrerfeits die Unbeftimmtheiten 
unferer früheren Anfiht auf diefem Gebiete in der erften Auflage darnad zu 
ändern bitten. 

Die Grundzlige des Verfahrens der procedure administrative find 
nun folgende. 

Das Berfahren ift verjchieden, je nachdem die Hagende Partei bei dem 
Conseil de prefecture oder dem Conseil d’Etat die Klage erhebt. 

Bor dem Conseil de pre&fecture beginnt die Klage mit einer Eingabe, 
für welche feine Form vorgejchrieben it Chauveau L. 1. T. 14. Ch. 3). 
Jedoch kann ſich die Hagende Partei, wenn auch nicht durdy einen avocat, fo 
do durch einen mandataire vertreten laſſen. Nach dem Gefet vom 30. Dec. 

"1862 wird der Staat durch das Ministöre public vertreten. Darauf erfolgt der 

erfte Beſcheid, die „signification ,* Über die Zulaffung der Klage. Dann 
töunen die Parteien ihre Advolaten aufftellen. Dieſe num vertreten von da 
an die erftere. Die Verhandlungen vor dem Conseil de prefecture find nad 
dem Decret von 30. December 1862 mündfih und öffentlich. In ges 
wiffen Fällen findet die Enquäte de commodo et incommodo ftatt Chauveau 
I. T. XI. Ch. 2). Das Urtheil, die decision, findet dann ftatt nach Bericht 
eines Rathes (Geſetz vom 21. Juni 1865). Gegen dieſe decision findet dann die 
Appellation ftatt, die „recours“ heißt, und an den Conseil d’Etat geht. 

Die Partei kann fi aber in gewilfen Fällen auch ſogleich in erfter 
Inſtanz an den Conseil d’Etat wenden. Der Appell hatte ſchon nad dem 
erften Gejeg vom 22. Juli 1806 keinen Suſpenſiveffekt. Zu den Gegenftänden, 
weiche in erfter Inftanz vor den Conseil d’Etat gelangen, gehört num ſchon 
jeit dem Gefeß von 1790 jeder Competenzfireit, der von einer Partei 
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erhoben wird, fo daß nad) der procedure administrative der Unterſchied von 
Competenzflage und Gompetenzbejhwerde gänzlich wegfällt; der „re- 
cours“ lautet: „contre les actes des autorites administratives pour in- 
competence ou excds de pouvoir“ fo daß in diefe Faflung ein ganzer Theil des 
abminiftrativen Klagrechts hineinfällt; ein neuer Beweis daflir, daß die ganze 
procedure administrative fidh fat ganz principlo8 rein aus ihren angegebenen 
hiftorifhen Grundlagen heraus gebildet hat, und weder fefte Begriffe noch fefte 
Gompetenzen befitt. Das Geſetz vom 2. November 1864 beftimmt noch dazu 
ausdrüdtich, daß diefe recours ohne Zuziehung von Advokaten bloß durd eine 
einfahe Eingabe des Betrefjenden eingeleitet werben follen. 

Der Regel nad) erfcheint das Verfahren vor dem Conseil d’Etat jedoch 
erft als Appellationsinftanz gegen die decisions der Conseils de prefec- 
ture, wenn nicht der Minifter diefe Appellationsinftanz ift (f. oben). Das Bor- 
verfahren ift hier eim fchriftliches. Das eigentliche Verfahren ift dann ein öffent- 
liches und milndliches, ſchon nad der Ordonnanz vom 2. Februar 1831; das 
Decret vom 25. Januar 1852 hat das beibehalten; jedoch mit Ausnahmen des „quasi 
contentieux* Cormenins; vergl. Chauvean L. I. T. VIL 259 ff). Die fran- 
zöfiſche Yurisprudenz hat nun bier alle einzelnen Kragen und Fälle jehr genan 
unterfudt, und eine Art von Proceßordiiung des contentieux erſchaffen, Die 
aber, eben weil die ganze Entwidiung dieſes Nechtsgebietes offenbar ſtückweiſe 
und faſt ausjchließli aus der Praris vor ſich geht, höchſt vermwidelt im Ein⸗ 
zelnen iſt. Das befte Werk darüber ift ungmeifelhaft das citirte Buch von 
Chauvean, dag mit einer gründlichen Syſtemloſigkeit den principiellen Irr⸗ 
thum verbindet, immer die voie gracieuse mit der contentieuse zu verſchmelzen, 
und daher immer die prefets und ministres als Inſtanzen des contentieux 
binzuftellen, was anf der Unfähigkeit der franzöfifhen Jurisprudenz beruht, das 
Klagredt in feiner wahren Bedeutung zu begreifen; dabei aber ift Chauveau 
im Einzelnen unübertrefflih in Klarheit und Gründlichkeit; Mohl kannte nur 
die erfte Auflage (1848) die freilich auch bier viel zu wünſchen übrig läßt. 
Der Eindrud, den ein aufmerkjames Durchgehen des Ganzen binterläßt, ift 
offenbar der, daß man hier das Eindrängen des bürgerlichen Procefjes in den 
contentieux deutlih wahrnimmt, weil der contentieux eben wejentli von 
* bürgerlich rechtlichen Ansprüchen gegen den Staat handelt. Die Yolge wird 
jein, daß das, was wir eben die Verantwortlichleit der Behörde nennen, all 
mählig ganz daraus verfchwindet und nur noch Gegenftand der voie gracieuse 
bei ministre und prefet, zur Entſcheidung gebradt, nad „amtlicher Erhebung” 
fein wird. Und dann erft wird man ganz erkennen, daß Frankreich eben gar 
feine wahre behördliche Verantwortlichkeit, fondern in feiner proc&dure admi- 
nistrative nur einen unfreien Fiscalproceß neben dem bürgerlichen des Code 
de procedure beſitzt. 


5) Tas franzöfiihe Vermaltungsgeridt: die Conseils de prefecture und der 
Conseil d’Rtat. 


Juden man num im obiger MWeife das Gebiet der contentieux von dem 
droit eivil fhied, um auch in den bürgerlichen Angelegenheiten der Verwaltung 
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die Behörden vom Staatsbürgerthum zu trennen, mußte man nun natürlich 
auch einen felbftändigen Organismns aufftellen, dem jenes Berfabren der pro- 
cedure administrative angepaßt war. Dieſer Gedanke kam ſchon 1791 zur 
Geltung. Die Conseil de prefecture werden bereit von Röderer vorgeichlagen 
und eingeführt, und in der Kaiferzeit denjelben der Conseil d’Etat als böbere 
Inſtanz vorgefeßt. So entftand das Syſtem der Berwaltungsgerichtshöfe in 
Frankreich. \ 

Die Conseils de pröfecture find eigentlich erft organifirt durch das Geſetz 
vom 28 pluviose an VIII, welches eine verfchiedene Anzahl von Räthen in den 
Departements einfete. Das Decret vom 28. März 1852 fett entweder vier 
oder drei Conseillers ein. Der Bräfekt ſelbſt hat den Vorſitz. Die Näthe werben 
vom Kaifer ernannt; gewiffe andere Funktionen find mit der Etellung unver⸗ 
einbar. Uebrigens find dieſe Conseils de 'prefecture durchaus nicht bloß die 
erite Inſtanz des Verwaltungsgerichtshofes, fendern fie bilden den amtlichen 
Nath des Präfekten ganz wie die Regierungsräthe in Preußen, oder die Statt- 
haltereiräthe in Oeſterreich. Dabei hat man wieder unterfchieden zwifchen folchen 
Fällen, in denen der Präfelt den Conseil um feine Meinung angehen fann, 
und in denen er es muß; das Detail hat dabei kein Intereſſe. Endlich können 
die Conseillers die Prefecten unter Umftänden vertreten. Es leuchtet daher ein, 
dag von einem felbftändigen, unabhängigen Gerichtshofe hier gar Feine Rede 
it; es find politifche Beamtete, welche über die Rechtsſtreitigkeiten politifcher 
Etellen Recht jprechen, und zwar wejentlich tiber bürgerlich rechtliche Fragen, 
wenn fie aus amtlichen Vorfchriften entftehen. 

Der Conseil d’Etat in der section du contentieux ift die zweite Inſtanz; 
der Appell heißt pourvoi. In manden Fällen ift der Conseil d’Etat aud) erfte 
Inſtanz. Da die section du contentieux ihrerfeitS wiederum eine Abtheilung 
de3 ganzen Conseil d'Etat in feiner assemblée generale bildet, und diefe 
die Verordnungen fo wie die Geſetze beräth und entwirft, fo ift in der That 
hier von einem felbftändigen Gerichtshof gar nicht die Rede, fondern es ifl das 
höchſte Organ der Berordnungsgemwalt, weldes nicht bloß fiber die Auge 
übung der Verordnungen, fondern zugleich tiber die BPrivataniprüce ent— 
jheidet, welche durch die Verwaltung zwifhen Staat und Einzelnen entftehen. 
Auf dieſe Weife ift aus dem Syſtem der franzöfiihen Vermwaltungsgerichte das 
ganze Weſen der Verantwortlichkeit der Beamteten verſchwunden; es ift in der 
That nichts anderes, als ein zweites Syſtem bürgerliher Rechts⸗ 
jprehung neben dem der tribunaux civils, deffen Beſtimmung es ift zu hindern, 
daß das Behördenſyſtem auch da nicht vor das ordentliche Gericht gezogen 
werden kann, wo nach den Beariffen des tibrigen Europas das bürgerliche Necht 
unzweifelhaft eintritt. Es ift daher nur durch das vollfländige Verkennen 
einerfeits der Conseils de prefecture und andrerfeitS des deutſchen Behörden- 
ſyſtems möglich” geweien, die Ideen des franzöfiihen Conseil de prefecture 
auf deutihen Boden zu verpflanzen; ganz ähnlich wie e8 bei dem conflit des 
franzöfifchen Rechts der Fall ift, der gleichfalls dem Weſen nach etwas ganz 
anderes iſt, als das was wir als Sompetenzconflilt bezeichnet haben. 
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6) Der Confliit de competence, 


Es ift nämlich eine grundfalſche Vorflelung, daß der eondlit ii Frankreid) 
in einer Ähnlichen Weife auch nur entftehe, wie wir diefelbe ung in Deutſch- 
and denfen. Mar muß zu dem Ende unterſcheiden. 

Der Competenzftreit fann allerdings in Frankreich durch ben Einzelnen 
erhoben werben, aber nicht als EompetenzFlage, ſondern nur als Competenz- 
befhwerde, und zwar nur als recours beim Conseil d’Etat, sect. du eon- 
tentieux, durch einfache Eingabe der Partei, ſchon nach dem Geſetz von 1790 
(j. oben). Der Conseil d’Etut entſcheidet dann ohne weitere Vernehmung und 
enquöte, wie bei jeder andern Beſchwerde. Es ift anzunehmen, daß im unter 
geordneten Fällen auch die prefets und ministres ähnliche Beſchwerden an- 
nehmen und auf dem Wege der voice graciense darliber entfeheiben Tann. 

Der Competenzconflift entfieht dagegen im ganz anderer Weife, ur 
erſt bedeutet der frangöſiſche conflit nicht jeden Streit fiber die Competen, 
zweier Minifterien, fondern ausfhließlic den Streit fiber die Competenz 
zwiſchen der administration und ber justice, oder genauer zwiſchen dem Ber- 
waltungsgericht uud dem tribunaux civils, — Zweitens wird der conflit nicht 
erhoben durch die einzelne Partei, ſondern fie wird erhoben durch einen Prä- 
fetten, Ihre Aufgabe ift es daher, auch nicht das Recht der einzelnen Partei 
als ſolches, fondern vielmehr die ausfhließliche Berehtigung der Ber 
waltungsgerihtshöfe gegenifber den bürgerliden Gerichten zu 
wahren. Dieß mum war ganz einfach, wenn es fi) um die reine Ber 
antwortlichteit der Behörde dabei handelte, Allein da die Competenz bes 
Conseil de prefeeture zugleich auf alle Privatrechte geht, melde durch 
Handlungen der Behörden verletzt find, und doch auch die Verlegung der Geſetze 
meben denen der Verordnungen umfaffen, fo ift natürlich die Competenz tibere 
haupt nicht feftzuftellen, fondern muß von Fall zu Fall entſchieden werden. 

Diefe Entſcheidung nun Hat wieder nicht das Gericht, ſondern dieſelbe 
wird durd) das Verfahren im eonflit dem Conseil d’Etat zugeführt, fo daf 
die ganze Competeng der Gerichte unter der Berordnumgsgewalt des Conseil 
Etat jteht. Damit ift dann, da das Gericht über Geſehe und ihre Am 
wendung competemt ift, dem Conseil d’Etat die letzte Entſcheidung darüber 
eingeräumt, ob gegen die Thätigleit der Behörde fiberhanpt die Geſebe in Ante 
wendung kommen follen oder die Verorbmungsgewalt des Conseil d’Etal. 
Dabei hat man den tiefen Unterſchied zwiſchen contentienx und eonflit darin 
anerfaunt, daß die hödhfte entfeheidende Behörde, der Conseil d’Etat, eine 
eigene Seftion pour le contentieux, und eine zweite Celtion pour les conflits 
hat. Die erte Sektion entſcheidet daher die Competenzftreitigkeiten, Die zweite 
entſcheidet über den conflit, indem fie die Zufländigfeit entweder der admini- 
stration ober der tribunaux formell ausſpricht. ES möge mur zum Schluffe 
bemerft werden, daß das Hauptgejeg über den conilit die Ordonnanz vom 
1. Juni 1828 ift, dem ein Bericht von Gormenin zu Grunde liegt. Es ward 
fpäter ein eigener Gefegentwurf darüber ausgearbeitet (1835), aber den Kammern 
nicht vorgelegt. Man fühlte vollfommen das höchſt Unvollftändige in dem 
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beftehenden Rechte; aber man glaubte und glaubt noch immer, daß es gelingen 
werde, durch eine fcharfe gefetzliche Trennung der contentieux zu einer Regelung 
des conflit zu gelangen. Man hat daher wieder in der Conflitution von 1848 
den Sat aufgenommen, daß die conflits d’attributions entre l’autorit6 ad- 
ministrative et l'autorité jadiciaire definitiv geregelt werben follen (art. 89). 
Ein Reglement vom 26. Oktober 1848 hat ein Tribunal dafür eingefeht; ein 
Geſetz vom 4. Yebruar 1850 Hat die Ordnung und das Verfahren deffelben 
geregelt; aber dag decret organique de Conseil d’Etat vom 25. Januar 1852 
hat demfelben in Art. 17, die Entſcheidung des conflit zurüdgegeben und diefen 
Conseil d’Etat in feinen zwei eben erwähnten Sektionen wieder zum Competenz- 
gerichtshof von Frankreich gemacht. Aber im böchften Grade für den Begriff 
der franzöfifhen Verwaltung bezeichnend ift dabei der Grundſatz: „Le Conseil 
d’Etat n’admet pas que les tribunaux puissent &lörer le conflüt contre l’admini- 
stration.“ „La verite est,“ fagt Boulatignier, „qu’en instituant le conflit, 
on a eu surtout en vue de protäyer l’autoritE administrative contre les em- 
pietements de l’autorite judiciaire.“ — Das heißt aljo, wenn einmal ein ge- 
jetsliches Necht durch einen Verwaltungsakt verlett, oder troßdem aus irgend 
einem Grunde nur eine Befchwerde erhoben ift, mo eine Klage unbedingt hätte 
ftattfinden follen, jo hat dennod nur die Berwaltungsbehörde zu entfcheiden; 
e8 wird Gericht durch das Erheben der Beſchwerde. Und jett wird man bes 
greifen, weßhalb ber „Staatsrath” als ein jo bedenkliches Element in der ver- 
faffungsmäßigen Verwaltung angejehen wird. Wir müffen daher allerdings be- 
Haupten, daß die Nachahmung dieſes Elementes der franzöfifhen Verwaltung 
nur als ein Nüdichritt in dem verfaffungsmäßigen Staatsrecht angejehen 
werden muß. 

Die nun beftätigt fi dur) das ganze Verfahren im conflit, deſſen 
Elemente folgende find (vergl. kurz und Mar bei Blod v. Conflit nebft 
Literatur; verwirrt, aber ausführlid im Einzelnen bi Chauvean L. 1. 
T. XV.) 

Wenn der prefet glaubt, daß das ordentliche Gericht eine Sache verhandelt, 
welche als contentieuse der Competenz des Conseil de prefeeture angehört, 
jo „erhebt er den conflit.* Dieß gefchieht, indem er das fogenannte „decli- 
natoire“ dem procureur übergibt, welcher e8 dem tribunal infinuirt; das 
fann in erfter — oder damit das Beamtengeriht ja feine Herrfchaft behaupte, 
auch noch in zweiter Inſtanz gefhehen. Das declinatoire ſoll fi) dabei fo 
viel thunlich auf die Geſetze ftütten. Leber dieſes declinatoire bat dann das 
tribunal allerdings ein jugement zu fällen, welches dem prefet mitgetheilt 
wird. Allein das ift fein wahres Urtheil, e8 hat nicht die Kraft deffelben. 
Denn tiber diefes jugement hat nun der procureur dem prefet jein Gutachten 
mit dem Antrag der conclusion zu übergeben, und dieſe conclusion wird _ 
dann in dag eigens für diefe Fälle eingerichtete registre des conflits in ber 
Präfektur eingetragen. Nun kann fi) der Präfelt beruhigen; aber er hat das 
Recht, innerhalb vierzehn Tagen den eigentlichen conflit zu erheben. . Diefes num 
geſchieht durch ein arr&t du préfet, welches die Streitfache dem Gericht abfordert, 
und dem greffe du tribunal mitgetheilt wird. Die Parteien jedoch haben das 
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Recht, fi darüber zu äußern, was jedoch nur als ſchätzbares Material gilt. 
Nachdem dieß geichehen, if einfach das Urtheil des Gerichts caffirt, der Präfelt 
fest den Garde des sceaux von dem erhobenen conflit in Kenntniß, und dieſer 
fordert num ohne weiteres die Alten für den Conseil d’Etat dem Gerichte ab. 
Der Conseil d’Etat fann nun die Alten dem Gerichte wieder zufiellen, und 
mithin den ordentlichen Proceßgang wieder berfiellen; allein er kann and 
den conflit ganz oder zum Theil anerfennen, und dann tritt das Verfahren 
vor den Conseil de pr£fecture ein — wo dann wahrlid der ganze Proceß 
noch einmal durchgemacht wird. Das ift der eigentliche conflit, oder der 
eonflit positif. 

Der fog. conflit negatif hat zur Bafıs das Verhältniß, in welchem fich 
ſowohl das tribunal, als das Conseil de prefecture incompetent erllären. 
In diefen Falle ift die franzöfiiche Jurisprudenz ſich nicht ganz einig; feſt fteht 
jedoch, daß auch Hier auf Antrag des Präfelten der Conseil d’Etat über die Com- 
petenz entjcheidet und die Sache entweder dem Conseil de prefeeture oder 
dem tribunal zumeist. 

Das ift nun das Syſtem des conflit. Es if der organifirte Ausdrud 
des Beſtrebens der administration, dem ordentlichen Gerichte fo wenig als 
möglich Gerichtsbarkeit tiber die Behörden zuzulafien, die confequente Entwid- 
lung des Princips von 1790, daß die Gerichte „in keinem Yale“ in die Funk⸗ 
tion der Behörden eingreifen folen. Wird man noch ferner das für ein nadh- 
ahmenswerthes Vorbild halten? 


Das Recht der Berantmwortlichleit der Behörden nah deutſchem 
Recht. 


Indem wir nun zu dieſem letzten und ſchwierigſten Abſchnitte übergehen, 
müſſen wir eine für das ganze Gebiet maßgebende Bemerkung vorausſenden. 

Der Geiſt des deutſchen Rechtes hat von jeher die beiden großen Principien 
des Klagrechts und des Beſchwerderechts gegen die Behörden anerkannt, und 
fie daher auch in dem Eyflem der minifteriellen VBerantwortlichleit als Minifter- 
anklage allenthalben durchgeführt. Der Geift deutfcher Nedtsbildung ift daher 
auf diefem Punkte wejentlih von dem oben dargeftellten franzöſiſchen verſchirden, 
da eine foldye ſyſtematiſche Echeidung des ganzen Behördenſyſtems, wie fie dort 
vorliegt, niemals im deutſchen Rechtsleben Boden faffen konnte. Allein den⸗ 
noch hat amdererjeit3 Deutjchland wieder zum Unterfchiede von England aud) 
das Weſen ımd die organifche Stellung der Negierung und jpeciell der Behörden 
zu würdigen gemußt, und es daher von jeher begriffen, daß die ausſchließliche 
Anwendung des Klagerechts wie im englifhen Hecht, weder dem organifhen 
Weſen der Sache nod dem praftifchen Bedürfniß entſpräche. Deutſchland iſt 
daher das Land, welches bisher allein fähig iſt, zwiſchen Klagerecht und Bes 
ſchwerderecht zu unterſcheiden; und diefe Ucberzeugung haben wir bei unjerer 
ganzen großen Arbeit beftändig vor Augen gehabt. 

Die wirklichen Nechtszuftände Deutfchlandg zeigen uns jene Unterſcheidung 
bisher in ihrer ganzen Klarheit und Gültigkeit noh nicht. Wir müffen viel 


mehr von dem Grundfage und ihrer Beurtheilung ausgehen, daß diejelben auf 
allen Punkten noch in ihrer Hiftoriihen Entwidiung begriffen if. Wir können 
nicht umhin zu behaupten, daß die ganze bisherige Gefetsgebung ſowohl als - 
die Literatur noch unklar zwifchen der alten Verſchmelzung des Klage und Be 
ſchwerderechts Hin und her ſchwanken, und daß e8 eigentlich gar nicht richtig 
ift, eine fpecielle Kritif Hier anzumenten, fondern daß die Wiffenfchaft, ftatt zu 
bemweifen, wo die Einzelnen nicht im Recht find, vielmehr die weit wichtigere 
Aufgabe Hat, Hiftorifch zu erflären, wie die bisherigen Unklarheiten ent« 
ftanden find. Denn es ift gar fein Zweifel, daß die deutſche Rechtsbildung, 
wenn auch nicht gerade raſch, fo doch mit voller Beftimmtheit einer vollftändigen, 
ausreichenden und Haren Entwidlung des wahren Syſtems der Verantwort⸗ 
lichkeit der Behörden entgegen geht. 

Wir glanben nun dieſen hiſtoriſchen Entwicklungsproceß in drei Epochen 
theilen zu können, deren jede ihren jpecifiihen Charakter Hat. Wir werden die 
erfte Epoche die des ftändifhen Klag- und Beſchwerderechts, die zweite die 
der Adminiftrativjuftiz und die dritte die der beginnenden verfafjungs- 
mäßigen Berantmwortlichleit des Behördenſyſtems mit Klag- und Bes 
ſchwerderecht nennen. 


1) Das ftändifche Klag- und Beſchwerderecht. 


Mir glauben für unſern Zweck als bekannt vorausfegen zu dürfen, daß 
das Recht der Beſchwerde, gravamina, mit den Ständen zugleich ins Leben 
getreten ift, und fi urſprünglich an das Recht der ftändifchen Steuerbewilligung 
angefchloffen hat. Das Recht der gravamina hat jedoch einen wejentlich andern 
Charakter als das eigentliche Klag- und Beſchwerderecht, und jelbft als das ftändifche 
Beſchwerderecht der Verfaſſungsepoche. Mit einem Maren Bilde der Zuftände 
und Rechte der Tehnsverhältniffe und der Gutsherrlichkeit ift derfelbe jehr leicht 
verftändlid. Schon im 16. Jahrhundert, und mehr nod im 17., beginnen die 
Aemter der Landesherren allenthalben die Funktionen und damit die Rechte der 
Regierungen in die Hand zu nehmen, und daher auf allen Punkten tiber bie 
Gränzen ihrer Gewalt hinauszugreifen. Natürlich treffen fie bier auf den hef- 
tigften Widerftand von Seiten der Grundherren. Allein die Frage für dieſe 
war nicht die ob, fondern vielmehr wie fie fih gegen die wachjende Macht des 
Beamtenthums vertheidigen follten. Man muß diefen Entwidiungsproceß genan 
verfolgen, um den heutigen Zuftand Har zu erlennen. 

Zee Form des Kampfes der Grundherrlichleit gegen das Beamtenthum 
mußte nämlich ein doppelter fein. Einmal mußten die Grundherren diejelben 
als die Vertreter des Willens des LTandesherren anſehen; anderjeit8 aber ent- 
ftand, wie wir [peciell in der Lehre von der Grundentlaftung nachgewieſen haben, 
der Grundſatz, daß jene öffentlichen Nechte der Grundherren Eigenthum ber 
legteren fei. Daraus ergab fi die weitere Confequenz, daß die Grundherren 
die Tandesherren die Aufrechthaltung diefer Privilegien beſchwören ließen; und 
damit war num ein formeller Nehtstitel gefunden, um diefe ftändifchen Bri- 
vilegien durch fürmlihe Klage, namentlich bei den Neichsgerichten, zu ſchützen. 
Das ift die hiftorifche Grundlage des ftändiichen Klagrechts, das aber damals 
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nicht fo fehr gegen die Behörden, als vielmehr gegen ben Landesherrn ſelbſt 
ging, in deſſen Namen die Behörden handelten. Wo fie dagegen nicht auf 
Specialbefehle jedes Herren fußten, da erfchienen fie, wie das eben im Weſen 
jeder Dienerfchaft liegt, auch nicht den Landtagen und Neichegerichten, ſondern 
eben nur ihren Herren verantwortlid, und von einer Klage konnte daher andy 
feine Rebe fein, fondern es blieb nichts übrig, als fih mit der Beihwerde 
an denjelben oder das Berfahren feiner Diener zu wenden. Auf dieſe Weile 
entftanden das ftändifhe Klag- und Beſchwerderecht gleichzeitig; ſehr ver⸗ 
fhieden von einander, und doc noch weſentlicher verfchieden von dem Klag⸗ 
und Beſchwerderecht unſerer Zeit, aber dennoch die Grundlage der Vorftellung 
des 19. Fahrhunderts. Das ftändifche Klagerecht hatte zum Object eine Ber- 
letzung des durch die Landesprivilegien gefchlitten, alfo als geſetzlich aner- 
kannten Rechts der Grundherren und ftändifchen Körper, und zwar ſowohl ba, 
wo es fi um ein öffentliches als um ein Privatredht ter Kläger handelte, ba 
die Privatrehte überhaupt den Charakter von Privilegien hatten. Das Be 
fhwerderecht dagegen hatte zum Objelt fchon damals deu Gedanken, daß der 
Diener des Fürften nicht defien wahren Willen ausführe Beide Formen um⸗ 
ſchloſſen ununterfchieden fomohl das, was wir jet Minifter- als Behörbenver- 
antwortlichleit nennen; allein da e8 feinen klaren Begriff des Unterfchiebes von 
Gefe und Verorbnung an fi gab, fo fonnte ein und derfelbe Alt Gegenſtand 
fowohl der Klage als der Veichwerde werden. Das Wichtigfte aber war, daß 
die Landesherren, indem fie unbedenklich die Beſchwerde zuließen, das Klage « 
vecht auf jede Weiſe zu befeitigen fuchten, und zwar theils weil e8 ber Ent 
widiung der landesherrlihen Gewalt auf allen ‘Bunften entgegenfland, theils 
weil in der Berufung auf die Neichägerichte der Todfeind der Iandesherrlichen 
Souverainetät lag. Allein jo lange es überhaupt noch Stände gab, ließ fid) 
denjelben dieß Recht nicht nehmen. Nun ift es bekannt, daß die letzteren mit 
dem Beginne des 18. Jahrhunderts verſchwinden. Mit ihnen verfchwindet daher 
auch das Klage- und Beſchwerderecht der Stände als das auf dem Rechtes⸗ 
titel des bejhmworenen Landesprivilegien berubende Recht der Landes 
vertretung, Klage und Beſchwerde gegen den Landesherrn und feine Diener 
erheben zu können. Und jegt tritt daher eine neue Geftalt der Dinge ein. 
Diefe nun beruht darauf, daß jenes Recht der Klage und Beſchwerde nicht 
etwa an und für fi aufgehoben wird, fondern von den Ständen nunmehr auf 
die Einzelnen übergeht. Und daraus ergibt fih nun die eigenthlimliche, theils 
aus deutſchen, theils aus franzöfiihen Begriffen entflandene Kategorie der Ad⸗ 
miniftrativjuftiz und des Unterſchiedes von Adminiftrativ- und Zufliz- 
ſachen, die wir noch gegenwärtig leider keineswegs überwunden haben. 


2) Die deutſche Gefehgebung in Verfaffungsurkunden, Gefegen und Verordnungen über 
das Beichwerdereht und die richterlihe Gompetenz feit Beginn des 19. Jahrhunderts. 


Es ift num jehr ſchwierig, die höchftverfchiedenen Erfcheinungen, welche mit 
dem Ende des vorigen Jahrhunderts beginnen und fih bis zur Gegenwart fort« 
jeßen, zu einem klaren Bilde zu geftalten, weil fie eben auf jedem Punkte den 


433 





durchaus verwirrten Zuftande eiues Ueberganges von dem alten Recht zum neuen, 
von der alten Rechtsanſchauung des Volles, feiner Geſetze und feiner Literatur 
zur künftigen, feinen noch ſcharf bezeichneten enthalten. Dennoch müſſen wir 
e8 verfuchen, die Grundzüge diefer Bewegung bier darzulegen, weil wir zum 
großen Theile noch mitten in ihren Zweifeln und Unklarheiten befangen find. 
Auch hier thut man am beften, wenn man fo viel möglich die Entwidiung 
auf beflimmte Gruppen und Kategorien zurädführt. 

Als nämlich die Selbfländigkeit der fländifchen Verwaltung vor der fort 
fchreitenden Gewalt der Behörden fi) zu beugen beginnt, entfiehen befanntlich 
Namen und Begriff der Polizei, welde im runde unfere gegenwärtige Ver⸗ 
waltung bedeutet. Diefe Polizei hat das ganze Necht der Berflügungs- und 
jeibft der Verordnungsgewalt, und da es weder eine eigentliche Geſetzgebung, 
noch auch einen feften Begriff vom Geſetze gibt, fo gilt die Verordnung 
ſtets als Geſetz, und die Berfügung hat daher die Gewalt des Geſetzes gegen» 
über dem Einzelnen. Damit ift denn nun in der That das Klagerecht gegen 
den Beamteten, feine Verfügung und feinen Zwang principiell ausgeſchloſſen, 
und eigentlich ift der Einzelne jetst der Regierung im Ganzen wie im Einzelnen 
gegenüber rechtlos, da ihr Wille Geſetz if. 

Diefen tiefen Widerfpruch mit aller ftaatsblirgerlichen Freiheit löst num die 
erfte Epoche diefes Beitraumes, welcher dem ſtändiſchen Klag- und Beſchwerderecht 
folgt, auf einem doppelten Wege; einerſeits durch die Jurisprudenz, und anderer 
ſeits durch die Geſetzgebung, indem die erfte den Unterfhied von Polizei» und 
Juſtizſachen aufftellte und die zmeite das Beſchwerderecht zu einem geſetz⸗ 
lichen Recht des Einzelnen erhob. 

Der Begriff und die Bedeutung der Polizei« und Juſtizſachen ftammt aus 
dem Ende des vorigen Jahrhunderts, und hat ſich in folgender Weife entwidelt. 

In jener Zeit nämlich waren alle Berhältnifie des Geſammtlebens mit Pri- 
vilegien, Sonderredhten und Gebräuchen der fändifhen Körperichaften umgeben 
und geſchützt. Eine einigermaßen erfolgreiche Thätigkeit der jungen, unter dem 
Namen der Polizei ſich entfaltenden Verwaltung war daher gar nicht möglich, 
ohne auf allen Punkten gegen feine Borrechte anzuftoßen. Und bier nun trat 
die „Polizeiwiſſenſchaft“ mit dem ganz entichiedenen Grundſatz auf, daß die 
Regierung im Namen des allgemeinen Wohls das echt haben müffe, die un⸗ 
haltbar gewordenen Zuftände auf dem Wege der Berorbuungs- und Verfügungse 
gewalt zu befeitigen. Obgleich daher ſolche Maßregeln oft genug gerade gegen 
das anerkannte hiftorische Necht angingen, jo wurde dagegen doch fein Klage 
recht von der Wiflenfchaft zugeflanden, vorzliglich auf dem Gebiete der Volla⸗ 
wirthfchaftspflege. Man nahm im Gegentheil an, daß das, was die Verfügung 
beftimme, ein nur dem Befhwerde- und nidht dem Klagverfahren 
unterworfenes geltendes Recht jei. War dagegen eine ſolche Beflimmung erlafien, 
jo erzeugte fie ein jus quasitum des Einzelnen, und konnte gegen den andern 
als Nechtstitel wie ein Geſetz gebraucht werden. Damit war nun die Mög- 
lichleit gegeben, ſolche Maßregeln einerjeits als Ausfluß der Verordnungs⸗ 
gewalt, andererfeits aber ala Gegenſtand der gerichtlichen Kompetenz anzu⸗ 
jehen — oder wie Berg jagt (1799): „Es kann allerdings Fälle geben, wo die 

Stein, bie Verwaltungslehre. I. 28 
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Civiljuſtiz in den territorialen Polizeiſachen zur Unterfuchung und Entſchei⸗ 
dung berechtigt ift, weil fie Juſtizſachen geworben find;“ denn „die anfäng- 
liche Beſtimmung der Gränzen der Rechte und Befugniffe iR Polizeiſache. 
Wenn aber der Streit darüber entfteht, was vermöge diefer Gräuzbeſtimmung 
Recht fein joll, jo iſt das allerdings Juſtizſache.“ (Polizeirecht Bd. I. Bud) 2. 
Abſchnitt 4. vergl. ©. 144. 145.) Niemand hat das ganze Verhältniß Marer er⸗ 
kannt und dargelegt, als diefer ausgezeichnete Mann; wir können gerade ben 
obigen Abjchnitt nicht genug zum Studium empfehlen; er zeigt uns, wie 
wenig die neuere Literatur in Klarheit und Feftigleit der ſtaatsrechtlichen Be⸗ 
griffe gegen jene fo oft gejchmähte Zeit fortgejchritten if. Eben jo klar if fi 
Berg über das Weien der Beſchwerde, welche da eintreten foll, wo „bie 
Polizeigewalt die natürliche Freiheit der Bürger mehr einfchräntt, als infofern 
es ihr Zweck nöthig macht“ (S. 157. 158). Die Vorftellung, daß es neben 
diefem Beſchwerderecht fein Klagrecht gebe, gilt ihm als ein Zeichen der 
Unfreibeit, und er wie die ehrenhafte Göttinger Schule hielt daher fe an ben 
Reichsgerichten als Bafıs jenes Klagrechts. 

Nun aber gingen mit dem 19. Jahrhundert dieſe Reichsgerichte, die zu⸗ 
glei Verwaltungs» und Necht£gerichte geworben waren, zu Grunde. Auf der 
andern Seite bildete ſich die Thätigleit und die Gewalt der „Polizei“ immer 
mehr zu einer wirlliden Verwaltung aus, der gegenüber felbft jene Schule das 
Klagrechts nicht zugelaffen hätte Damit dann verſchwand der Gedanle des 
Klagrechts felber, und es blieb aus jener Epoche nichts übrig, als der Begriff 
des Beſchwerderechts. Und diefes Recht nun haben die Geſetze des 19. Jahre 
hunderts als Testen Reſt des 18. erhalten und gleihjam als Erſatz ausdrücklich 
anerkannt. Namentlid da8 preußifhe allgemeine Landrecht hat 
dieß ausgefproden und den Behörden zur Pflicht gemacht, „auf fchleunige 
Unterfuhung und Abhülfe gegründeter Beſchwerden bedacht zu fein“ (dl. 20. 
180). Ebenſo bat das alte wie das neue öſterreichiſche Strafrecht die Be 
ſchwerde als felbftändiges Nechtsmittel in einer ganzen Reihe von Punkten ans 
ertannt. Allein es ift auf den erſten Blid Har, daß wir hier mit einem ganz 
andern Ideengange zu thun haben. Es handelt fi jetzt grundjäglich nicht mehr 
um eine Verantwortlichleit der Behörde, fondern nur um ein Mittel, fie durch 
die Disciplinargemwalt der höheren Stellen innerhalb ihrer Dienftpflicht 
zu erhalten. Das eigentlihe Recht des Staatsblirgers gegenliber der Regierung 
ift mit dem Klagredt untergegangen. Dieß ift das Ergebniß des zweiten 
Gebietes diefer Bewegung. 

Diejer Standpunkt if nun allerdings Mar. Allein feine Borausfegung iſt 
offenbar, daß es noch feine Unterfcheidung von Gefe und Verordnung gibt, 
und daß daher nicht bloß die Verordnung, fondern auch die Verfügung Recht 
bildet, fo lange fie nicht mit der Verordnung in Widerfprud tritt. Das nun 
mußte fih ändern, fo wie die Epoche der Verfaſſungen auftrat. 

Aber nach dem, was wir oben fiber die Berfaffungen und den Begriff des 
Geſetzes in Deutichland gejagt haben, befaß Deutſchland in der Epoche vom 
Barifer Frieden bis 1848 nur in wenig Staaten BVerfaflungen, und beinahe 
nirgends einen feften Begriff des Geſetzes und bes geſetzlichen Rechts im Gegenſatz 
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zu den Verordnungen und Berfügungen. Im Gegentheil wer die Gewalt 
der Regierungen größer als je, und während man einerfeits den Einfluß ber 
Bolfsvertretungen auf das alte ftändifche Recht zurückführte, unterwarf man bie 
bürgerliche Freiheit der Einzelnen den Naßregeln der öffentlichen Organe in 
einem weit höheren Grade als je. Das öffentliche Rechtsbewußtſein fand da⸗ 
durch in einem tiefen Widerſpruch. Während man einerjeits die Nothwendigkeit 
einer kräftigen Regierung allgemein anerkannte und die Bollsvertretungen nicht 
weit genug vorgejchritten waren, um diefelbe allenthalben durch Gelege zu regeln, 
forderte man andrerfeit® doch auch die Heiligkeit aller ftaatsbürgerlichen Rechte 
für die einzelnen Staatsbürger, ohne daß man jedoch jene feite Gränze für bie 
Aktion der Behörden gefunden hätte, die jchon Berg verlangte Das Streben 
nad) der letzteren drüdte fih nun damals wie jet in der TSorderung aus, daß 
wo ein gefetliches gültiges Recht verlegt fei, immer, alſo audy gegenüber den 
Behörden, ein Gericht dafjelbe hüten müſſe. Nur konnte mau eben das 
Weſen und die Gränze diefes gefetzlich gültigen Rechts nicht formuliren. Darans 
ergab fi dann der Zuſtand, in weldem wir ung zum Xheil noch heute be 
finden, und in weldem man zwei Seiten der Sache ſcheiden muß. 

Zuerſt war es allerdings Har, daß die erfte Bedinguug alles verfaffungs- 
mäßigen Regierungsrechts in der Verantwortlichleit der Minifter liege. Diefe 
wurde daher in den verfaffungsmäßigen Staaten zugeflanden, und andererfeits 
von den nicht verfaffungsmäßigen gefordert. Darliber war man einig. 

Dann aber entftand die zweite Frage nad der Berantwortlichfeit der 
Behörden, welche meiftens mit der Trage nach den Gompetenzftreitigfeiten und 
ihrem Rechte verbunden war. Hier nun muß man die beiden Gefichtspuntte, 
die überhaupt für die deutſche Rechtsbildung maßgebend find, wohl unterjcheiden. 
Einerſeits nämlich haben alle deutſchen Staaten im Grunde eine gleichartige 
Rechtsanſchauung, die ſich meiſtens ziemlich leicht darftellen läßt; andrerſeits 
aber ift das pofitive Hecht wieder mannichfach bei den einzelnen verichieden. Es 
ift daher äußerſt jchwierig, wenn nicht unmöglich, das letztere darzuftellen, 
wenn man nicht liber das erftere einig ift, um fo mehr, da die Literatur ihrer 
jeitS zmwijchen beiden Polen noch immer hin und her ſchwankt, und daher jelbft 
fih einer fefteren Form der Darftellung vielfach entzieht. | 

Die allgemeinen, erft in der neueften Beit in etwas erſchütterten Rechts⸗ 
grundfäße und Uebungen in Beziehung auf das Berantwortlidleitsfuftem ber 
Beamteten ift folgendes. 

Das ganze Syftem der VBerantwortlichleit der Behörden beruht nach wie 
vor auf dem Befhwerdefyftem, mit fat gänzlider Ausfhließung 
des Klagrechts. Diefem deuiſchen Beſchwerdeſyſtem liegen nun, zum Uns 
terfchiede von der franzöfifhen voie gracieuse und contentieuse, zwei Gedanken 
zum Grunde, welche es als ein wejentlich jelbftändiges erfcheinen lafien. Zu⸗ 
erft hält das deutſche Recht an dem Satz feit, daß fo wie es ſich um ein ere 
worbenes bürgerlihes Recht gegenüber dem Amt handelt, allerdings bie 
Beichwerde ansgeichloffen ift, und die Gompetenz des Gerichts einzutreten hat. 
Den franzöfifchen Gedanken, daß auch bei privatrechtlichen Verträgen diefe Com⸗ 
petenz ausgefchloffen ift und die Berwaltungsgerichtsbarteit eintritt, fobald ein 
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öffentliches „Intereſſe“ mit demſelben verbunden erſcheint, hat das beutfche 
Nechtsleben niemals aufgenommen, und konnte das ſchon darum nicht, weil 
es eben in Deutichland gar feinen eigentlichen Berwaltungsgeridhtsbof gab. So 
ift allerdings die bürgerliche rechtliche Berantwortlichleit der Behörde vor 
Gericht bei juribus quaesitis al8 etwas linzweifelhaftes anerkannt, und für 
diefen Theil das contentieux Frankreichs niemals von Deutſchland angenommen 
worden; oder, neben dem Beſchwerderecht hat das Klagredht für bürgerliche 
Rechtsanſprüche befländig und unzweifelhaft der Behörde gegenüber beftan- 
den. — Zweitens aber hielt man den Gedanfen feft, daß die Negierung im 
ihrer Thätigleit nicht geftört werden bürfe. Dabei dachte mar fi, ohne fidh 
Har darliber auszufprechen, theil® eine direkte Störung durch die Litispendenz 
des ordentlichen Klagrechts, theils eine indirekte durch die natürlichen Folgen 
der Klagbarleit. Aus jenen beiden Gedanken entftand nun das Syſtem der 
deutfchen Berantwortlichleit der Behörden, wie es faft allen Berfaffungen zum 
Grunde liegt: Klagbarkeit für bürgerliche Privatredhte, aber keine Klagbar- 
keit, fondern Beſchwerderecht für alle, nicht auf bürgerliche Privatrechte, 
fondern auf die eigentlihen Bermwaltungsaufgaben der Behörde beziiglichen 
Funktionen. 

Das Bemußtfein nun, daß auf diefe Weife die Beſchwerde dennoch im 
Grunde das einzige Rechtsmittel für die öffentlichen Rechte des Staatsblirger- 
thums fei, erzeugte nun den weiteren Grundſatz, daß man dem Beſchwerderecht 
nun auch diefelbe Organifation geben müffe, wie dem Klagredt. Es 
mußte daher ein Syflem von Inftanzen flr die Beſchwerde fo gut geben als 
für die Klage. Diefes Inftanzenfgftem war nun feinerfeits leicht gefunden. 
Nur mußte man das franzöftfhe Princip fefthalten, daß das bürgerliche Gericht 
incompetent ſei flir alles, was fi} auf die eigentliche Amtsflihrung beziehe, 
und daß dafür nur die höhere adminiftrative Inſtanz eintreten kann. Damit 
war der Snftanzenzug von felbft gegeben. Die Hierardie der Behörden 
ward zum Inſtanzenzug der Bejhwerde, und mithin das Minifterium 
das höchſte Gericht für die gefammte Verantwortlichkeit der Behörden. Dieß 
galt und gilt, fo viel wir wiffen, in den bei weiten meiften Territorien 
Deutichlands. 

Dabei blieb nun allerdings die Frage nach Competenzftreit und Gompe 
tenzconflift unerlebigt, fomohl wenn fie durch Klage als wenn fie durch Be- 
fhwerde erhoben wurde. Und merkwürdiger Weife hat man in den meiften 
Staaten diefe Frage auch gefetlih ganz oder zum Theil unerledigt gelaffen. 
Man hat den Sompetenzftreit den Entjcheidungen des Minifteriums innerhalb 
ihres Reſſorts überwieſen, den Gompetenzconflilt Dagegen meiflens auf dem 
Wege der — individuellen oder amtlihen — Berfländigung unter den Mint. 
ftern im Minifterrathe zugewiefen. Nur in den Staaten, in welchen ein eigener 
Staatsratb beftand, hat man das franzöfiihde Mufter nahgeahmt, umd den 
Staatsrath zum fpeciellen Gompetenzgerichtshof, jedoh nur für Gompetenz- 
conflitte erflärt, wie in Bayern und Preußen. Zn andern Staaten hat 
man für die Competenzconflilte (auch für den durch Competenzklage erhobenen 
Streit?) eigene Gerichtshöfe in Ausficht geftellt. (Böpfl, Deutſches Staatz- 
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recht 11. 8. 454.) In noch andern Staaten hat man beftimmt, daß die „es 
richte“ über ihre Competenz allein entſcheiden. (Kurheififche Berfaffung 1881. 
8. 118.) In noch andern Staaten beftanden und beftehen unfers Wiſſens 
feine Beflimmungen, weder gefetliche noch verordnungsmäßige, über dieſen 
Theil des Organifationsrechts. Doch vermögen wir wegen Mangels an Quellen 
nichts ganz Beſtimmtes zu behaupten. Im Wefentlihen aber ift die obige 
Darftellung richtig. 

Nun aber blieb Ein wichtiges Gebiet übrig, das auf diefer Baſis wenig⸗ 
fieng in den verfafjungsmäßigen Staaten nicht erledigt werden konnte Das 
waren die Fälle, wo es fih nicht etwa um Fragen des Berwaltungsredhts, 
jondern um die verfaffungsmäßigen Rechte der Staatsbürger handelte. 
Auch diefe ganz dem Inſtanzenzug der Behörden zu übergeben, mußte denn 
doh als ein zu großer Widerfpruch mit dem verfaffungsmäßigen Rechte er- 
icheinen. Trotz dem wollte man auch wieder den Gerichten nicht ihre natürliche 
Competenz für diefe Fälle einräumen. Dan kam daher zu einem zweifaden 
Syſtem. Zn den fireng verfaffungsmäßigen Staaten überwie® man foldye 
Fragen weder den Inſtanzen der Regierung, noch auch den Gerichten, fondern 
dem Staatsgerihtshof, wie in Württemberg (Mohl, Württembergijches 
Staatsreht I. Kap. IV... In andern Etaaten dagegen gab man dem Ein- 
zelnen das Recht, fi mit ihren Beichwerden an die „Stände“ zu wenden; 
meiftens mit der beftimmten Anmeifung, erft den Inſtanzenzug der Be 
ichwerden erledigt zu haben, und dann erft fih an die Stände wenden zu 
dürfen. Das Raffauifche Patent von 1814 fteht fogar no auf dem Stand» 
punkt, die Beſchwerde nur durch die Stände zuzulaffen; doch haben die ſpä⸗ 
teren Berfaflungen die Beſchwerde den Einzelnen auch direft eingeräumt, regel- 
mäßig jedody mit der Beftimmung, daß „die Stände nur dann auf eine Prü⸗ 
fung derjelben eingehen dürfen, wenn in der Eingabe nachgewiefen ift, daß ber 
Beichwerbeführer bereits den „gejeglihen Inftanzenzug der Staatsbehür- 
den erichöpft, und vergeblich jelbft bei der oberften Regierungsbehörde Abhilfe 
nadhgefucht hat.“ (Zöpfl U. 8. 412.) Das ift im Sinne der einzelnen Ver⸗ 
faffungsurfunden, nur ift der „geleglihe Inftanzenzug“ keineswegs immer 
ausgedrüdt, jondern einige laffen die VBezeihnungen ganz weg, Bayerı $. 21, 
Baden 8. 67 „geeignete Landesftellen,“ Württemberg $. 36 „unmittelbar 
vorgejegte Behörde,“ Großherzogthum Heffen $. 81 „geſetzliche und ver« 
faffungsmäßige Wege bei den Staatsbehörden,* Sadhfen-Altenburg 8. 216 
wie Baden, Braunſchweig 8. 114 „bei der Landesregierung,“ und ähn⸗ 
lid Oldenburg revidirte Verfaſſungs⸗Urkunde $. 134, Coburg Geſetz 1862, 
$. 133. Die Sache ift wichtig, weil gerade ein folcher geſetzlicher Inftanzenzug 
exrft der Beſchwerde ihre Berechtigung gibt — wie foll er nacdhgewiefen werben, 
wenn, wie in den obigen Verfaſſungen, kein „geſetzlicher“ Inſtanzenzug vor⸗ 
gefchrieben ift? 

Auf dieſe Weife war nun allerdings ein Weg für die Hülfe da offen, wo 
Stände befanden. Allein es war denn doch Mar, daß diefer Weg theild nur 
für Die verfafiungsmäßigen Rechte gegeben, theils ein fehr weiter und unbe 
flimmter ſei. Man konnte fi) daher denn doch nicht Iäugnen, daß die Behörde 
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an andere als gerade die verfaffungsmäßigen Nechte verletzen könne, und 
daß fe dabei, fo lange es nur ein Beſchwerderecht gebe, ſtets als Richterin iss 
eigener Sache erſcheine. Man mußte deßhalb neben jenem Beſchwerbevecht 
denn do aud ein fürmliches Klag recht einräumen; wenigſtens thaten das 
einige Staaten in ihren Berfaffungen. &o fagt die württembergifche Berfaffings- 
urtunde $. 95: „Keinem Bürger, der ſich durch einen Alt ber Gtaatsgewalt im 
feinem auf einem befonderen Titel (?) beruhenden Privatrechte verlett glaubt, 
faun der Weg zum Richter verfchlofjen werden.” Biel offener fagt die k. ſäch⸗ 
ſiſche Verfaſſungsurkunde 8. 49: „Jedem, der fi) durch einen Alt der Staats 
gewalt in feinem Rechte verlegt glaubt, fleht der Rechtsweg offen.“ 
Faſt wörtlich übereinftimmen Kurheſſen 8. 85, Shwarzburg-Sonders 
haufen $. 176, Oldenburg Art. 48. (1852), Shwarzburg-Rubol- 
ſtadt (1849) 8. 175. Ja, die bdeutfhe Xheorie ging fo weit, zu 
fagen: „In andern Staaten wird dieß als nach gemeinem beutfchen echte 
geltend angenommen“ (Zöpfl, Deutiches Staatsreht S. 468). — Aeußerlich 
aufgefaßt, jchien das allem zu entipredhen. Allein diefelben Berfaflungen 
feßten fofort Hinzu: „daß dadurch der freie Bang der Bermaltung nicht geflört 
werden bilrfe,“ 3. B. Sadjen $. 49, Schwarzburg-Sondershanfen 
(1849) 8. 176. Zöpfla. a. O. erkennt aud das als „allgemein anerkannt.“ 
Nuneentfteht denn doch die Frage, wer darliber zu enticheiden Habe, ob durch 
den „Rechtsweg“ diefer Gang der Verwaltung geflört wird ober nit? Wie 
nun, wenn die politiſche Behörde es behauptet, Tann dann noch das Gericht 
den Rechtsweg offen halten, trog der Beſtimmung der Berfaffung? Die Um 
Harheit ift Mar genug; es ift das franzöfiiche contentieux in feiner unvolllom« 
menften Form. Daher haben andere Staaten fi) die Sache weit einfacher ge- 
madt. Braunſchweig (Landesordnung 1832 8. 195), erklärt troden: „Die 
Verfügungen der Landesbehörden und Beamteten innerhalb des denfelben an» 
gewiefenen, von der Rechtspflege getrennten (wodurch? und nad weldyen 
Grundjägen? das ift ja eben die Frage) Wirkungstreifes gehören nicht zur 
Gompetenz der Gerichte (db. 5. was nicht zur Gompetenz der Gerichte gehört, 
if von derfelben getrennt — Mar genug). Biel unzweifelhafter ftellt Preußen 
den Sat auf: „Was nicht in den Privatrechtskreis des Staats fällt, if 
Negierungsſache und der Zuftändigfeit der Gerichte völlig entzogen.” Da 
weiß man wenigftend gewiß, daß die natürliche Competenz der Berichte bei der 
Berantwortlichleit der Behörden befeitigt, und von keinem auch noch fo begrün⸗ 
beten Klagrecht die Rede if. In Hannover fagt das elek vom 5. Sept. 
1848 8. 10: „Die Gerichte haben über die Gränzen ihrer Zuſtändigkeit ſel bſt 
zu entſcheiden“ — und daffelbe: „Verwaltungsmaßregeln, welche von Ber- 
waltungsbehörden innerhalb der Gränzen ihrer Buftändigleit vorgenommen 
werden, können von den Gerihten nicht aufgehoben werden Es kann 
aber in folchen Fällen der etwaige Anſpruch auf Entſchädigung bei den Gerichten 
geltend gemacht werden.” Wer aber entjcheidet, ob die Maßregel innerhalb der 
Gompetenz der Behörden lag? Entſcheidet das Gericht, daß die Behörde in⸗ 
competent war, wie ift e8 dann denkbar, daß die VBerwaltungsmaßregel nicht 
„aufgehoben“ — foll doch heißen: für rechtsungültig erflärt werde? — So if 
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bier die Verwirrung eine große. Sie iR noch vergrößert durch die Polizei⸗ 
ſtrafgeſetzbücher, in denen die „Beſchwerde“ als ſyſtematiſcher Theil bes 
Polizeiftrafverfahrens auedrücklich anerkannt if, wie in Bayern (Poligei- 
Strafgeſetzbuch Art. 48); Baden (Boligei-Strafgejekbuh 8. 25); tiber das Be⸗ 
ſchwerderecht des Königreichs Sachſen ſ. Funke, Polizeigefeg Abſchn. LIT. 
Tit. 13. S. 485; fiber das Beſchwerderecht in Oeſterreich, Stein, Bo 
lizeirccht S. 78. Hier muß man in der That fragen: find das wirflihde Be: 
fhwerden, oder find e8 Appellationen? Und find fie das letere, warum dann 
den ordentlichen Gerichten ihre Kompetenz entziehen, da man doch von Bolizei- 
gerichten redet? Wie viel Marer ift da das preußifche Recht, deſſen Grund⸗ 
gedanken des Klag- und Beſchwerderechts in der Gabinetsorbre vom 8. Mai 1842 
höchſt bezeichnend ansgeiprodden fint; bier finden wir ganz und gar den ftreng 
franzöfifhen Standpunkt der justice administrative 8. 1: „Befchwerden fiber 
polizeilihe Verfügungen, fie mögen die Geſetzmäßigkeit, Nothwen⸗ 
digfeit oder Zweckmäßigkeit derjelben betreffen, gehören vor die vorgefehte 
Dienftibehörde. Der Rechtsweg ift nur dann zuläffig, wenn die Verlegung 
eines zum PBrivateigenthum gehörenden Rechts behauptet wird.“ Und and) 
dieß nur unter gewiffen nähern Beflimmungen. 

Dieß ift der gegenwärtige Zuftand des geltenden Rechts in Beziehung auf 
Klag- und Beſchwerderecht, oder genauer in Beziehung auf die Verantwortlich 
feit der Behörden. Es ift Har, daß eine größere Unllarheit und Verwirrung 
der Begriffe wie des geltenden Rechts kaum gedacht werden kann. Wir geflehen 
dabei, daß wir diefen Zuftand dem des franzöfifchen justice administrative 
noch bei weitem vorziehen, eben weil der ganze Geift, der felbft in den oben 
dargelegten Widerfprüchen lebt, viel wahrer und freier ift, als der tief büreau⸗ 
Tratifche des franzöfiihen Rechts; allein dauern fann diefer Zuſtand nicht. 
Wir find ferner der Ueberzeugung, daß die Verfuche, jene Widerfprüche durch 
eigene Berwaltungsgerihtshöfe zu löfen, wie fie Baden durch fein 
Geſetz vom 5. Oltober 1863 gemacht, und neuerdings Defterreih und Bayern 
aufgenommen haben, kein definitives und glinftiges Reſultat ergeben Lönnen. 
Wir haben unjere Anfiht Über die Bedeutung und den Werth eigener Verwal 
tungegerichtshöfe fchon oben ausgeſprochen. Für das badifche Geje (das bei- 
läufig gefagt das Berhältniß des polizeilichen Beſchwerderechts tiberfehen hat) 
verweifen wir auf den treffliden Artikel von Schmitt im Badiſchen Gentral- 
blatt Nr. 2. 1868 (f. unten), für den bayerifhen Entwurf auf die Verhaud⸗ 
lungen der Kanımern. Was das öſterreichiſche Geſetz vom 21. Decem- 
ber 1867 über die „richterlicde Gewalt“ und das Geſetz gi. Datums über die 
„Einjegung eines Reichsgerichts“ betrifft, jo ift uns jo vieles in diefen beiden 
Geſetzen noch unllar, daß wir ung eines definitiven Urtheils enthalten, bis die 
Ausführung gefchehen wird. Das Reichsgericht ſoll „endgültig“ enticheiden 
„über Beſchwerden der Staatsbürger wegen Berleßung der ihnen durch die 
Berfaffung (welche Geſetze bilden die „VBerfaffung?“) gewährleifteten politiichen 
(find die Nechte der perjünlichen Freiheit „politiiche” Rechte?) echte, nad 
dem die Angelegenheit im geſetzlich vorgejchriebenen adminiftratinen Wege 
ausgetragen worden if.” Nun ift bisher kein „abminiftrativer Weg“ vor: 
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wellen. Wobl aber ift der allgemeine Gang der Entwidlung dieſes Gebietes 
von nicht geringem Jutereſſe. Dabei aber muß man fich wohl auf einen böberen 
hiſtoriſchen Standpunkt flellen. Und diefer hängt aufs Engfte mit dem früher 
dargelegten Entwidlungsproceß des Verfaffungsiebens zufammen. 

So wie nämlich die Verfafiungen entfliehen, und damit der Unterſchied des 
geſetzlichen von dem verordnungsmäßigen Recht allmählig zum Verſtändniß 
kommt, wird es zugleich Mar, daß die Herrſchaft des erſten Eine große Vor⸗ 
ausiegung hat. Das ift die Möglichkeit, das Organ, weldes durch die Ber 
füguung die Verordnung zur Ausführung bringt, von demjenigen zu trennen, 
welches über die in der Verfügung enthaltene Hechtsverlegung — den even- 
tuellen Widerjpruch derfelben mit dem Gejege — entſcheidet. So lange fie 
nicht getrennt find, bleibt die vollziehende Gewalt Richterin in eigener Sache, 
und damit im Grunde Hichterin Über die Einzelanwerdung des Geſetzes. Den 
Ausdruck diefer Forderung bildet daher der Grundfag, daß die Verwaltung 
von der Juſtiz getrennt werden müſſe. 

Betrachtet man diefe bekannte Forderung etwas genauer, fo bedeutet fie 
nicht, wie man zu glauben geneigt ifl, die Zrennung der Verwaltung von 
der Zuftiz im Allgemeinen, die ja ohnehin in den betreffenden Minifterien voll» 
zogen war, jondern vielmehr die Trennung der Funktion des Juſtiz behörd en—⸗— 
ſyſtems von dem der Berwaltungsbehörden. Sie war daher nicht auf eine 
beffere Ordnung der Juſtiz, ſondern auf das Berhältniß der Erecutivvers 
fügungen der Verwaltung zum gejeglichen Recht gerichtet. Sie follte das 
legtere gegen das erftere fchligen, und zwar durch den Spruch des von der 
Berwaltung unabhängigen Organs der Gerichte gegen die Maßregeln der 
erfteren. Sie war allerdings nur noch rein negativ; aber in diefer ihrer Negar 
tion gegen die bisherige Verſchmelzung bedeutete fie nicht fo fehr eine gute 
Juſtiz, als die erfte Bedingung der freien Verwaltung durch das in ihr 
enthaltene, wenn auch uody unklar gefühlte Princip, daß ein gefeliches Recht 
dur feine behördliche Berfügung angegriffen werden dürfe. Es darf ung daher 
nicht wundern, wenn die Forderung nad diefer Trennung eine allgemeine, und 
der Kampf gegen die Adminiftrativjuftiz — d. i. den Grundfag, daß die ver- 
fügende Behörde felbft iiber die Gültigkeit ihrer Verfügung zu entjcheiden habe, 
als eine der Grundlagen der öffentlichen Rechtszuſtände angejehen werde. Mit 
Recht jagt daher Köftlin 1823 in feinem Weile: „Die Berwaltungsjuftiz“ 
(j.unten): „Die Trennung der Zuftiz von der Adminiftration if in den mit Re 
präfentativverfaffungen verjehenen Staaten ein Ariom geworden — und diefe 
Unabhängigleit der Juſtiz fett wieder eine von ihr unabhängige Verwaltung 
voraus.” Das war im Allgemeinen der Standpunkt der Auffafiung, aus 
welchem die Frage nad den vielbefprochenen Abminiftrativ- und Juſtizſachen 
hervorging. 

Offenbar konnte man aber unmittelbar won demjelben nicht weiter gelangen. 
Denn die bloß formale Scheidung von Juſtiz und Adminiftration war es da⸗ 
mals fo wenig als jest, worauf ed anlam. Man wollte eben das Gericht zum 
Hüter des geſetzlichen, verfaffungsmäßigen Rechts gegenüber der vollziehenden 
Gewalt machen; dazu aber wäre offenbar ein fefter Begriff von Geſetz, Ber- 
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ordnung und Verfügung nothiwendig geweien, und ben befaß mar eben nicht. 
Man kam daher auch nicht zur Unterfcheibung bes Klagrechts vom Beſchwerde⸗ 
seht, daher auch zu Feiner Formulirung der Bedeutung jener Forderung; 
und zwar um fo weniger, als wie wir gefehen, die Berfafiungen in gleicher 
Unfertigfeit Beſchwerde⸗ und Klagrecht durcheinander werfen, indem fie in bem 
erfteren die Trennung ber Abminiftration von der Juftiz fiberflüffig machen, 
fo lange das Magredht ausgefchloffen war, in bem zweiten dagegen fie wieder 
forderten. Man fah nicht, und man fieht au jetzt noch nit immer, 
daß die Trennung der Juſtiz von der Adminiftration nicht fo ehr den Anfange- 
punkt einer neuen Organifation der Untergerichte, als vielmehr die erfle Bor- 
ausfegung des auf Klag- und Beſchwerderecht bafirten Syſtems der Ber 
antmwortlihleit des Behördenfyftems bildet. Es war ber erſte negative 
Unlauf zu demielben; feine Bedeutung lag mehr in dem, was er anregte, als 
in dem, was er leiftete. 

Da man nun, wie gefagt, bei der großen Unbeftimmtheit auch der beffern 
Berfafjungen und bei der Berfaffungslofigkeit der meiften Staaten überhaupt 
keinen öffentlich rechtlihden Begriff von Geſetz und Xerordnung hatte, jo mußte 
man nun die neuere Aufgabe jener beiden Funktionen, der Juſtiz und der Ver⸗ 
waltung, da man fie nicht auf den Gegenſatz von Geſetz und Verfügung zurüd- 
führen konnte, und bei dem bloßen Privatrecht nicht fliehen bleiben wollte, nur 
dadurch erzielen, dag man bie Gränzlinie zwifchen ihrer Competenz flatt im 
Princip vielmehr in der Sache fuchte. Und bier war e8 nun, wo die franzd 
ſiſche VBerwaltungsiuftiz zuerft entfcheidend in das deutſche Nechtsleben übergriff, 
und jenen Begriff der Adminiftration und Juſtizſachen erzeugte, an dem 
wir noch heute zu leiden haben. 

Den Hauptanftoß dazu gab das Heine Bud von Köflin: „Die Berwal- 
tungsjuftiz nach franzöfifchen Grundfägen. Gin Beitrag zur Lehre von den 
Gränzen der Juſtiz und der Verwaltung. 1822. Dieſe Schrift bat eigentlich 
erſt die justice administrative und dag ganze contentieux Frankreichs im 
Deutſchland bekannt gemacht, freilich ohne gehörig hervorzuheben, was das 
eigentliche Weſen deſſelben ift, die Befeitigung aller rechtlichen Verantwortlich 
feit des Behördenſyſtems durch die Bejeitigung der gerichtlichen Kompetenz im 
eontentieux; namentlid die „Beurtheilung“ (&. 120—148) zeigt die einfeitig 
franzöfiihe Auffaffung. Im erften Anhang (S. 148-160) gibt er eine kurze 
Gharafteriftit der preußifchen Verordnung vom 20. Zuli 1818 flir die Rhein⸗ 
provinz, die dort ein dem contentieux ähnliches Berbältniß einführte Sein 
zweiter Anhang if dann das erſte Syſtem der Unterſcheidung der Gegen» 
fände, welche der Eompetenz der Behörden, und andererjeits ber Gompetenz 
der Gerichte zu überweifen find, fo daß auf diefe Weife das Syftem der Ad⸗ 
miniftrativ- und der Zuftizfacdhen von da an eine feſte Kategorie in ber 
publiciſtiſchen Literatur Deutjchlands geworden ift, von der die folgenden, 
wenn auch unter den verfchiedenften Bezeichnungen nicht abgegangen find, jelbft 
Diejenigen nicht, welche die objeltivfte Auffaffung dieſes ganzen Rechtsgebietes 
haben. Allerdings hatte e8 ſchon damals jeden vorurtbeilsfreien Beobachter 
wundern müflen, in welchen Unbeflimmtbeiten und zum Theil harten Wider 
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fprüchen ficy alle diejenigen verliefen, die Über die Adminiftrativ- und Suflige 
ſachen fchrieben. In der That nämlich enthielt ihr Ausgangspunkt ſelbſt ſchon 
widerſprechende Elemente, die ſie nicht zu vereinigen wußten. Sie wolten, 
gerade wie die Geſetzgebungen, einmal, daß die Behörden in ihrer Thätigkeit 
nicht gelähmt werden ſollten, und fühlten recht gut heraus, daß es wirklich 
gewiſſe Verhältnifſe der behördlichen Thätigkeit gebe, bei welchen man feine ge 
richtlichen Urtheile zulaſſen fünne — diejenigen, welche wir eben als das Ge⸗ 
biet der Beſchwerde bezeichnet haben; anderſeits erlannten fie auch, daß wenn 
man beſtimmite Gegenſtände der gerichtlichen Beurtheilung entziehe, damit eigent⸗ 
lich ein Widerſpruch gegeben ſei. So kamen in dieſer Epoche eben ſo unklare 
Auffaſſungen in der Literatur zu Tage, wie in der Geſetzgebung; das Charab⸗ 
teriftifche ift entweder, daß man der eigentlichen Frage durch unbeftimmte Aus- 
drüde ausweicht, oder daß man geradezu die Sache für unlösbar erklärt, und 
entweder die Verwaltung der Juſtiz oder die Juſtiz der Verwaltung unterorbnet. 
Wir führen nur einige VBeifpiele hier auf. Klüber erflärt, die „Einmiſchung (9) 
des Richters in eigentlichen (?) Bolizeifachen ſei unzuläſſig“ (Deffentl. Recht 
8. 339); „Angelegenheiten, welche die Staatsregierung (?) unmitfelbar (2) bes 
treffen, find fein Gegenftand gerichtlicher Entſcheidung; Juſtizſache ift, wenn bie 
Rede ift von wohlerworbenen Privatrechten — namentli von ftreitiger Ank- 
übung verleihbarer Regalien“ — (die aljo die Staatsregierung nicht un» 
mittelbar betreffen follen?). Aretin (Gonftitutionelles Staatsredht 11. ©. 227 ff.) 
jagt: „Privatrechtöftreitigleiten — gehören allernächft und eigentlich (?) der Juſtiz 
an; die übrigen Sachen des öffentlidden Rechts — folglich auch diejenigen, wo 
zwar allernächſt (?) nur Privatperfonen fich ftreiten, aber aus Titeln, welche im 
Öffentlichen Rechte fi) gründen (7) gehören vor die Etaatsgewalt felbft (wer ift 
das?) als entfcheidende Behörde." Maurenbreder $. 185 erkennt als Ad⸗ 
miniftrativfacden „ſolche, 1) welche nicht ftreitig find, 2) welche nicht Streitig- 
feiten unter Privaten find, 3) welche nicht Streitigfeiten zwifchen Privaten und 
der Regierung find; tiber Nechte, die auf Privattitein beruhen” — alfo vol» 
fommen das droit administratif; wer aber darliber entfcheidet, ob ein Recht 
auf Privattiteln beruht, und nah welchem Grundfag, das fehlt. Zahariä 
(Deutjches Staatsrecht 8. 149) erklärt fi überhaupt gegen das Dafein der 
Abminiftrativjuftizfahe; in feiner Verzweiflung fagt er: „es dürfte wohl nie 
gelingen, einen da8 innere Wefen der Sache treffenden Unterfchied zu finden ;“ 
„wiberfinnig“ fei es, „nach Rechtsgrundſätzen verwalten zu wollen.” Hätte er 
dazu einen Begriff der Verwaltung gehabt, fo hätte er gefehen, daß es denn 
doch jo übel mit dem Rechte in der Verwaltung nicht ſteht. Puchta (Beiträge 
1, 204) beftimmt ven Begriff der Adminiftrativjuftizfache dahin, daß es die 
jenigen Angelegenheiten feien, „in welchen nad Grundfägen der öffentlichen 
Berwaltung Recht geiprochen wird.” Die Frage ift ja aber eben, ob fi ein 
allgemein geltender Grundſatz aufftellen läßt, nach welchem ſolche „Angelegen- 
heiten“ auch wirklich von andern unterfcdhieden werden lünnen; denn erfi dann 
hätte man einen feiten Begriff der Adminiftrativjuftiz; wir ſehen dabei gang 
davon ab, daß wenn man Hecht fpredhen lann nad „Grundſätzen der Bew 
waltung” dieß auch von dem Gericht geichehen könne, und daß an einem 
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ſoichen „Recht“ ernſtlicher Zweifel entfiehen muß, wenn man erklärt, daß das 
Gericht unfähig oder unberufen fei, daffelbe zu finden. Mohl in feiner Bo 
ligeiwifienidhaft (I. 8. 7. 8), dem fowohl der Begriff der Berorbunng als ber 
der Verwaltung abgeht, nennt die Frage mit Recht eine „berichtigte,* hat aber 
ſelbſt gar keine Antwort darauf; nur das wird ihm Mar, „daß die Anfiht ge 
rechtfertigt fei, daß wenigftens (?) die bedeutenderen EStraffälle wegen lieber 
tretung von Polizeigefegen den Gerichten gu überlafſſen fein” — womit 
man im Grunde gar nichts weiß. Planitz in einer neneren Heinen Schrift 
(Zuftiz und Verwaltung. Ein Beitrag zur Feſtſtellung beider @ewalten. 1860), 
fühlt richtig, daß man das Weſen beider Organe der Entfcheidung zum Grunde 
legen müffe; aber freilid muß man dann bei dem Begriffe des Staats anfangen, 
und nicht damit beginnen, den Staat „zunähft” als einen Gerichtshof, und 
die Verwaltung als etwas zu betrachten, was fi „neben der Juſtiz regt.“ 
Ohne die Beftimmung des Begriffes der Verordnung wird die Sache nicht ab» 
gethan fein, noch weniger durch Illuſtration einzelner Fälle. Mayer in feinem 
Berwaltungsrecht ift noch fibler daran; S. 39. 40 will er ganz allgemein, daß 
die Verwaltung „Recht ſprechen ſoll,“ S. 453 findet er, daß „gewifle Alte der 
Berwaltung nicht Gegenftand rechtlicher Befchwerde fein können; S. 456 ſteht 
die „Erlafjung allgemeiner Anordnungen — in der Mitte zwiſchen Aufftellung 
allgemeiner Berordnungen und der Anwendung derfelben auf beftimmte Yälle“ 
— alfo wo? — Und wer hat zu enticheiden, ob fie dieſe „richtige Mitte“ zwi⸗ 
ſchen Juſtiz und Adminiftration verloren haben? — Otto Kuhn bleibt in 
feiner Heinen Schrift (Das Wefen der deutfchen Adminiftrativjuftiz, 1848) in 
einer glanzvollen Paraphraſe feiner Unbelanntichaft mit dem Weſen des Gerichts, 
die er hinter dem richtigen Gefühl von der Bedeutung und Funktion der Ber- 
waltung verftedt, fteden. Das befte Beiſpiel von der Unmöglichleit auf ber 
Bafis der Unterfheidung von Adminiftrativ- und Juftizjachen zu einem Reſultat 
zu gelangen, bietet offenbar Zöpfl in feinem deutſchen Etaatsreht (II. 412. 
453 u. a. a. D.); indeffen bezeichnet er zugleich die neue Richtung, indem den 
„Gerichten in Bezug (?) auf jene Verordnungen, welche von den Behörden auge 
gehen“ (meint er Verfügungen? und warum denn nicht auch auf Verordnungen, 
welche von den Minifterien ausgehen? oder meint er beide?) das Recht der 
Prüfung zufteht, wenn deren Rechtlichkeit und (2) rechtliche Verbindlichkeit in 
Frage kam.“ Welche juriftifche Vorſtellung foll ip mit dem „Hecht der Prü⸗ 
fung“ verbinden? Und wo foll die rechtliche Verbindlichkeit in Yyrage kommen? 
Bei den Behörden? Alfo eine Abberufung an das Gericht zum Bwede diefer 
Prüfung? Oder bei Gericht? Alfo eben durd die Klage ſelbſt? aber das kann 
ja bei jeder Verordnung und Verfügung geſchehen, und damit gäbe e8 ja gar 
feine Adminiſtrativſachen mehr — d. i. Gegenflände, bei deren Entſchei⸗ 
dung nur die Behörde competent if. Es wäre leicht, dieſe Aufzählung zu 
vermehren. Wir unterlaffen es. 

Denn in der That befteht das Wichtige in der ganzen Sade nicht darin, 
daß man dieſe oder jene Darftelung kritifirt, fondern darin, daß man den 
Grund darlegt, weßhalb überhaupt die Unterſcheidung von Juſtiz- und Admi⸗ 
niftrativfachen eine abjolut falfche if. Jene „Sache“ ift nämlich ſelbſt nichts 
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anderes als die Verfügung oder der Zwang der Behörde gegen den Einzelnen. 
Das num ift unzweifelhaft, daß wenn eine Verfügung oder ein Bwang gegen 
ein ausdrückliches Geſetz verftoßen, diejelbe von dem @erichte beurtbeilt werben 
muß. Wenn man daher von Aominiftrativfahen und ihrer Untesfcheidung 
von den Yuftizfachen redet, fo jagt man damit eigentlich, daß es Gegenſtände 
gibt, welche gradezu unfähig find, durch ein ausdrückliches Geſetz geordnet 
zu werden; denn fo wie fie durch ein Gefe georbnet find, fällt ihre Ver⸗ 
letzung nicht mehr unter das Forum der Behörde, fondern unter das Forum 
des Gerichts.‘ Das ift Har: der Unterſchied zwiſchen Adminiftrativ- und Juſtiz⸗ 
fachen befteht daher, jelbft nach jener Auffafjung, nicht in dem Gegenftande an 
fih, fondern in dem zufälligen Moment, ob er durch ein Geſetz oder durch die 
bloße Verfiigung geregelt ift, und da jeder Gegenftand durch ein Geſetz geregelt 
jein fann, fo ergibt fidh die entſcheidende Conſequenz, daß demnad jeder Ge⸗ 
genfand eine Juftiz- oder eine XAdminiftrativfade fein kann und 
wirflid wird, je nachdem über denjelben ein ausdrüdiiches, Durch die 
Berfügung verlegtes Geſetz befteht oder nicht. Der Unterfchied von 
Abminiftrativ- und Juſtizſachen bat daher nur flir Diejenigen einen Sinn, welche 
eben den Gegenjat zwifchen Gejeg und Verordnung, und damit den Begriff des 
verfafjungsmäßigen Verwaltungsrechts nicht kennen. Und das, und Fein an- 
derer war eben der Grund, weßhalb jene Zeit und zum Theil auch ncd die 
Gegenwart, von jenem Unterfchied reden. Denn wie wir nachgewiejen haben, 
beftand und befteht zum Theil auch jettt noch Fein objektiv feiter Begriff von 
Gefeg und Verordnung, und da die Competenz des Gerichts mit dieſem Be⸗ 
griffe untrennbar zufammenbängt, fo fonnte man nicht zu der Erlenntniß 
gelangen, daß es gar keine objektive Scheidewand zwifchen Adminiftrativ- und 
Juſtizſachen gibt, fondern daß es nur von dem Borhandenfein eines Gejeges ’ 
abhängt, ob ein Gegenftand (d. h. ein auf einer Verfügung beruhender Rechts» 
flreit) der einen oder der andern Kategorie angehört. Uebrigens iſt diefer Satz 
nicht einmal neu. Schon Klüber jagt in feinem öffentlihen Recht 8. 396: 
„Es kann dDiefelbe Sache in verfchiedener Beziehung Juſtiz⸗- und Polizeiſache 
fein, und aus einer Bolizeifadhe fih zu einer Juſtizſache verwandeln,” nur 
den Grund daflir hat er nicht gefagt. Am deutlichften Bözl in feinen baye- 
rifchen Verfaſſungsrecht $. 155: „Es ift nicht ausgefchloffen, daß die nämliche 
Sade in ihrer rechtlichen Beziehung (Verhältniß zum Geſetz) Juſtizſache fei, 
welche in ihrer polizeilichen Richtung (Berhältniß zur Verordnung, namentlid) 
zur VBollzugsverordnung, überhaupt zum @eifte der Verwaltung) von der Por 
lizeibebörde behandelt wird. Beiſpiele: KHeimathrecht, Gewerbefadhen u. |. w. * 
Hätte er diefe ſchöne Bemerkung weiter verfolgt, fo würde er gefehen haben, 
daß jenahdem dur viefelbe Mafßregel das Recht oder das Intereſſe 
verlegt ift, das Klagrecht (Juſtizſache, d. i. Competenz des ordentlichen Gerichts) 
oder das Beſchwerderecht (Mominiftrativfahe, d. i. Gompetenz der höheren 
Behörde) eintreten muß. Und fo gelangen wir auch hier auf den Stanbpuntt, 
den wir früher bezeichnet habe. 

Im Allgemeinen kann man nun wohl als eine entfchievene Thatlache an⸗ 
nehmen, daß in der letzten Beit der ganze Stanbpunkt des Uunterſchiedes von 
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Mminiſtrativ⸗ und Juſtizſachen formell als unhaltbar aufgegeben iR, umb 
eine andere Geftalt angenommen bat. Diefe befteht nun im Wefentlichen im 
Folgendem. Dan ift ſich namentlich darüber einig, daß es gar kein Recht 
mehr gibt, welches nicht beredhtigt wäre, einen gerichtlihen Schuß zu for 
dern; und daß mithin allenthalben, wo es ih um ein Recht handelt, and) ein 
Gericht competent fein müfle: damit ift der Unterfchied der Adminiſtrativ⸗ und 
Juſtizſachen allerbings aufgegeben; aber er ericheint aufs neue in dem Unter⸗ 
ſchied des öffentlichen und des PBrivatrehts. Für beide Arten fordert 
man gerichtlichen Schuß; aber man will den Unterſchied jet dadurch verwirf- 
fihen, wie wir fon oben bemerkt, daß man neben dem Syſtem ber orbent- 
lichen Gerichte für das Privatreht ein Syſtem der Berwaltungsgerichte für 
das öffentliche Hecht des Einzelnen fordert. Dieſe Verwaltungsgerichte — ein 
unflares Nachbild der Conseils de prefecture (f. oben) find zuerft von Baden 
eingeführt, und fliehen im Begriffe, auch in Bayern und Württemberg Pla zu 
greifen. Es hat fih an dieſem Gedanken bereits eine Literatur entwidelt, die 
zum Theil von Gneift (Englifches Berfaffungs- und Verwaltungsrecht IL. 
8. 180 und I. 170) ausgegangen ift, und zum Theil, wie Luthardt (Ein 
Berwaltungsgerihtshof auf der Grundlage des beftehenden Rechts 1868) fi 
direft an die badiſche Geſetzgebung anſchließt. Wir mülſſen fefihalten, daß biefe 
ganze Nichtung, welche fih von dem Eindrude der franzöſiſchen Inſtitutionen 
nicht hat frei machen fünnen, ohne fie jedoch innerlich zu bewältigen, felbft nur 
ein Uebergangsftabium bildet. Wir können nicht auf die Kritik der einzelnen 
Puntte eingehen; wohl aber müffen wir die betreffenden Autoren (vergl. Kritie 
Ihe Bierteljahrsfchrift fiir Gefegebung und Rechtswiſſenſchaft von Pözl und 
Windſcheid Bd. X. Heft I. ©. 124) darauf aufmerkſam machen, daß fie die 
unabmweisbare Folge der Einfegung eigener Vermwaltungsgerichtshöfe, die Ent. 
ftehung des franzöfifchen conflit de compe&tence, ganz zu überſehen fcheinen. 
Die formelle Unhaltbarkeit diefer ganzen Auffaffung wird fi erft dann zeigen, 
wenn es fi) um die Austragung der bei dem Gegenjaße von Verwaltungs⸗ 
und ordentlichen Gerichten unvermeidlichen Couflikte handelt. Denn damit 
ift die Sache wahrlich nicht abgethban, wenn man wie der Anonymus in dem 
„Entwurf eines Geſetzes über die Rechtsſprechung in öffentlichen Angelegen- 
heiten,” ſog. „Abminiftrativjuftiz” (Wien 1868) mit einiger Emphafe übrigens 
aber mit gutem Recht fagt: „Wir müffen ung ein gänzlich unabhängiges Organ 
ſchaffen, welches die Anſprüche, die der Einzelne an den Staat oder die Organe 
defielben (er meint nur bie Behörden, da er die Minifter unter den Staat® 
gerichtshof ſtellt) aus dem Titel des öffentlichen Mechts (freilich müßte ver 
Berfaffer uns zu dem Zweck erft gejagt haben, wo dann die Gränze des 
öffentlichen Rechts ift) zu flellen Hat, fo wie über Streitigfeiten die fih daraus 
ergeben, daß die Negierung (die Behörden durch Verfügung oder die Minifter 
durch Verordnung, oder beides?) eine befondere Leiftung fordert (wann ift 
eine Leiftung eine „beſondere?“) enticheidet.” Auch wir find biefer Meinung; 
aber find die Gerichte denn weniger „unabhängig,“ namentlich da ihre Stel- 
fung ja durch das fpecielle Gejeg vom 21. Mai 1868 viel mehr gefichert iſt 
als die der Berwaltungsbeamteten ? Oder find die letzteren nicht vielleicht gerade Die 
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abhängigeren? Warum man ſich „vorzüglich hüten miiſſe, bie öffentlichen 
Organe unter den Civilrichter zu ſtellen“ (S. 7), das zu ſagen bat der Verfaſſer 
ſich nicht beftimmt gefühlt, obgleich gerade daz die Hauptfadhe wäre. Bon ber 
Confliktfrage ift bei ihm feine Rede. Pözl hat nun in feiner Weiſe die Anfidgt 
von Luthardt a. a. D. behandelt, und gelangt auf Baſis des Satzes: „Es 
it daher die Forderung einer Richter⸗Inſtanz flir den Schutz des öffentlichen Rechts 
eben fo begründet wie die gleiche Yorderung für den Schuß der Privat- 
rechte” (S. 126) zu der Gonfequenz, daß diefe Forderung nicht ebenfo be 
gründet fei, fondern daß man flir die erftere nicht denfelben Schuß bei dem 
ordentlichen Richter finden könne, als für die legteren, und mithin einen Ver 
waltungegericht£hof brauche. Auch bier ift von der enticheidenden Confliktfrage 
gar keine Rede, was ihm zu fibergehen um fo leichter war, als er forgfältig 
die Anfiihrung der Lehre von der vollziehenden Gewalt vermeidet. Daß alle 
diefe Anfichten am letzten Orte die Achtung vor der Recht Skunde und vor der 
Unabhängigleit der ordentlichen Gerichte im Vollsbewußtfein aufs Tieffte 
erihüttern müffen, haben die verfchiedenen Berfaffer nicht gejehen, und doch 
wiffen fie, daß man in England und Nordamerika alle Fragen des Behörden⸗ 
rechts grundfäglich ven ordentlichen Gerichten übergibt, die, da fie über Leben 
und Tod entjcheiden, wohl auch fähig fein werben, fiber Heimathsredht und 
Wahlfähigkeit ein Urtheil zu fällen. Oder follte gar Mayer in feinem Ber⸗ 
waltungsrecht Necht haben, wenn er von „einem feindfeligen Geifte gegen ven 
Staat bei Anfprücen an den Treſor“ fpriht? Und was foll man jagen, 
wenn ein Mann wie Mohl (Lit. der Staatswiſſenſch. III.S. 266) gar zu folgenden 
Sätzen gelangt: „Würden fie (die Gelehrten und Bürger) unterlaffen, den doch 
Handgreiflich unrichtigen Sat zu wiederholen, daß der Rechtsſtreit zwischen 
dem Staat und dem Bürger ſchließlich Doch auch ein Nechteftreit fei, wie jeder 
andere; würden fie einfehen, daß e8 eine plunipe petitio principii fei, Thä- 
tigleit des bürgerlichen Geſetzes und Rechtsſchutzes für volllommen gleichbedeu- 
tende Begriffe zu halten” (aber wer in der Welt hat überhaupt je von der 
wunderlichen Vorſtellung einer „Xhätigleit des bürgerlichen Geſetzes“ geſprochen? 
— jondern man meint gewöhnlich, daß ein Rechtsſchutz ein Hecht ſchütze, wo 
ein Recht da ift, alfo auch ein öffentliches) „mit Einem Worte, würden 
fie fih in das Gegebene und Unvermeidlidhe fügen, fo könnten 
fie ihre Kräfte auf die befimöglichfte Einrichtung des Verfahrens verwenden. 
Hier würden ihre Yorderungen gehört werden” — ganz wie zu früheren 
Epochen, mo man erft dann obrigfeitlid] mit den „Forderungen gehört” werden 
‚ Tonnte, wenn man die „plumpe petitio principii” aufgegeben‘, fich nicht unter 
das „Segebene und Unvermeidliche” zu „fügen,“ jondern nur „Forderungen“ 
aufftellt, die diefem „Gegebenen“ entipreden. Das find freilich „handgreife 
liche” Auffaffungen. Daß dabei jede Vorftelung des Unterfchiedes von Geſetz 
nnd Verordnung in der Thatjache des polizeilich „Unvermeiblichen“ untergeht, 
ift wohl Mar. Es ift nicht förderlid, auf diefem Wege die ernfte Trage zu 
unterfuden. Einen wahrhaft erfriihenden Eindrnd dagegen macht es, wenn 
Bähr in feinem „Rechtsſtaat“ mit gründlichfter Unterfuhung der ganzen Trage 
vom Standpunkt des Rechts an fi), wie von dem der hiſtoriſchen Auffaffung, 
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zu dem einfachen und natlirlihen Satze gelangt: „Die einzige Grundlage, auf 
welcher nach dem Princip des Nechtsflaats die Scheidung zwifchen Zuläfligleit 
und Unzuläffigkeit eines gerichtlichen Urtheils über Handlungen der Admi- 
niftrativbehörden unternommen werden Tann, bildet die Frage: bat die Be 
börde die in dem Berwaltungswefen gefegte Nedhtsgränge Überfchritten ober 
nicht? dieß ift aber eine reine Nechtsfrage, von der nicht abzufehen if, weß- 
halb über fie eine Borfrage geftellt, und im Wege eines Sompromifjes zwiſchen 
Adminiftration und Juſtiz entfchieden werden muß.” (S. 103.) — Wir haben 
dem nichts binzuzufligen, als die Bemerkung, daß wenn e8 ſich eben nicht um 
jene Rechtsgränze handelt, der Weg der Beſchwerde oder bes Geſuchs ge 
geben if, und daß auch da, wo es fih um die Nechtsgränze handelt, das 
darauf beruhende Klagredt „in den Bang der Verwaltung“ — nicht eingreift, 
weil die Klage keine Yitispendenz erzeugt. Bielleiht hätte Pözl doch nicht 
fo Unrecht gehabt, Bährs fchöne Arbeit, die ja im Grunde fein Princip, 
wenn auch nicht feine Gonfequenz ausführt, genauer zu beleuchten. Wir unſer⸗ 
feits fehen nicht ein, wie man liber den aus dem neueften Weſen der Berant- 
wortlichleit der Behörden nothwendig folgenden Sag von Schmitt GBadiſches 
Gentralblatt 2. 1868) in Zweifel fein kann „daß ein Berwaltungsrecdhtäftreit 
unter Einzelnen gar nicht Platz greifen könne, und daß daher in einem 
folgen „nur die Verwaltung die Rolle des Bellagten, der Einzelne die Rolle 
des Klägers bat und haben muß.” Denn in ber That ift mit diefer fchlagen- 
den Bemerkung der letzte Schlußpunlt des Syſtems der Berantwortlichleit der 
Behörden und ſelbſt die formale Unmöglichkeit der Berwaltungsgeridhtshöfe neben 
dem ordentlichen Gericht gegeben. 

In jedem Falle ift e8 wohl aus dem Obigen Far, daß wir jett vor dem 
Uebergange zu der Bollendung des Rechtsſyſtems der verfaffungsmäßigen Re 
gierung ſtehen. Das Necht der vollziehenden Gewalt ift damit für die erfte 
große Geftalt der. letteren, die Regierung als die perjönlide Form 
der Vollziehung gefchloffen, und wir gehen jett zu bem zweiten Theile, der 
Selbftverwaltung, als der freien Form der vollziehenden Gewalt, über. 
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Vorrede. 


Wenn ſchon der erſte Theil der Vollziehenden Gewalt, das 
verfaffungsmäßige Negierungsrecht, eine gründliche Umarbeitung der 
eriten Auflage enthält, fo ift der vorliegende Band beinahe ganz 
ein neues Wert. Doch babe ich die leitenden Grundgedanken ber 
eriten Arbeit auf allen Punkten feftgehalten; die Ueberzeugung, daß 
das Staatsleben und fein Recht nur durch innige Verbindung der 
Eelbftvermaltung mit der Regierung recht erfaßt, und in ihren 
Gonjequenzen zu einem wirklich genügenden Syſtem des öffentlicher 
Rechts ausgebildet werden können, ward mir immer feiter, und 
ih wage es unbedingt auszufpreden, daß das Fünftige Staatsredht 
die Scheidung der Regierung und der Eelbftverwaltung als erfte 
und elementare Grundlage anerkennen wird. Ich meiß recht wohl, 
daß es bis dahin noch ein weiter Weg iſt; die Tradition des ziem⸗ 
ih unklaren Begriffes vom Staat, der Mangel einer organischen 
Auffaffung feines inneren Weſens, und die ſelbſt in den neueren 
Staatsrechten, wie bei Bluntſchli und Gerber, noch fich forterhal- 
tende völlige Nichtberüdfichtigung des ganzen Begriffes und In⸗ 
halt3 der Selbftverwaltung, find ſehr dazu geeignet, ung wenig 
Muth und Hoffnung zu erweden. Freilich wiſſen wir, daß es fi 
bier nicht um diefe oder jene Kategorie oder Controverje, jondern 
um eine völige Umgeftaltung des Staatbegriffes handelt. Indeſſen 
haben wir es unternommen, und werden e8, jo weit unfere geringen 
Kräfte reihen, durchführen. Denn wir find jet in einer andern 
Epoche; der Staat ift ein anderer geworden; er lebt ein anderes 
Leben um und, in ung, dur uns; mie können wir das Neue in 
der alten Weile verftehen und beurtheilen wollen? So möge man 
der Arbeit des Geiftes freien Raum geben; ijt fie berechtigt, wird 
fie fih erhalten, und weiter arbeitend dem weiter Arbeitenden zur 
Seite ftehen. 
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Mer übrigens foldhe Arbeit unternimmt, der braucht vor allerlei 
Unbequemlichleiten nicht zu forgen. Namentlich geihieht es uns 
ſchon wiederholt, daß unfere Auffaffungen für unfreiſinnig erflärt 
werden. Wie das möglich ift, dag mag Gott willen. Wenn man 
unfer Werk nicht begriffen hat, wie Gierfe (©. 888), der unjere 
Auffafiung vom Vereinsweſen offenbar gar nicht veriteht, was können 
wir dafür? Gründlicher ijt die Redaktion der Tübinger Biertel- 
jahrsſchrift. Der Verfaſſer der Anzeige von Samuely’3 Schrift 
über Minijterverantmwortlichfeit preist den „Freimuth“ dieſes Autors, 
der die befannten Anfichten der bisherigen Schriftiteller reproducirt; 
wir fommen dabei gar übel an; diefer „Freimuth“ erjcheint dem 
Necenjenten nicht jo fehr in der Sache felbit, als in der „Beur⸗ 
theilung der haarfträubend abjolutiftiihen und oberflädlidhen Con- 
ftruftionen der Stein’ihen Verwaltungslehre (1. Band).” (1869, 
1. Heft, S. 176.) Wie der Mann, der das fchrieb, wohl ausſieht, 
wenn wir ihm das Haar gefträubt haben? Und doch hätte er 
nach Hegels Aefthetik willen müſſen, daß die „höchſte Freiheit” weder 
im Haar, noch in der Tübinger Vierteljahrsſchrift, jondern im 
Humor befteht. Oder hatte er andere Schmerzen? Jedenfalls können 
wir darüber beruhigt fein, daß, wenn einmal die Tübinger Viertel: 
jabrsschrift für die gefammte Staatsmwiffenihaft von dem um- 
faſſendſten ſyſtematiſchen Werke, das je über Staatswiljenichaft 
erihienen ift, Notiz nehmen ſollte, wir eine höchft vorurtbeils: 
freie Beſprechung zu gemwärtigen haben. Dagegen möge e8 uns bei 
diefer Gelegenheit geftattet fein, dem Herru Verfafler der „Geſchichte 
ber Steuern des brittijchen Reiches,“ W. Vode, unjere volle Achtung 
für feine trefflihe Arbeit auszufprehen. Wir aber danken dem 
Publifum berzlichft, daß es uns durch diefe neue Auflage Gelegen- 
beit geboten bat, ung mit diefen Helden der Breite abzufinden. 
Wir geiteben, daß mir ganz glüdlih wären, wenn und nod 
einmal dazu die gleiche Gelegenheit geboten würde. 

Der dritte Band, das Vereinsweſen, ift ein ganz neues Werf. 
Mir werden es nächſtens dem Publikum übergeben. 


Wien, Anfang Mai 1869. 
Dr. £orenz v. Stein. 
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Stein, die Berwaltungslehre. 1. 2. 1 


Die freie Verwaltung und ihr Rechtsſyſtem. 


J. 
Begriff und Weſen der freien Verwaltung. 


Indem wir jetzt zu dem zweiten großen Gebiet der vollziehenden 
Gewalt, der freien Verwaltung übergehen, wird es vor allem noth⸗ 
wendig, daß wir den Begriff und das Weſen berjelben nicht etwa im 
Allgemeinen befchreiben, ſondern daß mir denfelben ſowohl gegenüber 
der feiten Kategorie der Regierung ala der vagen Borftellung der reis 
beit in formeller klarer Beftimmung feftitellen. 

Denn wir wiſſen recht wohl zivei Dinge. Erftlich daß es fich hier 
nicht um einen befannten Begriff und mithin um ein bereits feſtſtehen⸗ 
des Nechtögebiet handelt, und wir daher nicht etwa in Fritifcher Weiſe 
mit einem beftimmten Stoffe umzugehen hatten, fondern daß es darauf 
ankommt, eine neue Kategorie in Miffenfchaft und Nechtsleben zu fchaffen. 
Zweitens aber gehört wohl faum viel dazu, um zu erkennen, daß biefe 
Kategorie nicht etwa ein theoretiiched Experiment enthält, ſondern daß 
dasjenige, was fie ift und bebeutet, in der gewwaltigften Weife in das 
praftifche Leben bineingreift, und daß es gerade in unferer Zeit mehr 
als je dazu beftimmt ift, ein mejentlicher Faktor in der Staaten: und 
Rechtsbildung der Zukunft zu bleiben. Gelänge es, fie fo barzuftellen, 
daß an ihrer fubftantiellen Geltung fein Zweifel mehr ift, und daß 
man fie daher als feſtes und dauerndes Element in die Anichauung 
und Beurtheilung des Staaten: und Nechtslebeng aufnähme, jo würden 
wir glauben, daß unſere Arbeit eine nicht erfolglofe geweſen wäre. 

Wir beginnen eben deßhalb mit dem offenen Geſtändniß, daß das, 
was wir als unfere Auffafjung in der erften Auflage nievergelegt haben, 
ald Ganzes ein höchſt Unfertiges geweſen ift. Es bat denſelben Cha- 
ralter, wie unfres Willens Alles, was bisher über dieß weite Gebiet 
gejagt worden ift. Es ift mit richtigem Gefühl für das Ganze, aber 
ohne Hares Verſtändniß defielben geſchrieben. Das mas wir die freie 
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Verwaltung nennen, iſt zwar geſchieden von der Regierung und in 
ſeinen einzelnen Gebieten zuſammengeſtellt, aber es iſt kein organiſcher 
Begriff geworden. Es iſt daher auch nicht fähig, das Rechtsgebiet, um 
welches es ſich hier handelt, gehörig zu beherrſchen; die ſelbſtändigen, 
hochwichtigen Kategorien deſſelben treten nicht recht heraus; die ent: 
Icheivenden Fragen der Gegenwart und der Zukunft, namentlich die 
nah Wefen und Recht der Autonomie und Oberaufficht, find kaum ge 
ftellt, und viel weniger gelöst; es ift Mar, daß man einen ganz andern 
Weg einfchlagen muß, um bier zum leßten Biel gu gelangen. Daher 
wird auch das wahre Verhältniß, namentlich des Vereinsweſens, nicht 
erledigt; .e3 bleibt wohl das allgemeine Gefühl, daß es der freien Ber- 
waltung angehört, nicht aber die Erfenntniß davon, wie meit und in 
welhem Sinne dieß der Fall ift, und alle Theile ſtehen daher mehr 
neben einander, als daß fie wahrhaft ein Ganzes bildeten. Das aber 
iſt nicht ein Mangel, fondern das ift ein Fehler; denn ein Fehler iſt 
das, was das Meiterfchreiten unmöglich madt, ohne immer tiefer in 
Bereingelung ftatt in die lebendige Gefammtanfchauung bineinzugeratben. 
Und rede man nur bier nicht von Formalismus. Es ift in der That 
faum der Mühe werth, gegen ſolchen Vorwurf fich zu vertheibigen. In 
der ganzen Welt, in allen Wiflenfchaften ift man fich einig darüber, 
daß das Lebendige, mag es erfcheinen wo es will, ein Organismus von 
jelbjtändig erfennbaren Kräften in -ihren organifchen Trägern ift; in 
allen Gebieten des Erfennens iſt man fidy einig, daß die Erkenntniß 
diefer lebendigen Erfcheinungen unmöglich ift, ohne ein Eingeben auf 
die großen felbftändigen Elemente befjelben; die Naturwiſſenſchaft, die 
Phyſik, die Chemie, die Aftronomie, alle Wiſſenſchaften glauben erft 
dann meiter gefommen zu fein, wenn fie mit möglichſt fcharfer Be: 
gränzung jedes Drgan, jede Kraft beftimmt, ihnen Stelle, Gränze, 
Natur und Funktion möglichft genau angewiejen haben; feine einzige 
andere Wiſſenſchaft verftattet e8 fi, einen unbeftimmten Ausdrud, eine 
unflare, unberechenbare Borftellung ihren Arbeiten zu Grunde zu legen 
— Sollen wir denn in der Staatöwiffenichaft allein ewig hinter den 
großen Schweftern zurücdbleiben? Oder iſt der Staat das einzig lebendige 
Meilen, das Teine feiten, klar definirbaren Ordnungen hätte? Ober 
fehen wir fie nicht im Grunde als nothivendig an, indem wir von Res 
gierung, Gemeinde, Verein u. |. w. reden? Sind fie aber etwas Be- 
ftimmtes, ift dann möglich, daß fie zwei oder drei gleich berechtigte 
Definitionen aulaffen? Oder hat ihre Beitimmtbeit vielleicht die Eigen: 
Schaft, feine feite Definition zuzulaflen? Oder will man das Weſen eines 
Dinges überhaupt auch dann erfennen fünnen, wenn man e8 nicht 
mit feiten Gränzen ausrüftet? Oder will man endlih Phyſik, Chemie, 
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Aftronomie u. a. des Formalismus anllagen, weil fie ganz beftimmt 
wiflen, was fie mwiflen? 

Freilih, auf diefer Grundlage find in den Staatswiſſenſchaften die 
Phrafe und das Gefühl befeitig.. An ihrer Stelle entftebt ein feites 
Syſtem, das jedes lodere und leichte hin und her werthlos macht. Es 
ift wahr, die wahre Wiſſenſchaft ift hart, ja fie ift defpotiih. — Ich 
fann es nicht Ändern. 

Mir beginnen daher, indem wir den Verſuch machen, eben einen 
ſolchen feſten und organifchen Begriff der freien Verwaltung aufzujtellen, 
und das kann in der That, nach der im erften Theil enthaltenen Dar: 
jtellung der Negierung und ihres Rechts nur gefchehen, indem mir den- 
jelben diefem Begriffe gegenüberftellen, und darin den Anfang feines 
Verſtändniſſes fuchen. 


Die freie Berwaltung in ihrer Scheidung von der Regierung. 


Wir haben im Staate als Grundlage feines Organismus den 
Willen deflelben von der That gejchieden, und die That als einen 
jelbftändigen Organismus betrachtet und fie in ihre Elemente aufs 
gelöst. Wir haben die vollziehende Gewalt als die That an fih — 
das Verivirklihen des Willens durch die eigends dazu beftimmte Kraft 
— von der eigentlichen Verwaltung getrennt, als bie Vollziehung, in: 
jofern fie ein bejtimmtes Objekt empfängt und durch daſſelbe ihre 
Thätigkeit mobdificirtt. Wir haben dann die Vollziehung zunädft als 
den Organismus des perſönlichen Staatswillens beftimmt, und die Ge: 
ſammtheit diefer Organe als die Regierung bezeichnet, beren einzelne 
Glieder dann den Organismus der Regierung bilden. Auf diefer Grund» 
lage entitand dann Begriff und Inhalt des Regierungsrechts. 

Das Negierungsreht war das Verhältnig der Selbftbeitimmung 
und Thätigkeit diefer perfünlichen Staatögewalt in der Regierung zum 
Willen des Staats. Das Princip des Hecht? der Regierung war 
die Verpflichtung, in der That der leßteren, der Vollziehung, jenen 
Willen des Etaat3 in Geift und Form auszuführen. So wie ber Wille 
des Staat3 nun durch das organische Zuſammenwirken des Willens aller 
Einzelnen ſich zum Begriff und Weſen des Geſetzes erhebt, entiteht das, 
was wir das verfafjungsmäßige Regierungsrecht genannt haben. Die 
Darftellung diefer organifchen, offenbar leicht verständlichen Grundbegriffe 
bildeten den Inhalt des erjten Theiles. 

Was bleibt zu jagen übrig? 

Dffenbar ergibt fi alsbald eine ganze Kategorie von hochwichtigen 
Erſcheinungen, welche in dieſem Begriffe und Kategorien Teine Stelle 


gefunden haben, und doch dem Leben des Staats ebenjo gewiß ange: 
bören al3 jene. Was find und bebeuten denn Vereine, Gemeinden, 
Landſchaften u. a.? Woher entftehen fie, und wohin werben fie in dem 
mächtigen Drganigmuß gehören, den wir den Staat genannt haben? 

Es ift Har, aus dem Weſen der perſönlichen Einheit des Staats 
und ihrer Drganifation können fie nicht entwidelt werden. Weber das 
Moment der Befonderheit noch das Moment der Selbſtändigkeit ge 
nügen dazu; es iſt falfch, fie auf dieſe Elemente zurüdführen zu wollen, 
wie man es wohl verfucht bat, denn die Bejonberheit tritt auch in 
jedem Amt auf, und felbftändig ift fogar jede Behörbe bie zu einem 
gewiflen Grade; um Gradunterſchiede aber handelt es fich hier nicht, 
fondern um qualitative Unterfchiede, um Unterfchieve der Weſenheit. 
Haben jene Kategorien ſolche Unterichiede, und worin beftehen fie? 

Wir können fie mit Einem Worte bezeichnen und bamit die Grund» 
lage aller jener Begriffe oder Thatfachen angeben. Sie find Erſchei⸗ 
nungen der Freiheit in der Verwaltung. Was heißt Freiheit ? 

Freiheit ift das Weſen der Perfönlichkeit, nach welchem fie ihre 
Selbitbeftimmung auch in der Einheit mit Andern bethätigt. 

Die verfafjungsmäßige Freiheit im Staate ift demnach diejenige 
Ordnung befjelben, nach welcher der Einzelne an der Bildung des all: 
gemeinen Willens Theil nimmt. Wenn verjelbe als Geſetz da ift, giebt 
es dann noch eine Freiheit in der Regierung, melde das Geſetz voll: 
ziehen muß? 

Nein. Das Weſen der Regierung ift die Vollziehung des Geſetzes 
durch ihre einheitliche perjönliche Gewalt. In der Regierung erjcheint 
der Staat als jelbitthätige, und daher nothwendig einheitlich organifirte 
Perfönlichkeit. Der Begriff der einheitlihen That fchließt die freie 
Teilnahme der Einzelnen aus; es ift feine That möglich, wenn fie 
nicht als perjönliche Einheit auftritt. Die Regierung ift verantwortlich, 
aber fie ift weder frei noch unfrei, fondern fie ift ein perfönlicher 
Organismus. So lange man feine andere Kategorie hat ald Geſetz⸗ 
gebung und Regierung, gibt e8 feinen Begriff der freien Ber: 
waltung. 

Wenn daher das Weſen der Freiheit, als der Perfünlichfeit über: 
haupt innewohnend, den ganzen Staat durchdringt, und wenn ir 
daher ganz abjtraft redend, auch von einer freien Verwaltung ſprechen 
und fie im Namen ver Berjönlichleit fordern, wie follen wir uns die: 
felbe denken? 

Am nächſten ſcheint es dem einfachlten Verftändnig nun zu liegen, 
daß man überhaupt die Regierung jelbft, welche ihrem Begriffe nach 
das Weſen der Freiheit nicht in ſich aufnehmen Tann, befeitige, und 
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für die Vollziehung überhaupt die Idee der freien Selbitbeftimmung an 
ihre Stelle ſeze. Allein fowie wir den perſönlichen Willen des Staats 
im Gejet fordern, fo feßen wir auch die Nothwendigkeit einer perfön- 
lichen, einbettlihen, und nur dadurch verantwortlihen That, melde 
nothwendig die einzelne Thätigkeit unter den Geſammtwillen bringt; 
ohne bie leßtere ift der erftere ein körperloſer Geift, eine abftralte 
Selbftbefimmung. So wie wir ferner das Geſetz ſetzen, jeßen wir bie 
Nothivendigkeit, e8 mit dem Willen der That auch zu erfüllen und zu 
entwideln; das Geſetz will nicht bloß Gehorfam, fondern Vollziehung; 
und das Vollziehende ift eben Regierung. Wer daher die Regierung in 
ihrer Selbftändigfeit für überflüflig hält, und die Vollziehung des all 
gemeinen Willens in die Einzelthätigfeit legt, der muß confequent auch 
das Geſetz läugnen und feine Macht und feine Beitimmungen gleidy 
falls dem Einzelwillen übergeben; cr muß nicht mehr einzelne Erſchei⸗ 
nungen, fondern ben ganzen Staat aus dem perfönlichen Leben ent⸗ 
weder in ben privatrechtlichen Vertrag, oder in die Natur der Dinge 
verlegen und dieſe ftatt der Perfönlichkeit wirken laſſen. Es tft über 
flüffig, Hier mit einer ſolchen Auffaffung zu fireiten; ebenjowenig ift 
bier zu fragen, welches die richtige form der Regierung fein muß. Sie 
ift und bleibt ein organifches Element des Staats. 

Sit dem nun fo, mo ift dann in der Verwaltung ein Raum für 
die Freiheit? 

Es ift far — enthält und erzeugt die Regierung tie Verwaltung, 
und tft fie als einheitlicher DOrganiemus des perjönlich thätigen Staats 
abfolut notbiwendig, jo kann das Element der indivibuellen Selbft 
beftimmung nur dadurch Pla greifen, daß ihm ein Theil der Funktion, 
und damit allerdings: auch ein Theil des Rechts der Regierung übers 
geben wird. Und damit entjteht der allgemeine, wenn auch noch ganz 
unbeftimmte Begriff der freien Verwaltung. Diejelbe bedeutet diejenigen 
Theile der Funktion und des Rechts der Regierung, welche 
ber freien Selbftbeftimmung des Einzelnen übergeben werden — ober die 
Vollziebung infomweit fie Aufgabe und Recht der freien orga 
nifirten Selbftthätigfeit der Einzelnen wird. 

Sp entjteht der Begriff der freien Vertvaltung, und fo fcheibet 
er fih ‚formell von dem der Regierung. Er beruht nicht auf einer 
Aenderung der Aufgabe oder des Rechts derjelben, fondern nur auf 
dem Eintreten eines neuen Momentes in die Vollziehung, und dieß 
Moment ift die inbivibuelle Selbftbeitimmung. Sie enthält auch Fein 
neues Princip, fondern fie ift in der That nur die Anwendung des 
felben Grundfates, aus dem die Gefetgebung hervorgeht, auf die voll» 
ziehende Gewalt; des Grundſatzes, daß die flaatliche Freiheit auf der 





a 


8 


Theilnahme ber Selbitbeftimmung an dem Leben des Ganzen berube. 
Sie ift auch eigentlich Fein neuer Proceß, denn wie in der Gefeggebung 
der perfönliche Wille des Staats fi) ala Geſetz von der einzelnen Selbſt⸗ 
beftimmung trennt, und als volllommener, jelbjtänbiger, perjönlicher 
Wille über dem Einzelnen dafteht, in feiner Gültigkeit der Willkür fo 
gut wie feiner fubjeltinen Meinung des Einzelnen über Werth oder 
Unwerth feines Inhalts entzogen, fo tritt auch in der Regierung bie 
That des Staats über den Einzelnen felbftändig und felbitthätig hin, 
unabhängig von fubjeltiver Thätigfeit, und nur die einzelnen Funktionen 
diefer Thätigkeit laſſen wieder die individuelle Theilnahme in der wirk⸗ 
lihen Ausführung zu, gerade mie die Gefeßgebung viefelbe bis zu dem 
Punkte zuläßt, too fie ftch zum perfönlich individuellen Willen des Staats 
erhebt. Die freie Vertvaltung ift daher ihrem ganzen Wefen wie ihrer 
Wirklichkeit nad der Ausdruck derjelben Idee, aus welder die 
freie Gefeßgebung hervorgeht, ja fie ift die Vollendung derfelben. Denn 
wie überhaupt die That die Vollendung des Willens ift, fo ift die freie 
That die Vollendung des freien Willens, und der Organismus der freien 
That im Staate ijt eben die freie Verwaltung. 

Das nun iſt zunächſt der allgemeine Begriff der freien Verwal⸗ 
tung und ihr Verhältniß zu Regierung. Und jegt ift es auch leicht, 
biefem Begriffe feinen erften, allgemeinen Inhalt zu geben. 

Es ift nämlich Har, daß mir nicht dabei ftehen bleiben fönnen, bie 
in ihm liegende Theilnahme an der Vollziehung jo ganz allgemein zu 
bezeichnen. Denn diefe Vollziehung felbjt hat fich eben in eine ganze 
Reihe von einzelnen Momenten aufgelöst, von denen jedes feine felbs 
Ständige Bedeutung und fein Recht hat. Die Grundlage aller Funktionen 
der Regierung iſt die Verordnung in ihren verſchiedenen Formen; an 
fie fchließt fich die Verfügung mit der Zwangsgewalt, welche wieder die 
Drganifation als Vertheilung der Aufgaben zur Vorausſetzung haben. 
Theilnahbme an der Regierung beißt daher, einen Theil der Berord: 
nungs- und Zwangsgewalt, und endlich einen Theil der Drganifations: 
gewalt derfelben befigen. Anftatt daher im Allgemeinen von der Theil: 
nahme an der Vollziehung zu reden, müflen wir jeßt jagen, daß bie 
freie Verwaltung in derjenigen Vollziehung befteht, in welcher Ver: 
ordnungs:, Drganifations: und Zwangsgewalt der freien 
Selbftthätigkeit des Volles übergeben find, und daß bie 
formale Thätigfeit der freien Verwaltung die Anwendung der Grund: 
füge und Rechtsnormen für diefe Gewalten überhaupt auf diejenigen 
Gebiete des wirklichen Lebens enthält, welche verfelben ala Gegenftand 
ihrer Funktion angehören. 

Damit nun tritt die freie Verwaltung neben die Negierung, mit 


einem Analogon ihrer Aufgaben, ihres Rechts, ihrer ganzen Stellung. 
Dennoch haben wir fchon bemerlt, daß beide Elemente weſentlich von 
einander in ihrem Grundprincip verfchieden find. Auf gemeinfamem 
Boden fich beivegend, dem Inhalte nach gleichartig, dem Lebensprincip 
nad ungleicdhartig, iſt es nun zuerft Har, daß das Verhältniß zwiſchen 
beiben ſowohl im Einzelnen, als auch und vielleicht noch mehr im 
Ganzen, weder ein einfaches noch ein unbeftrittenes ift noch fein Tann. 
Die fpätere Darſtellung wird zeigen, in wie vielfachen und ernithaften 
Kämpfen beide großen Elemente ver Vollgiehung von jeher mit einander 
geftanden find. Das nun zu entiwideln, ift allerdings Sache der Ges 
ſchichte. Soll aber, und das tft keineswegs bloße Theorie, die begriff. 
liche Begründung der freien Verwaltung zugleich die höhere Berechtigung 
derjelben enthalten, fo muß fie auch fähig fein, die letzte Hauptjache, 
das ıft das Princip für ihr VBerbältniß zur Regierung zu be 
ftimmen. Und in der That liegt das ſchon im Begriffe beider Faktoren. 
Sit der Staat eine einheitliche Perfönlichleit und muß fein Wille als 
einheitlicher gelten, fo fann auch die That deſſelben gleichfalld nur 
eine einheitliche fein. Die einzelne Perfönlichleit, dem Staate und 
diefer jeiner Einheit angehörend, Tann daher in ihrer freien Theil 
nahme an der Verwaltung für die leßtere nicht fordern, was dem 
Weſen der erjteren miderfprechend wäre — eine Ausbehnung, welche 
die Einheit in Willen und That des Staats aufheben würde. Die 
Gränze für die freie Verwaltung liegt daher in dieſer Einheit bes 
Staats; fie it ihrem Weſen nach mithin auch Fein Gegenſatz gegen 
Staat und Regierung, fondern fie enthält dasjenige Maß ver Theil: 
nahme des freien Staatsbürgertbums an der vollziehenden Gewalt, 
welcher durch die Bedingungen der Einheit berjelben gelegt ift. 
Dieb ift das allgemeine Brincip für den Inhalt der freien Verwaltung, 
und dieß Princip wird fich unten fofort zugleich ala die Quelle des 
itantlihen Rechts vorftellen, entwideln. 

So ift nun die freie Verwaltung ein felbitändiger Begriff und ein 
jelbftändiger Faktor der Vollziehung. Iſt fie nun das, fo mird fie 
ferner in erfter Weile ein felbftändiger Organismus fein, und biefer 
Organıgmus wird zum “Träger eines nicht minder felbftändigen Nechts 
werden. Und in diefen beiden Theilen ift dann der inhalt bes all: 
gemeinen Theiles der freien Verwaltung gegeben. 


Es ift nicht wohl möglich, hier von einer Literatur diefer Begriffe zu reden. 
Das harakteriftiiche Moment der bisherigen „Politit“ befteht weſentlich in ber 
Beſchränkung auf die Frage, wie die Gefekgebung eine freie fein fann. Na» 
türlih Tann man fo lange nicht von einer freien Verwaltung reden, als man 
itberhaupt noch bie Berwaltung nicht in die Staatslehre anfgenommen hat. 
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Wohl aber dürfen wir fchon bier bemerken, daß erſt durch bie Idee der freien 
Berwaltung das richtige Verſtändniß des Begriffes und Inhalts der Regierung 
möglich ift, und daß wir in dem Mangel der erfteren wohl den Hauptgruud 
ſuchen müſſen, weßhalb die bieherige Philofophie fi) mit der zweiten jo gut 
als gar nicht beichäftigt hat. Denn in der That, fo lange man nicht zum 
Begriff der freien Verwaltung gelangt, ftehen ſich Geſetzgebung und Regierung 
wie zwei beinahe unvermittelte Potenzen einander gegenüber, deren Harmonie 
durch den ungelösten Gegenjag ihrer Principien unfindhar erjcheint. Die erfte 
fol auf der freien Theilnahme des Bolfes beruben, die zweite fol der aus⸗ 
ſchließlich perfünliche Wille des Staats fein, kann e8 ung wundern, wenn man 
beide, die jo weſentlich Berfchiedenes find und bedeuten, einfach als Gegner 
betrachtet hat, in deren Berührung e8 nur darauf anlommt, das eine Ele⸗ 
ment dem andern zu unterwerfen? Kann es uns wundern, wenn man Geſetz⸗ 
gebende und Bollziehende als die zwei Seiten des Staats betrachtet hat, die 
fih mindeftens in ihn und fein Leben theilen, und von denen jede von ihrem 
Theile aus über den andern berfallen möchte, um ihn zu erobern und ſich 
dienftbar zu machen? Und wie foll in Wahrheit die Harmonie hergeftellt wer- 
den, wenn man fih am Ende nicht läugnen kann, daß in der Befekgebung die 
Freiheit, in der Vollziehung der Gehorjam herrſcht und herrſchen muß? Sit 
es nicht natürlich, daß man eben dadurch zu der nur hiſtoriſch zu erflärenden 
Borftellung gelangte, daß die freiheitliche Entwidlung jedes Staats erft dann 
eine geficherte fei, wern man durch die Geſetze Die Freiheit des Staate⸗ 
bürgers gegen die Gewalt der Regierung ſchütze? Und eben wir 
nicht in der That theoretiih noch auf diefem Standpunkte? — Doch auch hier 
triıt ung die fo felten gehörig beacdhtete Erjheinung entgegen, daß das wirt: 
lihe Leben weiter ift wie fein in den Staats und Rechtswiſſenſchaften en:- 
baltenes Verſtändniß. Die einzige Löfung jener Frage, die freie Verwaltung, 
welche auch in die That des Staats die freie Perjönlichleit aufnimmt, ift vor- 
Handen, und wie wir unten zeigen werden, fie iſt bereit# eine große, ge- 
waltige Macht, die fih zu Verhältniſſen entwidelt hat, welche die gemöhnlide 
Meinung von ihrer Bedeutung bei weitem überragt. Nicht alfo der Sade 
bedürfen wir, fontern des Verſtändniſſes derfelben; und der Kern diejes prak⸗ 
tiſchen Berftänduiffes bejteht in dem Verhältniß ihrer Funktion zu der Aufgabe 
und dem Rechte der Regierung. Auch hier haben belannte hiſtoriſche Gründe 
e8 bewirkt, dag man die Formen und Rechte der freien Bermaltung noch immer 
in einfachem Gegenfat zur Regierung aufzufaffen pflegt. Auf diefem Gebiete 
nun gehen wir hoffentlich einer neuen Zeit entgegen; und es war unfer Etola, 
an ihr für unfern Theil mitzumirken. Ein Gegenfag zwiſchen Regierung und 
freier Verwaltung kann nur exiftiren durch das Mißverſtändniß Eines von 
beiden. Wenn die Regierung mehr will, als die im Geſetze gegebene pofitive 
und perjönlihe Einheit des Staats aufrecht Halten und verwirklichen, oder dag 
Geſetz erfüllen und crfegen, oder wenn die freie Verwaltung mit ihrer Selbft⸗ 
beſtimmung in diefe einheilihe Funktion der Regierung bineingreifen will, 
dann allerdings tritt der MWiderfpruch hervor; fo lange dagegen die Negierung 
als das betrachtet wird, was fie if, als die einheitlich organifirte Trägerin 
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diefer Einheit, in fo lange fie in diefem Sinne ſich die freie Verwaltung unter- 
ordnet, ift der Gegenfag unmöglid. Die Regierung ſteht daher liber der freien 
Verwaltung und muß fiber ihr ftehen, wie die Einheit fiber den Theilen; aber 
da wo die Herfiellung und Erhaltung der Einheit nicht mehr ihre Aufgabe 
ift, da foll eben die freie Verwaltung eintreten; denn fie ift beftinmt, 
alles von der Bollziehung zu tibernehmen, was die Einheit des Ganzen nicht 
gefährdet. Es Tann daher zwar über die Gränzen, nicht aber tiber das Princip 
ein Streit fein. Den Streit über die Gränzen entfcheidet das Recht; ten 
Streit über das Princip entfcheidet die Gefchichte Und wohl dem Staate, in 
welchem diefe Gejchichte ohne Eingreifen der Gewalt verläuft! Daß das aber 
gefchehe, dafür ift wohl in erfter Neihe cine gemeine und felbftändige Be 
trachtung des großen, innerlich wie äußerlich ein Ganzes biltenten Syſtems der 
freien Verwaltung nothwendig. Und die Mühe, daffelbe von dem höchfien 
Standpunft, den die Wiſſenſchaft hat, zu erkennen, foll ſich feine Zeit erjparen, 
am wenigften wehl unfere Gegenwari, in der der Echwerpunkt der Entwidlung 
unverfennbar von der Berfaffung zur Verwaltung übergeht. 


U. | 
Der Organismus der freien Verwaltung. 


J. Eniwidiung des Begriffs des VBerwaltungslörpers im Gegenfate zum 
Regierungdorgane. 


(Gränze und Definition defjeiben. Selbfiverwaltung uud Vereinsweſen als 
Grundformen der Bermaltungstörper.) 


Indem wir jegt von dem allgemeinen Begriff der freien Verwal⸗ 
tung zu dem des Verwaltungsförperd im weiteften Sinne übergehen 
und damit den Boden der pofitiven Thatfachen zu betreten beginnen, 
baben mir die Aufgabe, auch hier eine ganze Reihe von mehr ober 
weniger klaren Vorſtellungen behandeln und aus ihnen jenen Begriff 
mit feinem concreten, faßbaren Inhalt gleichfam herausschälen zu müfjen. 
Eine feſte Lehre und damit auch eine fichere Baſis für das öffentliche Rechts⸗ 
leben ift um feinen andern Preis auf diefem Gebiete zu geiwinnen. 

Wir beginnen tamit, daß die deutſche Sprache eine ganze Menge 
von Worten hat, melde mit einander Gleichartiges bezeichnen. Man 
ipricht von Einheit, Gemeinichaft, Vereinigung, Genoflenfchaft, Körper: 
ichaft, Gemeinde: und Gemeinweſen, Geſellſchaft, Verein, Afjociation, 
Coalition und andern. E8 exiftirt fein Verſuch, die Bedeutung biefer 
Morte zu erflären und den Sinn feftzuftellen, den jedes derjelben hat. 
Dennoch iſt man ſich einig, daß fie alle Variationen bderjelben Idee, 
derfelben großen Thatſache ausdrüden und daß eben deßhalb jedes 
Wort wieder innerhalb jener allgemeinen Gränze etwas Beſonderes 
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beteutet. ft dem fo, jo wird es wohl fein Bweifel fein, daß an jebe 
diefer Erfcheinungen fih aud ein beſtimmtes Rechtsverhältniß anfchliekt, 
fowie diejelbe im Gefammtleben auftritt. Und nun iſt es Har, daß 
wenn es fi) einmal um das Rechtsleben handelt, jede Unficherbeit im 
Begriffe und der ſpecifiſchen Bebeutung jeved Wortes wieder zur Ber 
wirrung des Nechtözujtandes führen muß. Es ift feine Hoffnung, 
zu einem klaren und praktiſchen Verſtändniß des letzteren zu gelangen, 
fo lange man die Grlaubniß bat, die Worte zu gebrauchen wie man 
will, fie durch einander zu werfen wie es gerade lommt, mit jebem 
Ausdrud die Bedeutung des antern zu verbinden und beftändig das 
Allgemeine und das Gemeinfame in ihnen mit dem Belonderen zu ver 
wechſeln. Müffen wir zu dem Enbe erft an das juriftifche Bewußtſein 
unferer Lejer appellitcen? Wäre eine Rechtswiflenichaft möglich, wenn 
man 3.2. fich nicht genaue NRechenfchaft ablegte von der Bedeutung der 
Worte Verkehr, Vertrag, Mebereinftimmung, Leiflung, Kauf, Miethe 
u. f. w.? Und doch find fie eben jo fehr verſchieden, mie die obigen 
Worte und Vorjtellungen, die wir angeführt haben. Wenn es möglich 
ift, fie in Gefchichte und Philofophie zu verwechſeln, wird es auch dann 
möglich bleiben, wenn wir das Rechtsſyſtem der freien Verwal— 
tung auf diejelben bauen follen? — Daß wir das bisher einer 
feit3 gethban und anderfeit3 geduldet haben, beweist in ver That nichtä, 
als daß wir eben noch feine Willenichaft des öffentlichen Rechts und 
noch fein gerichtliches Verfahren über öffentliches Necht gehabt haben. 
Sebt, wo die Zeit Tommt, in der wir derfelben ung nähern, müfjen 
wir für die freie Verwaltung mit diefen elementaren Beftimmungen 
beginnen. 

Um nun aber nicht in ſchematiſche Aufzählung von Definitionen 
zu gerathen, wollen wir verfuchen, diejelben vielmehr organisch zu ent 
wideln. Und bier werden wir zunächſt nicht weiter gehen, als big zu 
dem Punkte, wo der Begriff, um den es fich handelt, der Begriff des 
Verwaltungsförpers, feftiteht. Die weitern Ausdrücke und Ber 
griffe werden fih dann in der folgenden Darftellung faft von felbft in 
ihrer beionderen Bedeutung ergeben. 

Diefe Entwidlung ift nun im Grunde fehr einfach. 

Der tiefite Widerfpruh im Menfchen, die Unendlichkeit feiner Bes 
ftimmung und die Begrängtheit feiner Kräfte, findet ihre einzige Löſung 
in der Gemeinſchaft der Menſchen. Diefe Gemeinſchaft ift die Ein- 
beit, wenn fie fih zur Bildung eines Organes für ein beitimmtes 
Wollen und Thun erhebt. Die Bereinigung (Einung) ift der auf 
der EGelbitbeftimmung de3 Einzelnen rubende Alt, durch welchen die 
Gemeinfchaft zur Einheit wird. Diefe Begriffe umfaflen alle Formen 
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der Einheit, alle Formen des Organismus, alle Zwecke und alle Mittel 
derjelben. 

Wie nun der obige Widerſpruch felbft, fo kann auch das Mittel 
feiner Löſung, die Einheit, ſich auf alle VBerhältniffe des perjönlichen 
Lebens beziehen. Unter dem Begriff der zur Einheit erhobenen Ge 
meinfchaft gehört daher ſowohl der Staat felbft, als die unterfte Vers 
einigung bon zwei Menfchen zu irgend einem gemeinfchaftlichen Zwecke. 
So fagen wir eralt, daß z. B. der Staat eine Einheit ift, aber die Ein- 
beit ift nicht immer ein Staat; eben fo ift die Familie eine Einheit, 
die Actiengefelfchaft u. f. w. aber nicht die Einheit, das fcheint klar. 

Nun werben wir weiter jagen, daß wenn die Einheit ihrem Wefen 
nad in der Perjönlichkeit felbft Liegt, ihr Entftehen eben deßhalb auch 
von diefem Weſen bedingt ilt; das heißt, daß die Einheit zwar aus 
der freien Einigung hervorgehen Tann, daß aber das Daſein von Ein 
heiten überhaupt nicht von der zufälligen individuellen Willkür abhängen 
darf. Daher jagen mir, daß es Einheiten gibt, welche durch die Per 
. fönlichleit an ſich gefeßt find, ohne erft durch ihren Willen erzeugt zu 
erden, Wie der Etaat; andere find durch das natürliche Dafein der 
Perfon gefordert, wie Ehe und Familie; andere dagegen werben durch 
natürlide Elemente des perfönlichen Lebens gegeben, wie die Ge 
meinde; noch andere durch den Willen der Berfünlichkeit, wie ber 
Berein. Der Begriff der Einheit ift daher Fein einfacher, mie e8 auf 
den erften Blick ſcheint. Es gibt vielmehr Einheiten, meldye find; 
diefe Einheiten haben ihre Ordnung in fi; und dahin gehört ber 
Staat. Es gibt ferner Einheiten, weldhe entftehben, und die Ordnung 
diefer Einheiten wird durch das Verhalten ihrer Elemente gefegt, aus 
denen fte bervorgehen, wie die Familie; endlich gibt eg Einheiten, welche 
gebildet werden, und diefe empfangen ihre Ordnung durch den 
Willen derer, welche fie bilden. Alle diefe Einheiten find Gemein⸗ 
haften und Vereinigungen; das ift leicht verftändlich. 

Sp wie ich mir ſolche Gemeinfchaften denke, bei deren Entitehung 
oder Ordnung der Wille der Einzelnen thätig ift, jo folgt, daß dieſer 
Mille ein beitimmter fein, das ift einen Zweck haben muß. Dieſer 
Zweck Tann das ganze Leben des Menſchen umfaflen; er Tann fi aud 
nur auf einen Theil deſſelben beziehen. Er kann daher auch diejenigen 
Zwecke umfafien, deren Erfüllung bereits im Weſen des Staats liegt, 
und die durch Gefe und Vollziehung angeltrebt wird. Inſofern nun 
der Zweck der einheitlihen Gemeinichaft derfelbe ift mit dem, den ber 
Etaat in feiner Verwaltung dur Geſetz und Vollziehung erreichen 
will, reden wir von einer Einheit für Verwaltungszwecke. Cine ſolche 
Einheit ift mithin nicht bloß möglich, fondern, damit auch die Ber 
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waltung eine freie werde, iſt ſie nothwendig. Iſt fie das, ſo muß 
ſie fähig werden, die Natur und die Geſtalt der Verwaltung, oder zu⸗ 
nächſt der vollziehenden Gewalt anzunehmen. Das iſt, fie muß drei 
Elemente befigen. Eie muß nicht mehr zufällig auf der Willlür der 
Einzelnen beruhen, fondern fie muß dauernd fein wie ber Zweck bes 
Staats, für den fie eintritt. Sie muß ferner nicht bloß eine Gemein: 
fchaft fein, fondern einen feften, zum Wollen und Thun beftimmten 
und berechtigten Organismus befiten. Und endlich muß fie, da ihr 
Zweck einen Theil eines größern Ganzen bildet und dieſes Ganze durch 
die Regierung vertreten wird, von der lehtern ald Drgan für ihren 
Zweck anerfannt fein. 

Diejenige Einheit nun, deren Zwed die Erfüllung der Aufgabe 
der Verwaltung, deren Dafein bauernd wie ihre Aufgabe, deren Organis⸗ 
mus beftimmt und deren Funktion im Gejfammtleben von der Regierung 
anerkannt ift, nennen wir einen Körper ber freien Verwaltung, kürzer 
einen Verwaltungskörper, im Gegenfag zum Berwaltungsorgan 
(oder Amt), welches gleichfall® durch feinen Zweck entftebt, dauernd . 
und anerkannt, aber nicht die Einheit einer Gemeinſchaft ift und daher 
nicht da8 Element der freien Selbftbeitimmung in fih aufnehmen fann. 

Das nun ift der allgemeine Begriff des Verwaltungsförpers, und 
vermöge dieſes Begriffes ift derjelbe der Träger und dad Organ der 
freien Verwaltung gegenüber dem Amt. Es iſt ſchon bier Far, daß 
derjelbe, als eine bejtimmte Art der Einheit und Gemeinfchaft, wieder 
fähig ift, alle Elemente ver leteren in ſich zu entwideln, und wir 
werden gleich fehen, mie daraus das Syſtem der Verwaltungskörper 
in einfacher Weiſe hervorgeht. Zunächſt aber ift ein Anderes feitzubalten. 

Das Weſen alles Lebendigen erjcheint darin, daß dasjenige, was 
wir im Geifte als feftbeftimmt und Har aufitellen, in der Wirklichkeit 
im beftändigen Werden und Wechfel begriffen ift, weil auf jeves Eeiende 
alle Kräfte zugleich einwirfen. Auch das was wir den Verwaltungs⸗ 
förper nennen, tft daher in der Wirklichkeit in Erfcheinungen vorhanden, 
welche dem Begriffe nicht entſprechen. Wir nennen ſolche Erfcheinungen 
unvollfommen oder unfertig, oder im Verhältniß zu andern Begriffen 
Mebergänge. Es gibt daher auch unvollfommene Berwaltungstörper und 
Vertvaltungsförper, welche, indem fie auch mit andern ald dem Staats⸗ 
zwecke zufammenbangen, den Mebergang zu andern Formen von Ein: 
heiten und Gemeinfchaften bilden. Sa, da am Ende nach dem höchſten 
Begriffe der Verwaltung die vollendete Entwidlung jedes Einzelnen ber 
lebte Zweck jeder Vermaltungsthätigfeit ift, fo ift im Allgemeinen ge 
ſprochen jeder menſchliche Zweck ein Verwaltungszweck und jede Ge 
meinschaft im weiteſten Sinne eine Gemeinfchaft für die Verwaltung. 
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Sft nun diefe Bemerkung richtig, fo würde damit eigentlih die ganze 
Beltimmtheit des Begriffes des Verwaltungskörpers und jomit der Werth 
der ganzen bisherigen Unterſuchung verihwinden, wenn es nicht thun⸗ 
lich mwürbe, wieder eben jene Uebergänge hinreichend ſcharf zu definiren, 
um fie von den lettern unterſcheiden zu können. Das ift nun aber um 
fo leichter, als die Sprache bereits das getban hat, was Mir nur zu 
erflären haben. Jene Mebergänge können nämlich in zwei Grundformen 
ftattfinden. Sie können nämlidy erftend da auftreten, wo eine Gemein⸗ 
ſchaft einen Zweck verfolgt, der zwar im Weſen der Verwaltung gegeben 
ift, aber den die Gemeinſchaft vermöge ihrer eigenen Selbftbeftimmung 
nur auf die Mitglieder beichräntt, mwenigftens der Form nach ganz 
gleichgültig dagegen, ob und mie weit die allgemeine Entwicklung durch 
die individuelle der Theilnehmer gefördert wird. Eine folche Gemeinjchaft 
nennen wir nun feinen Berwaltungsförper mehr, fondern eine Geſell—⸗ 
ſchaft, und die Gefammtheit der dafür beftehenden Begriffe und Normen 
dad Geſellſchaftsweſen. Die Geſellſchaft hat daher alle übrigen 
Momente des Verwaltungskörpers an ſich, bis auf die Aufnahme ihrer 
Einheit in das Leben und die Thätigfeit der Verwaltung; fie Tann, 
wie der Verwaltungskörper, ihrerjeit3 ftattfinden für jeden Zweck, der 
fähig iſt, zugleich ein allgemeiner und ein individueller zu fein, und 
wird eben defhalb auch ſtets Gegenftand der Verwaltung oder ein Organ 
derfelben. Daher ift ihr Necht auch bis auf den letten entſcheidenden 
Punkt mit dem des Verwaltungsförpers gleih und zunächſt daher bie 
beftändige Verwechslung beider, twelche zu befeitigen eine der Aufgaben 
des folgenden Rechtsſyſtems ift. — Es Tann aber zweitens der Fall 
fein, daß eine ſolche Gemeinfchaft allerdings unmittelbar eine Aufgabe 
der Verwaltung als ihren Zweck ſetzt und daher fich weſentlich von ber 
Geſellſchaft unterfcheidet, melde gegen die Folgen ihres Zweckes für bie 
Gefammtentwidlung gleichgültig iſt, während viefelbe doch anderfeits 
wieder von der vollziehenden Gewalt aus irgend einem Grunde formell 
nicht anerlannt ıjt und daher der rechtlichen Gonjequenzen dieſer An⸗ 
erfennung entbehrt, wie 3. B. eine Gemeinſchaft zur Unterftügung ges 
wiſſer Nothleidender u. |. w. Das ift fogar mit den meiften eigents 
lihen Vereinen (ſ. unten) urſprünglich der Fall geweſen. Es liegt nun 
zivar in der Natur der Sache, daß foldhe Vereinigungen mit der Ent 
widlung der Verwaltung die formelle Anerkennung der Verwaltung 
getvinnen und dadurch zu eigentlichen Vereinen werben, aber noth⸗ 
wendig iſt e8 nicht; und foldhe Vereinigungen werden wir daher ganz 
richtig nicht als Geſellſchaften, ſondern als unvollfommene Bereine bes 
zeichnen. Wenn fi) nun ferner der Zweck und die Thätigleit ſolcher 
Bereine zwar nicht auf einzeln beftimmte Mitgliever, wohl aber auf eine 
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beftimmte und örtlich ober fachlich begränzte Gruppe der Benöllerung 
mit der Verpflichtung gegenfeitiger Leiftungen zu dem gemeinfamen 
Zwecke beziehen, fo nennen wir folde Bereine Genoſſenſchaften. 
Wird die Genoflenfchaft dann durch die Regierung anerlannt, jo wird 
fie eben ein Berein, defien Duelle und Körper die alte Genofienichaft 
bildet. Liegt jedoch der Grund der Bereinigung nicht in einem bloßen 
Sintereffe, fondern vielmehr in einem beftimmten dauernden Befit, fo 
entftehbt das, was wir die Körperichaft nennen. Befteht dann ein 
Zwang, in die Genofjenfchaft einzutreten, fo wird eine Verwaltungs 
anftalt daraus, wie bei Verficherungsgenoffenichaften, und das Element 
ber freien Verwaltung wird dem bes Regierungdorgand untergeordnet. 
So entiteht hier der Uebergang von der erftern zur Regierung. Wirb 
dagegen die Körperichaft anerfannt und in den Drganidmus der Boll 
ziehbung aufgenommen, fo entſteht eben das, mas wir bie Selbft 
verwaltungstörper nennen, während enblid das, was wir als 
Verein zu bezeichnen haben, die freie, ihren Zweck und ihre Mittel 
fich felbft fegende und in der Verwaltung als Drgan der freien Eelbft- 
beftimmung des Volles für anerlannte Verwaltungsztvede ericheinende 
und anerkannte Form der gemeinfamen Einheit if. In diefem Verein 
ericheinen dann die meiteren Formen deſſelben, die gleich bezeichnet 
werben Sollen. 

So nun haben wir verfucht, zunächſt den Begriff des freien Ber: 
twaltungsförpers zu bejtimmen, und zwar indem Mir in der ganzen 
Summe von Formen und Ausdrüden, in welchen die Gemeinfchaft der 
Menfchen für einen beftimmten Zweck ald Einheit erfcheint, die Mo: 
mente feftitellten, durch welche aus der einzelnen Form ein Verwal⸗ 
tungskörper wirt. Es ift nun Far, daß wir demgemäß die eigentlichen 
und vollentwidelten Verwaltungsförper nur in den Selbftverwal: 
tungsförpern und den Vereinen ſehen können. Das Shftem 
der Selbftverwaltung und des Vereinsweſens iſt daher in der That das 
Spitem der freien Bermwaltung felbft. Und mit biefer Erkennt: 
niß fcheint nun allerdings eine erjte feite Grundlage geivonnen. 

Zugleich aber muß ein Zweites binzufommen. 

Da nämlidy Selbitverwaltung und Vereinsweſen doch in ihrem 
letzten Grunde Erjcheinungen der Gemeinſchaft find und fich weſentlich 
von den Übrigen doch nur in ihrem Berhältniß zur Verwaltung unter: 
fcheiden, fo folgt, daß die Verwaltungstörper alle übrigen Momente 
mit den übrigen Formen der Einheiten gemein haben. Nur das ift 
wohl wieder unzweifelhaft, daß diefe Einheiten ihre hochſte Entwidlung 
in derjenigen der Verwaltungskörper finden, womit fie felbft der höchſten 
Form des perjönlichen Lebens, dem Stante, analog fein müflen, um 
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in ihm aufgenommen zu werden. Es muß baber feitgehalten erben, 
daß mir, indem wir nun in bie Ratur der Verwaltungskörper eins 
dringen, zugleich die Natur der perfönlichen Einheiten überhaupt erfaflen, 
die, in den andern Formen noch zum Theil unentwidelt, in den Ber 
waltungskörpern zu felten und fcharf definirbaren Geftaltungen Triftallis 
firt. Das nun ift wieder nicht eben bloße Phufiologie des menjchlichen 
Gefammtlebens, fondern es ift von entſcheidender praßtifcher Wichtigkeit; 
denn auch bier ift die organiſche Natur der Dinge das eigentlich recht: 
bildende Element; und die Folge wird fogar zeigen, daß mir zum Rechts⸗ 
fuftem der freien Verwaltung überhaupt nicht gelangen können, ohne 
jene organifche Natur der Verwaltungskörper unterſucht und feitgeftellt 
zu haben. 

Bielleiht dag manchem Leſer dieje Definitionen als Überflüſſig erfcheinen. 
Dennoh find fie auch nicht einmal für die Geſchichte zu erjparen, wie wir 
unten zeigen werben. Wer fie nicht macht, wird, wenn er Geſchichte jchreibt, 
wie Maſcher und namentlih Gierke, die ungmeifelhaften Mühen eines 
fleißigen Sammlers mit dem zweifelhaften Werth feiner eigenen Anfhauungen 
und Eintheilungen verbinden. Es ift wohl ein etwas eigenthlimliher Stand- 
punkt, zu glauben, daß man einen Stoff fenne, ohne daß man ihn beherriäht. 
In der That führt jeder Mangel an Unterfcheidung dahin, mit Gierke in Staat 
und Kirhe am Ende au nichts als cine „Genoſſenſchaft“ zu fehen, was da⸗ 
durch höchft verkehrt wird, daß ed nur zum Theil ganz richtig if. Wie wäre 
es fonft zu begreifen, daß in einem Werke, welches taufend Seiten hindurch 
von den „Genoffenfchaften“ Handelt, auch nicht auf einer einzigen der Begriff 
oder der Nanıe der Selbftverwaltung erjcheint? Freilich fehlt derfelbe auch noch 
größern Denkern. 


II. Organifde Elemente ber perfünlihen Einheiten überhaupt, des 
Berwaltnngstörpers insbeſondere. 


Es ift vielleicht auch hier nicht werthlos, für das, mas wir als 
die organifchen Elemente der einheitlichen Bildungen im menfchlichen 
Leben überhaupt bezeichnen, die allgemeinen Grundlagen aufzuitellen, 
da diefelben in die Rechtöbilbung eingreifen und die innere Natur ber 
Verwaltungskörper uns am beiten Klar machen. 

Jede Gemeinfchaft der Menfchen, die fich zur perſönlichen Einheit 
erhebt, ift ihrem Weſen nach eine höhere Form des perfünlichen Lebens, 
als der Einzelne. Diefe in ihr liegende höhere Entwicklung zeigt ſich 
nun ivefentlich darin, daß die einzelnen Momente und Organe, welche 
den Menſchen bilden, in ihnen mit felbftänbiger Geftalt heraustreten, 
jelbftändiges Recht und zum größten Theil auch einen felbftändigen 
Körper haben. Jede wiſſenſchaftliche Betrachtung derſelben muß daher 
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damit beginnen, zuerft biefe jelbftändigen Elemente zu fcheiben, um fie 
dann im Nechtäbegriff des Ganzen wieder zufammenfaflen zu können. 
Während aber die perjönlichen Einheiten auf dieſe Weife in diefem 
ihrem Weſen gleihartig find, find fie anderfeit# in bem Grabe ihrer 
Entwidlung, das ift in dem Grabe, in welchem jene einzelnen Momente 
felbftändig erfennbar und zu Trägern eigener Rechte werben, ſehr ber: 
fhieven. Auch dieſes Gebiet des perjönlichen Lebens hat feine Stufen, 
feine Claſſen, feinen Yort: und feinen Rückſchritt. Dieß im Einzelnen 
zu verfolgen, ift nun allerdings Sache ver Rechtsphilofophie. Yür uns 
muß e3 genügen, im Allgemeinen auf das Kriterium hinzuweiſen, das 
die höher entwidelten Formen von den nieberen ſcheidet. Und bie 
Nichtigkeit diefer Auffaflung wird wohl am beften dadurch getwährleiftet, 
daß fie ihre volle gleichmäßige Gültigkeit für den Staat und feinen 
hiftorifchen Lebensproceß mie für die niederfte Form ber menfchlichen 
Gemeinschaft Hat. Daflelbe große hiſtoriſche und zugleich organiſche 
Geſetz, welches den Staat in feinem Leben beherricht, fteht audy an 
ber Spite der organischen Entwidlung der menfchlichen Gemeinfchaiten. 
Jede menjchliche Einheit fteht um fo höher, je klarer fich Die geiftige 
Selbftbeftimmung, der Wille und fein Organismus (die Geſetzgebung 
im Stante), von der mwirllihen That, dem Organismus ihrer voll- 
ziehbenden Gewalt, ſcheidet, und durch. diefe Scheidung und bie damit 
gegebene Selbftänbigfeit beider ein inneres Recht und ein inneres Rechts⸗ 
leben möglich macht. Der erite Blid auf das wirkliche Leben zeigt uns 
daher, daß in den unterften Formationen ber Gemeinfchaften beibe 
meiftens zufammenfallen, oft fogar geradezu in der Perfon, welche dag 
Haupt berfelben tft, vereinigt find; hier fteht die Gemeinſchaft dem ein 
zelnen Menjchen noch am nädjiten; je bebeutiamer biefelbe wird, befto 
beitimmter treten bie Elemente hervor; es bedarf dazu gar Feiner tiefen 
Reflexion der Mitglieder, fondern die Entwicklung mwird getragen und 
geflärt durch die höhere Natur der Sache felbft, bis endlich mit dem 
praftiihen Bebürfniß die feite Ordnung eintritt. Und indem wir baber 
jagen, daß in Selbitvertvaltung und Vereinsweſen die letzte Geftalt der 
freien Verwaltungskörper erjcheint, jagen wir bamit zugleidh, daß der 
Berwaltungsförper feiner Natur nach die volle organische und damit 
rechtliche Gelbftändigleit der Elemente feines perfönlichen Organismus 
fordert und erzeugt. Diefe aber find diefelben, welche von dem Weſen 
aller Perfönlichkeit gefegt und im Staate in ihrer formalen Bollendung 
wirklich dargeftellt werden. 
Jede Gemeinschaft, die zur Einheit wird, bat daher ein Ober⸗ 
haupt, welches eben dieſe perjönliche Einheit aller Elemente der Ge 
\ meinfchaft vertritt; fie bat eine beſchließende — gefebgebende — 
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Gewalt, durch welche der Wille der Gemeinſchaft zum perfünlichen, für 
die einzelnen Mitglieder geltennen Willen .erhoben wird; und fie bat 
eine vollziehende Gewalt, welche diefen Willen ausführt. 

Sn den weitern Bildungen der Gemeinfchaft ift nun für jedes diefer 
drei perfönlichen elementaren Elemente Fein eigened Drgan vorhanden; 
das charakteriftiiche Moment derfelben befteht darin, daß Oberhaupt und 
Vollziehung meift in derfelben Perſon zufammenfallen, während die 
Gefeßgebung ohne befonderes Organ in ber Gemeinſchaft aller Mit 
glieder (Generalverfammlung) beruht. Dann fcheibet fich die Verord⸗ 
nungsgewalt von dem Oberhaupt, und es entfteht der Verwaltungsrath; 
e3 fcheidet fich ferner die Vollzugsgewalt wieder von ber leßtern, und 
es entfteht die Direktion; dann fcheivet ſich die VBerantwortlichkeit, und 
es entfteht die Reviſion; die Vollziehung jelbft erzeugt einen ſelbſtändigen 
Organismus, der dem Amtsſyſtem des Staats entipridht; und fo ent- 
twidelt ſich ein vollftändig ausgebildeter organischer Körper, in dem wir 
alle Elemente des organiſchen Staates entweder geradezu aufgejtellt, oder 
doch in klarer und faßbarer Weile angebeutet jehen. Damit ift das 
perfünliche Wejen des Verwaltungskörpers, gleichviel ob Selbſtverwal⸗ 
tung oder Verein, zum perjönlidhen Organismus entividelt; und 
mit diefer Entwidlung ift das gegeben, wonach wir geſucht haben, die 
Grundlage des innern Rechts diefer Bildungen. 

Diejes ift nun das erfte große organische Element aller Gemein» 
ſchaft, fpeciell aber da8 der Verwaltungskörper. Das zweite beruht, 
wie beim Staate, auf dem Objekt verfelben; das ift, auf der Aniven- 
dung des Begriffes der Verwaltung auf das Leben jener Körper. 

Jede Gemeinſchaft, gegeben over frei gebildet, hat einen be 
jtimmten Zweck; bei dem Verwaltungskörper liegt dieſer Zweck im Ge⸗ 
biete der ſtaatlichen Verwaltung. In der That iſt es dieſer Zweck, der, 
indem er ſelbſt die Gemeinſchaft begründet und die Einheit erzeugt hat, 
die Beſtimmung der letztern enthält. Das Leben der Gemeinſchaft 
iſt die Verwirklichung dieſer Beſtimmung, das iſt ihres Zweckes; das iſt, 
das Leben der Gemeinſchaft iſt die Verwaltung ihrer Mittel für 
ihren Zweck. Jede Gemeinſchaft hat daher ihre Verwaltung; dieſelbe 
beſteht in der Beſchaffung der Mittel und in der Verwendung derſelben 
für den Zweck derſelben. Die Beſchaffung der Mittel entſpricht der 
Finanzverwaltung des Staats; die Verwendung der herbeigeſchafften 
Mittel iſt das Analogon der innern Verwaltung; das Analogon der 
Rechtspflege entſteht nur da, wo den Organen die Entſcheidung über 
Rechtsfragen ausdrücklich übertragen iſt. So iſt das Leben jeder Ge⸗ 
meinſchaft in mehr oder weniger klarer Weiſe das der höhern Form der 
Perſönlichkeit; und es ergibt ſich, daß wiederum in dem Verwaltungs: 
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körper dieſe Formen am deutlichſten ausgeprägt und bie Grundlage 
der Lehre von ber concreten, freien Verwaltung find. 

Auf diefe Weife bildet ſich das Element der Einheit in der Ge 
meinfchaft überhaupt; und es wird jet darauf anlommen, gleichfalls 
zu bezeichnen, worauf das Element ber Freiheit in verjelben beruht. 
Das nun ift fehr einfad. 

Die Freiheit nämlich, ala die Geltung der individuellen Selbit- 
beitimmung erjcheint in drei Momenten, welche eben deßhalb als 
Grundprineipien aller Gemeinichaft, alfo auch der Verwaltungskörper, 
erlannt werben müllen. 

Das erite ift die Freiheit der Mitgliedſchaft — der Grundſaßt, 
daß der Einzelne nur vermöge feiner eigenen Willensbeftimmung Mit 
glied der Gemeinfchaft ift und daher nad) eigenem Ermeſſen in biefelbe 
eintreten und austreten Tann. 

Das zweite tft die Yreibeit der Theilnahme an den Belchlüffen — 
der Grundfag, daß jeder Wille, ver Gemeinichaft nur durch die Theil: 
nahme aller Mitglieder zu Stande kommen darf. 

Das dritte iſt die Freiheit der Wahl — der Grundfaß, daß alle 
Drgane der Verwaltung aus der Wahl der Mitglieder hervorgehen und 
daß jebes Mitglied für jede Stelle wählbar ift. 

Faßt man diefe drei Momente zufammen, fo ergibt fi), daß, wäh⸗ 
rend die organijche Geſtalt ver Gemeinfchaft aus dem Begriffe der Ber 
fönlichleit an fich hervorgeht, die Freiheit auf dem Weſen und Recht 
ber einzelnen Perfönlichfeit beruht. Es ift klar, daß beide erft in 
dem Berwaltungsförper zur vechten Geltung fommen, und daß baber 
auch das Recht derſelben erft im Verwaltungskörper ganz verftändlich 
vorliegt. Aber Feine Gemeinfchaft — fer fie nun Gejellichaft, Körper: 
Schaft, Genofjenihaft oder was immer für eine Form der Gemeinſchaft 
— fann je ohne diefe Elemente fein. Und daraus endlich folgt ber 
legte, nicht unmwichtige Gefichtöpunft für die weiter gehende Behandlung 
dieſes Gegenftandes. 

Wil man nämlich nunmehr, nachdem dieß feftgeftellt ift, diefe 
großen Erſcheinungen unter einander ober die eines Landes mit denen 
eine3 andern Landes vergleichen, fo kann eine foldhe Bergleihung — 
natürlich abgejeben von dem Werthe des etiva beigebracdhten Materials 
— nur dann eine höhere Bedeutung gewinnen, wenn man die Ber 
ſchiedenheiten auf die obigen Grundbegriffe rebucirt und die Vergleihung 
nach) der Entwidlung der Einheit und derjenigen der Freiheit anftellt. 
Das nun hat namentlich auf dem Punkte feine große Bedeutung, mo 
e3 fich um bie Selbfiverwaltung und ihr Syſtem handelt. Denn aller 
dings find bei aller Gleichheit der elementaren Grundformen nicht bloß 
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der Verwaltungskörper, fondern überhaupt der menſchlichen Gemein: 
ſchaften die wirklichen Geftaltungen derſelben fehr verſchieden. Und hier 
nun geben wir zum folgenden Gebiete über. 

Es wird die Zeit fommen, wo alle diefe Unterfcheidungen und zum Theil 
diafektiichen Unterfuhungen als fehr itberfläffig erfcheinen werden, da niemand 
eine Erörterung des Selbftverftändlichen für nöthig erachten wird. Möge fie 
bald erjheinen! Vorderhand ift das Obige kaum zu entbehren. Namentlich 
dag Folgende würde, ohne die bisherigen Vorausſetzungen, den Charakter an- 
nehmen, den es nicht annehmen darf, den Charakter von mehr oder weniger 
zutreffenden Behauptungen ftatt einer wiflenfchaftlihen Entwidlung. Daher möge 
man es freundlich aufnehmen und — liberwinden. 


III Syſtem der (freien) Verwaltnugskörper. Die Selbftverwaltung und 
das Bereindweien. 


a) Bedeutung des Syftems. 


Indem mir nunmehr den an fich einfachen Begriff der Verwaltungs: 
förper in jeinem foftematifchen Ganzen darlegen, müflen mir wieder 
eine Bemerkung vorausfenden. 

Nicht darum handelt es fi auch auf diefem Punkte, ein wenn 
auch noch fo zutreffendes Schema für die vielen und bochbedeutenden 
Erfcheinungen zu finden, mit denen wir uns zu beichäftigen haben. 
Sondern wir glauben auch bier, daß nur diejenige Erkenntniß Merth 
hat, welche und zeigt, daß aud in dieſem Gebiete die Entwidlung bes 
einfachen Begriffe zum Beſondern ein lebensvoller, auf großen und 
erfennbaren organischen Kräften beruhender Proceß ift, der, meil jene 
Kräfte fich ewig gleich find, auch ewig diefelben großen Grundformen 
erzeugen wird. Das wahre Syitem ift ftet3 das Leben ver Kraft, deren 
Erſcheinungen es umfaßt; und darum find menſchliche Dinge uns fo 
viel verftändlicher als natürliche, weil wir eben die Kraft, die in ihnen 
wirkt, verftehen und definiren. Denn fie ift ftetö unfer eigenes Weſen, 
in ihr fehauen wir unſer höheres Selbit; das tft hier wie immer bie 
Macht, melde die Wiflenichaft von jeher über die beiten unter den 
Menſchen gehabt hat. | 

Es ift gewiß, daß das, mas wir den Verwaltungskörper nennen, 
eine Vielbeit von Erfcheinungen enthält. Es ift fein Zweifel, daß biefe 
Vielheit nicht eine zufällige ift. Iſt fie aber eine organifche, fo muß 
fie auf organischen, das ift von ihr an ſich unabhängigen jelbitthätigen 
Taltoren beruhen. Und fol die freie Verwaltung das gefammte 
Staatöleben umfafien mit ihrem Syſteme, jo müſſen dieſe Yaltoren 
diefelben fein, melde im Staate ald die Elemente der Drganifation 
auftreten. Und fo ift e8 in der That. 
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Wohin man immer bliden mag, ftet3 finden wir auf dem Grunbe. 
des Dajeins der Menfchen die beiden großen Faktoren wieder, die in ihrer 
Wechſelwirkung alles Leben erzeugen, das natürliche, gegenftändliche, 
objeltive, und das pekſönliche, felbftgefete, freie Element. Sie find 
in feinem Theile des menſchlichen Lebens getrennt; aber fie wirken 
in jevem Theile in verſchiedener Weile. Sie find ed nun, welche, 
indem wir auf ihre Wirkung das Entitehen der Lebensverhältniſſe 
rebuciren, die großen Gruppen der leßteren überhaupt, alfo aud 
die der Vertvaltungsförper erzeugen. Aus ihnen entftehben die beiden 
Grundfategorien, auf welche alle freie Verwaltung zurüdgeführt mer: 
den muß. 

Da nämlich, wo in den natürlichen, gegebenen, objeltiven 
Verbältniffen der Grund liegt, aus welchem die Theilnabme der 
Einzelnen an der vollgiehenden Gewalt möglich und nothwendig wird, 
entjteht diejenige Form ber freien Verwaltung, welche wir die Selbfts 
verwaltung nennen; der Berwaltungsförper ber Selbftverwaltung 
ift dann der Selbitverwaltungsförper. 

Da aber, mo die Entjtehung diefer freien Verwaltung nicht mebr 
aus tbatjächlichen Elementen hervorgeht, fondern mo auch der Grund 
wie der Zweck der Gemeinfchaft für die Vollziehung der ſtaatlichen 
Aufgaben in der freien Selbftbeftimmung des Vereinten liegt, 
reden wir vom Vereinsweſen, und ber Verwaltungskörper des 
Vereinsweſens iſt dann ber Verein. 

In Selbſtverwaltung und Vereinsweſen iſt daher das Gebiet der 
freien Verwaltung zugleich erſchöpft und ſyſtemiſirt. Es gibt keine 
Erſcheinung der freien Verwaltung, welche nicht entweder der Selbſt⸗ 
verwaltung oder dem Vereinsweſen angehörte. 

Allein auch hier gilt der, bereits bei der Darſtellung der Gemein⸗ 
ſchaft aufgeſtellte Grundſatz, daß beide großen Grundformen nicht immer in 
ihrer ſyſtematiſchen Klarheit auftreten. Im Gegentheil finden wir hier 
wie allenthalben unfertige und halbvollendete Formen und andrerſeits 
auch Uebergänge; und es iſt eine weſentliche Aufgabe des Syſtems, 
auch für dieſe Weſen und Stellung zu beſtimmen. 

Dieß iſt nun die allgemeinſte Grundlage für das Syſtem der freien 
Verwaltung. Obwohl wir nun im Folgenden das Einzelne weiter aus⸗ 
führen werben, wird es bei dem gegenwärtigen Zuftande der Doltrin 
fowie der Jurisprudenz wohl von Wichtigkeit, fchon bier die Entwid: 
lung dieſes Syſtems in einem Geſammtbilde zur Anſchauung zu bringen; 
dann allerdings wird erft Dadurch das nähere Verhältniß von Selbft- 
verwaltung und Vereinsweſen Elar werben. Wir werden daher jeden 
diefer Theile zunächſt für fich charalterifiren. 
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b) Spftem der Selbfiverwaltung. 


Aus dem oben aufgeftellten Begriff der Selbftverwaltung, nad 
welchem diefelbe der Organismus ber freien Bertvaltung für die gegebenen 
und objektiven Verhältniffe des Gefammtlebens ift, ergibt ſich der Begriff 
und inhalt des Syſtems vderfelben, indem dieſe Verhältniſſe felbft 
organische und dauernde Verſchiedenheiten enthalten und entwideln. 

Diefe Berfchiedenheiten beruhen ihrerſeits auf den beiden Grund» 
begriffen ver Intereffen und des Grundbeſitzes. 

Die Intereſſen zunächſt haben eine doppelte Natur. Einerfeits 
ftehen fie unter dem Gelee der Vollswirtbichaft, daß kein Sonder: 
interefje, auch das wichtigſte nicht, fähig tft, durch fich allein feine 
böchfte Vertvirflihung zu gewinnen, jondern daß jedes Einzelinterefie 
am Ende doch nur durd die Erfüllung aller andern feine höchſte Ent 
wicklung erreicht. Kein Sinterefle Tann daher das vollswirtbichaftliche 
Leben beherrſchen. Dagegen aber Tann auch Fein Sonderinterefie ganz 
ber Gefammtheit der übrigen Intereſſen geopfert werben; es muß bis 
zu einem gewiſſen Grabe feine Selbftändigfeit bewahren. Und aus 
diefen beiden Elementen ergibt fi nun das allgemeine Verhältniß der 
jelben ſowohl zur gefeßgebenden als zur vollgiehenden Gewalt. Die 
Sintereflen können und follen nie Gejeße geben; wohl aber find fie 
berufen, gegenüber der das Geſammtintereſſe vertretenden Gefeßgebung 
und Regierung ihre Sonderbebürfnifie zur Geltung zu bringen. Das 
Organ, mit weldem fie fomit für Gefeßgebung ſowohl als für die 
Vollziehung auftreten, ift weder ein gefeßgebenver Körper, noch auch 
‚ ein eigentliches Verwaltungsorgan, ſondern es ift eine Vertretung; 
und wir fagen daher, daß die erfte und einfachfte Form der Selbfts 
verivaltung in den Vertretungen beſteht. Die Vertretungen jelbft 
aber find wieder Feine einfache und gleichartige Form. Sie können 
nämlich entweder von der Regierung jelbft veranlaßt und organifirt, 
oder fie fönnen von den Beiheiligten veranlaßt werden. Das Verhältniß 
beider Grundformen ift fehr verfchieden. Im erften Falle haben fie 
beftimmte Rechte, im zweiten Falle fuchen fie nur einen beftimmten 
Einfluß. Sie hängen daher im erften alle enger mit der Verwaltung, 
im ziveiten enger mit der Gefjeßgebung zufammen? Je nach ven Ber 
bältnifjen des Volles find fie daher auch in mannigfach verjchiedener 
Weile ausgebildet; das Einzelne werden wir ſpäter nachtragen. Die 
verichiedenen Grundformen aber, in Europa in fehr verſchiedener Ge⸗ 
ftalt auftretend, find folgende. Da wo bie Regierung einzelne Ber 
ſönlichkeiten mit der Vertretung beſondrer Intereſſen beauftragt, 
nennen wir biefelben Räthe. Da wo fie für einzelne Fälle und 
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Sragen bie Betheiligten zur Aeußerung und Mittbeilung aufforbert, 
entftehen bie öffentlichen Vernehmungen; da endlich, wo fie ein eigenes 
und dauerndes örtlich begränztes Drgan für die Vertretung der In⸗ 
terefien berftellt, nennen wir daſſelbe die Kammer. In allen biefen 
Fällen geht die Vertretung von der Regierung aus, und jedes dieſer 
Drgane ift daher auch mit beftimmten Rechten verjehen und als dienen» 
des Drgan in das thätige Leben des Staats eingefügt. Allervings 
tönnen nun biefelben Aufgaben ftatt durch öffentliche Drgane durch 
freie Vereinigungen erfüllt werden. Hier erjcheinen in ben Fällen, wo 
es fih um dauernde Intereſſen handelt, bie Vertretungen in der Form 
der Vereine, entweder bireft mit der Abficht gegründet, bie Intereſſen 
für das öffentlihe Bewußtfein oder für die Geſetzgebung und Regie 
rung zur Geltung zu bringen, ober mit dem Auftrage, diefe Ber 
tretung gelegentlich in Verbindung mit andern Aufgaben zu über 
nehmen. Die Formen babei find vielfach: der Einfluß ift in dem Grade 
bebeutender, je intelligenter das Volk ift. ebenfalls ift es Har, daß 
bier der Uebergang zum Vereinsweſen gegeben ijt, indem ber Zweck 
der Selbftverwaltung, die Form dem Vereinsweſen angehört. Da enb» 
lih, wo die Vertretung nicht mehr von dauernden Bereinen, ſondern 
bon einer, für eine beftimmte Frage vereinigten Mehrheit übernommen 
wird, entjtehen die Berfammlungen und Petitionen, melde bier 
ber gehören, infofern fie beftimmt find, beftimmte einzelne Intereſſen 
für Geleßgebung und Verwaltung zur Geltung zu bringen. Sie nun 
bilden in ihrer Form den Uebergang zum Verfaſſungsrecht, in ihrem 
Inhalt können fie dem gefammten ftaatlihen Leben angehören. 

Sp nun bildet die Vertretung ein ganzes Syſtem von Formen, 
denen e3 auf allen Punkten gemein ift, befondere Snterefien gegen- 
über dem allgemeinen Intereſſe zu wahren. Eine Vertretung bat es 
daher nie mit diefem allgemeinen Intereſſe zu thun; ihr Liegt immer 
ein ganz beftimmtes Gebiet vor, und für biefes iſt fie wirffam. Eie 
unterfcheibet fich felbft da, mo fie vollfommen in der Form des Vereins 
auftritt, von demjelben ftet3 dadurch, daß fie nichts thun und leiſten, 
fondern nur etwas für die Gefebgebung und Verwaltung zur Geltung 
bringen will. Etwas weſentlich verfchiedener davon tft nun bie eigent: 
liche Selbftvertwaltung mit dem Selbftverwaltungsförper. 

Die eigentliche Selbitverwaltung tritt nämlich da ein, wo die 
Grundbefiter aus irgend einem biftorifhen oder vollswirthichaftlichen 
Grunde eine Einheit bilden, welche die Verwaltung in fo weit über: 
nimmt, als die gegebenen rechtlichen oder natürlichen Verhältnifie eine 
Modifikation der allgemeinen Gejege und Verordnung fordern, um den 
allgemeinen Zweck innerhalb der befondern örtlichen Gränze verwirklichen 
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zu können. Die biftoriihe Grundlage ift nicht nothivendig; allein da 
fie felbft der Negel nach die Confequenz dauernder Urfachen ift, welche 
eben jene Selbftändigfeit des örtlichen Lebens ihrerjeit3 erzeugt haben, 
fo ift fie meiftens vorhanden. Den daraus entftehenden Organismus 
der freien Berwaltung nennen wir den Selbftverwaltungsförper. 
Jeder Selbftverwaltungskörper bilbet daher eine örtliche Einheit; 
und da in den Gränzen einer ſolchen Einheit ſich alle Aufgaben, die 
im Begriffe ver Verwaltung liegen, vorfinden, fo liegt e8 in der Natur 
der Selbftverwaltungsförper, an der Örtlihen Vollziehung aller Ver⸗ 
waltungszwecke Theil zu nehmen. Das unterfcheidet fie wejentlich ihrem 
Inhalte nach ſowohl von den Bertretungen tie von den Vereinen. 
Sie find für uns ihrer Natur nah dauernd, wie bie Urjachen, melde 
fie erzeugt haben, und daher nicht vom Willen der Einzelnen in Ent 
ftehung und Fortdauer abhängig, wie jene. Deßhalb bilden fie meiftens 
jelbitändige Organe der Verwaltung, und treten als ſolche im Staats: 
organismus auf, während andrerjeits ihr inneres Rechtsleben vermöge 
ihrer Bafis, des Grundbefißes, wieder von den gejellichaftlichen Grund» 
formen und Bewegungen abhängt. Dadurch find fie eine Welt für fich, 
und von höchſter Bedeutung für das ganze Stantzleben. Wir fcheiden 
nun drei Grundformen berfelben, von denen jede ihre befonvere Stel» 
lung, Rechte und Funktion hat. Die Landſchaft ift die rein biftorifche, 
größere Geftalt dieſer Selbitverwaltungsförper, welche eben deßhalb einen 
ftaatlichen Charakter hat, und nicht bloß in der Verwaltung, jondern 
auch in der Gefebgebung mit ihrer Bedeutung eintritt. Die Gemeinde 
dagegen ift der Körper desjenigen, was wir im eigentlichen Sinne bie 
Örtliche Selbjtverwaltung nennen. Sie enthält die Gefammtheit aller 
Berwaltungsaufgaben des Staats, infofern die Vollziehung derjelben 
bon den örtlichen Verhältniffen, unter denen wir zugleich die rein nas 
türlichen und die auf dem perfünlichen Element der Bürger beruhenden 
verfteben, bedingt und geftattet wird. Diefer allgemeine Begriff der 
Gemeinde bat daher zwei Grundformen. Inſofern diefe Begränzung 
nun auf der biftorifch gebildeten Einheit eines Orts beruht, ſprechen 
wir von einer Ortsgemeinde. Inſofern dagegen die örtliche Ges 
meinihaft aus Gründen, melde fpäter zu entwideln find, durch das 
Geſetz anſtatt durch die hiſtoriſche Entmwidlung gebilvet wird, entfteht 
anftatt — ober meiftend über der Drtögemeinde derjenige Selbſtver⸗ 
waltungsförper, den wir die Bermwaltungsgemeinde nennen wer: 
den. Das Verhältniß beider Organe zu einander bildet einen ber 
wichtigiten, aber auch der ſchwierigſten Theile der Selbftverwaltung, den 
wir unten eingehend zu behandeln haben. Die hohe Bedeutung biefer 
eigentlichen Selbftuerwaltung hat nun in der neueren Beit einen mehr 
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oder weniger ausgebildeten Drganismus des ganzen Gemeinde 
weſens erzeugt, deflen Inhalt für das ganze Staatsleben mehr und 
mehr entſcheidend wird; die Folge wird das Bild befielben für die 
Hauptnationen Europas geben. Die dritte Grundform der Selbft- 
verwaltung ift nun das, mas wir die Sorporation nennen. Die 
Corporation beruht meift auf biftorifchen Grundlagen, und zivar auf 
einem ganz beftimmten focialen Zweck, für welchen ein eigenes Ver⸗ 
mögen beitimmt if. Man wird wohl unterfcheiven zwiſchen ben 
eigentlichen Corporationen, bei denen die Rechte und Intereſſen der 
Mitglieder die eigentliche Aufgabe der Verwaltung dieſes Vermögens 
ift, und den Stiftungen, bei denen es fich um die Verivendung für 

” Dritte handelt. Die eigentlichen Corporationen gehören daher auch 
weſentlich der ftänbifchen Epode, während bie Stiftungen an eine 
Gefellichaftsform gebunden find. 

Dieb find nun die elementaren Grundformen der Selbftverivaltung. 
Ein nicht minder bedeutendes Syſtem entwickelt fi) bei dem Vereins» 
weſen. 

Der gegenwärtige Standpunkt der Auffaffung iſt, wie wir recht wohl 
wiffen, von dem obigen wejentlich verfchieden, und wir müffen, um nicht zu 
Mißverftändniffen Anlaß zu geben, ſchon bier unter Vorbehalt genauerer Be- 
ſprechung die vorliegende Syftemifirung in ihrem Grundgedanken rechtfertigen. 
Begriff und Name der Selbfiverwaltung find eigentlich Hiftorifch entftanden, 
obwohl bekanntlich die Sache felbft ſchon von jeher in Deutſchland vorhanden 
war. Beide haben an das engliihe Selfgovernment angelnüpft, indem fie 
daffelbe, namentlih durch Gneifts großartige Arbeiten, als das Mufterbilo 
für Deutfchland aufftellten. Die Nechtsphilofophie wußte von der Sache gar 
nichts; hat doh Trendelenburg in feinem neueſten Naturrecht (1868) weder 
von den Gemeinden noch vom Vereinsweſen geredet, als ob dieſelben ent- 
weder feine Natur und kein Recht hätten, oder dem Staate nidht angehörten. 
Die Staatsrechtslehrer nahmen von dem ganzen Gebiet nur das pofitive Hecht 
auf, ohne fih im Geringften um Weſen und Begriff der Sade zu kümmern; 
bat doch felbft Zöpfl nicht einmal das Wort Eelbftverwaltung in feiner fonft 
fo fleißigen Sammlung eingeführt. Die Folge war, daß man den Begriff der 
Selbftverwaltung ganz nach dem englifchen Vorbilde annahm, das ift, ohne fid) 
im Geringften um die organifche und wiflenfchaftlihe Stellung des Ganzen zu 
Hmmern. Daraus ergab fi das charakteriftiiche Element diefer ganzen Be⸗ 
wegung, melde die ganze freie Verwaltung augsfhließlih in der 
®emeindeverfaffung und Gemeindeverwaltung ſah. Auf diefem 
Punkte ftehen wir noch jetzt. Das Verhältniß des Vereinsweſens zur Selbft- 
verwaltung ift fo gut als ganz unbeachtet geblieben; von Räthen und Vertretungen 
ift nirgends die Rede, und es ift Mar, daß wir aus dieſer befchräntten Auf- 
faffung nicht herausfommen werden, bis wir den, alle Formen gemeinfam 
umfaffenden Begriff der freien Verwaltung an die Spite ſtellen. Thun wir 
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aber das, fo wird allerdings die Aufnahme des Gebietes der Räthe und 
Kammern in derfelben ganz nothwendig; und da entfleht num die frage, ob 
fie ein Gebiet für fih, oder einen Theil der Selbfiverwaltung bilden. Geht 
man bierflir nun wieder davon aus, daß Selbfiverwaltung eben nur Gemeinde⸗ 
weſen ift, jo ift mit diefer Tautologie die Sache abgethan, und man muß eine 
andere Kategorie fuchen. Wir find der Meberzeugung, daß dazu nicht nur Fein 
Grund vorhanden ift, fondern auch, daß der wahre Begriff der Selbfiverwaltung 
vollkommen ausreicht, um Räthe und Kammern mit aufzunehmen. Allerbings 
it es Mar, daß fie wieder den Uebergang von den Staatsorganen zum eigent- 
licher Selbftverwaltung bilden: allein wenn fie ihrer Form und zum Theil 
ihrem Rechte nach der erfteren gehören, fo gehören fie offenbar ihrem Weſen 
und ihrer Thätigkeit nach der zweiten. Wir müffen daher bei unferer urfpräng- 
lichen Auffaffung ftehen bleiben: nur dürfen mir fchon bier befennen, daß es 
ja nicht die Aufgabe des Syſtems ift, das Einzelne, fondern das Ganze zu 
erflären, die Entwidiung des Einzelnen wird fofort nachfolgen. 


c) Syſtem des Bereinswefens. 


Bei dem Syſtem dieſes zweiten großen Organismus der Verival: 
tung bürfen wir auf das zurüdtommen, mas wir bereits oben gejagt 
baben. 

Der Begriff des Vereins ift ein viel weiterer als der der 
Verwaltung. Es ift daher klar, daß es durchaus falich wäre, das 
Vereinsweſen als Ganzes in die Lehre von ber Vollziehung aufzunebs 
men. Aber es ift eben jo gewiß, daß das Vereinsweſen einer der ge 
waltigiten Faktoren des Gejammtlebens ift, und mit jevem Tage mäd) 
tiger in dafjelbe hineingreift. Nun aber ift es andrerjeits kein Zweifel, 
daß alles, was dem Gejammtleben angehört, auch der Verwaltung 
angehört, melde ja doch die organiſche Thätigleit der Einheit des 
Menſchen für die individuelle Entwidlung ift. So fteht neben dem 
Grundbegriff der Verjchmelzung des Vereinsweſens mit der Verwaltung 
das Princip der Selbftändigfeit des erjteren. Und die erfte Bedingung 
eines richtigen Verftändnifjes ift daher und wird bleiben die richtige 
Beitimmung des PVerbältniffes zwiſchen Vereinsweſen und Verwaltung. 
Das aber kann in der That erft durch die ſyſtematiſche Durchführung 
gefichert werben. 

Indem wir nun die Entwidlung im Einzelnen der Behandlung 
des Vereinsweſens überlaſſen, follen bier nur die leitenden Gedanken 
und Kategorien, und zivar als Entwidlung und Erfüllung des Begriffs 
der freien Verwaltung dargelegt werben. 

Das Princip ber Untericheivung ift aber eben fo einfach, als bie 
Worte, welche das Unterjchiebene bezeichnen. 

Da nämlich die Einheit der Menjchen eine der großen Bebingungen 
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aller Entwidlung, und die Verwaltung des ftaatlichen Organismus ber 
letzteren ift, fo folgt, daß das Vereinsweſen im Ganzen, und jeber 
Berein im Befondern, zunädft Gegenftand der Thätigleit und bamit 
des Rechts der Verwaltung ift. 

So lange derfelbe nur mit feinem Zwecke und feiner Thätigleit 
fih nur auf feine Mitglieder beichränft, gehört er der freien 
Selbftbeitimmung des Staatsbürgerthbums. Er ift in Zweck und Mittel, 
in Organismus und Verwaltung eine Form ber bürgerlichen Selbft- 
thätigkeit. Indem er fih aber auf feine Mitglieder beſchränkt, ver 
waltet er nichts, denn der Begriff der Verwaltung umfaßt ftet3 bie 
Gefammtheit der Staatdangehörigen. Er „verwaltet“ gerade jo wenig 
feine eigenen Angelegenheiten, ala ein einzelner Menfch fein Bermögen 
„verwaltet“, fo wie man mit dem Ausbrud „Verwaltung“ einen recht⸗ 
lihen Sinn verbindet. Eine Vereinigung nun, melde grundjählic nur 
für feine Mitglieder thätig fein will, heißt eine Gefellfhaft. Das 
Geſellſchaftsweſen gehört daher auch eigentlih dem Begriffe und der 
Yunktion des Vereinswefens nur indireft an; und zwar indem es nicht 
vermöge feines Zweckes, ſondern vermöge feiner Erfolge auf das Ger 
fammtleben einwirlt. 

Allerdings nun find diefe Erfolge fo beveutfam, daß die Verwal: 
tung gegen das Gejellichaftsweien nicht gleichgültig fein Tann. Es 
macht daher dafjelbe gleihfald zum Gegenftand des öffentlichen 
Rechts und jo entiteht das Gefellihaftsrecht, deſſen Aufgabe es 
ift, die Sintereflen des Gefammtlebend gegenüber der Macht und Thätig- 
feit der Gefellichaften in geeigneter Weife zu ſchützen. 

Daraus ergibt fih, daß die Geſellſchaft, das Geſellſchaftsweſen 
und das Gejellfchaftsrecht nur im meiteren Sinne bed Worte dem 
Vereinswefen angehören, und daher ben erften Theil des letzteren bilven, 
jo wie man eben den weiteren Sinn deſſelben an die Epike ftellt. 

So wie aber die Bereinigung mehrerer einen Zweck feßt, der feinem 
Weſen nach auf die Gefammtheit berechnet ift, fo entfteht für denſelben 
ein ganz anderer Charakter. Alsdann thut fie das, was die Verwal: 
tung ſelbſt au thun bat; fie beginnt im eigentlichen Sinne des Wortes 
zu „verwalten“ und jeßt erfcheint daher auch derfelbe als ein Theil 
des großen Verwaltungsorganismus. In dieſem Sinne fagen wir, daß 
eine folche Vereinigung nicht mehr eine Gefellichaft, ſondern eben ein 
Verein im eigentlichen Sinne bes Wortes fei; und jett kann es fein 
Zweifel mehr fein, daß das eigentlidhe Vereinsweſen in der That 
die zweite große Grundform der freien Verwaltung ift. Denn der 
Verein ift eben vermöge feiner Thätigkeit nicht mehr bloß Gegenitand 
der Verwaltungsthätigfeit, fondern er ift ein Organ berfelben. Aller 
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dings ift ex fein Organ ber Regierung, mohl aber ein Drgan ber 
Verwaltung, und dad Recht dieſes eigentlichen Vereins ift daher 
an und für fi ein Theil des Öffentlichen Rechts, und bat feine, 
von denen bes Geſellſchaftsrechts zum “Theil weſentlich verſchiedene 
Grundlagen. 

Wenn wir alfo demnach von dem Syſtem des Vereinsweſens im 
Allgemeinen reden, ſo ſcheidet fich daſſelbe ſofort in bie zwei Gebiete 
des Geſellſchafts- und des Vereinsweſens; und es iſt klar, daß 
jedes dieſer beiden Gebiete wieder ſein eigenes Syſtem hat. Indem 
wir nun das Gebiet des Geſellſchaftsweſens hiernach übergehen, wollen 
wir nur kurz die Elemente des Syſtems des eigentlichen Vereins⸗ 
weſens bezeichnen, um die Idee der freien Verwaltung auch auf dieſem 
Punkte mit ihrem Inhalt zu erfüllen. 

Das Syſtem des eigentlichen Vereinsweſens, das wir künftig wohl 
kurz das Verein sSweſen im. Unterſchiede von Geſellſchaftsweſen nennen 
dürfen, theilt ſich nämlich gerade wie das der Selbſtverwaltung in zwei 
Hauptgebiete. Das Element der Unterſcheidung liegt dabei nicht in 
demjenigen, was die betreffenden Vereine wollten, ſondern in dem 
Grunde, aus welchem ſie entſtehen. 

Da nämlich, wo das Objekt des Vereins nicht erſt durch den 
Willen der Vereinsmitglieder entſteht, ſondern ein im wirklichen Staats⸗ 
leben gegebenes iſt, entſteht diejenige Form des Vereins, welche wir 
Verband nennen. Das Objekt des Verbandes iſt eine, ganz unab⸗ 
hängig vom Vereine beſtehende ſelbſtändige Verwaltungsaufgabe, und 
der Verband iſt daher der Verein als freies Verwaltungsorgan 
für eine beſtimmte und begränzte Verwaltungsaufgabe. 
Da wo dieſe Verwaltungsaufgabe wieder im Gebiete der gewerblichen 
Arbeit liegt, entſteht der ſpeciſiſche Begriff der Genoſſenſchaft, die 
ſich dem Begriff des Verbandes entſprechend, wieder nicht auf die ge⸗ 
werbliche Arbeit im Allgemeinen, ſondern auf eine beſtimmte Gruppe 
derſelben bezieht. Ihre hiſtoriſche Baſis iſt die Zunft und Innung; 
die Verſchmelzung ber gewerblichen Arbeitsarten löst fie auf, und fie 
verſchwinden mehr und mehr im Bereinsivefen. Wo dagegen eine 
örtlich begränzte, auf den natürlichen Elementen des Geſammtlebens 
berubende einzelne Berwaltungsaufgabe zeigt, für melde weder die 
Orts- noch die Verwaltungsgemeinde ausreichen, da entftehen die eigent- 
lihen Berbände, melde bie Principien des Vereinsweſens in bie 
Berwaltung hineintragen, und welche vermöge ihrer örtlichen Begränzung 
den Charakter einer Gemeinde, vermöge ihres innern Recht? aber den 
eines Vereins haben, und fo dasjenige bilden, was wir den Uebergang 
von der Selbftverwaltung zum Vereinsivefen nennen müflen. So reden 
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wir von Wafler-, Deich, Schul:, Steuerverbänden u. a. m. Es liegt 
daher in ber Natur der Verbände, daß fie in viel engerer Beziehung 
zur Verwaltung ftehen, wie der Berein; erft in dieſem ift die volle 
Idee der freien Verwaltung innerhalb eines beftimmten, wenn auch 
oft ſehr begränzten Kreifes gegeben. 

Der Verein im eigentlichen und engeren Sinne ift demnach dies 
jenige Gemeinfchaft, welche fih vermöge ihres eigenen Willens 
felbft einen Zweck fegt, der nicht bloß die eignen Mitglieder um⸗ 
faßt, fondern in das gefammte Leben eingreift, das ift fein Begriff; 
und aus diefem Begriffe geht auch fein Syitem hervor. Es ift näm- 
lich Har, daß es fo viele Vereine geben fann, als es Zwecke ober 
Gebiete der Verwaltung gibt. Es gibt daher nicht etwa ein 
Syſtem ber Vereine für ſich, ſondern das wahre und einzige Syſtem 
der Vereine ift in der That das Syitem der Verwaltung felbft. 
Man wird daher von den Vereinen für das perfönliche und geiftige 
Leben, von vollöwirtbichaftlichen Vereinen und von gefellichaftlichen 
Bereinen reden müflen, und jeber diefer Theile wird wieder in fo viele 
Klafien over Arten verfallen, als die Verwaltung ihrerſeits felbftändige 
Verwaltungszwecke aufitellen fann. Denn jeder Zwed der Ver 
waltung ift fähig, Gegenstand eines Vereins und feiner 
Thätigkeit zu werden. Darin eben liegt die große Bebeutung 
und Macht des Vereinsweſens, daß es vermöge dieſer feiner Natur 
das ganze Leben des thätigen Staats durchdringt, und auf jedem 
Punkt deflelben die in ihm liegenden Principien der freien Verwaltung 
zur Geltung bringt. Und daber iſt in der That eben das Vereinsweſen 
das Zeichen eines freien Stantslebend, und weder durch die Eelbftver- 
waltung noch durch das Geſellſchaftsweſen zu erfegen, fo wichtig auch 
beide für fich betrachtet fein mögen. Und daher der Drang der Gegen- 
wart nach einer größeren Entwidlung diefer Geftaltungen, die mir 
nun in der Darſtellung des Vereinsweſens genauer zu betrachten 
haben werden. 

Das find nun die Grundformen für die concrete Geftaltung ver 
freien Verwaltung. Che wir nun aber zu der Darftelung des Rechts 
foftem® übergeben, dürfen mir, gegenüber der bisherigen Literatur, 
wohl einige allgemeine Bemerkungen über Selbitverwaltung und Ver: 
einsweſen hinzufügen. 

In der That nämlich zeigt fich auch bei ihnen das große organijche 
Geſetz alles Lebens, daß das Verſchiedene nicht etwa entiteht aus zu- 
fälligen Gründen, und nur da ift, meil es eben ift. Es ift vielmehr 
auch bier fein Zweifel, daß jene Verfchiebenheit im Organismus und 
Weſen vielmehr die Bedingung dafür ift, daß das unendlich viel- 


geftaltige wirkliche Leben überhaupt bie freie Verwaltung in ſich auf 
nehmen lünne. Denn die Befonderbeit von Selbftverwaltung und Ber 
einsweſen ift nichts als bie, durch Die Menſchen und die Dinge ge 
gebene Verſchiedenheit in ber Funktion deſſelben großen Princips ber 
menſchlichen Entwidlung überhaupt. Und es ift nicht bloß von großem 
Intereſſe, ſondern es ift gerabezu notbivendig, die Selbftverwaltung 
und das Vereinsweſen von diefem Standpunkt zu betrachten. 

Während nämlich die freie Verwaltung ihrem Principe nad das 
ganze Xeben der Staaten durchdringt, find es Selbiiverwaltung und 
Vereinsweſen, welche es mit den elementaren Grunbverhältniflen des⸗ 
jelben in Harmonie bringen, ohne ihre Natur anzugreifen. 

Jene beruht auf den großen gegebenen Thatjachen des materiellen 
Lebens, diejes auf der freien Thätigkeit der individuellen Selbftbeftim: 
mung. Während die Selbftverwaltung daher an die gegebenen Ber: 
hältnifje gebunden, jtetS örtlich begrängt erfcheint, aber innerhalb 
ihrer örtlichen Gränze fähig ift, alle Zmwede und Aufgaben des Geſammt⸗ 
lebens in fich aufzunehmen, ift der Verein feinem Weſen nah an 
feinen Ort gebunden, wohl aber ift er beichränft auf ven beftimmten 
einzelnen Zweck, durch den er felbjt entitanden if. Während eben 
deßhalb die Drganilation der Selbftverwaltung wie ihre Grundlage, 
die materielle Beſonderheit der gegebenen. örtlichen und biftorifchen Zus 
ftände, eine böchft verichiederie ift und fein wird, ift die Drganifation 
ber Bereine, die eben nur durch den Zweck entfteben, ftet3 im Wefent- 
lichen eine gleiche. Während ferner die Selbftverwaltung vermöge ber 
Natur der Intereſſen und bes Grunbbefiges ftet3 mit ihrem Organis⸗ 
mus den gejammten Staat burdbringt wie ihr Objelt, und daher 
ein allgemeines Element der Verwaltung bildet, fann das Vereins - 
weien, da e8 auf dem freien Willen der Perfönlichkeit beruht, bald 
faft ganz fehlen, bald fich einfeitig entwideln, bald den ganzen Staat 
in einzelnen Richtungen umfaflen, bald wieder verſchwinden. Während 
die Selbftverwaltung wie ihr Subftrat nur langfam in ihrer Drgani⸗ 
fation mechfelt, Tann das Vereinswefen im Umfang wie im Inhalt in 
beftändiger Umgeftaltung begriffen fein. Und dem entſprechend ift auch 
der Einfluß beider auf das Gefammtleben ein höchft vesichievener. Der 
Einfluß der Selbftverwaltung ift naturgemäß ein nachhaltiger und 
gleichartiger, aber auf örtlich gegebene Verhältniffe befchräntter; der 
Einfluß des Vereinsweſens dagegen ift meift ein ſtoßweiſe ericheinender; 
bafür erftredt er fich aber meit über das Gebiet einzelner Fragen 
hinaus. Die Geftalt der Selbftverwaltung endlich beruht auf ber Ord⸗ 
nung ber Volkswirthſchaft und der Vertheilung des Grunbbefiged; bie 
Geftalt und Ausdehnung des Vereinsweſens beruht vielmehr auf dem 
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Buftand der Bildung und der geiftigen Thätigleit des Volles. Die Selbſt 
verwaltung erhält das Princip der freien Verwaltung, unb macht es zu 
einem integrirenden Theil der VBerfaflung; das Vereinsweſen fördert 
es, und bringt die Bewegung in bie verfafiungsmäßigen Drbnungen. 
So erfüllen und ergänzen fi) beide große Ericheinungen; unb eben 
darum bat ed nie einen Staat gegeben, in welchem beide nicht wenig 
ſtens im Keime vorhanden geivefen wären. Aber eben deßhalb iſt auch 
ihre wirkliche Entwidlung eine höchſt verichtebene ſowohl in ben ver: 
ſchiedenen Staaten als in den verjchiedenen Ländern; denn theild aus 
den großen gejellichaftlichen Elementen hervorgehend, theils buch bie 
Entwidlung und die Macht der perjönlichen Staatsidee beftimmt, treten 
fie unter den verjchiedenften Formen auf, und felten vergeht ein Jahr: 
hundert, in dem nicht ein großer Theil des innern Stantslebend bor 
dem Kampfe deſſelben mit dem Staate oder von dem Hader ihrer 
eigenen jocialen Elemente erfüllt wäre. Allein das nun ift Fein Zweifel, 
daß feiner Natur nad die Entwidlung bed Vereinsweſens ftet3 die 
höhere, freiere Stufe des innern Leben? der Staaten bedeutet und fie 
gewillermaßen präconifirt. Mit dem Siege bed Vereinsweſens über 
feine Widerfacher ift der Sieg freier Verwaltung überhaupt erft geficdhert; 
und mit gutem Recht ftellen wir daher auch die Selbftuerwaltung als 
die uriprünglide Form der freien Verwaltung voran, während wir 
das Vereinsweſen als bie weiteſte Entwidlung deſſelben folgen laſſen. 

Das nun, was bier als das Weſen der Sache dargelegt iſt, er 
Icheint nun im Rechtsſyſtem als Gegenftand des freien Staatswilleng 
in feiter, bejtimmt formulirter, objektiv gültiger Geftalt. Dieß Rechts: 
ſyſtem der freien Verwaltung hat aber wieder den Unterfchieb zwiſchen 
Selbitverwaltung und Vereinsweſen fallen zu laſſen; es bat das ganze 
Rechtsgebiet des öffentlichen Rechts zu geben, welches beiden gemeinſam 
if. Und dieß ift der Inhalt des Folgenden. 

Auch hier dlrfen wir der genaueren Erörterung der einzelnen Theile, 
namentlich des Vereinsweſens, nicht vorgreifen. Doc darf wohl die Bemerkung 
Platz finden, daß ohne eine folhe Behandlung des Vereinsweſens, welde bie 
jelbe als organifchen Theil der vollziehenden Gewalt betrachtet, überhaupt feine 
Bereinsiehre für die Zufunft möglich fein wird. Das aber hat allerdings un- 
bedingt zur Vorausfegung, dag man Geſellſchaft und Berein ſcheidet. 
Und wenn dag gewiß ift, fo müſſen wir eigentlich geftehen, daß das Aufnehmen 
des Geſellſchaftsweſens in die freie Verwaltung an und für fih falſch if, da 
die Gefellfchaft als ſolche mit der Verwaltung und zwar fpeziell mit der voll- 
ziehenden Gewalt gar nichts zu thun hat. Indeſſen liegt es wohl Mar genug 
vor, daß bei dem jetzigen Zuflande der Wiffenjchaft eine Behandlung des &e- 
ſellſchaftsweſens und feines Verhältniffes zum Vereinsweſen unbebingt noth- 
wendig wird, um jo mehr als die ganze Theorie von den Gejellfchaften, wie 
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fie gegenwärtig befteht, geradezu unfähig ift, ihr ganzes Gebiet zu beherrichen; 
denn fie begeht den befländigen, nur biftorifch zu erflärenden Fehler, zu glauben, 
daß fle alle ihre Säge vom rein privatredhtlihen Standpunkt aus begrinden, 
behandeln und entwideln könne, während es für unbefangene Beurtbeiler auf 
den erften Blick Har ift, daß die eine Hälfte des Geiellichaftsrechts nicht mehr 
bürgerliches Recht, fondern eben Berwaltungsreht if. Eben dadurch tritt 
aber wieder die Verſchmelzung und Verwechslung von Geſellſchaft und Verein 
auf; und diefe num zu befeitigen, ift und bleibt eine der großen Bedingungen 
der ganzen Lehre von der freien Verwaltung. Das num wird fi namentlich 
im Rechtsſyſtem fat auf allen Punkten, wo von beiden die Rede ift, auch im 
. Einzelnen ergeben. 


III. 
Das Rechtsſyſtem der freien Verwaltung. 


Indem wir jetzt an die Elemente des Organismus der freien 
Verwaltung die Elemente bes Rechtsſyſtems derſelben anſchließen, dürfen 
wir zum Eingang das Weſen dieſes Rechtsſyſtems bezeichnen. 

Das Recht überhaupt erſcheint allerdings ſtets zuerſt als etwas 
objektiv Gültiges, und die gewöhnliche Rechtswiſſenſchaft genügt ſich in 
der Auffindung deſſen, was dieß objektiv Gültige entweder in ſeinem 
Wortlaut oder deſſen Conſequenzen enthält. Allein in allem öffent: 
lihen Recht tritt das höhere Wefen des Rechts ſchon deutlicher zu Tage. 
Hier iſt ein beftändiges Werben und Wechieln der Elemente und Kräfte; 
Neues entjteht, Altes wird geändert; dennoch tft für die gegebene 
Beit eine fefte Ordnung nothwendig. Diefe fefte Ordnung ift es nun, 
melde das Recht formulist. In dem Recht finden die Begriffe, die 
Forderungen und die allgemeinen Thatlachen des Geſammtlebens erft 
ihre fete Geftalt, Berwegung und Werden ihren Abjchluß; das geltende 
Recht in öffentlichen Dingen tft nicht bloß eine Menge geltenvder Be 
ftimmungen, fondern es ift die Form, in welcher ſich die Einheit der 
Menſchen ihre organischen Elemente zum Bemwußtfein bringt und 
zum Gegenftand ihres Willens macht. Am Rechte des öffentlichen 
Lebens erfährt man daher nicht, was fein follte, fondern mas ift. 
Und auf den erften Blick gibt es daher nur eim pofitives Recht 
öffentlicher Verhältniffe, während alles nicht zum pofitiven Recht Er: 
hobene überhaupt nicht der Rechtswiſſenſchaft angehören wird. 

Allein in der That ift nicht bloß das, was das geltende Recht 
will, fondern es find über und oft neben ihm die ewigen organischen 
Elemente des Lebens, welche ihrerfeits das Recht in feiner Bildung 
beftimmen, und zuletzt ftet3 die Entſcheidung in ſchwankenden Fragen 
bringen. Jede Rechtömifienfchaft kommt auf fie zurüd; und wir jagen, 

Stein, die Verwaltungßlehre. I. 2. 3 


34 


daß fie um fo höher fteht, je mehr fie von ihnen ausgeht. Das nun 
ift hier notbivendig im Auge zu behalten. 

Denn fo wenig es bisher in der Wiffenfchaft einen Begriff und 
eine Stellung für die freie Verwaltung im Gegenfat zu der perfönlichen 
und der Regierung gegeben bat, jo wenig gibt es ein pofitives Rechts⸗ 
ſyſtem derfelben. Wollen wir daher von dem lehteren reden, fo müſſen 
wir wieder auf die abfoluten Elemente berfelben zurüdgehen. Gier 
müffen die Nechtsfäge die Conſequenzen der Natur der Sade fein; 
die Erfenntniß von dem eritern wird daher die feite Yormulirung der 
leßteren. Und indem wir daher als den inhalt des Begriffs der freien 
Verwaltung die Selbitverwaltung und das Vereinsweſen ſetzen, wird 
das, mas wir das Recht der freien Verwaltung nennen, die Formuli⸗ 
rung derjenigen Elemente enthalten, welche beiden gemeinfam 
find, fo daß damit die allgemeine Grundlage für das beſondere 
Selbitverwaltungs: und Vereinsrecht gegeben ift. Das ift die Stel: 
lung, melde das Folgende einzunehmen bat, und fein Werth für 
Wiffenihaft und Praxis. 


1. Bie Grundbegriffe. 
Juriſtiſche Berfönlichkeit, Autonomie und Oberauffict. 


Alles Recht entiteht da, wo eine Perfönlichleit mit der andern 
in Berührung tritt, und mo das Leben die Gränzen ihrer äußern 
Sphäre in einander übergehen läßt. Die Aufgabe des Rechts ift immer, 
die Gränze der perfünlichen Selbſtändigkeit in dieſen Vebergängen 
wieder herzuftellen. 

Wil man daher, fei ed wo immer, das Recht finden, fo tft es 
vor allen Dingen nothwendig die PVerjönlichkeiten zu beftimmen, für 
welche das Hecht geſucht wird. Das Syſtem der perjönlichen Bezie⸗ 
bung ift die erjte und allgemeinite Grundlage bes Syſtems des Rechts. 

Indem wir nun den allgemeinen Begriff der Gemeinfhaft zum 
Grunde legen, welche als Organismus der freien Verwaltung mit dem 
Staate in Beziehung tritt, fo erjcheinen drei Grunbverhältnifie, melde 
bie elementaren Kategorien des Rechtsſyſtems abgeben. 

Eo lange nun die Vereinigungen nur für fich felbft da find, ge: 
hören fie überhaupt dem Verwaltungsrecht nicht an. Sie werben erft dann 
Bermwaltungstörper, wenn fie mit Dritten in Beziehung treten. Das 
Syſtem diefer Beziehungen ift daher das Syſtem der rechtlichen Grund» 
begriffe der Verwaltungskörper. 

Diefe nun find doppelt. Einerſeits ftehen fie andern Einzelnen 
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gegenüber, anbererfeitö der Verwaltung und ihrem Organismus. Das 
Recht der Verwaltungskörper ſcheidet ſich demnach in zwei große Gruppen. 

Jede ſolche Gemeinfhaft ift nämlich zuerjt nicht bloß für ihre 
Mitglieder, fondern auch für Dritte eine Einheit. Eine Einheit des 
perfönlichen Willend und Thuns ift nun für das Recht ein Rechts⸗ 
fubjeft. Die Gefammtheit der Beitimmungen, unter denen die Einheit 
auf diefe Weife ein Rechtsſubjekt wird, begreifen wir unter dem Aus» 
drud des Rechts der juriftifhen Perſönlichkeit. Sie ift die Grund» 
lage des Rechtsverhältniffes nach Außen hin. 

Zweitens aber iſt jede Einheit ein Faktor des Geſammtlebens 
überhaupt; in ber freien Verwaltung erjcheint fie fogar ald ein Organ 
der Thätigfeit des Staat? im meitern Sinne. Sit fie das, jo tritt 
hier die Perfönlichkeit der Gemeinſchaft auch dem perjönlihen Staate, 
feinem Willen und feinem Thun gegenüber, und es entiteht bamit bie 
Gejammtbeit von Rechtöverhältniffen zum Staatöleben, welche wir als 
das öffentliche Recht der freien Verwaltung bezeichnen müflen. Diefes 
öffentliche Necht enthält das Maß der Selbitthätigkeit der Verwaltungs: 
förper, und diefes Maß heißt als ein rechtlich anerfanntes die Autos 
nomie, Welches wieder die innere Ordnung der Verfaflung und Ber: 
waltung zur Vorausfegung bat; fodann enthält es die Gränze und 
Form der Unterordnung derfelben unter den durch den Staat in Geſetz 
und Regierung vermwirkflichten Geſammtwillen, und dieſe rechtlich bes 
jtimmte Unterordnung heißt die Dberaufficht. 

Auf diefe Weile erzeugen die Verhältnifje jedes Verwaltungsförpers 
zu dritten Einzelnen und zum Staate die drei großen Kategorien des 
Rechts der juriftifhen Perfönlichleit, und diejenigen des Ver: 
waltungsrechts derjelben, das wieder ald Autonomie und Oberauf— 
ſicht erſcheint. | 

Da nun diefe Kategorien auf dem allgemeinen Wefen aller Ber: 
twaltungsförper beruhen, fo ergibt fih, daß diefelben auch der gefammten 
Selbftverwaltung wie dem Vereinsweſen gemeinfam find. Das be 
fondere Recht beider, ja das befondere Recht jeder einzelnen Art der 
Selbitverwaltung und der Vereine muß daher als eine Modifikation 
und nähere Beltimmung jener allgemeinen Kategorie angefehen werben. 
Es ift Har, daß diefelben fih in jeder Geftaltung der freien Verwal⸗ 
tungskörper wiederfinden müſſen. Will man die lektern unter einans 
der vergleichen, fo muß man ihre befondern Beftimmungen auf jene 
Prineipien und Grundbegriffe zurüdführen. Sie bilden bie elementare 
Grundlage des Syſtems für dieß ganze Nechtögebiet; ftehen fie nur 
erit in Wiflenfchaft und Leben feft, jo ift die Betrachtung und Weiter: 
entwicklung des Einzelnen fehr leicht. Sie müfjen daher ala tie 
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Vorausſetzung der Jurisprudenz dieſes ganzen Gebietes angefehen wer: 
den; ohne fie gibt es Fein Mares öffentliches Necht der Verwaltung 
überhaupt; und deßhalb fenden wir fie dem Einzelnen in eigener Dar: 
ftellung voraus, Selbftverwaltung und Vereinsweſen an fie anſchließend. 

Wir würden nun bier eine fehr leichte Aufgabe haben, wenn man 
fih über die Hauptſache, über den Unterjchied zwiſchen der Gemein: 
Schaft und Einheit überhaupt und ber fpecifilchen höheren Art derſelben, 
welche wir den Berwaltungsförper nennen, irgend wie einig wäre. Allein 
e3 fehlt bis jeßt nicht bloß dieſe Unterfcheidung, fondern es find durch 
den Mangel verjelben große Verwirrungen in einzelnen Theilen ent: 
ftanden, namentlich im Begriff und Recht der juriftifchen Perfönlichkeit, 
während auf andern Punkten bie völlige Entfrembung ber Begriffe und 
des Verftänpniffes von Selbftverwaltung und Vereinsweſen die Begriffe 
und das Recht von Autonomie und Oberaufſicht nicht zur Klarheit 
haben gelangen laffen. Wir dürfen daher nicht etiva im Folgenden 
bei dem Begriffe des Verwaltungskörpers beginnen, ſondern ım.jen 
überhaupt bie Formen der Gemeinſchaft ind Auge faflen, und werden 
dadurch vielfach auf andere Gebiete hinüber gezogen, welche eigentlich 
dem öffentlichen Recht fremd find. Wir werben das jeboch nicht be 
Hagen, wenn wir dadurch für unfere Fragen für die Zufunft ein feft 
beitimmtes Gebiet gewinnen. 


2. Begriff und Recht der juriflifhen Perſonlichkeit. 


a) Entwidlung des Begriffs und der öffentlich-rechtlihen Natur deſſelben. Die 
vertragsmäßige und die juriftifche Perjünlichkeit. 


Es ift befannt, daß die juriſtiſche Perſönlichkeit einer der viel- 
beftrittenften Begriffe in der Rechtswiſſenſchaft if. Es Tann nicht 
unfere Aufgabe fein, eine Kritif der einzelnen Anfichten über dieſelbe 
bier zu geben. Allein es tft feine Entwidlung der freien Verwaltung 
und feine gründliche Darlegung des Weſens und Rechts ihrer Haupt: 
formen möglich, wenn man fi nicht vor allen Dingen über die Natur 
und bie juriftifche Formulirung jenes Begriffes einig geworden ift. Das 
nun glauben wir, ift nicht ſchwer, wenn man nur ſich die Mühe gibt, 
gewiſſe einfache Vorausfegungen unbefangen zu unterfuchen, die man 
bisher auf diefem Gebiete, jo viel wir fehen, mweggelaflen hat. Möge 
man uns daher geftatten, die Sache zunächſt auf ihre einfachen Grund» 
lagen zurüdzuführen. 

1) Damit irgend eine Gemeinfchaft eine juriftifche Perfönlichkeit 
fein könne, ift es Har, daß fie zuerjt überhaupt eine Perſönlichkeit 

9 ſein muß. Es iſt kein Zweifel, daß es niemanden einfallen wird, 
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jede Gemeinfhaft eine „Perlönlichkeit” zu nennen. Um zur leßtern 
zu werden, bebarf fie offenbar ber Momente, welche aus ber bloßen 
Gemeinfchaft eine Perfönlichleit machen. Die erfte aller Fragen ift 
daher die, welches dieſe abfoluten Momente der Perlönlichkeit find; 
denn erft mo fie eintreten, wird aus der Gemeinfchaft ein perfönliches 
Reben. 

Die bisherige Rechtswiſſenſchaft hat diefe Frage mejentlih wohl 
deßhalb nicht aufgenommen, meil ihr Vorbild, das römische Nedht, 
den Begriff felbft gar nicht Tennt. Man könnte nun fagen, daß dieß 
überflüffig wäre, wenn irgend eine Gejeßgebung der Welt die objektt: 
ven Momente, welche die Gemeinfchaft zur Perfönlichkeit erheben, ans 
gegeben hätte. Dieß ift nicht geichehen. Es gibt gar Fein Gebiet, in 
welchem die Gejebgebung unflarer und unfertiger wäre, als dieſes. 
Cie hat es der Autoritas ICtorum überlaflen, und die find fih nicht 
einig; ja viele läugnen geradezu das Dafein derfelben. Von dieſer 
Seite ift gar feine Hoffnung zu haben. 

Es bleibt daher nichts übrig, als mwieber einmal hier die Natur 
ber Sache ald Quelle der Rechtsauffaſſung zum Grunde zu legen. Und 
es wird fich fogleich zeigen, daß fie volllommen geeignet ift, ihre Auf: 
gabe zu erfüllen. 

Alles, was Perfönlichkeit heißt, muß offenbar zuerft zwei all: 
gemeinjte Elemente haben. Es muß ein Körper da fein, und biejer 
Körper muß von einem geiftigen, felbftbeftimmten Leben bejeelt werben. 

Nun kann man wohl fagen, daß die ganze bisherige Lehre von der 
juriftiichen Perſon fih nur mit dem Elemente derfelben befchäftigt hat, 
welches den Körper berjelben repräfentirt. Dieß Element ift nun das, 
was wir — im beitimmten Gegenfag zur perſönlichen Einheit — die 
Gemeinſchaft, als etwas für fich Beftehenves, nennen. Sie ift, für 
fich ftehend, der Körper, aus welchem die Perjönlichkeit iverben Tann, 
aber nicht werden muß. 

Diefer Körper beiteht, nach dem Begriffe der Gemeinfchaft, aus 
ſelbſtändigen Rechtsſubjekten, Pelönlichkeiten, melche einen Theil ihrer 
Lebend: und Rechtsſphäre bergegeben haben, um diefe Gemeinfchaft 
zu bilden. Inſofern man bei viefer Thatfache ftehen bleibt, ers 
Scheint die Gemeinichaft als Ganzes, dritten Einzelnen gegenüber, als 
die Universitas; der Ausdruck Communio bedeutet das Verhältniß, 
nach welchem die Einzelnen noch ungeſchiedene Antheile an der Univer- 
sitas haben. Inſofern diefe Communio mit der ihren Körper bilden» 
den Universitas durch Zufall gebildet ift, heißt fie Communio ineidens; 
infofern fie durch den Willen der Betheiligten entftand, die Societas. 
Und die Aufgabe des bürgerlichen Rechts der Gemeinſchaft ift es, bie 
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Gränzen bes Rechts der Einzelnen innerhalb dieſer Gemeinſchaft 
wieder herzuftellen. Bon einer „Perfönlichleit“ ift bier gar feine Rebe. 
Fragen wir nun, warum nicht, fo ift die Antwort klar. Es fehlt 
das, was wir die Seele dieſes Körpers, das geiftige Moment ber 
innern Einheit in demfelben nennen müflen; denn nur die äußere 
ift in Universitas gegeben. Diefe Einheit aber ift wieber feine Ab: 
ftraftion, ſondern fie hat fehr beftimmte und faßbare Momente, die 
auch dem pofitiven Juriften genügen werben. 

Das, mas eine Perfönlichkeit fein fol, muß zuerft fich ſelbſt 
al3 Perfönlichkeit erfennen, dann muß es, wie bie Perjönlichkeit, zu 
den großen Funktionen des perſönlichen Lebens fähig fein; ed muß als 
Einheit etwas wollen, und etwas thun können. Um das zu können, 
muß zugleich ein Organ für das Wollen und für das Thun beftimmt 
fein. Eine Gemeinichaft, in welcher jedes Mitglied das gleiche Recht 
mit allen andern bat, ift in der That Feine Perjönlichkeit, ſondern 
eben eine noch unorganiſche Gemeinfchaft, in welcher jeder Einzelne ein 
unbebingte® Mandat von allen andern befitt. Die Perlönlichkeit for: 
dert, daß ein Drgan da fei, welches jene mejentlihen Funktionen 
übernimmt, und daß dieſe feine Funktionen von jedem Mitglied an- 
erfannt werden. E3 Tann nun Ein Drgan alle drei Funktionen 
haben, es können zwei Organe, es fünnen Organe für jede einzelne 
Funktion da fein, und es ıft natürlich, daß eine Perfönlichkeit um fo 
entwidelter iſt, je beftimmter die einzelnen Funktionen den einzelnen 
Organen zugetviefen find: das iſt richtig; allein irgend ein Drgan, 
deſſen individueller Wille und deſſen individuelle Thätigfeit ausfchliep- 
lich beitimmt find, den Willen und das Thun der. Gemeinſchaft 
unter beitimmten Bebingungen zu enthalten, ift für bas perlönliche 
Weſen abfolut nothwendig. Uns fcheint, daß dieß nicht beftritten 
werben kann. 

Steht nun dieß für das Weſen der Perfönlichkeit feit, und fol 
daher aus der eben bezeichneten Gemeinfchaft eine ſolche Perſönlichkeit 
werben, fo muß die erftere den angegebenen Organismus des perjönlichen 
Leben? nun in fih aufnehmen, und für fih als gültig anerkennen. 
Dieß geichieht, indem die Funktionen der einzelnen perfünlichen Organe 
objektiv beftimmt, und von ber Gemeinſchaft auch anerfannt 
werden. Die Form, durch welche dieß geichieht, nennen wir am beiten 
mit einem befannten Wort die Statuten. Bermöge der Statuten 
icheiden fih daher die geiftigen Organe der Gemeinſchaft zu felbitändig 
wirkenden Faktoren ab; jedes Organ hat feine Funktion, und das in 
den Statuten enthaltene Mandat wird fomit auch der Nechtötitel für 
die Gültigleit diejer ftatutenmäßigen Funktion der Organe in ihrem 
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Berlehre mit Dritten. So wie das Organ dem Dritten erflärt, im 
Namen der Gemeinihaft mit ihm zu handeln, ift es Sache beö Dritten, 
fih um den Inhalt ver Statuten zu kümmern; es ift Fein Zweifel, 
daß die Verbindlichleiten der Gemeinſchaft nicht weiter geben, als die 
Statuten derfelben es möglich machen; eben fo wenig, daß bie Statuten 
mäßige Yunftion des Organs die Gemeinichaft verpflichtet, und zwar 
jo meit, ala die Einzelnen felbit der Gemeinfchaft angehören. Daſſelbe 
gilt von dem innern Xeben, ben innern Angelegenheiten der Gemein: 
Ihaft. Durch die ftatutenmäßigen Organe hat fi die unbegrängte 
Einheit des perfönliden und wirtbichaftliden Elements, wie fie das 
Weſen der Einzelnen ausmacht, gefchievden; die Organe beftimmen die 
wirtbfchaftliche Bewegung des Ganzen, und die Mitgliever haben nur 
einen begränzten Antheil an der Verwendung ihrer Leiftungen für ihre 
Gemeinschaft. Sp entfteht mit jenen Organen zugleich die erfte, elemen- 
tare Geftalt von Verfaſſung und Verwaltung; das Oberhaupt ift in 
dem Borftande gegeben, und das Leben der Gemeinſchaft ift ein 
perjönliches geworben. 

Nun ift e8 Har, daß dns Maß der Entwicklung der Perjönlichkeit, 
bie Höhe der Ausbildung der Organe, die Zahl und die Gemeinigleit 
ihrer Funktionen fehr verfchieben fein Fönnen. Allein immer wird man 
als die drei charakteriftifchen Elemente aller Berfönlichleit nur mehr das 
Borhandenfein einer, ſtets zugleich wirthſchaftlichen Gemeinſchaft als 
des Körpers verfelben, dann irgend eines felbftändigen und zur eigenen 
Thätigleit berechtigten Organismus, und endlich ber, biefe Ordnung 
und ihr Recht feititelenden Statuten beftimmen. Wo dieſe Elemente 
da find, da ift auch die Gemeinſchaft zur Perfönlichkeit geworben. Und 
da nun biefe Drdnung und dieſes Necht aus dem Willen ber Einzelnen, 
welche die Gemeinjchaft bilden, hervorgehen, jo nennen wir eine foldhe 
Perfönlichleit eine vertragsmäßige. Die vertragsmäßige Perſönlich⸗ 
feit ift Daher Die, durch einen ftatutenmäßigen Organismus 
zur Berfönlichleit erhobene Gemeinſchaft. 

Und jest kann mit Recht die Frage aufgeftellt werden, ob eine 
folche vertragsmäßige Perfönlichkeit nicht die juriftifche Perſönlich— 
feit ift? Denn in der That fcheinen alle Momente der letzteren bier 
in vollem Maße vorhanden; alle juriftifchen Funktionen und Rechte ber» 
jelben find gefett, alle rechtlichen Fragen Iöfen fich durch die angegebenen 
Momente, und es darf und daher nicht wundern, wenn ein großer 
Theil der Juriſten, auch ohne daß fie gerade den Begriff der ver 
tragsmäßigen Perjönlichkeit in Iogifcher Weile entividelt hätten, bie 
juriftifhe Perfönlichleit eben als die obige vertragsmäßige verftehen. 
Woher alfo fol noch ein Unterfchied zwiſchen beiven entftehen? 
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Es iſt wohl der Mühe werth, dieß genauer zu unterſuchen. Denn 
troß dem Obigen ift der Begriff und das Weſen ber juriftifchen Per 
fönlichlett von der vertragsmäßigen ſehr weſentlich verfchieben. 

2) Schon in die gewöhnlichite Lehre von der jurifliichen Perſön⸗ 
lichkeit nämlich tritt auf diefem Punkte eine Frage hinein, deren Be 
deutung weit über eine bloß cajuiftiihe hinausgeht. Es ift die Frage, 
ob für die Erhebung zur juriftifhen Perfönlichkeit ein befonderer 
Alt, eine Genehmigung der Regierung nothiwendig fei? Wir wollen 
auch bier nicht fragen, ob fie nothwendig ift, und auch nicht, wie fie 
ertbeilt werben muß. Wohl aber fragen wir, woher diefe Frage 
eigentlich fommt? Denn ganz abgeſehen davon, was die pofitinen Ge: 
fee vorjchreiben — die freilich doch am Ende die Natur der Sache aus» 
drüden, wenn auch oft unllar und fehlerhaft — was Tann denn eine 
ſolche Betätigung überhaupt noch geben, wenn die vertragsmäßige 
PVerfönlichkeit gut organifirt ift? Welchem Zwecke, welchem Bebürfnig 
fol ein folder Alt entjprechen, wenn alle Elemente des perjönlichen 
Lebens durch den Vertrag ohnehin gelet werben Fönnen? Das" ift auf 
ben erften Blid gar nicht abzufehen, und daher die Meinung Einiger, 
daß zur Herftellung einer juriſtiſchen Perfönlichkeit überhaupt ein ſolcher 
Act an ſich gar nicht nothwendig fei; höchitend daß bie Regierung von 
ber Exiftenz folcher Perjönlichkeit Kunde babe, und damit eine Anzeige 
nothwendig werde. An fich fei eine Genehmigung durchaus nicht er: 
forderlich. 

Geht man indeß einen Schritt weiter, jo erkennt man bald, daß 
die leßtere Anficht nicht ausreicht. Und zwar zunächſt und thatfächlich 
eben darum nicht, weil e8 eben foldhe Perfünlichkeiten gibt und geben 
muß, welche überhaupt gar nicht durch einen Vertrag entitanden find 
und auch noch nicht durch einen folchen entſtehen können. Dahin ge 
hören eben alle Selbftverwaltungsförper; nur im Vereinsweſen ents 
ftehen die Perfönlichleiten durch den Vertrag. Und da nun der Begriff 
der juriftifchen Perfönlichkeit zugleich die Selbſtverwaltungskörper ums 
faßt, ja bei biefen entſtanden tft, fo iſt e8 Mar, daß ber Begriff der 
vertragsmäßigen Perſönlichkeit den der juriftiichen nicht deckt; es ıft 
unmöglich, mit den Elementen des eriten für die zweite auszureichen. 
Es ift ferner Fein Zweifel, daß die Selbftvertvaltungsförper überhaupt 
erft durch die Anerkennung der Regierung zu juriftiichen Perſönlichkeiten 
werden. Wenn das ift, fo ift diefe letztere ein wejentliches Element 
ber leßteren. Es ergibt fi), daß der Begriff der juriftiichen Perſön⸗ 
lichleit ohne die Anerkennung ber Regierung eigentlich gar nicht gedacht 
werden Tann. Ja felbjt wenn man meiter gebt, und zwei Arten der 
juriftifchen Perfönlichkeit fett, die einfache vertraggmäßige, und die 
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öffentlich rechtlich anerkannte, fo zeigt fih, daß unter Umftänden auch 
die erftere, jelbft da wo fie ganz unzweifelhaft eine vertragsmäßige ift, 
diefer Anerkennung unter Umftänden nothwendig bebarf, wie 3.8. bei 
Altiengejellihaften, Eifenbahnen u. a. m. Iſt das der Fall, morauf 
beruht denn diefe, durch die Regierung vollzogene Erhebung einer 
Einheit.zur juriftifchen Berfönlichkeit, und was bedeutet fie? 

Es ift Har, daß man, jo wie man diefen Standpunkt ins Auge 
faßt, nicht mehr mit ber gewöhnlichen Auffafjung ausreiht. Sowie 
man überhaupt von der Anerkennung rebet, tritt ein ganz anderes 
Moment ein; die juriftiiche Perfönlichleit wird ein Begriff des Ver 
waltungsrechts, während die vertragsmäßige Perlönlichkeit ein Be: 
griff des Privatrehts wird. Und damit nun müflen wir zur 
Erflärung und Begründung der juriftifchen Perfönlichfeit höher greifen 
und den Boden bes Privatvertrages verlaflen. Denn es fann faum 
fraglich fein, daß der Mangel aller bisherigen Behandlung der Frage 
in dem Mangel des Verftänoniffes diefes Moments des Verwaltungs: 
rechts liegt; es ift der Begriff und das Weſen der juriftiichen Perfön- 
lichleit ohne die Verivaltungslehre im Allgemeinen, und ohne den Be 
griff der freien Verwaltung überhaupt nicht zu veritehen. 

Dieß nun zu zeigen, iſt auf Grundlage der leßteren nicht mehr 
Schwierig. 

Mag man nämlidh die Gemeinfchaften, die ſich für irgend einen 
Zweck aus irgend einem Grunde bilden, betrachten wie man will, immer 
find fie mächtiger als der Einzelne. Sie greifen mit ihrer Gewalt tief 
in das Leben ver Gejammtheit, unb ebenfo tief in das Leben des Ein- 
zelnen hinein; fie werden zum Theil für beide unwiderſtehlich; fie werden 
zu Yaltoren des Gefammtlebend, und zwar um fo gewaltiger, je all 
gemeiner fie fich ihre Aufgabe gejtellt haben. 

Nun ergibt es fih leicht, daß jo lange fie ihrer Yorm und ihrem 
Inhalte nach nur auf die beftimmte Zahl ihrer Mitglieder befchränten, 
e8 Sache der individuellen, perſönlichen Selbftbeftimmung ift, in fie 
einzutreten, mit ihnen zu verhandeln, gegen fie zu lämpfen. Denn 
bier ftehen in der That Einzelne gegen Einzelne So wie fie aber 
eine Ausdehnung gewinnen, in welcher das einzelne Mitglied unfähig 
wird, die Thätigleit der gebilbeten Gemeinfchaft zu überfehen und‘ feine 
perſönliche Selbſtbeſtimmung in ihr geltend zu machen, fo entfteht bie 
Frage, ob eine folde Drganilation nicht fchon den Charakter eines 
öffentlichen Organs in ſich entwidelt hat, meil hier die Macht der Eins 
zelnen, welche das Ganze leiten, größer wird als die ber einzelnen 
Mitglieder, und die Stellung verfelben den Charakter eines Mandats 
nur formell behält, in Wirklichkeit dagegen ſchon den einer Herrichaft 
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über die Mittel der Gemeinfhaft hat. Sowie aber der Zweck der Ge 
meinſchaft an und für fi über die Verhältniffe der Mitglieder hin⸗ 
ausgeht und grunbfäglich fich auf die Lebensverhältniffe Dritter be 
zieht, in welche die Gemeinfchaft mit ihren Mitteln und vermöge ihrer 
Drgane hineingreifen will, oder fo wie ber Zweck, wie bei den Selbſt⸗ 
verwaltungsförpern, überhaupt gar nicht mehr durch den Willen ber 
Mitglieder geſetzt, ſondern ein durch die Natur des Körpers ſelbſt ge: 
gebener ift, fo ift e8 eben feine Frage mehr, daß hier die organifirte Ges 
meinfchaft in den Organismus des Gejammtlebens bineintritt, welcher 
die großen Aufgaben des menfclichen Lebens durch Vereinigung der 
Kräfte löfen will. Diefen Organismus nennen wir nun die Verwal: 
tung im Weitelten Sinne be3 Wortes. Jede Vereinigung daher, melde 
auf dieſe Weile in die Funktion der Verwaltung hineingreift, kann nicht 
mehr bloß dem individuellen Willen ihrer Mitgliever angehören. Sie 
muß ſich felbit ala Theil jenes großen Organismus betrachten, und 
muß anbererjeit3 von ihm als folcher anerfannt werben, ganz gleich 
gültig, ob fie eine vertragsmäßige Perjönlichleit oder eine gegebene Ges 
meinfchaft von Gütern, Kräften und Intereſſen ift. Zu dem Ende muß 
diefe Anerkennung dur einen beſondern Alt der Verwaltung erfolgen, 
und durch diefen wird jene Einheit dann in das Gebiet derfelben auf: 
genommen. Diefer Aft der Anerkennung ift nun die Erflärung, daß die 
Gemeinihaft ein perfönliches Organ nicht mehr bloß des Willens ber 
Mitglieder, fondern der Verwaltung felbft fein fol; und diefe Erklärung 
ift e8, welche aus der vertragsmäßigen PBerfönlichkeit die juriftifche 
madt. 

Die juriftifche Perfönlichkeit iſt daher nicht iventifch mit der per: 
fönlihen Einheit einer Gemeinjchaft überhaupt — und das ift ber 
weſentliche Unterfchied zwiſchen unferer und der gemöhnlichen Auffaflung, 
fondern fie ift die, von der Negierung als perfönliche Einheit in ihrer 
Drganifation anerfannte Gemeinfchaft. Und der Grund dieſer An: 
erfennung iſt es wieder, aus welchem das Recht der juriftiichen Per: 
fönlichfeit in feinem Unterfchieve von dem Recht der vertragsmäßigen 
Einheit hervorgeht. Denn der Grund derfelben liegt darin, daß bie 
betreffende Einheit vermöge ihres Umfanges oder ihres Zweckes — wegen 
bes eriten thatſächlich, wegen des zweiten principiel — ein Theil der 
Verwaltung im weiteften Sinne wird. Indem fie das wird, empfängt 
fie ein zweites Verhältniß. Ihre Drgane und Mitgliever werben nicht 
mehr bloß für die Innehaltung ihrer Statuten einander gegenfeitig, 
fondern auch der Verwaltung baftbar, denn bad Rechtsprincip der 
juriftifchen Perfönlichkeit ift, daß das ftatutenmäßige Verhalten derſelben 
jet ein Theil der öffentlihen Verwaltung und die Haftung dafür 
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mithin eine Öffentlich rechtliche wird, während bei ber vertrags: 
mäßigen Perjönlichleit die Haftung fowohl zwiſchen Drganen als Mit: 
gliedern eine rein privatrechtliche ift. Die Confequenzen aber von 
diefem Saße find ſehr wichtig und werden unten wieder erfcheinen. Wir 
können aber fchon bier zur näheren Begrifföbeftimmung des Wefens ber 
juriftifchen Perfönlichkeit diefelbe dahin formuliren, daß fowie eine Ein- 
heit den Charakter der juriftiihen Perfönlichkeit annimmt, die Be: 
griffe und das Recht der Autonomie einerfeitö und der Ober 
auffidht andererjeits auf fie Anwendung finden, was bei der 
bloß vertragsmäßigen Berfönlichkeit nicht der Fall ift. 

Hält man nun diefe Entwidlung des Begriffs der juriftiichen Per: 
lönlichfeitt mit dem eben über die freie Verivaltung Gefagten zufammen, 
fo ergibt fi) das Nefultat, daß jede zur Einheit ſich erhebende Ges 
meinjchaft, gleichviel ob fie num vertragsmäßige oder thatjächliche tft, 
ihrer allgemeinften Natur nah fähig ift, für dad Gefammtleben zu 
wirken, und bamit direkt oder indirelt der freien Verwaltung anzu: 
gehören; und die Erhebung verfelben zur juriſtiſchen Perjönlichkeit ift 
demgemäß der Alt, durch welchen die wirflidhe Anerfennung als 
Glied der freien Verwaltung des Staats erfolgt; jede juriftifche 
Perſönlichkeit iſt daher an und für fich ein Organ der freien Ber 
waltung, und tritt damit in das Gebiet des Rechts der vollziehenven 
Gewalt und der für fie geltenden Grundſätze. 

Daraus endlich erflärt es fih, daß bei fortfchreitender Entwicklung 
das Vereinsweſen mehr und mehr das Element der juriftiichen Perſön⸗ 
lichkeit bei fich entwidelt; jede Unflarheit über das Weſen der legteren 
ift nichts als eine Unficherheit über den Begriff der freien Verwaltung, 
und der Abſchluß der Lehre von der Perſönlichkeit wird daher nie ohne 
die beitimmte Beziehung zum Öffentlichen Rechte gefunden werben. 

E3 kann nit unfere Abficht fein, bier die Literatur und die höchſt ver- 
ſchiedenen Anfichten über das Weſen der juriftiichen Perfünlichleit zu unter- 
fuchen; eine geihmadvolle Darftellung der Quellen unter andern bei Auerbad, 
Geſellſchaftsweſen. (Cap. VIII) Es ſcheint uns aber ziemlich greifbar, worauf 
e3 beruht, daß gerade auf diefem Punkte fo wunderbare und zum Xheil fogar - 
wunderliche Gegenfäte entflanden find. Unfere Yuriften, unter denen jogar des 
römischen Rechts ausgetragene, haben immer geglaubt, das Wefen der juriftifchen 
Verfönlichleit vom Standpunkt des Privatrechts erfaflen und erfchöpfen zu 
tönnen, und das deßhalb, weil dieß Privatreht natürlih ausreichte für 
Begriff und Inhalt der vertragsmäßigen Perfönlichleit. Dennoch blieb ihnen 
eine unaufgelöste Subftanz in diefer Behandlung zurück, weldye einige von ben 
Nomaniften kurzweg befeitigten, indem fie, um die juriftifche Perjünlichleit nicht 
erflären zu müſſen, auch bie vertragsmäßige einfach Täugneten, oder die logifche 
Ungeheuerlichleit eines „Bwedhvermögens“ erfanden, als ob es ein Vermögen 
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gäbe ohne einen Zwed. Hätten diefe doch nur noch ben „Zweck“ aufgelöst, fo 
hätten fie bald gefunden, daß ihr Zwed ein öffentlider, das ift ein Ber- 
waltungszwed fei, und ihr Bwedvermögen daher nichts als ein Organ flir die 
Berwaltung eines Vermögens für einen öffentlichen Zwed, alſo ein Ber- 
waltungstörper mit Vermögen. Andere, wie Thöl, konnten bas Dafein der 
vertragsmäßigen Perfönlichkeit nicht läugnen, jahen dabei, daß „zuweilen“ die 
Öffentliche Anertennung nöthig fei, zuweilen nicht, und blieben daher zwiſchen 
den beiden Begriffen der vertragsmäßigen und juriftiichen Perſönlichkeit mitten 
inne fieden. Noch Andere, die meiften, halfen fi, indem fie flatt anf die 
Sache einzugehen, eine Fiktion fingirten — ein Nichtdafeiendes, welches 
Weſen und Recht des Dafeienden habe; bequem, aber nicht ganz einleuchtend. 
Biele zogen e8 vor, bei diefer Sachlage lieber gar nit von dem Gegenftande 
zu reden; Einige meinten fogar, derjelbe gehöre überhaupt nur ins beutfche 
Privatredt. Das deutiche Privatrecht jelbft nun hatte folder inriftiichen Per⸗ 
fönlichleiten genug; aber es hat ſich nie ſtark mit Begriffen und ihrer Löſung 
abgegeben. Es hatte aber in feiner urfprünglichen Geftalt feine Beranlaflung, 
über die vertragsmäßige Perfönlichkeit nachzudenken; al8g Runde und Kraus 
arbeiteten, gab es eben noch Feine Altiengefellihaften, defto mehr hiſtoriſch 
gebildete Corporationen. Dieje aber gehörten damals meift dem Jus publicum; 
wir finden daher in diefer Zeit allerdings Borftellungen von der Autonomie 
und der Oberauffiht, aber feine von der juriftifchen Perſönlichkeit. Erſt mit 
unſerm Jahrhundert tritt durch das Handelsrecht eine neue Bewegung auf 
diefem Gebiete ein. Das Handelsreht nun hatte keinen Zweifel über das 
Dafein einer vertraggmäßigen Perfönlichleit, aber es hielt fich jelbft ausfchließlich 
für einen befondern Theil des Privatrehts, und fah nicht, daß die Hälfte feiner 
Beftimmungen öffentliches Recht ſei. Es hielt daher die Trage nad dem 
Weſen der juriftifchen Perfünlichkeit nicht vecht für feine Competenz, da e8 aber 
die vertraggmäßige unzweifelhaft erkennen mußte, fo war hier das Gebiet, wo 
man die verjchiedenften Anfichten, aber feine Bewegung zur Uebereinfiimmung 
fand. Das eigentliche deutfche Privatrecht und feine Fortfekung ließ entweder 
den Begriff ganz weg, wie Mittermaier, oder wie Bejeler nahm es den 
Begriff auf, ohne zu jagen, was er bedeute; es wird wohl niemand heraus» 
bringen, was ſich namentlich Beſeler dabei gedadht hat. Conſtant ift bei 
diefer Richtung nur die, mit der hiftorifchen Baſis des deutſchen Privatrechts 
eng zujammenhängende Erſcheinung, daß biejelbe wieder die vertragsmäßige Per- 
fönlichfeit des Handelsrechts nicht kennt und verfteht, und daher bei den „Gor- 
porationen“ ftehen bleibt, ohne zu fagen, was fie find. Der mit der Bhilo- 
ſophie fi beichäftigt Habende Gerber bezieht dann nad römijch rechtlichen 
Neminifcenzen die juriftiihe Perfönlichleit nur auf das Vermögen; felbft der 
Staat ift ihm nur fo weit Perfönlichkeit, ala er Fiscus if. So ift hier eine 
Berfahrenheit der Anfihten wie fonft vielleicht nirgends; will man die Lage 
der Auffafjung im Allgemeinen charatterifiren, fo kann man fagen, daß die 
Romaniften gar feinen Begriff, das Handelsreht nur den der vertragsmäßigen 
Perfönlichkeit, und das deutfche Privatrecht nur den der GSelbfivermwaltungs- 
lörper (Corporation) hat; eine Lehre vom Bereinsmefen giebt es überhaupt 
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noch nicht; und es fteht daher feft, daß wir auf dem bisherigen Wege zu feiner 
Einheit gelangen werden, obgleih die Elemente ber Lehre vorhanden find. 
Nur das heben wir zum Schluffe Hervor, daß der Begriff der juriftiichen Per⸗ 
fönlichleit, nah dem was wir gejagt, nicht etwa den Inhalt ber römifchen 
Lehre von der Societas und Universitas (Körper der juriftifhen Berfon), oder 
die Lehre von den Gefellfhaften (Seele und Organismus berjelben), ober endlich 
die deutfch-privatredhtlicde Lehre von der Corporation (juriſtiſche Perfönlichkeit 
der Selbfiverwaltungstörper) befämpft oder gar aufheben will, fondern daß fie 
eben nur die Aufgabe bat, das Moment der juriſtiſchen Perjönlichleit 
als foldes in feiner Bedeutung feitzuftellen, und mithin bie verfchiebenen 
Arbeiten nur auf diefem Punkte in ein Ganzes zufammenzufaflen. Die 
Folge wird dann bie weiteren Conſequenzen zeigen. 


b) Die Arten der juriftifchen Perſönlichkeit. 


Der von uns aufgeltellte Begriff der juriftifchen PVerfönlichkeit ift 
nun offenbar ein unfertiger, fo lange wir nicht beftimmt haben, in 
welchen Grundformen er ericheint. Diefe Grundformen find feine Arten. 
Und hier ift e8 nun Mar, daß diefe Arten in der That dad ganze Ge 
biet der Verwaltungskörper umfaflen müflen, da jede juriftiiche Perſön⸗ 
lichkeit wie gejagt ein Körper der freien Verwaltung iſt. Nur tft ber 
Geſichtspunkt der Eintheilung dabei ein anderer. 

Diefer Gefichtspunft Liegt nämlich, nach dem Begriffe diefer Per 
ſönlichkeit felbft, nicht in den Momenten, wodurch die Einheit entftanden 
ift, fondern da fie erft durch die formale Anerkennung der Verwaltung 
zur juriftiichen Perfönlichkeit wird, in dem Verhältniß verfelben zum 
Staate, oder wie wir kurz fagen können, in dem Öffentlichen Zwecke 
derfelben. Und bier ergeben fich folgende Kategorien. 

Die Einheit, welche zur juriftifchen Perfönlichkeit wird, kann zus 
nächſt nur einen wirthſchaftlichen Zweck für ihre eigenen Mitglieder 
haben. In diefem Falle wird fie aus einer vertragamäßigen Einheit 
zur juriftiichen Perfönlichkeit erhoben, weil fie vermöge ihres Umfanges, 
theils der Zahl ihrer Mitglieder, theil ver Mittel, über welche fie ge 
bietet, ein ſelbſtwirkender Faktor des Gefammtlebens wird, und baher 
der Verwaltungsthätigleit unterworfen wird. Diefe erfte Geftalt ober 
Art der juriftiihen Perfönlichleit nennen wir bie wirtbichaftliche. 
Aus Gründen, die in dem obigen Begriffe gegeben find, ſoll jebe 
Altiengejellihaft und jede Gegenfeitigfeitsgefellfhaft eine 
ſolche juriftifche Perfönlichkeit fein. Sie hat daher an ſich mit den 
Funklionen der Verwaltung nichts zu thun, doch Tann fie allerdings 
eine folche übernehmen (4. B. Eifenbahnen). In diefem Falle ver 
bindet fie die Natur der wirthichaftlichen mit der der abminiftrativen 
juriftiichen Perfönlichkeit. 
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Sinfofern nun die Einheit ſich einen Zweck feht, der feinem Weſen 
nad) überhaupt der Verwaltung gehört, wird fie ein Organ ber letzteren, 
ganz ohne Rüdfiht auf ihre Mittel und ihren Umfang In diefem 
Sinne nennen Wir fie nun eine abminiftrative (juriftifche) Perjönlichkeit, 
und ihre Organe empfangen den Charakter und das Recht, dafür aber 
auch die Haftung Öffentlicher Organe, ſoweit die Etatuten eine ihrem 
Weſen nach öffentliche Funktion enthalten. Dahin gehören nun alle 
Körper der eigentlichen Selbitverwaltung, alle Vereine, und von den 
Geſellſchaften diejenigen, welche einen öffentlichen Zweck durch ihre 
Mittel verfolgen. 

Endlich gibt es eine dritte Art, welche dadurch entfteht, daß die 
juriftifche Perlönlichleit das Recht hat, als einzelne Perfönlichkeit an 
der Berfafjung Theil zu nehmen und daher in der Volksvertretung 
aufzutreten, diefe Art nennen wir die ftaatlihen Perfönlichkeiten; 
faft ausichließlich find es die eigentlichen Selbitverwaltungsförper, um 
welche e3 fich dabei handelt, und ihr Recht auf diefen Antheil an ber 
Vertretung ift meiften® ein rein hiſtoriſches. Ob es richtig oder nicht 
richtig fei, ein ſolches Recht zu geben, ift dann eine Frage der Politik; 
für ung genügt e8, die Art als folche feftzuftellen. 

Dieß find die drei Arten ber juriftiichen Perfönlichkeit. Es ergeben 
fi) daraus zwei nicht unmwichtige Confequenzen. 

Zuerft folgt, daß jede adminiftrative und ftaatliche juriftifche Per 
fönlichkeit zugleich eine wirtbichaftliche ift, deren Körper aus Gütern 
und Leiſtungen mit rein privatrechtlichen Verhältniffen befteht, fo daß 
das ganze Gebiet des Privatrechts der vertragsmäßigen Per: 
fönlichfeit auf jede derjelben in jo meit Antvendung findet, ala es 
fi) um das Verhältniß der Mitglieder zu biefen Gütern und Zeiftungen 
handelt. Es iſt daher auch hier von einem Ausſchließen der Begriffe 
und Rechtsſätze der Universitas und Societas feine Rebe, ſondern nur 
davon, daß mit diefen Rechten das Weſen und das Recht jener Arten 
nicht erſchöpft iſt, fondern daß fie als juriftifhe Perfönlichkeit Träger 
zweier Rechtsſphären find, der privatrechtlihen und der öffentlichen, 
bon denen wir nur die leßtere zu behandeln haben. 

Zweitens aber folgt, daß zwar jede juriftifche Perfönlichleit ein 
Berwaltungsförper, aber nicht umgelehrt jeder Verwaltungsförper eine 
juriftifche Perfönlichkeit if. Dieß wird fie erft dann, menn fie aud 
das förperliche — materielle — Element der Perfönlichkeit, das eigene 
wirtbfchaftlihe Leben mit eigenem Gute hat. Diejenigen freien Ber: 
waltungsförper, welche eines ſolchen entbehren (wie die Räthe in Kam: 
mern), find daher Feine juriftiichen Perjönlichfeiten, fondern haben den 
Charakter von Organen, während die eigentlichen Selbitvertwaltung®: 
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förper, Landfchaft, Gemeinden und Körperichaft, nicht darum juriftifche 
PVerfönlichkeiten find, weil fie Vermögen befigen, fonbern weil fie 
Funktionen haben, welche ver Verwaltung angehören. Dieß nun wird 
in der weiteren Darftellung des Rechts der freien Verwaltung wohl 
klarer werben. | 

Auch hier dürfen wir uns nicht auf die Kritil ber Arten, wie fie 3. ©. 
Befeler aufftellt, einlaffen; es ift Har, daß wenn man die juriftiiche Perſönlich⸗ 
feit mit der Gorporation identificirt und dann nicht fagt, was eine Corporation 
ift, eine Eintheilung wenig Werth hat. Auch find diefe Arten mehr zur Orien- 
tirung in dem ganzen Gebiete, als zur Entwidlung des Wejens der Sade 
beftimmt. Das bei weiten Schwierigere ift das Folgende. 


c) Die Erhebung zur iuriftifhen Perfönlichkeit. 


Wenn wir nun auf diefe Weile fefthalten, daß die Qualität ber 
juriftiichen Perfönlichleit im Unterfchiede von der vertragsmäßigen be 
ftimmte Boraugfegungen und namentlich beftimmte Rechtsfolgen bat, fo 
ift e8 allerdings nothiwendig, den Alt zu beftimmen, durch welchen dieſe 
Qualität der betreffenden Einheit gewonnen wird. Und dieß iſt Feine 
wegs eine einfache Sache. Denn hier tritt zuerft der tiefe Unterjchied 
zwiſchen den Selbftverwaltungsförpern und dem Vereinsweſen in bedeut- 
famer Weile zu Tage. 

1) Die Selbftverwaltungstörper nämlich find Einheiten, welche nicht 
durch den freien Willen der Mitglieder, fondern durch das natürliche 
Element der gegebenen Einheit entitehen, und zwar deßhalb, meil dieſe 
Einheit vermöge ihrer Elemente, des Intereſſes ober des Beſitzes, an 
und für fich beftimmte Aufgaben der Verwaltung enthalten, die von 
den Mitgliedern zwar entwidelt oder vernacdhläffigt, aber niemals weder 
geichaffen noch bejeitigt werden können. Sowie daher die Einheit überhaupt 
da ift, Hat fie auch Aufgaben der Verwaltung. Und indem fie diefe 
bat, ift fie vermöge berfelben auch nothiwendig eine juriftische Perſön⸗ 
lichkeit. Es ergibt fich daher, daß die Anerkennung eines (eigentlichen) 
Selbſtverwaltungskörpers ſtets zugleich die Anerkennung der juriftifchen 
PVerfönlichkeit enthält, ganz gleichgültig, ob dieſelbe formell aus 
geiprochen ift oder nicht. Jede Landſchaft, jede Gemeinde, jede Cor: 
poration iſt an und für fi eine juriftiiche Perfönlichkeit; wenn einige 
Geſetze dieß fpeciell ausfprechen, jo hat das juriftifch gar feinen Werth, 
fo wenig als wenn fie beftimmen würden, daß jeder Menfch eine Perjon 
ſei. Höchftens kann es bebeuten, daß biefelben Feine vertragsmäßigen, 
ſondern eben juriftifche Perſönlichkeiten find und als foldhe behandelt 
werden follen. 

2) Ganz anders ift dagegen das Verhältniß des Vereinsweſens, 
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und dieß Verhältniß ift gar nicht zu erflären, ohne bie beftimmte Unter: 
ſcheidung zwiſchen ber vertragämäßigen und ber juriftiichen Perfünlich- 
feit. Allerdings nun müfjen wir hier der Lehre vom Vereinsweſen 
etwas borgreifen; doch muß uns die Lage der bisherigen Doctrin barin 
entſchuldigen. Webrigens find die leitenden Grundfäge bis auf Einen 
Punkt ungemein einfad). 

Die Grundlage dieſes Nechtögebietes ift die Unterfcheidung von Ge 
jelichaft und Verein im Vereinsweſen, deren weitere Entwidlung wir 
der Lehre vom Vereinsweſen vorbehalten. 

Eine Gefellichaft bedarf der juriftiihen Berjönlichkeit überhaupt 
nicht; fie bedarf daher auch feines Altes der Regierung, durch welche 
fie zur juriftifchen Perfönlichleit erhoben wird. Ein Verein dagegen 
muß feinem Weſen nach eine juriftifche Perfönlichkeit fein. Während 
daher die Geſellſchaft vollſtändig gebilbet ift, fobalb die von dem 
Geſellſchaftsvertrage gejegten Bebingungen erfüllt find, muß man für 
den Berein einen eigenen Alt der Regierung fordern, welcder die An⸗ 
erfennung der juriftifchen Verjönlichkeit enthält. An fi ift e8 ganz 
gleichgültig, morin dieſer Alt befteht, oder welche Form und welchen 
inhalt die Gefete für denjelben fordern. Es Tann eine fürmlide Er 
laubniß, Beltätigung, Genehmigung gefordert werben, und es Tann 
bejtimmt fein, daß die Anerfennung auch ſtillſchweigend geſchehe, indem 
die Regierung binnen einer gewiſſen Zeit auf die gejchehene Mittheilung 
der Bildung des Vereins fih nit äußert. immer aber erfcheint 
die Erhebung zur juriftifchen Perfönlichkeit erft dur und an dem Willen 
der Regierung, wie durch den bloßen Vertrag der Gemeinfchaft. Dieß 
bedarf an fich Feiner tveiteren Erklärung. 

Schwieriger wird die Frage nur dann, wenn man mit Recht for: 
dert, daß jede Geſellſchaft die Verpflichtung babe, ihre Bildung der 
Regierung anzuzeigen. An fi ift e dabei klar, daß bie gefchehene 
Anzeige ebenjomwenig eine Erhebung zur juriftifchen Perjönlichkeit ent 
bält, als etwa eine Mittheilung der Regierung, daß diefe Anzeige ge 
ſchehen fei. Allein da die Mittheilung, welche die wirkliche Erhebung 
zur juriftifchen Perfönlichleit bei dem Vereine enthält, die gleiche 
Form mit jener Mittheilung aber die gefchehene Anzeige haben ann, 
und ſogar oft hat, jo kann es allerdings zweifelhaft werden, ob darin 
eine Erhebung zur juriftiichen Perfünlichkeit Tiegt. Und es ift Har, daß 
ſo lange wir aud in der Geſetzgebung keine feite Unterſcheidung zwischen 
Geſellſchaft und Verein haben, und eben fo einer beftimmten Regel 
darüber entbehren, mann eine Einheit eine juriftiiche Perfönlichkeit fein 
muß, der rechtliche Erfolg der Mittheilung aber eine gefchehene Anzeige in 
Beziehung auf die Ertheilung der Dualität der juriftifchen Perſönlichkeit 
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bleiben muß. Dieß nun ift namentlich in Deutichland der Fall, wo 
jede Geſellſchaft verpflichtet ift, ihre Entftehung und ihre Statuten ber 
Regierung mitzutheilen, und demgemäß dieſe Mittheilung beftätigt wird. 

Die Antwort auf die obige Frage tft jedoch an fich nicht fehr ein- 
fach. Es ift nothwendig, daß die Form der Mittheilung der Regie: 
rung eine verfchiedene fei, je nachdem fie die bloße geſchehene Anzeige 
conftatirt, oder die Vereinigung zur juriftiichen Perfönlichkeit erhebt. 
Es follte Regel fein, daß im erften Falle die Erklärung ver Regierung 
laute: „zur Kenntniß genommen;“ im zweiten Fall: „genehmigt“ ober 
„beitätigt." Alsdann wäre Fein Irrthum möglih. Es ift ein Mangel, 
wenn man diefe Unterjcheivung nicht macht. Die Gefehgebungen Eng- 
lands und Frankreichs find fi in der Hauptiadhe darüber einig, in 
Deutichland muß das von einem rationellen Uſus oder von einem um: 
faffenden Vereinsgeſetz beitimmt werben. 


Ohne nun einer eingehenden Erörterung der Fragen, die bier entftehen, 
vorgreifen zu wollen, glauben wir dennod, daß es von Intereſſe fein wird, 
den allgemeinen Standpunkt, den die Geſetzgebung der Hauptländer in dieſer 
Beziehung einnimmt, hier kurz charafterifiren zu follen. 

Zuerſt muß dabei bemerkt werden, daß, fo weit uns befamnt ift, nur 
Deutfhland eine eigene Literatur über Weſen und Mecht der juriftifchen 
PVerfönlichkeit befitt. Ferner gibt es, fo viel uns befannt ift, in der ganzen 
Welt keine eigene Geſetzgebung fiber diefelbe, weder liber die Bedingungen 
unter denen fie entfteht, noch Über die Nechte, welche fie bat, da die Nechte 
der juriftifhen Perfönlihteit im gewöhnliden Sinne vollkommen identiſch 
find mit denen der vertragsmäßigen Perfünlichleit. Dennoch ift namentlich in 
England und Frankreich das Geſetz fehr Har, daß die juriftifche Perföntichkeit 
etwas Anderes, fpecifiih von der vertragsmäßigen Verſchiedenes ift, und in 
beiden Ländern bat man es ſich daher auch angelegen fein lafien, die Formen 
und Bedingungen feftzuftellen, unter denen aus einer Einheit eine juriftifche 
Perfönlichkeit wird. Hier ift man wieder in Deutſchland fehr unklar. Das 
Bild, das ſich auf diefe Weife darbietet, ift folgendes. 

In England war es nie im Zweifel, daß e8 Jedem frei ftehe, mit Andern 
eine Bereinigung einzugeben, und daß daher an fi) von einer Beftätigung ober 
Genehmigung folder Vereinigungen gar keine Rede fein könne. Dagegen hielt 
man eben fo feft an dem Grundfag, daß eine ſolche Vereinigung niemals 
eine öffentlide Gewalt gewinnen kann, wenn fie nit ausdrüdtich dazu 
befugt ſei. Dieß num galt fo gut für die Selbfiverwaltungsförper als für das 
Bereinsweien; denn die hiſtoriſchen Rechte der Gemeinvefelbftändigfeit haben, 
weil e8 eben in England faft feine Gemeinden, fondern nur Verbände gibt 
(ſ. unten), dort einen andern Sinn als auf dem Gontinent. Aus diefen Sätzen 
folgte fiir das engliſche Necht der Satz, der dieß Gebiet charalterifirt: die 
Bereinsbilbung im weiteften Sinne des Wortes ift volllommen frei; fo wie 
jedoh eine Bereinigung den Charakter und das Recht einer juriſtiſchen 

Stein, die Berwaltungslehre. 1. 4 
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Berfon annehmen will, fo bevarf diefelbe einer Genehmigung von Seiten ber 
Regierung. Nur befaß und befitt aber England eben keine Regierung im Sinne 
des Eontinents, fondern fein großer Regierungsorganismns if eben das Parla⸗ 
ment ald Träger der verordiienden Gewalt. Die Verordnungen des Parlaments 
haben num die Form von Geſetzen; Verordnungen, die fi) auf die Berhält- 
niffe Einzelner beziehen, die private bills, umfaffen daher and) die Genehmigung 
von juriſtiſchen Perfönlichleiten: oder diefe Genehmigung ericheint in der Form 
eines Geſetzes. Zn England kann daher eine juriftiiche Perfönlichkeit nur 
durch ein Geſetz gefchaffen werben; und diefer Alt der gefeglichen Genehmigung 
einer juriſtiſchen Perſönlichkeit heißt die Incorporation. Es giebt daher folde 
Einheiten, welche incorporated und welche non incorporated find. Die recht⸗ 
liche Bedeutung der auf diefe Weife geſetzten Incorporation ergibt dann num 
das eigentliche Wefen der juriſtiſchen Perfönlichleit. Durch die Incorporation 
empfängt nämlich die Einheit das Recht der Autonomie (f. unten), Verfügungen 
mit giltiger Kraft zu erlaffen, fo weit eben ihre Zwecke gehen; das find die 
bye laws, von denen wir fpäter zu reden haben werden. Eine nit incor- 
porirte Society, Association u. |. w. kann daher zwar Vorfchriften geben, aber 
das Gericht hat fie als bloße vertragsmäßige Beſtimmungen anzufehen. Das 
nım gilt fowohl von den Selbfivermaltungsförpern als von ben Vereinen, 
und die Statuten der Gemeinden bedürfen daher eben jo gut der Incorporation 
als die der Vereine, um öffentlich rechtliche Gitltigkeit zu haben. So find hier 
vertragsmäßige und juriftifche Perjönlichleiten in beftimmtefter Weiſe geichieden. 

An dieß Verhältniß hat fich nun die England eigenthümliche und höchſt 
nachahmenswerthe Geftalt der Geſetzgebung über die ganze freie Berwaltung in 
Bezug auf die perfönliche Form derfelben angeſchloſſen. Zuerſt bei den Selbſt⸗ 
verwaltungsförpern, und feit der Bubbles Act auch bei den Gejellichaften und 
Bereinen, bat das englifche Parlament die Nothwendigfeit erlannt, jene In⸗ 
corporation als Erhebung zur juriftifchen Perſönlichkeit mit öffentlichem Recht 
nicht mehr ganz von der zufälligen Auffafiung des einzelnen alles abhangen 
zu laſſen, ſondern gewiſſe allgemeine Grundſätze gejetlich feftzuftellen, umter 
denen es ſelbſt die Verleihung jenes Rechts bewilligen zu wollen erflärte, und 
zwar nach der englifchen formellen Weife in dem Sinne, daß in allen den 
Fällen, in welchen eine Gemeinſchaft die Erhebung der juriſtiſchen Perfünlichkeit 
in Gemäßheit eines folchen Act of Parliament anſuche, die Grundfäke diejes 
beftimmten Geſetzes für die betreffende Art der Gemeinfchaft überhaupt num 
aud für die einzelne, durch die Incorporation genehmigte juriftiiche Perfünlich- 
teit gelten follen. Solche Geſetze gibt es namentlich flir die Gemeinden (1839) 
und für die Actiengefellichaften. Nun aber tritt bier wieder das firenge eng- 
liſche Princip der freien Verwaltung ein. Keine Gemeinſchaft ift verpflichtet, 
fih „incorporiren“ zu laffen; nur wenn fie juriftifche Perſönlichleit fein will, 
muß fie die Beftimmungen folder Geſetze als maßgebend für ſich anerlfeımen. 
Dieß gefchieht durch den Ausprud, daß fie „unter dem und dem Alt des Par- 
liament3 incorporirt worden jei” (3. ®. incorporated under 19. 20 Victoria 
10 u. f. w). Da nun mit der einmaligen Incorporation der juriftifchen 
Perfönlichkeitt ein jus quaesitum auf die Beftimmungen der betreffenden 
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Parlamentsakte gewinnt, fo ergibt ſich das eigenthümliche Verhältniß, daß wenn 
fpätere Gefegebungen über die Rechtöverhältniffe von Berwaltungsförpern, 
feien e8 Gemeinden oder Gefellichaften oder Vereine, feftgeftellt werden, das 
Recht der einmal „incorporirten” Gemeinſchaft dadurch nit geändert wer- 
den fann, fo daß ganz gleichartige Berwaltungskörper, namentlich Gemeinden 
und Vereine, ſehr verjchiedenes Recht haben können, je nad den Beftimmungen 
der Akte, unter denen fie incorporirt find. Es gibt daher in England nicht 
wie in Deutichland und Frankreich ein einheitliches geltendes Recht für alle 
Berwaltungstörper, fondern biefelben haben nur das Hecht, auch wenn fie 
bereit3 unter einem frübern Geſetz incorporirt find, fid unter dem neuen aufs 
neue incorporiten zu laſſen, wenn fie Bortheil dabei finden. Beſteht feine 
ausdrückliche Vorfchrift, fo bleiben fie, wenn fie wollen, unter ihrem früheren 
Recht. Nur fo ift es verftändlih, wenn wir finden, daß es 3. B. ganz ver- 
ſchiedene Actiengefellfehaften und Gemeindeverfaffungen in England gibt, und bei 
den praftifchen Verhältniffen muß man daher dieſe Frage immer im Auge haben, 

Frankreich. Das franzöfifche Recht, auf allen Punkten und auch Bier 
ein ftreng einheitliches, ift nun von dieſem englifchen Rechtsſyſtem weſentlich 
verſchieden. Das franzöfifche Necht unterfcheivet nämlid drei Arten der Er- 
hebung zur juriftifchen Perfönlichkeit, die bier befanntlich die personne civile 
heißt. Die erfte Art ift die, welche durch das Geſetz gegeben if; dahin 
gehören, wenn wir es furz ausdrüden follen, eben die Selbftverwaltungslörper, 
Gemeinden, Kirchen, öffentliche Anftalten (etablissements publics), felbft die 
departements. Die zweite Art tritt da auf, wo eine förmliche Genehmigung 
oder Erhebung einer Association zur personne civile Mattfindet. Das ge- 
Ihieht da, wo der Zwed einer folhen Gemeinſchaft als ein öffentlicher vor: 
fommt, das ift als cause d’utilit6 publique ausgeiprochen wird, und zweitens 
bei den Societes anonymes — den Altiengefellichaften. Die dritte Art ift 
diejenige, in welcher die Qualität der juriftiichen PBerfönfichkeit auch ohne Ge 
nehmigung in einzelnen Fällen gewonnen werden fann, was namentlich nad 
den Beflimmungen des Code de commerce (art. 42 ff.) der Fall if. Dieß ift 
nun an fih Har. Nur ift dabei das Hecht der fo gebildeten personne civile 
auf Einem Punkte ein wejentlich anderes als in England. Diefelbe hat nämlich 
in Franfreih nicht das Recht der Berfligungen al$ bye laws, — es gibt 
eben feine Autonomie in Frankreich, fondern an ihre Stelle ift etwas anderes 
getreten, was wir unten genauer zu bezeichnen haben, und was den Charalfter 
der freien Verwaltung Frankreichs eigentlich erft bezeichnet. Webrigens haben 
die Franzofen eine fehr beftimmte Vorftelung vorn dem Unterfchied zwiſchen der 
vertragsmäßigen und der juriftiihen Perfünlichkeit, und bei der Unficherheit die 
darliber in Deutfchland berrfcht, erlauben wir, die intereffante Stelle von 
M. Blod bier anzuführen (Diet. d. l’Adm. v. personne civile): „Dans la 
personne civile, lors m&me qu’il s’agit d’une societe, l’individu dis- 
parait; la majorite fait la loi & la minorite, qui figure rarement comme 
unite ind&pendante. De plus, la personne civile n’agit pas par un man- 
dataire, mais directement, persennellement par son Organe naturel, prevu, 
designd d’une manidre generale et non pour un cas particulier.* Das ift 
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genau Dasjenige, was wir oben als Weſen der juriftiichen Berjönlichleit gegen- 
über der vertragsmäßigen bezeichnet haben; hätten die Franzoſen das Recht der 
Autonomie, fo würden wir hier gewiß die vollſtändige Lehre von der juriftifchen 
Perſönlichkeit finden. 

An Deutſchland ift man fi nun über die Natur und Bebentung der 
Erhebung zur juriftifchen Perfönlichkeit aus Gründen nit Har, welche in ber 
Geſchichte des Vereinsweſens liegen. Wir werden in der Vereinslehre auf dieſen 
Punkt zurückkommen. Da man nämlich das Wejen der juriftifchen Perſönlichkeit 
nur auf dem Wege des Privatrechts beftimmen will und doch im Grunde 
fühlt, daß man der Erhebung zur juriftifhen Perfönlichleit doc der Regierung 
nicht entbehren fann, während man wieder zwifchen einfacher Kenntnißnahme 
und Genehmigung nicht unterfcheidet, ſo kommt man zu feinem Reſultat. Im 
Allgemeinen ſcheint man fi) darliber einig, daß die Selbftverwaltungskörper 
juriſtiſche Perjönlichleiten find au ohne fpezielle Genehmigung; daß die Er- 
werbagefellfhaften auf Altien nur durch Genehmigung zu Stande konımen; 
daß die Vereine irgend einer Erflärung der Regierung, bei der man fi nidht 
Har ift, ob fie Erlaubniß, Kenntnißnahme oder Genehmigung ift, bedlirfen; 
und daß andere Geſellſchaften fie nicht nöthig haben. Die Theorie des 
öffentliden Rechts übergeht meift geradezu die Frage, und nimmt 
den Begriff der juriftifden Perſon als einen ohnehin abgemachten an; Geſetze 
beftehen gar feine, fo weit e8 fi um ein gemeinfames Verhältniß zwifchen 
Selbfiverwaltung und Vereinsweſen handelt. Hier ift alfo noch Alles zu ſchaffen. 
Als ein Beifpiel der Unklarheit führen wir das öfterreichifche bürgerliche Geſetz- 
buch auf. Darnach haben „erlaubte Geſellſchaften im Verhältniſſe zu andern 
in der Regel gleihe Rechte mit einzelnen Perfonen* (8. 26). Erlaubte 
Gefellichaften find ſolche, welche nicht verboten find — unerlaubte find aber auch 
foiche, „welche offenbar (?) der Sicherheit“ u. f. w. wiberftreiten. Wer ent- 
fcheidet darüber? Wir werden e8 im Vereinsrecht ſehen. Allein es ift ſchon 
falih, daß die „erlaubten Gefellichaften” gleiche Nechte mit Einzelnen ge 
nießen; gewiſſe Nechte, Erbrecht u. |. w., finden auf fie nicht die volle An- 
wendung. Was aber find fie, wenn fie nicht in die „Regel“ fallen? Und 
wer entſcheidet, ob die einzelne erlaubte Gefellfchaft zur Hegel oder zur Aus- 
nahme gehört? — Wir müffen einfach fagen: Geſellſchaften fallen dann unter 
die „Regel,“ wenn die Negierung fie anerfennt; wenn nicht, find fie feine 
juriftifchen, fondern vertragsmäßige Perfönlichleiten. Der unbeftimmte Begriff 
der „moraliſchen“ Perſon ift bier glüdlich vermieden; der Hare Begriff der 
juriftifchen Perfönlichkeit ift nicht entwidelt. In diefem Berhältniß ſtehen jo 
ziemlich alle Gejetgebungen Deutichlands. Hier kann erft eine felbftändige Lehre 
vom Vereinsweſen endgültige Entjcheidung bringen. 


3. Bas Rechtsſyſtem der freien Berwaltung. 
Elentente defjelben. 


Steht es nun auf diefe Weife feſt, daß wir die juriftiihe Perſön— 
lichleit ala die perfönliche Form der freien Verwaltung im meiteften 
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Sinne, alſo zugleich die Selbſtverwaltung und das Vereinsweſen 
umfaſſend, anerkennen, ſo iſt es klar, daß die Entwicklung des Syſtems 
des Rechts dieſer freien Verwaltung entſteht, indem wir die einzelnen 
Grundverhältniſſe dieſer Perſönlichkeit ala ſelbſtändige Träger von Rechts⸗ 
verhältniſſen betrachten. Das Syſtem der Lebensverhältniſſe der juriſti⸗ 
ſchen Perſönlichkeit iſt das Syſtem feiner Rechtsverhältniſſe. 

Dieß Syſtem ſelbſt iſt nun darum einfach, weil es ſelbſt nichts 
als die weitere Entwicklung des Begriffes und Inhaltes der Perſön⸗ 
lichkeit ſelber iſt. 

Die juriſtiſche Perſönlichkeit iſt nämlich zuerſt nicht eine einfache 
Perſon, ſondern ein Organismus. Dieſer Organismus beruht darauf, 
daß die großen Funktionen des Lebens durch einzelne beſtimmte Organe 
vollzogen werden, und daß daher die Lebensthätigkeiten, um ten Auss 
drud zu gebrauchen, der ganzen Perjönlichkeit erft durch) das Zufammen: 
wirken diefer Organe fattifch und auch rechtlich zu Stande fommen. 

Diefe Organe find wie ſchon bemerkt, abfolute, das tft in jeder 
juriftifchen Berfönlichkeit vorhandene und diefelbe erft erfüllente. Eie 
find das Oberhaupt, die befchließende und die vollziehende Gewalt. 
Dieß Verhältniß, in welchem fie zu einander fteben, und gemeinfam 
das Leben diefer Perfönlichkeit bilden, nennen wir die Verfaffung, 
und die juriftifhe Formulirung und Anerkennung dieſes Verhältniffes 
das Verfaffungsredt. 

Jede juriftiiche Perfönlichkeit hat daher eine eigene Verfaffung und 
ein eigenes Verfaffungsredt. 

Indem nun diefe Organe ihre Thätigkeit auf die beftimmten Ob: 
jefte oder Zwecke der juriftiichen Perfönlichkeit richten, entfteht das, was 
wir die Verwaltung derjelben nennen. Werden die Normen, nad) 
welchen dieſe Verwaltung vor fich gebt, gleichfalls rechtlich georbnet, 
fo entjteht der Begriff und Inhalt des Verwaltungs rechts. Jede 
juriftifche Perfönlichkeit beſitzt daher auch ihr Verwaltungsrecht. 

Nun aber ift die juriſtiſche Perfönlichkeit, die zur perjönlichen 
Organifation und Thätigleit erhobene freie Verwaltung, zwar einerſeits 
jelbjtändig, aber fie ift auch zugleich, wie wir gefeben, ein Organ ber 
vollziehenden Gewalt des Etaats; ihre Verwaltung ift daber offenkar, 
obwohl ihr formell angehörig, dennod der Sache nach ein Theil ter 
Organifation, und ihre Verwaltung, obwohl Verwaltung des eigenen 
Zweckes, doch zugleih auch ein Theil der Verwaltung des Staats. 
Die juriftifche Perjönlichleit hat daher in Verfaflung und Verwaltung 
ein doppeltes Verhältnig, und mithin auch ein voppeltes Rechtsleben. 
Einerfeits ift fie ſelbſtändig als Perfönlichkeit, andrerfeits ift fie ein 
Glied der Staatsgemeinſchaft. Demgemäß nennen wir nun das Net, 


welches die organischen Verbältnifie zwiſchen ihr als Einheit und ben 
einzelnen Organen und Perfönlichkeiten feftftellt, am beften das innere 
Recht der juriftiihen Perfönlichkeit; das Recht dagegen, weldes das 
Verhältniß diefer Einheit zum Staate beftimmt, das ſtaatliche Hecht 
derjelben. Und fo werben wir jet das einfache und naturgemäße 
Syftem des Rechts der juriftiihen Perfönlichleit dahin beftimmen, daß 
daflelbe in das innere und ftaatliche Verfafiungsrecht, und das innere 
und ftaatlihe Verwaltungsrecht derfelben zerfällt. Die beiven lehteren 
Gebiete nennen wir nun mit dem befannten Namen die Autonomie und 
die Oberauffiht. Und dieß nun find die Elemente des Rechts aller 
juriftifchen Perfönlichleit; mit ihnen gehören die leßteren der Ber: 
mwaltungslehre, während das Privatrecht von der juriftiichen Perſönlich⸗ 
feit nur das Gebiet derjenigen Rechte behandelt, welche aus dem Willen 
und der Thätigkeit derjelben für die Einzelnen entipringt, infofern 
fie dieſer Perfönlichkeit gegenüber ala ganz felbftänbige Rechtsfubjelte 
betrachtet werben. 

Es ift nun endlich Har, daß jowohl die Formen der Berfaflung 
als der Inhalt des Verwaltungsrechts fehr verjchieven find für bie 
Selbjtverwaltung und das Vereinsweſen, und für jede Art berjelben 
wieder im Befondern. Hier nun handelt e8 ſich um das, was allen 
diefen Formen gemeinfam ift. Der befondere Theil bat dann die 
Aufgabe nachzuweiſen, wie diefe allgemeinen Elemente wieder bei jedem 
Gebiete ihre befondere Geftalt annehmen. 


Wenn es nöthig wäre, den Unterſchied der bisherigen Behandlung ver 
Frage nad ter juriftifchen Perfönlichkeit von der vorliegenden noch weiter zu 
verfolgen, fo wäre dafür im Obigen wohl die Grundlage gegeben. Es zeigt 
fih aber auf den erften Blick, daß wir nicht eben glauben, die bisherige Be⸗ 
handlung fei überflüffig oder unridhtig, fondern nur, daß fie nicht ausreicht, 
um das Wefen und Recht der juriftiichen Perjönlichleit zu erjchöpfen. In der 
That hat bisher die privatredhtliche Auffaffung die verwaltungsrechtlidhe be 
herrſcht; nun wird fih die Sache umlehren und die verwaltungsrecdtliche 
die privatrechtlihe beherrſchen; feine aber wird die andere als überflüflig er- 
fcheinen laſſen. 


A. Das Verfaſſungsrecht der freien Verwaltungskörper. 


I. Das innere Verfaffungsrecht berfelben. 


Die Verfaſſung der juriftifchen Perfönlichkeit in ihrem wahren Ber: 
bältnig zum Gejammtleben aufgefaßt, iſt nun dem Obigen zu Folge 
die Drganijation desjenigen Theiles der vollziehenden Gewalt, welche 
Durch die freien Verwaltungskörper ausgeübt wird. 
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Iſt das der Fall, fo ergibt ſich, daß dieſe Verfaſſung zunächſt 
dieſelben Kategorien enthalten muß, welche für den Staat ſelbſt gelten, 
dem ſie angehören. Das Verhältniß dieſer Kategorien zu einander 
bildet dann das innere Verfaſſungsrecht. 

Diefe Kategorien nun find: der Einzelne als Mitglied der Ein 
heit, die Organe der Einheit, und das Verhältniß der Einheit gegen 
Dritte. 

In Beziehung auf den erften Punkt wird der Körper der juriſti⸗ 
ſchen Perſönlichkeit feftgeftellt durch diejenigen Beitimmungen, vermöge 
deren bas Einzelne berjelben angehört, und die allerdings bei ber 
Selbftvermaltung und dem Vereinsweſen ſehr verichieden find. Das 
Weſen ber Freiheit diefer Körper fordert dann eine beitimmte Drbnung. 
über den Antheil, ven jedes Mitglied dieſes Körperd an ber Bildung 
des gemeinfamen Willens hat; dieſen Antheil bezeichnen wir ald Wahl 
recht und Stimmredt. Die rechtliche Feſtſtellung dieſer Punkte 
bildet die Grundlage des Verfaſſungsrechts der juriftiichen Perfönlichkeit, 

In Beziehung auf den zweiten Punkt müflen bie brei großen 
Kategorien, Oberhaupt, beichließende und vollziehende Gewalt unter 
ſchieden, oder doch unterfcheibbar fein. So wie fie das find, beftimmt 
das Berfaflungsrecht drei Dinge. Erftlich beftimmt es die Funktionen 
jedes Organes für fih, zweitens das Verhältniß derſelben zu eins 
ander, und die Grenzen ihrer gegenfeitigen Berechtigung und drittens 
die Bebingungen, unter denen durch das Zuſammenwirken aller brei 
Faktoren der weſentliche Wille und bie That der juriftifchen Perſönlich⸗ 
feit zur Geltung gelangen. Auch dieß ift nun je nach der Art der freien 
Bermwaltungsförper ſehr verfchieden; aber vorhanden müſſen dieſe Ges 
biete des Verfajlungsrechts fein, und wo fie nicht ausdrüdlich entwickelt 
find, müſſen fie durch die Rechtöwifjenfchaft entwidelt werden. Ferner 
ift e8 leicht verftänblich, daß exit auf der Klarheit diefer Unterfcheivung 
das wahre innere Rechtsleben jener Körper beruht, und daß bie juriftis 
ſchen Perfönlichkeiten in dem Grabe höher entwidelt find, in welchem 
dieſe Selbftändigfeit in Funktion und Recht Harer hinaustritt, während 
es ben fpecifiichen Charakter ber untergeordneten Formationen berjelben 
bildet, wenn fie in unflarer Weife in einander übergeben. Allein eben 
deßwegen gebt die Entwicklung der freien Verwaltung dahin, dieſe 
Scheidung immer klarer und fefter zu machen, und wir werben unten 
Gelegenheit haben zu ſehen, wie das allmählig in allen einzelnen Theilen 
der freien Verwaltung mehr und mehr geichieht. Allerdings muß bier 
das verfafiungsmäßige Staatsrecht voraufgehen; wir baben verfucht, 
baflelbe genauer darzulegen; das Yolgende bat diefelbe Aufgabe für die 
freie Verwaltung. 
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II. Das ſtaatliche Verfaffuugsrecht der juriſtiſchen Berfänlichteit. 


Das ftantlihe Berfaflungsrecht der juriftifchen Perfönlichkeit ent 
fteht nun, indem die eben angegebenen verfafiungsmäßigen Rechte als 
Gegenftand des Willens des Angehörigen der freien Verwaltungskörper 
gejeßt werden. Sein Inhalt ift die Beantivortung der Frage, ob und 
wie weit fich die juriftiichen Perfönlichkeiten ihre Verfaſſung felbft geben 
fönnen oder nicht? 

Hier nun erjcheint wieder der weſentliche Unterjchieb zwifchen der 
vertragämäßigen und der juriftiichen Perfönlichkeit. Es ift durchaus 
naturgemäß, daß die erltere vollflommen und ausfchließlich berechtigt 
ift, fi jede Verfaflung zu geben, und bie gegebene einfach durch die 
Abftimmung ihrer Mitglieder zu ändern, wie fie will. Eie ift ein 
Vertrag, und über den Vertrag bat die Regierung nichts zu beftimmen. 

Die juriftiihe Perlönlichkeit ift dagegen zugleich ein Organ der 
Verivaltung. Ihre Berfaflung, als ein Theil der Organifation ber 
vollziehenden Gewalt ift daher nicht mehr ihre alleinige Sache. Die 
Beitimmung über diefelbe, und zwar nach allen Eeiten hin, Tann baber 
nicht der einfeitigen Willensbeftimmung der Verwaltungskörper über 
lafjen bleiben, fondern muß unter Mitwirftung des Willen? der Re 
gierung, der fie in ihrer Thätigkeit angehören, gefchehen. Das tft das 
Princip ihres ftaatlihen Verfaſſungsrechts. 

Die Form nun, in welcher der Staat feine Theilnahme an ber 
auf diefe Verfaſſung bezüglichen Beichlüffen jener Körper ausübt, ift eine 
doppelte. Sie kann erftlich als fürmliche Geſetzgebung auftreten (Ge: 
meindegeſetz, Vereinsgeſetz u. |. w.), dann aber bezieht fie fih nur auf 
die Grundzüge der Verfafjung, und wird ſtets nur aus biftorifchen 
Motiven erjcheinen, die wir fpäter darlegen werben. Iſt aber einmal 
die Verfaffung gegeben, fo tritt fie auf als Beftätigung und Ge: 
nebmigung der einzelnen Afte, welche ſich auf die Verfafjung diefer 
Körper beziehen. Und bier ift es, wo es fih um die Gränze diefer 
Genehmigung over Beltätigung als dem Inhalt des eigentlichen ftaats 
lihen Verfaſſungsrechts diefer Körper hanbelt. 

Diefe Gränze, oder dieſer Inhalt des ftantlihen Rechts auf Theil- 
nahme an der Verfafjungsbilbung der juriftifchen Perjönlichleit muß 
man nun, gleich viel, um welche Art verfelben es fich handelt, vor 
allen Dingen nicht als ein einfaches Necht betrachten. Diefelbe ift 
vielmehr eine weſentlich verſchiedene je nach ber verfaflunggmäßigen 
Funktion, auf welche fie fich bezieht. 

Was zuerit die Verfaſſung im Ganzen betrifft, jo müflen wir 
für die autonome Aenderung derſelben allerdings die Beftätigung 
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von Seiten des Staats fordern. Und ziwar defhalb, weil viele 
Verfaffung im Ganzen eben den Verwaltungskörper zu einem Organ 
ber vollgiehenden Gewalt macht, und daher die Harmonie zwiſchen beiden 
nur durch das Zuſammenwirken beider Faktoren gefichert werben Tann. 

Die Beftimmung der Competenz der einzelnen Organe inner 
halb der Staatsverwaltungskörper kann dagegen ohne Beitäligung ge⸗ 
ſchehen, fo weit diejelben der Vollziehungsgewalt der letzteren angehören; 
die Aenderung der Competenz der befchließenden Organe bagegen bedarf 
wieder der Beitätigung, da dieſe den Willen der vollgiehenden Gewalt 
für den Verwaltungskörper vertreten, und daher als Glieder des großen 
Organismus berfelben angelehen werden müflen. 

Die Wahl der Berfonen dagegen, melden der freie Verwaltungs 
förper feine Aufgaben anvertraut, kann der Beftätigung nicht unter: 
liegen, gleichviel von welchen Organen es fich dabei handelt. Wo die 
Wahl nicht volllommen frei ift, ift die wahre Eelbjtändigfeit ver Ver 
waltungsförper gebrochen; denn in den Perfonen, welche die Gemein: 
ſchaft wählt, ericheint die Perfönlichkeit der leßteren im Allgemeinen, 
und die Individualität derjelben im Befondern. Die freie Mahl ift 
daher von je das Kriterium der Freiheit der Verwaltungskörper ges 
weſen, bie weder durch die freielte Verfaſſung noch durd die ausge: 
dehntefte Competenz erjfeßt werben Tann. Es ift befler, die unvolls 
fommenfte Verfaffung mit freier Wahl ohne Beltätigung, als die 
vollfommenfte mit unfreier Wabl. Jede Beitätigung nimmt dem freien 
Berwaltungsförper feinen wahren Charakter; fie felbft aber ift ftets 
entweder der Auzdrud des mangelnden Syſtems der Oberaufficht, oder 
aber des Berfuches, die freie Verwaltung als folche zu befeitigen. Im 
eriten Yalle wirb daber die freie Wahl allmählig und in dem Grade 
mehr an ihre Stelle treten, je klarer ſich das Syftem der oberauffehenden 
Gewalt entwidelt; im zweiten Falle wird die Regierung bei der bloßen 
Beitätigung nicht ftehen bleiben, fondern zur direlten Einſetzung der 
Organe übergehen, wie in Frankreich bei den Gemeinden. Wo dieß 
geichieht, ijt dann das Weſen der freien Verwaltung felbft gebrochen, 
und das Beichlußrecht finkt zur bloßen Funktion der Berathung herab; 
ber Schwerpunkt ber freien Verwaltung fällt aus den Verwaltungs 
fürpern in bie Vertretungen (f. unten) und ftatt der Sache felbft er 
ſcheint nur noch der faſt inhaltslos gewordene Name verjelben. 

Dagegen müſſen wir allerdings anerkennen, daß die Regierung 
das Recht hat, die Anerkennung der geſchehenen Wahl zu verweigern, 
wenn ſie nachweiſen kann, daß in derſelben eine öffentliche Gefahr liegt. 
Dieß iſt jedoch ſchon ein Theil der oberaufſehenden Gewalt, von der 
wir unten reden werden. 
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Das ift nun das erfte Element des freien Verwaltungsredhts. Es 
ft im Grunde einfad. Schwieriger ift das zweite, das nicht ohne 
eingreifende Entwicklung feiner Elemente dargelegt werben kann. Das 
ift das Hecht der freien Verwaltung. 


Die Unklarheit des Begriffes der Autonomie einerſeits und ber hiſtoriſch 
begründete Gegenjat zwijchen ber freien und der amtlichen Berwaltung bat es 
veranlaßt, daß man auch wohl das Recht auf eigene Bildung der Verfaffung 
als Autonomie bezeichnet hat. Es wäre fehr zu empfehlen, gerade hier mit 
firenger Auswahl der Worte vorzugehen. Die Autonomie hat mit der Berfaffung 
der Verwaltungskörper gar nichts zu thun, wenn man nicht das Recht des 
Borichlages von neuen Beitimmungen oder das Wahlrecht als Autonomie be» 
zeichnen will. Man muß, will man zu feften Begriffen und zu klarer Termi⸗ 
nologie gelangen, die Autonomie nur auf das Verwaltungsrecht beziehen. 
Und bier allein ift fie wichtig genug, ohne daß man fie erft auszudehnen 
brauchte. 


B. Das Verwaltungsrecht der freien Verwaltungskoͤrper. 
I. Begriff. Die Eompetenz und ihr Recht. Unterſchied von der Rechts⸗ 
fühigteit. 


Das Berwaltungsrecht der freien Berwaltungslörper ift nun auf 
derjelben Grundlage aufzufajlen, wie das Berfafiungsredt. Es iſt 
wahr, daß jede perfünliche Form der Gemeinſchaft den Begriff und das 
Hecht der Verwaltung im allgemeinften Sinne zuläßt; allein das Ver: 
waltungsreht im eigentlihen Sinne des Wortes exiftirt bei der bloßen 
Geſellſchaft nicht, ſondern ift ein fpecififcher Begriff der Verwaltungs 
förper. 

Wie nämlich die juriftifche Perfönlichkeit an fich, fo ift auch die 
wirkliche Thätigleit derjelben ein Theil und Gebiet nicht eben bloß der 
freien Selbftbejtimmung der Verfönlichkeiten, die ihr angehören, fondern 
ein Theil der Verwaltung. Und die geltenden Beitimmungen für bieje 
Verwaltung, mögen fie zunächſt entitanden fein mie fie wollen, find 
daher ein Theil des Verwaltungsrehts. Bon biefem Grund» 
begriffe muß für das folgende ausgegangen werben. 

Es ergeben ſich nämlich daraus drei entjcheidende Punkte für das 
ganze Gebiet der freien Verwaltung. Wir bezeichnen fie ald das Com⸗ 
petenzredt, die Autonomie und die Oberaufſicht der Verwal: 
tungskörper. Dieſe drei Grundbegriffe haben zwar verſchiedene Geftalt 
und verjchiedenen Umfang je nach der Natur der betreffenden Körper, 
aber ihrem Wefen nad find fie für alle gleich. Und die leitenden 
Grundſätze dafür find folgende. 
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Der Begriff der Competenz zunächft entiteht, indem jeder Ver 
waltungstörper auch bei freiefter Selbftbeftimmung dennoch als ein bes 
ftimmtes Organ der vollziehenden Gewalt gejebt wird. Ein folches 
Drgan kann nun überhaupt nicht gebacht werden, ohne eine Beitimmung 
der Gränze feiner Aufgabe innerhalb bes Gebietes der Verwaltung 
überhaupt; und dieſe Beltimmung bildet die Competenz bed Ber: 
waltungsförpers. Diefer Begriff ift an fich jehr einfach. Es ift daher 
auch ganz natürlich, daß bei dem Alte, welche die Einigung Mebrerer 
zu einer juriftiichen Perſönlichkeit erhebt, zugleich diefe Competenz ber 
felben durch Beitimmung desjenigen örtlichen oder fachlichen Gebietes 
der Verwaltung fejtgeftellt werde, für melche dieſe juriftifche Perſönlichkeit 
vermöge ihrer verfaflungsmäßigen Organe als Vollzugsorgane der Verwal⸗ 
tung gelten fol. Und in den meiften Fällen gejchieht das auch ausprüdlich. 
Mo das geſchehen ift, iſt die Sache ſehr einfach. Allein bier entftehen 
zwei Fragen, welche den erften Inhalt vieles Competenzrechtes bilben. 

Zuerft muß man fich einig fein, was in dem Falle enticheidet, wo 
diefe Competenz zweifelhaft wird? Die Antwort ift einfach. Der Worts 
laut fann entfceiden, wenn er hinreichend beftimmt iſt. Iſt es das 
nicht, fo muß man die Snterpretation. durch das Welen bed Zweckes 
vornehmen, und die Competenz durch die Natur deſſelben ausdehnen 
und befchränfen. Dieß fcheint einfach. Die zweite Frage ift aber die, 
ob eine juriftifche Perfönlichkeit zu nichts anderem fähig, und mithin 
auch zu nichts anderem berechtigt ift ald zu dem, was in ihrer Com⸗ 
petenz enthalten if. Dieſe Frage ift nun fowohl in wirthſchaftlicher 
ala in politiicher Beziehung in hohem Grade bedeutend, und bebarf 
einer beftimmten Antwort. Dielelbe liegt aber in dem Weſen der 
juriſtiſchen Perlönlichkeit felber. 

Da diefelbe nämlich principiell als Drgan ber Verwaltung bafteht, 
welche twieder grundfäglich in breiter beftimmte Competenzen eingetheilt 
ift, fo folgt, daß im Gebiete des Öffentlihen Rechts im meitelten 
Sinne des Wortes fein Verwaltungskörper zu eiwas competent ıft, was 
über die örtlichen und ſachlichen Gränzen feiner Aufgabe hinausgeht. 
Thut oder bejchließt er etwas, was darüber hinaus geht, fo ift ber 
felbe wie jeder Akt eines incompetenten Organes nicht bloß an und 
für fih unrichtig, fondern man muß ein ſolches Meberfchreiten der Coms 
petenz ſogar ala eine Gefährdung bes organiſchen Zuſammenwirkens 
der Verwaltung anfehen, und fann in dieſem Falle fogar bis zur Ord⸗ 
nungsſtrafe vorgeben, wie eö andrerjeits fein Zweifel ift, daß der Ber 
waltungskörper durch ſolche Zwangsmaßregeln zur Erfüllung ber in 
feiner Competenz liegenden Aufgabe angehalten werben kann und foll. 
Andrerſeits ift die juriftiiche Perfönlichkeit zugleich Einzelnperjönlichkeit. 


Sinfofern fie als ſolche erfcheint, hat fie überhaupt gar leine Com- 
petenz; der Begriff derfelben ift auf fie jo wenig anwenbbar als auf 
jeden andern Einzelnen. Eben deßhalb ift fie in Beziehung auf alle 
privatrechtlichen Verhältniffe zu allem fähig und bereditigt, wozu 
jeder Einzelne beredtigt ift, ganz gleichgültig dagegen, ob ihr eine 
Competenz vorgeichrieben ift. Darüber ift wohl fein Zweifel. Fraglich 
kann die Sadıe nur in dem Falle erfcheinen, wenn eben einzelne privat⸗ 
rechtliche Beitimmungen ausdrüdlich als ihre Competenz in der Erhebung 
zur juriftiichen Perfönlichfeit, beziehungsweife in ihren Etatuten an⸗ 
gegeben find. In diefem Falle nun muß einfach der rechtliche Begriff 
und Inhalt der Rechtöfähigkeit von dem der Competenz und ihres Rechts 
geichieden werben. Die Competenz ift bier nämlich nicht etwa die Rechts⸗ 
fähigfeit überhaupt, fondern dag Recht auf die Etellung und Nechte- 
mittel der vollziehenden Gewalt. Jede juriftifche Perfönlichkeit 
ift daher zu jedem privatredhtlichen Alt auch im obigen Yalle fähig, 
aber fie ericheint ald Vollzugsgewalt nur für biejenigen wirth⸗ 
ſchaftlichen Verhältniffe, für melde fie ausdrücklich als juriftiiche Per: 
fönlichkeit erklärt worden ift; für alle übrigen bat fie den Charafter 
einer Eocietät. Das ift unter Umſtänden von großer juriftiicher Be: 
deutung; namentlich bei der Frage nach dem Eriverb von Grundbeſitz 
und nach der Haftung der Contrabenten. Es ift gar fein Ziveifel, daß 
jede Gefellihaft fähig ift, Grundbefig zu erwerben; liegt nun aber 
ein folcher Erwerb außerhalb des anerfannten Zweckes der juriftifchen 
Perfon, fo fann fie ihn auch erwerben, tft aber in Beziehung auf den» 
jelben nicht mehr ein Berwaltungsförper,, ſondern eine Geſellſchaſt — 
wie 3. B. wenn eine Eijenbahn eine Fabrik Tauft; in diefem Falle hat 
fie wohl über die Bahn, nicht aber über die Fabrik polizeiliche Rechte 
und Pflichten. Es ift leicht, dieß meiter auszuführen. Eteht nun das 
feft, fo ift auch der Inhalt der Autonomie und Oberauffiht im Ganzen 
Har. Beide find dann nicht mehr Rechtsverhältniſſe der juriftiichen 
Perfönlichkeit und ihrer Verwaltung überhaupt, fondern die Autonomie 
ift die Selbitbeftimmung innerhalb, nicht ter Rechte fähigkeit, ſondern 
der Competenz, nnd die Oberaufficht nicht die Thätigfeit der Regierung 
über das Verhalten der juriftifchen Perſon überhaupt, fondern über ihr 
Verhalten zu ihrer Competenz. Und davon geht das Folgende aus. 


II. Die Autonomie, 
Begriff derfelben. 


Menig Begriffe find fo unbejtimmt und vieldeutig, ie die ber 
Autonomie und Oberauffiht; fie find weder von den Gejehgebungen 


61 


mit bejtimmten Rechten, noch von der Wiſſenſchaft mit beftimmten Defini« 
tionen verfehen. Es wird nun aber, denken wir, nicht ſchwer fein, zu⸗ 
nächſt den Begriff der Autonomie auf Grundlage der obigen Entiwid: 
Iung feftzuftellen. 

Zuerft ift es Har, daß die Autonomie nicht etwa das Recht iſt, 
überhaupt jelbftändige Beichlüffe zu faflen und eben fo wenig das Recht, 
gültige Beichlüffe über alle möglichen Dinge aufzuftellen. Im erften 
Einne wäre fie nicht8 als ein anderes Wort für perjönliche Selbftänbig: 
feit und Selbitbeitimmung; im zweiten Sinne wäre fie eben geſetzgebende 
Gewalt des Etaatd. „Autonomie” beveutet daher offenbar von born 
herein das Recht, beitimmte Beichlüffe anjtatt der Staatsgewalt, 
und diefe mit dem Rechte des Willens der Staatsgewalt, zu faflen. 
Es fommt nur darauf an, zu beftimmen, welche Beichlüffe auf dieſe 
Weiſe in das Gebiet der Autonomie fallen. Das aber liegt im Weſen 
der juriſtiſchen Perfönlichkeit. 

Die juriftifche Perfönlichkeit ıft nämlich ein Organ der vollziehenven 
Gewalt. Die Beichlüffe der vollziebenden Gewalt find Verordnungen 
und Verfügungen, mit ihrer Verwirklichung durch Zwang. Die Auto: 
nomie ift daher dag Recht, vermöge der verfafjungsmäßigen Organe der 
juriftiichen Berfönlichkeit Verordnungen und Verfügungen inner: 
balb der Competenz derjelben zu erlaffen und diefelben durch bie 
eigenen Organe zu verwirklichen, während die Dberaufficht bie 
Gejammtheit von rechtlichen Beftimmungen enthält, vermöge deren bie 
Uebereinftimmung diefer Autonomie mit den Rechten und Aufgaben ber 
Negierung und Staatöverwaltung hergeftellt wird. 

Es ift daher feinem Zweifel unterworfen, daß jeder Verwaltungs⸗ 
körper ſeine Autonomie hat. Daſelbe iſt nun im Einzelnen ſehr ver⸗ 
ſchieden; im Weſentlichen aber iſt ſie dieſelbe; und die Anwendung der⸗ 
ſelben auf die organiſchen Elemente der juriſtiſchen Perſönlichkeit ergibt 
das, was wir dad Syſtem der Autonomie nennen. 


Der oben bargeftellte Begriff der Autonomie ift nun zugleich die beſte Er- 
Härung und einfachfte Kritik fir den Standpunlt der Behandlung der Autonomie 
in der Wiffenichaft. 

England bat eigentlich nirgends theoretiih den Begriff der Autonomie 
entwidelt, weil fein praktiſches Leben dafjelbe nie recht nöthig gehabt hat. Die 
Autonomie gerade in unferem genau begränzten Sinne ift eben das Lebens- 
princip der englifchen Verwaltung. Weil England nie eine von der Vollsver⸗ 
tretung unabhängige Gefeßgebung hatte, jo fam es nie in die Lage, das Hecht 
des Volles auf eine verfaffungsmäßige Gefetgebung im Namen der Autonomie 
erft fordern zu müſſen; und da e8 von jeher die freie Verwaltung anerlannt 
jah, hat es nie den Begriff der Autonomie nöthig gehabt, um dieſe freie Ber- 
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waltung im Namen derfelben erft zu forbern. Eben fo Hat England troß feiner 
mufterhaft ausgebildeten Autonomie nie daran gedacht, fie mit dem Recht auf 
Geſetzgebung zu verwechſeln, da e8 dem im Parlament ſich feine Geſetze gebenden 
Volle nie in den Sinn kam, daß der Wille eines Verwaltungskörpers gegens 
über dem Geſetze je berechtigt fein Fünne. So ift e8 gefommen, daß England die 
größte und ausgebildetfte Autonomie Europas befigt, und gerade deßhalb am 
wenigften von ihr redet. Ich wüßte keinen Schriftfteller, der fie je unter 
fucht hätte. 

Sn Frankreich ift beinahe daſſelbe, aber aus direlt entgegengeſetzten Gründen 
der Fall. Wir haben immer darauf hingewieſen, wie in Frankreich die Einheit 
in ihrer Entwidlung die Theile beherricht, ja geradezu abſorbirt. Wann daher 
Frankreich eine Berfaffung hat, fo hat es ſtets eine Berfaffung des Ganzen, in 
welcher an eine Selbftändigfeit der Theile nicht gedacht wird; und wird c# 
unfrei, jo ift e8 eine Unfreibeit des ganzen Staats, die in der Selbftänbig- 
feit und Freiheit der Theile daher auch fein Gegengewicht findet. Frankreichs 
ganze Entwidlung bat, wie wir früher ſchon gejehen, die Verwaltung zu einer 
ſtreng centralen Einheit gemacht; es ift vermöge feiner bisherigen Geſchichte 
unfähig, einen felbftändigen Willen eines Theiles innerhalb des Ganzen anzu- 
erfennen. Es ift daher eigenthümlich, anzuſchauen, wie die dee der freien 
Berfaffung ihm immer aufs neue den Gedanken der Autonomie entftehen läßt, 
während die firenge Einheit für Verwaltung ihn immer wieder verflüchtigt. 
Die franzöfifche Literatur redet daher viel von Autonomie, am meiften wenn 
die Verfaffung felbft gefährbet erſcheint; aber fie unterfucht fie nicht, weil fie 
feinen Körper hat, der ihr Zräger und Vertreter fein könnte. Die genauere 
Darftellung der Selbftverwaltung und des Vereinsweſens in Frankreich wird 
dieß im Einzelnen nachweifen. 

Deutſchland ift daher die eigentliche Heimath des Begriffes und Rechts 
der Autonomie; aber freilich ift man ſich über die wahre Bedeutung derfelben 
um fo weniger Har geworden, je weniger man einen feiten Begriff der Ber: 
waltung hatte. Es darf uns daher bier wohl genügen, die deutfche Auffaffung 
der Sache kurz zu charalterifiren. Zu dem Ende muß man zwei große Perioden 
unterfcheiden. Die erfte ift die des deutſchen Reiches. Im deutfchen Reiche 
bedeutet die Autonomie im Großen und Ganzen das Daß, in weldhem die ein- 
zelnen Neichsftände ſowohl die Gejetgebung als die Verwaltung des deutjchen 
Neiches an ſich geriffen hatten. Die Autonomie der Reichsſtände war in der 
That die juriftiiche Formulirung der Auffaffung der deutſchen Neichseinbeit. 
Als nun nach dem weftphälifchen Frieden die größeren Territorien zu faltiich 
jelbftändigen ftaatlihen Körpern wurden, und die Neichsgejehgebung verſchwand, 
da ließ fi auch auf diefe Staaten der Begriff und das Recht der Autonomie 
nicht recht mehr anwenden. Sie hatten eben feine „Autonomie,“ fondern fie 
waren Staaten. Neben ihnen beftanden nun die Heinen Reichsſtände fort, bie 
formell daffelbe Hecht Hatten, bei denen aber die Anwendung der Begriffe von 
Geſetzgebung und Verwaltung zum Theil geradezu Tomifch geweſen wäre. Man 
griff daher, diefen NReichsftänden gegenliber, zu dem Begriffe der Autonomie, 
und fo entfland die Borftellung, die auch noch jett vielfach gilt, daß die 
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Autonomie nicht etwa das Recht der freien Verwaltungslörper, fondern das 
Recht der Grundherrlichkeit auf ſelbſtändige Gefeßgebung und Verwaltung 
zum Unterfchied von dem eigentlihen Staate und ihrem Rechte ſei. Dabei 
geihah dann folgende Anomalie Da nämlich diefe Heinen Reichsſtände denn 
doch feine eigene bürgerliche Gefeßgebung und kein eigenes Strafgeſetz produ⸗ 
ciren Tonnten, ſondern vielmehr für fie das gemeine Recht galt, fo blieb für 
ihre jelbftändige Thätigleit wirklich nur noch die Fähigkeit übrig, vermöge ihres 
eigenen Rechts das gemeine Recht in feiner Anwendung zu ändern, und dieſes 
Recht zur Aenderung des gemeinen Rechts fam dann aus naheliegenden Grün- 
den faft nur zur Erſcheinung im Erbrecht der redhtsftändifchen Häuſer. Auf 
diefe Weife entftand der hiſtoriſche Begriff der Autonomie, der im vorigen Jahr⸗ 
hundert galt: Autonomie ift das Recht der Reichsſtände, weientlih ihr Erb» 
recht zu beftimmen. Als nun die Neugeftaltung Deutſchlands die alten Reichs⸗ 
fände in die neuen Staatenbildungen aufnahm, ließ man ihnen einen Theil 
ihrer früheren Selbftherrlichleit, und fo entftanden die Standesherrfchaften. 
Diefe nun mußten fi im Allgemeinen der übrigen Rechtsbildung der Staaten 
unterwerfen, denen fie jetst angehörten; aber die alte „Autonomie“ ließ man 
ihnen, das ift das Recht, eigenes Erbrecht zu ſetzen. Das nun verftand man 
unter Autonomie in dem Anfange unfjeres Jahrhunderts. (Bergleihe Pütter 
Prim. lin. Juris privati principum. Eifenhardt Teutfches Recht in Sprich⸗ 
wörtern 1 ff. Siehe die weitere Literatur bei Pütter, Lit. III, 302, und 
furz zujammengefaßt bei Eihhorn, Deutſche Rechtsgeſchichte III, 225.) — Mit 
der Epoche der Berfaffungen begann man dann allerdings einzufehen, daß die 
Autonomie denn doch einen andern Sinn haben und mehr bedeuten muüſſſe. 
Man begann daher Verſuche, fie zu definiren. So entftanden Begriffsbeftims- 
mungen, wie die von Klüber (Deffentliches Recht $. 362): „Befugniß der Staats⸗ 
bürger zur Selbftgefeßgebung, jo weit die Staatsgefeße und die Rechte Dritter 
Privatverfügung zulaſſen“ u. a. m. Das Unfertige diefer Vorftellungsweife 
liegt auf der Hand; melde „Brivatverfügung“ wäre darnach feine „Selbſt⸗ 
gefeßgebung”? Die Staatsrechtslehrer, in Begriffsbefiimmungen ohnehin nicht 
ftark, ließen dann lieber das mißliche Gebiet ganz liegen, oder blieben einfach 
bei dem Hiftorifhen Begriffe der „Autonomie des Adels, der Standesherren, 
Mediatifirten, der Kirche m. ſ. w.“ ftehen, ohne fih im Geringften um die 
Frage zu kümmern, ob denn nicht doch eine größere Bedeutung in dem Worte 
liege. So Maurenbreder, Zachariä, Zöpfl an verfchiedenen Orten; fie haben 
nit einmal die Wutonomie als eigenen Begriff hingeftellt, fondern fie nur bei 
Gelegenheit anderer Begriffe mit angeführt. Aber auch in neuerer Zeit ift man 
nicht weiter, wie der jehr unbedeutende Artilel „Autonomie“ im Staatswörter- 
buch zeigt. Dagegen ift der Artilel Autonomie von Wilda in Weiske's Rechts⸗ 
lerifon bereits eine bebeutendere Arbeit; es ift, fo viel wir fehen, der erfte 
ernftlihe Verſuch, den Begriff der Autoriomie von der fländifchen Form und 
Geltung 108 zu maden und feinen felbfländigen Sinn feftzuftellen. ber gerade 
diefer Artikel zeigt uns am beutlichfien in der Mühe, die jener trefiliche Ge⸗ 
lehrte fich gibt, wo der Grund liegt, weßhalb man auf dem bisherigen Wege 
nicht weiter fommen konnte. Begriff und Recht der Autonomie find eben’ nicht 
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zu erfaſſen ohne eine ſtrenge und klare Scheidung der Berwaltung von der 
Geſetzgebung, und innerhalb der Verwaltung ohne ſelbſtändigen Begriff der 
freien Berwaltung von der Regierung. Den Inhalt der Autonomie kaun man 
ferner nit juriſtiſch — alfo praktiſch für das öffentliche Rechtsleben — ber 
fiimmen, ohne die weitere Felftellung von Organifationd, Berorbnungs- und 
Zwangsgewalt. Und alle diefe Begriffe fehlten. Es darf das daher nicht 
wundern, wenn wir wirklich nach einer weitern Unterjuchung oder nad einer 
fetern Formulirung der Autonomie ung umſehen. Es gibt weder eine 
Literatur noch eine Geſetzgebung derfelben. Wir werben daher nicht 
die Mühe haben, beide für unfere Darftellung verarbeiten zu mäffen, aber auch 
dafür die Schwierigfeit, ung nur auf bie Natur der Sache zu faſſen. Das 
was in der erften Auflage darliber gejagt ift, hat nicht mehr Werth als bie 
bisherige Kiteratur; vor Allem mangelte das Bewußtſein, daß ber Inhalt der 
Autonomie eben fo wie der der Oberauffiht nicht bloß für die Selbfiverwaltung, 
fondern aud für das Vereinsweſen gilt, alfo eine organifche Kategorie ber freien 
Verwaltung ift. 


Das 5yſtem der Nutonomie. 


Es ergibt ſich demnach aus dem obigen, daß das Syſtem ber Aus 
tonomie in der That das Syſtem des innern Berwaltungsredts if, 
im Gegenfag zur Oberaufficht, welche ihrerſeits das ftaatlidhe Ber: 
waltungsrecht enthält. Geht man nun davon aus, fo ergibt fi, daß 
die Autonomie ihren Inhalt und ihr Syitem aus dem Inhalte der 
Verwaltung empfängt. Und damit ift e8 nicht mehr ſchwierig, Weſen 
und Objekt derjelben zu beftimmen. 

Die Autonomie hat daher zwei Gebiete, in jedem dieſer Gebiete 
aber hat fie ein mefentlich verichievenes Hecht. Das erfte Gebiet ift 
bie Vollziehung in der juriftiichen Perſönlichkeit, das zweite ift bie 
eigentlihde Verwaltung berjelben. 


1) Die Autonomie der Bollziebung. 


Die Autonomie der Bollziehung ber freien Verwaltungs: 
förper befteht in dem Recht, die Verordnung und Verfügung für 
die Ausführung eines für fie geltenden — geleblichen ober ver: 
orbnungsmäßigen Recht? — durch ihre verfaſſungsmäßigen Organe feſt⸗ 
zuftellen. Vermöge dieſes Nechtes der Automonie bejtimmt die juriftifche 
Perfönlichkeit felber, zwar niht was, wohl aber in welcher Wetje 
fie das Vorgefchriebene auszuführen bat. Das Recht der Autonomie 
ift daher zunädhjft negativ gegen da8 Verordnungs- und Zwangsrecht 
der Regierung; es jchließt das letztere grundjäglich innerhalb der Com: 
petenz der juriftifchen Perfünlichleit aus, und die Regierung bat bier 
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fein anderes Recht, als das, vermöge ihrer oberauflehenden Gewalt 
dafür zu forgen, daß der Bertvaltungslörper wirklich feiner Aufgabe 
nachkomme. Das Eingreifen ver Regierung innerhalb jener Gränze tft 
daher zunächft eine Verleung der Competenz ber juriftiihen Perjön- 
lichkeit, welche mithin von Seiten der letztern durch Competenzllage oder 
Beſchwerde (j. Bd. I. 1.) verfolgt werben kann. Sie ift aber ihrem Weſen 
nach mehr; fie ift zugleich ein Angriff auf das Princip der freien Ber 
waltung felbft, da die letztere eben in jener Autonomie ihren eigentlichen 
Inhalt bat, und muß daher das Minifterium für einen ſolchen Eingriff 
auch politiich verantwortlich fein. Die Anerkennung der Autonomie im 
Allgemeinen enthält daher ſtets zugleich das Princip, daß der Eingriff 
in diefe Autonomie das Minifterium für denfelben verantwortlich mache. 
Menn aljo das lektere dennoch in biefelbe eingreift, fo hat ein foldhes 
Eingreifen ven Charakter und das Recht der Nothverorbnung und 
fällt unter die dafür geltenden Grunbfäße. 

Das ift der negative Inhalt der Autonomie. WMeiftens läßt man 
fih mit diefem negativen Inhalt genügen. Allein viel wichtiger ift in 
der That das, was wir den pofitiven inhalt derfelben nennen müflen. 
Und diefen wollen wir in feinen Hauptpunkten hervorheben, denn in 
ihm berubt im leßtern Grunde bie Freiheit der Verwaltung ber juriſti⸗ 
ſchen Perfönlichkeit. 

Dieſer pofitive Inhalt erfcheint nämlich zuerft in dem Sage, daß 
ber Verwaltungskörper die verfafliungsmäßige Verwaltung feiner Drgane 
ber Vollzugsgewalt nicht etwa durch Regierungsmaßregeln, fondern durch 
eigene Thätigfeit und nah eigenem Recht herzuftellen habe; oder 
daß er zu der Herftellung der Harmonie zwiſchen der Vollziehung und 
feinen eigenen Bejchlüffen felbft fähig und berechtigt fein fol. Das 
nun geichieht, indem die allgemeinen Grundſätze der Verantiwortlichkeit, 
des Klage: und des Beſchwerderechts auf das innere Leben ber jurifti: 
ſchen Berjönlichkeit Anwendung finden. Zu dem Ende muß die Ber 
fallung fo eingerichtet fein, daß die vollziehende Gewalt von der ber 
Ichließenvden in möglichft Harer Weile geſchieden ift; dieſe Scheibung 
erfcheint daher als die erfte und mejentlichfte Bebingung der wahren 
Autonomie, die Vorausfegung ihrer Erfüllung mit pofitivem Inhalt. 
Alle Arbeiten und Gefeggebungen daher, welche mit freien Verwaltungs 
förpern zu thun haben, müfjen für dieſes Princip arbeiten; die Autonomie 
beruht daher nicht bloß auf der Competenz mit ihrer negativen Seite, 
fondern eben fo ſehr auf dem pofitiven Inhalt der Verfaffung und ber 
Beitimmtheit, in welcher jene Scheivung vollzogen iſt. Dieß ift nım 
allerdings verſchieden in Selbftvermaltung und Vereinsweſen, aber dem 
Princip nad) ift es ſtets daſſelbe. Wir werben es ſpäter genauer ausführen. 

Etein, die Berwaltungslehre. 1. 2. B 
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Steht das nun feit, fo ergibt ſich als zweiter Inhalt, baß bie 
ausführenden Drgane ber juriftiichen Perfönlichkeit in ihren Vollzugs⸗ 
verfügungen auch nicht den Antveifungen der Behörde, fondern benen 
der Drgane ber Verwaltungskörper zu folgen verpflichtet find. 
Das Recht des Befehls hört auf, fo wie die juriftiiche Perfönlichleit als 
Ganzes die Anoronungen des Geſetzes oder der Regierung zu befolgen 
und burch ihre Beichlüfie die Vollziehung verfelben beginnt. Das ſchließt 
wieder keineswegs die Dberaufficht oder die Nothverorbnung aus; allein 
es ift Kar, daß jede Veranttvortlichkeit und Klage gegen die Vollzug: 
organe der juriftiichen Perfönlichkeit aufhören, und damit die Selbſtändig⸗ 
keit der beſchließenden Gewalt befeitigt werden müßte, wenn die Behörbe 
noch in die Vollziehung der Beichlüfie eingreifen könnte. Dafür aber 
haftet denn auch naturgemäß nicht das Vollzugsorgan der juriftifchen 
Perfönlichleit als ſolches, ſondern die juriſtiſche Perjönlichleit als 
Ganzes dafür, daß die Funktion des erfteren in Ausübung bes Ber 
ſchluſſes der leßteren mit dem Geifte und dem Wortlaut der geltenden 
Vorſchrift wirklich in Harmonie ftehe; denn ift es die Sache des Ber: 
waltungskörpers, durch feine Maßregeln und nicht durch Herbeirufung 
der „Obrigkeit” ihre Organe zum vorjchriftsmäßigen Vorgehen zu nöthi⸗ 
gen, fo muß fie auch allein berufen fein, die Nöthigung zu erzwingen. 
Diver, in formeller Weife formulirt: die Verwaltungskörper, jo weit 
fie das Recht der Verordnung vermöge ihrer Autonomie haben, be: 
figen dafür auch ausfchließlich das Verfügungsrecht, ind die höheren 
Bollzugsorgane, welche das legtere ausüben, haften dem befchließenden 
Organe — deflen Beichluß ja eben die betreffende Verorbnung ift — 
nach den allgemeinen Regeln bes verfaffungsmäßigen Verwaltungsrechts 
dafür, daß diefe Verfügungen mit jenen Verorbnungen in Harmonie 
ftehen. Oder, anders ausgebrüdt: der Begriff und das Recht der Au: 
tonomie fordern, daß die Bollzugsorgane des Verwaltungsförpers weder 
in Hierardie nod in Disciplin unter der Behörde, und felbft 
nicht unter dem Minijterium, fondern allein unter dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Recht der eigenen juriftifchen Perſönlichkeit ſtehen. Dieß 
ift das zweite pofitive Princip der Autonomie. Wir werben biefen 
Punkt die autonome Verfügungsgemwalt der Verwaltungslörper 
nennen. 

Das dritte ift eine einfache Folge davon. Es ergibt fich nämlich, 
daß wenn nicht das Vollzugsorgan der juriftifchen Perſönlichkeit, ſondern 
biefe felbit als Ganzes das BVollzugsorgan des geltenden Rechts 
innerhalb ihrer Competenz ift, die leßtere auch für diefe Vollziehung 
allein die Competenz ihrer betreffenden Organe zu beftimmen bat; jedoch 
borausgejeßt, daß diefe ompetenz nicht ſchon in der Verfaflung ober 


67 


durch ein eigenes Gejeß bejtimmt ift. Dieſen Punkt würden wir als die 
autonome Drganifationdgemwalt berfelben bezeichnen. 

Das vierte endlich bevarf demnach Feiner meitern Begründung. 
Hat der Verwaltungsklörper die Autonomie der Verfügung und ber 
Drganifation und vermöge deflen auch die Verantwortlichleit und Haf 
tung für die Vollgiehung gegenüber der Regierung, fo folgt, daß fie 
auch die autonome Zwangsgewalt für ihre Verfügungen haben 
muß. Und zwar müflen für diefe Zwangsgewalt, da die autonomen 
Körper hier ja eben Organe der vollgiehenden Gewalt überhaupt find, 
diefelben Grundſätze, Rechte und Pflichten, maßgebend fein, die wir 
überhaupt als das verfaflungsmäßige Zwangsrecht bezeichnet haben; 
alfo das Recht, beziehungsweiſe die Pflicht, die Zwangsmittel der 
Drohung, der Vollziehung auf Koften des Betreffenden und endlich bes 
phyſiſchen Zwanges anzumenven. Es Tann daher an ſich gar feine Frage 
fein, daß die Verwaltungsförper auch das Recht auf Androhung von Orb» 
nungöftrafen haben; in den meiften Statuten tft bafjelbe allerdings 
nur auf die Polizei bezogen, der Sache nad aber muß dieſes Recht 
auf jeden Alt der Vollziehung ausgevehnt werden. Natürlich ift die 
Anwendung dieſes Rechts jedoch in Selbſtverwaltung und Vereinsweſen 
in fo hohem Grade verfchieben, daß man daffelbe, während es in ber 
erftern faft unbezweifelt ift (Ortöpolizet), in dem lettern faſt ganz übers 
fieht, obgleich e8 hier in anderer Weife ſtets vorlommt. Wir werben 
das im Vereinsweſen meiter entwideln; hier möge zunächſt ver allge: 
meine Standpunft genügen. 

Dieß nun ift das Syſtem der autonomen Bollziehung. Es 
ijt wohl Har, daß die VBorausfegung derjelben mwefentlih in der Größe 
des Vermwaltungstörpers liegt, da die Entwidlung der einzelnen jelb: 
ftändigen Organe zum großen Theil durch den Umfang jener Körper 
bejtimmt ift. Daraus entwickeln fih nun weitere Modificationen jenes 
Rechtsſyſtems, die aber erft bei den einzelnen Verwaltungskörpern nad) 
gewiefen werben können. Wir gehen daher jeßt zu bem zweiten Ges 
biete über. 


2) Die Autonomie der eigentlihen Bermwaltung. 


Die eigentliche Verwaltung, die natürlich auch bei dem freien Ver 
waltungsförper die Thätigkeit des Vollzugsgewalt tft, infofern dieſelbe 
bie gegebenen concreten Verhältniſſe des wirklichen Lebens derjelben zum 
Gegenftande bat, ift nun eben deßhalb bei den verſchiedenen Arten 
biefer juriftiichen Perfönlichleit ſo verfchieden, daß man das allgemeine 
Recht derſelben auch nur auf dasjenige beziehen kann, was eben allen 
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Arten und Abftufungen berjelben gemein if. Das nun befteht in zwei 
Hauptpunften. 

Jeder Verwaltungskörper bat feinen beftimmten und örtlich ober 
fachlich begrängten Zwed, und wir nennen deßhalb die wirkliche Thätig 
feit jedes freien Verwaltungskörpers, welche die Mittel deſſelben eben 
für diefen Zweck verivendet, die Verwaltung deſſelben im engern 
Einne Nun fann allerdings die Summe der Mittel größer jein, als 
die Erforbernifle dieſes Zweckes; und daraus ergeben ſich die beiden 
leitenden Grundſätze Tür dieſes lete, concrete Gebiet, welche für alle 
autonomen Körper gleich gültig und ſehr einfach find. 

Zuerft nämlich folgt, daß die Verwaltung ber juriftiichen Perſön⸗ 
lichkeit die Mittel derfelben vor allen Dingen für ihren ftatutenmäßigen 
Zweck zu verwenden verpflichtet tft, und daß fie, bevor berjelbe erreicht 
it, feine andere Verwendung berjelben zulafien darf. Die Verwal: 
tungslörper können daher auch durch ihren font autonomen Beichluß 
an dieſem eriten Princip der Verwaltung nichts ändern; bafjelbe ift ein 
Theil ihrer Verfaffung, und eine anderweitige Verwendung fällt daher 
unter dieſelben Grundſätze, mie die Aenderung der Verfaſſung ſelbſt. 
Eine Conſequenz davon ift der Grundſatz des Handelsrechts, daß Feine 
Aktiengeſellſchaft Zinſen anders als vom Neinertrag zahlen darf, da 
das Capital für den Zweck und erft der Reinertrag für den Ertverb 
der Mitglieder beftimmt if. Die wirkliche Verwendung ift dann 
Sade der vollziehbenden Gewalt, die hier je nad der Thätigfeit 
der Verwaltung unter der Oberaufficht fteht, welche theils für vie 
Innehaltung der Geſetze, theild für die Sicherheit der Einzelnen zu 
forgen bat. 

Das zweite Princip ift, daß der Verwaltungskörper über die Ber: 
wendung besjenigen, mad nad Erfüllung des beitimmten Zweckes der 
Gemeinfchaft übrig bleibt, vollkommen frei verfügen Tann. Oder, in 
anderer Weife ausgedrüdt: die Verwaltung der Mittel für den öffent: 
ih anerfannten Zweck der juriftiichen Perjönlichkeit ift öffentliches Recht 
und öffentliche Pflicht derfelben ; die Verivendung des Ueberſchuſſes fällt 
unter die Grundfäße der freien Dispofition des Privatrecht. 

Mit diefen beiden einfachen Grundſätzen tft nun das Gebiet er: 
fchöpft, fo weit es fich bei vemfelben um dasjenige handelt, mas allen 
juriftifchen Perfönlichfeiten gemeinfam tft. Natürlih iſt nun im Ein- 
zelnen eben vermöge bes Zweckes, der jo ſehr verichieden it, auch jene 
Verwaltung eine jo verjchiedene, daß die praktiſche Anwendung jener 
Grundfäge wieder nur bei den einzelnen Körpern ftattfinden Tann; 
namentlich find dabei Selbſtverwaltung und Vereinsweſen weſentlich 
fhon darum anders, weil jene alle öffentlichen Zwecke, diefe nur Einen 
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haben. Hier muß daher auf die Darftellung des bejonderen Theiles 
verwieſen werben. . 

Dieß find nun im Weſentlichen die Grundzüge deſſen, mas mir 
Begriff und Syftem der Autonomie nennen. Ihr großes Correlat ift 
nun die Oberaufſicht. 


III. „Die Oberanffiht und bie oberanffehende Gewalt. 


A. Begriff und Wefen derfelben. Anterfdied von Disciplin umd Htatifik. 
Geſtalt derfelden in England, Zirankreih und Deutſchland. 


Die Oberaufficht bildet eines ber ſchwierigſten Gebiete im ganzen 
Öffentlichen Recht. So lange es ein Staatsrecht gegeben hat, jo lange 
bat dafielbe auch dieſe oberaufjehende Gewalt ala ein dem Staate inne: 
wohnendes Recht anerlannt; allein niemals bat man fich über Inhalt, 
Funktion und Recht derfelben Har werden können, jo daß es in neuefter 
Zeit faft zweifelhaft erfcheint, ob fie noch eine Heimath im Staatsrecht 
hat. Dennod ift fie von höchſter Wichtigkeit; und es ift fein Zweifel, 
daß fie mit demjenigen Gebiete, dem fie eigentlich angehört, mit der 
freien Verwaltung und ihrem öffentlichen Recht einer ganz neuen Ges 
ftaltung entgegen gebt. Denn das legtere kann gar nicht ohne Weſen 
und Recht der oberauffehenvden Gewalt richtig und vollſtändig beurtheilt 
werden. 

Zu dem Ende müflen wir damit beginnen, ben Begriff derſelben 
bon den verwandten Vorftellungen zu unterfcheiden und ihn auf feinen 
wahren Inhalt zurüdzuführen. Diefe beiden verwandten Begriffe find 
der der Statiftil und der der Disciplin. 

Ihrem allgemeinften Wejen nah ift nämlich die oberauffehende 
Gewalt zunächſt eine Funktion, melde der Staat ala höchſte Gewalt 
über alle einzelnen Thatfachen und Funktionen innerhalb feines eigenen 
Lebens ausübt und welche die Bebingung der Einheit in der Ber: 
ſchiedenheit dieſes Lebens herſtellt. Offenbar nun gehören zu dieſer 
letztern Funktion auch die Thätigkeiten der (adminiſtrativen) Statiſtik 
und die der Disciplin. Und es kommt zuerſt darauf an, die letzteren 
von der eriteren möglichſt Har zu unterjcheiben. 

Mas nun zunädft die ftaatliche (oder wie man gewöhnlich jagt 
adminiftrative) Statiftif betrifft, jo ift biefelbe diejenige Thätig- 
feit der Verwaltung, durch welche fie ſich, nach den Geſetzen ber Lehre 
von den Thatfachen, diejenigen Kenntniffe verfchafft, die ala Bedingungen 
ihrer richtigen Verwaltungsthätigkeit erfcheinen. Da fomit diefe Kenntniß 
als eine der Bedingungen der Verwaltung anerlannt werden muß, fo 
folgt, daß die Verwaltung damit auch ein Öffentliches Necht auf dieſe 
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Kenntnißnahme bat. Das Objelt derjelben iſt aber nicht jedes that: 
Tächliche Leben und Thun an ſich, fondern nur infofern, als das letztere 
als ein Moment für die Verwaltung ericheint. Der Staat muß baber 
alles fennen, mas in ihm vorkommt, fo weit e8 feine Aufgaben be 
rührt. Allein dieſes bloße Kennen der einzelnen Thatſachen ift noch 
feine Statiftit; niemand wird e8 Statiftif nennen, daß ein Bureau 
Kenntniß nimmt von einzelnen Aftenftüden, ober ein Beamteter von 
einem einzelnen Falle. Sondern die Statiftil entjteht aus der Kenntniß- 
nahme erft da, mo aus hen einzelnen befannten Thatjacdhen eine all: 
gemeine Thatjache nach den Regeln der Lehre von den Thatfachen 
gefucht und gefunden wird. Der Werth dieſer allgemeinen Thatfache 
beftebt dann darin, daß fie dem allgemeinen Willen, dem Gefeße, zum 
Grunde gelegt wird; daß beißt, nicht der einzelne Fall, ſondern eben 
die allgemeine, durch die Statiftif gegebene Thatſache ift das Dbjelt 
bed Geſetzes, während die einzelne Thatſache das Objekt der Vollziehung 
iſt. Es ift daher Fein Zweifel, daß zunächſt die Statiftil von ber 
Dberaufficht durchaus verfchieden ift. Allerdings gehört nun zur Sta 
tiftif im meiteren Sinne auch die Kenntnißnahme, die bei der Ober 
aufficht wieder erjcheint. Allein die Kenntnißnahme bezieht ſich nicht 
bloß auf Thatſachen, fonbern fie ift für jeden Alt der Vollziehung 
gleich nothmwendig, eben fo gut für die Einjfegung eines Beamteten, ala 
für den Bau von Häfen, Etraßen u. a. m., als aud für die Aus: 
übung der Oberaufficht über Gemeinde und Vereinsweſen. Die Kennt. 
nißnahme und das Recht auf diefelbe find daher viel allgemeinere Be 
griffe al3 die Oberauffiht, und kommen deßhalb naturgemäß auch da 
vor, wo von einer Oberaufficht gar Feine Rebe ift. Die Kenntnißnahme 
ift daher weder Oberaufficht noch Statiftif; fie ift die allgemeine Be- 
dingung beider. Die Oberauffiht kann nie ohne Kenntnignahme fein, 
wohl aber gibt es Kenntniffe genug, die mit der Oberaufficht gar nichts 
zu thun haben; und ebenfo erjcheint die Kenntnignahme in vielen Fällen, 
welche wieder der Statiftif nicht angehören. Die erftere ift für die letztere 
nothivendig, wie aud jo manches andere für fie nothwendig ift; aber 
fie ift nicht fie felbit; und fo glauben wir, ſteht diefer Unterjchied 
nun feſt. 
In anderer Weile find die amtliche Hierardhie und die Dis: 
ciplinargemwalt mit der Oberaufficht verwandt. Diefelben fordern 
nicht bloß, wie die legtere, auch eine Kenntnißnahme, jondern vor allen 
Dingen eine wirkliche Thätigleit eines Beamteten, worauf fie fi be 
ziehen, und enthalten das Recht, vermöge der Gewalt ber höhern Bes 
börde dieſe Thätigleit den allgemeinen Normen conform zu machen. 
Allein bei der Hierarchie handelt es fih um die Vollziehung beftimmter 
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Befehle ver höhern Organe gegenüber den niebern, bei der Disciplin 
um das fittliche Leben derſelben. Wohl fann man daher fagen, daß 
bei beiden eine Aufficht ftattfindet; allein ber Begriff der Oberaufſicht 
ift mejentlih von ihnen verſchieden. 

Um daher zum Begriffe und Inhalt der Dberaufficdht zu gelangen, 
muß man von einem ganz anderen Standpunft ausgehen. Unb biefer 
Standpunft ift eben fein anderer als ber Begriff und das Recht ber 
Autonomie. 

Das Weſen der Autonomie nämlich befteht darin, daß die Ver: 
waltungsförper das felbftändige Recht befigen, wie wir es jo eben bar: 
gejtellt haben, mit ihrem organiſchen Willen jelbftthätig als Organe ber 
vollziehenden Gewalt zu funftioniren. Sie Stehen daher mit ihrem 
Willen und mit ihrer That ſelbſtändig ſowohl dem Willen des ganzen 
Etaat3 in feinem Geſetze, ald dem der höchſten vollziehenden Gewalt 
in der Berorbnung gegenüber. Damit ift die Möglichkeit gefegt, daß 
fie in Beichluß und Thätigkeit mit Gefeb und Verordnung in Wider: 
ſpruch geratben Fönnen; eben in biejer Fähigkeit befteht ja ihre Frei- 
heit. Die Autonomie enthält daher vermöge der in ihr Liegenben 
Freiheit die Fähigkeit der juriftifchen Perfönlichkeit, Unrecht zu begehen. 

Iſt dem nun fo, fo muß es ein organifches Verhältniß geben, 
durch welches diefe Möglichkeit befämpft und aufgehoben wird. Das 
ift fein Zweifel. Allein dieß organifche Verhältniß hat bei der juriftiichen 
Perfönlichkeit vermöge der Natur verfelben einen mefentlih andern 
Charakter, als bei dem Einzelnen. Und aus dieſem Charakter gehen 
Begriff und Inhalt der Oberaufficht hervor. 

Der freie Verwaltungskörper ift nämlich zuerft eine Macht, und 
zweitens ift er ein Organ ber Verwaltung. Aus dem erften folgt, daß 
wenn ein Verwaltungskörper ein Unrecht begeht, die Yolgen deſſelben 
weit größer und bedeutender werben können, als wenn das Unrecht von 
dem Einzelnen geſchieht. Aus dem zweiten aber folgt, daß ber Ber: 
mwaltungstörper keineswegs bloß die Aufgabe hat, innerhalb der Gränze 
des ftrengen Rechts mit feiner Thätigleit ſtehen zu bleiben. Er bat 
vielmehr die Verpflichtung wie die Regierung felbft, auch bie allgemeinen 
Intereſſen — die Bedingungen der Entwicklung — in feinen Auf 
fafjungen und Arbeiten aufzunehmen. Ja, je freier und jelbitändiger, 
je mächtiger und auögebreiteter das Syſtem der freien Verwaltung ift, 
um jo ernfter und beveutfamer wird diefe Verpflichtung; denn um fo 
mebr ift die Wahrung der allgemeinen Intereſſen der Regierung ent- 
zogen und ber freien Verwaltung übergeben. Es erfcheint daher in ber 
That als eine der großen Bedingungen der Erhaltung bes Rechts⸗ 
zuftanbes einerjeitö, aber auch der gefammten Entwicklung des Volles 
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andrerjeitö, daß die Körper der freien Verwaltung in ihren Beichlüffen 
mit den Forderungen bes Rechts und der Intereſſen in Harmonie feien. 
Ohne eine foldhe Harmonie ift ein gebeihlicher Zuftanb und ein gefundes 
Fortichreiten de8 Ganzen nicht zu denken; und es ift wohl Mar genug, 
daß die bloße Freiheit nicht genügt, um diefe Harmonie zu erhalten. 
Es muß vielmehr eine objeltiv gültige Ordnung befteben, deren Inhalt 
und Funktion es ift, diefelbe, wo fie bebroht ift durch jene Körper, zu 
fihern, und fie, wo fie angegriffen ift, berzuftellen. 

"Die erfte Frage ift dabei die, welchem Drgane biefe Aufgabe 
zufällt. 

Die nächſte Anttvort wäre bie, biejelbe dem Gerichte zuzuweiſen, 
das das Necht gegen jeden, alfo auch gegen die juriftifche Perfönlichkeit, 
zu ſchützen bat. 

Allein es ift Mar, daß es fich bier nicht bloß um ein Recht handelt, 
fondern es erfcheint daneben zuerft auch eine Gefahr, und dann die Ge 
fammtheit der Intereſſen, für welche beide gejorgt werben fol. Es Tann 
daher nicht ein einzelnes Drgan der Berwaltung die Sicherheit für jene 
Harmonie zwifchen freier Verwaltung und Staatsidee bieten, welche wir 
fordern müſſen; fondern bier kann eben nur dasjenige Organ eintreten, 
welches überhaupt die Verwirklichung der letztern zu feiner Aufgabe im 
praftiichen Leben hat. Dieß Organ ift die Regierung. Wir müfjen 
daher jagen, daß die Regierung ihrem Weſen nach dazu beftinmt: ift, 
für die Erhaltung jener Harmonie zu forgen. 

Aber fie ift es auch von einer andern Seite. Soll fie für die 
Ausführung der Gelee, und zwar einerjeit3 nach ihrem Wortlaute, 
andrerſeits aber auch nach ihrem Geiſte verantwortlich fein, und 
haben andrerfeits die Verwaltungskörper einen fo mefentlichen Theil der 
Vollziehung in ihren Händen, fo ift jene Verantwortlichkeit nicht mög: 
ih, ohne daß die Negierung zugleich das Recht und die Macht habe, 
die Harmonie zwilchen der Thätigfeit der freien VBerwaltungsförper und 
dem Recht und Snterefle der Geſammtheit herzuftellen. Es ijt fein 
Ziveifel, daß auf diefe Weife diefe Herftellung eine der wichtigiten 
Funktionen der Regierung ift. 

Eben fo Har ift e8 aber auch, daß fich diefe Funktion von den 
übrigen Funktionen der Regierung weſentlich unterfdheidet. Denn 
bier handelt es fich nicht mehr darum, etwas Poſitives durch ihren 
Willen over ihre That zu fchaffen, jondern vielmehr darum, eine Stö- 
rung des inneren Geſammtlebens zu hindern. Die Aufgabe der Regierung 
gegenüber der Autonomie ift daher niemals eine poſitive, vermöge 
deren fie ihren Willen an die Stelle des autonomen Willens jener Ber: 
waltungsförper ſetzen würde, ſondern eine negative, vermöge deren fie 
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bie Verlegungen des allgemeinen Rechts und ber allgemeinen Intereſſen 
durch die Autonomie hindert. Denn die erfte würde pas Weſen ber 
Autonomie brechen und vernichten, das zweite fol nur ‚aufheben, was 
in feiner lebten Auflöfung mit der Autonomie felbft in Widerſpruch 
ſtehen würde. 

Und nun nennen wir demnach die Geſammtheit von organiſchen 
Beſtimmungen und Thätigkeiten, durch welche die Harmonie zwiſchen 
der Autonomie der freien Verwaltungskörper und dem Recht wie den 
Intereſſen, welche die Regierung zu vertreten hat, die Oberaufſicht. 

Eine Oberaufſicht iſt daher nicht möglich ohne Autonomie und ohne 
eine ſelbſtthätige, ihrer Aufgabe bewußten Regierung. Sie hat zu ihrem 
Objekte nicht etwa wie in der Statiſtik die Thatſachen des Lebens, und 
auch nicht wie in der Disciplin das Verhalten der einzelnen Organe. 
Sie iſt erſt gegeben mit der freien Verwaltung; ohne Begriff, Recht 
und Thätigkeit derſelben gibt es zwar eine Kenntnißnahme, eine Polizei, 
eine Staatsverwaltung und ſelbſt eine freie Verfaſſung, aber keine Ober⸗ 
aufſicht; es iſt weder möglich, ihr einen wiſſenſchaftlichen, noch auch 
einen praktiſchen Inhalt ohne jenen Begriff zu geben. Und damit wird 
es nun auch wohl verſtändlich, wie es kommen konnte, daß man die 
Oberaufſicht ſtets als einen organiſchen Begriff im Staate anerkannt 
hat, ohne daß man im Stande geweſen wäre, über ſeinen Inhalt und 
ſein Recht klar zu werden. Denn wie die freie Verwaltung allerdings 
ſtets im Staate wenn auch nur in ihren Elementen vorhanden geweſen 
iſt, ſo hat es auch ſtets eine Oberaufſicht gegeben. Je beſtimmter ſich 
dann das Regierungsrecht entwickelt, um ſo nothwendiger wird es, die 
Gränze zwiſchen beiden Faktoren, der Autonomie und der Oberaufſicht, 
feſtzuſtellen. Natürlich beginnt dieſe Feſtſtellung zuerſt mit einem ſcharfen 
und bewußten Gegenſatz zwiſchen Autonomie und Oberaufſicht, oder 
freier Verwaltung und Regierung, in welchem eine Zeitlang principiell 
von einer gegenſeitigen Anerkennung keine Rede iſt, ſondern die Regie⸗ 
rung behauptet, ſie könne die Ordnung und Einheit nur herſtellen, wenn 
die Autonomie ihrer Gewalt grundſätzlich untergeordnet ſei, während 
die Verwaltungskörper ihre Freiheit mit jeder Beſchränkung ber Auto⸗ 
nomie gefährdet fehen. So lange biefer einfache Gegenſatz befteht, ift 
ein Verſtändniß nicht erreihbar und daher auch eine wiſſenſchaftliche 
Behandlung unmöglid. Erft da, wo fi das verfafjungsmäßige Ver: 
waltungsrecht ausbildet, Tann das entjtehen, mas wir das Rechts⸗ 
fyftem der Dberaufficht nennen, und beflen erfte Vorausjegung 
baber eben der Begriff und das Rechtsſyſtem der Autonomie if. Wir 
aber find gegenwärtig noch in dem Webergangsftabium, in welchem bie 
beiden großen Elemente, Regierung und freie Verwaltung, ſich erft zur 
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Selbitändigleit entwickeln und in welcher wir daher auch erft das Ver: 
bältniß beiber zu der Funktion der Bertvaltung, aus welchem eben das 
Rechtsſyſtem entiteht, allmählig entivideln müflen. Dieſem Zwecke bat 
nun das Folgende zu dienen. 


Es liegt nun wohl ſchon in dem Obigen der Grund Mar vor, weßhalb wir 
zumächft feine eigentliche Literatur der Oberauffiht haben, fo wenig wie ber 
Autonomie. Allerdings erfcheinen Namen und Begriff derfelben mehrfadh, aber 
ohne daß man mit einer einzigen Ausnahme je verfucht hätte, ſich über ben 
Inhalt oder die rechtliche Bedeutung deſſelben genane Rechenſchaft abzulegen. 
Wir find daher, wie fehon bemerkt, ganz auf uns felbft angewiefen. 

Eben deßhalb ift Hier von großem Werthe, nicht bloß fo weit eg möglich 
ift, bei der Natur der Sache ftehen zu bleiben, fondern das Weſen der Ober⸗ 
auffiht zu erflären durch die Entwidlung der Geftalt, welche fie in den Haupt⸗ 
ländern Europa’8 empfangen bat. Und zwar wird es namentli durch diefe 
Entwidlung Mar, daß diefe Geftalt und das ganze Recht derjelben im innigfien 
Bufammenhange fteht mit der Auffaffung und dem Recht, weldye in jedem 
Werke tiber die freie Verwaltung als ſolche gelten. In der That wird ſchon 
das Wenige, das wir hierliber fagen können, mwenigftens den Werth haben, zu 
zeigen, daß man Begriff und Inhalt der Oberaufficht nicht als rein objectine 
Sätze, fondern als organifche, dur den Befammtentwidlungsftand bes 
Staats bedingte Rechtsordnungen zu betrachten hat. 

Und wieder tritt uns als erfter Beleg für die Richtigkeit diefer Auffaffung 
bier der Unterfchied der drei großen Culturvölker hervor; dießmal fo, daß wir 
nicht bloß den Unterfchied fehen, fondern daß vielmehr durch denjelben erfi das 
Weſen der Oberauffiht Har wird. Nirgends fieht man fo deutlih, wie innig 
diefelbe mit dem ganzen Leben und Wejen des Staats zufammenhängt, und 
wie fie in der That nicht etwa ein Princip, fondern eine Gonfequenz des Geiftes 
des Staatsrechts ift, von welchem fie einen Theil bildet. 

Im Allgemeinen nämlich haben England und Frankreich den Begriff und 
das Recht der Oberaufficht weder juriftifch noch theoretifch entwidelt, während 
Deutjchland beide im vorigen Zahrhundert befaß, fie dann faft verloren bat, und 
fie erft jetzt wiedergewinnt. Das Berhältniß erklärt fih nun in folgender Weife. 

Was zuerft England betrifft, jo haben wir ſchon früher nachgewiefen, 
dag England eigentlich feine Regierung im Sinne des Gontinents hat. Eeine 
Regierung ift wenigftens unzweifelhaft für die innere Verwaltung das Barla- 
ment. Die Alte des Parlaments find aber feine Regierungsmaßregeli, fondern 
fie find Geſetze. Eind fie das, fo bilden fie eben ein Recht; das was eine der 
Hauptfunktionen der Regierung auf dem Kontinent ift, die Vertretung der allge- 
meinen Intereſſen und der Schuß derjelben gegenüber den Sonderinterefien, 
ift in England den Einzelnen überlaffen. Die ganze innere Verwaltung mit 
wenigen Ausnahmen ift daher Sache der freien Vermwaltungslörper und die 
Negierung ift für die ganze Geftion derjelben nicht verantwortlid. Das 
Recht auf die dadurch entflehende Autonomie der lekteren ift nun durch die 
Statuten beſtimmt; die Gränze dieſes Nechts ift nie dag Intereſſe, fondern der 
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Wortlaut des Statuts. Die Folge ift, daß auch nie die Regierung, fondern 
nur das Gericht die Oberauffiht ausübt, das heißt, daß die Ueberfchreitungen 
der Autonomie nie dur Maßregeln der Regierung, fondern nur durch Klage 
der Beeinträdtigten vor dem Gericht geahndet werden. Man kann daher im 
firengen Sinn des Wortes von Begriff und Recht der Oberaufficht in England 
gar nicht reden; diefelbe ift dort in der freien Verwaltung und dem Syſteme 
des Klagrechts gegen jedes öffentlihde Organ untergegangen. Es kommt daher 
auch nicht einmal der Name der oberaufjehenden Gewalt im englifchen öffent- 
lihen Recht vor. Dennoch aber ift fie in der Sache vorhanden, wenn auch 
in einer ganz anderen Form, und es ift fehr der Mühe werth, diefe letztere 
genau zu unterfuchen. 

Gerade durch jene, keiner Regierung, fondern nur den Gerichten unter- 
worfene Autonomie der freien Verwaltung lönnen nun in England fo gut wie 
anderswo große Uebelftände entftehen, denen auf dem Wege der Klage und 
Urtheilsſprüche nicht abgeholfen werden kann, weil es fich dabei eben nicht um 
Nechte, jondern um Intereſſen handelt. Natürlid werden dann dieſe Uebel⸗ 
jtände ſich nicht in Verletzung von Rechten, fondern in Bernadhläffigung öffent- 
liher Sntereflen zeigen. Und bier nun bricht fi die organiſche Natur der 
Sade Bahn. Denn das Parlament, obgleich feiner Yorm nad reine Bolls⸗ 
vertretung, ift und bleibt doch feinem Inhalte nach die Regierung des Landes. 
Bon ihm erwartet daher auch das Land, was es auf dem Gontinente von der 
Negierung fordert; und wo daher das Voll ſolche Uebelftände findet, da wendet 
es fih auch hier an feine Regierung, das Parlament, und veranlaßt daſſelbe, 
mit feiner Macht einzutreten und die Verhältniffe der Autonomie — nicht etwa 
der Gemeinden, fondern der freien Berwaltungslörper überhaupt — zu annu- 
liren. Der Proceß, der dadurch entfteht, ift im Grunde befannt genug; und 
wir werden feine Elemente unten wieder finden, da diefelben dem Begriff 
und Recht der freien Verwaltung überhaupt angehören. Die Form, in welcher 
ſich das Bolt die Uebelftände zum Bewußtfein bringt, ift neben der Preffe das 
Verſammlungsrecht; aus dem Berfammlungsreht geht dann das Recht auf die 
Petition hervor; das Parlament nimmt die Petition auf, und nun entfteht das, 
was der Oberauffiht des Kontinents am meiften entipricht, die öffentliche Ver⸗ 
nehmung oder Enquäte. Die öffentlide VBernehmung bat zur Aufgabe, Zu⸗ 
ftände und Mißftände nicht bloß für das Parlament, jondern auch fiir das Bolt 
jelbft zum üffentlihen Bewußtjein zu bringen, fie zum Gegenſtande der Be- 
ſprechung zu maden, und fo ein Gejammturtbeil über diefelben zu 
bilden. Hat fich ein ſolches Urtheil gebildet und fteht es mit den Forderungen, 
die daraus hervorgehen, feit, jo nimmt jet das Parlament die Sache in feine 
Hand und gibt neue Geſetze, welche dann durch die freien Verwaltungskörper 
zu vollziehen find. So ift die Oberaufficht allerdings in England vorhanden, 
nur bat fie einen ganz andern Charakter wie auf dem Gontinent. Während 
hier die Negierung die Verwaltungslörper beauffichtigt, beaufſichtigt im 
England das Volk ſelbſt feine eigene freie Berwaltung, und das 
Parlament als Regierung ift in der That nur das Organ für das fich felbft 
beaufſichtigende Bolt. 
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Das ift num wohl fehr gut, und formell das höchſte Stadinm ber freien 
Berwaltung. Allein es bat auch den Uebelftand, daß diefe Beauffihtigung erft 
dann eintritt, wenn bereit8 große Webelftände entftanden find und fühlbar wer- 
den. Man kann daher fagen, daß nad englifchem Princip die Oberauffiht ein 
beilendes, nach continentalem Princip dagegen wefentlich ein borbeugendes Ele⸗ 
ment des Staatslebens ift. 

Anders ift e8 in Frankreich. Frankreich Hat von der freien Verwaltung 
in der That nur noch die erften Elemente ſich erhalten. Seine Autonomie if 
faft auf allen Punkten in die bloße Vertretung übergegangen, und an ber Stelle 
feiner Verwaltungskörper flieht das Syſtem der Conseils. Die vollziehende 
Gewalt ift daher faft ausjchließlih in den Händen der Regierung, und damit 
ift der Oberaufficht ihre wahre Baſis entzogen. Frankreich hat daher weder in 
feinem Necht noch ſelbſt in feiner Spradhe der Oberaufficht einen Platz einge- 
räumt. An ihre Stelle tritt die amtliche Deipotie für die Selbfiverwaltungs- 
törper, da der Maire ja nur örtlicher Beamteter ift, und bei den Vereinen die 
„Inſpection.“ Es ift nicht nöthig, hier nochmals darzulegen, wie dieß ganze 
Berbältnig aufs engſte mit dem Entwidlungsgange der franzöfiichden Nedhte- 
bildung zufammenhängt; doch muß auf der andern Seite Eins nicht überſehen 
werden. Der Mangel einer fyflematifchen Oberauffiht wird bier zum Theil 
ausgeglihen durch die große und trefflihe Entwidlung des Beſchwerde⸗ 
rechts und Beihwerdeverfahrens, wie wir baflelbe bereits im erften 
Bande (1.) dargelegt haben; andererjeits hat Frankreich, eben weil es keine eigent- 
lihe Oberauffiht kennt, das Bereinsrecht, namentlich das der Erwerbegefell- 
haften, viel früher und beffer ausgebildet als in Deutichland. Indeſſen bleibt 
bei alledem der Sat ftehen, daß ohne eine freie Verwaltung und ohne Au- 
tonomie eine Oberauffiht undenkbar ift; und dafür liefert Frankreich uns einen 
entſcheidenden Beweis. 

Sn Deutfhland dagegen haben wir die eigentliche Heimath der Ober- 
aufficht zu fuhen; denn in Deutichland find eben beide Elemente, die freie 
Verwaltung und die Negierung, am Harften in ganz Europa ausgebildet. Und 
dennoch fuchen wir noch vergebens nad einem vechtlihen Syſteme derfelben. 
Es wird mwohl faum von dauernden Intereſſe fein, bier von einzelnen fub- 
jettiven Auffaffungen derfelben zu reden. Dagegen ift es von Wichtigleit, den 
gegenwärtigen Standpunkt und feine Aufgabe, der wir gegenüber ſtehen, 
hiftorifch und zugleich auf Grundlage der obigen Begriffe zu bezeichnen. 

Wir müffen zu den Ende drei Epochen unterjcheiden. In der dritten 
Epoche — im Anfange derfelben — fteht unfere Zeit. 

Die erfte Epoche ift die des deutſchen Heiches. Im deutfchen Reiche ſtehen 
fih urſprünglich Kaifer und Neichsftände einander gegenüber; jener vertritt die 
Idee des Staates und mithin auch feine Aufgabe; die Neichsflände find die 
Körper der freien Verwaltung. Nur find fie allerdings weſentlich von denen 
der fpätern Beit verjchieden. Denn fte find nicht etwa bloß vollziehende Or- 
gane, fondern eben fo fehr gejeggebende; ja die großen Funktionen aller Re- 
gierung gehören eigentlih, namentlich jeit dem weftphälifchen Frieden, dem 
Kaifer gar nicht mehr an, fondern fie find als Negalien zu Rechten der Reichs⸗ 
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ftände geworden. Trotz des Kaifers und feines Rechts ift daher der faltifchen 
Drbnung nach das deutiche Reich ein Staatenbund geivorden; felbft die Reichs⸗ 
etsgebung verſchwindet und es bleibt nur noch die Wahllapitulation, die im 
de nur zur Aufgabe bat, zu verhindern, daß bie kaiſerliche Gewalt eine 
e werde. Dennoch aber lebt in dem beutfchen Bewußtfein das Gefühl der 
al Winheit fort und fucht nah einem Ausdrud; und diefen Ausbrud findet 
es Mſch in dem Oberauffidhtsreiht, dem „Jus supremae inspectionis,* das 
als e ndamentales Princip des öffentlichen deutfchen Rechts anerkannt wird. 


Co en t zuerft diefer Begriff; allein es ift zugleich Mar, daß es geradezu 
unnöglvar, ibm gegenüber der rechtlichen Selbftändigleit der deutichen 
Territori einen pofitiven Inhalt zu geben. Es gibt daher bis zum neun- 
zehnten hundert zwar fein deutfches Staatsrecht ohne jenes jus inspectio- 
nis, aber Mas es eigentlich enthalte, das konnte man nicht jagen. Es wäre 
wohl für deutſche Gejhichte der Mühe werth, dieß Gebiet einmal gründlich 
zu behbant; am einfadhften faßt den Zufland der wiffenfchaftlihen Anfichten 
und die ftimmtheit der Geſetze Pütter in feinem Instit. jur. publ. Germ. 
1792, ® Auflage L. V. C. III. zufammen unter der bezeichnenden Auf. 
ſchrift: MPbordinato territorium sub Caesareo regimine ejusque effectibus 
8. WE und dann im Cap. V. De civitatibus imperii earumque regi- 


mine 8.9214 (namentlich vergleiche 8. 210 und die Noten). 

Die Wolge von der thatjächlihen und rechtlichen Unklarheit diefer Bor- 
ftellungg@iwar es nun, daß man aud) in der zweiten Epoche der neuen Staaten- 
bildung Deutſchland bei derſelben vagen Vorſtellung ſtehen blieb. Man 
konnte Ms ſelbſtändige Daſein einer ſolchen Funktion nicht läugnen, und konnte 
andere@ts auch derſelben keinen Inhalt geben; damals am wenigſten, weil 
die al Neicheftände untergegangen, und daher das Objekt der Oberaufficht 
nicht r vorhanden war, während andererfeit® dem Selbftverwaltungstörper 
faft WW gar keine Autonomie verliehen war und das Bereinsweien kaum in 
ſeineFAnfängen eriftirte. Die oberaufjehende Gewalt fchleppt ſich daher als 
eine Mere Kategorie durch das Staatsrecht diefer Zeit hindurch, die niemand 
wegen kann, mit der aber auch niemand einen beftimmten Begriff zu ver- 
bit vermag. Am beften ift noch immer, was Klüber in feinem Oeffent- 
him Necht 8. 358 und 359 darüber fagt; für ihn ift die oberauffehende Ge⸗ 
wit das Mecht der Staatsgewalt auf Mitteilungen, das Recht der 
lligung, der Genehmigung und des Befehls — aber die Frage, auf 
elche Subjelte fich diefe Rechte beziehen, fehlt. Daher erjcheinen diefelben als 
IMgemeine Rechte der „Staatsgewalt;“ natürlich ift damit jede Begriffabe⸗ 
fimmung unmöglid, da jene Rechte ja zugleih in der gefegebenven Gewalt 
nit enthalten find. Doch Hat Klüber fon im $. 360 das ganz richtige 
Gefühl, daß man die Oberaufficht ſtets mit den „Sorporationen, Ständen, 
Geſellſchaften und Bereinen“ in Berbindung zu denken babe Da ihm aber 
der Begriff und das Recht der Autonomie fehlen, fo gelangt auch er nicht weiter 
als bis zu jener leeren Kategorie. Eine andere Gruppe von Schriftſtellern 
verwirft das ganze Gebiet einer felbftändigen oberaufſehenden Gewalt, und 
legt die Funktionen derfelben einfach entweder in bie Geſetzgebung oder bie 



















vollziehende Gewalt. So Schmid, Staatsreht 8. 85. Zahariä, Vierzig 
Bücher zc. I. 119 und Dahlmann, Politik, S. 82, Taffen fie einfach fallen 
und erkennen nur gefetsgebende und vollziehende Gewalt. Das war ſehr na⸗ 
türlih, da allen diefen Schriftftellern der Begriff und das Recht ber freien und 
Selbſtverwaltung fehlt, ohne welche jener inhaltslos if. Allerdings nehmen 
Neuere fie wieder auf, jedoch ohne tiefer auf die Sache einzugeben; jo Zacha⸗ 
riä, Deutfches Staats- und Bundesrecht II. 8, 187, nnd Zöpfl J. 8. 276. 
Beiden ift nur der von Klüber jchon angeregte Gedanke gegenwärtig, daß ber 
Staat in der Ausübung jener Oberauffiht, als deren Hauptinhalt fie die 
Kenntnißnahme bezeichnen (fiehe unten), nicht zu weit gehe; ihnen ift die Ober- 
aufficht daher in der That viel mehr ein Theil der Sicherheitspolizei als 
eine Funktion der Berwaltung. Bon einer faßbaren Begriffsbeftimmung ift 
daher feine Rede, da fie alle keinen Begriff des Objelts, des autonomen 
Nechts der freien Verwaltungslörper, beſitzen. In der Verzweiflung über diefen 
Zuſtand geräth daher zulegt Schmithenner auf den Gedanken, lieber das 
Oberauffichtsrecht geradezu zu negiren, indem er den Inhalt derfelben theils 
der Geſetzgebung, theils der Executive überwies (Pölitz, Jahrblicher für Ge- 
ſchichte, 1841, Sept. Heft S. 251 fi. und Ideales Staatsredht, 8. 71 fi.) 
Diefe Anficht erregte Auffehen, nicht weil fie richtig war, fondern weil fie 
zuerft die Inhaltsloſigkeit der bisherigen Auffaffung deutlich zeigte. Freilich 
war damit wenig gewonnen; denn Zöpfl war damit zufrieden, „ben Streit“ 
für überflüffig zu erflären. Die neuefte Literatur bat fih die Sache noch be» 
quemer gemacht, indem fie, wie Bluntſchli, lieber von der unbeflimmten 
Größe gar nicht redet; fo ift auch im Staatswörterbuche keine Anbentung 
darüber; und in der That, was follte die Oberaufficht, fo lange man fiber die 
Autonomie noch nichts befferes zu jagen mußte als was wir eben angeflhrt. 
Auf diefem werthlojen Standpuntt fteht auch unfere erfte Auflage Es iſt jett 
Mar, daß wir ohne den organifchen Begriff der freien Verwaltung bier nicht 
weiter lommen. 

In der That aber ift es kein Zweifel, daß der Zeitpunkt gekommen ift, 
wo wir mit diefen Rechtsbegriffen und ihrem Inhalt abjchließen müffen. Die 
dritte Epoche fängt an hier Plat zu greifen. Und zwar deßhalb, weil wir in 
Deutſchland endlich den Grundfag zur Geltung gelangen ſehen, daß in der 
freien Verwaltung die Idee der freien Berfaffung liegt Die 
Neugeftaltung Deutjchlands ift leider bis jet eine reine Machtbildung, und 
es fcheint vielfach die Vorſtellung zu herrſchen, als fei der Staat wichtiger 
als fein Boll. Allein diefe Zeit wird vorlibergehen, und der Keim einer 
wahrhaft freien Geftaltung wird in der freien Verwaltung liegen, welche fchon 
jetzt eine gewaltige, wenn auch ihrer felbft noch nicht bemußte Macht geworden 
if. So wie aber die große Idee der Autonomie fi nur erfi im Leben des 
Volkes Bahn bridt und die Bermwaltungstörper fi zu ihrer wahren Kraft 
entwideln, wird man bald genug die Nothmendigleit erfennen, nicht mehr wie 
bisher im Allgemeinen von der Oberaufficht zu reden, fondern das Rechtsſyſtem 
derfelben wird naturgemäß ein organifcher Theil der ganzen Staatswiffenfchaft 
werden. Freilich muß zu dem Ende ein anderer Geift als der bisherige in das 


neue Leben Deutſchlands hineinfommen. Dennoch aber werden wir, im feften 
Bertrauen auf die Kraft des deutfchen Volles, fich fein inneres Recht eben fo 
gut zu wahren wie es feine äußere Geltung gewonnen bat, das Rechtsſyſtem 
der Oberaufficht fchon hier darlegen, wenn es auch unter einem Syſtem, wie 
dem der preußifhen Kommunal» und Brovinzialverfafjung, faum einen recht 
praftiihen Werth hat. Nur follte man nicht, wie es neuerdings wieder ge= 
ſchehen ift, über „Politik“ fchreiben, ohne die Begriffe und Bedeutung von 
Autonomie und Oberauffiht recht ernftlid, und zwar nicht bloß in ihrem 
abftraften Sinn, fondern auch in ihrem Berhältniß zum gegenwärtigen Re- 
gierungsfyften wohl zu erwägen. 


B. Das Rechtsſyſtem der Oberauffidt. 


1) Begriff des Rechts der Oberaufſicht. Der Unterfhied zwiſchen 
der oberauffehenden Gewalt und der Berantwortlichleit in der 
freien Berwaltung. 


Wenn nun auf diefe Weife der Begriff der Oberaufficht ala ber: 
jenigen Organifation in der Verwaltung feitfteht, melche die Harmonie 
zwiſchen Geje und Verordnung und ihrem Geifte einerfeits, und der 
Autonomie der freien Verwaltung anberfeits berftellt, fo ift der formale 
Begriff des Rechts hier Leicht gefunden. 

Das Recht ift diejenige Gränze, bis zu welcher die Autonomie 
durch dieſe Oberaufficht ſowohl in Beſchluß als in Vollziehung begränzt 
werben darf. 

Demnach ift es Klar, daß, too ohnehin das Gefe oder das Statut 
die Autonomie ihrem Inhalte nad rechtlich begränzt hat, die Ueber: 
Ichreitungen diefer Gränze, oder Beichlüffe und Vollziehungen der auto: 
nomen Körper, welche durch Gejet oder Statut ohnehin ausgeſchloſſen 
find, der Regel nad) Gegenitand des Gerichts und feines Urtheils 
find. Allein diefelben können auch als gefährlich erfcheinen und bei 
drobender Gefahr muß daher auch hier die Oberaufficht eintreten. Dieß 
nun ift auf diefe Weile die Ausnahme. Der Regel nad dagegen tritt 
das Recht der Oberaufficht erft da ein, mo es fich nicht mehr um den 
rechtsgültigen Wortlaut, fondern um den Geift der geltenden Beftim- 
mungen und um die Intereſſen bes Gefammtlebens handelt. Die Ober: 
aufficht entiteht demnadh da, wo Auffaffung und Ausführung von 
Seiten der freien Verwaltungskörper mit beiden in Widerſpruch tritt 
und das Recht derfelben beftimmt, bis zu welcher Gränze die Autono- 
mie der freien Verwaltungskörper durch den Geift des öffentlichen Rechts 
oder die allgemeinen Intereſſen beſchränkt werben fol. 

Diefer einfache Begriff des Nechts entwidelt fi nun zu einem 
Syiteme dadurch, daß Recht und Intereſſen von zwei verſchiedenen 
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Seiten ber gegenüber der Autonomie vertreten werben. Denn zuerft 
ift e8 offenbar die Regierung, melde im ganzen Gebiet bes Staats⸗ 
lebens die Gefammtinterefien gegenüber jedem Theile vertritt und welche 
die leßtern daher auch gegenüber der Autonomie zu wahren bat. Sie 
bat daher ein Recht darauf, die lektere im Namen der erfteren zu be 
ichränfen, und dieſes Recht ift die unabweisbare Gonfequenz ihrer Ber 
antwortlichfeit dafür, daß der Geift ver Geſetze überhaupt zur 
Geltung gelange. In diefem Begriff des Rechts liegt daher auch das 
Princip für die Gränze defjelben. Nun nennen wir jenes Recht der 
Dberaufficht, fo weit es durch die Regierung auögeübt wird, die ober 
aufſehende Gewalt; und es folgt, daß bas Rechtsprincip der ober- 
auffehenden Gewalt der Regierung mithin ihre Verantwortlichkeit ift. 

Das zweite Element, welches die höchften Intereſſen und fpeciel 
alfo auch diejenigen, ivelche den autonomen Körpern unterivorfen find, 
berührt, ift die Gefammtheit der einzelnen Perfönlichleiten, welche Mit- 
glied des Verwaltungstörpers find. Ohne Zweifel hat noch der 
Beichluß des Iehtern einen Geift neben feinem Wortlaut, ohne Zweifel 
gibt es höchfte Sinterefien jedes Verwaltungskörpers und ohne Zweifel 
bat baber auch der Organismus des leßtern gegenüber den Mitgliedern 
und ihren Sinterefjen immer diefelbe Verpflichtung, wie die Regierung 
gegenüber den Staatsbürgern. Es ift daher ferner fein Zmeifel, daß 
die autonome Gewalt im Geifte des Willens des Verwaltungskörpers 
fungiren fol; daß fie gegen denfelben im Ganzen mie im Einzelnen 
fehlen kann, ift gewiß: es folgt daher, daß auch hier innerhalb bes 
Verwaltungskörpers ein Organismus und ein Recht beftehen muß, ver 
möge defjen derfelbe die Harmonie zwischen Wille und That, Wort und 
Geift der eigenen Verwaltung berftelt. Und dieß Recht nennen wir 
furz die Berantwortlichkeit der freien Verwaltung. 

Auf diefe Weife fcheiven wir die Oberaufficht zunächſt in zwei Ger 
biete. Das eine enthält das Verhältniß zur Negierung, melde das 
Recht und die Aufgabe des Staat3 vertritt. Es ift gleihlam das 
äußere Rechtsſyſtem der Oberaufficht in der oberauffehenden Gewalt. 
Das andere enthält das Verhältniß der Drgane der Verwaltungskörper 
zu ihren eigenen Mitgliedern; es ift das innere Syſtem ber Ober: 
auffiht und der Verantivortlichkeit. In jenem fteht der Staat feinem 
Organe, in diefem der Einzelne feinen gewählten Häuptern gegenüber; 
in jenem bewacht das Ganze den Theil, in tiefem bewacht der Theil 
fih felber. Und erft in der vollen Entwidlung beider Momente ift 
dann das ganze Syſtem ber Oberaufficht gegeben. Das Princip bes 
Rechts beiver Theile aber liegt wieder in dem Weſen berfelben; es iſt 
fein formelles, fondern ein auf dem organiſchen Weſen des Lebens 
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berubendes Syſtem, das in dem Grabe von größerer Bedeutung wird, 
je tiefer die Autonomie in das Gefammtleben Bineingreift. 


2) Die oberauffehbende Gewalt und ihr Recht. 
a) Begriff derfelben. 


Die oberauffehenne Gewalt ift demnach die Ausübung der Ober 
aufficht durch die Regierung. Sie beruht im Allgemeinen darauf, daß 
die freien Verwaltungskörper ihrem Weſen nad) Organe der vollziehenden 
Gewalt im meiteften Einne find. In diefem Organismus iſt die Ne 
gierung das Organ ber perfönlichen Einheit in der Verwirklichung der 
Gelege, und indem fie die Verantivortlichleit für das Ganze trägt, fo 
folgt, daß das Öffentliche Recht ihr auch die Gefammtheit derjenigen 
Bedingungen geben muß, welche von ber einheitlichen Vollziehung ge: 
fordert Werben. Anbererfeits find die Körper der freien Verwaltung aud) 
Drgane der Vollziehung der Geſetze und denfelben untertvorfen. Sie 
haben daber fo gut ie die Regierung ſelbſt die Gelege zu befolgen. 
Demgemäß befteht die Aufgabe der oberauflehenden Gewalt darin, durch 
ihre Maßregeln die Ueberfchreitung jener rechtlichen Gränze durch bie 
Drgane der freien Verwaltungskörper zu hindern und die Vollziehung 
der Geſetze durch ihre Maßregeln zu fihern. Das Recht auf die ein: 
zelnen dadurch bebingten Maßregeln gegen die Organe der freien Ber: 
waltung bildet demnach den Inhalt der oberauflehenden Gewalt: die 
Nothwendigkeit der Selbftbeftimmung der erfteren erzeugt dag Princip 
jenes Rechts dahin, daß es nicht meiter ausgeübt werben darf, als es 
der ftrifte Inhalt des Geſetzes oder eine dringende Gefahr nothivendig 
madt; und das Syſtem diefes Recht? entjieht, indem man die durch 
biefe Funktion der oberauflehenden Gewalt nothivendig werdenden ein: 
zelnen Maßregeln für fih und in ihrem Bufammenhange betrachtet. 


Gerade in diefer oberauffehenden Gewalt und ihrem Rechte liegt der Anlaß, 
vermöge deſſen viefelbe mit der Polizei vielfach im Ganzen und fpeciell in ihren 
einzelnen Momenten, verwechfelt worden ift, und es ſcheint allerdings nothwendig, 
ih darüber Mar zu werden, damit wir dag eigentliche Weſen der erfteren von 
der letteren unterjcheiden. Beſtimmen wir nämlich das Weſen ter Sicherheits- 
polizei (Bgl. Bd. IV der Verwaltungsliehre) dahin, daß diefelbe die Geſammtheit 
der Maßregeln enthält, welche die Rechtsfphäre des Einzelnen gegen die Ueber- 
griffe der Gewalt des andern Einzelnen fihern follen, und geht man babei von 
der Borftellung aus, daß bie juriftifche Perfönlichleit eben nur eine andere ein- 
zelne Berfönlichkeit ift, jo wird allerdings die Funktion der oberauffebenden Ge⸗ 
walt felbft als eine polizeiliche Funktion erfcheinen; und von diefem Standpunkt 
ift es daher ganz richtig, fich die erftere als eime Art ver Sicherheitspoligei zu 
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denken. Allein intem man jeden freien Berwaltungslörper als einen Organis- 
mus der vollziehenden Gewalt und mithin als ein Organ des Staats denkt, 
wirb die oberaufſehende Gewalt zu einem Theile des organiſchen Lebens ber 
Bollziehung und das unterſcheidende Merkmal zwifchen berfelben und der Sicher⸗ 
heitepolizei befteht dann barin, daß fich bie erflere grundſätzlich nicht bloß auf die 
wirfiihen Thätigfeiten, fondern aud auf den Willen ber freien Berwaltungs- 
örper bezieht. Während daher bei der Sicherheitspoligei ſtets das Objelt der⸗ 
felben eine Gefahr ift, beren Grund als außerhalb bes Staats liegend ange- 
fehen wird, ift die oberauffehende Gewalt vielmehr eine Funktion, bei welcher 
der Staat als Ganzes ſich felbft in tem öffentlichen Leben feines Xheiles 
beobachtet. Diefelbe erjcheint daher nicht mehr als Polizei, fondern fie if die 
Disciplin des Staats ober ber freien Verwaltung. Die Berwechslung felbft Hat 
daher auch nur dadurch entfliehen können, daß man die freie Berwaltung nicht 
als einen felbftändigen Begriff anerlanıt hat. Es ergibt fih daraus, daß je nach 
der Entwidlung der leßteren ber Schwerpunft der oberaufjehenden Gewalt mehr 
in das Recht der Intereffenvertretung fällt. Alle diefe Verhältniffe aber find in 
Deutſchland noch fo fehr in der Entwidlung begriffen, daß wir nochmals darauf 
binweifen dürfen, wie wir viel mehr aus der Natur ber Sache, als aus pofitiven 
Gefetzen heraus das Recht beftimmen müſſen. 


b) Das Spyftem des Rechts der oberauffehenden Gewalt. 


Das Syſtem dieſes Rechts entjteht nun, indem man bie Thätigfeit 
der oberaufjehbenden Gewalt in ihre einzelnen Momente auflöst 
und für jedes diefer Momente fein eigenes Recht ſetzt. Diefe Momente 
find die Kenntnißnahme, dann das Recht des Befehles und des Zwanges, 
die Nichtigkeitserflärung mit Verbot, Siftirung und Auflöfung, und 
endlich die Haftung der Regierung für diefe Maßregeln. 


1) Das Recht der Kenntnißnahme und der Anzeige. 


Ohne Zweifel ift die Kenntnißnahme die erfte Bebingung jeder Aus: 
übung der Oberaufficht; es ift daher auch fein Zweifel, daß die Negie- 
rung ein Reht auf Kenntnißnahme der Altionen der freien Verwal⸗ 
tungsförper hat. Allein die Frage, die dabei entfteht, ift eine doppelte. 
Zuerſt handelt es fich offenbar darum, wie weit dieß Recht auf Kennt: 
nißnahme gebt, und zweitens darum, in welcher Form diefelbe ver: 
wirklicht wird. 

Die dafür geltenden Grundfäße find folgenbe: 

1) Die Regierung bat ohne Frage das Net auf Kenntnignahme 
eines jeden Akts, deilen Kenntniß als ein durch das öffentliche In⸗ 
tereile geforderte erfcheint. Während nun im Brivatleben dieſes öffent: 
liche Sinterefje nur in beftimmten Fällen eintritt, ift es kein Zweifel, 
daß daſſelbe bei ben freien Verwaltungskörpern für jede Thätigleit 
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derfelben vorhanden iſt. Es folgt, daß an fi die Regierung das 
Recht auf Kenntnignahme für jeden Alt der freien Verwaltungskörper 
befißt, ohne daß fie dafür den Nachweis eines Bffentlichen Intereſſes 
zu geben brauchte. Dieß muß als allgemeines Princip für das Recht 
der Kenntnißnahme gelten. 

2) Die Form, in der fie das allgemeine Recht zur Ausübung 
bringt, Tann eine doppelte fein. 

Zuerſt hat fie das Recht, im öffentlichen Intereſſe jevem Verwal⸗ 
tungsförper beftimmte Fragen vorzulegen, und ber lettere ift ver: 
pflichtet, diefe Fragen zu beanttvorten. Er haftet für die Richtigkeit 
feiner Antwort, indem er für den Schaden haftet, der aus einer un: 
richtigen Antwort entfteht. Die Regierung bat im Weigerungs: oder 
Ungehorfamsfalle eben fo gewiß das Recht, die Beantwortung durch 
Strafprobungen, melde dann den Ordnungsſtrafen angehören, zu er: 
zwingen. Jedoch geht dieß Recht nicht jo weit, durch Beichlagnahme 
und Durchſuchung ſich die Beantwortung zu verfchaffen. Dazu ift ein 
gerichtlicher Befehl nothiwendig, wie bei dem Einzelnen. 

Zweitens muß fie das Recht haben, fich diefe Kenntnignahme durch 
Einführung eines amtlihden Organes in die Berhandlungen 
zu verichaffen. Während dieß jedoch nur bei den Verfammlungen ber 
Vereine aus Gründen, die in der Natur des Vereinsweſens liegen, 
Regel ift, Tann es bei Eelbftverwaltungslörpern nur ausnahmsweiſe 
eintreten, und follte in ſolchem Falle jedesmal motivirt fein. Wo aber 
eine Beftätigung der Wahl der Vorſtände ftattfindet, da ift bie 
Theilnahme eines Abgeorbneten der Regierung an fich verkehrt; denn 
entweder ift die erftere eine leere Form, oder bie letztere ift durch die 
erftere überflüflig. 

3) Etwas weſentlich anderes als die Kenntnignahme und ihr Recht 
ift das Recht auf Anzeige. Dafür gelten folgende leitende Grundſätze. 

Während die Kenntnißnahme das Recht der Regierung auf die 
Kenntniß bebeutet, enthält die Anzeige die Pflicht der Verwaltung 
förper zur Mittheilung von Thatſachen. Nun ift e8 offenbar Sache 
der Regierung, fi im Allgemeinen die ihr nöthige Kenntniß durch 
eigene Thätigfeit zu verichaffen, und die Gefehgebung bat ihr dafür 
die nöthigen Mittel zu geben. Soll daher eine Pflicht zur Anzeige vor: 
handen fein, fo muß davon ausgegangen werden, daß fie nur auf bes 
jondern Gründen beruhen Tann. Diefe Gründe find nun einerfeits 
— der Zweckmäßigkeit, andererſeits Gründe aus der Natur der 
Sache. 

Zweckmäßig iſt es, den Verwaltungskörpern die Anzeige zur 
Pflicht zu machen, wo die Kenntnißnahme aus irgend einem Grunde 
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ohnehin im öffentlichen Intereſſe liegt, indem damit einerſeits Mühe 
und Koften geipart werden, und andererfeitö jede Ungewißheit über die 
betreffenden Thatſachen bejeitigt ericheint. Es folgt daraus, daß die 
Regierung das Recht hat, folche Anzeigen auf dem Wege der Verord⸗ 
nung vorzufchreiben und fie zu erzwingen. Dagegen muß ivieber an» 
erfannt werben, daß da, wo die Regierung zum Zwecke der Kenntniß: 
nahme fich durch ein eigenes Organ vertreten läßt, eine pezielle Anzeige 
der gefaßten Befchlüffe nicht noch außerdem gefordert werben könne. 
Nur bei einzelnen Thatfachen kann diefelbe im öffentlichen Intereſſe auch 
dann die Anzeige noch vorfchreiben. 

Es wäre von großer praftifcher Wichtigfeit, wenn die Regierungen 
fih bei jeder Art von Verwaltungskörpern ein Syſtem derjenigen That: 
ſachen bildeten, welche die betreffenden Körper anzuzeigen haben follen. 
Erſt auf Grundlage eines ſolchen Syſtems wäre die Verwaltungsftatiftif 
auch nad diefer Seite hin im Stande, etwas Tüchtiges zu leiften. 
Auch würden gerade in diefem Syſteme die Anzeigen fi) am beutlichften 
das Bewußtjein von demjenigen abipiegeln, was eigentlich die Funktion 
diefer Verwaltungskörper ift; in ihm würde die foftematifche Statiftif 
neben der Bollszählung ihren Höhepunkt erreihen! — 

— Nothmendig nun erjcheint eine ſolche Anzeige, als öffentliche 
Pflicht der Vertvaltungsförper, in zwei Yällen. 

Zuerft da, wo fi ein folcher Verwaltungsförper durd die Ber: 
einigung mehrerer überhaupt erft bilden will, ohne daß er dazu einer 
beftimmten Genehmigung bebarf; wie bei den Vereinen, welche feine 
Ermwerbsgejellichaften find. 

Zweitens da, wo es fich bei einer bereits beftehenden juriftiichen 
Perſönlichkeit um Beichlüffe handelt, welche, indem fie das Recht Dritter 
berühren, dem öffentlichen Rechtsleben angehören. 

Dagegen liegt Feine Pflicht zur Anzeige vor, mo es ſich bei den 
Beichlüflen und Vollziehungen nur um die Rechte der Mitglieder han: 
delt, denn diefe follen ihre eigenen Rechte felbft wahren. — Eelbit: 
verftändlich gehört eine Aenderung der Grundgeſetze (Statuten) der 
Verwaltungskörper, die der Genehmigung überhaupt bebürfen, nicht 
dem Rechte der bloßen Anzeige, jondern dem der Erhebung zur jurifti: 
ſchen Perſönlichkeit; dagegen follte bei jeder Aenverung in dem Organis⸗ 
mus und felbft bei den leitenden Perfönlichkeiten der freien Verwaltungs⸗ 
förper, ſoweit diefelbe dem Beſchluſſe der leßteren angehört, die Anzeige 
zur Pflicht gemacht werben. 

Es ift nun zum Schluſſe Har, daß die Strenge und Genauigfeit 
in der Ausführung diefer Grundſätze mefentlich gemilvert wird, Ivo das 
Prineip der Deffentlidhfeit anerfannt iſt und durchgeführt wird. 
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Jedoch ift es nicht richtig, die eritere durch die letztere ganz erjeßen zu 
wollen, wie wir unten ſehen werden. 


Wir bemerken hier nur, daß die Unklarheit iiber Regierung und freie Ver⸗ 
waltung einerfeite und über das Weſen ber Sicherbeitspolizei andererfeits es 
allein ertlären, wie die frühere Literatur, 3. B. Klüber, Zacharias u. X. das 
Recht der Kenntnißnahme in der Oberauffiht mit bem polizeilichen Recht ber 
Beichlagnahme, tem Briefreht und ter Hausdurchſuchung verwechſeln Tonnte. 
Setzt dürfte es mohl feitftehen, daß die Kenntnignahme zu ihrem Grunte nur 
Öffentliche Zntereffen, zu ihrem Objekt nur Thatjachen des Gefammtlebens haben 
kann, während jene Rechte auf dem Berbrechen beruhen und zu ihrem Objekt 
nur Beweismittel haben follen (ſ. Polizeireht Bd. VI der Vermwaltungslehre). 


2) Das Recht des Befehls und des Zwanges gegen die Berwaltungßlörper. 


Mährend fih nun auf dieſe Weife Kenntnißnahme und Anzeige 
auf die Thatfachen beziehen, welche in den freien Verwaltungskörpern 
vorfinden, tritt in Befehl und Zwang die oberaufjebende Gewalt dem 
Millen verjelben entgegen. 

Der Rechtsgrundfah für Befehl und Zwang ber Regierung gegen- 
über dem Verwaltungskörper hängt aufs Innigſte mit dem ganzen Syſtem 
der organiichen Verwaltung zuſammen. 

Die Verwaltungskörper, jeder in feiner Weife, find die Organe 
der vollziehenden Gewalt. Sie haben daher, jeder in feinem Gebiete, 
zuerſt den Willen des Gefetes zu vollziehen; dann haben fie in biejer 
Vollziehung zugleich den Geift der Gefege zu verwirklichen. Die Ne: 
gierung ift der Organismus, der dafür verantwortlich ift, daß dieß 
geichehe. Sie muß daher, da in großen Gebieten die Verwaltungs⸗ 
förper die Verwirklichung der Gefete zu ihrer Aufgabe haben, das 
Mittel befigen, diefe Körper zur Erfüllung ihrer Aufgaben anzubalten. 
Eie muß daher das Recht auf Befehl und Zwang gegen bie Verwal: 
tungsförper haben. 

An fi ift nun wohl fein Zweifel an dieſem Rechte ver Regierung. 
Die Frage, um melde es fich dabei handeln kann, ift nur die nad) 
der Gränze vieles Rechts. Denn e3 leuchtet ein, daß es dieſe Gränze 
ift, welche die Selbftändigfeit der freien Verwaltung gegenüber der Re: 
gierung fichert. Es ift daher nothwendig, die hier maßgebenden Grund: 
läge feitzuftellen. 

1) Am Allgemeinen gilt für die freien Verwaltungskörper bafjelbe 
Recht, welches für die Einzelnen gilt. Das Princip diefes Rechts ift 
ber ftaatsbürgerlihe Gehorfam, der für die Verwaltungskörper 
gerade in berjelben Weife gilt, wie für die Einzelnen. Kein Verwal: 
tungsförper hat das Recht des aktiven Widerftanves; jebem aber fteht 
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das Necht des pafliven Widerftandes unzweifelhaft zu, indem berfelbe 
einfady die betreffenden Befehle nicht ausführt. In der That beginnt 
das eigentliche Recht des Befehles erft auf diefem Punkte; vie leiten: 
den Grundſätze dafür find einfach. 

Der paflive Widerftand ergibt fi von felbft, wo dem Verwal⸗ 
tungsförper ein Befehl gegeben ift, der außerhalb feines Zweckes Tiegt. 
Bolzieht er den Befehl dennoch — wie bieß bei gewiſſen Vereinen ja 
fehr wohl möglich ift — jo muß diefe freie Vollziehung als ein Aft 
der freitvilligen Uebernahme eined Auftrages angejehen und darnach 
behandelt werden. Enthält dagegen ein foldher Befehl eine Verlegung 
des Rechts der einzelnen Mitglieder, jo wird nicht unmittelbar 
die Regierung, jondern das ausführende Drgan ber Einzelnen verant⸗ 
wortlih und haftbar, und hat fi) dann an die Regierung zu halten. 

Liegt der Befehl dagegen innerhalb des Zweckes des Verwaltungs» 
förpers, fo wird bei paflivem Widerftande die Regierung den Zwang 
eintreten laflen. Auch der Zwang bat bier genau diejelben Grund 
fäte, mie bei dem Zwangsrecht gegen die Einzelnen. Wenn die Re: 
gierung den Zwang dadurch ausübt, daß fie durch ihre Organe die 
anbefohlene Funktion vollziehen läßt, fo haftet ver Verwaltungskörper 
für die Koften, und die Funktion des Vertvaltungsorgans gilt fo lange 
als fuspenbirt, ald die Zivangsmaßregel der Regierung dauert. Dabei 
bat dann allerdings auch die Regierung die eventuelle privatzechtliche 
Haftung, die aus den Modalitäten der Vollziehung fich ergeben Tann. 

Weſentlich anders dagegen find nun die Nechtöverhältniffe, wo fich 
Wille und That von Regierung und freier Verwaltung direft ent: 
gegen ſtehen. 


3) Die Nihtigleitserllärung, das Berbot, und die Eiflirung und Auflöfung. 


Befehl und Zwang beziehen fih nun auf das, was die Verwal: 
tungskörper zu thun verpflichtet find. Ein anderes Syitem von Rechten 
tritt ein, wo es fi) um das handelt, was fie zu unterlafjen haben, 
um nicht dag Recht zu verlegen. 

Hier nun ift weder zu unterjcheiden zwiſchen den Maßregeln gegen 
die Beſchlüſſe, und denen, melde gegen die beichließenden Organe 
gerichtet find. 

In Beziehung auf die erfteren muß man wieder zivei verjchiedene 
Fälle unterfcheiden. 

Der erſte diefer Fälle tritt da ein, wo ein Verwaltungskörper feine 
Beichlüffe auf etwas richtet, wad außerhalb feiner Competenz 
liegt. Hier ift das erfte und einfachſte Princip, daß die Regierung 
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jolche Beichlüffe, die außerhalb der autonomen Competenz bes betreffen. 
den Vereinslörpers liegen, einfach als nichtig erflärt. Enthalten aber 
diefe Beichlüffe den gemeinichaftliden Willen zu einer That des freien 
Verwaltungskörpers, fei es Gemeinde ober Verein, welche das öffent 
liche oder Privatredht verlegt, jo hat die Regierung neben ber öffent: 
lichen Nichtigfeitserflärung dieſer Befchlüffe zugleich diejenigen poligeis 
lichen Maßregeln zu treffen, welche die öffentliche Sicherheit gegenüber 
einem folhen Willen fichern. Der zweite Fall ift nun der, wo bie Bes 
Ichlüffe geradezu dem öffentlich geltenden Recht entgegen ftehen. Sn 
dieſem Falle genügt es nicht, daß der Beihluß bloß als nichtig erflärt 
werde, fondern die Regierung hat die Pflicht, ſolche Beichlüffe direkt 
zu verbieten. Es ift unnöthig, dieß genauer zu motiviren. Wo aber 
Gefahr erfcheint, da kann die Regierung auch jo weit gehen, die Be: 
folgung folcher Befchlüfe von den Einzelnen mit einer direlten Drbs 
nungsftrafe zu belegen. Es ift Klar daß, wo auch dieß nicht ausreicht, 
unmittelbare Smangsmaßregeln einzutreten haben. 

Mefentlich anders geftaltet fich dieß alles da, wo es fich nicht mehr 
um einzelne Beichlüffe und Altionen der autonomen Körper, jondern 
um einen beharrlihen Widerftand derſelben gegen den Willen der Re: 
gierung handelt. Hier gehen die Maßregeln berjelben gegen dad Dr. 
gan, und in zweiter Linie gegen den Körper felbft. Auch dieſe 
Mapregeln baben ihre beftimmte Ordnung und ihr beftimmtes Redt. 
Wir unterfcheiden dabei folgende Grabe. 

Das erite ift dad Recht, die Aktion des freien Verwaltungskörpers 
im Namen der Öffentlichen Sicherheit zu fiftiren, fo meit fie diefe 
Siftirung vertreten zu können glaubt. Mit der Siftirung ift die Ueber: 
nahme ber abminiftrativen Funktionen des Körpers durch die Behörde 
verbunden. Durch die Siftirung wird jeder Alt des Körpers, der troß 
derfelben von feinen Organen vorgenommen wird, zu einem Aft bes 
aktiven Widerftandes, und damit für jedes Mitglied der Organe 
itrafbar. 

Der zweite Grad ift der Alt der Auflöſung des freien Verwal⸗ 
tungsförpers ſelbſt. Diefe Auflöfung kann aber eine mehrfache Form 
annehmen. 

Zuerft Tann fie die Auflöfung des den Körper vertretenden Dr: 
ganes enthalten. Eine ſolche Auflöfung muß ftet3 mit der Aufforde 
rung und Veranlaffung einer neuen Wahl verbunden fein. Bis zur 
Vollendung derſelben treten bie rechtlichen Folgen der Siftirung ein, 
und müſſen fo lange dauern, bis die Neuwahl vollzogen ift. 

Zmeitens Tann fie in der Aufhebung ver einzelnen beftimmten 
Berfammlung der Mitglieder des Körpers beftehen, zu welcher die 
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Regierung durch ihre Behörbe eben fo gut das Recht haben muß, als 
der Borftand des Vereinskörpers ſelbſt. 

Drittens aber Tann fie durch Auflöfung des Verwaltungskörpers 
jelbft geſchehen. Eine ſolche Auflöfung Tann alsdann nur in der Form 
der Notbverordnung ftattfinden, und unterliegt daher den Grund» 
fäßen, welche bereitd im verfafiungsmäßigen Regierungsrecht für bie 
ſelbe ausgeſprochen fin. 

Dieſe Grundſätze nun werden, je nach der Natur der freien 
Verwaltungskörper, in ſehr verſchiedener Form zur Anwendung ger 
langen. Zum Theil find fie, namentlich für die Vereine, bereits recht⸗ 
lich ausgebildet. Die große Seltenheit ihrer Antvendung wird es kaum 
zu einer eigentlichen Jurisprudenz dieſes Gebiet? kommen laſſen; auch 
wird die genauere Darftellung wohl ftet3 bei den einzelnen Arten ber 
Berwaltungsförper Platz greifen. Aber das ift Mar, daß die in ihnen 
gegebene, nothwendige große Getvalt der Regierung gegenüber ber freien 
Verwaltung ein Gegengewicht braucht, welches dann in den Grund» 
fäßen der Haftung der Regierung im Klagerecht und der Verantivort: 
lichleit der Minifter gegeben ift. Es ift feftzubalten, daß die Rechts: 
ordnung des Staat? auch hier erft in dem Zufammenmwirfen aller 
Faktoren und Grundſätze des öffentlichen Rechts geſetzt werben kann. 


4) Die Haftung der Regierung für ihre oberauffehende Gewalt. 


Indem wir uns hier auf die ganze, bereit? im erften Bande bar: 
geftellte Lehre von Verantwortlichleit und Haftung der Regierung be 
zieben, glauben wir die obige Frage fehr kurz und Far erledigen zu 
können. 

Die Regierung hat den freien Verwaltungskörpern gegenüber über: 
baupt feine Berantwortlichfeit, ſondern nur eine Haftung. 

Die Regierung ift auch bier nur der Vollävertretung gegenüber 
dafür verantmwortlih, daß fie in den Altionen ihrer oberauflehenden 
Gewalt im Geifte der Verwaltungsgeſetze vorgeht. Diefe Verantwort⸗ 
lichkeit kann nun, da die Maßregeln gegen die Verwaltungskörper ftet3 
von den höchſten Stellen ausgehen, nur in der Weife zur Verwirk— 
lichung fommen, daß die betreffenden Verwaltungskörper mit ihren Be: 
ſchwerden fih direkt an die Volfövertretung menden; dieſe enticheibet 
dann darüber, ob die Regierung im Geifte der gefeßgebenden Gewalt 
gehandelt hat. 

Sowie es fi dagegen um die Frage handelt, ob eine einzelne 
von den obigen Maßregeln gegen die Verwaltungskörper mit einem 
pofitiven Gefege in Widerſpruch fteht, fo verfchwindet die Verant⸗ 
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wortlichkeit, und es tritt das Klagerecht der leßteren ein; denn bie 
Regierung baftet für ihre einzelnen Aktionen. Auch bier entfteht dann 
die Frage nach dem für dieſes Klagerecht eingefegten Gericht; daß 
dabei wenigftens eine Zuziehung von Organen der Regierung unthun⸗ 
lich ift, liegt wohl auf der flachen Hand. Im Uebrigen ift über dieß 
Recht kaum etwas weiteres zu bemerfen. Das Ergebniß ift, daß das 
Beſchwerderecht gegen die Regierung an die Volksvertreter, das Klage 
recht an die Gerichte zu geben hat. 


3) Die Berantwortlidleit und die Haftung in der freien 
Berwaltung. 


a) Begriff und Bebeutung derjelben. 


Mährend nun in der oberauflehenden Gewalt die Perjönlichkeit des 
Staats mit ihren Forderungen der Selbitthätigfeit der freien Verwal⸗ 
tungsförper gegenüber fteht, tritt in dem, was mir bie Verantwortlich⸗ 
feit der freien Verwaltung nennen, die Geſammtheit der Mitglieder 
der Verwaltungskörper mit feinem Rechte auf. Und fo entfteht inner 
halb des legteren das Analogon des verfaffungsmäßigen Regie 
rungsrechts, mie der auf der Wahl bafirte Organismus des bes 
Ichließenden Körpers das Analogon der verfaflungsmäßigen Geſetz⸗ 
gebung barbot. 

Es ift von praftifcher großer Bedeutung, diefe Analogie feitzubalten, 
da fie es ift, welche es uns allein möglich madt, das ganze Gebiet 
der Haftung und DVerantmwortlichkeit Leicht zu überjehen und im Ganzen 
richtig aufzufaſſen. 

Syn der That nämlih muß davon ausgegangen werben, daß bie 
vollgiehenden Organe in jedem Körper der freien Verwaltung biefelbe 
Aufgabe und Stellung haben, wie die Regierung im Staate. Die Ge 
fammtheit der Mitglieder entipricht dabei dem freien Staatsbürgerthum, 
und es entftehen baher im Wefentlichen dieſelben Verhältnifje, wie im 
Leben des Staats. Und fo tritt bier ein ſelbſtändiges Rechtsſyſtem 
auf, das bisher der Beachtung wenigſtens als Ganzes entbehrt hat. 
Obwohl ed nun in Selbftverwaltung und Vereinsweſen wieder ver: 
Ichieden ift, fo gelten doch die großen leitenden Grundſätze für beibe; 
und diefe find es, welche das Corollar der oberaufjehenden Gewalt 
bilden und als die Bafis für das innere Recht bei den Grundformen 
der freien Verwaltung angefehen werben müſſen. 

So wie dieß feftiteht, ift auch das Princip, das dich Gebiet 
regiert, ein einfaches und klares. 

Dffenbar bat jeder Verwaltungslörper die Aufgabe, zuerft ben 
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Geiſt des beſtimmten Willens des ganzen Körpers zu treffen, und 
dann dieſen Willen — die Beſchlüſſe — auch im Einzelnen auszu⸗ 
führen. Dieſe Aufgabe hat er nicht bloß gegen den Staat, worüber 
dann die oberauflehende Gewalt wacht, jondern auch gegen die Be 
ſchlüſſe und gegen die Interefien der Mitglieder, ober bed Verwal 
tungslörpers im Ganzen. Diefelben müflen daher die rechtliche Mög: 
lichkeit befigen, die Harmonie zwiſchen Ietteren beiden jo gut herzuftellen, 
wie die oberauffehente Gewalt die Harmonie zwiſchen ben beiden erfteren 
beritellt. Und dieſe Forderung ift es, welche durch das Recht der Ver: 
antwortlichleit und der Haftung berjelben rechtlich formulirt wird. 

Nun verfteht es fich von felbft, daß fo Lange die freie Verwaltung 
nicht in ihrer ganzen Selbſtändigkeit entwidelt ift, das Syſtem diefes 
Rechts noch nicht zur vollen Geltung, ja nicht einmal zum vollen Be 
mwußtjein des Volkes oder Staats gelangen fann. Denn jo lange die 
Selbſtändigkeit dieſer Körper nicht feitfteht, wird der Staat fie ale 
Drgane feiner Regierung betrachten und behandeln, und ven Mitglie 
dern über die Thätigfeit ihrer Organe fo wenig eine Controle einräu- 
men, als er fie ihnen über fich felbit gibt. Es wird fich daher, To 
lange die Unfreiheit diefer Verwaltung dauert, naturgemäß ergeben, 
daß die oberauffehende Gewalt einfeitig die Verantwortlichkeit und Haf: 
tung ber Verwaltungskörper übernimmt, und ihre Controle an die 
Stelle der eignen freien Controle durch die Mitglieder ſetzt. In der 
That aber iſt die ganze freie Verwaltung nur der Schein ber inneren 
Freiheit, fo lange dieß Verhältniß dauert; nur das Princip der Wahl 
erhält dann noch den Anſpruch des Staatsbürgerthbumd an die freie 
Verwaltung. Wo dagegen Verantwortlichfeit und Haftung der Organe 
biefer Körper zum anerkannten Princip geworden, da Tann e8 nicht 
lange dauern, bis fih fie auch in dem eigentlichen Staatsleben Bahn 
bricht. Die große Bedeutung dieſes ganzen Rechtsjuftems beruht daher 
nicht bloß auf dem Werthe, den es für die freie Verwaltung jelbit 
bat, ſondern eben fo fehr auf der lebendigen Wechſelwirkung zwiſchen 
den Berwaltungsförpern und dem Staate; und es ıft daher wohl ber 
Mühe werth, es befonders zu betrachten. 

In diefem Gebiete des inneren Rechtslebens ift e8 nun, in welchem 
der Unterfchieb der Selbftvermaltung und des Vereinsweſens vielleicht 
am deutlichſten hervortritt; und nirgends zeigt fich die große Bedeu: 
tung des legtern für die Gefammtentwidlung in fo klarem Lichte ala 
hier. Wir dürfen deßhalb einen Augenblid dabei ftehen bleiben. 

Die erite Vorausſetzung der Geltung jenes Rechtsſyſtems ift offen: 
bar das Princip der Gleichheit aller Mitglieder der Verwaltungss 
körper; denn denen im Rechte Untergeoroneten Tann der höher Stehende 
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nicht verantwortlich ſein. Die Geſchichte der Entwicklung der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Gleichheit iſt daher auch die Baſis der Geſchichte der Ent⸗ 
wicklung jenes Rechtsſyſtems. Und da nun die Selbſtverwaltungskörper 
für die Ungleichheit empfänglich ſind, und die geſellſchaftlichen Unter⸗ 
ſchiede in ihrem Organismus zur Geltung kommen laſſen, während die 
Vereine ohne Gleichheit der Berechtigung aller ihrer Mitglieder nicht 
denkbar ſind, ſo ergibt ſich, daß Verantwortlichkeit und Haftungsrecht 
in den erſteren erſt mit dem Siege der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft 
zur Geltung gelangen, während beide für das Vereinsweſen mitgeborene 
immanente Rechtsgrundſätze ſind. Das Vereinsweſen ſteht hier daher 
höher als die Selbſtverwaltung; allein die letztere iſt eine an und für 
ſich beſtehende, dauernde Einheit, Erſt wenn jene Grundſätze daher 
von dem Vereinsweſen auf die Selbſtverwaltung übergegangen ſind, 
können ſie als gemeinſames Recht der freien Verwaltung gelten: erſt 
dann auch gibt es eine wahre und organiſche Freiheit der innern 
Verwaltung. 

Daraus nun erklärt es ſich auch leicht, weßhalb wir erſt jetzt be⸗ 
ginnen können, dieſe Rechtsordnungen in das Syſtem des öffentlichen 
Rechts aufzunehmen. Denn England hat dieſelben nie wiſſenſchaftlich 
formulirt, weil ſie ohnehin als ſelbſtverſtändlich gelten; Frankreich nicht, 
weil es überhaupt keine freie Verwaltung beſitzt; in Deutſchland aber 
ſtehen wir noch mitten in der Arbeit, welche dieſe freie Verwaltung 
überhaupt erſt zum Verſtändniß und zur rechten Geltung bringen ſoll. 
Wir leiden gerade in dieſer Beziehung noch ſehr darunter, daß wir 
das Vereinsweſen weſentlich vom Geſichtspunkte des Privat 
rechts betrachten, und verſtehen daher noch gar nicht recht, die großen 
Kategorien des Staatslebens auf dieſe Ordnungen anzuwenden. Das 
nun beſſert ſich allerdings mit jedem Tage; und ſo dürfen wir hoffen, 
daß das Folgende wenigſtens Anlaß zu weiterem Nachdenken, und 
vielleicht die Grundlage der allgemeinen Auffaſſung dieſes ganzen Ge 
bietes werden möge. 


b) Syftem diefer Rechte. 


Das Syftem diefer Rechte entfteht nun dadurch, daß, wenn jenes 
Princip ſelbſt als ein nothivendiges und organisches angelehen wird, 
die Bedingungen und Formen ihrer Ausübung gleichfalls als ſelbſtän⸗ 
dige Rechtsinſtitute gelten. 

Diefe nun find zuerft die Deffentlichfeit, und endlich die Haftung 
der Vollzugsorgane. 

Dabei nun muß man allerdings feithalten, daß aus Gründen, bie 
im Obigen bereitö angebeutet find, biefe elementaren Nechtsverhältnifie 


92 


viel mehr im Vereinsweſen als in der Gelbitverwaltung ausgebildet 
erfcheinen, und daß auch eine viel höhere Entwidlung bed Geſammt⸗ 
lebend bazu gehört, fie dort zur Geltung zu bringen, während fie bier 
gleihfam von felbft entitehen. Dagegen aber haben biefelben anderer 
feitö in der Selbitvermaltung von Anfang an weit mehr den Charalter 
eines öffentlichen Rechts, während fie im Vereinsweſen als eine jurt- 
ſtiſche Confequenz privatrechtliher Verbindlichkeiten auftraten. Wir 
erben erjt mit der immer größern Bedeutung des Vereinsweſens dahin 
gelangen, die Forderungen, die in jenen Begriffen liegen, tmejentlich 
als Forderungen bes üffentlihen Rechts und die Ausübung berfelben 
als die eigentliche Vorſchule des öffentlichen Lebens anzuerlennen. 

Sn diefem Sinne betrachten mir jeden dieſer Punkte für fich. 


1) Die Deffentlileit und die Berdffentlihung. 


Die Deffentlichleit ift einer jener Grundſätze, welche in ihrer all: 
gemeinften Geftalt, gleichſam noch in dem Stadium des Gefühle, der 
vage Ausbrud des Bewußtſeins iſt, daß das Leben aller Einzelnen 
unter einander ein gegenfeitig bedingtes ift, in welchem jeder Fortſchritt 
des Einzelnen eine Quelle des Fortichritts für Alle, der Rückſchritt des 
Einzelnen eine Gefahr für Alle, und die höchſten Intereſſen des Lebens 
jedes Menfchen in Recht, Wirtbichaft und Sitte daher zugleich bie 
höchiten Intereſſen der Gefammtheit enthalten. Die Deffentlichleit ala 
allgemeiner Begriff ift die Form, in welcher diefe Thatfache des gegen: 
feitigen Bedingtleing zum Bewußtfein kommt. Die Deffentlichleit be 
gleitet daher die Entwicklung des Geſammtlebens zugleich als natürliche 
Folge und ald Vorausfegung; fie ift, von diefem Standpunkt angefehen, 
fein Recht, ſondern ein ganz organiſches Verhältniß; aber fie gehört 
auch nur der ftaatöbürgerlichen Geſellſchaftsordnung. In der Gefchlechter- 
und jtändifchen Ordnung tft fie nicht nur nicht vorhanden, ſondern 
fie wird vielmehr in allen Formen berfelben geradezu befämpft; denn 
fie bedeutet eine Gemeinſamkeit und Gleichartigkeit der Intereſſen jedes 
Einzelnen an den Rechtsverhältniffen und dem Leben aller andern, 
welche an fih dem Abftammungd: und förperfchaftlihen Unterſchieden 
widerſpricht. Die Deffentlichkeit ift in diejen beiden Yormen der Ge 
jelichaft, nicht dur) das, was fie mittheilt, fondern durch ihre fill: 
ſchweigende Vorausfegung, die gleiche Berechtigung aller an allem, eine 
Gefahr verjelben. Ihr Beitehen deutet das Entftehen einer ganz neuen 
Lebensordnung an; es ift bie ftaatsbürgerliche Gefellfchaft, welche in 
ihr zur Geltung fommt, und man kann mit gutem Recht jagen, daß 
die Macht, durch melde fie entfteht, noch nothwendiger ift als die 
Holgen, die fie erzeugt. Sie fchafft fih daher einen jelbftändigen, 
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durch fich Telbft thätigen Organismus; das ift die Preffe. Bon diefer 
und ihrem Rechte haben wir im VI. Band der Verwaltungslehre ges 
ſprochen; auf die dortige Darftellung können wir hier verweilen. 

Allein diefe allgemeine Deffentlichleit des Staatsbürgertbums if 
es nicht, von der wir bier reden. In der vollziehenden Gewalt ift 
die Deffentlichleit vielmehr eine Bedingung im Leben der freien Ver: 
waltung, und zwar diejenige Bedingung, ohne welche eine Verantwort⸗ 
Iichleit in der legteren gar nicht möglich if. Die Mitglieder der Ber 
mwaltungsförper haben daher ein formelle Recht auf die Deffent- 
feit der Thätigkeiten, der geiftigen twie der materiellen, ihrer Drgane, 
jelbft da, wo daflelbe gar nicht formell anerlannt ift; und dieß Necht 
ift der erite Theil dieſes ganzen Gebietes. 

Es ſcheint und nun überflüflig, bier meiter zu motiviren, in 
welcher Weife die Deffentlichfeit wirklich eine Bedingung des fünftigen 
Leben? der freien PVerwaltungskörper iſt. Sie iſt es zuerſt für bie 
Wahl: fie ift es zweitens für die Verantmwortlichkeit; fie ift es drittens 
für die Haftung. Diele Säte nehmen wir wohl als ausgemadt an. 

In diefem Sinne gibt ed nun ganz beftimmte Rechtsſätze für die 
Deffentlichleit, deren Verlegung in der freien Verwaltung nicht bloß 
als ein Vorwurf, fondern geradezu als ein Vergehen angeſehen werben 
muß. Dieſe Rechtsſätze find folgende; 

Zu erſt ſoll es in der freien Verwaltung gar feinen Alt der Be 
ratbung geben, der principiel von d.r Deffentlichkeit ausgeſchloſſen 
wäre; derſelbe ſoll vielmehr noch der Form nach eine öffentliche fein. 

Hier nun ſcheidet fich wieder auf das beftimmtefte die Geſellſchaft 
von GSelbjiverwaltung und Vereinsweſen. Eine Gejellichaft kann fehr 
wohl eine juriftiiche Perfönlichkeit fein, aber fie hat ihrem Weſen nad 
fein allgemeines, über ihre Mitgliever hinausgehenves Intereſſe zu 
vertreten. Sie bat daher feine rechtliche Verpflichtung zur Deffentlich⸗ 
feit, fondern fie bat dieſe Deffentlichleit nur für die Mitglieder 
anzuerfennen. Jeder Verein fol dagegen ein öffentlicher fein: Fein 
Verein ſoll das Recht haben, irgend eine Perſon von feinen Verſamm⸗ 
lungen auszufchließen; thut eine Bereinigung das, oder ftellt fie gar in 
den Statuten diefen Grundfaß auf, fo ift fie eben dadurch fein Verein, 
fondern eine Gelelichaft. Jeder hat daher ein Recht darauf, bei den 
Verfammlungen vom Berein zugelafien zu werben; bei Gejellichaften 
hängt das von ihrem Ermeflen ab. Die Gränze liegt auch hier im 
Zweck, und nicht in den Mitteln der Gefellfchaft; eine Aktiengeſellſchaft 
bat auch dann nicht die Verpflichtung zur Deffentlichkeit, wenn fie 
eine Berwaltungsgefelichaft ift, da fie als foldhe eben nur über die 
privatrechtlichen Intereſſen ihrer Mitgliever verhandelt. Dieß wird 
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näher im Bereinstvejen dargelegt werben. Bei den Selbftverwaltungss- 
körpern ift die Deffentlichkeit ſelbſtverſtändlich. Es follte gar nicht fein, 
denjelben erft ftatutenmäßig feftzubalten. 

Zweitens befteht die Deffentlichkeit in dem Princip, daß bie 
Reſultate der — öffentlich gepflogenen — Verhandlungen, und ferner 
daß die, das Leben und die Sntereflen des Verwaltungskörpers berüh⸗ 
renden Thatfahen eigends veröffentliht werden. „Die Ber 
Öffentlihung ift daher von der bloßen Deffentlichleit mohl zu unter 
Scheiben, und es muß ein fpecielles Recht auf die Veröffentlichung 
und eine Pflicht derfelben von Seiten der Organe anerfannt werben. 
Allerdings aber iſt diefelbe an fih ihrem Gegenftand nad unbeftimmt. 
Während daher die Deffentlichkeit felbftverftändlich erfcheint und dem 
Einzelnen ein Recht auf dieſelbe an fich zufteht, fordert die Veröffent- 
lichung einen beftimmten auf biejelbe gerichteten Beſchluß, und die 
Pflicht zur Veröffentlihung tritt mithin erft da ein, wo ein folder 
Beichluß vorliegt. Es ift dann Sache des Verwaltungskörpers, felbft 
zu beftimmen, welche Kategorien von Thatfachen veröffentlicht werden 
folen. Nur Eine Kategorie muß als nothiwendiger Gegenftand der 
Veröffentlichung bei allen ſolchen Körpern angejehen werben; das ift 
der Rechenſchaftsbericht. Seine Veröffentlichung ift darum noth: 
wendig, weil ohne denſelben das Abfolutorium (f. unten) nicht gegeben 
werden ann. 

Die Formen der Deffentlichleit und Veröffentlihung find nun 
natürlich verfchieden je nad) der Natur, den Zwecken und den Mitteln 
der Berwaltungsförper. Sehr beachtenswerth ift e8, daß diefelben oft 
da am menigiten klar find, mo fie am natürlichiten wären, bei ben 
Gemeinden; denn in der That ift zwar feine Gemeinde zu Hein zur 
Deffentlichleit, aber viele find es, welche die Veröffentlihung nicht be 
ftreiten Tönnen. Das nun führt auch von diefem Punkte der neuen 
Gemeindebildung entgegen, von der mwir unten zu reden haben. 


2) Die Berantwortlichkeit. 


Daß im Allgemeinen auch in der freien Verwaltung tie im 
Staate eine Berantmwortlichkeit Play greifen müſſe, darüber, denken 
wir, iſt man ſich wohl einig; die Frage ift nur, erftens wer verant⸗ 
wortlich ift, und zweitens wie die Verantwortlichkeit zur Ericheinung 
fommt. Und bier entitehen allerdings einige Grundſätze, die keineswegs 
für unwichtig gehalten werben dürfen. 

Bunädjft nämlich muß man dabei die Verantwortlichkeit gegenüber 
der Negierung von der Verantwortlichleit gegenüber dem eigenen Ber: 
mwaltungsförper unterjcheiben. 
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Die PVerantiortlichkeit gegenüber der Regierung nämlich beruht, 
im tefentlichen Unterfchied von derjenigen eined amtlichen Drganes, 
darauf, daß diefe Verantiwortlichkeit fich nicht auf die Organe, fondern 
auf ten Verwaltungskörper als Ganzen bezieht, und daß daher 
auch nicht die Organe, Sondern die Gemeinſchaft der Mitglieder 
dafür haftbar gemacht werben, daß der Verwaltungskörper feine Funktion 
erfülle. Das nun beruht wieder darauf, daß die Organe felbft aus 
der Wahl hervorgehen, und daher ver Regierung gegenüber nicht mit 
ihrer fubjeltiven Anficht, fondern als Träger und Vertreter des Willens 
der Gemeinschaft daftehen und anerfannt werden. Ein Widerſtand der 
gewählten Organe erfcheint daher als ein Widerſtand der Wähler, ein 
Mibverftand oder Irrthum der eriteren als Mißverſtand oder Irrthum 
der leßteren, und der Zwang felbft geht daher auch nicht gegen die erſte⸗ 
ren, fonbern ſtets gegen die leßteren. Das nun ift jehr wichtig. Denn es 
folgt daraus, daß die Regierung, mo es fich nicht um Verbrechen und 
Vergeben handelt, nie gegen die Berfon ver Gewählten Maßregeln 
ergreifen darf, fo lange diefelben in Harmonie mit ihren Wählern find. 
Es gibt im Sinne der freien Verwaltung feine Disciplin over Abjegung 
der Organe der freien Verwaltungsförper und eine Sufpenfion nur 
im Falle dringender Gefährdung der öffentlichen Sicherheit als polizei⸗ 
Iihe Maßregel; jondern mo fich diefe Organe im Streite mit der Re⸗ 
gierung befinden, hat die leßtere die Gemeinjchaft des ganzen Verwal: 


tungskörpers — Generalverfammlung u. |. w. — zu berufen und dieſe zu 


veranlafien, fi) über das Verfahren ihres Vorftandes zu äußern. Iſt 
die Gemeinſchaft als ſolche nicht damit einverftanden, fo wird fie die 
Vorſtände nöthigen, abzutreten (ſ. unten); iſt fie aber einverjtanden, 
und muß die Regierung vom Befehl und Verbot Gebrauch machen, fo 
haftet wieder nicht der Vorftand, fondern der ganze Verwaltungskörper; 
twird der paflive Wiberftand zum altiven, jo müflen Sufpenfion und 
Auflöfung ftet3 principiell gegen die Nechte des ganzen Körpers und 
nur ala Conſequenz gegen das Individuum des Vorſtands gehen; denn 
indem der ganze Körper denfelben zur Nieverlegung feiner Stelle zwin⸗ 
gen Tann, bat er auch für die Folgen einzuftehen, wenn er dieß nicht 
thut. Ein einfeitiges Einfchreiten der Regierung gegen den Borftand 
liegt außerhalb des Weſens der freien Verwaltung. 

Dieb leidet nur da eine Ausnahme, mo es ſich um den rein amt: 
lihen Wirkungstreis handelt. Hier ift der Vorftand Beamteter, und 
fallt in Beziehung auf diefe Funktion durchaus unter das Necht der 
übrigen Beamteten. 

2) Gerade deßhalb nun, teil auf diefe Weife die gewählten Bor: 
ftände als die Vertreter des ganzen Verwaltungskörpers gelten, müſſen 
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biefelben auch ihrerfeitö der Geſammtheit der Mitglieder derjelben ver: 
antwortlich fein. Denn fie und ihre Auffaflung find es, durch welche 
jever Einzelne ein gewiſſes Maß von Verantwortlichkeit auf fich ladet. 
Allerdings nimmt diefe Verantwortlichleit ihre beftimmte Geftalt erft 
da an, mo fie zur Haftung wird; allein es iſt dennod gewiß, daß fie 
auch im Allgemeinen gilt. Den Einzelnen gegenüber befteht fie näm-: 
lich darin, daß die Vorſtände die Aufgabe haben, die Intereſſen 
bes Verwaltungskörpers gehörig zu würdigen und zu vertreten. Die 
Form, in der diefe Verpflichtung zur eigentlihen Verantwortlichkeit 
wird, befteht darin, daß die Gemeinfchaft in erfennbarer Weile ihr 
Mißtrauen in die Fähigkeit ihrer Organe ausdrückt, und das Princip 
der Berfaffungsmäßigfeit fordert, daß in folchem Falle die Vorſtände 
ihre Stellung aufgeben. Thun fie ed nicht, fo bleibt ver Gemein: 
ſchaft nichts anderes übrig, als den eignen Vorſtänden die Verfügung 
über die Mittel der Gemeinfchaft zu verweigern — das Gorollar 
der Verweigerung des Ausgabenbudgets; denn auch hier kann ſich bie 
Gemeinſchaft ihre eignen Einnahmen um fo eniger verweigern, als 
diefelben in den meiſten Fällen gefetlich feftgeftellt find. Damit ift die 
rechtliche Fähigkeit des Vorftandes zu fungiren, aufgehoben, und jeßt 
muß die Regierung einfchreiten und die Enthebung ausſprechen, da bie 
Beibehaltung einer foldhen Stellung ohne die Mittel fie auszufüllen, ein 
Miderfprucd mit den Forderungen der Verwaltung ift. Dagegen kann 
die Regierung eine foldhe Enthebung ohne vorbergegangenen Beſchluß 
der Gemeinſchaft nicht einfeitig verfügen (ſ. oben). 

Eine praktiſche Frage nun tft es dabei, ob alle diefe Grundſätze 
auch da eintreten, wo der Vorftand von der Regierung beftätigt ober 
gar eingefeßt wird, mie namentlich in gewiſſen Gemeindeordnungen. 
Wir müflen diefe Frage überdieß bejahen; denn Beltätigung und 
Einfegung ändern in dem Berhältniß des Organs zum Ganzen des 
Verwaltungskörpers nichts; ein ſolches Organ ohne Verantwortlichkeit 
it eben fein freies VBermwaltungsorgan mehr; und wo es ftattfindet, 
muß daher eben durch die Herftellung der Verantwortlichkeit die freie 
Verwaltung geichaffen werben. 

Dieß nun wird noch klarer und bejtimmter in dem letzteren Punkte, 
der Haftung der freien Verwaltung. 


3) Das Rechtsſyſtem der Haftung. Die individuelle und die öffentlid rechtliche 
Haftbarleit. 
Während fich die Verantwortlichkeit auf die verwaltende Thätigkeit 
der Drgane im Ganzen bezieht, bezieht fich nun die Haftung auf die ein: 
zelnen von dem Organe der Verwaltungskörper vollgogenen Handlungen. 





Auch hier find nun zwei Gruppen von Fällen fehr wohl zu unter 
ſcheiden. Wir bezeichnen die erfte als die individuelle Haftbarfeit 
ber Organe der Verwaltungskörper, die zweite dagegen ala die öffent: 
lich rechtliche. Die erfte ift ſehr einfach; um fo fchiwieriger und bes 
ftrittener ift die zweite. 

Die erite Gruppe, die ‚der individuellen Haftbarkeit, bezieht ſich 
auf diejenigen Handlungen, bei welchen die Vorftände und Drgane nicht 
im Namen des ganzen Körpers, fondern ala Einzelne handeln. Hier 
unterliegen fie der bürgerlihen und ftrafrechtlihen Haftung tie jeber 
Andere. Und wieder begegnen wir hier theild dem Mangel der Straf: 
geleßgebung, theils der criminaliftiichen Literatur, indem die Frage 
nicht ausgetragen ift, erftlich ob die Organe der freien Verwaltungs: 
förper ein Amtsverbrechen begeben können, und zweitens ob und 
wann ein bürgerliches Verbrechen fie zur Führung ihrer Vorftandfchaft 
unfähig madt. Daß übrigens in jedem Falle hier feine Haftung bes 
Ganzen, fondern nur eine inbibibuelle eintritt, ift klar. 

Mo dagegen die Drgane eines Verwaltungskörpers vermöge 
ihrer Stellung und kraft der ihnen verliehenen Gewalt ein Unredt 
begehen, da tritt der Begriff ein, den wir als bie öffentlich recht⸗ 
liche Haftbarkeit bezeichnen. 

Die eigentliche Frage, die dabei zum Grunde liegt, iſt offenbar 
nicht die, ob überhaupt im obigen Falle eine Haftung ſtattfindet, denn 
dieſe iſt ſelbſtverſtändlich; ſondern die, in welchem Verhältniß die Haf: 
tung des ganzen Verwaltungskörpers zu einer ſolchen That ihres ge⸗ 
wählten Organes ſtehe, und ob alſo das letztere ſich, oder die Gemeins 
ſchaft ſelbſt haftbar machen. 

Hier nun ſtehen wir offenbar vor dem bekannten Streitſatz, ob 
eine juriſtiſche Perſon ein Verbrechen begehen kann? Die Antwort auf 
dieſe Frage enthält zugleich das Syſtem der Haftbarkeit der Organe 
und der Mitglieder der Verwaltungskörper. 

Zunächſt ſteht feſt, daß die Grundlage dieſes ganzen Verhältniſſes 
falſch aufgefaßt wird, wenn man im Allgemeinen von dem Weſen der 
juriſtiſchen Perſönlichkeit dabei redet. Man muß vielmehr die Wahl 
zum Grunde legen. Die Wahl bedeutet, daß der Gewählte nicht bloß 
berechtigt, ſondern auch befähigt erachtet wird, in ſeinem Willen 
und Thun das ganze Verſtändniß aller derjenigen Aufgaben zu beſitzen, 
welche die Wählenden dur ihm zu vollziehen haben. Es folgt dar: 
aus, daß fie weder ala Gejammtheit noch in ihren Organen überhaupt 
einen rechtlich vorhandenen perjönlichen Willen haben, wenn fie etwas 
wollen und thun, was außerhalb ihrer Aufgabe liegt. Das ift, 
wenn fie einen Zweck fegen und vollziehen, der durch ihre eigene Ratur 
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ausgeichloffen iſt. Hier verlieren fie fofort den Charakter der jurifti- 
ichen Perſönlichkeit, denn fie find es ja eben nur durch ihren anerlann- 
ten Zweck; außerhalb veflelben find fie höchſtens eine societas ober 
gar nur communio und find einfache Miturheber. Allein fie können 
innerhalb ihrer Aufgabe Unrecht thun, und dieß geichieht, wenn fie 
das Maß und die Gränze der Mittel überfchreiten, durch welche fie 
einen ihrem ſpeciellen Bermwaltungsgebiete angehörenden Zweck verwirk⸗ 
lichen wollen. Denn fie haben, wie jedes Drgan ber Verwaltung, nur 
ein Recht auf das nothwendige Maß der Mittel zu Erreichung des 
anerfannten Zweckes, und das Unrecht, das fie begehen, liegt baher 
nie in der That an und für fich, weil diefe entweder einen nicht ihnen 
angehörigen Zweck verwirklicht und daher der juriftiihen Perſönlich⸗ 
feit als folcher gar nicht angehört, fondern darin, daß die That als 
Mittel für einen in der Natur der letteren liegenden, aljo erlaubten 
Zweck gilt, aber eben hierin das richtige Maß überfchreitet; und in 
diefer Ueberſchreitung Liegt das Unrecht; wie menn eine Gemeinde 
die Vagabunden mit Ketten belalten, oder im Namen ber Sicherheit 
in die Häufer eindringen, oder wenn ein Verein ein die Berfammlung 
ftörendes Mitglied verhaften wollte u. ſ. w. Das fcheint daher einfach 
und feftitehend. Und nun entfteht die Frage, wer für eine foldde Ueber: 
Ichreitung des Rechts die Haftung trägt? 

Die Antwort auf diefe Frage nun iſt es, melde im Begriffe der 
Wahl liegt. Die Wählenden haben ihre Wahl nicht getroffen, damit 
der Gewählte als Einzelner etwas wolle oder thue, wozu das Ganze, 
die juriftiiche Perſon als ſolche, nicht berechtigt und fähig war, da 
fie für ſolche Zivede überhaupt nicht eriftirt; fondern fie haben fie 
getroffen, damit er die Aufgabe der juriftiihen Perfönlichkeit richtig 
ausführe Gie haften daher ala Ganzes für dasjenige, was fie 
vermöge ihrer Organifation nur dur Einzelne thun konnten, indem 
fie den Gewählten durch die Wahl zum Ausdrud ihrer eigenen Auf- 
fafjung über Art und Maß ihrer berechtigten Thätigkeit machten. 
Innerhalb ihrer Zwecke find fie daher nicht mehr ganz jelbftändige 
Perfönlichfeiten, fondern Glieder eine® Ganzen; fie find eben nur 
juriftifche Perfönlichfeit vermöge ihrer Organe, fo meit fie in ihren 
Zwecken bleiben; und mas daher innerhalb diefer Gränze das Ganze 
thut, das thut auch der organifche Theil. Hier kann es daher kein 
Zweifel fein, daß mie die juriftiiche Perſönlichkeit als Ganzes Unrecht 
thun kann, auch das Ganze diefer Perfönlichkeit haftet; und während 
daher bei Verbrechen, welche auf gemeinfchaftlichen Beſchluß geſchehen, 
3. B. Aufruhr, Betrug bei Vereinen u. f. w., der Proteft und felbft 
die Nichtanivefenheit den Einzelnen ſchuldfrei macht, wird der Einzelne 
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auch troß feines Protejted und ungeachtet eines Alibi haftbar, mo 
innerhalb der erlaubten Zwecke ein Unrecht durch Ueberfchreitung ge: 
Schieht. Nur bat diefe Haftung eben vermöge der Natur jenes Unrechts 
eine doppelte Geftalt. 

Denn in dem Subjekt dieſes Unrechts der juriftifchen Perfönlichkeit 
find zwei Elemente vorhanden. Das eine ift die Gemeinichaft, die 
zur Einheit geworden ift; das andere ift jedes einzelne Glied derſelben. 
Die Haftung und mithin die rechtliche Folge jener Unterfcheidung ift 
daher auch eine doppelte. Zu erſt trifft fie nämlich die Einheit, und 
dieß gefchieht, indem fie in dem Recht beichräntt wird, vermöge deſſen 
fie das Unrecht beging; die aber geſchieht durch die Nichtigkeitserllä⸗ 
rung ihrer Funktion, eventuell durch Euspenfion oder gar dur Auf: 
löfung; das find die fpecififchen Strafen der juriftiichen Perfönlichkeit 
als folder. Dann aber trifft die Strafe auch den Einzelnen, und 
zwar in der wirthſchaftlichen Haftbarleit, dem eventuellen Schadens⸗ 
erfate, an dem jedes Mitglied nach Verhältniß der Beifteuer überhaupt 
Theil nimmt, und der gegen jeden Einzelnen ohne befonderes Urtheil 
erequirt werben Tann, wenn das Urtheil gegen die Perſönlichkeit als 
Ganzes gefällt iſt. Dieß tritt nun confequent aud da ein, wo bie 
juriftifche Perſönlichkeit durch Unterlaſſung einen Schaden herbei: 
führt; fie haftet dafür, daß ihre Funktionen wirklich geichehen, und 
wo durd das Unterbleiben ein Schaden entfteht, muß fie ihn erjeten. 
Die Hauptanmwendung ift die Haftung bei Schäben, die durch Tumulte 
und Aufruhr in den Gemeinden entftehen; doch ift es ungerecht, einfach 
diefe Haftbarleit ald unbedingte auszuſprechen, da nach unzmeifel: 
haftem Rechtögrundfage der Beweis, daß fie alles in ihrer Macht 
Liegende zur Abwehr gethan, fie vom Schadenserſatz befreien müßte. 
Die Folge davon tft vielmehr die Frage, auf welchem Punkte hier bie 
Haftung der Regierung an die Etelle der Haftung für die Gemeinde 
eintritt; doch gehört diefe Frage nicht hierher. 

Eo ift das Princip der Haftbarkeit der Verwaltungskörper als 
Ganzes an fih einfach und Mar; vermöge des Princips der Wahl 
fann fie die Haftbarfeit nicht auf die Individuen mwälzen, melde fie 
vertreten. Wohl aber muß man confequent den Grundfat anerkennen, 
daß die Verwaltungskörper dafür den Regreß an ihre Organe haben, 
wenn ein Berfchulden durch Verſehen oder Nachläſſigkeit derfelben vor: 
liegt. Der Proceß darüber hat offenbar gar nichts, wodurch er fi 
von jeder andern Negreßflage unterfcheidet. Je einfacher man biejes 

Berhältniß auffaßt, deſto klarer wird das Recht deflelben. 
Dieß nun find die Grundſätze, welche für die öffentliche Haft 
barkeit der Verwaltungskörper gelten. Bon ihr unterfcheiden wir als 


100 


Unterart die perſönliche Haftbarkeit als diejenige, in welcher das 
einzelne Organ gegenüber dem Einzelnen für die einzelnen Hand⸗ 
lungen fteht, die er Namens feiner Stellung gegen ben Einzelnen voll⸗ 
zieht. Und bier glauben mwir nicht? hinzufügen zu follen, als daß die 
felben Grundſätze über Klage und Beſchwerde, die wir über das Amt 
in dem verfajlungsmäßigen Regierungeredht dargelegt haben, auch bier 
in ihrem vollen Umfange zur Geltung kommen. ever Einzelne bat 
daher ein Klagrecht vor dem Gericht und ein Beſchwerderecht vor ber 
höheren Stelle, und beide werden nach denfelben Principien zu erledi⸗ 
gen fein, wie beim Amt und feiner verfaffungsmäßigen Haftbarteit. 
Damit nun glauben wir die allgemeinen Grundjäge über das 
Rechtsſyſtem der freien Verwaltungskörper aufgeftellt zu haben. Es 
wird jeßt unfere Aufgabe fein, diejenige Geltalt barzulegen, welche 
diejelben durch die bejondere Natur der einzelnen Gruppen und Arten 
diefer Körper in Selbjtverwaltung und Vereinsweſen empfangen. 


Das Princip der Geſchichte der freien Verwaltung. .. 


Niemand wird nun glauben, daß das ganze Syſtem von Erſchei⸗ 
nungen und Rechten, welches wir nun hier als das Eyftem der freien 
Verwaltung dargeftellt haben, in der Geichichte auf einemmale ent⸗ 
ftanden if. Es hat fi mie alle Drganifationen erft Iangjam ent- 
wickelt. Unb zwar, tie es die Natur foldher großer Geltaltungen mit 
fih bringt, in der Weife, daß jeder Theil dieſes Gebietes, jede einzelne 
Grundform der freien Verwaltung, die Celbftverwaltung und das 
Vereinsweſen als Ganzes, und mieder in jedem dieſer Theile jede be: 
fondere Art derjelben ihre eigene Gefchichte hat. Es ift gar feinem 
Zweifel unterworfen, daß das Faßbare und Pofitive diefer ganzen Ge: 
Ihichte dann in der Gefchichte diefer einzelnen Gebiete, in der Geſchichte 
der Landſchaften, der Gemeinden, der einzelnen Vereine u. |. w. liegt. 
Sa es ift auch ein anderes nicht zweifelhaft, auf das mir eben die 
deutfche Gelehrſamkeit mit der Betonung hinweiſen müffen, daß viele 
Geſchichte nicht etwa bloß in Deutfchland vor fich geht, ſondern daß 
fie eine europäische ift und als folche verftanden und zuletzt auch 
bargeftellt werden till. Denn das ift das Weſen diefer europäiſchen 
Gefchichte, daß fie uns zeigt, wie dag an fich Gleiche zu einem Ber: 
ſchiedenen wird, fo wie es auf verfchiedenem Boden erwächst; vor allem 
aber, daß man ganz unfähig ift, Wefen und Werth des Eigenen bloß 
aus dem Eigenen heraus würdigen zu können, fondern daß erit die 
Vergleihung e3 und möglich macht, uns felbft kennen zu lernen. Es 
gibt daher nicht bloß eine gefchichtliche EnttwicTung ber freien Verwaltung 
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überhaupt, ſondern fie fällt vielmehr in die ganze Weltgefchichte, vor 
allem aber in die der germaniſchen Völker, deren Kraft und Leben 
mwefentlich eben auf diefer Entwidlung der freien Verwaltung beruben. 
Und in diefem Sinne wird man ftet? und nothwendig dieſe Gejchichte 
als ein Ganzes ſowohl als in ihren einzelnen Theilen im Auge haben 
müſſen. 

Allein da wir es verſucht haben, ven Begriff der freien Verwal⸗ 
tung für alle jene Körper als einen gemeinfamen binzuftellen, jo wer⸗ 
den wir zunächſt die Aufgabe haben, auch von einer Gelchichte eben 
diefer freien Verwaltung als folder zu reden, und babei dasjenige zu 
beitimmen, was fie eben als ein fpecififches Element der übrigen Ge: 
biete des hiſtoriſchen Lebens bezeichnet. Es ift das gleihjam der all. 
gemeine Theil für die Gefchichte der einzelnen Theile, oder das Princip 
der leßteren, der große Grundgedanke, ver fich zuletzt ala der maß: 
gebende und durchdringende in allen einzelnen Gebieten feine Geltung 
verfchafft und dieſelbe beherrſcht. Daflelbe aber berubt eben auf dem 
Weſen der freien Verwaltung felbft, mag fie fonft in mas immer für 
einer Form erfcheinen. | 

Jeder Körper der freien Verwaltung ift nämlich feiner Natur nad) 
zuerft negativ gegen den Staat, fein Recht und feine Thätigfeit. 
Entftanden aus dem ihm angehörigen Elemente, für fie geltend und 
in ihnen lebend, will er fie auch ausfchließlih behberrihen. Jeder 
freie Berwaltungstörper fteht daher feinem Wefen nach in einer mehr oder 
weniger ausgeſprochenen Dppofition gegen den Einfluß des Staats, 
Und diefe Oppofition ift von bem Gefühle getragen und begleitet, daß 
in dem Staate eine andere Natur lebendig ift ala in dem Ver: 
waltungsförper. Wir werden das Weſen beider fogleich bezeichnen. 
Gemiß aber iſt es dabei, daß troß der Freiheit die in den Verwaltungs⸗ 
förpern lebt, vdiejelben der Einheit des Staats unterworfen find. 
Es entfteht daraus, und wieder ganz ohne Unterjchieb für alle Ber: 
waltungsförper, eine Bewegung im Staatäleben, welche dieſe Selbit- 
vermaltungsförper der Einheit des Staats unterwerfen will, während 
andererfeitö die Verwaltungskörper ſich dem widerſetzen und ihre Selbit- 
ftändigfeit vertheidigen. So erzeugt fi das, was formell zunächſt die 
Bafis der Gefchichte der freien Verwaltung ift, ein Gegenſatz und 
Kampf zwiſchen dem Staat und den Körpern ber letzteren, der mit 
langfamem, aber ficherem Fortjchritt zu einer Aufnabme derjelben 
in das einheitliche Xeben des Staats führt. Diefe Aufnahme, 
das Verweben und Verſchmelzen des Staats mit feiner freien Verwal. 
tung iſt nun zwar fehr verjchieden für die einzelnen Formen ber letz⸗ 
teren, und eben fo ſehr verjchieden in ben verjchiedenen Ländern. Allein 
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troß al diefer Verfchiedenheit, die uns das Bild eines reichen Lebens 
darbietet, ift die Grundform berfelben die gleiche. Sie befteht näm⸗ 
Lich nicht etwa darin, daß die Selbſtändigkeit ber freien Verwaltung 
im Staatäleben vernichtet, und der freie Verwaltungslörper dem Staate 
als amtliches Drgan einverleibt wird, fondern barin, daß bie beiden 
großen Elemente des Rechtslebens derjelben, die innere Verfaffung und 
das ftaatlihe Recht der Autonomie und der Dberauffiht gleihfam dem 
biftorifchen, örtlich verichiedenen und zufälligem Leben entzogen, und 
ber allgemeinen Gejeggebung des Staats unterworfen werben. 
Das organifche Leben der freien Verwaltung, das ift feine Theilnahme 
an der einheitlichen Staatsbildung, beginnt daher mit dem Siege 
der Regierung über die Selbitändigfeit ver Verwaltungslörper, und 
mit dem erften großen Verſuch der eriteren, die lehteren zu bloßen Ob⸗ 
jetten der Verwaltung zu machen. Dieſe erfte Epoche fängt an im 
fechzehnten Jahrhundert, und erjtredt ſich bis and Ende des achtzehnten. 
Die Formen diejer Unterwerfung find fehr verichienen, und der Grab 
berjelben gleihfals, je nach der Art der Verwaltungslörper und der 
inneren Gefchichte des Landes. Die fpecielle Darftelung der Land: 
ſchaften, Gemeinden, Vereine u. |. w. wird dieß genauer zeigen. Allein 
die Idee und das Bedürfniß der freien Vertvaltung bleiben lebendig. Nur 
nehmen beide gerade im adhtzehnten Jahrhundert, mo bie freien Ber: 
waltungsförper der perjönlichen Staatsgewalt gänzlich unterworfen find, 
eine Richtung, welche die Einheit der Anfchauung aller diefer Gebiete 
und das Verftändniß der inneren Geſchichte der ganzen freien Verwal⸗ 
tung bis auf unfere Zeit mejentlich geltört hat. Da die freien Ber- 
waltungskörper mit ihrer Selbftändigleit auch die Kraft verloren haben, 
das Princip der Freiheit der Völker zu vertreten, jo menden ſich die 
letteren damit gegen die Negierung ſelbſt, und an ber Stelle der freien 
Berivaltung entiteht die freie Gefeßgebung in ven Verfaſſungen des 
19. Jahrhunderts. Die große Epoche der Berfafjungsbildung, welche 
mit der franzöfiihen Revolution beginnt, läßt nun das ganze Gebiet 
der freien Verwaltung eine Zeit lang unbearbeitet liegen; es berricht 
faft zwei Generationen hindurch die Vorftellung, daß für die Frei— 
beit die verfafjungsmäßige Geſetzgebung genüge; von der 
Verwaltung und ihrem Recht hat diefe Epoche nur eine unflare, un⸗ 
vollfommene Borftelung. Allein was fih zum Theil ſchon in den 
aimanziger Jahren dieſes Jahrhunderts verbreitet, das gelangt nad) dem 
Sabre 1848 zur Haren Erfenntniß. Die große Bewegung des Jahr: 
hunderts gebt von der Verfaſſung auf die Verwaltung über. 
Man fieht die Verwirklichung der Idee der Freiheit in der Herftellung 
der Selbitverwaltung, für melde England eine lange Zeit hindurch 


das wenig verſtandene Vorbild geweſen, wie Frankreich es für die conftis 
tutionelle Monarchie geweien. Das Streben in diefer Richtung erzeugt 
nun den erjten großen Verſuch, die Rechte der freien Verwaltungskörper 
zum Gegenftand der Geſetzgebung zu maden; bald indem man 
fie direft in die Berfaflungsurfunden aufnimmt, bald indem man eigene 
organische Gelee dafür erläßt. So beginnt die freie Verwaltung nicht 
bloß überhaupt eine neue Geftalt zu gewinnen, jondern fie wird auch 
als Ganzes felbftändig, neben Regierung und Gefetgebung. 
Und damit ftehen wir nun in der Epoche, der wir angehören. 

Es iſt deßhalb nothwendig, ſich den Charakter diefer Epoche zu 
vergegenmwärtigen. 

Man muß bei der Beurtbeilung derjelben davon ausgehen, baß 
wir auf allen Punkten erft in ihrem Anfang begriffen fin. Das 
charakteriſtiſche Merkmal dieſes Anfanges beiteht darin, daß das Ber: 
ftändniß der Einheit aller Formen der freien Verwaltung, der Gleich 
artigkeit der fie alle beherrichenden Grundſätze, der Gemeinſamkeit ihrer 
Stellung im Staatsleben und der perfünlichen Verwaltung gegenüber 
erft im Werden tft. Demgemäß hat es auch noch fein Staat zu einer 
einheitlichen Geſetzgebung gebracht, und die Theorie ift bisher nicht im 
Stande geweſen, das ganze Gebiet in feiner organifhen Einheit auf: 
zufaflen. Hier find mir daher mitten in ver Arbeit. Sie foll uns 
nicht verbrießen. Wohl aber wollen wir verjuchen, einen Schritt weiter 
zu gehen, und die Anknüpfung an die Elemente zu ſuchen, melde ge 
meinfam die Berfaflung und Verwaltung im Staate wie in den 
freien Verwaltungskörpern in ihrer Entwidlung beherrichen. 

Wir haben das Geſetz aufgeitellt, daß jede Verfaflung und jede 
Verwaltung durch die gejellichaftlihen DOrbnungen beitimmt wird. Sft 
das wahr, fo muß e8 auch für die Körper der freien Verwaltung Platz 
greifen. Und wenn wir nun ferner fagen, daß durch den Gang ber 
Geſchichte die freien Verwaltungskörper in den Staatsorganismus als 
jelbftändige Theile aufgenommen werden, welche Yolge hat dann 
diefe Verſchmelzung derfelben mit dem Staatsleben für die gejellichaft- 
liche Drbnung jener Körper? 

Wir bemerkten fchon oben, daß in dem Gegenjat zwilchen Staat 
und freier Verwaltung es ſich nicht bloß um zwei Formen der Staats: 
thätigfeit handle, fondern daß fich in demjelben vielmehr zwei twejentlich 
verichievene Naturen berühren. In der That ift der Kampf zwiſchen 
Staat und Berwaltungsförper formell nur ein Gegenfat der Yormen 
des öffentlichen Rechts; in der Sache aber ift er ein Kampf zwiſchen 
ver Geſellſchaftsordnung, welche die Trägerin ber Staatsidee ift, mit 
denjenigen Drbnungen, auf denen Verfafiung und Verwaltung der 
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Berwaltungslörper beruhen. Und dieß nachzuweiſen, ift bie wichtigſte 
Aufgabe der Geſchichte der letzteren. Wir aber müflen die Sache ſchon 
bier begründen. 

Der Staat ift feinem höheren Weſen nad, als Einheit aller Per: 
fönlichkeiten, auch die Gleichheit derfelben. Er ſchützt diefe Gleich 
beit durch die gleiche Rechtöpflege; er fördert fie durch feine innere 
Verwaltung. Das ift feine höhere Beitimmung; mo immer der Staat 
erfcheint, trägt er dieſe großen Principien in das Leben der Völker 
hinein. Nun aber nennen wir diejenige Gejellichaftsorbnung, welche 
auf der Gleichheit des Nechts und der Entwidlung der Perfönlichkeit 
berubt, die ftaatsbürgerliche Gejelichaft. Daher ift der Staat der 
Träger, Vertreter und Beförberer ber ftaatsbürgerlichen Gejellfchaft. 

Die Berwaltungsförper aber find biftorifch entftanden. Die bifto- 
riſche Entftehung bebeutet, daß die Elemente, auf deren Grundlage fie 
fih gebildet haben, gegeben find. Die gegebenen Elemente ver Ger 
ſellſchaft aber find eben die Geſchlechter⸗ und die ftändifche Ordnung. 
Daher die einfache, und durch alle Geſchichte betätigte Thatfache, daß 
die Verfaflfung und Verwaltung aller biftorischen Körper der freien 
Verwaltung die Verfaſſung und Verwaltung der Gefhledter: 
und Ständeordnung ift. 

Dieß nun ift, vermöge der Natur des Grundbeſitzes und feiner 
Intereſſen, fait ausfchließlich der Fall für die Selbſtverwaltungskörper. 
Das Vereinsweſen dagegen fteht von vorn herein auf einem andern 
Standpunft. Es ſchließt fih, mo immer es entjtehen mag, an das 
gewerbliche Kapital und die fpectfiihen Intereſſen derfelben. Das 
Weſen des gemerblichen Kapitals aber ift es, die Betheiligung und 
Anrechte jedes Einzelnen denen des andern gleich zu machen, indem 
e8 beide von der perjönlichen Thätigleit und Kraft des Erwerbes ab: 
bängig macht. Das Vereinsweſen ift daher im Wefentlichen die Grund: 
form der freien Bermwaltung der ftaatSbürgerliden, die 
Selbftverwaltung die Grundform der freien Verwaltung der Geſchlech— 
ter und der ftändifchen Geſellſchaft. 

Daraus nun ergibt fich zunädft, daß der Etaat, indem er bie 
freie Verwaltung feiner Gejeggebung und feinem Rechte unterwirft, 
die urjprüngliche Verfaffung und Verwaltung der Eelbftverwaltung 
nothwendig umgeftaltet, und fie durch feine geſetzlichen VBorfchrif: 
ten in die Formen und Principien der ftaatSbürgerlihen Geſell— 
haft hinüber führt. In der That find alle Selbſtverwaltungs⸗ 
körper urfprünglich zwar dem Staate gegenüber frei, in ihrer inneren 
Verfaflung und Verwaltung dagegen höchſt unfrei. Eben deßwegen 
vermögen fie im Anfange gar nicht ſich der Entwidlung des Staats 
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anzufchließen; fie müffen in ihrer gefellfchaftlichen Ausfchließlichkeit 
gebrochen, und in Verfafjung und Verwaltung denfelben großen Grund: 
lägen der ftaatöbürgerlihen Gejellichaft unterworfen werben, welche im 
Staate herrichen. Und diefer Sieg der letzteren über die in der Selbſt⸗ 
verwaltung herrſchenden Gefchlechter: und ftänbiichen Elemente ift 
eigentlich der tiefere, jociale Inhalt des Kampfes zwiſchen Staat und 
Gelbitverwaltung bis zur Mitte unferes Jahrhunderts; die neuen ge 
jeglichen Verfaſſungen der Ietteren find der, durch die verfaſſungsmäßige 
Gefeßgebung geheiligte Sieg des Staatsbürgerthums über Geſchlecht 
und Etand in der Selbjtverwaltung. Das ift der Sinn dieſes jo hoch⸗ 
wichtigen Gebietes der neueften Geſchichte Europas. 

Daraus erflärt fi denn nun der Gang und Inhalt der Gelchichte 
der freien Verwaltung der neuelten Zeit. Die Staaten Europas nebs 
men nicht bloß etwa im Allgemeinen das Recht und die Drbnungen 
verfelben in ihre Gejeßgebung auf, fondern der Inhalt dieſer Geſetz⸗ 
gebungen ift e8, der aus dem oben angegebenen Charalter der Ent⸗ 
wicklung bervorgehbt. Denn im Großen und Ganzen bat fich diefe Ger 
feßgebung nur verhältnifmäßig wenig mit der Competenz oder dem 
Inhalte der Autonomie der freien Verwaltungskörper befchäftigt, fon: 
dern vorzugsweiſe mit den Beitimmungen über die Wahlen in den⸗ 
jelben; und zwar in der Weife, daß die Autonomie oder das Verhältnig 
zum Staate ſehr unklar gehalten ift, während die Geſetzgebung über 
die innere Verfaflung fat ausnahmslos die Grundläße des Staats⸗ 
bürgertbums gegenüber der hiftorifhen Wahlordnung, die auf den 
ftändifchen Unterjchieven berubte, durchgeführt hat. Dieſe Thatfache 
muß ihrerjeits als ein biftorifcher Proceß betrachtet werden, der durch 
den natürlichen Entwidlungsgang der Dinge geboten ift; und daher 
denn auch die eben jo natürliche, aber gleichfall3 unbewußte Beſchrän⸗ 
fung der Literatur auf die Frage nah dem Wahlrecht, während 
die Frage nad) der Competenz faft ganz Übergangen, ober in jehr uns 
fertiger Weife behandelt ift, wie wir das fpäter im Einzelnen zeigen 
werben. 

Und daher denn nun aud eine legte Erjcheinung auf diefem Ge⸗ 
biete, welche um fo mehr der höchften Beachtung werth ift, als fie noch 
keineswegs als eine fertige betrachtet werden kann. Das ift das Weber: 
greifen der Bereinsform in die Bildung und Thätigleit der freien 
Verwaltungskörper. Das Weſen des Vereins befteht eben darin, daß 
die Theilnahbme an demfelben eine freie ift; das ift daß einerjeit3 die 
Betheiligung an dem Bereine jevem ohne Unterfchied ſtändiſcher Rechte 
freifteht, und daß andererfeits die Wahl der Drgane gleichfalls ala 
eine freie erfcheint. Das Kriterium diefer großen Bewegung tritt deß⸗ 
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balb in zwei Sauptformen auf, welche der Sache nad ſchon lange ba 
find, die wir aber jeßt mit eigenen Namen benennen müſſen, weil fie 
mit jedem Sahre tiefer in die alten Formen ber Selbftverwaltung ein- 
greifen. Das find die Bermwaltungsgemeindben und die Ber: 
waltungsvereine, Organismen, welche dazu beftimmt find, auch 
im Gebiete der Wahl und der inneren Berfaflung der Verwaltungs: 
körper das Princip der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft zur vollen Geltung 
zu bringen. Auf diefem Punkte liegt ihre hohe Bedeutung für die 
Geſchichte der freien Verwaltung, und mir werben unten Gelegenheit 
genug haben, fie befonders hervorzuheben. 

Dieß ift nun im Großen und Ganzen der Gang der Entwidlung 
in Europa. Aber auch hier wie auf jedem andern Gebiete zeigt ſich nun 
das mächtige Element der Individualität der großen Kulturvölker thätig, 
und zwingt ung, wieder den Sab anzuertennen, daß wir im Grunde 
wenig von unjerem Gegenftande willen, wenn wir einfach bei einem 
diefer Völker, ſei es England oder Deutichland, fteben bleiben. Die 
Gemeinſchaft des Lebens in Europa wird immer mächtiger. Mit jedem 
Tage jeben wir mehr, daß das, mas bei uns befteht, auch in andern 
Völkern vorhanden und thätig ift, wenn aud in anderer Form, mit 
andern Folgen und unter andern Namen. Taufend Elemente ver 
Bewegung aber bringen diefe Verfchiedenheiten in ſtets innigere Be: 
rührung; wir müſſen uns gewöhnen, das Eigene audy bei Fremden 
zu finden; wir müſſen den bisherigen beſchränkten Geſichtspunkt auf: 
geben, das Berftändniß in dem bloßen gelehrten Nebeneinanderftellen 
des Verſchiedenen zu fuchen. Und mag man das verſuchen wie man 
will, immer wird man darauf zurüdlommen, daß wir gemeinjfam 
große, organifche Kategorien braudyen, unter welchen fich die großen 
und fleinen Berjchiedenheiten des wirklichen Lebens zulegt in einfacher 
Weiſe zufammenfaffen, und die eine durch die andere erflären. Und, 
innig überzeugt von dieſer Zufunft der Staatswiffenichaft, wären wir 
glüdlih, dazu einen Anſtoß auch auf diefem Gebiete gegeben zu haben. 





Das bisher Dargeftellte umfaßt nun dasjenige, was wir den all: 
gemeinen Theil der freien Verwaltung und ihres Rechts nennen, 
weil die hier aufgeftellten Grundſätze für alle in der Kürze oben 
ſtizzirten Grundformen der Ietteren gelten. 

Der bejondere Theil bat nun zur Aufgabe, diefe Grundſätze 
in den einzelnen Yormen zur Anſchauung zu bringen. 


— — —— — 


Die beiden Grundformen 
der 
freien Verwaltung. 
Erfte Form. 
Die Selbftverwaltung. 


Die Zelbfiverwaltung. 


Wir haben bereit3 oben das Weſen und das Syſtem der Selbft- 
verwaltung in ihrem Unterſchiede von demjenigen bed Vereinsweſens 
dargelegt. Unter der Selbftverwaltung verftehen wir die Gefammtbeit 
derjenigen freien Verwaltungskörper, welche auf Grundlage der gegebenen 
gemeinfamen Intereſſen und des Grunbbefite an der vollziehenden 
Gewalt Theil nehmen. 

Mir fcheiven demnach zwei Grundformen der Selbitverwaltung, 
die Vertretungen der Intereſſen, und die Selbſtverwaltungs— 
förper des Grundbeſitzes. 

Beide haben das miteinander gemein, daß in ihnen ein Drgan, 
welches nicht der Regierung als der perſönlichen Form der vollziehen: 
den Gewalt angehört, an den Rechten derſelben Theil nimmt, jedoch 
in der Weile, daß diefe Berechtigung eine begränzte if. Die Art 
und Weife, wie diefe Begränzung erzielt wird, beftimmt dann die Natur 
beider Gruppen und die einzelne Art derjelben. Beide haben ferner 
als felbftändige Körper einen jelbftändigen inneren Organismus und 
fein Recht, aljo eine Art von Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht. 
Allein dieß innere Recht verfelben tft, wenn auch nur in feinen Ele 
menten, bei allen vorhanden und gleich, dennoch in feiner Ausbildung 
in den einzelnen Arten fo fehr verichieven, daß während derſelbe bei 
den Vertretungen kaum angebeutet erfcheint, es bei den Selbſtverwal⸗ 
tungsförpern dem inneren Staatsrecht in Verfaſſung und Verwaltung 
beinahe gleich wird. Beide unterfcheiden ſich von dem Vereinsweſen 
dadurch, daß ihre Eriftenz nicht von der Willfür und dem Zufall ab- 
hängig fein fol, weil ihr Objekt ein dauernd gegebenes ift; allein beide 
baben die Fähigkeit, bis zu einem gewiflen Grade die freie Vereins⸗ 
form in fi aufzunehmen, wodurch eine Reihe von älteren Geftaltungen 
entftehen. Beide haben wieder Theil an dem öffentlichen Recht der voll⸗ 
ziehenden Gewalt, aljo eine Autonomie, und ftehen deßhalb unter der 
Oberaufſicht, welche bie Einheit der letzteren mit ber Geſammtheit ber 
vollziehbenden Gewalt erhält und herftellt. Allein biefe Autonomie ift 
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eine ſehr verfchiebene für beide, meil ihre Aufgabe in der Verwaltung 
eine fehr verfchiedene ift. Daher bat auch jede von beiben Formen ihre 
eigene Gedichte, die vom größten Intereſſe ift; und dieß nun im Ein» 
zelnen durchzuführen, wird die Aufgabe des Yolgenven fein. 

Wir wiffen recht gut, daß e8 manchen Zweifel haben wird, den Begriff der 
Selbſtverwaltung auch fiber die Vertretungen auszubehnen. Will man aber die 
Nichtigkeit diefer nicht ganz unwichtigen ſyſtematiſchen Auffaffung beurtheilen, fo 
muß man eben nicht mehr bloß von dem Selfgovernment ausgeben, fordern viel- 
mehr den allgemeinen Begriff der freien Verwaltung zum Grunde legen, und 
diefelbe al8 ein Ganzes anfehen. Das Entſcheidende für biefes Syſtem entfteht 
nämlich, fo wie man die Vertretungen und das Vereinsweſen nicht bloß mehr 
für fi), ohne inneren Bufammenbang mit dem Ganzen, fondern in ihrer Ber⸗ 
bindung mit ber Verwaltung und ihrer Thätigleit auffaßt und mithin den 
Standpunkt verläßt, diejelben als Theile der der Berfaffung zu betrachten. In 
ber That müffen wir immer wieder darauf zurückkommen, daß alle diefe Begriffe 
und Grundfäge überhaupt erft ihren rechten Sinn haben, wenn man das Ber- 
waltungsrecht als ein felbftändiges Gebiet des Staatslebens anerkennt. Dann 
ordnen fich bie einzelnen Fragen fat von felbft in dem großen Ganzen. 


I. 
Die Bertretungen, 
Begriff und Wefen. 


Für das richtige Verftändniß der Vertretungen und ihres Rechts 
muß man wohl vom folgenden Standpunkt ausgehen. 

An Sich find die Grundlagen der Vertretungen aller Art, die 
großen felbftändigen Intereſſen des mirtbichaftlichen Lebens ftet3 vor: 
banden und bringen ſich aud bis zu einem gewiſſen Grade wohl durch 
fich felbft zur Geltung. Allein fowie die Gefeßgebung und Verwaltung 
des Staats zum Bemwußtlein darüber gelangt, daß ihre höchſte Aufgabe 
in der Berwirklihung der Einzelintereffen und ihrer Harmonie mit allen 
andern befteht, fo entiteht aud) das Bedürfniß, das MWefen, ben Um: 
fang, die wahren Bebürfniffe diefer Intereſſen nicht mehr bloß im All: 
gemeinen, fondern auch wo möglich für jeben Aft ver Gefeßgebung und 
Verwaltung, der ſich in irgend einer Weife mit jener beichäftigt, gegen: 
wärtig zu haben. Allerdings kann nun die Regierung diefe Intereſſen 
durch ihre eigenen Organe bis zu einem gewiſſen Grade kennen lernen, 
und allerding3 vermag andererjeit3 die Wiſſenſchaft das allgemeine Ber: 
ftändniß derjelben zu finden und zu verbreiten. Es ift das gerade 
die praftifche Bedeutung der Nationalökonomie; fie ift an 
ſich die reine Lehre von dem Leben ver Güter und als ſolche eine 
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Wiſſenſchaft für fih, wie Aftronomie und Phyſiologie. Allein der 
Staatswiſſenſchaft im engeren und eigentlichen Sinne gehört fie erft in 
fo weit, als fie vermöge ihres rein wiflenfchaftlichen Inhalts eben die 
Lehre von den Intereſſen des Güterlebens gegenüber der Verwaltung 
wird. Doch auch in dieſem Sinne reicht fie fo wenig aus, als bie 
Statiftil, melde die gegebenen Zuſtände dieſes mwirtbichaftlichen Lebens 
lehrt, und in diefem Sinne mit der Nationalökonomie Hand in Hand 
geht. Denn diefe Intereſſen find zugleich durch örtliche und biftorische 
Verhältniſſe verfchieven, und mechfeln mit den Faktoren, welche auf 
ihre Verwirklichung Einfluß haben. Die Verwaltung aber ihrerjeits 
bat es nicht mit den Intereſſen an fi, ſondern eben mit den wirklichen 
Sinterefien der gegebenen Zuftände zu thun. Die eine Seite ihres 
Werthes beiteht eben in der Yähigkeit, fich dieſen in ihrer Entwidlung 
dienftbar zu zeigen. Ihr kann daher weder die reine Nationalökonomie 
noch die Statiftif genügen; die Intereſſen müſſen felbft reden, und 
felbft ihre Bebürfniffe zum Ausdruck Hringen, jo wie es fich um bie 
auf fie bezüglichen Aufgaben von Gefehgebung und Verwaltung handelt. 

Iſt dieß nun der Fall, fo bedarf das Leben des Staats eines 
Organismus, durch welchen dieß gefchieht. Derfelbe wird feinerfeits 
ſehr verfchieben fein, je nach Natur, Umfang und Dauer dieſer In⸗ 
terefjen; allein das Wichtige und Gleichartige befteht darin, daß ſolche 
Organe erftlich überhaupt vorhanden find, und zweitens, daß die 
Regierung ihnen dag Necht zugeftehe, gehört zu werben. Auf dem 
eriten Moment beruht ihr inneres, auf dem zeiten ihr ftaatliches oder 
öffentliches Recht. Und diefe Drgane, mit diefem Recht ausgeftattet, 
und daher auch ala Elemente der Regierungsthätigkeit funftionirend, 
nennen wir die Vertretungen. 

So einfach nun aber auch diefer Begriff an fich ericheint, fo ents 
hält er dennoch fofort eine wefentliche Unterfcheivung, bei der wir wieder 
gezwungen find, die Ausdrücke des Allgemeinen und Belondern ans 
zuwenden. 

Der allgemeine Begriff der Vertretung enthält nämlich jede 
Form, in welcher ſich ein Intereſſe bei der Regierung Gehör verſchafft, 
um in Geſetzgebung und Veraltung Geltung zu erlangen. Als die 
eigentlichen Vertretungen dagegen müſſen wir diejenigen be— 
zeichnen, welche durch die Regierung oder auch durch die Geſetzgebung 
ſelbſt eigends zu dem Zwecke ins Leben gerufen und organiſirt werben, 
um die dauernden und wichtigen Intereſſen des volkswirthſchaftlichen 
Lebens zum Ausdruck zu bringen. Das Gebiet der Vertretungen wird 
dadurch ein weites und vielgeſtaltiges, und es iſt bei der Lebendigkeit 
und Macht der Intereſſen, um die es ſich gerade in unſerer Zeit 
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handelt, von entichiedener Wichtigkeit, auch bier fefte Grundlagen zu 
finden, um darauf feſte Rechtsgrundſätze bauen zu Tönnen. 

Wir verftatten uns daher, anftatt der unklaren und unaufgelößten 
Behandlung der Sache in der erften Auflage, bier die organiſche Ein- 
theilung dieſes ganzen, jehr wichtigen Gebietes zu geben. Der Leier 
wird dann bald erkennen, ob dieß mwillfürliche, oder der wahren Ratur 
der Sache entiprechende Unterjcheivungen, Begriffe und Rechte find. 


A. Die freien Vertreinugen. 
1) Geſuche, Petitionen und Petitionsredt. 


Die freien Vertretungen find folche, welche, weil fie fich nicht auf 
ein dauerndes Intereſſe oder ein tauerndes Recht beziehen, von Ein- 
zelnen ausgehen, und den Ausdrud und die Auffaflung der Interefien 
von dem Standpunfte der Einzelnen aus der Regierung vorlegen. Solche 
Aeußerungen oder Bertretungen der Intereſſen können nur einfeitig 
von den Betheiligten fommen; fie können aber auch von der Regierung 
felbft zum Zwecke ihrer Information veranlaßt werben. Im erften 
Falle reden wir von einem Geſuche und einem Geſuchs⸗ oder Pe 
titionsrecht, im zweiten Falle von Gutadten und von Verneh— 
mungen (oder Enqueten). 

Das Necht auf Geſuche oder Petitionen ift ein allgemein bürger 
liches Recht. Ein Geſuch iſt ftet3 unter allen Formen die Bitte um 
Berüdfichtigung irgend eines befondern Intereſſes durch die geſetzgebende 
oder vollziehende Gewalt. Das Geluch felbft Tann fih nun ſowohl auf 
ein ganz individuelles, als auf ein allgemeines Intereſſe bezieben, es 
Tann fich eben jo mohl an die gejeßgebende, ald an bie vollziehende 
Gewalt wenden. Dad Recht auf Bitte und Geſuch ift deßhalb nicht 
erft durch den Begriff des Staatsbürgertbums gegeben, ſondern Liegt 
überhaupt in dem Wejen des Untertband. Zu einer größeren, öffent: 
lich rechtlichen Bedeutung wird es erft da, wo es nicht mehr durch den 
Einzelnen, ſondern durch eine Gemeinſchaft ausgeübt wird. Ein foldyes 
von einer Gemeinſchaft aufgeftelltes Geſuch nennen wir eine Petition, 
und das Recht, durch Organe felbjtgebildeter Gemeinjchaften ven Staats» 
gewalten Geſuche vorzulegen, das Petitionsrecht. 

Es ift nun Far, daß auf diefe Weife zwiſchen Geſuch ein weſent⸗ 
liher Unterſchied ift; erft das Petitionsrecht gehört in das 
Staatsbürgerthbum; e3 tft die Erflärung von Seite des Staats, 
daß er bereit fei, die Anfichten und Wünſche ver Gemeinfchaft, wie 
immer fie fich gebildet haben mögen, zu bören und zu berüdfichtigen. 
Es ift daher nicht bloß formell ein fehr wichtiges Necht, fondern es 
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bängt in feiner Ausübung auf das Innigſte mit dem Leben des Volkes 
zufammen. Denn es ift fähig, die Grundform der Vertretung 
zu werden, ſowie ein Volt gebildet genug ift, um bei twichtigen An- 
legenheiten die Intereſſen zu befprechen, und fie zu einem öffentlichen 
Ausdrud zu bringen; und wo das der Fall ift, da wird feine Regie 
rung ſolche Petitionen überſehen. Damit aber allervings das Zufällige 
und Willfürliche in folchen Petitionen wegfalle, ift e8 eine weſentliche 
Vorausſetzung, daß diejelben nicht bloß auf Grundlage einer einzelnen 
Berfammlung, fondern vielmehr auf Grundlage eines Vereing 
entftehen. Denn erft durch den Verein ift man fähig, den Werth und 
das Maß der Petition zu unterfudhen und ihr dadurch den Inhalt und 
Nachdruck zu geben, den fie von der Regierung fordern müflen. Es 
ergibt fih daraus, daß eben in dem Geſuchs⸗ und Betitionsrecht der 
Punkt gegeben ift, auf weldhem die freien Vereine mit der 
freien Verwaltung: zufamnıenhängen. Sn der That ift nie das 
Necht der Vereinigung an fich Gegenftand des Bedenkens von Seiten 
der Regierungen geweſen, jondern nur das Vereinsrecht zum Zwecke 
von öffentlihen Erklärungen und Petitionen. Wo daher ein folches 
Recht bewilligt und vom Volle wirklich ausgeübt ift, da ift es fähig, 
die eigentlichen Vertretungen zu erſetzen, mährend umgelehrt da, mo 
das Betitionsrecht durch Vereine beſchränkt wird, die Regierungen für 
ihre Beichlüffe der letzteren um fo dringender bebürfen, je höher bie 
Aufgaben und Intereſſen ftehen, um die es fich dabei handelt. Und 
wiederum finden bieje allgemeinen Säße ihre pofitive Beitätigung in dem 
Leben der großen Gulturvölfer. Denn in England, dem Baterlande 
des Vereins: und Verſammlungsrechts, find die eigentlichen Vertretungen 
in Räthen und Kammern fo gut als gar nicht vorhanden, und bie 
Funktion berfelben wird entiveder indirekt durch die Thätigkeit, eventuell. 
durch die Petitionen der Vereine erſetzt, oder direft durch die großen 
Bernehmungen, die aus dem obigen Grunde gleichfall3 aus England 
ftammen. In Frankreich dagegen, wo man dem Vereinsweſen jo 
wenig Raum gelafien, hat man die Thätigkeit beflelben eben durch 
die eigentlichen Vertretungen, die Conseils erfegen müflen, wie wir 
unten fehen werden. In Deutſchland bewegt ſich noch beides neben 
einander, ohne daß man zu einem Abſchluß gebiehen wäre, der in 
diefem Lande zulegt immer erjt dann ein vollftänbiger fein zu können 
Icheint, wenn die Sache theoretifch formulirt if. Und dazu wird viel: 
leicht das Dbige jeinerjeit3 beitragen. 

Sowie nun aber auf diefe Weife das Betitionsrecht durch ben 
Organismus ber Vereine ausgeübt und zu einem felbftänvigen Yaltor 
der VBerwaltungsthätigfeit wird, fo Tann man auch von dem abftraften 

Stein, die Verwaltungslehre. 1. 2. 8 
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Rechtsprincip des Petitionsrechts, wie es gewöhnlich formulirt wird, 
zu einem pofitiven Inhalt vefielben übergehen, der fi dann förmlich 
als ein Theil des Vereinsrechts herausftellt. Hier daher mögen 
nur die leitenden Grundſätze Pla greifen. Erfter Grundfa einer 
Berfammlungs: und Bereinspetition muß der fein, daß fie nur dann 
als folche gültig ift, wenn fie unter den von ber VBerfammlung ober 
dem Verein ſelbſt aufgeltellten Formen zu Stande gelommen iſt. 
Zweiter Grundfaß ift, daß eine Verfammlung mie ein Verein nur 
über die Gegenftände und Intereſſen, welche zum Zwecke derjelben 
gehören, eine Petition aufitellen fol. Die weitere Entwidlung und 
Begründung diefer Punkte gehört dann, mie fchon erwähnt, in das 
Vereinsrecht. 

Was nun fhließlih die Form der Eingabe betrifft, jo kann 
fie entweder jchriftlich geicheben, mobei nichts meiter zu bemerfen iſt, 
oder mündlid. Die mündliche Form ift die der Deputation. Bei 
derfelben ift nichts erforderlich ala die Legitimation für den Auftrag. 
Es ift wohl überflüflig, von einer Pflicht zum Empfange ſolcher De: 
putationen zu reden. 

Auf diefe Weife nun greift das freie Vereinsleben in die Verwal⸗ 
tung und ebenfo in die Gejeßgebung binein, noch nicht durd feine 
Thätigkeit, jondern nur noch durch feine Sintereflen und die daraus 
hervorgehenden Beichlüffe und Gefuche. Die zweite große Yorm aber, 
in welcher nun die Regierung felbft fich die für ihre Thätigkeit er: 
forderlihen Kenntniffe in einzelnen, die großen Intereſſen berührenden 
Fällen verichafft, ift die Bernehmung oder Enquete. 


Ein eigentliches Petitions recht als Theil des öffentlichen Rechts bildet fich 
ftet3 nur ta aus, wo das Princip der freien Verwaltung gegenüber der perjün- 
. ihen Verwaltung der Regierung zur Geltung kommen will; wo es bereits zur 
Geltung gelangt ift, bedarf daffelbe leines eigenen Rechts mehr, wie in Eng⸗ 
land. Jede gefetliche Beftimmung über das Petitionsrecdht ift Daher eine Ueber⸗ 
gangsbeftimmung, und der Charakter teffelben ift daher immer, namentlich im 
Anfange der freieren Bewegung, ein vorwiegend polizeilicher. Die Anerlennung 
des Petitionsrechts beginnt mit den Conftitutionen ber franzöfifchen Revolution; fie 
ift eigentlich die Anerkennung des Princips der freien Theilnahme an der Nechts- 
bildung des Staatslebens überhaupt. Frankreich hat daher tag droit de petition 
ftet8 als ein droit naturel anerfannt; fo die Eharte von 1814 (Art. 53); tie 
Charte von 1830 (Art. 45). Zn diefer Auffaffung des franzöſiſchen Betitions- 
rechts war nun in den Gegenftänden der Betition noch fein Unterfchieb gemacht, 
und formell ift derſelbe auch jetzt noch nicht aufgeftellt. In Wahrheit aber Bat 
die neue Geftalt des Kaiferreihg das Wefen des Petitiongrechts als eines all- 
gemeinen birgerliden Rechts aufgehoben; nicht der Form, fondern dem 
Weſen nach gibt es in Frankreich keine Petitionen um verfaffungsmäßige Ent- 
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widlung mehr, fondern nur nch Petitionen in Bezug auf die Verwal. 
tung. Dieß hat man erreicht, indem bie Eonftitution von 1852 überhaupt die 
Petitionen an ben Corps legislatif aufhob und nur noch Petitionen an den 
Senat zuläßt. Das Dekret vom 31. December 1852 bat das Verfahren dabei 
geregelt. Gewöhnliche Petitionen werben einem Petitionscomite zugewieſen; bei 
Petitionen, welche Beſchwerden wegen Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte ent» 
halten, wird erft die question préalable geftellt, ob der Senat fie überhaupt 
anerkennt (le senat maintient ou annulle). In Deutfchland bildet ſich das 
Petitionsrecht aus an den landſtändiſchen Vertretungen; bier ſcheiden fich zuerft 
Geſuche und Betitionen. Das Recht, ein Gefuh an bie Regierung ein- 
zugeben, ift als felbftverfländliches überhaupt ein Gegenſtand der Gefetsgebung 
gewefen; erft da, wo bie entftebende Verfaffungsmäßigleit der Verwaltung ihre 
Vertretung in den Ständen findet, erfcheint allertings eine Petition an bie 
Stände als eine indirelte Anerkennung des Rechts derjelben, auf tie Verwaltung 
einen Einfluß zu nehmen, indem fie durch ihren Ausfpruch nicht etwa bloß über 
die Sache, fondern auch über das Verfahren der Regierung ein Urtbeil auß« 
ſprechen. Zu diefem Sinne ift die Anerlennung des Petitionsrecht3 in den 
Berfaffungen feit 1828 ein weſentlicher Schritt vorwärts (Klüber, Deffentliches 
Net 8.296). Dean fieht aber deutlich, wie das Gefühl der Sache in den Geſetz⸗ 
gebungen jener Zeit lebendig ift, denn mit der Geftattung des Petitionsrechts ift 
zugleich da8 Verbot der Verfammlungen und Vereine zum Zwecke folder Peti⸗ 
tionen ohne Erlaubniß aufgeftellt. Das Streben ber beichräntten Berfaffungen 
vor 1848 geht mithin darauf, den Petitionen ihren individuellen Charakter des 
Geſuches zu erhalten und fo den Einfluß der öffentliden Meinung auf bie 
Regierung zu brechen. Erft mit dem Auftreten bes Bereins- und Berfanmlungs- 
rechts gewinnt die Sache ihre neue Geſtalt. Jetzt ſcheiden wir aud im Sinne 
des öffentlichen Nechts zwifhen den Geſuchen, welche Wünfche und Beichwerben 
Einzelner, und Petitionen, welche die Anfichten und Forderungen der Vielheit 
ausbrüden. Dod find die formalen Beſtimmungen darüber noch größtentheils 
unfertig, ta faft immer Beſchwerde und Petition verwechſelt werden, (Bol. 
Rönne, Preußifches Staatsrecht I, 99. Zöpft II, 8. 412.) — Es ift Har, daß 
von einer feiten Geftalt des Rechts zu Petitionen erft dann bie Rede fein kann, 
wenn man die Befhwerde mit ihrem Recht einerfeits von dem Klagredht nnd 
anbererfeits vom Petitionsrecht gefchieden haben wird. Wir vermweifen baflir auf 
die Darftellung des Beſchwerderechts in Bd. I. 


2) Gutachten, Bernehmungen (Enqueten). 


Unter Bernehmung (oder Enquete) verftehen wir diejenige 
Regierungsmaßregel, durch welche vermöge eines eigends zu diefem 
Zwecke beftellten Drganes die an einer Gefehgebungs: ober Verwal⸗ 
tungsfrage direkt Betheiligten, oder die für diefelbe Sachkundigen auf 
gefordert werben, ihre Meinung über beftimmte derſelben vorgelegte 
Punkte auszufprechen. Geſchieht dieß von Einzelnen, fo entfteht das, 
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was wir ein Gutachten nennen. Werden dagegen alle Berufenen her⸗ 
beigezogen, ſo entſteht die Vernehmung. 

Die Vernehmungen find zuweilen für die Geſezgebung, immer aber 
für die Verwaltung fo wichtig, daß es nicht ohne Werth ift, fie einen 
Augenblid ind Auge zu fallen, um fo mehr, als unfere® Wiſſens gar 
feine Gefetgebung, und faft gar feine Literatur darüber exiftirt. 

Man muß zu diefem Zmed den Geſichtspunkt des Rechts von 
dem der Zweckmäßigkeit ſcheiden. 

Die Regierung hat unzweifelhaft das Recht, über jeden Theil 
des Öffentlichen Lebens eine foldde Vernehmung einzuleiten. Sie bat 
das Recht, die Fragen zu ftellen. Sie bat das Recht, die Yorm der 
Vernehmung zu beftimmen und die Polizei derjelben auszuüben. Sie 
hat das Recht Heußerungen, melde nicht auf die beftimmt vor—⸗ 
gelegten Fragen Bezug haben, zurüdzumeifen. Allein fie bat nicht 
das Necht, ſolche Aeußerungen darum nicht zuzulaffen, weil fie mit 
ihren Anfichten und Abfichten im Widerfpruch ftehen. Sie kann daher 
auch während der Bernehmung dem Bernommenen das Wort nicht 
nehmen, fo lange er bei der Sade bleibt. Sie hat auch nicht das 
Hecht, jemanden zur Aeußerung zu zwingen. Dagegen ſteht ihr das 
Necht zu, eine Schriftliche Aeußerung ftatt einer mündlichen zu nehmen 
oder abzumweifen. Der Gebraud, den fie von dem fo gewonnenen 
Material machen will, hat fie natürlich ganz allein zu beftimmen. 

Dagegen jollten alle VBernehmungen öffentlich fein. Und zivar 
muß man jedem Bernommenen fogar das Recht einräumen, von den 
übrigen Ausfagen Kenntniß zu nehmen. Ohne Deffentlichkeit entbehrt 
jede Vernehmung mehr als die Hälfte ihres Werthes. Es ift nur da- 
durch, daß die Vernehmung öffentlich ift, in dem Eindrud der Aus: 
Sagen eine perfönlihe VBerantmwortlichfeit des Ausfagenven für 
die volle Wahrheit feiner Ausfage möglich; und ohne diefe ift die 
letere faft mertblos. Ich werde ſelten leichtfertig oder ungenau fein, 
wo ich weiß, daß das, auch geichäftlihe, Vertrauen, das meine Hörer 
in mich feßen, von meinen Yeußerungen abhängt. Darüber tft man 
fih in England und Franfreich gleichmäßig einig. In Deutichland 
fcheint man fich noch vielfach darüber unklar zu fein. Es ift aber feit- 
zubalten, daß feine amtliche Publikation von Vernehmungsprotofollen 
im Stande ift, dieſe Deffentlichkeit jemals zu erjeßen. 

Endlich folte man für die Vernehmungen Einen wichtigen Grund: 
fat fefthalten. Es ift gänzlich falfch und führt nie zu einem Ziele, 
wenn eine Regierung glaubt, durch eine Vernehmung erft erfahren 
zu können, was fie thbun fol. Einer jeden Vernehmung muß im 
Gegentheil ein bereits gründlich durchdachter Plan der Regierung zum 
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Grunde liegen; die Vernehmung Tann den Plan ändern, vielleicht ihn 
aufheben, aber fie fol und Tann nie den Plan erzeugen. Man kann 
faft mit Beftimmtheit fagen, daß jede Vernehmung in dem Grabe er: 
gebnißlofer wird, in welchem man ihr mehr jchöpferifche Kraft zutraut. 
Daher ſoll eine Vernehmung ftets große Vorbereitungen zur Boraus: 
ſetzung haben; doch dürfen diefelben bei ver Vernehmung nicht direkt 
zur Erſcheinung kommen, fondern höchſtens bei ven Fragen, welche in 
derſelben geftellt werden. Es bleibt eine viel größere Kunft, die Er: 
gebnifle einer Vernebmung zu benüten, als dieſelbe richtig zu leiten. 


B. Die eigentlihen Vertretungen. 
1) Begriff und Aufgabe. 


Die eigentlihen Vertretungen entftehen nun da, wo die Re 
gierung das Bebürfniß hat, für beftimmte, dauernde und begränztere 
Intereſſen diejenigen Thatjachen und Grundfäße feitauftellen, welche für 
ihre Thätigleit in Gejeßgebung und Verwaltung von Wichtigkeit find. 
Sie verhalten fich daher zu den freien Verwaltungen etiva wie ein Amt 
zu einem Mandat. Eie haben nicht eine zufällige und vorübergehende, 
fondern eine dauernde Aufgabe. Sie werden daher auch nicht gebildet 
durch den freien Beſchluß Einzelner, fondern durch ein Geſetz oder eine 
(eigentliche) Verorbnung. Sie funktioniren nicht nach Ermeflen, ſondern 
fie haben die Pflicht, die ihnen unterftellten Thatfachen zu beobachten 
und der Regierung für ihre Zwecke auf ihre Fragen zu antworten. 
Diefem Grundfaß entfpricht der zmweite, daß eine jede Vertretung das 
Net haben muß, in allen auf ihr Objekt bezügliden Regierung 
thätigfeiten gehört zu werben. Dabei fünnen gewiſſe Punkte zwar 
ausgeſchloſſen fein, allein es ift daS weder weile, noch auf die Dauer 
aufrecht zu halten, wenn dieſe Punkte von entjcheidender Wichtigkeit 
find. Denn entiweber wird die Vertretung an dem Beiwußtfein zu Grunde 
gehen, daß ihr die Hauptjachen entzogen find, während fie doch bie 
moralifche VBerantwortlichleit für dieſelben theilt; oder fie wird vermöge 
deſſelben Bewußtſeins mehr fordern, als ihrem eigenen Weſen ent 
ſpricht. Es iſt aber im abjoluten Widerfpruh mit der Natur einer 
Vertretung, über eine Borlage einen für Dritte gültigen Beſchluß 
zu fallen; denn fie würde dadurch aus einem Organe ber Verwaltung 
zu einem Organe ber Gefehgebung werden. Ob fie dagegen felbitändige 
Anträge einbringen darf, fei es auf Verwaltung, fei es auf Geſetz⸗ 
gebung bezüglih, Tann verfchieven beftimmt fein; natürlich ıft es, 
diefelben zu geitatten, aber nur in Beziehung auf die befondern Auf 
gaben, für welche die Vertretungen beftimmt find. Das Recht der 
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Anträge iſt derjenige Theil des ſtaatlichen Rechts der Vertretungen, mit 
welchem ſie der Geſetzgebung angehören können, wenn es ſich um zu 
erlaſſende Geſetze handelt; handelt es ſich dagegen um Verordnungen, 
welche für beſtimmte Zuſtände und Intereſſen erforderlich ſcheinen, ſo 
fällt dieſelbe Thätigkeit wieder unter die Verwaltung im wirllichen 
Sinne. Dieſe Unterſcheidung iſt allerdings zunächſt eine theoretiſche; 
ſie dient aber praktiſch dazu, die wichtige Stellung, welche dieſelben in 
der Verwaltung haben, zu bezeichnen. 

Aus dieſer Stellung folgt nämlich wieder, daß dieſe Vertretungen 
nicht ohne Zuſammenhang mit der Regierung beſtehen können, ſondern 
mit einem beſtimmten Amte verbunden, oder demſelben un tergeordnet 
ſein müſſen. Sie haben daher eine doppelte Aufgabe. Einerſeits ſind 
ſie ſelbſtthätig, andererſeits funktioniren ſie als Organe der Regierung. 
Bei ihnen tritt daher bereits der Unterſchied zwiſchen dem inneren Recht 
und dem ſtaatlichen klarer hervor. Sie haben nämlich bereits einerſeits 
eine gewiſſe ſelbſtändige Verfaſſung, und daneben andererſeits meiſt 
auch die erſten Elemente einer ſelbſtändigen Verwaltung; daneben be⸗ 
figen fie vermöge ihrer, wenn auch auf ihre fpecielle Aufgabe beſchränkten 
Verwaltung ein gewiſſes Verordnungsrecht und eine gewiſſe Zwangs⸗ 
gewalt. Bei ihnen beginnt daher der Begriff ber eigentlihen Ber 
waltungsförper, menn aud nur noch in fehr unentwidelter Weiſe. 
Über bei ihnen tritt auch zuerjt das ein, was wir in der Gefchichte 
der freien Verwaltung bereit3 angedeutet haben, der Proceß, durch 
welchen dieſe felbftändigen, beinahe amtlichen Körper durch die Thätig- 
feit des Vereinsweſens erjeht werden. In ber That find fie an 
fich viel beiler als ein unthätiger und fchlecht organifirter, aber anderer: 
feitö nicht fo gut, als ein tüchtiger Verein. Wo Vereins: und Ber 
fammlungsreht daher in rechter Blüthe ftehben, da werben fie faft 
überflüflig; wo fich die Regierung auf die Vereine nicht verlaffen Tann, 
find fie nothiwendig. Man muß fie daher durchaus in diefem ihrem 
inneren Zuſammenhange mit dem Ganzen betrachten; für fich betrachtet, 
bieten fie wenig Intereſſe, und find eben deßhalb auch wohl von ber 
biöherigen, namentlich aber von der fuftematifchen Literatur fo gut als 
gar nicht betrachtet worden. 

Wir fcheiden fie nun in zwei Hauptformen, die Räthe und die 
Kammern. 


2) Räthe. — Die Boards in England. Das Syftem der Conseils 
in Frankreich. Deutſchlands „Räthe.“ 


Wenn man in der Lehre von der Verwaltung von den „Räthen“ 
reden will, ſo muß man allerdings zunächſt nicht die ganze Maſſe von 
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Drganen, ivelche diefen Namen führen, darunter verftehen. Wohl aber 
ift e8 von Intereſſe, zu jehen, wie Weſen und Namen ver Eache fidh, 
auch bier wieder im innigen Anfchluß an die Entwidlung des Staats, 
in den verfchiedenen Zeiten geftaltet haben. 

Urſprünglich find diejenigen, melde wir als Näthe bezeichnen 
würden, etwa dad, was man die perfünlichen Räthe des Fürften 
nennen fünnte. Eie find im Urfprung des Königthums Feine dffent- 
lihen Organe und haben aud mit der Verwaltung nicht? zu thun. 
Der König beruft fie für fi; natürlich ernennt er fie aus den Erften 
des Landes; zufammentretend find fie der „Geheime Rath“ des Fürften. 
Das nun ändert fich, fo tie fich eine Regierung bildet und das Fürften- 
thum zu verwalten beginnt. Jetzt ſcheidet fi) die Gefehgebung von der 
Verwaltung; zuerft geht die lettere, dann auch die eritere auf das 
Kabinet des Landesherrn über, fo verſchwinden die frei vom Landes 
beren aus dem Volke gewählten Räthe und die Funktion derſelben geht 
auf die betreffenden rein amtlichen Stellen über, während der Titel 
bleibt und ohne Rüdficht auf eine wirkliche Thätigfeit verliehen wird. 
Die Epoche der Räthe im obigen Sinne der freien Verwaltung beginnt 
erft da, mo neben der Verfaflung auch eine gewille Theilnahme bes 
Volkes an der Verwaltung, namentlich aber die Nothwendigkeit von 
nicht mehr rein amtlichen Fachkenntniſſen erfannt wird. Hier fängt die 
Negierung an, neben und zum Theil in dem Organismus der Aemter 
joldhe, rein für die Berathung beftimmte Rathskörper zu bilden, und 
dieſe find ed, von denen es fich bier handelt. Allein zugleich behält 
man den Namen und den Titel ver Räthe auch für das eigentliche 
Amt bei und fo entfteht allerdings eine Verwirrung, in welcher das 
Weſen der Sache über die Form entjcheiven muß. 

Mir werden zu dem Ende den Begriff und das Recht berjelben 
für fich hervorheben. 

Seinem Weſen nach bebeutet der Rath im obigen Einne eine 
Vertretung, melde als berathenver Organismus nicht amtlicher Per 
fonen einem Amte beigegeben ift, und daher ihre Anſicht über alle 
Verordnungen, welche dafjelbe erläßt, ober über die Zuſtände, welche 
diefe Verordnungen nöthig machen, gejeßlich abzugeben bat. Ein „Rath“ 
fann daher nur auf Aufforderung, ober in direkter Beziehung auf bie 
Thätigfeit einer amtlichen Stelle funktioniren; die Räthe fügen ſich 
naturgemäß in ben Organismus des Amts und baben die Gränze 
ihrer Competenz an der Competenz des lebteren. immer aber muß 
der Rath, fol er feinen Charakter als Vertretung nicht verlieren, aus 
Perſonen beftehen, welche nicht dem Amte gehören, dem er beigeorbnet 
ift; niemals kann er felbft eine vollziehende Gewalt haben. Es Tann 


daher jo viele Räthe geben, als es amtliche Stellen gibt, und fie werben 
in ber Negel um fo beilfamer wirken, je unabhängiger fie find. Es 
ift ein reines Vorurtheil, in ihnen eine Begränzung ber vollziehenden 
und berorbnenden Gewalt zu jehen; im Gegentheil werben fie die Ber: 
antwortlichkeit der leßteren erleichtern und ihre einzelne pofitive Thätig- 
feit mit ben praftifchen Anfichten des wirklichen Lebens erfüllen. Da: 
gegen werben folche Räthe in dem Grabe überflüfliger und fogar unrichtig, 
in welchem es ſich um die Ausführung handelt, wie 5. B. bei der Sicher: 
beitpolizei. Der Regel nach werden die Räthe unmittelbar von ber 
Regierung ernannt. Man muß dieß Princip entfhieden als das 
Nichtige erfennen. Denn jede Wahl der Räthe würde, wie es natür: 
lich ift, doch immer nur die Majorität und in den meilten Fällen bie 
gezählte ftatt der gemogenen in den Rath bringen; die Regierung aber 
fol auch die Minorität hören, und das einzige Mittel dafür ift ihr 
Ernennungsredt. Dagegen ift es zweckmäßig, eine foldde Ernennung 
ftet3 nur auf eine gewiffe Zeit vorzunehmen. Auf diefe Weile können 
die Räthe ein höchft wichtiges Complement des freien Organismus der 
Verwaltung bilven. 

Allein dennoch leuchtet es ein, daß es fehr fraglich jein muß, ob 
in einer geordneten freien Verwaltung überhaupt noch das Inſtitut der 
Käthe nothiwendig tft. Und bier müflen wir allerdings auf das Be 
ſtimmteſte und gegen biejelben erklären. Denn in der That muß man 
zugeben, daß eine tücdhtige Negierung derjelben nicht bebarf, eine un: 
fähige oder unentwwidelte aber von ihnen nicht berathen, fondern viel: 
mehr wirklich beherrfcht wird. Sie bedarf derfelben nicht nur nicht, fon- 
bern fie ſoll ihrer gar nicht ala regelmäßiger Körper bedürfen. Denn 
bie Regierung foll eben regelmäßig wiſſen, was fie will; kommen Fälle 
vor, wo fie des Rathes Einzelner oder der Fachkenntniß für ganze Ge: 
biete der Vertvaltung bebarf, jo kann und foll fie in einzelnen ftrengen 
Fachfragen Gutachten einfordern, bei allgemeinen Zuftänden Verneh— 
mungen einleiten oder die Vereine und Kammern reden laſſen. Weiß 
bie Regierung aber nicht was fie will, fo wird eben ber Rath felbft 
die Regierung fein, und dann ift es beſſer, er ſei ein verantwortlicher 
Beamteter, als ein unverantiwortliher Rath. Das Auftreten ton 
ſolchen Rathaförpern im Organismus eines Staats ift daher niemals ala 
etwas Gutes zu bezeichnen. Denn entweder find diefelben eine unklare 
Bildung eines Amtes, und‘ das tft der Charakter der englifchen Boards 
und zum Theil der Committee, oder aber man gebraudt fie, um bie 
eigentliche Selbitverwaltung zu erjeßen und zu verbrängen, Wie in 
Sranfreich, deſſen Selbjtverwaltung in das Syſtem der Conseils auf: 
gegangen ift, wie wir unten fehen werben. Sm erjteren Falle nehmen 
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fie ald Räthe einen Theil der vollziehenden Gewalt in ſich auf, wie in 
England, ohne jevoh an der Berantwortlichleit Theil zu 
nehmen, Weil fie in ihren einzelnen Mitgliedern noch immer nur 
„Räthe“ und feine Beamtete find; im zeiten verliert der wirkliche 
Selbitverwaltungsförper, Landſchaft und Gemeinde, durch fie ihre 
Selbſtbeſtimmung, die Vollgiehung bleibt in ver Hand des Amtes und 
die Eelbjtverwaltung wird ein bloßer Name, wie in Franfreid. In 
Deutſchland, mo man klarer ift ala in England und ehrlicher als in 
Sranfreih, ift daher auch faſt das ganze Gebiet der „Räthe” ver: 
ſchwunden und wird hoffentlich nicht wiederkehren; da wo Namen und 
Stellung noch vorfommen, find fie in der That Fachmänner, die 
als Beamtete fungiren. 

Dennoch ift es von Intereſſe, diefe Erfcheinung, welche den Ueber: 
gang vom Amt zur freien Verwaltung bilvet, in ihren noch beftehenven 
Grundfornen zu betrachten, da auch hier die Individualität der großen 
Völker ung jchlagend entgegen tritt. 


Es liegt zunächft auf der Hand, daß fih das Inftitut der Räihe in Eng⸗ 
land weder je recht ausbilden, noch auch erhalten konnte, Die Verwaltung lag 
von jeher in ber Hand der Selbfiverwaltungsförper, die Gejegebung in ber 
Hand des Parlaments. Beiden gegenüber ftand das Königthum mit einer ziwar 
wechſelnden, aber niemals beide ganz lberragenven Gewalt. Räthe konnte es 
daher nie filr die Regierung, ſondern nur für die perfönliche Thätigkeit des 
Zürften geben. Daß der König fich perfönlich mit den bebeutendften Männern 
des Landes umgab, war natürlih; aber eben fo natürlich war e8, daß Diele 
Räthe in dem Grade unbebeutender wurden, je kräftiger ſich bie Herrichaft des 
Parlaments entwideltee Doc hielt man in England an dem Namen feft; und 
jo entftand der Council of the king, unfänglid aus den perjönlidden Räthen 
des Königs beftehend, danıı bloß aus den Häuptern ber Regierung gebildet, dem 
Minifterrathe tes Continents entſprechend. Wir haben das Verhältniß deflelben 
bereit in Bd. I dargefiellt. In der That aber find die Boards (f. unten) aus 
Näthen gebildete Körper, welche zugleich den Charakter von amtlichen Organen 
haben; Rathstitel gibt es in England nich. 

Wefentlich anders ift das Berhältniß in Frankreich. Es ift nothwendig, 
fih ein Mares Bild von tem Syſtem der Räthe in Frankreich zu bilden, ba 
baffelbe aufs Xieffte fomohl in die Regierung als in die freie Verwaltung ein- 
greift. Frankreich ift das Land, in welchem der große Verſuch vorliegt, die 
Selbftverwaltung, ihr Syflem und ihr Recht in die enge Form ber Räthe 
zu Heiden. Die Räthe, Conseils, erſcheinen in Frankreich daher auf allen 
Punkten, und auf allen Punkten, gleichviel ob fie wirflide Räthe, amtliche 
Körper, oder Organe der Selbfiverwaltung find, haben fie biefelbe Stellung, 
fie geben Rath, und in ihren höchſten Formen haben fie das Recht zu be 
jhließen, aber niemals haben fie das Necht der Erecution. Das nun liegt 
allerdings in der Natur der Räthe; allein gerabe invem man bie Selbfiverwaltungs- 


122 


körper zu bloßen Rathskörpern, Conseils, gemacht hat, bat man die Selbſi⸗ 
verwaltung und namentlih das Gemeindeweſen durchaus vernichtet; bemm 
vermöge ter Conseils entbehrt die Seldftverwaltung besjenigen Rechts, das ihr 
Weſen ausmacht, des Rechts der Verordnung unb des Bwangs, damit der Ver⸗ 
antwortlichleit und damit überhaupt der abminiftrativen Selbſtändigkeit. Indem 
man den Gemeinden die Räthe gelaffen und den eigenen Bürgermeifter genommen, 
find fie aus wahren Selbftverwaltungslörpern zu bloßen Berwaltungslörpern ge- 
worden, wie fich das unten zeigen wird. 

Denn man daher von dem Eyftem der Conseils in Frankreich reden will, 
fo muß man fich zuerft über das allgemeine Wejen derfelben, wie es im Geiſte 
der franzöſiſchen Drganifation liegt, einig fein. 

Ein Conseil: in Frankreich ift jedes Organ ber Verwaltung, das keine voll- 
ziehende Gewalt hat und beffen vollziehendes Haupt daher ein Beamteter iſt. 

Das Syſtem der Conseils erfcheint daher auf jedem Punkte der ganzen 
Verwaltung; jeder höchſte Berwaltungstörper bat Charakter und Natur eines 
Conseils; der Unterfchied von Deutjchland befteht darin, daß einerfeit# bie höchſten 
abminiftrativen Organe ſtets als Conseils gebildet find und daß antererfeits 
daſſelbe Syftem auch die Selbfiverwaltungstörper vertritt. 

Wir können daher zunähft das Eyftem der Conseils für den Krieg unter- 
ſcheiden. 

Die Conseils, welche der militäriſchen Verwaltung angehören, dürften 
wohl als rein amtliche Räthe bezeichnet werden; wir glauben ſie hier übergehen 
zu können. Es find die Conseils des guerre (Kriegsgericht), dann die Conseils 
d’amiraute (feit 1824) und Conseils des travaux (feit 1831 flr die Ylotten- 
lieferungen), fowie da8 Conseil d’administration für die Militärlieferungen. 
Es ift zweitens befannt, daß alle Gerichte — dem deutfchen Syftem entfprechend 
— als Conseils organifirt find. Dahin gehören auch die Conseils des Prud’- 
hommes, da8 befaunte Organ für die Streitigleiten zmwifchen Herren und Ar- 
beitern, neugeorbnet feit dem Geſetz vom 14. Mai 1851. Ihre eigentlide Be⸗ 
deutung aber empfangen die Conseils erft in der innern Verwaltung. Und bier 
müffen zwei große Syſteme unterjchieden werden. 

Das erfte diefer Syfteme umfaßt daß, was wir die eigentlihen Räthe 
nennen würden, berathende, von der Regierung berufene Körper an ber Seite 
der jelbftändigen wollziehenden Regierungsorgane. Sie erfcheinen auf den meiften 
Punkten ter inneren Verwaltung. Die wejentlicäften derjelben find folgende. 

Das Conseil imperial de linstruction publique, welches an die Etelle des 
alten Conseil de U’universitd al® Unterridhtsrath getreten ift und feine Organi- 
fation durch das Gefeg vom 15. März 1850 empfangen hat; das Dekret vom 
5. December 1850 hat feine Sompetenz noch genauer beftimmt. Daflelbe ift die 
Spitze der das Unterrichtswejen berathenten Körper, die freilich keine Exekutive 
haben. Unter demfelben fteben die Conseils departementaux de l’instruction 
publique, die dem Préfet als erefutiver Behörde untergeordnet find, wie das 
Conseil imperial dem Diinifter. Sie find an die Stelle der alten Conseils 
acad&miques getreten, die doch noch eine gewiffe Selbftänbigfeit hatten. Organi- 
firt durch Gejet vom 15. März 1850. 


123 


Das Conseil d’hygiene publique, der Neichsgefundheitsrath, ftatt des 
alten Conseil de salubrite, von Napoleon I. 1802 eingeſetzt, reorganifirt durch 
Dekret vom 15. December 1851. Die örtliche Geftalt diefer Räthe find Conseils 
sanitaires, die in den d&partements neben Prefet und Bonsprefet funftionixen, 
theil8 aus Behörden, theils aus Aerzten beftehend. 

Conseil general des mines jeit an II aus ber Agence des mines entſtanden, 
jeit 30. Bendemiaire an IV unter dem obigen Namen, Organifation durch Dekret 
vom 18. November 1810. 

Conseil general des ponts et chaussees jeit Dekret vom 7. Fructidor an XII. 
(Art. 15.) 

Conseil des haras als perinanente Commiſſion neben dem Ministere de 
l’agriculture für die Pferdezucht, Decr. org. 7 juin 1852. 

Conseil des bätiments civils ſeit 1791 eingeführt, manchem Wechſel in 
jeiner Organifation unterworfen, und in zwei Xheile getheilt für geiftliche und 
weltlihe Bauten; lette definitive Organifation feit 1838; feit 1852 iſt es für 
weltliche Bauten dem Ministere d’Etat, flr geiſtliche dem Ministere des cultes 
zugetheilt. 

Die Beratbung der vollswirtbichaftlicden Intereſſen war früher vertreten 
durch die Conseils generaux du commerce et des manufactures, die in ihrem 
Urfprung bis zur Beit Colberts zurlidgeben, örtliche Handelsräthe, die erfte 
Form der Handelslammern. Man bat fie, obwohl fie wenig benützt werden, 
doch beftehen laſſen; fie find neu organifirt durch Ordonnanz vom 29. April 
1831 und durch die Dekrete vom 1. Februar 1850 und 9. April 1851, bis 
man fie in dem Conseil superieur du commerce centralifirte. 

Diefer Conseil sup6rieur du commerce, organifirt durch Ordonnanz vom 
20. April 1831, bildete die Spite der Chambres de commerce (f. unten). 
Neben ihnen mangelte eine gleichartige Vertretung der Landwirthſchaft. Als 
diefe durch die Chambres d’agriculture ihre Vertretung empfing, wurde ein 
Gentralrath als Chambre superieure du commerce, de l’agriculture et de 
l’industrie durch Defret vom 2. Yebruar 1853 errichtet, welche an der Seite 
des Minifteriums ftebt. 

Das find die eigentlich amtlichen Rathskörper. Das zweite große Syſtem 
der Räthe ift nun dasjenige, welches tie Selbfiverwaltung vertritt, und von 
welchem wir unten reden werden. Das find die Conseils göneraux, die Con- 
seils de prefecture und die Conseils municipaux, neben denen noch die Con- 
seils de fabrique (etwa die Kirchenvertreter oder Kirchenväter) zu erwähnen 
find. Nicht daß diefe Conseils vorhanden find, fondern daß fie eben fo wie bie 
amtlichen VBerwaltungslörper jeder felbftändigen Exekutive entbehren, und daher 
nur die Form der Selbftverwaltung enthalten, ift die innere Unfreibeit 
Frankreichs. 

So iſt die Organiſation Frankreichs nicht bloß in der Selbſtverwaltung, 
ſondern in feiner ganzen Conſtruktion auf dem Princip der Scheidung ber 
Beratung von der Vollziehung gebaut, und man ift fo weit gediehen, daß 
Taferriere, Dr. publ, et admin. P. II. Dr. admin. 1I. Ch. 1, fagen Tann: 
le prineipe constitutionnel de l’administration est posé par la division naturelle 
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entre l’action et la deliberation. Es iſt über dieſe Berwirrung ber Begriffe — 
wenn es nichts Schlimmeres ift — nichts weiter hinzuzufligen. 

Was nun zum Schluß das Syſtem der „Räthe* in Deutſchland betrifft, 
jo muß man daher wohl drei Glafien fcheiden. Die erfie Claſſe iR die Ge 
fammtbeit aller bloßen Titularräthe, deren Legion dem Syſtem der Würhben 
angehört. Die zweite Glaffe ift die der Beamteten, welche den Titel von 
Räthen führen, und die im Organismus der Regierung ihren Pla zu fuchen 
haben. Die dritte Claſſe find die eigentlihen Näthe, die aber nur felten 
vorkommen, weil eben die verwaltenten Behörden wenigftens dem Princip nach 
ſelbſt Fachmänner fein follen. Sie erjheinen daher auch nur ale Epecialitäten, 
und ihre Stellung muß für jeden einzelnen Fall aufgefucht und nachgewiefen 
werben. Allenthalben aber, wo fie vorlommen, haben fie befländige Neigung 
zu eigentlichen Beamteten zu werden. Im Allgemeinen ift das ganze Juſtitut 
für Deutfhland ohne große Bedeutung; wir glauben nit, daß e8 allgemeines 
Intereſſe finden wird, darauf einzugeben. (Rergleihe namentlich über vie 
„Räthe“ in Preußen und ihre allmählige Umgeftaltung in Beamtete Rönne 
Staatsrecht II. 252, und über die Landräthe fpeciell II. 410. Landräthe in 
Bayern, Geſetz vom 15. Auguft 1828 und Klüber ©. 436.) 


3) Die Kammern. Handels- und Gewerbelammern. 


Während wir nun bei den Räthen die Vertretung der Fachbildung 
in einzelnen Angelegenheiten der Regierung auftreten ſehen, erfcheinen 
die Kammern als ein weſentlich anderes Organ, das, obwohl es nur 
einen engen Kreis von Verhältniſſen ausfüllt, dennoch hier feinen 
Platz finden muß. 

Die Kammern entjtehen nämlid da, mo ein großes gemeinfames 
Intereſſe ſebſt wieder eine folche Verjchiedenheit von Zuſtänden und 
Intereſſen umfaßt, daß es der Regierung unthunlich erfcheint, ohne 
ein Zuſammenfaſſen derfelben in einen organiſchen, als Einheit wirken⸗ 
den Körper ein brauchbares Urtheil über Verhältnifle und Forderungen 
zu befommen, melde fie ihren Maßregeln zum Grunde legen Tann. 
Indem diefelben auf dieſe Weife weſentlich auf der Verſchiedenheit ver 
Sonderintereflen innerhalb eines Gejfammtinterefjes beruben, jo fann 
fie auch nur da erjcheinen, wo eben ein folder Gegenfa zur Erſchei⸗ 
nung gelangt. Und das ift nun vor allen Dingen der Fall in Handel 
und Gewerbe; in ähnlichem, wenn gleich untergeorbnetem Maße in der 
Landwirtbichaft. Die Organe nun, melde diefe Intereſſen vertreten 
und zur Aufgabe haben, ein gemeinfames Urtheil, beziehungsweiſe einen 
gemeinfamen Rath für die Thätigfeit der Regierung in diefen Fällen 
zu geben, nennen wir im Unterjchied von ben Näthen die Kammern. 

Das Princip für die Kammern ift daher auch nur das, daß fie 
ohne eine felbftändige vollgiehende Gewalt ein ſelbſtändiges berathendes 
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Organ find. Sie bilden eben deßhalb auch Fein Organ der Geſetzgebung, 
jondern gehören nur der Regierung an. Sie haben daher auch mit 
den Grundſätzen der volläwirtbichaftlichen Gejeßgebung nichts zu thun: 
ihre Funktion beginnt erft da, mo es ſich um die praftifhe Durch: 
führung diefer Geſetze durch die Regierung handelt. Eie haben 
daher auch im ftrengen Sinne des Wortes nichts zu verwalten. Dennoch 
find fie Berwaltungsförper, indem fie ihre Thätigkeiten felbftändig auge 
üben. Und die Beftimmungen, nach melden fie dieß tbun, bilden das 
Recht der Kammern. 

Dieß Recht nun enthält allerdings die großen Elemente des Recht? 
aller Bertvaltungsförper. Die Kammern haben eine perfönliche Ber: 
tretung, die Elemente einer Verfaſſung und Verwaltung; aber da fie 
feine pofitive Funktion haben, fo kommen biejelben nur in fehr unflarer 
Meile zur Erfheinung. Sie haben einen anerkannten Vorſtand, fie 
werden dur die Wahl gebildet; ihr Verwaltungsrecht befchräntt fich 
jedoch auf die Verwaltung ihrer Einnahmen für ihre Zivede, und ihr 
Öffentliches Recht befteht meift nur in dem Grundjag, daß fie eben 
gehört werden müflen. Es gibt daher hier noch Feine Autonomie und 
Oberaufficht, meil fie weder ein Verordnungs⸗ noch ein Zwangsrecht bes 
figen. Wenn ihnen in einigen Staaten ein Schiebörichteramt zugewieſen 
it, jo ift das eigentlich für diefelben ein ganz fremdes Element. Sie find 
daher nichts anderes, ala die Conseils Frankreichs, nur felbftändig organi« 
firt und nicht einem beftimmten Amte zugetbeilt; es tft die erfte, in Auf: 
gabe und Organismus unfertigfte Form der Selbſtverwaltungskörper. 

Mit Recht hat man daher audı gefragt, ob ſolche Kammern über: 
haupt einem wirklichen Bebürfniß entiprechen, namentlich ob fie nicht 
vollſtändig durch das Vereinsweſen erjett werden können und follen. 
Betrachtet man die Sache an ſich, fo muß man diefe Frage bejaben; 
denn mas eine tüchtige Regierung durch öffentliche Vernehmungen, ober 
die Selbſtthätigkeit des Volkes durch feine Vereine nicht mehr zu erzielen 
vermag, das wird auch durch ſolche Kammern nicht erzielt werden; und 
umgefehrt, was eine Kammer leiften Tann, das wird auch Vernebmung, 
Gutachten und Berein leiften. Sie find daher ihrem Weſen nach mehr 
biftorifche Organe, durch die Entwidlung der Zeit herbeigeführt, als 
weſentliche Elemente der Selbftverwaltung. In der Theorie bilden fie 
daber den Uebergang zur eigentlichen Selbftverwaltung; in der Pragis 
den Uebergang zur Vollövertretung. 

Iſt nun ein Voll fähig, Vereine zu bilden, welche das Gejammts 
intereffe aller ſolcher Sonderintereflen vertreten, jo bedarf es einer 
Kammer nicht; mo nicht, fo ift eine gut organifirte Kammer aller 
dings ein Bebürfniß. Diefer Standpunkt ift der einzig richtige; der 
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bisherige hat jenen Grundſatz nur für Handel und Induſtrie ins Auge 
gefaßt; ein ſicheres Urtheil wird ſich erſt bilden, wenn man das ge 
gebene Princip auf das ganze Volksleben anwendet. 


In England gibt es keine Handelskammern in continentalem Sinn des 
Worts; England geht von dem Princip aus, daß ſich die Intereſſen ohne 
Zuthun der Regierung auf den Wege der Vereine und der Berſammlungen 
ſelbſt zur Geltung bringen follen. Das was diefelben dort vertritt, find einfach 
Bereine der Kaufleute und Induſtriellen, Associations, die allerdings wieder 
mit einander in Berbindung ftehen, aber in keiner Beziehung einen öffentlichen 
Charalter haben. Die eigentliche Heimath verfelben ift Frankreich, das in 
feinem ganzen Organismus von jeher bereit war, Rath zu hören, aber nie 
bereit zu der Verpflichtung, ihn aud zu befolgen. Die Chambres de com- 
merce entitanden aus Handelsvereinen und Corporationen, wurten bereits 1650 
organifirt und für die einzelnen Provinzen eingeführt. Sie waren damals eben 
fo ſehr eine ſtändiſche Vertretung des gewerblichen Kapitals als ein Be⸗ 
rathungstörper für die Regierung. Das erfte Element ließ fie 1789 in der 
allgemeinen BollSvertretung verfchwinden; das zweite rief fie wieder ins Leben, 
und das Arret vom 3. Nivofe 1803 ftellte fie für das ganze Reich mit eigener Or⸗ 
. ganifation her. Doch war man fi} über ihre eigentliche Bedeutung nicht recht 
Harz; denn neben ihnen wurden in den großen Fabrifftäbten auch die Chambres 
consultatives des arts et manufactures (Geſetz vom 22. Berminal an XI) 
errichtet, und in dem Code de commerce (art. 618. 619) als Schiedbs- und 
Handelsgerichte (tribunaux de commerce, gewählt aus den „commergants 
notables, et principalement des chefs des maisons les plus anciennes et 
les plus recommendables par la qualite, l’esprit d’ordre et d’&conomie“) 
aufgenommen. Neue Organifation derjelben 1848 und 1852 (vergleiche Blod, 
Diet. v. chambres). Bis zur neueften Zeit ftanden auf diefe Weife die fran- 
zöfifhen Chambres in ihrer Doppelgeftalt als berathende und richtende Ber- 
tretungsförper für Handel und Induſtrie allein da. Seit 1852 find daneben 
nun auch die Chambres consultatives d’agriculture errichtet (Dekret vom 
25. Mär; 1852), die aber rein berathende Funktion ohne richterlihe Thätigkeit 
haben. Es ift nicht ganz leicht, fi) Mar das Verhältniß zwifchen dieſen Cham- 
bres und den Conseils für Handel und Induſtrie zu vergegenwärtigen; jeden- 
falls ſieht man von beiden nicht viel Wirkſamkeit. 

Die deutfhen Handelsfammern find durchaus Nachbildungen der franzö- 
fifhen; jedoch find fie allerdings faft ausnahmslos freier aufgefaßt, indem ihre 
Wahl aus der Gefammtheit aller felbftändigen Unternehmer hervorgeht und 
ihnen zugleich meiftens dag ausdrückliche Recht beigelegt ift, gehört zu werben, 
wo es fih um ihre Intereſſen handelt. Zugleich bat man beide Arten der 
franzöfifhen Chambres in Einem Körper vereinigt, indem man die Handels⸗ 
kammern zu Schiedsgerichten machte; davon ſelbſtändig gejchieden find allerdings 
wieder die Hantelegerichte, die jeboch nicht hierher gehören. Sie wirken viel 
Gutes, mehr dadurch, daß fie ein gemeinfames Bewußtfein erzeugen Über vie 
gemeinfamen Intereſſen, als durch das was fie unmittelbar leiften. Die Frage, 
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ob e3 nicht beſſer fei, ſtatt ber vorgefchriebenen Handelsfammern viel mehr Ver⸗ 
eine zu gründen, ift noch an tiefelben nicht recht berangetretien, während 
doch für die Landmwiribfchaft die Vereine minbeftens eben fo viel leiften. Die 
Zeit wird kommen, wo fie der freien und felbfländigen Form der letztern ſich 
eben jo wenig werben verwehren können, als die Genoſſenſchaften, welche gleich- 
falls zu freien Vereinen übergehen. — Was die einzelnen deutſchen Staaten 
betrifft, fo find die Handelsfammern ziemlih nad einen Mufter eingerichtet. 
Sie haben jedoch bier eine etwas andere Bedeutung. Bis zur lehten großen 
Bewegung von 1848 nämlich iſt die Funktion dieſer Kammern durch die alten 
Rechte des Zunftwefens vertreten worden. Dan muß die deutfchen Handels⸗ 
fammern daher als die Form betrachten, in welcher die flaatebürgerliche Geſell⸗ 
[haft in das gewerbliche Leben eintritt und die Stelle ber alten ftänbifchen 
DOrganifation einnimmt, welche eben in den Zünften und Innungen gegeben iſt. 
Sie find die Vertretungen der Gewerbefreibeit, mit und aus berjelben 
entftanden, gehören daher auch faft ausfchlieglich den letzten beiden Jahrzehnten 
an, und haben eben deßhalb auch im Wefentlichen dieſelbe Grundlage: fie 
beruhen auf der Wahl der Handel- und Gewerbetreibenvden, wählen jelbft ihr 
Haupt, funktioniren als Rathskörper ohne irgend eine vollziehende Gewalt, 
haben jedoch ſehr häufig einzelne abminiftrative Funktionen, namentlih im Ge⸗ 
biete der gewerblichen Hechtspflege, Oberaufficht und felbit zum Theil Ernennumg 
von Handelsorganen, Mallern u. f. w. Es verfieht fih von felbft, daß fie an 
Bedeutung in dem Grade abnahmen, in welchem die eigentliche Selbftverwaltung 
und die Vollsvertretung an Einfluß zunehmen. Bergleihe über bie ganze 
Inſtitution Brachelli, Staaten Europa's S. 302 und namentlich 306; bier 
ift nur hinzuzufügen, daß die öfterreihiichen Handels: und @ewerbelammern 
durch Geſetz vom 29. Juni 1868, die ungarischen durch Bejekartifel VI. vom 
Jahr 1868 neu organifirt find, ohne zugleich ihren Charakter im Wefentlichen 
geändert zu haben; eben fo haben die bayerifchen ihre neue Organifation durch 
K. Verordnung vom 20. December 1868 empfangen. Mit Recht hebt jchon 
Brachelli hervor, daß die ganze Znftitution fich faft unmittelbar an die neue 
Gejetsgebung über die Gewerbefreiheit in den dentſchen Staaten anjchließt und 
vielfach ſogar einen untergeordneten Theil derjelben bildet. 


D. 
Die (eigentlihe) Selbftverwaltung. 
1. Begriff und Weſen deffelben im Allgemeinen. 


Es ift nun wohl fein Zweifel, daß wir erſt mit derjenigen Yorm, 
welche wir im Unterſchied von Vertretungen und Vereinsweſen die eigent- 
lihe Eelbftverwaltung nennen, vor demjenigen ftehen, was man unter 
„Selbitverwaltung” überhaupt veriteht. 

Allerdings bat man nun, namentlich in Deutichland, den Begriff 
der Selbfiverwaltung meiftend mit dem Begriffe der freien Verwaltung 
überhaupt verwechjelt, und ift, da man über das Bereindivefen und 
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feine öffentlich vechtliche Bedeutung zu feinem Abſchluß gedieh, wohl 
zu der Vorſtellung gelommen, als fei das, wonach man als Freiheit 
der Verwaltung ftrebt, mit dem erfchöpft, was man fi unter Eelbft- 
verwaltung denkt. Das iſt nun falſch, und wir glauben auf biefen 
Punkt nicht noch einmal zurückkommen zu follen. Doc fordert die Hare 
Beftimmung von Begriff und Weſen der Selbftverwaltung, daß mir 
die Unterſchiede möglichft einfach und Har beftimmen. 

Mährend nämlich in den Vertretungen die Theilnabme des Volles 
an den Funktionen der vollziehenden Gewalt darin beiteht, daß bie 
Intereſſen und Thatjachen der Regierung dargelegt und vor berjelben 
zur Geltung gebracht werben, und während anderfeitö im Vereinsweſen 
ftet3 nur Ein beftimmter öffentlicher Zweck durch die Vereinten verfolgt 
wird, entiteht die Selbftverwaltung, indem die örtlich begränzte aber 
fachlich unbegränzte Gemeinfchaft, die durch den Grundbefiß und feine 
Intereſſen und Verhältnifje gegeben wird, fi zur vollgiebenden 
Gewalt für diefe örtlich begränzten Aufgaben des Staats 
organifirt. Das Objekt der Selbitverwaltung ift daher fein einzelnes 
Intereſſe und feine einzelne Aufgabe des Staats, ſondern es ift die 
Gefammtheit aller Etaatsaufgaben, jo weit diefelbe überhaupt einer 
ortlihen Begränzung fähig ift. Der Inhalt der Selbftverwaltung 
ift ferner nicht etwa bloß ein berathendes Drgan, fondern vielmehr ein 
jelbftändiger, vollziehender Organismus. In der Selbſtverwaltung 
gelangen demnach die Momente, die wir ala den inhalt der freien 
Verwaltungskörper bezeichnet haben, zur vollen Erfcheinung ; die Selbit: 
vertvaltung ift eine juriftiiche Perfönlichkeit, fie hat eine Verfaffung und 
Verwaltung und in beiden einerjeit3 die Autonomie, andererſeits die 
Oberauſſicht; das Hecht der Organe der erfteren iſt das örtliche Ver: 
ordnungs: und Zwangsrecht, und in der Ausübung diefer Rechte 
erfcheint die Gelbitvertvaltung als der eigentliche Träger der freien Ber: 
waltung überhaupt. Zugleich ift die Selbſtverwaltung, als durch den 
örtlichen Beſitz und feine Intereſſen gegeben, nidyt abhängig in Ent: 
ftehen und Exiſtenz weder von dem Willen der Einzelnen noch ver 
Regierung; und endlich ift fie, wie der Begriff der Dertlichkeit an fich, 
allgemein für den ganzen Staat. Die Selbftverwaltung ift daher 
die erfte, wir möchten fagen die natürliche Grundform ber freien Ber: 
waltung überhaupt; jo lange fie noch anerkannt ift und wirft, gibt es 
eine freie Verwaltung im Staate; wo fie verfchwindet, verjchwindet 
überhaupt das Clement der Freiheit in der Verwaltung; wo fie blübt, 
ift die legtere gefichert. Cie ift daher in gewiſſer Richtung auch viel 
wichtiger als das Vereinsweſen. Denn indem fie auf der Dertlichkeit 
beruht, umfaßt fie mit ihrem Organismus, ihrer Geltung, ihrer Thätigkeit, 
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ihren Brincipien und Yolgen da8 ganze Leben des Staats; fie 
ift es, melde zuletzt alle Individuen des letzteren in fich begreift; bei 
ibr hängt die Theilnahme an ber freien Verwaltung nicht mehr ab von 
dem Willen des Einzelnen, ſondern durch fie wird die Selbitvertwaltung 
ein Grundgefet des Staats und deßhalb aud in bie gefehliche 
Berfaffung deffelben aufgenommen. Eo wird die Selbftvertwaltung in 
ihrer Entwidlung der Mapftab für das Bewußtſein der Freiheit eines 
Volkes überhaupt, und mit Recht beurtheilen wir daher auch die letere 
mehr nad der Entwidlung der Selbjtverwaltung ald nad) irgend etwas 
anderem. Denn je weiter die Entwidlung des Volkslebens geht, um 
fo klarer wird e8, daß die Verfaffung mit all ihren Formen nicht ge: 
nügt, fondern daß mir die Vollendung erft da zu fuchen haben, mo 
auch die Verwaltung durch diejelben Grundfäge der Selbftbeftimmung 
geleitet wird, wie die Verfaflung. Die Selbftvervaltung aber ift es, 
welche beftimmt und fähig ift, das Princip, welches in der freien Geſetz⸗ 
gebung lebendig ift, auch in die Verwaltung hinüber zu leiten. Es ift 
daher die MWechjelwirkung zwiſchen beiden die Grundlage eines gedeih⸗ 
lichen Fortichrittes; e8 liegt in der höheren Natur der Sache, daß, mo 
diefe Wechfelwirtung fehlt, die Harmonie des inneren Lebens des Staates 
mangelt; es tritt ein Mißverhältniß zwiſchen den Faktoren ein, und dieß 
äußert fich mejentlich dadurch, daß zunächſt das Volk gegen feine Vers: 
faſſung gleichgültig wird, weil es bald genug erkennt, daß fie allein 
zwar gegen das Unrecht, aber nicht gegen das Ungeſchick der Regierung 
zu jchüßen vermag; die Grundfäße der Verantmwortlichkeit, des Klag: 
und Beſchwerderechts vermögen die Harmonie zwiſchen der Selbitbeitim- 
mung des Volles und dem Willen und der Thätigfeit feiner Regierung, 
zwiſchen Gefeg und Verordnung zwar im Großen und Ganzen, nicht 
aber im Einzelnen zu jchüßen, und jedes Volf wird es zuletzt müde, 
die Freiheit nur im Ganzen und nicht im Einzelnen zu befigen. Daher 
denn die zweite Erfcheinung, daß die Volksbewegungen in dem Grabe 
gefährlicher werden, in welchem die freie Selbitverwaltung unentwidelter 
ift. Denn in jedem Eelbitverwaltungskörper ift eben ein jelbftändiges 
Drgan der vollziebenden Gewalt vorhanden und lebendig, und bieß 
Drgan, indem e3 einem folchen Körper angehört, tritt daher ſebſtthätig 
der Bewegung der Völfer örtlich entgegen ; bevor biejelbe noch die höchften 
Organismen des Staatslebens erreicht, ift fie Dadurch bejänftigt und ge- 
brochen. Bor allem aber erzeugt die Selbftverwaltung das Gefühl der 
indivibuellen VBerantivortlichleit für das, was innerhalb des Körpers 
jelbft geichieht, und fpornt damit jeden an, für feinen Theil Unrecht 
zu bermeiden und ſich als Einzelner den Störungen des öffentlichen 
Lebens entgegen zu ftelen. So wird die Selbftverwaltung nicht bloß 
Stein, die Berwaltungslehre. 1. 2. 9 
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eine thatjächliche Drbnung der inneren Thätigleit des Staats, die ihrer: 
ſeits auch praftifch große Vorzüge hat, fondern zugleich ein mächtiger 
ethiſcher Faktor ſowohl der Entwidiung als der Erhaltung, fo daß 
e3 Schwer zu jagen ift, ob es gefährlicher fei, die Freiheit ber Selbſt 
verwaltung zu beichränfen ober die beftehende zu unterbrüden. Und 
bieß nun find zugleih die großen Elemente, aus. denen das Rechts 
iyitem der Eelbitverwaltung hervorgeht. 


Begriff uud Syften ber Selöftverwaltungdförper. 


Auf Grundlage der obigen allgemeinen Darftelung fagen wir 
nämlich, daß diejenigen Körper der freien Verwaltung, deren Einheit 
durch die Örtliche Einheit des Grundbeſitzes und ber an ihn ſich 
fchließenden Geſammtheit von Intereſſen gegeben, und daher objektiv 
vorhanden und durch fein materielles Subſtrat eine dauernde ift, 
Selbjtverwaltungsförper feien. Die Verfchievenheit, die durch Die 
Natur dieſes örtlichen Subftrates jener Einheit unter. diefen Körpern 
felbjt entfteht, erzeugt dann das Syſtem der Selbitvertwaltungsförper. 

Um nun aber zu diefem Gebiete zu gelangen, müſſen wir vorber 
noch einmal auf dasjenige zurüdiommen, was mir die Selbſtverwal⸗ 
tungsförper und ihr Eyftem genannt baben. 

Wir müflen es dabei noch einmal als einen entichievenen Mangel 
bezeichnen, wenn man die Selbftverwaltung als einen einfachen Begriff 
bezeichnet und demgemäß dem Rechte der Selbftverwaltung das Hecht 
einer einzelnen, wenn auch der Hauptform berfelben, zum Grunde legt. 
Man wird fogleich erfennen, daß mir bier von dem englifhen Begriff 
des Selfgovernment reden, der in der That nur mit der Gemeinde zu 
thun hat, abgejehen davon, daß dieje englifche Auffafjung unfähig ift, 
den weſentlichen Unterfchiedb der Ortsgemeinde und der Verwaltungs: 
gemeinde klar zu machen, der doch eine der großen Grundlagen bes 
ganzen Rechtsſyſtems der Selbftvertwaltung fchon jeßt bildet und Fünftig 
noch mehr bilden wird. Wir müfjen im Gegentheil als Bafis für die 
nachfolgende Darftellung noch einmal die Elemente des Syſtems der 
Selbiiverwaltungsförper wiederholen. 

Die (eigentliche) Selbftverwaltung bat nämlich, wie ſchon früher 
bemerkt, drei Grundformen für ihre Körper. Diefe find die Land: 
Ihaft, die Gemeinde und die Corporation. Jede diefer Formen 
bat, wie fich fpäter ergeben wird, eine von der anderen fo verfchie: 
dene Grundlage und daher auch ein in Inhalt und Umfang fo ver: 
ſchiedenes Recht, daß es geradezu unmöglich ift, fie mit einander voll: 
itändig in Eins zu verfchmelzen. Dennoch haben fie gleichzeitig die 
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weſentlichen Elemente des Lebens und Rechts mit einander wieder ges 
mein; es fcheint überflüflig, dieß noch einmal fpeciell hervorzuheben. 
Mit diefem Gemeinfamen unterſcheiden fie fih von ben Vertretungen 
und dem Vereinsweſen; in ihm find fie ein Ganzes, während fie unter 
fih wieder ganz felbitändige Erſcheinungen und Rechtskörper bilden. 

Will man daher zunädft ein richtiges und vollftändiges Bild ber 
Gelbjtverwaltung haben, jo wird man auch bier die Behandlung des 
Rechts derjelben in zwei Theile theilen müſſen. Man muß zuerft das 
gemeinfame Recht aller dahin gehörigen Körper als den allgemeinen 
Theil des Eelbitvertvaltungsrechts darſtellen und dann erft fann man 
von den drei erwähnten großen einzelnen Abtheilungen oder Arten und 
ihrem Rechte ala dem befonderen Theile reden. Diefe Unterfcheidung 
entipricht aber nicht bloß dem thatſächlichen Verhältniß, fondern fie hat 
noch eine zweite wejentliche Bedeutung. Die Rechtsbildung der Selbſt⸗ 
verwaltung befindet fich offenbar in einer für die leßtere entſcheidenden 
Uebergangsepodje, in der Epoche, in welcher aus dem hiftoriichen Recht 
derfelben ein gejebmäßiges werden will. Dieſer Uebergang iſt aus 
Gründen, melde in der Natur jener Körper felber liegen, ein ſehr ver- 
ſchiedener für jede Art derfelben. Der Sinn diefer Bemerkung wird 
fogleich Hlar werben. Iſt das aber der Yall, fo muß nun auch die 
Gejebgebung einen für alle Formen gemeinfamen Standpunkt gewinnen, 
um ein gleichartiges Princip in der Verſchiedenheit des Einzelnen feſt⸗ 
halten zu können. Wir müfjen daher jene Unterfcheivung bes allge 
meinen und befonderen Theiles fefthalten, auf die Gefahr -bin, hier 
dem Vorwurfe des Formalismus zu begegnen. Es ift nicht thunlich, 
das Gemeinſame in das Beſondere bier zufammenzumerfen. 


2. Bas Rechtsſyſtem der Selbfiverwaltung und feine allgemeine 
Entwicklung bis zur Gegenwart. 


a) Die Elemente diefes Rechtsſyſtems an fi) und der Ausgangspunlt der 
pofitiven Rechtsbildung. 


Das Rechtsſyſtem der Selbſtverwaltungskörper ift nun zunächſt 
ein ſehr einfaches; das allgemeine Princip defjelben läßt fi auf Grund⸗ 
lage des Begriffes und Rechts ver freien Verwaltung formell ohne 
Schwierigkeit beftimmen. 

Offenbar ift nämlid die Baſis des Nechts der Eelbitverwaltung 
das Recht der freien VBerwaltungsförper überhaupt. Seber 
Selbitverwaltungstörper ift zuerſt eine perjönliche Einheit, oder eine 
juriftiiche Perlönlichkeit; jeder derfelben hat eine, vermöge feiner Ber 
faffung und Verwaltungsorgane ausgeübte Autonomie, und jeder fteht 
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mit diefer feiner Autonomie unter ber Oberauffiht und der oberauf: 
ſehenden Gewalt der Regierung und ber öffentlichen Berantwortlichkeit. 
Das Rechtsſyſtem der Selbftverwaltung ift daher, in formaler Definition, 
nichtö anderes als die Anwendung ver Begriffe und Grundfäge des 
freien Verwaltungsrechts auf die Selbftverwaltung in tem obigen fpe 
ciellen Sinne. 

Aus diefem formalen und allgemeinen Begriffe entfteht nun der 
eigentliche inhalt des Syſtems des Selbitverwaltungsredht3 dadurch, daß 
jenes allgemeine Recht der freien Verwaltungskörper durch die Natur der 
Selbftvertvaltungsförper weſentlich modificirt und geftaltet wird. Es tft, 
glauben wir, von höchſter Beveutung, auf diefem Punkte auf eine etwas 
tiefere Begründung des Sinnes diejer Beftimmung eingeben zu bürfen. 

Die Eelbitverwaltung jchließt fi) nämlid, wie gejagt, an den 
Örtlihen Grundbefig, und übernimmt auf Grundlage der Wahl ihrer 
Organe die Verwaltung der Intereſſen, die zunächſt mit jenem Beſitze 
verknüpft find. Nun aber ift der Grunbbefig felbit die Grundlage des 
Geſetzes überhaupt, und umfchließt in räumlicher Ausdehnung die Ger 
fammtheit aller Formen des Beige, die innerhalb jener Gränzen 
entftehen. Es folgt, daß die Selbitverwaltung, allerdings urfprünglidh 
nur eine Geftalt des Grundbeſitzes und jener Einbeit, alsbald auch 
zur Berwaltung aller andern innerhalb jener Gränzen ſich ausbil- 
denden Formen des Befites und feines Intereſſes wird. Die Selbft: 
verwaltungsförper, anfänglich allerdings bei Einem Antereffe und Einem 
Zwecke beginnend, entfalten fih almählig zu einer Einheit aller 
Zwecke; fie bleiben nicht wie der Verein, bei dem Einen Zwecke fteben, 
den fie im Anfange hatten, jondern fie bilden ein ganzes Eyftem von 
Zwecken, die fid) allmählig auch rechtlich zu einem Eyftem ihrer Auf- 
gaben geltalten, und damit für fie ein ganzes Verwaltungsſyſtem 
bilden. Nun aber zeigt die Wiſſenſchaft der Geſellſchaft, daß dieſer 
Befig in Form und Maß nicht bloß bei dem mwirtbichaftlichen Leben 
ftehen bleibt, fondern daß er durd die in ihm liegende Gewalt au 
das pofitive Recht bildet. Jeder Selbitvertvaltungsförper wird daher 
zugleich ein Körper der Rechtsbildung; alles Recht ift urſprünglich 
vermöge des obigen Geſetzes ein örtliches Recht. Diejes Recht aber 
Ichließt fich bier wie immer, und vermöge der Örtlihen Nähe feiner 
Elemente hier in berdorragendfter Weile zunächſt an bie Intereſſen, 
die der Befit bat. Das Streben, die Intereſſen des Belites zu ver: 
treten, verbunden mit der Macht, welche der Befit gibt, erzeugt nun 
die Organifation der öffentlichen Gemwalten, melde jene Einheit ver: 
treten; das eben tft die Verfaſſung. In den Selbſtverwaltungskörpern 
ericheint daher die Verfaſſung derjelben weſentlich anders ala im Vereins⸗ 
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wefen. Sie ift nicht bloß die Form, in welcher die Einheit jelbit 
thätig ihren Zived erreicht, ſondern fie ift vielmehr eine Ordnung ber 
Einheit, welche durch ganz andere, viel gewaltigere Faktoren erzeugt 
wird, als durch den Faktor ver Zweckmäßigkeit, der die Vereine orbnet. 
Die Berfaffung der Selbftvertwaltungsförper ift das Ergebniß ber 
Socialen Zuftände und Bewegungen des ganzen Volkes; 
in ihr fpiegeln fich die Kräfte, melche überhaupt Berfaflungen bilden, 
am beutlichften und greifbarften; in ihnen treten fie am faßbarften an 
den Einzelnen heran, und ihre Macht wird bier am verftändlichiten, 
fo daß diefe Verfaffungen ganz ihren Charakter verlieren, und ftatt als 
Mittel für den Zweck zu erjcheinen, vielmehr als felbftändige That: 
Sache des Verfaſſungslebens auftreten. Sie haben daher zuerft eine 
Berfaffungsgelhichte, und diefe ift e8 naturgemäß, an welche 
die Rechtsgeſchichte ſtets zuerſt anknüpft, in der fi) die Nechtölehre der 
Selbftverwaltung bisher faft ganz erihöpft, über welche fie Begriff und 
und Inhalt von Autonomie und Oberaufficht jo gut mie ganz vergefjen 
bat. Das ift das erfte und wichtigſte Moment, wodurch fi dag 
Rechtsſyſtem der Selbftverwaltung von der des Vereinsweſens fcheibet. 
Denn das Vereinsweſen hat eben zwar eine Gefchichte feiner Zwecke 
und Organe, aber es bat feine Geſchichte feiner Verfaflung. Und daraus 
geht nun das zweite große Princip für das Rechtsſyſtem ber Selbſt⸗ 
vermaltungsförper hervor, das wir feinem Inhalte nach genauer, wenn 
gleih nur mit fpecieler Beziehung auf die ländlichen Eelbitverwal- 
tungsförper, Gemeinde und Grundherrlichkeit, in der Entwährungs: 
lehre nachgewiefen haben (Berwaltungslehre Bd. VII). Die Eelbftver: 
mwaltungsförper nämlich, in diejer ihrer Verfafjung auf ihrem Befite 
und feiner Vertheilung berubend, find nicht im Etande, durch fid 
felbft eine freie Verfaffung zu werden, wenn fie einmal einer un- 
freien unterliegen. Sie können daher die Entwidlung ihrer Rechte 
nicht durch fich jelbit gewinnen. Sie müſſen die Faktoren ihres Forts 
Ichritteg im Staate fuhen. Daher fünnen und dürfen fie nie eine 
abjolute Selbitändigkeit dem Staate gegenüber befiten; fie müflen 
nicht bloß in ihrer Verwaltung, fondern auch in ihrer Berfaflung 
unter dem Staate und feinem Geſetze ftehen — ihre freibeitliche Ges 
ftaltung tft erft dann eine geficherte, wenn die Grundlagen ihrer Ver: 
fafjung nit mehr Örtliche find, fondern auf den allgemeinen 
Gejegen des Staats beruhen. Daber geht der Gang der Gejchichte 
diefer Körper dahin, allmählig aus der örtlichen Verfaſſung derfelben ge: 
jegliche, das tft, durch die Gefeßgebung des Staats gegebene Verfafjungen 
zu erwerben; fie werden aus Körpern örtlicher Rechtsbildung zu Redht3- 
förpern, welche dem Staate felbft in ihrem ganzen inneren Leben 


gleihartig find. Und fo mie fie nun das werben, tritt die Frage 
en, worin dann noch ihre eigentliche Eelbftändigfeit beſteht. Denn 
wenn der Staat ihnen ihre Verfaflung gibt, fo fcheinen fie nur noch 
heile deſſelben zu fein, und es fcheint daher, daß fie ſelbſt und mit 
ihnen das Princip der Selbftverwaltung überhaupt, nicht mehr nur 
durch das höhere Weſen der Gelammtheit, fondern durch den Willen 
des Staats geſetzt find. Sie fcheinen deßhalb aus Körpern mit felbftän- 
tigem Rechte bloße Inſtitutionen der Staatögewalt zu fein, deren 
Eriftenz von ihrer Zweckmäßigkeit, deren Berechtigung von dem Urtheil 
der Gejeßgeber abhängt. Und bier iſt es nun, mo .eben jene höhere 
Natur derjelben uns wieder entgegentritt. In der That nämlich find 
fie dur das Weſen der freien Verwaltung an und für fih gefordert 
und durch die objektive Thatſache des begränzten örtlichen LZebens und 
feiner Intereſſen an und für fi gegeben. Sie find daher an und 
für ſich juriftifhe Berfönlichfeiten, denen der Staat zwar die 
Berfaffung und Verwaltung ändern und nad feinen eigenen Lebens⸗ 
principien beflimmen, denen er aber weder eine Verfaflung und Ber: 
waltung, noch überhaupt ihr Dafein erft geben fann. Sie hängen 
in diefem ihrem Dajein nicht vom Willen tes Etantd ab, und 
haben nicht erſt durch das Geſetz ein Recht auf Verfaffung und Ber: 
waltung, ſondern das iſt ihre höhere Natur, daß der Staat ihnen nur 
Form und Maß des lestern gejeglich verleihen Tann. Sie find 
daher an fi) ewig wie der Etaat, das tft, fie find an fi organifce 
Elemente der menschlichen Gemeinſchaft; aber ihre Verfaffung und Ver: 
waltung werden durch das Zuſammenwirken der in ihnen lebendigen 
gelelichaftlihen Elemente des Willend und der Lebensprincipien des 
Staats, den fie angehören, bejtimmt. Durch dieſes Zuſammenwirken 
entfteht nun das, was wir ihr pojitives Recht nennen. Daſſelbe hat 
daher feine felbftändige Grfchichte; auch bei ihnen wie im ganzen Staats: 
leben fann bajfelbe nur als die Confequenz der Faktoren betrachtet 
werden, welche überhaupt das Nechtöleben beherrichen. Oder, wie wir 
jest im Rüdblid auf den Begriff und Inhalt ver freien VBerrwaltungs: 
förper jagen können, das Rechtsſyſtem der Selbftverwaltungsförper ent: 
jtehbt, indem für fie die Kategorie der juriftiichen Verlönlichfeit ald an 
und für fich geltend vorausgefegt, der Organismus ihrer Autonomie und 
ihrer, durch ihre focialen Verhältniſſe und ihre Befigvertheilung be 
stimmten Verfaſſung und die Baſis ihrer Oberaufficht in der Entwid: 
lung der Etaatsitee und ihrer Nechtsordrung geſucht wird; mährend 
beim Vereinsweſen die juriftifche Perfönlichkeit erft vom Staate gegeben, 
die Verfaflung von ihrem Zwecke, und die Autonomie und Oberaufficht 
von dem Zuftande der Staatöverivaltung bedingt erjcheinen. 
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Bon diefem Standpunkt aus ergibt ſich, daß die Gefchichte die 
wahre Bafis des pofitiven Rechts der Selbſtverwaltung ift, und daß 
wir das gegenwärtige Recht derjelben nicht etiva als eine bloß legis⸗ 
lative Maßregel, fondern als das Ergebniß eines der größten biftori« 
ſchen Procefje betrachten müſſen, welchen die Geſchichte Europas Tennt. 


b) Die pofttive Nechtsbildung der Selbfiverwaltung. Begriff des hiſtoriſchen 
Rechts. Erſte Geftalt: die Eelbfiverwaltung der Geſchlechter und der 
ftändifchen Epoche. 


Indem wir nun auf diefe Weife die Gefchichte als die Grundlage 
der Nechtsbildung für die Selbjtverwaltung erkennen, begegnen mir 
einem Begriffe, ohne welchen das leßtere nicht wohl verftanden werben 
fann, der aber zugleih nun viel weitere Bereutung im Rechtsleben 
Deutichlands empfangen hat, und den wir daher notbivendig auf feinen 
wahren inhalt zurüdführen müſſen. Das ift der Begriff des biftort 
ſchen Rechts. 

1) Es iſt klar, daß man einen ſyſtematiſchen oder dialektiſchen Begriff 
des hiſtoriſchen Rechts überhaupt nicht aufſtellen kann. In der That 
gibt es gar kein „unhiſtoriſches Recht.“ Verſteht man unter „hiſtori⸗ 
ſchem Recht“ das bisher geweſene, ſo iſt es identiſch mit dem poſitiven 
Recht. Verſteht man darunter das alte Recht, das nicht auf Grund: 
lage einer formellen Gefeßgebung ruht, im Gegenfa zum neuen, das 
aus einer foldhen hervorgeht, fo ift e8 eben Gewohnheitsrecht. Verfteht 
man darunter endlich die Nechtöbilbung, infofern fie einen Theil ber 
Geſchichte eined Volkes bildet, fo tft natürlich auch das neue Recht ein 
biftorifches. Verſteht man darunter die Rechtsbildung, infofern ihre 
Beitimmungen nicht aus der Reflerion hervorgegangen find, gegenüber 
dem Recht, welches durch den Gedanken über dad Rechte erzeugt ift, fo - 
enthält e8 eine ganz weſenloſe Borftelung; denn da8 Denen ber 
Menſchen bat an jeder Nectsbildung Theil, alfo auch an der der 
früheren Rechte. Verſteht man endlich — und darauf läuft jede theo⸗ 
retifche Definition deflelben jchließlich hinaus — darunter das Recht, in 
fofern es nicht aus tem Gedanken und den Principien unferer Zeit 
hervorging, ſo bedeutet e3 eigentlich nur, daß wir über das frübere 
Recht nicht nachgedacht haben; denn Principien und Gedanken lagen 
jerer Rechtsbilbung zum Grunde. Es ift daher Har, daß wir mit dem 
jog. „biltorifchen Recht“ eigentlich ettva® ganz anderes bezeichnen als 
einen beftimmten Begriff überhaupt, namentlich als einen juriftifchen. 
Das biftorifche Recht bedeutet in der That nicht etwa beftimmte Rechte 
und Nechtöorbnungen, fondern e3 bedeutet vielmehr eine beftimmte 
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Auffafiung über das Verhältniß der geſetzlichen Rechtsbil—⸗ 
dung zur gefellihaftlihen, und zwar biejenige, nach welcher bie 
einmal gegebene gejellichaftliche Rechtsbildung durch eine geſetzliche nicht 
geändert werben darf. In diefem Sinne kann man fagen, daß das 
hiſtoriſche Recht die aus der Geichlechter: und Ständeordnung hervor⸗ 
gegangene Rechtsbildung ift, währen alles Recht, welches vom Stand⸗ 
punkt der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaftsordnung gefordert wird, als 
das unbiftorifche bezeichnet wird. Und da nun die Geſchlechter⸗ und 
Ständeordnung der Gefellichaft ſtets auf rechtlichen Unterſchieden der 
Einzelnen, oder auf Vorrechten beruhen und das ganze Recht auf diefer 
Baſis geftalten, während die ftantsbürgerliche Geſellſchaft die Gleichheit 
zum Princip der Rechtsbildung bat, fo ergibt fi), daß das biftorifche 
Recht die Rechtsbildung der rechtlichen Unterſchiede, das 
unhiſtoriſche die der rechtlichen Gleichheit, die Rechtsbildung der 
ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft im Gegenſatze zur Geſchlechter⸗ 
und Ständerechtsbildung bezeichnet. 

Es iſt nun nicht unſere Sache, dieß hier weiter zu verfolgen. 
Wohl aber müſſen wir die Conſequenzen für unſer ſpecielles Gebiet, 
die Selbſtverwaltung, ziehen. 

Es iſt nämlich klar, daß der Begriff des hiſtoriſchen Rechts in 
obigem Sinne das ganze Rechtsleben der Völker umfaßt; alſo auch das 
öffentliche Recht und in demſelben das Recht der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper ſowohl in Beziehung auf ihre innere Verfaſſung und Verwal⸗ 
tung, als in Beziehung auf ihr Verhältnig zum Staat. 

Menden wir nun das an auf die bereitö aufgeftellte entſcheidende 
Frage über den Anhalt des Rechtsſyſtems jener Körper, fo gelangen 
wir zu dem Satze, daß dieſes Rechtsſyſtem in einer ganz beftimmten 
Entwidlung begriffen ift, melde dem Weſen aller Rechtsbildung 
gemäß zuerft als ein Geſchlechter- und Ständerecht und dann als ein 
ſtaatsbürgerliches Recht erjcheint. Das ift alfo: das urfprüngliche Recht 
aller Selbitverwaltungsförper iſt ein biftorifches, das heißt, es tft 
durch die Elemente der Gejchlechter: und der Ständeorbnung in den 
Selbitverwaltungstörpern felbjt und ihrem Berhältniß zum Staate ge: 
bildet; in unferer Zeit dagegen beginnt das ftaatsbürgerliche Recht 
derfelben durch das Studium der Gejeßgebung für fie geltend zu werben. 

Die weitere Anwendung diejes allgemeinen Begriffes auf die beiden 
Hauptgebiete des Rechtslebens der Selbitvertwaltungsförper, das innere 
und das ftaatlidhe Hecht derjelben, ergibt demgemäß im Allgemeinen, 
daß das innere Recht derjelben durch die Entwidlungsgefchichte der 
Geſellſchaft im Staat, das ftaatliche Recht dur die Entwicklung 
des Staats in der Geſellſchaft bevingt und geſetzt ift. 
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Wenn wir daher jett von der Epoche des „hiſtoriſchen“ Rechts ver 
Selbftverwaltung reden, fo bezeichnen wir damit diejenige Epoche, in 
welcher die Verfafjung und Verwaltung dieſer Körper noch ganz ohne 
Zuthun des Staats, und ohne ein Gegenitand mweber für feine Geſetz⸗ 
gebung noch für feine Verwaltung zu fein, rein auf den gejellichaft: 
lihen Grundformen und Faktoren der Geſchlechter und Stände beruhen. 
Die juriftifche Nechtsepoche ift daher nichts weniger als eine vorzugs⸗ 
weiſe oder gar ausschließlich gefchichtliche, ſondern fie ift vielmehr bie 
ftaatloje Epoche der Geſchlechter- und Ständeherrſchaft in 
der Sebftvermwaltung. Und die Elemente dieſer Epoche, ohnehin 
ausreichend befannt, find nun im Wejentlichen folgende: 

2) In der Gefchlechterepoche find die Verwaltungskörper ftreng 
bafirt auf der Gefchlechterordnung. Ihre Verfaflung geben fie ſich 
nicht, fondern fie iſt eben identisch mit der Gejchlechterverfafiung: der 
örtliche Körper ift das Dorf, die Mark, der Gau. Die materielle 
Baſis ift die urfprüngliche Gemeinihaft des Grundes und Bodens; 
in Beziehung auf diefe Gemeinschaft und auf die Intereſſen, Rechte 
und Verpflichtungen, die daraus entftehben, nennen wir fie wohl eine 
Genoſſenſchaft — ein Wort, in dem namentlich Gierke das ganze 
Weſen jener Einheiten einfeitig zu finden geglaubt bat. Einen Staat 
und eine felbftändige Verwaltung befjelben neben und über jenen 
Körpern gibt es noch nicht. E8 eriftirt daher auch noch Feine „Autonomie, ” 
da diefe nur im Gegenſatz zu einer ftaatlichen Geſetzgebung gedacht 
werden kann; auch noch Feine Selbftverwaltung im eigentlichen Sinne, 
da e3 feine ftaatliche ihr gegenüber gibt. Sonbern es ift das Weſen 
diefer eriten Geftaltung des hiltorifchen Rechts der Selbjtverwaltungs: 
fürper, daß fie alle Verwaltung übehaupt befigen, und zwar nicht ale 
ein formell anerfanntes, ſondern als ein natürliches Recht. Sie find 
nicht die Selbftverwaltungss, ſondern vielmehr die Verwaltungs 
förper diefer erjten Epoche überhaupt; von einer Oberaufficht ift 
felbftverftändlich Feine Rede; Gericht und Polizei werben burch jene 
Körper ausſchließlich gehandhabt; der König ift nur, mo er beiteht, bie 
noch inhaltslofe höchſte Würde; es iſt der Anfang ber Staatenbildung. 

Aber fo unklar er ift, jo binterläßt er Einen Gedanken, der bis 
auf bie gegenwärtige Zeit noch gewirkt hat, und den man recht wohl 
nicht als ein abſtraktes Princip, fondern als eine der wichtigſten hiſto⸗ 
riihen Thatſachen der germanilchen Entwidlung anjehen fann. Das 
ift der Gedanke, daß dieſe Körper ein urfprüngliches, mit ihrer Eriftenz 
jelbit verbundenes Recht auf die großen Funktionen ver Verivaltung 
haben, ein Recht, welches ihnen nicht genommen werben fann, teil 
e8 ihnen nicht gegeben warb, fondern mit ihnen entſtanden, ihnen 
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angeboten tft; ein Recht daher, welches gleichgültig gegen Gründe und 
Gegengründe, gegen Nugen und Schaden, ben Sharalter eines Privat: 
recht3 gegenüber dem Staate und feiner gefeßgeberifhen Gewalt an- 
nimmt. Zwar bat man fi diefen Gedanken nicht in diefer Weiſe 
formulirt; aber man bat es eigentlich nur darum nicht getban, weil er 
ohnehin nicht beftritten ward. Er wird aber ein jehr wichtiges Elı ment 
für die Folgezeit. 

Denn mit dem Untergange der Sarolinger entftehben nun die 
Grundherrlichleiten, Grafichaften, Buronien, Städte, geiftliche Güter, 
felbft Freitörfer und Freibauern. Die Bedeutung des Unterganges Der 
Karolinger diefen Körperfchaften gegenüber beitand nun, mie ſchon 
öfter erwähnt, darin, daß alles, was es an Verwaltungsrecht ın der 
farolingifchen Epoche gegeben hatte, nunmehr in diefe Grundbeirlich 
feiten als ihr mit dem Grundbefiß verbundenes Recht zurüdfiel, 
da der einzig berechtigte Inhaber, der SKaifer, verfchwunden var. 
Die neuen Wahllönige hatten daher gar fein Recht auf jene Ter 
faflung und Verwaltung der Grundberrlichkeiten. Diejelben find urfprüng- 
lih nicht autonom, meil dieß ein Verhältniß zu einen wenigſtens prin- 
cipiell berechtigten Staate vorausfegt, der noch nicht vorhanten war, 
fondern fie find fouverän. Und niemand zmweifelte damals an dieſer 
Souveränetät, in allen denjenigen Dingen, welche mit der Lehns-⸗ 
berrlichkeit nicht zufammenbhingen. 

Die Grundherrlichleit ift daher vie zweite große hiſtoriſche Ge: 
jtalt der Stellung der Selbftverwaltungsförper. Dem gemählten Könige 
oder dem ſich als Reichslönig betradytenden Fürſten, wie dem Cape- 
tinger, oder dem bloßen Lehnsheren gegenüber ift diefe Souveränetät 
der Selbitverwaltungsförper nicht mehr bloß eine Thatfacdhe, wie unter 
der reinen bäuerliden Geſchlechtsordnung der alten Stämme, ſondern 
fie iſt jegt ein Recht, das der Suzerän erit thatlählih und denn 
formell als Privilegium der einzelnen Körper, oder als das fog. 
Landesrecht der Landſchaft anerfennen muß. Damit aber beginnt der 
Uebergang in die ſtändiſche Epoche. 

3) Die ftändiihe Epoche des hiſtoriſchen Rechts der Selbſtverwal⸗ 
tungslörper charakterifirt fih nun dadurd), daß auf Grundlage diefer 
Berivaltungsfouveränetät das innere Recht derielben, die Verfaſ— 
jung und die Verwaltung, fih auf rein ftänbilcher Baſis ent- 
wickelte. Dieß ift nun von höchſter Wichtigkeit für die Gefchichte 
Europa's; erjt ein klarer Blid auf die reihen und eigenthümlichen 
Verhältniſſe, die daraus entftehen, macht uns eigentlich das Weſen 
des Kampfes der ftaatöbürgerlichen Epoche mit der ftändifchen beutlic. 

Das ftändifche Recht jener Zeit der Selbſtverwaltungskörper bedeutet 
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nämlich, daß jeder dieſer Körper feine eigene Verfaſſung und Ber: 
waltung je nah den ftändifhen Elementen ausbildete, aus 
welchen feine Angehörigen beitanden. Und bieß ift die einzig mögliche 
Art, fih den Reichtum und die große Verſchiedenheit in der Geltalt, 
der Bewegung und der Rechtsordnung der Selbitverwaltung jener 
Epoche zu erflären. Das aber ift nichts anderes als die innere Ger 
ihichte jener Epoche, tenn es ift nun wohl klar, daß es anfänglich 
neben jener Selbftverwaltung nicht noch ein zweites inneres Recht gibt, 
fondern daß fie felbit eben die Gefammtbeit der inneren Rechts: 
zujtände dieſer großen Epode bildete. 

Das Bild, welches fi) daraus ergibt, iſt nun in feinen Grund: 
zügen folgendes. 

Der erite Theil der Selbitverwaltungsförper dieler Zeit bejteht 
aus den alten Geſchlechterdörfern, mit Freibauern, Schulzen, Dorf⸗ 
gericht, und den gejellichaftliden Unterfchieden der Bauern, Halbbauern, 
Käthner, Inſaſſen u. ſ. mw. 

Der zweite beiteht aus den adlichen Herrichaften. Hier ift 
der Grundherr das alte Gelchlechterhaupt, daher Obereigentbümer, ſpäter 
auch Herr der Perfonen. Ihm gegenüber iſt natürlich die Wahl der 
Organe der Bertvaltung ausgeſchloſſen; als Obereigenthümer des Grundes 
und Herr der Perfonen ift er auch Herr des Gerichts, das iſt in 
jener Zeit perfönlicder Herr der Verwaltung. Die Gejammtheit der 
adlichen Herren bildet dann einen Stand; damit tritt er in die ftäns 
dilche Ordnung hinein und fo verfchmelzen in den adlichen Herrichaften 
die Gejchlechter: und die Ständeordnung. Das Element der erjteren 
beitehbt in dem Obereigentbum an dem Grundbeſitz, das Element der 
zeiten in dem perjönlichen Vorrecht des Adlichen. Hier ift die Eelbft: 
verivaltung das perjönliche Eigenthbum des adlichen Grundherrn. 

Der reinen ftändiichen Bildung dagegen gehört die Kirche; neben 
ihr Später auch die Univerfität. Die Kirche ift die erfte Form, in 
welder der Beruf zum abgejchloffenen Stande wird. Es ift 
jelbftverftänblich, daß diefer Beruf in feiner Verfaſſung und Verwaltung 
vollfemmen frei iſt. An ihr entſteht der erfte Begriff ver Corporation. 
Die Corporation ift urfprünglih die aneıfannte Einheit der Berufs: 
genoffen, die fih für ihren Beruf ihre eigene Verfaſſung und 
Berwaltung geben. Die Berfaflung der katholiſchen Kirche ift die 
erite rein ftändifhe Form der Selbitverwaltung des Berufes, 
die ihrem ganzen Weſen nach von jeder dritten Gewalt in jener Zeit 
unabhängig ift. Sie ift taher die dritte Form der Selbftverwaltung 
in jener Epoche. 

Die vierte entjteht nun da, wo diefe kirchliche Corporation Grund: 


hoch genug anzufchlagendes Element der fpätern Entwicklung geivorben, 
wie wir eö fogleich fehen werden. Denn es ift Har, nicht die ſtändiſche 
Form in ihnen, fondern die große Idee der freien Verwaltung gegen: 
über dem fouveränen Etaat und feiner einheitlichen Vollziehung ift das 
hiftorifch Berechtigte, Ewige in ihnen. Und daher, wie wir ſchon oben 
bemerkt, die hohe Bedeutung des Begriffes und des Namens des hiftos 
riſchen Rechts überhaupt; nur bie Selbitverwaltung läßt diefen Begriff 
zu; es ift mit demjelben, als einem Recht auf einen Rechtszuſtand auf 
Grundlage gefchichtlich gegebener Thatſachen, für alle andern Rechts⸗ 
gebiete gar feine Vorftellung zu verbinden. Darum denn auch fordert 
und befißt das auf dieſe Weile gegebene hiftoriiche Recht an und für 
fih eine Macht, welche feinesmegs bloß auf der Macht des Gefepes 
beruht. E83 fordert mit gutem Sinne eine Adytung, die nicht bloß 
durch feinen Inhalt, ſondern vielmehr durch biefe feine höhere ethiſche 
Bedeutung und Funktion bedingt ift. Es bat die Fähigkeit in fich, 
jelbft der Verfaſſungsbildung als gleichberechtigter Faktor zur Seite zu 
treten, und darf von ſich fagen, daß die Achtung vor ihm eine felbft: 
bedingte Grundlage der gefunden Staatsordnung if. Denn es hat 
feinen Grund in den böhern Forderungen des geifligen Lebens und 
ift damit der Ausdruck des auf fich felbit rubenden Rechts auf tie 
Selbitverwaltung. 

Der zweite Grundfaß dieſes hiftoriichen Rechts hat nun freilich 
eine ganz andere Natur. Denn wie Verfaſſung und Verwaltung in 
Gefchledhter: und Ständeordnung überhaupt, fo find fie aud) in dieſen 
Selbitverwaltungskörpern unfrei; das heißt, fie beruben auf dem Princip 
der Ungleichheit der Mitglieder und der Herrichaft eines gefellfchaftlidhen 
Snterefjes über das andere. Während daher diefe Körper im Brincip 
jelbftändig bleiben, können fie der Form nad, das ift eben in Verfaffung 
und Verwaltung, nicht dauern, und das ift der Punkt, mo die nun 
Staatenbildung enticheidend in das Rechtsleben derjelben hinein greift. 

Wie dieß nun geſchieht, das zeigt uns äußerlich die innere Ges 
Ihichte der Staaten Europas. Wir fünnen fie natürlich ala befannt 
vorausfegen. Unſere Aufgabe, die der Wifjenfchaft diefer Geſchichte, 
liegt auf einem andern Gebiete. Wir haben unfererfeit3 zu zeigen, wie 
jene Entwidlung der Dinge im Großen und Ganzen audy bier nicht 
zufällig und willfürlih, fondern wie fie ein auf dem innerften Weſen 
ber Staatöibee beruhender, organischer, und daher nothiwenviger Proceß 
war. Die bisherige Gejchichte war die Funktion der in beftimmte 
geſellſchaftliche Rechtsordnungen gebannten individuellen Perfönlichkeit; 
die folgende ift die Funktion der Staateidee im Gebiete der biftorifchen 
Eelbitvertvaltung. 
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c) Der Uebergang. Zweite Geftaltung. Weſen und Entwidlung der obrigfeit- 
lichen Vormundfdaft tiber die Eelbfiverwaltung. Die „Privilegien“ und 
„Statuten“ derfelben. 


Dem eben dargeftellten Organismus der Selbftvertwaltung in jenen 
fünf Hauptformen tritt nun mit dem jechzehnten Jahrhundert ver Staat 
entgegen, und damit beginnt eine ganz neue Reihe von Erfcheinungen. 

Auch diefe Erfcheinungen find nun in hohem Grade mannig: 
faltig und geeignet, das höchſte Intereſſe zu erwecken. Sie greifen ferner 
fo tief in die pragmatifche Geichichte hinein, daß fie auch fonft hin: 
reichende Beachtung finden. Dennoch haben fie in ganz Europa etwas 
Gemeinfames und Gleichartiges. Dieſes Gemeinjfame und Gleidhartige 
entipringt offenbar wieder nicht der Willfür und dem Yufalle, fondern 
ift ein Ergebniß der gleichartigen, elementaren hiftorifchen Kräfte, welche 
bier wirffam find. Und wir fönnen diejelben nun einmal nicht anders 
darlegen, als indem mir auf das allgemeine Weſen, den Begriff der 
jelben, eingeben. 

Mag nun der Staat erfcheinen wie er will, immer find feine zwei 
großen Momente in allem was er ift und thut, thätig. Das eine 
diefer beiden Momente ift die in ihm zum Ausdrud kommende perjön- 
lihe Einheit, melche gegenüber den felbftändigen Theilen als höchite 
Macht erfcheint; das andere ift die Anerkennung der Einzelperfönlich 
feit, mweldhe die Freiheit bildet, und durch Geſetz und Verwaltung 
verwirklicht wird. 

Auch in dem Kampfe, welcher nun feit dem jechgehnten Jahrhundert 
zwiſchen Staat und Selbſtverwaltung entfteht, find es diefe beiven Mo: 
mente, welche in diefem großen, ganz Europa durchziehenden Entwick⸗ 
Iungsproceß für biefelben maßgebend werden. Und bier ift eö nun fein 
Zweifel, daß wir zwei Hauptepochen eben nad jenen beiden Momenten 
zu untericheiven haben. Die erfte diefer Epochen ift die, in welcher 
es fih um die Herjtellung der Einheit des Staats in dem Syſtem 
jener Selbftvermaltungslörper handelt; die zweite ift die, wo nad) der 
Herftellung diefer Einheit die Freiheit, und zwar fpeciell bie der freien 
GSelbjtverwaltung zur Geltung gelangt. Wir nun fehen die erfte Epoche 
nur als den Durchgang zur zweiten, faflen fie daher als Einheit zus 
fammen, und nennen fie demgemäß die Epoche ver obrigfeitlichen 
Selbjitverwaltung. 

Es find nun für alle, welche bie Gefchichte Fennen, die Grundzüge 
diefer Bewegung, fofern fie eben alle Arten der Eelbftverwaltungsförper 
gleichmäßig umfaflen, wohl fehr leicht verftändlich. 

Sowie nämlid ‘mit dem Anfange de? fechzehnten Jahrhunderts 
der Staat fih in dem Königthum felbftändig zu entwideln beginnt, 
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trifft er faft auf allen Punkten auf das felbftänbige Hiftorifche Hecht 
jener Körper. Dieſe Körper befiken noch nicht blos pas Recht einer unauf: 
hebbaren Exiſtenz, ſondern fie befiten auch das Recht faft auf alle 
Gebiete der Verwaltung, die ſie ausſchließlich innerhalb ihrer Gränzen 
ausüben. - Eine einheitliche, aus Einem Willen hervorgehende Thätig⸗ 
feit des Staat iſt ihnen gegenüber noch gar nicht denkbar. Dennod 
kann der Staat nicht beitehen, wenn er Fein Recht auf die Verwaltung, 
und fein ihm gehöriges Gebiet derfelben hat. Er kann zwar die Selb 
ftändigfeit feiner Theile zugeben, aber er kann von ihnen und ihrem 
Willen nit abhängig fein. Sowie er daher zum Bewußtfein feiner 
felbft durch das jelbitthätige Königthum gelangt, Schafft er fich feinen 
Mirkungsfreis, und in der Bildung dieſes Wirkungskreiſes Tann ex 
nun nicht anders, als den der Selbſtverwaltungskörper theils beſchränken, 
theil® vernichten. Es ift dabei von Feinem ſyſtematiſchen Vorgange bie 
Rede, fondern ed muß dieſer Proceß als ein naturgemäßer angefehen 
werden, der zwar rafcher und härter verläuft, mo die Fürften, wie zum 
Theil in Frantreih und England, unter Karl I. und Jakob II. das 
Bewußtſein von demfelben haben, der aber immer und allentbalben faft 
ganz genau berjelbe iſt. Wir mollen denfelben, da feine einzelnen 
Momente ohnehin befannt find, nur in feinen drei Grundbzügen be 
zeichnen, welche ihrerſeits allerdings wieder fich in beftimmten Biftorifchen 
Abfchnitten darftellen. 

Der erite Schritt, den das Königthum zur Einheit thut, ift die 
Ausbildung der alten Regalien zum Begriff und Recht der Hobheiten. 
Der Unterſchied iſt Har; die Regalien beruhen auf dem Eigenthums: 
recht des Staats, die Hoheitsrechte bedeuten dagegen, und zwar gleich 
viel ob fie die alten Regalien zum Gegenjtand haben ober nicht, das 
aus dem Weſen des Staats fließende Recht, die großen Funktionen 
des Gefammtlebens feinem höchſten Willen und feiner That zu unter: 
werfen. indem alfo irgend eine joldhe Aufgabe als „Hoheitsrecht“ er: 
klärt wird, ftellt ver Staat fie unter feine Verwaltung Und da nun 
die Selbftverwaltungsförper faſt alle Verwaltungsaufgaben des Staats 
in ihrer Competenz befiten, jo beginnt die königliche Staatsgemwalt 
jenes Hoheitörecht unter allen möglichen Namen und Kategorien (Juſtiz⸗ 
hoheit, Polizeihoheit, Wegehoheit, Zollhoheit, Jagdhoheit u. |. w. — 
aus dem obigen Grunde auch eben fo oft „Regalien” genannt) dadurch 
auszuüben, daß er zwar ben Selbitverwaltungsförpern ihre Rechte läßt, 
aber die Thätigkeit derfelben in jenen Gebieten feiner höchſten Gewalt 
unterworfen erflärt. Dieß allgemeine, an fich unbeftimmte PBrincip 
empfängt nun Körper und Seele durch den neuen Drganiämus des 
Königthbums, das Beamtenthum. Wir baben das im eriten Bande 


bereit3 entwidelt. Dieß Beamtentbum nun, von Kleinen Anfängen aus: 
gehend, beginnt, da es noch Feine feiten Gränzen des öffentlichen Rechts 
gibt, auf allen Punkten zugleich in die an fi) unzweifelbaften Rechte 
der alten Selbftverwaltungsförper einzugreifen. Die lehteren, von der 
Landſchaft bis zu den Heinften Körperfchaften hinab, ſehen vie kommende 
Gefahr. Sie beginnen ihre Vertheidigung. Diefe nun, dem meift jus 
riftiich gebildeten Beamtentbum gegenüber, kann nur dadurd gewonnen 
werden, daß jene Gränze der Selbftändigfeit der alten Verwaltungs: 
förper felbjt mwieder juriſtiſch formulirt wird. Das geichieht; fo ent: 
fteben die Landesrechte, die Statuten der Städte und Corporationen. 
Sie werben dann vom Landesherrn beftätigt; aber in diefer Beftätigung 
eben tritt die neue Geſtalt der Staatsidee bereits in eigenthümlicher, 
aber charakteriſtiſcher Weile auf. Die Eriftenz jener Körper wird zivar 
nicht Gegenftand der Beftätigung, wohl aber alle ihre einzelnen Rechte. 
Sie haben an ſich im Geiſte des neuen Staats überhaupt feine folchen 
Nechte; alle öffentlichen Rechte find Hobeitsrechte; wenn daher jenen 
Körperichaften ſolche Rechte zuſtehen, fo find diefelben nur Ausnahmen 
von der Regel; fie find feine Rechte, fondern fie find Vorrechte, fie find 
Privilegien. Und bei diefen Privilegien ift nun nicht bloß jener 
allgemeine Standpunft von Wichtigkeit, jondern auch die praktiſche Folge 
derfelben. Sind es nämlich Privilegien, fo find fie ftrift zu inter: 
pretiren. Was aljfo nicht ausdrüdlich in ihnen fteht, iſt Schon jetzt 
ein Recht des neuen Staats; und wie vieles fteht nicht darin? Entfteht 
aber ein Streit, ob ein beſtimmtes Verwaltungsrecht dem Staate oder 
dem Verwaltungskörper angehört, jo entfcheivet das Gericht des Landes⸗ 
herrn. So ift die Selbitändigfeit jener Körper nun auf allen Punkten 
gerade dadurch beſchränkt und bedroht, daß fie juriftifch formulirt ift. 
Und das ift der Charakter diefer eriten Epoche, der das fiebzehnte Jahr: 
hundert gehört. 

Allein diefe bedeutfame Entwidlung bat nun noch eine zmeite 
Eeite. Bisher haben die Selbjtverwaltungsförper ihr Recht ald etwas 
ganz Selbitverftänbliches betrachtet. Jetzt hat es eine Gränze gefunden. 
Diefe Gränze ift zunächſt eine Thatfache. Iſt fie aber auch ein Recht 
an fih? Hat denn der Staat das Recht, diefe Beichränfung zu geben? 
Mer ift denn diefer Staat, der fo gewaltig eingreift? Was ift fein 
Weſen, was ift fein Rechtötitel, was ift feine letzte Gränze? — Es ift 
das die Zeit, wo die klaſſiſche Bildung in Europa Wurzel faßt. Plato 
und Ariftoteles haben über Staat und Recht gedacht und gefchrieben; 
es ift natürlich, daß fih der Gedanke der europäiſchen Welt auch auf 
dem Gebiete des Staatsrechts diefen Männern zuwendet. Nun lernt 
man zwar für die Frage nach dem Rechte der Selbftverwaltung nichts 
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von den griechiſchen Staatsphilofophen; ihnen ift der Begriff derfelben 
vollftändig unbelannt; dem Plato, weil er in feinem Staate gar Teine 
Selbftändigfeit der Theile anerkennen Tann, dem Ariftoteles, weil ihm 
der Staat Fein Begriff, fondern nur eine der Beobachtung unterliegenve 
Thatfache des Lebens ift; allein Eins lernt die europäifche Welt von 
ihnen, und das ift das Nachdenken über den Staat, fein Weſen und 
fein aus diefem Weſen hervorgehendes Recht. Und fo entfteht bie 
Rechtsphiloſophie, die mejentlih eine Entwidlung des Staats 
begriffes ıft. Es ift nicht unfere Sache, dieſelbe in ihrer biftorifchen 
Entwidlung bier zu verfolgen. Allein für die Begriffe, den Umfang 
und Inhalt der Selbitverwaltung ift die Nechtsphilofophie von ent- 
Scheivenver Bedeutung geworden; denn der Bertragsftaat ift in der That 
der Vertrag nicht fo ſehr der Einzelnen als vielmehr der Selbſtverwal⸗ 
tungsförper. Doch das zu verfolgen würde bier zu weit führen. 

Damit erjcheint nun der erfte Theil der Bewegung diefer Epoche 
geichloffen. Ihr Gefammtcharalter befteht darin, daß für alle Selbſt 
verwaltungsförper die Frage entitanden iſt, in welchem Verhältniß fie 
zur entjtehenden Staatögewalt treten follen. Die nächſte Antwort war: 
Herftellung eines Rechtsverhältniſſes durch die Privilegien und 
Statuten. Bon diefem Standpunkt aus beginnt der ziveite große Ab⸗ 
ſchnitt. 

Dieſer Abſchnitt erſtreckt ſich ungefähr vom dreißigjährigen Kriege 
bis in die erſten Jahrzehnte des achtzehnten Jahrhunderts. Er enthält 
zwei Elemente. Das erfte beginnt in ihm, das zweite iſt in ihm ab: 
geichloffen. Das erſte ift der allmälige Proceß des Hineinbringens 
des Beamtenthums in die niedern Selbftvertwaltungsförper; das zweite 
ift die definitive Befeitigung der höheren, der Landichaften. Die fpecielle 
Geſchichte it befannt. Wir werben fie unten genauer barftellen. Hier 
nur die Bemerkung, daß e3 die Befeitigung der Landſchaften ift, melche 
die ganze Gefetgebung in den Händen des Königthums concentrirt, 
durch fie find Gefeg und Verordnung glei; der Gedanke einer Theil: 
nahme des Volkes an öffentlichen Angelegenheiten ift theils überwunden, 
theild fogar zu einem Angriff auf die Majeftät des Königs gemacht. 
Das alte Syſtem der freien Verwaltung ift in feinem Haupt gebrochen. 
Es ließ ſich vorherfagen, wie es dem Nefte, dem Gemeindeweſen, 
gehen werde. 

Das achtzehnte Jahrhundert vollendet in ter That, was das fieb- 
zehnte begonnen. Die königliche Staatögewalt vereinigt in fich alle 
Funktionen des Staats; jede Selbſtändigkeit eines Theiles wirb daher 
zu einer Ausnahme, die man in möglichfter Weife befchränfen muß. 
Dazu fommt, daß fi) allmälig eine Menge neuer Aufgaben der Ber: 
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waltung ergeben, welche in den Privilegien und Statuten der Gemeinden 
und Körperfchaften gar nicht vorgefehen find, und die dennoch aufs 
tieffte in das Gemeindeleben hineingreifen. Die Folge ift, daß das 
Amt bis in den Mittelpunft auch der Fleinften Selbftverwaltungstörper 
bineindringt und die Eelbftthätigfeit derſelben aud da unterwirft, wo 
fie viefelbe noch beftehben läßt. Das rechtliche Princip befteht darin, 
daß der Wille des Landesheren für Alle Geſetz ift; bat ein Selbſtver⸗ 
waltungsförper das Necht, dem Geſetze zu miderftehen? Das ftaatliche 
Princip ift, daß die Aufgabe der Obrigkeit das öffentlihe Wohl ift; 
aus der alten Nectsphilofophie tft der Eudämonismus geivorben, die 
Obrigkeit fordert im Namen des öffentlichen Wohles die Unterwerfung 
der Eelbitverwaltung unter ihren Willen; Tann bie leßtere dieſe Unter: 
werfung mit Recht verweigern? So wird dieſelbe allmälig vollzogen. 
Die Art und Weile, in der es gefchteht, ift die, daß die Regierung den 
Selbftverwaltungen zwar das Recht auf ihre Beichlüffe läßt, aber alle 
Beichlüffe der Beftätigung unterzieht. Die Form der Autonomie 
ift geblieben, das Weſen derſelben ift in der Oberaufſicht unter: 
gegangen. Das ift die eigentlihe Epoche des Oberaufſichtsrechts; 
feine große biftorifche Bedeutung liegt darin, daß durch baflelbe die 
wahre Eelbitverwaltung vernichtet wird. Die Organe der Selbitver- 
waltungsförper beftehen allerdings fort; aber fie felbit haben jegt nur 
noch Rechte im Namen des Landesherrn, nicht mehr Kraft eigenen 
Rechts. Daraus denn die Folge, daß der Landesherr nunmehr audy 
die Häupter diefer Körper zum Theil direkt zu ernennen, zum Theil 
aber zu beftätigen beginnt; jever Akt derjelben bedarf der höheren An⸗ 
erfennung; diefe erfolgt aber im Namen des öffentlichen Wohle; die 
Vorſtellung, daß nur die landesherrliche Obrigkeit dieß öffentliche Wohl 
fenne, wird allgemein; die Eelbjtverwaltungsförper werden daburd in 
die Etellung von Unmündigen gelegt, und die DOberaufficht wird 
zur Obervormundſchaft der Regierung über alle Thätigfeiten des 
Volkes. Damit ift denn nicht bloß das rechtliche Princip, fondern auch 
der fittlihe Kern der Eelbitändigfeit des Volkes gebrochen, die Selbft- 
verwaltung egiftirt nur noch dem Namen nad; die Geſetzgebung ift 
mit der Verordnung verfchmolzgen; die Regierung fpricht ſich allein die 
Fähigkeit zur Beurtheilung des öffentlichen Wohles zu; von Verant⸗ 
wortlichkeit ift folgerecht feine Rede mehr, es ift die Epoche ver abs 
foluten Monardie, deren eine Seite die Herrichaft des Staats über 
das Recht jedes Einzelnen, deren andere aber die Herrichaft deſſelben 
über die Gelbftverwaltung if. Es ift die vollſte Entwidlung 
der Nechtlofigkeit des Volkes gegenüber der Regierung, welche die Ge 
Ichichte Europas kennt. 
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Sn diefer Noth der Freiheit flüchtet fi nun der Gedanke zunächſt 
in die juriftifche Vertheidigung des alten Rechts der Selbfiverwaltungs- 
örper; Landftände und Gemeinden machen auf allen Punkten den vor 
ausſichtlich wergeblichen Verſuch, ihr Recht gerichtlich zu vertreten; in 
Deutfchland bei den Reichsgerichten, in Frankreich bei den Parlamenten, 
in England beim Parlament. Aber fait alenthalben ohne Erfolg. Sn 
diefer Hoffnungslofigkeit erfcheint nun die dritte Geftalt der Rechts 
philofophie, die franzöfifche des freien Staatövertrages. Wir verfolgen 
fie nit. Sie iſt in der That nichts als die höchite Form, in welcher 
die neue ftaatöbürgerlihe Gefellichaft zum Bewußtſein gelangt und ihr 
ftaatliches Weſen ausdrüdt. Wir lönnen das hier nicht ausführen. Sie 
ift die Vorläuferin, die ethifhe und logiſche Baſis der Revolution. 
Mit ihr beginnt die Epoche, welche mir als die des eigentlich ver: 
faſſungsmäßigen Rechts der Selbftvervaltung bezeichnen müffen. 


d) Tas verfafjungsmäßige Selbftverwaltungsredt. 


(Die Entftehung der Gemeinde-, Landſchafts⸗ und Körperihaftsordnnungen. 
Die verfaffungsmäßige Autonomie der Eelbftverwaltungslörper.) 


Faßt man nun diefen Gang der Gelchichte zufammen und bält ihn 
demjenigen gegenüber, was wir früher als das Rechtsſyſtem ber freien 
Verwaltungskörper in den Kategorien der juriftiihen Perjönlichkeit der 
Autonomie und der Oberaufficht beftimmt haben, fo wird es wohl im 
Allgemeinen nicht ſchwer, das Weſen und den Charakter desjenigen zu 
beftimmen, was wir, als den Inhalt der neuen Epoche, das verfafjungs: 
mäßige Selbjtverwaltungsredt zu nennen haben. 

Mit dem Siege der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft nämlich wird der 
Staat die einheitliche und höchfte Gewalt für alle feine Theile. Das 
Princip der Gleichheit, welches auf allen feinen Punkten fein Recht 
beberrfcht, hebt jedes Vorrecht auf. Er kann vermöge deſſelben gar 
feinen rechtlichen Unterfchted zwiſchen feinen Angehörigen in öffentlichen 
Dingen anerfennen. Allein er ift zugleich der Träger der Freibeit des 
Staatsbürgertbums. Er ift es in der Verfaffung, und aus der Ber: 
faflung gebt viefelbe, wenn auch langſam, jo doch unwiderftehlih in vie 
Verwaltung hinüber. Seine ganze Natur fordert daher die Anerfennung 
der freien Verwaltung, mit ihr die der freien Verwaltungsförper, unter 
ihnen in erfter Reihe der Selbitvertwaltungsförper. Wenn er fie nicht 
hätte, müßte er fie jehaffen; fie find die praktiſche Bethätigung feines 
eigenjten Lebensprincipe. Aber er hat fie bereits; er findet fie in ben 
biftorifhen Körpern der Landichaften, der Gemeinden, der Körperichaften 
vor. Er braudt fie daher in der That nur in fih aufzunehmen. Und 
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das thut er; er verichmilzt fie mit feinem eigenen Leben; fie find nidıt 
mehr bloß Theile und jelbjtändige Körper in ihm, fondern fie werben 
feine Organe; fie unterliegen dabei ala ſolche nicht mehr wie früher 
dem Amt, fondern fie ftehen zugleich neben demfelben; er erkennt fie 
an nicht bloß als Thatfachen, die er vorfindet, fondern als Noth⸗ 
wendigfeiten, deren er bebarf. Aber daneben hält er an dem Princip 
feft, daß feine Gejebgebung fein ganzes Leben, alfo auch feine Selbſt⸗ 
verwaltung beberrichen fol. Die letztere ift ihm zwar ein jelbfiverftänd: 
liches Element feines Volkslebens, aber eben fo ſelbſtverſtändlich ift auch 
die unzmweifelbafte Souveränetät feiner Geſetze. Die Dienerin dieſer 
Geſetze, die Gewalt, welche fie zugleich zu fennen, zu begreifen und zu 
erfüllen bat, ift die Regierung mit ihrer Verordnungsgewalt. Diele 
nun ift unbedingt für die Vollziehung diefer ihrer Funktion verant- 
wortlih. Eine vollfommen felbftändige Gewalt neben der letzteren, eine 
gleichberecdhtigte neben der erfteren kann es in dieſem Staate nicht geben. 
Dennoch find die Selbitverwaltungsförper ſelbſtändig. Eollen fie es 
fein, jo kann diefe Selbitändigfeit nicht mehr beveuten eine Selbſtän⸗ 
digkeit gegenüber dem Staat, feiner Gejeßgebung und Regierung, 
fondern nur eine Selbftändigfeit in dem Staate. Eine Selbftändigfeit 
in dem Etaate ift aber wieder nur denkbar, indem dieſe Körper einen 
Theil der Funktionen der Regierung als ihr, der Regierung gegenüber 
unantaftbares Recht befiten. Iſt das der Fall, fo muß ein foldhes 
Recht eine beftimmte Gränze haben, und diefe Gränze muß in ber 
Meile gezogen werden, daß das Recht jener Körper auf ihre Regierungs- 
funftionen nicht den Proceß ftöre, der durch die Verantiortlichkeit der 
Regierung die Ausführung der Geſetze in Wortlaut und Einn ficert. 
Diefe Gränze wiederum kann eben deßhalb weder in ber Auffaflung der 
Selbftverwaltungsförper, noch in der bloßen Anficht der Regierung ge- 
geben fein. Ste muß objektiv feitftehen. Sie muß aber nicht bloß 
objeftiv gelten, fondern da innerhalb ihrer die freie Vertvaltung ſich 
bewegt, To muß fie wenigftend nach Princip und Weſen als ein Theil 
und Moment der Berfaffung felbit angefehen werben. Der neue Staat 
der ftaatsbürgerlihen Gefelihaft muß daher die Selbftändigfeit ber 
Selbftverwaltung an ſich als unbedingtes Princip anerkennen; aber ba 
die Selbftverwaltung ein Theil feiner felbft ft, jo muß er vie Form, 
in der fie von den Selbſtverwaltungskörpern ausgeübt wird, und bie 
Gränze, die für fie gegenüber der Gejeßgebung und Regierung gelten 
fol, durch denfelben Willen feten, der überhaupt fein öffentliches Recht 
jegt. So empfängt jet die Selbftverwaltung die Form und das Maß 
ihres Antheild an der Verwaltung im meitelten Sinne; und diefe Form 
und dieß Maß ihres, ihr jetzt gejetlich verliehenen öffentlichen Rechts 


it demnach das verfaflungsmäßige Recht der Selbftver 
waltung. 

Auf diefe Weife nun entfteht das, was im Gebiete der Selbſt⸗ 
verwaltung unfer Jahrhundert gegenüber ber früheren Seit am beſten 
charakteriſirt. Die Eelbftverwaltungstörper erhalten eine, durch bie 
verfaffungsmäßige Gefeßgebung ihnen verliehene, gleichartige und ge 
meinfame, geſetzliche Organijation, welde an die Stelle ihres 
biftorischen Rechts einerfeit3 und ihrer amtlichen Bebormundung anderer: 
ſeits ihr öffentliches Necht feſtſtellt. Das find die Landſchafts-, 
Gemeinde: und KHörperfhaftsorbnungen, die mit den Verfaf: 
fungen des neunzehnten Jahrhundert ungefähr gleichzeitig entftehen. 
Mit ihnen bat die Bewegung, welche das achtzehnte Jahrhundert auch 
auf diefem Gebiete durchzieht, ihr feſtes Nefultat gefunden; fie find, 
mögen fie fonft fo verichieden fein wie fie wollen, ter zum öffentlichen 
Recht erhobene Sieg der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaftsordnung. 

Diefer Sieg, oder dieſe Geſetzgebung für das Selbitvertwaltungs: 
recht ijt nun allerdings wieder eine von jenen Thatfachen, welche mir 
nad Geift und Umfang als eine organtfche anertennen müſſen. Bei 
aller Verſchiedenheit entbält derfelbe daher auch gewiſſe leitende Grund: 
fäße, die als die natürlichen Confequenzen ihres allgemeinften Principe 
angejeben werden müſſen und den gemeinfamen Charalter aller dahin 
gehörenden Erfcheinungen bilden. Diefe find folgende. 

Erſter Grundfaß ift, daß es nicht bloß überhaupt Eelbfiverival: 
tungsförper geben, fondern daß das ganze innere Leben des Staats 
der Eelbitverwaltung angehören fol. Dieſer Grundſatz empfängt feinen 
Ausdrud in doppelter Form. Zuerſt erfaßt die neue Rechtsbildung die 
Eelbitverivaltungslörper als „Garantie der Verfaflung.” Der Einn 
diefer formell unflaren Vorſtellung bezieht fidh natürlih durchaus nicht 
auf das pofitive Recht der Verfaſſung und die einzelnen Sätze derfelben. 
Derfelbe bedeutet vielmehr, daß die Idee, melde die Verfaſſung ge 
fchaffen hat, erft dadurch ihre ganze Verwirklichung empfängt, daß fie nicht 
bloß in der Geſetzgebung, Jondern auch in der Verwaltung zur Geltung 
Erſcheinung und gelange.. Ein Volk ift erft dann frei, wenn es cben- 
fowohl an ter wirklichen Thätigfeit ald an der Willensbeftimmung des 
perſönlichen Staats durch feine Individuen Theil nimmt; eine Freiheit 
kann überhaupt nicht befteben, fo lange fie bloß in der freien Gejeßgebung 
und nicht in der freien Verwaltung vorhanden iſt. Die „Garantie der 
Verfaſſung durd die Ausbildung der Selbitverwaltung” beißt daher, 
Daß die volle Verwirklichung der Idee der Freiheit die wahre Gewähr 
der leßteren felbft iſt; fie fchüßt fich felber, indem fie fih ganz zur 
Geltung bringt. Das ift das erjte Princip, wenn aud noch das 
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allgemeinfte, welches den Inhalt der verfafjungsmäßigen Verwaltung 
bildet. 

Der zweite Grundfaß enthält eigentlich nur die firenge Conſequenz 
der erfteren. Iſt das der Fall, fo ift auch ein Unterfchieb zwiſchen der 
im Staate berrichenden und zugleidh die Selbftverwaltungslörper er: 
füllenden Geſellſchaftsordnung auf die Dauer nicht denkbar. Der Staat 
fann für feine organischen Glieder nur daffelbe gefellichaftliche Princip 
anerfennen, das er für fich jelbft anerfennt. Die Yorm, in welcher 
biefe Anerkennung nun zur rechtlichen Geltung gelangt, befteht darin, 
daß er feine Verfaſſung durch diefe gejellichaftlichen Elemente bilbet. 
Es ift daher undenkbar, daß er eine andere Grundlage der Verfaflung 
zulaſſen follte, als die, welche für ihn felber gilt, das ift klar. Die 
jenige Gefelfchaftordnung nun, melde diefe Verfaflung erzeugt, ift 
die ftantsbürgerlihe; die Grundform, in der dieß geſchieht, befteht 
darin, daß das Volf feine Vertreter für Gefebgebung wählt, und daß 
die gewählten Vertreter den Willen des perſönlichen Staats beftimmen. 
Es folgt, daß der Staat mithin daſſelbe Princip auch für die Selbft- 
verwaltung zur Geltung bringt und bringen muß, wenn er nicht in 
einem tiefen, unlöslihen Widerſpruch zwiſchen jener Volksvertretung 
und feiner Selbjtverwaltung leben will, der nur zu Störungen feiner 
inneren Entwidlung führen Tann. Daraus denn ergeben fi zwei 
enticheivende Confequenzen. Erſtlich muß der Staat von allen Selbft- 
verwaltungsförpern fordern, daß ihre Verfaflung der des Staates analog 
jei; das ift, daß die Organifation derfelben auf der Wahl berube; 
daß nur die gewählten Organe und weder die Mafie noch das Regie 
rungsorgan den Willen der Selbituerwaltungsförper ausdrüde, und daß 
endlich für dieje gewählten Organe innerhalb ihres Gebietes dag Princip 
der Verantwortlichfeit gegenüber der Geſammtheit gelte — kurz, daß 
das innere Recht diefer Körper ein verfaſſungsmäßiges Selbft- 
vermaltungsrecht fei. Das ift die zweite Baſis der durch das lebtere ge 
jicherten freien Verwaltung; fie ift e8, durch welche man zu der Ueber 
zeugung gelangt, daß nicht etiva das abitrafte Hecht der Selbitbeitim- 
mung oder das bloß negative der Selbftändigfeit gegenüber der Regierung 
die Freiheit der Selbitverwaltung ausmacht, jondern daß die Iebtere 
darın beftebt, daß die Rechte und Selbitändigfeiten, welche jene baben 
und haben können, nad den Principien des ftaatlihen verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verwaltungsrechts vertwaltet werden. Und indem biefes feit- 
iteht, ergibt fih aud ein zweites. Da jenes Necht nämlich eine notbs 
wendige Bedingung des lebteren ift, fo kann auch der Staat jene 
Ordnung nicht der vereinzelten Anfchauung der einzelnen Selbftverwal- 
tungölörper und ihren zufälligen ſocialen Verhältnifien überlafjen bleiben, 
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fondern die verfafjiungsmäßige Ordnung muß vielmehr Durch den Staat 
felbft beftimmt werden — wie die Selbitverwaltungsförper einen 
Theil des verfaflungdmäßigen Lebens bilden, jo müflen fie auch ein 
Theil der Berfaffung jelbft fein, und ihr Recht muß daher auf dem 
Geſetze beruhen, das deßhalb wieder ein für alle gleiches Hecht feht. 
Auf diefe Weile ergibt fih, daß die Elemente der Drganifation ber 
Selbitverwaltungsförper oder die gefeglichen Lanbfchafts-, Gemeinde 
und Körperſchaftsordnungen grundfäglih ver Autonomie Derfelben 
entzogen und zum Gegenftande der verfaffungmäßigen Geſetz— 
gebung gemacht werben. In der That bebeutete das nicht eine Be 
ſchränkung der Autonomie, fondern vielmehr nur den Grundfag, daß 
die ftaatZbürgerliche Gefellichaft, dag rechtbilbenvde Element für die Ber 
faflung des Staats im Ganzen, dieß nun auch für die Verfaffung feiner 
Theile bleiben will. Und indem auf diefe Weiſe diefe Elemente ber 
inneren Organifation der Selbitbeitimmung biefer Körper entzogen wer: 
den, entiteht jebt die lebte Frage, was denn jebt Inhalt und Bedeu: 
tung derjenigen Autonomie fein Tann und foll, welche nunmehr eben 
durch jene Gefeße denjelben gegeben ift, oder der verfaffungsmäßigen 
Autonomie. 

Faßt man diefe Frage vom Standpunkt des Princips auf, fo ift 
fie Teine fchmwierige. Es fcheint aber eine ſolche Auffaffung von Werth 
zu fein, weil eben faktiſch theilß gegenüber der Regierung, theils gegen: 
über den Reiten der ftändifchen Geſellſchaft in den einzelnen Fällen bie 
Autonomie vielfady bejtritten wird und, wie wir gefehen, fein feiter 
Begriff derielben befteht. Wir geitatten uns daher, das Princip der 
verfaflungsmäßigen Autonomie hier aufzuftellen. 

Die verfafjungsmäßige Autonomie der Selbftverwaltungstörper ift 
nämlich nicht anderes, al3 die Geltung der oben dargejtellten Grund: 
begriffe von Autonomie und Oberaufſicht für die Selbftverwaltung. 
Und zwar in dem Sinne, daß die letztere gerade bei den Selbſtverwal⸗ 
tungsförpern deßhalb im vollen Maße zur Anwendung gelangen, weil 
fie eben die Geſammtheit aller öffentlihen Aufgaben, fo weit die 
legtere überhaupt einer örtlichen Beichränfung fähig find, umfaflen. 

Daraus nun ergibt fih für alle Selbftverwaltung folgendes an 
ſich ſehr einfache Syſtem von Grundſätzen. 

Kein autonomer Körper hat ein Recht auf Selbſtbeſtimmung gegen⸗ 
über dem Geſetz — Autonomie bedeutet nie einen Antheil an ber 
gejeßgebenden Gewalt. 

Der Anhalt der Autonomie ift dagegen nur das Recht auf einen 
Antheil an der vollziehenden Gewalt. Das Recht der Autonomie be: 
deutet daher die Gränze, welche zwiſchen der Regierung als perjönlicher 
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und den Selbftverwaltungslörpern als freier Geftalt der vollziehenden 
Gewalt befteht. 

Dber: der Anhalt der Autonomie ift ein Recht ber Selbftverival: 
tungsförper auf Verordnungen, Verfügungen und Zwang für ihre 
örtlichen Aufgaben. 

Es folgt, daß mo Gele und Verwaltungs: (oder eigentliche) Ver: 
ordnungen fehlen, die Selbſtverwaltungskörper diefelben erſetzen 
fönnen; ein Recht auf Bollzugsveroronung haben fie nur, wenn bafjelbe 
ihnen ausbrüdlich überlaflen ift; ein Necht auf Nothverordnungen haben 
fie nie. 

Die Gränze diefes Rechts wird ihrerſeits beftimmt durch ben 
oberiten Grundfaß aller verfaffungsmäßigen Verwaltung, daß die Regie 
rung ein Recht auf alle Funktionen haben muß, für deren Ausführung 
fie verantwortlih gemadt werden Tann. Sie hat diefe Gränze 
im einzelnen Fall ſelbſt zu beftimmen; und fie Tann daher auch das 
ausdrüdlich den Selbftvertwaltungsförpern zugeiprochene Recht durch ihre 
Befehle filtiren oder beichränten. Solche Befehle haben dann den Cha- 
rakter und alfo au das Recht der Nothverorbnung, und die 
Regierung ift für diefelbe nach allgemeinen Grundſätzen verantwortlich, 

Diefes nun find die allgemeinen Grundlagen des verfafjungsmäßigen 
Nechts der Selbſtverwaltung. Und jebt betrachten wir die faktiſche 
Entwidlung diefes Rechtsſyſtems nach den einzelnen Ländern Europas. 


3. Bie Geflalt der Selbfivermaltung in Europa. Bas Brinrip 
ihrer Geſchichte. 


Obwohl nun die oben dargelegten Begriffe der Selbftvertwaltung 
und ihres Rechts an fich fehr einfach find, fo lehrt dennoch der erfte 
Blid auf die europäischen Zuftände, daß die wirkliche Selbſtverwaltung 
in den verſchiedenen Ländern Europas eine jehr verfchiedene if. Und 
ihon bei dem erften Eingehen auf die biftoriiche Entwidlung zeigt es 
fih ferner, daß jedes Land feine eigenthümliche Geſchichte der Selbft: 
verwaltung überhaupt, ja fogar für jedes der Hauptrechte derjelben hat. 

Aud bier nun fann man einfach dabei ftehen bleiben, jedes dieſer 
Länder für fih zu behandeln. Das ift der bisherige Gang der Wiflen- 
ſchaft geweſen. Es fann niemanden einfallen, den Werth folcher Unter 
ſuchungen in Zweifel ziehen zu wollen. Allein es ift zugleich klar, daß 
jo wie man auf das Weſen der Sache von ber biftorifchen Geftalt der 
jelben übergeht, jenes nicht genügt. Am Ende wird man zugeben, 
daß wir in folden Darftellungen zwar die Nefultate des organifchen 
Lebens kennen lernen, aber nicht in die Werkitatt der Gefchichte hinein: 
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treten. Bei allem Reichthum von Kenntniß ift und bleibt das eine 
Armuth an Wiffen; das Ergebniß folcher Forſchung ift daher auch nur 
das Nebeneinander ber Thatfachen, Feine Vergleihung im wahren Sinne 
des Wortes. 

Wollen wir daher meiter gelangen, fo müflen wir bei der Frage 
beginnen, mo bie Orundlagen find, welche die tiefen und für das innere 
Leben der verfchiedenen Völker fo entſcheidenden Verſchiedenheiten er: 
zeugt haben, die mir vorliegen ſehen. Exit aus dem allen Gleichen 
Iann bie wahre Verjchievenheit entitehen. In der That ift es das, 
was aus der Geichichte eine Wiſſenſchaft macht. Es ift aber nicht 
Schwer, das bier zu beitimmen. 

Zwei Faktoren find es, melde zuſammenwirkend das Recht der 
Selbſtverwaltung bilden. Der erſte dieſer Faktoren iſt die gefellichaft: 
liche Ordnung, von der die Verfaſſung diefer Körper abhängt. Der 
zweite ijt der Staat, der dad Maß der Autonomie beftimmt. Beide 
nun ergeben durch ihr gegenfeitige8 Verhältniß gewiſſe einfache Sätze, 
welche das Weſen der pofttiven Geltalt der Selbftverwaltung zugleich 
erklären und entjcheiden. 

Es ift zuerft möglich, daß der Staat ald Ganzes eine andere ge: 
fellfchaftlihe Ordnung anerkennt, als diejenige, melde in den Selbft- 
verwaltungstörpern geltend if. In diefem alle wird ftet3 die Ver— 
faflung der leßteren durch die Geſetze des erfteren in Harmonie mit 
feiner eigenen Verfaſſung beftimmt werben, da diefe Harmonie eine 
unbedingte Vorausſetzung des Staatslebend if. Daher muß man 
jagen, daß die in ten Eelbftverwaltungsförpern geltenden Orbnungen 
für Wahlreht und Wählbarkeit das entfcheidende Kriterium für bie 
Geſellſchaftsordnung ift, melde den Staat ſelbſt beherriht. Hier iſt 
gar fein Irrthum möglich. Das Prineip der jtaatsbürgerlichen Geſell⸗ 
Schaft ift Wahlrecht und Wählbarkeit auf Grundlage der Steuerpflicht; 
das Princip der ftändiichen Gefelichaft ift Wahlrecht und Wählbarkeit 
auf Grundlage des Angehörens an einen Berufölörper; das Princip 
der Geſchlechterordnung ift Wahlrecht und Wahlfähigfeit auf Grundlage 
rechtlicher Kategorien des (meift erblich) erworbenen Grundbeſitzes. Eind 
die Elemente der beiden lebten Gelellichaftsformen noch in ten Selbft- 
verwaltungsförpern gültig, fo ift auch der Etaat ſelbſt nicht zur Herr⸗ 
haft der ftaatsbürgerlichen Gefellihaft erhoben, und feine Verfaffung 
der bloßen Volfsvertretung iſt genügend, um ibm allein diefen Eharalter 
zu verleihen. Verſchwinden fie dagegen in jenen Körpern, jo it auch 
die Erhaltung jener Unterſchiede in der Staatsverfaflung wieder nur 
ein untergeordnetes Moment; es ift Fein Zweifel, daß die Entſcheidung 
jtetS in den Eelbftvertvaltungsförpern liegt. Und darnach zunächft ift 


der Charakter der großen Länder ın Europa leicht verſtändlich. Dabei 
ijt nur das feitzubalten, daß diefe Srage gegen Maß und Art der Au: 
tonomie ganz gleichgültig ift; denn diefe wird ihrerſeits nicht von 
der Geſellſchaftsordnung, fondern von der Entwidlung der perjünlichen 
Negierungägeivalt beitimmt. 

Bon diefem Standpunkt aus ift Frankreich auch hier das Land 
der entſchiedenen, wenn auch gewaltſam zur Herrſchaft gelangten ſtaats⸗ 
bürgerlichen Geſellſchaft. Daher iſt Frankreich zugleich das Vaterland 
der ſtaatlichen Gemeindegeſetzgebung, und hat unbedingt und von Ans 
fang an die Öleichheit in Wahlrecht und Wählbarkeit feiner Verfaſſung 
und feiner GSelbftverwaltung anerfannt. In England hat die ſtaats⸗ 
bürgerliche Gejelfchaft nie ganz ihre Geltung verloren; England bat 
daher die Geichlechter: und Ständeordnung ziwar nie vernichtet, wohl 
aber ihr jedes öffentliche Vorrecht genommen. Daher hat England den 
Kern feiner Berfaffung eben in den Selbitverwaltungsförpern, welche 
ihrerfeit8 die Volfövertretung bilden. Eine eigentliche Gefeßgebung war 
daher in dem obigen Sinne nicht nöthig, ja gar nicht möglich; es war 
das natürliche und einfache PBrincip der englifchen Selbitverwaltung von 
jeber, daß der Steuerbeitrag die Grundlage für Mahlrecht und Wähl⸗ 
barkeit gebe. Syn Preußen dagegen herricht vorzugätveife noch das 
Princip der Geſchlechterordnung, dem die Reſte der ftändifchen Orbnung 
fih in untergeordneter Meife anichließen; daher denn eine Berfaflung 
der Landgemeinden und namentlich der Provinzialjtände, melde das 
Princip der ftaatsbürgerlihen Ordnung überhaupt nicht anerkennt, fon» 
dern Wahlrecht und Wählbarfeit von Geſchlecht und Grundbeſitz durch⸗ 
gehend abhängig madt. Damit faſt in direftem Widerſpruch fteht die 
jtädtifche Eelbjtverwaltung, welche wieder auf der ſtaatsbürgerlichen 
Geſellſchaft beruht, und andererjeits die Verfafjung tes Staats felbft, 
welche im Wefentliben denjelben Charakter hat. Daher denn der bes 
jtändige Kampf im Innern dieſes Staats, der felbft nur ein Beweis 
dafür ift, wie bie beiden großen focialen Grundformen mit einander im 
Streit liegen und noch immer einen beißen, erbitterten Kampf lämpfen, 
deſſen Ausgang Über die Zukunft diefed Staates enticheiden wird. In 
Defterreich dagegen hat die ftaat2bürgerlihe Geſellſchaft beinahe voll 
ftändig gefiegt; die Gelchlechter: und Ständeorbnung hat nur noch ihren 
legten Platz in den Landſchaften; in Gemeinden und Staat ift fie vol 
ftändig verichwunden. Dagegen bat die ſtändiſche Ordnung in der 
katholiſchen Kirche diefelbe Stellung. und bafjelbe Recht, wie die Ge 
Ichlechterordnung des Adels und Junkerthums in Preußen; und während 
hier der Sieg der neuen Geſellſchaft von der Bewältigung des letzteren 
abhängt, hängt die Zukunft des Heiches davon ab, daß die Kirche in 
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bie große Drbnung ber ftaatsbürgerlihen Geſellſchaft aufgenommen 
werde. Ob und wann das gefchieht, ift nicht zu berechnen. Was bie 
Gefchlechterorbnung betrifft, jo hat Preußen noch ein Eyftem von Bor 
rechten ohne Ariftofratie, und Defterreich ein Syſtem ber Ariftofratie 
ohne Vorrechte. Erſt wenn in Preußen die Landgemeinde: und PBrovincial 
ftändeorbnungen fich frei geftalten, und in Deiterreih bie Selbſtver 
waltung in der Kirche zur Geltung gelangt, wird die Zukunft Deutid 
lands entſchieden fein. 

Wir glauben nun die übrigen Etaaten hier übergeben zu kennen; 
der Charakter derjelben ift nach den obigen Sätzen wiſſenſchaftlich leicht 
zu beftimmen. Betrachten wir jeht dagegen das zweite Moment, aus 
welchem das Recht der Selbitverwaltung hervorgeht, die Regierung und 
ihre Stellung im Staate. 

Legt man nämlich den einfachen Begriff zum Grunde, daß bie 
Autonomie der Selbftverwaltung eben nur ein Antheil, möge berfelbe 
nun groß oder gering fein, an der Verordnungs- und Zwangsgewalt 
der Regierung ift, fo ergibt ſich das Gefeß, daß die Urfachen, welche in 
der Bildung eines jeden Staats cine große Gewalt der Regierung 
forderten, nothiwendig der Selbſtverwaltung nur eine kleine übrig 
Iaflen fönnen; oder daß Maß und Art der Autonomie ſtets bebingt 
erfcheinen müſſen durch den hiftorifch gegebenen Staatenbildungsproceß. 
Diefer felbft nun wird durch zwei Momente beſtimmt; zuerft allerdings 
dur die Entwidlung der gejellichaftliden Kämpfe, dann aber aud 
durch die äußeren Verbältniffe, welche den Staat zur Madtentwid: 
lung zwingen. Die Nothmwendigfeit der Machtentwidlung fordert unabs 
weisbar eine ftarfe und thätige Regierung; diefe aber muß die Xutos 
nomie in einem um fo größeren Maße beichränten, je dauernder 
die Urjachen find, welche die Machtentwidlung fordern. Vorübergehente 
Gründe zur plögliden Machtentfaltung können zwar auf kurze Zeit 
ftrenge und gewaltjame Unterwerfung der Autonomie unter die perfön: 
liche Staatsgewalt erzivingen, aber fie laflen die organischen Elemente 
der erfteren unberührt und behalten ſelbſt da, wo fie mit rüdfichtslofer 
Härte durchgreifen, den Charakter von Ausnahmamaßregeln. So wie 
aber ein Staat auf dauernder Machtentividlung beruht, wird er ftets 
nothwendig dahin trachten, daß ihm wo möglich gar fein felbftändiger 
Mille entgegentrete. Autonomie und innere Verwaltung find mit dem 
Ruhm der Herrichaft über andere Bölfer organisch unverträglid. Und 
von diefem Standpunft aus ift das zweite Element in der Geftalt ber 
Selbftverwaltung Europas leicht verftändlidh. 

England hat ſich nicht durch Eroberung gebildet und nie Eroberung 
gemadt. Nur einmal ift die Gewalt zum Herren von England geworben 
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und das war nah der Schlacht von Haftinge. Irland dagegen: ift 
erobert; Schottland aber ift in freiem Verein mit England. Englands 
Eelbftverwaltung ift daher nie ganz untergegangen und je mehr ſich 
Normannen und Sachſen vermiſchten, deſto klarer tritt das Selfgovern- 
ment zu Tage; fo fehr, daß mit unferem Jahrhundert, mo England 
jeden gewaltjamen Einfluß ſogar auf feinen eigenen Colonien abweist, 
der Zuftand Englands faft zur Regierungslofigfeit geworden tft. Dar 
durch, daß auf diefe Weife weder ein gejellichaftlicher Gegenſatz zwiſchen 
Staat und Eelbftverwaltung, noch auch ein Proceß der Machtentivid: 
lung für England vorhanden ift, ift England naturgemäß die Het 
math der größten Autonomie des ganzen Europas. 

Frankreich dagegen bat zwei fait unübermwindliche Yeinde feiner 
Autonomie, obgleih in der Selbftverwaltung die ftaatsbürgerliche Ge: 
jelfchaft zur ungmeifelhaften Herrichaft gelangt ift. Frankreich enthält 
in jeinem Innern die Elemente des Kampfes der Klaſſen der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Gejelichaft, und nad Außen hin die Tradition der milis 
täriichen Präponderanz in Europa. Beides fordert, jedes in feiner 
Meife, eine gewaltige Machtentwidlung; in diefem Yranfreih muß 
die Regierung ſtark fein. Frankreich hat daher gleih vom Anfange 
feiner Neubildbung an, mie wir ſchon oben bemerft haben und wie es 
fi weiter unten genauer ergeben wird, die Autonomie niemals zu⸗ 
gelafien, und wird fie nie zulaffen fönnen, fo lange es auf feinem 
bisherigen Standpunfte fteht. Dennoch hat es vermöge feiner geſell⸗ 
Ihaftlihen Ordnung das Element der Selbftverwaltung bei fich nicht 
ganz befeitigen können. Es hat daher, und das ift fein Charalter, die 
Gelbftverwaltung in der Weiſe entwidelt, wie fie überhaupt bei einem 
in äußerer wie in gejellichaftlicher Beziehung auf der Machtentwicklung 
beruhenden Staate möglich ift. Es hat das Element der Selbſtbeſtim⸗ 
mung des Volles als beratbende Gewalt zugelafien und feiner Regie 
rung ausjchließlich die vollziehende Gewalt vorbehalten. Das Lebens: 
princip der franzöfiihen Selbftverwaltung ericheint daher in zwei Bes 
ftimmungen, welche Frankreich eigenthümlich find. Zuerſt darin, daß 
die Häupter der Selbitverwaltungsförper von der Regierung eingelegt 
werden und den Charakter und das Recht von Beamtelen behalten; 
dann in Gonfequenz davon, daß die Selbitverwaltungsförper Fein 
Verordnungsrecht oder Zwangsrecht haben. Die Ausführung vieler 
Punkte befteht darin, daß alle Selbftverwaltung als Conseil auftritt. 
Eben deßhalb aber bat Frankreich au, al3 weiteren fpecifiichen Untere 
ſchied von England, das Syſtem der Hierarchie auf die Selbſtverwal⸗ 
tung angewendet, und die unteren Körper derfelben den oberen in 
gleicher Weiſe untergeorbnet, wie die Aemter. Die franzöfiihe Geftalt 
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der Eelbftverwaltung ift daher eine weſentlich andere als die englifche; 
fie ift die organifirte Herrfchaft der Regierung über die Selbſtverwal⸗ 
tung, ber rechtlich formulirte Sieg der Einheit über vie Freiheit. Unb 
wieder finden wir, daß das beutiche Leben in eigenthümlicher Weile 
beide verbindet. 

Deutfchland hat nämlich bis auf die neuefte Zeit weder eine eigent: 
liche Machtentwidlung noch jociale Kämpfe gehabt. Dennoch find feine - 
Etaaten entftanden durch die Aufhebung der alten Selbftändigfeit der 
Territorien. An jedem feiner Theile ift daher allerdings der Gegenfak 
zwifhen Regierung und Eelbfiverivaltung lebendig geweſen, wie im 
Ganzen der Gegenfat zwiſchen der Einheit und der Selbftändigfeit ber 
einzelnen Staaten. In diefem Gegenjage hat fi das Princip der 
Selbitverwaltung nicht auf die allgemein herrſchende ftaatsbürgerliche 
Geſellſchaft ftügen können, wie in England und Frankreich; fondern 
bier war ed, wo die Selbjtverwaltung ſich vorzugsweiſe auf das hiſto⸗ 
riſche Recht ftügen mußte. Mit dem hiſtoriſchen Recht aber war zu: 
gleich der weitere Grundſatz gegeben, daß die Verfaflung diefer Körper 
gleichfalls eine hiftorifche, das ift durch die Refte ver Gefchlechter: und 
Ständeordnung beftimmte fein mußte. Daneben aber wirkten zugleich 
die Nothwendigkeit einer gewiſſen Energie der Regierungsgemwalt, um bie 
Auflöfung der Bundesftaaten in die Einheit zu hindern, und anderer: 
jeit3 die immer ftärfer werdenden Elemente ber ftaatsbürgerlichen Frei: 
beit und Gleichheit. Die deutſche Selbftvermaltung hat daher big zur 
Gegentvart ein ganz eigenthümliches, jcheinbar höchſt verworrenes Bild 
dargeboten, deilen Grundzüge und deilen Zukunft geradezu unentwirr⸗ 
bar find, wenn man nit auf die früher dargeftellten Grundbegriffe 
zurüdgebt. Wir finden in Deutjchland theild das englifche Princip der 
Selbftverwaltung, indem namentlich jeit 1848 ber Grundfaß des all: 
gemeinen Wahlrecht? und der Wahlfähigkeit auf Baſis der Theilnahme 
an der Steuer anerkannt ift, wie in den meilten Stäbteorbnungen; 
wir finden den Grundgedanken der jelbftändigen Verordnungsgewalt 
theil8 ganz durchgeführt, wie in den Beftimmungen über die Verwal⸗ 
tung des eigenen Bermögeng, theil3 zur Hälfte, wie in denen, wo ben 
Selbſtverwaltungskörpern ein übertragener, amtlicher Wirfungsfreis ge 
geben ift; wir finden auf andern Punkten, namentlihd in den Lan: 
Ichaften, wieder das ganze hiftorifche Recht mit den Wahl: und Mähl- 
barfeitöprivilegien der alten Stände und Geſchlechter, freilich faft ohne 
Autonomie, aber doch mit hohen Ehren umgeben; wir finden teiter 
das franzöfiiche Princip anerfannt in der gefelichen Unterordnung aller 
Eelbitverwaltung unter die Verordnungsgewalt der Regierung, und 
balb anerfannt in der Beftätigung der Häupter diefer Körper durch die 


159 


höheren Amtsftellen; wir finden es enblich wieder in der Hierarchie der 
Zandtage über die Gemeinde, und in ben Verſuchen, das ganze Selbit- 
vertwaltungsrecht durch einheitliche Gefehe zu ordnen. Es ift auf ben 
erften Blid Mar, daß bier ein durchaus unfertiger, einheitslofer Zu: 
ſtand berricht, in welchem die großen rechtsbildenden Elemente noch auf 
allen Punkten in mächtiger Bewegung find. Es ift nichts fertig in 
Deutfchland. Und diefe Unfertigfeit zeigt ſich nun wieder darin, daß 
jene Elemente, welche das Recht der Selbitverwaltung bilden, fehr ver: 
ihieden vertheilt find. Jeder Theil Deutſchlands hat feine befondern 
Zuftände, fowohl der Macht al der gefellichaftlihen Ordnung. Jeder 


Theil Deutihlands hat daher auch jeine Geſtalt der Selbſtverwaltung. 


Vergeblich ift das Bemühen der Theorie, bier ein gemeinfames deutjches 
Recht herzuftellen; jeder Verſuch, das bunte Bild mechjelnder Kräfte 
als eine feite Geſtalt varzuftellen, führt zu einer unabjehbaren Ber: 
wirrung in den Begriffen, zum atomiftischen Nebeneinanderftellen von 
Daten und Thatfachen, welche jede organische Geftaltung unmöglich 
maden, und beren Mängel felbit durch beutichen Sammlerfleiß nicht 
erfeßt werben fünnen, wie es in neuelter Zeit wieder Gierke gezeigt 
bat. Wenn je, fo gilt hier das Wort, daß man Deutichland nie ver 
ftehen wird, wenn man nicht einen Stanbpunft einnimmt, auf welchem 
es mit feinem ganzen vielgeftaltigen Leben als ein Theil und Gebiet 
einer viel größeren Ericheinungsreihe auftritt, das zugleich alle Völker 
Europa’3 umfaßt. 

Sei dem nun aber wie ihm wolle, gewiß bleibt, daß diefe all: 
gemeine Gejtalt der Selbitvermaltung doch zulett eine fefte Form ge 
winnt, wenn man bier ihre großen Grundformen, die Landſchaft, bie 
Gemeinde und die Körperihaft auflöst. Das ift die Aufgabe des Fols 
genden. Zunädjt aber dürfen wir die eben gegebenen allgemeinen An: 
deutungen über die Selbftverwaltung der drei Gulturbölfer im Allgemeinen 
etwas beitimmter darlegen. 


Englands Selbftverwaltung. 


Das eigentliche Weſen des Selfgovernment. Das hiftorifhe Hecht in England. 
Die Corporation und die Incorporation. Die bye laws, Die visitators. 


Wir find getvohnt, England als die eigentliche Heimath der Selbft- 
verwaltung anzufehen, und mit Net. Auch der Name ftammt aus 
England. An England lernen wir gerabe in der Selbitverwaltung, 
was ein großes Volk vermag, indem es fich felber für feine eigene 
Verwaltung verantwortlihd macht. Wir lernen aber auch an ihm, wo 
die Gränze desjenigen ift, was dieſe Selbftverwaltung leiften Tann. Wir 


bewundern es vielleicht nad) ber einen Eeite hin noch immer nicht genug, 
denn wir vermögen es noch immer nicht ihm in ber ftaatlichen Energie 
der Einzelnen gleich zu thun; wir bewundern es aber gewiß nad einer 
andern Seite hin zu viel, denn wir find aud bier geneigt, das Eigene, 
Große und Gute neben dem Fremden gering zu achten. Wir müffen 
daher, von der Selbſtverwaltung redend, den Verſuch machen, nidt 
etiva bloß die thatfächlichen Verhältnifje und Rechte der englifchen Selbſt 
verwaltung aufzuführen, und nicht bloß bei dem allgemeinen Geifte 
derjelben ftehen zu bleiben, fondern hier einmal das herauszubeben, 
was biejelbe zu etwas, von ber continentalen Selbſtverwaltung fpe 
eififch verjchiedenen macht, zu beftimmen. Nach den gründlichen Arbeir 
beiten Gneiſts ift ed gerade für dieß Gebiet kaum thunlich, viel Neues 
im Material anzuführen. Was uns übrig bleibt, aber was auch jehr 
nothwendig ift, ift der Verſuch, das wahre Verhältniß dieſes Self: 
government zu demjenigen feltzuftellen, was ihm auf dem Continent 
entipriht. Und möge man fonft über Weſen und Werth begrifflicher 
Darftellung denten wie man will, das ift gewiß, daß eine wirkliche, 
und für die praftiihe Nechtsbildung brauchbare Bergleihung ohne Zu 
rüdführung auf die alten gemeinfamen elementaren Grundverbältnifie 
nicht thunli iſt. 

Diefer ſpecifiſche Charakter Englands in Beziehung auf fein Self 
government befteht nun theild in dem Syſtem der Selbſtverwaltungs⸗ 
förper, theila in dem inneren, theils in dem öffentlichen Recht derſelben. 

Der erfte charakteriftifche Grundzug der engliſchen Selbſtverwal⸗ 
tung gegenüber der des Continents befteht nämlich darin, daß England 
fein eigentliches Syftem verfelben, feine durchgreifende Unterfcheibung 
von Landichaft, Gemeinde und Körperichaft hat, fondern nur eine 
und diefelbe Grundform für alle Selbtverivaltung, die „Corpo- 
ration.* Man muß dabei nicht nach einer juriſtiſchen Definition dieſer 
„Corporation® fuchen; die Engländer befißen aus Gründen, die bier 
als befannt vorausgeſetzt werden dürfen, Feine eigentliche Surisprubenz 
und daher auch fein Bebürfniß nad feiten juriftiihen Definitionen. 
Die Corporation bebeutet in England jeden vom Parlament aner: 
fannten, mit eigenem Recht und eigener Berfaflung beftehenden Körper 
der freien Verwaltung, ganz gleich, ob derſelbe eine Stadt, eine Land: 
ihaft, eine eigentliche Corporation, oder ſelbſt ein Berein ift. Die 
ganze englifche Selbftverwaltung beſteht daher auch aus lauter ſolchen 
jelbftändig neben einander ftehenden Corporations. Die alte eigentliche 
Landſchaft, die County, ift feine Selbitverwaltung, fondern zu einem 
Bezirk der Öffentlichen Rechtspflege geworden, und es war, beiläufig 
bemerkt, ganz falſch von ung, fie als Landſchaft aufzufaflen (. unten). 
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Es eriitirt daher auch in England, wie wir gleich fehen werben, Feine 
Ueber: und Unterordnung der Selbftverwaltungsförper, wenn aud die 
Corporations troß ihrer Rechtögleichheit keineswegs in fich gleichartig 
find. Dieß nun hängt aufs Engfte mit demjenigen zufammen, was 
wir die Geftalt des biftorifhen Rechts in England nennen wer 
den. Die Bedeutung und der Inhalt diefes Begriffes für England 
ift in der That die Grundlage für die richtige Beurtheilung des eng: 
liſchen Selfgovernment; ohne ihn gelangt man zwar zu ben einzelnen 
Thatſachen und Rechtsfägen, aber nicht zu dem Gedanken, der fie und 
ihre Entwicklung beherrſcht. 

Es iſt bekannt, daß der Grundzug ber Bildung des öffentlichen 
Rechts in England der Kampf der Bolfsvertretung mit der Zöniglichen 
Gewalt ift, daß aber diefer Kampf nicht wie auf dem Gontinent von 
den einzelnen Zandfchaften und Gemeinden, fondern ftet3 vom Barla- 
ment ald Ganzem ausging. In der Stellung und dem Rechte des 
Parlaments als Ganzem ward daher jedesmal die ganze Geſtalt des 
Öffentlichen Rechts entichievden. Das Parlament nun mar es, welches 
eben aus den GSelbjtverwaltungsförpern, den Gemeinden und Körper: 
Ihaften, durch Wahl derjelben gebildet ward. Das PBarlament felbft 
war daher gleih von Anfang an etwas anderes ald die Volksvertre⸗ 
tung auf dem GContinent; ed war nicht bloß der Körper der Gefeb- 
gebung, jondern es war zugleich der höchſte Verwaltungskörper; es war 
die in Einen Körper zufammengefaßte Selbftverwaltung 
des ganzen Landes. Es iſt daher einfeitig und erweckt eine ganz 
falſche Borftelung von dem Welen der engliichen Selbſtverwaltung, 
wenn man unter ihr bloß die örtliche, auf dem Grundbeſitz beruhende 
Selbjtverwaltung der cinzelnen Körperichaften verfteht; das englifche 
Gelfgovernment ift vielmehr zugleih die örtliche GSelbjtverwaltung 
der Körperichaften und die im Parlament gegebene Selbitverwals 
tung des ganzen Reiches durch die Abgeordneten derfelben. 
Das Selfgovernment darf daher nicht, wie man es wohl thut, bloß auf 
die englifche Communalverfafiung bezogen werden. Es iſt vielmehr der 
in Ein Wort zufammengrfaßte Gedanke, daß das Parlament zugleich 
die oberjte Gefeßgebung und Verwaltung des Reiches ift, und daß 
daher das Parlament die eigentliche Verorpnungsgewalt neben ber gefeß- 
gebenden hat, fo daß die Verordnung der Regierung, Regel und Princip 
auf dem Continent, vielmehr in England als Ausnahme erjdeint. 
Das nun haben wir oben bereit3 meitläuftiger dargelegt. . Es folgt 
aber daraus für die Selbftverwaltungsförper aller Art, die Corpora- 
tions, daß im Gegenſatz zwiſchen ihnen und der Regierung und ihrer 
Gewalt, wie auf dem Eontinent, ein Verſuch und ein beftändiges Streben 
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der leßteren, ſich die Selbftänbigleit der Körperichaften unterwerfen 
zu wollen, ein Hineingreifen ber erfteren in die leßteren, für England 
principiell undentbar war, ba eben dad Parlament ald Regierung 
aus den Selbftverwaltungslörpern hervorging. Im Gegentheil war 
ja die Etellung des Parlaments ald Regierung nur ein großes Ana 
logon der Selbftvertvaltung; das Parlament wendete nur die Grund: 
fäte auf das ganze Reich an, welche das innere Recht der Selbſtver⸗ 
waltungsförper für die eigenen Angelegenheiten der letzteren felbit bil: 
deten. Daher fam dann auch ber Gedanke gar nidt vor, daß bie 
Selbftverwaltungsförper diefer aus ihnen jelbft hervorgegangenen 
Regierung gegenüber fih auf ein biftorifches Hecht zu berufen gehabt 
hatten, um ihr Recht auf Selbſtverwaltung gegen fie zu vertheibigen; 
es gab daher gar nicht den Begriff und bie Bedeutung des 
biftorifhen Rechts in England, wie in Deutihland, da man 
daffelbe gar nicht nöthig hatte, um die Selbftverwaltung überhaupt erft 
anzuerfennen. Sondern das, was dem hiftorifchen Recht in England 
entfpricht, ift einfach der Grundſatz, daß die Selbftverwaltung die Quelle 
des Rechts des Parlaments jei. Und daraus nun folgen auch bie 
übrigen, an ſich ſehr einfachen Grundſätze für das Selfgovernment. 
Was nämlich zuerst das innere Recht oder die Verfaſſung dieſer 
Körper betrifft, jo ergibt fih, daß eine Disharmonie zwiſchen der Ge 
meindeverfaffung und der Parlamentsverfaffung an fi) gar nicht dent: 
bar war. Im Gegentheil iſt e8 aus dem Obigen Har, daß ftet3 dies 
jelbe Ordnung der Geſellſchaft den Corporations und dem Barlament 
zum Grunde liegen mußte und zum Grunde lag. Das große Princip, 
auf dem beide gleichmäßig beruhen, war das Princip der Wahl ver 
Drgane durch die Mitglieder. Das Prineip ift von jedem Körper jo 
gut wie von dem Parlament ſelbſt anerkannt; eine nicht gemählte 
Bertretung fennt England überhaupt nit. England hatte daher aud 
nie Beranlaffung, die Verfaffung feiner Selbſtverwaltungskörper erft 
durch eine fürmliche ©eleßgebung in obligatorifher Weife als Theil 
feiner Neichsverfaffung zu regeln, tie e8 auf dem Continent gefchab; 
denn die Verfchiebenheit der für die Volfsvertretung und für die Selbſt⸗ 
verwaltungsförper geltenden Orundfäße in der Bildung des Organismus 
der Verwaltung und Vertretung war eben nicht vorhanden. England 
hätte nur dann darüber Gejeße gegeben, wenn ſich Körperfchaften ohne 
Wahl hätten bilden wollen; und das war an und für fih ausge 
Ihlofien. Da nun aber andererfeits das Parlament felbjt aus den 
Selbitvertwaltungeförpern hervorging, fo entitand daraus ein zweiter 
Grundfag, den gleihfal® der Continent nicht fennen fonnte. Die 
Bildung und Anerkennung folder Körper war nicht Sache der Regierung 
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als einer von der Gelebgebung getrennten jelbitändigen Gewalt, 
Sondern Sache des gefeßgebenvden Körpers ſelbſt. Sie erjcheint daher 
auch nicht als ein Beichluß der Krone, fondern als ein Beſchluß des 
Parlaments ſelbſt; fie ift nicht eine Verordnung, fondern fie ift ein 
Geſetz. Und eine foldhe, vom Parlament ausgeiprochene Anerkennung 
eines Selbitverwaltungsförpers, die in die Alten des Barlaments auf: 
genommen wird und als Gefeß gilt, heißt „Incorporation.* Die In- 
corporation ijt daher das Analogon der Erhebung zur juriftifchen Ber 
fönlichfeit (}. oben); fie vertritt für die eigentlichen Selbſtverwaltungs⸗ 
förper die Gemeinde: und Landtagsordnung Deutichlands; fie ift gleichſam 
eine Gemeindeordnung von Fall zu Fall (f. unten) und hält eigentlich 
nichts feft als den Grundfaß der Wahl, der Selbftbefteuerung und der 
öffentlich rechtlichen Haftung, welche wiederum die Bafis des ftaatlichen 
Nechts des englifchen Selfgovernment bildet. 

Dieß ftaatliche Recht des engliſchen Selfgovernement ift daher im 
Grunde eben fo einfach als das Princip feiner Verfaſſung. Da das 
Parlament als Verwaltung fih um die Selbitbeiteuerung der Eelbit- 
verwaltungsförper nicht fümmert, und eine eigene Regierung mit 
jelbftändiger Verordnungsgewalt nicht eriftirt, jo haben in Beziehung 
auf die inneren Angelegenheiten dieſe Körper das Necht, felbit öffentlich 
gültige Beltimmungen über ihre innere Verwaltung zu geben, ohne daß 
fie dazu einer befondern Berechtigung bedürften. Diefe Beitimmungen 
find die „bye laws;* es ift felbftverftändlich mit dem Begriff der 
Corporation gegeben, daß jede folhe Corporation, Gemeinde ober 
Körperihaft oder Verein, das Recht habe, ſolche bye laws for „the 
better government of the corporation“ zu geben. Dieſe bye laws 
haben nur Eine feitbeitimmte Gränze. Sie dürfen das geſetzliche 
Necht nicht angreifen, da dieß geſetzliche Recht felbft der Ausfluß bes 
einheitlichen Drganes aller Selbitverwaltung, des Barlaments, iſt. Es 
folgt daraus, daß die innere Verfafjung jener Körper, wenn fie einmal 
vom Parlament anerfannt, incorporated, ift, auch nicht mehr durch 
den Beichluß derfelben geändert werben Tann; es folgt aber auch zwei⸗ 
teng, daß fobald dieß geichehen ift, dem Körper das Necht zufteht, 
bye laws, örtliche Verwaltungs: und Polizeiordnungen, über alles 
zu geben, was nidt ausdrücklich durch das geſetzliche Recht 
geordnet tft. Endlich Folgt drittens der gleichfalls unbeitritten gültige 
Sat, daß der Selbitverwaltungstörper als (juriftiiche) Perfönlichkeit 
gerichtlich haftet, das ift, dem Klagerecht in allen feinen Be 
Ihlüffen und Thätigkeiten unterworfen ift, wie jeder Einzelne und felbit 
wie jeder Beamtete. Die Grärze für die Selbftverwaltung ift daher 
nicht etwa wie auf dem Gontinent eine mehr oder weniger glüdliche 
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gefeglihe Competenzbeftimmung, fondern eben nur das allge 
meine geltende Recht; die Competenz des engliihen Eelfgovernment 
ift daher nicht pofitiv beftimmt, fondern einfach negativ in der Summe 
bes Öffentlichen Rechts gegeben; ein Sat, der wiederum genau mit bem 
Princip der Haftung der Beamteten zufammenhängt. Es ift aber ba: 
mit auch der Begriff und die Geltung eines Beſchwerderecht s gegen 
die Akte des Selfgovernment durch bye laws grundfäglich ausgeſchloſſen: 
denn es gibt feine Regierung, welche die Intereſſen zu vertreten, ober 
das Recht hätte, in die Eelbftverwaltung pofitiv durch Erlaſſe u. }. w. 
einzugreifen. Wo das Gefeg aufhört, beginnt die Souveränes 
tät der engliihen Selbftverwaltung. Wenn daher dem Ein- 
zelnen tie Intereſſen nicht gehörig gewahrt ericheinen, fo ift es feine 
Sache, eine beilere Vertretung, ein befjeres Verſtändniß dieſer Intereſſen 
berbeizuführen. Und dieß eine geichieht durch das große Mittel des 
Berfammlungs: und Betitionsrehts; in ihm und in ihm allein 
ift das Gorrectiv jener ESouveränetät, die wir die Rechtlofigfeit der 
Intereſſen nennen möchten, gegeben. Daber tft in England das Ber: 
eind:, Verfammlungs: und Petitionsrecht nicht bloß michtiger, ſondern 
es iſt eigentlich etwa® anderes als auf dem Gontinent. Es ift der 
Erſatz der Regierungstbätigfeit und ihrer Oberaufficht; es ift die Form 
der Selbftoberaufliht, wenn man uns den Ausdruck geftatten 
will, weldhe das Gegengewicht gegen jene Souveränetät der Selbfiver: 
waltung bildet. Ohne dieß Recht ift in England die ganze Verwal: 
tung, namentlich aber die der Berwaltungstörper, gar nicht denkbar, 
und ba fir die nicht vorhandene Regierung erjeßt, fo gibt es auch feinen 
Faktor des engliihen Xebens, der daran dächte; fie zu befeitigen ober 
zu befämpfen. Wer das wollte, würde von einem Engländer nod 
weniger verjtanden werden, ald wenn wir auf dem Continent etwa bie 
Regierung überhaupt für überflüffig erklären wollten; und zwar nicht etwa 
bloß im Namen der Freiheit des Volkes, fontern wie fih aus tem 
Dbigen ergibt, aus dem ganz praftilchen Gefihtöpunft der Intereſſen 
des wirklichen Lebens. Und jo bildet das engliſche Sclfgovernment ein 
flared und fehr leicht verftändliches Eyitem von Grundfägen und Ned 
ten, das mit feiner Eigenthümlichkeit felbjtändig und groß neben dem 
des Gontinent3 beſteht, und von dem wir viel zu lernen haben. 

Nur auf Einem Punkte tritt ung auch hier der ſpecifiſch conti- 
nentale Begriff der Oberaufficht entgegen; das iſt in Beziehung auf die 
rein wirthichaftlihe Bermögensverwaltung der Selbftverwaltungs 
förper. Hier hat „das Gejeg befondere Perſonen beftimmt um zu vifi- 
tiren, zu unterfuhen und zu corrigtren alle Unregelmäßigfeiten im 
Scope derfelben im weiteſten Umfang.” Dieje Bilitation iſt eigentlich 
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eine geleßliche Nechnungsbehörbe; fie hat mit den bye laws und ihrer 
möglichen Geſetzwidrigkeit gar nichts zu thun, und beichränft fih nur 
auf Bertvendung der Mittel des Körpers für die Zwecke deſſelben. Es 
ift das eigentlih der einzige Punkt, auf welchem die felbftändige 
Funktion der Regierung in der englifhen Eelbftverwaltung zur Er: 
icheinung tritt, und der Beweis dafür, daß felbft bei der freieften Ver: 
fafjung der leßteren Feine Selbftverwaltung ſich allein ſelbſt genügen 
fann; der Punkt, auf welchem die Gemeinfchaft der Rechtöbildung 
mit dem Gontinent klar zu Tage tritt. ’ 


Es wird nun nicht ſchwer fein, darnach den reichen Stoff zu benugen, den 
namentlih Gneift für das engliſche Eelfgovernment gebraudht hat, und bie 
Punkte zu beftimmen, auf denen hier weiter zu arbeiten ift. Während in feinem 
Selfgovernment das Material ter Gefchichte gegeben ift, find die allgemeinen 
leitenden Gedanken weit befjer in feinem Verfaffungs- und Berwaltungsredt U. 
8. 124 angegeben. Die Hauptfache bleibt aber immer, taß man das Recht ber 
engliſchen Selbftverwaltung nicht als ein Princip, fondern als eine natürliche 
und einfahe Conſequenz des engliſchen Staatslebens anfehe. Und dieß dar⸗ 
zuthun, war die Aufgabe des Obigen. 


Frankreichs Selbſtverwaltung. 
Das Syſtem der Conseils und die Hierarchie der Selbſtverwaltungskörper. 


Der gewaltige Einfluß, den Frankreich auch in der Entwicklung 
der Selbſtverwaltung auf das übrige Europa gehabt hat, läßt es wohl 
motivirt erſcheinen, wenn wir die eben aufgeſtellten allgemeinen Cha⸗ 
rakterzüge hier etwas genauer ausführen. 

Wenn wir früher den Satz aufgeſtellt haben, daß die Geſtalt und 
der Charakter der Selbſtverwaltung in jedem Lande von der Entwid: 
(ung der Negierung abhängig erjcheine, fo ift gerade Franfreid) das 
Land, in welchem wir dafür den greifbaren Beweis finden. 

Frankreich hatte vor der Revolution eine Selbſtverwaltung, die ber 
deutfchen durchaus ähnlich und auf denjelben Grundlagen entjtanden 
war. Diejelbe beitand aus lauter Eelbftverwaltungsförpern in Lands 
Ichaften, Gemeinden und Körperichaften mit biftorifcher Rechtsbaſis. 
Bei aller Berfchiedenheit in Namen und Einzelheiten ift die Seftalt 
Frankreichs vor der Revolution im Wefentlicdyen diefelbe wie die deutjche. 
Nach der Revolution ändert ſich das plößlic und zugleich gründlich. 
Frankreich bietet ein ganz anderes Bild dar als Deutichland; vor allen 
Dingen aber tritt uns bier die merlwürbige Thatjache entgegen, daß 
diefelben Kräfte, melde die freie Verwaltung mit unwiderſtehlicher 
Gewalt erzeugt haben, die Selbftverwaltung in ihrem Kerne ver: 
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nichteten, und nur noch den fat inhaltlofen Schein derfelben übrig 
laflen. Das zu erklären, fol die Aufgabe der Geſchichte der Selbſt⸗ 
verwaltung fein. 

Die Revolution Frankreichs mar ohne Zweifel der Sieg der ftaats: 
bürgerlihen Geſellſchaft. Sie war es nicht auf einem ober anderm 
Punkte, fondern fie war es im geſammten Staatöleben. Es war daher 
feine Frage, daß auch die Verwaltung jo gut wie bie Gefeßgebung von 
den Ideen ergriffen werden mußte, welche bie neue Orbnung ber Dinge 
forderte. Ein Beitehenlafjen der alten Landichaften, Parlamente, Ge 
meinden und Gorporationen mar unmöglid. Waren die großen Ge 
danken, aus denen die neue Verfaflung hervorging, wirklich berechtigt, 
jo mußten fie auch berechtigt fein für die Theile wie für das Ganze. 
Die Verfaſſung war daher gar nicht fertig, wenn fie bloß für die Ge 
feggebung und die Regierung gegeben ward; fie mußte das ganze 
Gebiet ter Verwaltung umfaflen. Darüber war ſich niemand unllar. 
Und fo entjtanden die großen organifatoriichen Geſetze vom Auguft 1791, 
welche die innere Geftalt Frankreich total änderten und mit ihren 
Principien wie mit ihren Anordnungen bis auf den heutigen Tag gelten. 
Niemanden fiel e3 ein, daß die höchſte gejeßgebende Gewalt nicht das 
Recht haben fünne, die örtliche Verwaltung eben fo gut neu zu geftal« 
ten wie die des ganzen Reichs. Niemanden fiel es ein, fi) gegenüber 
der neuen Gejebgebung auf das hiſtoriſche Necht zu berufen. Mit 
dem Sabre 1790 verſchwinden in Frankreich der Begriff 
und das Princip des hiftorifhen Nehte. Frankreich hat daher 
fo mwenig ei hiltorifches Necht wie England; nur mit dem großen 
Unterfchiede, daß England des hiftorischen Rechts nicht bedarf, meil 
dag Recht auf Eelbitverwaltung ohnehin ein unantajtbares für daſſelbe 
it, während Franfreih e8 nicht anerfennt, weil es feine ganze 
revolutionäre Entwidlung in Trage ftellt. Die Vernichtung des hifto- 
riihen Rechts in Frankreich ericheint aber bier als die Aufhebung nicht 
bloß der ftändischen und Gefchlechterherrichaft in den alten Selbſtver⸗ 
mwaltungsförpern, ſondern als die Bernichtung diefer Körper felbft 
und die Herftelung neuer, erft durch die Organifation der Teparte 
ments und ihrer Unterabtheilung gefchaffener Eelbfiverwaltungslörper. 
Die Eelbitverwaltung tritt daher in Frankreich nicht auf ala ein Recht 
der Körper vermöge ihrer inneren Natur, das zwar von der Gefeh- 
gebung geändert, aber nicht von ihr erft verliehen werden kann, fon: 
dern als eine Verleihung durd die Geſetzgebung. Sie ift nicht 
ein Recht an ſich, fondern fie ift eine zweckmäßige Inftitution. 
In Srankreih hat vermöge diefer Grundſätze fein Eelbjtverwaltungs: 
lörper das Recht, im Namen des Wefens der Sache die Selbitverwaltung 
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zu fordern, fondern nur das Geſetz it die Baſis dieſes Rechts. 
Es ift daher für Frankreich feit ver Revolution auch eine Verwal: 
tung obne Selbftverwaltung denkbar; die Freiheit beruht prin- 
eipiel nur auf dem Verhältniß der Volksvertretung zur Regie 
rung, und bieß einfache Gebiet ift die franzöſiſche Verfaſſung. Frank⸗ 
reich hat daher feine Departemental und Sommunalverfaflung niemals 
ale Theile feiner Berfaflung betrachtet und bingeftellt, wie 
Deutichland, fondern dieſelbe ftet3 als jelbjtändige Ausflüfle der Organi- 
fationsgewalt angejehen, und wenn es fie biöher fo gut als gar nicht 
geändert hat, jo liegt daS mejentlih daran, daß es ihnen eben fo 
wenig Rechte eingeräumt hat, daß der Ausgangspunft aller Fragen 
nach diefem Rechte, ein Kampf der Selbftverwaltung mit der Regierung, 
gar nicht vorfommen konnte. Dieß ift der Geift der franzöſiſchen Selbft- 
verwaltung; und jet wird es darauf ankommen, den Grund diefer 
Erjcheinung darzulegen, und mit ihm an Früheres anzulnüpfen. 

In der That nämlich konnte die conftituirende Verfammlung zivar 
die Wahlordnung und die Rechte der neuen von ihr eingefehten Der: 
waltungsförper ändern und mit der Wahlorbnung für die Volksver⸗ 
tretung in Einklang bringen, das heißt fie fonnte recht mohl die Grund: 
ſätze der ftaatsbürgerlihen Geſellſchaftsordnung, aus ber fie ſelbſt ber 
vorgegangen, auch für die Theile formell durchführen, aber die wirt 
lichen gejellichaftlihen Verhältniffe in den Provinzen ließen fich nicht 
jo einfach weg dekretiren. Sie beftanden fort, und fie waren es, welche 
die faktiſche Macht in dem größten Theile Frankreichs örtlich noch 
in Händen hatten; die Wahlen zu den Vorftänden namentlich in ben 
Gemeinden wären in der Hälfte des damaligen Frankreichs unbebingt 
auf die alten Elemente gefallen. Hätte das Princip der Freiheit 
eine Gelbftverwaltung in Frankreich erzeugt, Wie fie in 
England beftand, fo wäre es eben ſelbſt vor der Hand ein 
Princip geblieben. Das fühlte man jchon mit volllommener Deut 
lichkeit im Jahre 1789, mehr noch im Jahre 1790. Man mußte in 
Paris fehr gut, daß wenn man die Ausführung ber Gejeße in bie 
Hände der Communen und Departemente Tegte, diefe Ausführung durch 
die Sintereflen und die Macht der Theilnehmer an der Selbitverwaltung 
niemals mit den Gefeßen in Harmonie fein würden. Es ließ fi 
fogar mit aller Beftimmtheit vorber berechnen, daß in einzelnen Theilen 
Frankreichs diefe Selbftverwaltung, wenn man ihr eine entſcheidende 
Stimme gab, gerade das Gegentheil von den erlafjenen Geſetzen ber 
vorbringen werde. Und dieſe Auffafjung gewann nur zu fehr ihre volle 
Beſtätigung, als die Erhebungen im Süden Frankreichs, in der Venbee, 
und namentlich als die Verſuche der Gironde, Frankreich gegen Paris 
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ins Feld zu führen, mit Schwert und euer unterdrüdt werben mußten. 
Die Eelbftvermaltung mwäre eine Drganifirung und Legalifirung bes 
Bernichtungstampfes des hiftoriichen Rechtes gegen das gefehliche ge 
worden; die Aufftellung beſchließender Selbſtverwaltungskörper hätte 
eben fo viel Feſtungen der dem Untergange geweihten gelellfchaftlichen 
Drdnungen der früheren Jahrhunderte gejchaffen; die Geſetze der Pariſer 
Bolfövertretung wären durch die Örtlihen Vollövertretungen in ihrer 
ganzen Verwirklichung vernichtet worden, denn der Charafter ber Ich 
teren und namentlich der Landichaft, den Ausdruck und die Geltung 
der ſocialen Elemente zu bilden, ift ein unabänderlider. 

Es blieb daher nur Eins übrig, und dieß Eine große Princip ift 
es, das uns die ganze innere Verwaltung Frankreichs, ihr Syſtem und 
ihr Recht im Einzelnen wie im Ganzen erflärt: Die geſetzgebende Gewalt 
mußte die Ausführung ihrer Gelege felbft in die Hand nehmen. 
Eie mußte aus fich felbit eine Verwaltung erzeugen, die nicht einmal 
verpflichtet war, dem örtlichen Gerichte Rede zu ftehen, fondern bie 
auch im Einzelnen, auch für die einzelnen Handlungen ber ausführen: 
den Drgane nur dem geſetzgebenden Körper verantwortlich war. Nur 
burch dieſe grundſätzliche Beleitigung jeder praktiſchen Berechtigung der 
Örtlihen Selbjtverwaltung war eine Sicherheit für die wirkliche und 
rüdjichtslofe Ausführung der neuen Gejeße zu gewinnen. Wie das 
Gefeg, fo mußte auch die Verwaltung rüdfichtelos gegen jede Selb: 
jtändigfeit vorgehen; wie jenes, jo mußte diefe vom Mittelpunft aus 
alleinherrichend Frankreich orbnen, und Tas verfaflungsmäßige Leben 
mußte feine Sicherung allein in der Unterwerfung der oberften Epigen der 
Verwaltung unter die Gefeßgebung finden, die wieder ohne eine Unter: 
werfung aller Verwaltungsorgane unter die erfteren nicht denkbar war. 

Auf diefe Weife erzeugte die Despotie des abftraften Princips eine 
gleiche Dejpotie der Vollziehung. Die Selbftverwaltung war in dem 
Einne eines jelbftändigen Rechts, bloß unter dem Geſetze wie in England 
oder der Oberaufficht wie in Deutjchland ftehend, unmöglich; ja, ſchon im 
Jahre 1790 führten die Gejete vom 16.—20. Auguft, wie fchon oben 
erwähnt, den Gedanken dur, daß die vollziehende Gewalt nicht ein: 
mal bei Berlegungen des bürgerlichen Rechts auf dem Wege der Klage 
vor den Gerichten, fondern nur auf dem Wege ber Beichwerve vor 
ihren eigenen höheren Etellen, dem Minifter und dem Conseil d’Eiat 
belangt werden fonnten. Sn der That, wohin wäre die Revolution 
gelangt, bätte man bei den Gonfisfationen und Hinrichtungen durch 
die Commiſſäre erft vor dem Gerichte einen Proceß führen müflen — 
was hätten die Aflignaten bebeutet, wenn die Titel des Beſitzes ter 
Nationalgüter gerichtlich hätten conftatirt werben follen? 
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Dennoch ließ fich andererfeits die zweite Antwendung des Principe 
der Freiheit, die grunbfäßliche Theilnahme des Staatsbürgerd auch an 
‚der vollziehenden Gewalt nicht beftreiten. Es wäre ein zu jchreiender 
Widerſpruch geweſen, jedem Staatsbürger durch freie Wahl volle Ber 
theiligung an der Gefeßgebung zu verleihen, und daneben die Verwal⸗ 
tung als eine, von jeder folchen Betheiligung ausgeſchloſſene Potenz 
binzuftellen. Auch dieß Gefühl war lebendig genug, um feine volle 
und grundſätzliche Anerkennung zu fordern. Es kam daher jeht nur 
darauf an, einen Mittelweg zu finden, einen Weg, auf welchem man 
die volle und freie Selbftthätigleit der centralen Verwaltung erhalten 
und dennoch dem Staatsbürgertbum einen Antheil an derjelben geben 
fünne. Diejer Mittelweg mußte der ganzen Eelbftverivaltung Fran: 
reich8 ihren Charakter geben. Und man hat ihn gefunden, indem man 
an die Stelle der eigentlichen Selbſtverwaltung das ächt franzöſiſche 
Syſtem der Conseils geftellt hat. 

Es ift ganz nothwendig, fi) über das Weſen diefer, das ganze 
Verwaltungsſyſtem Frankreichs durddringenden Conseils klar zu fein; 
denn in ihnen beruht eigentlid die Individualität des franzöfifchen 
Verwaltungsorganismus, fie find das Berjpiel für viele ähnliche In⸗ 
ftitute, das Mufter für viel Gutes auf dem übrigen Continent geworden, 
während derfelbe neben ihnen noch feine eigenthümliche Eelbjtvermwal: 
tung beibehalten hat. Sie bilden die zweite große Grundfermation der 
Gelbjtverwaltung überhaupt, und werden es thun für alle Zeiten. 

Bei der Beurtheilung des Syſtems der Conseils in Frantreih muß 
man nämlich allerdings zunächit fefthalten, daß in ihnen das Eyftem 
der Räthe und der eigentlichen Selbftverwaltung zu einem Ganzen 
verſchmolzen find. Wir haben ſchon oben das erfte diefer Eyfteme unter 
den Vertretungen aufgeführt. Das charakteriftifche Element des ganzen 
Syſtems aber beruht eben darauf, daß es auch für die Selbftverivals 
tung zur vollen Geltung gebracht, und daß in ihnen auch die eigent- 
lihe Selbftverwaltung beſteht. 

Der Conseil der Selbftverwaltungsförper in Frankreich ift nämlich 
nicht der eines deutſchen Gemeinderathes oder eines Landrathes u. |. w., 
fondern er ift überhaupt die Form, in welcher das franzöſiſche Volt 
an feiner Selbitverwaltung Theil nimmt, denn auch in ihr ift der 
Conseil nur ein berathender Körper an der Seite eines vollziehenden 
Organs; und dieß vollziehende Organ, der Prefet, Sousprefet und Maire 
ift nicht ein Drgan der Selbftveriwaltung, fondern ein Organ ber Negie 
rung. Der Grundſatz für die franzöfiihe Selbftverwaltung iſt daher, 
daß die Vertretung innerhalb des betreffenden Selbſtverwaltungskörpers 
jelbft gar feine Vollziehung, aljo auch feine Berorpnungsgemalt, 
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fondern der Negel nad nur das Recht der Berathbung und nur 
in einem beftimmten Gebiete das Recht des Beichluffes hat. 
Bon Anfang an bat nun die franzöfifche Nechtöbilbung an bem 
Grundfage feitgehalten, daß die örtlichen Räthe mit den eigentlichen 
Räthen den Mangel der eigenen Executive gemein haben, daß aber 
der Unterjchied zwiſchen beiden Syſtemen darin liegen müfle, daß 
während die eigentlichen Räthe nie einen Beichluß fallen, ein Recht auf 
den Beichluß für die örtlichen Conseils vorhanden fein müſſe, wenn 
auch die Ausführung des Beichluffes ganz ihren Händen entzogen ift. 
Dieb Bewußtſein hat fih im Laufe der Zeit zu einem eigenen Rechts: 
ſyſtem formulirt, welches als die Grundlage der franzöfifchen Selbſt⸗ 
vertvaltung angelehen werden muß. 

Dieß Recht ift nämlich für alle diefe Conseils vom Conseil d’Etat 
bis zum Conseil ınunicipal herab in drei feite Kategorien zufammen- 
gefaßt. Jeder dieſer Conseils hat das Recht, in einzelnen, möglichft 
jcharf beftimmten Fällen zu entſcheiden — il decide, arräte; er hat 
in einer zweiten Gruppe von Yällen das Necht, zu beratben, il deli- 
bere; er hat in einer dritten Gruppe nur das Recht zu begutachten, 
il donne avis. Das find die drei Kategorien, welche das Verhältniß 
diefer Klaffe von Conseils zum Amt beftimmen. Der Unterfchieb der⸗ 
jelben von der erften Klaffe ift, denken wir, Har genug. Erft diefer 
Unterfchied wird es recht verftändlich machen, wenn wir die franzöfifcen 
Conseils als Formen der Gelbftverwaltung bezeichneten; und dieſer 
Grundgevanfe der ganzen franzöfiihen Verwaltung ded Innern, die 
demnach kaum den Namen der Gelbitverwaltung verdient, iſt weohl 
nirgends fo einfach und rüdhaltslos, und von allen fubjeltiven Mün- 
fhen und Beitrebungen ausgeiprocdhen, als von Yaferriere in ſeiner 
C. d. Droit public et administratif, P. II. Dr. adm. L. II. Ch. 1. 
Er faßt ganz richtig die gefammte örtliche Verwaltung als eine „ad- 
ministration departementale* auf, wie fie durch das Decret vom 
22. Dec. 1789 begründet ward, und im Weſentlichen ſich bis jegt er 
halten hat. Departement, Arrondissement und Commune find ihm 
ein „etre collectif, qui renferme un direcloire et un conseil, et c'est 
la que reside toute la valeur de l’institution; il y a separation de 
action et de la deliberation; il y a deux autorites qui la represen- 
tent — et le principe constitulionnel de ladministration diait pose 
par la division nalurelle entre laction et la deliberation.“ Das ift der 
wahre ©eift der franzöfiichen Selbitverwaltung. Das Dekret von 1789 
hatte in freierer Auffaflung auch die Action einem gewählten Körper 
gegeben; die Gonftitution von 1795 verfchmolz beide in Eins; erjt bie 
Conftitution von 1799 „repousse le vicieux dans ces deux organi- 
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salions,* macht die Action zum Staatsamt und organifirt die delibe- 
ration ſelbſtändig. Daraus entiteht dann jenes Syitem ber Conseils, 
und mit ihm bat die Selbitverwaltung Frankreichs ihre definitive 
Grundlage empfangen. 

Faßt man nun diefe Bemerkungen in Beziehung auf den Charalter 
der Selbftverwaltung überhaupt zufamnen, fo ergibt ſich folgendes 
Reſultat. 

Das Syſtem der — örtlichen — Conseils, im Unterſchiede von 
den Räthen, macht einerſeits eine einheitliche und unbegränzte Regie— 
rungsthätigkeit im Innern möglich, vernichtet aber überhaupt die Idee 
und das Recht der freien Verwaltung, indem es dieſelbe auf dem 
Punkte aufhebt, auf welchem es ſeine feſteſte Stütze ſuchen muß. Es 
iſt daher die organiſirte Herrſchaft der centralen Regierung über die 
Selbſtverwaltung; die Freiheit der Verwaltung iſt damit reducirt auf 
das engſte Gebiet des verfaſſungsmäßigen Verwaltungsrechts, das An: 
Hagerecht der Minifter. Da nun aber auch diejed durch die neue Stel: 
lung der Minifter unter dem zweiten Kaiferreich befeitigt ift, und das 
Klagerecht gegen die Beamteten überhaupt, alſo auch gegen die von 
der Regierung ernannten Häupter der Selbftvermaltungslörper, die ja 
jelbft nur Beamtete find, in dem Recht und Begriff der Contentieux 
untergegangen ift, fo ergibt fich als die allgemeine Thatſache für das gegen: 
wärtige Leben Frankreichs, daß daſſelbe neben einer auf allen Punkten 
eng begränzten verfafjungsmäßigen ‚Gejeßgebung überhaupt fein ver: 
fallungtmäßiges Verwaltungsrecht befigt, das werth wäre neben den 
inneren Rechtszuſtänden Englands und Deutichlands bingeftellt zu werden. 
Es ergibt fich ferner, daß vermöge dieſer ſyſtematiſchen. Abhängigkeit 
der Selbſtverwaltungskörper von der Regierung die ganze Freiheit und 
Verfaſſungsmäßigkeit Frankreichs bloß in dem Rechte der Volksvertre⸗ 
tung und der Stellung der Minifter ruht, und daß daher die Mög: 
lichkeit, Yyranfreih eine wahre Freiheit zu geben, nicht eber vertoirklicht 
werden fann, als bis es die Selbftändigfeit feiner Selbftverwaltung wieder 
befommen bat, das ift, bis die Selbitverwaltungsförper die Verordnung 
gewalt anftatt des Berathungsrechts, die Wahl ihres Vorftandes ftatt 
der Ernennung bdeilelben durch die Regierung als Beamteten und endlich 
die Vollziehung unter der organifirten Oberaufficht wieder getvinnen. 

Dagegen bat Frankreich zuerft in Europa es vermodt, eine Organi⸗ 
ſation der Selbjtverwaltung zu erzielen, und bie Grundfäße für bie 
Wahl der Volfsvertretung auf die der Gemeindeorgane anzumenden. 
Das hat namentlich Deutfchland von ihm gelernt, und es in die Ge 
ftaltung feiner Selbjtverwaltung aufgenommen, während Stalien Frank⸗ 
reich nachgeahmt und Rußland die äußere Form reprobucirt bat. 
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Wie ſchon früher bemerkt, war es falih, wenn wir in unferer erfien Auf 
lage alle Conseils in den Begriff ter Eelbfiverwaltung hinein bezogen. Cs 
ift jet Mar, daß die von uns aufgeführten dem Syſteme ter Räthe gehören. 
Ueber die Selbftverwaltungsräthe im Einzelnen fiehe unten. 


Deutschlands Selbftverwaliung. 


Vielleicht in feinem Lande wird fo viel von Eelbftverwaltung ge 
ſprochen, und die Verwirklichung derſelben jo jehr als ein Biel ber 
Beitrebungen bingeftellt, al& in Deutichland. Und dennoch ift gerade in 
Deutichland die Selbſtverwaltung keineswegs jo unvolllommen und jo 
unfrei, wie man darnadı meinen follte. Der Grund jener Erfcheinung 
aber liegt allerdings tiefer. Während Englands Eelbitvervaltung von 
jeder Staatsverwaltung frei ift und als fich felber verantwortlich da: 
fteht, während Frankreichs Selbjtverwaltung zum eigentlichen Verwalten 
gar nicht gelangt, fondern bei dem bloßen Rathe jtehen bleibt, iſt 
Deutichlands Selbitverwaltung diejenige, welche mit der ftaatlicdhen Ber: 
mwaltung auf allen Punkten in beftändiger Berührung fteht, und 
daher auf allen Bunften ihr eigenthümliches Princip mit dem der 
leßteren in Berührung und Gegenſatz bringt. Deutichland ift daher 
die Heimath eben diejes Gefühles der tiefen Verſchiedenheit beider Arten 
der Verwaltung, das andererjeits wieder eben fo ſehr durchdrungen 
ift von dem Bewußtfein, daß beide ihrem höhern Weſen nad eine 
barmonifche Einheit bilden follen und zulett auch bilden. Daher die 
Unflarheit darüber, die fo weit gebt, daß man in der Philoſophie jo 
wenig als im Etaatsreht auch nur den Begriff und Namen der Selbit- 
verivaltung findet, während in der Wirklichkeit die Eelbfivermaltung 
nirgend8 organifcher entmwidelt ift al& in Deutihland. Wir haben 
alles von der wahren Eelbitverwaltung, nur nicht das Bewußtſein 
derſelben. 

Dieſer Zuſtand hängt nun einerſeits mit der Geſchichte, anderer 
ſeits mit den gegebenen Zuſtänden aufs Engſte zuſammen. Man muß 
nie vergeſſen, daß die letzteren in Beziehung auf den Organismus der 
Verwaltung überhaupt, alſo auch in Beziehung auf die Eelbitverival: 
tung, durch die fo höchſt verichiedene Größe der einzelnen Staaten ein 
Bild darbieten, mie es nie da geweſen if. Schon diefe räumliche Ber: 
Ichiedenheit zivingt die Organifationen, fehr verſchieden zu fein; die 
Bejonderheiten liegen aber au in der großen Verjchiebenheit des Bil: 
dungsproceſſes der Etaaten felbft; und jo müfjen wir und darauf ge 
faßt maden, bei großer, durchgreifender Gleichheit in allen Grund: 
lagen eine eben jo große Unähnlichkeit in Formen und Rechten zu 
finden. Dadurch wird es ungemein ſchwer, ein Hares Bild herzuftellen; 
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ja ed wäre das geradezu unmöglich, wenn nicht im Großen und Ganzen 
der Charafter aller diefer Staatenbildungen dennoch derjelbe bliebe. 

Diejen Charakter ſehen wir nun in fpecieller Beziehung zur Selbt- 
verwaltung, in der Anerfennung des hiftorifhen Rechts ale 
Grundlage der Selbitverwaltung. Eo weit das hiftorifche Hecht 
Geltung bat oder fordert, ſehen wir auf allen Bunlten ein Etreben, 
das englifche Princip der Selbitverwaltung zur Geltung zu bringen. 
Da mo die Forderungen dieſes Rechts ihre Gränze finden, tritt da- 
gegen das franzöſiſche Princip auf. Und fo bildet die Selbitver: 
waltung Deutſchlands eine äußere und innere PVerfchmelzung vieler 
beiden großen Principien, welche am Ende die höchite und vollenbetfte 
Geftalt des inneren Staatslebend erzeugen wird, wenn das deutſche 
Individuum, ftaatlich noch ſehr unfertig, dereinft fich vollftändig ents 
wickelt haben wird. 

Wir tollen mit kurzen Zügen diefe Grundlage des deutichen Cha- 
rafter3 der Selbitverwaltung bezeichnen. Den Gang der Gelchichte 
ſetzen wir dabei als befannt voraus. 

Aus der allmähligen Auflöfung des Kaifertbums ging Deutichland 
als eine Unzahl von Eleinen, höchſt zerriffenen und verſchieden gearteten 
Staatlichen Yormationen hervor. Jeder dieſer Eleinen Körper hatte fich 
während des Mittelalterd allmählig zu einem jelbftändigen Ganzen ge: 
bildet, und ein eigenes ftaatliches Zeben mit einer Art von Verfafiung, 
Berivaltung und Oberhaupt entwidelt. Die ganz Heinen unmittelbaren 
Neihsftände waren zwar in der That nur ſouveräne Gemeinden, und 
die Befiungen der reichdunmittelbaren Grafen und Ritter maren nicht 
einmal Gemeinden, fondern jchon zu Gutsherrichaften berabgejunten ; 
allein das Princip der Selbitändigleit galt für fie eben jo unbezmei: 
felt, wie für die großen Staaten. 

Als nun mit dem Anfang dieſes Jahrhunderts Die neuen Staaten: 
bildungen begannen, mußten fich dieſe Heinen Körper den großen unter: 
werfen. Der Proceß der Aufhebung ihrer Selbſtändigkeit berubte aber 
nicht, wie in Frankreich die Vernichtung der probinciellen Selbſtändig⸗ 
feit, auf einer höheren Rechtsanſchauung, welche mit oder ohne Grund für 
fih die Berechtigung in Anſpruch nahm, das beftehende Recht im Namen 
einer höheren Idee zu vernichten, ſondern fie war einfach eine äußere 
Unterwerfung zum Zwecke der Machtbildung. Es war daher auch ganz 
natürlid, daß man von dem gegebenen Rechte nur fo viel aufbob, 
ald nöthig war, um dieſe Machtbildung zu verwirklichen. Und da nun 
die Formen und der Inhalt der inneren Berwaltung der letzteren nicht 
widerſprachen, fo erkannte man das biftorifche Recht auf die bisherigen 
Berwaltungsformen in allem Wefentlichen als fortbeftehend an und 
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nahm daher diefe Körper zugleich mit dem Recht auf bie eigene Ber 
waltung in die neueren Staatenbildungen auf. Es war bas um fo 
verftändlicher, als derſelbe Grundfaß eigentlich von jeher in Deutfchland 
bei den Staatenbildungen aller Jahrhunderte gegolten Hatte. Sie 
waren in den bei weiten meiften Fällen nur auf Erbrecht der regieren: 
den Käufer begründet geweſen. Der neue Landesherr ſuccedirte baber 
einfach in das Recht des alten, und die Lande, indem fie ſich unter 
warfen, ftellten daher ftet3 die ganz felbftverftändlide, von feinem 
Eucceffor jemal® bezweifelte Forderung auf, daß er die alten Landes: 
rechte und Berfaffungen unangetaftet laſſen ſolle. Schon vor ben 
napoleonifchen Kriegen zeigten daher die einzelnen Staaten ein buntes 
Bild der inneren Berwaltung; man fand deßhalb nichts befonders 
darin, bei der neuen Drbnung der Dinge wenigſtens das Princip an⸗ 
zuerfennen, daß jeder Theil fih auch künftig nad) feinem eigenen Rechte 
verwalten dürfe. Nur mar diefe bis dahin fouveräne Verwaltung ver 
Zandfchaften, Städte, Herrichaften, Bisthümer u, |. w. jegt eine Ver: 
waltung innerhalb einer Staatsverwaltung;; fie war aus einer Staates 
verwaltung formell zu einer Selbftverwaltung geworden, wäh: 
rend fie ihrer inneren Ordnung nach fidh ganz gleich blieben. 

Dffenbar nun lag darin der Keim eines tiefen Widerſpruchs. Wir 
haben ſchon früher als Grundlage der Gefchichte der europäifchen Staaten- 
bildung den Grundſatz aufgeftellt, daß der Staat auf der ftaatsbür 
gerlihen Geſellſchaftsordnung entftand, während die alte Gefchlechter: 
und Ständeordnung nod in der örtlichen Geſellſchaft herrſcht. Die 
Forderungen, welche jene Geſellſchaftsordnung an das Öffentliche Recht 
macht, find aber fo mefentlich verjchieden von der der legteren, daß ein 
unvermittelteö Nebeneinander in dem Staatsleben nicht möglich ift. Es 
beginnt daher jofort der Kampf zwiſchen beiden, tie wir ihn bereits 
oben in der Gefchichte der Selbitverwaltung charalterifirt haben; und 
wir fönnen den Gang der Bewegung und vielleiht auch den Charalter 
der deutſchen Selbftverwaltung am einfachften bezeichnen, indem ir 
Sagen, daß eben Deutjchland die Heimath jener organiichen Entwid: 
lung des öffentlihen Rechts der Selbftvertvaltung tft, während dieſelbe 
in England faft ftille fteht, und in Frankreich mit jener Plößlichkeit 
abbricht, melde das Weſen der Revolution bildet. Wir wiederholen 
daher einfach die Nefultate um zum gegenwärtigen Etandpunft zu 
gelangen. Zuerft entwidelt ſich die Herrichaft des Staats über die 
Selbitvermaltung in der Form der obrigfeitlichen Bevormundung ter 
leßteren, deren Weſen es ift, der Form nad die hiftorifchen Nechte 
befteben zu lafjen, der Eache nad) fie durch die Oberaufficht aufzuheben. 
Indem man aber der Form ihr Recht ließ, machte man den Wider: 
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ſpruch zwiſchen der Geftalt und dem Recht der Staatsordnung und 
dem der Selbjtverwaltungsförper nur noch tiefer. So lange nun die 
abfolute Monarchie beftand, ward das nicht fehr gefühlt, da diefelbe 
bei ihrer Verſchmelzung von Geſetz und Verordnung gar feine Gewalt 
neben fich zur Geltung fommen ließ. In ber lebten Hälfte des vori⸗ 
gen Jahrhunderts gibt es daher, mit wenigen Ausnahmen, überhaupt 
feinen Kampf der Selbitverwaltung mit der Regierung um ihr Nedt. 
Als aber mit unferem Jahrhundert die Verfaffungen entſtehen, und 
dem Volke fein Antheil an dem öffentlichen Leben eingeräumt wird, 
tritt jener Widerfpruch in den Vordergrund. Die Volfövertretung be: 
gründet ihr Recht auf neue Verfaſſungsgeſetze, die Selbftverwaltung 
das ihrige auf ihr hiftorifches Necht. Jene gebt aus der Wahl hervor, 
wenigften® zum größten Theil, diefe dagegen aus den Vorrechten der 
Gefchlehter: und Ständeordnung. Demnach gehören fie zufammen; fie 
bilden erjt zufammen das Staatsleben. Diefes Staatsleben in Deutſch⸗ 
land hat daher im Anfange diefes Jahrhunderts eine ganz eigenthüms 
liche Geftalt, welche es fpecifiih von England und Frankreich unter: 
fcheivet und die Grundlage feiner neueften Geſchichte geworben. ilt. 
Seine Volksvertretung beruht dem Principe nah auf der 
ftaatsbürgerlihen Gefellihaft, feine Regierung auf dem 
Princip der abfoluten Monardie, feine Selbftvermwaltung 
auf dem PBrincip der Geſchlechter- und Ständeordnung. 
Auf diefer Baſis beginnt die Entwicklung der neueren Zeit in Deutjchland. 

In diefem Zuftande war ed nun nicht thunlich, einfach Die Grund: 
jäge der ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft zur Geltung zu bringen, tie in 
Frankreich; eben jo wenig konnte man dieſe Berhältniffe der Selbft: 
verwaltung befteben lafjien, tie in England. Denn die ftaatsbürger: 
liche Gefellihaft war eben noch nicht einmal die Grundform der gefells 
Ichaftlihen DOrbnung, wie dort; im Gegentheil herrſchten die alten Ges 
Ichlechter ald Adel und die Stände als Beiftlichleit und Bürgerftand 
noch neben dem Staatsbürgertbum. Dennoch mar die Regierung 
faft eben fo Träftig entwidelt als in Frankreich, und durchaus nicht 
gewilligt, wie in England, ihr Recht den Selbitverwaltungen abzu: 
treten. Es begann daher ein neuer und eigenthümlicher Entwicklungs⸗ 
proceß. Diefer Entwidlungsproceß beginnt mit der preußi— 
Ihen Städteorbnung von 1808; und das tft ihre große hiſto⸗ 
rifche Bedeutung. Diefelbe beſteht darin: in Verfaſſung und Verwal: 
tung jene drei gefellichaftlihen Ordnungen durch neue Geſetze mit ein» 
ander, zu verbinden, und jeder derfelben feine Geltung zu 
geben. Das ift der Charakter der Epoche von 1810 bis 1848. Aus 
ihm geht die Grundlage der Verfafjungen hervor, melde neben einander 
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die Gejchlechter, die Etände und die freie Wahl zur Bollsvertretung 
beruft; aus ihr aber auch die Geftalt der Selbfitverwaltung, die im 
böchften Grade eigenthümlich ift. 

Die Landichaften befamen ihre Selbftverwaltung auf Grundlage 
der ftändifchen Gliederung der Gefellichaft, und hießen baber Stände; 
bie ftäbtifchen Gemeinden befamen die Drbnung ihrer Eelbftvermaltung 
auf Grundlage der ftaatöbürgerlichen Gleichheit ald Heimath des freien 
Befites, und jo entitanden die Gemeindeverfaffungen, die in 
der That nur Städteverfaflungen waren; die ländlichen Gemeinden, die 
zum großen Theil noch Herrichaften, und ſogar ohne einen freien 
Bauernitand waren, Fonnten gar feine ſolche Gemeindeverfaffungen 
befommen, und wurden daher nach mie vor durch ein in den verſchie⸗ 
denen Ländern höchſt verfchieben geftaltetes Zufammenwirfen ven Gut& 
berrlichfeit und Amt verwaltet, fo daß in ihnen vorzugsweiſe die alte 
Geichlechterherrichaft des Adels mit der Herrichaft der Regierung um 
den Borrang Tämpfte; die Corporationen aber nahm der Staat 
meift in fih auf, und madte fie aus felbftändigen Körperfchaften zu 
CStaatsanftalten, indem er entweder ihr Vermögen einzog oder fie unter 
die ausgedehntefte Oberaufficht ſtellte. Eo war jetzt die Selbſtverwal⸗ 
tung in veränderter, höchſt verwickelter Weife geſtaltet. Es mar der 
unfertigite Zuftand, den man fich denken konnte. Denn nicht nur, daß 
dieſe Selbitverwaltung in jedem Lande ganz anders war, es war zu: 
gleich Har, daß die fogenannten „Etände” eigentlih gar feine Eelbfk 
verrwaltungsförper mehr waren, fondern vielmehr die Funktionen ver 
Bolkövertretung, die Theilnahme an der Gefetgebung, vollziehen mußten, 
während der Glanz, der die ftäbtifchen Gemeindeorbdnungen umgab, den 
Widerſpruch des Mangel einer LZandgemeindeordnung nur um jo 
greller hervortreten ließ. E3 war auf allen Punkten ein Stadium 
des Ueberganges. Aber in diefem Stadium ftand dennoch der Grund: 
lat feit, daß Landſchaft, Gemeinde und Corporation ein — ie immer 
zu formulirendes, aber ihnen unentziehbares — Recht auf Theilnahme 
an der Verwaltung hätten, aljo die Körper der Selbftvermwal 
tung fein müßten. 

Es ift nun auf den erjten Blid ungmeifelbaft, daß dieß nur ein 
Uebergangazuftand fein Tonnte; um jo mehr als das ſich langſam, 
aber unwiderſtehlich enttwidelnde Gefühl der Einheit Deutſchlands nur 
mit großem und wachſendem Unmuth die Verfchievenheiten ertrug, welche 
auf jener Grundlage bei den einzelnen Staaten Deutichlands entftanden. 
Während jene Ordnungen faktiſch beftanden, ging die ftaatsbürgerliche 
Gefelichaft ruhig ihren Weg, und gewann bie Herrihaft über die Nefte 
der beiden andern Ordnungen. Als daher die franzöfiihe Revolution 


177 


aufs Neue die Welt erjchütterte, brach fie auf allen Punkten das be 
ftehende öffentlihe Recht, und die Berfafiungen von 1848 und ben 
folgenden Jahren find nichts anderes, als der Sieg derfelben im Ge: 
biete zunächft der Geſetzgebung. Natürlich aber ward damit auch das 
bisherige Necht der Selbitverwaltung unbaltbar; dieſelbe mußte, follte 
nicht die Verfaflung nur ein halbes Recht fein, den gleichen Principien 
unterivorfen werden. Damit beginnt eine neue, die gegenwärtige, Ge: 
ftalt der Selbftverwaltung in Deutfchland. Allerdings ift diefelbe noch 
keineswegs eine fertige; aber es fcheint, baß fie ihrem Weſen nach ab: 
gefchloffen ift. Sie enthält das Princip des englifhen Selbft 
verwaltungsrehts und die Form des franzöſiſchen, auß 
gedehnt über alle drei Arten der Selbitverwaltung, und 
der Charakter derjelben befteht in dem Verhältniß, in welchem dieſe 
beiden Faltore neben einander zur Geltung fommen und fi 
gegenjeitig beſchränken. 

Natürlich ift dieß Verhältnig in jedem Theile Deutſchlands nun 
wieder ein etwas verjchiedenes; allein die Grundlagen deſſelben find 
im Wejentlichen gleih, und es läßt fich die fünftige Entwidlung mit 
ziemlicher Klarheit fchon jetzt erkennen. 

Die erfte Grundlage derjelben tft der Eat, daß das — vielfach, 
wie wir fchon geſehen, in PBrincip und Umfang nah unklare — Recht 
der Autonomie der Selbfiverwaltungstörper als eine der großen Grund: 
lagen der Freiheit anerkannt ift, und daß man beginnt, die Freiheit 
eines Staates mwejentlih nad dem Maße der Selbftändigkeit der 
Selbjtverwaltung zu meſſen, mährend man fie früher nur nad 
dem Rechte der Volksvertretung maß. Das Symptom biefer 
Erſcheinung ift vor allen Dingen die Hochachtung vor England, die 
einen ganz andern Charakter angenommen hat, wie früher. Bis zur 
neueften Zeit war man gewohnt, in Englands Parlament das Urbild 
einer Verfaſſung zu ſuchen; in unferer Zeit beginnt man, in Englands 
Eelfgovernment das Ideal einer freien Verwaltung zu finden. 
Diefe Hochachtung vor England ift daher feine theoretifche, ſondern 
eine biltorifche Erſcheinung von hödhiter Bedeutung, die man ohne den 
organischen Begriff der Selbitverwaltung gar nicht veritehen Tann. 
Allein es ift falfch, zu glauben, daß wir fie allein als Baſis unſerer 
Entwidlung gebrauchen können. Denn für die Selbftverwaltung Deutſch⸗ 
lands gibt es einen zweiten Punkt, der theils auf Hiftorifcher Grund» 
lage ruht, theils aus franzöſiſchem Vorgange entftanden, und auf dem 
bie äußere Geftalt der eriteren begründet ift. 

Dieſer nun befteht darin, daß Deutſchlands Selbftverwaltung nicht - 
wie die engliiche aus einfachen, in ihrer ſtaatlichen Competenz gleichen 
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Körpern befteht, fondern daß biefelbe in den drei Grundformen ber 
Landſchaft, der Gemeinde und der Körperihaft vorhanden, und baf 
daher auch die Autonomie der Körper nah beutihem Begriffe keine 
gleiche, fondern eine für jede diefer Arten beiondere ift; jede Art hat 
“ihre eigenthHümliche Funktion; und in diefem Syſten der Funk 
tionen beſteht der Charakter der deutichen Selbftverwaltung. Dieſes 
organische Syftem der Selbftverwaltung, bereits aus der früheren Epoche 
berftammend, iſt in die neuere Bildung übergegangen und zwar im 
Allgemeinen mit dem Grundgebanten, ver wohl zum Theil aus Frank⸗ 
reich ftammt, daß die Selbfiverwaltung das Brincip der Hierardie 
in fih aufnehmen müfle, um der Idee der Verwaltung entſprechen zu 
lönnen. Dieſer Grundgedanke erjcheint nun aber nicht bloß in dem 
biftorifchen Verhältniß der Landſchaft zu der Gemeinde, aljo in ber 
biftorifchen Hierardie der Selbftverwaltung, fondern er ift ale 
organifches Princip auch in der Gefehgebung zur Geltung gefommen, 
und ift zur Grundlage des Gemeindeweſens ber neuelten Zeit geworben. 
Dadurch iſt es geichehen, daß Deutſchlands Gemeindeweſen das eigen- 
thümlichſte und in ſich reichſte von Europa iſt, und bei weitem über 
dem beſchränkten Corporationsſyſtem Englands und der obrigkeitlichen 
Mairie Frankreichs ſteht. Allein bisher find nur noch die erſten An- 
fänge gegeben. In feinem Gemeindewefen bat Deutichland 
feine Zufunft zu ſuchen. Das Verſtändniß dieſes Berbältnifles 
iſt aber um fo wichtiger, als wir auch bier mit der innern Rechtsbildung 
durchaus nicht fertig find. In der That wird fich das, was burch die 
neue Verfaffungsepoche ſeit 1848 begonnen ift, für Deutichland mefent- 
lich im Gebiete des Gemeindeweſens vollenden. 

Auf diefer Grundlage ift es nun wohl leicht Kar, wenn wir zum 
Schluſſe bemerken, daß in Deutfchland weder Theorie noch Praxis 
fih über Weſen und Inhalt der Autonomie einig find. Es 
iſt das charakteriftifch für ein Land und Voll, das wie fein anderes 
nah dem wiſſenſchaftlichen Bewußtſein über feine Rechteverbältnifie 
ftrebt, und bei dem die Gejege ſtets Neigung haben, als wiſſenſchaft⸗ 
liche Syſteme zu erjcheinen; der Grund aber liegt jet nahe. Für 
Deutichland gibt ed eben Feine einfache Autonomie, fondern joll ver 
Begriff derjelben der Wirklichkeit der Selbftverivaltung entiprechen, fo 
muß diefe Autonomie ſelbſt mwieter ein Syſtem fein, das ift, je nad 
dem Eelbftverwaltungsförper einen bejondern gejeglich gültigen Inhalt 
baben. Während die Autonomie Englands durch den Begriff des Ge 
jeßes, die Autonomie Frankreichs durd die Gewalt der Regierung ftete 
in gleicher Meife beftimmt tt, muß man, um die Autonomie Deutfch 
lands kennen zu lernen, nicht fo fehr den Begriff der Selbftverwaltung, 
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als den der Landſchaft, ver Gemeinde und der Körperſchaft 
ftudiren. 


Und dieß ift die Aufgabe des Yolgenden. 


Das Syſtem der Selbfverwaltungskörper. 
I. 
Die Landſchaft. 


Indem mir nun Begriff und juriftilche Kategorie der „Landſchaft“ 
als die erfte und allgemeinfte Form der Selbftverwaltung in das öffent: 
liche Recht aufnehmen, dürfen wir uns nicht verhehlen, daB es meber 
in der Philoſophie, noch im Staatöreht, noch ſelbſt in der Nechts- 
gefchichte einen feftgeftellten, für ganz Europa gültigen Begriff ver 
Landſchaft gibt. Es iſt daher durchaus nothivendig, daß wir aus den 
allgemeinen und im Grunde verſchwommenen Vorftellungen über dieſe 
Erfcheinung, wie fie denn auch noch in unjerer erften Auflage beftehen, 
beraustreten, und uns fragen, ob es überhaupt einen feiten, mit dem 
ganzen organifchen Staatsbegriff vereinbarlichen und durch ihn jelbft 
nothivendigen, damit wieber dauernden und wiſſenſchaftlichen Begriff der 
Landſchaft an und für fih gibt. Denn ift das nicht der Fall, fo ift 
das, was Mir die Landfchaft nennen, nur eine biftorische Thatjache, 
weldhe nur Werth hat als Uebergangsbiltung; ift es aber der Fall, fo 
fol man die Forderung nad der Selbftäntigkeit der Landſchaft an und 
für fich feithalten und fie ihrem Weſen nach mweiter ausbilven. 

Diefe Frage ift nun wieder feine bloß tbeoretifche. Denn die Land» 
ſchaft fpielt in der Gefchichte der Staatenbildung Europas überhaupt 
und fpeciell Deutjchlands, eine bochwichtige Rolle, und fie ift beftimmt, 
gerade in ber neueften Zeit ein Faktor für die Entwidlung des deut⸗ 
ichen Lebens zu werben, dem an Bedeutung fein anderer gleichlommt, 
Unferer innigen Weberzeugung nach Tann die Idee der deutſchen 
Einheit niemals im Geiſte des deutſchen Volles verwirk 
liht werden, ohne daß der Landſchaft ihre Stellung in’ 
dem Staats: und Rechtsleben des Ganzen gegeben wird. 
Und wir ftehen leinen Augenblid an, fchon bier den zweiten Sat aus 
zufprechen, daß Preußens Entwidlung und ernſthaft die Yrage nahe 
legt, ob dieſer Staat überhaupt feiner Natur nad fähig ſſt, die Land» 
ſchaft ihrer organischen Bedeutung nad zu verftehen und zur Geltung 
zu bringen, während Defterreih in Gefahr ift, ihr vielleicht zu viel 
einzuräumen. Dieje allgemeinen Anfichten Tönnen aber allerdings nur 
ein ſehr beftimmtes Eingehen auf die Sache felbft begründen. Möge 
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es daher verſtattet ſein, ſie näher zu beleuchten. Denn das iſt nun 
einmal die Natur des deutſchen Lebens, daß daſſelbe nicht bloß der 
Gemeinde, ſondern weſentlich der Landſchaft bedarf, um 
in der Einheit ſeine Freiheit ſich zu bewahren. 

Die Fragen nun, welche ſich uns bier aufdrängen, find folgende: 
Mas foll man unter einer Landſchaft ihrem Weſen nach verfteben? 
Wie find die Landſchaften entftanden? Und mie gebt es zu, daß 
diefelben in einzelnen Reichen gänzlich verfchwunden find, während fie 
in andern fortleben, und zum Theil von großer Bedeutung find? 

Freilich wird eine Antwort nicht thunlich fein, ohne einen Edhritt 
weiter in die Natur der Sache felbft einzugehen. 


1) Begriff und Wefen der Landſchaft. 


Es wird nun wohl zunächſt nicht ſchwer fein, den formalen Begriff 
der Landfhaft aufzuftellen. Doch muß es verftattet werben, die Deft- 
nition zu entwideln, ftatt fie einfach binzufeßen. 

Jede Gemeinihaft hat ziwei Elemente; das natürliche und das 
perfönliche. Das natürliche Element der Landſchaft ift das, was mir 
das Land nennen, die Gleichartigkeit der natürlichen Lebensbedingungen 
innerhalb bejtimmter natürlicher Gränzen. Das perfönlidhe Element 
derfelben ıft der Stamm, die ©leichartigfeit der Individualität inner: 
halb der Bevölferung des Landes. 

Aus Land und Stamm entwidelt fih dann ein genieinfames 
Xeben, das fih in eigenthüntlicher geiftiger Bildung, in wirtbfchaft: 
licher Oleichartigfeit, und vermöge beider wieder in einem gemeinfamen 
Rechtsleben zu feiten Formen geftaltet, die ihrerfeit3 die Beringungen 
der individuellen Entwidlung werben. Eo wird das Land ein Ganzes, 
das ſich allmählig die Verſchiedenheit feiner Theile afjimilirt, und das 
ih zulegt ala eine felbftändige, berechtigte und bewußte Einheit fühlt. 

Dieſes Ganze ift vermöge feiner beiden dauernden Grundlagen 
jelbjt eine dauernde Einheit. Diefe Einheit umfaßt, da fie aus allen 
Elementen befteht, welche der Grund und Boden und die Gleichartige 
Teit des perjönlichen Xebens im Stamme mit fich bringt, wenigſtens 
urfprünglih das ganze Leben, die Geſammtheit aller wichtigften In⸗ 
terefien der ihr Angehörigen. Allenthalben nun, wo eine foldhe Ger 
meinſchaft vorhanden ift, entfteht daher auch ein Organ, welches inner 
balb derfelben dieje Intereſſen verivaltet und fie nach aufen hin vertritt. 
Diefeg Organ, aus diefen Sntereffen herborgehend, nimmt daher die 
Funktionen des Staats in Geſetzgebung und Verwaltung an, fo weit 
eben jene Sintereflen gehen. Und nun nennen wir dieſes, aus dem Lande 
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in feiner natürliden und perjönlichen Eigenthümlichleit hervorgehende, 
die Sinterefjen defielben ald Ganzes vertretente und verwaltende Organ 
der Eelbfiverwaliung des Landes und Stammes die Landfchaft. 

Diefer Begriff der Landſchaft ift nun einfach. Allein Land und 
Stamm find genauer betrachtet, feine qualitativ ſcharf zu begränzende 
Begriffe. Sie liegen ihrem allgemeinen Weſen nah aud dem Staate 
zu Örunde. Auch der Staat bat diefelben Elemente wie die Landſchaft. 
Ya es gibt Staatenformationen, welche ſcheinbar nur Einheiten land: 
Ichaftlider Geftaltungen find. Es erfcheint daher nothwendig, zuerft 
die Landſchaft nach diefer Seite bin in ihrem Unterfchiede feftzuftellen. 

Jene Staatenformationen find nun ausgebrüdt in der Bezeichnung 
des Staatenbundes, der Berfonalunion und bed Bunde% 
ſtaates. Wir brauchen nicht hervorzuheben, wie unfertig biefe Begriffe 
find; eben fo wenig, wie oft fie mit dem, was wir die Landfchaft nennen, 
vermwechfelt werden. Wir müfjen fie daher zunächſt ſcharf von ber letz⸗ 
teren fcheiden, um zum Rechte der Landſchaft zu gelangen. 

Dieb kann in der That nur gejchehen, indem wir den Unterjchied 
auf die elementaren Begriffe des Stantes felber zurüdführen. Diele 
aber find das Staatsoberhaupt, die Gefeßgebung und die Verwaltung 
mit ihren Organen, dem Könige oder Bräfidenten, ber VBollövertretung 
und der Regierung. 

Hält man nun die obigen Kategorien mit diefen Grunbbegriffen 
zujammen, fo ergeben ſich folgende Definitionen. 

Einen Staatenbund nennen wir diejenige Einheit, bei welcher 
jedes Glied fein eigene® Oberhaupt hat und welche daher nur auf 
einem Bertrage berubt, daher ihren Urfprung und Rechtsgrund außer 
fich, meift in ganz beftimmten Intereſſen, bat. 

Die PBerfonalunion beveutet dagegen diejenige Einheit, bei 
welcher das Staatsoberhaupt gemeinjfam, Gejeßgebung und Verwal⸗ 
tung dagegen beſonders find, fo daß die im Weſen des Staatsober: 
haupts liegenden Rechte für alle Theile gelten, während weder eine 
gemeinfame Volksvertretung noch eine gemeinfame Regierung beftebt. 

Der Bundesftant ift diejenige Form des Staats, in dem jo 
wohl das Überhaupt als ein Theil ver Gejeßgebung gemeinfam ift, 
während die Regierung und der von der gemeinfamen Bollövertretung 
nicht umfaßte Theil der Gefehgebung felbitändig für jeden Theil befteht. 

Die Gränze zwiſchen Berfonalunion und Bundesftant muß darin 
gejegt werden, daß die Perfonalunion auch die Gefehgebung und Ber 
waltung der äußeren Angelegenheiten, welche aus nabeliegenden 
Gründen auch das ftehende Heer umfaflen, als gemeinfame zuläßt, 
während ber Bunbesftant da entfteht, wo irgend ein Gebiet der Staats: 
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wirtbichaft, der Rechtspflege und der innern Verwaltung durch irgend 
eine dauernde Drganifation der Gefeßgebung und ber Regierung gemein: 
fchaftlich unterliegt. Man kann daher ſehr wohl von ben verſchiedenſten 
Formen des Bundesftaats reden, ohne das Weſen befielben in Zweifel 
zu ziehen. Auch kann fehr wohl die innere Wehrkraft den einzelnen 
Bundesftaaten überlafien fein, ohne daß ver Charakter der Perſonal⸗ 
union aufgehoben wäre. Schweden und Noriwegen jeigen uns baber 
die reine Perjonalunion, während die Echweiz und Norbamertfa uns 
den Bundesſtaat zeigen. 

Diefen Staatöformationen gegenüber erſcheint nun die Landſchaft 
als diejenige Form der Selbftändigfeit des Landes innerhalb des Staats, 
in welcher Staatsoberhaupt und Gefehgebung ohne Beihränfung ein 
beitlich find, und nur die Verwaltung und Regierung mit bem 
Berordnungd: und Verfügungsreht fo weit dem Lande und feinen 
Organen zufteben, ald nicht die Geſetzgebung bed Ganzen (des 
Etaats) bereitö die Verwaltung des Landes beftimmt bat. Die Staat 
segierung ift daher in biefer Formation das vollgiehende Organ ber 
Reichsgeſetzgebung, und der leßteren gegenüber bat das Land feine 
Selbſtändigkeit; das Landesrecht ift vielmehr nur das Recht auf die 
Verordnungsgewalt oder auf die Regierung für alles das 
jenige, was nicht ausdrücklich durch die Reichsgeſetze normirt ift. 

Die Landichaft ift daher dasjenige Organ, welches die Selbftändig: 
feit der Intereſſin des Landes ald Ganzes vermöge des ihm zu 
ftehenden Maßes der vollziehenden Gewalt verwaltet, aus dem Lande 
felbjt hervorgeht, und dafjelbe in feiner Selbftändigleit nad innen und 
außen vertritt. Die natürliche Competenz der Landſchaft ift daher eben 
in dem Gebiet jener Intereſſen und ber aus ihnen hervorgehenden 
Rechtsbildung gegeben, welde dur die Gemeinſchaft der Orts— 
intereffen und zugleich durch ihre Befonderheit gegenüber den Staats 
interefjen gefeßt find. Die Landſchaft erfcheint daher im organifchen 
Staate ald das Organ der vollziehenden Gewalt für die Landes 
intereffen mit dem Landesrecht, und in diefem Sinne nennen 
wir fie den erften Körper der Selbftverwaltung. 

Offenbar ift daher die Vorausfegung für die Landſchaft, daß es 
ſolche Landesintereflen und Landesrecdhte gebe. Und eben fo offenbar 
hängt dieß von der inneren Entwidlung des Staats: und Volkslebens 
ab. Die Stellung der Landſchaft ift daher feine abjolute, jondern ihre 
Geſtalt und ihr Recht find hiftorifch geworden. Und es ift daher 
nothwendig, zunächſt dieß gefchichtliche Element der Landſchaft hervor: 
zubeben. 
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2) Die Principien für die Rechtsbildung des Landſchaftsweſens. 
Das Verhältniß zur Vollsvertretung und die hiſtoriſche Rechtsbildung. Das 
Berhältuiß zur Regierung; Begriff der Gentralifation. Die dee des 
organifshen Rechts der Landfchaft. 

Betrachtet man nun das, was wir al8 das Weſen der Landſchaft 
beftimmt haben, genauer, fo ergibt fi, daß bie Landichaft in ber That 
gar nicht als ein abfolut feiter, in dem Gefammtleben des Staates 
ftreng zu fcheitender Begriff aufgeftellt und verfolgt werben kann. Es 
ift an und für fi) unmöglich, der Landſchaft eine feite äußere oder 
innere Gränze zu geben, namentlid aber fie von ben größeren Ge: 
meinbebildungen ftreng mifjenfchaftlich zu unterfcheiden. Es iſt faum 
zweifelhaft, daß fie mehr eine hiſtoriſche Thatfadhe, als ein abftralter 
ftantsrechtlicher Begriff ift. 

Alein als ſolche fteht fie eben da. Freilich bat fie dabei ben 
Charalter jeder hiftorifchen Thatſache. Aus Äußeren Gründen entitan- 
den, hängt fie in ihrer ganzen Geftalt und Rechtsbildung, ja in ihrem 
Dafein felbft von folchen ihr äußerlichen Elementen bes Staatslebens 
ab. Sie ift vor allen Dingen nicht wie die Gemeinde etwas durch ſich 
jelbft ſelbſtändiges. Sie entfteht und vergeht, indem fie feine Spuren 
ihres Dafeins hinter ſich läßt. Aber wo fie ift, und felbft wo fie nur 
noch ala Echatten ihres früheren Weſens fortlebt, bildet fie ein mich 
tiges Element ver Selbitverwaltung. Sie ift ftetS der größte Körper 
verfelben, und daher fähig, einen Inhalt aufzunehmen, der in ber Ge: 
meinde feinen Raum mehr findet. Gie verdient daher die größte Bes 
achtung; denn wenn aud ohne fie die Selbfiverwaltung dauern kann, 
jo iſt fie doch ohne fie nirgends entftanden, und einmal entftanden, 
bildet fie die fefte Bafis des Syſtems der freien Verwaltung in großen, 
wenn auch oft in faft inhaltsloſen Dimenfionen. 

Eben deßhalb nun ftellen mir die Landſchaft an die Spihe ber 
Rechtsbildung der Selbftverwaltung überhaupt. Darum aber ift es 
nun auch Mar, daß gerade in der Landſchaft fidh die großen Faktoren, 
welche das Selbftverwaltungsrecht bilden, am greifbarften concentriren, 
und auf das legtere einwirken. Die wiſſenſchaftliche Behandlung bes 
Landſchaftsweſens muß daher bei diejer Einwirkung beginnen und von 
ihr aus Recht und Geſchichte der Landfchaften erftehen. 

jene beiden Yaltoren find nun einerſeits die Einheit des Staats 
in feiner Volksvertretung, andererfeit3 dieſe Einheit in ber perfünlichen 
Regierung. Es ift Har, daß die erftere, indem fie gleichfalla eine 
Drganifation der Vertretung des Nechts und der nterefien ift, die 
erfte Frage erzeugt, ob die Landſchaft nicht an fich überflüflig ift; bie 
zweite aber, indem fie ihrerſeits die Intereſſen durch ihre Thätigkeit 
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wirtbfchaft, der Rechtspflege und ber innern Verwaltung buch irgend 
eine dauernde Drganifation der Gefegebung und der Regierung gemein 
Schaftlich unterliegt. Man kann daher fehr wohl von den verſchiedenſten 
Formen des Bunbesftaats reden, ohne das Wefen defielben in Biveifel 
zu ziehen. Auch Tann fehr wohl die innere Wehrkraft den einzelnen 
Bundesſtaaten überlaflen fein, ohne daß der Charakter der Perſonal⸗ 
union aufgehoben wäre. Schweden und Noriwegen zeigen un® baber 
die reine Perfonalunion, mährend die Schweiz und Norbamerila uns 
den Bundesſtaat zeigen. 

Diefen Staatsformationen gegenüber erjcheint nun die Landſchaft 
als diejenige Form der Selbftändigfeit des Landes innerhalb des Staats, 
in welcher Staatsoberhaupt und Geſetzgebung ohne Beichränlung ein: 
heitlich find, und nur die Berwaltung und Regierung mit bem 
Berorbnungs: und Verfügungsreht fo meit dem Lande und feinen 
Drganen zuftehen, als nicht die Gefeggebung des Ganzen (des 
Stants) bereits die Verwaltung des Landes beftimmt bat. Die Staat ® 
regierung ift daher in diefer Formation das vollziehende Organ der 
Reichsgeſetzgebung, und der lehteren gegenüber bat bas Land Feine 
Selbſtändigkeit; das Landesrecht ift vielmehr nur das Recht auf die 
Verordnungdgemwalt oder auf die Regierung für alles das 
jenige, was nicht ausdrücklich durch die Reichsgeſetze normirt ift. 

Die Landichaft ift daher dasjenige Organ, welches die Selbftändig. 
feit der Intereſſen des Landes ald Ganzes vermöge des ihm zu: 
ftehenden Maßes der vollziehbenden Gewalt verwaltet, aus dem Lande 
felbft hervorgeht, und dafjelbe in feiner Selbftändigleit nach innen und 
außen vertritt. Die natürliche Competenz der Landſchaft ift daher eben 
in dem Gebiet jener Intereffen und ber aus ihnen hervorgehenden 
Rechtsbildung gegeben, welche durch die Gemeinfchaft der Orts: 
interejfen und zugleich durch ihre Befonderheit gegenüber den Staat®: 
intereflen gefeßt find. Die Landſchaft erjcheint daher im organijchen 
Staate als das Organ der vollziehenden Gewalt für die Landes 
interefjen mit dem Landesrecht, und in diefem Einne nennen 
wir fie den erften Körper der Selbftverwaltung. 

Offenbar ift daher die Vorausfegung für die Landichaft, daß es 
ſolche Zandesinterefien und Landesrechte gebe. Und eben fo offenbar 
hängt dieß von ber inneren Entwidlung des Staats: und Volkslebens 
ab. Die Stellung der Landfchaft ift daher feine abfolute, jondern ihre 
Geftalt und ihr Recht find hiftorifch gemorben. Und es tft daher 
nothivendig, zunächſt dieß gefchichtliche Element der Landſchaft hervor: 
zuheben. 
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2) Die Principien für bie Rechtsbildung des Landſchaftsweſens. 
Das Berhälmiß zur Vollsverttetung und die hiſtoriſche Nedtsbildung. Das 

Berhaͤltniß zur Regierung; Begriff der Gentralifation. Die Idee des 

organifchen Rechts der Landichaft. 

Betrachtet man nun das, was wir als das Weſen ver Landſchaft 
bejtimmt haben, genauer, fo ergibt fih, daß bie Landſchaft in ber That 
gar nicht als ein abfolut fefter, in dem Gefammtleben des Staates 
ſtreng zu feheibenber Begriff aufgeftellt und verfolgt twerben kann. Es 
ift an und für fi unmöglid, ber Landſchaft eine fefte äußere oder 
innere Gränze zu geben, namentlich aber fie von ben größeren Ges 
meinbebildungen ftreng wiſſenſchaftlich zu unterſcheiden. Es ift faum 
zweifelhaft, daß fie mehr eine hiſtoriſche Thatſache, als ein abftralter 
ſtaatsrechtlicher Begriff ift. 

Alein als folde fteht fie eben da. Freilich hat fie dabei ben 
Charalter jever hiſtoriſchen Thatſache. Aus äußeren Gründen entftan- 
den, hängt fie in ihrer ganzen Geftalt und Rechtsbildung, ja in ihrem 
Dafein felbft von folden ihr äußerlichen Elementen des Staatslebens 
ab. Sie ift vor allen Dingen nicht wie die Gemeinde etwas durch ſich 
jelbft felbftänbiges. Sie entfteht und vergeht, indem fie feine Spuren 
ihres Dafeins hinter ſich läßt. Aber wo fie ift, und felbft wo fie nur 
noch als chatten ihres früheren Weſens fortlebt, bilvet fie ein wich- 
tiges Element der Selbftverwaltung. Sie ift ftet der größte Körper 
verfelben, und daher fähig, einen Inhalt aufzunehmen, ber in ver Ge 
meinde feinen Raum mehr findet. Sie verdient daher die größte Be 
achtung; denn wenn auch ohne fie bie Selbftverwaltung bauern Tann, 
fo iſt fie doch ohne fie nirgends entftanden, und einmal entftanden, 
bildet fie die fefte Baſis des Syſtems der freien Verwaltung in großen, 
wenn aud oft in faft inhaltslofen Dimenfionen. 

Eben deßhalb nun ftellen mir die Landſchaft an die Spitze der 
Rechtsbildung der Selbftverwaltung überhaupt. Darum aber ift es 
nun aud ar, daß gerade in der Landſchaft ſich die großen Faktoren, 
melde das Selbſtverwaltungsrecht bilden, am greifbarften concentriren, 
und auf das legtere einwirken. Die wiſſenſchaftliche Behandlung des 
Landſchaftsweſens muß baher bei diefer Einwirkung beginnen und von 
ihr aus Recht und Geſchichte der Landſchaften erftehen. 

Jene beiden Faktoren find nun einerſeits bie Einheit des Staats 
in feiner Vollsvertretung, andererſeits dieſe Einheit in ber perfönlichen 
Regierung, Es ift klar, daß die exftere, indem fie gleichfalls eine 
Drganifation der Bertretung des Rechts und ber Intereſſen ift, bie 
erfte Frage erzeugt, ob die Landſchaft nicht an fich überflüffig ift; bie 
zweite aber, indem fie ihrerſeits die Intereſſen durch ihre Thätigleit 
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verwirfliht und dafür verantwortlich ift, erzeugt die zweite, ob bie 
Landſchaft nicht eine zu große Macht ift, um noch neben ſich die Aktion 
der Regierung möglich zu machen. 

Die Antwort auf diefe Fragen bildet nun die Grundlage der Ge: 
fhichte der meiften Staaten in Europa. 

1) Es bedarf feiner biftorifchen Begründung, daß ber Proceß, den 
wir den Staatenbildung3proceß nennen, mejentlich durch ein Zufammen: 
faflen von biftorifch entſtandenen Landſchaften zu einem Staate vor ſich 
gegangen ift. Das was dieje hiftorifchen Landichaften nun in den neuen 
Staat hineintragen, ift vor allen Dingen die Forderung auf Erhaltung 
ihrer Selbftändigfeit, deren Träger und Bertreter die „Stände“ ber 
Landſchaft find. In den Ständen der Landſchaften erhält fich daher 
felbft in den abfoluteften Formen der Staatenbildbung nicht bloß die 
Befonderheit der Landſchaft, ſondern es erhält fich vielmehr zugleich 
das große Princip der Volksvertretung, wenn auch in ber Form ber 
Geichlechter: und Ständeordnung. Beſitzt nun ber Staat noch feine 
eigene Volksvertretung, jo wird ſtets bie Vertretung der Landſchaft 
dem ganzen Bolfe nicht bloß als ein wichtiges Necht, ſondern auch als 
ein großes Gut erſcheinen. Es wird daher an feinen Ständen einen 
um jo tichtigeren Beſitz zu baben glauben, je unmwahricheinlicher die 
Ausbildung einer Volksvertretung ift; denn es wirb nie die Hoffnung 
aufgeben, eben vermöge der erfteren zu der leßteren zu gelangen. So 
haben die Landtage ſtets eine ziemlich beftimmte Epoche, in twelcher fie 
einen ſehr wichtigen Plag in der Geichichte einnehmen. Allein dieſe 
Stellung ift niemals eine dauernde: denn das Princip, um beflentwillen 
man die Stände hochichäßt, geht unbedingt über diefelben hinaus; es 
- fordert ftetö eine einheitliche Volksvertretung, und es ergibt ſich daher 
als hiftorifches Geſetz, daß deßhalb entivever die Landtage zu Grunde 
gehen, oder aber die eigentliche Volksvertretung aus ihnen gebildet 
wird. So wie nun dieß letztere eintritt, jo haben die „Stände“ ihre 
Funktion gleihjam erfüllt; fie haben bisher eine Idee zu vertreten ge 
habt, und es war dieſe Idee, welche ihnen ihr wahres Leben und ihre 
Bedeutung gegeben hat. Dieje Idee nimmt jebt einen neuen, höheren 
Charakter an; fie hat ihre Vertretung außerhalb der Stände gefunden; 
und jebt entjteht daher die Frage, ob nunmehr nicht die Landtage und 
Landichaften an fich überflüfjig werben. 

Dffenbar haben nun diefe Körper innerhalb der verfallungsmäßigen 
Bolfövertretung nur noch dann einen Sinn, wenn fie zugleich etwas 
anderes als jene Idee vertreten. Dieß andere nun ift der Körper ber 
Selbftverwaltung, die Intereſſen. Und die Bafıs ver Landſchaft 
wird daher nunmehr die Syntereljenvertretung. 
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Wort und Inhalt der Interefien aber find an ſich unbeftimmt. 
Es wird darauf antommen, fie als beftimmte Faktoren feftzuftellen. 
Dieß nun muß wieder gegenüber ver Vollövertretung ihrem Rechte und 
ihren Aufgaben gefchehen. 

Da nämlich; die in ber Volfövertretung gegebene freie Verwaltung 
ihrer Natur nad) eine einheitliche ift, fo kann fie vermöge biefer ihrer 
Natur auch nur die Einheit der Interefien in Gefehgebung und Ber: 
waltung zur Geltung bringen. Die Bebingung dieſer Einheit ift 
aber eben die wirkliche Gleichheit und Gemeinſchaft des per 
fönlichen und wirthſchaftlichen Lebens der Theile des Staats. Run 
aber zeigt und die höhere Geographie, die Geographie der Staats- 
wiſſenſchaft, daß biefe Einheit an fich bebingt ift durch die Geftalt des 
Landes. Das ift, wie wir es kurz au&brüden müſſen, das Verhältnik, 
in weldjem das Gebiet eines Reiches gleichartige und ungetrennte Boden: 
und Stammesverbältniffe befigt. Die Gleichartigfeit und Un- 
gleichartigkeit dieſer Verhältnifje aber iſt wieder das Ergebniß eines 
andern Faltors. Aus naheliegenden Gründen wird dieſe Gemeinſchaft 
des ganzen Bodens in dem Grabe ſich entwickeln, in welchem das Land 
ſelbſt eine Ebene iſt, während ſich die Beſonderheit in dem Grade 
länger erhält, in welchem das Land ſelbſt durch Gebirge in Theile, 
in eigentliche Länder getheilt ift. Es folgt daraus, daß auch da, wo 
die einheitliche und freie Vollövertretung vorhanden ift, die Landſchaf⸗ 
ten an und für ſich mehr Neigung haben, ſich innerhalb berjelben und 
ihr gegenüber jelbftänbig zu erhalten, wo wir gebirgige Länder finden, 
ala da, wo bie Stantenbildung in ben großen Ebenen vor ſich gehen. 
Diver: bie landſchaftliche Selbftänbigfeit fieht auch bei freien 
Volksvertretungen in gerabem Verhältniß zur geographir 
ſchen Selbftändigfeit der Länder innerhalb des Reiches. 

Das ift nun richtig. Allein auch biefem Momente tritt ein anderes 
nicht weniger mächtiges entgegen. Allerdings nämlich erzeugt die geo- 
graphiſche Abfchliekung die .Selbftändigfeit ber Länder; aber der Ber- 
kehr bricht allmählig bie Gränzen nieder, und erzeugt langfam und 
untoiberftehlich eine gemeinfame und gleichartige wirthſchaftliche und 
geiftige Kultur, und mit berfelben nicht bloß gemeinſchaftliche An- 
ſchauungen und gemeinſchaftliche Interefien, fonbern zulegt auch eine 
gemeinfchaftliche Rechtsbildung. So tie biefe eintritt, ift der Einfluß 
der geographifchen Selbſtaͤndigkeit gebrochen und das territorinle Ele 
ment überwunden. Nur bad perſonliche bed Stammes Tann fi noch 
länger erhalten. Seine Erſcheinung ift dann die Sprache, und fo er 
ſcheint dann die bekannte Thatſache, daß an der Stelle der alten Frage 
nad dem landſchaftlichen Recht die Sprachenfrag e entſteht. Das 
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ift ihre Stellung in Geichichte und Recht. Aber auch fie dauert nicht; 
denn in ber That ift das Intereſſe an der bloßen Sade niemald mächtig 
genug, allein die Landſchaft zu erhalten. Nur wo .mit der Sprache 
andere Sintereflen ſich verfnüpfen, wird die Sprache eine Macht. Wo 
fie e8 daher ift, muß man ſtets nach biefen anderen Sintereflen fuchen; 
und die Löfung der Frage dieſer anderen Intereſſen enthält zugleich 
die Löfung der Sprachenfrage. An und für fih daher hat die Sprachen⸗ 
frage niemals eine höhere Bedeutung; fie wird eben nur dann und da 
wo e8 fi) um eine viel weiter gehende politifche Selbftändigfeit handelt, 
von Wichtigkeit; niemals durch das was fie enthält, fontern ftetö durch 
das, was fie andeutet. Iſt das letztere der Art, daß es die Verſchmel⸗ 
zung bes Landes mit dem Staate in feiner Vollövertretung unthunlich 
macht, jo wird der Proceß der Scheidung bed Landes vom Staate 
zwar von der Spracdenfrage ausgehen, aber weder dieſelbe bloß 
Iöfen, noch bei ihr ftehen bleiben. Iſt das nicht der Fall, fo wird 
umgelebrt die Verfchiedenheit der Sprache niemals die Kraft haben, 
auch nur zu einem ernfthaften Gegenſatz innerhalb des Staates zu 
führen, gejchweige denn denjelben aufzulöfen. Die Zuftände der Schweiz 
zeigen ung die Richtigkeit des Iehteren Sabes, während die Bewegungen 
Defterreich8 den Beweis liefern, baß jedesmal, wo die Sprache vor: 
geichoben wird, ganz andere Tendenzen im Hintergrunde fteben, und 
deßhalb auch ganz andere Erfolge fich zeigen, wenn bie Sprachenfrage 
gelöst ıft. Es ift daher gewiß, daß die Sprache ald Element politischer 
Selbftändigfeit von dem Augenblid an in den Hintergrund tritt, wo 
dag, mas man in ihrem Namen erreichen wollte, auch wirklich erreicht 
worden ift. Auch bier Tiegt die Löfung nie in der Sache, ſondern in 
dem was über fie hinausgeht. Und von diefem Standpunft muß dieß 
betrachtet werben. 

Dieß find nun die Verbältniffe zwiſchen Landſchaft und Volks: 
vertretung. Andere Ericheinungen treten auf, wenn man diejelbe in 
Berhältniß zur Regierung ſetzt. 

2) Allerdings ift das Weſen jeder Regierung die perſönliche Ein- 
beit in Wille und Ihat des Staats, und allerdings hat daher auch 
jede Regierung die in ihrer Natur liegende Tendenz, jede Selbitändig 
feit im Staate ſich unterzuorbnen. Allein das Verhältniß berjelben 
zur Landichaft ift doch fehr verfchieven, je nachdem die Staatenbilbung 
durch plögliche und gewaltjame Alte, oder durch einen langjamen Proceß 
zu Stande gefommen ift. 

Im eriten alle nämlich wird die Regierung nothwendig eine viel 
Träftigere fein müflen. Sie wird von ihrer Gewalt nur wenig ber: 

J— geben wollen; denn fie fühlt, daß fie die Verantwortlichkeit nicht etwa 


187 


für einzelne Alte, fonbern für das ganze Dafein des Staates felbft 
bat. Sie wird daher in jeber Selbftänbigfeit nicht bloß ein mehr oder 
meniger nüßliches Organ, fondern zugleich ein Element ver Gefahr er⸗ 
bliden; fie wird tafjelbe daher nothwendig bekämpfen müffen, unb 
wirflich befämpfen. Zunächft und am meiften da, wo der ganze Staat 
durch Gewalt und Eroberung entftanden ift. Hier ift die Landſchaft 
nicht eben bloß ein felbftänbiger Vertaltungsförper, dem fie ungerne 
ſchon an und für fi einen Theil ihrer Verorbnungs und Zwangs ⸗ 
gewalt abgibt, fonbern fie ift vielmehr zugleich eine Macht; fie ift der 
Bunkt, an den die Elemente ber früheren Zuftände, die Traditionen, 
die Hoffnungen und Wunſche anknüpfen, und in welchen fi daher 
naturgemäß alles concentrirt, was ber Regierung einen Kampf zu be 
zeiten tünfcht. Aehnlich ift der Fall da, wo bie Regierung aus irgend 
einem Grunde im Widerſpruch ſteht mit ber Gejammtauffafjung bes 
Volkes, und bemfelben entweber feine Vertretung ober feine freie Ver: 
maltung geben will. Auch bier ſchließt fi der Gegenfag gegen bier 
felbe daher an die Landſchaft; und während fie im erſten alle eine 
hiſtoriſche Thatſache und ein hiſtoriſches Necht vertritt, vertritt fie im 
zweiten ein großes ftantöbürgerliches Princip; unb es ergibt ſich daher, 
daß jedes Voll um fo mehr Werth auf feine Landſchaft legt, je 
weniger es in Harmonie mit ber Gewalt ober mit den Principien 
der Regierung fteht. Nirgends ift das beutlicher herworgetreten ald in 
dem Begriff und ber Stellung ber „ſtändiſchen Verfafjungen“ Deutſch⸗ 
lands. Eben deßhalb aber ftrebt in biefen Fällen auch die Regierung 
dahin, dieſe Selbftändigkeit ihrerfeits zu brechen. Das Mittel dazu ift 
einfach; fie muß ben Landſchaften grunbfäglid ihre Verordnungsgewalt 
nehmen, und bie Vollziehung wo möglich für jede Mafregel entweder 
direlt durch ihre Organe ausüben laflen, ober fie doch unter bie firengfte 
Dberaufficht ftellen; namentlich) aber den Grundfag durchführen, daß 
jeder Beſchluß ver Genehmigung bedarf, jedes ausführende Drgan von 
der Regierung angeftellt werden muß, unb jede wirkliche Ausführung 
nur durch diefe Organe vollzogen werben Tann. Dieſes ift das Princip 
der Gentralifation, befien letztes Biel ftet3 die Herabfegung ber 
Landſchaften zu bloß berathenden Körpern ift. Iſt das einmal er- 
veicht, fo ift es wieder bon geringer Wichtigkeit, ob bie Wahl ber 
Landſchaft wie in Frankreich auf dem Princip der Gleichheit, ober wie 
in Deutſchland, namentlich in Preußen, auf dem ſtändiſchen Rechte 
berubt; bie Gentralifation bezieht ſich ſtets auf bie vollziehende Gewalt, 
und bildet bamit den Webergang entiveber zur Unfreiheit bes Ganzen, 
ober zur Auflbſung deſſelben in feine Theile. 

Bo dagegen die Staatenbilbung Iangfam und hiſtoriſch vor fh 
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gebt, da exiftirt diefer Gegenſatz zwiſchen Regierung und Landſchaft 
nicht. Die Anerkennung ter Selbftverwaltung von Seiten ber erfteren 
äußert fi) bier darin, daß man die Rechte der Landſchaft an fich nicht 
bezweifelt, ſondern nur tie Frage ftellt, wie weit das Recht verfelben 
auf die vollziehende Gewalt in Verordnung und Vollzug gehen Tann, 
ohne einerfeit? dem Beftehen des Ganzen, andererjeitö der Tüchtigkeit 
und dem Werthe ber Verwaltung felbjt zu ſchaden. Und da entfteht 
daher die allerding3 praftifche Frage, nicht ob die Landſchaft ein guter 
Selbftverwaltungs:, fondern tie weit fie überhaupt ein guter Ber: 
waltungsförper fei. Die Beantwortung diefer Frage aber hängt 
nun wieder von den thatjächlichen Verhältniffen ab. Sie erfcheint in 
zwei Punkten. Zucrft gibt es gewiſſe Aufgaben, welche aud für dir 
große Gemeinde zu allgemein find; biefe bilten daher, infofern fie doch 
wieder nicht dem ganzen Reiche angehören, Gegenftände der Landſchaft. 
Dahin Sollten gehören die Landesftatiftif; dahin gehören wirklich 
gewiſſe Anftalten, wie Irrenhäuſer, gewifle Bildungsinftitute, die Unter: 
ftügung von Geſellſchaften und Vereinen, bie fich mit ben jpeciellen 
Produftiongelementen der Lantichaft befchäftigen und anderes. Dieſe 
werben ftet? und naturgemäß der Landichaft angehören. Der zweite 
Punkt dagegen ift wichtiger. Derfelbe bezieht fich zunächft auf die Frage, 
wie weit das Recht auf Verordnung durch die Landichaft geben 
fol. Und bier nun können wir nicht umhin, den Standpunkt aufzu⸗ 
ftelen, den wir für die Zukunft als den maßgebenden anjehen müllen. 

3) Wenn überhaupt die Landfchaft ein Organ der freien Verwal⸗ 
tung fein, und dabei zugleid Tas Land und den Stamm umfafjen ſoll, 
fo muß fie zugleich das allgemeine Berordnungsrecht für das ganze 
Land in fo meit haben, als dieß mit der Einheit der Gefehgebung 
vereinbar ift. Die Gränze dafür läßt fih aber nicht objeltiv und im 
Allgemeinen beftimmen; man mwirb vielmehr dafür einen fpeciellen und 
principiell durchgreifenden Grundſatz aufftellen müfjen. Dieſen nun 
finden wir darin, daß die Landſchaft die Bollzugsverordnung 
für die Gefege haben foll, fo weit die Geſetzgebung ihr 
den Bollzug von Fall zu Fall zufidert. Es ift fall und 
praftiich auf die Dauer undurchführbar, eine gejegliche objektive Com: 
petenz der Landtage zu Vollzugsverordnungen nad den Gegenftänden 
aufzuftellen; wie unbeftimmt das wird, zeigen namentlich die, gewiß 
im freifinnigften Geifte aufgefaßten Landesgeſetze Defterreihe. Keine 
Geſetzgebung, melde einen folchen Verſuch madt, wird jemals dahin 
gelangen, bier vermöge der Beitimmung einer feften Gränze zu einem 
ftreitlojen Refultate zu gelangen; gerade bier aber ift ein Streit aus 
mehr als Einem Gefichtspunft nicht wünſchenswerth. Es ſollte viel: 
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mehr Princip der Geſetzgebung werben, daß bie legtere bei jevem eins 
zelnen Akte ſich vergegenwärtige, wer am beften das Geſetz vollziehen 
Tann, die Regierung ober bie Selbftverwaltung, und darnach die 
Vollzugsllaufel formuliren. Dieß nun muß Gegenftand ein 
gehender Erwägung werben, und wir behalten und vor, darauf zurüd: 
zufommen. Steht das nun feft, fo ergibt ſich als zweiter Grundſatz, 
daß bie Regierung troß dieſes Rechts das Necht der Nothverordnung 
haben muß, mit weldem fie aud in das anerfannte Recht der Lande 
ſchaft mie in das jedes Etaatöbürgers eingreift, jedoch gegen Ueber: 
nahme der Verantwortlicfeit, der fie ſich nicht entziehen fann. Geht 
man nun von biefem Standpunkt aus, fo ergibt fih ein Weiteres, was 
von nicht geringer Bebeutung ift. Soll nämlich die Landſchaft für ge: 
wiſſe Geſetze, wie 3. B. für Schulgefege, Wegegefege, Hypothekargeſetze 
u. a. m. die Vollziehung haben, fo fann fie natürlich das wieder nicht 
felbft vollziehen, ſondern die Exelutivorgane ber Landſchaft find in der 
That die Gemeinden. Es folgt daraus erftlih, baf bie Gemeinden 
eine Organifation haben müfjen, durch melde fie zur Vollziehung ber 
Landtagsbeſchlüſſe, die wieder in Vollziehung ber Geſetze entftchen, 
fähig find. Eind fie es nicht, fo wird die Landſchaft wieder ihr 
Recht bloß dem Namen nach befigen, und bie wirkliche Vollziehung 
am Ende doch durch bie Drgane der Regierung geſchehen müſſen. Iſt 
das aber ber Fall, fo ſpaltet ſich die Verantworilichkeit, und ber eigent⸗ 
liche Zwed ift verfehlt. Hier ift daher der Punkt, wo die Darftellung und 
das wahre Verftändnig des Gemeindeweſens an das der Landſchaft ſich 
anfließt, und den wir unten wieder aufzunehmen haben werden. Es 
folgt aber auch zweitens, daß aus demſelben Grunte die Gemeinden 
den Landtagen untergeorbnet fein müflen, fo zwar, daß die Landtage 
in demjenigen, worin fie die Vollziefung vom Gefege empfangen haben, 
die Rechte der Dberaufficht gegenüber den Gemeinden bes 
figen. Denn fo wie man den obigen Grunbfag anerkennt, jo folgt, 
daß bie Gewalt der Gemeinden gegenüber berjenigen der Landſchaft 
in dem Berhältniß feht, wie die Verfügungsgewalt zur Ber 
orbnungsgemwalt. Es folgt weiter, daß auf biefe Weife fih das 
Beſchwerderecht ber Selbftverwaltung faft von felbft organifirt.. Und 
erſt damit erfcheint die Landſchaft im Bejondern und. bie Selbfiver 
waltung im Allgemeinen nach benfelben Grundſätzen organifirt, welche 
das verfafjungsmäßige Regierungsrecht beherrſchen. Das aber ift ohne 
Ziveifel das wahre Ziel der Entwidlung der freien Verwaltung. 

Faßt man nun biefe verſchiedenen Punkte zufammen, fo wirb es 
wohl Har, weßhalb gerade die Geftalt der Landſchaft eine fo unklare, 
nit etwa bloß in der Literatur, fonbern auch in Befeggebung ua 
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Geſchichte iſt. Denn in ihr laufen alle Elemente beſtimmt zuſammen. 
welche im Leben der Verwaltung lebendig find und einwirken; Lant, 
Stamnı, biftorifche Rechte, Sondermiereflen und freie Verwaltung. 
Im Allgemeinen muß man daher fagen, daß die Landſchaft derjenige 
Theil ver Selbftverwaltung, ja des ganzen Staatslebens ift, über den 
Theorie und Praxis am wenigften einig find. Liegt das nun einerfeits 
im Weſen der Lanbichaft, jo liegt e3 andererfeitö eben fo ſehr im 
Weſen der Gemeinde; und wenn es uns gelänge, den Sat bier feft: 
zuftellen, daß niemand annehmen darf, er fei fih über bie Landſchaft 
einig, fo lange er nicht über Weſen und Recht der Gemeinde abge 
ichlofjen, jo würden wir glauben, etwas erreicht au haben. 

Natürlich gibt e8 daher denn nun auch demgemäß Ieine fefte po⸗ 
fitive Geſtalt des Landſchaftsweſens in Europa. Hier ift noch alles 
im Werden und Unfertigen. E3 wirt noch einer langen Geſchichte bes 
dürfen, bi8 man bier etwas Deftnitives gewinnt. Indeſſen möge es 
uns doch verftattet fein, wenigftens in allgemeinen Zügen das Bild zu 
zeigen, das in biefer Beziehung Europa barbietet. Wir werden auf 
diefer Grundlage dann tie Hauptftaaten genauer charafterifiren. 

Wir werden in Europa nämlich zwei große Gruppen von Staa: 
ten in Beziehung auf die Landſchaften unterfcheiden; ſolche welche Leine 
Landſchaften befigen, und ſolche in denen die Landſchaft noch in ver: 
ſchiedenen Formen erhalten ift. 

Die Landſchaft ift verfhwunden in England, weil hier die Bafis 
der freien Berivaltung in tem Parlament gegeben ift. An ihre Stelle 
it die Berwaltungsgemeinde getreten, die ſich allerdings in der County 
der Landſchaft nähert, aber dennoch als etwas mefentlich anderes er: 
Scheint. In ganz anderer Weife ift fie verfchwunden in ben rein roma- 
nifhen Staaten Frankreich und Italien. Hier ift gleichfalld die 
Bolksvertretung der Träger der freien Verwaltung, und daher in dem 
Syſteme berjelben der Grundfaß der freien Verwaltung gewahrt; allein 
die Regierung ift hier cine fo gewaltige Macht, daß fie das Princip 
der Berwaltungsgemeinne nicht anerkennt, jondern an ihre Stelle 
amtliche Regierungsbezirfe jtellt, denen nur das Syſtem ber Räthe 
beigegeben ift, die ihrem Weſen nach Feine Exekutive haben. Das iſt 
das Syſtem der Departements, welche ihrem Charalter nach abmt: 
niftrative Snftitute find, in denen die Selbftverwaltung nur eine fehr 
untergeordnete Rolle ſpielt. Endlich ift fie verfhwunden ın Rußland, 
wo überhaupt die Selbftverivaltung grundfäßlich der centralen Regie: 
rungsgewalt unterworfen iſt. Die Stellung Polens erklärt fih nun- 
mehr leicht aus den eben dargelegten Grundſätzen; doch haben ſich in 
dem mächtigen Reich die Anfänge der Landſchaftsbildung wieder in den 
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Dftfeeländern Bahn gebrochen, während das eigentliche Rußland in 
neuefter Zeit das franzöfifche Departementäfyftem in den Gouvernements · 
Landesverſammlungen bei ſich einzuführen beginnt. Es ift fein Zweifel, 
daß bier noch alles im Werben ift. Raum genug ift für das Neben: 
einanberbeftehen beider Spfteme, nur muß man für biefe Entwidlung 
nit den Maßſtab einzelner Jahre anlegen wollen; die gewaltigen 
leeren Entfernungen fordern Menfcenalter, tvo andere Länder mit Des 
cennien rechnen. Schweden, Norwegen und Dänemark, alle 
mit freien Verfafjungen begabt, haben enblicy gleihfals das Syſtem 
der landſchaftlichen Körper theils nie gehabt, wie die beiben erfteren, 
theils befeitigt wie Dänemark in feinen Provinzialftänden; ihre unter 
verſchiedenen Namen vorlommenven Amtmannſchaften find in ber That 
nur größere Vertvaltungsgemeinden, bie jedoch wieder dem Departer 
mentsſyſtem Frankreichs fi ſtark nähern, indem die Exekutive in ber 
Hand des Beamteten (des Amtmannd) Liegt. 

Das zweite große Syſtem ift das ber landſchaftlichen Staaten. 
Die Hauptvertreter defielben bilden Deutfchland und Spanien. Wir 
werben unten bie Verhältniffe Deutſchlands beſonders betrachten müflen; 
Spanien jelbft ift fo fehr in der Umgeftaltung begriffen, daß man 
kaum berechtigt ift, hier augenblidlihe Ordnung als etwas Dauerndes 
anzufehen. An beide ſchließen fi dann Holland und Belgien. 
Gemeinſchaftlich ift diefer beiden Staaten der Grundſatz, daß bie Land⸗ 
ſchaft eine wirkliche vollziehende Gewalt hat; jedoch hat das franzöſiſche 
Princip foweit durchgegriffen, daß ber Zöniglihe Commiſſär noch 
immer als Spige berfelben betrachtet wird, den Vorſitz führt, und 
wenigſtens bad Haupt der Exekutive bilbet. 

Das find nun die allgemeinen Berhältnifie. Es würde eine ſehr 
eingehende Bearbeitung erfordern, wollte man hier alle dieſe Staaten 
von dem obigen Gefictspunfte aus behandeln. Wir glauben dieſer 
Aufgabe zu genügen, indem wir bloß England, Frankreich und Deutfch 
land fpeciel als Hauptbeifpiele hervorheben. 


3) England. 

Das Colonialfgftem als außereuropäiſche Landſchaftaordnung. Die Reſte der 
randſchafteverwaltung in den Countys. Die alte County und ber. Sheriff. 
Die nene Connty und die Quaterly sessions. 

WIN man den Begriff und das Recht der Landſchaft auf England 
antenden, jo muß man wohl unterſcheiden zwiſchen England und 
Großbritannien. - 

"Großbritannien unterſcheidet fi) von England nicht fo fehr dar 
durch, daß es größer ift ala dieſes; fondern Großbritannien iR dar 
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Einheit von Ländern, England iſt Ein Land. Die Länder Großbri⸗ 
tanniend, England, Schottland und Irland find weſentlich deßhalb fo 
verſchieden, meil fie eine höchft verfchievene geographifche und zum Theil 
auch nationale Geftalt haben. Die Gejchichte Englands ift daher weſentlich 
zu untericheiven von der Geſchichte Großbritanniens. England, Schott. 
land und Irland haben daher jedes feine Geſchichte für fih; die Ge 
Ichichie Großbritanniens iſt der Proceß, der diefe drei großen Länder 
in Eins zufammenfaßt. Die jelbftändige Gefchichte jener drei Gebiete. 
berubt nun auf ihren drei jelbftändigen Vertretungen, die befanntlidh 
Jahrtauſende hindurch gar nichts mit einander zu thun haben. Die 
Geſchichte Großbritanniens vollzieht fi in den Alten, durch welche 
diefe Vertretungen in dem englifchen Parlament verjchmolzen werben. 
Das fchottifche und das irische Parlament find daher dem englifchen 
Parlament gegenüber wahre Landſchaften. Unb man muß de 
balb fagen, daß die Union die Aufhebung biejer Landſchaften 
in die Einheit des engliihden Parlaments bildet. Großbritan- 
nien kennt daber feine Landſchaften mehr im ftrengen Sinne bes 
Wortes; es ift in der That vorhanden im englifhen Barlament. 
Die Grundlage diefer Geſchichte ift nun aber allervings nicht bloß 
eine abitrafte Bereinigung ; jondern man muß feſthalten, daß fie zus 
nädft von England ausgeht, und daß daher bei dieſer Vereinigung 
der Charakter und die Geftalt der eigentlich englifchen Selbitverwaltung 
zur Orundlage der Nechtsbildung in ganz Großbritannien geworben it. 
Es wird daher allerdings nothwendig, dieſe Selbftverwaltung vom 
Standpunkte der Landſchaft und des landſchaftlichen Rechts zu betrachten. 
Dabei nun muß man Eins nicht überfehen, obwohl es gewöhnlich 
geſchieht. Englands vechtliches Xebensprincip ift feineswegs ter lant: 
ſchaftlichen Selbftändigfeit feindlich, obgleich es die Land: 
ſchaften faftifch bei jid) vernichtet hat. Sondern dieſe Vernichtung bes 
rubt in der That nur auf der großen Funktion des Barlaments, das 
wie wir bereits gejehen haben, ver eigentlihe Selbſtverwaltungskörper 
Großbritannieng if. Wo daher das Parlament mit feiner Funktion 
nicht ausreicht, da hat England das Princip der Selbftverwaltung in 
der Form der Landſchaft wieder hergeftellt. Dieß erftere nun war und 
ift der Fall in der Colonie Englands. Es ift überflüffig zu erklären, 
weßhalb phyfiich die Golonien Englands die Theilnahme an den Par: 
Iamente nicht zulaflen, und weßhalb der Einheit ver Verwaltung tes 
Reiches wieder mit dem bloßen Gemeindeſyſtem in der Colonie bes 
Neiches nicht genügt werden kann. England hat daher von jeher feine 
Colonien als jelbjtändige Landſchaften betradtet und 
behandelt. Das Colonialſyſtem Englands ift in Beziehung auf 
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Verfafjung und Verwaltung das großartigfte und freiefte Land 
ihaftsiyftem der Gefchichte, und England geht mit raſchem Schritte 
der Zeit entgegen, mo aus biefem Syſtem von Landſchaften, welches 
durd Canada, das Cap, Dftindien und Auftralien gebilbet ift, ein 
Bunbesftant werden wird. Das großartigfte Moment aber in 
biefer, bisher in der Geſchichte der Welt einzigen Geftaltung ift, daß 
der Zufammenhang dieſer mächtigen Körper zwar formell auf ber 
Souveränetät der Namen, in Wahrheit aber auf dem Intereſſe ber 
Colonien beruht, fo daß die Gränge ber rechtlichen und faktiſchen 
Selbftänbigfeit dieſer außereuropäifchen Landſchaften Großbritanniens 
in der That nicht fo fehr in eine, von ber Gewalt ver centralen 
Macht aufgeftellten Rechtsordnung, als vielmehr in dem von jenen 
Theilen ſelbſt gefühlten Bebürfnif des Zufammenhangs mit dem Ganzen 
beruht. Ohne diefen Gefichtspunft find daher bie öffentlich rechtlichen 
Zuſtände der Colonialpolitit Englands nicht richtig zu verftehen. 

Kehrt man nun aber zu dem eigentlichen Großbritannien zurüd, 
fo ift es Fein Zweifel, daß die Rechtsbildung des eigentlichen Englands 
das entſcheidende Element für die Rechtsbildung des Ganzen geweſen 
ift und bleiben wird. Das gilt für alle Theile des Rechts, und fo 
aud für die Landſchaftsfrage. In Beziehung auf die Landſchaft aber 
treten hier alle Momente ein, welche wir eben aufgeftellt haben. Eng- 
land beginnt allerdings mit der Landſchaftsbildung mie jedes andere 
Land; die alten eigentlihen Landſchaften find die angelfächfiichen König: 
reihe. Allein die geographifche Gleichartigkeit feiner Landesbildung 
machen bie Landſchaft phyſiſch, die Entwidlung feiner freien parlamen« 
tarifchen Verfaſſung machen dieſelbe politifch unhaltbar, und fo entfteht 
ein Zuftand, in welchem bie eigentliche Landſchaft verſchwindet und fich 
nur noch ein leßter Reft derfelben in ben Countys erhält, welche ihrer 
feits vorzugsweiſe ald große Bermaltungsgemeinden der Rechts— 
pflege betrachtet werden müſſen, während das eigentlich landſchaftliche 
Element faft ganz} in den Hintergrund gebrängt ift und nur nod in 
ganz einzelnen Punkten zur Geltung gelangt. 

Daher ift es denn fehr erflärlih, wie es gelommen ift, daß bie 
bebeutenbften Arbeiten über England, namentlid auch Gneift, die 
ganze Selbftverwaltung nur in dem Selfgovernment ber Gemeinden 
ertennen; allerdings ohne ſich darüber auszufprechen, ob bie County 
dem amtlichen ober dem freien Organismus ber Verwaltung angehöre. 
Es mag daher geftattet fein, dieß Verhältniß kurz zu charakteriſiren. 

England ift mit wenigen Ausnahmen ein gleichmäßig ebenes Land. 
Jever feines Theile ift auf allen Punkten zugänglich. Die Flüffe im 
Innern, dad Meer an der Küfte verbinden alle Gebiete deſſelben. Es 

Stein, ble Berwaltungkfehre. 1. 2. 1% 
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bat daher feine Länder. Aus demfelben Grunde bat auch jeber fieg- 
reiche Stoß, der es von außen ber getroffen, ſtets das ganze Land 
gleihmäßig unterworfen. Die Stammeöverjchiedenheit ift für den bei 
weitem größten und wichtigften Theil, das eigentliche England, niemals 
dauernd gewejend, und hat fich daher auch in ben Hleinern Teilen, 
felbit in Wales, nicht zu einer felbftändigen Geſellſchaftsordnung ent: 
wideln, und deßhalb fich namentlich in den herrſchenden Klaſſen nicht er: 
halten fünnen. England erfcheint uns daher, in tiefer Verſchiedenheit 
von allen Staaten des Continents, als ein Ganzes, vom Anfange 
jeiner Gefchichte biß auf den heutigen Tag. Und das, für andere 
Dinge entfcheitend, ift es nicht weniger für die Geftaltung der Selbft: 
verwaltung im Allgemeinen, fo wie der Landſchaft insbeſondere geworben. 

Denn während auf diefe Weife England niemals zu einer örtlichen 
Abgefchlofienheit feiner Theile für die Aufgaben der Verwaltung ge 
langt, hat es auch nie das Bedürfniß gehabt, fih auf ein hiſtori—⸗ 
ſches Recht feiner Selbftverwaltung zu berufen, um biefelbe gegenüber 
einer gemwaltthätigen Regierung zu vertheidigen. Das Parlament felbft 
war eben das einheitlihe Organ der Gelbitverwaltung; in ihm und 
durch dafjelbe allein gebt daher auch der Kampf mit der Töniglichen 
Alleinberrfchaft vor ſich. Für das eigentlich örtliche Element aber ge: 
nügte die Gemeindeverfafjung als Form der Selbftverwaltung. Und 
jo entjteht mit Recht die Frage, ob und wie weit es zwiſchen Par: 
lament und Gemeinde noch eine, der Landſchaft fich annähernde Geftalt 
der Selbitvertwaltung geben fünne. 

Die Antwort auf diefe Frage beruht nun zunädft auf dem Wefen 
der Verordnungsgemwalt in England, toie wir fie früher dargeftellt. 
Da das Parlament die Verordnungegewalt befißt, fo ift jede Ver: 
ordnung zugleih Geſetz. Natürlich Tann daher die Selbſtverwal⸗ 
tung überhaupt feine Verordnung erlafien, ohne dem Geſetze gegenüber 
veranttvortlich zu fein. Andererjeits ift der englifche Selbftverwaltungs: 
förper zugleich das Organ der örtlichen vollziehenten Gewalt. Er ift 
daber verpflichtet, die Statutes örtli auszuführen, und jeder Ein- 
zelne hat ein Privatrecht darauf, daß er es thue. Daneben hat aller: 
dings auch die Regierung als ſolche die Pflicht, die Beachtung ihrer 
Statutes zu fordern. Das Mittel dafür ift die Klage. Die Klage 
aber wird vor dem Gerichte angebracht; die Vollziehung der Geſetze 
und Verordnungen erjcheint daher als die Erefutive des Urtheilsfpruches 
ber Gerichte. Bon einer felbftändigen, landſchaftlichen Rechtsbildung 
Tann daher diefem Syſtem gegenüber eigentlich eben fo wenig die Rede 
jein, ala vermöge der Natur der Landesconfiguration von felbftändigen 
Intereſſen der Länder. Sollte daher über den Gemeinden noch eine 
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landſchaftliche Selbftverwaltung ftattfinden, fo konnte fie nur auf Einem 
Buntte eintreten. Das war aber die Rechtsverwaltung. Und in der 
That flüchtet ſich daher, um fo zu fagen, bie landſchaftliche Selbſwer⸗ 
maltung Englands in die Geftalt, welche man als die landſchaft⸗ 
lie Gerihtsbildung und Rechtspflege Englands bezeichnen 
tann, die County in ihre alte und neue Organifation. 

Wir glauben hier nicht genauer auf dieſen eigenthümlichen Orga⸗ 
nismus eingehen zu folen, um fo weniger al das pofitive Material 
in großem Reichthum bei Gneift vorliegt. Es möge daher genügen, 
bier im Allgemeinen ven Charakter feiner Enttvidlung feftzuftellen. 

Das erfte, was bei biefer Beurtheilung zum Grunde gelegt werben 
muß, ift die Unterfcheidung der beiden großen Perioden, in benen jene 
Enttoidlung verläuft, ober die beiden großen Perioden ver Grafichafts« 
geihichte in England. Die Grundlage des Unterſchieds liegt aber nicht 
in ber Grafſchaft, fondern weſentlich theild in der Gemeinde, theils in 
der Stellung des Parlaments. In der erften Periode hat bie Gemeinde 
noch feine gehörige Bedeutung, und das Parlament befchäftigt ſich noch 
wenig mit ber innern Verwaltung. In diefer Zeit muß baher ein 
Drgan geſchaffen werben, meldes einerfeit3 diejenigen DVertvaltungds 
aufgaben, melde von ber einzelnen Gemeinde nicht erfüllt werben 
können, durch einen größeren Körper übernimmt, und zivar theils als 
innere Verwaltung, theils ald Rechtspflege. Diefer Körper ift die alte 
County; ihre Verwaltung beruht auf den Grafidaftzfteuern, ihre 
Rechtspflege auf dem Grafſchaftsgericht, der County Court; ihr voll: 
ziehendes Organ ift der Sheriff der ältern Epoche, der baher an ber 
Spige ber Vollzugögeivalt, fpeciell der Steuerverwaltung, ber Rechts- 
pflege, der öffentlichen Sicherheit und felbft der Heereöverfafiung fteht. 
Die ziveite Epoche beginnt mit ber größeren Thätigleit des Parlaments 
und mit dem Auftreten des Gemeinbefpftems in England. Man kann 
als den Wendepunkt bie Entftehung der Armenpflege und die fi daran 
ſchließende ſyſtematiſche Selbftbefteuerung ber Gemeinden in England bes 
traten. Die County und mit ihr ihr Vollzugsorgan, ber Sheriff, verlieren 
daburd ihre ganze Stellung; nur Einen Punkt behielten fie von dere 
felben noch. Das ift die Competenz ald Gericht, an das fich einige 
untergeorbnete Rechte anfchliepen. Die alte County geht daher dem Weſen 
nad unter, und erfdeint nur noch als ein formaler Körper für alle 
übrigen Theile der Selbftverwaltung; nur auf Einem Punkte erkennen 
wir ihre eigentliche Bedeutung; das ift die Rechtspflege. Die County 
ift das Landesgericht der Selbftverwaltung geworden, und barauf bes 
ruht ihre gegenwärtige Funktion, deren allmählige Beihräntung Gneift 
in fpecieller Beziehung auf ven alten Sheriff ver alten unb neuen 
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Ordnung vortrefflih charakterifirt bat. Der alte Sheriff bat feine 
ordentliche Strafgerichtäbarfeit dur) die Magna Charta, jeine Civil: 
gerichtäbarleit durch die Entfaltung der Reichsgerichte, feine Militär 
gewalten durch bie Zorblieutenants, feine Polizeigewalt durch Die Friedens: 
richter verloren (Oneift II. 25). An feine Stelle für die innere Verwal⸗ 
tung ift demnach der Justice of the Peace getreten, ber ohne Beirath 
einer Vertretung die Verordnungsgewalt für die örtlichen Intereſſen 
der Sicherheit befitt. Ihm gegenüber beftehen die Corporationen aller 
Art, melde die eigentlichen Körper der Selbitverwaltung find. Die 
Sicherung der Rechte der legteren befteht daher in ber rechtlichen Gränze 
der Gewalt des Friedensrichters; und das Organ, welches dieſe Gränze 
feßt und vertritt, ift die neue Form der County und bie Quarterly 
gessions ber Friedensrichter. In diefem beftehbt daher jet der Reft 
der alten Landſchaftsordnung der Countys, die wir nunmehr furz 
charakterifiren. 

Die Aufgabe der County ald Landesgericht ift eine doppelte. „Die 
heutige Grafichaft ift ein aus zwei Syitemen zufammengejeßtes Com⸗ 
munalweſen, in melchem bie incorporirten Städte eine zufammengefebte 
Bildung von Kreispolizei- und Ortsgemeindeverfaflung (ſ. unten) dar: 
ftellen.” 

Die County ift nämlich zuerft der Selbftverwaltungsförper bes 
Landesrehts, und zwar nad dem Untergang der alten County 
Court (des hiftorifchen Landesgericht?) und der Bedeutung des Sheriffs 
(Gneift Cap. III.) für das bürgerliche Recht in den Quarterly sessions 
der Friedensrichter, welche wieder eine original jurisdiction (Landes: 
gericht als erfte Inſtanz) und eine appellate jurisdietion (Landesgericht 
als zweite Inſtanz) enthält. Die Petty und die Special sessions der 
Triedensrichter gehören fchon dem Gemeindeſyſtem an. Für das Straf: 
recht treten die Grundſätze der Geſchworenenverfaſſung ein, die fomohl 
für die Aflifen als für die Quarter sessions gelten, und für welche 
die alte County die Grundlage bildet. (Gneift Cap. V.) 

Die County ift aber zweitens der Selbftverwaltungsförper des 
Berwaltungsrehts in zweiter Inſtanz. Das heißt, da die Vers 
waltungsafte der Behörde — der Friedengrichter — nur Vollziehungen 
bed geltenden Rechts find, fo kann die Berwirklihung des Verwal: 
tungsrechts überhaupt nur in dem Wege eines Rekurſes gefchehen, und 
dad Organ, welches über dieſe Alte bei folhen Verwaltungsklagen 
entjcheibet, ift dann eben die County. Nur muß man dabei eben den 
Satz feithalten, daß es fih im Vertvaltungsrecht jedesmal nur um das 
Klagrecht handelt, welches in England das Recht und die Thätigkeit der 
oberauflehenden Behörde vertritt. Die Unterfcheivung zwiſchen bürger- 
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lihem und Verwaltungsrecht, und mithin die zwiſchen jenen beiben 
Funktionen eriftirt formell nicht, fondern muß in der Sache felbft ges 
fucht werden. 

Die Iandesgerichtliche Aufgabe der engliſchen Landſchaft, der County 
gegenüber dem Syfteme ber Gemeinde, ift num bei weitem überwiegend. - 
Dennoch hat biefelbe auch einen Theil der wirklichen Verwaltung, und 
bier ift es, wo fie ſich den continentalen und namentlich den beut- 
ſchen Landſtänden in ihrer Thätigkeit nähert, wenn auch das fociale 
Element ganz verſchwunden ift. Es ift bei der englifchen County fogar 
diefelbe Unbeftimmtheit der Gränge für die Punkte vorhanden, in denen 
fie noch eigentliche Verwaltungsrechte ausübt. Sie find hier wie dort 
im Grunde Refte des frühern Rechts, und ſchließen fih zum Theil an 
den Beſitz des Landeseigenthums an. Wir müffen, um nit in reine 
Wieberholungen zu verfallen, für alles Einzelne auf Gneift II, 8. 60. 
verweiſen und führen nur bie Hauptkategorien an, unter welchen das 
Recht der Verwaltung der County, fo weit es erhalten ift, aufzufaſſen ift. 

Das Drgan der County zunächſt beftebt in der Verfammlung 
der Friedensrihter, den Quarter sessions, und das ift der Grund, 
weßhalb man allerdings formell die County in das Communalſyſtem 
mit Gneift hineinrechnen kann, obwohl fie in Urfprung und Bebeutung 
ein felbftändiges Glied der Selbftverwaltung ift. Das urfprüngliche 
Drgan war ber Sheriff und der Goroner. Jetzt befigt bie Quarter session 
ihren Kreisſekretär, ben Clerk of the Rules, ihren County 'Treasurer 
nebft einer Anzahl untergeorbneter Landſchaftsbeamten für die Land⸗ 
ſchaftsfinanzen, und einige eigentliche Verwaltungsbeamten, namentlich 
die Inſpektoren für Wege, Irrenhäuſer u. f. w. 

Das Recht der Quarterly sessions und ber County geht zunädhft 
dahin, eigene Berorbnungen zu erlafien, bie urfprünglic) ber ganzen 
Thätigkeit der County gehörten, fpäter aber zum Theil in das Syſtem 
der Gemeinden gefallen, und damit den Special sessions übertviejen 
find. In dieſem Sinne nennt Gneift fie „die ordentliche Kreispolizei⸗ 
behörde in allen Angelegenheiten ber Strafjuftig und Polizei.“ Sie 
haben endlich fogar ganz beftimmte wirkliche Verwaltungsaufgaben, und 
dieſe find denen der deutſchen Landtage ſehr analog. Sie haben die 
Verwaltung bes Lanvichaftävermögens, ber County stocks, deren 
Handhabung dem Clerk of the peace übertragen ift; fie haben nament ⸗ 
li) einen weſentlichen Theil des Weges und Brüdenmweiens, fo weit fie 
auf der County rate beruhen, bie ganze Verwaltung des Gefängniß⸗ 
weſens, fo wie ber Irrenhäuſer, und eine Mitwirkung bei ben Inſtitu⸗ 
tionen des Hülfstwefens, der Sparkaſſen und Aitersflafien und ähns 
licher Anftalten. Endlich greift die Landſchaft durch ihre Quarter 
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sessions ein in bie Thätigkeit ded ganzen Syitems der Gemeinden; nur 
ift bier die Trennung eigentlich auf Fein Princip zurüdzuführen, fons 
dern bat ſich Hiftorifch gebilvet, und auch das Steuerfuften zeigt uns 
daflelbe Verhältniß zwifchen County rate, poor rate u. |. w. Gneift 
bat die einzelnen Punkte in $. 60 genauer bezeichnet. Es ſcheint nicht 
als ob bier mwefentliche Veränderungen wahrjcheinlich wären, auch dann 
nicht, wenn bie amtliche Seite bes Syſtems der Gemeinden ſich noch 
viel mehr ausbilden follte. Nur läßt fich Feine rechte fociale Selbftäns 
digkeit der County auffinden, die den LZandichaften in Deutichland ent: 
ſpräche, wenn es gleich fein Zweifel jcheint, daß bie County ber 
Hauptlörper der angeljähfifchen Selbitverwaltung ift, während der 
Friedensrichter der normannijch: ftaatlihen Formation angehört. Die 
wahre Bedeutung der englifchen Selbftverwaltung liegt daher auch bier 
in dem Syſtem der Gemeinden, an deren Spige ber Friedensrichter 
ftebt, und zu denen wir unten gelangen. 

Ganz anders, und faum noch eine Landichaft zu nennen, ift das, 
was in Frankreich diejelbe feit der Revolution vertritt. 


4) Fran kreich. 


Die alte Landſchaft. Das Princip und die Grundlagen des Departemental⸗ 
ſyſtems des neuen Staats. 


In der gewöhnlichen Auffaſſung Frankreichs und ſeiner Rechts⸗ 
zuſtände wird man nicht ſelten dem Begriff und Recht der Landſchaft 
begegnen. Und allerdings paßt für die heutige Ordnung der Dinge 
der Begriff der Landſchaft nicht mehr auf den Hauptſtaat der romas 
niſchen Staatenbildung. Wohl aber ift e8 vom größten Intereſſe, 
gerade in Frankreich das Entjtehen und die Bebeutung besjenigen zu 
betrachten, was wir als das Analogon der eigentlichen Landſchaft bes 
tradhten müffen, um jo mehr, alö der Regel nad die Darftellungen 
fih ftreng darauf befchränfen, nur eben dieſe gegenwärtige Geftalt, 
das Departement, zu behandeln; dennoch ift gerade der Zuſammenhang 
zwilchen den früheren und gegenwärtigen Buftänden das Lehrreiche für 
bie Gejchichte der Landſchaft in Europa. 

Man wird nun natürlich zmwifchen der Zeit vor der Revolution 
und den Ergebniſſen der letzteren ſcheiden. 

Frankreich ift, tie jeder andere Staat, aus ber Landſchaftsbil⸗ 
dung hervorgegangen. Das Königthum der Gapetinger felbft war 
eigentlih nur eine lanvjchaftliche Souveränetät über die alte Isle de 
France. Wie fich dafjelbe organifch zu feiner fpäteren Machtftellung 
langfam enttoidelt hat, haben wir in unferer franzöfiichen Rechtsgeſchichte 
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bargeftellt. So mächtig aber aud) das Königthum war, fo hat es doch 
nie die alten Landſchaften vernichtet, und gerade weil das Königthum durch 
die Principien der abſoluten Monarchie und zum Theil durch Crobe 
tung bie einzelnen Landfchaften fi) unterwarf, gefchah hier, was immer 
geſchieht: die Landſchaften vertheibigten ihr Hiftorifches Recht mit um 
fo größerer Hartnädigfeit, ald dieſes Recht die einzige Zuflucht der 
Freiheit gegenüber der Willtür der Töniglihen Regierung war. So 
bietet Frankreich vor der Revolution auf allen Punkten das Bild eines 
landſchaftlichen Staats; und diefe franzöſiſchen Landſchaften hatten 
bei aller Verſchiedenheit, die fonft für fie obwalten mochte, gewiſſe 
große Grundzüge des Rechts gemein, die uns eine fefte, auf hiſtoriſcher 
Bafis entwidelte landſtändiſche Rechtsordnung zeigen. Diefe Grund: 
züge beitanden zuerft in dem Recht der Landftände, der Landes- 
vertretung auf Grundlage der Geſchlechter· und Stänbeorbnung; das 
find die Etats, ganz den deutfchen „Ständen“ gleichartig. Dieſe Kiats 
hatten ihre eigene Organifation, eigene Beamtete, eigene Verwaltungs 
aufgaben; fie hatten das Recht der Befteuerung, und wurden in ihren 
Organen von König und Regierung unzweifelhaft anerkannt. Sie hatten 
ferner jede für ſich ein eigenes Rechtsleben ausgebildet, und aus 
diefem ging mit dem 15. und 16. Jahrhundert das erfte große Syſtem 
der durch die Regierung gefammelten, anerfannten und als geltenbes 
Recht publiciten Landesrechte Europa's hervor, die Coutumes, die 
wieder die Duelle der hiſtoriſchen — ober vielmehr des Gefchlechters 
und ſtändiſchen bürgerlihen Rechts waren, das unferem fogenannten 
deutfchen Privatrecht entſpricht. Diefer Bildung des Landesrechts ent ⸗ 
ſprechend hatten fie auch ihre höchſten Landesgericht, die Parlements, 
die von einander und von ber königlichen Regierung ganz unabhän- 
gig waren, denen bie Verordnungsgewalt in der Rechtöpflege zuftand, 
und die felbft im Verwaltungsrecht den Grundſatz fethielten, den unter 
ten beftigften Kämpfen das Königthum anzuerfennen geztvungen warb, 
daß eine Tönigliche Verordnung nur dann Gültigkeit für die Gerichte 
beö Landes habe, wenn das Parlament biefelbe zum Zeichen feiner 
Anerkennung in feine Bücher eingetragen — enregistre — hatte. So 
ftand das Syſtem ber franzöfiichen Landfchaften als ein großes und 
auögebilbetes Ganze neben dem Königthum und feiner centralen Ge 
malt. Die Landſchaften waren daher bei der faft unbebingten Abhäns 
gigkeit der übrigen Lebensverhältnifje des Staats vom Gentrum bed 
Iegteren der Sitz ber Selbftändigfeit; in ihnen ftellte ſich das hiſtoriſche 
Recht dem königlichen entgegen; an fie wagte ſich das fonft allmächtige 
Königthum nicht; durch fie Iebte die Vorftellung ber finatöbürgerlichen 
Selbftänvigkeit fort, die ſich in dem Rechte ber Parlamente, einer 
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töniglichen Verordnung die Gültigleit der Geſetze durch Eintragung in 
die Barlamentsbücher zu verleihen, oft dem königlichen Willen gegen 
über ſehr beitimmt äußerte; fie waren im Ganzen ber Ausbrud bes 
germanifchen Princips im franzöfifchen Stantöleben, das erft die Rebos 
Iution dem romanijchen einer centralen Defpotie geopfert bat. So 
haben die Landſchaften felbft unter Lubwig XIV. und XV. beftans 
den, und noch unter Ludwig XVI. furz vor der Revolution einen 
Kampf mit dem Königthum gelämpft, in dem fie zuleßt Sieger blieben. 
Das war die Zeit Meaupou’3 und der Verbannung des Parifer Par 
Iament3 nad) Orleans. Sn diefem Sinne forderte auh Neder, und 
in Deutichland Benzenberg (Preußens Gelthaushalt ©. 51) foldhe 
Iandfchaftliche oder kreisähnliche Selbftverwaltungslörper; und in ber 
That muß die vorurtheiläfreie Gefchichte geftehen, daß diefe franzöfifchen 
Landichaften eine hochachtbare, großer Entwidlung fähige Organi⸗ 
fation waren. 
Die franzöfifche Revolution bat nun diefelben vollftändig ver 
nichtet. Es ift der Mühe mwerth, fich diefe Thatſache zu erklären. 
Zwei Dinge waren es, durch welche dieß Syftem der alten Lands 
fchaft zunächft in formellem Widerjprud mit der Revolution ftanden. 
Das erfte war ihre, auf der Gefchlechter: und Ständeordnung bafirte 
Berfaflung; das zweite war ihre biftorifche Selbſtändigkeit gegenüber 
dem Willen der centralen Gewalt. Diefe beiden Dinge mußte die 
Kevolution ändern. Allein es fam ein Drittes hinzu. Das war bie 
Unmöglichkeit, die großen einfachen Grundſätze der Revolution, die Prin: 
cipien der ftaatöbürgerlichen Geſellſchaft durchzuführen, jo lange man 
jenen Körpern die alten Funktionen ließ. Wir haben dieſes ſchon 
früher ausgeführt. Die erfte Bedingung der Ummälzung des Beſtehen⸗ 
den erjchien daher als völlige Vernichtung ber örtlichen Selbftän: 
digfeit des Rechts und der Nechtsbildung überhaupt, und der Lands 
fchaften insbeſondere. Es durfte Fein Element der vollgiehenden Gewalt 
in andern Händen fein, als in denen der gelebgebenden, follte anders 
das neue Recht wirklich durchgeführt werden. Es handelte fich daher hier 
nicht mehr um eine Reorganifation der landſchaftlichen Eelbftverwaltung 
auf Baſis der neuen Rechtsgrundſätze, fondern um die gänzliche Beſei—⸗ 
tigung derfelben. Und diefe Befeitigung erichien nun auch im Sinne 
der neuen Freiheit möglich dur das, was diefelbe dem Volke anftatt 
feines landſchaftlichen Rechtes gab. Das war die Idee und die Wirk: 
lichleit der Vollsvertretung, melde ihrerjeit die Idee nicht bloß der 
freien Gefeßgebung , jondern auch die der freien Verwaltung vermirt: 
lichte. So jehen wir wieder hier das große Geſetz wirkſam, daß die 
J Auflöfung der Landſchaft ſich vollzieht, fo wie die freie Volksvertretung 
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ins Leben tritt; während ſich dieß in England beftätigt bei einer Volls⸗ 
vertretung, die mit der Selbftverwaltung gleichzeitig emtfteht, erzeugt 
plötzlich die in Frankreich entftehende Volfövertretung auf gleicher Grund: 
lage das gleiche Refultat; und berfelben Erfcheinung werben wir wieder 
in Deutſchland, wenn auch in anderer Form, begegnen. 

Allerdings aber ift e8 eben biefes plöpliche Schaffen einer freien Ver⸗ 
tretung, welches zwar die Landſchaft vernichtet, aber dafür auch ander 
ſeits den Gedanken einer Selbftverwaltung nicht untergehen läßt. Nur 
gelangt bie plößliche Aufhebung des hiſtoriſchen Rechts auf Selbftän« 
digfeit nicht zu dem Gedanken, der neuen Eelbftverwaltung, melde fie 
einrichtet, auch diefelbe Selbftändigkeit wieder zu geben, melde fie fo 
eben den alten Lantichaften genommen hat. Es war die Einheit bes 
Princips, melde die Verfaffung zu ſchaffen allein fähig war; die Bere 
wirllichung dieſer Einheit mußte durch die nicht minder einheitliche 
Verwaltung ins praktiſche Leben eingeführt werden. Der zweite Grund« 
zug der franzöfiichen Revolution, die Einheit der „fouveränen Nation,” 
ſchloß daher grundſätzlich die Selbftändigfeit des Willens für einen 
Theil des Ganzen aus; mit der franzöſiſchen Staatsidee der Revo 
Iution war daher auch die Autonomie der neuen Selbſtverwaltungs ⸗ 
lörper unvereinbar. La souverainet& de la nation est une, indivisible. 
Die Folge war, daß man die neuen Selbftverwaltungslörper als Ver ⸗ 
maltungsgebiete auffaßte, in denen die freie Verwaltung nur nod in 
der Form der Berathung, alfo in der der Conſeils auftritt. So 
entftand das Departement und das Departementaliyftem; alle auf das 
letztere bezüglichen Geſetze, ja alle Gedanken darüber find von bems 
felben Geifte durchbrungen; in ihm ift eigentlich das Weſen ver Selbft- 
verwaltung ausgeſprochen. 

Schon das Dekret vom 22. December 1789 fagt: „L'Etat est un; 
les departements ne sont que des sections du m&me tout; une ad- 
ministration uniforme doit les embrasser tous dans un r&gime com- 
mun.“ — Das ging fo weit, daß das Departement im Anfang nicht 
einmal ein eigene® Bubget hatte; bie Convention centralifirte auch bie 
Departementalabgaben „et le prineipe d’unit6 et d'indivisibilit6 se 
formulait en cette maniöre par ces mots: „Un Etat, un budget.“ 
So warb bie Freiheit der Verfaſſung in ihrer härteften Conſequenz zur 
Unfreiheit der Verwaltung; unb in ber That ift dieſer Standpunkt von 
dem franzöfichen Rechtsſyſteme niemald ganz überwunden; er befteht 
noch gegenwärtig in feiner vollen Blüthe. Vieleicht in keinem Gebiete 
des ganzen Organismus des franzöſiſchen Staates ift daher die Gleich- 
förmigkeit des Rechts fo groß als hier. Denn fon nach dem Unter 
gange des Direlioriums ift das Syſtem ein fertiges; das Gelch ham 
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28. Pluv. an VII ift die Baſis derſelben, und die Principien derfelben 
find fchon in dem Bericht des Staatsraths Röderer jo Ilar ausgefprochen, 
daß wir mit der betreffenten Stelle den ganzen Gedanken ber franzöfe 
fhen Auffaflung wiebergeben. Er jagt: 

„Dans l’administration locale, qu'il faut distinguer de l’edmini- 
stration generale, comme on Jdistingue les administrateurs des ministres, 
on reconnait trois services distincts: 1) l'administration proprement 
dite; 2) les jugemens qui se rendent d'oflice en matière de contri- 
butions, et qui consistent dans les differentes r&partitions qui se 
font entre les masses et les individues; 3) le jugement du conten- 
tieux dans toutes les parties de l’administration. Le projet sépare 
ces trois fonctions. Il remet la premiere à un seul magistrat dans 
chaque degr& du pouvoir administratif, savoir: au Prefet, au Sous- 
Prefet, et au Maire, ll remet la seconde à des Conseils de departe- 
ment, ä des Conseils d’arrondissement communaux et aux reparti- 
teurs municipaux dout l’existence est conservee. Il remet la 
troisi&me à un Conseil de prefecture. Ces dispositions sont fondees 
sur deux principes: qu’administrer est le fait d’une seul homme, 
et juger le fait de plusieurs.“* 

Obwohl nun bei der Annahme des Geſetzes einige nicht unmelent: 
lihe Mopdififationen durdhgingen, fo blieb tod das Ganze befteben. 
Das Departement bat damit feine eigene Selbftändigfeit fo gut als 
ganz verloren. Es bat nur noch eine Eriftenz der organischen Zweck—⸗ 
mäßigfeit, es ift ein abminiftrativer Begriff und bietet und nur eine 
jpecielle Anwendung der ganzen Organifation Frankreichs. Wir können 
fie ſehr kurz bezeichnen, denn klar und durchfichtig ift, mas bie franzö— 
ſiſche Geſetzgebung ſeit jener Zeit gefchaffen hat. 

Das Weſen jener drei Elemente ift, daß der Prefet die voll: 
ziehbende Gewalt, das Conseil de prefecture die verwaltungs 
gerichtliche Funktion — namentlich in Steuerfachen, und das Conseil 
general die Aufgabe der Intereſſenvertretung bei ber Behörde, 
und daneben die wirthſchaftliche Verwaltung des Departemental: 
vermögend: und Einlommens bat. Auf diefen drei Elementen beruht 
das Syitem der landichaftlihen Verwaltung in Frankreich, wie es aus 
der Revolution hervorgegangen ift. 

Das Departement, für fich als felbftändiges Organ betrachtet, 
beſteht aus drei Elementen, dem Prefet, dem Conseil de prefecture und 
dem Conseil geueral. Das Arrondissement gehört bereit3 dem Syſteme 
der Gemeinden. 

Der Prefet iſt im Behördenſyſteme Frankreichs das eigentliche Haupt 
deflelben. Seine Funktion ift der Ausdruck der Funktionen, welche dem 
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Amtsweſen in Frankreich gegeben find, und die Stellung, welche die 
Räthe zu ihm einnehmen, bezeichnet daher auch die Stellung der Eelbft- 
verwaltung überhaupt. Er befigt die verwaltende — die oberaufjehende 
— und bie richterliche Gewalt. ALS verwaltendes Drgan hat er bas 
Recht der Verordnung und zwar für alle drei Gebiete der Verwaltung. 
Als oberauffehende Gewalt hat er die Genehmigung für die Befchlüffe 
der Gemeinden und die Controle ihrer Thätigkeit. Als richterlihe Ger 
malt endlich ift er die erfte Inſtanz in ber Jurisdietion administrative 
und contentieuse. Bid 1852 war er in allen biefen Beziehungen vor⸗ 
nehmlich das Organ der Minifter; das Dekret vom 27. März hat ihn 
von den Miniftern etwas unabhängiger, dafür aber ihn perſönlich mäch⸗ 
tiger und verantwortlicher gegenüber tem Staatsoberhaupt gemacht; bie 
Decentralifation ift in der That nichts als eine fchärfere Unterwerfung 
des Prefet unter den perfönlihen Willen des Monarchen, die weitere 
Ausführung des Grundfages, ber ſchon in der Aufhebung der perfün« 
lien Verantwortlichkeit der Minifter und ber Uebertragung berfelben 
an den Kaiſer ausgebrüdt iſt. Neben dem Prefet ftehen nur zwei 
Rathökörper mit weſentlich verfchiedenen Aufgaben. 

Das Conseil de prefecture war gleich anfangs ala ein amtliches, 
als Verwaltungsgericht aufgefaßt und bildete damit den Ausbrud des 
jelbftändigen Departemental» oder Landſchaftsrechts, fo weit ein ſolches 
in der Verwaltung noch beftehen konnte (f. oben). Es hat diefen 
Charakter nie ganz verloren; man hat 1841, 1846 unb endlich wieber 
1848 daran ändern wollen, ohne etwas Weſentliches zu erzielen. Auch 
jegt ift man im Grunde noch über das Gefe vom 28. Pluvioſe an VIII 
nit hinaus, Der Kern der Frage über dad Conseil liegt in Frank⸗ 
reich nicht in dem Streben, demfelben eine neue Stellung zu geben, 
fondern vielmehr in der Competenzbeftimmung, in der jurisdietion ad- 
ministrative, gegenüber dem Conseil d’Etat. Die Frage hat, obwohl 
fie für Frankreich von großer Wichtigkeit ift, Teine allgemeinere Bebeus 
tung. Das Verhältnig aber, in welchem ber Conseil de prefecture 
zum Prefet fteht, beruht auf folgenden Punkten. 

Jeder Präfektur ift ein ſolches Conseil beigegeben; ſeit dem Dekret 
vom 28. März 1862 in vier Mitgliedern. Diefe haben theild als Be 
amtete, theil aber ala Räthe zu fungiren: dennoch find fie, obwohl 
fie vom Staatsoberhaupt ſchon gleich anfangs ernannt worben find (Geſetz 
vom 28. Pluviofe an VI, Art. 18), body Feine wahren Beamteten, 
denn fie dürfen alle Nebengefchäfte betzeiben, bie ihnen nicht ausbrüd« 
lich unterfagt find. Als Beamtete find fie weſentlich die erfte Inftang 
der justice administrative und zwar in fieben ziemlich beftimmten Fällen. 
Diefe Zunktion ift dadurch von denen ber eigentlichen Behörben ver 
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ſchieden, daß fie nicht dem Präfelten referiren, ſondern bier felbft ent 
ſcheiden. Dagegen ftehen fie als eigentliche Räthe neben dem Prefet 
gleichfalls in einer Reihe von Fällen, wo das Conseil feinen Avis gibt, 
ohne daß der Prefet daran gebunden wäre. Man findet fchon bier bie 
Unterjheidung zwiſchen deliberer und donner avis; denn in manchen 
Fällen ift der Prefet verpflichtet, da® Gutachten des Conseil ein 
zubolen, in manden fteht es ihm bloß frei. Im erften Fall heißt es: 
„le Prefet statue en Conseil de pr&feeture.* Dahin gehören namentlich 
gewifle Steuerfragen und Verhältniſſe der Gemeinden. Doc find aud 
hier diefe Fälle jehr ſchwer zu bejtimmen, da eigentlih ein Princip 
fehlt, und die Zweckmäßigkeit der Organifation maßgebend geworden 
ift. Neben diefem Conseil, das demnad mehr den Vertretungen an- 
gehört, fteht nun das zweite, das den Ausbrud ter eigentlichen Selbft- 
verwaltung bildet, jo weit es eine foldhe in Frankreich gibt. 

Das ift das Conseil general. Das Conseil general ift eigentlich 
das Organ der Selbjtverwaltung in der Steuerverfaffung Franl- 
reihs, und zwar für die Departements. Die gegenwärtige Ordnung 
und Aufgabe derjelben beruht auf den Gefegen vom 22. Juni 1833, 
vom 10. Mai 1838 und endlich auf dem Dekret vom 2. Februar 1852. 
Das Conseil general wird nicht wie da® Conseil de prefecture vom 
Staatsoberhaupt ernannt, jondern auf derfelben Grundlage wie das 
Corps legislatif von dem Departement Tantonsweife gewählt; doch 
bürfen nicht mehr ala 30 Mitglieder darin fein. Ihre Wahl gilt auf 
neun jahre. Das Conseil wird vom Prefet berufen und gefchlofjen. 
Seine Aufgaben zeigen und, da hier das PVertretungsverhältnig zum 
Beamtenthbum megfällt, die darin früher erwähnten Kategorien; er hat 
das Recht zu beſchließen, aber nur für die Contributions directes 
entre les arrondissements; er hat das Recht zu berathen, und zwar 
ift der Gegenftand diefer Berathung das budget du departement, welches 
der Prefet vorlegt, das Conseil beräth und der Kaifer fanttionirt. Hier 
ift die Selbjtvermaltung der Aufgaben der innern Verwaltung enthalten; 
denn natürlich ift jenes Budget eben nichts als der Ausdrud der Aus: 
gaben, welche durch die fpecielle Departementöverwaltung gefordert 
werben. Aber das Verhältniß dieſer landſchaftlich berathenden Rechte 
zum Staatsorganiömus ift wieder verſchieden, indem die Beitätigung 
keineswegs immer von demjelben Organ gegeben werden fann. Der 
Kaifer beftätigt dad Budget; die Minifter beftätigen die Beſchlüſſe 
über Wegeweſen des Departements, Gefängnißweſen, öffentlihe Bauten, 
fowohl des Departements ald der Communes; der Prefet endlich fann 
einfeitig eine Reihe von Heinen Anträgen beftätigen, welche aus der 
Berathbung des Conseil hervorgehen. Das Conseil hat endlich zu 
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begutachten über gewiſſe einzelne Punkte der innern Departements: 
verwaltung, welche ihm vom Prefet vorgelegt werben. 

Faßt man nun das Gefagte zufammen, fo ericheint die franzöfifche 
Landſchaft in Aufgabe und Drganifation ald der legte Reſt der Selb: 
ſtändigleit der Selbftwerwaltung, der noch dieſen Namen führen Tann. 
Prefet, Conseil de préfecture und Conseil general bilven ein Ganzes, 
in welchem nicht etwa wie in Deutſchland die Organe der Selbſtverwal⸗ 
tung dem Organismus des Staats felbftänbig gegenüber ftehen, fonbern 
vielmehr nur eine Vertheilung der amtlichen Funktion enthalten. Nament ⸗ 
lid) die Conseils généraux find eigentlich nur gewählte amtliche Organe, 
ſoweit fie entfcheivende Stimme haben, und gewählte Räthe der Regie 
rung für Landſchaftsangelegenheiten, foweit fie berathen und begut- 
achten. Dennoch erfcheinen fie ala Formen ber Selbſtverwaltungskörper, 
denn das Departement ift die gefegliche Landichaft, und jene Funktionen 
beruhen auf Gefegen und nicht auf dem Willen der Regierung. Dar 
gegen haben fie weder vollziehende Gewalt, noch Verorbnungsgemalt, 
noch Steuergewalt, noch eine bürgerlich gerichtliche; nur für den Ver: 
maltungöproceß find die Conseils de préſecture felbftändige Drgane, 
aber doch nur erfte Inſtanzen. Ebenfo wenig find dieſelben Ausdrücke 
felbftändiger ſocialer Bildungen. Sie lafien den Antheil bes Volles 
an der örtlichen Verwaltung nur als Confequenz eines Princips, und 
nicht als Ausübung eines Rechts zu, und daher find fie ſowohl wie 
die folgende Form des Gemeindeweſens Turz gejagt dad, was wir als 
die romaniſche Form ber Selbftverwaltung gegenüber ber 
germaniſchen bezeichnen. 

Vielleicht eben deßhalb ift num bie Literatur über diefe Departer 
mentalverfafjung eine im Grunde unbedeutende. Mohl hat diefelbe 
in feiner Maren und gründlichen Weife trefflich harakterifirt (Literatur 
ter Staatswiſſenſchaft III, S. 248—284). Bol. dazu Laferridre, 
Droit publ. et adm. II. I. Ch. 3, der im Grunde nur die urfprüng« 
liche Auffaſſung der Revolution reprobueirt. Die franzöfiſche Literatur 
faßt dad ganze Departement ftreng abminiftrativ auf; man kann 
ohne Uebertreibung fagen, daß der Gebanfe einer Selbftverwaltung gar 
nie bei ihr zum Durchbruch gelangt ift. Daher hat die genauere Ber 
trachtung des Rechts der Departements auch nur ein fpecielles fran- 
zöffches Intereſſe. Das Ergebniß dieſer Departementalverfafjung aber 
in Verbindung mit der Municipalverfaflung Frankreichs läßt ſich ſchon 
bier in bie allgemeine Formel fafjen, daß eine Selbſtverwaltung ohne 
Verorbnungs« und Zwangsgewalt ihrer gewählten Organe nur bem 
Namen nad eine Selbftverwaltung, in der Wirllichkeit aber ein amt 
lider Organismus in Berbindung mit einer Vertretung 
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if. Und das ift der Charakter ver ganzen franzöfiſchen Selbft: 
verwaltung. 
5) Deutihland. 


Bedeutung der Landftände mıd der ftändifchen Berfaffungen. Die Brovinzialftäude 
Preußens und die Landtage Oeſterreichs. 


Es ift fein Bmeifel, daß, indem wir jebt zu Deutfchland über: 
gehen, mir ben eigentlichen Boden der Landſchaftsbildung und bes 
Landfchaftsrechts betreten. Aus einer Reihe von wohlbelannten Gründen 
ift das Landſchaftsweſen in Deutichland dem eingehendften biftorifchen 
Studium unterworfen. Es ift nicht möglih, in Beziehung auf den 
Stoff hier etwas Neues zu fagen. Allein der Mangel an ftants 
männiſcher Auffaflung, dem mir fo oft begegnen, hat e8 auch bier 
hervorgebracht, daß der wichtigite Geſichtspunkt für die deutſche Land⸗ 
Ihaft, ihr Verhältniß zur Etaatenbildung, nur fehr menig 
beachtet worden ift. Wir haben nun im Folgenden den großen Vorzug, 
das ganze Material ald befannt vorausfegen zu dürfen. Wir wollen 
über einzelne biftoriihe Daten mit unfern Vorgängern nicht rechten. 
Allein wir können nicht umbin, auch hier unfern eigenen Weg zu vers 
folgen, wie derjelbe bereits durch die obigen Grundſätze gegeben ift. 

Wir möchten nun die folgende Charafteriftif an die drei Ausdrücke: 
Yandtage, Landſtände und Landſchaft Inüpfen. Sie bezeichnen ung am 
beiten den großen hiſtoriſchen Entwidlungsproceß, der auch gegenwärtig 
nicht abgeſchloſſen iſt. 

In keinem Gebiete Europas iſt die Folge des Unterganges der 
Karolingiſchen Monarchie ſo entſchieden zu Tage getreten, als in Deutſch⸗ 
land. Sie beſtand hier wie anderswo in dem Entſtehen der örtlichen 
Souveränetät. Die Träger derſelben waren die Grundherren. Die 
Atomiſirung des Staatslebens, die ſich daran ſchloß, ward dann all: 
mählig ausgeglihen, indem auf Grundlage von Land und Stamm, 
meift anfnüpfend an altes Recht oder junge Thatkraft ver Dynaſten⸗ 
geichlechter, die Grundherren zufammentraten und die Landtage bil 
deten. Begriff und Organifation derjelben find zu befannt, als daß 
wir darauf einzugehen hätten. Ihr Recht ift die Verwaltung und 
Vertretung des Landesrecht? gegenüber jeder höhern Einheit, ſowohl 
gegenüber dem Reich ald dem Lehnsherrn; ihre Drganifation ift die 
damals in ganz Europa berrfchende Verbindung der Geſchlechter⸗ und 
Standesherrſchaft. Die öffentlich rechtliche Bezeichnung ift verichieden: 
Herzogthum, Grafſchaft, Fürſtenthum, zuweilen auch Landfchaft u. a. 
Der Sache nad find fie alle ziemlich gleih. Mit diefen Elementen 
treten die Landtage in die Epoche der polizeilichen Regierung feit dem 
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Ende bes dreißigjährigen Krieges. Es ift befannt, daß in biefer Epoche 
die unter ber Landesherrſchaft entftehenve Free des Staats die Rechte 
der Landtage befeitigt. Allein es wird nicht immer genug herbors 
gehoben, daß dieſe Befeitigung ſowohl das Recht der Gefehgebung 
als ber Vollziehung trifft, jedoch jedes in anderer Form und in anderem 
Maße. Die gefeggebende Gewalt verloren die Landtage mit dem adht« 
zehnten Jahrhundert ganz, für die Vollziehung bleibt ihnen dagegen 
ein Theil, namentlic) derjenige, der auf dem Vermögen, den wirth: 
ſchaftlichen Verhältniffen der neuen Stantenlörper beruht. Klüber hat 
noch bei weitem den klarſten Begriff der eigentlichen „Lanbftände“ und 
den ber „Landftänbifchen Corporation“ $. 295, namentlich $. 298 (Recht 
der Landſtände) „als für fich beftehender Corporation,“ und „Ausſchüſſe 
der Landftände” in den Heinen Etaaten mit der begränzten Vollzugs ⸗ 
gewalt. Vgl. Aretin über landſtändiſche Ausſchüſſe II. 2. 196. Die 
meiften antern fehen in ihnen nur das Element der fünftigen Volles 
vertretung und legen an ihre Beurtheilung den Maßſtab defien, mas 
aus ihnen werben fol, Es ift bei der gewöhnlichen Darftellung, mie 
fie z. B. Unger und in neuefter Zeit Gierfe gaben, ſchwer möglid, 
ein Hares und einfaches Bild der Entwidlung zu gewinnen. Man fieht 
bier in der That ven Wald vor Bäumen nit. Nur durch Reducirung 
aller verfchiedenen Einzelheiten auf jene großen Kategorien fann man 
eine Geftalt finden. Doc würde uns das zu weit führen. 

Während dieſer Proceß mit mehr oder weniger Erfolg in den ein» 
zelnen Theilen Deutfchlands vor fich geht und die landſchaftliche Staaten 
bildung der großen Reichsländer allmählig zur abfoluten Herrſchaft des 
Landesherrn führt, erſcheint in Beziehung auf das beutiche Reich als 
Ganzes gerade die umgekehrte Erſcheinung. Das deutfche Reich jelbft 
ift bis zum weftphälifchen Frieden ein landſchaftlicher Staat; feit dem 
meftphälifchen Frieden Iöfen fih die Gewalt und das Recht des Reiches 
auf und Deutſchland wird aus einem Staate ein Bundesftant. Das 
ift er fhon 1648; die Altion der gemeinfamen Geſetzgebung, die Thätige 
keit der Reichsabſchiede verſchwindet, und erhält ſich kaum in den Wahl» 
Tapitulationen; eine gemeinfame Verwaltung ift nur noch in den Reichs ⸗ 
gerichten vorhanden, welche aber für das Bundesverhältniß felbft nicht 
mehr competent find; es ift ber entichiebene Webergang vom Bundes . 
ftaat zum Staatenbunde vorhanden. 

In diefem Zuftand treffen die franzöfifchen Kriege das alte Reich 
und zerbrechen es. An dia Stelle ber Bundesſtaaten treten jetzt lauter 
fouveräne Staaten. Diefe fouveränen Staaten find zugleich, wenigften® 
ihrer Tendenz nad), abfolute Monarchien. Aber der Form nach beftchen 
noch die alten Landtage, Länder, Landesrechte fort. Sie find der legte 
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Halt der Idee der freien Verwaltung in tem freibeitslofen Buftante 
der damaligen Zeit. Und es war baber natürlih, daß an fie fid 
alle Hoffnungen einer inneren Entwidlung des deutſchen 
Boltes Inüpften. Das nun ift es, mas bie bisherige Geſchichte 
unferes Jahrhunderts beberricht und geitaltet hat. 

Denn als nun nad der Bewältigung Napoleons fi) das nee 
Deutichland biltete und die Befriedigung ber Forderung ber Völker nad 
einer freien Geftalt des öffentlichen Lebens ihren Ausdruck ſuchte, griff 
man ftatt auf das Etaatsbürgertbum wie in England und Frankreich 
vielmehr in Deutfchland auf die alten Landtage zurüd, welche in Brincip 
und Organismus der Gefchlechter: und Ständeordnung entipracdhen. Die 
deutiche Bundesafte gab diejer Richtung ihren erften Ausdrud in ihrem, 
jeiner Zeit fo viel berühmten Art. 13: „Sn allen deutſchen Staaten 
wird eine landſtändiſche Verfafiung ftattfinden.” Das Volt, das 
damals noch keineswegs fich zur Höhe der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft 
erhoben hatte, war mit biefem erften Zugeftändniß zufrieden; es lebte 
in ihm das Gefühl, daß wenn nur ber erfte Echritt geichehen ſei, auch 
bie folgenden nicht ausbleiben würden. Die Regierungen aber, ver 
Alleinherrſchaft noch keineswegs entwöhnt, zögerten zum größten Theil, 
auch nur diefe Vertretung einzuführen; dort indeß, mo ſolche Bertre 
tungen eintraten, forderten fie fofort Antheil an Gejeßgebung und Ber: 
waltung. Der Kampf zwiſchen Fürſtenthum und Voll brach aus; und 
der Mittelpunkt defjelben waren nun die Rechte der alten Landtage und 
ihre Herftellung im freieren Sinne. Auch die Regierungen hatten ihrer: 
jeitö das lebhafte Gefühl, daß die Völker bei dem alten Landtage nicht 
ftepen bleiben würden; fie hielten mit jedem Zugeſtändniß zurüd, und 
die Wiener Schlußalte erflärte in Art. 55, daß die Herftellung einer 
ſolchen Tanpftändifchen Verfaljung „eine innere Angelegenheit fei, und 
es bleibe dem Landesherrn überlafjen, diefelbe mit Berüdfichtigung der 
früheren ftändifchen Rechte nad) den gegenwärtigen Verhältniſſen zu 
ordnen.“ Einige thaten es, einige nicht. Und fo entftand ein Zuftand, 
der auf jedem Punkte den Charakter eine® Ueberganges an fich trug. 
Wir faffen nun die beiden Epochen von 1816 bis 1830 und von 1830 
bis 1848 zufammen. hr gemeinfamer rechtlicher Charakter mar der, 
dab die alten Landtage mit einer ftaatsbürgerlichen Vertretung auf 
Grundlage des Wahlrechts verſchmolzen, daß denfelben eine Competenz 
in Beziehung auf die Gefeggebung eingeräumt, aber jeder Antbeil 
an der Verwaltung entzogen wurde. Diefe Epoche nennen wir 
daher die der Landftände, und die darauf begründete Drbnung bes 
Öffentlichen Rechts die landftändifhen VBerfaffungen. 

Dabei nun muß man, um fi die gegenwärtige Bewegung und 
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die Zufunft derſelben Har zu machen, eins fefthalten. Ein Theil ver 
deutſchen Bundesſtaaten war nämlich fo Hein, daß fie jelbft innerhalb 
ihres Gebietes feine Länder befaßen, ſondern jelbft nur Heine Länder zu 
nennen waren. Andere wieber beftanden aus mehr ober weniger ſcharf 
bejtimmten Ländern. Es ergab fi daraus, daß ber Öffentlich rechtliche 
Charakter jener landſtändiſchen Verfafjungen felbft ein hödft ver 
ſchiedener war und bie „Stänbe” daher bei aller Gemeinfamteit ober 
Gleichartigkeit der Drganifation auch in dieſen verſchiedenen Staaten 
etwas ſehr verſchiedenes bebeuteten, was gerade für unfere Frage ent 
ſcheidend ward. In denjenigen Staaten nämlich, bie einft felbft nur 
Länder des alten deutſchen Reiches waren, waren die Stände 
in ber That feine Landtage, fondern fie waren eine wirkliche Volks— 
vertretung, allerdings mit ftarler Miſchung ber Geſchlechter- und Ständer 
ordnung, tie in den füblihen Staaten, und ben Verfafjungen von 1830. 
In denjenigen Staaten dagegen, welche aus wirklichen alten Ländern 
beftanden, nahm man gleichfalls die alten Zanbtage auf, aber mit ber 
biftorifchen Beſchränkung ihrer Competenz auf die Landes angelegen⸗ 
heiten und mit ftrenger Ausſchließung der Reichsfragen. Dadurch ent 
ftanden der Begriff und das Syſtem der Provinzialftände; fie waren 
Landſtände und Landtage, mie bie ſtändiſche Bollövertretung; aber 
während bie Ießteren das Drgan der gejeßgebenven Gewalt waren, ers 
dienen in den Provinzialftänden diefe Landtage zuerft ald Drgane . 
ter Selbftverwaltung; in ihnen traten die Provinzen als Selbſt— 
verwaltungslörper auf, allerdings mit jehr beſchränlter Competenz 
der Vollziehung, faft ganz ohne felbftändige Verordnungsgewalt, in 
Beziehung auf die Geſetzgebung nicht mehr als ein franzöfifcher Conseil 
general, aber doch als das höchſte Drgan ber communalen Selbft: 
verwaltung. Neben dieſen beiden Formen ftehen nun britteng diejenigen 
Länder, in benen bie alten Landtage nod ganz in ber früheren Form 
fortleben, aber freilich ohne alle Competenz für Gefeßgebung und Ver- 
waltung, in ftrengfter Beichränfung auf ihr ftänbifches Vermögen. End: 
lich muß man vierten unterfdeiben diejenigen Drbnungen, wo bier 
jenigen Formationen galten, die man mohl im engern Sinne bie 
Landſchaften und Landtage nannte, unb bie im Grunde nur größere 
Kreisgemeinden der Grundherren waren, wie namentlich im Königreich 
Sachſen, Hannover und Medienburg. So entftand ein Zuftand, ber 
in gar Feine fefte Formel gebracht werben kann; es gibt in biefer Zeit 
gar keinen feften Begriff der Landftände. Man muß fi) daran 
gewöhnen feftzuhalten, daß man in biefer merlwurdigen Uebergangs⸗ 
epoche eben fo wenig weiß, mas man unter dem Wort „Lanbftände” 
oder „Stände“ als unter dem Wort „Geſetz“ zu verftehen bat; benn 
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die „Stände“ find fo wefentlich verſchieden in Sübbeutichland, Preußen 
und Defterreich, daß man fie von vorn herein nur als VWebergangs 
geftaltungen anjehen Tann. Wir glauben aber, daß diefe Verhältnifſe 
viel zu belannt find, um bier eine genauere Darftellung zu forbern. 
Wir können fie nur benüten, um die gegenwärtige Beivegung zu be 
zeichnen und den Punkt feftzuftellen, auf dem biejelbe beruht. 

Die beiven Jahre nämlich, welche für diefen Theil der Gefchichte 
Deutichlands entjcheidend wurden, waren das Jahr 1848 und 1866. 
Sm Sabre 1848 bildete ſich die Einheit Deutichlandg auf Grundlage 
einer freien Bolfsvertretung, und fofort verſchwand die bee der 
Landſtände und der felbftändigen Landſchaft. Das Jahr 1866 dagegen 
erzeugte die Einheit zunädhft für den Norbbeutichen Bund, und wieder 
trat die alte Vorftellung ind Leben, daß die Einheit Deutſchlands über: 
baupt nur auf unfrieblidem Wege hergeftellt werben könne. Sofort 
trat der Gedanke der rechtlichen Selbftänbigleit der Länder, aus denen 
biefer Bund beftand, wieder in den Borbergrund. Die Vorftellung, 
daß über furz oder lang alle Theile Deutſchlands wieder ein einheit- 
liches Ganzes bilden werben, lebte mit aller Kraft wieder auf, und 
jet mußte man fich darüber einigen, welches Hecht denn die alten 
„Länder“ in einer folden Einheit haben müflen. 

Es ift Tein Zweifel, daß wir damit vor der Entfcheivung der Frage 
fteben, in welchem PBerhältnig man fi) nunmehr das „Land“ zum 
„Reiche“ zu denken bat. Wir haben uns darauf zu beichränfen, bier 
unfere UWeberzeugung einfach auszufprechen, und die beiden großen 
Grundformen zu charakterifiren, in denen gegenwärtig die Länder 
auftreten. 

Sowie nämlich einmal eine beutjche Volksvertretung mit einem 
ausgebildeten verfaflfungsmäßigen Regierungsrecht verwirklicht wird, 
wird an die Stelle der Provinzialftände die dritte große Grundform, 
die Landſchaft treten. Deutfchland ift beftimmt, eine Reichgeinheit 
von Landſchaften zu werden. Die „Landſchaft“ bedeutet für bie 
Zulunft den großen, biftorifch gebildeten, auf Land und Stamm be: 
ruhenden Selbſtverwaltungskörper der deutfchen Zufunft, der die 
örtliche vollziehende Gewalt, aber nicht bie geſetzgebende hat und 
daher die früher dargeftellten Brincipien der Autonomie und Oberauf: 
fiht unter freier Wahl feiner örtlichen (Zanvesregierungd:) Organe 
verwirklicht mit örtlichem (Zandes:) Verorbnungsrecht, örtlicher Selbft- 
befteurung und örtlicher, abfolut freier, nur den Gerichten unterftehen: 
der Verwaltung für alle diejenigen Zwecke, welche die Landſchaft 
mit eigenen Mitteln nad eigenem Beſchluſſe ausführt, wäh—⸗ 
rend die Einheit durch das Recht der Genehmigung und des Verbotes 
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der Reichsminiſter unter verfaflungsmäßiger Verantwortlichkeit berfelben 
für alle übrigen Theile ver Verwaltung bergeftellt wird. In dem 
Sinne, daß diefe Grundfäge die Selbftverwaltung ordnen, reben wir für 
die Zukunft von ber Erhebung der Stände und Provinzialftände zu 
beutfchen Landſchaften. 

Zu diefem Syſteme verhalten ſich nun bie beiden großen Gtanten 
Deutihlands in folgender Weiſe. 

In Preußen waren aus dem Verfprechen einer Nationalvepräfens 
tation (Ebilt vom 27. Dftober 1810) nur bie Provinzialftände 
dur Geſetz vom 3. Juli 1823 hervorgegangen. Der Gebanle des 
Geſetzgebers bei dieſen Provinzialftänden war ein franzöſiſcher; fie 
folten in allem Wefentlihen nur das Conseil general des Departes 
ment3 fein; ber Präfivent war ihr Prefet, der Lanbrath ihr Sous 
prefet. Wie den Conseil generaux, fo war auch den Provinzialftänden 
Preußens ftreng verboten, unter einander zu verlehren (Geſetz vom 
10. Juli 1833, Art. 14), oder ſich Über Dinge zu äußern, bie nicht 
in ihrer fcharf gezogenen Competenz liegen (ebend. Art. 16. 17). Da 
gegen haben fie die höhere Competenz in Gemeinbeangelegenheiten, 
das Recht, daß „ihren Beſchlüſſen die Gommunalangelegenheiten ber 
Provinz unter Töniglicher Genehmigung überlaflen werben.“ So weit 
mar das Inftitut, fo viel bie Regierung ihrerfeits bazu thun konnte, 
eine franzöſiſche Einrichtung. Dennoch Iebte ber deutſche Geift darin. 
Derfelbe zeigte fih von Anfang an in zwei burchgreifenden Momenten. 
Zuerft beruhte die ganze Bildung der Körperfchaft nicht auf dem fran- 
zöſiſchen Princip ber ftantSbürgerlichen Gleichheit, fondern auf den ſtän⸗ 
diſchen Unterſchieden; ja fie waren im Grunde nur abliche Körper. 
Dann aber, und das ar das Wichtigfte, genügten fie nicht einmal 
der preußiſchen, doch an ftrengen Gehorfam gewöhnten Bevölkerung, 
und zwar nicht bloß wegen ihrer feubalen Bufammenjegung, fondern 
deßhalb, teil das deutſche Volk überhaupt ſich unter „Ständen“ eine, 
wenn auch ſtändiſch mobificirte Volfövertretung mit Theilnahme an 
der Gefeßgebung dachte. Davon war in jenen Probinzialftänden feine 
Spur; fie waren ihrer ganzen Conception nach nur berathenbe Körper 
für bie auf die eigene Provinz begügliden Berorbnungen ber 
Regierung, welde man in ber damaligen Verwirrung ber Begriffe 
„Geſetze“ nannte. Sie waren daher in Wirklichkeit franzbſiſche 
Selbftverwaltungslörper, und ber deutſche Geift forberte, 
daß fie deutſche Volksvertretungen fein follten. Das war 
der Widerſpruch, unter dem fie lebten, ober vielmehr vegetirten, und 
der es überfehen ließ, daß fie denn doch, wenn auch unentwidelt, den 
Keim einer freien Selbftverwaltung in ſich trugen. Man fah nicht, 
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daß bier der Keim einer eigentlichen Landſchaft liege, weil man mit 
richtigem Gefühl erſt eine Volfsvertretung forderte, um zur Lanbjchaft 
zu gelangen. Daher denn die Beivegung der bierziger Jahre, aus ber 
die wunderliche Unfertigfeit des „Vereinigten Landtags“ — die Ber: 
einigung von Selbftverwaltungslörpern zu einer Neichsjelbftverwaltung 
ohne das Princip der Minifterveranttvortlichkeit und ohne Unterfcheidung 
von Geſetz und Verorbnung, hervorging, Das Jahr 1848 zeigte bie 
Unmöglichfeit, dabei ftehen zu bleiben. Das Jahr 1850 gab dann die 
Verfafjung. Und jet entftand die Frage, was eigentlich bie „Pros 
vinzialftände” jeien. Natürlich Tonnten diefelben nicht beftehen, wenn 
die Volksvertretung wirklich auch das Princip der freien Verwaltung 
durchführte, und das war anfangs die Abſicht. Nun hatte man von 
Anfang an in den Propinzialftänden wie erwähnt überhaupt Feine 
Selbftverwaltungsförper, jondern unvollfommene Volfsvertretungen ge 
jehen. Man mußte fie daher weſentlich ändern, fie in ihrer letzteren 
Eigenſchaft befeitigen und nur Selbftverwaltungsförper, und zwar nicht 
mehr auf Grundlage der ſtändiſchen, fondern des ſtaatsbürgerlichen 
Wahlrehts aus ihnen machen. Das war bie natürliche Gonjequenz 
der Verfaſſung, und die verfafjungsmäßige Rechtsbildung ging auch 
wirklich diefen Weg. Die Verfafjung hob daher die alte Landſchaft auf 
Rerfaffungsurfunde Art. 105 und Gefe vom 11. März 1850), allein 
das preußifche Verfafjungsleben war nicht Fräftig genug, feinen eigenen 
Gedanken durchzuführen. Die Einführung der neuen Provinzial» und 
Bezirlsordnung vom 11. März 1850 ward durch königl. Erlaß vom 
19. uni 1852 fiftirt, und durch Geſetz vom 24. Mai 1853 der Art. 105 
aufgehoben, und bie früheren Gejege über die Kreis: und Provinzial: 
verfafjungen wieder in Kraft geſetzt. Demgemäß beruht, ivie Nönne J. 
$. 109 jehr treffend jagt, „die Verfaſſung des preußiſchen Staates gegen- 
wärtig, was die allgemeine Vertretung der ganzen Nation anbelangt, 
auf dem Repräſentativſyſtem, was dagegen die Vertretung ber ben 
ganzen Staat bildenden Provinzen RN Kreife anbelangt, auf 
rein ftändifcher Grundlage.” 

Diefen Vorgang Preußens haben nun die übrigen Staaten, jo 
weit ihre Größe jelbftändige Iandichaftliche Bildungen zuließ, von An 
fang an verfolgt; jo hat Sachſen feine „Propinzialftände“ (ablich), 
Bayern dagegen ſchon mehr das franzöfiich-preußifche Präfeltenſyſtem 
in feinen „Landräthen,“ Gefeß vom 15. Auguft 1828. Vgl. Klüber 
über die Landrathscollegien („Art von Provinzialftänden“) 290. 847. 
Böpfl über das, was er „Speciallandtage“ nennt IL 413. Sehr viel 
Material bei Gierke, Genoſſenſchaftsweſen; ihm fehlt weſentlich die 
organische Anſchauung. Im Ganzen ift es gar fein Zweifel, daß wir 
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in allen diefen Formen nur einen Webergangäzuftand vor und haben. 
Die Entſcheidung über feine eigentliche Bebeutung follte bald genug 
herbeigeführt werben. 

Mit dem 1. Juli 1867 trat nämlich die Norbdeutfche Bundes 
verfaffung ins Leben. Sie ift zu befannt, als daß wir ihre Ber 
ftimmungen bier wieverholen follten. Allein es ift von Wichtigkeit, 
fich über den Charakter derſelben klar zu fein. Denn es wird fi wohl 
niemand darüber täufhen, daß diefer Charakter in denjenigen 
Saltoren befteht, melde den Bund und fein Recht erzeugt 
haben, und melde daher auch für feine weitere Entwidlung 
maßgebend fein werben. Und das wird weder burch bie Gefühle 
der deutfchen, noch durch bie Abſichten der preußiichen Regierung ger 
ändert werben. 

Diefe beiden Faktoren find einerſeits das Streben ber Deutfchen 
nad Einheit und Freiheit, andererfeitd das Streben Preußens nad 
Mactvergrößerung. Aus dem erften biefer Faktoren ift theild der Bund 
felbft, theils der Reichstag hervorgegangen; aus dem zweiten die hüchfte 
perſonliche Exekutive des Königs von Preußen. Der Norddeutſche Bunb 
erfcheint daher als ein Bundesftaat. Allein in biefem Bunbesftaat 
finden wir nun einerfeit3 Preußen mit feinen alten, in jeder Hinſicht 
befchränkten Provinzialftänden, und bie neuen Bunbeöglieber, deren 
Verfaſſung in der That eine freie Verfaſſung und Volksvertretung ift. 
Dabei hat Preußen fo entſchieden das Uebergeivicht, daß gerade wie 
unter dem beutfchen Bunde, nach deſſen Mufter der Bundesſtaat ger 
bilbet ift, die Auffafiung Preußens für die übrigen Glieder maßgebend 
werben wird, namentlich ba ein Theil der fogenannten Bundesſtaaten 
ja ſchon jet von Preußen als Provinz behandelt wird. Es ift daher 
die Frage unvermeidlich, ob das Syſtem der preußischen Provinzial 
ftände ober das ber deutſchen Landſchaft künftig für die ſich bil— 
dende Einheit gelten wird. Im erften Sale wird es Fein Deutſch⸗ 
land in der Zufunft geben, ſondern eine beutiche Nachbildung 
Frankreichs; im zweiten Falle wird ber preußiſche Gedanke dem deutſchen 
Geifte unterliegen. Hier liegt bie Frage ver Zukunft. 

Den weſentlich entgegengefeßten Weg hat die Stantenbilbung Defter- 
reichs einzufclagen. Defterreich hat gleich von Anfang an feine Ber: 
fafiung auf die Selbftändigkeit der Landſchaften innerhalb des Ganzen 
gebaut; aber während Preußen feinen Provinzialftänden zu wenig Selb: 
ftänbigleit gab, ſcheint es und, daß Deſterreich ihnen ein zu großes 
Maß eingeräumt bat. Das Diplom vom 20. Ditober 1860 ftellt ſich 
auf den Standpunkt, im Art. II. die Competenz bes Reihsrathes 
als des einheitlichen Organes ſtreng zu befiniven, und im Art. II. ben 
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Sa auszuſprechen, daß „alle andern Gegenftände der Geſetzgebung, 
melde in diefem Art. II nicht enthalten find, in und mit ben be 
treffenden Landtagen verfafiungsmäßig erledigt werben follen;“ bem 
entſprechend empfingen mit der Berfafiung vom 26. Februar 1861 alle 
Landtage ihre neuen Landesordnungen. Es war Far, daß bamit ber 
Schwerpunkt der Gefebgebung ſowohl wie der Verwaltung in die Lanb- 
ichaften gelegt ward. Das war an und für fich ein unhaltbarer Zuftand. 
Das Staatsgrundgefeg vom 21. December 1867 bat nun allervings in 
$. 11 den „Wirkungsfreis“ des Reichsrathes gegen das Dftoberdiplom 
mefentlih, wenn aud nicht immer in ganz juriftifch Harer Weife aus⸗ 
gebehnt, und fomit die Hauptangelegenheit des Staats in die Reichs⸗ 
vertretung gelegt; allein in $. 12 bleibt faft wörtlich das Recht ver 
Landtage auf „verfaffungsmäßige Erledigung“ aller „nit ausdrüds 
lich dem Reichsrath vorbehaltener Gegenstände ber Geſetzgebung.“ 
Damit bat fih in Defterreich der Charakter der Kronländer ſtaatsrecht⸗ 
fi gegen früher wefentlih geändert. Die Landichaften find gejek- 
gebende Körper, und nicht bloße Landfchaften. Allerdings foll das 
Reichsgericht — wie in jedem Bundesftaat — enticheiden, wenn Com⸗ 
petenzftreit vorfommt. Allein es ift Kar, daß das eigentliche Weſen 
der Landfchaft, die Selbftverwaltung, nicht mehr die Hauptfache der 
Kronländer ift. Defterreich fteht daher vor der ernften Frage, ob feine 
Zukunft die eines landichaftlichen oder eines Bunbesftaats fein wird. — 
Hier tft nicht der Ort, auf diefe Frage einzugehen. Der Inhalt der: 
felben aber liegt mohl Kar in dem oben bargeftellten Wefen von Bundes: 
ftaat und Landſchaft. 


II. 
Das Gemeindeweien. 
Borbemerfungen. 


Die zweite große Grundform der Selbftverwaltung tft diejenige, 
welche wir im Allgemeinen ald das Gemeindewejen bezeichnen. 

So einfah und beftimmt diefer Begriff auch manchen erfcheinen 
mag, und fo unzweifelhaft derſelbe auch in manchen Gefehgebungen 
für einzelne Staaten in Umfang und Recht feftgeftellt ift, fo gewiß ift 
es andererfeitö, daß derjelbe immer der unbeftimmtefte und unflarfte 
in der ganzen Staatswiſſenſchaft ift, ſowie man fid) auf einen etwas 
höheren Standpunft ftellt, und ihm damit die Fähigkeit geben will, 
nicht bloß die Formen des Gemeindeweſens von Deutichland, fondern 
au die der übrigen Völker und Reiche, und nicht bloß die unferer 
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Gegentvart, ſondern auch die der vergangenen Zeiten zu umfaflen. Die 
Beftimmung des Gemeindeweſens in diefem höhern Sinne ift daher in 
der ganzen Staatswiſſenſchaft auch noch gar nicht verſucht worden, 
und zwar ebenfo wenig in ber Rechtsgeſchichte, als in der Rechtsphilo⸗ 
fophie, ober ber Höhern Publiciftil. Wir Lönnen unbedenklich behaupten, 
daß es weder in der Geſetzgebung noch in der Literatur der Staats-⸗ 
wiſſenſchaft einen Begriff der Gemeinde gibt. Eben daher wirb 
ſich auch die Thatfache erklären, daß die Gejegebungen zunächft Deutſch⸗ 
lands, die im Allgemeinen mit den Verfafjungen, mit Strafrecht, bür⸗ 
gerlihen und Proceßrecht, ja mit Handels» und Wechſelrecht fertig ger 
worden find, noch immer fein vollftändiges Gefe über Gemeinbeivefen 
befigen, und daß bie Darftellungen des pofitiven Verwaltungs« und 
Verfafjungsrechts Ausbrud und Inhalt des Gemeinderechts mit einer 
Freiheit gebrauchen, die an Willlür gränzt. Wenn das einerſeits über 
haupt an dem Mangel einer wiſſenſchaftlichen Beftimmung der Selbfte 
verwaltung liegt, fo liegt es andererſeits eben fo fehr in dem Weſen 
der Gemeinde felbft, und deßhalb dürfen wir für das Folgende zugleich 
auf Nachſicht und Aufmerkſamleit rechnen. 

Anftatt nun hier uns auf Kritik einzulafien, deren rein negatives 
Refultat doch nur für eine Literaturgefchichte von Werth wäre, halten 
wir e8 für befler, vielmehr diefen gegenwärtigen, unfertigen Zuſtand 
zu erllären, und daraus das eigentliche Gebiet unferer Aufgabe zu ber 
ftimmen. 

Der Gang der Gedichte, namentlich der deutſchen, hat es näm⸗ 
lich mit ſich gebracht, daß ſowohl die Literatur als die Geſetzgebung 
ſich von Anfang an diejenige Geftalt der Gemeinde angeſchloſſen hat, 
welche wir bie Ortögemeinbe nennen. Die Erkenntniß ber hohen Wichtige 
leit der Selbftverwaltung überhaupt, verbunden mit der Thatfache, daß 
dieſelbe faft nur noch in den Drtögemeinden zu finden war, hat bie Bor« 
ftelung erwedt, daß mit der Ortögemeinde das Weſen aller Gemeinde 
erfpöpft fei. Nun aber traten zum Theil mit den freieren Gemeinde 
verfafjungen gleichzeitig, zum Theil hinter ihnen, eine Reihe von Bil 
dungen ein, welche ihrer Natur nach ganz dem Wefen der Ortsgemeinde 
entiprechen, ja fogar einfach aus einem Zufammenfafien verfelben her: 
vorgingen, wie die Bezirke, die Kreiſe und ähnliches, die ſich dann 
mieber in mehr ober weniger Mar verftandener Weife an das Land« 
ſchaftsweſen angeſchloſſen haben. Zugleich lehnte ſich bie Idee ber 
Selbftverwaltung namentlih an England, wo der Begriff der Drts⸗ 
gemeinde überhaupt nicht in ber Weife auftritt, wie in Deutſchland, 
während man wieder in Frankreich zwar die Gemeinde, nicht aber die 
Selbjtverwaltung fand. Es war Har, daß alle diefe Erſcheinungen ber 
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Gemeinde gleichartig und alle mehr oder weniger Träger der Selbft- 
verwaltung feien, daß aber der gewöhnliche Begriff der Gemeinde für 
diefelben nicht ausreiche, während andererſeits derſelbe dennoch nicht 
entbehrt werden Tonnte. So entjtand ein Verhältniß, in weldem man 
den Begriff der Gemeinde nur noch in dem pofitiven Rechte fuchte, 
namentlih ba der Begriff der Selbftverwaltung Teineswegs Har, und 
man baber über das Verhältniß der Drtögemeinde zur lehteren fich nicht 
einig war. Es ift daher unthunlid, auf der bisherigen Baſis weiter 
zu arbeiten. Wir müfjen vielmehr ben bereits früher ausgefprochenen 
Grundfag wieder aufnehmen, nach mweldhem ver allgemeine Begriff 
der Gemeinde die Aufgabe bat, alle der Gemeinde entiprecdhenden 
Formen ber Selbftverwaltung zu umfaflen, und einen Stanbpunft zu 
ſuchen, auf welchem nicht bloß die aus der Gemeinde herborgegangenen 
Selbftverwaltungstörper, fondern auch die Bildungen des Gemeinde: 
recht? in England und Frankreich zugleich umfaßt werben, und auf 
welchem daher die Drtögemeinde und ihr Recht, die biöher die Grund- 
lage der bisherigen Auffaffung ausmachten, als das gilt, was fie ift, 
als eine beftimmte Art der Gemeinde; und auf biefem Stanbpunft er 
Scheint dann dasjenige, was wir das Gemeindeweſen nennen, bie 
Geſammtheit von Beitimmungen, melde bie Ordnung und das 
Recht der örtlihen Selbitverwaltung und zwar in ihrem orga- 
nifhen Zufammenhange mit den Principien des verfaſſungs— 
mäßigen Verwaltungsrechts enthalten. 

Diefer Standpunkt für die Behandlung bes Gemeindeweſens ift 
nun um ſo wichtiger, als mit der Entwidlung der Volksvertretung bie 
Bedeutung der Landichaft, wie mir oben gefehen, immer unflarer er: 
jcheint, und daher die Gemeinde im höheren Sinne des Wortes zur 
Trägerin der Selbftverwaltung wird. Die bisherige Auffaffung des 
Gemeindeweſens aber, und namentlich die Beſchränkung derfelben auf 
die Ortsgemeinde ift aber ihrer Natur nad nicht fähig, die See 
der Selbftverwaltung zu verwirklichen. Soll die letztere daher ein orga- 
niſches Element des öffentlichen Rechts bleiben, fo muß eben ber Be: 
griff der Gemeinde felbft ſich entwideln und die Wiflenfchaft muß 
verftehen lernen, mas in der Wirklichkeit bereits fich vollzieht, daß das 
Gemeindeweſen die Befchränttheit ver Ortögemeinde überwindet, und fich 
zu einem ſyſtematiſchen Ganzen der Selbftverwaltung er: 
hebt. Dieß nun darzulegen ift die Aufgabe des Folgenden. 

Demgemäß werden wir verfuchen, die Lehre vom Gemeinde 
weſen überhaupt der Darftellung des pofitiven Syſtems des Gemeinde: 
rechts in den Hauptitaaten Europa’3 voraufzufenden. 
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Die Behandlung der Gemeinde in der Literatur. Ehe wir 
nun weiter gehen, wird es nothwendig, wenigfiens kurz das Verhältniß zu 
harakterificen, in welchem die folgende Darftellung zu der bisherigen Behandlung 
des Gemeinbewefens im Allgemeinen und im Beſondern fleht. Und trot der 
gewaltigen Ausbehnung des Etoffes glauben wir uns hier furz faffen zu können. 

&8 gibt zwei Arten das Gemeindeweſen überhaupt zu behandeln. Man 
tan die Gemeinde zuerft als eine hiſtoriſche Thatfache, als einen hiſtoriſchen 
Rechtslörper, und ihr Recht als ein hiſtoriſches betrachten und behandeln. Das 
erfordert wefentlich große Gelchrfamteit, und ergibt Mefultate, ohne melde 
man nie zu einem wiſſenſchaftuich beredhtigten Bilde gelangen Tann. Man tann 
aber auch die Gemeinde als einen organiſchen Begriff betrachten. Unter einem 
organifchen Begriff verfichen wir einen ſolchen, der eine beſtimmte, nur durch 
ihn ausfülbere Funktion im Gefammtleben vollzieht, und der daher, wie jeber 
organiſche Begriff, fein Recht eben dur die Natur und Nothwendigkeit biefer 
Funktion empfängt. Im erften Falle wird die Gemeinde eben als ſelbſtändige 
Thatfache and für fich betrachtet werden können; im zweiten Falle dagegen 
werben ſich natürlich Weſen und Recht derfelben eben exft aus dem Zuſammen ⸗ 
hange mit dem Ganzen ergeben. Es ift nun Mar, daß feine von beiden für 
fi) geniigt. Man kann viel darüber reden, wie fie fi zu einander verhalten 
und verhalten follen; gewiß ift aber Eins: daß nämlid die Bedeutung beider 
Methoden für einander erft dann in ihrem vollen Umfange erfcheint, wenn man 
die Verſchiedenheiten der thatfächlichen Gemeinderechte mit einander vergleicht. 
Wir haben das ſchon öfter hernorgehoben. 

Win man num flatt einer Bibliographie und leerer Citate fi ein Bild 
von der Behandinng des Gemeindeweiens machen, jo muß man allerdings wohl 
diefelben auf die obigen Elemente reduciren. Das ift ed, was es uns möglich 
macht, kurz zu fein. Aber freilich müffen wir eben deßhalb auch damit ber 
ginnen, wieder den Charakter Englands, Frankreichs und Deutſchlands neben 
einander zu ftellen. 

England hat feinen ſpecifiſchen Begriff der Gemeinde, umd daher and 
teine fpecielle Literatur derſelben. In England if, wie bereits bemerkt, bie 
Gemeinde jelbft wieder nur eine Art der Corporation, und das Recht der 
Corporations gilt daher für die engliſche Gemeinde als die allgemeine Grund» 
lage derfelben. Mir diirfen daher von England nicht einmal eine jerbfändige 
Darftellung bes Gemeindeweſens überhaupt erwarten, geſchweige deun eine 
Unterfuung über das Weſen der Gemeinde und ihr Recht an fi. England 
fehlte aber auch jede geiffige Beranlaffung darüber nachzubenten, indem das, 
mas uns zu diefem Nachdenken veranlaßt, das Recht der freien Verwaltung, in 
England nie zweifelhaft war, aber freilich fi aud nur auf die Gemeinde ber 
ſchräntte. Das was Englands Gemeinderecht bildet, hat daher überhaupt feine 
felbftändige Literatur, fondern findet ſich in den Bearbeitungen einfchlagender 
Rechtsinſtitute. Nur das Mißverftändniß des Gemeinbeweiens hat es mögtich 
gemacht, das Gelfgovernment mit dem Gemeindeweſen zu verwechſeln. 

Srantreich hat eben fo wenig eine felbfändige Literatur über das Ge 
meindeweſen, fo weit es fi um Begriff und Bebentung ber Gemeinde handelt; 
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fondern da bier die Gemeinde durch die Revolution rein eine Schöpfung der 
Geſetzgebung ift, fo ericheint die Literatur fiber das Gemeindeweſen hier eben 
nur als Snterpretation diefer Gelee. Wir können uns daher im Allgemeinen 
damit begnügen, für die einfchlagenden Werke auf die Bibliographie bei Blod 
v. Organisation communale und auf die grindlide und umſichtige Dar- 
felung in Mohls Literatur der Staatswiffenfchaft III. $. 61—66 und 254 ver- 
wiefen, auf die wir unten zurüdlommen. 

Was nun fpeciell die deutſche Literatur betrifft, fo ift nicht fo fehr ihr 
— allerdings ſehr dürftiger — Inhalt, fondern vielmehr ihr Entwidiungsgang 
von Intereſſe. Das leitende Element in diefer Entwidlung befteht darin, daß 
man in Deutichland erft dann anfängt, das Gemeindeweien zu behandeln, wo 
man Beginnt überhaupt die Selbftthätigleit des Volles in die Berfaflung einzu- 
führen; daß aber diefe ganze Behandlung deßhalb bis auf den heutigen Tag 
nur ſehr unfertig geblieben ift, weil man fi) über das Correlat der Verfaffung, 
die freie Verwaltung, ihr Recht und ihren Anhalt, bisher kaum Rechenſchaft 
abgelegt hat. Es ift daher bei aller Achtung vor der deutfchen Gelehrjamleit 
diefelbe in der That nur fo weit zu gebrauchen, als es ſich nicht um Begriff 
und Weſen, fondern nur um das pofitive Recht der Gemeinde handelt. Es 
gibt in Deutfchland weder eine Definition noch eine Vergleihung des Gemeinde⸗ 
rechts; ja, was noch merfwürdiger if, es gibt nicht einmal eine Zufammen- 
ftellung der Gemeindeordnungen feit Weiske. Wir werben daher im Folgenden 
fat ganz auf uns ſelbſt angewiefen fein. 

Mas nun fpeciell die eigentliche Literatur des Gemeindeweſens in Deutich- 
land betrifft, jo muß man mit der Bemerkung beginnen, daß es in der früheren 
Beit, bis zum Anfang unjeres® Jahrhunderts, gar Leine Gemeinbeliteratur 
gab. Zum Theil ſchon deßhalb, weil die lateinifhe Sprache bekanntlich unfähig 
ift, das Wort und ben Begriff der Gemeinde wiederzugeben. Allein aud in 
den deutichen Werfen findet man fiber die Gemeinte nichts; nicht einmal in 
den deutſchen Privatrechten. Und zwar einfach deßhalb nicht, weil eben das 
was wir Gemeinde nennen, entweder eine Gutsherrſchaft, oder ein Neichsterri- 
torium, oder eine Stabt mit Privilegien war, bei der es fih dann nicht mehr 
um den allgemeinen Begriff der Gemeinde und ihres Rechts, fondern um rein 
juriſtiſche Interpretation der Statute handelte. Die Gemeinde als foldye tritt 
in der Wiffenfchaft erft mit unferem Jahrhundert auf. Und bier zeichnen fid 
drei Richtungen in ziemlich beftimmter Weife neben einander ab. Die erfte if 
die rein biftorifche, welche ohne weitere Unterfuhung tiber das Weſen der 
Gemeinde bloß die Frage beantworten wollte, wie fi die Stadtgemeinde 
biftorifch gebildet habe. Hier brach die berühmte Abhandlung von Eihhorn 
„Ueber den Urſprung der ftädtifchen Verfaſſung“ (Zeitfchrift für gefchichtliche 
Rechtswiſſenſchaft I. II.) die Bahn, und eine Reihe ausgezeichneter Werte haben 
fi) daran angeſchloſſen. Allein für die Frage nah Weſen und Recht der Ge⸗ 
meinde find fie gänzlich unfrudhtbar geblieben; es fehlt jo ziemlich allenthalben 
dieß Berftändnig fogar für die innere Beziehung zum Staat und feiner Ent- 
widlung, gefchweige denn zum Begriff und Inhalt der freien Verwaltung. 
Die zweite Richtung war die ſtaatsrechtliche. Hier ift aber in der That 
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noch weniger zu finten. Es ift nicht möglich, das ganze Gemeindeweſen ärm- 
licher zu behandeln, als Klüber, Maurenbreder u. A. es thun. Ginen 
Fortſchritt jedoch biltete Hier Zach ariä im feinem Deutſchen Gtaats- und 
Bundesrecht I. 516, und zwar dadurch, daß er es zuerft verfland, in das pofle 
tive Recht der Gegenwart eben jene hiſtoriſchen Momente hineinzubringen, wie 
fie Eichhorn und feine Nachfolger fegefellt hatten. Die neueſte Arbeit in 
diefer Kategorie ift Böpfls deutſches Staatsrecht II. $. 420 ff., der wiederum 
die Sache bedeutend weiter führt, indem er auch bie neueſten Geſetzgebungen 
mit aufnimmt, und ben Verſuch macht, eine Art von gemeinem deutſchen Ge- 
meinderecht zufammenzuftellen. Doch auch ihm fehlt eigentlich jede orgauiſche 
Vorſtellung von dieſem Gebiete. Die dritte Richtung ift entſchieden bie bes 
deutendfte. Sie beginnt mit ber Ueberzengung, daß man die Gemeinden nicht 
bloß als eine rechtliche Thatſache, ſondern als einen organifchen Theil der Ber- 
faffung des Staats betrachten müffe, und daß daher ihr Recht und ihr Weſen 
vor allem in ihrer Funlktion für den confitutionellen Staat gefunden werben 
miffen. An der Spitze biefer Richtung fteht der treffliche Aretin in feinem 
Conſtitutionellen Staatsrecht II. Bb. ©. 122 bis 126. Das was Aretin hier 
fagt, if ohne allen Zweifel das Beſte und Bedeutendſte über das ganze Ger 
meindewefen, was im ber deutſchen Literatur egiftirt; felbft feine unklare Bor 
ſtellung, die Gemeinde als eine „Barantie der Verfaffung“ aufzufaffen, deutet 
auf das Gefühl des richtigen Verſtändniſſes hin. Was die Lehrer der Politik, 
wie Dahlmann (Bolitit $. 288 fi.) und im neueſter Zeit Held (Syſtem bes 
Berfaſſungsrechts 653 ff.), fagen, ift im Grunde weder etwas Anderes noch 
etwas Beſſeres. Diefelbe Richtung mit dem ihm eigenthiimlichen Reichthum an 
Eitaten vertritt au Mittermaier in Weisle (Mechtsleriton, Art. Gemeinde). 
Die bebeutenbfte Arbeit der neuern Zeit if dagegen unzweifelhaft: Weiste, 
Sammlung der neueren deutſchen Gemeindegeſetze 1848. Weiske unterſcheidet 
ſich (im feiner Einleitung: die Gemeinde als Corporation) von Aretin haupt · 
ſachlich durch die firenge juriſtiſche, faft ins Caſuiſtiſche gehende Behandlung der 
auf das Gemeinderecht beziiglichen einzelnen ragen, moburd) allerdings ber 
allgemeine organifhe Standpunkt wieber verloren geht. Dennoch hätte dieß 
Werk bedeutenden Einfluß gehabt, wenn die Ereigniffe von 1848 nicht aus 
Gründen, die wir umten näher darlegen werben, eine ganz neue Epoche im 
Gemeindeweien hervorgerufen und eine ganz neue Geſetzgebung erzeugt hätte, 
die wir bereits (im Bd. VIL Entwährungslehre) in ihrem Bufammenhange mit 
der Grundentlaftung harakterifirt haben. Geit diefer Zeit it auf diefem Gebiete 
nichts von Bedeutung gefchehen. Namentlich muß es billig wundern, daß auch 
das deutſche Privatrecht fich dieſes Begriffes nicht angenommen hat; denn 
etwas Unbebeutenderes als was z. B. Befeler fagt, if denn doch im Grunde 
taum zu benten. Dafür hat aber Beſeler durch feine gründliche Unklarheit es 
auf dem Gewiffen, aud Gierke in feinem als Sammelwerk höchſt achtbaren 
Bud dazu veranlaßt zu haben, die Gemeinden mit den Genoſſenſchaften zw 
verwechfeln und zu verfchmelzen, was den Letztern mm fo mehr von feinem 
eigentlichen Biele entfernt, ala er den Begrifi der Gemeinde, ben Beieler 
wenigflens andentet und ihm richtig von dem Verein ſcheidet, wieder in ber 
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unenblihen Verwirrung feiner „Genoſſenſchaften“ einhergehen läßt. So iſt Bier 
bei einem faft unerichöpfliden Material flir die Geſchichte die Seele deſſelben, 
der Begriff und feine organifhe Entwicklung, nicht geboten, und es if alles 
breiter, aber nicht weiter wie früher. — Eine jelbfländige Literatur bildet nım 
die, wejentlich nach franzöſiſchem Mufter entftandene und ausgebildete Literatur 
der territorialen ©emeindegefeßgebung, die Mohl mit feiner gewaltigen 
Literaturfunde in feiner Literatur der Staatswiffenichaft II. 315 fi. für jedes 
Land anführt. Die bedeutendfte Arbeit darunter ift wohl die von Chriſt: 
Ueber Gemeinden und Gemeindeverfaffungen (Einleitung zur dritten Auflage des 
badifchen Gemeindegejeßes, 1845). Es ift natürlih, daß im Allgemeinen in 
diefer Richtung ſchwer was Bebeutendes für das Weien der Sache geichehen 
fonnte. Endiih hat Gneift und die von ihm begründete englifche Richtung 
zwar unendlich viel im Gebiete der engliihen Selbfiverwaltung, aber wenig für 
den fpecififchen Begriff der Gemeinde wirken können. 

Wenn wir daher jett die Stellung, welche die deutjche Fiteratur im Großen 
und Ganzen einnimmt, mit wenig Worten charalterificen wollen, fo werben 
wir fagen können, daß die Rechtsgeſchichte vortrefflich entwidelt ift für die 
alte Zeit, während fie für die neue jo gut als gänzlich fehlt; daß die reim 
juriftifhe Behandlung eine vorwiegend territoriale ift, indem die Bedingungen 
eines deutjchen Gemeinderechts noch immer fehlen und fehlen werben, fo 
lange man fi über den Begriff der Gemeinde nicht einig wird; daß endlich 
die publiciftifche Behandlung zwar im Allgemeinen die Idee der Gemeinde⸗ 
freiheit mit großer Energie vertritt, aber durchaus einfeitig bei der Ber 
faffungsfrage der Gemeinden ftehen bleibt, während man das Ber- 
waltungsrecht der Selbftvermaltung im Grunde noch gar nicht kennt. Das 
letgtere beruht wieder, wie mir ſogleich jehen werden, auf der hiſtoriſch zu 
erflärenden Beſchränkung der ganzen deutihen Auffaffung auf die Orte 
gemeinde. Die Bemeindeverfaffung fann man auf diefer Grund 
tage löfen, die Gemeindeverwaltung nit. Demnach liegt hier die 
wahre Aufgabe für die Zukunft der Selbftverwaltung. Und hier ift daher der 
Punkt, auf welchem das Folgende anknüpft. 


1. Begriff und Weſen der Gemeinde. 
a) Allgemeine Bedeutung des Gemeindeweſens. 


Indem wir nun zum Inhalt der Lehre vom Gemeindeweſen und 
Gemeinderecht übergehen, dürfen wir uns wohl zunächſt die Bedeutung 
diefer Aufgabe, dann aber auch die Einjeitigfeit ber bisherigen Ber 
handlung vergegenwärtigen. 

Es ift zunädjt fein Zweifel, daß die Gemeinde der Hauptkörper 
der Selbftverwaltung if. Alle andern Formen berfelben find 
diefer Form untergeordnet; in ihr entjcheibet fich die Frage, ob ein 
Staat wirflih Selbftverwaltung befigt oder nit. Das Gefühl, daß 
dem fo ift, begleitet die ganze Gefchichte des Gemeindelebens, und tritt 
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mit großer Macht fogar bei den einzelnen Gemeinden mieber in ben 
Vordergrund. Es verfchmilzt auf das Lebendigfte mit dem Gefühl der 
Angebörigleit an das eigene Vaterland; es ift und bleibt das große 
verbindende Glied zwiſchen dem Einzelnen und dem Ganzen; ja es ift 
fo mädtig, daß es da, wo das Ganze fich dem Einzelnen entfrembet, 
daſſelbe fogar zu erfegen vermag. Wenn der Staat untergeht, wirb 
das Vaterland durch die Heimath erſetzt. Und dieß Gefühl arbeitet 
und wirkt durch das ganze Leben hindurch; es ift in der That, als ob 
die höhere Ordnung dieß unzerreißbare Band habe ſchaffen wollen, um 
des Einzelnen in feiner Theilnahme an dem Ganzen auch da gewiß 
zu fein, wo das eigentliche tiefere Verftänbnig des organiſchen Zur 
fammengehörens fehlt. Darin in ber That lag eines ber gewaltigften 
Elemente für die Staatenbildung und für die Thaten der alten Welt; 
denn es ift das Weſen Griechenlands wie Roms, daß für die Griechen 
wie für die Römer die Heimath der Gemeinde das Vaterland mar. 
Darin aber auch lag das große Element ihrer Freiheit; denn bie Ver 
fafjungen Griechenlands wie Roms waren Gemeindeverfafjungen; 
niemals haben ſich beide je zu Staatöverfaflungen zu erheben ver⸗ 
mocht; es hat nie einen römifchen geſchweige denn einen griechiſchen 
Staat gegeben, fondern nur eine Herrichaft einer Großgemeinde über 
Heinere Gemeinden. Und mieber, als mit ber germanifchen Zeit die 
mahre Staatenbildung Europa’ vor ſich geht, und in berjelben die 
Freiheit der Staaten vernichtet wird, flüchtet fi) die Selbftändigfeit 
des Staatöbürgers in das Gemeindeweſen. Hier lämpft fie den großen 
Kampf mit der Herrfchaft der Geſchlechter-⸗ und ſtändiſchen Ordnung; 
bier entfteht die Heimath des gewerblichen und damit freien Kapitals; 
von bier aus geht die Beivegung, welche die geſellſchaftliche Ordnung 
Europa’3 umgeftaltet und damit die Epoche der Verfafjungen begründet. 
Hier liegt daher auch in der neuen Beit ber Kern ber wahren reis 
beit; je weiter bie geſellſchaftliche Entwidlung fortſchreitet, um fo Harer 
wird es, daß der Werth und die Lebenskraft erft gefichert find, wenn 
fie auf dem freien Gemeinveleben beruhen. Und als daher ſich das 
Staatsburgerthum der Gegenwart von der Vormundſchaft der polizei 
lichen Epoche emaneipirt, wird wieber die Gemeinde und ihr Recht ber 
eigentliche Kampfplatz für die harten Gegenſätze, welche das Leben ber 
Staaten bilven; mit jeder Bewegung, mit jevem Jahre wird es Haren, 
daß in biefer Richtung, welcher die Zukunft gehört, nichts entſchieden 
und nichts gefichert ift, fo lange es nicht in dem Rechte und Leben 
der Gemeinde feine dauernde und anerlannte Heimath gefunden bat. 
Die Gemeindefrage ift damit die praktiſche Frage für die Entwicklung 
der Völterfreiheit geworden; unb ſchon find wir fo weit, daß uns bie 
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Staatöverfaflungen nicht mehr genügen. Taufend Zeichen beiveifen 
uns das; die Richtung der großen Bebürfniffe und Bewegungen unferer 
Zeit wenden fi) in dem was wir ala Selbfiverwaltung bezeichnen, vor 
allem ber Gemeinde und ihrem Rechte zu; ja faft ohne daß wir es 
recht wiſſen, ift in ben Gemeinden gerade feit einem halben Menfchen- 
alter ein Fortfchritt gefchehen, der die neue Epoche, in der wir und 
befinden, auf ihre wahren und bauernden Elemente gründet. Und wenn 
wir das mit Einem Worte jagen follen, fo jagen wir, daß der Cha: 
rakter unferer Zeit darin beftebt, daß wir ben Webergang von der 
freien aber abitraften Verfaſſung zu der freien aber concreten Ber: 
waltung entweder im Gemeindeweſen, ober überhaupt nicht 
finden werden. 

In diefem Sinne glauben wir nun jagen zu müflen, daß mir 
gerabe in biefer Beziehung auf das Gemeindeweſen in einer bedeutung® 
vollen Uebergangsepoche ftehen, und daß die neue Geftalt des ftaat 
lichen Lebens in Europa und fpeciell in Deutfchland erft dann beginnen 
und eine geficherte fein wird, menn wir diefe Uebergangsperiode über 
wunden haben. Sn der That nämlich behaupten wir, daß wir am 
Schluſſe derjenigen Vorftelung in Beziehung auf das Gemeindeweſen 
fteben, welche aus guten und naheliegenven biftoriihen Gründen den 
Anfang unſeres Jahrhunderts bezeichnete. Dieſe Vorftellung war ſich 
felbft vollkommen klar und ift daher auch leicht zu beftimmen. Es war 
die Meinung, daß die Freiheit der Gemeinde in der möglichft harten 
und fcharfen Negation jedes Einfluffes der allgemeinen Staatsgewalt 
und fpeciell der Regierung ftehe. Im Kampfe mit der lebtern übers 
haupt fühlen die Männer, welche den Fortſchritt des Volkslebens ver: 
treten, vor allem heraus, daß die Abhängigkeit der Gemeinde von ber 
Regierung mehr bedeute als die bloß allgemeine und naturgemäße 
Abhängigkeit des Theiles vom Ganzen. Der Widerſpruch, in welchem 
fie zu den Principien der Regierungen ftanden, formulirte ſich ihnen 
nur zu der Forderung, daß die Gemeinde in ihrem Selbitbeftimmung® 
recht fo unabhängig ala möglich fein folle; die Freiheit erfchien ihnen 
ausfchließlich in der möglichjten Ausdehnung der Autonomie zu liegen, 
aber mit derjelben auch erjchöpft zu fein. Es mar die Seit der negas 
tiven Gemeindefreiheit, die dee des Gegenſatzes zwiſchen Gemeinde 
und Staat. Dieſe Epoche nun ift bei ihrem Ende angelangt. Das 
Bewußtſein wird lebendig, nicht daß jene Auffaſſung an fich falfch jet, 
fondern daß fie nicht genüge. Die freie Gemeinde im freien Staate 
ift nicht mehr die Gemeinde, welcher der Staat nichts mehr zu gebieten 
bat, und nicht mehr bloß diejenige, welche in ihrer Verfaſſung auf den 
Grundfägen ver freien Wahl beruht, ſondern vielmehr diejenige, in 
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welcher neben dem freien Verfafjungsrecht aud das Recht der freien 
Verwaltung gelten fol. Und darüber ift man fi) im Principe 
einig. Aber trogbem ift aus biefem allgemeinen Princip nod fein 
Syſtem geworben: der wahre Bufammenhang zwiſchen dem Gemeinde 
weſen und dem Staate iſt noch nicht gefunden. Und es ift, indem 
wir nach demfelben ſuchen, nothwendig, fi von dem Bufammenhange 
Rechenſchaft abzulegen, in welchem dieſe Auffafjung mit der richtigen 
Grundlage des Gemeindeweſens fteht. 

Allerdings nämlich gab es sine Zeit, in welcher die Freiheit des 
Volles fih faft ausſchließlich noch auf die Gemeinde angewieſen fah. 
Nur in der Gemeinde gab es eine Vertretung durch freie Wahl; nur 
in ber Gemeinde gab es einen gültigen Beſchluß durch Stimmenmehr- 
beit; nur in ber Gemeinde gab es Verfammlung, ffentliche Debatten, 
berechtigte Theilnahme der Staatsbürger an öffentlichen Angelegen- 
heiten. Die Gemeinde erſchien daher auch in dieſer Zeit Vielen, die 
trüber in bie Zufunft fahen, als die legte, Anderen, die mit hellerem 
Blick ausgeftattet waren, als die erfte Heimath des freien Volles. 
Daher begriffen die Einen bie Gemeinde als den Staat im Kleinen, 
weil fie die Grundrechte derfelben auf den Staat im Großen ange 
wendet wünſchten; die Andern fahen in ihr eine Garantie der Ber: 
fafjung; noch Andere ſuchten in ihrem hiſtoriſchen Recht auf Selb» 
ftändigfeit Grund und Rechtstitel für das Gegenwärtige; noch Andere 
glaubten, wie gejagt, daß bie hochſte Entwidlung des Gemeinderechts, 
das fie fi) als den Mikrokosmus des freien Staats dachten, in ſchnei⸗ 
dender Oppoſition zu einer Regierung ftehe, bie das Wefen bes wahren 
Staats verlannte; faft Allen aber erſchien die Gemeinde als ein or« 
ganifcher Beſtandtheil der Verfafjung bes Volkes überhaupt; und in 
dem Kampfe um die Verfaffung oder um ben Antheil an der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt kam es niemanden in den Sinn, daß zuletzt bie 
Geſetzgebung felbft do nur bie eine Seite des Staatslebens enthalte, 
neben der bie Verwaltung als zweite mit gleichem Recht fich binftellt. 
Und das war allerdings um fo natürlicher, als damals die Geſetz⸗ 
gebung felbft ja nicht eine felbftändige Funktion des Staatslebens, 
ſondern mit der Verorbnung fo innig verfhmolzen war, daß man erft 
jegt lernt, fie mit ihren fo weſentlichen Beitanbtheilen von einander 
zu ſcheiden. Wie Ionnte daher überhaupt bie Frage entſtehen, welchem 
von beiden Organismen, ber Geſetzgebung ober der Verwaltung, bie 
Gemeinde angehört? Und fo fam es in natürlicher Weife, daß man 
die ganze Frage nad} den Gemeinden, ihrem Recht und ihrem Weſen, 
immer mit der Frage nad) der Verfafjung in Verbindung brachte, ohne 
ſich Rechenſchaft abzulegen, was denn eigentlich die Verfaffung ihrem 
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eigenen Weſen nad) fei. Dadurch nun warb eine Hare ſyſtematiſche 
Behandlung bes Gemeinderechts an und für ſich unmöglich; es hat 
feine gegeben und konnte feine geben. “Denn vor allen Dingen muß 
das feſtſtehen, daß es kein Verſtändniß des Gemeindeweſens und 
Rechts geben wird, fo lange man nicht die Gefehgebung von der Ber 
waltung und in dieſer wieder die vollgiehende Gewalt mit ihren ſpeci⸗ 
fiihen Elementen gejchieden bat; das wodurch fich die folgende Auf 
fafjung von allen vorhergehenden unterfcheidet, läßt ſich daher zunächft 
negativ in dem Satze zufammenfaflen, daß das Gemeindeweſen und 
Gemeinderecht mit der (eigentlihen) Verfafjung over der Geſetzgebung 
gar nichts zu thun bat, ſondern ausſchließlich dem Begriffe, 
Organismus und Recht der vollziebenden Gewalt ange 
hört. Und erft auf diefer Grundlage ift e8 möglich, von einem Eyfteme 
bes Gemeinderechts zu reden. 


b) Die formalen &rundbegriffe. 


Indem wir nunmehr das Syftem des Gemeinderechts darzulegen 
verſuchen, dürfen wir vielleicht bei der hohen Wichtigkeit der Sache 
einen Augenblid um die freundliche Aufmerkſamkeit unferer Lefer 
bitten. 

Das Net der Gemeinde hat auf allen feinen Punkten und in 
allen feinen Theilen diefelbe Natur wie jedes andere Recht. Es ift an 
und für fih ohne Inhalt. Es empfängt feinen Inhalt erſt durch das 
Leben ſelbſt, für meldhes es gilt. Um ein beftimmtes Recht zu ver 
fteben, muß ih auf das Weſen desjenigen eingehen, für melches es 
gilt. Für dieſes Wefen ſelbſt aber ift e8 allerdings von höchſter Be 
deutung. 

Denn jede Recht, und jo aud das Gemeinderecht, bat die Auf 
gabe, das Weſen und Leben desjenigen, wofür es gilt, in feite, nad 
außen bin gültige Form zu bringen, und es für Dritte als ein felb: 
ftändiges und unverlegbares binzuftellen. Das Verſtändniß jedes poſi⸗ 
tiven Rechts ift daher das Verſtändniß desjenigen, für welches und 
durch welches e3 gilt. Und das ift die Grundlage aller Behandlung, 
auch des Gemeinderechts. 

Nun aber ift die Gemeinde weder ein Staat im Kleinen nad 
Ariftoteles, noch die Hauptbafis der Freiheit, noch bloß eine biftorifche 
Thatjache, jondern die Gemeinde ift ein Organ der vollziehenden 
Gewalt. Das fteht feit. Und iſt fie das, fo folgt das entſcheidende 
Princip für das ganze Gemeinderedht, daß bafjelbe feinem ganzen Sn- 
balte nach nun auch nichts anderes fein kann, als das Necht der 
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vollziehenden Gewalt mobificirt und beftimmt durch das Weſen der 
Gemeinde ald Körper ber örtlichen Selbftverwaltung. Ein 
anderes Recht derfelben, ein befonberes Verhältniß zur Geſebgebung 
oder zum Gtaatöoberhaupt, ein anderes beſonderes öffentliches Recht 
derjelben ift gar nicht benfbar. ft dem aber fo, fo folgt, daß nun 
mehr auch das Syſtem des Gemeinderechts aus biefem Begriffe des⸗ 
felben hervorgehen muß. Was er erzeugt bat, muß er erfchöpfen 
tönnen. Kann er eö nicht, fo ift er eben falſch. Und er kann es. 

Es ergibt ſich nämlid, daß dem aufgeftellten Grundbegriffe nach 
das ganze Gemeindereht in vier Kategorien zerfällt, die einfach aus 
dem Weſen der Gemeinde hervorgehen. 

Zuerft folgt nämlih, daß die Gemeinde als Drgan ber voll 
ziehenden Gewalt das Element der Freiheit in biefelbe hinein bringt, 
„Freiheit“ heißt aber nicht felbftherrliche Selbftbeftimmung; denn durch 
biefe ift nicht einmal der Staat frei, obwohl er fie fehon feinem Wefen 
nad) befigt. Sondern Freiheit heißt die organiſche Theilnahme an ber 
Funktion der Verwaltung ober der That des Staats. Und das erfte 
Princip alles Gemeinderechts ift daher das Princip, daß alle in ber 
Gemeinde enthaltenen Funktionen der Vollziehung unter Mitwirkung 
derer, an denen fie vollgogen werben, geſchehen. Die Formen dieſer 
Mitwirkung find Stimmrecht und Wahlrecht. Das allgemeinfte Princip 
des Gemeinderechts ift daher der rechtliche Grundſatz, ohne den es viel⸗ 
leicht Amtsbezirle, aber Feine Gemeinde gibt, daß in ihm bie ein« 
zelnen Alte der Vollzichung vermöge des Stimmrechts und Wahlrechts 
der Mitwirkung der Staatsbürger übergeben werben. Das ift der Kern 
der „Freiheit“ in dem Gemeinderedht. 

Zweitens aber folgt, daß wenn bie Gemeinde ein ſelbſtändiges 
Organ der Vollziehung ift, fie einen perfönliden Organismus 
befiten, alfo ein perfönliches Oberhaupt, eine ihren Willen ſetzende, 
und eine biefen Willen vollziehende Gewalt befiten muß. Das nun 
kann in mehr ober weniger Harer Weife vorhanden fein, aber vor⸗ 
handen ift e8 immer. Und nun nennen wir die Beftimmungen, melde 
diefen Organismus beftimmen, die Gemeindeordnung. Inſofern 
diefe Organe gewählt werben, erfcheinen diefe Gemeindeorbnungen als 
Gemeinbeverfafjung: die Gemeindeverfafjung ift daher die Gel 
tung des Princips der Gemeinbefreiheit in ber Gemeinbeorbnung. Sie 
tann größer und geringer fein — es kann nur ein Theil der Drgane 
oder alle gewählt, es kann nur ein Theil ber Beſchlüſſe oder alle dem 
Stimmrecht unterliegen, aber ein Theil der Gemeindeorbnung ift 
ſtets frei; fonft ift e8 eben feine Gemeinde tie gejagt. Das ift Har. 

Diefe Grundfäge find nun allerdings von fo entſcheidender Bebeutung 
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Gewult nennen, der geieggebenten untergeortnet fein muß, wie die 
That tem Willen; daß dieß nur dann möglich if, wenn bie be 
beichließenten ven ten volljichenten Urganen aufs firengite geſchieden 
find umd jedes jeine Competen; bat, ta erft daraus tie Berantivort 
lichkeit hervorgeht, unt daß erft in dieſem Zuſammenwirken dasjenige 
erreicht wird, was wir das vertiflungämäßige Verwaltungsrecht nennen. 
Die Anwentung des Princips ter Wabl auf Die Urgane ift daher in 
ter That nur Ein Moment ter Freibeit ter Gemeinte; tas zweite iſt 
tie Anwendung ter Gruntiäge des verfafiungsmäßigen Berwaltungs 
schte auf die Thätigkeit ihrer einzelnen großen Organe unb ihrer 
Funttionen; erft mit diefer iſt das Weſen ter Gemeine nah Innen 
erihöpft; und jo fünnen wir jebt auf daſſelbe tie beiben Worte an: 
wenden, welche uns die Sache mit den belannteften Ramen bezeichnen. 
Bir fagen demnach, daß die Gemeindeverfaſſung tiejenige Ord⸗ 
nung fei, nach mwelder Stimmrecht und Wahlrecht auf Beichlüfie und 
Organe der Gemeinde angewendet werben; daß tie Gemeindever— 
waltung dagegen die Anmwentung ter Gruntiäße des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verwaltungsrechts auf das Verhältniß jener drei Organismen 
zu einanter enthalte. Und dieß ſcheint leicht verſtändlich. 

Drittens nun aber bleibt Die Gemeinde mit aller ihrer Freiheit und 
Drganifation ein Glied tes höheren Ganzen. Das nun ift dadurch 
ausgedrüdt, daß ihre Beichlüffe niemals Gefete, jondern nur 
Berordnungen und Berfügungen fein fünnen. Sie haben da: 
dur in Inhalt und Ausführung eine Gränze gegenüber ver Gefek: 
gebung und der Verorbnungsgewalt der Regierung; tas ift, fie ent- 
halten die Anwendung der allgemeinen Grundſätze der Autonomie und 
Oberaufſicht in fpezieller Anwendung auf das Gemeindeivefen. Und 
fo entfteht ber dritte Theil des Gemeinderechts, das Verhältniß ihrer 
‚sreiheit und Thätigkeit zu Etaat und Regierung, oder das ftaatlicye 
Recht der (Semeinde. 

QViertens aber muß nun, wenn alle dieſe Punkte den Inhalt 
des Gemeinderechts bilden, auch die Vollendung des Gemeindeweſens 
erſt dann möglich ſein, wenn die Gemeinde fähig wird, alle Be— 
dingungen jener Rechtsentwicklung ſelbſtändig bei ſich durchzuführen. 


——— 
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Das nun bat zur Vorausfegung eine einheitliche Orbnung ber Ge 
meinben untereinander, die auf dem tvefentlichen Unterſchiede der Drtö: 
gemeinde und ber Verialtungögemeinde beruht; und biefe einheitliche 
Ordnung als ein Eyftem ineinanbergreifenber Rechte betrachtet, ergibt 
das, was mir das Syftem des Gemeindeweſens und fein Recht nennen. 
Erſt in diefem Syfteme Tann daher die Vollendung des Gemeindeweſens 
gefunden werben. 

Dieſes nun find die vier Grunbfategorien alles Gemeinderechts. 
Der ganze Inhalt des letztern muß auf fie zurücgeführt, durch fie 
verftanden werben. Sie find die Grundlage der Vergleihung und Ber 
urtheilung, und von ihnen aus entfteht daher die wiſſenſchaftliche Be: 
banblung des Gemeinderechts überhaupt. 

Allein fie gehen eben, mie wir bereits gefagt, von dem Weſen 
der Gemeinde, aljo von dem allen Zuſtänden ber Iegtern gleichartigen 
Element aus. Sie können daher das Recht der Gemeinde erklären, 
wie es fein fol, aber nicht das Recht, wie es ift. Sie find die Bafis 
des Gleichen in allen Formen bes Gemeinderechts, aber nicht bie 
Grundlage des Verſchiedenen. Und wieder begegnet uns hier wie in 
allen Rechtsgebieten die Thatſache, daß in der Wirklichkeit das an fich 
Gleiche zum Verſchiedenen wird. Das in ſich aufzunehmen und zu erklären 
ift die zweite Aufgabe der Wiſſenſchaft. Sie hat neben den Begriff die 
biftorifche Geftalt des Gegebenen zum Verſtändniß zu bringen. 

Das nun ift gerade bei dem Gemeinderecht vor Allem nöthig. 
Und zwar deßhalb, weil das pofitive Gemeinderecht, namentlich Deutſch⸗ 
lands, noch ſehr weit hinter demjenigen zurüdfteht, mas wir 
als die wahre Geſtalt des letztern in jenen vier Grundverhältniſſen 
fordern müſſen. Im Gemeinderecht iſt das was die Wiſſenſchaft lehrt, 
am weiteſten unter allen Theilen des öffentlichen Rechts demjenigen 
voraus, was als poſitives Recht gilt. Wir haben daher hier noch viel 
mehr zu fordern als zu erllären. Und das bildet die formale Schwierig⸗ 
leit dieſes Theiles unferer Aufgabe. \ 

Es bleibt uns nun berfelben gegenüber nichts anderes übrig, als 
die Iegtern in zwei große Gebiete einzutheilen, das hiſtoriſche und das 
foftematifche. 

Das erſtere fol uns zeigen, wie fi im Laufe der Jahrhunderte 
das pofitive Recht aus dem Weſen der Gemeinde gebilbet bat, welche 
Faltoren dafjelbe beftimmen, und auf welchem Punkte wir in Europa 
im Allgemeinen fo wie bei den Hauptlulturpölfern ftchen. 

Das zweite dagegen wird zur Aufgabe haben, die eben bargelegten 
Grundgedanken de wahren Gemeinderechts, und zwar mit fpecieller 
Beziehung auf die deutichen Gemeinberechte, darzulegen. 
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Das erſte ift das Verſtändniß der Gegenwart auf Grundlage ber 
Vergangenheit, das zweite die Beurtbeilung berjelben auf Grunblage 
der Zukunft. 


2. Elemente der hiftorifchen Geſtaltung des Gemeinderechts. 
a) Grundzlige der enropäifhen Geſchichte des Gemeinderechts. 


Wenn wir das Folgenve mit ter Bemerkung beginnen, daß es 
bisher feine Gefchichte des Gemeinderechts in felbftändiger Behandlung 
neben der der Landſtände und des Vereinsweſens gibt, fo thun mir 
das nicht um eine Kritil auszusprechen. Sondern wir thun eö viel 
mehr, um bon vornherein die großen Mängel in Allgenıeinheiten zu 
entichuldigen, welche der kundige Lefer im Folgenden finden wird. Denn 
der wiſſenſchaftliche Fleiß hat gerade für dieß Gebiet ein jo gewaltiges 
Material zufammengebradt, daß man daſſelbe entweder gar nicht, oder 
in nur noch fpeciellerer Behandlung benüten darf. Man muß fid 
eben bejcheiden, und das eine ober das andere wählen. Nach der 
ganzen dee unferes Wirkens aber ift es unfere Aufgabe, ftatt der 
vinfchneidenden Einzelheiten vielmehr die beberrichenden Geſetze aufzu⸗ 
ftelen, durch welche der Wechjel der Vergangenheit und das Werben 
der Zukunft beſtimmt wird. Und nad der Lage der gegenwärtigen 
Literatur dürfen wir eben alles vorausjegen, bis auf diefen Theil. 
Möge e3 und verftattet fein zu hoffen, daß mir gerade auf dieſem 
Bunfte fördern können! 

Der allgemeine Stanbpunft nun, von dem wir ausgehen, beftebt 
darin, daß das gelammte Gemeindeweſen Europa’3 bei aller feiner 
Verſchiedenheit Ein Ganzes ift, das in benfelben Grundformen ſich 
entwidelt und benjelben Gefegen unterliegt, jo verſchieden auch fonft 
die Einzelnheiten jein mögen. 

Betrachtet man von diefem Standpunkt aus die Geſchichte des 
Gemeinderechts in Europa, fo zeigen fich drei große Grundformen, die 
in allen einzelnen Ländern vorhanden find, aber in jedem derſelben 
in verjchiedenen Geftalten und Bewegungen in einander übergeben. 
Die Befonderheit, oder wenn man will, die Nationalität der einzelnen 
Nechtögeichichte dieſes Gebietes befteht daher eben in dieſen Webergängen, 
nicht in den Grundformen, die allenthalben glei find. Die letzteren 
aber find die Gemeinde der Geſchlechterordnung, ald Dorf und Herr: 
Ihaft; die Gemeinde der Ständeordnung als die eigenilide Stadt, 
und die Gemeinte der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft in dem verfaſ— 
fungsmäßigen Gemeindemwefen des 19. Jahrhunderte. Auf tiefe 
drei Grundformen muß die Gejchichte jeder Gemeindeordnung in jedem 





Staate Europa’s zurüdgefüßrt werden. Wenn wir nun fagen, daß 
jede diefer Grundformen eine beſondere Geftalt der Gemeinde ift, fo 
bebeutet das, daß die oben bargeftellten vier Hauptbegriffe des Gemeinde⸗ 
rechts in jeder derſelben ihre auf den biftorifchen Elementen ruhende 
Geftaltung hat; und in ber That ift die Entwicklung terfelben aus 
einander und ihr gegenfeitiges Eingreifen in einanter bie Baſis der 
curopäifchen Geſchichte der Gemeinde. 

Dieſe Entwicklung nun, oder der Proceß des Ueberganges 
aus einer Epoche in die andere ift nun natürlich fein zufällige. Wähs 
send mir in jenen drei Grunbformen die Hauptgeftalten haben, die fi 
in ber Geſchichte der Gemeinde zur Geltung hinausarbeiten, liegt ber 
Kern der Gefchichte in der Gewalt, melde ihrerfeits eben die Kraft 
bejaß, bie neue Geftalt aus ber alten zu erzeugen. Und möge man 
fonft über die Wiſſenſchaſt der Geſchichte, die Auflöfung ihrer Bewe⸗ 
gungen in beftimmte Geſetzze berfelben denken wie man will, wenig: 
ftens bei der Geſchichte des europäiſchen Gemeindeweſens Tann man 
derſelben nicht entbehren, und ohne fie biefelbe in ihrem inneren und 
äußeren organifchen Gange nicht verftehen. Wir verftatten uns daher, 
fie hier in möglichfter Kürze aufzuftellen. 

Das was wir bie menſchliche Gejelfchaft nennen, die Ordnung 
tes perfönlichen Lebens geſetzt durch die Vertheilung der höchſten Güter, 
bat in ber Gemeinde einen anteren Charakter als in dem großen 
Ganzen des Volles. In der Gemeinte drängen fid) die Elemente ber 
Geſellſchaft fo brtlich eng zuſammen, und die Reibung, die Harmonie 
und bie Gegenfäge der Menfchen werben fo fühlbar für das indivi⸗ 
duelle Leben, daß jede Frage, jede Bewegung, jede Hoffnung und 
jedes Streben des Einzelnen einen durchaus perſönlichen Charakter 
annehmen. Die großen Elemente des menſchlichen Lebens erfüllen fi 
in ver Gemeinde fo fehr mit perfönlichen Empfindungen, mit Liebe und 
Haß, die großen Bewegungen werben hier fo fehr zur perjönlicden That 
des Einzelnen gegen den Einzelnen, daß uns, fo wie wir bei der Ge 
meinde als folder ftehen bleiben wollen, das Ganze mit feinem ruhigen, 
ewig gleichen Gefege verſchwindet, und uns ftatt befielben ein zwar 
lebensvolles und oft machtiges, immer aber zufälliges Bild erfcheint, 
das und leicht die allgemeine Baſis vergefien läßt, die feinen Hinter: 
grund bildet. Die erfte Aufgabe der Wifienfchaft ift es daher, ſich 
über jene Brtliche Geftalt zu erheben, und auf bie objectiven großen 
Faktoren zurüdzugehen, welde am letzten Ort hier die Entwidlung bes 
herrſchen. Erft in ihnen fteht man vor ben beivegenben Kräften ber 
Geſchichte, am Harften im Gebiete des Gemeindeweſens. 

Diefe Faktoren nun find einerfeitd der Beſitz in feinen beiden 
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gefellichaftlichen Grundformen, dem Grunbbefit und dem getverblichen 
Befig, und die Intereſſen, die fi) an ihn knüpfen, und anbererfeits 
der Staat mit feiner lebendigen Idee und feiner höchſten Gewalt. 
Der Beſitz ift e8, der der gefellichaftlichen Orbnung überhaupt, am 
faßbarften aber in der Gemeinde, ihre fefte Geſtalt gibt; ber, Staat 
ift e3, der die Bewegung orbnet und trägt, welche bon einer Gehalt 
zur andern hinüberführt, und das Leben ber Geſchichte bilbet 

Wir haben nun an einer andern Stelle, in ber Lehre von ber 
Gejellihaft, ven Verſuch gemacht, die Bebeutung bed Befies zu ent 
wideln. Das was wir hier über denfelben fagen, Tann baber nur hie 
praftifche Anwendung jener Säte auf bie Bilbung des Gemeinderechts 
enthalten. Die großen biftorifchen Thatfachen aber, auf welche wir 
uns im Folgenden beziehen, die Urgefchichte des germanifchen Bolles, 
die Epoche der Vollerwanderung und ihre Folgen, bie Zeit der Stände 
berrichaft, der Städte und der Stantenbilbung ſetzen wir mit vollem 
Rechte als befannt voraus. Und fo verſuchen wir, den Entwidlungs 
gang des Gemeindeweſens als ein Ganzes in Europa barzuftellen. 

Alle menfchlihe Ordnung beginnt bei dem Grunbbefige im weite: 
ften Sinn. Die Bewirtbichaftung des Grunbbefiges forbert aber bie 
Unterordnung der Arbeit unter ven Willen des Herrn, unb biefe Unter 
ordnung wird leicht, da dieſer Wille felbft zulegt den großen natür⸗ 
lichen Gefeßen der Zeiten, der Temperatur und bed Bodens folgen 
muß. Jeder Grundbefig erzeugt daher die natürliche Unterorbnung 
des Einzelnen unter da3 Haupt bes Befiges, der wieder vermöge der 
Familie der Erbe der Güter if. So verichmelzen Grundbeſitz, Familie 
und Herrſchaft in dem Begriffe des Geſchlechts; nur die Häupter der 
Geſchlechter find einander gleichberechtigt; die Örtliche Einheit des Ber 
figes Schafft eine perfünliche diefer Häupter; fo bildet fich eine Gemein» 
haft, und diefe Örtliche Gemeinichaft ift dad Dorf. Das Dorf beruht 
jomit auf der Gleichheit der bäuerlichen Gefchlechterhäupter; es ift bie 
Örtliche Einheit derſelben, welche vermöge des Rechts jedes Einzelnen 
auf ſeinen Beſitz das Recht aller enthält, die gemeinſchaftlichen In⸗ 
tereſſen aller Beſitzer zu vertreten; und dieſe Einheit wird daher die 
Dorfſchaft. Die Dorfſchaft iſt daher die erſte und urſprünglichſte 
Form der Gemeinde; ſie iſt die erſte Gemeinde der Geſchlechter⸗ 
ordnung. 

Zuerſt neben, dann über der Dorfſchaft entſteht nun durch die 
Eroberung die Herrſchaft. Sie iſt diejenige Einheit, in welcher der 
geſammte Grundbeſitz urſprünglich dem Herrn als wirkliches Privat⸗ 
eigenthum gehört, und daher auch alle Intereſſen deſſelben perſönliche 
Intereſſen des Herrn, alle Pflichten perſönliche Pflichten deſſelben ſind. 
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Sie ift daher anfänglich nichts als ein großer bäuerlicher Befig. Der 
weitere Gang ter hiftorifchen Entwidlung bringt es nun mit ſich, daß 
diejer große Beſitz fi allmählig den Heineren der alten Dörfer und 
Bauern untertoirft. Mit diefer Unterwerfung entfteht ein neues Rechts 
verhältniß nicht bloß für den Einzelnen, fondern auch für die Gemein 
ſchaft berfelben, ober für das Gemeindeweſen beider Zuftände und 
Epochen. Dieß Rechtöverhältnig wird naturgemäß zu einer Auflöfung 
der alten freien Dorſſchaft in die neue Herrihaft, zu einem Uebergang 
aller öffentlichen Rechte der erftern in das Privateigenthum des Herrn; 
und dieſe neue, unfreie Geftalt der Geſchlechtsgemeinde, in welcher ber 
Bauer in baflelbe Verhältniß zum Orundheren kommt tie früher der 
Knecht zum Bauern, nennen wir die Grundherrlichkeit. Die 
Grund herrlichkeit ift daher ihrer juriftifhen Bedeutung nad bie Unter: 
merfung der alten Gemeinde des bäuerlichen Dorfgeichlehts unter bie 
neue des berrfchaftlichen Grunbbefiges. Der Proceß biefer Unterwerfung 
ift der Inhalt ber erften Epoche der Gemeindegefcjichte in ganz Europa, 
allerorts derjelbe, wenn auch in ſehr verſchiedenen Formen verlaufend. 

In der That nämlich hat ſich diefe Grundherrlichkeit weder gleich: 
mäßig noch plöglid) enttoidelt. Die Elemente berfelben, Herr und 
Bauer, find fo verſchieden, daß fie ohne den heftigiten Kampf nicht zur 
Ruhe kommen. 

Jener Kampf beginnt nun hiſtoriſch faft ſchon unter Karl dem 
Großen. Am Ende der Rarolingiihen Dynaftie ift feine erfte Epoche 
erledigt. In allen romanischen Staaten unterwirft die Herrſchaft bie 
Dorfihaft; das Princip der Grundherrlichkeit greift durch, und ber 
legte Reſt freier Verwaltung verſchwindet in der abminiftrativen Sous 
veränetät der Grundherren. Die Gründe dafür liegen weſentlich in 
dem Vorherrſchen des an Unfreiheit gewöhnten romaniſchen Heinen 
Grundbeſitzes; der zieht die germanifche vereinzelte freie Hufe mit 
hinab, und mit dem zehnten Jahrhundert ift das ganze Land eine 
unendliche Vielheit von Heinen fouveränen Herrihaften. In den ger 
maniſchen Etaaten wird ein ähnlicher Erfolg erzielt, aber theils ſpäter, 
theild auf anderem Wege. Es ift ein unendlich mweitläuftiger, wichtiger 
und nur in einzelnen Theilen gehörig aufgellärter Theil der inneren 
Gefchichte des Gontinents, den wir bier berühren. Doch ftehen bie 
großen hiſtoriſchen Thatfachen ziemlich feit, und fie find es, welche den 
Gang der Geſchichte der GSelbftverwaltung ober vielmehr des Weber 
ganges der dorfſchaftlichen Gelbjtverwaltung an die Grundherrlichkeit 
und ihre Verwaltung erllären. Man kann fie ale auf zwei große 
Gruppen zurüdführen. 

Die erſte befteht in ber einfachen Untertverfung der einzelnen 
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freien Bauern und Dorfihaften unter die Grundherrlichkeit. Sie ift 
in hundert verfchievenen Formen gefchehen; aber es läßt fih trog dem 
nicht verfennen, daß fie in den bei weitem meiften Fällen doch die 
felbe Grundlage bat. Sie befteht nämlich nur felten darin, daß bie 
Dorfihaft over Hufe direkt unfrei wird, ſondern meiftens beginnt fie 
damit, daß der Grundherr als ursprünglich fein rechtlich bevorzugter, 
fondern nur ein mächtigerer Nachbar der Hufe oder des ganzen Dorfes, 
gerade die Selbftverivaltung der Dorfichaft für fich gewinnt, und bie 
Form, in welcher dieſer Uebergang der Selbitverivaltungsrecdhte bon 
dem freien Bauernftande an den herrfchaftlihen Grunbbefiger ftatt- 
findet, ift das zu Lehen geben. Die Alte, durch welche die Bauern 
fih als Bafallen der Gutäherren erkennen, find im Grunde urfprünglic 
nur Uebertragungen ber Selbftverwaltungsrechte des Bauernftandes an 
die Herren, feine Eigenthumsübertragungen, und die Lehensabgaben 
in recognitionem dominii find nur Symbole diefer Verwaltungsrechte 
der Herrfchaft. Auch gewinnt der Lehensherr des Dorfes damit nicht 
die Verwaltung der Drt2gemeinde, fondern die der Verwaltungsge⸗ 
meinde; oder, mie wir fagen würden, bie Grundherrlichkeit wird 
eben die Verwaltungsgemeinde. In der Grundberrfchaft find 
daher principiell zwei Syſteme der Selbſtverwaltung, die eigentlich 
grundberrlihe, welche auf dem uriprünglichen Eigentbum an Grund 
und Boden beruht, und die bäuerliche, welche durch Lehenserfennung 
entfteht und daher auch anfänglich die Ortsgemeinde als Dorfichaft 
ruhig fortbeitehen Täßt, nur die eigentliche Verwaltungsgemeinde bil: 
dend. Der Lehensherr hat daher die großen Funktionen, aus melchen 
bie leßteren entjtehen, das Kirchen: und Schulweſen, die Nechtöpflege 
und das Communicationsweſen zu verwalten. Er ift Kirchenpatron, 
er iſt Gerichtzherr, und tft Herr der Wege, wodurch das peagium, 
die Mauth, entfteht. Eo entfteht in tiefer Epoche die doppelte Ge: 
meindeverwaltung, und ihr entipricht die doppelte Gemeindeverfaflung, 
denn der Grundherr ala Organ der grundherrlichen ald Verwaltungs: 
gemeinde ift erblich, die Schöffen und Bauermeifter dagegen find 
wählbar, und der grundbefißende Bauer ift fein Wähler; nur daß 
die erfte Form bie zweite beberrjcht; doch wird im Anfange die per 
fönliche Freiheit des Bauern noch geachtet. Diefe Entwidlung nüpft 
befanntlich an den Farolingifchen Grafen an; die Aufgaben des Comes 
find eben die der Vertwaltungsgemeinden, und das Aufgeben zu Lehen 
ift daher in fehr vielen — vielleicht in allen — Fällen nicht® anderes, 
als die feierlihe Anerkennung eines Gutsheren als erblichen Grafen 
und Haupt der Verwaltung. Die urfprüngliche Zehensherrfchaft ift daher 
noch keineswegs unfrei; die Selbftverwaltung bleibt an fich beftehen; 
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aber die Häupter berfelben find nicht mehr gewählte, ſondern erbliche 
Inhaber der Getvalt der Verwaltung . 

Allein diefer Zuftand fonnte nicht dauernd bleiben. Der Lehen 
herr hatte diefe Gewalt für feine Hinterfaffen ſchon urſprünglich, für 
die freien Bauern durch Lehensübertragung als eine erbliche bekommen. 
Sie verſchmolz daher mit feinem Grundbeſitz felbft; fie ward fein Pri- 
vatrecht. Die Gränze diefer Gewalt aber, noch jetzt ſchwer zu defir 
niren, war damals umbefinirbar; mit ihr das Recht, die Laften ber 
Verwaltung zu vertheilen. So geht die Selbftbeitenerung der Dorf: 
ſchaft auf den Gutsherrn über. Damit ift er nicht mehr das Haupt 
der Orts⸗ und Verwaltungsgemeinde, er ift der Herr berfelben. Und 
jet beginnt das perfönliche Intereſſe des Herrn feine furdibare, ver 
berbliche Thätigfeit. Die Grundherren beginnen, nachdem fie die Eelb: 
ftändigfeit der Dorfgemeinde ald Ganze unterivorfen haben, allmählig 
auch die Einzelnen, urſprünglich Freien, unfrei zu machen. Die Frohn: 
den und Giebigfeiten entftehen und werden zum Fluch des alten ſtolzen 
Bauernftandes; bie letzte Epur feiner Selbftändigfeit verſchwindet, und 
derfelbe Grundfag, ber einft die Quelle ber Freiheit war, ift jept zur 
Bafis der Unfreiheit geworden. Die gutsherrlibe Gemeinde ift 
eine Gemeinde nur noch dem Namen nad; in der Wirklichkeit ift fie 
der abfolute Defpotismus innerhalb des Gemeindelörpers. 

Wir haben diefe Verhältniſſe nun genauer in ihren einzelnen 
Enttvidlungsphafen in unferer Lehre von der Entwährung (Ber 
waltungslehre Bd. VII.) dargeftellt, und berufen uns auf biefelbe. Im 
Großen und Ganzen ift es fein Ziveifel, daß das obige Recht in ganz 
Europa herrſcht; es bildet die erfte Epoche des Gemeindeweſens. 

In dieſer Epoche ift nun der Staat noch ohnmächtig. Er ift faſt 
nur noch in dem Königthum vorhanden; er ift felbft ohne Recht, und 
die Elemente, die fih um den Thron fammeln, gehören eben ber herr: 
chenden Klaſſe. Es ift, wenn man dieſe Zuſtände vorurtheiläfrei 
erwägt, weder durch die Elemente des Grundbeſitzes, noch durch die 
des Staates ein Fortſchritt zu einer beſſeren Gemeindeverfafjung möglich. 
Diefelbe muß von einem andern Punkte ausgehen. 

Diefer Bunkt ift nun ber Befig. Die neue Geftalt, welche er bei 
fi) außbilbet, ift der gewerbliche Beſitz. Das Gemeinbeivefen, welches von 
ihm auögeht, nennen wir die Stabt. Die Stadt ift nicht bloß eine 
wirthſchaftliche, fondern zugleich eine gefellfchaftliche und eine ftaatliche 
Erſcheinung. Sie ift es, welche die zweite Geftalt des Gemeindeweſens 
in Europa bilbet. Alles was fie war und ift, ift fie aber durch bie Natur 
des gewerblichen Kapital. Aus ihm heraus müflen wir die Stabt im 
Ganzen und die einzelnen Erſcheinungen innerhalb derſelben erklären. 


234 





Der gewerbliche Beſitz ift feinem Weſen nad vie eigentlich indi⸗ 
vituelle Form des Beſitzes. In Capital und Arbeit fchließt er ſich 
unbedingt an das Individuum an; baflelbe erzeugt mit bem zeiten 
das erfte; es begegnet hier keiner produeirenden Naturkraft, der es ſich 
beugen muß, von ter es abhängig tft. Erſt im geiverblichen Capital 
fann man fagen, taß die Perfönlichkeit it, was fie bat. Wo daher 
immer das gewerbliche Capital entfteht, emtfteht mit ihm ein Leben, 
dad auf ver Selbftbeftimmung der einzelnen Perſönlichkeit beruht 
Beide erzeugen ſich unbebingt gegenfeitig. Die Drbnung der menſqh⸗ 
lihen Gemeinfchaft aber, welde auf diefem Weſen bes gewerblichen 
Sapital3 berubt, Tann demnach nicht diefelbe bleiben, mie bie, weld⸗ 
wir bisher gefunden. 

Offenbar ſteht dieſelbe in tiefem Gegenſatze zur Geſellſchaft bei 
Grundbeſitzer. Sie bat zu ihrer Grundlage wicht das hiſtoriſche Recht 
auf den Beſitz, fondern die Arbeit der freien Berfönlichleit. Sie bat 
das Gebiet ihrer SIntereflen nicht in dem, was fie chen bat, ſondern 
in dem, was fie erwerben will. Sie fordert daher weſentlich andere 
Beringungen ihrer Entwidlung ald der Grund und Voden und bie 
Herrichaft. Eie kennt diefe Beringungen felbft, und muß fie ſich ſelbſt 
geben. Das aber heißt eben ſich verwalten. Die neue Geſellſchaft 
bat daher zum nächſten Zweck ihrer Verwaltung vie Beringungen bed 
gewerblichen Erwerbes. Sie kann und will diefe Bedingungen nicht 
aus fremden Händen empfangen, nicht einmal von der Nation um 
mittelbar, viel weniger von der Willlür eines Herrn. Noch weniger 
fann fie das Erworbene dem Herrn überlafien. Sie muß in Beſitz 
und Verwaltung frei fein. 

So mie daher der gewerbliche Beſitz auftritt, entſteht ein tiefe 
Spaltung in ber ganzen menfchlihen Geſellſchaft. Es geht eine 
Ahnung durch ganz Europa, daß eine neue Geſtalt der Dinge beginnt. 
Die Grundherrlichkeit hält zunächſt, der jungen gewerblichen Welt 
gegenüber, feft an ihrem Recht auf ven Grund und Boden, auf dem 
das Gewerbe betrieben wird, an ihrem Rechte der herrichaftlichen Ber 
mwaltung über die Menfchen, die es betreiben, an ihrem Rechte auf den 
Gewinn, den fie damit maden. Die getverbliche Welt erkennt, daB 
e3 fich hier nicht um ein Mehr oder Weniger, jondern um ihre ganze 
Criftenz handelt; zu tief ift die Berfchievenheit des Principe. Sie 
muß fid) daher ſammeln und orbnen, um dem Stoße zu begegnen, der 
von jener Seite fommt. Sie bildet fi zu Gemeinjdaften; fie fängt 
an zu berathen; fie ordnet fich zu mwaffenfähigen Gilden und Bünften; 
fie gibt fih Häupter; fie lernt gehorchen im Namen ihrer Intereſſen; 
fie weigert fih, dem Grundherrn Folge zu leiften; fie läugnet das 


Recht feiner Verwaltung in Dingen, bie er felbft nicht erzeugt hat; fie 
greift zu den Waffen gegen feine Bewaffneten; fie bietet auch Gelb 
für das zweifelhafte oder unzmweifelhafte Recht, das er noch befigen 
mag; fie fordert Freiheit mit dem Schwerte und mit Golb; der Kampf 
entbrennt; die Stadt, die Heimath des gewerblichen Capitals, ſieht 
auf gegen den Grundherrn, ben Befiger des unbeweglichen Capitals; 
fie fiegt; fie erobert die Stadt; fie macht fie zu einer Burg ihrer 
Intereflen nad) außen, zu einem Organismus ber Verwaltung ber 
felben im Innern; dieſe, berubend auf dem Wefen des an ſich freien 
gewerblichen Capitals, muß felbft frei fein — fie muß auf ber gleichen 
Theilnahme Aller an der allgemeinen Gewalt beftehen; fo wird die 
Stadt ein Verwaltungskörper der jungen ſtaatsbürgerlichen Gefell: 
ſchaft, äußerlich in ihrer örtlichen Gränze, dem Weichbilde, felbftändig, 
innerlich frei; und fo entfteht die Gemeinde neben ber Herrſchaft. 

Es ift eine mweitläuftige Geſchichte, zu erzählen, wie das alles im 
Einzelnen fi} geftaltet und zugetragen hat; aber das Weſentliche daran 
iR gleichartig im ganzen Europa. Alle Befonderheiten reduciren fi 
dabei vorwaltend auf die Form, während das Recht daſſelbe bleibt. 
Dieß Recht gehört theild der innern Verfaſſung, theils der Verwaltung: 
die großen Kategorien des Gemeindeweſens finden ſich auch hier wieder. 
Sie enthalten das Recht ver Wahl der ftäbtifchen Obrigkeit aus ber 
Mitte der Bürger, das Recht der Vertretung der Bürgerfchaft durch 
gewählte Männer, und das Recht der Selbftverwaltung in allen drei 
Verwvaltungsgebieten, Finanzen, Rechtspflege und Polizei. Dad Map 
dieſes Rechts ift allerdings fehr verſchieden; oft hat die Herrſchaft, oft 
der Landesherr als Herrſchaft noch gewiſſe finanzielle oder gerichtliche 
Rechte, ja fogar polizeiliche Gewalt; oft hat die Stabt dieſe Rechte 
gleich anfangs als ihr Eigentum erworben; oft Tauft fie fie allmählig 
ab; oft bleibt ein Theil vefielben bis ins neunzehnte Jahrhundert; 
und daher die Verfchiebenheit des Umfangs der Berechtigung der Städte. 
Allein in der Sache find alle Stadtrechte gleichartig. Und jo ftellt 
fih in der Stabt der gewerbliche Beſitz als die Grundlage des freien 
Gemeindeweſens ber germanifch europäifchen Völler bin. 

So ſcheint nun mit den Stäbten eine neue Epoche des Grmeindes 
weſens, ber Beginn der freien Verwaltung gegeben. Dennoch fehen 
wir biefelbe ſchon in den nächſten Jahrhunderten untergehen. Es ift 
von entſcheidender Bebeutung für die Gefchichte Europa’3, den Proceß zu 
betrachten, durch weldıen der Anfang ber Sreiheit in den Stäbten und ber 
Reft derfelben auf dem Lande untergebt; denn hier tritt und mit unab« 
weisbarer Gewalt der Sat entgegen, daß bie geſellſchaftlichen Elemente 
ſich allein durch ſich felber nicht zur freien Entwidlung bringen Zönnen. 
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die Dorfihaft und ihre eigene Grundherrlichleit zuſammen umfaßt, 
befteht daher aus zwei weſentlich verfchiedenen Elementen, bie aber 
dennoch in dem Gutöheren zufammengefaßt find; es find gleichfam zwei 
Verwaltungsſyſteme in Einer Perſon vereinigt. In dieſer Verbindung 
des Entgegengefegten konnte ein innerer Kampf nicht aushleiben. Das 
Intereſſe ter Grundherren drängte fie, bie urfprünglich freie Bauern« 
ſchaft den Grunbholben gleich zu ftellen, und ihre Selbftverwaltung in 
die Willkür ihrer Amtmänner und Vögte aufzuheben. Die Bauerns 
Schaft, inbolent und unfähig zum Wiberftand, gibt langfam nad; ein 
Recht nach dem andern, eine Entſcheidung nad der andern fällt dem 
Gutäheren zu; biefer beginnt dann aud in das Abgabentwefen einzu 
greifen; er legt Steuern und Laften aller Art auf, und die Unfreien 
gelten alsbald als Beifpiel für bie Freien. Noch aber Iebt in ben 
Bauernfhaften die Erinnerung an ihre alte Freiheit, an das Recht 
der Selbftvertwaltung; fie machen es geltend, fie Hagen, fie wehren 
fich; aber in ihrer Vereinzelung unterliegen fie. Dennoch bleibt der 
unterdrüdte Zorn lebendig; als endlich die Willfür zu groß wird, 
erhebt fih, faft in ganz Europa, der Bauernftand gegen tie Herrichaft, 
und es cniftehen die Bauernkriege. Dicfe Bauernkriege find nichts 
anderes als der Waffenkampf der Dorfihaften gegen die Hertſchaften, 
des letzten Reſtes der Gefchlechterorpnung gegen die ſtändiſche Orbnung, 
die fi mit den herrſchenden Geſchlechtern verbunden hat. Aber dieſer 
Waffentampf ift hoffnungslos, denn er erſcheint nirgends gleichzeitig 
und aud nicht gleichartig. Die Erhebung hängt eben davon ab, ob 
die einzelnen Gutsherren gegen die Bauernfchaften mehr oder weniger 
hart gewefen; bei den Bauernfchaften geht das Bewußtſein der gemeins 
famen Sade nicht weiter, ald die Unterbrüdung felbft; die Länder, 
in denen bie Dorfidaften ihre Rechte erhalten konnten, blieben ber 
Erhebung fern; die Grundholden endlich ftehen zweifelhaft zur Seite, 
weil fie willen, daß fie das Recht nie gehabt haben, für welches bie 
Bauernſchaften aufftchen; die herrſchenden Gefchlechter endlich halten 
als ſtändiſche Körperfhaft zufammen, und haben das Uebergewicht der 
Waffenbildung und bes Vefiges; und fo geſchieht es, daß in allen 
Ländern Europa’s, mit der einzigen Ausnahme der Schweiz, die Dorfe 
ſchaft von der Herrſchaft gänzlich befiegt wird. Das war das Enbe 
aller Bauerntriege, von der Jacquerie Frankreichs bis zum deutſchen 
Bauernkrieg. Und mit diefem Ende war das Ende der Dorfichaft jelbft 
gegeben. Der letzte Reft der Selbftverwaltung, die legten felbftändigen 
Rechte wurden genommen und in bie herriaftliche Verwaltung ver 
ſchmolzen. Es gab Feine Dorfichaft mehr, fondern nur noch Herrichaften, 
jelbft two jene noch blieben, wie in den Nord: und Dftfeeländern, waren 


fie künftig ohne Bedeutung. So wirb bie Landgemeinde wenigſten 
des continentalen Europa’3 unfrei. 

Mit gleichem Ergebniß, wenn auch in anderer Form, wirken be 
gefelichaftlichen Kräfte allmählig auch in den Stäbten.. Hier iſt ai 
dingd urfprünglich das Burgerthum unb mit ihm bie gewerbliche 
Arbeit frei, und dieſe Freiheit des Einzelnen ift die Freiheit ber Gtakl- 
gemeinde. Allmählig aber tritt das Princip der ſtändiſchen Drbiäg 
nunmehr auch von außen ber über die Mauern der Stände hinweg in 
das gewerbliche Leben jelbft hinein, und verlehrt das innerfte Weſen 
defielben. Die Hauptformen des Gewerbes werben aus wirthſchaftlichta 
Arten der Unternehmungen felbit ſtändiſche Körperichaften. Die Zünifte 
und Innungen verlieren ihren Charakter. Sie waren früher bie Grund» 
lagen der Drbnung bes gewerblichen Betriebes, und wurden  babund 
allerdings allmählig zu Grundlagen der Nechte, mit denen bas Ge 
werbe an der ſtädtiſchen Verwaltung Theil nahm. Seht tritt das 
Moment des wirtbichaftlihen Intereſſes Hinzu, und erzeugt die Aus 
ichließlichfeit der Innungdgenofien und die ftändifchen Vorrechte, 
theilungen und Drbnungen für Meifter, Gejellen und Burſche. Jedes 
Gewerbe bildet innerhalb der Stadt felbft wieder einen Stand: ir 
innere lebendige Gegenjeitigfeit der verſchiedenen Zweige des gewerblichen 
Lebens verſchwindet; damit gebt der Einfluß derſelben auf bie Wer 
waltung felbft allmählig verloren; die ftäbtiichen, verfafiungsmäßigen . 
Organe der Verwaltung fcheiden fi von dem Gemeindebürgertbum ab, 
und betrachten ihrerfeitS die Verwaltung als ihr befonderes Recht; fie 
finden Formen, durch welche fie diejelbe innerhalb eines abgeichlofienen 
Kreiſes fich felber erhalten; die Ausfchließlichleit greift in allen Organen 
durch, und es erfcheint jett auch im Gemeinveivefen der eigenthümliche 
Proceß des gefellichaftlichen Lebens, den wir die Rückbildung nennen 
möchten. Wie die ftänbifche Ordnung, die doch auf dem geiftigen 
Element des Berufes beruht, dieſes Element damals felbft in ber 
Kirche verliert, und fich zu einer Gefchlechterordnung umgeftaltet, indem 
die Geburt an die Stelle der Fähigkeit tritt, fo fällt fogar das Ger 
werbeweſen in dieſe Rüdbilbdung, und macht den freien wirtbichaftlichen 
Erwerb zu einem Geſchlechterrecht, um fo mehr die Verwaltung ber 
Gemeinde, die Stellen der Magiftrate und der Verordneten. Ja das 
Gemeindebürgertbum wird auf den Grunbbefit und bie Abftimmung 
bafirt, jtatt auf die perfönliche Ermwerböfähigfeit, und die Stadt als 
Ganzes, durch das Durchgreifen diefer Principien ihrer Entwicklungs⸗ 
fähigkeit beraubt und allentbalben ftillftehend, fchließt fich wieder gegen 
das Land ab, und bildet ſomit allmählig auch nad) innen, mie bisher 
nah außen, eine ſtändiſche Corporation. Es war das feine glückliche 
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Zeit. Das Einzige, was fid) die Stäbte damals allerdings gewonnen 
haben, und was, wenn auch nicht in der Form, fo boc in feinem 
Brincip, günftig fortgetwirft hat, war das hiſtoriſch gewordene Recht 
auf ihre Selbftverwaltung; es blieb troß aller Erftarrung des gewerb ⸗ 
lichen Lebens in ben entftehenben ſtändiſchen und Geſchlechterrechten 
deſſelben der Sat, daß das Landesfürſtenthum dieſe Selbftverwaltung 
anerkennen müfle. An diefen Satz Inüpft fi) menigftens in Deutſch-⸗ 
land bie neue Drbnung des Gemeindeweſens, und damit jene unklare 
oder vielmehr einfeitige Geftalt ber Auffafjung von der Selbſtver⸗ 
maltung, Die wir bier mit dem neunzehnten Jahrhundert entftehen 
fehen. Dagegen aber geht mit ber Freiheit des ftäbtiichen Lebens auch 
die leßte Hoffnung auf die befjere Geftaltung ver ländlichen Verwaltung 
zu Grunde. Landgemeinde und Stabtgemeinde haben ſich gefchieben, 
und find eben dadurch demfelben Loofe anheimgefallen. Denn auf dem 
Lande ift ter Grundbeſitz, in den Städten die gewerbliche 
Arbeit unfrei geworden. Soll eine neue Geftaltung der Dinge 
entfteben, fo muß fie bon einer ganz anbern Seite kommen. Und 
bier ift e&, wo der Staat mit feinem Königthum und feiner Regierung 
eintritt. 

Wir haben nun nicht die Geſchichte der Entwidlung des Könige 
thums bier zu twieberholen. Doch mag es wohl verflattet werden, das 
Verhalten deſſelben eben zu jener Geftaltung ber unfrei gewordenen 
Eelbftverwaltung zu bezeichnen. 

Der Gieg des Königthums über die Landftände bezog ſich aller 
dings zunächſt nur auf das Eingreifen deſſelben in bie Reichsangelegen ⸗ 
heiten, fpeciell auf diejenige Form dieſes Eingreifens, welche durch die 
Bewilligung der Steuer hervorgebracht warb. Die landesherrliche Ge 
twalt nahm zuerft die Gefeßgebung an fi. Allein die rafchere Ents 
widlung bes Geſammtlebens erzeugte neue, für alle Stände gültige 
Verhältnifie und Intereſſen. Die Landfchaften felbft waren, zum 
Theil auch darum, teil jeder Stand nod immer ausſchließlich an 
feinen Intereffen feithielt, nicht fähig, jene neu entftehenden Intereſſen 
des Ganzen zu beurtheilen, noch weniger fie zu verwalten. Die 
Landesverwaltung ald Ganzes fällt an den immer mächtiger werdenden 
Amtsorganismus. Diefer Amtsorganismus läugnet nun zwar nicht 
das Recht der ftättifchen Gemeinden und Gorporationen auf ihre Selbft- 
verwaltung; allein in dem Gefühle, für das Gange zu forgen, hält er 
die Recht nicht für ein organifches, an ſich nothwendiges, fondern für 
ein Vorrecht, ein Privilegium. Daraus entfteht der Say, daß dieſe 
Privilegien beftätigt werben müſſen; daraus der zweite, baß fie, wie 
jede Ausnahme von der Regel, ſtreng zu interpretiven find. Co 
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beginnt eine allmaͤhlige, theils falktiſche, theils principielle Beſcheanken 
der Selbſtverwaltung der Stadtgemeinden. Es entſieht ver Grundi 
daß die vollziehende Gewalt für die Landesgeſetze nicht buch: Ike 
Gemeinbeorgane, fondern nur durch die amtlihen Drgane aysgeäkt 
werden könne; das Amtsweſen fehiebt fich in das fläptifche: © 
hinein; die Drgane der ftäbtiihen Verwaltung nehmen felbft Names 
und Charakter eined Amtes an, und die Summen aller Rechte, melde 
der bürgerlichen Freiheit übrig bleiben, ericheinen als ftäbtiiche Frej⸗ 
beiten. Diefe ftäbtifhen Freiheiten bezeichnen baber das auf fläw 
diſcher Grundlage ertvorbene Maß der Selbftänbigleit des Gemeinde 
rechts gegenüber dem Amt. Und ſchon baraus ift es Har, daß bieles 
Gemeinderecht ein höchſt verſchiedenes iſt. Namentlich in Deutſchland 
geht es von ber vollen Souveränetät ber Reichsſtädte bis zu ben 
Rechten der Heinften Marktflecken binab; eine Gleichheit ift auf vo 
Continent im Einzelnen nirgends zu finden. 

Dafielbe aber, was wir bier von der Stabigemeinbe fügen, a— e⸗⸗ 
ſcheint nun auch in ber Landgemeinde. Auch bier drängt ſich das 
landesherrliche Amt auf allen Punkten hinein, und der Grundzug dieſer 
Bewegung iſt in ganz Europa derſelbe und mit wenig Worten zu Je 
zeichnen. Das neue Amt läßt nämlich in ber gutöberrlichen Gemeinde 
alle Privatrehte des Grundheren gegen die Bauern beftehen, aher 
nimmt alle öffentlihen Rechte und Funktionen deſſelben für ſich im 
Anspruch. Dieß gefchieht in den verjchiedenften Formen im Steuer 
weſen, Rechtöpflege und Polizei, aber es geichieht eben allentbalben; 
daher fteht mit dem vorigen Jahrhundert die große Thatſache feit, mit 
welcher die Gefchichte deſſelben ſchließt, und die ift die Unterwerfung 
aller Gemeinveverhältniffe unter die perjönliche Regierung; das Ber 
ichwinden ber Idee der freien Verwaltung überhaupt. Und mit bem 
Ende diefer zweiten Epoche fteht daher das Ergebniß verfelben fe, 
Wir fallen es in wenig Worten zufammen. Die rein gejellichaftliche 
Bewegung des fünfzehnten und fechzehnten Jahrhunderts bat den Ge: 
meinden die innere Freiheit genommen; bie Regierung nimmt bie 
äußere; durch die erftere verſchwindet die Selbitverwaltung bes 
Bürgerthbums und des Bauernftandes, durch die Zweite die Selbftändig- 
feit der Gemeinde. Das ift der Zuftand, mit welchem das neungehnte 
Sahrhundert, die dritte Epoche des Gemeindeweſens, beginnt. 

Wir glauben nun dieje dritte Epoche gleichfalls fehr kurz bezeichnen 
zu fönnen, jo weit es ſich dabei um die allgemeinen Grundlagen bew 
jelben handelt. Die fpezielle Geftaltung wird nad) den verjchiebenen 
Ländern das Folgende geben; denn es ift fchon bier Mar, daß die 
bejtehenden Gemeindeordnungen unſeres Jahrhunderts in ihrem tieferen 
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Grunde nichts, find ala eben die concrete Entwidlung der Principien, 
melde wir als ven Charakter unferer Seit auf diefem Gebiete anzu 
geben haben. 

Mit dem achtzehnten Jahrhundert entfteht die allgemeine Vor: 
ftellung von der Freiheit der Völker. Diefe Freiheit muß ein leeres 
Wort bleiben, fo lange fie nicht in dem inbivibuellen Leben ſich ver- 
wirklicht. So wie fie aber das vermag, beginnt fie auch in die Verwaltung 
der Staaten einzugreifen, und daher auch im Gebiete der Gemeinde 
die Gelbftverwaltung zu erzeugen. Diefe twieber fordert nad) bem 
Weſen des Staats gleichzeitig die Erhaltung der Einheit aller Ver 
maltung. Und fo entftehen die Thatfachen und Erſcheinungen, melde 
bier den Inhalt des neunzehnten Jahrhunderts bilven. 

Aus dem allgemeinen Princip der Freiheit entftehen nämlich die 
Verfaffungen der Staaten, melde aber fait ausſchließlich wenig⸗ 
ſtens im Anfange nur die Drganifation der gejeßgebenden Gewalt 
beftimmen. Der Webergang zur Verwaltung inveß, fo nahe er auch 
dem Princip liegt, das die Verfafjung frei gemacht, bebarf aber au 
bier wieder des ziveiten großen Elements, vermöge befjen die inbivibuelle 
Freiheit in der allgemeinen erzeugt wird. Dieß inbivibuelle Moment 
ift wiederum das Gut und fein Öffentliches Recht, die wir zufammen 
als den Befig bezeichnen. Das zweite große Stabium ber Entwidlung 
erfaßt daher das wirthſchaftliche Leben des Befitzes. Die Gefchichte 
der Enttvidlung des Güterlebens in dieſer Epoche gehört nicht hierher. 
Mit der Mitte unfered Jahrhundert? aber erzeugt daſſelbe in feinen 
beiden Hauptrichtungen, dem gewerblichen und dem Grunbcapital, die 
beiben großen Elemente alles bürgerlihen Fortſchrittes: für den ges 
werblichen Befig die Gemwerbefreiheit, für den Grundbeſitz bie 
Grundentlaftung. Erft mit dieſen ift das Staatsbürger: 
thum aud in der Gemeinde begründet. Und fo wie baber 
beide entftehen, beginnt auch die neue Geftalt der Selbftverwaltung in 
denfelben: das auf dem Gemeindebürgertbum beruhende Ge 
meindemwefen. Nur ift bafjelbe weder fogleich ein fertiges noch auch 
ein gleichartige. Denn auch hier tritt fofort der zweite große Faktor 
der Gemeinderechtsbildung ein, der Staat; und nachdem in Gewerbe 
freiheit und Grunbentlaftung die Bedingungen bed neuen Gemeinde 
rechts gegeben find, wird bie pofitive Geftalt defielben nunmehr mer 
fentlih von dem Rechtsleben des Staats abhängig. 

Bon diefem Standpunkt aus muß nun bie gegentwärtige Geftalt 
des Gemeinderechts beurtheilt werben. Die dafür maßgebenden Ges 
ſichtspunlte aber find. folgende. 

BZuerft muß allerdings der Staat bie für ihn felbft geltenden 

Stein, die Bermaltungdlehre. 1. 2. 16 
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Grundſätze auf dieß neue Gemeindeleben übertragen, und der Akt, durch 
welchen er dieß thut, wird gebildet durch die Gemeindeorbnungen. 
Daher gehen die Gemeindeorbnungen aller Länder, England keines⸗ 
wegs ausgefchloffen, nicht mehr wie in Dem Anfange der früheren Epoche, 
von den Gemeinden felber aus, fo daß der Staat nur zu beftätigen 
braucht, was fie für fich beſchloſſen haben, fondern es ift der Staat 
felbft, der fie erläßt; die Gemeindeorbnungen des neunzehnten Jahr: 
hunderts erjcheinen daher zunächſt alle ala Gefete, und bilben fomit 
einen Theil des ftantlihen Rechts, mie die Gemeinden felbft zu einem 
Theil des ftaatlichen Lebens werden. Die große, nicht hoch genug zu 
ſchätzende Bedeutung diefer Gemeindegefeßgebungen, Gemeindeordnungen, 
Gemeindeverfaffungen oder mie fie jonft heißen mögen, befteht nun, ber 
früheren Zeit gegenüber, allerdings zunächſt darin, daß der Staat die in 
ihnen enthaltene Selbftverwaltung eben vermöge diefer feiner Geſetzgebung 
nicht mehr bloß als eine hiftorifche Thatfache und das Recht auf die 
jelbe als ein biftorifches Hecht anfteht, fondern daß er nunmehr die 
Selbſtverwaltung als ein organifches, und damit als ein nothmwendiges 
Element feines gefammten Rechtslebens anerkennt; die Gemeinden haben 
die Selbſtverwaltung nicht, weil fie diefelben Hatten und man fie 
ihnen nicht ohne Rechtsbruch nehmen fonnte, ſondern meil der Stant 
anerfennt, daß fie diejelbe haben müffen. Sie ift aus einem örtlichen 
Recht zu einem Princip der Verfafiung geworden. Daraus ergeben fi 
dann die beiden großen formalen Gonjequenzen für die Gemeinde 
gefeßgebungen diefer Epoche. Die erſte ift die Herftellung der Selbit- 
verwaltung auch für die Gemeinden, welche viefelbe durch die Ge 
Ichlechterherrichaft jo gut als verloren hatten; felbft die ftrengite Gute: 
herrſchaft nimmt das Element derjelben in ſich auf; fie wird grundgefehlid 
ein Recht des ganzen Bolfes in allen feinen Gemeinden. Eben deßhalb 
entfteht daher auch die Tendenz, die Grundformen dieſer Selbftvermal- 
tung jo gleichartig als möglich zu machen. Ste verliert mit ihrem 
biftorifchen, örtlichen Recht auch ihren örtlichen Charafter und mirb 
zu einer allgemeinen Gemeindeverfaflung. So ift diefe Epoche von 
der früheren mwejentlich verfchieden, und der gemaltigfte Fortfchritt gegen: 
über der früheren Zeit. Allein dieſelbe Macht, welche diefen Fort: 
jchritt zu feitem Recht formulirte, gab ihm natürlich auch feine Mängel. 
Und jo entjteht durch das Zufammentwirfen beider Faktoren das, mas 
wir den gegenwärtigen Charakter des geltenden Gemeinberecht3 nennen. 

Ginerjeit3 nämlidy war, namentlich befanntlich in Deutjchland, die 
Herrichaft der Geſchlechter- und Ständeordnung in der Gefellichaft zwar 
gebrochen, aber keineswegs befeitigt. Beide große gejellichaftlichen Fak— 
toren erhalten fih mit einem nicht unbedeutenden Theile ihrer Rechte 
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fogar in den Verfaflungen; um fo mehr in den Gemeinden. Die neue 
Gemeindegeſetzgebung bes neungehnten Jahrhunderts enthält daher aller⸗ 
dings das Element der Freiheit; die Wahl und das Stimmredt find 
principiell ald die Bafis des Gemeinderechts anerfannt; allein bie 
Gleichheit ift nicht zur vollen Geltung gelangt, namentlich da nicht, 
mo die Unterſchiede des Befiges meßbar und dauernd find, in der Land: 
gemeinde, in ber ſich zum großen Theil noch die Tradition alter Herr⸗ 
Schaftsrechte an den großen Grundbeſitz knüpft. Daher denn das erfte 
harakteriftiiche Element der Gemeinbeverfafjung diefer Epoche, das freis 
lich faft nur noch in Preußen fi bartnädig erhält, der Unterſchied 
und die Beichränfung im Wahl: und Ständerecht, und damit bie Unters 
ſcheidung zwiſchen Stadt» und Landgemeinde, der letzte Reft der geſell⸗ 
ſchaftlichen Unfreiheit früherer Jahrhunderte. 

Andererſeits aber hatte bie junge Staatenbildung — denn jung 
ift fie, fo alt die Namen auch fein mögen — eine neue Staatsgewalt 
geihaffen, die theils wie in Frankreich die Tradition und Gewalt der 
alten Staatsidee fürdhtete, theils tie in den beutfchen Staaten, ſich 
von ber polizeilichen Auffafjung nicht losreißen Ionnte. Sie hatte daher 
nicht die geiftige Kraft, ber neuen Selbftverwaltung wirklih das Maß 
von Selbftbeftimmung zu geben, das fie zu fordern hatte. Sie umgab 
daher das Recht der neuen Gemeinde auf allen Punkten mit einer fo 
engen Beſchränkung der Autonomie, daß fie, wieder zu unferem leb⸗ 
hafteften Bebauern weſentlich in Preußen, faft ganz auf die wirthichaft- 
liche Selbſtverwaltung beſchränkt wird. Sie dehnte dabei die Oberauf- 
ſicht fo weit aus, daß die Gemeinde faft allenthalben nur unter dem 
Prineip der Betätigung und Genehmigung funttioniren Tonnte. Ya 
in Frankreich gab der Staat principiell den Gemeinden Feine vollziehende 
Gewalt; er behielt fie ganz in feiner Hand, und die Gemeinde ift hier 
faft ganz zu einem berathenden Amtskörper herabgebrüdt. Im All: 
gemeinen Tann man daher fagen, daß die Gemeindeverfafjungen 
des neungehnten Jahrhunderts freier, die Gemeinbever 
mwaltungen dagegen unfreier geworben find, als im vorigen Jahr 
bunbert. 

Daher denn barf es uns nit wundern, wenn wir bie Forbes 
rung, bie wir an die Selbftverwaltung ftellen, nirgends erfüllt finden, 
und daß und auch die allgemeine Vorftelung und Forderung von einer 
größeren allgemeinen „Freiheit“ der Gemeinden nicht genügen wollen. 
Das tvad vor uns liegt als die Zukunft des Gemeindeweſens, ift neben 
der freien Verfaſſung mit allgemeinem Stimm: und Wahlrecht vor allem 
die freie Verwaltung, melde die Scheidung ber beichließenden von 
den vollziehenden Organen, und dadurch die Einführung bes ver 
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faffungsmäßigen Verwaltungsrechts in die Gemeinden zur 
Aufgabe hat. Ehe wir aber erflären, wie dieß im Einzelnen zu ver 
fteben ſei, wollen wir die individuelle Geſtaltung ber Geſchichte des Ger 
meinberecht3 in den Kulturftanten Europa’s charakterifiren. 


b) Englands Municipalweſen. 


Wenn wir neben der bedeutenden Leiftung Gneiſts noch etwas 
über das Municipalmejen Englands hinzufügen mollen, jo wirb es 
nothwendig fein, das um fo bejtimmter zu formuliren, als wir bier 
auf eine Reihe von Borftellungen ftoßen, melde wir für unklar und 
unfertig halten müſſen. 

Die gewöhnliche Meinung nämlich beruht darauf, daß das englifche 
GSelfgovernment eigentlich zugleih die Municipalverfaflung, und alfo 
mit dem Gemeindemwejen Englands identifch jei. Wir haben 
ſchon früher dieſe faljche Auffaflung bezeichnet. Das Selfgovernment 
ift nicht das englifche Gemeindeweſen, ſondern ein viel weiterer Begriff, 
e3 ift vielmehr die organifirte freie Verwaltung überhaupt, 
oder fpeciell die englifche Selbitverwaltung. Aber innerhalb dieſer 
Selbftverwaltung ftehen die Gemeinden mit ihrem eigenen Recht und 
eigener Gejchichte jelbitändig da, und innerhalb des engliichen Self: 
government hat daher auch das englifche Gemeindeweſen feinen eigenen 
Bildungsgang durchgemadt. Gneift hat das nicht geſchieden; gab er 
doch nirgends einen feften Begriff von der „Gemeinde.” Es wird ba: 
ber unjere Aufgabe fein, das englifche Selfgovernment von dem Stand: 
punft aus zu betradhten, von dem aus es die Grundlage des englischen 
Municipalmefens geworben ift. Denn in der That ift dieß Municipal: 
wejen Englands eine felbjtändige, ganz Ipecififch gebildete und mit 
eigener Gefchichte daftehende Geſtalt des Selfgovernments. 

Wir Inüpfen daher zunädft den Begriff ver alten englijchen Ge: 
meinde an den des GSelfgovernments an, um jenen Unterfchied um fo 
klarer fejtzuftellen. 

Auch in England beginnt die Gejchichte mit der freien angel: 
ſächſiſchen Dorfſchaft, ver Tithing, bei welcher allerdings noch mebr 
das perjönliche Element der Zahl der Bauern, ala das örtliche der 
Gemeinde gilt, da fie mehr auf bie Heereöverfafiung als auf die innere 
Verwaltung berechnet war. Die normänniſche Epoche umfaßt neben 
den Tithings die Herrſchaft mit ihren perfönlidd Unfreien in den 
villeins, und ber Unfreiheit des Bodens in den tenants at will und 
den älteften Copyholders. Die Dorfichaft hat nun ihr eigenes Gericht, 
das Court leet; die Herrfchaft dagegen bat eine Patrimonial: Juris: 
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diktion über ihre Unfreien, genau tie auf dem Gontinent. Allein da 
die Arbeit in den Städten frei ift, fo gehen bie villeins in bie Stadt 
und entziehen ſich dadurch ſchon feit dem 13. Jahrhundert dem Gericht 
bes Lord of the Manor. Dieß Gericht felbft wird immer mehr ein- 
geſchränkt und allmählig tritt der Friedensrichter ganz an bie Stelle 
des Baron. Der Sprengel des Friedensrichters umfaßt daher alle 
Arten der Gerichtsbarkeit, ſowohl die des Barons, als bie der Frei: 
bauern, ber freeholders, oder endlich die der Städte. Eben dadurch 
wird er zu einem bloßen Gerichtöbezirk, in dem wegen ber Ver 
ſchiedenheit feiner geſellſchaftlichen Elemente fein eigener Selbſtverwal⸗ 
tungäförper entftehen Tann. Soll daher eine Verwaltung überhaupt 
entftehen, fo muß fie fi zunächft ohne Rückſicht auf den Gerichts-⸗ 
bezirk ſowohl des Sheriff als des Justice of the Peace an bie Ört- 
lien Verhältniſſe anſchließen. Diefe nun find natürlich im höchſten 
Grabe verfchieden, je nachdem entweder bie freie Bauernfchaft, oder ber 
Gutöherr, oder endlich die Stabt vorherrfcht. So weit e8 eine Ver 
maltung in diefer Zeit gibt, ift fie in den Händen des einen ober des 
andern biefer Elemente. Allein da fie alle gemeinfam unter dem Ge 
richt des Königs ftehen, fo haben fie auch das gemeinfam, daß ftatt ber 
Wilfür der Freien, der Herren ober ber Stadt das Geſetz bes Staates 
zur Geltung fommt; fo bilbet fi) der erfte große Grundſatz beö ganzen 
englifhen Selfgovernments, daß es nicht thun Tann, was es will, 
fondern daß es zuerft und zuleßt doch nur bie örtliche voll 
ziebende Gewalt für das ftaatlihe Geſetz bes Reiches ift. 
Die ß Verhältniß eriftirt auf dem Continent zwar im Prineip, nicht 
aber in der Wirklichkeit. Denn auf dem Continent ift der Herr ſelbſt 
das Gericht über die Frage, ob und mie meit feine Verwaltung 
das Geſetz des Reiches inne gehalten habe. Und eben dadurch wird 
der Herricher faktiſch der Souverän, während in England ftet3 ber 
Justice über ihm fteht und bas Recht des Landes vertritt. Englands 
Selfgovernment kann daher nie ſouverän werben; bas Verwaltungds 
recht beruht bei der englifchen Gemeinde vor allem auf der Rechtsgeſetz⸗ 
gebung und erft in ziveiter Linie auf der Gemeinde felbft, und das 
Gericht wacht darüber, daß dieß geſchehe. 

Wir haben nun die Geſchichte der englifchen Grundherrlichkeit und 
der allmähligen Entwidlung ihrer Freiheit zum Gegenftande einer ſelb⸗ 
ftändigen Darftellung in Bd. VII (Entwährungslehre. Englands 
Grundentlaftung ©. 108 ff.) gemacht und dürfen hier darauf ver 
weiſen. Vieleicht wird ſchon in biefer Darftellung ber Leſer bemerkt 
haben, was England auch nad} dieſer Seite hin eigenthümlich ift: daß 
nämlich feine Agrarverfaffung von feinem Gemeinbeivefen faft ganz 
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unabhängig ſcheint, weßhalb auch die neueren Bearbeitungen bei ber 
Behandlung des Selfgovernment darauf jehr wenig Nüdficht nehmen. 
Jedoch ift das nur zum Theil richtig. Denn wenn auch ber 

Buftand, To kann doch nicht feine Entwidlung one bie Geſchichte ber 
Agrarverfafiung dargelegt werben. Das Verhältniß aber ift folgenbes. 
Damit nämlich jene Geſetze des Parlaments vermöge des Selfgovern: 
ments wirklich ausgeführt werben, ift nicht bloß das Princip, ſondern 
auch ein Drgan der Ausführung nothwendig. Denn Justice und 
Sheriff fchreiten nur ein, wo das Geſetz verlett wird; fie find Nichter 
und feine Berwaltungsbehörden. Die Bewohner müflen daher Einheiten 
bilden. Sind diefe Einheiten nur erft da, jo ift auch dasjenige gegeben, 
was wir das Subjelt der Selbftverwaltung nennen werden. Das 
Recht auf Selbftverwaltung war daber in England eigent: 
li nie Gegenftand des Zmeifels; die Selbftverwaltung an ſich 
bat gerade in England eigentlich gar Teine Gejchichte, jondern jeine Ge 
ichichte befteht in der That nur in der Geſchichte der Gemeinde 
bildung, während die Gemeinden, jo mie fie einmal gebildet waren, 
ftetö daſſelbe Necht hatten, das, zwar mehr oder weniger entwidelt, 
immer baflelbe blieb: jeder Selbftvertwaltungstörper in England bat bie 
Pflicht, die Verwaltungsgeſetze auszuführen, und damit das Recht, 
fi) zu dem Ende jelbft zu befteuern; das Gericht entfcheivet darüber, 
ob es gejchehen ift; aber im Uebrigen hat die Regierung meter das 
Necht noch die Pflicht, ſich um tie wirkliche Vollziehung zu kümmern. 
Das ijt der leitende Grundjaß; auf diefer Grundlage warb es demnad 
enticheivend, mie fich dieje verwaltenden Körper organifirten; und bie 
Geſchichte diefer Organifirung ift die wahre Geſchichte des eng: 
liſchen Eelfgovernneent. 

Mir glauben nun im Ganzen und Großen drei Hauptitadien 
dieſer Gefchichte bezeichnen zu können, die ſich übrigens, wie alle Ent: 
widlungen in England, nicht hiſtoriſch ſcharf von einander ſcheiden 
laffen, wie in Frankreich, fondern vielfach in einander übergehen, aber 
dennoch beftimmt genug charakterifirt find; das Etadium ver örtlichen 
Berfajlungen, das der einzelnen Incorporationen und dag der 
neuen Gemeindeordnung von 1835. 

Das Stadium der rein örtlichen Gemeindeverfaſſung ift das eigent: 
liche Mittelalter Englands. Dorfichaft, Herrihaft und Etabtgemeinde 
ftehen faft unvermittelt nebeneinander. Die innere Ordnung ift vielleicht 
für jeden Ort modificirt; wir wiſſen von biefer Beit nicht viel; im 
Großen und Ganzen aber ift dabei gewiß Die Natur jener drei F Forma⸗ 
tionen an ſich entſcheidend geweſen. Da ferner in dieſer Epoche die 
Geſetzgebung ſehr wenig ausgebildet iſt, ſo iſt auch noch die Organiſation 
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von geringer Bebeutung. Erſt mie fi) die Einheit des Ganzen ent⸗ 
mwidelt, gewinnen bie einzelnen Körper eine feftere Geftalt. 

Dieß nun geſchieht dur das Parlament. Das Parlament hat 
das Recht der Steuerbetoilligung, das Recht der Geſetzgebung für jeden 
Theil des Reiches. Es hat das Recht, weil e3 aus der Wahl hervor 
geht. Es müflen daher Wahlkörper gebilvet werben. Diefe Wahl: 
törper find bie boroughs. Die Bildung der boroughs geht aus ber 
dermaligen herrfchenden Klaſſe hervor und enthält daher weſentlich die 
Drganifation des Grundbefiges. Allein damit zuerft wird die ländliche 
Gemeinde zu einem öffentlih redtliden Körper, mas fie auf 
dem Gontinent erft im 19. Jahrhundert erreicht. Cie erſcheint als ein 
Ganzes, als eine Körperſchaft, und muß als folde von der Geſetz⸗ 
gebung anerfannt werben. Dadurch wird diefer Alt der Anerkennung 
felbft zu einem Alte der Geſetzgebung; er ift undenkbar ohne eine Organiz 
fation und ohne eine Competenzbeftimmung; aus ihm geht ber geſetz⸗ 
lide Selbftverwaltungsförper Englands hervor; und dieſen Aft 
nennen wir bie Incorporation. Die Incorporation ift daher die 
gejegliche Verleihung des Gemeinderechts. Sie hat einen großen Werth, 
denn das Gericht muß fie anerfennen und fie bei jevem Procek zum 
Grunde legen. Es ift zwar ſelbſtverſtändlich, daß die boroughe foldye 
anerfannte Körper in Beziehung auf die Wahl find, allein in Beziehung 
auf ihren Verwaltungsorganismus find fie es nicht. Es ift andererfeits 
natürlih, daß die alten Städte zwar fehon eine feftitehende Organi: 
fation befigen, allein einen gültigen Rechtstitel für dieſelbe befigen fie 
nicht. Es entfteht daher ein Jahrhunderte hindurch fortgefeßter Proceß, 
in welchem jede borough und jete eity nad) und nad} ihre „Gemeinde: 
ftatuten“ dem Parlament vorlegen und fie beftätigen laffen. So werden 
fie zu corporations. Das Wahlrecht zum Parlament ift dabei nicht 
nothivendig; viele corporations haben es, viele haben es nit. Eine 
Uebereinftimmung ber Grundſätze ift auch nicht nothwendig; denn jede 
Corporation (incorporated borough oder city) hat ihre Ordnung, und 
dem Parlamente genügt, daß nur überhaupt eine anerkannte Geitalt 
jener Gefege vorhanden fei. Wohl aber muß die Regierung wünſchen 
und zum Theil fordern, daß folde Organe vorhanten feien, um ihre 
Befehle zu vollziehen. Und fo entfteht ein Gemeindewefen mit 
Gemeindeorbnung; das ift der Charakter diefer zweiten Epoche. 

Allerdings nun aber gibt es hier einen ziemlich durchgreifenden Unter: 
ſchied; das ift der Unterſchied zwiſchen Stadt: und Landgemeinde. 
Es ift fehr notwendig, denfelben zu charakteriſiren, da man ſich häufig 
eine falfche und zumeilen gar feine Vorftelung von demſelben macht. 
Diefer Unterfchieb beruht nun nicht etwa auf einem verſchiedenen Princip, 
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fondern vielmehr auf der Verwaltung in beiden Körpern, mie ihn 
nicht etwa eine ſyſtematiſche Theorie, fondern bie Natur ber Sache ſelbſt 
mit fih bringt. In der Stabt nämlid — der city — find die Ber: 
waltungsaufgaben von ſelbſt gegeben. Hier find ſchon an und für ſich 
Arme, Unterriht, Straßen, Sicherheit und anderes vorhanden. Auf 
dem Lande — in ber borough — liegen die freeholds, copyholds und 
die einzelnen tenements aller Art auseinander; bier muß man daher 
das Objekt der Verwaltung erft aufitelen, und an dieß gegebene 
Objekt fchließt fi dann der Organismus der Vollziehung und bie 
Beiteuerung an. Die Stadt hat daher einen felbftändigen Ver 
waltungdorganismug, dem jeder einzelne Zweig der Verwaltung 
obliegt; es ift dann feine Sache, wie er ihn vollziehen wird. Auf dem 
Lande dagegen entiteht der Organismus der Selbjtverwaltung erft durch 
die gefegliche Aufftellung beitimmter Verwaltungsaufgaben, und 
für jede folche beitimmt hingeltellte VBerwaltungsaufgabe wird dann ein 
eigend dafür eingerichtete® Drgan geichaffen. Der Organismus der 
Selbitverwaltung in der Stadt ift daher von Anfang an ein wirt 
liher Selbftverwaltungsförper, der fein Oberhaupt, feine be 
Ichließenden und jeine vollgiehenden Organe hat — feinen Bürgermeifter, 
feine Bürgerfchaft und feine Stadtverwaltung. Die Verpflichtung der 
Stadt, die Geſetze des Parlaments zu vollziehen, Tiegt daher dieſem 
in der Etabt ſelbſt gegebenen Körper auf; er ift für alle Verwaltungs: 
aufgaben da. Daher ift er auch da für die Eelbftverwaltung der 
Nechtspflege; das engliihe Recht vrüdt das fo aus, daß die Stadt 
zugleich der Bezirk eines Friedensgerichts ift. Anders ift es auf 
dem Lande. Hier find viele Diftrikte zivar mit dem Wahlrecht für das 
Parlament begabt — die boroughs im engern Einne — viele aber auch 
nicht; aber die Gefete des Parlaments müfjen ohne Nüdficht auf dieß 
Necht vollzogen werden. Daraus nun ergibt fich, daß, da Fein felb: 
jtändiger Verwaltungsorganismus vorhanden tft, für die autonome Ver: 
waltung jeder einzelnen geſetzlichen Verpflichtung ein eigener 
Organismus geichaffen werden muß, deilen Thätigfeit dann ein be 
ftimmtes örtliche Gebiet unterworfen wird — er befommt eine Iofale 
Competenz. Eine ſolche Ordnung nennen wir nun nicht mehr eine Ge 
meinde, fondern einen Verband. (Der Lefer wird bemerken, daß in 
unjerer früheren Auflage diefe Verbände von uns als die Verwaltung?: 
gemeinden bezeichnet find, was offenbar nicht richtig war; wir haben 
daburdy auch die englifche alte Landgemeinde falfch aufgefaßt; der Be 
griff des Verbandes aber ift e8, der uns hier die Sache am Harften 
madıt.) Die englifche Landgemeinde entfteht daher als ein Verband, 
und ihre Entwidlung beiteht darin, aus diefen einzelnen Ber 
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bänden allmählig die Gemeinde jelbft zu bilden, mährend, 
mie wir fehen werben, die Stadtgemeinde das Element ber Verbände 
in fih aufnimmt und darin ihre Ausbildung findet. Naturgemäß nun 
ichließen ſich diefe Verbände an das erfte und ältefte, von ber Geſetz⸗ 
gebung noch unabhängige Objelt an, und das ift die Kirche. So ent 
fteht das englifhe Kirchſpiel, das für bie kirchliche Verwaltung den 
ganzen Organismus ber Gemeinde in fi aufnimmt; bie Berfammlung 
der Kirchfpielöbürger ift die Vestry, und bie vollgiehenden Organe ber’ 
Verwaltung find die Church- Wardens. Daher denn der große Grund 
ſatz des ganzen öffentlichen Recht der engliichen Kirche, daß fie über: 
haupt gar nie eine Sache des Staats fein könne, ſondern durchaus eine 
Gemeinbeangelegenheit ſei — ein Satz, ber dann zur großen Grund⸗ 
lage der englifchen Firhlihen Freiheit geworben ift. Mit biefer 
Kirchſpielsverfaſſung, der parish, war nun der natürliche Kern für bie 
Drganifation der ländlichen Selbftverwaltung gegeben. Den entſcheiden⸗ 
den Moment bietet dafür befanntlid) das Armenmefen, aus welchem 
feit dem Geſetz 39. Elisab. die Armengemeinde hervorgeht; aber Kir’: 
fpielögemeinde und Armengemeinde find eigentlich keine Gemeinden, 
fondern nur Verbände, bie aber biefelbe örtliche Competenz und daher 
auch dafjelbe Gebiet haben; ber Charakter des Verbandes zum Unter 
ſchiede von der Gemeinde erhält fi) dann darin, daß jede jener Auf- 
gaben ihre eigenen Pertreter hat, die mit den übrigen in feiner 
unmittelbaren Verbindung ftehen, jonbern felbftändig wirken. So wie 
nun die parlamentarifche Gefeggebung ſich entwidelt, fo ſchließt fich ein 
Drgan an das andere, jedes für eine neue Aufgabe. Das nun find 
die bie englifche Gemeindeverwaltung charakteriſirenden „Local Boards,“ 
die vollziehenden Organe für die Beichlüffe der ftimmfähigen Gemein- 
ſchaft. Die wichtigſten find natürlich die Verkehrsanftalten, Wege und 
Brüden, mit ihren Vertretern, den Trustees; und eben jo natürlich 
ift e8, daß num auch die Selbftbefteuerung in berjelben Weife fih aus 
bilbet. Es ift befannt, daß wie jeve Aufgabe ihre Verwaltung, fo auch 
ihre eigene Steuer und ihre eigene Verrechnung hat, melde von ben 
Wardens und Trustees jährlich bei dem Friedensgericht abgelegt werden 
müffen; eben fo befannt ift es, daß ber Armenfteuerfuß auf ber visible 
and profitable propriety die Grundlage für den Steuerfuß für bie 
übrigen Verwaltungszweige wird. Man muß daher feſthalten, daß es 
lein eigentliche Gemeindebudget für die ländliche Verwaltung in 
England gibt, wie auf dem Gontinent, ſondern es beftehen für jeden 
nBerbanb“ wie für jede einzelne Aufgabe eigene Budgets, ihrer eigenen 
Befteuerung und Verwaltung entiprechend; ein neuer Beweis, daß ber 
continentale Begriff der Landgemeinde hier gar nicht angewendet werben 


könne. Faßt man nun dieß zuſammen, fo erfennt man, wie fidh der 
Unterihieb von Stadt und Land in England ganz anders auögebilbet 
bat, ald auf dem Continent, und wie an eine formale Gleichheit bes 
englifchen Gemeindeweſens gar nicht gebacht werben konnte, mährend 
die Prineipien der Selbitverwaltung allentbalben in gleicher Weiſe 
galten. Ja man konnte jagen, daß es eigentlih gar kein englifches 
Gemeindereht gab, fondern daß namentlich auf dem Lande die 
Gemeinde in dem Verbandweſen untergegangen war. Eben deßhalb 
war auch der Begriff der Stadt ein eben fo unflarer und juriſtiſch 
gar nicht zu formuliren. Wan muß ſich das im Gegentheil auf folgende 
Meife denken. Vermöge des allgemeinen Princips der Eelbitverwaltung 
bat jede Ortögemeinichaft das Hecht, fich durch einen gemeinjchaftlichen 
Beichluß zu einer jelbitändigen Körperfchaft zu machen, ganz gleichgültig, 
ob fie eine Stadt oder ein ländliches Territorium ift. Dieß gefchiebt, 
indem fie fih eine organische Verfaſſung gibt; und dieſe Verfaſſung 
beſteht dann darin, daß ftatt der einzelnen Verbandsverwaltungen die 
Einjegung eines Bürgermeifters und Raths durch Wahl der Körper: 
Ichaft der Gemeinde befchloflen wird. Wenn eine foldhe Verfafjung von 
ber Gemeinde angenommen ift, wird fie dem Parlamente vorgelegt, 
und die Beltätigung durch das lehtere macht dann die Gemeinde zur 
Corporation der juriftiihen Perfönlichkeit. Diejer Akt ift die Incorpo⸗ 
ration, die daher keineswegs eine Etabt im continentalen Einne voraus: 
jeßt und eben fo wenig eine Gleichförmigkeit in der Organifation fordert. 
Taber denn die Erjcheinung, für welche Gneijt Beifpiele genug bietet, 
daß diefe Gemeinderechte bis zur neuelten Zeit jo höchſt verſchieden im 
England waren, und dab andererfeit3 auch die englifchen Juriſten fich 
eben jo jehr hüteten, von dem Begriff einer Gemeinde zu reden, wie 
Gneift ſelbſt. So ftand die Sache bis zur neuelten Zeit. 

Zivei Dinge nun haben dieß Berhältniß weſentlich geändert und 
die gegenwärtige Bewegung hervorgerufen. 

Das erfte war namentlidh mit unferem Jahrhundert die fräftige 
und auc rationelle Entwidlung ter Verwaltungsgeſetzgebung, 
die in England in vieler Beziehung weiter tft, als auf dein Gontinent. 
Es mag ung geltattet fein, darauf ſchon bier einen Bli zu werfen. 

Da nämlid anfänglich diefe Vertwaltungsgefeggebung eine unvoll: 
ftändige war und dennod die Gemeinden die Verpflichtung hatten, für 
die Bebürfnifle des öffentlichen Wohles zu jorgen und felbft dem Gericht 
dafür hafteten, jo war es natürlich, daß die Verwaltungsorgane felbit 
und einfeitig Beichlüffe faßten, melde den Charakter und auch das 
Recht der Verordnungen hatten und deren Gültigfeit mehr aus ver 
Sache, ald aus einem objektiven Nechtätitel fih ergab. Dieſe Verord— 
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nungen ber Verwaltungsorgane find die bye laws; und jeve Gemein: 
haft — um nicht zu fagen Gemeinde — nahm ohne Weiteres das 
Recht in Anſpruch, folde bye laws — örtliche Verordnungen — zu 
erlaſſen, während bie Gerichte fie eben fo ohne weiteres anerkannten. 
So entitand ein örtliches Verwaltungsrecht, etwa vergleichbar mit dem 
örtlihen Verwaltungsrecht der Reichsſtände zur Zeit des beutichen 
Reiches, nur mit dem Unterſchied, daß das letztere ein ſouveränes für 
das Stanbeögebiet var, während bie engliſchen bye laws den Charakter 
des fubfiviären Verordnungsrechts an fich trugen. Daraus ergab ih 
nun die Nothwendigkeit für das Parlament, diefe bye laws fo weit 
als möglich durch einzelne Gefege zu erfegen; und baraus benn ent: 
ſtanden eine Mafje von Verwaltungsgeſetzen, die, fucceffive und je bei 
beftimmten Gelegenheiten erlafien, zulegt eine große Verwirrung im 
geltenden Recht felbft erzeugten. 

Bei dem beftändigen Vorſchreiten gleichartigerer Entwidlung nun 
ward e3 mit unferem Jahrhundert immer mehr nothivendig, alle diefe 
einzelnen, oft durchaus veralteten Statute einheitlich zu orbnen und 
an die Stelle der vielen Beftimmungen Eine Geſetzgebung zu ſetzen. 
Die Form, in der dieß geſchah und geſchieht, find die fogenannten 
„Clauses Acts,“ Geſetze, welche aus dem früheren Rechte das Ungültig- 
gewordene ausſcheiden und das noch Gültige in Ein Statut zufammen- 
fafjen, oft mit viel, oft mit wenig Veränderung des Bisherigen. Cole 
Clauses Acts gibt e3 daher faft für jeden großen Zweig der Verwal: 
tung; fie find feine Syſteme, fondern gejeglihe Sammlung ber gültigen 
Beftimmungen. Das Wichtige für unfern Zweck befteht dann darin, 
daß damit die Gelbftvertvaltungslörper ein unzweifelhaftes poſitives 
Geſetz für ihre Verwaltungsthätigkeit befamen, zu deſſen Verwirklichung 
fie durch das Gericht angehalten werben fonnten und mußten. Dieß 
war nun ſchon früher auf dem Lande mit dem Armenweſen der Fall 
geweſen; das Armenweſen war von Anfang an von dem Vorhandenjein 
einer Ortögemeinde unabhängig; ähnlich war das Verhältniß der Brüden 
und Wege; das Gefeg konnte bei diefen beiden Punkten nicht darauf 
warten, ob der Ort vielleicht eine ncorporation vorgenommen habe 
oder nicht; das natürliche war daher, daß fich die Vollziehung an bie 
Kirchſpiele anfchloß, ohne daß doch im Grunde diefe Kirchſpiele die Ge: 
meinden geweſen wären. Diek nun geſchah in der Weife, daß die Kirch 
fpiele die Wahlkörper und das Steuergebiet für die Selbſtverwal ⸗ 
tung der einzelnen großen Clauses Acts wurden, in denen je für Eine 
geſetzliche Aufgabe ein felbftändiges Drgan von ben fteuerpflichtigen Ein- 
geiefienen gewählt wird. Diefe Drgane ftehen auf dem Lande — in 
den Kirchſpielen — mit einander in gar feiner organiſchen Verbindung 
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und bilden daher auch nicht eine Gefammtverfafiung, fondern fie haben 
nur den Umfang des Kirchſpiels zum Verwaltungsgebiete und ben 
Friedensrichter zum Richter. Sie find in der That Verbände innerhalb 
des Kirchipiels. Ihre urfprüngliche fehr zufällige Drganifation ift in der 
neueften Zeit jehr viel gleichartiger geworden. Man nennt die Drgane 
diefer fpeciellen Verwaltungsaufgaben meijtens die Boards, eigentlich 
die Local Boards; die drei Hauptformen find die Boards of Guardians 
für die Armenverbände, vie Local Boards of Health für die Gefunk- 
heitöpflege und die Boards for Superintendence of Higwhays für das 
Verkehrsweſen. Hätte England überhaupt ein allgemeines Schulrecht, 
fo mwürben ſich Local Boards of Education daran anfchließen. In 
diefem Syſteme der Locol Boards beſteht jett das engliſche 
Landgemeindeweſen, und der mweientliche Unterfchieb der englilchen 
Landgemeinde von der Stadtgemeinde beſteht demnach darin, baß bie 
Landgemeinde in ihren Boards eigentli nur ein Nebeneinander von 
felbftändig organifirten, ſelbſtändig thätigen und von einander ganz 
unabhängigen Verbänden tft, während die Stadtgemeinde genau 
diejelben Aufgaben bat, aber allerdings vermöge ihrer Incorporation 
eine einheitliche Körperjchaft, eine Corporation tft. 

Das zweite große Element nämlich, welches in dieſe eigenthümliche 
Gemeinderehtsbildung eingriff, war nun die Parlamentöreform von 
1831. Die Bedeutung derfelben für das Gemeindeweſen beruht darauf, 
daß jeßt eine Reihe von boroughs ihre ftaatlihe Perfönlichkeit ala Wahl: 
fürper verloren, und die großen Städte, indem fie das Wahlrecht ge 
monnen, jeßt erjt zu wahren Gemeinden wurden. Damit denn mußte 
nun aud ein gleichartiges Gemeinderedht für die letzteren entftehen, und 
jo ward die eigentlihe Stadtgemeindeordnung Englands von 
1835 (6. 7. Will. IV, c. 103) gegeben: An Act to provide for the 
regulation of Municipal Corporations in England and Wales. Unfere 
Aufgabe ift es nun, nad) den gründlichen Erörterungen Gneifts über 
Entftehung und Weſen dieſer Etadtgemeindeordnung, nur das Verbälts 
niß derjelben zu dem Charakter der eben bezeichneten Landgemeinde: 
ordnung bier anzugeben. 

Das Weſen der Stadt — wenn man fo die „Municipal:Corporation“ 
überjegen will, denn am Ende kann jeve parish fi) auch zu einer folchen 
Municipal: Corporation machen — beſteht darin, daß fie genau biefelben 
Aufgaben der Verwaltung hat, wie das Land, daß aber diefe Aufgaben 
von der Stadt als jelbitändiger Perſönlichkeit vollzogen werben. Die 
Stadt hat daher einen von den einzelnen Verwaltungsaufgaben unab: 
bängigen Organismus, eine fürmliche Gemeindeorganifation, bie 
durchaus biefelben Formen zeigt, wie die Gemeindeorbnungen auf dem 
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Gontinent. Jede Stabt hat ihren Mayor, ihre Aldermen, ben ®e: 
meindeausſchuß, und den Common Council, den Gemeinberath; alle 
dieſe Organe erben von der Bürgerſchaft, den fteuerpflichtigen und 
leiftungöpflichtigen Gemeinbeglievern, gewählt. Die Stadt ober Corpor 
ration hat nun zuerft die eigene Verwaltung aller jener geſetzlichen 
Verwaltungsaufgaben. Für diefe nun mählt ber Gemeinderath das 
Analogon ber Boards, die ftäbtifchen Commissions, bie ihrerfeits ihr 
Mandat demnach von der Stabt ala Ganzes haben; an ber Spige bie 
Polizei · Commiſſion, dad Watch-Committee, dad als das eigentliche 
Organ der Zwangsgewalt angeſehen werden muß. Für alle Funktionen 
feiner Organe hat der Common Couneil das Recht, nad} wie vor Stadt⸗ 
verorbnungen, bye laws, zu erlafien, und biefe Verordnungen mit 
Bußen bis zu 30 Thaler zu fanktioniren. Für das bürgerliche Recht 
befteht daneben ein eigenes Stabigericht, welches durch den Recorder, 
den Stadtrichter verwaltet wird, der jebod nur königlicher Beamteter 
ift und deßhalb auch weder Mitglied des Council fein, noch die Stabt 
im Parlament vertreten Tann; das Element ber Selbſtverwaltung er- 
Scheint bier nur darin, daß er feinen Gehalt nicht vom Staate, fondern 
von ber Gemeinde befommt. Endlich haben die Stäbte auch die Ver 
twaltung bed Friebensrichteramtes in die Selbſtverwaltung einbezogen; 
fie find Friedensrichter- Bezirke; dad Amt des Justice wird mie alle 
BVervaltungsaufgaben durch eine Commiflion, die Commission of the 
Peace, verwaltet, die jedoch für die Strafjuftig nicht competent ift. 

So ftehen in England die Land: und Stabtgemeinde neben ein ⸗ 
ander, weſentlich verfchieden in der Drganifation, mefentlid glei in 
dem Prineip und Recht der Selbftverwaltung. Auf ihnen beruht, in 
ihrer Geſammtheit ift gegeben das Selfgovernment Englands. Es ift in 
ihm das Geheimniß der Stärke, aber freilich aud das der Schwäche 
Englands enthalten, und beides läßt ſich jet ziemlich beftimmt formus 
liren. Englands Selbitverwaltung ift durch und durch, und namentlich 
in ber Wahl ihrer Organe von jedem Einfluß des Staat? unabhängig 
und bie ganze Gontrole ihrer Thätigkeit fteht nur dem Gemeinbeförper 
jelbft zu. Es ift fein Zweifel, daß darin allerdings die Elemente der 
Herrſchaft der Sonberinterefien über das Oefammtinterefie, der Aus ⸗ 
breitung ber Indolenz, die gerade in örtlichen Lebensverhältniſſen ſich 
fo leicht erzeugt, gegeben find, ohne doch mie auf dem Gontinent in 
der fittlihen und amtlichen Yunktion, in der Thätigkeit und Kraft der“ 
Staatöorgane ihr Gegengetwicht zu finden. Aber hier ift auch der Punkt, 
wo fi) das ganze Verwaltungsleben Englands von dem des Continents 
am beftimmteften trennt. Englands Boll traut fidh felber die 
Kraft zu, jene Gefahren der örtlichen Selbſtverwaltung durch fich 
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felbft, ohne die Hülfe des felbftthätigen Organes der Gejammtintereffen, 
der Staatögewalt, zu überwinden; und es hat dieſe Kraft. Es ift 
aber dadurch das große Vorbilb des Continents geworden. Aber troßs 
dem müflen wir im Weſentlichen mit den Bedenken übereinftimmen, 
welche Gneift (2. Aufl. S. 724. 725) über die Gefahren äußert, bie 
in diefem englifchen Syſtem Tiegen. Die gänzliche Befeitigung aller 
Thätigkeit und aller Rechte der Regierung, der Zufall, ob die Ge 
wählten Fähigkeit und Willen haben, ihre Funktionen zu vollziehen 
und die Willfür in der wirflihen Ausübung derjelben find die bebenf- 
lichen Eeiten dieſes Syſtems. Die Frage nach den Formen und Grunk: 
ſätzen der Freiheit der Eelbftverwaltung ift hier geldst; die Frage nad 
der Einheit der Verwaltung nicht. 

Frankreich hat nun die eritere der leßteren geopfert. Deutichland 
hat das Problem zu löſen begonnen, fie in Harmonie zu bringen. 


ce) Frankreichs Communalweſen. Arrondissement, Canton, Organisation 
communale. Die beiden Principien des letzteren. 


Obmohl der gegenwärtige Organismus ber örtlichen Selbſtverwal⸗ 
tung in Frankreich, fein Recht und feine äußere Geftalt wie ber ganze 
Staat durch die plöglichen und burchgreifenden Bewegungen der Revo— 
Iution empfangen bat, jo muß man ſich doch mohl hüten, zu glauben, 
daß auf irgend einem Punkte die neue Ordnung ber Dinge ohne 
inneren und organifchen Zuſammenhang mit der früheren Entwidlung 
geitanden wären. in aller tiefen Verſchiedenheit lebt doch der gemein: 
ame Kern der Individualität Frankreichs. Es kommt darauf an, fie 
auch hier iwiederzufinden. 

Bor der Revolution war der Zuftand des Gemeindeweſens in 
Frankreich Dem des deutſchen Reichs fehr ähnlich. Auf der einen Seite 
war die alte Dorfichaft faft allenthalben in der Herrfchaft untergegangen, 
und der Herr war Inhaber der gefammten örtlichen Verwaltung, vie 
daher zwar gegenüber dem Staate ale Eelbftverwaltung erfchien, aber 
gegenüber den Angehörigen der Herrichaft, den frübern Bauern und 
den alten Leibeigenen in der That eine örtlihe Defpotie in Abgaben, 
Rechtspflege und Polizei var. Auf der andern Geite hatte das gewerb: 
liche Leben die Stadtgemeinde gegründet, und durch biefelbe den dritten 
Etand. Hier gab es principiell eine Eelbftverwaltung, aber in ber 
Wirklichkeit war fie eben jo mie in Deutfchland bereits in die Hände 
der Zünfte, Innungen und anderer Vorrechte gefallen. Die Landichaft 
war im Parlament des einzelnen Landes vertreten. Diefer Geftaltung 
der Dinge ftand nun, wie wir bereit oben geſehen, die mächtige Fünigliche 





Verwaltung gegenüber als eine für fi abgeſchloſſene Welt, mit 
eigenen Principien, eigener Gejeßgebung und eigenem Gericht. Sie 
mar ſchon damals das eigentliche Frankreich. 

Sept Tam die Revolution. Sie brachte ihrerfeitd allerdings die 
ftaatöbürgerlihe Geſellſchaft zur Herrichaft; aber gerade die Gewalt, 
mit der fie das vollbradte, zwang fie, die Verwaltung nicht etwa 
machtlos zu machen, fonbern ihr noch mehr Macht zu geben als fie je 
gehabt. Allerdings unterwarf fie diefe Verwaltung ala Ganzes ber 
Volkövertretung, forbernd, daß fie nichts fein folle, als der Ausbrud 
des Willens der letztern; aber im Einzelnen mußte fie diefe Verwaltung 
um fo freier getwähren laſſen, je rüdfictslofer fie das Princip ber 
abminiftrativen Verantwortlichkeit gegen biefelbe durchführte. Bei ber 
furchtbaren Schnelligkeit, mit welcher die neuen Ideen nicht bloß etiva 
die Staatsverfaſſung, fondern auch die Befigverhältnifje angriffen und 
umgeftalteten, fo teit eben die legten bie Grundlagen der ſtändiſchen 
unterſchiede und Rechte bilveten, konnte man die GSelbftverwaltung 
geradezu unmöglich auf die freie Zuftimmung der Befigenden begründen. 
Man hätte, wenn man ben leßtern eine Selbftbeftimmung ober gar 
ein eigenes, unter eigener örtlicher Wahl ftehendes Organ und biefem 
Drgan eine gefeglich begründete vollziehende Gewalt verliehen ober be 
laffen hätte, die Gefahr laufen müſſen, daß die Hälfte Frankreichs dem 
Willen der gefeßgebenden Verfammlungen nicht gehorcht, und in biefer 
örtlichen Selbftverwaltung namentlich auf dem flachen Lande das ftän- 
diſche Element wieder zur vollen Geltung gebracht hätte. Die neue 
Ordnung der Dinge war daher nur um Einen Preis durchzuſetzen; 
man mußte das alte Recht der föniglihen Verwaltung in der revolu⸗ 
tionären Staatdorbnung grundfäglid nicht bloß durchführen, fondern 
man mußte e3 zum Prineip der Verwaltung machen. Man mußte bie 
neuen Verwaltungen, um fie vor dem Einfluß der ftändifhen Unter: 
ſchiede ficher zu ftellen, überhaupt ber Bevölkerung fo weit thunlich 
entziehen. Die Revolution herrſchte im Gebiete des Geiftes durch ihre 
Ideen; im Gebiete des wirklichen Lebens konnte fie nur durch die Macht 
der örtlichen Verwaltung durchgeführt werben. Und fo geichah es, daß 
die ftantsbürgerliche Geſellſchaft, eben weil fie durch die Vernichtung 
des Rechts der ftändifchen Geſellſchaft zur Herrſchaft gelangte, dieſe 
Herrſchaft auch nur durch Aufgeben ihres eigenen Rechts an bie ſtaat⸗ 
lichen Verwaltungsorgane erhalten Tonnte; denn jede Herrichaft erhält 
fih nur dur die Mittel, welche fie felbft erzeugt haben. 

Auf diefe Weife ift ber tiefe, das ganze frangöfiicde Staatsleben 
durchziehende Widerſpruch entftanden, ber es in fo beftimmter Weiſe 
neben England und Deutſchland charakteriſirt. Es ift das Land, in 
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welchem die ſtaatsbürgerliche Gefellichaft herricht, ohne eine ihr ent: 
ſprechende Selbftverwaltung zu bejigen, ja in welchem bie 
Negation der lehteren als eine Bedingung der Herrſchaft ber erfteren 
erfcheint. Die franzöfifche Revolution hat den forialen Inhalt der ört⸗ 
lihen Selbftverwaltung total geändert, aber die Beziehung berfelben 
zur Negierung beſtehen lafien. Wir dürfen bier auf das verweilen, 
was wir bereit3 oben als den Geiſt der franzöſiſchen Selbftverwaltung 
bezeichnet haben, die Scheivung der Action, melde dem Beamtenthum 
gehört, von der Deliberation, welche ven Inhalt der franzöfiichen Selbft- 
verwaltung bildet. Sie ift dadurch nicht das Rechtsleben einer orgas 
nifhen Entwidlung, ſondern ver formelle Ausdrud eines abftraften 
Princips geworden. Sie ift ein Mechanismus, ftatt ein Organismus 
zu fein. Sie tft unfähig, die Beionderheiten des wirklichen Lebens zur 
Einheit zu geftalten, ohne fie zu zerftören. Ihre örtliche Selbftverwal: 
tung befteht nicht aus Nechtöförpern, fondern aus Staatsanftalten. 

Eben deßhalb ift diefelbe zwar burcfichtig und Far genug, aber 
fie ift Fein lebenvolles Ganze. Jede Selbſtändigkeit des Theiles iſt der 
Einheit zum Opfer gebracht; jeder Theil ift ein mechanifches Glied, und 
die Darftelung diefer eigenthümlichen Verbindung von freiem Staats: 
bürgerthbum und berrichender Etaatsgemwalt ijt daher, jo wie man leitende 
Prineipien einmal erfannt bat, jehr leicht auf ihre allgemein gültigen 
Formeln auch in der örtlichen Selbſtverwaltung zurüdzuführen. 

Dieje Prineipien find nun folgende. Die völlige Herrfchaft ver 
ftaatsbürgerlichen Gleichheit macht den Gedanken eines biftorifchen, dem 
Willen der Gejeßgebung gegenüber felbftändigen Rechts, und damit 
einen auf diefem Hecht gebauten Unterjhied von Stadt und Land uns 
möglih. Aus derſelben Duelle ftammt der Grundſatz, daß Grundbeſitz 
und geiverblicher Beſitz durchaus gleichartig feien, und mithin die Theils 
barfeit des erjtern jeden Unterſchied zwiſchen beiden, fo fern berjelbe 
noch den Elementen der ſtändiſchen Welt Vorfchub leiften fonnte, ver: 
nichten müfle. Stadt und Land bedeuten daher weder hiſtoriſch noch 
jocial verjchievene Verwaltungskörper; fie verſchwinden beide in dem 
gemeinjamen Begriff eines Vermwaltungsgebietes. 

Sind fie nun auf dieje Weife wejentlich abminiftrative Eintheilungen, 
fo ift auch ihr Syſtem ein höchft einfaches. Daflelbe entiteht aus einer 
administrativen Auftheilung der Departements, in denen man fchon 
jelbit faum die Epuren der Landſchaft mwieberfindet, und einem Syſtem 
von in einander gefchachtelten Gebieten, welche die Grundbegriffe der 
örtlichen Verwaltung überhaupt, den Kreis und die Gemeinde nur in rein 
administrativen Formen wiedergeben. Der Kreis ift in Frankreich das 

J Arrondissement ; die Ortsgemeinde iſt die Commune. Die Verwaltungs- 
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gemeinbe mit ber Aufgabe, bie Aominiftration durch felbfigewählte 
Körper zu vollgiehen und fo die örtliche Eelbitverwaltung in die Hände 
der Bürger zu legen, ift durch die Geſchichte Frankreichs für die innere 
Vertvaltung unmöglich); fie exiftirt in kaum erfennbarer Form nur noch 
für das Steuerweſen ala Conseil general und d’Arrondissement, wäh: 
tenb der Canton mit feinem juge de paix nur eine Anbeutung ber: 
felben für die Rechtöpflege enthält, weßhalb die Franzofen über Werth 
und Bebeutung des Cantons ſich auch durchaus nicht recht Har find, 
und ber bamit jo ganz in den Hintergrund tritt, da man feiner nur 
beiläufig zu erwähnen pflegt. 

Diefem äußeren Syſteme entſpricht nun das innere, das Verhältniß 
dieſer Selbftverwaltungsförper zur Staatsverwaltung. Dieß innere 
Syftem hatte dem Dbigen gemäß bie Aufgabe, beide Elemente zu 
vereinigen, und in biefen Körpern einerfeit3 die Verwaltung des Staats, 
andererſeits bie freie Berechtigung des Staatsbürgerthums zur Geltung 
zu bringen. Die franzöfiihe Staatsbildung löste diefe Aufgabe auf 
einem fehr einfachen Wege, den mir ſchon bezeichnet haben, und ber 
das gefammte Verfafjungsrecht jener Körper ausdrüdt. Sie vertrat bie 
Macht der Staatöverwaltung dadurch, daß dieß vollziehende Drgan 
dieſer Körper unter Feiner Bedingung von ber Staatsbürgerſchaft ger 
wählt werben Tann, fondern von tem Haupte ber vollziehenden Gewalt, 
dem Kaifer, eingejeßt werben muß. Zweitens bertrat fie diefelbe da 
durch, daß dieſe fo eingejegten Spigen ber örtlichen Vertvaltungsförper 
unter einanber im dienſtlich⸗hierarchiſchen Verhältniß ftehen, ver Maire 
unter dem Sous-Prefet, ter Sous-Prefet unter dem Prefet, dieſer unter 
tem Minifter. Dadurch ift aber keineswegs ein bloß hierarchiſches und 
formelles Verhältniß gefeßt, twie das zum Theil in den beutihen Ger 
meinden ber Fall ift. Dadurch nämlid, daß Maire und Sous-Prefet 
unter bem Prefet ftehen und dadurch in Wahrheit Beamtete find, find fie 
aud jeber andern als der amtlihen Verantwortlichkeit ent 
zogen. Sie find nicht eigentliche Mitglieder der Gemeinde: und Kreid« 
räthe, fondern fie find das amtliche Haupt derſelben. Sie find daher 
nicht den Räthen verantwortlich dafür, daß fie ihre Beſchlüſſe über: 
haupt, ober baf fie fie richtig vollziehen, fondern ihre Verantworilichkeit 
befteht nur gegenüber ber höhern Behörde. Sie find baher nicht 
etwa rechtlich verpflichtet, diefe Beſchlüſſe wirklich auszuführen, ſondern 
fie find als Beamtete im Gegentheil verpflichtet, fie nicht auszuführen, 
wenn fie fürdten, daß biefelben mit ihren amtlichen Pflichten collidiren. 
Sie ftehen defhalb unter dem droit administratif und in letzter Inſtanz 
unter dem Conseil d’Etat, nicht aber unter dem droit communal. 
Zwiſchen der exelutiven Spike und dem beichließenden und berathenben 
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Körper ber Eelbftverwaltung liegt daher biefelbe Kluft, derfelbe Unter: 
fchied, diefelbe Entfremdung, wie zwiſchen Staat und Individuum über 
baupt. Bon einer Privatllage und bürgerlihen Verantwortlichleit der 
felben ift natürlich eine Rebe; fie gehören einer ſtaatlich ganz anderen 
Welt, als die Näthe, dereri Häupter fie find. Das ıft das erfte Ele⸗ 
ment der örtlichen Selbftverwaltung in Frankreich. 

Das zweite Element derſelben, das an fih freie Staatsbürger: 
thum, tritt nun dem entfprechend nur in ber Weife auf, die wir ſchon 
oben bezeichnet haben. Es organifirt fi nur in Rathskörpern, den 
Conseils des franzöfifhen Syſtems. Die Yunltionen diejes Syftems 
von Conseils find gleichfalls ſchon angegeben. Die Conseils haben 
das Recht zu beichließen (decider), zu berathen (deliberer) und zu be 
gutachten (donner avis). Der Unterjchied zwiſchen dem Arrondisse- 
ment und der Commune beſteht nur darin, daß die Objekte dieſer 
Rechte etwas verjchieden find; und bie Beitimmung diefer Objekte bilvet 
dann eigentlich die Verfafiung ver örtlichen Selbjtverwaltung. 

1) Im Arrondissement zunädjft fteht der Sous-Prefet an der Spike. 
„Il releve immediatement du prefet, et ne peut se mettre en rapport 
avec l'autorit& centrale que lorsqu’il y est provoque& exceptionnelle- 
ment par cette autorite.* Er ift daher gar nicht? als ein Beamteter. 
Aber er hat an feiner Seite den Conseil d’Arrondissement und das 
Verhältniß beider ift im Wefentlichen Folgendes. 

Zuerft ſteht der Sous-Prefet an der Spite aller Maires als ber 
Ortsbehörden. Mit ihnen hat er die orbentliche Verwaltung des Rekru⸗ 
tirungsweſens, die letzte Entſcheidung in örtlichen direkten Steuerfachen, 
fein Gutachten in inbireften Steuerfragen; er hat die Oberaufficht über 
alle Communalkaſſen, über die Gelvverwaltung der Maires, jein Gut: 
achten über alle, zur höhern Enticheivung vorbereiteten Communalfragen. 
Im Innern tes Arrondissement iſt er Oberpolizeirichter, im Wefent: 
lihen mie ber Justice of the Peace in England. Er hat daher die 
amtliche Gewalt, mo er es für gut findet, ein arräte zu erlaflen, gegen 
welches aber Feine Privatllage, fondern nur die Beichwerde an den 
Prefet erhoben werden kann. Endlich ift er Oberinfpeftor aller öffent: 
lihen Anftalten jeine® Arrondissement, des Wegeweſens, der Srren: 
bäufer, und Mitglied der nicht katholiſchen Kirchengemeinden, denen er 
beizumohnen bat. 

Das Conseil d’Arrondissement, der Kreiörath, fteht neben dem 
Sous-Prefet. Es ift der Form nad) allerdings ein felbjtändiger Körper. 
Es joll nach dem Gejet vom 28. Pluviofe an VIII (17. Febr. 1800) 
aus elf Mitglievern beitehen, deren weſentliche Aufgabe ed war, bie 
Eteuerangelegenheiten des Kreifes zu ordnen. Jenes Geſetz trug große 
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Sorge, daß biefer Rath nicht etwa zu einem wirklichen Selbſtverwal ⸗ 
tungslörper werben möge. Zuerſt gab es ber Regierung die Ernennung 
der elf Räthe, dann follte der Rath nur einmal jährlih zufammen- 
treten, und feine Sitzung nur 15 Tage dauern. So weit er nicht mit 
den Steuern des Staats zu thun hatte, follte er nur „exprimer son 
opinion sur l'état et les besoins de l'arrondissement, et l’adresser 
au Préfet.“ Eine eigene Kreisfteuer durch centimes additionnels bes 
ſaß jedoch das Arrondissement nicht, bie fiel unter das Departement. 
Das ganze Inftitut ſchien daher in ber That ziemlich überflüffig. Aller 
dings gaben bie Geſete vom 22. Juni 1833 und 10. Mai 1838 dem 
Arrondissement das Recht, die Conseillers felbft zu wählen, aber ihre 
Funktionen wurden nicht erweitert, fo daß man im Jahre 1848 fie 
lieber ganz aufhob und den alten Canton an ihre Stelle jeßte. Allein 
im Grunde blieb das eine fo rein formelle Aenderung, daß dieſe Ber 
fimmung nie zur Ausführung kam. Das Gefeg vom 7. Juli 1852 
hat fie definitiv vehabilitirt, aber freilich ihren Charakter nicht geändert. 

Der Rath wird demnach aus ben Cantons ald Wahllörper ger 
mäbhlt, jebesmal auf 6 Jahre. Seine Funktion iſt eine doppelte. Er 
entſcheidet, aber nur über die Repartition ber direkten Steuern unter 
den Communen; babei hat er felbft die Vorſchriften des Conseil general 
‚zu befolgen. Er beräth über die Reclamationen, die aus biefer Repar⸗ 
tition entftehen lönnen. Er gibt fein Gutachten über gewiſſe Punkte 
des Wegeweſens, Häfen, Brüden, Märkte 2c., und kann enbli an ben 
Prefet durch feinen Präſidenten feine Anfichten über bie Bebürfniffe des 
Kreifes richten. — Das ift feine Stellung; er ift daher im Grunde nur 
Verwaltungsgemeinde für bie direkten Staatöfteuern, und zugleich für 
das ganze Steuertvefen ein Steuerrath, aber als folder ift er allerdings 
von großem praftifchem Nuten, ba er vorzüglich die Uebel des ftabilen 
Kataſters ausgleicht. Eine eigentliche Selbftverwaltung findet natürlich 
nicht ftatt. 

2) Der Canton war feiner urfprünglichen Idee nach wohl bie eigent« 
liche Kreiögemeinde. Allein die Nothivenbigfeit einer allgewaltigen Ver⸗ 
maltung ließ ihn dem Amtsorganismus in Sous-Prefet und Maire gegen» 
über zu mächtig erjcheinen, denn in ber That war und ift ber Canton 
das einzige Organ im ganzen Organismus Frankreichs, das feine Ber 
amteten an feiner Spige hat. Seine Funktionen wurden daher faft auf 
nichts rebueirt; er ift nur noch eine Einheit von Gemeinden, die feinen 
andern Zwed hat, als die Wahlen für den Conseil general und ben 
Conseil “Arrondissement vorzunehmen. Nur einmal in ber ganzen 
Geſchichte Frankreich fehen wir einen Verſuch, durch Entwwidlung bes 
Canton der Selbftverwaltung einen felbftändigen Körper zu geben; «& 
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ift das die Conftitution von 1848, welche einen Conseil de Canton an 
die Stelle des im Grunde ganz amtlichen und höchſt beſchränkten Conseil 
d’Arrondissement feßen wollte, was aber niemals praftiich warb. Der 
Gedanke, ein von der Adminiftration unabhängige Organ aufftellen 
zu wollen, ift eben mit der ganzen franzöfiihen Entwidlung zu fehr 
im Widerſpruch, als daß er Erfolg haben könnte. Die Idee der Ber 
waltungsgemeinve in Frankreich erhielt fih nur noch in dem franzöfifchen 
Juge de paix, ben bereitö das Geſetz vom 24. Auguft 1790 einfehte, 
und beflen Competenz der Canton ift. Urfprüngli warb derfelbe ge 
wählt; aber ſchon Napoleon fehte die Emennung an die Stelle ber 
Wahl dur Senatusconjult vom 16. Thermidor an X, und jeit 1814 
bat die Regierung jede Beichränfung in diefer Ernennung bejeitigt. 
Wir fügen über die Competenz der franzöſiſchen Friedensrichter bier 
nichtö hinzu, da wir als befannt vorausjeten, daß derfelbe kaum eine 
Aehnlichkeit mit dem englijchen hat, und im Grunde nichts anderes ift, 
als ein urjprünglid) der Wahl und damit der Selbftverwaltung, und 
dann der Ernennung und damit dem Amtsorganismus angeböriges 
fchiebörichterliches Organ, deſſen Weſen und Werth rein in die Politik 
der Rechtöpflege fällt. ebenfalls ift er der entſcheidende Beweis, daß 
in Frankreich Teine Selbftverwaltung möglich ift. Wirb fie dort je mög: 
lid werden? Die Organijation ver Ortögemeinde gibt darauf die ent-. 
fcheidende Antwort. Ueber die Gefchichte des Canton und feine Stellung 
in ber Geſetzgebung vom Anfang unjeres Jahrhunderts |. Thiers Hist. 
du Consulat I. L. VI. Die Literatur im Webrigen fehlt gänzlich. 

3) Die Commune und ber Maire. 

Dffenbar find die bisherigen Formen der örtlichen Eelbftvertvaltung 
in Frankreich nicht der Art, daß fie dem Bebürfniß nad) freier Theil: 
nahme ter Völker an der Vollziehung, das der Theilnahme an ber 
Bildung der Geſetze entiprochen hätte, genügen konnten. Das einzige 
Gebiet, in welchem die große Frage noch einmal aufgeworfen werben 
fonnte, war das der Ortögemeinde, der Commune. 

Sn der That bat daher auch die Berfafliung der Commune in 
Frankreich ihre eigene Geſchichte. Der Verfaſſer bat verjucht, ſie in 
ihren Grundzügen darzuftellen und fie mit der Entwidlung der Geſell⸗ 
Ihaftsordnung in Verbindung zu bringen. (Die Municipalverfaffung 
Frankreichs. 1842. Franzöſiſch: De la Constitution de la Commune 
en France par L. Stein. Traduit de l’allemand par M. S. B. V. 
le Grand. 1859.) Dieje Gefchichte beginnt natürlich mit dem Entiteben 
der communalen Bewegung, welche der Verfafler bereits in feiner fran: 
zöfifchen Nechtsgeichichte (Theil 3) zum Theil dargelegt hat. Die Ge: 
Ihichte des franzöfifchen Gemeindewejend bat übrigens eine große unt 
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zum Theil ausgezeichnete Literatur, bie ihren Gegenftand weit geifte 
reicher und einheitlicher behandelt als die Deutſchen den ihrigen. Es 
ift nit unfere Sade, an biefem Ort darauf einzugehen. Hier möge 
es mit Hinweifung auf biefe Schrift verftattet fein, den Gang ber 
Dinge fo kurz als möglich zu charakterifiren, um ben gegenwärtigen 
Zuſtand, mie ihn namentlid der Artifel: Organisation Communale 
im Diet. de l’administ. von Blod ſehr betaillirt aufführt, ohne ſich 
weiter auf ben hiſtoriſchen Bildungsproceß einzulafien, in feinem inneren 
Zuſammenhange mit dem Dkigen aufzufaflen. 

€3 mar bei den Bewegungen ber franzöfiichen Revolution auf den 
erſten Blich Mar, daß gerade in ber Verfafjung der Ortsgemeinde ber 
Gegenſatz der Principien, melde Frankreich bewegten, am beutlichften 
heraustzeten mußte. Daher dann bie leicht verftändliche Erſcheinung, 
daß jeder große Abfchnitt in jener Bewegung auch fein eigenes Muni- 
cipalrecht erzeugte, während die übrigen Organe fih im Weſentlichen 
gleidy blieben. Die erfte Form war das Municipalrecht von 1789. Es 
ift die Gemeindeverfaſſung des noch jungfräulichen Gedankens der Frei⸗ 
heit, und baher die freiefte Gemeinbeorbnung der ganzen franzöſiſchen 
Geſchichte. Roch hat das Volk Vertrauen zu feiner Freiheit und zur 
Kraft derſelben, fich durch fich felbft erhalten zu lönnen. Die Gemeinde 
mählt ihren gefammten Vorftand; biefer befteht aus bem Maire, 
dem Bureau und bem Conseil (Bürgermeifter, Magiftrat und Gemeinber 
rath). Allerdings behält ſich die Staatöverwaltung die Polizei vor, 
jedoch, ba der Maire fie ausübt, ift fie in der That faktifch eine Ges 
meinbepoligei. Die Auflöfung ber centralen Gewalt, bie ben erften 
Betvegungen der Revolution folgte, hatte ihrerſeits natürlich zur Folge, 
daß bie ganze Verwaltung der Ortsgemeinde eine thatſächlich ganz 
unabhängige ward. Und hier war ed nun, wo allerdings bie Gefahr 
für die Herrſchaft der revolutionären Prineipien eine große ward. Die 
Selbftänbigfeit der Commune bebrohte bie Freiheit der Geſetzgebung. 
Das Weiterfehreiten der Revolution erzeugte daher, was unter biefen 
Umftänden nicht außbleiben konnte. Die Schredensregierung erſchien 
ayd in der Communalverfaffung al Defpotie der Freiheit. Statt ber 
municipalen Organe der Verfafjung traten bie Commissaires ber Res 
gierung auf, und in ben blutigen Stürmen von 1793 und 1794 ging 
das geſetzliche Maß unter der Gewaltherrichaft ver Parifer Principien 
zu Grunde, bis endlich unter dem Direktorium bie Mittelllaffe unter 
dem Wahlipruch des Bebürfnifjes nach „Ordnung“ wieber ihre Herr⸗ 
Ihaft gewinnt. Daraus nun geht bad Gemeinderecht von 1795 hervor. 
Dieß Gemeinderecht ift im Grunde nur die Drganifirung der Gemeinde 
unfreiheit, die gefeßliche Unterwerfung unter bie Ortsbehörbe, bie an 


262 


die Stelle der ungefetlichen tritt, welche bisher geberricht hatte. Mehr 
wollte die faum zur Befinnung kommende Bourgeofie vor der Hand 
nit. Die neue Gemeindeorbnung ftellt daher zwei Principien auf, 
von denen das erfte beibehalten wird, während nur im zweiten noch 
eine weitere Entwidlung ftattfindet. Zuerſt ift der Maire, bisher ver 
bürgerliche Vorftand der Gemeinde, von jet an ein von ber Regierung 
ernannter Beamteter, und das ift er geblieben. Er ift der Sm: 
haber und Träger des Elementes der Action, wie wir es früher ſchon 
bezeichnet haben. „Il est charge seul de l’administration active, et 
par consequent il nomme à tous les emplois communales, lorsqu’il 
n'y a pas une loi speciale sur une autre mode de nomination; il 
r@voque les titulaires.“ (Laferriere Droit administr. L II. T. I. 
Ch. IIL) — Er bat daher feine Verantwortlichleit gegenüber der Ges 
meinbe, fo wenig als irgend ein anderer Beamteter. Er fällt nidt 
unter dad Gemeinberecht, ſondern unter die justice administrative. 
Dann aber wirb ihm ein Gemeinderath an die Seite geftellt, der 
die örtlichen Angelegenheiten zu verwalten hat. Aber biefer Körper, 
den man fchon damals die Municipalite nennt, wird durch einen eigenen 
Commissaire du Gouvernement bewadt; das Gouvernement behält 
fih das Recht der Genehmigung und des Verbotes jedes Akts ver 
Municipalit€ vor; es find fchon bier die Grundlagen der ganzen Muni⸗ 
eipalverfaflung aufs Deutlichite fihtbar, die dann unter Napoleon ihre 
definitive Geftalt erhalten. Das Napoleonifche Gemeindegeſetz ift vom 
Februar 1800. Der Grundzug dieſes Geſetzes ift die, nunmehr ganz 
klar durchgeführte Scheidung der beiden Elemente, der ftaatlidhen und 
der bürgerlichen. Der Maire ift jeßt eine Ortsbehörde im vollen Sinne 
des Wortes und das perjönlich der Regierung verantiwortliche Haupt der 
Verwaltung; neben ihm fteht der Gemeinverath, der Conseil municipal, 
der von jeßt an die Form der Theilnahme des Bürgertbums an ber 
Gemeindeverwaltung bildet. Das Charalteriftiihe ift, daß damit 
definitiv in der franzöfifhen Municipalverfaffung das: 
jenige verfhmwindet, was wir den Magiftrat nennen. An 
feine Stelle treten die Adjoints du Maire. Das bedeutet, daß das 
Gemeindebürgertbum definitiv von der Theilnahme an der vollziehenden 
Gewalt auch innerhalb der Commune ausgefchlofjen ift; die Adjoints 
werben von der Regierung ernannt wie der Maire; es gibt von da 
an in Frankreih fein Gemeindeamt mehr, fondern nur nod 
Gemeinderäthe neben ber ftaatlichen Ortsbehörde; ja bie le&tere 
empfängt ſogar eine amtlidhe Uniform; felbft in der äußeren Form ift 
die Scheidung entjchieden, und von jebt an hat nur noch der Gemeinde: 
rath eine Geſchichte. Diefe nun ift einfach, aber in ihr ſehen wir aud 
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für Frankreich den Sat beſtätigt, daß die Geſchichte ber 
das Gegenbild der Verfaſſungsgeſchichte des Staats bildet. 

Napoleon, vor allen Dingen jeder Selbſtändigkeit abhold, ließ ber 
Gemeinde auch nicht einmal das Recht, jenen machtloſen Gemeinderath 
zu wählen. In ben Stäbten über 5000 Einwohner ernannte fie ber 
Kaiſer, in den Mleineren ber Pröfet. Allerdings warb darin eine leichte 
Mobififation im Jahre 1802 vorgenommen. Allein im Weſentlichen 
blieb die Sache hiefelbe. Die Gemeinde war damit nichts als ein amts 
licher Körper mit dem Conseil municipal als Vertretung; die Selbft- 
verwaltung war ganz aus Frankreich verſchwunden. Die 
Reftauration fühlte ſich ihrerfeits nicht berufen, dieß Verhältniß zu 
ändern. Sie behielt einfady die Napoleoniſche Gemeindeverfaſſung bei; 
ja fie verſuchte fogar, die ftänbifchen Elemente in biefelbe der Form 
nad) zurüdzuführen. Freilich blieb das ohne Erfolg; aber ohne Erfolg 
blieben auch die Beftrebungen, wenigſtens ben Gemeinverath und feine 
Wahl der Bürgerfhaft zurüdzugeben. Am 9. März 1828 anttvortete 
die Kammer auf bie Thronrede vom 15. Februar: Pour asseoir sur 
la veritable base l’&difice de vos libertes, Votre coeur paternel, 
Sire, nous rendra ces institutions municipales, monuments de nos 
anciennes franchises qui rappelle à la m&moire de Vos peuples oe 
qu'ils doivent à Vos ancätres.“ Es blieb umfonft. Da kam die 
Revolution des Jahres 1830. Es war die Revolution der mittleren 
Claſſe gegen die andrängende Herrſchaft ter ftänbifcgen Welt. Sie fiegte; 
in ihrem Gefolge mußte ver Gedanke aufs Neue lebendig werben, daß 
die Theilnahme des Burgerthums am Staatsleben ohne eine Theilnahme 
an ber Gemeinbeverwaltung Teine vollftäntige fei. Das Julikönigthum 
mußte nachgeben. Es mußte ſich bequemen, eine neue Gemeinbeorbnung 
zu erlafien. Aber wenn es das Haupt ber bürgerlichen Mittelclafje 
mar, fo war es nicht weniger das Haupt der ſpecifiſchen franzöſiſchen 
Verwaltung. Es fand daher die Gränze ber freiheit, welche es ber 
erftern in der Gemeinde gab, in den Forderungen, bie es ber zweiten 
zugeftehen mußte. Und durch das Zuſammenwirken beider entftand nun 
die Grundlage der heutigen Municipalverfaflung Frankreichs, die aus 
den drei Punkten befteht, melde ala Refultat der gefammten biöherigen 
Entwidlung betrachtet werden Tann. Erſtlich bleibt ver Maire Be 
amteter; zweitens gibt es auch jetzt noch feinen Magifttat, keine 
Gemeindebeamteten, fondern bie Stelle derfelben wird vertreten durch 
die amtlien Adjoints; drittens aber wird der Conseil munieipal 
von ber Gemeinde gewählt. Das find die Grundfäge, welche zuerft 
das Gefeh vom 21. März 1831, dann das Geſetz vom 18—22. Juli 
1837 durchführen. Die Baſis der Wahl ift hier wie im Staate ber 
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Cenſus, das charakteriſtiſche Merkmal der Herrſchaft der Bourgeoifie. 
Das erſte Geſetz von 1831 kann man als die Grundlage ber Gemeinde⸗ 
verfaſſung, das zweite von 1837 als die Grundlage der Gemeinde⸗ 
verwaltung bezeichnen. Dieſe Grundzüge find bi auf ten heutigen 
Tag geblieben. Mit ihm ift das Weſen ber örtlichen Selbftvertvaltung 
gegeben, und es ift nicht ſchwer, das Einzelne in diefem Rahmen an: 
zuorbnen. Wir wollen verfuchen, die beiden Hauptfeiten des Gemeinde: 
lebens, das Verhältniß derſelben zur Regierung und das Verhältniß 
zur wirklichen Verwaltung demgemäß kurz hervorzuheben. 

Was das erftere betrifft, fo ift es ein boppeltes, das Verhältniß 
des Maire und das des Conseil municipal, welche zufammen das Corps 
municipal bilten. Der vom Kaijer bei größeren und vom Prefet bei 
Heineren Communen ernannte Maire ift zuerft Da3 Haupt der Commune; 
il represente la communaute dans tous les actes qui la concernent, 
il gerit les biens, il gerante ses interäts, il pourvoit à sa police 
locale — außerdem aber ift er Beamteter im Staatsorganismus: il est 
agent du Gouvernement, officier de l'éfat civil, officier de police 
judiciaire (Cod. d’Inst. civ. art. 9, 11—15, 50), juge de police 
(Cod. d’Inst. eiv. art. 166—171) und juge administratif. Seine Ent 
ſcheidungen find daher arrätes; er, und nicht die Gemeinde befißt das 
Recht, Volizeiverorpnungen zu erlafien, das ihm das Gejeß vom 18. Zult 
1837 verliehen hat. Gegen dieſe arr&tes gibt es nicht wie in England 
Klagen, fondern nur Beſchwerden beim Prefet, in zweiter Inſtanz bein 
Minifter, in gewiſſen Fällen fogar beim Conseil d’Etat. Der amtliche 
Charafter des Maire ift daher ein ganz unzmeifelhafter, und durch ihn 
iſt daher auch die ganze vollziehente Gewalt ter Gemeinde, die Ber: 
ordnungs⸗, Organifationd» und Polizeigewalt, in den Händen bes Amts. 
Die Adjoints des Maire find amtlihe Magiftratsräthe, deren fpecielle 
Beziehungen durch das Gejeg vom 5. Mai 1855 genau feitgeftellt fint. 
Auf diefer Baſis ift der Gemeinberath und feine Funktion leicht zu ver: 
ftehen. Der Conseil municipal entfcheitet über die Verwaltung des 
Eigenthums der Commune; er beräth einerjeits das Gemeindebudget, 
namentlich auch die Zufchläge, melche endgültig erft vom Prefet ent: 
Ihieden werben, und zweitens namentlic Die Sommunicationsangelegen: 
beiten innerhalb der Gemeinvegränge; er begutachtet endlich die Ber: 
waltung der öffentlichen Gemeinbeanftalten, und zwar ihre wirtbfchaftlidhe 
wie ihre eigentliche Verwaltung. In diefen Grunbfäten tes Geſetzes 
von 1837 ift nicht® geändert worden. eine Situngen find nicht 
öffentlich, und der Maire hat das Recht, jede Verhandlung, die nicht 
genau in feine Competenz fällt, für nichtig zu erklären. Das Gefeg 
vom 8. Mai 1855 hat hier fehr fcharfe Controle auageübt. Nur Paris 








und Lyon find etwas freier. Das ift dad, was man in Frankreich 
Gemeinbeverfaffung nennt, und weßhalb bie franzöſiſche Sprache das 
Wort Gelbftverwaltung nicht einmal überfegen Tann. Und daraus 
ergibt fi dann auch das zweite Verhältniß. Damit nit etwa außer 
halb ber Gemeinde eine Selbfiverwaltung durch Verwaltungsgemeinben 
entftehe, find alle örtlichen Verwaltungsgebiete nicht wie in England 
felbftändig, jondern Theil der Gemeinde. Die Drtögemeinbe ift 
die Einheit der Aufgaben der Verwaltungsgemeinde. Dahin gehört 
namentlich die kirchl iche Verwaltung mit den Kirchen und Kirchhöfen, 
die Schule, bie freilich eigentli nur unter dem Maire fteht, bie 
Communicationsmittel, fo weit fie innerhalb der Commune liegen. 
Das Armenweſen dagegen ift unter ben Bureaux de bienfaisanoe 
wieder eine Staatsanftalt, deren leitende Organe vom Prefet ernannt 
werden, gerade wie die Krankenhäuſer; die Drbnung berfelben ift durch 
die Gefege vom 31. Ditober 1821 und 8. Februar 1823 feftgeftellt. 
Die ganze Summe der Rechte der Selbſtverwaltung ift fomit auf ihrem 
eigenften Gebiete der eigenen Thätigfeit des Staatsbürgerthums ges 
nommen unb von ber erfteren ift auch ber örtlichen Selbftverwaltung 
nichts übrig geblieben, das an fie erinnerte, ald das Recht bes Be 
ſchluſſes über die Verwaltung des Privateigenthums der Gemeinde, 
welcher felbft noch wieder unter der unbeſchränkten Genehmigung ber 
amtlichen Stelle ſteht. Mohl hat bie Literatur über die Funktion und 
das Recht des Maire ausführlich in feiner Literatur der Staatswiſſen⸗ 
ſchaft 111, 256 ff., ohme jedoch auf den Begriff der Selbftverwaltung 
einzugeben. 

Natürlih nun ift das Detail biefer Beftimmungen nur für bie 
franzöſiſche Verwaltung felbft von Wichtigkeit. Allein das franzöfiiche 
Communalwejen in biefem mweitern Sinne, wie wir es bier auffafien 
und wie es gewiß aufgefaßt werben muß, hat einen fo großen Einfluß 
nicht bloß auf die ganze Entwidiung der Selbftverwaltung aller omas 
niſchen Reihe, ſondern auch auf die Deutſchlands gehabt, daß wir das 
Verſtändniß feines eigentlichen Charakters für eine der unabweisbarſten 
Bedingungen für das Verftändniß der ganzen inneren Entwidlung 
Europa’3 feit dem Beginn dieſes Jahrhunderts anfehen müſſen. Für 
Deutſchland aber ift bafjelbe ganz beſonders wichtig, weil in ber That 
der weſentliche Unterſchied in der Selbſtverwaltung bed vorigen und 
des gegenwärtigen Jahrhunderts auf vielen Punkten von ber franzöfifchen 
geradezu erzeugt, aber auf allen Punkten von derſelben durchdrungen 
und beftimmt worden iſt. Das ift viel mehr der Fall, ald man ger 
wöhnlich annimmt. Frankreichs Einfluß auf und mar fo groß, daß 
es alles an uns beherrſcht und geändert bat, nur nicht unfer eigenſtes 


266 


Weien. Und wir jagen baber, daß der Charakter unferer Seit in Be 
ziehung auf die Selbftverwaltung bahin gebt, uns von den franzd- 
fifden Principien loszumaden, und nunmehr die eng- 
lifhen bei ung zur Geltung zu bringen. Um bas aber ganz 
zu überfeben, müflen wir, wie gelagt, die erften an unb für fidh, ab: 
geſehen von ihrer hiftorifchen Entftehung, uns vergegenwärtigen. Diele 
nun erjcheinen in zwei Bunlten. 

Zuerft hat Frankreich den Gedanken durchgeführt, die Selbftver: 
waltungslörper in beftimmter Hierarchie unter einander zu ftellen. 
Departement, Arrondifjement, Canton und Commune ſind hierarchiſch 
gegliederte Verwaltungskörper. Diefe Grundvorftellung bat die deutſche 
Selbftverwaltungsordnung in ſich aufgenommen; ihr entiprechen ber 
Form nad Landſchaft, Bezirt und Gemeinde. Allein die Hierarchie 
Frankreichs ift nicht etwa eine Ueber: und Unterorbnung der Selbft- 
verwaltung, ſondern vielmehr eine amtlihe Hierarchie, in welcher 
jede Stufe nur mit einem ihr entſprechenden Conjeil verjehen ift. Die 
Hierarchie jener Körper drückt daher in ber That fein Syſtem ber 
Selbftverwaltung, fondern ein Syſtem der amtlichen Competenz aus. 
Und die beutfche Entwidlung, namentlich die preußifche, hat dieſes 
burchfichtige, aber Teineswegs freie Eyftem bei fi aufgenommen, und 
die Ober: und Unterorbnung der freien Berwaltungsförper zu einer 
Hierarchie der an ihrer Spitze ftehenden Regierungsorgane gemadt; 
erſt die öfterreichifche hat ſich von diejer franzöfifchen Idee befreit, und 
eine Hierardhie der Selbitvertvaltung gejchaffen. Demnach bricht das 
Princip der freien Gelbftbejtimmung auch in den übrigen Theilen 
Deutichlants durch, und dadurch entfteht wieder ein Theil jener bunten 
Verwirrung, bie es uns fo ſchwer macht, ein einheitliches Bild der 
deutichen Selbitverwaltung durchzuführen. 

Das zweite Moment des franzöfiihen Syſtems befteht nun in 
jedem biejer Körper, und fpeciell in der Gemeinde darin, daß princı: 
piell die wollgiehende Gewalt überhaupt nicht der Gemeinde, ſondern 
nach wie vor der Regierung angehört. Dieß erfcheint nun darin, daß 
erftlich die Gemeindevertretung ſelbſt gar feine vollziehenten Organe 
beißt, und daß zweitens das Haupt der Gemeinde, in welchem die 
vollziehende Gewalt vereinigt ift, gar nicht dur die Wahl beftimmt, 
fondern von der Regierung einfach ernannt wird und ihr Organ bleibt. 
Das ift die große Grundlage der ftrengen Einbeit in der Verwaltung 
Tranfreich® geworden, mie wir e3 fchon oben dargelegt haben. Das 
Princip nun haben die deutichen Staaten in ihrer Weile aufgenommen 
und in ihrem Gemeindeweſen verarbeitet; freilich ift Dabei ein ganz anderes 
Refultat herausgekommen, meil eben, mie wir feben werden, Deutfchlands 
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Geſchichte des Gemeindeweſens auf dem Unterſchiede zwiſchen Land: 
und Stadtgemeinde beruht. In den Landgemeinden nämlich ward dar ⸗ 
nach der Inhaber der Patrimonialgerichtsbarkeit zur amtlichen „Orts ⸗ 
obrigfeit“ im Maire, der ein Privatrecht auf feine Öffentliche Stelle 
hatte; in ben freieren Gemeinden dagegen hielt die Regierung theils 
an dem Rechte der Beftätigung feft, theils ernannte fie direlt das Ge 
meinbehaupt, zuweilen auf Grundlage gewählter Candidaten, zuweilen 
unmittelbar, fo daß die Gemeinde als eigentlich ihr gehörige Gebiet 
zulegt nur die Verwaltung ihre Vermögens behielt. Die neue Ent 
widlung der deutſchen Gemeinde bat daher denfelben Charakter an ⸗ 
genommen, wie die der franzöſiſchen; es ift eine Gemeinbeverfaffung 
ohne Gemeinbeverwaltung. Daher fehlen uns bis jegt in ber 
deutfchen Gemeinde die großen Principien des verfafjungsmäßigen Ber- 
waltungsrechts, namentlich die Scheidung ber beſchließenden von ber 
ausführenben Gewalt und damit auch die Anwendung der Grundſätze 
der Verantworilichkeit und des Klage und Beſchwerderechts, was und 
freilich nicht wundern darf, da fie ja auch in der Verfaſſung der Staaten 
nit zur Entwidlung gebiehen find. Es wird daher noch viel dazu 
gehören, bis das Princip ber Freiheit neben dem ber Einheit in der 
Verwaltung dieſer Körper zur rechten Geltung gelangt; und wieder 
werben mir fehen, wie Deutichland auch hier das engliſche Element 
des erfteren mit bem franzöſiſchen des leßteren in der ihm eigenthüms 
lichen Weife verarbeitet. 


d) Deutſchlands Gemeindeweſen. Die Elemente der Gedichte deſſelben feit 
dem neunzehnten Jahrhundert. Die drei Hauptepochen. Gegenmwärtiger Zuftand. 
Charakter des Gemeindeweſens in Defterreih, Ungarn und Preußen. 

Vielleicht bei keinem Theile der ganzen Staatölehre entbehren wir 
in ber deutſchen Wiſſenſchaft fo fehr den freien, über die örtlichen 
Gränzen und die innern Beſonderheiten des eigentlich deutſchen Rechts 
binausgehenden Blid, als in dem Gebiete, welches wir das deutſche 
Gemeindeweſen nennen. Bei aller Sorgfalt, mit welcher auch einzelne 
Theile dieſes Gebietes behandelt find, und bei allem Eifer für eine 
freie Entwidlung deſſelben müfjen wir daher geftehen, daß bie Lehre 
vom Gemeindereht in der deutſchen Staatsrechtslehre der unvollloms 
menfte und unflarfte Theil der letzteren iſt, meßhalb denn auch nirgends 
ein aud nur annähernd richtiges Bild deſſelben gegeben wird. Die 
einzelnen örtlichen Verfaſſungs ⸗ und Verwaltungdorbnungen ber Ge 
meinden finb zwar trefflich genug bargeftellt; allein eine Reihe von 
Gründen, bie fih aus dem Folgenden ergeben werden, haben uns 
nit zum Bewußtfein des deutſchen gegenwärtig gültigen Rechts ber 
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Eelbftvertwaltung gelangen laflen. Und dennoch ift daſſelbe nicht bloß 
viel reicher wie das franzöfifhe und felbft das engliſche, ſondern in 
vieler Beziehung auch meiter fortgefchritten. Rirgents iſt Deutichland 
individueller geftaltet als in feiner örtlichen Selbftverwaltung; aber 
nirgends ift es auch unfertiger. Und führen wir biefe Erſchei⸗ 
nung auf ihren legten Punkt zurüd, jo liegt berfelbe zunädft in ber 
bisher noch immer durchgreifenden Beichränfung ter Idee der Selbſt⸗ 
verwaltung auf die Ortögemeinde, die man weſentlich aus hiſtori⸗ 
chen Gründen noch immer als die eigentlihe Trägerin der Eelbft- 
verwaltung anjicht. Daraus zunädft erklärt fi der äußere Unter: 
ſchied des deutſchen Gemeindeweſens von dem zu andern Ländern. Wäh: 
rend darnach Englands örtliche Selbfiverwaltung ihren Schwerpunft 
in der Verwaltungsgemeinde und ihrer juriftiihen und abminiftrativen 
Eelbitändigfeit hat, Frankreih dagegen tie Vertpaltungsgemeinbe faft 
ganz befeitigt, und die örtliche Selbftverwaltung nur noch in der. Be 
ſchlußfähigkeit der örtlichen Räthe erhält, liegt in Deutichland das 
Hauptgewicht der örtlichen Selbſtverwaltung in der Ortsgemeinde. Wäh—⸗ 
rend ferner in England das Gemeindebürgerthum auf tem Grundbefite 
ruht, in Frankreich auf der ftaatsfteuerbaren Perfönlichkeit, erfcheinen 
dagegen in Deutfchland noch ftreng geichieven die großen Gruppen und 
Nechte des ftändifchen und des ftaatöbürgerlichen Gemeinbebürgertbums. 
Während taber England feinen mefentlichen Unterjchieb zwiſchen Stadt: 
und Zandgemeinde anerfennt, und Frankreich gar feinen, ift der Unter: 
ichied beiter eins ter großen Principien des deutichen Gemeindeweſens, 
denn die Stadt erjcheint als die Gemeinte der ftaatsbürgerlichen Ge 
jelichaft, das Land ala die Gemeinde der Reſte der Gefchlechter: und 
ftändifchen Orbnung. Während daher England zwiſchen feiner örtlichen 
Selbfiverwaltung und der Staatöverwaltung fein anderes Mittelglied 
bat, als das des bürgerliben und criminellen Gerichts, und Frankreich 
mit der unterften Stufe der Eelbftverwaltung, ter Gemeinden, aud 
alle Mittelftufen einfah in den mechaniſchen Amtsorganismus des 
Departements aufnimmt, bat Deutſchlands örtliche Selbitverwaltung 
höchſt eigenthümliche Mittelorgane, die in ben bei meitem meiften 
Fällen nur dazu beftimmt find, dem von der Ortsgemeinde bewältigten, 
aber von ihm abgefchietenen ftändiihen Elemente einen jelbftänbigen 
Antheil an der Selbftverwaltung zu geben. Eben dieſe ftrenge Ber: 
bindung mit dem örtlichen Recht und der örtlichen Geftalt ver deut 
ſchen Eelbitverwaltung, die meift auf geſchichtlichen Gründen beruht, 
bat es fchließlich bewirkt, daß in Deutichland, troß feines Princips 
der Selbftverwaltung tod feine Entwidlung der Verwaltungsgemeinde 
ftattgefunden hat; mährend diejelbe in England ganz felbftändig dem 
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ESelfgovernment überlafien, in Frankreich aber ald Funktion der amt: 
lichen Organe mit dem Spfteme der Conſeils in zum Theil hödhft 
zwedmäßiger Weile verbunden ift, erſcheint fie in Deutſchland faft aus: 
ſchließlich als Aufgabe der ftaatlichen Verwaltung. So ift biefe örtliche 
Selbſtverwaltung Deutſchlands eine höchſt individuelle Geftaltung der 
Icgteren. Die Elemente nun, welche fie dazu gemacht haben, find 
biftorifche. Aber diefe Elemente find wieder in ben verſchiedenen Län: 
dern höchſt verſchieden geftaltet. Ein kräftiges einheitliches Leben hat 
es in Deutihland troß aller Phrafen niemald gegeben. Jene Befons 
derheiten der einzelnen Länder haben ſich daher volllommen frei ent 
mideln fönnen. Jeder Staat in Deutſchland erſcheint daher wieder 
mit feinem Syſtem ber örtlichen Selbftverwaltung. Jever Staat hat 
wieder beſondere Geſetze, oft auch beſondere Principien, oft bejonbere 
Namen für das Gleiche, oft gleiche Namen für das Ungleiche. Dennoch 
iſt die Grundlage eine gemeinſchaftliche und gleichartige; alle dieſe 
Namen, Geftaltungen und Rechte find zulegt doc) Kinder Einer Mutter, 
und das Gefühl, daß ein gemeinfames Gejchid alle beherrſcht und 
gemeinfame Thatſachen allen zum Grunde liegen, hat dieß Volt auch 
in feiner größten Berfahrenheit und Unflarheit niemals verlaſſen. Unb 
fo muß die Wifienfhaft denn allerdings und mit vollem Rechte den 
Begriff einer deutſchen örtlichen Selbftvertwaltung zum Grunde legen, 
und dabei verſuchen, bie mannigfachen Unterſchiede auf gemeinfame 
Kategorien und Thatfahen zurüdzuführen. Das ift das Biel des fol- 
genden Verſuches. 

Um nun dieſen Verſuch durchzuführen, wird man zuerft den all: 
gemeinen Charakter der Entwwidlung des deutſchen Gemeindeweſens feſt⸗ 
ftellen müflen; denn allerdings ift er ein ganz anderer als der franzd: 
ſiſche und engliſche. Und erft wenn dieß gefchehen ift, kann man zur 
Vergleihung der pofitiven Einzelheiten übergehen. 

Offenbar find nämlich die Verſchiedenheiten des pofitiven Gemeinde: 
rechts in Deutſchland nicht willkürlich und zufällig entftanden, fonbern 
fie find Ergebniſſe einer hiftorifchen Enttwidlung. Bei aller Verſchiedenheit 
lebt in demſelben ein gemeinſchaftlicher Geift; dieſelbe große hiſtoriſche 
Kraft, melde die Eine biefer Orbnungen erzeugt hat, hat auch bei ber 
anbern mitgewirkt; es geht Ein und derſelbe große hiſtoriſche Proceß Durch 
diefe Bildungen hindurch; am ihnen erſcheinen die Differenzen als ver 
ſchwindende Momente; durch ihn werben fie verftänblid), ihm gegenüber 
werben fie ftatt zu feftitehenden Unterſchieden, vielmehr zu Graben ober 
Stadien Einer und berfelben- Fortbildung, und ihn zu erfafien als bie 
eigentlich wahre hiſtoriſche Thatfache bes beutichen Gemeinde 
weſens, muß, fo fcheint es und, Aufgabe und Inhalt der Bearbeitung 
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des deutſchen Gemeindeweſens ſein. Erſt dann kann man auch von 
der Individualität bes Gemeindeweſens ber einzelnen deutſchen 
Staaten reden; denn in der That find diefelben ja nicht reine Indivi⸗ 
dualitäten, ſondern vielmehr Individualiſirungen der gemeinfamen beut: 
ſchen Rechtsbildung, und es ift fein Zweifel, daß alle bisherigen Be: 
arbeitungen von diejer leitenden Thatfahe auch wirklich beberricht 
worden find. 

Allein fo wie man nun von biefem Standpunkt aus fich in bie 
einzelnen Erfcheinungen verliert, fo wächst ber Stoff durch unabieb: 
bare Variationen im Einzelnen und jelbft im Ganzen in dem Maße, 
daß jelbft deuticher Fleiß dabei nicht mehr zu einem Abſchluß kommt, 
wie zulegt noch Gierke uns wieder gezeigt bat. Will man daher in 
Geihihte und Gegenwart von einem deutſchen Gemeindeweien im 
Ganzen reden, fo bleibt in Wahrheit nichts anders übrig ald neben 
und über dem rein biftorifchen ber ſyſtematiſche Weg. 

Deutichland hat es nämlich nie zu einer gemeinfamen Ge 
meinbegejeßgebung gebracht, mie England und Frankreich. Es unter: 
ſcheidet fich vielmehr mefentlich von beiden dadurch, daß es die Bil- 
dung von Lokalſtatuten auf Grundlage einer principiellen 
Gemeindeverfafjung ald Grundform der Bildung feines pofiti: 
ven Gemeinverecht® anerkannt bat. Das ift tief aus dem Weſen bes 
deutſchen Geiftes gefloffen. Das Gemeingültige ift ihm auch hier ber 
Gedanke, und in der That find die (Reichs-⸗) Gemeindeorbnungen, jeien 
fie nun Paragraphen der Verfaffung, feien fie felbjtändige Gelege, 
nichts anders als die zum Geſetze erhobenen Principien des geltenden 
Gemeinderecht3, während die Ortsorbnungen nur die örtliche Verwirk⸗ 
lihung derjelben enthalten, und auf dem Grundgedanken beruhen, daß 
die Mopdifilationen des Allgemeinen aus ber Berechtigung thatfächlicher 
Bejonderheiten hervorgehen. Es ift der Begriff in feinem jelbjtändigen 
einheitlichen Leben neben der That in ber Fülle ihrer mechjelnden 
Erſcheinungen. Das deutfche Rechtsleben will es daher auch auf diefem 
Punkte, daß man es in feinem Kerne begreife; es gibt feinen andern 
Meg, weder im Gemeindeiwefen nod) anderswo, um zum wahren 
Berftändniß defjelben zu gelangen. 

Daber jtehen wir auch feinen Augenblid an, biefes gemeinfame 
Element des ſpecifiſch deutſchen Gemeindewejend dadurch zu erklären, 
daß wir es, jtatt auf die Kategorien der Gejebgebung, vielmehr auf 
die des Weſens der Gemeindeverfaflung felbft zurüdführen. Wir müffen 
die allgemeine Entwidlung dieſes Rechts nicht durd die allgemeine 
Geſchichte, ſondern durch die Elemente der Verfafjung, der Verwaltung, 
des Staatlichen Rechts und des Syſtems des Gemeindeweſens erklären; 
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denn auch das gegenwärtige Recht Tann nur durch dieſe Reducirung 
ſeiner einzelnen Beſtimmungen auf jene Grundverhältniſſe richtig beur⸗ 
theilt werden, wie wir unten ſehen werden. 

Wir werden nun in dieſer Beziehung die frühere Zeit nur an⸗ 
deuten. Unſere Aufgabe liegt vielmehr hier in unſerem Jahrhundert; 
feinen allgemeinen Charakter feſtzuſtellen, halten wir für um fo 
nothwendiger, als man fi) wohl nur feltener darüber Rechenſchaft ablegt. 

In ber erften Epoche der Geſchlechter- und Ständeordnung gibt 
es befanntli) nicht etwa bloß Gemeinden, fonbern der Staat ift faft 
in der Selbftänbigfeit derfelben aufgegangen. Er bat nod fo gut ald 
gar feinen Einfluß auf das innere Leben derſelben. Von einer geſetz⸗ 
lichen Reichögemeindeorbnung, von einer Oberauffict, von Eingriffen 
einer ftantlihen Thätigkeit ift noch gar feine Rede. Das aber ift 
keineswegs eine bloß negative Thatſache. 

Denn bie entfcheidende Folge davon ift, daß die Gemeinden, fi 
ganz felbft überlafien find; das heißt, in Verfaflung und Verwaltung 
herrſchen in allen Gemeinden unbeſchränkt bie geſellſchaftlichen Elemente, 
und die Gemeinbeordnungen biefer ganzen, Jahrhunderte dauernden 
Epoche geben uns daher ein unendlich buntes und reiches Bild von 
all den verſchiedenen Verfafjungen, welche auf dem vielfachen Zufams 
menwirken ber Gefchlechter- und Ständeoronung, auf Einem Punkte 
zufammengebrängt, entftehen Zönnen. Es ift befanntlih fo gut als 
unmöglid, alle deutſchen Gemeindeverfafiungen bis zum Ende bes 
vorigen Jahrhunderts auch nur zu fammeln, geſchweige denn im Ein 
zelnen zu bearbeiten. Dennod find fie in ihrem tieferen Wefen in 
hohem Grade einfach und leicht zu beherrichen; denn fie find ſtets nur 
Confequenzen bes Geſetzes, daß jede Verfaflung und Verwaltung, 
alfo auch die der Gemeinde aus der herrſchenden geſellſchaftlichen Ord⸗ 
nung berborgeht. Mit wenig Worten laſſen fi daher die großen 
Kategorien darftellen, in denen das Gemeindeweſen in dieſer Zeit auf 
tritt. Sie find aber von großer Wichtigkeit, weil fie keineswegs mit 
dem 19. Jahrhundert verſchwinden, fondern vielmehr fid großen Theils 
noch forterhalten, und fomit gleihfam die Subſtanz bilden, melde 
die Entwidlung unferes Jahrhunderts umgeftaltet, an deren zähem 
Wiberftande die letztere zum Theil feheitert, und melde und basjenige 
erflärt, was aus Begriff und Weſen der Gemeinde eben nit erllaͤrt 
werben Tann. Diefe, auf den gefellfchaftlihen Elementen beruhenden 
Kategorien ber alten Gemeinbeverfafjungen find aber folgende. 

Die ältefte, mit dem 18. Jahrhundert beinahe ganz verſchwundene ift 
das Dorf der Vorzeit mit ben urſprünglich freien Bauerngeſchlechtern, 
dem gewählten Bauernpogte. 
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Die zweite ift die der Grundherrlichleit mit dem erblichen Herrn, 
der alle öffentlichen Rechte als fein Privatrecht befikt, und in welcher 
die Hinterjaflen nur noch die Ordnung ihrer gegenfeitigen Angelegen⸗ 
heiten durch gewählte Vorftände hin und wieder zu verwalten haben. 
Sie ift die umfreiefte Form der Gemeinde. 

Die dritte ift die alte Stadt, in ber die Geſchlechterordnung durch 
die Patrizier und ibre verfaffungsmäßigen Rechte, die Ständeorbnung 
dur die Verfaflungsrechte der Corporationen, Zünfte und Innungen 
vertreten find. 

Die vierte ift die neue Stadt, in welcher die Stänbeorbnung die 
Gefchlechterorpnung entweder volllommen vernichtet oder doch unter: 
wirft und deren Verfaſſung tefentlihb auf Zünften und Innungen 
beruht. 

Bon biefer aus geht nun eine neue Beiwegung, in welder all 
mäblig der Begriff und das Recht des Bürgers an bie Stelle der 
Zunft: und Innungsrechte tritt, und Wahl: und Stimmredt auf 
die Anſäſſigkeit ftatt auf die Arbeitöorbnungen der fländifchen Seit 
zurüdgeführt find. 

Jede diefer großen Kategorien bildet ſich nun jelbftändig aus, faft 
ohne allen gegenfeitigen Einfluß. Dabei ift aber zugleich ver materielle 
Umfang diefer Gemeinden von großer Bebeutung; denn einige find fo 
groß, taß fie jelbit wieder andere Gemeinden in ſich einfließen, und 
ihre Gemeinteorvnung daher bereit? von Anfang an die Elemente des 
Syſtems des Gemeindeweſens entwidelt. Dieß fommt namentlich bei 
den großen Grundberrlichkeiten und den großen Etäbten vor, welche 
Dorfichaften, zum Theil auch wieder Kleinere Städte umfaſſen. Dadurch 
entfteht die, jene Zeiten von einer andern Seite dharalterifirente Er: 
jcheinung der Herrfhaft einer Gemeinde über die andere. Diele Herr: 
ihaft nun äußert ſich darin, daß die herrſchende Gemeinde die Haupt: 
punkte der Verwaltung der untergeorbneten entzieht und fich biejelbe 
vorbehält. Der Rechtstitel diefer Entziehung der Selbjtbeftimmung ift 
dabei nicht etwa eine organische Idee der Verwaltung, fondern das 
private Recht der herrſchenden Gemeinde und ihr Intereſſe, und fo 
entiteht jene Grundauffaflung des deutſchen Syſtems bed Gemeinde: 
weſens, welche auch gegenwärtig noch mehr Geltung bat als gut ift, 
daß nämlich das. Syſtem der Gemeinden nicht etwa in ber Gemeinjchaft 
aller Verbältniffe der Selbftwerwaltung befteht, fondern eine Theilung 
berfelben in höhere oder allgemeinere und niedere Competenz enthält. 
Es ift die Form der Verwaltungsgemeinde und der Ortsgemeinde, aber 
dem Inhalt nach die Herrichaft einer Gemeinde über die andere, die 
jo unbezmweifelt ift, daß noch in unferem Sahrhundert 3. B. die Städte 





als „Gutsherren“ ber ihnen gehörenben Dorfichaften in den Stäbter 
orbnungen aufgeführt erſcheinen. 

Die nun ift das Gemeindeweſen ber früheren Zeit, wie es aus 
dem Zuſammenwirlen der geſellſchaftlichen Faktoren und Elemente hervor⸗ 
gebt. Dazu kommt nun feit dem 17. Jahrhundert das zweite große 
Element, der Staat mit feiner Regierungägetvalt in ber Form ber 
„Obrigkeit.“ 

Wir konnen ben Erfolg des Eingreifend der Regierung in jene 
Geftalt des Gemeindeweſens fehr kurz bezeichnen. Da bie Regierung 
grundſätzlich das Eingreifen der Vollzvertretungen, namentlich der Land: 
ſchaften von fich weist, fo ift fie auch im Anfange ganz unempfänglich 
gegen die gefellfchaftlichen Unterfchieve; ihr genügt ed, die Gewalt zu 
haben. Sie unterwirft ſich daher unbebingt die Gemeindeverwaltung, 
läßt aber die Gemeinbeverfaffung befteben. Die Regierung 
wird daher zu einem allenthalben gleichartigen und gleichartig wirkenden 
Organismus, die Selbftuerwaltung behält dagegen, fo weit fie überhaupt 
nod Rechte hat, volllommen die alte Geftalt. Es wird einfacher und 
allenthalben geltender Grundſatz, daß alles, was dieſe Gemeinbelörper 
tbun, nur unter Buftimmung und Genehmigung ber „hohen Obrigkeit” 
geſchehen darf; allein nad} welchen Regeln die Gemeinden ihre „erlaubten“ 
oder vorgefchriebenen Funktionen vollziehen, dagegen ift die Regierung 
ganz gleichgültig. Bon einer Gemeinbegefeggebung, von Gemeindeorb- 
nungen u. |. w. ift feine Rede. Es ift die Form der Einheit des Staats, 
in welcher die Selbftvertwaltung in unfreier Geftalt ein unbebeutendes, 
jedes fihern Bewußtſeins baares Leben fortführt. Das ift der Zuftand 
des vorigen Jahrhunderts. 

Aus diefem Buftande ift nun das gegenwärtige hervorgegangen; 
aber nicht tie in Frankreich, mit plöglicher, gewaltfamer Umwälzung, 
fondern mit langſamer und daher zum Theil höchſt unvolllommener 
Entwicklung. Man muß daher in der Beurteilung des gegenwärtigen 
Zuſtandes vor allen Dingen im Auge behalten, daß das Vergangene 
auf allen Punkten noch in dem jegt Geltenben fortlebt, und daß eben 
dieß Vergangene ung erflären muß, was aus dem Wefen ber Sache 
nicht erflärt werben kann. 

Es ergibt fi nämlich ſchon daraus, daß das Gemeindeweſen un 
ferer Gegenwart nichts weniger als vollendet ift, ja in bem größten 
Theile von Deutſchland find noch nit einmal die Hauptprincipien 
deſſelben zur vollen Anerfennung geviehen. Wir werden nun unten bie 
Gelegenheit haben, das deutſche Gemeindeweſen in feinen einzelnen 
Punkten genauer zu beleuchten; bier werben wir nur ben allgemeinen 
Entwidlungsgang harakterifiren. Derfelbe ift aber dadurch von großer 
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Bereutung, daß uns das beftehenbe Gemeindeweſen nicht etwa bloß 
eine Reihe von geltenden Rechtsnormen barbietet, fondern vielmehr 
einen Spiegel der herrſchenden Faktoren in Staat und Gefellichaft über: 
baupt abgibt, ber wie fein anderer geeignet ift, uns vor Optimismus 
zu beiwahren. 

Deutihland hat au in unſerem Jahrhundert den urfprünglichen 
Gedanken feitgebalten, daß die Selbitverwaltung eine der großen Grund: 
lagen der freien Staatöorbnung fei. Allein fein Gemeindeiweien ift in 
feinem gegenwärtigen Stande gerade fo gut das Ergebniß der beiden 
Faktoren, der gefelichaftlicden Elemente und ber Regierung, als früber. 
Ihre Geſchichte ift daher die wahre Geſchichte der Gemein: 
den, jeßt wie vor einem Jahrtauſend. 

Als nun nad den franzöſiſchen Kriegen die neue Staatenbildung 
im beutfchen Bunde zur Geltung Fam, mar Eine der großen Bebin- 
gungen derjelben die Aufhebung der alten Reichsſtände und ihre Unter: 
orenung unter die neuen Staaten. Die alten Reichögemeinden verloren 
daher ihre Souveränetät, murben aus Heinen Staaten große Gemein: 
den. Die erfte und natürlichite Folge mar daher die, daß die neuen 
Staaten ihre NRegierungsgewalt auch über dieſe früher felbftändigen 
Körper ficherten. Princip ward daher jebt, daß das ganze Gemeinde: 
weſen gegenüber dieſer Regierung feine Selbftändigfeit aufgeben mußte. 
Es gejchah dafjelbe, was die franzöfiiche Organisation de la Commune 
beitimmt hat; zuerft und vor allen Dingen ward die Gemeinde ein 
Amtsbezirk. Eine Selbftändigfeit der erjteren gegenüber dem leßteren 
war menigftens im Anfange durch die neuere Staatenbildung aus: 
geſchloſſen. 

Damit war das erſte Bedürfniß erfüllt. Natürlich war, ſo wie 
dieſe Unterordnung feſtſtand, die Regierung zufrieden. Die innere 
Verfaſſung der Gemeinde kümmerte ſie im Anfang wenig, wenn nur 
die Verwaltung nicht den Anſpruch machte, gegenüber der Regierung 
ſelbſtändig zu fein. Die alten vier oder fünf Grundformen der Ges 
meinden blieben daher im Anfange einfach) nach wie vor befteben. 
Aber Eins war gewonnen. Die Einheit war durch die Regierung ber: 
geftellt; die Grmeindefouveränetät mar aufgehoben und die Verwaltung 
der Gemeinde daher im Ganzen den Gefehen des Staats unter: 
worfen. Der Staat war jebt der rechtbildende Körper, jtatt daß es 
bisher die Gemeinde gemwejen. „Vom Könige gebt alle Staatögewalt 
aus.” Das war ed, was der Staat an und für fih dem Gemeinde 
weſen bringen fonnte. Die Freiheit mußte durch eine andere Gewalt 
fommen. Sie ift es, welche die fpätere Gefchichte der Gemeinden be: 
herrſcht. Es ift die neue ftaatöbürgerliche Gejelfchaftsorbnung, bie 
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jetzt das Gemeindeivefen geftaltet. Wir erfaflen fie an dem Punkte, 
wo fie am verftänblichften ift, an der Grundform ihres Befiges. 

Und bier fönnen wir in Beziehung auf das, was mir bereits 
im VII. Band (Entwährungälehre) gejagt haben, lurz fein. _ 

€3 find zwei Dinge klar. Erſtlich ift natürlich an eine freie Lande. 
gemeinbeorbnung nicht zu benfen, fo lange noch der Heine Grundbeſitz 
unfrei ift. Zweitens ift auch eine Stabtgemeinbeorbnung nicht burchführ: 
bar, fo lange Zunft und Innung über den Einzelerwerb herrſchen. Denn 
jede freie Ordnung ſetzt voraus, daß der Einzelne im öffentlichen Recht 
dem andern gleich fei: die Unfreiheit des Grundbeſitzes aber, fo tie 
die Unfreiheit des Gewerbes find in der That nichts anderes, als 
öffentlich rechtlich anerlannte Ungleichheiten der einzelnen Stantöbürger. 
Hätte daher auch der Staat wirklich freie Gemeinbeorbnungen gegeben, 
fie wären ohne Bedeutung geblieben, denn das erfte Element berfelben, 
der freie und gleichberechtigte Staatsbürger, fehlte. War alſo das, 
was der Staat gab, nicht der Idee der Freiheit entiprechend, fo war 
in der That nicht er daran ſchuld, fondern die noch von Geſchlechter⸗ 
und ftändifchen Rechten beherrſchte Gejellihaft. Man Hagte den Staat 
daher vielfah an, aber man that ihm Unrecht, denn in ber Verfafung 
kann er nur bie gegebenen geſellſchaftlichen Elemente zum juriftiichen 
Ausdrud bringen. Und es war daher Mar, daß das deutſche Gemeinde 
weſen nicht anders zu einer neuen freien Geftalt kommen konnte, als 
vermöge der Befreiung von Befig und Erwerb. Das war daher 
die wahre Löfung des neuen Jahrhunderts. Die beiden großen elemen« 
taren Bedingungen der Gemeinbefreiheit waren daher nicht Verfaſſung 
und Verwaltung der Gemeinden, fondern Grundentlaftung und 
Gemwerbefreiheit. Erſt wenn man die Geſchichte der Entwicklung 
diefer beiden Principien befigt, befigt man die Elemente der Geſchichte 
des Gemeindeweſens in Deutichland. 

Nun müflen twir unfererjeit3 biefe Geſchichte wohl als befannt 
vorausfegen, obwohl die Geſchichte der Gewerbefreiheit nod feine eins 
ſchneidende Behandlung erfahren hat. Die weſentlichſten Thatſachen 
jedoch, um die es ſich dabei handelt, ftehen feit. Die allgemeine, 
juriſtiſch und adminiſtrativ jedoch noch nicht formulicte Idee beider 
Grundrechte der wirthſchaftlichen Freiheit datirt allerdings ſchon aus 
dem Anfang unſers Jahrhunderts. Bis zum Jahre 1830 jedoch kommen 
fie zu feiner feften Geftalt. Der weſentliche und dauernde Erfolg ber 
Bewegung des Jahres 1830 ift jedoch eben der ernftliche Beginn mit 
Grundentlaftung und Gewerbefreiheit. Zwanzig Jahre hindurch arbeitet 
man dann an der erften, bis fie zur Durchführung gelangt, und auch 
dann noch wie in Preußen unvollftändig bleibt; dreißig Jahre Arekt 
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man nad) der Gewerbefreibeit, die erft durch Deſterreichs Geſetzgebung 
von 1859 zum öffentlihen Recht wird. Es ift eine noch dazu nicht 
einmal vollendete Arbeit eines halben Jahrhunderts, welche uns biefe 
beiden Worte bezeichnen. Wird man nun begreifen, weßhalb Deutſch 
‚land gegenüber Frankreich jo unmädtig war, nachdem man erfannt 
bat, worin es um fünfzig Jahre hinter demfelben zurüdftand ? 

So wie nun dieſe Entwicklung, aufgehalten und doch unaufbaltfam, 
meiterging, folgte ihr die Gemeindegefehgebung in Deutichland nad. 
Theilen wir die Entwidlung der Grund: und Gewerbefreiheit in brei 
Epochen — von 1808 bis 1830, von 1830 bis 1848, und bon 1848 
bis zur Gegenwart, fo müfjen wir jagen, daß jede dieſer brei Epochen 
auch eine ihr entiprechende Epoche in der Gemeindegefehgebung Deutſch⸗ 
lands bildet. Der Fortichritt des letzteren iſt ein großer, aber ein 
Iangfamer. Und das ift jet Mar, daß es nicht möglich ift, nachdem 
wir in Deutihland weder die Grundentlaftung noch die Gewerbefrei⸗ 
beit Schon ganz durchgeführt haben, eine Gemeiveverfaflung zu befien, 
die auch nur einigermaßen der Idee derjelben entipräce. Der einzige 
Staat, der jene beiden Principien zur vollen Geltung gebradht bat, 
Defterreih, bat auch eine vollflommen freie Gemeinteverfafiung. Yür 
das übrige Deutichland dagegen muß man als Regel annehmen, daß 
der Maßſtab für die letztere ftet3 in dem Maße der Entwidlung bes 
erfteren gelucht werden muß. Und dieß tft nun die erſte allgemeine 
Grundlage für die Beurtheilung des beutichen Gemeindeweſens. 

Die zweite iſt daneben ſehr einfach und leicht verſtändlich, wenn 
man die Bedeutung der eriten feithält. Sie befteht in dem natürlichen 
Verhältniß der Regierung zu berfelben. So lange nämlich auf der 
obigen Grundlage die Gemeinden eigentlih ſtändiſche Körper waren, 
fonnte es auch feine wahre, auf dem allgemeinen Wahlrecht bafirte 
Volksvertretung und mithin auch feine wahre Selbftverwaltung geben. 
Es fiel daher den Regierungen gar nicht ein — wir willen fein beſſeres 
Wort — den Gemeinden, die fid) gejelichaftlich gegen den Staat abr 
Ichloßen, eine wirkliche Autonomie zu gewähren. Sie nahmen es als 
etwas ganz felbitverftändliches an, daß diefe Gemeinden, die ja im 
Grunde nicht viel befler waren, wie die des vorigen Jahrhunderts, 
mindeftens in demfelben, two möglich in noch größerem Abhängigfeits 
verhältniß von ihnen jtehen müßten mie früher. Wie war es in ber 
That denkbar, den Millionen von Bauern, die noch unter dem Prügel: 
gericht der Gutsherren ftanden, oder den Bürgern, bie zur Verehelichung 
und zum jelbjtändigen Hanbiverfsbetrieb die Erlaubniß ihrer eigenen Con» 
ceurrenten bedurften, einen Theil der vollziehenden Gewalt einzuräumen? 
Die Regierungen ftellten fich Daher in ganz Deutichland auf den Stand« 
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punkt, die Drgane der Selbſtverwaltung als „Ortsobrigleiten“ anzu: 
fehen und daher bie zwei Principien, in denen fi) die Dberaufficht 
diefer ganzen Epoche erihöpft, und bie noch gegenwärtig in bem bei 
weitem größern Theile Deutichlands geltendes Recht find: erftlih: Ber 
ftätigung ber Wahlen, und zweitens: Genehmigung ber Beichlüffe 
der Gemeinden. Das war Grundſatz und das blieb Grundſatz. Und 
die Selbftverwaltung in Deutſchland ift bis zum gegenwärtigen Augen 
blick nod immer nur bie Gefammtheit von Reiten, welche innerhalb 
diefer Gränzen von ben Gemeinden ausgeübt werben. Das ift ber 
Charakter des öffentlichen Rechts berfelben. 

Daran ſchloß ſich dann die weitere Erſcheinung, die nicht minder 
begeichnend für diefe Entwidlung ift. War dem nämlich fo, fo folgte 
gleihfam von felbft, daß es unnöthig und faft irrthümlich war, eine 
beftimmte Scheidung ber befchließenven und vollziehenden Gewalt inner« 
halb ver Gemeinden zu ſuchen und die Gompetenz der Drgane in ber 
Gemeinbeverfaffung feit zu formuliven. Man kam ein halbes Jahr 
hundert lang überhaupt nicht zu dem Gebanfen, baf bie Gemeinde eine 
Selbftthätigkeit haben könne, welche über die Verwaltung bed eigenen 
Vermögens und eben über die Aufnahme neuer Mitglieder hinausgehe. 
Es mar daher auch gar nicht nöthig, zu einem Syſteme ber Verant⸗ 
worilichkeit innerhalb der Gemeinde zu gelangen; man ftellte ſich viel« 
mehr auf ben franzöfiichen Standpunkt, und ließ, meift ganz ausbrüd« 
lic, dem Bürgermeifter und Rath die Exekutive, aber auch bie beſchließende 
Gewalt, und gab den Stabtverorbneten nur das Recht zu „rathen,“ zu 
„beaufſichtigen,“ zu „controliren,“ ihre „Buftimmung“ zu geben, „Ein: 
gaben“ zu machen u. ſ. w., ohne jemals zu fragen, tie weit denn 
dieſes Necht gehe, melden Inhalt e8 habe? Der Gedanke, daß bie 
wahre innere Freiheit der Gemeinde denn doch nur auf dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verhältniß und Recht der befchließenden zur vollziehenden Ge 
walt berube, Tam der Gefeggebung und felbft dem Volle überhaupt 

- nicht, mweil eben bie befchließende mit ber vollgiehenden Gewalt in dem 
Bürgermeifter und Magiftrat gerade in berfelben Weife vereinigt war, 
wie im Königthum des vorigen Jahrhunderts. Won einer freien Ger 
meinbeberfaflung konnte daher biß auf die neuefte Zeit überhaupt feine 
Rede fein; in ber That macht die ganze deutiche Gemeindegeſetzgebung 
unſres Jahrhundert3 durch und durch den Eindruck, daß fie fo viel als 
nur immer möglidy von ber franzöfiigen angenommen hat, und hätte 
es bloß an ben Regierungen gelegen, fo würben wir eben gar nichts als 
die franzöfiſche Unfelbftändigkeit der Commune einerfeitö, unb eine wohl« 
organifirte Geſchlechter⸗ und Ständeherrſchaft in den größeren Verwal⸗ 
tungögemeinden als fpecifiich deutſches Element andrerſeits gehabt haben. 
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Indeſſen verbielten ſich dabei troß aller Bebormundung und aller 
feudalen Elemente in dem deutſchen Gemeindeweſen zwei Elemente, 
welche als der Keim der befleren Geitaltung angejeben werben müflen. 
Es ift von entfcheidender Bedeutung, fie feft ins Auge zu faflen, da 
fie es find, welche uns bie Uebergeugung geben, daß wir in nächfter 
Zeit ſchon ein wahres deutjches Gemeindeweſen befigen werden. Das 
erfte diefer Elemente ift die Wahl der Organe der Gemeinde. Ber 
möge diejed Princips ift die Gemeinde etwas anderes als ein amtlicher 
Körper; in ihr ruht der Keim der Selbftändigfeit derfelben. Es iſt 
nicht möglich, daß auf die Dauer die Beftätigung der Regierung, die, 
tie wir unten jehen werben, nur unter einer ganz beitimmten Voraus: 
fegung einen Sinn bat, bleibend fein kann. Das Princip der Wahl 
ift aber darum fo wichtig, weil fi an dieſelbe die Grundſätze über 
das Wahlrecht anichließen, und eben in dieſen Grundfäßen ruht und 
wirft das Element der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft. Mit Necht hat 
man daher von je das Wahlrecht als die Baſis der Gemeindefreibeit 
anerkannt; in ihm unterſcheidet fich zunächft das deutſche Gemeinderecht 
von dem frangöfifhen. Das zweite Element iſt das hiftorifche Princip 
der eigenen Bermögensverwaltung. Dieß Princip erjcheint nun 
auf den erften Bli als ein reines Privatredt, das niemand der Ge 
meinde nehmen konnte, und ohne eigentliche öffentlich rechtliche Bedeu 
tung. Allein mit der in raſchem Fortichritte begriffenen Verwaltung 
entwickelt ſich auch das Princip der Selbitbeiteurung ; mit diefem Brincip, 
in Anwendung auf den Grundſatz der eigenen Vermögensverwaltung 
das weitere, daß die Gemeinde dad Necht auf alle diejenigen Verwal⸗ 
tungsaufgaben hat, melde fie mit ihrer Eelbitbefteurung zu decken im 
Stande ift. Daraus geht dann weiter zunächft die Haftung der Organe 
für die Vermögensverwaltung als foldhe hervor, und die nächſte und 
einfachite Conſequenz ift demnach die, daß die eriteren bei Durchführung 
der Selbftbeiteurung auch für die Verwendung der Steuern, aljo in 
der That für die ganze innere Verwaltung der Gemeinden verant: 
mortlid werden. Sowie daher der Grundſatz der unabhängigen Ber: 
mögensverwaltung einmal feftiteht, fo wird derjelbe unbebingt der Keim 
zur Entwidlung eines verfallungsmäßigen Verwaltungsrechts in der 
Gemeinde felbit, und es fommt jegt nur noch darauf an, die weiteren 
juriftifchen Gonjequenzen davon zu entwideln, um nunmehr au auf 
biefem Punkte aus der Gemeinde einen Staat im Kleinen zu machen. 
Und in diefem Sinne jagen mir, daß das deutſche Gemeindeweſen, 
obwohl es noch in allem Einzelnen weit hinter dem wahren Gemeinde 
recht zurüditeht, dennoch vielleiht das einzige ift, das die Zukunft 
dieſes großen Rechtögebietes für Europa beitimmen wird. Das Folgende 
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foll aber verfuchen, auf diefer Grundlage das Eyftem des Gemeinde: 
weſens darzulegen, indem mir zugleich die beftehenden deutſchen Ge 
meinberechte und ihre große Unfreiheit und Unvollftändigfeit im Einzelnen 
damit vergleichen werben. 

Wil man fih nun zum Schluffe ein Bild von demjenigen maden, 
wie fi in diefer ganzen Zeit die pofitive Gemeinderechtsbildung ge 
ftaltet hat, fo ergeben fich folgende Grundzüge. 

Erfte Epoche bis 1830. Charakter der Elemente; erfter Beginn 
der Getverbefreiheit, aber in enger Beichränfung auf Preußen; Vor 
bereitungen zur Grundentlaftung, nod) ohne bedeutenden Erfolg. Daher 
denn das charalteriſtiſche Zeichen der beutichen Gemeinderechtsbildung 
in dem auf jenen Elementen beruhenden Unterſchied der Stadt» und 
Landgemeinde. Unmöglichkeit einer und derſelben Gemeindeordnung 
für beide; in dem größten Theile Deutſchlands baher noch gar feine 
neue Gemeindeordnung, fondern Fortbeftehen des alten. Rechts. Ge 
feßgebungen erfchienen in Preußen mit der Stäbteorbnung von 1808; 
einzelne Sandgemeindeorbnungen in den zwanziger Jahren; in Bayern 
durch die Gemeinbeebifte von 1808 und 1818; in Naffau Evikt vom 
5. Juni 1816; in Württemberg Edikt für Gemeinden, Oberämter 
und Stiftungen vom 1. März 1822. Grundzüge biefer Orbnungen: 
Bürgermeifter und Rath oder Magiftrat als vollziehende und zugleich 
faft ausnahmslos beichließende Behörde; Gemeindeverorbneten ba 
gegen, nad) Mufter des franzöſiſchen Conseil munieipal mit bloß bes 
rathender Stimme und höchſt unflar gefaßter Gontrole. Die übrigen 
Gemeindeordnungen wohl noch im Wefentlichen bie des vorigen Jahr 
hunderts; fie find wenig befannt und unbearbeitet. Die Bürgermeifter 
aber find in der That Obrigkeiten, werden beftätigt, und ftehen mit 
ihren Beichlüffen unter der Behörbe. Auf dem Lande fat allenthalben 
noch Patrimonialgerichtöbarkeit; die Dorfgemeinben haben nur die Feld⸗ 
angelegenheiten und bie Vermögensverwaltung; das ganze Gemeinder 
weſen ift durch und durch unfrei. 

Ueber dem Gemeindeweſen ftehen nun bie höheren Verwaltungs 
Törper, meift auf ſtreng ſtändiſcher Grundlage, wo fie nicht reine Amts 
körper find. Sie bilden aber auch da, two fie beftehen, nicht etwa eine 
höhere Inſtanz der Gemeinbeangelegenheiten, fonbern haben faft allent 
halben eine von ben letzteren fireng geſchiedene Competenz, bie man 
als Landesangelegenheiten in höchft unbeftimmter Weiſe bezeichnet. Daher 
tein Zuſammenwirken beider. Die Landtage werben vielmehr zu ben 
Hauptmotoren ber Verfafjungsfragen; daß die Verwaltung eine ebenſo 
wichtige Angelegenheit ift, iſt noch niemandem ar. Daher denn Stil: 
ftand und Spannung; denn troß dieſer noch ganz primitiven Drbnung 
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entiwidelt ſich das wirtbichaftliche Leben in immer Träftigerer Weiſe: 
Induſtrie und Handel fchreiten fort, der Landmann fängt an, feine 
unfreie Lage zu fühlen; die Elemente der ftaatöbürgerlichen Geſellſchaft 
find in Arbeit. 

Zweite Epoche bis 1848. Anftoß durch die Julirevolution. Ent 
ftehung des Berfafiungslebend auch im Norden Deutſchlands. Die 
Forderungen namentlich des Landmannes werben allmälig unabweisbar; 
die Grundentlaftung wird bergeftellt und zum Theil durchgeführt; die 
Städte, obgleich noch beinahe in ganz Deutichland der Gewerbefreiheit 
entbehrend, erzeugen dennoch außerhalb derjelben ein immer mächtigereß, 
gewerbliches Leben. Fabriken entſtehen; Eifenbahnen beginnen die Länder 
zu verbinden; das Intereſſe und Recht des freien wirtbichaftlidhen Be: 
figed getvinnt in den Ständeverfammlungen troß ihrer feubalen Grund» 


geftalt mit jedem Jahre mehr Boden; die Stabt verichmilzt auf vielen .. 


Punkten direlt mit dem Lande; daher jeßt die allgemeine Forderung 
einee Gemeindeverfaffung. Auch jet aber find Stadt und Land 
nicht gleich, noch gilt die Patrimonialjurisdiltion, noch ift die Grund: 
entlaftung keineswegs durchgeführt. Daher denn allerdings fait allent⸗ 
halben Einführung der „Gemeindeverfaſſungen“ over „Gemeindeord⸗ 
nungen,“ und zwar zum Theil in den Verfaſſungen felbft, namentlich 
der kleinen Staaten, die ja felbft nur Landſchaften mit zufällig übrig 
gebliebener Souveränetät find, zum Theil aber in felbftändigen Ge: 
feßen. Jedoch find dieſe Geſetze noch fehr unklar, und die Drganifation 
der Gemeinde bleibt höchſt unvollſtändig. Denn noch immer hält die 
deutiche Rechtsbildung an der beichräntten Vorſtellung der Ort}: 
gemeinde feit; noch immer ift der Gebanfe nicht klar, daß ein wahres 
organiſches Gemeinderecht gar nicht möglich ift, fo lange man nidt 
das Gemeindewejen felbjt als ein Syſtem behandelt. Daher Beichrän: 
fung auf die Einführung von Bürgermeifter und Magiftrat als eigent: 
licher Verwaltungskörper, und Nebenjtelung der Gemeindeverorbneten 
ohne klare und eingreifende Competenz ; vielfach Beibehaltung der Idee 
einer „Ortsobrigkeit,“ es ift noch der alte Standpunkt nicht überwunden, 
jondern eigentlih nur das Rechtsleben der erjten Epoche verallgemeinert. 
Doch tritt ſchon die Frage nach dem Heimathärecht und der Anfäfligfeit 
mit großer Beftimmtheit auf; fie enthält im Keime die Frage nach dem 
allgemeinen Wahl: und Stimmredt. Während deſſen fchreitet die Be 
freiung von Grund und Boden fort, und es bereitet fich die folgende 
Epoche vor. Die Gelee, die in dieſer Zeit entjtehen, fehen fi ein: 
ander ſehr ähnlich, find aber nicht beſonders viel gegen die der erften 
Epoche fortgeichritten; die wahre Selbſtverwaltung ift weder in ihrem 
inneren Rechte noch in dem Berhältniß zur Regierung vorhanden; 
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dennoch find fie zum Theil dadurch wichtig, daß fie noch gegenwärtig 
in Geltung find. Diefe Geſetze find folgende. Zuerſt gab Baden fein 
Geſetz über Verfafjung und Verwaltung ber Gemeinden und gleichzeitig 
das Geſetz über das Bürgerrecht vom 31. December 1831. Dann traten 
in Bayern und Württemberg die Revifionen des beitehenden Ger 
meinberecht8 ein; in Bayern bie revidirte Verfaſſung und Verwaltung 
ber Gemeinden und das Geſetz über Anſäſſigmachung und Verehelihung, 
beide vom 1. Juli 1834; in Württemberg das revidirte Geſetz über 
das Gemeinbebürger: und Beifigrecht vom 4. December 1833; Diden- 
burg gab die Verordnung über Verfaſſung und Verwaltung ver Land» 
gemeinden am 28. December 1833. Braunſchweig die neue Land⸗ 
ſchaftsordnung (nebft Gemeindeordnung) vom 12. Dftober 1832. Das 
Königreid Sachſen, das feine „Kreisſtände“ bereits auf ſtreng ftän« 
diſcher Bafis 1821 geordnet hatte, gab feine allgemeine Städteordnung 
am 2. Februar 1832 (fehlt merkwürdigerweiſe bei Weiske) der die Land» 
gemeinbeordnung vom 7. November 1838 folgte; in Sachſen⸗ Gotha 
hieß das Gefeg: Verordnung über bie künftige Regulirung ber Ge 
meindeverwaltung vom 30. Mai 1834; Kurheſſen: Gemeindeorbnung 
für Stabt: und Landgemeinden vom 23. Oktober 1834; endlich kam auch 
Preußen mit feiner Landgemeinbeordnung für Weitphalen vom 31. Dit. 
1841, und der Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 
1845 und Hannover mit der Gemeindeordnung im Landesverfaſſungs ⸗ 
geieg von 1840. So war hier ein gewiſſer Abſchluß gefunden, aber 
es war Mar, daß man dabei nicht ftehen bleiben könne. 

Die letzte große Bewegung tritt nun mit 1848 ein. Daß eigent- 
lich dauernde Ergebniß ift der in ber Hauptſache definitive Sieg ber 
Entlaftung. Dadurch ift der Begriff der Landgemeinde eigentlich ver- 
ſchwunden, alle Gemeinden follen jetzt gleich fein, wie bie Staat 
bürger, welche fie bilden; alle Borftände follen gewählt werben; 
jeder foll einer Gemeinde angehören; die Ortspolizei ſoll bie Sache der 
Gemeinde fein. Das waren im Wefentlichen die Grundfäge, melde bie 
Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 vorjchrieb; die Ausführung im 
Einzelnen warb den einzelnen Staaten überlaffen. Natürlich waren 
das unpraktiſche Principien, fo lange es nod) feine Durdführung der. 
Grundentlaftung gab. Mit biefer aber beginnt eine neue Reihe von 
Gemeindegefegen. Preußen zuerft ging mit einer großen Conceſſion 
voran, bie aber nicht zur Ausführung kam. Defterreich ſchuf feine 
an ſich liberale Gemeinveverfaffung von 1849, der ebenfalls nod die 
Durchführung der Entlaftung fehlte. Die andern Staaten gaben dann 
nad) einander entweder ganz neue Gelege, ober änderten namentlich 
die Wahlorbnungen, fo Württemberg, Gefeh vom 8. Mai 1849. 
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Baden mit dem Geſetz vom 25. und 30. April 1851, und über Bürger: 
recht und Wahlordnung durch Geſetz vom 13. December und 15. Yebruar 
1851. Hannover, rebidirte Stäbteorbnung vom 1. Mai 1851 und 
revidirtes Gefeb Über die Landgemeinden vom 4. Mai 1852. Bayern, 
Difteilts und Streisgemeindeorvnung vom 28. Mai 1852, mit Ein 
beziehung der adlichen Güter. Kurheſſen, Revifion durch Gefeh vom 
1. December 1853, nachdem vorher die Bezirkeräthe ſchon durch Geſetz 
vom 7. Juli 1853 hergeftellt waren. Im Großhergogthum Helfen 
blieb die Gemeindeordnung von 1821: im Allgemeinen in Kraft, nur 
daß das Gemeindeiwahlgefeg vom 8. Januar 1852 die Wahlorbnung 
änderte, und dem Bürgermeifter größere Gewalt gab, ohne die Stellung 
der Stadtverordneten richtig zu verftehen. In Holftein trat die noch 
ſehr unvollfommene Städteorbnung vom 11. Februar 1854 ins Leben. 
Sachſen-Weimar führte die neue Gemeindeordnung mit dem 18. Ja: 
nuar 1854 ein; Sachſen-Meiningen ließ noch im Wefentlicden vie 
Landgemeindeorbnung von 1840 beſtehen, revidirte aber feine Städte: 
ordnung durch Geſetz vom 11. und 31. März 1848. Sadhfen:Coburg 
bat feine Gemeindeordnung von 1835, 10. Auguft, beibehalten, jedoch 
für Sachſen-Coburg⸗-Gotha eine neue vom 11. Juni 1858 erlaflen ; 
Sachſen-Meiningen revivirte feine Gemeindeordnung, die im Grund» 
gefeg von 1831 enthalten war, in den Gefeßen vom 16. September 
1851 und 31. Januar 1856 falt nur auf das Gemeindebürgerrecht bes 
züglih. Braunſchweig gab feine revivirte Stadt: und Landgemeinde⸗ 
ordnung vom 19. März 1850, die alte naſſauiſche Gemeindeorbnung 
von 1816 ward rebidirt in der neuen Gemeindeordnung vom 26. Juli 
1854. Die neue Gemeindeortnung für Oldenburg vom 1. Yuli 1855 
gehört zu den beiten Gemeindeordnungen, die wir in Deutichland be: 
fiten; Anhalt bat feine neue Oemeindeorbnung vom 1. März 1852 
(Anhalt:Defau:Köthen) und vom 12. April 1855 (Anbalt:Bernburg): 
Medlenburg bat fi zu einer Gemeindeordnung noch nicht empor: 
geihtwungen. Die Eleineren deutichen Fürſtenthümer übergehen wir, meil 
fie eben felbit fajt nur Gemeinden find, als folche aber meift jebr gut 
organifirt find. 

Dieß ift im Großen und Ganzen nun die Bewegung der deutfchen 
Gemeindeverfaflung in unfrem Jahrhundert. Es ift fein Zweifel, daß 
fie in der Enttwidlung ihrer Elemente noch meit hinter ihrem Ziele 
zurüd iſt. Allein die Bahn ift gebrochen, und mir fünnen fchon jet 
mit voller Beftimmtheit jagen, wo der Mangel liegt, den die nädhite 
Zeit wegzuräumen baben wird. Zuerſt muß das Recht der Beitätigung 
befeitigt werden; dann muß das Syſtem der Selbjtbefteurung zur 
durchgreifenden Geltung gelangen; in Folge deſſen muß drittens bie 
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befchließende von der vollziehenden Gewalt geſchieden werben, und um 
das möglich zu maden, muß viertens das Syſtem der Gemeinben 
auf dert Unterfchied der Verwaltungs: und Ortögemeinden zurüdgeführt 
werben. Um nun dieſe Punkte Har zu machen, glauben wir, daß es 
verftattet ift, an die bisherige Darftellung die Grundzüge eined, der 
Idee bed verfaflungsmäßigen Verwaltungsrechts entſprechenden Syftems 
des Gemeinderechts anſchließen zu dürfen. Wie fehr wünſchten wir, 
daß die hier angeregten Fragen Gegenftand ernfter und eingehenber 
Unterfuchung werden möchten! 


Wir glauben nun, daß es bei dieſer unfertigen Geftalt bes 
deutſchen Gemeindeweſens nicht ohne großes Jutereſſe fein dürfte, die 
beiden Pole des deutichen Gemeindeweſens, das öſterreichiſche und das 
preußifche, neben einander zu ftellen, um zu vergleichen, wie der Ent 
mwidlungögang beider großen Etaaten ein tief verſchiedener geworden 
ift, und was auf dem Gebiete der Selbſtverwaltung Defterreih und 
Preußen neben einander bebeuten. 

Defterreih8 Gemeindeverfaffung ift eben durch ihre Frei 
finnigteit für das Ortsgemeinderecht in hohem Grabe einfach, und muß 
zum größten Theil als Mufter angefehen werden, während die Ber: 
maltungögemeinde, bier praktiſch nothivendiger al3 irgendwo, nur noch 
in ben Elementen aufgeftellt, und zu feiner rechten Entwidlung ge 
diehen ift. Gleichzeitig mit der gefeglichen Einführung der Grundents 
laftung wird die neue Gemeindeordnung durch Gefeg vom 17. März 
1849 eingeführt. Hier ift mod die Orisgemeinde die ausſchließliche 
Grundlage. Daher ftebt fie noch in aller wirklichen Verwaltung unter 
der Behörde, welche die meiften ihrer Funktionen beftätigt. Dabei 
erſcheint zum erftenmal der Verfuch, die eigentlihe Competenz ber 
Selbftverwaltung durch den Unterfchied des fogenannten „natürlichen“ 
und des „übertragenen“ Wirkungskreiſes feftzuftellen; in dem letztern 
follen die Gemeindeorgane nur ald amtliche Organe funktioniren, fo 
daß hier der Gemeindebeſchluß ausgeſchloſſen bleibt. Der Gedanke der 
Verwaltungsgemeinde fehlt noch. Daran fceiterte der Einfluß dieſes 
Geſetzes, da man bei den Drtögemeinden feine Form fand, den großen 
Grundbeſitz in die Heinen Landgemeinden. unmittelbar aufzunehmen. 
Der Zuftand bis 1861 war daher ein fehr unfertiger. Erſt mit 1861 
tritt die beftimmte Abſicht ein, das Gemeindeweſen definitiv zu organi- 
firen. Der Entwurf von 1861 hatte dafür bereit? die Grundgedanken 
feftgeftellt. Diefelben waren folgende. Zuerft fol jeder Staatöbürger 
Mitglied einer Gemeinde fein; alfo auch der Großgruntbefiger. Zweitens 
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follen, um bieß praktiſch durchzuführen, Gemeinden „höherer Drbnung“ 
eingeführt werben. Drittens follen die letztern bie Organe ber Dbers 
auffiht für die Ortsgemeinde twerden. Biertens fol jedes Land 
feine fpecielle Gemeinveorbnung haben. — Offenbar lag bier die Un- 
Harheit in dem zweiten, allerdings fchwierigftien Punkte Auf Grund 
lage dieſes Entwurfes erichten dann das Gele vom 5. März 1862, 
welches die „grundfäglichen Beitimmungen zur Regelung bes Gemeinde 
weſens“ enthielt. Darnach follen alle Liegenfchaften und alle Staats⸗ 
bürger einer Drtögemeinde angehören. Die Gemeinde wählt ihre 
Vertretung, melde in einem Gemeindeausſchuß und Gemeindevors 
ftand beftehen. Das Wahlrecht ift mit dem Gemeindebürgerredt 
verbunden, deſſen Grundlage das Heimathsgeſetz vom 3. December 1861 
if. Beſtätigung tft nur in einzelnen Fällen vorbehalten, Art. XXII. 
die uns übrigen® auch bier ganz überflüflig und nutzlos erfcheinen. 
Der Wirkungskreis ift noch immer in den „jelbftändigen“ und „über 
tragenen“ unterfchieden, eine Unterſcheidung, die fchon ihrer Ratur 
nad) zu Unklarbeit führt, und daher auch troß Art. V. und VL durdy 
aus nicht erledigt ift; denn Niemand wird im Stande fein, beide Ge 
biete auch nur formell in der Praxis zu unterfcheiben, während der 
einzig rechtliche Unterſchied, Art. XII, „der Gemeindevorſtand ift 
für feine Amtshandlungen der Gemeinde und bezüglich des über: 
tragenen Wirkungskreiſes auch der Regierung veranttvortlich“, wieder 
durchaus unflar wird, da nad Art. XVI. die Staatsverwaltung ohne 
Unterjheidung „über Beſchwerden gegen Berfügungen des Gemeinde 
vorftandes zu entfcheiden hat, durch welche beſtehende Gefete ver: 
legt oder fehlerhaft angewendet werben.” Hier ift in der That 
die ganz ungweifelhafte allgemeine Berantwortlichleit des Gemeinde 
vorftandes ausdrüdlich ausgefprodhen. Man hätte die Tradition des 
„übertragenen Wirkungsfreifes“, als einer regelmäßigen und organifchen 
Funktion, wie fie das Geſetz auffaßt, aufgeben müflen, da ein regel: 
mäßig und dauernd übertragener Wirkungskreis in der That ein Element 
der Gemeindevervaltung wird; der wahre übertragene Wirkungs- 
freiS dagegen follte nur dann erfcheinen, wenn die Regierung der Ges 
meinde ein einzelnes Necht mit einem einzelnen Mandat für eine bes 
ftimmte Zeit gibt, und ihr dadurch für dieſen Fall die Aufgabe und‘ 
Pflicht eines Amts verleiht. Alsdann wäre der Art. VI. und XIU 
flar geworden. Neben der Ortögemeinde nimmt nun das Geſetz auch 
die Verwaltungsgemeinde auf, aber in einer nicht weniger unfertigen 
Meife, indem es im Art. VII. den Gemeinden freiftellt, fih zu 
vereinigen, zugleih aber den Landesvertretungen das Recht gibt, 
„Gemeinden, weldye die Mittel zur Erfüllung der ihnen aus dem über: 
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tragenen Wirkungskreiſe erwachſenden Verpflichtungen nicht befigen, 
P} für fo lange als dieß der Fall ift, zu dieſem Behufe (?) mit andern zu 
einer gemeinfamen Gefcäftsführung zu vereinigen.“ Warum denn, 
fragt man mit Recht, bloß für den übertragenen und nicht auch für 
den eben fo twichtigen felbftändigen Wirkungskreis? Dann fegt ber 
Art. XV. Hinzu, daß „zwifchen die Gemeinde und den Landtag 
durch dad Landesgeſetz eine Bezirks⸗, Gau: oder Kreißvertretung ein- 
gefügt werten kann.“ Warum follen das noch bejondere Drgani- 
fationen fein? Hier ift der einzige falſche Anknüpfungspunft an das 
preußifche Eyftem, indem die Vertretung auf vier „Intereſſengruppen“ 
beruht, Art. XIX.; die Funktion derfelben ift eine unflare Art ber 
Ueberwachung der Ortsgemeinde; es ift ziemlich juriftifch undefinirbar, " 
mas in diefer Beziehung ber Art. XVIIL eigentlih will, namentlich 
da ohnehin die Landtage die höhere Inſtanz find. Dabei nun warb 
feftgehalten, daß die einzelnen Länder ſich felbft ihre Gemeinde 
orbnungen ald Ausführung diefes Geſetzes geben ſollten. Das ift nun 
in der That feit 1863 in allen Ländern Defterreichd geichehen, und 
find alle diefe Landesgemeindeordnungen gefammelt 1864—1867 in ber 
Etaatöbruderei herauögegeben. Diejelben bieten einen höchſt intereflanten 
und reihen Stoff der Unterſuchung. Sie find natürlich in allen 
weſentlichen und felbft in den unweſentlichen Beftimmungen glei, und 
nad dem Mufter der neuen öfterreichiihen Gemeindeordnung abgefaßt. 
Wir heben namentlich die $$. 57 und 58 mit dem Polizeiſtrafrecht des 
Ortsvorſtandes hervor, das hier als „übertragener Wirkungskreis“ an⸗ 
geiehen wird. In Hauptftüd V. ift das Geſetz für ben Gemeinde: 
haushalt enthalten; die Beſtimmungen über eine gut organifirte Con« 
trole fehlen. Das Auffihtsrecht der Regierung gegenüber der 
Gemeinde ift in Hauptftüd VII. wie wir fagen müflen, am beiten und 
Harften unter allen und befannten Gemeinbeorbnungen feftgeftellt. 
Daffelbe theilt ſich in zwei Theile: vorbehaltene Genehmigung der Ges 
meinbebeihlüffe durch den Landtag ($. 21), die fich ausſchließlich auf 
die wichtigeren Vermögensfragen der Gemeinde beziehen — und Recht 
der Regierung, melde „im Einvernehmen mit dem Landesausſchuß“ 
die Gemeindevorftände bei „grober Verlegung oder anhaltender Ver: 
nadläffigung ihrer Pflichten“ entheben, eventuell die Vollziehung un- 
gefeglicher Beſchlüſſe unterfagen Tann (88. 94 und 96). Unterläßt bie 
Gemeinde es, ihre geſetzlichen Leiftungen zu vollziehen, jo Tann bie 
Behörde dieß „auf Koften der Gemeinde“ thun ($. 98). Eine freiere 
Bewegung ift nicht wohl denkbar. Dagegen ift das Hauptftüd VL, 
von der Vereinigung ber Gemeinden zu gemeinfchaftlicher Geſchäfts⸗ 
führung, in 88. 88 und 89 fehr dürftig. Auch bier ſieht man, bat 
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der Begriff und die Bedeutung als Verwaltungsgemeinde noch nicht 
recht zur Geltung gelangt ſind. Hier wird die Entwicklung des Ge⸗ . 
meinbelebens Defterreich8 beginnen, die durdy die obigen Geſete möglich 
gemadt tft. Das Gejet felbit lautet: 
Gejeg vom 5. März 1862, 
womit die grundfäglichen Beftimmungen zur Regelung des Gemeindeweiens 
vorgezeichnet werden (Reichsgeſetzblatt Nr. 17). 

Mit Zuftimmung beider Häufer meines Reichsrathes finde Ich zur 
Regelung des Gemeindeweſens die nachftehenden grundjäglichen Beitim: 
mungen vorzuzeichnen: 

Artikel J. 
Jede Liegenſchaft muß zum Verbande einer Ortsgemeinde gehören. 

Ausgenommen hievon find die zur Wohnung oder zum vorüber—⸗ 
gehenden Aufenthalte des Kaiſers und des Allerhöchiten Hofes’ beftimmten 
Refivenzen, Echlöffer und andere Gebäude nebjt den dazu gehörigen 
Gärten und Parkanlagen. 

Das Landesgeſetz beitimmt, ob und unter welchen Bedingungen 
der Großgrundbefig von dem Verbande einer Ortsgemeinde geſchieden 
behandelt werden fünne. 

Jedenfalls darf diefe Behandlung nur unter der Beringung Plat 
greifen, daß der geichiedene Grundbefit die Pflichten und Leiftungen 
einer Ortsgemeinde übernimmt, obne daß ihm eine andere Amtswirk: 
ſamkeit, als zur Erfüllung diefer Pflichten und Leiftungen nothwendig 
it, zugewiefen werben kann. 

Artifel ll. 

Jeder Staatsbürger fol in einer Gemeinde heimathöberechtiget fein. 
Die Heimathsverhältniffe werden durch ein beſonderes Reichsgeſetz 
beftimmt. | 
Artikel II. 

Ueber das Anfuchen eined Auswärtigen um Berleibung des Hei- 
mathörechtes enticheivet die Gemeinde. 

Diefelbe darf jedoch Auswärtigen, welche fich über ihre Heimaths: 
berechtigung ausweiſen oder wenigſtens darthun, daß fie zur Erlan: 
gung eines ſolchen Nachweiſes die erforderlichen Echritte gemacht haben, 
den Aufenthalt in ihrem Gebiete nicht verweigern, fo lange diejelben 
mit ihren Angehörigen einen unbefcholtenen Lebenswandel führen, und 
der öffentlihen Mildthätigkeit nicht zur Laſt fallen. 

Artikel IV. 

Der Wirfungskreis der Gemeinde ift ein doppelter: 

a) ein jelbjtändiger, und 

b) ein übertragener. 
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Artikel V. 

Der jelbftändige, das ift derjenige Wirkungskreis, in welchem die 
Gemeinde mit Beobachtung der beftehenven Neid: und Landesgeſetze 
nad freier Selbftbeftimmung anordnen und verfügen Tann, umfaßt 
überhaupt Alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt 
und innerhalb ihrer Gränzen durch ihre eigenen Kräfte beforgt und 
durchgeführt werben kann. 

In diefem Sinne gehören hieher insbeſondere: 

1. Die freie Vertvaltung ihres Vermögens und ihrer auf den 
Gemeindeverband fich beziehenden Angelegenheiten; 

2. die Sorge für die Sicherheit der Perſon und bes Eigenthums; 
B 3. bie Sorge für die Erhaltung der Gemeindeftragen, Wege, Plätze, 

Brüden, fowie für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf 
Straßen und Gewäflern und bie Flurenpoligei; 

4. die Lebensmittelpolizei und die Ueberwachung des Marktverkehrs, 
insbefondere die Auffiht auf Maß und Gewicht; 

5. die Geſundheitspolizei; 

6. die Gefinde: und Arbeiterpoligei und die Handhabung der Dienft: 
botenorbnung; 

7. die Sittlichkeitspolizei; 

8. das Armenweſen und die Sorge für die Gemeinde-Wohlthä: 
tigfeitäanftalten ; 

9. die Bau: und die Feuerpolizei, die Handhabung der Bauorb: 
nung und Ertheilung der polizeilichen Baubetoilligungen; 

10. die durch das Geſetz zu regelnde Einflußnahme auf die von 
der Gemeinde erhaltenen Mittelihulen, dann auf die Volksſchulen, die 
Sorge für die Errihtung, Erhaltung und Dotirung der letzteren mit 
Rückſicht auf die noch beftehenden Schulpatronate; 

11. der Vergleichsverſuch zwiſchen ftreitenden Parteien durch aus 
der Gemeinde gewählte Vertrauendmänner; 

12. die Vornahme freitvilliger Feilbietungen beiveglicher Sachen. 

Aus höheren Staatsrückſichten können beftimmte Gejchäfte ber Drtö: 
polizei in einzelnen Gemeinden befonderen landesfürſtlichen Organen im 
Wege des Geſetzes zugetviefen werden. 

Artikel VI. 

Den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinden, das ift die Ver 
pflichtung derfelben zur Mitwirkung für die Zwede der öffentlichen Ber: 
maltung, beitimmen bie allgemeinen Gejege und innerhalb berfelben 
die Lanbeögejege. 

Artifel VI 
Den einzelnen Gemeinden bleibt freigeftellt, ſich ſowohl in Betreff 
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bes felbftäntigen (Artilel V) ala auch des übertragmm Wirkungs⸗ 
kreiſes (Artikel VI) zu einer gemeinichaftlihen Geſchäftsführung zu 
vereinigen. Gemeinden, welche die Mittel zur Erfüllung der ihnen 
aus dem übertragenen Wirkungskreiſe (Artilel VI) erwachſenden Ber: 
pflichtungen nicht befiten, find, für jo lange als dieß der Fall ift, zu 
diefem Behufe mit anderen zu einer gemeinfchaftlichen Geſchäftsführung 
im Wege eined Landesgeſetzes zu vereinigen. 

Ebenſo können dur das Landesgeſetz Gemeinden, melde in Yolge 
des Geſetzes vom 17. März 18491 mit anderen in eine Gemeinde ver 
einiget wurden, wieder getrennt und abgejondert zu Ortsgemeinden 
conftituirt werden, wenn jede diefer auseinander zu legenden Gemein: 
den für fih die Mittel zur Erfüllung der ihnen aus dem übertragenen - 
Wirkungskreiſe (Artikel VII) erwachſenen Verpflichtungen befiht. 

Artifel VI. 

Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten burch einen Gemeinde 
ausſchuß und einen Gemeinbevorftand vertreten. 

Die Gemeinde wählt periodiſch ihre Vetretung. 

Das Landesgejeß beftimmt, ob und in twieferne auch ohne Wahl 
Gemeindemitglieder, fei ed perjönlich oder durch Stellvertreter, an ber 
Gemeindevertretung Theil nehmen fünnen. 

Artikel IX. 

Um zur Wahl für die Gemeindevertretung oder zur Theilnabme 
an derjelben berechtigt zu fein, iſt nothwendig, daß man ein Gemeinde: 
mitglied fei. 

Das Strafgeſetz wird die Beitimmungen feitiegen, ob und auf mie 
lange mit dem Straferfenntnijle auch der Ausfpruch über den Verluft 
des aktiven und pafliven Wahlrechtes zu verbinden fei. Bis dahin 
bleiben von dem Wahlrechte ausgeſchloſſen: 

a) Verfonen, welche wegen eines Verbrechens ſchuldig erfannt; 

b) Perſonen, melde eines Verbrechens wegen in Unterfuhung ge: 
zogen wurden, jo lange dieſe dauert; 

c) Perſonen, welche der Hebertretung des Diebſtahls, des Betruges, 
der Veruntreuung ober Theilnahme an einer dieſer Webertre 
tungen jchultig erfannt worden find ($$. 460, A461, 164 des 
Strafgeſetzbuches). 

Artikel X. 

Unerläßliche Eigenſchaften zur Wählbarkeit ſind das zurückgelegte 
vierundzwanzigſte Lebensjahr und der Vollgenuß der bürgerlichen Rechte. 
Wer nicht wahlberechtigt iſt, iſt nicht wählbar. Außerdem ſind von 
der Wählbarkeit ausgeſchloſſen: 


I Ergänzungsband des Reichsgeſetzblattes vom Jahre 1849, Nr. 170. 
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a) Perfonen, welche eines aus Getvinnfucht oder gegen bie öffentliche 
Sittlichkeit verübten Vergehens; 

b) einer aus Gewinnſucht begangenen oder einer in den 8$. 501, 
504, 511, 512, 515 und 516 des Strafgefegbuches enthaltenen 
Mebertretung gegen die öffentliche Sittlichfeit ſchuldig erfannt 
worden find; 

©) Berfonen, über deren Vermögen der Concurs oder das Aus: 
gleichöverfahren eröffnet wurde, fo lange die Griva oder Aus 
gleichsverhandlung dauert, und nad; deren Beendigung, wenn ber 
Verſchuldete des im $. 486 des Strafgeſetzbuches bezeichneten 
Vergehens ſchuldig erflärt worden ift; 

d) Perfonen, welche wegen eines aus Gewinnfucht verübten Disci- 
plinarvergehens ihres öffentlichen Amtes oder Dienftes entſetzt 
worden find. 

Die in diefem Artikel enthaltenen Bebingungen beziehen fi auch 
auf die etwa ohne Wahl in den Ausſchuß eintretenden Gemeinde: 
mitglieder. 

Artikel XI. 

Das Landesgeſetz regelt die Bildung der Gemeinbevertretung durch 
eine Wahlordnung mit gebührender Rüdfihtnahme auf die Sicherung 
der Intereſſen der höher Befteuerten. 

Artifel XI. 

Der Gemeindeausfhuß ift in den Angelegenheiten der Gemeinde 
das beichließende und überwachende, und der Gemeindeborftand das 
verwaltende und vollziehende Organ. 

Artikel XIII. 

Der Gemeindevorftand ift für feine Amtshandlungen der Gemeinde 
und bezüglich des übertragenen Wirkungskreiſes auch der Regierung 
verantwortlich. 

Artilel XIV. 

In allen Gemeindenngelegenheiten enticheidet die abfolute Majorität 
der in beichlußfähiger Anzahl anweſenden Vertreter. 

Die Ausihußfigungen find öffentlih, doch Tann ausnahmsweiſe 
die Ausſchließung ber Deffentlicfeit über Antrag bes Gemeindevor- 
ſtehers oder einer gewiſſen Anzahl von Ausfhußmännern beſchloſſen 
werden, nie aber für jene Sigungen, in melden bie Gemeinderech- 
nungen ober bad Gemeindepräliminare verhandelt werben. . 

Letztere find zur Einſicht öffentlich aufzulegen. 

Artikel XV. 

Zur Beſtreitung der durch bie Einkünfte aus dem Gemeinbeeigen- 
thume nicht bebedten Ausgaben zu Gemeindeziweden Tann die Gemeinde 

Stein, die Berwaltungblehre. 1. 8. 19 
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die Abnahme von Zufchlägen zu den birecten Steuern ober zur Verzehrungs 
fteuer, oder die Einhebung anderer Auflagen und Abgaben befchließen. 

Das Landesgeſetz wird beitimmen, in wieferne die Gemeinde biebei 
mit Rüdficht auf ein beftimmtes Ausmaß biefer Zuſchläge an die Ge 
nehmigung der Bezirks, Gau oder Kreißvertretung, oder des Lan: 
tages, oder an die Erwirfung eines befonderen Landesgeſetzes gebunden ift. 

Durch den Zuſchlag zur Vergehrungsiteuer darf bloß der Verbrauch 
im Gemeindegebiete und nicht die Probuftion und der Handelsverkehr 
getroffen erden. 

Zur Einführung neuer Auflagen und Abgaben, welche in die 
Kategorie der obigen Steuerzufchläge nicht gehören, fowie zur Erhöhung 
ſchon beftehenver Auflagen und Abgaben diefer Art ift ein Landesgeſetz 
erforderlich.» 

Die Art, in welcher, und das Maß, nach welchem die einzelnen 
Gemeindemitglieder zu den Auslagen der Gemeinde concurriren follen, 
beftimmt die Gemeinde innerhalb der durch ein Landesgeſetz feſtzuſetzenden 
Gränzen. 

Artikel XVL 

Die Staatsverwaltung übt das Auffichtörecht über die Gemeinden 
babin, daß dieſelben ihren Wirkungskreis nicht überfchreiten und nicht 
gegen die bejtehenden Geſetze vorgehen. 

Sie hat au, in foferne es fih nit um foldhe Beichlüffe des 
Gemeindeausfchuffes handelt, gegen welche die Berufung nah Ar: 
tifel XVII c) an die höhere Gemeinbevertretung zu richten ift, über 
Beichwerden gegen Berfügungen des Gemeindevorftandes zu entfcheiden, 
durch welche beſtehende Geſetze verlegt over fehlerhaft angeiwenbet werden. 

Die Gemeindevertretung fann durch die politifche Landesſtelle auf: 
gelöst werden. Der Necurs an das Etaatöminifterium, jedoch ohne 
aufichtebende Wirkung, bleibt der Gemeinde vorbehalten. Längitens 
binnen ſechs Wochen nad der Auflöfung muß eine neue Wahl aus: 
geichrieben werden. 

Artifel AVIL 

Zwiſchen die Gemeinde und den Landtag kann dur das Landes: 
geje eine Bezirke, Gau: oder Kreiövertretung eingefügt werden. Die 
jelbe tritt in periodifch mwieberfehrenden Zeiträumen oder über Berufung 
ihres Vorftandes zuſammen. 

Ihre ftändigen Angelegenheiten werden durch einen n Ausſchuß und 
Vorſteher beſorgt. 

Artikel XVIII. 

In den Wirkungskreis der Bezirke, Gau: oder Kreisvertretung, 

in foferne ſolche conftituirt wird, gehören alle inneren, die gemeinfamen 
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Interefien des Bezirkes (Gaues, Kreifes) und feiner Angehörigen be 
treffenden Angelegenheiten. 

Außerdem können der Bezirke, Gau: ober Kreispertretung durch 
das Landesgeſetz rüdfichtlih der Gemeinden zugewieſen werben: 

a) Die Ueberwahung, daß das Stammbermögen und Stammgut 
der Gemeinden und ihrer Anftalten ungeichmälert erhalten werde; 

b) die Genehmigung twichtiger, insbefondere den Gemeinbehaushalt 
betreffender Akte; 

©) bie Entſcheidung über Berufungen gegen Beichlüffe der Gemeinde 
ausſchüſſe in allen der Gemeinde nicht vom Staate übertragenen 
Angelegenheiten. 

Wo keine Bezirks⸗, Gau: oder Kreißvertretung errichtet wird, ober 
in ſoweit biefe Geſchäfte der Bezirk, Gaus oder Kreisvertretung nicht 
zugeiviefen erben, hat der Landtag biefelben durch feinen Ausſchuß 
zu beforgen. . 

In den vom Staate den Gemeinden übertragenen Angelegenheiten 
geht die Berufung an die Staatsbehörde. 

Artikel XIX. 

Die Bezirkö:, Gau: oder Kreiövertretung hat aus Vertretern fol: 

gender Intereſſengruppen zu beftehen: 
a) des großen Grundbefiges, 
b) ber Höchftbefteuerten der Induſtrie und des Handels, 
€) der übrigen Angehörigen der Städte und Märkte und 
d) der Landgemeinden. 

Jede Intereffengruppe wählt periodifch die nad) den Beftimmungen 
bed Landesgeſetzes auf fie entfalende Zahl von Vertretern. 

Für den Fall, als die eine oder andere biefer Intereſſengruppen 
nicht vorhanden wäre, fteht e8 dem Landtage zu, die Wahl der Ver 
treter im Mege der Lanbeögefeßgebung in einer die Intereſſen aller 
vorhandenen Gruppen gleihmäßig fihernden Weife zu regeln. 

Artilel XX. 

Die Bezirks⸗, Gau: oder Kreisvertretung wählt aus ihrer Mitte 
periodiſch den Ausſchuß und Vorfteher. Die Wahl des Vorſtehers 
bebarf der faiferlichen Beftätigung. 

Artikel XXI. 

Zur Beftreitung der durch die Einkünfte aus dem Stammvermögen 
nicht bevedten Ausgaben fann bie Bezirks, Gau oder Kreiövertretung 
Zufchläge zu den direften Steuern bis zu einem beftimmten Maße um: 
legen und einheben. 

Zuſchläge über dieſes Maß oder andere Umlagen bebürfen eines 
Landesgeſetzes. 
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Artilel XXL. 

Landeshauptſtädte und über ihr Einfchreiten auch andere bedeu⸗ 
tendere Stäbte, ſowie bedeutende Curorte, erhalten dur Landesgeſetze 
eigene Statute, ſoferne fie ſolche noch nicht befigen. Abänderungen 
und Ergänzungen bermal beſtehender Städteftatute bleiben der Landes: 
geſetzgebung vorbehalten. 

Die Wahl der Gemeindevorfteber in Städten und Curorten, Die 
ein eigened Statut befiten, bedarf der kaiſerlichen Beftätigung. 

Artifel XXIII. 

Die mit einem eigenen Statute verjehenen Städte und Curorte 
beforgen ihre Angelegenheiten durch ihre Vertretung; fie ftehen unmit: 
telbar unter dem Landesausſchuſſe, beziehungsweiſe Landtage, und be: 
züglich des ihnen vom Staate übertragenen Wirfungsfreifes unter der 


Landesſtelle. 
Artikel XXIV. 


Der Landtag wacht mittelſt ſeines Ausſchuſſes, daß das Stamm⸗ 
vermögen der Bezirke, Gaue oder Kreiſe, ſowie der Städte und Eur 
orte,‘ welche mit eigenen Statuten verfehen find, und das Vermögen 
ihrer Anftalten ungejchmälert erhalten werde. 

An feine Genehmigung find michtigere, insbeſondere den Haushalt 
betreffende Alte gebunden. 

Die Landesvertretung enticheidet über Berufungen gegen Beichlüffe 
der Bezirkd:, Gau: oder Kreisvertretung in den nad Artifel XVII. 
zum Wirkungskreiſe der letzteren gehörigen Angelegenbeiten, ſowie über 
Berufungen gegen Beichlüffe der mit eigenen Statuten verfehenen Etädte 


und Curorte. 
Artifel XXV. 


Die sub Artikel IX, X, XIII, XIV und XVI aufgeftellten Grund: 
läge finden auch auf die Bezirks-, Gau: oder Kreißvertretungen An- 


wendung. 
g Artikel XXVI. 


Auf Grundlage der voranſtehenden grundſätzlichen Beſtimmungen 
ſind für die im Eingange dieſes Geſetzes genannten Königreiche und 
Länder Gemeindeordnungen durch Landesgeſetze zu erlaſſen. 

Mein Staatsminiſter iſt mit der Durchführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 


Ungarns Selbſtverwaltung. 


Die Selbſtverwaltung von Ungarn umfaßt ein ſehr weites Gebiet. 
Nicht nur die örtliche, die ganze ſtaatliche Verwaltung von Ungarn 
wird, mas Inneres und Juſtiz betrifft, die Centralſtellen natürlich aus: 
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genommen, durchgehends von Selbftverwaltungsförpern vollzogen. Die 
neuere Staatenbilbung, jeit dem Anfange- des 16. Jahrhunderts, kennt 
keine vom König und Regierung ernannte Beamte. Es gab wohl Berg 
werls⸗, Salz: und Bollbeamte, allein bie gehörten zum peculium ber 
Krone, und die Beamten dieſer Gebiete wurden als Bedienſtete ber 
Krone betrachtet. Die Geſetze aber werben durch bie gewählten „Dffie 
ciale“ des in Selbftverwaltungsförper geglieberten Volles vollzogen. 

Die Grundidee der ungariſchen Verfaſſung ift, dab das Volk nicht 
allein in der Gefeßgebung, ſondern auch in der Verwaltung thätig fein 
müffe. Seit der Gründung des ungarifchen Staates bis auf unfere 
Tage, alſo durch 800 Jahre, hielt ſich dieſes Princip aufrecht, und die 
Inſtitutionen, die es ſchuf, gingen nicht unter. 

Es ift Heutzutage, in dem Webergangsftabium, in welchem ſich 
die Verwaltung des Landes befindet, nicht ohne Schwierigkeit, ein Hares 
Bild von biefer Selbftverwaltung zu geben. 

€3 gibt nämlich einen großen Unterfchied zwiſchen der Selbſtver⸗ 
mwaltung vor dem Jahre 1848, welche wir die alte nennen wollen, und 
der heutigen, wie fie bafteht und, noch immer in einem Drganijationds 
proceſſe begriffen, am Vorabente einer Neugeftaltung fteht. Nicht allein 
die Elemente der Selbftverwaltung, die Berechtigung fie auszuüben, 
aud einige Fundamentalgrundfäge, das Gebiet des Wirkungskreiſes 
der Eelbtverwaltungsförper betrifft dieſer Unterſchied, und deßhalb 
muß man, um die neue ungariſche Selbſtverwaltung beurtheilen zu 
können, auch die alte ins Auge faſſen. 

Die alte Selbſtverwaltung hat durchgehends ariſtokratiſche Grund⸗ 
lagen; ſeit dem Anfange des 16. Jahrhunderts wird bie Ariſtokratie 
vollkommen Herrin ſowohl der Geſetzgebung als der Verwaltung, und 
diefe Grundlagen behält fie bis auf das Jahr 1848. Dieſer ariftos 
kratiſche Charater bedeutet aber keineswegs das eigentliche Feudalweſen. 
Der ungariihe Staat ließ das feudale Princip niemals zur rechten 
Geltung gelangen. Die Elemente des Feubalismus, die im 15. Jahr 
hundert auftreten, haben nicht die Kraft, bie alte von Stephan I. auf 
Selbftverwaltungsförper gegründete Verfaſſung zu bewältigen. Das 
Princip, welches den Sieg jenes Elements unmöglich machte, war bie 
Erhaltung der Gerichtöbarkeit der ſpecifiſch ungariſchen Verwaltungs ⸗ 
gemeinde, des Comitats. Die großen Grundbefiger fträuben ſich um- 
fonft gegen die Jurisdiktion dieſer Comitate; ihre Beftrebungen, ſich 
mit ihren Gütern aus dem Verbande diefer Körper loszureißen, gelingen 
nit, und bie Einheit des Staats erhält fi, trotz ber langwierigen 
Türkentriege, eben durch feine auf Eelbftverwaltung gegründete Ver⸗ 
faffung. 
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Ungarn ift nämlich durch Stephan I., den Gründer der Monardhie, 
im Anfange des 11. Jahrhunderts beſonders aus militärifchen, aber 
au andern ftaatlihen Zwecken in zweiundfünfzig Bertmaltungsgebiete, 
die Comitate, eingethAlt. E3 gibt wohl, wenn man einzelne Gomitate 
betrachtet, jehr große Verſchiedenheit in Flächenraum und Einwohnerzahl, 
e3 gibt welche mit 20—30 Duabratmeilen und 40—50,000 Einwohnern, 
manche zu 200 Quadratmeilen mit 4—500,000 Einwohnern; im Großen 
und Ganzen aber find fie doch gleichartig mit 50—70 Duadratmeilen 
und 100,000—200,000 Einwohnern. Allein das rechtliche Weſen der 
felben iſt ftet3 gleich. 

Diefe Eintheilung beiteht im Großen und Ganzen noch heute, und 
in dieſen Gebieten bildete fih nun die mwichtigfte, die fpecielle Form 
der ungariichen Selbjtverwaltung, das Comitat. 

Nach ihrer Einwohnerzahl und Flächenraum könnte man fie für 
Zandichaften halten, allein dieß find fie nit. Sie beruhen nicht auf 
Sonderinterefien oder Eigenthümlichkeiten, auf Verjchiedenheit von Land 
und Volk; fie find vielmehr gleichmäßige, mit Rüdficht auf die Einheit 
des Staats gebildete Gebiete, die durch Geſetze geichaffen, den Geſetzen 
gleihmäßig untergeordnet find, gleiche innere Conftitution haben, und 
deren Aufgabe zunächſt die Rechtspflege für das gefammte Rechts⸗ 
gebiet ift. 

Urfprünglid nun nehmen alle Inſaſſen an tiefer Rechtöpflege 
Theil. Seit dem 16. Jahrhundert aber entwidelt fih auch in Ungarn 
die bäuerliche Unfreiheit; der Bauer wird aus dem Gerichte ansgeſchie⸗ 
den, und das Gomitat heißt feit diefer Zeit die „Universitas nobilium.“ 
Der wenige och befigende Bauer: Etelmann hatte die gleihen Rechte 
mit dem großen Grundbeſitzer auf weiten Herrichaften. Dieſe Univer- 
sitates bildeten juriftiihe Perfonen, waren „legalia potestatis execu- 
tivae organa* und zugleich „custodes legum.“ 

Seine Beſchlüſſe faßte das Comitat in feinen ordentlichen Quartal: 
Berfammlungen, in den fogenannten General: Gongregationen. Diefe 
Berfammlung beitand nicht aus Vertretern; das bätte man mit ber 
adeligen Prärogative nicht vereinbar gehalten, ſondern aus den per: 
ſönlich Erjcheinenden. 

Die achtundvierziger Geſetze führten nun ftatt diefer Urverſamm⸗ 
lung, durch interimiftifche Verfügungen, Berfammlungen ter auf volle: 
thümlicher Bafis gewählten Vertreter der Gemeinden ein. Diefe 
Vertretung heißt Comitats-Ausſchuß, und hält feine ordentlichen Ber: 
Sammlungen aud) vierteljährlich. 

Diefem Ausſchuß fteht das Organifationg: und Verorbnungsrect 
auf dem Gebiete des Comitats zu. 
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Alle drei Jahre kommt eine befondere Verfammlung zufammen, 
um bdiefe Organifation vorzunehmen. Formel theilt das Comitat die 
Drganifirungsgewalt mit ter centralen Regierung, da fie nur jene 
wählen fann, die ihr der Obergefpann, der von der Gentralregierung 
ernannte Leiter des Comitats, vorichlägt; allein da er alle vorſchlagen 
muß, die von einer nur wenig bedeutenden Partei empfohlen find, fo 
erſcheint dieß Candidationsrecht des Obergefpanns materiell nicht beein 
trädtigend für das Wahlrecht des Comitats. 

Der Dbergefpann, obwohl von ber Regierung ernannt, wird nicht 
als Staats-⸗-, ſondern als Selbftvertvaltungsbeamter betrachtet; er ift 
der erfte Diener des Comitats, zugleich hat er aber ald Vertreter des 
Königs eine vermittelnde Rolle zwiſchen Gentralregierung und Selbftver- 
maltung. Ihm fteht außer dem erwähnten Candidationsrecht noch bie 
Leitung der Verfammlungen und Bewachung der Comitatverwaltung zu; 
in letzterer Hinficht wohl mehr nominell als in Wirklichkeit, und feine 
vießbezüglichen Rechte übt fein gewählter Vertreter, der Vicegeſpann, 
der eigentliche Leiter des Comitats aus. Ihm ift ein ziveiter, in größeren 
Comitaten fogar ein britter Vicegefpann, mit denen er feine Geſchäfte 
theilt, beigegeben, fie ftehen aber nicht unter ihm, fonbern find in ihrem 
Wirkungskreis jelbftändig. 

Außerdem wählt nun die Generalverfammlung die Stuhlrichter 
und Geſchwornen. Das Comitat ift nämlich in Hleinere Gebiete getheilt, 
und in einem jeden Gebicte ift ein Stuhlrichter und Geſchworner, um 
die Gefege und Beſchlüſſe de Comitats auszuführen. Es find bie 
Juſtizbeamte für Heinere Procefie in erfter Inftanz, und zugleich Admini⸗ 
ftrativbeamte. Sie hängen von ber Generalverfammlung ab, denn 
der Vicegefpann, obgleich er ihnen Anordnungen geben fann, darf nicht 
über den Beichluß ber Generalverfammlung hinaus gehen; von einer 
eigentliden Beamtenhierarchie Tann man alfo nicht Sprechen. 

Ein Sekretär mit mehreren Unterfefretären, ein Anwalt, der bei 
dem Gomitatsgericht als öffentlicher Ankläger auftritt, in der Admini⸗ 
ftration, in den Verfammlungen, ald Berlörperung des Geſetzes, Sorge 
zu tragen hat, daß bie Gejege ftrenge befolgt werben, und ex officio 
die Rechte und Autonomie des Comitats wahrt, find nun mit ben 
Dbigen die Hauptorgane der Tpätigleiten des Comitats. 

Sehr wichtig waren vor dem adhtunbvierziger Comitatsleben bie 
Tabularbeiſitzer; es waren dieß rechtäfunbige, vom Gomitat erwählte 
Vertrauendmänner, bie von Fall zu Fall in der Ahminiftration ver: 
wendet wurden, und beſonders in ben Commiffionen für einzelne ber 
ftimmte Swede zu arbeiten hatten. 

Auch bildete das Comitat früher einen eigenen Organismus fürd 
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Steuerwejen. Da jedoch bei der Herftellung der Berfaflung im Jahr 
1867 die Finanzverwaltung mie fie unter dem bureaufratiichen Syftem 
beftand, beibehalten werden mußte, fehlt dem Gomitate nicht nur in 
ftaatlicher, fondern auf ihrem fpeciellen inneren Gebiet, diejer wichtige 
Theil der wirklichen Verwaltung. 

Neben den mit Verfügungsgewalt ausgeftatteten Beamten bat nun 
das Comitat in feiner Aominiftration die fogenannten Bedungen, Aerzte, 
Ingenieurs u. |. w. 

Die Generalverfammlung fett auch das collegialiihe Comitats⸗ 
gericht ein, dem der eine Vicegeſpann präfibirt. 

Es mar ein wichtiges Princip der alten Selbftverwaltung, daß 
die Comitatsämter Ehrenämter waren; unter Maria Therefia wurden 
zwar Gehalte eingeführt, die aber mehr ven Charakter einer Vergütung 
als den einer orbentlichen Bezablung haben. 

Die Wahl Tonnte, wie die Gefete von 1492 und 1507 beftimmen, 
„sine justa causa* nicht zurüdgemwiejen werben, sub poena 25 mar- 
carum, irremissibiliter exigendarum. Fühlte ſich Jemand durch das 
Berfahren eines Comitatöbeamten verlegt, fo konnte er ihn vor Gericht 
anflagen, und felbjt das Comitat fonnte feinen gewählten Beamten 
nur fuspendiren und erſt nach richterlihem Urtheil abfegen; auch gegen 
einen in abminiftrativem Wege gefaßten Beichluß des Comitat3 Tann 
der fich verlegt Fühlende vor dem Gericht Tagen. 

Die Competenz der Comitate beftand und befteht theilweiſe noch 
heutzutage in Folgendem. 

Die Geſetze und Verordnungen der Regierung Tünnen nur durch 
die Comitatsbeamten in Folge Comitatsbefchlufjes vollzogen erben. 
Die Eomitatsbeamten ftehen in gar feiner Verbindung mit der Central: 
regierung, nur das Comitat, das fie gewählt, Tann mit ihnen verfügen. 
Kommt daher eine Verordnung von der Regierung, die dringend er: 
ledigt werben foll, fo muß eine außerordentliche Generalverfammlung 
einberufen werben. 

Sn einzelnen formalen Aominiftrationsfällen fonnte der Vicegeſpann 
auf eigene Berantwortlichfeit verfahren, oder legte die Frage der Heinen 
Verſammlung vor. Dieje „Heine Berfammlung” berieth wöchentlich die 
Modalitäten der Ausführung der einzelnen Comitatöbefchlüffe, und gab 
ihre Meinung in obigen Fällen ab. Sie bildete ſich aus dem Bice: 
geipann, Sekretär, Fiskal, einen Stuhlrichter und feinen Gejchworenen, 
den erwähnten Tabularbeifitern, und ben Mitgliedern der Generalver: 
jammlung, die eben erfcheinen wollten. 

Die ganze innere Verwaltung des Staats, die Eintreibung nicht 
nur der Comitats-, jondern auch der Staatlichen Steuern, die Verwaltung 
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der Civil: und Criminalrechtöpflege lag dem Comitate ob, fo daß ihm 
heutzutage nur bie Competenz hinſichtlich der Steuern zur vollen 
Selbftverwaltung fehlt. 

Gegenüber der Gentralregierung hat das Comitat das Repräfen 
tationsrecht, welches barin befteht, daß das Comitat, falls es eine 
Verorbnung für ungefeglich hält, fi an die Regierung wendet, um 
fie zur Rüdnahme ihrer Verordnung zu beivegen. Beharrt nun bie 
Regierung bei ihrem Vorhaben, fo hilft ſich das Comitat durch fein 
geſetzlich zwar nicht begrünbetes, allein in herlömmlicher Weile gebil- 
detes Recht des paſſiven Wiberftands, indem es die Verordnung nicht 
ausführt. Im Falle einer folden äußerften Differenz hat die Regie— 
rung das Mittel, welches ihr das Geſetz vom Jahre 1805 zugefteht, 
ihre Verordnung durch Fönigliche Commifjäre auszuführen. 

Das Comitat hat Petitionsrecht, mit den andern Comitaten Cor 
tefpondenzrecht, um biefelben zur Annahme ober Befürwortung ihrer 
Beſchlüſſe zu beivegen. Höchſt wichtig war dieß Correſpondenzrecht im 
alten Comitatsleben, als das Unterhaus nicht auf dem Repräſentativ- 
ſyſtem beruhte, fondern fi) aus den Deputirten der Gomitate und 
Städte, die mit Inftruftionen verfehen waren, bilbete. 

Das Comitat hat ein außgebreitetes Statutarrecht, welches fich nicht 
nur auf bie eigenen Angelegenheiten, fondern auch auf die Ausführung 
der Gefeße bezieht. Letzteres ift natürlich durch Einfegung einer verant 
mortlihen Regierung ſehr geſchwächt, fo daß fie in Ermanglung eine 
Volzugs:, fogar Verwaltungsverorbnung erlafien kann. Die Statute 
bebürfen aber föniglicher Sanktion, und wie Verböz in feinem Tri⸗ 
partitum von 1514 fagt „contra tamen generalia statuta et decreta 
Regni ... .. nil quidquam statuere possunt, statuendique habent 
facultatem.* 

Die Regierung übt ihr Oberauffichtörecht durch ihren Obergeſpann 
aus, was ſich aber in Wirklichkeit nur auf allgemeine Verhältnifie bezieht, 
denn was die einzelnen Fälle betrifft, fo kommt dieß Recht dadurch 
zur Geltung, daß ihr die Protofolle unterbreitet werden, und baß bie 
Rechnungen der Comitate durch die Regierung revidirt werden. 

In Folge ihres Oberauffichtörechts hat fie Betvilligungs« und Ver: 
botẽrecht, das im Falle eines ungeſetzlichen Beſchluſſes begründet if. 

Die heutige unfertige Lage und die Reorganifation der Comitate 
befchäftigt die öffentliche Meinung in hohem Grave. Man fühlt alle 
gemein, daß von ber glücklichen Löfung biefer Frage die organiſche 
Entwidlung des ungariſchen Staatslebens abhängt. Eine bebeutende 
Kiteratur hat ſich auf dieſem Gebiete gebilvet, mit beſonderer Rüdficht 
auf die Vereinigung der Minifterberantwortlichleit mit der Autonomie. 
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Die zu löfende Aufgabe iſt ſchon in diefer Hinficht nicht wenig fchwierig; 
das frembe Staatsweſen, das in den fünfziger Jahren die Weiterbil: 
dung der Selbftvertwaltung unmöglich madte, vernichtete noch dazu 
viele gefunde Elemente, allein ver Geift der Selbituerwaltung und 
ihre Traditionen find nicht nur in Gedächtniß und Büchern ta, fondern 
aud in den noch lebenden Mitgliedern der alten Selbftverwaltung, fo 
daß eine glüdlihe Weiterbildung troß aller Schwierigkeiten zu hoffen 
ift, eine Meinung, die ſchon dadurch begründet fcheint, daß die Comis 
tatss Autonomie der neuen Regierung, obwohl fie fih in vielen An 
gelegenheiten nicht auf Gejeße, fondern nur Verwaltungsverordnungen 
ftügen Tonnte, feine größeren Schwierigfeiten verurfachte. 

Mit anderen focialen Elementen und gejchichtlihem Hintergrund 
erjcheinen nun die Freiftädte als zweite Form der ungarischen Eelbft- 
verwaltung; ihre Verichiedenheit von den Gomitaten beruht nicht in 
ihrem Wirfungsfreis, fondern in ihrer Organifation. Das Princip der 
ungariihen Selbftverwaltung, nicht nur die örtlichen ſondern auch die 
ftaatlihen Verwaltungsaufgaben zu erfüllen, gilt auch bei ihnen. 

Die Freiftädte find auf ihrem Gebiete eben das, was die Comitate 
auf dem ihrigen. 

Das Jahr 1848 traf die Freiftäbte in einem Zuftande, der den 
fie fchaffenden freiheitlihen Principien nicht entſprach; in ben meiften 
Fällen nahmen ftäntige Corporationen den Pla freier Bürger ein, 
und an die Stelle gewählter Magijtrate traten fih ergänzende Beamten: 
fürper, eben wie in Deutjchland, von wo die Snftitution berftammt. 
Dazu waren die Freiftädte in große Abhängigkeit zur Gentralregierung 
gefommen. Der 23. Gefetartifel ftellte freibeitlihe Grundlagen ber 
und räumte ihnen die Autonomie der Comitate ein. Wir wollen def: 
halb hier nur das Wahlrecht und die Organifation der Freiſtädte vor: 
legen. 

Das Wahlrecht hängt theils von einem Cenſus, theild von per: 
jönliher Dualififation ab. Diejenigen, welche zur Zeit der Statuirung 
dieſes Geſetzes wahlberechtigt waren, verloren ihre Rechte nicht, wenn 
ſie die fonftigen Erforderniffe des Geſetzes auch nicht bejaßen. 

Wähler find die Inhaber von Immobilien in den fleinen Städten 
im Werthe von 300 fl., in den mittleren von 700 fl., in den großen 
von 1000 fl., wenn dieſer Beſitz menigftens über ein Jahr alt ift. 
Eine zweite Kategorie bilden Handel: und Gemwerbtreibende, lebtere 
wenn fie wenigſtens mit einem Gehülfen arbeiten. Die dritte bilden 
die, welche ein Minimum von Einfommen haben over Mietbe zahlen. 
Die vierte Kategorie umfaßte die mit afademifchen Zeugnifien Verſehenen, 
die Geiftlichen und Lehrer. 
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Die Wahl geht direlt vor fih, ohne jede Beſchränlung ver Wähl- 
barkeit. Der Wahlförper ſetzt die Stabivertretung ein. Zur Wahl 
der ftäbtiichen Beamten und des Gerichts mählen die Körper vorher 
eine Commifjion, welche das Präjentationsrecht hat; nach erfolgter 
Präfentation werden nun aus den Candidirten die Beamten und Richter 
gewählt. Bei der Wahl hat die Regierung nicht den minbeften Einfluß, 
fie hat fein Beftätigungs» und fein Annullirungsredht, überhaupt gar 
Teinen Vertreter in den Städten. 

Die Vertretung übt die Rechte der Comitatöverfammlung aus, 
hält monatlich, ober fo oft es nöthig ift, ihre Verfammlung, und wird 
vom Bürgermeifter geleitet. 

Zur Ausführung ihrer Beſchlüſſe ift ver Magiftrat da, und die 
einzelnen Beamten: der Bürgermeifter, der Stabtbauptmann u. ſ. w.; 
fie hat einen Anwalt mit der Funktion eines Comitatsanmalts. 

Einen Uebergang von ben Freiftädten zu den Gemeinden bilden 
nun die Städte mit faft gleicher Drganifation wie die Freiftäbte, nur 
nicht mit gleicher Autonomie; fie find nämlich dem Comitate einvers 
leibt, und verkehren mit der Regierung durch letzteres. 

In der That find auf diefe Weife die Comitate die Verwaltungs: 
gemeinden, und bie Freiftäbte und Städte die Gtabtgemeinden. Die 
Landgemeinde hat jedoch ihre eigene Geſchichte. 

Ein freied Gemeindeleben auf dem Lande konnte wegen der erft 
im Jahre 1848 aufgehobenen Grundherrlichkeit nicht aufblühen. Dazu 
tommt, daß die allgemeine Richtung nicht die Gemeinden, ſondern bie 
Comitate als Terrain der Selbſtverwaltung erfaßt. 

Die Gemeinden befamen im Jahre 1848 auch keine größere Selb: 
ftändigteit; die Gefeßgebung hatte feine Beit, ſich mit ihnen zu befaflen, 
und ftatuirte nur, daß die Rechte der Grunbheren hinſichtlich der Ger 
meinden auf die Comitate übergehen. 

So ftehen nun die Gemeinden da, tie fie durch ben Gefepartifel 9 
dom Jahre 1836 georbnet find, mit der Ausnahme freilich, daß an 
Stelle des Grunbherrn das Comitat trat. 

Die Gemeinben haben fein eigentliches felbftändiges, inneres Leben, 
fie gehen in dem Comitate auf, beziehungsweiſe in dem Stuhlrichter⸗ 
amt, in deſſen Bezirke fie liegen. 

Eine Vertretung gibt es in den Gemeinden nicht; fie haben Urver⸗ 
fammlungen. Das Recht der Theilnahme an diefer Verfammlung ift vers 
ſchieden, weil das Geſetz von 1836 beftimmt, daß in den Gemeinden, wo 
vor dem Geſetz ale Gemeindeinwohner ſolche Rechte hatten, fie daſſelbe in 
der Zukunft nicht verlieren, während wo nur Beſiher von Immobilien 
berechtigt waren, diefe Beichränfung für die Zukunft beibehalten bleike. 
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Den Ortsvorſtand wählt die Gemeinde aus den drei Sandidaten, 
die ihr der Stuhlrichter nach angehörtem Wunſch der Gemeinde vor: 
ichlägt, feinen Beiftand, den jogenannten Kleinrichter und die Geſchwo⸗ 
renen, jedoch ohne Präfentation; auch die wichtige Perfönlichkeit des 
Notars wird frei gewählt, kann aber durch den Stuhblrichter beanftanbet 
werben; ſchließlich urtbeilt dag Comitat. 

Uebrigens fommen auch Gemeinden vor, die ganz frei ihre Beamten 
einfeten; dieß Recht gewährt das Geſetz von 1836 jenen Gemeinden, die 
vor dem Geſetz ohne Einfluß des Grundherrn ihre Funktionäre wählten. 

Die Steuern find heutzutage Zufchläge; nach dem 1836er Geſetz 
fonnten fie, wenn das Gemeindevermögen zur Beltreitung der Auslagen 
ungenügend war, nad) Ermefjen der Gemeinde, jedoch unter Betätigung 
des Stuhlrichterö, reſpektiv des Comitats aufgebracht werden. 

Den Haushalt der Gemeinden controlirt der Stuhlrichter mit dem 
Comitatsbuchhalter. 

Der Ortsrichter hat eine Civil: und Polizeigerichtsbarkeit bis 12 fl. 

Die Ortspolizei übt er mehr im Namen des Stuhlridhterd als 
jelbftändig aus. Der Stublrichter hat concurrirende Gewalt; überhaupt 
ericheinen die Gemeinden nicht als ſelbſtändige Faktoren, fondern als 
untergeorbnete Organe ber Adminiftration. 

Es iſt nach diefer Darftellung Kar, daß die Grundlage des beut- 
chen Gemeindewefeng, die Ortögemeinde, mit all ihren Vorzügen und 
Mängeln nur in den Städten organifirt ift, während die XKandgemein: 
den noch eine fehr unklare Etellung haben. Dagegen ift die Verwal⸗ 
tungsgemeinde de3 Comitats in vieler Beziehung ein Mufter der Selbjt: 
verwaltung und ihre Mängel beftehen nicht in dem, daß fie zu menig, 
fondern daß fie zu viel Rechte hat. Die Zufunft diefer Selbſtverwal⸗ 
tung wird aber beherricht durch die Entwidlung der Verantmwortlichkeit 
der Negierung, die ihrerfeits in Ungarn noch im Princip klarer ift als 
in der Ausführung. 


Preußens Gelbftverwaltung. 


Ginen höchſt merkwürdigen, feineswegs erfreulichen Gegenſatz zu 
der öjterreichiichen Gemeinde: und Bezirföverivaltung bildet nun das 
für Preußen beftehende Necht der Celbftverwaltung. Bei der materiellen 
und geiltigen Stellung diefes Staats zum übrigen Deutſchland ift es 
von hoher Wichtigkeit, fich darüber Nechenfchaft abzulegen. Wir ver 
ſuchen e3 bier in Kürze, um fo mehr, als etwa mit Ausnahme der neueften 
Ürbeiten von Lette („die Neform der Kreisordnung und ländlichen 
Polizeiverfaffung“ und „die Landgemeindeordnung in den ſechs öftlichen 
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Provinzen.” 1867) unferes Wifjens neben der ſehr Inappen und un 
ſyſtematiſchen Behandlung bei Rönne gar feine eingehende Bearbeitung 
befteht, und der tiefe Unterfchieb zwiſchen dieſer preußiſchen Rechts-⸗ 
ordnung und ben großen Forderungen und Traditionen des deutfchen 
Geiftes fih daher bis jet mehr im Gefühle des Volles als in ber 
Wiſſenſchaft ausfpricht. 

Die ganze preußiiche Staatöbilbung hat von Anfang an einen und 
denfelben Charakter. Der Staat ift aus Eroberung entftanden, aber 
er hat wenigſtens urfprünglic nur ein fehr dünn bevölkertes Territorium 
befefien. Aus dem erften Elemente ergibt ſich das ftreng centraliftifche, 
militärifch-bureaufratifche Element für das Ganze befjelben, aus dem 
zweiten die Herrichaft de erobernden Grundheren, des Adels, für die 
örtliche Verwaltung. Diefen Charakter hat Preußen bis auf die neuefte 
Zeit nicht zu betwältigen gewußt, und fein gegenwärtiges Selbſtverwal ⸗ 
tungsrecht iſt eigentlich die ſyſtematiſch ausgearbeitete Formulirung jenes 
allgemeinen Charalters für fein ganzes inneres Leben. Und zivar in 
der Weife, daß die Selbftverwaltung zwar ber Form nach befteht, in 
der Wirklichkeit ihres Rechts aber vernichtet ift; denn bie wahre Selbft- 
verwaltung ift unvereinbar mit jenen Elementen des preußifchen Staats. 
Und diefer das ganze preußiſche Syſtem durchziehende oder vielmehr ber 
herrſchende Mangel kann durch feine Verfafjung gut gemacht werben. 
Es ift der größte Irrthum der preußiſchen Staatsmänner und Volker 
vertreter, zu glauben, daß die Freiheit durch die Rechte des Abgeordneten: 
hauſes ober durch die des Individuums und feiner perfönlichen Rechter 
ſphäre gefihert und erweitert werben könne. Preußen liefert denfelben 
Beweis für Deutichland, den Napoleon für Frankreich geliefert hat, 
daß die wahre freiheitliche Enttvidlung ohne Selbſtverwaltung eine leere 
Form bleibt. Preußens wahrer Fortſchritt wird erft dann gefunden 
werben können, wenn die Ideen und Principien des Art. 105 feiner 
Verfaſſung von 1850 im Gemeindeweſen vertvirklicht fein werben. 

Wir glauben nun, daß im Weſentlichen das preußifche Gemeinde ⸗ 
weſen ohnehin befannt if. Rönne hat daſſelbe fchlagend in feiner 
Form ftigmatifirt, indem er fagt, daß die Gemeinbevertretung reprär 
ſentativ, die Kreis» und Provinzialverfafjung ftändifch fei. Iſt nun 
das ſchon an fich eine ernfte Thatſache, fo erfcheint biefelbe noch bes 
denklicher, wenn man hinzufügen muß, daß auch biefe repräfentativen 
Gemeinden eigentlih gar feine Selbftverwaltung haben, indem 
fie erſtens auf ihre durchaus örtlichen Angelegenheiten beſchränkt find, 
und zweitens auch für biefe in ber That nur das Recht der franzöfiichen 
Conseils befigen, da fie auf jedem Punkte ver Beftätigung bedürfen. 
Aber das, worin Preußens Gemeindeweſen jet no hinter bem des 
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ganzen übrigen civilifirten Europas um ein Menſchenalter 
zurüdfteht, ift der Grundſatz, daß Preußen der einzige Staat in Europa 
ift, der die Batrimonialjurispiltion noch anerkennt. 

Die preußiiche Selbftverwaltung hat ſich nun, ganz bem preußifchen 
Weſen entiprechend, als ein ftreng formaliftiiches Syſtem ausgebildet. 
Es befteht aus den Ortsgemeinden, den Kreifen und den Pros 
vinzialftänden, melde leßtere formal die Idee der Landichaft ver: - 
treten. Allein die eriten beiden Formen find nun in Recht und Organis⸗ 
mus jo weſentlich verichieven, daß jede derjelben ihre eigene Darftellung 
fordert. Es ift faſt unbegreiflich, wie dennoch beide Formen neben eins 
ander beftehen und gewiljermaßen ein Ganzes bilden fünnen — begreif: 
lih nur dadurch, daß fie beide eben fo gut als gar feine felbftändigen 
Rechte haben. 

Die preußiſche Ortsgemeinde zunächſt zerfällt in zwei große, 
Grundformen;; die bürgerlihe (Stadt:)Gemeinde und die feudale Land: 
gemeinde. Nach dem Preußifchen Landrecht (II, 7. 18) gehörten zu den 
Gemeindemitglievern nur die Befiter von Grundftüden in der Gemeinde 
mark. Die früheren ökonomischen Verhältniſſe bildeten dafür den Mittel: 
punkt und Schwerpunft des ländlichen Gemeindeweſens — „gegenwärtig 
tritt fie als ſelbſtändige Corporation mit öffentlichen Rechten und Pflichten 
dem Staate gegenüber.” (Xette, Yandgemeindeordnung ©. 23.) Für 
die Rheinlande beiteht daneben noch die franzöſiſche Gemeinde 
verfaflung. Die Gefchichte dieſes Gemeindeweſens iſt befannt. Ihre 
Grundzüge find folgende. Aus der großen Idee Steins, „daß die Zer⸗ 
iplitterung des Volkes in Stände das Verderben Preußens fei,” ging 
die Städteordnung von 1808 hervor, die zuerft in Deutichland auf 
der Gewerbefreiheit beruhte, welche mit ihr faſt gleichzeitig ins Leben 
trat. Nach den franzöfiichen Kriegen beginnen dann die Grundent: 
laftungen und Gemeinheitstheilungen, welche jcheinbar dazu beftimmt 
waren, aud) den Landgemeinden die Freiheit zu bringen. Allein wir 
haben in Bd. VII dargeftelt, wie unfertig dieſe preußiiche Grund: 
entlaftung geblieben ift. Anſtatt einen freien Bauernftand zu Ichaffen, 
hat fie nur Befreiungen ertheilt. Cine Landgemeindeorbnung mit 
freier Wahl und freier Verwaltung war damit nicht möglid. Die Land: 
gemeindeordnung jelbft für bie freieften Theile des bäuerlichen Preußens, 
Weſtphalens, legen davon einen Elaren Beweis ab. Das Gefühl, daß 
diefer Zuftand im tiefen Widerſpruch mit der heutigen Gefittung ftebe, 
erzeugte dann nad) 1848 die Verfaffung von 1850 mit ihrem Art. 105, 
und die Gemeindeordnung vom 11. März 1850, nach welcher jedes 
Grundjtüd Theil einer Gemeinde fein und die lebtere ihre Selbft- 
vertvaltung befiten follte. Allein dieſe große Errungenfchaft wird durch 
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„die Repriftination der ländlichen Ortsobrigkeiten“ (Gefe vom 14. April 
1856) grunbfäglich befeitigt, nachdem das Geſetz vom 24. Mai 1853 
den Art. 105 und die ganze Gemeindeordnung von 1850 aufgehoben und 
die alten Rechte wieder hergeftellt Hatte! Preußen ift daher bis jegt 
nicht fähig geivefen, ſich eine allgemeine Gemeinbeorbnung zu Schaffen; 
im Gegentheile beftehen jet: die Stabtgemeindeorbnung vom 30. Mai 
1853 für die ſechs öftlihen Provinzen; die Städteordnung für die 
Provinz Weſtphalen vom 19. Mai 1856; die Stäbteorvnung vom 
15. Mai 1856 für die Rheinprovinz; die Lanbgemeindeorbnung 
für die ſechs öftliden Provinzen, Gefeg vom 14. April 1856; 
die Landgemeindeordnung für Weftphalen vom 19. März 1856; eine 
zepriftinirte Stabtgemeindeorbnung für mehrere Städte ber Rhein⸗ 
provinz vom 23. Juli 1845, und endlich bie Gemeindeorbnung für 
Hohenzollern vom 6. Juni 1840. Natürlich find nun diefe Gemeinder 
orbnungen theild unter einander verſchieden, theild aber find die Stadt⸗ 
und Landgemeinden auf weſentlich anderer Grundlage eingerichtet. Ge 
meinfam jedoch ift allen der grumbfäßliche Mangel an Selbftändigkeit. 
Die Städte wählen nun zwar Bürgermeifter und Rath, allein nicht 
bloß der erftere, fonbern auch ber letztere bevarf der Beftätigung; 
die Etabtverorbneten befhließen zwar über ftäbtifche Angelegenheiten, 
aber nur über diejenigen, welche nicht dem (beftätigten) Magiftrat an« 
gehören. Eie geben zivar ihr Gutachten (donner avis), aber nur, wenn 
ihnen etwas „bon ber Aufſichtsbehörde“ vorgelegt wird. Haben fie 
etwas beichloffen, jo dürfen fie ihre Beichlüffe „in feinem Falle felbft 
zur Ausführung bringen,“ felbft da nicht, wo biefe Befchlüffe die „Ge 
nehmigung“ der Regierung empfangen haben. Es ift nutzlos, dieſen 
noch unter dem franzöfichen ftehenden Stanbpunft weiter zu beleuchten. 
— In den Landgemeinden gilt zunädft als Grundſatz, daß bie 
Grundherrſchaften auf Genehmigung des Königs zu felbftändigen 
©emeinden erhoben werben Tünne (Rönne II, $. 309). Damit ift 
der Unterfchied zwiſchen der bäuerlichen und feudalen Gemeinde (feit 
1856) fanftionirt, obtoohl die Gemeindeordnung von 1850 bie Vereini« 
gung der Nittergüter oder Domänen : Voriverke mit ber ländlichen Orts⸗ 
gemeinde ald Regel gefordert hatte. Lette a. a.D. ©. 9. In Oſt⸗ 
preußen fommt bei ben Landgemeinden ein eigentliches Gorporationd- 
vermögen gar nicht vor, obgleich fie die verſchiedenſten Leiftungen thun 
müffen; daneben hat ver Gutsherr noch feine eigenen gefonderten 
Communalpflihten (ebenb. 20. 21). Gierkes Auffaſſung (Genofien 
ſchaftsweſen $. 53), daß die principiellen Unterſchiede der Land: und 
Stadtgemeinde fortgefallen feien, ift gerade für Preußen durchaus falſch. 
(S. 711 fi). Für die Wahl bildet das Ortsrecht die Norm. Der 
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Schulze oder Vorfteher wird in der Regel „von dem Inhaber der Orts 
obrigfeit nad) Anhörung der Gemeinde” ernannt! — Es ift über: 
flüflig, einen ſolchen Zuftand, der nicht einmal in Frankreich möglich 
wäre, näher zu bezeichnen. In Weftphalen ift es in fo weit befier, 
daß menigftend der Zandrath die gewählten Vorfteher beftätigt und 
nicht der Gutsherr; dafür aber fteht er auch bier unter Aufficht bes 
Amtmannes, und erjcheint grundfäglich als „Hülfsbeamter“ der Behörde 
(Rönne 310). — Was fol man, wenn daneben die alte Patrimonialr 
gerichtäbarfeit fortbefteht, über einen ſolchen unſeres Jahrhunderts un- 
würdigen Zuftand jagen? Aber es ift jet Mar, weßhalb die freiere 
Richtung nicht darzu gelangt ift, über die Selbitverwaltung und die 
Competenz dieſer Gemeinden auch nur zur Frage zu gelangen, fondern 
fih nur erft darauf befchränft, eine freiere Verfaſſung berjelben zu 
fordern. Hat doch felbft der Geſetzentwurf für die Verfaflung und Ber 
waltung der Städte und Yleden in der Provinz Schleswig: Holftein 
(2. Dec. 1868) ſich von diefer Obervormundſchaft nicht losreißen können! 
Hier ift im Einzelnen nicht zu belfen. 

Iſt nun ſchon die Gemeindeordnung auf diefe Weife gänzlich unfrei, 
jo muß die Kreisordnung in unferem Jahrhundert mohl in Erftaunen 
jeten. Allerdings ift nämlich die Zufammenlegung der Landgemeinven 
in größere Gemeinden gejeglich zuläflig, fommt aber, da zu dem Ende 
die Gutöherrfchaften fi) mit den Bauerndörfern vereinen müßten, natür: 
ih fo gut als gar nicht zu Stande. Das höhere Organ der Eelbft- 
verwaltung nun, das was wir die Berwaltungsgemeinde nennen würden, 
fol demnady der Kreis fein. Nur muß man fi) dabei von vorn berein 
nicht etwa einen Eelbftverwaltungsförper denken; fondern biefe reife 
haben die Aufgabe, „die Thätigfeit des Landrath3 in Communalange: 
legenheiten zu begleiten und zu unterftüßen” (Rönne II, $. 163), das ift 
die Herrichaft des — adlichen — Zandrathes über die armen Gemeinden, 
welche ohnehin überhaupt feine Selbftändigfeit gegenüber biefem Land: 
rathe haben; denn der Landrath tft der franzöfilhe Sous-Prefet der 
„Bezirke,“ die rein amtliche Eintheilungen nach dem Mufter der Arron: 
diffements find, während die Kreife den Departements entfprechen und 
in den „Kreisſtänden“ vertreten find. Das Verwaltungsgebiet vieler 
Kreisitände bilden nun die „den ganzen Kreis betreffenden Communal: 
angelegenheiten,“ welche fie, und zwar „ohne Rüdficht auf die einzelnen 
Gemeinden,” vertreten, um im Namen bes ganzen Kreifes „verbindende 
Erklärungen abzugeben.” Das nun wäre an fid) wohl zu vertheidigen: 
Nun aber ergibt ſich, daß eben dieſe Kreisftände nicht etiva aus den 
Gemeinden als folchen hervorgehen. Die „Kreisdeputirten“ nämlich 
werden in den Kreisverfammlungen gewählt — natürlich unter Beftätigung 


305 


der Regierung; dieſe Kreisverfammlungen aber beftehen aus allen 
Nittergutöbefigern des Kreifes, dann aus einzelnen Deputirten ber 
Städte und eben fo einigen Deputirten der Landgemeinden, fo zivar, 
daß die Rittergutäbefiger unbedingt die entſcheidende Majorität 
haben. Diefe Majorität wählt und „unterftügt” nun ben Landrath, 
den preußiſchen Sous-Prefet, der tieber der amtliche Eouberän ber 
Landgemeinden ift und befien Beftätigung jeder Akt der Landgemeinde 
unterliegt. Kann man fi) die Herrfchaft des abligen Grundherrn über 
den Bauernftand beffer organifirt denken? Damit aber nicht dennoch 
etwa einmal aus Verfehen die Bürger und Bauern über bie Interefien 
des grundherrlichen Adels mitreden — beichließen können fie ohnehin 
nichts, da fie ja gefeglich in ber Minorität find — fo ift außerdem 
beſtimmt: „Gegenftände bes fpeciellen Intereſſes eines Standes fünnen 
durch die Mitglieder diefes Standes ohne Zuziehung ber übrigen Stände 
nicht verhandelt werden“ (Geſetz von 1825, $.15). Es ift, fo ſcheint ung, 
über ein ſolches Syſtem fein Wort weiter zu verlieren. Wil man in das 
Einzelne eingehen, fo vergleiche man Lette's Reform der Kreisordnung 
und der ländlichen Polizeiverfaffung von 1867. Freilich hat er Recht, 
unter folden Umftänden fi noch gar nicht mit der Competenz biefer 
ftändifchen Organe, fondern bloß mit der Reform ihrer Berfaflung zu 
beichäftigen. So lange Preußen auf der Bafis einer folhen Verhöhnung 
des Princip8 ber Gemeindeverfaſſung und der Selbſtverwaltung fteht, 
ift es ſchwer, von ber leßteren für diefen Staat zu reden, und leicht, 
die Schwierigkeiten zu erklären, bie es außerhalb feiner biöherigen 
Gränzen findet. Alle anderen Rüdichritte feit 1850 find unbedeutend 
neben biefen Folgen der Aufhebung des Art. 105 biefer Verfaſſung, die 
ohne jenen Artikel eben fo wohl ein Scheinleben führen wird, mie bie 
Idee der Freiheit ohne die Grundentlaftung und die Gewerbefreiheit. 
— Bergleiht man nun dieſe beiden großen Syſteme des deutſchen Ge 
meindeweſens mit einander, jo fieht man ſchon hier, daß es eben un: 
thunlich ift, das Gemeinderecht Deutſchlands zu vergleichen. Denn das 
Gemeindeweſen Defterreich8 bedarf nur der weiteren Klärung und befleren 
Sormulirung feiner Elemente, welche allerdings nur durch die Aus 
bildung des Syſtems der Verwaltungsgemeinde (Kreis und Bezirk) 
möglich gemacht wird; das Gemeindeweſen Preußens dagegen fteht in 
fo tiefem Widerfprud mit dem Geifle der Zeit und fogar ber Ver⸗ 
faffung, daß hier nur eine gründliche Umgeftaltung helfen Tann, 
welche freilich felbft nur durch bie Befeitigung bevorrechteter, gejell- 
ſchaftlicher Stellungen und Befigrecdhte zu erzielen ift. Wollte man zu 
einer ſolchen Vergleihung auch noch die übrigen Gemeinvegefeßgebungen 
binzuziehen, fo würde man nicht bloß ein fehr ſchwer zu überſehendes, 
Stein, die Verwaltungelehre. 1. 2. 20 
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fondern auch ein, wie wir innigft hoffen, ziemlich nußlofes Bilb ge: 
winnen, da das gegenwärtige Necht nicht befteben bleiben fann. Das, 
warum e3 ſich nun aber handelt, ift daher nicht eine Tritiiche Bearbeitung 
des Stoffes, fonvdern nur die Feititellung des Standpunftes, von dem 
aus diefes Gebiet im Großen und Ganzen beurtbeilt wird, das ift Die 
Gewinnung einer feften Grundlage für die Rechtswiſſenſchaft bes 
Gemeindeweſens. 


3. Bas Syſtem des Gemeinderechts. 
Begriff und Inhalt. 


Indem wir nun im Folgenden den Verſuch machen, ein Syſtem 
des Gemeinderechts aufzuſtellen, dürfen wir vor allem bemerken, daß 
es ſich nicht etwa darum handelt, hier neue Begriffe oder Rechtsſätze 
zu entwickeln. Das Syſtem des Gemeinderechts hat vielmehr nur die 
Aufgabe, feſte und zugleich praktiſch anwendbare Kategorien an die 
Stelle der unklaren und unfertigen Beſtimmungen zu ſetzen, welche in 
den meiſten Gemeindeordnungen gelten. Dieß nun kann nur geſchehen, 
indem wir für die Beurtheilung und Syſtemiſirung des Gemeinderechts 
den Standpunkt wieder aufnehmen, den wir ſchon früher bezeichnet 
haben. 

Bei dem Gemeinderechte handelt es ſich nämlich nicht etwa darum, 
daſſelbe in der möglichſten Freiheit von dem Einfluß der Regierung zu 
ſuchen; der Standpunkt muß von vornherein als ein hiſtoriſcher be— 
trachtet werden, den zwar die Geſchichte, nicht aber die Rechtswiſſen⸗ 
ihaft anerfennen Tann. Sondern wir haben die Gemeinde vielmehr 
als jelbftändiges, aber freies Organ der vollzgiebenden Ge 
malt zu betrachten; das ift, fein Wefen und fein Recht in dem Begriffe 
und Recht der freien Verwaltung zu fuhen. Das ganze Rechtsſyſtem 
des Gemeindewejend Tann daher nur dann feinem wahren Wefen ent: 
Iprechen, wenn wir bafjelbe als das Recht der freien Verwaltung be: 
trachten, in jo fern daflelbe vurd das Wefen der Gemeinde ala 
beftimmte Art der Selbftverwaltungsförper mobificirt wird. 

Wir müflen daher der Weberzeugung fein, daß man ohne Begriff 
und Syſtem des freien Verwaltungsrechts überhaupt nicht zu dem Be: 
griff und Syſtem des Gemeinderecht3 gelangen fann. Und daraus 
ergeben fich die beiden Gebiete des Gemeinderechts, wenn man bafjelbe 
jelbftändig behandeln till. 

Alles Gemeindereht hat nämlih zur PVorausfeßung die großen 
Grundbegriffe der freien Verwaltung überhaupt, die eben deßhalb nicht 
erit aud dem Weſen der Gemeinde folgen, fondern als an und für fid 
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geltende betrachtet werden müſſen, und bie baher von ber Lehre vom 
Gemeinderecht gar nicht erft behandelt zu werben brauchen. Diefe, weit 
über die Gemeinde hinausgehenden, nad dem gefammten Vereinsweſen 
geformten elementaren Begriffe der freien Verwaltung find erftens 
der Begriff und das Recht der juriftiichen Perfönlichkeit mit ihrem 
organifhen Inhalt, zweitens ber Begriff und das Recht der Auto: 
nomie auf Grundlage dieſes Organismus, und drittens das Recht 
ber Oberaufficht des Staats. Die Geſchichte der Rechtsbildung hat es 
nun, wie wir bereits dargelegt haben, mit fi gebradt, daß man 
dieſe Begriffe faft immer nur in Vollendung mit dem Gemeindeweſen 
unterfudt und fie daher als integrivende Theile des Gemeinderechts 
betrachtet hat. Das ift falſch. Das Gemeindereht hat fie vielmehr 
als fertige anzunehmen, und nur zu zeigen, wie diefelben fich ver 
möge ber Natur ber Gemeinbe geftalten. Und ba nun bie 
Gemeinde ohne allen Zweifel der Hauptkörper der Selbſtverwaltung 
überhaupt ift, fo ergibt fi, daß im Grunde das Gemeindereht ala 
diejenige Geftalt jener Grundbegriffe der freien Verwaltung erſcheint, 
welche wir eben das Selbftvertvaltungsrecht im eigentlichen Sinne nennen. 
Das ift daher die wahre Bedeutung bes Gemeinderechts und ber tiefere 
Grund der hohen Achtung, welche wir vor bemfelben haben; und bie 
Folge wird zeigen, wie weit wir von biefem Stanbpunft aus gelangen. 
Darnach aber ift die Grundlage des Syſtems des Gemeinderechts folgende. 

Der Begriff und das Recht der juriftiihen Perfönlichkeit erfcheint 
nämlid) in ber Gemeinde (oder eigentlichen Selbſtverwaltung) ala das, 
mas wir die Gemeindeverfaffung nennen; die Autonomie ift die 
durch das Wefen der Gemeinde gefegte Gefammtverwaltung; bie 
Dberaufficht erzeugt das Rechtsverhältniß zwiſchen Staat und Gemeinde, 
ober das ſtaatliche Recht berfelben, und die Bebingung für die Ver: 
wirklichung aller diefer Rechte das Gemeindeſyſtem und fein Recht. 
Nach diefen Kategorien orbnet ſich daher von ſelbſt das Syſtem bed 
Gemeinderechts, auf defjen Grundlage jede Beurtheilung eines pofitiven 
Gemeinderechts zurüdgeführt werden muß, indem der Werth des letzteren 
als der Werth diefes pofitiven Rechts erſcheint. Darnach haben wir 
daher vorzugehen. 


Steht die Nothiwendigleit, den allgemeinen Begriff und das Recht ber 
freien Verwaltung dem Gemeindeweſen zum Grunde zu legen, feft, fo bedarf es 
wohl faum einer Erllärung, wie es kommen konnte, daß wir bis jegt einer 
felbftändigen allgemeinen Behandlung des Gemeinderechts entbehren. Das was 
darüber bißher erſchienen ift, ſcheint uns von geringerer Bedeutung. Das Befle 
iſt nod ber Berfud, den Weiste als Einleitung feiner Sammlung gegeben 
hat; aber die Unfertigfeit der Auffaffung ergiebt fi glei, wenn won At, 
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wie er den Abfchnitt „Rechte der Gemeinde“ als Theil der Darftellung des 
Gemeinderechts auffaßt (S. XXI— XXVD, die er wieber deflnirt als „bie 
Gemeinde als Gorporation* (S. I—LXIV), ale ob z. B. die „Statuten“ 
(S. XXVI—XXXIV) oder aber die „Berwaltimg des Gemeindevermögens“ 
(S. LXIII ff.) nit au zu den echten der Gemeinde gehörte. — Dazu 
kommt nun allerdings, wie wir gleich fehen werben, daß das ganze Gemeinde- 
recht überhaupt nicht Mar gemacht werden kann, ohne daß man auf Grundlage 
der Funktionen im Gefammtleben die vollziehende Gewalt von der gefeßgebenden, 
und damit den Begriff und das Recht des Geſetzes von dem der Verordnung 
ſcheidet. Allerdings find wir in der Lage, diefe Unterfcheidungen unfern Lefern, 
ja der Wiffenfhaft ſelbſt zumuthen zu müſſen. Vielleicht aber, daß tie noch 
praftifche Stlarheit, die dadurch in die Gemeindelehre hinein kommt, einen wei- 
teren Beweis von der Nothwendigfeit der obigen organifchen Kategorien abgibt. 


I. Die Gemeindeverfafiung. 
Begriff. 


Unter der Gemeindeverfaſſung verſtehen wir demgemäß die Geſammt⸗ 
heit von Beſtimmungen, nach welchen die Gemeinde, die vermöge des 
Begriffs der freien Verwaltung eine juriſtiſche Perſönlichkeit iſt und einen 
Organismus hat, was alſo an und für ſich vorausgeſetzt wird und 
nicht mehr Theil des Gemeinderechts iſt, ihren perſönlichen 
Willen bildet und organiſch geftaltet. 

Die Gemeindeverfafjung enthält daher zwei Theile: die Rechts: 
ordnung, vermöge deren dieſer einheitliche Wille der Gemeinte gebildet 
wird, und diejenige, nach welcher die (im Weſen aller PBerfönlichkeit 
liegenden) Momente diefes Willens und feiner Verwirklichung felbftändige 
Organe empfangen. Wir nennen ben erften dad Gemeindebürger 
recht, den zweiten die DOrganilation der Gemeinde. 

Alle dieſe Begriffe find nun vor der Hand noch ganz gleichgültig 
dagegen, welches Recht der auf diefe Weiſe gebilvete Wille ber Ge- 
meinde gegenüber dem Staate hat. Denn fie liegen ja nicht in dem 
Berhältniß der Gemeinde zum Staate, fondern in dem Weſen der Ber: 
Jönlichleit ala Gemeinde ſelbſt. Aber eben deßhalb tt es auch klar, 
daß fie keineswegs den Begriff des Gemeinderechts erjchöpfen; man 
follte daher zum Grundſatz maden, die Bezeichnung „Gemeindever⸗ 
fafjung” niemals auf etwas anderes als auf diefe Begriffe anzuwenden. 
Eonft wird ein Zurüdfallen in die frühere Verwirrung von Borftellun: 
gen falt unvermeidlich. 

Wir werden und nun damit begnügen, bloß die leitenden Grund» 
gedanken im Folgenden aufzuftellen, da ein fpecielles Eingehen uns in 

mn ſehr meitläuftige Einzelunterfudhungen vertvideln müßte. 
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A. Das Hemeindebürgerredt. 


Das Gemeindebürgerrecht enthält die Geſammtheit von Beſtim⸗ 
mungen, nach welchen die einzelnen Perfönlichleiten vermöge ihres An⸗ 
gehörens an ben Selbftverivaltungsförper der Gemeinde an ber freien 
Verwaltung Theil nehmen. 

Das Gemeindebürgerreht enthält daher zwei Theile. Zuerſt bier 
jenigen Rechte, welche das Angehören an die Gemeinde als ſolches 
beftimmen, und zweitens diejenigen Rechte, auf welchen bie Theile 
nahme an der Gelbftbeftimmung der Gemeinve beruht. Den erften 
Theil bezeichnen wir als das Heimathsrecht, ben zweiten als das 
Bürgerredt, 


1) Das Heimathsredt. 
(Sreizüigigfeit, Niederlaffung und wahrer Inhalt des Heimathsrechts.) 


Man muß bei dem Heimathsrecht durchaus den hiſtoriſchen und 
fpeciell_praftiichen Geſichtspunkt von dem wiſſenſchaftlichen, der beide 
enthält, unterfcheiden. 

Der hiftorifche Standpunkt des Heimathsrechts bebeutet das Recht 
des freien Erwerbes in feinem Kampfe mit der ſtändiſchen Drganifation 
der gewerblichen Arbeit in Zunft und Innung, und zeigt uns, wie 
die ſtaatsbürgerliche Gefellfhaft die Örtliche, allerdings an die Ger 
meinde anfchließende Ausſchließlichkeit der ftänbifhen Geſellſchaft in 
Beziehung auf ben örtlichen Erwerb überwindet. Dieß freie Recht ber 
ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft Heißt in Beziehung auf bie Gemeinde die 
Freizügigkeit. Die Freizügigkeit ift daher vor allen Dingen ein 
geſellſchaftliches Net, und gehört dem Gemeinderecht nur in fo fern, 
ala die Gemeinde den örtlichen Körper bildet, auf welchen fie ange 
endet wird. Sie ift daher in der That nichts anderes, als bie An- 
wendung bed Begriffes und Rechts der Gewerbefreiheit auf 
den Drt des Ermwerbes. Sie hat daher eigentlich Feine Geſchichte 
für fi, fondern erfcheint ſtets und notwendig als Correlat ber Ge 
twerbefreiheit; fie ift ohne biefe gar nicht möglich, fan aber, wo bie 
leßtere gilt, auch nicht ausbleiben, denn bie Ießtere ift ohne fie wieberum 
auch nicht denkbar. Unſicherheit und Unflarheit über biefelbe bebeuten 
daher in ber That ſtets Unficherheit und Unllarheit im Begriff und 
Necht der Getwerbefreiheit. Bon dieſem Standpunkt aus Tann man 
allein ein allgemeines Urtheil über Weſen und Werth derſelben an fi 
und über Weſen und Natur der Geſetzgebung unb Literatur ber Frei⸗ 
zügigfeit gewinnen. 

Der praltifhe Stanbpunft für das Heimathsrecht dagegen ik 
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derjenige, nach welchem bie Angehörigkeit an die Gemeinde den Einzelnen 
zum Subjelt der Hülfe von Seiten der Gemeinde macht. Hier 
nun ift die, allerdings mwohlbegründete, Einfeitigfeit der Auffaflung 
noch größer, indem man zum Kernpunft der Frage die Frage nach der 
Armenunterftügung gemacht, und das Recht auf eine foldhe als eigent- 
lichen Inhalt des Heimathsrechts betrachtet hat. Daraus ift der Be 
griff und Inhalt des Niederlaſſungsrechts entitanden, melde bie 
Bedingungen rechtlich formuliren, nach denen der Einzelne das Hecht 
auf die Armenunterftüßung der Gemeinde erwirbt. Es ift Mar, daß 
auch dieß nicht genügt; denn das Armenrecht ift in der That nur eine 
Seite der Thätigfeit der Gemeinde für ihre Angehörigen, und muß 
daher, eben fo tie die Freizügigkeit, nur als ein Moment in dem ei: 
ten Begriff des Heimathörecht? der Gemeinde erfcheinen. Wir müflen 
daher jegt den letzteren bejtimmen. 

Das Heimathrecht enthält nämlich die Gefammtheit von Beſtim⸗ 
mungen, nad) denen der Einzelne ald Mitglied der Gemeinde anerlannt 
wird, und als foldhes ein Objeft ihrer verwaltenden Thätigkeit 
in jeder Beziehung derfelben bildet. Dem Heimathsrecht gehört baber 
nicht das Aufenthaltörecht der Ausländer, fonvern dieß Recht gehört 
dem Recht des Völkerverkehrs. Das Heimatbrecht ift ferner eben fo 
wenig und eben fo viel ein Staatsbürgerrecht, wie jedes andere Recht 
des Einzelnen. Daſſelbe hat aber vermöge des obigen Begriffes einen 
ganz beitimmten Inhalt. Es enthält die Pflicht, an den Leiftungen 
und Rechten der freien Verwaltung vermöge des Gemeindeorganismus 
Theil zu nehmen, und dagegen die Aufgabe ver Gemeinde, den Ein: 
zelnen zu unterjtügen. Daſſelbe bezieht fi daher auf alle Theile der 
Verwaltung, nicht bloß auf das Armenrecht, und enthält alle Pflich 
ten gegen die Gemeinde, nicht bloß die Steuerzahlung. Das Heimath- 
recht in diefem Sinne ijt daher der Grundſatz der ftaatsbürgerlichen 
Gefelichaft, nad) welchem die principielle Theilnahme jedes Staats: 
bürger3 an der freien Verwaltung vermöge des Angehörens an eine 
Gemeinde al3 dem organischen Bermaltungsförper, und nicht mehr ın 
der Geſchlechts- und ftändifchen Form einer Grundherrlichfeit oder eines 
Angehörens an eine Corporation befteben fol. Das ift die große Be 
deutung des Princips, daß jeder Staatsbürger und jedes Grundſtück 
„einer Gemeinde angehören fol.” Dieſer Eat iſt feinerfeitö wieder ein 
wichtiger Grundfag der ftnatöbürgerlihen Rechtsordnung und daber 
fommt ed, daß derjelbe in den deutſchen Nechten erſt feit 1848 auftritt, 
während das engliihe und das franzöfische Necht ihn fo ſehr als einen 
jelbjtverftänblichen behandeln, daß fie veflelben überhaupt feine Er: 
wähnung thun. Erſt wenn man bei dem SHeimathöreht von dieſem 
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Standpunft ausgeht, wird eine wiſſenſchaftliche und organiſche Behand» 
Iung befjelben möglich. 


Wir ftehen keinen Augenblid an, zu erflären, daß gegenüber dem obigen 
Standpunft unfere Darftellung des Heimaths⸗ und Nieberlaffungsmweiens im 
Art. 2 der Verwaltungsiehre (Bevöllerungsmeien, ©. 328 ff) einer voll- 
ftändigen Durcharbeitung bebirfte, um zu einem definitiven Reſultate zu ger 
fangen. Doc glauben wir hier nicht darauf eingehen zu follen. Mafchers 
neuefte Arbeit: Das Staatshlirger-, Niederlaffungs- und Aufenthaltsredht, fo 
wie die Armengefepgebung Preußens 1868, ift nichts als eine rein vom prak⸗ 
tiihen Standpunkt fehr fleißig, aber durchaus ohne Verftändniß des Gemeinde, 
weſens compilirte Sammlung. War denn die ganze beutjche Literatur über 
diefe wichtige Frage nicht werth, eine VBerüdfichtigung in einer Behandlung 
preußifhen Rechts Platz zu finden? Gierke (Genoffenfchaftsrecht) hat die 
große Verſchiedenheit der Einzelbeftimmungen in dem gefeßlichen deutfchen Ge- 
meinderecht conflatirt und befchrieben (S. 719— 732); aber da ihm der Begriff 
ſowohl der freien Verwaltung als der der Gemeinde fehlt, fommt er zu feinem 
Reſultat; ebenfo erflärt fi auch, weßhalb bei ihm trot feines Einzelreichthiums 
die Namen und Begriffe von „Heimathsrecht” und „Freizügigkeit“ überhaupt 
nicht erfcheinen, obgleich e8 denn doch Mar ift, daß Niemand ohne diejelben 
iiber das Gebiet des Gemeinderechts Mar fein wird, mag man nun die Ges 
meinde als „Genoſſenſchaft“ oder wie immer benennen. Gerade der ungeheure 
Wuſt von Einzelheiten hätte ihn belehren follen, daß hier nur feſte Begriffe 
das Zurechtfinden möglich machen. Jedenfalls wird man von dem bisherigen 
Standpunkt die große Bedeutung des erft mit flinfzigjähriger Arbeit erfämpften 
Grundjages nun erfennen (Gierfe fieht nicht einmal die Tharfache), daß jeder 
Staatsangehörige einer Gemeinde angehören, alfo als Genteindeglied in 
Pfliht und Recht den Andern — alfo auch feinen frühern Gutsunterthanen 
— glei fein fol. Freilich ift e8 in Preußens Gemeindewefen noch meit von 
diefem Gedanken! Doc bedarf dieß ganze Gebiet einer jelbftänbigen, ein- 
gehenden Behandlung. 


2) Das Bürgerredt. 


Das Bürgerrecht enthält die Geſammtheit der Beftimmungen, nad) 
welchen der zur Heimath Berechtigte an der Bildung des Willens der 
Gemeinde als juriftifche Perfönlichleit Theil nimmt. 

Das Bürgerreht umfaßt daher zwei Theile. Zuerſt die Bes 
dingungen ber Theilnahme des Einzelnen an dem Willen der Ge: 
meinde überhaupt, und zmeitens die Formen, in welchen vermöge 
diefer Theilnahme der Wille der Ießteren zu Stande fommt. 


a) Die Bedingungen; perfönliche und wirtbfchaftliche. Verbrechen und Strafe. 
Klaffenftener. Bürgerrolle. 


Die Bedingungen find ihrerfeits perfönliche und wirthſchaftliche. 
Die perfönlichen Bedingungen find Alter, Gefchlecht, geiftige Fähigkeit 
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zur Selbftbeftimmung und Gegenwart. Es ift gänzlich falſch, einen 
beftraften Verbrecher von ber Teilnahme an dem Gemeinbeivillen 
auszufchliegen, indem man ihm Wahlrecht ober Wählbarkeit entzieht. 
Es Scheint ung unnöthig, diefen Satz, der eben fo ſehr mit dem Rechts⸗ 
princip der Strafe und mit den Grundſätzen der Zwedmäßigfeit in 
Widerſpruch fteht, genauer zu begründen. 

Die wirthſchaftliche Bedingung dagegen ift durch das Princip 
der Selbitbefteurung gegeben. Nur mer perlünli eine Steuer zahlt, 
fol ftimmfähig fein. Wenn der befiglofe Arbeiter nach gegenmwärtigem 
echte ausgeſchloſſen ift, fo liegt das nicht an ber Verfehrtheit bes 
Princips, fondern an der Verfehrtheit der Steuer. Das erftere näm⸗ 
lich jet das voraus, mas wir überhaupt für an fih richtig erkennen 
müffen, daß anftatt der Verzehrungsfteuer jeder felbftändige Mann die 
Klaffenfteuer zahlen ſollte. Das Princip der Klaffeniteuer erfcheint 
uns daher als ein weſentliches Element des Gemeindeweſens, und nies 
mand follte feine Vorftelungen über das letztere abjchließen, ohne fich 
über die erftere Klar zu fein; denn in der That ift ein wahres Bürger 
recht ohne Klaffenfteuer nicht möglich. Dieß genauer auszuführen, 
ift allerdings Gegenftand einer anderen Arbeit. — Dagegen fell aus 
dem mwirthichaftlihen Elemente fein Unterſchied des Rechts gefolgert 
werden; es foll weder eine Sntereffenvertretung, noch ein Unterſchied 
der Klaffen der Bürger ftattfinden. Mo dadurch eine Ausbeutung 
des Beſitzes durch die Nichtbefiter zu befürchten it, wie namentlich da, 
two die ländlichen Ortsgemeinden hauptſächlich aus Großgrundbefig bee 
jtehen, da joll eben das Organ der Verwaltungsgemeinde (f. unten) 
diefe Gefahr befeitigen, die allerdings ohne fie nicht unbedenklich ift. 

Mo auf diefe Meile die Bedingungen bes Bürgerrechtd vorhanden 
find, da ift dafjelbe gegeben, und ericheint in dem Stimmrecht und feiner 
jpeciellen Anwendung in dem Wahlrecht und ver Wahlfähigfeit. Die Form 
der Ertheilung dieſes Stimmrecht ift die Aufnahme in die Bürgerrolle. 
Eie ift unbedingt, ſowie der Beweis der Eteuerzahlung vorliegt, hört 
aber allerdings mit der legteren fofort auf. Für die Ausübung der: 
jelben ift daher der Beweis der gefchehenen Eteuerzahlung nothwendig. 


Auch hier verftatten wir uns nur darauf hinzumeifen, daß einerfeits das 
Strafrecht auf dem obigen Puntte tief ins Gemeinderecht hineingreift; ohne 
jedoch darauf Rüdjicht zu nehmen, und daß andernfeits die Finanzwiſſenſchaft 
die große Frage nad der Verzehrungsfteuer ohne Berückfichtigung des Ge 
meindercht8 nie mwird erledigen können. Daß Pfeiffer in feinem fonft jo 
tüchtigen Werke eben fo wenig wie Bode dieß Berhältniß in den Kreis ihrer 
Beratungen gezogen haben, mag ung darüber tröften, daß auch wir in 

1 unferer Finanzwiſſenſchaft (I858) es nicht beffer verftanden. Daß wir den 
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Grundbefit, den die Landgemeindeordnungen faft allgemein verlangen, nicht als 
Bedingung des Bürgerrechts anfehen können, und daher diefe Beftimmung als 
einen Reſt der alten Ordnungen betrachten müffen, ift wohl ſelbſtverſtändlich; 
Gründe dafiir erfcheinen in einer Beit, wo der Grundbeſitz felbft fchon beweg⸗ 
liches Kapital geworden, überflüffig. Wenn wir die Vertretung der Corporationen 
und Intereſſen ausfchließen, fo gehen wir davon aus, daß fie, wenn fie 
wicht kräftig genug find, durch eigene Kraft zur Vertretung zu gelangen, durch 
objective Beftimmungen, die ihnen eine foldhe Berechtigung geben, eigentlich 
nur befonmen, was zu befommen fie innerlich nicht berechtigt waren. Wußte 
Bierfe darüber nichts zu fagen? — 


b) Die Form der Ausübung, das Verfammiungsredt. 


Die wirkliche Ausübung des Bürgerrechts beruht nun nicht auf 
dem Weſen des Staatsbürgerthums, fondern auf dem Weſen der Ges 
meinde als Selbitverwaltungsförper. Als folcher muß fie einen organic) 
gebildeten Willen haben, und das fann nur durch eine Vertretung 
geſchehen. Es ift daher feitzuhalten, daß die Form der Ausübung des 
Bürgerrechts in der Gemeinde nur dur die Wahl diefer Vertretung 
ftattfinden kann. Die Gemeindefreiheit befteht nicht in dem Recht, 
den Gemeindeiwillen dur Vorverfammlungen zu beitimmen, jondern 
darin, daß nur diejenigen das Recht haben, den Willen der Gemeinde 
zu bilden, welche die ftimmfähigen Bürger aus ihrer Mitte fich felber 
gewählt haben. Daneben bleibt das Recht auf Verfammlung und 
Petitionen ungefchmälert beftehen; aber daflelbe bildet feinen Theil des 
Gemeinderechts, jondern einen Theil der freien Verwaltung überhaupt, 
und es ift Sache der Betreffenden, e8 auf Gemeindeangelegenheiten fo 
gut als auf jede andere öffentliche Frage anzumenden. Das Recht der 
Berfammlung fol daher überhaupt nicht ala Theil ver Gemeindeber: 
faflung erfcheinen; da wo dieß geichehen ift, ift es nur ein Mißverſtändniß 
des Mejens des Berfammlungsredts. - 

Es läßt fich fehr leicht Hiftorifch erklären, daß einige Gemeindeordnungen 
das Recht der Verfammlung aller ftunmfähigen Bürger in dag Gemeinderecht 
aufnahmen, da das Verſammlungsrecht anderweitig feine Heimath fand. Eben 
fo natürlich ift fein Verfchwinden, fo wie das Verfammlungsrecht im Allgemeinen 
feftfteht; denn e8 hat alsdann weder einen Maren Zweck, noch ift eine rechtliche 
Funktion der Befchlüffe folher Verfammlung formulirbar, noch auch zmedmäßig. 
Wir brauchen dieß wohl nicht weiter darzulegen. Die neuen &emeindeorbnungen 
haben e8 einfach meggelaffen. _ 


B. Der Organismus der Verfafung und das Verfaſſungsrecht. 


Die Grundzüge der Drganifation der Gemeindeverfafjung liegen 
nicht im Wefen der Gemeinde als folche, fondern find vielmehr durd 
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die Natur der jwriftifchen Perfönlichleit jelbft geaeben. Die Elemente 
find Hier wie im Staate das Oberhaupt, der Organismus des Willens, 
und ber Organismus der That. Sie heißen in der Gemeinde ber 
Bürgermeifter (Borftand, Bauernmeifter u. |. w.), Rath (Magiftrat) 
und Gemeindevertreter (Verorbnete, Aeltefte u. ſ. w.). An fich iſt 
dabei nichts zmeifelbaft. 

Aus diefem Organismus entfteht nun das Verfafjungsrecht, wenn 
man die Funktionen, bie hier bezeichnet find, als jelbitändige und mithin 
von einander getrennte betrachtet, melche erft in ihrem Zuſammenwirken 
das Leben der Gemeinde bilden. Der Antheil, den jedes diefer Or⸗ 
gane an dem thätigen Leben ber letteren hat, bildet dann das Recht 
derfelben, und das Verfaſſungsrecht enthält auch bier daher die zwei 
Grundſätze, welche überhaupt dieſes Recht bilden: zuerit, daß jede 
Aktion der Gemeinde als Geſammtheit nur durch das organiſche Zu: 
ſammenwirken aller Funktionen zu Stande kommt, und zweitens, daß 
jedes Organ die Gränze ſeiner Gewalt an der Aufgabe und dem Recht 
des andern findet. Das iſt die Grundlage alles Verfaſſungsrechts, und 
ſpeciell der Gemeinde. 

Um nun dieß Princip durchzuführen, iſt eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung zu fordern. Das geltende Recht muß eben jene Funktionen auch 
in der Gemeinde mit derſelben Beſtimmtheit ſcheiden, wie im Staat. 
Ohne eine ſolche Scheidung iſt ein verfaſſungsmäßiges Leben nirgends, 
und auch in der Gemeinde nicht denkbar. Und wir dürfen mit allem 
Nachdruck darauf hinweiſen, daß zunächſt in dem Mangel dieſer Unter: 
ſcheidung der erite und fühlbarjte Mangel der beſtehenden Gemeinde: 
rechte liegt. 

Faßt man nämlich die drei Grundorgane ber juriftifchen Perjön: 
lichfeit nach dem obigen Gefichtspunft auf, fo ergeben fich folgende, an 
fih einfache Grundſätze. 


1) Das Haupt der Gemeinde. 
(Bürgermeiſter, Vorſteher u. ſ. w.) 


Das Haupt der Gemeinde, als Analogon des Staatsober— 
haupts, hat das Recht, daß jede Aktion der Gemeinde nur dadurch 
als ſolche gilt, wenn er ſie in ſeinem Namen geſchehen läßt. Ohne 
feine Zuſtimmung kann die Gemeinde als Ganzes nichts unternehmen. 

Der Gemeindevorſtand oder Bürgermeister hat daher, vermöge dieſes 
Rechts, zumächit die Haftung dafür, daß die Gemeinde nichts gegen das 
geſetzliche Recht unternimmt, denn da er durch die Dermweigerung feiner 
Zuftimmung den Willen der Gemeinde binden fann, fo fol er ee 
aud. Eben deßhalb hat die Gemeinde fein rvechtliches Mittel, feinen 
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Willen zu erzwingen und foll es nicht haben. Wohl aber Tann jever 
Einzelne, alfo auch der Magiſtrat oder Rath, ibn durch Niederlegung 
feiner Stelle und pafliven Widerftand in die Lage fehen, entweder felbft 
feine Stelle aufzugeben oder dem Willen der Gemeinde zu folgen. Das 
ift der Kern feiner verfaffungsmäßigen Stellung und der Gemeinde: 
verfaffung. Daß er daneben die Ehrenvertretung der Gemeinde hat, 
ift felbftverftändlich; ebenfo Tann er nach Bedarf ein ihm perfönlich 
beigegebene3 Dienftperfonal haben. Das ändert in feiner rechtlichen 
Stellung nichts. | 

Aber auch das ändert an diefer Stellung nichts, daß unter Um: 
jtänden bei Eleinen Ortögemeinden ihm gar fein Magiltrat ald Rath 
zur Seite fteht und er baber zugleich zum Inhaber der vollziehenden 
Gewalt mit perfönlihen VBerfügungsrecht wird (f. unten). Denn in 
diefem Falle übernimmt er nur noch die Haftung und Verantwortlich⸗ 
feit, welche fonft der Rath bat; das Wefentliche dabei ift nur, daß die 
Stellung und das Recht der Gemeinbevertretung eine recht klare fei. 
Grit wo das letztere nicht der Fall ift, wird das Rechtsleben der Ge: 
meinde als ein bedrohtes erjcheinen. 

Jenes Recht nun, durch feine individuelle Zuftimmung jede Aftion 
der Gemeinde zur objektiven Gültigkeit zu erheben, gilt nun ſowohl für 
die Thätigfeit der bejchließenden als der vollgiehenden Gewalt in der 
Gemeinde, wie es in der Natur der Sache liegt. Es wäre jehr gut, 
und im Grunde iſt es auch natürlich, daß dabei die Formen der Geleb- 
gebung und Verordnung befolgt würden; hätte man fich die erjtere nur 
überhaupt Har gemacht, jo würde man aud) leicht auf dieſe einfache 
Confequenz gefommen fein. Sie wird aber erft ganz verftändlich, wenn 
man bie leßtere ind Auge faßt. 


Bor allem erflärt fi) aus dem letztern Punkte das mas die Auffaffung 
der ganzen Stellung und des Nechts des Vorſtandes der Gemeinten fowohl in 
der Literatur als in ter Gefeßgebung charakterifirt, daß man ihn nämlid nur 
als Haupt der vollziehenden Gewalt ter Gemeinde auffaßt. Die meiften Ge- 
meindeordnungen, namentlich die preußifchen und füchfifchen, ftehen ſogar noch 
auf dem alten Standpunft, nach welchem der Bürgermeiſter überhaupt fein 
wahres Organ der Gemeinde, fondern die „Ortsobrigkeit,“ eine Art des Be⸗ 
amteten ift; das franzöfiiche Recht des Maire gab dazu ein treffliches Vorbild. 
Erft die neueren Gemeindeordnungen haben diefen ganz bureaufratifchen Stand- 
punkt verlaffen, mit dem allerdings feine wahre Selbftvermaltung vereinbar ift. 
Namentlich zeichnen fich hier die öfterreichiiche und die oldenburgiſche Gemeinde. 
verfaffung aus. Eben aus dem Obigen, und nicht aus dem Standpunkt der 
freien G&emeindeverfaffung haben daher auch gerade die älteren Gemeindeord- 
nungen ausdrücklich hervorgehoben, daß der Bürgermeifter nicht etwa Mandatar 
der Gemeinde fei, fondern nach „Ueberzeugung und Gewiffen handle.“ Aller 
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dings fonnte die „Ortsobrigkeit“ fein „Bevollmächtigter der Gemeinde“ fein. 
Weiste (S. XXXV.) fieht das fehr gut ein, erfennt aber noch nidht, daß bie 
wahre — wir werden fagen organifhe — Unmöglichkeit jener Auffaffung erft 
dann hervortritt, wenn man den Bürgermeiſter ald Haupt der befchließenben 
Gewalt anerlennt. Der Mangel an klarer Erlenntniß des letztern Puultes bat 
es auch wohl verhindert, daß die neueren Geneindeordnungen fi) in formeller 
Beftimmtheit über die Sache äußern. Das kann erſt geichehen, wenn das 
Folgende feftitebt. 


2) Die Gemeindevertreter. 
(Stadtverorbniete, Gemeinderäthe, Schöffen, Beifiter u. ſ. w.) 


Die Gemeindevertreter bilden das Organ, welches den Willen ver 
Gemeinde fegt, das ift, den Beichluß derſelben bildet; der Beichluß der 
Gemeinde tft das Analogon des Geſetzes; die Gemeinbevertretung ift 
daher die geſetzgebende Gewalt terjelben. Das ift ihre organiſche Stel: 
lung, und darin ruht noch die Duelle ihres Öffentlichen Rechts. DE 
das Gebiet der Autonomie gefchlich ein enges oder ein weites ift, ift 
dabei zunächſt gleichgültig. Das erfte Rechtsprincip für ben Gemeinde 
willen befteht darin, daß zuerft der ordnungsmäßig durch die Vertre 
tung gefaßte Beihluß der Wille der Gemeinde fei. 

Eo einfach nun diefer Grundſatz an fi ift, fo findet er genau 
auf demfelben Punkte feine Echtvierigfeit, auf welchem wir denſelben 
in Gefeg und Verordnung begegnen; und deren Löfung eben das ver 
faffungsmäßige Verwaltungsrecht der Gemeinde bildet. Indem wir 
fogleih auf diefen Punkt zurüdfommen, ergibt fi) aus dem obigen 
Begriffe zunächſt das ziveite Rechtöprincip aller Gemeinveverfaffung, 
daß für alle wie immer gearteten Angelegenheiten, welche der Selbft 
beftimmung der Gemeinde untertvorfen find, der Beichluß der Gemeinde: 
vertretung das höchſte Recht bildet, wie das Geſetz für den Etuat. 

Diefem an ſich einfachen Satze traten und treten nun zwei Dinge 
entgegen. Zuerft der Gedanke, daß die Gemeinde ein Amtöförper 
ſei, und daher nicht mehr Necht in ihren Beichlüffen haben fann, ie 
eine niedere Behörde, deren Verfügungsrecht doch immer von der Ber: 
ordnung der höheren abhängt; dann die Nothwendigkeit, dem Bürgers 
meifter und Rath als vollziehende Gewalt das Recht zu Beichlüffen zu 
verleihen, die diefelbe Gültigkeit in Anfpruch nehmen müßten, wie ber 
Beichluß der Abgeordneten. Hier handelte es fich daher nicht um jenes 
Prineip, das jo ziemlich in den freieren Gemeinden anerfannt ward, 
ſondern um die Gränze jener Ausdehnung gegenüber dem Bürgermeifter 
einerfeit3 und der Behörde andererſeits. Die meilten Gemeindeorb- 
nungen haben das richtige Gefühl, daß dieſe Gränze von entſcheidender 
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Bedeutung ift; und daraus denn ift der Verſuch entitanden, der einer: 
ſeits das franzöfifche Communalrecht und anbererfeitd die Nachahmungen 
deſſelben in Deutichland charakterifixt, die Competenz zu ſolchen recht: 
bildenden Beichlüffen durh Aufzählung derjenigen einzelnen Fälle zu 
beftimmen, in denen bald die Vertretung „das Recht des Beichlufjes“ 
haben, bald berechtigt fein fol, daß folche Angelegenheiten „nicht ohne 
ihre Zuftimmung” erledigt werden dürfen, oder wie die Ausdrücke fonft 
beißen. Jedoch iſt das wieder nur in den freieren Gemeindeorbnungen 
ausgeiprochen; in den älteren begnügt fich die Geſetzgebung, ber Der: 
tretung ausbrüdlich nur das Recht der „Berathung” und der „Controle“ 
gegenüber dem Vorſtand einzuräumen; namentlich zeichnen fich bie 
preußifchen Gemeindeorbnungen leider durch ftrenges Feithalten an 
diefem Standpunft aus. Immer aber entfteht die Frage, ivas denn nun 
in diefem Falle Rechten? jet. 

Und bier nun müfjen wir auf das Beſtimmteſte betonen, daß jede 
noch jo genaue Definirung einzelner Fälle, welche dem Beichluß ver 
Gemeinbevertretung ausbrüdlich unterzogen fein follen, an und für fi 
unfäbig ift, die Frage definitiv zu erledigen. Es gibt nur einen 
Standpunkt, der bier der richtige iſt. Das tft der des Art. XII. in 
der oben citirten öfterreichiichen Gemeindeordnung; es foll gar nichts 
geben innerhalb der Gemeinde, was nicht durch den Beſchluß der Ver: 
tretung beitimmt werben könnte oder jollte; das Recht der vollziehenden 
Gewalt fol für das geltende Necht der Gemeinde gerade wie die Vers 
ordnungsgewalt des Staats, nur ſuppletoriſch ſein (f. unten) und wenn 
daher wie in den meilten Gemeindeorbnungen dennoch eine Reihe von 
Fällen dem Beichluffe der Vertretung ausbrüdlich vorbehalten find, tie 
3. B. in ber öfterreichifchen Landesgemeindeordnung (3. B. niederöſter⸗ 
reichifche Gemeindeorbnung von 1863, $. 29) fo fol das nicht etiva 
eine Beſchränkung des Beichlußrechts der Gemeindevertretung bedeuten, 
fondern muß aufgefaßt tverden als Beftimmung derjenigen Yälle, welche 
unter allen Umjtänden der Berordnungsgemwalt der vollzieben:- 
den Organe entzogen bleiben follen. Hält man biejen Stand: 
punkt nicht feſt, fo it die Vermengung beider Funktionen gar nicht 
mehr zu vermeiden, und die Gültigfeit der Grundſätze bes verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verwaltungsrechts in der Gemeinde, die wir in ber Lehre von 
Gefe und Verordnung im Band I. ausführlich dargelegt haben, nicht 
durchzuführen. Dieß nun mirb bei der Gemeindeverwaltung fi) in 
ganz einfachen Sätzen formuliren. 

Im Großen und Ganzen ift das Verhältniß, die volle Selbitändig: 
feit der Gemeinvevertretung, in ben befleren Gemeindeorbnungen auch 
gefühlt, das Haupindicium dafür ift die Beftimmung, daß die Gemeinde: 
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vertretung nicht unter dem Vorſitz der Bürgermeifter, fondern unter 
einem jelbftgewählten Vorfigenden berathen und beichließen ſoll; eine 
Beitimmung, melde in ben dfterreichifchen Gemeinbeorvnungen noch 
fehlt, während andere wie die babifche fie fchon früh aufgenommen haben. 

Daß nun bei einer folchen felbftändigen Gemeinbebertretung bie 
Berfammlung aller Gemeinvegliever zur Beichlußfafjung über irgend 
einen Punkt falfh und unorganifch ift, liegt Har. Das Folgende wirb 
aud) die praftifche Ueberflüffigfeit folcher Beftimmungen (wie z. B. in 
Sadien: Weimar, Baden u. a.) hinreichend zeigen. 


Wir haben hier noch das Eine hervorzuheben, daß man dag Obige nur im 
innigften Zuſammenhange mit dem Folgenden beurtbeilen darf. Allerdings war 
e8 in Deutſchland, wo man ja bis jetzt fich nicht einmal Mar wird fiber den 
Begriff des Gefetes, fein Wunder, wenn man fi noch weniger Har ward über 
das Weſen und Recht der Gemeindebejchlüffe. 


3) Die vollziehbenden Organe. 
(Bürgermeifter, Gemeindevorftand, Schulze u. ſ. w, und Rath oder Magiftrat.) 


Die vollzgiehenden Drgane bilden den dritten Organigmus der Ge 
meinde. Es ift natürlih, daß man zunädft in ihnen die perfönliche 
Celbitändigfeit der Gemeinde erfannt und ihnen daher von Anfang 
an bie Gefammtheit von Rechten übertragen bat, welche eben diefe 
Celbftändigfeit vertreten. Nun haben toir gelehen, daß die ganze Ent: 
wicklung Deutichlandg Jahrhunderte gebraucht hat, um in diefer voll- 
ziehenden Gewalt den Willen von der That zu unterfcheiden, und damit 
für jedes diefer Elemente ein eigenes Recht zu bilden. In der Ge 
meinde wie im Staat war bi zur letten Zeit die Gefeßgebung und 
die Verordnung verichmolzen, und die Vollzugsgewalt war zugleich bie, 
welche die Gemeindebeſchlüſſe faßte, mie der König zugleich Gefege und 
Verordnungen gab. Langjam erft bat ſich das Recht der Gemeinde 
vertretung davon abgelöst; in vielen Gefegen überhaupt noch nicht, 
und wir fünnen daher noch immer die Aufgabe nicht als gelöst an: 
jeben, daß man Bürgermeifter und Rath nur als felbjtändiges Voll: 
zug8:, die Gemeindevertretung als jelbftändiges Gejeßgebungsorgan ans 
erfennt. Das aber ift zulebt auch für die Gemeinde die erfte Bor 
ausſetzung des verfallungsmäßigen Gemeinderechts; fo lange das 
nicht gilt, und nicht auf diefe Funktionen die Grundfäße von Geſetz 
und Verordnung angeivendet werden, bleibt das Gemeindewefen ein 
unvollkommenes. Wie das nun zu gejcheben hat, wird ſich ſogleich 
zeigen. 

Steht nun das feit, To ift der Organismus der Vollzugsgewalt 
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leicht zu verftehen, indem man auch hier die Grundfäge des verfaffungs 
mäßigen Verwaltungsrechts antvenbet. 

Der Bürgermeifter ift das perſönliche Haupt ber vollziehenden Ge 
malt. Die Organe derfelben aber hat man in zwei Kategorien zu 
theilen, dem Rath und die Gemeindebeamteten. Die Grundlage 
diefer Eintheilung aber liegt im Weſen der Vollziehung felbft. 

Jede Vollziehung befteht aus Wille und That. Der „Rath“ ift 
unter Vorfig des Bürgermeifterd das die Vollziehung befchließende, die 
Beamteten find die biefelbe vertwirklichenden Organe. Jener entſpricht 
dem Minifterial:, diefe dem Behörbenfuftem. Es ergibt fih daraus, 
daß die Verordnungsgewalt der Gemeinde durch Bürgermeifter und 
Rath ausgeübt werden, im frengen Unterſchied von ber Vertretung 
und ihren Beichlüffen. Die Beamteten „verfügen.“ Es folgt, daß der 
„Rath“ aus den von ber Gemeinde gewählten Spitzen ber twirklichen 
Verwaltungsgebiete beftehen follte, und nicht bloß aus verwaltungs ⸗ 
Iofen „Räthen“ der Bürgermeifter. In der That bedeutet der Ausbrud 
„Magiftrat” im Gegenfaß zum „Rathe” die verwaltenden Näthe; und 
erft indem dieß feitgehalten wird, kann aud von einer wahren Vers 
anttoortlichleit der letzteren die Rebe fein, die fonft nur dem Namen 
nad) befteht, tie wir gleich fehen werben. Das ift an ſich fehr einfach. 
Allein allerdings bat ein folder Organismus mit fo beftimmten Funk⸗ 
tionen bie Vorausfegung, daß die Gemeinde groß genug fei, um den ⸗ 
felben in fi) auszutragen. Das nun aber fann wieder nur durch das 
Syſtem des Gemeindeweſens geboten werden, von dem wir ſogleich reden. 

€3 ergibt fi nun daraus, daß uns die Gemeindeverfafjung aller: 
dings das Weſen und Recht der großen leitenden und herrſchenden 
Faltoren barbietet; allein es ift eben fo Har, daß nunmehr bie zweite 
Aufgabe entfteht, die Rechtöverhältniffe diefer Faltoren in ihrer gegen 
feitigen Berührung und Beftimmung feftzuftellen. Und daraus dann 
entfteht das, was wir das Gemeindeverwaltungsrecht nennen. 

Es if vom größten Intereffe, die Geichichte des Bürgermeiſterthums 
im Allgemeinen und bie Geſchichte des Bürgermeifters im Beſondern von obigem 
Standpunkte genauer zu verfolgen; denn wenig Inflitute gibt es, welde ung 
fo deutlich das Einwirken der Elemente, aus denen die Verfaſſungen und Ber- 
waltungen hervorgehen, zeigen, wie eben bie Bürgermeifter. Nur muß man, 
um die Sache in ihrer gangen Bedeutung zu falfen, die Idee der Geſellſchafta - 
orbnungen mit dem Begriffe von Geſetz und Verordnung verbinden. Belanntlich 
iR der Bürgermeifter bis auf unfere Zeit die anerkannt gemaltigfte Macht in 
der Gemeinde; ja er erſcheint oft als die Gemeinde ſelbſt. Der Grund davon 
lag eben zunächſt darin, daß bei tem Mangel an flaatliher Verwaltung 
der Herr der örtlihen Verwaltung gleichſam König der Gemeinde war. Bis qu 
unjerem Jahrhundert nun, wo bie Elemente der Geſchlechia · un Nünkiüen 
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Ordnung ausſchließlich Herrihen und das Staatebürgerthum jelbft in den 
Städten nur noch als Keim eriflirt, gibt es leine wahre Gemeinbevertretung 
in unferem Sinne. Die alte Gemeindevertretung ift vielmehr entweder aus 
ſchließlich in den Händen der Geſchlechterordnung, des ſtädtiſchen Patriziertums, 
aber die fländifchen Corporationen der Zünfte und Innungen haben daran 
Theil; die inneren Kämpfe der Städte ſind eben deßhalb ſtets Kämpfe des 
ſtändiſch⸗bürgerlichen Elementes gegen die Geſchlechterherrſchaft; von einem freien 
Gemeindeleben, von einem Wahlrecht und einer Wahlfähigkeit in unferem Sinn 
iii keine Rede. Der Bürgermeiſter aber — und eben fo der Schultheiß anf 
dem Lande — ift ſtets der Vertreter der Geſchlechterherrſchaft, und 
der „Rath“ ift ſtets die ihm zur Eeite ſtehende Vertretung der ſtädtiſchen Ge— 
ſchlechter. In der Wahl und Beftallung des Bürgermeiſters gipfelt fich daher 
lets die in der Gemeinde herrſchende Geſellſchafteordnung; die Geſchlechter geben 
viel eher jedes einzelne Recht auf, als das auf die Beſetzung der Bürgermeifter- 
tele, und andernfeits ſchien fein Sieg ber ftänbifch- bürgerlidhen Elemente 
cenägend, bis nicht der Bürgermeifter aus ihnen hervorgegangen. Eben durch 
diefen Mangel an einer freien Gemeindevertretung behält der Bürgermeifter ter 
früheren Zeit nun auch Beſchluß und Verorpnungsgemalt zugleich in feiner 
Hand; deßhalb ift von einer Verantwortlichleit deſſelben gar feine Rede, aber 
feine Macht natürlich eine doppelte. Im unferer Zeit ift der Bürgermeifter 
etwas ganz anderes; er ift eine Inſtitution; die beichließende Gewalt if 
ſchon jet zum großen Theil aus feiner Hand genemmen, und das wird fpäter 
noch mehr der Fall fein; er iſt daher jet nicht mehr Herr fontern .Haupt der 
Gemeinde; fein ganzer alter Charakter ift verloren gegangen, und die legten 
Nefte verfhwinden täglih mehr. Dadurch aber ift nun eben tas Ber 
waltungsrecht möglich geworden, defien Elemente wir jett darzulegen haben. 


ll. Das Gemeindeverwaltungsredt. 


A. Begriff. Der innere, (natürfide) und der amtliche (übertragene) 
Birkungskreis. 


Während nun die Verfaffung die Organe ber juriftiihen Perſön— 
lichkeit und des perfönlichen Lebens der Gemeinde enthält, entſteht die 
Gemeindeverwaltung ald die Gejfammtheit der Thätigfeiten ver 
vollziehenden Gewalt — die That der Gemeinde. Es ift derſelbe Begriff, 
den wir ſchon beim Etaate dargelegt haben. 

Aus diefem Begriff der Gemeindeverwaltung entwidelt fih nun 
das Gemeindeverwaltungsrecht als die Gefammtheit der geltenden Be 
jtimmungen, nach welchen bie vollziehende Gewalt ihre Funktionen vor: 
zunehmen hat. 

Diejes Recht hat daher genau wie im Etaate zwei große Gebiete. 

Einerfeit3 fett daſſelbe das rechtliche Verhältniß der drei verfah 
ſungsmäßigen Organe zu einander in Beziehung auf die wirkliche Ver: 
waltung fort, und fo entiteht auch bier dasjenige, was Mir das 
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verfaſſungsmäßige Vollzugsrecht der Gemeinde — das Umlegen des Re— 
gierungsrechts — nennen. Andererſeits enthält es das geltende Recht 
‚für die Thätigkeit in Bezug auf die wirliche Verwaltung, oder das 
eigentliche Verwaltungsrecht. Dieß fcheint einfach). 

Nun aber ift das geltende Recht für die Thätigfeit der Gemeinde 
eben nicht bloß der Beichluß der lekteren, fondern die Gemeinde ift ja 
felbft nur ein Organ der vollziehbenden Gewalt. Es gelten daher für 
die Gemeinde wie für jedes andere Drgan auch die Gelege und Ber: 
ordnungen des Staats, und bilden daher ihrerjeits die Rechtsquelle für 
das Verwaltungsrecht der Gemeinde. So entftehbt in der That ein 
doppeltes Verwaltungsrecht derfelben und zwar in dem ftreng feit: 
zubaltenden Sinne, daß im erften Falle der Beichluß der Gemeinde 
das Necht bildet, im zweiten Falle Geſetz und Verordnung des Staats. 
Wie weit das lektere eintritt oder eintreten fol, fteht hier noch nicht 
zur Frage; genug daß es bis zu einem gewiſſen Grade ftet3 der Yall 
it. Immer alfo müflen wir zwei Grundformen des Gemeindevermwal: 
tungsrechts — des für die wirkliche Thätigfeit der verfaſſungsmäßigen 
Organe geltenden Rechts — anerkennen. 

Natürlich hängt nun das Eintreten diefer Unterſcheidung zunächſt 
von der wirklichen, organiichen Aufnahme der Gemeindevermwaltung in 
die geſammte ftaatlidhe Verwaltung ab. Sie tritt daher im vorigen 
Sahrhundert überhaupt nicht ein, ſondern erfcheint erft mit dem unjrigen. 
Hier hat man nun verfucht, beide Kategorien mit dem Namen des 
„eigenen“ oder „natürlihen” und bes „übertragenen“ oder „amtlichen“ 
Wirkungsfreifes der Gemeinde zu bezeichnen. Wir haben uns jchon 
früher gegen dieſe Unterfcheivung in biefer Form erflärt. ft der über: 
tragene Wirkungsfreis ein dauernder, fo ift er in Wahrheit ein eigener, 
und ift er das, fo muß man ihn durch jenes Wort nicht als etwas 
bezeichnen, twa8 man ber Gemeinde wieder nehmen könnte. St er fein 
bauernder, fo ift er in der That nur ein Auftrag oder Befehl, und 
daber fein Theil des Verwaltungsrechts der Gemeinde. Darüber dürfte 
man fich bald einig werden. Der eigentliche Einn der Unterfcheidung 
aber ift Tein anderer als der angegebene. Die Thätigfeiten der Ge: 
meinde, die einen jelbftändigen Beichluß berjelben ausführt, bil: 
den in ihrer Geſammtheit den eigenen Wirkungskreis berfelben; bie: 
jenigen Thätigfeiten dagegen, melde ein Geje ober eine Verorbnung 
des Etaat3 ausführen, enthalten das, was man ben übertragenen 
Wirkungskreis nennen fann. Offenbar ift dabei die Bezeichnung un- 
glüdlih; denn je nachdem für eine und dieſelbe Thätigfeit ein Geſetz, 
reſp. eine Verordnung exiftirt, würde fie eigener oder übertragener 
Wirkungskreis fein, fo daß eine objektive Scheidung eben nicht 

Stein, die Verwaltungslehre. 1. 2. 21 
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möglich if. Man follte daher ohne eine ſolche unpraktiſche Tren- 
nung zu verjuchen, einfach von innerer (ober eigener) und von amt: 
licher Verwaltung reden, man würde damit zugleich die beiven Rechts: 
gebiete bezeichnen, die hier maßgebend find. Wir verftatten uns baber, 
diefe Namen bier aufzunehmen. 

Nur liegt es in diefem Verhältniß, daß dieß ganze Gebiet fein 
einfaches bleibt. Wir find daher wieder in der Lage, mit aller Schärfe 
der Unterfcheidvung baflelbe zu behandeln. 

Demnach zerfällt dafjelbe zunächſt in die zwei Theile des Boll: 
ziehungds und bes eigentlichen Verwaltungsrecht3 der Gemeinde. Beide 
laflen fich jedoch in ihren Elementen leicht darſtellen. 


Die obige Unterfcheitung des natürlichen und übertragenen Wirkungskreiſes, 
obwohl der Sache nad faft in allen Gemeindeordnungen enthalten, flamımt 
befanntlich formell aus der üöfterreichifhen Gemeindeordnung von 1849 und ift 
in der neueren beibehalten. BVielleiht daß es uns gelingt, in Folgendem ben 
eigentlich praktiſchen Einn derſelben tarzulegen. 


B. Das verfafungsmäßige Vollziehungsrecht der Gemeinde. 


Das verfafiungsmäßige Vollgiehungsrecht ver Gemeinde entbält nun, 
genau fie das Regierungsrecht, das rechtliche Verhältniß der brei 
organischen Faktoren in der Vollziehbung des Gemeindewillens. Auch 
diefe liegen, mie fchon gelagt, in der Natur der That und ihrer Grund⸗ 
lage. Allein bier treten uns fofort die tiefen Unterfchiede entgegen, je 
nach der fo eben bezeichneten Natur des Gemeindvebefchluffes, und fo 
entfteht das, was mir dad Syſtem dieſes Vollziehungsrechts nennen 
müfjen. 


1) Das innere Vollzugsrecht der Gemeinde. 


Das innere Vollzugsrecht der Gemeinde berubt darauf, daß ber 
Beichluß der Vertretung nach eingeholter Zuftimmung des Vorftandes 
rechtlich ala Wille der Gemeinde gilt. Er ift dag Geſetz derjelben. 

Die Funktion der vollziehenden Organe ift es daher, zunächſt diefe 
Beichlüfle zu vollziehen. Die Pflicht dazu liegt in dem Daſein des 
Beichluffes; eine Vollzugsclauſel ift nur unter befonderen Verhältniſſen 
zweckmäßig. Mit der Pflicht ift das Recht zur Vollzugsverord 
nung gegeben. Bürgermeilter und Gemeindevertreter machen den Be 
Ihluß; Bürgermeifter und Rath machen die Verordnung. Es muß als 
eriter Grundjah gelten, daß die Vertretung nie eine Verordnung — 
Anwendung eines Beichlufles auf concreten Fall — und der Rath nie 
einen Beichluß machen darf. Allein von dem letzteren Sate gibt es 
Gine Ausnahme. Wo ein Gemeinbebefchluß fehlt, können Bürgermeifter 
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und Rath denfelben mit der Verordnung erjegen; das ift das Analogon 
der Verwaltungsverordnung. Es ift dann Sache ber Vertretung, einen 
fürmlihen Beihluß an die Stelle der letzteren zu fegen. Dieß Ver 
hältniß ift einfach. | 

Eben fo ift es Far, daß Bürgermeifter und Rath in Fällen der 
äußeren Gefahr Nothverordnungen erlaflen fünnen. Nur dürfen 
diefelben nie ſich auf die Rechte der Vertretung beziehen, fondern müflen 
ihr jogleich vorgelegt werden, damit fie daraus einen Nothbeſchluß 
machen. 

Dieß find die einfachen formalen Elemente des inneren Vollzugs⸗ 
rechts. Eben jo einfach find die Grundſätze für die Haftung der Voll: 
zugsorgane. Wir jeten hier die Grundbegriffe des verfaflungsmäßigen 
Negierungsrechts als befannt voraus. Das Folgende Tann nichts fein, 
als die einfache Anwendung derjelben auf das Gemeindeweſen. 

Bürgermeifter und Rath find zunächſt verantwortlich für ihre 
Verordnungen und Thätigfeiten, daß diefelben im Geifte der Gemeinde: 
bejchlüfje geichehen. Die Form, in welcher diefe Verantwortlichkeit zur 
Geltung gebradht wird, Tann hier faum eine andere fein, als die ber 
Öffentlichen Erklärungen und Abjtimmungen in der Gemeinbevertretung. 
So ſtark ift feiner, daß er fich gegen biejelben erhalten könnte. 

Aber anders geitaltet es jich da, mo die Verorpnungen derjelben 
gegen die Beichlüffe der Vertretung gehen. Hier tritt der Begriff und 
das Recht der Haftung anitatt das der Berantmwortlichleit ein, und 
diefe Haftung erfcheint in der Klage, welche die Gemeindevertretung 
gegen die vollgiehende Gewalt erhebt. Das ift das Analogon der Mis 
nifteranflage; nur ift fie durch die Vertretung zu befchließen, und ein: 
fach bet dem ordentlichen Gericht einzubringen. Das Urtheil lautet 
auf Gültigkeit oder Ungültigleit der bürgermeijterlihen Verorbnung 
eventuell auf Haftung für den Schaden, den bie Gemeinde leibet. Da 
nun, mo es fih um mirtbfchaftlihe Aufgaben handelt, in denen der 
Bürgermetfter die Gemeinde privatrechtlich vertritt, müfjen mir jedoch 
einfach die Grundſätze des Mandats als geltende annehmen, und bie 
Haftungspflicht des Bürgermeifters nach den Grundfägen des Mandatss 
verhältnifies eintreten laffen. Dieß find die Grundſätze für das Klag⸗ 
recht; ein Beſchwerderecht für die innere Vollgiehung der Gemeinde 
fönnen mir jedoch nur in Beziehung auf die Funktion der Gemeinde: 
beamteten zulaffen, gegen welche die Beſchwerde an Bürgermeilter und 
Rath geht; gegen die leßteren kann es zwar Klage, aber nicht Ber 
ſchwerde geben, und zwar einfach deßhalb nicht, weil fonit der Burger: 
meifter felbft auch) dann, wenn er ganz im Namen der Gemeinde han» 
belt, doch nur als Beamteter behandelt werden würde. Natürlich iſt 
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das in den Gemeindeordnungen anders, welche den Bürgermeifter eben 
als Drtsobrigleit auffaflen; aber es iſt Har, daß das Recht auf Be 
ſchwerde gegen den Bürgermeifter ihn zu einer untergeorbneten Behörde 
machen würde. Das Hecht jedes Einzelnen dagegen, fi) über Bürger: 
meifter und Rath bei der Gemeinbevertretung zu bejchiveren, ftatt fie 
zu verklagen, müßte die ganze Stellung derjelben vernichten. 

Schließlich darf bemerft werden, daß für das Klagerecht in Be 
ziehung auf Competenz, Litispendenz u. |. w. genau dieſelben Grund⸗ 
fäge gelten müfjen, wie für abminiftrative Klage überhaupt. 


2) Das amtlihe Vollzugsreht der Gemeinde, 


Das amtliche Vollzugsrecht der Gemeinde entfteht in allen ben 
Fällen, wo die Vollzugsgewalt der letteren, Bürgermeifter und Rath, 
nicht mehr einen Beichluß der Gemeinde, fondern vielmehr ein Geſetz 
oder eine Verordnung des Staat? zur Vollziehung bringt. 

Die Vorausſetzung daher liegt offenbar darin, daß die Gemeinde 
eben felbjt ein Organ der vollziehenden Gewalt des Staats ift, und 
in ihrer Thätigleit daber den Willen bes letzteren verwirklichen muß. 

Iſt das nun der Fall, fo erjcheinen Bürgermeifter und Rath hier 
als Organe der Regierung für die Gemeinde; das, was fie thun, gebt 
nicht mehr aus dem Beichluffe der lebteren hervor; fie fcheinen daher 
auch der Gemeinde in allen viefen Fällen gar nicht verantwortlich, 
jondern haften wie jeder andere einzelne Beamtete der Regierung und 
ihre Organe. Und das tft nun eben der Standpunkt, den die franzöſiſch⸗ 
preußifche Gejebgebung über das Gemeindeweſen einnimmt. Es iſt aber 
Har, daß derſelbe am Ende jede Eelbitändigfeit der Gemeinde unter: 
graben muß. Denn die wahre Idee der freien Selbitverivaltung be- 
ruht doch darauf, daß die Vollzugsorgane den Willen des Beichließenden 
thbun. Das Mittel, welches daher Harmonie zwilchen beiden Faktoren 
berjtellt, ift die Verantwortlichkeit. Scheidet man fie aber, jo tft es 
Har, daß die wahre Selbitverwaltung damit zu Ende iſt; e3 entitehen 
jene Mitteldinge, wie wir fie in Franfreih und Preußen fehen, in 
denen der Beichluß der Gemeinde, die Vollgiehung ver Regierung gebört. 
Das Mittel der Löſung aber liegt im Folgenden. 

In der That nämlich vollziehen nidyt Bürgermeilter und Rath, 
jondern es vollzieht die Gemeinde das Geſetz und die Verorbnung, 
und erft in der Gemeinde die eriteren. Es folgt, daß der, auf die Voll 
ziehung als ſolcher gerichtete Wille noch nicht ein Wille von Bürgermeifter 
und Rath, jondern ein Wille der Gemeinde, das iſt aljo der Gemeinde: 
vertretung jein muß. Daraus ergibt fih, daß Bürgermeifter und Rath 
auch da, two fie im Namen der Gemeinde ein Geſetz zur Verwirklichung 
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bringen, nicht zu dem Zweck eine einfeitige behörbliche Verfügung erlafien 
fönnen, fondern daß die Gemeindevertretung biefe Verfügung zu beftim- 
men, und Bürgermeifter und Rath daher nicht wie eine Behörde uns 
mittelbar das Geſetz oder die Verordnung, jondern vielmehr den, über 
die Ausführung beider gefaßten Befhluß der Gemeindevertre: 
tung auszuführen haben, und mithin eben der Gemeindebeſchluß 
felbft die eigentlihe Verfügung ift. Der Bürgermeifter hat 
daher das Geſetz und die Verordnung ber Gemeindevertretung vorzu⸗ 
legen und ihre Verfügung zu vollziehen. Dabei allerdings tritt wieder 
das Princip der Verantivortlichleit ein. Die Vollzugsgewalt ver Ge 
meinde haftet nämlich der Negierung einerfeit3 dafür, daß der Wille 
der Regierung der Gemeindevertretung auch wirklih vorgelegt und 
daß irgend ein Beichluß darüber gefaßt werde, da der Bürgermeifter 
das Haupt der Gemeinde ift; und zmeitens haftet er dafür, daß ber 
gefaßte Beichlup nicht zur Vollziehung gelangt, wenn berjelbe in 
offenbarem Widerſpruch mit dem zu Vollziehenden, dem Willen des Ges 
fees oder der Verordnung fteht. Denn in diefem Falle fol der Bürger: 
meifter feine Entlaffung geben, indem er ala Haupt der Vollziehung 
und Gefebgebung, wenn einmal durch feine Zuftimmung der Gemeinde: 
beſchluß zu Stande gekommen ift, denfelben auch pflichtmäßig vollziehen 
müßte. Auf diefe Weife Iöst fich die obige Frage, indem man den 
Beichluß der Vertretung und nicht den Willen ver Vollziehung als bie 
Quelle der Vollziehungsgewalt in der Gemeinde fett; und nur fo wird 
es vermieden, daß nicht zwiſchen Vertretung und Vollziehung ein fremdes 
Element hineintritt, das die wahre Selbftvertwaltung vernichtet. 
Allerdings gibt e8 davon Eine Ausnahme; das ift der Fall der 
Nothverordnung. Die Nothverordnung hat gegenüber der Selbft- 
verivaltung nämlidy einen ganz beitimmten und jebt erft Klar zu defini: 
renden inhalt. Sie befteht darin, daß die Regierung das Recht hat, 
im Namen bringender Gefahr der Vollzugsgewalt der Gemeinde zu 
befehlen, oder aud eventuell gegen den Beichluß der Vertretung eine 
beitimmte Anordnung zur Ausführung zu bringen. Sn diefem Falle 
halten wir dafür, daß Bürgermeifter und Rath die Verpflichtung 
haben, den Willen der Regierung zu befolgen, und daß die Berantwort: 
lichkeit damit von ihnen auf die Regierung übergeht. Nur ift auch hier 
erforderlih, daß der Titel der Gefahr im Verzuge ausbrüdlicdh aus« 
geſprochen ſei. Doch muß demfelben das Recht bleiben, gegen unmit- 
telbare Anzeige an die Regierung eher feine Entlaffung zu geben, als 
daß er etwas vollzöge, was gegen feine Weberzeugung iſt. Es ift 
darum Sache der Regierung, ihrerfeitö nad) den Grundſätzen der Ober: 
aufficht meiter zu verfahren. 
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Es gehört ſchon ein hoher Grad von freier Auffaflung und viel Klarheit 
über das Weſen von Gefe und Verordnung dazu, um diefe Grundſätze anzu⸗ 
erfennen. Der Gedanke, daß auch der beftimmtefte Befehl der Regierung erft 
durch den Beſchluß der Vertretung zur Ausführung an die Gemeindevollzugs- 
gemalt übermittelt werden kann, und daß eben deßhalb nicht der Bürgermeifter, 
fondern erft die Gemeinde ver Behörde haftet, ift von der biäherigen Auffafjung 
ſehr entfernt. Auch bier aber dürfen wir darauf hinweiſen, daß man diefe 
Sätze nicht etwa für fich betrachten, fondern fie in enge Verbindung mit den 
Grundſätzen iiber da8 Hecht der Autonomie und Oberauffiht im Gemeindeweien 
zu bringen bat, da fie alleinftehend kein wahres Bild von der ganzen Ge- 
meindevermwaltung geben. Denn natürlich” muß, wenn die Gemeinde ald Ganzes 
ihre Funktion als vollziebende Gewalt nicht vollbringen will, die Regierung 
Mittel in Händen haben, das hervorzubringen, da fie zulett für die Verwirk⸗ 
fihung des Geſetzes haftet. Davon fpäter. Hier aber handelt es fi nur 
darum, den Bilrgermeifter und Ratb auch in den Fällen nidht von der Ge 
meindevertretung zu jcheiden, wo es fih um den Vollzug von Berordnung 
handelt. Und dieß ift nur in der obigen Weife möglih. — Es ift natürlich), 
daß die beftehenden Gemeindeordnungen diefe Grundfäge noch nicht anerkannt 
haben, da man auch in der ftaatlihen Berfaffung die Gefepgebung von ver 

Bollziehung nicht gehörig fcheidet. 


C. Die wirklide Verwaltung der Gemeinde und ihr Recht. 
1) Begriff und Syftem der wirklichen Bermwaltung der Gemeinde. 


Eon wie man auf dem obigen Wege dazu gelangt, Begriff und 
inhalt der Gemeinde in ihrer ganzen .öffentlich rechtlihen Bedeutung 
aufzufaflen, jo wird es nun allerdings unabweisbar, aud) die pofitiven, 
praftiichen Thätigfeiten und Aufgaben ver Gemeinde fi nicht mehr 
in den Einzelheiten, ſondern als ein organiſches Ganze zu vergegen: 
wärtigen. Wir wiſſen recht wohl, daß wir damit eine Yorberung an 
die mwiflenichaftliche Behandlung des Gemeindeweſens und in leßter 
Linie aud an die Gefeßgebung ftellen. Allerdings ift diefelbe zunächft 
nur formell; fie ijt aber dennoch von fo entfcheidender Bebeutung, daß 
wir ihren Sinn mit einigen Worten bier fchon im Voraus erflären 
müſſen. 

Das ganze Gemeindeweſen hat ſich in ſeiner Selbſtändigkeit be 
kanntlich nur langſam von der Obergewalt der Regierung losgelöst. 
Der Unterſchied der Vollzugsgewalt von der beſchließenden iſt nur noch 
im Keime gegeben; über den Inhalt der wirklichen Verwaltung für 
die Gemeinde ift man fi mo möglich noch meniger klar und einig. 
Die Gemeindegefeßgebungen, denen ja überhaupt auch für den Staat 
fein Epftem der wirklichen Verwaltung vorlag, famen gar nie dazu, 
ein ſolches Syſtem für die Verwaltung Ver Semi u wur 
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juchen, gejchweige denn aufzuftellen; dazu fam, daß bei dem außer: 
ordentlich großen Unterſchied des Gemeindeumfangs, wie derſelbe durch 
die ausſchließliche Geltung des Begriffes der Ortsgemeinde bedingt war, 
es geradezu unmöglich erſcheinen mußte, das ganze Gebiet der Verwal⸗ 
tung auf das Gemeindeweſen zur Anwendung zu bringen. Eo ilt es 
gelommen, daß man eigentlich nie die Verwaltung im Gemeindeweſen 
in ihren organifchen und foftematifchen Inhalt aufgelöst hat. Man 
hat fih, und das ift der Charakter diefes Gebietes ſowohl in Wiſſen⸗ 
ſchaft als Gefetgebung, damit begnügt, unter Verwaltung und Ver: 
waltungsrecht der Gemeinde — wenn man e8 überhaupt felbftänbig 
von der Verfaffung ſchied — die Grundſätze der rein wirtbichaftlichen 
Verwaltung ald „die Verwaltung bed Gemeindevermögend” darunter zu 
denfen und fich im Uebrigen damit zu begnügen, die über die Vermögens: 
verwaltung binausgehenden Aufgaben und Rechte der Gemeinde ftüd: 
weile etwa ala „Competenz“ oder „Rechte“ der Gemeinde aufzuzählen, 
ohne fih zu fragen, marum man denn dazu kam, dieſe Rechte als 
etwas Bejonderes neben all die übrigen Beitimmungen binzuftellen, die 
ja doch eben fo gut „NRechte” der Gemeinde enthalten. Es ift daher 
fein Zweifel, daß bier ein faft gänzlich unaufgelöstes Gebiet des Ger 
meindeweſens liegt, deſſen Bedeutung wohl auf den erften Blid Mar 
ift; denn e8 umfaßt eben das praftiiche Leben ver Gemeinde felber. 

Legt man nun bier den Begriff des Staatd zum Grunde, wie 
mir ihn im I. Band entwidelt haben, fo ift diefe Frage ziemlich Far. 
Die Gemeinde umfaßt alle Sntereffen, fo meit fie einer örtlichen Bes 
ſchränkung fähig find. Die Lehre von der wirklichen Verwaltung zeigt 
und nun, daß diefe Intereſſen oder Lebensaufgaben in drei große Ge 
biete zerfallen. Das erfte ift das der Wirthſchaft, das zweite ift 
das der Rechtspflege, das dritte ift das ded Inneren, ober die 
Verwaltung der Elemente der perjönlichen Entwidlung, die Verwaltung 
im engiten Sinne. Es folgt daher, daß die Gemeindeverwaltung, mag 
fie formulirt fein mie fie will, ftet in diefe drei Gebiete zerfällt, 
und daß man daher alles, mas an Gefeßgebung über die Aufgaben 
‚und Thätigfeiten der Gemeinden aller Völker und Zeiten beftimmt 
worden ift, oder was die Wiffenfchaft dafür fordern mag, ſtets auf 
diefe drei großen Gebiete und ihr Recht rebuciren muß. Ohne das 
gibt es vielleicht juriftifche Interpretationen und legislative Experimente, 
aber fein organisches Verſtändniß der Gemeindevertvaltung. 

Dieß Syſtem der Gemeindeverwaltung, an fich fcheinbar theoretifch, 
wird nun dadurch von größter praftifcher Bedeutung und zugleich zur 
Grundlage einer eingehenden hiftorifchen Auffaffung, daß jedes biefer 
drei Gebiete feine eigene Gefchichte und feine eigene Gelegaekung Ur, 
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und font zu einem felbftändigen Gebiete des Gemeinderechts geworben 
ift und noch gegenwärtig als foldhes dafteht, wenn man aud) das an 
fih einfache Verhältnig nicht immer Har verftanden bat. Aber eben 
von diefem Standpunkt aus wird nun aud der Stoff ein fo reicher, 
daß es für unfere Arbeit ganz unthunlich ift, ihn weiter zu verfolgen. 
Wir müſſen die Sache beionderer Darftellung überlaflen, und begnügen 
und daher, nur die leitenden Gedanken bier aufzuftellen. Der Kundige 
wird dann ohne Mühe nicht bloß das Hiftorifche Material darnach oronen, 
fondern aud die Stellung und den Werth jeder pofitiven Gemeinde: 
ordnung darnach beurtheilen. 


2) Die wirthſchaftliche Berwaltung der Gemeinde und ihr Recht. 
Das Gemeindebudget und die Bemeindevertretung. 


Die wirtbichaftliche Verwaltung der Gemeinde iſt zunächſt nicht 
anderes, als die Anwendung der Etaatswirthfchaft und ihrer Grund⸗ 
begriffe auf das wirthichaftliche Gemeindeleben. Die Gemeinde hat darnach 
ihre Einnahmen, melde aus dem Vermögen, ben twirtbichaftlichen 
Leiitungen (Anlagen, Anftalten u. ſ. w.) und ben Steuern herbor: 
gehen, an welche fich der Gemeinvefredit und das Gemeindeſchulden⸗ 
weſen anjchliegen. Die Ausgaben der Gemeinde find gleichfalls die 
Verwendungen diefer Einnahmen für die Ziele der Gemeinde. Das 
ijt die Mirtbichaft der Gemeinde für fih. Aus diefer Wirtbfchaft ent: 
jtehbt nun das mwirtbfchaftlihe Verwaltungsrecht der Gemeinde ala die 
Geſammtheit derjenigen Beftimmungen, nad) welchen die Gemeinde über 
ihre Einnahmen und Ausgaben befchließt, und die wirkliche Ber: 
wendung der letzteren oder das Einfließen der eriteren controlirt. 
Den Ausdruck dieſes Nechts bildet das Budget der Gemeinde, das 
gerade bei der Gemeinde vielfach als mwirtbichaftliches Gefeg im engeren 
Sinne, nämlich ald Gemeindebeihluß über tie Verwaltung des Ges 
meindevermögens erjcheint, da die Eteuern der Gemeinde auf dem 
Gontinent erft in neuefter Zeit anfangen von Bedeutung zu werden. 
Hier eröffnet fih nun ein unendlich weites Gebiet, von welchem wir 
nur die leitenden Grundſätze als Principien der wirtbichaftlichen Ge: 
meindegefeggebung und Verwaltung aufftellen fünnen. 

Grfter Grundfag: es ift falſch, die Selbftverwaltung des Ge 
meindevermögens ald den Beginn der freien Verwaltung anzufehen, 
da dich Recht nicht im Wefen der letteren, jondern in dem der Pers 
fönlichfett und ihres Eigentbums überhaupt liegt. Die freie mwirth: 
Ihaftliche Verwaltung beginnt erft bei der Selbjtbefteuerung, und 
diefe fol Sache der Gemteindevertretung fein, melde allein über das 
Steuerſyſtem der Gemeinde zu beichließen hat. Es iſt falich, dafür 
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eine Genehmigung ber Regierung zu fordern; eben fo wenig fol eine 
Genehmigung der Landichaft nothiwendig fein; wohl aber ift dieſelbe 
praftiich richtig bei Veräußerung von Immobilien. Im Uebrigen fol 
die Theilnahme der Gemeindebürger nicht durch die Oberaufficht ver 
Regierung grundſätzlich überflüffig gemacht werben. 

Sn der That Hingt es beinahe wunderbar, wenn die Gemeinde: 
ordnungen den Bürgern das „Recht“ zugeftehen, ihr eigenes Vermögen 
zu verwalten. Die Genehmigung der Steuern hatte allerdings einen 
Sinn und hat ihn noch, fo lange man nicht die befchließende Gewalt 
von der verorbnenden des Bürgermeilterd und Rathes getrennt hatte; 
denn jo lange diefe die Steuern beitimmen, beftimmt fie ja in ber 
That ein Drgan der vollgiehenden Gewalt, und hier muß die legtere 
das Recht haben, genehmigendb einzugreifen. Man kann mit aller Ber 
ftimmthett vorherfagen, daß dieß Hecht der Genehmigung verichwinden 
wird, ſobald die Verfaffung nach ihren drei Organen richtig geordnet 
it. So wie in einer Gemeindeorbnung der Sat fteht: die Gemeinde, 
vertretung verhandelt und beichließt alljährlich öffentlich über die Eins 
nahmen und Ausgaben, bedarf e8 Feiner Genehmigung mehr — die ja 
ohnehin faft nie veriveigert wird. 

Zweiter Grundjag: das wirthſchaftliche Geſetz (Budget), deſſen 
Schwerpunkt daher dieſe Selbſtbeſteuerung und die Verwendung der 
dadurch erzielten Einnahmen iſt, muß jährlich und öffentlich verhandelt 
werden; der Bürgermeilter hat e8 mit dem Rathe zu entwerfen, die Räthe 
haben e3 zu vertreten, die Oemeindevertretung hat darüber endgültig zu 
beichließen. 

Es ift natürlih, und mehr als das, es ift nothwendig, daß biefe 
Verhandlung über das Gemeindebudget die Hauptaufgabe der Gemeindes 
vertretung werden muß, mährend ebenjo naturgemäß die vollziehenve 
Gewalt die wirkliche Verwendung der ihr zugetwiefenen Summen für die 
dafür beftimmten Ausgaben haben wird. Und zwar ivefentlich deßhalb, 
weil diefelbe vorzugsweiſe über die Nothwendigkeit der vorgefchlagenen 
Verivendungen oder Ausgaben ftattfinden wird, welche ja eben die 
materiellen Mittel der praftiichen Verwaltung enthalten. Es ift daher 
grundfäglich falſch, fich wie die meilten Gemeindeorbnungen mit einer 
Öffentlichen Auflage der Gemeinderechnungen zu begnügen, in die jeder 
„Einfiht” nehmen Tann. Es ift falfch, zu glauben, daß das etwas 
nüßt; es ift falih, zu glauben, daß es geſchieht; es ift falſch, zu 
glauben, daß, wenn es gejchieht, es das nüßt, was es nüten ſoll, 
nämlid) an den ziffermäßigen Ausgaben den Werth verjelben, und an 
den Einnahmen die Richtigkeit der Beiteuerung zu zeigen. Das, dieſe 
Hauptfache, kann eben nur die regelmäßige Debatte einer, von ber 
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Leider aber ift gerame Liefer Theil ter cm weristten gerũgend 
kebantelte. Tie Beikichte ter Gemeinten bat ie gut als gar leine 
Empfintung für das Gemeindeſteuerweſen, Tas eine dürftige Dermutb 
bei Lang und Anflänge bei ver Rectägeicdhichte ſindet: die publictitiſche 
Behandlung bat das Princiv tes Budgets auf das Gemeinteiweien 
nit anzuwenden getvußt, und tie Gemeintegeießgebung it bet ten 
Heftimmungen tiber die Verwaltung tes Bermögend iteben geblieben. 
Hier liegt daher die erfte und wichtigfte Aufgabe ter Theorie und 
Praxis des Bemeindeverwaltungsrehts. Steben aber tie übrigen beiten 
(Srundfähe felt, jo ergeben fi die einzelnen Antventungen, tie ratie⸗ 
nelle Befteuerung , die formale Gontrole, tie Reviſion u. a. m. leicht 
von ſelbſt. Wir enthalten uns darauf einzugehen. 

Ter dritte (rundſatz ift dann: die volljiebente Gewalt haftet 
taflir, daß die ım Gemeindebudget kewilligten Eteuern und Cinnaf: 
men auch wirflih nur für den Zweck vertvendet werden, für den fie 
bewilligt find. Auch das braucht nur als allgemeines Princip an— 
erfannt zu fein; bat eine Gemeinde nur eine Jelbitändige Vertretung, 
welche die Vudgetdebatte jährlich durchführt, jo braucht man für die 
ftrenge Entwidlung der Conſequenzen nicht zu forgen, die in dem 
obigen Princip gegeben find. 


3, Die Rechtspflege der Gemeinde. 


Auch bier ftehen wir vor einen Gebiete, das an Inhalt und Be 
deutung wenig andern nachfteht, und das, ganz ähnlih ie das Recht 
der twirtbichaftlichen Gemeindeverwaltung, oft und gründlich bebankelt, 
aber felten oder eigentlich faft nie in feiner gehörigen Verbindung eben 
mit dem Gemeindeweſen aufgefaßt worden ift. Daber erfcheint es auch 
vielen, als ob die Forderung der neuen Zeit, daß die Gemeinde einen 
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Meinung, als handle es fich bei dieſer Frage um nichts ald um eine ein: 
fache Verwaltungsthätigkeit. Es gibt daher eine Richtung, welche ber 
Gemeinde und ihrer Selbftverwaltung zu viel Recht einräumen till; 
die Behandlung der Sache ſelbſt aber ift faſt gänzlich der Lehre von 
der Gemeinde entzogen; das neuefte Beifpiel dafür gibt mohl Gierfes 
Wert, das, beitändig von den Gemeinden handelnd, gar nicht zur 
Rechtspflege derjelben gelangt. Allerdings nun muß man dabei mohl 
einen etwas höheren Standpunft einnehmen, der auch für die Fünftige 
Entwillung maßgebend werden muß und zugleich den Maßſtab für die 
Beurtheilung des gegentwärtigen Rechts abgibt. Diefer ift nun folgender: 

In der That ift nämlich das Gericht nicht bloß ein Verwaltungs⸗ 
törper, und dieß muß feitgehalten werden. Daſſelbe erjcheint vielmehr 
in der Rechtögefchichte überhaupt als ein hochwichtiges Organ der Rechts⸗ 
bildung; es fcheint unnöthig, hier darzulegen, wie und warum das 
der Fall ift. Iſt es aber ber Fall, fo ergibt fih, daß das Gericht in 
feiner ganzen Organifation ſich als Glied desjenigen Organismus hin: 
jtelt, der felbft die Nechtsbildung übernimmt; oder, ie mir jagen 
müflen: die Natur der Rechtsbildung fordert, daß die Gerichte von 
derfelben Gewalt beftellt werden, melde die Rechtsgeſetze gibt, 
nad denen die Gerichte zu urtheilen haben. Dieß Geleß be: 
berricht von jeher die Organifation der Gerichte überhaupt, und alſo 
auch die der Rechtspflege der Gemeinde. 

Es folgt daher, daß die Gemeinde das Gericht jo lange und fo 
weit ſelbſt bilden wird, als fie jelbit das Necht bildet, und daß das 
Gemeindegeriht aufhört, ſobald die rechtsbildende Kraft außerhalb ber 
Gemeinde liegt. Iſt das lebtere der Fall, jo wird es vielmehr ein 
MWiderfprucd mit der organischen Entiwidlung der Dinge fein, wenn bie 
Gemeinde auch dann und da noch die Rechtspflege ala Theil ihrer Ver: 
waltung behält, mo die Rechtsbildung ftatt von ihr, vielmehr vom 
Staate ausgeht. 

Nun ſehen wir allerdings, daß urfprünglich die Gemeinde, und 
zwar ſowohl die Land: als die Stadtgemeinde, die eigentlich rechts— 
bildenden Körper find. Das fteht hiſtoriſch feft, und beruht auf Grün: 
den, die wir nicht erft weiter darzulegen brauchen. Mit der größeren 
Entwidlung des Gefammtlebend dagegen wird auch der reis, welcher 
das Necht bildet, ein immer größerer. Es ift diefer befannte Proceß 
ein leicht aufzulöfender; er beruht darauf, daß der Grundbeſitz und das 
gewerbliche Capital mehr und mehr ihren Unterfchied verlieren, und 
ftatt der Begriffe von Grund und Boden und Gewerbe der Begriff 
der Güter an ihre Stelle tritt; in dem Begriff und damit auch in 
dem Recht des Gutes find ſich alle Güter gleih. Nun aber fagen ir, 
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daß ta, wo jede Unterſcheidung der Güter in Beziehung auf ihr Recht 
wegfällt, die materielle Bafis der ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft gegeben 
ift. Und fo ergibt fi der Sag, daß in der ſtaatsbürgerlichen Geſell⸗ 
Ihaft nur der Staat felber der rechtsbildende Faltor ift; er iſt micht 
bloß für alles andere, ſondern auch für das Recht die einzige geſetz⸗ 
gebende Gewalt. Das ijt gewiß. Daraus aber folgt wieder, daß auch 
die Gejammtheit der Gerichte und ihrer Thätigfeit ala eine Aufgabe 
der Staatsverwaltung ericheinen muß; mit der eigenen Rechts⸗ 
bildung verliert die Gemeinde naturgemäß ihr eigenes Gericht, und die 
Richter werden grundſätzlich Staatsbeamtete.. 

Es iſt nun fein Zmeifel, daß wir auf diefem Standpunlte in 
unjerem Jahrhundert ftehen, und es muß daher als erfter Grundfag 
für die Rechtspflege gelten, daß die Gemeinde als folche mit derfelben 
gar nichts zu thun hat, fondern daß die Gefammtheit aller Richter als 
ein von dem Gemeindeleben unabhängiger, dem Staatsleben allein 
angeböriger Organismus baftehen muß. Und in ber That ift dieſer 
Grundfag aud von der ganzen Gejeßgebung Europa’3 angenommen 
worden, ohne daß man fich über feinen tieferen Zufammenhang gerabe 
genauere Rechenfchaft abgelegt hatte. 

Allein aus demſelben Grundfag folgt nun auch der zweite, der 
zugleich die Ausnahme und die Betätigung des erfteren bildet. Ein 
gewifjes enges Maß von Rechtsbildung, die Modifikation unbeitrittener 
allgemeiner Rechtsprincipien durch fachliche oder örtlihe Momente, bleibt 
den verfchievenen Lebensfreifen. Daher ift e8 auch naturgemäß, daß 
fid) an das Syſtem diefer rechtSbildenden Körper cin analoges Eyftem von 
Gerichten anjchließt. Wir finden diefe Gerichte zunächſt auf der Baſis 
von Handel und Getverbe, in dem Handels: Wechfel: und Gewerbegerichte. 
Mir finden eö aber auch im Gebiete des Grundbeſitzes und feiner ört⸗ 
lichen Verhältniſſe. Aus dieſen aber geht der Körper der Gemeinde 
hervor. Und fo ergibt ſich, daß das natürliche Gebiet der Nechtöpflege 
der Gemeinde dasjenige ift, mo die örtlichen Verhältniffe derfelben noch 
ala rechtöbildend fidy erhalten. Dieß Gebiet aber ift dasjenige, mo die 
Gemeinde jelbjt noch eigene Verordnungen erlaflen fann. Das eigent- 
lihe Gemeindegericht ijt daher der, von der Gemeinde ausgehende rid): 
terliche Organismus über das durch die Gemeindeverorbnungen gebildete 
Recht; und das iſt wieder vor allen Dingen das niedere Polizeirecht. 
Hier ıjt daher auch in der ftaat3bürgerlichen Geſellſchaft noch ein Ge: 
meindegericht möglich, und hier ift e8 auch zum Theil vorhanden. 

Allein daran fchließt fi) nun der dritte Grundfaß für die Gemeinte: 
rechtöpflege. Wenn aud hier das Necht ein befonveres ift, fo darf 
doch das Berfahren nit von dem Tür dos Maememe Het geltenden 
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ſich unterfcheiden ; oder, es kann die Gemeinde Fein befonderes Gerichts: 
verfahren für ihre Nechtöpflege ſetzen. Es fcheint vieler Cat keines 
Beweiſes zu bedürfen. 

Endlich haben namentlich die Öfterreichifchen Gemeindeordnungen 
noch den Vergleichsverſuch als einen Theil der Rechtspflege der 
Gemeinde aufgenommen („dur gewählte Bertrauendmänner” nieder: 
Öfterreichiiche Gemeindeordnung $. 25), ein Satz, der einer eingehenden 
Erörterung bedarf, und auf den wir hier nun als einen fehr beachtens⸗ 
werthen aufmerkſam machen wollen. — Dieß nun find die leitenden 
Grundſätze für die Rechtöpflege der Gemeinde und die Behandlung der 
Frage, ob und mie meit eine foldhe für die Zufunft der Gemeindeord; 
nungen noch ftattfinden fol. Und jeßt gelangen wir zum legten Theile 
der Gemeindeverwaltung. 


4) Die innere Gemeindeverwaltung. 


Indem wir nun dieß letzte Gebiet betreten, müflen wir von vorn 
berein davon ausgehen, daß wir für dafjelbe zu feinem Nefultate ge- 
langen können, und daher in diefelbe Leere des Gegenftandes fallen 
werden wie die bisherigen Behandlungen, wenn wir nicht den hoch⸗ 
wichtigen Gegenitand von einem allgemeineren Standpunkt, von dem 
Begriffe der inneren Verwaltung felbft, betrachten dürfen. 

Die pofitiven Gemeindeordnungen nämlich weiſen ten Gemeinden 
fait alle gewifje Aufgaben zu, melde ohne allen Zmeifel der inneren 
Verwaltung angehören. Ebenſo unzweifelhaft ift dabei das, dieſe ge: 
jeglichen Beſtimmungen beherrſchende und durchdringende Gefühl, daß 
alle dieſe poſitiven Beſtimmungen doch am Ende feine eigentliche Ab- 
gränzung der Competenz enthalten können und ſollen, und zwar einfach 
darum nicht, weil eben eine ſolche objektive Unterſcheidung ſich gar 
nicht feſthalten läßt. Faſt ausnahmslos ſetzen daher die Gemeindeorb: 
nungen zwei Geſichtspunkte, die wir namentlich in den öſterreichiſchen 
Gemeindeordnungen als den neueſten am deutlichſten ausgedrückt finden. 
Es heißt zuerſt, „daß der (ſelbſtändige) Wirkungskreis der Gemeinde — 
alles umfaſſe, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt, und 
innerhalb ihrer Gränzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und aus: 
geführt werden Tann,” — und dann folgen einzelne (13) Kategorien, 
die als folche bezeichnet werben, „melde in biefem Einn befonders 
hieher gehören,“ (nieberöfterreichiiche Gemeindeordnung von 1803 $. 25). 
Sm Wefentlichen ift es ebenfo in allen deutſchen Gemeinveorbnungen. 
Es fragt ſich daher, welches die Bedeutung diefer Nebeneinanderftellung 
jet, und ob in derjelben nicht vielmehr ein anderer Gedanke zum 
Grunde liege, der feine definitive Formulirung von der Wiſſenſchaft 
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erwartet, obwohl es fein Zweifel ift, daß namentlich in dieſen öfter: 
reichiſchen Gefegen alle Elemente dieſer Formulirung ſchon gegeben find. 

Wir glauben nun, daß das nicht ſchwer ift, wenn man den Be 
griff der inneren Verwaltung überhaupt zum Grunde legt. 

Die innere Verwaltung hat diejenigen Bedingungen ber perfönlichen 
Entwidlung zu geben, melde der Einzelne fich nicht jelber verfchaffen 
fann. . Sie gebt vom Staate zunächſt aus, allein jene inneren Bedin⸗ 
gungen find dennoch vollfommen diefelben, ob fie nun in der 
Gemeinde oder im ganzen Staate erfcheinen. Denn Wege und Straßen, 
Sicherheitspolizei und Sittlichkeitspolizei, Armenwejen und Schulweſen 
find weder ausfchlieglich ftaatlihe Aufgaben, noch Sache der Gemein: 
den, ſondern liegen im Wejen der Berjönlichkeit. 

Iſt das nun der Fall, fo ergibt fi), daß die innere Verwaltung 
der Gemeinde ihrem Objekte nach gar feine Gränzen haben fann und 
fol, fondern daß fie an fih alle Aufgaben der inneren Verwaltung 
begreift. Wo alfo immer folche nähere Beitimmungen über die Com: 
petenz; der Gemeindeverwaltung erfcheinen, können fie nie die Natur 
einer principiellen Beichränfung derjelben haben, fondern müflen etwas 
mwejentlih anderes bebeuten. Denn die Competenz der inneren Ber: 
waltung der Gemeinde umfaßt grundläglih dad ganze Gebiet der: 
jelben. Die Anführung fpecieller Gebiete der Gemeindecompetenz bes 
deutet daher nicht, daß dieſelbe auf diefe Gebiete bejchränft jei, ſon⸗ 
dern hat vor allem nur den Charakter und das Recht von Beispielen 
für einen allgemeinen Grundſatz. 

Dennoch genügt diefer allgemeine Grundſatz offerbar nicht: die 
wahre Beichränfung liegt im Weſen der Gemeinde, und ift in feiner 
einfachen Form ein leicht verftändlicher. Nur muß man dabei fchon 
den Inhalt der Autonoinie und Oberaufficht herbeiziehen. 

Se weiter fich nämlich die ftantsbürgerliche Geſellſchaft entwidelt, 
um jo gleichartiger werden die Bedingungen der perfönlidhen Entiwid: 
lung, und um fo nothiwendiger wird ed, daß die Beitimmung über das, 
was für diejelben geichehen fol, oder daß das pofitive Verwaltungs: 
recht von der Gejeßgebung des Staats ausgehe. Die Gemeinde fann 
und fol daher auch nicht das Recht haben, durch ihre Organe ein bes 
jonderes Verwaltungsraght für jene Gebiete zu bejtimmen, fo wie ein 
Staatliches Recht diefer inneren Verwaltung vorhanden ift. Gegenüber 
diefer ftaatlihen Gejeßgebung hat die Gemeinde daher nur die Auf: 
gaben, durch ihre Beichlüffe und Verordnungen die örtliche Aus: 
führung unter der Oberaufſicht der Regierung zu regeln; 
das ift ihr Recht, weil es ihre Pflicht iſt. Das Recht der Gemeinde, 
„alles, was ihr Intereſſe berührt, dvx ihre eigene Kraft zu beforgen 
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und zu regeln,” heißt daher, wiflenfchaftlich formulirt: die Gemeinde 
ift Die vollziehende Gewalt für die Geſetzgebung der inne 
ren Verwaltung in ihrem ganzen Umfange, und hat daher das 
Verordnung, Drganifationd: und Zwangsrecht für diejelbe innerhalb 
ihrer örtlichen Gränzen. Eine Beſchränkung in Beziehung auf die Ob⸗ 
jette Tann daher eben nur in dem letzten Moment, ver örtlichen Be: 
gränzung liegen. 

Allerdings nämlih hat jedes Organ der vollziehenden Gewalt 
eine ſolche örtliche Gränze. Allein die örtliche Begränzung der Ge 
meinde bedeutet nicht bloß diefe Gränze, ſondern bie felbftändige Be: 
ſonderheit der Lebensverhältniffe innerhalb berfelben. Daraus nun er: 
gibt fich der zweite leitende Grundſatz für biefes Gebiet. Diejenigen 
Verwaltungsgeſetze und Maßregeln, melde ihrem Weſen nad) eine 
Berichievenheit in der Ausführung nicht zulaffen, können und follen 
daher. auch nicht Gegenſtand der freien inneren Verwaltung der Ge: 
meinde fein, fondern müflen durch die Behörden vollzogen werden, und 
wenn die Gemeinde fie dennoch vollzieht, fo erfcheint dieſelbe in dieſen 
Gebieten eben nicht ala Selbjtverwaltungsförper, fondern ala Behörde, 
und jene jelbft hier damit eben das, was wir den amtlichen ober 
übertragenen Wirkungsfreis nennen. Daraus ergibt fih, daß jene Einzel: 
anführungen für bie Competenz der Gemeinde eben etwas mehr find 
ala abſtrakte Beifpiele; fie find das Minimum derjenigen Aufgaben 
der Verwaltung, welche gejeglich als folche angejehen werben, bie ver: 
möge ihrer örtlihen Vollziehung die Befonderbeit in Verordnung 
und Organifation zulaffen, und daher der Gemeinde überlafien find. 

Wo dagegen nun die Staatlichen Verwaltungsgejebe fehlen, da 
müflen wir der Gemeinde das Recht zuertennen, mit ihrem Beſchluſſe 
die erfteren unmittelbar zu erfegen. Hier beginnt nun das Gebiet der 
Autonomie, zu welchem wir jet übergehen. 

Wir wiffen recht wohl, daß das, was wir im Obigen gejagt, nur fehr 
allgemein gehaltene Andeutungen find, welche einer viel eingehenvdern Ent⸗ 
widlung bedürfen, als wir fie bier geben konnten. Allein der Abftand zmwijchen 
der Form der pofitiven Gemeindeordnungen, melche vorliegen, und der obigen 
Auffaffungen ift ein fo großer, daß derfelbe erft dann ausgefüllt werden kann, 
wenn wir einmal den Begriff und das Syſtem der Verwaltung und ihres 
Rechts überhaupt anerkannt haben; denn das Gemeindereht kann und foll 
doch nur die durch die örtliche Befonderheit modificirte Anwendung diefer Begriffe 
und Rechte fein. Allein das glauben wir fehon hier betonen zu müffen, daß 
mit diefer Auffaffung dasjenige verfhmwinden muß, was wir nicht anders als 
die negative Idee der Gemeindefreiheit nennen können — die Vorftellung, als 
ob tiefe Freiheit eben nur in der möglichften Selbftändigleit der Gemeinde 
gegenüber der Negierung beftehe. Im Gegentheil hoffen wir, daß dieſe Andeutungen 
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den Begriff der Freiheit mit ihrem pofitiven Inhalt erfüllen werden; denn 
wie überhaupt der Etaat, fo wird auch die Gemeinde erfi dann ihre volle 
Entwicklung finden, wenn fie vermöge ihrer Berfaffung die Verwaltung in bie 
Hand nimmt, und dadurch aus der freien Berfaffung eine freie Verwaltung 
macht. Die großen organischen Nechtäbegriffe und Gefege müſſen aus dem 
Etaatsleben in das Gemeindeleben libertreten; das aber ift freilich die Arbeit 
vieler Jahre und vieler Kräfte, und für diefe Arbeit möchten wir das Unfrige 
leiften. — Allerdings aber müffen wir ſchon Hier wünſchen, daß die hiſtoriſche 
Bearbeitung des Gemeindewejens nicht mehr in bloßen Angaben über Einzel⸗ 
heiten, fondern in einer foftematifchen Behandlung der Entwidiung auf Grunde 
lage der obigen Kategorien vor fi) gehe, denn mit der abflraften dee ber 
Freiheit it hier nichts gethban, und eben fo wenig mit der bloß pragmatifchen 
Darftellung der Veränderungen im Gemeindewefen; e8 wird ja auch hier nicht 
bloß das Antere, ſondern es wird ein organifcher Fortfchritt; und diefer enthält 
ftet8 die elementaren Yaltore, von denen wir geredet. Erkennt man das, fo 
wird die Zeit nicht mehr fern fein, wo die Selbftverwaltung als ein organifcher, 
von feiner Staatslehre mehr zu überſehender Begriff in der Wiflenihaft und 
damit auch im wirklichen Leben ihren berechtigten Plat einnehmen wird. 


111. Das ftaatlihe Gemeindereht. Autonomie und Oberanffidt in der 
Gemeinde, 


Wir können jebt, denken wir, über das, mas wir das ftaatliche 
Gemeinderecht nennen, ſehr kurz fein. 

Seiner formalen Definition nach iſt das ſtaatliche Gemeinderecht 
dasjenige Recht, welches das Verhältniß zwiſchen der Regierung und 
der Selbſtverwaltung der Gemeinde enthält. 

Dem allgemeinen Princip nach beruht dieß Recht darauf, daß die 
Gemeinde ein Organ der vollziehenden Gewalt iſt wie jeder freie Ber 
waltungsförper, und daß diejelbe daher unter der, von der Regierung 
vertretenen Einheit der Vollziehung des Staatswillens ſteht. Es bedarf 
daher feiner befondern Wiederholung, daß diejelbe Feine geſetzgebende 
Gewalt hat und haben kann, ſondern daß alle ihre Beichlüffe nur das 
Necht der Willensbeitimmungen der Vollzugsgewalt befiten fünnen, das 
it, daß fie im Etaatsreht Verordnungen find, und baber im all- 
gemeinen das Hecht der Verorbnungen im Verhältniß zu dem Geſetzes⸗ 
rechte auf fie Anivendung findet. Das iſt die erfte Grundlage des Staat 
lihen Gemeinderechts. 

Zweiten? nun folgt daraus, daß das oberfte Princip in ber 
Etaatöverwaltung die einheitliche Geltung der Geſetze in derſelben ift, 
für welche die Regierung ihrerjeits verantwortlich wird. Dieje Ber 
antwortlichkeit erzeugt daher die Conſequenz, daß fie berechtigt fein muß, 
die Bollziehung der Geſeye and) duch vie Gemeine durch ihre Verordnung 
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zu erzwingen; oder, baß bie principielle Begränzung der Selbftänbigfeit 
der Gemeinde durch diejenigen Rechte gegeben ift, welche ald Bedingung 
der Verantwortlicleit ber Regierung erſcheinen. 

Diefe Rechte bilden nun ein förmliches Syſtem; und wir haben 
das Syitem ſchon oben in den beiden großen Kategorien der Autonomie 
und der Dberaufficht dargeftelt. Das ftaatlihe Recht der Gemeinde 
ift daher in der That nichts anderes, als die Antvenbung her Autor 
nomie und der Oberaufficht auf die Gemeinde in Verfafjung und Ber 
maltung. Ja es ift fogar Mar, daß die eigentliche Antvenbung von 
Autonomie und Oberauffiht gerade in der Gemeinde ftattfindet, 
Das Eyftem der Gemeindeverfaflung und Gemeindeverwaltung ift in 
der That das Eyftem der praftiichen Anwendung von Autonomie und 
Dberauffiht auf die, in dieſem Syſtem erfcheinenden einzelnen Organe 
und Funftionen bes Gemeindelebens. Wir können daher einfach auf 
die dort aufgeftellten einzelnen Grundſätze verweilen. Die wenigen 
Bunfte, in denen bie fpeciele Anwendung derſelben durch das Weſen 
der Gemeinde mobificirt wird, find folgende. 

Zuerft -fteht die Gemeinde mit ihrem Recht auf Beſchluß und 
Vollziehung, als ihrem Verordnungsrechte nicht unter der Behörde, 
fondern unter dem Minifterium, das ift, nicht unter der Berfügungs:, 
fondern nur unter ber Verorbnungsgewvalt der Regierung. Die Ber 
hörde Fann nur Namens des Minifteriums eine gültige Vorſchrift für 
die Gemeinde erlaſſen, und muß die Ermächtigung dazu fpeciell nach 
weiſen. Wo die Behörde eine, der Gemeindeverwaltung nicht zuftehende 
Funktion ausübt, geht diefelbe daher nie gegen die Gemeinde, ſondern 
ftet3 gegen die Einzelnen; um gegen die Gemeinde vorzugehen, bebarf 
es, tie gejagt, einer fpeciellen Verordnung des Minifteriums. 

Zweitens fteht die Beſchwerde gegen die Gemeinde allerdings 
jedem Einzelnen zu, mie gegen jedes andere Organ der volljiehenden 
Gewalt, allein dieſe Beſchwerde, wenn fie die Gemeinde betrifft, kann 
aus demfelben Grunde nur beim Minifterium angebracht werben. Bes 
trifft dann biefe Beſchwerde die Verlegung eines Rechts ftatt eines 
Interefjes, jo kann allerdings das Minifterium ſich darauf einlafjen, 
die Yeußerung der Gemeinde einzuholen, und berjelben feine Meinung 
zu fagen; allein es ift nicht competent, eine Entſcheidung gegen den 
Willen der Gemeinde zu geben, fondern muß ven Beſchwerdeführer auf 
den ordentlichen Rechtsweg verweilen, fo lange ber Gegenftand ein 
Privatrecht betrifft. Betrifft derfelbe dagegen ein öffentliches Recht, 
für deffen Verwirklihung das Minifterium haftet, fo tritt allerdings 
ein andered Verhältniß ein. Hier Tann das Minifterium unmitdor 
der Gemeinde befehlen, dem von ihm anertannten Aegte Genaue 8 

Stein, bie Berwaltungdlehre, 1. 2. 22 
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leiften, und die Gemeinde zivingen es zu thun. Dafür bleibt dann 
der Gemeinde, wenn fie ihrerjeitö von der Ungejegmäßigleit des Befehls 
überzeugt ift, offen, gegen das Minifterium im abminiftrativen Wege 
Klage zu erheben, und dann treten alle Grunbläße ein, welche wir 
über das Klagrecht in Band I. dargelegt haben. 

Wendet man nun diefe allgemeinen Grunbfäte auf die wirkliche 
Verwaltung und ihre einzelnen Gebiete an, fo ericheint ver Sag, mels 
cher der Gemeindeautonomie ihren pofitiven Inhalt gibt, und den man 
daher als den Kern derſelben betrachten joll.- Die Gemeinde hat das 
Net, jede VBerwaltungsmaßregel zu treffen, fo weit fie felbft 
die Koften derjelben verfajfungsmäßig hergibt. Damit ift 
das ganze Gebiet der inneren Gemeindeverwaltung im Princip erlevigt. 
Die Oberauffiht der Regierung gebt dann dahin, zu forgen, daß im 
diefen Maßregeln und Anftalten fein geleglihes Recht verlegt 
ober überfehen werde. So lange die Gemeinde die letere Gränze 
innehält, ift fte zu jeder Aktion der inneren Verwaltung auch ohne eine 
beitimmte gefegliche Gompetenz berechtigt, und kann die Ordnung folcher 
jelbftgefchaffenen Anftalten nad ihrem freien Ermeſſen berftellen und 
beiwachen. 

Was endli den Zwang gegen die Gemeinde betrifft, fo ijt der 
jelbe feinem Weſen nach überhaupt nach den Grundjägen, die für den 
Zwang gelten, durchzuführen. Wohl aber tft es gewiß, daß gerade 
auf diefem Punfte der Standpunkt, den die Gemeindegejeßgebung der 
Staaten einnimmt, am Harften hervortritt. Denn die Anerfennung 
der principiellen Selbitändigfeit der Gemeinde befteht in dem Grundſatz, 
baß der Zwang nicht direft die Herftellung der geforderten Leiftung 
durd) die Staatögewalt zum Inhalt hat, fondern nur auf den Willen 
der Gemeinde geht, um fie zu beitimmen, die Leiſtung ſelbſt vorzu: 
nehmen. Es ift höchſt bezeichnend, daß die Frage nach dem Zwangs⸗ 
rechte in den bisherigen deutſchen Gemeinderechten überhaupt nicht vor: 
kommt, fo wenig als im franzöfiichen, während im englifchen Recht der 
Zwang einfach die Erefutive eines gerichtlichen Urtheils gegen die Cor 
poration fein würde. Erft in allerneuefter Seit hat die nieberöfter 
reihiihe Gemeindeordnung von 1863 die Frage aufgenommen, und 
fie in einer Weife erledigt, die wenig mehr zu fagen übrig läßt. 


Wir ſetzen die beiden Paragraphen vollftändig hierher, weil wir fie als 
Muſter fiir die deutfche Gemeindegefepgebung anfehen müſſen. 

8. 92. Wenn ber Gemeindeausfhuß es unterläßt oder verweigert, die der 
Gemeinde geſetzlich obliegenden Leitungen und Verpflichtungen zu erfüllen, fo 
hat die polizeiliche Bezirksbehörde, wenn diefe Leiftungen im felbftändigen 
Wirfungstreife der Gemeinde achüren, und wenn teine Gefahr im Berzuge if, 
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nad Einvernehmung bes Landesausſchuſſes, wenn fle aber im übertragenen 
Wirkungskreife liegen, auch ohne folches Einvernehmen auf Gefahr und Koften 
der Gemeinde mit möglichſter Schonung der Gemeindemittel, die erforderliche 
AbHülfe zu treffen. 

$. 9. Wenn Pflichtverletzungen bes Gemeindevorftandes im übertragenen 
Wirlungslreiſe vorlommen, fo hat bie politiſche Bezirlsbehörde mit Ordnungs - 
ftrafen bis 20 fl. vorzugehen. Sind diefe Verpflihtungen fo beichaffen, daß 
die Beforgung der Geſchäfte des übertragenen Wirkungskreifes dem Gemeinde 
vorfteher ohne Gefährdung des öffentlichen Intereſſes nicht weiterhin überlaffen 
werden kann, und trifft der Ausihuß (bie Vertretung der Gemeinde) über 
ergangene Aufforderung feine Vorforge ober Abhilfe, fo Tann die politifche 
Behörde zur Veforgung diefer Geldäfte, bis die Hinberniffe behoben find, ein 
anderes Organ auf Koften der Gemeinde mit möglihfter Schonung der Ge 
meindemittel beftellen. 

Das ift ein, volllommen der Idee einer freien Gemeindeverwaltung wir» 
tiger Standpunkt. Indeſſen find Hier zwei Fragen zwar berührt, aber nicht 
erletigt. Es muß nämlid neben den obigen Beſtimmungen der Grundſatz 
gelten, daß die vollziehende Gewalt der Gemeinde ber Iegteren fir den Nachteil 
haftet, ber ihr daraus entftcht, daß diefelbe entweder Teinen Gemeindebeſchiuß 
probocirt hat, oder den provocirten nicht ausführt. Es muß ferner der weitere 
Grumdfa gelten, daß wenn die vollziehende Gewalt ſich der Gemeindevertretung 
gegenüber ſäumig zeigt, oder direft die Ausführung ihrer Beſchlüſſe verweigert, 
die letztere die Berechtigung haben muß, neben der von ihr zu erhebenden 
Klage gegen das Haupt der vollziehenden Gewalt, den Birgermeifter, aud für 
die beflimmte fraglihe Funktion ein anderes Organ zu beſtellen; während un. 
zweifelhaft dem Bürgermeifter perſönlich das Recht zufteht, die einzelnen Räthe 
für ihre Funktion zu fufpendiren, wogegen er auch perjönlic die Haftung für 
die Folgen eines folden Schrittes übernimmt, Fir die Berhältnifie der Ge 
meindebeamteten müffen unzweifelhaft die Grunbfäge des Staatsdienſtes in An- 
wendung kommen, 


IV. Das Syftem der Gemeinden. Ortögemeinde und Verwaltungs— 
gemeinde, 


Wir gelangen jet zu dem Ießten Punkte im Syſtem des Gemeinde 
rechts, der in vielen Beziehungen der twichtigfte ift, nicht weil er fo 
ſehr etwas Neues bringt, als weil er das ganze biöherige Syſtem 
eigentlich abſchließt und die Spitze deſſelben bildet. Er iſt daher wohl 
werth, daß man über ihn einen Augenblick nachvenfe. 

Wir haben ſchon früher ausgeſprochen, daß die meiften Gemeinden 
gefetgebungen bei dem Begriffe der Ortsgemeinde ftehen bleiben und 
ihn eigentlich mit dem ber Gemeinde fo fehr ibentificiren, daß man an 
eine andere Geftalt der Gemeinde gar nicht mehr ventt. Dos wun T 
entſchieden ein Standpunkt, der mit der höheren Enteiklung wb 
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Gemeindeweſens unvereinbar ift. Es handelt ſich deßhalb darum, einer 
feitö zu zeigen warum, und anbererfeit3 wie man über biejen beichränk 
ten Standpuntt hinausgehen muß. 

Wenn nämlich die oben aufgeftellten Grundſätze auch an ſich richtig 
fein mögen, fo haben fie zwei große Vorausſetzungen für ihre Ber 
wirklichung, melde in der Ortsgemeinde durchaus nicht gefunden ers 
den fönnen. 

Die erfte diefer Vorausſetzungen ift, daß bie Gemeinde groß genug 
jet, um wenigſtens jene drei Organe, namentlich aber die Gemeinde 
vertretung jelbftändig und mit hinreichenden Kräften verjehen neben 
die übrigen binjtellen zu fünnen. Iſt das nämlich nicht der Fall, jo 
ift e8 Zar, daß die erite Vorausjegung jeder Entwidlung bes verfaf 
fungsmäßigen Verwaltungsrechts, nämlich die ftrenge und formelle 
Scheidung der gejeßgebenden von ber vwollziehenden Gewalt, und bamit 
die Geltung der Grundſätze über Gejeb und Verordnung und die bar 
auf beruhende Verantwortlichkeit der Vollziehung nicht herzuftellen ift. 
So lange das aber nicht der Fall ift, kann die Gemeinde wohl gegen: 
über dem Staate frei, ja faſt fouverän fein; aber innerlich frei kann 
fie in ſolchem Falle felbjt dann nicht werben, wenn fie eine ganz freie 
Verfaſſung bat. 

Die zweite Vorausjegung ift die, daß die Lebensverhältniſſe ber 
Gemeinden menigitens in fo weit gleichartig find, daß ein und bad 
felbe Verwaltungsrecht auf fie Anwendung finden kann. Es iſt nicht 
möglich) zu einem gemeingültigen Gemeinderecht zu gelangen, wenn bie 
Berhältniffe der einzelnen Gemeinden einen wejentlichen Theil der Ver: 
waltung jelbjt von ihrer Thätigfeit ausfchließen. 

Nun ift ed Mar, daß wenn man für dad Gemeindeweſen bei ber 
hiftorifch oder thatjächlich gegebenen Ortsgemeinde fteben bleibt, ein 
ganz unfertiges Gemeindeweſen dadurch entjtehen muß, da einzelne 
Gemeinden fo groß find, daß fte ſelbſt wieder Abtheilungen in fich er: 
zeugen, deren Charakter im allgemeinen Gemeinberecht nicht beftimmt 
ift, während andere zu unbedeutend find, um jene Organe in ſich aus: 
zubilden. Es muß daher eine Neugeltaltung hier vor fich gehen, welche, 
über den Begriff und das Recht der Ortsgemeinde hinausgehend, eine 
zweite höhere Grundform der Gemeinde bildet. Diefe höhere Form der 
Gemeinde nennen wir die Berwaltungsgemeinde. 

Die Nothmwendigkeit einer folchen Geftaltung ift nun, mie bereitö 
früher bemerft worden, ſchon mit dem Entjtehen des neuen Gemeinde 
lebens gefühlt. Die franzöfifche Schematifirung gab dazu die willkom⸗ 
mene Formel. Die deutichen Gejeßgebungen haben den Gedanken willig 
aufgenommen, und in allerlei Formen, meiftens unter dem Namen ber 
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„Bezirke“ oder „Kreiſe“ mit mehr ober weniger Confequenz durchgeführt. 
Der Gedante und das Syſtem der größeren Gemeinde ift daher feines. 
wegs neu. Wenn wir ihn aber von einer Wichtigkeit halten, welche 
die bisherigen Formen nicht haben, und ben befannten Namen gegen» 
über dem Begriff und Ausdruck der „Verwaltungsgemeinde“ aufftellen, 
fo müflen wir erftlich die Elemente ihres Verfaſſungsrechts, und zwei⸗ 
tens die ihres Verwaltungsrechts gegenüber der Ortsgemeinde einer 
ſeits, und ben bisherigen Kreis» over Bezirksordnungen andererjeits 
beitimmt, wenn auch kurz bezeichnen, dem Leſer die weitere Entwidlung 
diefer Gedanken überlafiend. 

Die Berwaltungsgemeinde ift nämlich materiell die Einheit von 
Drtögemeinden auf Grundlage gemeinfamer und gleichartiger Intereſſen. 
Das hat fie mit dem Kreiſe oder Bezirfe gemein. 

Sie bildet wie die Ortsgemeinde eine juriftiihe Perfönlichkeit, und 
muß baber als ſolche die drei Drgane haben, melde das Weſen aller 
Perfönlichkeit bilden, das Oberhaupt oder den Vorftand, die geſetzgebende 
Gewalt in der Vertretung, und die vollgiehende Gewalt in einem eiges 
nen Magiltrat oder Rath; und bier nun muß man forbern, daß ber 
erite formale Unterſchied ſowohl zwifchen ihr und der Ortsgemeinde 
als dem Bezirke eintrete. 

Diefe „NRäthe” nämlich jollen nicht bloß die Beigeorbneten bes 
Borftandes für feine Verordnungs- und Vollzugsgewalt fein, fondern 
fie folen nad Analogie des Miniſterialſyſtems gebildet erben; 
nicht jo, daß fie ala Geſammtheit die eigentliche Verwaltung haben, 
fondern es follen minveftens drei Räthe fein, welche die Spitze der 
Exekutive für Wirthfchaft, Nechtspflege und Inneres der Vertvaltungss 
gemeinde bilden. Sie follen gegenüber der Gemeinvevertretung genau 
die Funktionen und das Necht der Minifter haben, und das fol dar 
um fein, weil eine colleftive Verantwortlichkeit und Haftung für die 
wirkliche Verwaltung nicht richtig, und wenn ausgeſprochen, nicht 
faktiſch durchführbar tft. Jeder diefer Räthe fol für fein Sachgebiet 
die Verordnungsgewalt haben, und die Beichlüffe der Vertretung jollen 
mit einer Bollziehungsflaufel für den beftimmten Rath verjeben 
fein; e8 verfteht fih, daß die Vorlagen an die Vertretung auch von 
ihnen ausgehen. Es ift die Regierung im Kleinen, die wir fordern, 
um das Negierungsredht an ihnen zur Geltung zu bringen. Das ift 
in einer Ortsgemeinde gar nicht thunlid; fie wird naturgemäß die 
Funktionen verfchmelgen, und damit eine innere ftrenge Rechtsordnung 
trotz aller Gefege nie erzielen. In der That leben wir in dem Wider 
fpruch, daß die Minifter mit viel fchivererer Aufgabe bis jet eine viel 
größere Verantwortlichleit haben, als die Vorftände dev Gemeinden mit 
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ihrer leichten Aufgabe; das aber Tann nur geändert werben, wenn fir 
große Gemeinden bilden. 

Die Gemeindeverfafſung aber muß ihrerjeitd den Elementen ent 
fprechen, aus denen fie gebilvet ift. Sie befteht nicht bloß aus lauter 
einzelnen Staatöbürgern, ſondern zugleich aus felbjtändigen Gemeinden. 
Die Verwaltungsgemeinde bat daher den Charakter eines Bundesftantes 
in fo weit, daß in der Verfaffung neben der Geſammtheit ihrer Angehö⸗ 
rigen auch die einzelnen Gemeinden jelbitändig vertreten fein müſſen. 
Die Vertretung der Verwaltungsgemeinden bejteht daher aus Abgeorbs 
neten der Gemeindevertretungen, welche von diefen gewählt werben, 
und aus Abgeordneten der Gejammtheit. Ueber das Zahlenverhältniß 
wird man ſich bald einigen. Dieje Vertretung bat nun genau diefelben 
Nechte für die Verwaltungsgemeinde, wie die Vertretung für die eins 
zelne Gemeinde. Sie bat, kurz gelagt, die beichließende Gewalt, und 
Vorftand und Rath haben die vollziehende Gewalt, und für das Ber: 
hältniß beider zu einander gelten die allgemeinen Grundſätze des vers 
fafjungsmäßigen Verwaltungsrechts. Dem aber ift nicht3 hinzuzufügen. 
Das iſt der zweite Unterfchieb der Verwaltungsgemeinde von dem Kreiſe 
oder Bezirke. 

Iſt nun dieſer Körper gebildet, fo tritt die Frage nad feinem 
Rechte theild gegenüber dem Etaate, theild gegenüber der Orts⸗ 
gemeinde ein. 

Mas zuerit den Staat betrifft, fo ift die Sache fehr einfach und 
dennoch ernjt genug. Eo wie einmal eine Verwaltungsgemeinde exiſtirt, 
ift gegenüber dem Staate nicht die Ortsgemeinde, fondern die Ber 
mwaltungsgemeinde die Gemeinde. "Die Verwaltungsgemeinde hat 
das Recht der Vollziehung und daher aud die Haftung für diefelbe. 
Die Beziehungen der Regierung zu der Verwaltung der Ortsgemeinden 
geben überhaupt nicht mehr direkt an diefe, fondern an die Verwal: 
tungsgemeinde, melde ald Vollzugsbehörbe die Aufgabe hat, das 
geltende Necht in allen den Fällen zur Geltung zu bringen, wo es fi 
nit um Funktionen des Staats handelt. Daher geht auch der Zwang 
der Behörde nicht gegen die Ortögemeinde, fondern gegen die Verwal: 
tungsgemeinde; nur in den Fällen dringender Gefahr kann die erftere 
direkt in die Verhältnifle der Ortsgemeinde eingreifen. 

Es ift nun Har, daß auf diefe Weife der Schwerpunft der ganzen 
Frage in dem rechtlichen Verhältniß zwiſchen Verwaltungs: und Drts- 
gemeinde liegt; und dieß ilt ſehr einfach. 

Die Verwaltungsgemeinde ift nämlid das befchließende, Die 
Drtsgemeinde das im Einzelnen ausführende Organ im 
Syſteme des Gemeindeweſevs. Dad Veit der Dritsgemeinde, ihrerſeits 
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Beſchlüſſe zu faflen, ift damit keineswegs aufgehoben; aber tie die 
Verwaltungsgemeinde Beſchlüſſe faßt über die Vollziehung bes Staats 
willens innerhalb ihrer Verwaltung, fo hat die Ortsgemeinde Befchlüffe 
zu faflen über die Vollziehung der Beſchlüſſe der Verwal 
tungsgemeinde. Das ift ihre wahre und natürliche Autonomie, die 
Autonomie des Theiles im Ganzen. Nur da kann die Ortsgemeinde 
felbftändige Beſchlüſſe faffen, wo ein Beſchluß der Verwaltungsgemeinde 
mangelt. Es folgt, daß ein Beſchluß der erfteren, der im Widerſpruch 
fteht mit dem Beſchluſſe der Ießteren, ungültig ift; vollzieht der Vor⸗ 
ftand der Ortsgemeinde einen folden Beſchluß, ober faßt er felbft einen 
ſolchen, fo ift er haftbar wie jebes untere Drgan dem oberen. Unb 
endlich folgt, daß während die Klage gegen die Organe der Driör 
gemeinde an das ordentliche Gericht geht, die Beſchwerde vielmehr an 
die Verwaltungsgemeinde ald das berorbnende Drgan gehen muß, 
welches dann darüber zu entfcheiden hat, ob bie Aktion der Organe 
der Ortsgemeinde im Geifte des Beſchluſſes der Verwaltungsgemeinde 
nehalten ift oder nicht; um fo mehr, als nicht jene, ſondern biefe ber 
Negierung für die Aftionen ber wirklichen Verwaltung haftbar iſt. 
Dabei muß die Verivaltungsgemeinde ſchließlich das Recht haben, dem 
Vorftande der Drtögemeinde Vorſchriften und Befehle zu ertheilen, 
eventuell bie Befolgung der letzteren nad) benfelben Grunbfägen auch 
zu erzwingen, welche für den verfafjungsmäßigen Zwang bereitö oben 
angeführt find. 

Dieß find die einfachen Grundfäge, melde für das Syſtem ber 
Gemeinden gelten müffen. Einmal anerkannt, werden fie fowohl das 
überflüfjige Beamtenthum befeitigen, und die Selbftverwaltung an feine 
Stelle ſetzen, als aud die Stellung der Landſchaften auf das ihnen 
noch übrig bleibende Gebiet beſchränken. Nur muß man allerdings 
diefe Organe weder wie in Württemberg zu Amtskörperſchaften machen, 
noch auch das Entftehen derſelben ter Willfür der Betheiligten anheim 
geben, tie in Defterreich. Der Grundirrthum aber in ber biöherigen 
Behandlung diefer Frage befteht darin, daß man zwar das Analogon 
der Verwaltungsgemeinde will, aber ftetö in der Weile, daß fie nur 
für dasjenige competent fein follen, was über die Ortsgem einde 
hinausgeht. Wir wollen, daß fie die Verwaltung ber Ortögemeinbe 
ſelbſt bilden, und mit ber Einheit der Intereſſen die Einheit ber 
Rechtsbildung und der Gemeinbethätigfeit überhaupt erzeugen 
follen; denn fo lange man zivei Competenzkreife neben einander ſtellt, 
werben fie fich ſtets ſcheiden und ftreiten, und damit die geſunde orgas 
niſche Entwidlung der ganzen Selbftvertvaltung gefühthen. Wer her 
über die praltiſche Durchführbarkeit dieſet Ideen Benenten hat, wer 
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möge nur einmal eine Stadt von Hunderttauſenden, die ja unabweisbar 
Eine Verwaltungsgemeinde mit Ortsgemeinden iſt, betrachten. 

Wirft man übrigens einen Blick auf das beſtehende Gemeinderecht 
Deutſchlands, fo wird es Har, daß es wohl noch einige Zeit bauern 
wird, bis diefe Idee — der Schlußftein ber Selbitvertvaltung, zur 
vollen Verwirklichung gelangt! 


II. 
Gorporationen nnd Stiftungen. 
1) Allgemeiner Charalter beider. 


Wir müflen als lebte Form der Drganifation ber Selbftwerival: 
tung die Corporationen und Stiftungen aufführen, die ein, wenn auch 
nicht ſehr großes, fo doch in vieler Beziehung jehr wichtiges Gebiet 
betreffen. 

Corporationen und Stiftungen entftehen da, wo für einen einzelnen 
ganz beitimmten öffentliden Zweck ein beitimmtes Vermögen ausgeſetzt 
und ausfchließlich durch eigene dafür beitimmte Organe nad beftimmten 
Regeln verwaltet wird, 

Die Corporationen und Stiftungen Bilden den Uebergang von der 
eigentlihen Selbftverwaltung im Gemeindeweſen zum Vereinsweſen, 
indem in ihnen tie bei dem Berein der Zweck, der durch die Mittel 
erreicht werben fol, durch den freien Willen der Einzelnen geſetzt wird, 
während die Drbnung der Verwendung der Mittel gleichfalle durch 
diefen Willen beftimmt ift. Allein fie gehören dennoch der Selbſtverwal⸗ 
tung an, da die Auflöfung der einmal beſtehenden Körper ebenjo wenig 
wie die einmal angeordnete Verwaltung von dem Willen der an biefer 
Verwaltung Betheiligten abhängt. Und das haben fte mit der Selbft: 
verwaltung überhaupt gemein. Sie find daher, einmal bejtehenv, 
dauernde Organe der Öffentlichen Bertwaltung, und müflen mit ihrem 
eigenthümlichen Organismus fo wie mit ihrem Rechte ftet3 in berjelben 
ericheinen. 

Corporationen und Stiftungen haben viel Gemeinfames, aber aud 
viel Verſchiedenes. Wegen ihrer Beichränfung auf ganz einzelne Zwecke 
und wegen ihrer zum Theil ganz zufälligen inneren Ordnung beachtet 
man fie wenig. Dennoch find fie ein immanente? Moment der freien 
Derwaltung, und für den ganzen Gang der letteren wichtig genug, 
um fie bier in denjenigen Punkten aufzuführen, in denen fie als ein 
organifches Element des Gejammtlebens, und deßhalb zu allen Zeiten 
und bei allen Völkern ericheinen. Nur muß man dabei eben jo ftrenge 
wieder beide in ihrem Velen worte in ihrer Scdite untericheiden. 
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Alle Corporationen und Stiftungen im weiteſten Sinne des Wortes 
haben das mit einander gemein, daß fie eine, über ber Willkür ber 
Einzelnen ftehende, objektiv beftimmte Drganifation ihrer Verwaltung 
haben, die man in analoger Weile wie bei der Eelbftverwaltung ber 
Gemeinde ihre Verfaſſung nennen fann. Eben fo haben beide eine 
gleichfalls objektiv beftimmte Drbnung ber Thätigfeit ihrer fo beftimmten 
Drgane, die man wohl entſprechend als ihre Verwaltung bezeichnen 
darf. Beide find enblih nur denkbbar, indem die ihnen zu Gebote 
ftehenden Mittel für einen öffentlichen Zived! verwendet werben; das ift, 
indem ihre Verwendung eine im Wefen und im Gebiete der inneren 
Staatöverwaltung liegende Aufgabe erfüllt. Dadurch erftlich, und zivei- 
tens dadurch, daß fie mit ihrer Verfaffung und Verwaltung einen ganz 
felbftändigen, außerhalb des Staatswillens ftehenden, aber dennoch ver 
Staatsfunktion angehörenden Organismus bilden, gehören fie dem 
Öffentlichen Rechte des Staats felber. Sie können nur beftehen, indem 
der Staat fie als ſolche förmlih anerkennt. Der Grund und bie 
Nothwendigkeit diefer Anerkennung fchließt daher den Sag in fi, daß 
fie mit ihrer Verfafjung und Verwaltung mit dem Staatäleben und 
feiner Entwidlung, und zwar mit den großen Principien der Verfaflung 
und Verwaltung des Staats nit im Widerfpruch ftehen dürfen. Da 
nun aber die innere Drganifation folder Corporationen und Stiftungen 
ſtets in einer beflimmten Zeit, alfo in einer beftimmt gegebenen Ent- 
widlungsſtufe des Gefammtlebens entfteht und daher biefer ihrer Zeit 
entiprechend gebilbet, aber mit dieſer fo beftimmten Orbnung auch als 
für alle Zeiten bleibend anerkannt wird, fo leuchtet e8 ein, daß, 
wenn aud Jahrhunderte darüber weggehen, dennoch zu irgend einer 
Epoche und in irgend einer Form der Fall eintreten Tann und wird, 
in weldem das formell anerfannte Recht ſolcher Körperſchaften mit den 
Principien und Thätigfeiten der Staatordnung in Widerſpruch geräth. 
Diefer Widerſpruch tritt dann um fo ſchärfer hervor, wenn die Aners 
kennung ber einmal gegebenen Ordnung berfelben von Seite des Staats 
aud formell eine unbegränzte, alfo dem Wortlaute nad für alle Zeiten 
gültige ift. In der That ift in diefem alle nicht bloß ein Gegenſatz 
zwiſchen dem Rechte und ber Ordnung dieſer Körperfchaften und dem 
Staate, fondern für den Staat felber vorhanden, da das von ihm ges 
fette Recht mit dem von ihm geforberten Rechte im Widerſpruch fteht. 
Und es ift offenbar, daß biefe Verhältniffe, wie fie auf dem innerften 
Weſen beider, der Körperfchaften wie des Staats beruhen, aud nur 
durch die Betrachtung der höheren Natur beider gelöst werben können. 

Diefe Löfung liegt nun aber in nichts anderem, als in ven ion 
oben angebeuteten Unterſchiede zwiſchen Gorporationen uno Stitungen- 
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Die Urbeberichaft der gründlichen Verwirrung der Begriffe über die Cor⸗ 
porationen gebührt dem preußifhen allgemeinen Landrecht, welches vollſtändig 
alle Elemente und Formen der juriftiihen Perfönlichkeit in der Selbfiverwaltung 
durcheinander wirft (II. 13). Daher denn aud wohl großentheils die Rad’ 
ahmung derfelben in den deutfchen Berfaffungen und die Unflarheit in ber 
Literatur, wie bei Rönne in Bd. I. 191, 208, 58 und II. 308 fi. Eben fo 
ſchon bei Mohl, württembergifches Etaatsrecht I. Cap. V. (fiehe unten). Auch 
Gierke bat keine beftimmte Auffafjung. In den Staatsrechten (Klüber, Mau- 
renbrecher) verjchwinden fie, Zöpfl II. 8. 481 Hat nur beiläufig das Be 
fätigungsredt; in 8. 537 wirft er wohl mit Unrecht Gorporationen und 
Stiftungen zujammen, da für die Einziehung ihres Vermögens entſchieden an⸗ 
dere Grundfäte gelten müſſen. 


2) Eorporationen und ihre Berwaltung. 


Die Corporationen gehören der ftändifchen Geſellſchaftsordnung: 
aber jie müfjen ala eine ganz beftimmte Erjcheinung derjelben betrachtet 
werden, die bei aller Zufälligfeit und Verſchiedenheit im Einzelnen 
dennoch in ganz Europa diefelbe letzte Grundlage darbietet. Eine Cor: 
poration entfteht immer auf der Baſis eines gemeinfamen Berufes, 
der durch die Äußeren Lebensverhältniſſe fo lange gefährdet oder einer 
größeren Entwidlung unfähig erjcheint, als die Berufögenofjen vereinzelt 
fich zu ihrem Berufe bilden, oder ihn vereinzelt ausüben wollen. Die 
Corporation iſt daher zunächft ein Verein der Berufsgenoſſen; aber wie 
der Beruf ſelbſt, jeinem Weſen nad, ein dauerndes und organifches 
Moment des Geſammilebens ift, das nicht von der Willkür Cinzelner 
abhängt, fo ergibt es ſich bei dem Verein ſelbſt fogleih, daß derſelbe 
ein dauernder, auf beftimmten, dem Weſen des beftimmten Berufer 
entiprechenden und mitbin für den Einzelnen unantaftbaren Orbnungen 
beruhen muß. Dieſe Ordnungen entwideln ſich naturgemäß langfam 
aus der Funktion des Berufes jelbit; aber einmal entwidelt verfchmelzen 
fie mit dem Berufe fo innig, daß man fie ſchwer oder gar nicht mehr 
von ibm trennen fann. So wie nun diefe Ordnungen feitftehen, fo 
bildet fich dem entiprechend auch ein Organismus innerhalb der Berufs: 
genofjen, melcher eben fo feft und dauernd mie jene Regeln felbft die 
Bollziehung des Berufes bewacht und ordnet. Naturgemäß fchließt ſich 
die jo entſtehende Berufsgenofjenshaft dann von der übrigen Gemein: 
Ichaft immer zunädit in Beziehung auf ihren Beruf und feine Boll: 
ziehung ab, da fie den Grundſatz fejthalten muß, daß fie, die ihv ganzes 
Leben und ihre ganze Kraft dazu hergibt den Beruf zu vollziehen, auch 
am beiten, ja ausſchließlich fähig fei, die Aufgaben des eigenen Berufes 
zu beurtheilen. Die Berufsgenoflenfhaft erhebt ſich dadurch zur aus: 
fchlieglihen Herrihaft über wie Erkülung ihres Berufes in ber 
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menſchlichen Gemeinſchaft; und wo immer eine Herrfchaft entiteht, da muß 
fie ſich einen ihr eigenthümlichen Beſitz fehaffen, der die wirthſchaft⸗ 
lichen Bebingungen ihrer Thätigfeit darbietet. Mit diefem Befige, der 
nun in ber ſtändiſchen Epoche natürlich nur ein Grunbbefiß ift, entfteht 
für die Berufsgenoſſenſchaft eine neue Stellung. Der Grunbbefig ift 
die Bafis der Theilnahme am öffentlichen Recht des Staats, an ber 
Vertretung in den Ständen. Die Berufögenofienfchaft wird daher ein 
Glied der Stände oder bed Landtages, und biefer Eintritt in ben 
Landtag enthält die ftaatliche Anerkennung derfelben und ihrer ganzen 
inneren Ordnung; mit berfelben wird aus dem Verein der Berufe 
genofien dad, was mir eine Corporation nennen. So tritt die 
Corporation auf als ein anerfanntes Glied ber ftändifchen Verfaſſung, 
und nimmt damit das Recht der ſtändiſchen Selbſtändigkeit nicht bloß 
für ihren Beſitz, fondern aud für ihre innnere Orbnung in Anſpruch. 
Durch die Corporation wird die ganze Berufserfüllung eine ftändifche, 
und die Abfchließung derfelben vom Einfluß des Staats zu einem Princip 
des öffentlichen Rechts. Das nun ift der Punkt, auf welchem bei höherer 
Enttwidlung de3 Staatslebens der Wiberftreit mit dem Staate nicht 
außbleiben Tann. Der Inhalt der Berufsthätigfeit gehört feinem Weſen 
nad unzweifelhaft dem Gejammtleben des Volles; der Staat aber ift 
die perfönliche Einheit diefes Gefammtlebens. Je höher die Entwicklung 
de3 Staats fteht, um fo mehr muß daher auch derfelbe den Werth 
einer tüchtigen Berufserfüllung anerkennen und die Verantwortlichkeit 
für denfelben übernehmen. Seinem Streben, dieß zu thun, fteht aber 
das Recht der felbftändigen Corporation mit der meift ftreng georbneten 
und ausbrüdlidh anerfannten Gelbftvertvaltung ihrer Intereſſen und 
ihrer Berufäpflichten entgegen. In diefem Gegenfage erfcheint nun in 
den meiften Fällen ein Ausweg, den eben derſelbe Fortfchritt des 
Gefammtlebens bietet, der jenen Gegenjaß jelber erzeugte. Die Corpos 
tationen ald ganz felbftändige Körperſchaften find auf fich felbft und 
mithin aud auf ihren eigenen Beſitz angewieſen. Derjelbe genügt all» 
mählig den wachſenden Anforderungen an den Beruf nicht. Es muß 
daher der Staat aus feinen Mitteln Beiträge leiften. Für diefe Beir 
träge fordert er dann die Theilnahme an ber biäher ftrenge von ihm 
abgeſchiedenen Verwaltung der Corporation, und zwar in dem Maße 
mehr, je mehr er jelbft beitragen muß. Dieſe Theilnahme aber wirb 
naturgemäß allmählig eine Umgeftaltung der Corporation felbft. Sie 
wird, indem ber Staat den Haupttheil der Mittel hergibt, auch ihrem 
Hauptinhalte nad; aus einer Corporation eine Staatsanftalt. Das 
letztere ift zunächit bie materielle Folge des erfteren; vom höheren Staxe 
punkt aber if e8 vielmehr ein organiider Enttoidlungäproceg. Bean 
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leiften, und die Gemeinde zwingen es zu thun. Dafür bleibt dann 
der Gemeinde, wenn fie ihrerjeitö von der Ungejegmäßigkeit des Befehls 
überzeugt ift, offen, gegen dad Minifterium im adminiftrativen Wege 
Klage zu erheben, und dann treten alle Grunbläße ein, welche wir 
über das Klagrecht in Band I. dargelegt haben. 

MWendet man nun diefe allgemeinen Grundfäte auf die wirkliche 
Verwaltung und ihre einzelnen Gebiete an, jo ericheint der Sat, wel⸗ 
cher der Gemeindeautonomie ihren pofitiven Inhalt gibt, und den man 
daher als den Kern derſelben betrachten joll.- Die Gemeinde hat das 
Recht, jede Verwaltungsmaßregel zu treffen, fo weit fie jelbit 
die Koften derjelben verfaffungsmäßig hergibt. Damit ift 
das ganze Gebiet der inneren Gemeindeverwaltung im Princip erledigt. 
Die Oberaufliht der Regierung gebt dann dahin, zu jorgen, daß in 
diefen Maßregeln und Anſtalten Tein geſetzliches Recht verlegt 
oder überfehen werde. So lange die Gemeinde die letztere Gränze 
innehält, ift fte zu jeder Aktion der inneren Verwaltung auch ohne eine 
beitimmte gejeßliche Gompetenz berechtigt, und kann die Ordnung Jolcher 
jelbitgeichaffenen Anftalten nad ihrem freien Ermeſſen beritellen und 
bewachen. 

Was endlich den Zwang gegen die Gemeinde betrifft, ſo iſt der⸗ 
ſelbe ſeinem Weſen nach überhaupt nach den Grundſätzen, die für den 
Zwang gelten, durchzuführen. Wohl aber iſt es gewiß, daß gerade 
auf dieſem Punkte der Standpunkt, den die Gemeindegeſetzgebung der 
Staaten einnimmt, am klarſten hervortritt. Denn die Anerkennung 
der principiellen Selbſtändigkeit der Gemeinde beſteht in dem Grundſatz, 
daß der Zwang nicht direkt die Herſtellung der geforderten Leiſtung 
durch die Staatsgewalt zum Inhalt hat, ſondern nur auf den Willen 
der Gemeinde geht, um fie zu beſtimmen, die Leiſtung ſelbſt vorzu: 
nehmen. Es iſt höchit bezeichnend, daß die Frage nad) dem Zwangs— 
rechte in den bisherigen deutſchen Gemeinderechten überhaupt nicht vor: 
fommt, jo wenig als im franzöfiihen, während im englifchen Recht der 
Zwang einfach die Exekutive eines gerichtlichen Urtheild gegen die Cor: 
poration jein würde. Erſt in allerneuefter Zeit hat die nieberöfter: 
reihifche Gemeindeorbnung von 1863 die Frage aufgenommen, und 
fie in einer Weife erledigt, die wenig mehr zu fagen übrig läßt. 


Wir fegen die beiden Paragraphen vollftändig Hierher, weil wir fie als 
Mufter für die deutſche Gemeinbegefeßgebung anfehen müſſen. 

8. 92. Wenn der Gemeindeausſchuß es unterläßt oder verweigert, die der 
Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiftungen und Verpflichtungen zu erfüllen, fo 
hat die polizeiliche Bezirksbehörde, wenn diefe Leiftungen im felbftändigen 
Wirkungskreiſe der Gemeinde gehören, und wenn feine Gefahr im Verzuge ift, 
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nad Einvernehmung bes Landesausſchuſſes, wenn fe aber im übertragenen 
Wirlungskreiſe liegen, auch ohne ſolches Einvernehmen auf Gefahr und Koften 
der Gemeinde mit möglichſter Schonung der Gemeindemittel, die erforderliche 
Abhülfe zu treffen. 

8. 98. Wenn Pflichtverlegungen bed Gemeindevorftandes im übertragenen 
BWirlungstreife vorfommen, fo hat die politifhe Bezirlsbehörde mit Orbnunge- 
trafen bis 20 fl. vorzugehen. Sind dieſe Verpflichtungen fo beſchaffen, daß 
die Beforgung der Gefchäfte des übertragenen Wirkungskreiſes dem Gemeinde 
vorfteher ohne Gefährdung bes öffentlichen Intereſſes nicht weiterhin überlaffen 
werben fann, und trifft der Ausihuß (bie Vertretung der Gemeinde) über 
ergangene Aufforderung feine Vorforge ober Abhilfe, fo Tann die politiſche 
Behörde zur Beforgung diefer Geſchäfte, bis die Hinberniffe behoben find, eim 
anderes Organ auf Koften der Gemeinde mit möglicfter Schonung der Ge⸗ 
meinbemittel beftellen. 

Das ift ein, volllommen der Idee einer freien Gemeinbeverwaltung wür- 
diger Standpunkt. Indeſſen find Hier zwei Fragen zwar berührt, aber nicht 
erlebigt. Es muß nämlich neben den obigen Befimmungen ber Grundſatz 
gelten, daß die vollziehende Gewalt der Gemeinde der Ietteren für den Nachteil 
haftet, der ihr daraus entſteht, daß biefelbe entweder keinen Gemeindebeſchluß 
provocirt hat, oder ben provocirten nicht ausführt, Es muß ferner der weitere 
Grundfag gelten, daß wenn die vollgiehenbe Gewalt ſich der Gemeindevertretung 
gegenüber fäumig zeigt, ober direlt die Ausführung ihrer Beſchlüſſe verweigert, 
die letztere die Berechtigung Haben muß, neben der von ihr zu erhebenben 
Klage gegen das Haupt der vollziehenden Gewalt, den Bürgermeifter, auch für 
die beftimmte fragliche Funktion ein anderes Organ zu beftellen; während un« 
zweifelhaft dem VBürgermeifter perſönlich das Recht zufteht, die einzelnen Räthe 
für ihre Funktion zu fujpendiren, wogegen er auch perjönlic die Haftung für 
die Folgen eines folgen Schrittes übernimmt. Für die Verhältniffe der Ger 
meindebeamteten müfjen unzweifelhaft die Grundfäge des Staatsdienſtes in Au- 
wendung kommen. 


IV. Das Eyftem der Gemeinden. Ortögemeinde und Verwaltungs⸗ 
gemeinde. 


Wir gelangen jetzt zu dem Iegten Punkte im Syſtem des Gemeinde 
rechts, der in vielen Beziehungen der twichtigfte ift, nicht teil er fo 
ſehr etwas Neues bringt, als weil er das ganze bisherige Syſtem 
eigentlich abſchließt und die Spitze deſſelben bildet. Ex ift daher wohl 
werth, daß man über ihn einen Augenblid nachdenke. 

Wir haben fon früher ausgeſprochen, daß bie meiften Gemeinbes 
gefegebungen bei dem Begriffe ber Ortsgemeinde ftehen bleiben und 
ihn eigentlich mit dem der Gemeinde fo fehr ibentificiren, daß man an 
eine andere Geftalt der Gemeinde gar nicht mehr denkt. Das nun ift 
entſchieden ein Standpunkt, der mit der höheren Entwicklung bes 
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Gemeinbeivefens unvereinbar ift. Es handelt ſich deßhalb Darum, einer 
feit3 zu zeigen warum, und andererfeitö wie man tiber biefen befchränf: 
ten Standpunkt hinausgehen muß. 

Wenn nämlich die oben aufgeftellten Grundfäte auch an ſich richtig 
fein mögen, fo haben fie zwei große Vorausfeungen für ihre Ver 
wirflihung, melde in der Ortsgemeinde durchaus nicht gefunden er: 
den können. 

Die erite diefer Vorausfegungen ift, daß die Gemeinde groß genug 
ſei, um wenigſtens jene drei Organe, namentlich aber die Gemeinde: 
vertretung felbitändig und mit hinreichenden Kräften verfehen neben 
die übrigen binftellen zu können. Iſt das nämlich nicht der Fall, fo 
ift es Mar, dab die erſte Vorausfegung jeder Entwidlung des verfaf: 
fungsmäßigen Verwaltungsrechts, nämlich die ftrenge und formelle 
Scheidung der gejeßgebenvden von der vollziehenden Gewalt, und damit 
die Geltung der Grundſätze über Geſetz und Verordnung und die dar: 
auf beruhende Verantwortlichkeit der Vollziehung nicht berzuftellen ift. 
So lange das aber nicht der Fall ift, Fann die Gemeinde wohl gegen: 
über dem Staate frei, ja faft fouverän fein; aber innerlich frei fann 
fie in ſolchem Falle felbft dann nicht werben, wenn fie eine ganz freie 
Berfaffung bat. 

Die zweite Vorausſetzung ift die, daß die Lebensverhältniſſe der 
Gemeinden wenigſtens in fo meit gleichartig find, daß ein und das: 
felbe Verwaltungsrecht auf fie Anwendung finden fann. Es tft nicht 
möglich zu einem gemeingültigen ®emeinderecht zu gelangen, wenn die 
Berhältniffe der einzelnen Gemeinden einen mwejentlichen Theil der Ver: 
maltung jelbjt von ihrer Thätigfeit ausschließen. 

Nun ift es Har, daß wenn man für das Gemeindeweſen bei ber 
biftorifch oder thatjädhlich gegebenen Ortsgemeinde fteben bleibt, ein 
ganz unfertiges Gemeindeiwejen dadurch entjtehen muß, da einzelne 
Gemeinden jo groß find, daß fie ſelbſt wieder Abtheilungen in ſich er: 
zeugen, deren Charakter im allgemeinen Gemeinderecht nicht beftimmt 
ift, während andere zu unbedeutend find, um jene Organe in fid) aus: 
zubilden. Es muß daher eine Neugeltaltung hier vor fich gehen, welche, 
über den Begriff und das Recht der Ortsgemeinde hinausgehend, eine 
zweite höhere Grundform der Gemeinde bildet. Diefe höhere Form der 
Gemeinde nennen wir die Berwaltungsgemeinde. 

Die Nothivendigkeit einer ſolchen Geftaltung ift nun, mie bereitö 
früher bemerkt worden, ſchon mit dem Entjtehen des neuen Gemeinde: 
lebens gefühlt. Die franzöfiihe Schematifirung gab dazu die mwillfom: 
mene Formel. Die deutichen Geſetzgebungen haben den Gedanken willig 
aufgenommen, und in allerlei Formen, meiſtens unter dem Namen der 
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Bezirke” ober „Kreife” mit mehr ober weniger Confequenz durchgeführt, 
Der. Gebanle und das Syſtem der größeren Gemeinde ift daher keines⸗ 
wegs neu. Wenn wir ihn aber von einer Wichtigkeit halten, welche 
die biöherigen Formen nicht haben, und ven befannten Namen gegen« 
über dem Begriff und Ausdruck der „Berwaltungsgemeinde“ aufitellen, 
fo müffen wir erftlich die Elemente ihres Verfaſſungsrechts, und zwei⸗ 
tens bie ihres Verwaltungsrecht? gegenüber der Ortsgemeinde einer 
ſeits, und ben bisherigen Kreis- oder Bezirlsordnungen andererfeits 
beftimmt, wenn auch kurz bezeichnen, dem Lefer die weitere Entwicklung 
dieſer Gedanken überlaffend. 

Die Beriwaltungsgemeinde ift nämlich materiell die Einheit von 
Drtögemeinden auf Grundlage gemeinfamer und gleichartiger Intereſſen. 
Das hat fie mit dem Kreife oder Bezirke gemein. 

Sie bildet wie die Drtögemeinde eine juriftifche Perſönlichkeit, und 
muß daher als ſolche die drei Organe haben, melde das Weſen aller 
BVerfönlichkeit bilden, das Oberhaupt ober den Vorftand, die geſetzgebende 
Gewalt in der Vertretung, und die vollgiehende Gewalt in einem eiger 
nen Magiftrat oder Rath; und bier nun muß man fordern, daß der 
erite formale Unterfchien ſowohl zwiſchen ihr und ber Ortsgemeinde 
als dem Bezirke eintrete, 

Diefe „Räthe” nämlich ſollen nicht bloß die Beigeorbneten bed 
Vorftandes für feine Verorbnungs: und Vollzugsgewalt fein, ſondern 
fie follen nad Analogie des Minifterialfyftems gebilvet werben; 
nicht fo, daß fie als Gefammtheit die eigentliche Verwaltung haben, 
fonbern es follen minbeftens drei Räthe fein, melde die Spitze ver 
Exekutive für Wirthſchaft, Rechtspflege und Inneres der Verivaltungs: 
gemeinde bilden. Sie follen gegenüber der Gemeindevertretung genau 
die Funktionen und das Recht der Minifter haben, und das fol dar 
um fein, weil eine colleftive Verantwortlichleit und Haftung für bie 
wirkliche Verwaltung nicht richtig, und wenn ausgeſprochen, nicht 
faltiſch durchführbar iſt. Jeder dieſer Räthe fol für fein Fachgebiet 
die Verordnungsgewalt haben, und die Beſchlüſſe der Vertretung ſollen 
mit einer Vollziehungsflaufel für den beftimmten Rath verfehen 
fein; es verfteht fih, daß die Vorlagen an die Vertretung auch von 
ihnen auögehen. Es ift die Regierung im Kleinen, die ivir fordern, 
um das Regierungsrecht an ihnen zur Geltung zu bringen. Das ift 
in einer Drtögemeinde gar nicht thunlich; fie wird naturgemäß bie 
Funktionen verſchmelzen, und damit eine innere ftrenge Rechtsordnung 
trog aller Geſetze nie erzielen. In der That leben wir in dem Wiber« 
ſpruch, daß die Minifter mit viel ſchwererer Aufgabe bis jet eine viel 
größere Verantwortlichkeit haben, als die Vorftände ber Gemeinden mit 


342 


ihrer leichten Aufgabe; das aber kann nur geändert werben, wenn fir 
große Gemeinden bilben. 

Die Gemeindenerfaffung aber muß ihrerfeit3 den Elementen ent- 
fprechen, aus denen fie gebilvet iſt. Sie beſteht nicht bloß aus Tauter 
einzelnen Staatsbürgern, fondern zugleich aus jelbftändigen Gemeinden. 
Die Verwaltungsgemeinde bat daher den Charakter eine Bundesftaates 
in fo weit, daß in ver Verfaſſung neben ver Gefammtheit ihrer Angehö— 
rigen auch die einzelnen Gemeinden felbftändig vertreten fein müſſen. 
Die Vertretung der Verwaltungsgemeinden beiteht daher aus Abgeord⸗ 
neten der Gemeindevertretungen, melde von dieſen gewählt werben, 
und aus Abgeordneten der Gejammtheit. Ueber das Zahlenverhältniß 
wird man fich bald einigen. Dieſe Vertretung hat nun genau diefelben 
Rechte für die Vermaltungsgemeinde, mie bie Vertretung für die ein: 
zelne Gemeinde. Sie hat, kurz gefagt, die befchließenve Gewalt, und 
Vorſtand und Rath haben die vollziehbende Gewalt, und für das Ber: 
bältniß beider zu einander gelten die allgemeinen Grundſätze bes ver: 
faflungsmäßigen Verwaltungsrechts. Dem aber ift nichts hinzuzufügen. 
Das ift der zweite Unterfchied der Verwaltungsgemeinde von dem Kreife 
oder Bezirke. 

Iſt nun diefer Körper gebilvet, fo tritt die Frage nad feinem 
Rechte theild gegenüber dem Staate, theils gegenüber der Orts⸗ 
‚gemeinde ein. 

Was zuerit den Staat betrifft, fo ift die Sache fehr einfach und 
dennoch ernjt genug. So tie einmal eine Verwaltungsgemeinde exiftirt, 
ift gegenüber dem Staate nicht die Drtögemeinde, fondern die Ber: 
waltungsgemeinde die Gemeinde. "Die Verwaltungsgemeinde hat 
das Recht der Vollziehung und daher auch die Haftung für diefelbe. 
Die Beziehungen der Regierung zu der Verwaltung der Ortsgemeinden 
‚gehen überhaupt nicht mehr direft an diefe, fondern an die Verwal— 
tungsgemeinde, melde als Vollzugsbehörde die Aufgabe hat, das 
geltende Necht in allen den Fällen zur Geltung zu bringen, two es fid) 
nicht um Funktionen ded Staats handelt. Daher gebt auch der Zwang 
der Behörde nicht gegen die Ortögemeinde, fondern gegen die Verwal: 
tungögemeinde; nur in den Fällen dringender Gefahr fann die erftere 
direkt in die Verhältniſſe der Ortsgemeinde eingreifen. 

Es ift nun Far, daß auf diefe Weife der Schwerpunft der ganzen 
Frage in dem rechtlihen Verhältniß zwiſchen Verwaltungs: und Orte: 
gemeinde liegt; und dieß ift jehr einfad). 

Die Verwaltungsgemeinde ift nämlich das befchließende, die 
Ortsgemeinde das im Einzelnen ausführende Drgan im 
Spiteme des Gemeindeweſens. Das Recht der Ortögemeinde, ibrerfeits 
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Beichlüffe zu faflen, ift damit keineswegs aufgehoben; aber wie bie 
Verwaltungsgemeinde Beſchlüſſe faßt über die Vollziehung bes Staats: 
willens innerhalb ihrer Verwaltung, fo hat die Ortsgemeinde Beichlüffe 
zu faflen über die Vollziehung der Befchlüffe der Verwal 
tungsgemeinde. Das ift ihre wahre und natürliche Autonomie, bie 
Autonomie des Theiles im Ganzen. Nur da kann die Drtögemeinde 
felbftändige Beſchlüſſe faflen, wo ein Beſchluß der Verwaltungsgemeinde 
mangelt. Es folgt, daß ein Beſchluß der erfteren, der im Widerſpruch 
fteht mit dem Beſchluſſe der letzteren, ungültig ift; vollzieht der Vor— 
ftand der Ortsgemeinde einen ſolchen Beſchluß, oder faßt er ſelbſt einen 
folden, fo ift er haftbar tie jedes untere Organ dem oberen. Und 
endlich folgt, daß mährend die Klage gegen die Organe ber Orts⸗ 
gemeinde an das orbentliche Gericht geht, die Beſchwerde vielmehr an 
die Berwaltungdgemeinde ald das verorbnende Drgan gehen muß, 
welches dann darüber zu entfcheiden hat, ob bie Aktion ber Organe 
der Ortögemeinbe im Geifte des Beſchluſſes der Verwaltungsgemeinde 
gehalten ift oder nicht; um fo mehr, als nicht jene, ſondern dieſe der 
Regierung für die Aktionen der wirklichen Verwaltung haftbar iſt. 
Dabei muß die Verwaltungsgemeinde fchließlich das Recht haben, dem 
Vorſtande der Drtögemeinde Vorſchriften und Befehle zu ertheilen, 
eventuell die Befolgung ber Ießteren nad) denfelben Grundfägen auch 
zu erzwingen, welche für den verfaflungsmäßigen Zwang bereitd oben 
angeführt find. 

Dieß find die einfachen Grundfäge, melde für das Syſtem der 
Gemeinden gelten müffen. Cinmal anerkannt, werden fie ſowohl das 
überflüflige Beamtenthum befeitigen, und bie Selbftverwaltung an feine 
Stelle jegen, als auch die Stellung der Landſchaften auf das ihnen 
noch übrig bleibende Gebiet befchränfen. Nur muß man allerdings 
diefe Organe weder wie in Württemberg zu Amtskörperſchaften machen, 
noch auch das Entftehen derfelben der Willkür der Betheiligten anheim 
geben, mie in Defterreih. Der Grundirrthum aber in ber bisherigen 
Behandlung biefer Frage befteht darin, daß man zwar das Analogon 
der Verwaltungsgemeinde till, aber ſtets in der Weife, daß fie nur 
für dasjenige competent fein ſollen, was über die Ortsgemeinde 
hinausgeht. Wir tollen, daß fie die Verwaltung ber Ortsgemeinde 
felbft bilden, und mit ber Einheit der Intereſſen die Einheit ber 
Rechtsbildung und der Gemeinbethätigfeit überhaupt erzeugen 
follen; denn fo lange man zwei Competenzfreife neben einander ftellt, 
werben fie fich ftetö ſcheiden und ftreiten, und bamit bie gefunde orga- 
niſche Entividlung der ganzen Selbftverwaltung gefährben. Wer aber 
über die praltiſche Durhführbarkeit dieſer Ideen Bebenten hat, ber 
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möge nur einmal eine Stabt von Hunderttaufenben, die ja unabweisbar 
Eine Berwaltungsgemeinde mit Drtsgemeinben ift, betrachten. 

Wirft man übrigens einen Blid auf das beftehende Gemeinderecht 
Deutſchlands, fo wird es Har, daB es wohl noch einige Zeit bauern 
wird, bis diefe Idee — der Schlußftein der Selbitverwaltung, zur 
vollen Verwirklichung gelangt! 


II. 
Gorporationen und Stiftungen. 
1) Allgemeiner Charalter beider. 


Wir müflen als letzte Form der Drganifation der Selbftvermwal: 
tung die Corporationen und Stiftungen aufführen, die ein, wenn auch 
nicht ſehr großes, fo doch in vieler Beziehung jehr wichtiges Gebiet 
betreffen. 

Corporationen und Stiftungen entjtehen da, wo für einen einzelnen 
ganz beftimmten öffentlichen Zweck ein beftimmtes Vermögen ausgefett 
und ausfchließlich durch eigene dafür beftimmte Organe nach beftimmten 
Regeln verwaltet wird. 

Die Corporationen und Stiftungen bilden den Uebergang von der 
eigentlichen Selbſtverwaltung im Gemeindeweſen zum Vereinsweſen, 
indem in ihnen wie bei dem Verein der Zweck, der durch die Mittel 
erreicht werden ſoll, durch den freien Willen der Einzelnen geſetzt wird, 
während die Ordnung der Verwendung der Mittel gleichfalls durch 
dieſen Willen beſtimmt iſt. Allein ſie gehören dennoch der Selbſtverwal⸗ 
tung an, da die Auflöſung der einmal beſtehenden Körper ebenſo wenig 
wie die einmal angeordnete Verwaltung von dem Willen der an dieſer 
Verwaltung Betheiligten abhängt. Und das haben fie mit der Selbft- 
verwaltung überhaupt gemein. Sie find daher, einmal beftehend, 
dauernde Organe der Öffentlihden Verwaltung, und müfjen mit ihrem 
eigenthümlichen Organismus fo mie mit ihrem Rechte ftetö in derſelben 
ericheinen. 

Corporationen und Stiftungen haben viel Gemeinfames, aber auch 
viel Verſchiedenes. Wegen ihrer Beichränfung auf ganz einzelne Zwecke 
und ivegen ihrer zum Theil ganz zufälligen inneren Ordnung beachtet 
man fie wenig. Dennoch find fie ein immanentes Moment der freien 
Beriwaltung, und für den ganzen Gang der lehteren wichtig genug, 
um fie bier in denjenigen Punkten aufzuführen, in denen fie als ein 
organifches Element des Geſammtlebens, und deßhalb zu allen Zeiten 
und bei allen Völkern erfcheinen. Nur muß man dabei eben fo ftrenge 
wieder beide in ihrem Weſen wie in ihrer Gejchichte unterfcheiden. 
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Alle Corporationen und Stiftungen im weiteften Sinne des Wortes 
haben das mit einander gemein, daß fie eine, über der Willfür der 
Einzelnen ftehende, objektiv beftimmte Drganifation ihrer Verwaltung 
haben, die man in analoger Weife wie bei der Selbftverwaltung ber 
Gemeinde ihre Berfaffung nennen Tann. Eben fo haben beide eine 
gleichfalls objektiv beftimmte Ordnung der Thätigkeit ihrer fo beftimmten 
Organe, die man wohl entſprechend als ihre Verwaltung bezeichnen 
darf. Beide find endlih nur denkbar, indem die ihnen zu Gebote 
ftehenden Mittel für einen öffentlichen Ziel verwendet werben; das ift, 
indem ihre Verwendung eine im Weſen und im Gebiete der inneren 
Staatöverwaltung liegende Aufgabe erfüllt. Dadurch erftlih, und zwei⸗ 
tens dadurch, daß fie mit ihrer Verfaſſung und Verwaltung einen ganz 
felbftändigen, außerhalb des Staatswillens ftehenvden, aber dennoch der 
Staatsfunktion angehörenden Organismus bilden, gehören fie dem 
Öffentlichen Rechte des Staats felber. Sie fünnen nur beftehen, indem 
der Staat fie ala ſolche fürmlih anerkennt. Der Grund und die 
Nothwendigkeit diefer Anerkennung fchließt daher den Sa in fi, daß 
fie mit ihrer Verfaffung und Verwaltung mit dem Staatsleben und 
feiner Entwicklung, und zivar mit den großen Principien der Verfaflung 
und Verwaltung des Staats nicht im Widerfpruch jtehen dürfen. Da 
nun aber die innere Drganijation ſolcher Corporationen und Stiftungen 
ftet3 in einer beitimmten Seit, alſo in einer beitimmt gegebenen Ent: 
widlungsftufe des Geſammtlebens entjteht und daher diefer ihrer Zeit 
entiprechend gebildet, aber mit dieſer fo beftimmten Ordnung aud als 
für alle Zeiten bleibend anerkannt wird, fo leuchtet es ein, daß, 
wenn auch Jahrhunderte darüber weggehen, dennoch zu irgend einer 
Epoche und in irgend einer Form der Fall eintreten Tann und wird, 
in welchem das formell anerkannte Recht jolcher Körperichaften mit den 
Principien und Thätigfeiten der Staatdordnung in Wiberfpruch geräth. 
Diefer Widerfpruch tritt dann um fo fchärfer hervor, wenn die Aners 
fennung ber einmal gegebenen Ordnung verjelben von Seite des Staats 
auch formell eine unbegrängte, alfo dem Wortlaute nach für alle Zeiten 
gültige ift. In der That ift in diefem Falle nicht bloß ein Gegenjaß 
zwiſchen dem Rechte und der Ordnung biefer Körperfchaften und dem 
Staate, fondern für den Staat felber vorhanden, da das von ihm ge 
ſetzte Recht mit dem von ihm geforderten Rechte im Widerſpruch ſteht. 
Und es ift offenbar, daß diefe Verhältnifje, wie fie auf dem innerften 
Weſen beiver, der Körperfchaften wie des Stant3 beruhen, auch nur 
durch die Betrachtung der höheren Natur beider gelöst werben können. 

Diefe Löfung liegt nun aber in nicht® anderem, als in dem ſchon 
oben angebeuteten Unterſchiede zwifchen Corporationen und Stiftungen. 
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vorrede. 


Wenn es verſtattet iſt, die letzte leitende Idee hier auszu— 
ſprechen, welche mich bewogen hat, das Vereinsweſen von ber 
Eelbftverwaltung zu ſcheiden und als einen felbftändigen Theil 
zu behandeln, fo Tann ich das mit wenig Worten ausdrücken. 
Das Vereinsweſen fteht noch auf ber erften Etufe feiner 
Entwidlung. Es ift beftimmt und fähig, im öffentlichen und 
Privatleben einen Platz einzunehmen, von deſſen Bedeutung und 
Umfang wir nur nod die erfte Ahnung haben. Wir müflen daher 
vor allen Dingen uns Rechenſchaft ablegen von der Aufgabe, bie 
inmitten der gewaltigen Bewegung des werdenden Vereinsweſens 
eine Bearbeitung des in Theorie und Praris fo unfertigen Stoffes 
haben Kann. 

. Der Charakter des Vereinsweſens im Ganzen befteht, wie es 
ſtets im Anfange der Entwidlung großer ftaatlier und focialer 
Erſcheinungen der Fall ift, darin, daß es fih noch nit als ein 
Ganzes zu begreifen und zu verftehen weiß. Jedes Gebiet des 
Vereinsweſens betrachtet ſich entweder ala die eigentliche Haupt: 
ſache, oder aber als eine mit dein Gejammtleben überhaupt nit 
zufammenhängende, zufällige Erſcheinung. Die eine Hälfte des 
Vereinslebens wird daher gar nicht weiter beachtet; in der andern 
Hälfte dagegen fleht jede große Form der Vereine für fi, wird 
für fi behandelt, erzeugt ihre befondere Literatur, ihre Geſetz- 
gebung, ihre eigene Bewegung. Daher fehlt fogar die Frage, 
wohin das Vereinsweſen als Ganzes gehöre; daher der bisherige 
Mangel, ja die faſt gänzliche Zerfahrenheit in Gefeggebung und 
Jurisprudenz, fo wie es fih um Vereinsfragen handelt. 

Dies nun wird anders werben, fo wie die ſyſtematiſche Etel- 
lung, die organiſche Funktion des Vereinsweſens als Ganzes, bie 
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Entwidlung feines innern Syſtems den gewaltigen Umfang jeiner 
Thätigleit im Einzelnen zeigt. 

Wir find daher überzeugt, daß das Vereinsweſen fo gut wie 
die Regierung und die Selbftverwaltung künftig ein eigenes Gebiet 
der Staatswiſſenſchaft bilden wird. Wir find ferner überzeugt, 
daß die allgemeine Lehre vom Vereinsweſen die Grundlage der 
Behandlung der auf die einzelnen Arten der Vereine bezüglichen 
Fragen und Rechtsbildungen werden wird. Wir balten feit, 
daß bald die Zeit Tommen wird, wo Fein öffentliher Mann 
feine Bildung für vollendet erkennen wird, wenn er nicht biefe 
allgemeinen Grundlagen des Vereins-Weſens und Rechts Tennt, 
und daß daher die ganze Jurisprudenz in dieſem Gebiete eine 
neue Geftalt empfangen muß, jo wie das Bewußtjein von der 
ganzen Bedeutung des Vereinsrecht? aus dem Bewußtſein der 
gewaltigen Gejammtwirkung der Vereine hervorgeht. Die Zeit, 
wo der allein berrichende Schwerpunkt der Jurisprudenz in ber 
beihräntten Smterpretation des Privatrechts lag, geht ihrem Ende 
entgegen, und durd das Verſtändniß des öffentlichen Lebens werden 
alsdann die Rechtsgelehrten die Stellung wieder gewinnen, die fie 
einft gehabt, ala das Römiſche Necht die einzige Form war, in 
der das Nechtsleben überhaupt zum Bewußtſein fam; und vielleicht 
ift das Vereinsrecht dazu berufen, an dieſer großen Aufgabe 
weſentlich mitzuwirken. 


Wien, October 1869. 


Dr. £orenz von Stein. 


Das Bereinöwelen - > > 222 1 
Das Bereinswefen gegenüber dem Weſen des Staats und ber 
Seldfiverwaltung - 2 2 2 2m 3 


Erfter Theil. 
Bas allgemeine Weſen des Bereins und fein u 





Ausgangspunlt 2. 2 2. Eon . 7 
Das Weſen des Bereins.... 9 

2) Das organifche Wefen des Vereins. Der perſönliche Organismus 
deſſelbeennn. 10 

b) Der Berein als Rechtsſubjelt. Der Berein und das freie ver. 
weitungere.. . 7 . 7. 14 

©) Die ethiſche Bedeutung des Vereins. Die Principien der Gleich- 
heit, Freiheit und Einheit. 16 

Zweiter Teil. 
Syflem des Bereinswefens. 

Grundlagen.. >] 
Erſte Gruppe. Die natirtitien Berbinbungen Pa 26 
1) Die Ehe und Familie . . 7} 
2 Die Communio 22 22er 27 
Bweite Gruppe. Die wirthſchaftlichen Berbindungen. . . . 28 
1) Bertehr, Vertrag und Vertragsarten. Verhältniß zum Vereinsreht 29 
2) Weſen und Begriff ter Societas und der Universitas . . . . . 3 


Dritte Gruppe. Die Elemente des Vereins als felbitändige 
Berbindungsformen (Gemeinfcpaften und Berfammlungen). . . 34 


Die Gemeinfpaften. Begriff derfelben . » 2.0000. 35 

Die drei Formen der Gemeinſchaften: die Dorfgemeinſchaft, die 
Geſchlechtergemeinſchaft und die Berufsgemeinfaft. . -» - - . 37 

Die Berfammlungen > = 222er 2 
1) Begriff der Berfommlung. "Arten derfelben . . . 2.2... 42 


2) Das Rechtsſyſtem der Berfammlungen © » > 2 22... 45 


vul 


a) Das innere Verſammlungsrecht (Beihäftzorbmungen) 
b) Das ftaatlihe Berfammlungsredt . . 
England, Frankreich und Deutſchland 


Bierte Gruppe. Das Bereinsweien (Befellicaften und ® Bern). 
I. Unterfehied von Geſellſchaft und Verein 


a) Der principielle Unterfhied von Geſellſchaft und Berein . 

b) Das ethifhe Element von Gejellichaft und Verein in feinem Ver⸗ 
hältniß zum Volls⸗ und Staatsieben . 

c) Das Rechtsprincip des Geſellſchafts⸗ und das be Bereinswefeng 

d) Der formelle Unterſchied zwifhen Geſellſchaft und Verein 

e) Erfte Uebergangsform: Gründergefellichaiten, Commandite auf 
Altien, Gewerle . . 

f) Zweite Uebergangsform: Die Sefellihaft wird Berein Dur ie 
Mittel: die Altie und die Altiengefellfchaft 


. Das Syſtem des eigentlichen Vereinswefens . 


A. Das Enftem der Gefellfdhaften. -. . . 
I. Die perfönlichen Geſellſchaften. Ss” Uebergung. zum Ber- 
einsween . - , 
II. Die kwirthfchaftlichen Geſellſchaften .. 
1) Der Begriff der wirthſchaftlichen Geſellſchaft 
2) Die Grundformen der Organiſation und die Arten der 
wirthſchaftlichen Geſellſchaft. SH lchergang zum Berein 
B. 208 Syftem der Vereine. .. 
J. Die Berbände als Lebergang von ber Sbfoenmalung 
zum Bereinsmwefen . 
II. Die Genoſſenſchaften als uUebergang von der Rändi- 
ihen Corporation zum Vereinsweſen. . 
1. Das Bereinsmefen. Grundlage. Verhältuif zur Staatt- 
verwaltung . . 
Erfte Claſſe. Tie politiſchen Vereine und die Berbinbungen 
Zweite Claffe. Die Berwaltungsvereine und ihr Syſtem 
Princip des Syſtems en 
I. Die Bereine für das geiige geben 
1) Wefen . 
2) Syſtem . 
I. Bildungsvereine 
a. Vereine für den Bildungsberuf 
b. Berufsbildungsvereine 
c. Allgemeine Bildungsvereine 
II. Bereine für Bildungsanftalten 
3) Charalter . . 
II. Volkswirthſchaftliches Vereinsweſen 
Begriff und Princip im Allgemeinen . 
Syſtein nn 


Seite 
46 
49 


63 


65 


66 


12 


77 


5 


87 


91 
97 


99 


102 


104 
109 
115 
115 
118 
118 
119 
119 
119 
121 
122 
123 
124 
125 
125 
128 





Erfte Art. Die Unternefmungsvereine 
Brincip. Die drei Gruppen berjelben und ihre Sunttion 
Erfte Gruppe. Das Aktien: oder Kapitalevereinsweien 

1) Wirthſchaftliche Natur derfelden . . 

2) Syſtem der Altienvereine. Die reinen Grmerbe- 
vereine und die Verwaltungsvereine auf Aftien . 
Rechtlicher Charakter. Das Verhältnig des Han- 

delsgeſetzbuchs zum Rechte berfelben . . 
Zweite Gruppe. Oegentetigttsuerine Berfigerungs- 

gefellfgaften. . . 

1) Wirthſchaftliches Weſen derfelben . 

2) Rechtlicher Charalter der gegenfeitigen Bereine . 

Dritte Gruppe. Das Vereinsweſen der Verbindungen 
zwiſchen Kapitals und graenfcigen Bereinen: Die 

Krebitvereine 

1) Wirthſchaftliche Ratur derfeiben ... 

2) Uebergang zum geſellſchaftlichen Charalter. 

3) Die Arten der Krebitvereine 2 2.» 
8) Die unorganifche Berbindung: Die limited 

liability der Aftiengefellihaften . 
b) Die organiſchen Verbindungen: die dortige 
Krebitvereine . 
1) Die gemeinfame Ratur derjelben. Elemen 
ihrer Verſchiedenheit im Weſen des Zah · 
lungs· und Unternehmungskredits. Weber 
den Namen: Erwerbsgenoſſenſchaft. .. 
2) Die Bereine für den Feen Die 
Gewerbe» oder Voltabanten . 
3) Die Borfäußtaffen . 
Zweite Art. Die wirthſchaftlichen Iren Beine 
1) Weſen berjelben . . 
2) Arten . . 
3) Gharalter . . .. 
1. Das gefelfcafitiche Bereinsweien .. 
Begriff und Welen. . - 
Syſtem. Die drei Gruppen und ie Berfälmiß m einander 
Erſte Gruppe. Unterflügungsvereine . . 
1) Weſen und Gharalter derfelben . . . . . 
2) Die Arten der bee . 
Zweite Gruppe. Hülfsvereine . 
1) Weſen und Charalter . 
2) Arten 
Dritte Gruppe. Das Berinsuen de der Sam. . 
Die beiden Arten . 





. 161 


164 


180 


Seite 
130 
130 
1832 
132 


135 


138 


144 
146 
148 
149 
151 


158 


158 


. 156 


161 


165 
166 
166 
171 


. 174 


174 
178 
180 


181 
184 
184 


Esiıe 
L Ze hmmm - - - - - - - - - - . 125 
1, Beten marken . - - - - - - - - - 135 
2, Ix wistihheitiehrs ur per Dun . - 157 
3 iu. - - - - - - - = 2 2.2... - 190 

a) Tie Iıhemigenrsieriheh za Ichereruuier- 

uchmung (Tretuczmgenshendbrfuz der Ber- 

eine, cgentece „Alenmtmurz” — coogers- 
tive Sueiete) - - - - . 190 

22 —— ——— Tericarex· 
W 191 

I. Tie —— — zu ir — * 
Arbeiservertsetung (Goalitisuen; . . - 14 

Tritter Theil 
Das dertinerut 

Welen deſſelben nenn. 1% 
Tas geltende Bereinsredt . .. .... MM 
Gharalter der bisherigen Bereinsgeieugrtung. 2... 28 
Des Stſtem Bei Bertinscchtö - - - . . 2... 23 
Grundlagen deffelben. . . 22. 213 
Erſter Thell. Der BVerein als perfönliche Einket . nn. 6 
A. Das innere Hecht ter Bereinsperfoniihläit -. - - . 2.2. 2A6 
I) Die Gründung des Vereins. Die Gröndergeiäkäett 2.216 
2), Die Eonflituirung des Vereins . . . 2... 98 
3) Die Statuten . . . .. >, ) 
4, Die Mitgliedſchaft und ihr Recht ee. ii 
6) Die Aufiöfung des Bereins . . . nn A 
B. Das Öffentlihde Recht des Vereins als Berſonlichteit ne 9 
1) Die Oberauffiht und die Gründung der Bereine . . 230 


2) Die Anerkennung der Bereine. Die juriftifche Berfönlichteit der- 
ſelben, die Anzeige, die Beftätigung, die men yuigung (Goncefiion) 233 
3) Die Schließung und Auflöfung der Vereine. . . . 237 
Bweiter Theil. Die Verfaffung der Vereine und ihr Reht. . . . 239 
Begriff und Elemente des Syſtems derfelben. Autonomie und Ober- 


auffiht im Vereinsweſien. 8 
Syſtem der Vereinsverfaffung . . . ern. 40 
1. Das Präfldium als Haupt des Vereins .. 2210 

A. Inneres Recht . . . ..82240 
a) Begriff des Prafidiume ... .. 240 


b) Die formalen Yunktionen und Rechte des Präſidenten .. 242 

c) Die organischen Funktionen und Rechte des Präſidiums.. 243 

B. Oeffentlihes Aedt . . . . . 245 

II. Die Generalverfammilung als —8 Weka) Gewalt . 245 
Princip ihres Rechts . . . 245 


a 


A. Inneres Recht . 
a) Die Ordnung der Generaiberſammiumng und ihr Bet 
b) Die Autonomie der Generalverfammlung . 
Weſen derfelben . B 
1) Die Wahlen der Generafverfammtung 
2) Die Befchlüffe der Generalverfammlung . . 
3) Die Sonfatiung der —J Brot und — 
B. Deffentliches Recht 
a) Die Anzeige . . 
b) Das Berfammlungsredht B 
e) Die Beihlüffe und die Dberanfficht oo. 
Dritter Theil. Das Verwaltungsrecht des Beinamen 
Begriff und Inhalt im Allgemeinen . . 
1. Der Berwaltungsrath als Bertmungegeat 
A. Inneres Recht .. B 
a) Natur und Stellung des Verwaltungsrathes. "Se Vor · 
fand“ des Handelsgeſetzbuchs. Beta gem Fräftium 
und zum Auffichtsrath 
b) Die Rechte des Berwaltungsrarhes 
1) Princip diefer Rechte 
2) Die Ordnung des Bermalungeras 
3) Pflichten deffelben . on 
4) Die einzelnen Rechte veſſelben . . 
5) Die Ausfchüffe des Verwaltungsrates . 
B. Deffentliches Redt . 
1. Die eigentliche Berwaltung des Vereins und ihre Bolgugsorgane 
A. Inneres Recht 
8) Wefen der eigentlichen Berinneratung Die Geldverwal. 
tung und ihr Princip . . 
b) Die Vollzugsorgane 
1) Befen derfelben . 
2) Die Direltion 
3) Die Bedienfteten 
B. Deffentliches Recht . . - 
Allgemeines PBrincip. — Das Bolzugsreiit” ver Bermaiunge- 
vereine . 
Bierter Theil. Das Syſtem der Beamter und ver Sefiung 
des Bereinsweiens . 
Weſen und Princip deſſeiben 
A. Inneres Recht 
L Die Berantiwortligpteit ir im Vereinsrecht 
a) Begriff und Princip deſſelben . 
b) Die verantwortlichen Drmne und ber — ira © Berant- 
wortlichleit 


o · u · 


. 247 
. 247 


251 
251 
255 
256 


. 37 
“258 
. 258 


258 
261 
261 


261 
264 
264 


1 
. 268 
» 269 


270 
272 
212 


212 
273 
278 
275 
279 
279 


279 


281 


. 281 
288 


xl 


c) Die Verwirflihung ber VBerantwortlichkeit. Reqhenſchafs 
bericht. Interpellation. Mißtrauensvotum. 
II. Die Haftung im Vereinsrecht 
Begriff und Princip derfelben . 
A. Das innere Haftungsredht des Brinemdene 
Begriff und Princip . . 
Das Syſtem des inneren Haftungsrechts . 
Die Berwirflihung der Haftung. . . 
1) Die Revifion, der Reviſionsausſchuß, der Anffihtsrat 
2) Klage und Fachgeſchworene 
B. Das äußere Haftungsrecht des Bereinswefens als beiuns 
gegen Dritte 
a) Das allgemeine äußere Haſtrecht des Bereinswefens 
b) Das äußere Haftrecht der Vereinsarten . 
B. Ocffentliches Recht . 
a) Die Oeffentlichkeit 
b) Das Vereins⸗Commiſſariat 


Das Vereinswefen. 


Indem toir jet zum Vereinsweſen als dem dritten großen Ges 
biete der vollgiehenden Gewalt übergehen, bürfen wir uns nicht vers 
behlen, daß mir in mehr als einer Beziehung eine Aufgabe haben, 
welche mit der gewöhnlichen Auffafjung und mit der biäherigen Literatur 
leineswegs übereinftimmt. 

Wir dürfen uns daher wohl verftatten, biefelbe hier im Anfange 
fo beftimmt ala möglich zu bezeichnen, denn es ift wohl fein Zweifel, 
daß ir mit biefem ganzen Gebiete in einem Uebergangsſtadium bes 
griffen find, und daß ſchon deßhalb die möglichfte Klarheit über das, 
was mir zu thun haben, nothivendig wird. 

Der erfte Punkt, in welchem wir von allen bisherigen Bearbeitungen 
innerhalb dieſes großen Gebietes — denn eine Bearbeitung des Ganzen 
gibt es eben noch nicht — abweichen, befteht darin, daß mir das Ver 
einsweſen als einen organiſchen Theil ber vollziehenden Gewalt auf 
faflen. Es ift wahr, daß bafjelbe dadurch irgend eine Stellung im 
Ganzen der Wifjenihaft befommt, während es bisher allerdings gar 
Teine hatte. Ob aber biefe Stellung die richtige fei, das wird mandem 
fraglich erſcheinen. 

Der zweite Punkt wird dann darin beftehen, daß wir das ganze 
Gebiet aller Formen, in denen es überhaupt eine Vereinigung unter 
den Menfchen innerhalb des Staats gibt, als ein Ganzes auffaſſen 
und dadurch namentlid) mit ber bisherigen Behandlungstveife, welche 
die Geſellſchaften und die Vereine fo beftimmt trennt, daß die einen 
auf die andern ſyſtematiſch gar Feine Rüdficht nehmen, während man 
zugleich nicht bloß diefe beiden Worte, fondern auch bie verwandten, 
wie Körperfchaft, Genoſſenſchaft, Societät, Verband, ohne feite Ber 
ſtimmung burdeinander wirft, in entſchiedenen Widerſpruch treten. 

Wir nun müſſen der Ueberzeugung ſein, daß ſo lange in dieſen 
beiden Punkten keine Gemeinſamkeit in Auffaſſung und Wortſinn ge: 
wonnen wird, eine wiſſenſchaftliche Behandlung des Vereinsweſens nicht 
möglich iſt. Eine ſolche wiſſenſchaftliche Behandlung aber iſt gerade 
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in unferer Zeit keineswegs bloß eine theoretifche Angelegenheit, und die 
folgende Darfiellung wird, denken wir, das zur Genüge beweiſen. 
Denn wenn es etwas gibt, worüber man ſich wohl leicht einigen wird, 
fo ift e8 das, daß das Vereinsweſen mit feinem gewaltigen Aufſchwunge 
einerfeitd und mit den noch größern, zum Theil ſehr unbeftimmten 
Forderungen andererjeitd, welche es an den Staat und fein Leben 
macht, den eigentlich fpecifilchen Charakter unferer Gegenwart bildet. 
Was immer wir im Leben und in der Theorie des öffentlihen Rechts 
zu berühren haben, alles iſt fchon mehr oder weniger enttwidelt ba: 
geweſen; nur das Vereinsweſen gehört in feiner Bebeutung und feiner 
wahren Geftalt unferem Jahrhundert an. Wovon immer wir ferner im 
Staate reden mögen, alles bat feine bejtimmte fefte Gränze, und ftellt 
fih leicht erfaßbar neben die übrigen Organe und Rechtsverhältniſſe des 
Ganzen bin; nur bei dem Vereinsivefen hat man fich noch nicht ernits 
lih gefragt, ob neben und über demjelben denn noch wirklich ein 
eigentliches Staatsleben nöthig, ja auch nur möglich jei. Und es darf 
und das nicht gar zu ſehr wundern, denn wir find mitten in der Beit, 
in der diefer neue Yaltor untoiberftehlich fi) Bahn bricht; nicht bloß 
in feinem Umfange, ſondern ſelbſt in feinen Principien ift noch feine 
Art von Abſchluß gefunden, und hier wie immer deutet die Ungewiß—⸗ 
beit über den Namen die Unficherheit über das Berftändniß des Weſens 
felber an. Es ift daher leicht, eine gewaltige Maſſe von Material zus 
fammen zu bringen und auch eine gewiſſe äußere Ordnung dafür zu 
finden, und niemand wird beftreiten, daß das einen großen Werth hat. 
Allein wo die lebendige Entwidlung felbft bei diefem Material nicht 
ftehen bleibt, jondern immer Neues jchafft und mit dem neuen Gtoff 
neue ragen erzeugt, da genügt die gewöhnliche Art und Weife ber 
Behandlung nidyt mehr. Wir müflen, wollen wir anders der großen 
Werkitatt der Gefchichte der Menjchheit näher treten, einen Standpunkt 
fuchen, der alle Kräfte und Formen, welche hier wirfen und erſcheinen, 
wie in Einem Griff zufammenfaßt; bei einem jo großen Leben tie 
dem unjerer Gegenivart ift in Wahrheit ein auch nur halb gelungener 
Verſuch, das Ganze zu erkennen, mehr wertb, als die Vollenpung in 
der Bearbeitung eines einzelnen Theiles; niemand wird in diefer lich 
tung jo thöricht fein, zu glauben, daß er ein Endgültiges zu finden tm 
Stande fei, wo es fich noch um die erften Principien handelt; allein 
wer diefen Dingen ohne Befangenheit näher zugeſchaut hat, der wird 
geitehen, daß es hier für die einzelnen Theile gar nicht? Endgültiges 
gibt, fondern daß wir die gemeinfame Kraft zu fuchen und zu verfteben 
haben, welche in ihnen allen lebendig iſt. Und das nun ift das Biel, 
das wir und vorgeſetzt habeı. 
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Von diefem Stanbpunft aus bürfen wir daher fagen, was zu 
finden und zu beftimmen wir und vorgeſetzt haben. 

Wir find nämlich der Ueberzeugung, daß alle Formen der Eini- 
gung, die wir in ihrer Gefammtheit unter dem Worte „Vereinsweſen“ 
zuſammenfaſſen, ihrer inneren, höheren Natur nad) organiſche Erſchei⸗ 
nungen berfelben Idee und Kraft find, welche den Staat erzeugt haben; 
daß fie daher unbedingt nicht der Privatrechtälehre und nicht der Volls— 
wirthſchaftslehre, fondern der Staatölehre angehören; daß deßhalb alle 
auf eine und biefelbe große Grundlage zurüdzuführen und von biefer 
Grundlage aus zu verftehen find; daß alle bie verſchiedenen Rechts: 
orbnungen, melde für biefelben gelten, nur rechtliche Modifikationen 
deſſelben Gebanfens, und daß alle die verſchiedenen Worte und Bes 
griffe, die hier vorlommen, nur Mobdififationen derſelben Grund⸗ 
erſcheinung find; daß fie alle von demfelben Geſetz beherrfcht werden, 
und daß es daher vor allem darauf ankommt, fie ala Ein Ganzes 
zu verftehen. Erſt wenn das geichehen ift, Tann man zum Einzelnen 
übergehen. 

Diefes nun darzulegen, ift unfere nächſte Aufgabe. 


Das Vereinsweſen gegenüber dem Wefen des Staats und ber 
Selbftverwaltung. 


Es ſcheint und gänzlich überflüffig, die Nothwendigkeit und den 
Werth der Vereinigung der Einzelnen zur Erreichung gemeinſamer Ziele 
überhaupt hier noch einmal zu wiederholen, und nachzuweiſen, daß der 
tiefe, in jeder Perfönlichkeit liegende Widerſpruch zwiſchen ihrer unend⸗ 
lichen Beftimmung, die auch äußerlich in dem nie ganz geftillten Ber 
bürfniß nah Gütern und äußern Erfolgen erſcheint, und ihrer be 
grängten Kraft, die eben nicht bloß phyſiſch und geiftig, fondern quch 
vollswirthſchaftlich eine begrängte ift, eben nur durch die Vereinigung 
mit andern gelöst erben Tann. Diefe große Thatſache ift ja bie 
Bafis alles organischen Gefammtlebens überhaupt; wir fegen fie ald 
befannt und anerfannt voraus. Wir müffen fie aber vorausſetzen, 
teil eben auf ihr erft die Natur desjenigen wahrhaft erfannt werben 
Tann, was wir — auch ohne birefte Beziehung zum öffentlichen Recht 
und doch als feine Iehte Grundlage — das Vereinsweſen ala ſolches 
feinem höhern organifchen Weſen nad) nennen. 

Zu dem Ende aber darf es ung geftattet fein, dieſes Vereinsweſen, 
ohne zuerft auf feinen wahren Inhalt einzugehen, baburd zu beftim- 
men, daß wir e8 in fein organifches Verhältniß zu den übrigen Grund» 
formen ber menſchlichen Einheiten, dem Begriffe und Inhalt des Staates 


4 


und dem der Selbftverivaltung feen. Uns ſcheint das für bie weitere 
Entwicklung unſeres Gedankens ganz unentbehrlich. 

Die einfachen Elemente dieſer Darſtellung ſind folgende: 

Iſt es wahr, daß eine ſolche Einheit der Menſchen durch das 
Weſen der Menſchen — alſo der Perſönlichkeit — unbedingt, das iſt 
abſolut, nicht mehr vom Willen, vom Irrthum oder Willkür der Ein- 
zelnen abhängig, gegeben ift, jo muß fie auch ſelbſtbedingt, das ift 
ihren Grund in fich felber tragend, daſtehen. Ein foldhes lebendiges 
Weſen, das feinen Grund in fich felber bat, nennen wir nun eine 
Perſönlichkeit. Es ift daher fein Zmeifel, daß die Einheit der Menichen 
durh das Weſen ihrer Perſönlichkeit gegeben, jelbit Perſönlichkeit — 
das ift eine für die Einzelnen unbebingte, ganz von ihrem Willen un. 
abhängige, durch fich jelbft für die Einzelnen geltende Einheit fein muß. 
Diefe Berfönlichkeit nennen wir eben den Staat. Und aus dieſem 
perjönlichen Weſen des Staats haben wir eben das ganze Syitem des 
Drganismus und des Rechtes des Staats entwidelt. 

Nun umfaßt der Staat allerdings alle Perſönlichkeit; aber feiner 
allgemeinen Natur nad) umfaßt er auch nur das Allgemeine und Gleiche 
in Allen. Wenn es nun Kar ift, daß auch die Beſonderheit des 
perfönlichen Lebens der Perjönlichkeit angehört, jo muß es Einheiten 
geben, welche ihrem Weſen nach dazu beftimmt und fähig find, eben 
dieje Beſonderheiten der Individuen in fih aufzunehmen und zu ver: 
arbeiten. Solche Einheiten gibt es. Und aus ihnen entjtehen die 
Gelbftverwaltungsförper. 

In Staat und Selbftverwaltung aber iſt Ein gemeinfames Moment, 
welches zum Begriff und zum Weſen der Vereine hinüberführt. Beide 
Einheiten nämlich find für die einzelne Perjönlichkeit gegebene That: 
fahen. Der Einzelne muß fie annehmen wie fie find; er fann ſich 
ihnen nicht entziehen; er kann ihre Natur nicht ändern; er muß ſich 
daher ihren Einjchränfungen unterwerfen; er wird bon dem was fie 
find und leiften, von ihrem Maße, ihren Qualitäten, ihrer Art, ihren 
wirkenden Elementen abhängig, er wird von ihnen beberrfcht, und 
weder Bildung noch Reichthum, weder phufifche noch geiftige Kraft find 
im Stande, diefe feine Unteriverfung unter jene getvaltigen Thatfachen, 
von denen die eine ihn in feinem Weſen und die andere ihn in feiner 
Individualität erfaßt und beftimmt, zu entziehen. 

Iſt nun aber das letzte und höchſte Weſen aller Perſönlichkeit die 
Selbjtbeitimmung, iſt dieſe Selbftbeftimmung in jenen beiden Formen 
der Einheit der le&tern unterivorfen, und ift dennoch die Einheit als 
ſolche nothwendig, fo ergibt fih, daß dieß Element der legten und 
höchſten Selbjtbejtimmung des Einzelnen nur auf Einem Bunlte feine 
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volle Geltung wieder gewinnen Tann. Das ift, indem die einzelne Per⸗ 
fönlichfeit, ftatt die Einheit aus ben Thatfachen des Gefammtlebens 
zu empfangen, diefe Einheit durd ihren eignen Willen fi 
felbft fegt. Und eine folde, nicht mehr aus dem allgemeinen 
Weſen der Perfönlichleit als nothwendig hervorgehende, und nicht mehr 
durch die thatſächlichen Zuſtände objektiv gegebene, ſondern durch den 
freien Alt des Willens der einzelnen Perfönlichkeit geſetzte Einheit 
des Lebens nennen wir im allgemeinften Sinne des Worted den Ver 
ein, und bie Gefammtheit aller darauf bezüglihen Grundſätze, Er 
ſcheinungen und Rechtsſätze umfaflen wir mit dem allgemeinen Auds 
drude des Vereinsweſens. 

Wenn es nun getiß richtig ift, die thätige Selbftbeftimmung über: 
haupt die Freiheit zu nennen, fo ift es Mar, daß der Verein und das 
Vereinsweſen die Hauptformen und Träger der Freiheit in der Ger 
meinſchaft der Menſchen find. Es ift fein Zweifel, daß dieſelben in 
höchſt verſchiedener Weiſe auftreten und thätig fein können; fie können 
groß und mächtig, Hein und unbedeutend, gut und ſchlecht, nützlich und 
verderblich fein, aber frei find fie immer. Wohin immer fie gelangen, 
wo immer fie erfcheinen, bringen fie dieß Element der Selbftbeftimmung 
und der Freiheit mit fi; es ift von ihnen ganz untrennbar, weil es 
der wahre Kern ihres Weſens ift; fie werden bebroht und zeitlich vers 
nichtet, wo die Unfreiheit herrſcht, aber fie entftehen fofort wieder, wo 
die freie Bewegung ihnen Raum gibt. Ja, herborgehend aus dem 
innerften Weſen der Perſönlichkeit, find fie felbft in ber Menfchheit 
nie ganz zu bernichten; fie erzeugen ſich gleihlam von felbft, ohne 
daß man ihre Entftehung jedesmal genau nachweiſen könnte; fie bes 
dürfen, eben teil fie auf der Natur der Perfönlicleit ruhen, nicht 
erft eines Bewußtſeins von ihrer eignen Natur und Funktion, fondern 
fie entfpringen aus jenem Drange, in dem ſich eben die höheren Funftionen 
der Menfchheit in dem Einzelnen kundgeben; ſie find daher nicht erft 
da, wo fie durch Recht und Geſetz geihüßt und getragen find, ſondern 
fie find ewig wie der Menſch felbit; es gibt gar feine Zeit und fein 
Voll, das ihrer jemald ganz entbehrt hätte ober entbehren könnte. 
Das ift die wahre Signatur ihrer hohen Bedeutung, baß fie unzer⸗ 
förbar mit der ganzen Geſchichte der Menfchheit fortleben, fie begleiten 
und erfüllen, und fih Raum verichaffen, foweit fie es vermögen. 
Und in diefem Sinne, als unzertrennliche Elemente des Lebens der 
Menſchheit und als ftet3 wirkende Faktoren beffelben, die durch das 
Weſen der letztern jelbft gegeben find, nennen mir Verein und 
Bereinsmwefen eben organische Begriffe. 

Und damit ift nun auch der Uebergang zu unferer fpeciellen Aufs 


gabe faft von felber gegeben. Iſt das Vereinsweſen bemnad ein 
organischer Begriff und find die Vereine in dem obigen Sinne organifche 
Erſcheinungen, fo müſſen und werben fie in allen benjenigen Ge 
ftaltungen des menfchlichen Lebens wieder erfcheinen, die wir ala 
organische bezeichnen, das ift foldhe, die durch die Einheit das Weſen 
des Einzelnen zum vollen Ausdrud bringen. Die Hauptgeftalt diefes 
organifchen Lebens aber iſt der Staat. Es ift daher Har, daß Verein 
und Vereinsweſen nicht etwa zufällig und mwillfürlih, ſondern daß fie 
nothiwendig und immer im Staate zur Erſcheinung und Geltung ge 
langen; das ift, daß fie organifche Elemente des Staatsbe— 
griffes find. Die Lehre vom Staate hat das, fo lange es eine 
foldde gibt, anerfannt. Sie hat jogar, das Weſen der Verfönlichkeit 
verfennend, nicht etiva das Vereinsweſen ald Theil und Glied bes 
Staates, fondern umgelehrt den Staat als Theil und Glied des 
Vereinsweſens, den Staat felbit als Verein betrachtet. Sie hat eben 
dadurch, oft ohne e3 zu wiſſen, den Orunbbegriff ver Freiheit in bie 
Idee des Staats bineingebracht, und ihr Jahrhunderte lang gültiger 
Ausdruck war der Sat, daß der Staat auf einem Vertrage berube, 
den die Einen aus dem Gefühl der Verjünlichkeit des Staats als einen 
nothwendigen feßten, der aus jener unklar gedachten Sociabilitas hers 
vorgehe, die Andern dagegen im Contrat social aus der freien Gelbft: 
bejtimmung ableiteten. Wir nun haben diefen Etandpunft überivunden. 
Wir feen den Verein wie gejagt als Woment des Ganzen mit 
fpecifilcher Natur und Aufgabe, und mithin auch als organifches Element 
des Staatd. Und es iſt fein Zweifel, daß hier feine Etelle nicht in 
der Gejeggebung, jondern in der Verwaltung ift; das Vereinsweſen ift 
ein Theil der organischen freien Verwaltung neben der Selbftverival: 
tung; und feine große Aufgabe als Moment des Staats ijt es daher, 
nicht etwa den Staat als folchen zu bilden oder fein Wejen zu erklären, 
fondern vielmehr das große Brincip des Vereinsweſens in die 
freie Verwaltung des Staates hinein zu tragen und bier 
zur Geltung zu bringen. Und in diefem Sinne bildet daher die Lehre 
vom Vereinsweſen einen organischen Theil der Verwaltungslehre, fpeciell 
der Lehre von ber vollziehenden Gewalt. Das ift unfer Stanbpunft 
im Allgemeinen. 

Freilich tft e8 nun dazu nothivendig, vorher das Vereinsweſen für 
fih zu betrachten, ehe wir zum öffentlichen Hecht deſſelben im obigen 
Sinne übergeben. 
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Erfter Theil. 


Das allgemeine Weſen des Vereins und fein Inhalt. 
Ausgangspunkt. 


Nun ſcheint es nach der bisherigen Darftellung kaum eine eins 
fachere Sache zu geben, als die Feſtſtellung des Begriffes des Vereins 
und die Enttvidlung aller derjenigen Sätze, deren Gefammtheit wir 
als das Vereinsweſen bezeichnen. Und dennoch beginnt gerade auf 
diefem Punkte, wo wir unfern eigentlichen Stoff zu finden fcheinen, 
die größte Schwierigkeit, die ung vielleicht in dem ganzen Gebiete der 
Staatswiſſenſchaft entgegentritt. 

Denn wir haben bereits (Bd. II. ©. 27) darauf aufmerkſam ge: 
macht, daß der Begriff des Vereins viel weiter geht als ber der Vers 
maltung. Wir haben aber ſchon dort angebeutet, und bier wiederholt, 
daß dennoch der Verein erft in ber Idee ber Verwaltung feine wahre 
Erfüllung findet. Es ift daher Mar, und das ift ber Beginn ber 
Schwierigleit, daß der Ausdruck Verein fehr verſchiedene Dinge ber . 
deutet, ja daß zulegt in diefem Worte eine fo große Menge von Ber 
deutungen liegt und mit ihm fo viele Erſcheinungen umfaßt werben, 
daß zuletzt, wie es in ſolchen Gebieten ſtets der Fall ift, mit dem 
Worte und felbft mit ber formalen Definition eigentlich gar: nichts 
geſagt iſt. 

In der That iſt das hier der Fall. Wir haben erſt in neueſter 
Zeit das ſehen gelernt, was mir mit jenem Worte andeuten. Der 
Stoff iſt an ſich ein ſo gewaltiger und ſeinem Inhalte nach ſo tiefer, 
daß wir weit davon entfernt ſind, ihn zu bewältigen. Hundert Namen 
ſtehen vor uns; hundert Bedeutungen und Rechte entfalten ſich, ſowie 
wir von dem Vereinsweſen reden. Es ift unmöglich zu feiten Ergeb 
niffen, zu feften Bedeutungen zu gelangen, wenn wir hier nicht zum 
Abſchluß gedeihen. Denn felbft wenn wir ganz abjehen von ver Ver: 
ſchmelzung von Staat und Selbitverivaltungsformen, die ja nod fo 
mandem in das Gebiet des Vereinsweſens fallen, fo treten hier die 
verfchiedenften Namen und Formen auf. Man revet von Einheit, 
Einigung, Vereinigung, Gemeinschaft, Genofjenfhaft, Geſellſchaft, Ber: 
band, Verein, Afjociation, Coalition und anderm, und während kaum 
jemand im Zweifel ift, daß alles das in irgend einer Weife dem Ver 
einsweſen angehört, weiß doch niemand zu fagen, was jebeö biejer 
Dinge an und für fi fein und bebeuten fol. Sind fie Worte für 
daſſelbe? Drüden fie Bejonderheiten an einem Gleichen aus? Enthalten 
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fie etwas ganz oder zum Theil Verſchiedenes? Bezeichnen fie überhaupt 
beftimmte Begriffe und Erfcheinungen? Und dennoch wird ber Juriſt 
und der Staatömann darüber einig fein, daß ohne Zurüdführung auf 
einen feſten Grundgedanken bier weder ein praltifches noch theoretifches 
Berftändniß, ja überhaupt Feine Wiflenfchaft möglich ift, weder eine 
Wiflenichaft des Rechts noch eine ſolche des Staats. 

Iſt dem nun fo, fo wird man wohl zugeben, baß es ah und für 
fi) unthunlich ift, bei der Aufftelung jener formalen Definition des 
Vereinsweſens ftehen zu bleiben und von ihr aus weiter zu geben. 
Es wird eine ganz unabweisbare Aufgabe, jenen Vereinsbegriff über 
bie Gränze ber vollziebenden Gewalt hinaus zu verfolgen, und feine 
Geftaltungen auch da zu unterfuchen, wo er mit ver Verwaltung gar 
nichts mehr zu tbun bat. Wir müflen, wollen wir das Vereinsweſen 
in feiner wahren Bebeutung erlennen, jeve Beſchränkung deſſelben auf 
ein beftimmtes Gebiet zunächit aufgeben. Und hier nun eröffnet fi 
ein jo getwaltiges Feld, daß wir mit gar feiner Definition mehr aus: 
reichen. Hier treten wir in die Werkſtatt des Lebens felbft. Der Blid 
erweitert fih, und mir ſchauen nicht mehr Lehrmeinungen und ihren 
Werth, fondern das Werben diefer Geftaltungen felbft an, unter denen 
die, bie wir fuchen, als Haupt und Ziel daſteht, oder als ein innigft 
verwandtes Geſchlecht mit all dem, mas mir nun zu beichreiben ges 
zwungen find. 

Um nun dazu zu gelangen, müſſen wir zunächſt die allgemeinften 
Begriffe und Ausdrüde jo weit thunlich beftimmen, und von ihnen 
zum Sinn und Inhalt der bejonderen übergeben. 

Sn der That find alle jene einzelnen Erfcheinungen, die wir oben 
angedeutet haben, eine große Gelammterfcheinung. Diefelbe ‚umfaßt, 
ihrem weitelten Begriffe nach, alle menjchlichen Einigungen, ſoweit die 
felben nicht dem Staat oder der Eelbftverwaltung angehören, infofern fie 
im Leben der Menjchheit thätig find und infofern in ihnen etwas Ge: 
meinſames und Gleichartiges lebendig ift. Die Gejammtheit diefer Er: 
fcheinungen nennen wir im Weitelten Einne das Vereinsweſen. Die 
Thätigfeit diefer einzelnen Einigungen theil® in Beziehung auf ihre 
Mitglieder, theils in Beziehung auf die menſchliche Gefammtheit, bie 
Kräfte, welche dabei wirken, die Erfolge, welche erzielt werden, bie 
Beivegungen, unter denen dieß gejchieht, bilden dag, was wir das 
Bereinsleben nennen. Aus der Selbftändigfeit der einzelnen Ein: 
heiten gegenüber ihren eignen Mitgliedern, aus dem Berhältniß ihrer 
Organe, aus den vermögensrechtlihen, perjönlichen und öffentlichen 
Beziehungen geht dann das Vereinsrecht berbor; und die hiftorifche 
Bildung diejes ganzen Lebensgebietes, fein Verhalten zur Entwicklung 
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von Geſellſchaft und Staat bildet endlich die Geſchichte des Vereins⸗ 
weſens. 

Alle dieſe Begriffe umfaſſen nun alle Formen und Arten, in 
denen die Menſchen fi zu Einheiten zuſammenfinden. Sie find ums 
endlich vielgeftaltig, nad) Form, Objekt, Zweck, Recht, gefelfchaftlicher 
und fantliher Stellung. Daß aber dennod in ihnen eine beftimmte 
höhere Ordnung vorhanden ift, ift fein Zmeifel. Sie zu finden, ift 
die Aufgabe der Wiſſenſchaft. Damit fie aber das bermöge, bebarf 
fie eines feften Maßftabes. Ein folder liegt nun in folden Ge 
ftaltungen ftet3 in derjenigen Form, melde wir ald bie vollenbetfte 
und höchſte anerkennen müfjen, denn nach dieſer hin fireben zulckt 
alle unvolfommnen Bildungen. Dieſe höchſte Form aber ift eben ber 
Verein im eigentlichen Sinne. Und feinen Begriff und Inhalt müſſen 
wir daher als Grundlage alles Folgenden zuerft entwideln. 


Das Wefen des Vereins. 


Wir haben nun den formalen Begriff des Vereins bereits früher 
aufgeftellt, als die freie Vereinigung Eingelner, die fi) ihren Bived 
und ihre Mittel im Gefammtleben felber fegt, oder ald die organiſche 
freie That der menſchlichen Gemeinfhaft. Soll derfelbe ung aber als 
Mafftab und Höhepunkt für alle Einigungen der Menfchen gelten, fo 
möüffen wir feinen Inhalt genauer betrachten. Denn in ber That wirb 
der Unterſchied deſſelben von den nievern Formen weſentlich in dem 
Grabe beftehen, in welchem feine einzelnen Momente bei jenem aus 
gebilbet find, während andrerfeits die hohe Bedeutung des Vereins 
weſens für das Oefammtleben der Menfchheit erft dann Mar wird, 
wenn wir über jene formale Definition hinausgehen. 

Dieb nun gefchieht dadurch, daß wir ben Verein in feinem Ver 
hältniß zu demjenigen Ganzen betrachten, von dem er felber ein Theil 
if. Dieß Ganze aber ift das Leben der Perfönlichleit auf ber Erbe. 
Entfteht der Verein in bemfelben, wirkt er für daſſelbe, ift er mit 
demfelben an fi gegeben, fo wird er felbft eine Geftaltung der Idee 
der Perfönlichteit fein. Und das ift es, was ihm num feinen organi⸗ 
ſchen Inhalt gibt. 

Denn es folgt daraus, daß ber Verein zunächſt die großen Fal⸗ 
toren be perjönlichen Lebens in ſich enthält, es folgt ferner, daß an 
ihnen fein eignes Rechtsleben entfteht, und es folgt endlich, daß fie 
es find, mit denen er in das Gefammtleben hineingreift. 

Man möge und daher verftatten, den Verein nach biefen brei 
Gefichtspunkten zuerft gleichſam pſychologiſch darzulegen. Die Folge 
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wird zeigen, daß zur Beherrichung des gefammten Vereinslebens dieſe 
Unterfcheidvungen ganz nothiwendig find. Sie erft bilden den Inhalt 
des Begriffes des Vereins in feiner Unterſcheidung von ben übrigen 
Formen der menjchlidden Einigung, und damit die Bedingung für das 
organische Verſtändniß aller der Erfcheinungen, die wir in jenes Ge 
biet bineinrechnen. 


8) Das organische Wefen des Bereind. Der perfünliche Organismus defjelben. 


Wir haben bier über den Begriff der Perjon nicht zu ftreiten. 
Allein wir glauben feinem Widerfpruche zu begegnen, wenn wir jagen, 
dab alles, was wir „Perſon“ nennen, zunächſt ein körperliches Dafein 
bat, dann ein geiltiges, welche fich gegenfeitig bedingen und durd: 
dringen, und endlich eine, die Selbitbeitimmung enthaltende und ſetzende 
Einheit aller in jenen beiden Faktoren liegenden Momente. 

Sit nun der Verein überhaupt ein perfönlidhes Weſen, fo muß 
auch er Körper, Geift und Willen haben. Und dieſe Momente find 
in ihm vorhanden. 

Der Körper jedes Vereins ift die Gejammtbeit von Perfonen und 
von Gütern, welche ihm angehören; er bat wie der Menfch einen leib- 
lihen und einen wirthſchaftlichen Körper. Er kann fehr verfchieben 
fein in Umfang und Objekt; feine Gejtalt wird gleichfalls fi in 
hundert Mobififationen erzeugen; aber er ift ftet3 und nothmwendig 
vorhanden, und jtet8 und nothwendig ift er bejtimmt, die materiellen 
Bedingungen für das Leben des Vereins zu bilden und hinzugeben. 

Allerdings aber ift diefer Körper des Vereins nody für fich Fein 
Verein, obwohl er, wie ber Körper des Menjchen für fih da fein 
Iann. Um zum Verein zu werden, muß das geiftige Element belebenv 
binzutreten. 

Das mas wir die Seele ober das geiftige Element des Verein 
nennen, ift diejenige geiftige Gewalt, welche aus den einzelnen Ber: 
fonen und ihren Gütern die Vereinigung, den Körper des Vereins 
erzeugt hat. Diefe aber Tann jo wenig, wie überhaupt ein Wille, 
ohne Objekt gevacht werden. Das Objekt diefes Willens nennen mir 
nun den Zwed. Der Zweck der Bereinigung ijt daher das geiftige 
Leben derſelben, das innere, rein perjönliche Element deſſelben. Es 
Iann der Zweck nun für fich gedacht werden, allein er fann ohne Kör: 
per — ohne eine für ihn beitimmte Vereinigung — nicht in bie 
Wirklichkeit treten. Ohne Zived iſt die Vereinigung ein leblojer 
Körper, ohne Vereinigung ift der Zweck eine abftrafte Aufgabe des 
Lebens. Beide müfjen daher vereinigt fein; beide, einander erfüllend, 
und vermöge des Weſens als Perfönlichkeit einander bedingend, haben 





11 


daher auch die Fähigkeit, einander zu erzeugen, wie fie einander 
von ber andern Seite auch begränzen unb beftimmen; und biefe 
Gegenfeitigleit beider Elemente als wirkend gedacht, bildet nun das, 
was wir den Inhalt des Lebens des Vereins nennen. 

Es ift nun wohl hier verftattet, einen Augenblid bei dem Weien 
dieſes Vereinsleben ftehen zu bleiben. Das pſychologiſche Intereſſe 
daran ift nicht geringer ald das praftifche; es gilt nicht bloß für diefen 
und jenen Verein, fondern für fie alle; und zulegt beruht ber wahre 
Werth und Einfluß des Vereins auf diefen Elementen und ihrer Kraft. 

In der That ift nämlich jener Zwech zwar bie eigentliche Seele 
des Vereins; aber er ift wie die Seele bes Menfchen theild im MWer- 
den begriffen, theils fähig, den Körper ber Vereinigung zu verlaffen. 
Er kann, wie jene, ſehr ftarf und lebenskräftig fein bei wenig ent- 
wickelten organiſchen Formen, und er kann ſehr ſchwach und flüchtig 
fein, obgleich die Formen forgfältig ausgebildet find. Er kann daher 
ven Untergang biefer Formen überbauern, und fi ſelbſt neue er 
zeugen, und er kann bie Formen, einer Iceren Schale gleich, als tobte 
Hülle bed entſchwundenen Kerns verlaffen unb eine andre Heimath 
ſuchen. In ihm und feiner Wechſelwirkung mit den Individuen, welche 
den Verein bilben, liegt daher das, was mir das eigentlihe Leben 
des Vereins nennen; die Kraft, mit ber es die Einzelnen an fich zieht, 
mit ber es bie Thätigleit der Einzelnen für den Verein wedt und be 
lebt, mit ber es den individuellen Widerftand bricht, ohne im Ganzen 
an Kraft zu verlieren, ift die Lebenskraft des Vereins. Dieſe Lebens: 
Traft ift an ſich ganz gleichgültig gegen den Umfang ſowohl des 
Zwedes als der Mittel. Es kann ein Heiner und eng beichräntter 
Verein eine große, und ein großer und eitgreifender Verein eine 
geringe Lebenskraft haben. Diefelbe Tann ſich oft im Einzelnen als 
eine bebeutende äußern, und im Ganzen gering fein, und umgefehrt; 
fie kann dauernd fein und kann nur für beflimmte Zeiten und Vers 
hältnifje erſcheinen. In ihr ruht der eigentliche Kern der Geſchichte 
nicht fo fehr des Vereinsweſens, als ber einzelnen Vereine; fie tritt 
und zunädjft entgegen in einem gewiſſen allgemeinen Gefühl für biefe 
Lebenskraft felber; dann aber wird fie, wenn man aus biefem Gefühle 
hinaus zur Mefjung übergehen till, näher beftimmt theils an dem Werthe 
des Zwedes, theils an dem der Mittel. Und hier nun erfcheint ein großes 
und höchſt beachtenswerthes Geſetz über biefe Lebenskraft der Vereine 
überhaupt, welches wie kein anderes geeignet iſt, uns die perſönliche 
Natur derſelben nahe zu legen. Der Zwecdk, den ſich ber Verein ſetzt, 
ift, wenn er einen großen Werth bat, fähig, die ihm mangelnden 
Mittel zu erzeugen; aber die Mittel eined Vereins, mögen fie 
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fo groß fein wie fie wollen, find nie im Stande, den Mangel 
eines klaren und großen Zweckes zu erjfegen. Denn ber 
Zweck des Vereins ift fein wahres Leben, und auf ihm beruht feine 
materielle Kraft; wenn ein Berein an feinen Mitteln untergeht, fo 
bat e3 immer nur daran gelegen, daß fein Zweck entweder als ein 
rein inbivibueller, oder verfehlter erichien. Die Grundlage der har 
monifchen Lebenskraft eines Vereins liegt daher ftet3 in feinem Zwecke; 
durd ihn ift er, was er ift, und vermag er, was er vermag. Es ift 
daher möglih, daß eine Vereinigung gar feinen Zweck bat und aud 
unfähig ift, einen ſolchen zu entwideln, wie bei den Gemeinfchaften 
in vielen Fällen; und hier tritt daher die Auflöfung der Gemeinichaft 
ala organische Conſequenz ein; der Rückfall ihrer Mittel in die indie 
viduelle Wirthichaft ift ein ganz organischer Proceß; fie war unfähig, 
ſelbſt mo Gleichheit und Freiheit in ihr berrichte, zur Einheit zu ge 
langen. Wird fie aber fähig, fo gewinnt fie erſt den wahren Charaliter 
des Vereins. In der Gefellfchaft ift der letzte Zweck das Einzelinterefie; 
ohne Einheit ift und bleibt diefer ſelbſt nur ein Mittel für dieſen Zweck, 
und diefer Zweck iſt es daher auch, welcher der Einheit in ihren 
Drganen das Maß ihrer Berechtigung vorfchreibt. Erſt im Verein 
geht der Zweck über jedes einzelne Mitglied hinaus; in ihm erft ift 
die Einheit ftärfer ald das Einzelne; und daher dann ift auch erft der 
Berein fähig, die großen Organe des perjönlichen Lebens als feinen 
einheitlichen, perfönlichen Organismus zur Geltung zu bringen. Das 
ift das allgemeine, wir möcten jagen pſychologiſche Weſen jener 
„Seele“ im Berein, und in pſychologiſch richtiger Weile hat Herbart 
dieß gefühlt, wenn ihm aud das juriftifche und ſtaatswiſſenſchaftliche 
Verſtändniß abging, um daraus eine wiſſenſchaftliche Theorie zu bilden, 
die allerdings zur Vorausfegung hat, daß man jeves Moment nur 
als Theil des Ganzen erfenne. Denn fo mädtig aud jene „Seele“ 
it, fo ift fie Doch noch nicht die Perjönlichkeit jelbft. 

Wenn nämlidh die Bereinigung die Mittel und der Zweck das 
Biel tft, jo mangelt noch eine Bebingung, um aus der Perfon die 
Perfönlichkeit zu machen. Das iſt die Fähigkeit der Selbſtbeſtimmung 
der Vereinten als einer Einheit; und dieſe Fähigkeit hat zur Voraus: 
feßung einen Organismus der Einheit, welder tie Gewalt und 
das Recht hat, die Mittel der Vereinigung für den Zweck des Ganzen 
zu verwenden. Betrachtet man nun diefen Organismus genauer, fo 
enthält er, dem höheren Begriffe des Vereind gemäß, zwei große Ele 
mente. Das eine diefer Elemente tft die Geſammtheit der felbitber 
jtimmten, freien Berfönlichfeiten, melche die Vereinigung bilden, das 
zweite aber iſt die Organiſation des einheitlichen Elementes, für fid 
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daftehend. Hier erſcheint daher diefe Einheit felbft nicht mehr als ein 
einfacher Begriff; es ergibt ſich, daß wir ihn wenigſtens in biejenigen 
Elemente auflöfen müflen, welche unbedingt mit dem Begriffe der 
Einheit ald Perjönlichleit gegeben find: und das ift um fo noth⸗ 
wendiger, als es ſich ſchon hier faft von felbft ergiebt, daß das Net 
des Vereinsweſens durch biefe elementaren Faktoren feine Haupt ⸗ 
fategorien und feinen Inhalt empfängt und ihr gegenfeitiges Verhält« 
niß zum Objelt hat. Auch find bier die Namen ſchon befannt und 
wir haben mit feinen fremden Vorftellungen und Begriffen zu thun. 
Der Drganismus der Einheit des Vereins beruht nämlich zuerft dar 
auf, daß die Einzelnen, melde ihn bilden, aud in ihrer Verbindung 
mit dem Bereine freie und felbftändige Perfönlichleiten bleiben, indem 
fie ihn durch ihren freien Willen ſelbſt bilden, und ihn verlafien, 
wann fie tollen. Die Grundlage aller Vereine ift daher der Begriff 
der Mitgliedfhaft; das ift ed, mas ihn von Staat und Selbft- 
verwaltung weſentlich nad diefer Seite hin unterſcheidet, denn ber 
Verein hat keine Angehörige wie fie, fondern das Band, welches 
die Einzelnen mit ihm verbindet, ift der freie Wille deſſelben. Iſt 
aber der Verein durch feine Mitglieder gebilvet, haben ſich biefelben 
zu dem gemeinfamen Bivede vereint, fo entfteht das formale perſönliche 
Element, die Organifation bed Vereins. Und dieſe vor allem ift 
von entſcheidender Bebeutung nicht bloß für den Begriff, fonvern au 
für das Leben und das Recht des Vereins. 

Denn die Drganifation des Vereins enthält nun die Bedingungen, 
vermöge deren aus den Elementen des Vereins eine wirkliche per- 
ſönliche Thätigfeit entftehen fann. Iſt das der Fall, fo können wie 
der diefe Bedingungen dem ganzen Weſen und Inhalt nad) feine 
anberen fein, als die in jeder Perfönlichkeit vorhandenen. Diefe num 
haben mir bereits in ber Lehre vom Staate entiwidelt. Sie find, in 
Türzeftem Wort gejagt, das ch der Perfönlichkeit, der Wille und bie 
That derfelben. Ohne biefe Momente ift feine Thätigfeit, fein wirt 
liches Leben venkbar. Es folgt, daß bemgemäß jeder Verein dieſe 
drei Elemente in fi) tragen muß. Wir drücken dad nun in einfachfter 
Weife fo aus, daß wir fagen, jeder Verein hat ein Oberhaupt, welches 
wir gewöhnlich den Vorftand nennen, eine gefeßgebende Gewalt, welche 
in ber Gemeinfhaft der Mitglieder erfcheint, und eine vollziehende 
Gewalt, die man gewöhnlic den Verwaltungsrath nennt, unter ber 
wieder die Vollzugsorgane dasjenige zu beforgen haben, was wir als 
die eigentliche Verwaltung bezeichnet haben, bie concreten Aufgaben 
des Vereins, bie eben durch feinen Zwed gejegt find. Es ift nun 
felbftverftänblich, daß fo gut mie im Staate aud im Berein biefe 
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großen Gewalten nicht immer Kar gejchieden find; allein dem Raum 
nad find fie ftet3 und unbebingt, wenn auch oft in mannigfader 
Berfchmelzung vorhanden. Jedoch bat diefe Verſchmelzung eine ganz 
beftimmte Gränze, melde den Verein vom Staate unter allen Um: 
ftänden ſcheidet. Mährend im Staate das Oberhaupt die vollziehenbe 
und gejeßgebende Gewalt vereinen Tann, bleibt im Verein die letztere 
ftet3 von den beiden andern geſchieden. In diefem Grundſatz erfcheint 
das große Lebensprincip aller Vereine und die Baſis ihrer ethifchen 
Bedeutung in Staat und Gefellichaft, zu der wir fogleich gelangen. 
Aus jenen formalen Elementen aber entwidelt fi nun das, was mir 
das Necht des Vereind nennen. 

So ijt der Verein im engern und eigentlihen Sinne des Morts 
zunächit eine Perſönlichkeit — die Einheit aller Elemente, welche den 
Inhalt der Perfönlichkeit bilden, zu einem felbftänbigen perfönlichen 
Leben. Die untergeorpneten, unfertigen Formen der Einheiten nun 
unterfcheiden ſich demnach vom Vereine dadurch, daß ihnen entiveber 
eins oder anderes diefer Elemente gerabezu fehlt, oder daß fie biefelben 
nicht organiſch, quantitativ und qualitativ, entwidelt haben. Der 
Werth diefer Bemerkung aber befteht darin, daß eben erft nad, diefem 
Gefihtspunft von einem Syftem der Einigungen, von einem organi« 
fchen Ganzen verjelben die Rede fein Tann; denn wie wir fehen werben, 
befteht aller Unterfchied der Vereine eben in dem Verhältniß, in mel: 
chem ſie obige Momente zur Entwidlung bringen. Und das nun 
wird um jo michtiger, als es zugleich die Grundlage für die Ver 
Ichievenheit des Rechts des Vereinsweſens in allen feinen Arten und 
Theilen abgibt. 


b) Der Berein als Rechtsſubjekt. Der Berein und das freie 
Verwaltungsrecht. 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Verein als Einheit von Perſön⸗ 
lichkeiten, die alle ſelbſt Rechtsſubjekte ſind, irgend ein Recht und 
Rechtsleben bei ſich entwickeln muß. Allein offenbar iſt es nicht in 
dieſem Sinne, daß wir von dem Vereine als einem Rechtsſubjelte 
reden. Die Bedeutung der Sache wird eine größere ſein. 

Iſt nämlich der Verein eine Perſönlichkeit, welche die Einheit von 
Perſönlichkeiten bildet, ſo hat er ein doppeltes Grundverhältniß und 
ein doppeltes Recht. Einerſeits iſt er als einheitliche Perſönlichkeit 
Angehöriger des Staats, und das für dieſe Verhältniſſe geltende 
Recht nennen wir das ſtaatliche Vereinsrecht. Andrerſeits enthält der 
Verein die einzelnen Mitglieder und feine Organe, und aus der Selbft- 
ftändigfeit derjelben folgt eben dasjenige, mas wir das innere Vereins 
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recht nennen. Gewiſſe Elemente diefer beiden Rechtögebiete find nun 
in jeder Vereinsform enthalten; aber erft der Verein im höheren 
Einne des Wortes enttvidelt das ganze Syſtem diefer Rechte. Die 
Grundlagen deſſelben find folgende. 

Das ftaatliche Recht des Vereins beruht zunächſt auf dem Weſen 
und Inhalt feiner öffentlich rechtlichen Anerfennung als juriftiicher Per 
ſönlichkeit, und enthält die Formen und Folgen diefer Anerkennung. 
Dann aber erjcheint dick Recht als Necht der Thätigkeit des Vereins 
in Beziehung auf Gefammtleben in Autonomie und Oberaufficht, wie 
wir fehon früher bemerkt haben; das Syſtem beider in feiner Anwen⸗ 
dung auf das Vereinsleben werben wir unten darlegen. 

Das Syſtem des inneren Vereinsrechts dagegen beruht auf zwei 
Prineipien, und erfcheint daher in zwei großen Gebieten. 

Das erfte Princip alles inneren Vereinsrechts ift der Grundſatz. 
daß der Verein eine freie Einigung felbftändiger Perfönlickeiten ift, 
und enthält daher die juriftifche Kormulirung und Anerkennung dieſes 
Grundfaßes einerfeits in den Rechte der freien Mitgliedſchaft, ander: 
feits in dem freien Wahlrecht, und endlich in dem Rechte, daß ber 
Wille des (perfönlichen) Vereins durch die Gemeinfchaft der Mitglieder, 
die Generalverfammlung und ihre Beichlüffe, geſetzt werde. Eben ver 
möge dieſes Nechts ſcheidet fih nun im Verein bie gefeßgebende von 
der vollziehenden Gewalt, und fomit tritt das zweite Princip alles 
Vereinsrechts ind Leben. Dieſes nämlich beiteht darin, daß vermöge 
diefer, im Wejen des Vereins liegenden Scheidung jener Getvalten 
jebe einzelne ihre eigenthümliche Nechtöiphäre empfängt, und daß daher 
das Vereinsrecht feiner unentäußerlihen Natur nad im engften Kreiſe 
die großen Grundfäße des verfaffungsmäßigen Verwaltungs— 
rechts bei fih zur Geltung bringt. Das ift eigentlih das 
wahre Weſen des Vereinsrechts und der Kern feines Einfluffes auf 
das Gefammtleben. Und jegt ift es Har, daß mir damit den Punkt 
berührt haben, auf welchem der Unterfchied der niederen Formen ber 
menfchlichen Vereinigung von ber höheren Geftalt des eigentlichen Ver« 
eins zur objektiven Geltung gelangt. Dffenbar ift dasjenige nämlich 
überhaupt fein Verein mehr, in welchem jene Scheidung ber großen 
Lebensfaktoren der Perfönlicfeit an und für ſich nicht möglich ift; 
bier ift der Punkt, wo fid) das Vereinsweſen von den übrigen 
Einigungen der Menſchen ſcheidet. Das äußere Kriterium aber ift 
bier die rechtliche Selbftändigfeit des Oberhaupts oder Vorftandes und 
das Recht der Mitgliedſchaft; find diefe beiden Momente gegeben, fo 
beginnt in ihnen das Vereinsweſen fi zu entivideln. Die niederen, 
unvolllommenen Formen befielben bleiben dann bei unvolllommenen 
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Sormen, ja faft bei Andeutungen jener Elemente ftehen, und bringen 
es daher auch nicht zum wahren Vereinsrecht; erſt im Vereine zeigen 
fih jene ala vollfommen felbftändig und das eigentliche Syſtem bes 
Vereinsrechts wird möglid. Das nun im Einzelnen barzulegen ift 
Sache des Folgenden. Wie reich aber das Nechtöleben des Vereins⸗ 
wejend demnach fein muß, fcheint wohl fchon aus dem Obigen hervor 
zugehen. 

Aus diefen Elementen ergibt fih nun das, was wir das ethifche 
Weſen des Bereind nennen müſſen, und das eigentlich bie höhere 
Bedeutung des Vereinsweſens und erit nahelegt. 


ec) Die ethifche Bedeutung des Vereins. Die Principien der Gleichheit, 
Freiheit und Einpeit. 


Die ethifche Bedeutung des Vereins beſteht nun in dem Einfluß, 
den die eben dargelegten Principien des Vereinsweſens auf das Ge 
fammtleben, ſpeciell auf Die DOrganifation und Entividlung defjelben 
in Staat und Selbitverwaltung haben. 

Un diefe nun ihrer ganzen Bedeutung nad zu verftehen, muß 
man allerdings den Blid auf die höchſten und doch alltäglichiten That 
Jachen des menſchlichen Lebens richten. 

Eben fo tief in der menſchlichen Natur begründet als die Noth⸗ 
wendigkeit der Einheit, ift auch die Verſchiedenheit der Menjchen übers 
haupt. Aus ihr geht der Proceß hervor, vermöge deſſen Ein Menſch 
die Leitung und Herrjchaft der andern übernimmt. Der thatfächlichen 
Berichiedenheit gegenüber fteht die principielle Gleichheit, nicht minder 
allgemein und nicht minder mädtig in jedem Einzelnen. Die Folge 
dieſes Widerſpruches ift ein beftändiger Kampf im Leben der Men: 
ihen, in welchem der feiner Natur nach Höhere auch in der Einheit 
die höhere Stelle einzunehmen und zu behalten ftrebt, welche ihm im 
Namen der Gleichheit von den andern ftreitig gemacht wird. In 
diefem Kampfe entwidelt fi) nun alsbald das Sonderinterefje der Ein- 
zelnen, der Herrfchenden, melde um ihrer jelbft willen die Herrichaft 
behalten wollen, und der Beherrfchten, welche gleichfalld aus eigenem 
Intereſſe die Herrfchaft dem Herrfcher entziehen möchten. Naturgemäß 
rufen dann die leßteren das höhere Wejen der Einheit zu Hülfe, und 
fordern zuerft, daß man ihre Stellung im Namen der leßteren aner: 
fennen ſolle. So entfteht der Gedanke, daß dieſe Stellung ein Recht 
enthalte; dieß Recht fchließt dann im Namen der höheren Einheit, bed 
Staats, das Necht der Beherrſchten aus. Damit dann find diejenigen, 
welche die minder Mächtigen find, dem Mächtigen im Namen des 
Nechts unterworfen, und fo entftehen jetzt die Begriffe und That 
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fachen der Ungleichheit, in welcher das Ungleichfein aus einer That 
ſache zum Recht getoorven ift, der Unfreiheit, im welcher die minder 
Mächtigen rechtlich von ber höheren Stellung ausgeſchloſſen find, und 
endlich die Herrfchaft, in melder der Beſitz der Macht, melden bie 
Einheit über den Einzelnen gibt, zu einem Recht der Befigenden auf 
diefe Macht wird. So erfüllt jener an ſich einfache Gegenfag der 
Ungleichheit und Gleichheit das ganze Leben der Menichheit; aus 
ihm gehen die geſellſchaftlichen Formen und Drbnungen hervor, und 
buch fie wieder wird der Staat in Verfafjung und Verwaltung be-⸗ 
ftimmt. Geſellſchaft und Staat werden unfrei, die Einzelnen in 
ihnen ungleich, und ber Staat wird eine der freien Entwidlung ent» 
frembete Gewalt. Das ijt der Gang und der Inhalt der Geſchichte. 

Nun ift es Har, daß das höchſte Weſen der Menfchheit weder in 
der Ungleichheit und Gleichheit, fondern in dem Werben ber Ein- 
zelnen, ber Entwidlung der Einzelnen von der niederen Stellung 
zur höheren ift. In der That’ ftehen daher jene Begriffe der Unfreis 
heit und Ungleichheit nicht mit dem thatſächlichen Weſen der Menſchen, 
fondern mit ihrer Beftimmung im Widerſpruch. Und der höhere 
Inhalt der Geichichte geht deßhalb dahin, nicht etwa Gleichheit und 
Ungleichheit rechtlich zu formuliren, ſondern eben jene Beftimmung ber 
Menichheit zu verwirklichen. 

Wir nennen das Verhältnig, im welchem irgend eine hiftorifche 
ober pſychiſche Erfcheinung eben zu biefer Verwirklihung der menſch⸗ 
lichen Beftimmung fteht, das Ethos deſſelben. Jedes Verhältniß 
des Menſchenlebens hat daher ſein Ethos. Mithin hat es auch das 
Vereinsweſen. Die ethiſche Bedeutung des Vereinsweſens beſteht da: 
ber in dem Verhältniß, in welchem es zu jener Entwicklung des höheren 
Weſens der Perfönlichkeit ſteht. Und dieſe Bedeutung darzulegen, iſt 
die Aufgabe des Folgenden. 

Denn es iſt klar, daß mit den objektiven Ergebniſſen das Vereins— 
weſen, mit ihrem Einfluß auf das äußere materielle Leben das Weſen 
der Vereine keineswegs erfüllt iſt. Sie greifen vielmehr auf das 
Tiefſte in die höchſten Elemente des Daſeins hinein. Sie ſind Mächte, 
für welche ihre Wirkſamkeit auf dem materiellen Gebiete nur das 
Mittel iſt, auf dem des geiſtigen Werdens mächtig hineinzugreifen. Nie— 
mand bezweifelt das. Es kommt aber darauf an, dieß zugleich in 
ſeiner beſtimmten Form zur Erkenntniß zu bringen. Und dieß nun iſt 
nur möglich, indem man es mit den obigen Begriffen in Verbindung 
bringt. 

Jeder Verein entfteht nämlich durch ben freien Willen der Eins 
zelnen, die ihm bilden. Er bat nicht die objeltive Kraft ver Perſön⸗ 

Stein, die Verwaltungelehre. 1. 3. 2 
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lichleit des Staates, die Einzelnen zu zwingen, ihm anzugehören. 
Mir haben das Verhältniß bereits als das der Mitglienfchaft bezeich⸗ 
net. Das Weſen der Mitglienfchaft enthält daher feinem Princip nad 
die Gleichheit aller, melde dem Verein angehören; denn die Bedingung 
der Eriftenz des Vereins liegt auf diefe Weiſe in dem an fich freien 
und damit gleichen Beichluß des Individuums. Im Verein tritt da⸗ 
ber das große Princip der menichlichen Gleichheit als feine Grundlage 
auf. Das ift fein erftes ethifches Moment. 

Das Moment der Gleichheit ift nun für die Betrachtung des Ver: 
einsweſens von entſcheidender Bedeutung. Und fchon bier ift es noth⸗ 
wendig, daſſelbe ins Auge zu faflen. 

Denn troß jened Princips lebt die Ungleichheit auch in dem Ber: 
eine fort, und auch in dem Vereine wirkt fie in ihrer Weife. Auch 
bier ftrebt fie ihrer Natur nach zu wirken, und die Herrſchaft Einzelner 
über die andern Einzelnen innerhalb des Vereins zu erzeugen. Jeder 
Verein bat daher in feinem Weſen zugleich den Keim der Ungleichheit, 
und ber Kampf zwilchen beiden Elementen erfcheint auch hier lebendig. 
Aber es ift nicht biefer Kampf an fich, welcher das Weſen bes Vereins 
ändert, fondern berfelbe verliert erit dann feinen Charafter, wenn die 
Ungleichheit feiner Mitglieder eine dauernde wird. Denn 
alsdann geſchieht das im Verein, was wir im Staate beobachten. Die 
Mächtigeren verbinden fi), mehr durch die Natur der Sache als durch 
befondern Willen; fie bilden auch im Berein eine Klaffe, und dieſe 
Klaffe macht nun ihre herrſchende Stellung zum Recht; und wenn dieß 
Necht auf dieſe herrſchende Stellung derjelben anerfannt wird, fo iſt 
der Verein fein Verein mehr. Er wird dann aus einem Berein eine 
Herrſchaft, fei es die Herrjchaft eines Einzelnen, fei es die Vieler; 
und die Herrichaft ift die rechtlich anerkannte Ungleichheit. Das ift 
die organische Natur derjelben. Die Form aber, in welcher aus dem 
Verein die Herrichaft wird, und das Kriterium dieſes MWerbens der 
Herrſchaft und ihrer rechtlihen Ungleichheit it nun die unfreie Mit: 
gliedſchaft. So wie das Recht des freien Eintritt3 und Austritts 
beichränft wird, Tann das ſchwächere Element des Vereins dem ftärferen 
nicht widerstehen; unfähig, die im Verein gegebene Einheit zu verlaffen, 
wird es von dem ftärferen unterworfen, und verliert das Necht auf 
alles, was der Verein als folcher jeinen Mitgliedern bieten Tann. 
Darin liegt die Gefahr für den Verein; und es ift fchon bier Har, 
daß das Vereinsweſen überhaupt vermöge diejer feiner Elemente von einer 
noch allgemeineren Thatſache abhängt; das aber ift die Gejellichafts: 
ordnung, wie wir unten ſehen werden. Denn erſt da, wo das Vereins: 
weſen an die Stelle der Herrfchaft tritt, ift für die ganze bürgerliche 
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Gemeinfhaft das Princip der Gleichheit feftgeftellt. Das aber durch 
die Macht der Vereine zu leiften, ift vor allen Dingen bie Aufgabe 
der Ichteren. 

Das zweite große ethifche Moment des Vereinsweſens beruht nun 
darauf, daß der Verein als freie Einigung für einen Zweck, den fi 
die Mitglieber felber fegen, au die Drgane und Mittel felbit 
beftimmt, durch welche biefer Zwed erreicht werben fol. Die Selbfts 
beftimmung aber nennen wir, wo fie im Verhältniß zu Andern er 
ſcheint, die Freiheit. Der Verein ift daher die freie Einheit Gleicher. 
Er ift es, der bie Gelbftbeftimmung, bie wir ald die wahre Grund 
Tage der perfönliden Entwicklung anerkennen müflen, zum felbftthätigen 
Drganismus erhebt. Das ift feine zweite große ethifche Funktion. 

Auch diefe ethiſche Funktion fann nun in ziwedmäßiger und nicht 
zweckmãßiger Weife ausgeübt werben; aber auch fie beruht nicht auf 
ihrem Erfolge, fonbern auf ihrem Prineip. Sie ift an fi unendlich 
viel wichtiger als das, was fie erzeugt. Denn auch in fie tritt jener 
Proceß der Klaffenbildung und der Herrihaft hinein; auch fie wird 
Gegenftand des Kampfes der Elemente, die wir als bie ungleichen ber 
zeichnen; auch fie kann verloren werben und wird verloren. Daher 
hat auch fie ihre feiten Kriterien, und diefe find es, an bemen ſich der 
Verein von feinem Uebergang in die andern unfreien Einheiten fcheibet. 
Diefe Kriterien beftehen erſtlich in dem Rechte der Mitglieder, die 
Drgane der Einheit zu wählen, oder dem Wahlrecht, und zweitens 
in dem Rechte der beſchließenden Gewalt der Gefammtheit, der 
Generalverfammlung. Es liegt in dem Weſen der Ungleichheit, daß 
die herrſchenden Elemente in jeder Einheit dad Recht auf ihre herrſchende 
Stellung in der Natur ihrer höheren Macht ſuchen, fei es ber geiftigen, 
fei es ber wirthſchaftlichen, und in der That ift es diefe, melde das 
organiſche Anrecht zur herrſchenden Stellung in jeder Einheit gibt; 
denn es ift nicht ein logiſcher, ſondern ein organischer Satz, daß der 
Beſſere herrſchen fol. Daher denn das natürliche Streben der Hervor⸗ 
tragenden, ihre Stellung von der Wahl unabhängig zu maden und 
ſich ein felbftändiges Recht darauf zu eriverben. Sowie das geſchieht, 
verliert wieder der Verein feinen Charakter, und es entfteht auch von 
biefer Seite bie Herrſchaft. Wo aber das Wahlrecht andrerſeits aus: 
geſchloſſen wird, indem ftatt des freien Beſchluſſes der Mitglieder die 
höhere Einheit, der Staat oder der Selbftverivaltungsförper, die 
herrſchenden Organe einfeßt, da nennen wir eine ſolche Einheit eine 
unterworfene, bie Aufhebung der Wahl in den Willen einer höhern 
Gewalt. Dieß ift der naturgemäße Entwwidlungsgang, ben die Elemente 
des Unterſchiedes im Verein erzeugen. Das Wefen bes legtern aber 
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erhält fih dann noch darin, daß bie Mitgliever anfangs wenigſtens 
über Zweck und Mittel befchließen. Aber auch bier nimmt biefelbe Ge 
walt, welche das Wahlrecht genommen, das Recht auf den Beichluß. 
Und fo verliert die Einheit ganz den Charakter eines Vereins, und 
wird zu einem dienenden Organ einer höhern Gewalt. Dieſer Proceß, 
theils von der herrſchenden Klaſſe, theild vom Staate ausgehend, durch⸗ 
dringt das ganze Vereinsweſen; und ihm gegenüber ift es eben ber 
Berein, der die Prineipien der Freiheit in der Einheit aufrecht hält. 
Und hält man nun das mit dem früher Gejagten zufammen, fo wird man 
erfennen, daß der Regel nad das Vereinsweſen um feines ethiſchen 
Princips der Gleichheit willen von den herrſchenden gefellichaftlichen 
Elementen, um ber Freiheit willen, die in ihm lebt, dagegen meiſt 
von der Regierung befämpft wird. Unter welcher Vorausfegung daſſelbe 
aber dennoch entfteht und ſich entwidelt, fol unten in der Gefchichte 
gejagt werden. 

Das dritte große ethifhe Moment des Vereinsweſens wendet fich 
nun der Thatfache zu, daß die Einheiten, welche über den Einzelnen 
berrfchen, Staat und Selbftverwaltungsförper, für ihn als objeltiv 
gegebene und gefeßte erjcheinen. Die Idee der freien Perfönlichkeit 
aber fordert, daß fie auch die Zivede, denen fie dient, ſich felber ſetze, 
und nicht bloß in Beziehung auf ihre Verwirklichung frei und gleich 
ſei. Das nun gefchieht eben in dem DBerein; er ift tie Form, in der 
die Gemeinſchaft fih zur Eelbitbeftinmung für ihrte eignen Aufgaben 
erhebt; und in der freien und gleichen Betheiligung zum Mitarbeiten 
gerade an der Aufitellung folder Zivede liegt zulegt die höchſte Be: 
thätigung der Selbitbeftimmung. Auch das nun hat fein an fi eins 
faches Rechtsprineip, und damit fein Kriterium; daſſelbe beiteht darin, 
daß die Aufitellung ſolcher Zwecke und der für fie beitimmten Bereine 
weder auf Zufall und Willkür, noch auf bloß hiftorifchen Thatfachen, noch 
auf Geheiß oder Erlaubnif der Regierung beruhe, jondern auf dem freien 
Beichluß der Mitglieder; daß aber aud) andrerfeits die Mitglieder für 
diefen Zweck und feine Erfüllung verantivortlich find und haften. Wir 
Sagen kurz, daß Autonomie und Dberaufficht die beiden rechtlichen Forms 
lirungen dieſer beiden Eeiten des obigen ethifchen Princips des Vereins: 
weſens bilden. Und hier beginnt daher noch ein andrer Kampf in Vereins⸗ 
leben. Wieder tritt und da von Seiten der mächtigen Elemente da3 
Streben nah Herrſchaft entgegen, bier aber in der Form, daß die 
Organe der Einheit die Verantwortlichleit und Haftung gegen bie 
Mitglieder in verjchiedenfter Form von fi) abwälzen und wie fie allein 
zur Herrihaft gelangt find, nun aud allein fie ausüben wollen. Und 
andrerjeitö jucht der Staat den Berein und feine Thätigfeit, in dem 
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mehr ober weniger Haren Bewußtſein, daß er zuletzt bie gleiche Funktion 
mit ihm felber habe, ſich unterzuorbnen, und ihn zu einem Organe 
feines Willens zu machen. Dieſer Proceß ift nun ein befannter; es 
ift die Entwidlung ber Dberauffiht zur Vormunbfchaft, oder zur Ber 
vormundung der Bildung mie der Thätigfeit bes Vereins. Aud fie 
if eine große Gewalt; und es ift bie ethiſche Aufgabe des Vereins, 
ihr die eigne Freiheit als berechtigte entgegen zu fegen. Es ift natür⸗ 
Id, daß dies im Anfange in rein negativer Form gefchieht; ja ber 
Verein wird geradezu ein Feind des Staats und feiner natürlichen 
Berechtigung, und daher von demſelben als fein töbtlicher Gegner, als 
eine öffentliche Gefahr verfolgt. Erſt in ber freieren Ordnung ver⸗ 
ſchwindet biefer Haß; damit aber tritt an den Verein nun auch die 
Aufgabe, ftatt der ftantlihen Bebormundung das Princip der Verant- 
wortlichkeit und der Haftung in feinem eignen innern Rechtsſyſtem 
zu entivideln. Das ift dann der höchſte Punkt im Leben des Vereins: 
weſens, und in ihm verwirklicht ſich feine wichtigſte ethiſche Aufgabe. 
Denn hier erft wirb er auch für das praftifche Leben, die eigentliche 
Verwaltung, der Keim und Träger bes freien Verwaltungsrechts, und 
wo daher ein wahres Vereinsweſen entfteht, da entfteht mit ihm und 
durch dafjelbe die verfafjungsmäßige Verwaltung, als höchſtes organi« 
ſches Eigenthum eines Volfes. 

So haben wir jet den Begriff und die Idee bes Vereins in 
ihren befondern Seiten entwidelt. Es ift nunmehr wohl Har, weßhalb 
mit einer bloßen Definition des Vereins nichts genüßt ift; der Verein 
ift nicht bloß eine formale Geftalt in ber freien Verwaltung; er ift 
eine allgemeine Potenz in der menschlichen Entwidlung. Er ift zugleich 
eine Kraft, eine Confequenz und eine organiſche Thatfache; er ift ein 
Nechtöleben und ein inneres und äußeres Leben; er ift eine Bebingung 
und zugleich ein Ergebniß der Entwicklung der ganzen menfclichen 
Gemeinſchaft. Er kämpft und arbeitet; er lebt und Tann fterben; er 
bat Körper und Seele, Drgane und Theile; er kann Recht und Unrecht 
thun. Aber immer bleibt er ein Moment am Staate. Der Staat 
ſelbſt ift fo wenig ein Verein, wie eine Perfönlichkeit ein Vertrag ift; 
wir können ben Staat fo wenig durch den Verein erfeßen, wie wir 
einen Menſchen durch den Willen erichaffen können. Cr erfüllt den 
Staat mit Freiheit, aber er ift nicht der Staat. Eben fo wenig ift 
er bie Selbftverwaltung; denn es Tann bie Gemeinde den Verein 
eben fo wenig erfeßen, tie die Thatjache den Willen. Das ſcheint 
Uar. Das Weien der Perfönlichleit ift viel zu rei, um aud nur in 
Einer Grundform ſich felber genügen zu können. 

Jedenfalls aber ift der Verein auch in dieſer Beſchränkung feine 
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einfache Eriheinung Das was wir als Begriff und Idee bes Vereins 
bezeichnet haben, ift in ver That nur die Spike einer großen, unendlich 
vielgeftaltigen Reihe von Erſcheinungen, aus denen fi organifch umd 
biftorisch jene höchſte Form erit Iangfam herausbilvet. Das Bereins: 
weſen ift ein weit allgemeinerer Begriff ald der Verein. Und diek nun 
zeigt fich in demjenigen, was mir das Syſtem des Vereinsweſens 
nennen. 


Zweiter Theil. 
Syſtem des Vereinswelens. 


Grundlagen. 


Indem wir nun von diefem abitraften Begriffe zum Syſtem des 
Vereinsweſens, das ift zur wirklichen Geſtalt, welche jene Idee des 
Vereins in der menfchlihen Gemeinſchaft annimmt, übergehen, bürfen 
wir wohl Ausgangspunkt und Aufgabe möglichft beitimmt hinftellen, ba 
es fich gegenüber dem eben fo gewaltigen als vielgeitaltigen Stoffe 
nit um eine zwedmäßige Anordnung, fondern um ein wiſſenſchaft⸗ 
liches Syſtem hankelt. 

An ein folches Syitem nun Stellen wir daher auch ganz beftimmte 
Forderungen: Tanın e3 fie nicht erfüllen, fo hat es eben feinen Werth. 

Die erfte Forderung iſt, daß alle Erjcheinungen, welche im aller: 
weiteſten Sinn ſich unter die unbeftimmteite Vorftelung vom Vereins: 
weſen befaſſen laſſen, in demjelben ihren natürlichen Pla finden; das 
heißt daß der organifche Grundgedanke deflelben die Bejonderheit und 
Bedeutung der einzelnen Arten jener Erjcheinung von ſelbſt erklärt. 

Die zweite Forderung iſt die, daß mit diefer ſyſtematiſchen Natur 
derfelben auch das Rechtsprincip für fie gegeben ſei. Dieß Rechtöprincip 
für diefelben ift denn eben deßhalb auch nicht bloß ein geltendes Recht, 
fondern vielmehr die juriſtiſche Formulirung der Natur jeder Art der 
Gemeinſchaft. 

Dieſe beiden Forderungen können nun nur erfüllt werden, indem 
man von dem höchſten Standpunkt aus, den uns eben Begriff und 
Idee des Vereinsweſens zeigen, den eigentlichen Verein als Schluß⸗ 
punkt derjenigen Entwicklung umfaßt, welche alle menſchliche Gemein: 
Ihaft enthält und erzeugt. Wir erwähnen dieſes Standpunft3 noch 
einmal auf die Gefahr hin, in Wiederholung zu verfallen. 
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Es ift fein Zweifel, daß bie Einigung des Menfchen eine abfolute, 
das ift durch das Weſen der Perfönlichkeit felbft gegebene Bebingung 
deſſelben ift. 

Iſt fie das, fo mag zwar der Verein im engiten Einne des Wortes 
die höchfte Form der freien, felbftbeftimmten Einigung fein; aber die 
Einigung überhaupt wird, wie alles Menſchliche, nicht bloß in dieſer 
Form beftehen. Sie wird eine werdende fein. Sie wird bei zu 
fälligen, unllaren, beſchränkten Formen beginnen; fie wird von ihnen 
meiter gehen; fie wird fi in hundert Geftaltungen und Verſuchen 
entiideln, bis fie ihre höchſte Form erreicht; und dieſe wird wieder 
Teine einzeln für ſich beftehende fein, ſondern fie ſelbſt wird, indem fie 
das ganze Leben der Menſchheit durchdringt, wieder je nad ihrem 
Objeft neue Geftalten annehmen; die Einigung wird ein allgemeines, 
bei dem Zufalle beginnendes und erft bei der höchſten Selbftbeftimmung 
endendes organiſches Element des Menfchenlebens fein. Aber eben deß⸗ 
halb wird auch durch diefe ganze, ſcheinbar unendliche Vielheit vom 
Erſcheinungen Ein Gedanke hindurchgehen, deſſen ſchöpferiſche Kraft 
alle Einzelheiten beherrſcht, und deſſen Erfaſſen eben das möglich macht, 
was wir das Syſtem nennen; das iſt die Einheit in den Beſonderheiten. 
Dieſer Gedanke iſt einfach. 

Da die Vereinigung abſolut nothwendig iſt, ſo hat ſie auch die 
Macht, an jedes einzelne Moment bes menſchlichen Daſeins an⸗ 
zulnüpfen, und vermöge jedes einzelnen Moments eine Einheit von 
BVerfönlickeiten zu erzeugen. Je höher die Idee biefer Einheit fteigt, 
je mehr Momente des menſchlichen Lebens nimmt fie in 
ſich auf, deſto größer, defto beveutenber, defto wichtiger wirb die Ber 
einigung. Je mehr Momente fie aber in fi aufnimmt, beito mehr 
ift fie auch im Stande, die großen perfönlichen, rechtlichen und ethiſchen 
Elemente der Idee des Vereins in ſich zur Geltung zu bringen, befto 
tiefer greift fie in das Leben ſowohl der Güter als ber Geifter hinein. 
Aber fo wie neben und unter den höchſten Organifationen auch die 
andern beftehen und ihr Leben auf ihrer eigenthümlichen Bafis fort: 
fegen, fo vernichten auch im Vereinsweſen die höheren und ebleren 
Formen defjelben nicht etwa bie niebern, ſondern fie beftehen alle zur 
glei fort; die Natur der perfönlichen Welt erzeugt fie in lebendiger 
Wechſelwirkung von Mengen und natürlichen Kräften ‘immer aufs 
neue, und fo geichieht das, was wir alle Tage fehen, daß das große 
Lebenöprincip ber Bereinigung der Menfchen die ganze Menſchheit ums 
faßt, und in ber That gar fein Menſch eriftirt, der ganz außerhalb 
aller Einheit mit andern wäre. So innig und lebendig find fie ver 
bunden, die beiden größten Räthſel der Schöpfung, der Einzelne und 
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die Einheit. Will man fie aber erflären, fo wirb niemand der Er 
fenntniß entgehen, daB alles was wir bon dem einen wiſſen, nur 
durch das andere erlannt worben ifl. 

Daraus nun ergibt fidh die formale Grunblage des Syſtems, der 
Begriff der Art der menfchliden Einheiten. 

Die Art der menfchlichen Einheiten entfteht, indem diefe Einheit 
fih an ein beftimmtes, einzelnes Moment der Perſönlichkeit 
anfchließt, aus demfelben eine, zunächſt nur für dieß Moment geltende 
Berbindung unter Einzelnen erzeugt, und durch die Natur biejes 
Momentes ihre eigene Ratur empfängt. 

Die Ordnung diefer Arten als das eigentliche Syſtem entfteht, 
indem diefe Momente jelbft ala allgemeine erjcheinen, und die einzelnen 
in fih enthalten und aufnehmen. 

Die Grundzüge diefes eigentlichen Syſtems find demnach folgende: 

Die erfte Art beruht entweder auf dem natürlichen Moment des 
Geſchlechts, oder dem des Zufalld; daraus bilden fih die Ehen und 
Familien, und andrerfeit® das ma3 wir die Communio nennen. 

Die zweite Art entfteht durch das wirtbichaftliche Leben, für fich 
betrachtet, und erhebt ſich bis zur Societas. 

Die dritte Art beruht auf einem dauernden Berbältniß der Ge 
meinihaft, das aber ein gegebenes iſt. Hier ift ſchon die Einheit nicht 
mehr von Zufall oder Willfür abhängig; fie erzeugt ſich felber; aber 
freilich erzeugt fie ſich an einem Objekt; fie ift eine Vereinigung ver- 
möge diefer äußerlichen Potenz; fie iſt deßhalb nicht frei, es ift der 
Körper des Vereins, der für ſich zu mwirfen anfängt, noch fein Verein, 
und boch mehr ald Communio und Societas; wir nennen fie die Ge: 
meinſchaften. 

In der vierten Stufe entſteht dann die Gemeinſchaft ſchon durch 
den freien Willen des Einzelnen; in ihm entwickelt ſich die Seele des 
Vereins; aber dieſe Seele hat noch feinen Körper; fie ſchwebt gleichſam 
unfaßbar, unverwirflicht, nody ohne Mittel und ohne Organ über ber 
noch unorganifchen Vereinigung; fie verflüchtigt fich daher fofort wieder 
in das allgemeine Bemwußtfein; aber fie fann ſich auch einen Körper 
erzeugen und damit in die folgende Etufe übergeben, wenn fie lebens: 
fräftig genug ift. Wir nennen fie die Berfammlung. 

Sowie nun der Zweck, in der Verfammlung zur beftimmten For: 
mulirung gelangend, fich durch den Willen der Einzelnen Mittel und 
Organe jeßt und dadurch felbit ein eigenes dauerndes Leben empfängt, 
fo entjteht die erfte Art des eigentlihben Vereins. In ihr aber 
ericheint ftet3 jener Zweck noch als der Zweck des Einzelnen; der 
Einzelne will noch nichts, was über ihn hinausginge; er will nodı 





nur fi felbft als Bived des Vereins; und das Verhältniß, in welchem 
der Einzelne fein eigner Zwed ift, ift das Intereſſe. Die Art des 
Vereins daher, in welcher das Einzelinterefje zugleich Urfprung und 
Zwed der Vereinigung ift, jedoch ſchon vermöge deſſelben zum einheite 
lichen Organismus übergeht und benfelben zu einem förmlichen Rechts: 
ſyſtem ausbildet, nennen wir die Geſellſchaft. 

Erſt da aber, wo die Vereinigung der Einzelnen fo weit gelangt, ' 
um an die Stelle des Intereſſes der Mitglieder das Geſammtintereſſe, 
an bie Stelle des befondern Zweckes den höchſten Bived des menſch⸗ 
lichen Lebens zu fegen, und für diefen Zweck mit den materiellen und 
geiftigen Kräften der Vereinigten nach freier Selbftbeftimmung thätig 
zu werben, entfteht der eigentlide Verein. Erſt ber eigentliche 
Verein ift daher auch fähig, alle Momente der ethifchen Bebeutung in 
ſich auszubilden; erft der eigentliche Verein enthält das wahre Vereind« 
weſen; und, um bier den Anknüpfungspunft an unfere ganze Arbeit 
zu geben: erft der eigentliche Verein ift daS freie Organ der vollziehen. 
den Gewalt, das Hauptorgan der freien Verwaltung. Erft 
dann, wenn aus ben übrigen Formen ſich der Verein entmwidelt hat 
und in feinen vielfachen Geftaltungen, wie wir fie unten barlegen 
werden, in das Leben der Menfchheit eingreift, reben wir auch im 
eigentlihen Sinne des Wortes von einem Vereinsweſen und Vereins: 
Ieben, und erft hier beginnt daher auch bad Gebiet des Vereins 
rechts in feiner ftrengeren Bedeutung. Darum vermag aud) erft der 
Verein alle Verhältnifie der Menfchheit zu umfaſſen, weil er jelbft das 
Weſen der Perfönlichkeit in feiner höheren Form ausbrüdt, während 
alle anderen Arten beſchränkt unb vorübergehend find. Und darum ift 
auch das eigentliche Vereinsweſen hiftorifch die legte und höchſte Form 
diefer Enttwidlung, eine Form, von der wir bisher nur noch ven erften, 
höchſt unfertigen Umfang fehen, bie aber beftimmt ift, die Zukunft 
der gefitteten und freien Menfchheit zu beherrſchen. 

Das nun ift das Syſtem des Vereinsweſens in dem tweitern Sinne, 
in welchem es alle Formen menfchlicher freier Vereinigung umfaßt. 
Wir nun müflen fie noch alle behandeln; denn nur dadurch, glauben 
wir, kann Klarheit und Einverftänbniß in die Wiffenfchaft kommen, 
daß wir nunmehr alle bisherigen BVorftellungen und Worte, und zus 
gleich alle Rechtsbildungen des weiten Gebietes nad) jenen Grunbformen 
orbnen und beftimmen. Denn erft wenn dieſe elementaren Begriffe feit: 
ftehen, wird es einen allgemeineren Werth haben, von der Gedichte 
und dann bon dem Rechtsſyſteme des Vereinsweſens zu reden. 

Es ift wohl hier für die Kritit keine Stelle. Wir wiffen über bie An- 
orbnungen, wie fie 3. B. bei Befeler und Gierke fi finden, nichts hinzuzu · 
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fügen; doch hat der letztere einen achtungswerthen Anlauf genonmmen, den vor⸗ 
zuglich die unklare Borflellung von ver Genofienichaft ftört. (Eben fo wenig 
genügt unfere Darftellung in der erften Auflage, welche durch die Beſchränkung 
anf GSefellihaften und Bereine durchaus unvollfländig wird. Im Uebrigen 
gibt e8 feinen Verſuch, das Ganze zu unfaffen. 


Erfte Gruppe. 
Die nafürfihen Verbindungen. 


Die natürliden Verbindungen der Menſchen unter einander find 
nun diejenigen, bei welchen nicht der Wille und nicht das Intereſſe, 
nicht die biftorifche Thatſache und nicht die Idee, fondern bei denen 
eine natürlihe Gewalt die Einigung erzeugt. Sie find die unterfte 
Stufe der Bereinigung, wenn man fie von dem Standpunkt bes Vereins» 
weſens betrachtet. Jedoch find fie ſehr verſchieden ihrem Inhalt nach, 
je nachdem fie von dem perjönlichen oder dem rein ſächlichen Elemente 
ausgeben; fie haben darnach eine jehr verichievene Beitimmung und 
ein ſehr verſchiedenes Recht. Es muß ung genügen, da beide ohnehin 
befannt find, fie bier nur kurz zu charalterifiren. Wir baben fie fchon 
pben bezeichnet als die Ehe und Familie und bie Communio. 


1) Die Ehe und Familie. 


Die Ehe und Yamilie als erjte Form der menfchliden Gemein: 
Schaft beruhen auf dem Geſchlecht. Sie find allerdings zuerit rein 
natürliche Thatlachen; allein die innige Beziehung zwiſchen Mann, 
Frau und Kind gibt ihm einen Inhalt von höchſter ethiſcher Trag- 
weite; und dieß ethilche Element ift es, das die Trauung und das 
Trauungsrecht, dad man gewöhnlich ala das „Eherecht” faktiſch bes 
zeichnet, zum öffentlichen Ausdrud bringt. Das eigentliche Eherecht 
enthält vielmehr die Eelbitänvigfeit der Gatten und Finder in der 
Ehe und Familie Allein mit allem ihrem Inhalt find fie dennoch 
feine Theile des Vereinsweſens. Denn allerdings ift der Eintritt frei, 
aber der Austritt ift es nicht. Eine Gleichheit der Mitglieder ift un: 
denkbar; eine Organifirung auf Grundlage der freien Wahl gibt es 
nicht; das Haupt der Yamilie ift gegeben. Die Familie jelbit ift ferner 
eine beichränfte ihrem Umfang nad; ihre Aufgabe erfüllt und erfchöpft 
fie vollflommen innerhalb ihrer Mitglieder; fie ift daher ein Organ des 
fittliden und nicht des öffentlichen Lebens. Es fcheint überflüflig, das 
bier weiter zu verfolgen. Niemand wird fie unter das Vereinsweſen 
zählen, obwohl fie unter den Vereinigungen der Menſchen durch das⸗ 
jenige Moment eine jo hohe Stellung einnehmen, die in feinem andern 








Gebiete in biefer Weife zur Erſcheinung gelangt. Das ift die Individualis 
tät. Die Ehe und die Familie find die Formen, in denen fi) das 
organiſche Leben der Menfchheit gleichfam die Frage zur Beantwortung 
bringt, ob und wie weit bie Individualität im ber, das ganze Leben 
der Individuen umfafjenden Einheit noch fich verhalten und wie fie in 
derſelben wirken Tann. Das ift der Standpunkt, von welchem aus 
die Familie betrachtet werden muß. Unſrem Gebiete gehört fie weiter 
nicht an. Das Geſchlecht erſcheint erſt unten. 


2) Die Communio. 


Während nun in Ehe und Familie das rein perſönliche Clement 
die Gemeinfamteit erzeugt, haben auch die rein natürlichen Kräfte, welche 
die Welt der natürlichen Dinge von außen her beftimmen, die Gewalt, 
in fcharf begrängtem und engem Kreife ſolche Gemeinfchaften ala obr 
jettive Zuſtände hervorzubringen. 

Diele natürlichen Einheiten ober lieber die natürlichen Gemein 
ſchaften entftehen nämlich) da, wo ohne Zuthun des inbivibuellen Willens 
eine Verſchmelzung von Gütern verſchiedener Eigenthümer eintritt. 
Wir nennen nun folche Verfehmelzung eine Communio, und nad) ihrem 
Urfprung eine Communio ineidens, wenn der Grund zur Verſchmelzung 
ein zufälliger und vorübergehender mar. Ueber bie rechtlihe Natur 
derſelben brauchen wir zum Inhalte. des römischen Rechts nicht? hinzu 
zufügen. Wohl aber muß das hier feitgehalten werben, daß Begriff 
und Wefen, und damit auch das Recht der Communio keineswegs auf 
die Communio incidens beſchränkt find, ſondern daß dieſelbe auch durch 
das perfönliche Leben entftchen kann. Das ift da der Fall, wo eine 
Erbſchaft oder eine Concursmaſſe auftritt. Auch bier ift eine 
Communio vorhanden, und das Recht beider ift nichts als das durch 
ihre fpecielle Ratur mobificirte Recht der Communio ineidens. Doch 
haben wir hier den Inhalt dieſes Rechts, des Erbrechts und des Ver 
laſſenſchaftsrechts, nicht zu unterfuchen. Wohl aber ift es Har, daß 
bier dad erfte Element alles Vereinsweſens, die freie Beftimmung zur 
Mitgliedſchaft fehlt, und damit auch vollftändig ber Mangel jeber 
Vereinsbildung. Daher ift der Inhalt dieſes ganzen Rechts ein ſehr 
einfacher; er ift ausſchließlich das Recht der Auflöſung dieſer Ein 
heit, der Herftellung der unbeſchränkten Individualität des Eigenthums 
an der Stelle der zufälligen Verwifchung ihrer Grenze; das Recht auf 
die Actio communi dividundo ift von feinem Rechtsſyſtem je ber 
zweifelt worden. Don einem Angehören an daB Vereinsweſen ift in 
diefer Form der Gemeinfhaft keine Rebe. 
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Bweite Gruppe. 
Die wirthſchafllichen Verbindungen. 


Auf einer ganz andern Stufe, und dem Vereinsweſen viel näher 
ftehen nun die wirtbichaftliden Verbindungen. In der That ift e8 das 
wirtbfchaftliche Leben, welches noch ohne Rüdficht auf jedes ethifche 
Element die Nothivendigfeit der Verbindungen zwar nicht mehr durch 
rein äußerlihe Gewalt, wohl aber durch das nicht minder mächtige 
natürliche Bebürfniß erzeugt. Das ganze wirtbichaftliche Leben befteht 
daher in Wahrheit aus einer unzäblbaren, ſich eivig erneuernven und 
immer tieder verichiwindenden Menge von Verbindungen ber Einzelnen 
untereinander; fie erfüllen das ganze Gebiet der Güterwelt; fie find 
daher, und das ift zulegt ganz unverfennbar, die eigentlich elementare 
Bewegung und Geftaltung der menſchlichen Gemeinihaft. Man kann 
nun dieß ganze Gebiet vollfommen bei Eeite fchieben, da die organi: 
ſchen Formen des eigentlichen Vereins bier noch vollitändig fehlen; und 
die gewöhnliche Behandlung thut das auch, indem fie erft da beginnt, 
wo die fefte Geftalt des Vereins auftritt. In allen Rechtswiſſenſchaften 
fehlen fie daher für jede Betrachtung der Vereinswiſſenſchaft. Allein 
Schon die Nedtsphilofophie hat von Anfang an richtig gefühlt, daß 
trogdem in ihnen Elemente thätig find, ohne welche nicht bloß ber 
Berein, fondern ſelbſt der Staat nie ganz verftändlidh werden. Wir 
ftellen fie daher auf ihren Platz, nicht um fie zu erichöpfen, fondern 
um ihren Zulammenhang mit dem Ganzen zu zeigen. Denn es tjt 
einer der Hauptmängel unſrer ganzen pofitiven Rechtswiſſenſchaft, daß 
fie grundſätzlich eine jede Erfcheinung für fich betrachtet, und daher nie 
zum Verſtändniß des höheren Zuſammenhangs derjenigen Dinge ge 
langt, welche fie behandelte. Das nun ift mehr als ein Mangel; es 
ift ein Fehler, und zwar für die Rechtswiſſenſchaft felbft, denn fie er: 
fährt und lehrt daher auch nie diejenigen Elemente des Rechts, welche 
eben aus jenem Zufammenhange entfpringen. Doch das zu verfolgen 
ift bier nicht der Ort. Wir bleiben bei der Thatfache ftehen, daß das 
Bebürfniß eben jene ftet3 erneuten Verbindungen unter den Einzelnen 
beitändig hervorruft, aber fie auch fofort wieder auflöst, ſowie er felbft 
erfüllt ift. Die unabjehbare Maſſe von Erfcheinungen, die fih daraus 
ergeben, ijt aber troß ihrer faft unendlichen individuellen Mannig: 
faltigfeit von Einem und demielben Begriffe umfaßt, mird von einem 
und demfelben Rechtsprincip beberricht. Sie find alle zufammen genom: 
men Eine große wirthichaftlihe und rechtlihe Thatfache. Aber in ihr 
‚gibt es Stufen und graduelle Unterſchiede; und inden wir biefe erfaflen, 

entiteht die Wiffenfchaft der wirthichaftlichen Verbinpungen. Dieje Unter: 





ſchiede nun theilen fih vom Stanbpuntte der Lehre vom Vereinsweſen 
im weiteſten Sinne in zwei große Grundformen; wir nennen fie fur 
Verkehr und Vertrag mit den einzelnen Vertragd: und Verkehrs arten, 
und bie Societas. Gie find fein Verein, aber fie leben mit ihren 
Principien im Vereine fort, und das Weſen und Recht der letztern ift 
deßhalb ohne fie nicht ganz zu erfchöpfen. 

Es ift nun, indem wir bazu übergehen, wohl ſelbſtverſtändlich, 
daß wir und bier auf eine Kritif ber Jurisprubenz nicht einlaflen. Es 
genügt uns, die Sache ſelbſt als befannt vorauszufegen und den Be: 
geiff nur fo weit zu entivideln, als er unferer Aufgabe angehört. 


1) Berkehr, Bertrag und Bertragsarten. Verhältniß zum 
Bereinsrecht. 

Die Geſammtheit aller derjenigen Verſchmelzungen und Verbin⸗ 
dungen bed wirthſchaftlichen Lebens der Perſönlichkeiten, welche durch 
das wirthſchaftliche Bedürfniß entſtehen, nennen wir mit Einem Worte 
den Verkehr. Seinem weiteſten Sinne nach umfaßt der Verlehr nun 
auch diejenigen Verhältniffe der Einzelnen in ihrem gegenſeitigen Güter⸗ 
leben, welche durch Zufall oder Schuld entftehen, fo daß man auch bie 
Communio darunter fafjen kann. Jedoch werden wir den Sprach⸗ 
gebrauch anerfennen, der nur diejenigen Formen ber wirthſchaftlichen 
Verbindungen als Verkehr anerkennt, melde durch ben freien Willen 
der Einzelnen felbft gefeßt werden. Dadurch nun, daß der Wille ihn 
ſetzt, beicränkt er ihn auch auf beftimmte Momente und Theile des 
wirthſchaftlichen Lebens; und fo entſteht der Verkehrs akt. In diefem 
Verkehrsalt bleiben die Betheiligten ſelbſtändig; das Maß und bie 
Form, in der dieſe Selbſtändigkeit in der wirthſchaftlichen Verbindung 
geſetzt iſt, nennen wir, als Beſtimmung bes freien Willens, den Ver: 
trag. Das Recht des Vertrages iſt daher im Allgemeinen fein anderes, 
als die gegenfeitige Beftimmung der wirthſchaftlichen Gränzen der Ein- 
zelnen im Verlehrsalt; die wirkliche Herftellung diefer Gränzen ift dann 
die Erfülung des Vertrags. Das find lauter Begriffe, melde jevem 
geläufig find. 

In diefem Verlehre entftehen nun die Verfehrsarten, melde 
man gewöhnlid die Bertragsarten nennt, weil ihre fefte Formu⸗ 
lirung und ihr Verſtändniß allerdings erft durch die Jurisprubenz ber 
Verträge gegeben ift. Wir behalten die Namen bei. Mit der Frage 
aber, wie und wodurch benn dieſe Vertragsarten eniftehen und was 
fie eigentlich bebeuten, bat nun biefe Jurisprubenz fi aus einer Reihe 
von Gründen nie beſchäftigt. Die Antwort auf die obige Frage ift 
indefien vom Standpunkte des Verkehrs aus einfach. Die Art bes 
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Vertrags Tiegt nie in dem Begriff des Vertrags jelbft, fondern ftets 
in feinem Objelt. Dieß Objekt ift ein mwirtbichaftliches Moment, wiſſen⸗ 
ſchaftlich ausgedrückt ein wirthſchaftlicher Begriff.” So ift beim Kaufe 
das wirthſchaftliche Moment, aus dem der Vertrag hervorgeht, bas 
Eigentbum an der Sache und der Werth derjelben, bei dem Lohn: 
bertrage die Leiftung (Arbeit) und ihr Preis u. |. m. Das Nähere 
gehört der Rechtswiſſenſchaft. 

Allein das, worauf ed und anfommt, ift folgendes: jeder Vertrag 
entfteht durch ein ganz beftimmtes mwirtbfchaftliches Bedürfniß, und hört 
daber auf mit feiner Befriedigung dur den Andern. Die Verträge 
baben baher, der Idee des Bereind analog, ihren Körper in ihrem 
Objekt, ihre Seele in dem Bebürfniß; ihre Einheit aber liegt eben in 
dent freien Willen. Die hobe Bedeutung des Vertrags und feines 
Rechts Tiegt mithin darin, daß wenn ſchon bei dem untergeorbneten 
Elemente des mwirthichaftlichen Bebürfniffes Einheit und Eelbftändigfeit 
der Einzelnen nur durch den Willen berjelben gelettt werben fol, die 
freie Selbftbeftimmung des Willens überhaupt die Grundlage 
aller Einheiten fein müfle; und das nun bedeutet der Sat, daß 
jede Einheit ein Vertrag fein und ein Vertragsrecht enthalten 
müfle. Diejes Princip der Vertragsmäßigfeit und ihres Necht3 wird 
dadurch zu einem elementaren Princip alles Vereinsweſens überhaupt. 
Alle Begriffe der Freiheit, Gleichheit und Einheit, wie wir fie in ber 
etbiihen Lehre vom Verein bezeichnet haben, formuliren fih daher zum 
Vertragsrecht; das Vertragsrecht wird zu einem ber großen Lebens: 
principien des Vereinsweſens überhaupt; und ohne das bier meiter zu 
verfolgen, heben wir zunädft nur die beiden großen Conſequenzen 
heraus, wodurch das Vertragsrecht als ein inwohnender, untrennbarer 
Theil des ganzen Vereinsrechts wird, welche aber zugleich auch bie 
Gränzen beftimmen, innerhalb deren das Vertragsrecht auf das Vereins: 
weſen angewendet werden Tann. 

Zuerft nämlich folgt, daß alle diejenigen Einheiten überhaupt 
nicht als Verein gelten, welde nicht durch die ſchon im Einzel: 
verkehr lebendige Selbitbeftimmung der Einzelnen — den Vertrag — 
entitehben. Der Mangel des Vertragsmomentes hebt daher zwar feines- 
wegs die Einheit auf, twie wir ſehen werden, wohl aber madt er einer 
ſolchen Einheit unmöglich, jemals ein Verein zu werben. Die Haupt: 
beifpiele find oben die Communio und unten die Gemeinfchaften und 
Berfammlungen. Da e3 folgt, daß wo ein Verein das urfprünglidh 
in ihm lebendige Vertragämoment verliert, derfelbe auch aufhört, ein 
Verein zu fein, und zu einer andern Form der Vereinigung übergeht. 

Zweitens aber folgt, daß vermöge diefes Princips das Vertrags: 
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recht es ift, welches als Bafis — wenn auch natürlich nicht als Is 
halt — des Vereins, das Maß der Verpflichtungen beftimmt, 
welche bei dem an ſich freien Eintritt mit demfelben verbunden werben; 
daß diefe eben befhalb den Charakter eines Privatrechts annehmen, 
und baß fie deßwegen durch den Austritt aus dem Verein nicht aufr 
gehoben werben, wenn fie einmal eingegangen find. Das Vertragsrecht 
ift daher das Privatrecht nicht bloß bes Verkehrs überhaupt, fondern 
aud des Vereinsweſens, eine Confequenz, deren entfcheidende Ber 
deutung für das ganze Gebiet zu nahe liegt, als daß wir nöthig hätten, 
fie weiter zu verfolgen. 

Dieß nun ift die Stellung, melde das Vertragsrecht in dem 
Vereinsweſen einnimmt. Es ergibt fi) daraus ſchon hier, daß das 
Vereinsrecht zwei Hauptgebiele hat; ein privatrechtliches, welches durch 
das Vertragsrecht geregelt wird, und ein öffentlich vechtliches, welches 
tas eigentliche Vereinsrecht bildet. Allein der Verkehr bringt es 
auch zu fefteren Geftaltungen ber Verbindung, und biefe müſſen wir 
für ſich betrachten. 


2) Befen und Begriff der Societas und der Universitas. 


Während nämlich der einzelne Verkehrsalt aus dem Bedürfniß bes 
Einzelnen hervorgeht, kann das dauernde Bebürfnik derjelben eine 
dauernde Einheit der Vermögensverhältniſſe unter denfelben herftellen, und 
dieſe nennen wir die Societät, im Unterfchiede von der Gefellichaft. 

Der Begriff der Sucietas ift befannt; wir haben über benfelben 
bier nichts hinzuzufügen. Es liegt aber nahe, daß und warum man 
diefelbe mit dem Vereine oft genug ibentificirt hat. Es kommt darauf 
an, den Unterfchieb feitzuftellen, indem man das Gemeinfame für beide 
heraushebt. 

Gemeinſam iſt dem Verein und ber Societas ber freie Eintritt 
unter Zuftimmung der Mitglieder, ſowie der Austritt, wenn den private 
rechtlichen Anfprücen genügt ift. Gemeinfam ift beiden neben dem 
Vorhandenfein eined Körpers aud das eines Bivedes; es ändert an 
dem Weſen beider nichts, daß der Zwed der Societas lediglich der 
Erwerb ift. Allein der Punkt, wo fie weſentlich geichieden find, ift 
eben die Einheit und die ihr entſprechende Drganifation. Die Societas 
ift unfähig zu einer einheitlichen Organifation; ihr Lebens 
princip befteht darin, daß jedes Mitglied alle andern und zugleich 
alle ihre Rechte und Intereſſen vertritt. Das nun ſcheint auf den 
erften Blick ein rein formelle Clement zu fein. Allein es ift felbft 
nur die rechtliche Confequenz des Weſens der Societas. Denn es 
geht hervor aus dem Sat, daß ber letzte Zwed berfelben eben 
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nur das Sinterefle der Mitglieder fein könne und folle, und daß 
daher, da diefer Zweck überhaupt nicht felbftändig neben ober gar über 
dem Einzelnen gedacht iverden könne, aud Fein felbitändiges Drgan 
denkbar ift, welches ihn nad außen bin vertritt, und daher im Namen 
diefes felbftändigen Zwecks zu handeln berechtigt fei. Die Societas, bie 
fomit wie der Verein aus dem Einzelnen hervorgeht, bat an fich nicht 
die Fähigkeit fich über dieß Einzelleben und feine Eingelintereffen zu 
erheben; fie hat daher auch Fein Recht, gegenüber Dritten als eine 
Einheit zu erfcheinen; fie tritt daher auch ftet3 in ihren einzelnen Mit⸗ 
gliedern ald das Ganze auf; fie ift daher nichts als ein bauerndes 
Derfehrsverhältniß, ein dauernd wirkender Vertrag zwiſchen ben Con: 
trahenten, der für Dritte rechtlich nit eriftirt. Unb das ift 
der Punkt, auf welchem ſich die Societas vom Verein weſentlich unter: 
ſcheidet. 

Allerdings nämlich iſt es nicht zweifelhaft, daß aus der Societät 
ſich ein Verein bilden kann. Man braucht das wohl nicht erſt zu 
beweiſen. Allein es iſt wichtig, auch formell ſchon hier den Punkt 
genau zu beſtimmen, wo der Uebergang von der Societät zum Verein 
— im weiteſten Sinne — ſtattfindet. Das iſt bei dem Handelsgeſchäft 
die Firma. Wir kommen unten auf die Formen zurück. Hier 
möge nur die Bemerkung Platz greifen, daß eben wegen dieſer tief 
verſchiedenen Natur von Societät und Handelsgeſellſchaft das römiſche 
Recht, das große Rechtsſyſtem des individuellen Rechts, den Begriff 
und das Weſen der Firma überhaupt nicht kennt, und daher nicht 
etwa vermöge der römiſchen Juriſten, ſondern vermöge ſeiner eigenen 
Natur gänzlich unfähig iſt, das Weſen und Recht des Handelsgeſchäfts 
in ſich aufzunehmen. Doch iſt hier nicht der Ort, dieß genauer zu 
unterſuchen. 

Dieß nun iſt die Stellung der Societät. Viel Verwirrung hat 
nun dabei der Begriff und der Inhalt der Universitas nad) römiſchem 
Recht gebracht. Betrachtet man denjelben aber genauer, fo erfennt 
man bald, daß er überhaupt Fein römischer Begriff ift, fondern 
daß er nur den erften großen Verſuch enthält, den germaniſch rechtlichen 
Begriff der „Gemeinſchaft“ (f. unten) in römischer Weife zum Ausdrud 
zu bringen. In der That entfteht derfelbe aus dem Gefühl, daß es noch 
weſentlich andere Formen der Einheit gebe, als die, melde das römifche 
Recht in feiner Societas zum Ausdruck bringt. Allein in der Zeit, wo 
dieſer Begriff entſteht, der Renaifjancezeit des römischen Studiums, gab 
e3 überhaupt noch feinen Berein im wahren Sinne des Wortes; das 
Leben Europa’s, in den Schranken der ftändifchen Geſellſchaft gefeflelt, 
kannte höchftens nur Gemeinschaften und Verſammlungen; alle höheren 
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Formen des Vereinsweſens entftehen erſt mit ber ſtaatsbürgerlichen Ge: 
ſellſchaftsordnung. Das was mir gegentvärtig ben „Verein“ nennen, 
erſchien daher ſtets nur als eine Gemeinſchaft, namentlich von Gütern; 
unb die Universitas bedeutet daher alle Formen ber Ein 
heit, für welde die Societas nicht mehr ausreichte, alſo 
eigentlih den Körper des Vereinsweſens, ohne jedoch ſchon ein Ver: 
ftänbniß für die Organifation der perſönlichen Einheit und ihr Wefen 
zu haben. Wo aber in dem num eine folde Einheit dennoch da war, 
da mußte ber Begriff der Universitas folgen, und biefe Drganifation 
menigftens in ihre Definition aufnehmen, ba die Jurisprudenz bie 
Thatfache am Ende weder läugnen, noch ohne juriftiihe Formulirung 
gebrauchen fonnte. So entitand denn ber Begriff oder vielmehr die 
formale Kategorie ber Universitas ordinata, welche jedoch die eigents 
lichen Romaniften beharrlich in den Pandekten aufzunehmen ſich weiger⸗ 
ten, in dem richtigen Gefühl, daf in dieſer Universitas ordinata etwas 
lebendig fei, was ſich dem ſpecifiſch römiſchen Rechtsprincip entziehe. 
Die Folge davon war, daß ſich nunmehr das deutſche Privatrecht mit 
der Sache beſchäftigte, aber freilich in ſeiner Weiſe. Aus dem ſtändiſchen 
Privatrecht entſtanden und für dieſes Verſtändniß beſitzend und Ver: 
ſtaͤndniß wollend, faßte es die Universitas gleih ald Corporation 
auf, indem es in ihr ben feiten, für einen gegebenen Zwed beftimmten 
Beſitz ſah, den die Mitglieder zu verwalten hätten; dann nahm es 
neben dem Beſitz der Corporation auch die Rechte derſelben auf, ber 
trachtete fie als Privatrecht, und fo entftand jene Vorſtellung, daß 
auch Zünfte und Innungen „Corporationen” feien, eine Vorftellung, 
die bis auf den heutigen Tag im beutfchen Privatrecht fortlebt. Cor 
wie man nun bei dem Begriffe der Corporation und ihrem feſten, durch 
die organifirte Einheit ihrer Mitglieber zu verwaltenden Beſitz angelangt 
mar, ohne doch das Weſen des Vereins zu kennen, war es faft un: 
vermeiblih, daß man nicht auch die Gemeinde in biefe Vorftellungs« 
weiſe hineinzog: und jegt war aud der Anfnüpfungspuntt für das 
Vereinsweſen verloren, da die Gemeinde grunbfägli das erfte Princip 
alles Vereins, die Freiheit der Theilnehmer, ausſchließt. So ift die 
Verwirrung der Vorftellung entftanden, die wir bereits oben bezeichnet 
haben, und die in ber That erft das Syſtem des Vereinsweſens 
definitiv Hären Tann. Man begreift, daß jede Eingelkritif dabei un⸗ 
thunlich iſt; es ift eben ein hiftorifcher Enttwidlungsprocek, dem mir 
bier begegnen, und deſſen Abſchluß nicht durch Beftreitung einzelner 
Meinungen, fonbern durch den höheren Gang der Dinge gegeben werben 
ann und fol. 

ebenfalls aber ift es Har, daß hier auch nicht die unklare Vor: 

Stein, bie Berwaltungsiehre. 1. 8. 3 
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ftellung von ber „Genoſſenſchaft“, wie wir fie namentlih Befeler zu 
danken haben, etwas nüben kann. Diele Borftellung drüdt eben nur 
dad Princip des Zufammengehörens felbftändiger Perfönlichleiten aus, 
und gar nichts andere. Allein das, worauf ed anlommt, ift ja eben 
das Verſtändniß der Gründe, welche aus biefer Genoſſenſchaft die wer 
ſchiedenen Grundformen derfelben erzeugen; denn in dem Weſen ber 
letztern liegt das beſondere Recht derjelben. Es kann allerdings nie an 
fih falih fein, wenn man die Vorftelung der „Genoflenihaft” als 
den Grunbbegriff binftellt ; aber dann kann man auch eben fo gut von 
Gemeinſchaft, Einheit, Einigung u. f. w. als Grundbegriff reben, wenn 
man nur nicht tiefer in die Sache eingeht. Wir müffen aus dieſem 
Grunde auf das Entichiedenfte jene mühelofe Vorſtellungsweiſe be 
lämpfen; fie Tann nur ſchaden, ohne es zu einem feiten Refultate zu 
bringen. Che wir fie nicht befeitigen, ift an ein Weiterlommen aud. 
durch den größten Sammelfleiß nicht zu denlen. 


Dritte Gruppe. 
Die Elemente des Vereins als felbfländige Berbindungsformen. 
(Gemeinichaften und Berfammlungen.) 


Indem wir jeßt zu der dritten Gruppe übergehen, welche bem 
Vereinsweſen fo fehr viel näher fteht, müſſen wir den Charakter dieſer 
Gruppe und ihres Inhaltes vorher bezeichnen. 

Sn den beiden erjten Gruppen nämlich ſehen wir allerdings auch 
Dereinigungen, allein fie find theils zufällig, theils eng begränzt; ihre 
Mittel und fo auch ihr Zweck gehen nicht über die einzelnen Mitglieder 
hinaus; fie find daher an und für fi) unfähig, das Weſen des Ber: 
eind als eines organiſchen Theiles des Gejammtlebens in fich zu 
entwideln. 

Das eigentliche Vereinsleben beginnt daher erft da, mo jchon die 
Elemente der Bereinigung ihrem Weſen nach über ven Kreis der Ber 
theiligten hinausgehen, und Zweck, Ordnung und Recht derſelben da⸗ 
her ſelbſt zu Faktoren des Geſammtlebens werden. 

Nun haben wir als die beiden großen Elemente des Vereinsweſens 
das materielle, den Körper deſſelben, und das geiſtige, ſeine Seele, 
bezeichnet. So lange man bei dieſer unbeſtimmten Bezeichnung ſtehen 
bleibt, iſt von derſelben kaum ein faßbares Ergebniß zu hoffen. 
Allein die höhere, innere Nothwendigkeit des Vereinsweſens iſt ſo groß, 
daß ſich ſelbſt aus dieſen Elementen, für ſich wirkend, und noch 
ohne die freie Bethätigung des Willens der Theilnehmer Einheiten er: 


35 


zeugen, welche alle Elemente des Vereins bis auf das hödfte, bie 
freie Beftimmung ber Theilnehmer über Mitgliedſchaft und Zweck ber 
ſitzen. Diefe Einheiten find daher die Webergänge von der Societät 
zum Verein. Sie enthalten einen dauernden allgemeinen Zweck, und 
wirken daher auch weit über ihre Mitgliever hinaus, tie der Verein; 
fie ertennen bie rechtliche Selbftändigfeit der Theilnehmer an, tie bie 
Societas; fie haben daher ſchon neben dem Privatrecht, das die letzteren 
erſchöpft, ein Öffentliches Recht, das dem Vereinsweſen angehört; allein 
Vereine find fie noch nicht, weil entiveber ber Zweck oder bie materiellen 
Bedingungen nicht von ben Theilnehmern gefegt find. Sie haben da: 
her auch nicht die ethifche Bedeutung des Vereins; ihre Stellung ift 
vielmehr eine hiftoriihe, wie wir unten fehen iverben; aber während 
fie in feiner Weife das Syſtem des Vereinsweſens abſchließen, kann 
dafjelbe doch ohne fie nie ein vollftändiges werben. 

Diefe Einheiten nun erſcheinen in ben beiden großen, ben zwei 
Elementen des Vereins entiprehenden Formen ber Gemeinſchaften 
und der Verfammlungen. Sie find, wie ihre Grundlagen, weſent⸗ 
lich ‚von einander verſchieden, haben andere Formen, anderen Verlauf 
unb anderes Recht; aber beide find die Vorgänger bed eigentlichen 
Vereinsweſens, ſowohl geſchäftlich als fyftematiih. Sie find beide fo 
befannt und fo oft beſprochen und bargeftellt, daß wir an ihnen nichts 
darzulegen haben, als eben ihren inneren Zuſammenhang mit 
dem Vereinsweſen überhaupt, wenn wir nicht auf Einzelheiten eins 
gehen wollen, bie wohl faum hierher gehören. Diefer Zufammenhang 
aber ift folgender. 


Bie Gemeinfaften. 
Begriff derfelben. 


Auch Hier müfjen wir damit anfangen, für das obige Wort wo 
möglich einen feiten Begriff zu getoinnen. Auch hier kann bie Wifjen- 
ſchaft nicht weiter kommen, fo lange wir uns nicht entjchließen, nicht 
länger mit bemfelben Ausbrude eine Reihe von fehr verſchiedenen Er 
ſcheinungen zu bezeichnen, weil allerdings dieſelben gewiſſe gemein« 
fame — und obgleich fie daneben eben fo wichtige verſchiedene Mor 
mente haben. 

Wir müffen und zu dem Ende gegentwärtig halten, daß in allen 
Formen ber menſchlichen Vereinigungen und Einheiten, ja felbft im 
Staate, eine gewiſſe „Gemeinſchaft“ ſowohl an materiellen als an 
neiftigen Dingen vorhanden ift, und daß man deßhalb dazu kommt, 
fie gelegentli alle unter dem Begriffe der Gemeinſchaften zufammen 
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zu fallen, obne ſich jeboch etwas Beſtimmtes babei vorzuftellen. In 
diefem Sinne ift daher der Ausbrud wiſſenſchaftlich werthlos, eben fo 
wie der nicht minder unbeftimmte Ausdruck, Genoſſenſchaft.“ In be 
ftimmterer Form bezieht man die Gemeinfhaft nur auf die wirtbichaft- 
lichen Güter, und bezeichnet deßhalb damit eine Verbindung von Einzel 
rechten in Beziehung auf ein und daſſelbe wirtbichaftliche Objelt, alſo 
eine Gemeinfchaft des Privateigenthums ober ber Privatrechte. Auch 
in biefem Sinn bebeutet dad Wort in letter Auflöfung fo verſchiedene 
Berhältniffe, daß es zuletzt gar nichts mehr bedeutet. Denn eine ge 
wiſſe Gütergemeinichaft tft vorhanden in der Communio, bie fir bie 
Eigenthumsgemeinſchaft nennen follten, in der Societät, in jedem Ber: 
eine, in der Gemeinde, der Corporation und felbft im Staate. Eine 
ſpecifiſche Vorftellung, die einem logiihen Gedanken genügen Tonnte, 
ist damit nicht zu verbinden. Wir würden daher das Wort als ein 
ganz unwillenichaftlihe® von uns abmweifen, und höchſtens noch von 
der Eigenthbums: und der Gütergemeinfchaft für ſich reden, die aller: 
dings etwas Beftimmtes find — jene die Gemeinfchaft des Privatrechts, 
diefe die Gemeinſchaft der Privatwirtbichaften, menn mir nicht 
unfrerjeit3 den eigentlihen und wahren Sinn dieſes Wortes feftftellen 
müßten. 

Es gibt nämlich Verbindungen unter den Einzelnen, melde nicht 
vorübergehend wie die Communio, nicht willfürlich wie die Societas, 
nicht immer örtlich begräanzt wie die Gemeinde und nicht abjolut und 
allgemein find wie der Staat, und die dennoch nicht mie bie Gefell: 
ihaft ihren Zwed blos im Einzelintereffe, und nicht wie ber Verein 
ihre Entjtehung und ihre Drganijation in dem freien Willen der Be: 
theiligten finden. Dieſe Verbindungen gehen daher hervor aus außer: 
halb des Einzellebens liegenden Thatjachen, melde die Gewalt haben, 
die Verbindung jelbft bervorzubringen und fie zu erhalten. Diefe 
Thatjachen hätten nun dieſe Gewalt nicht, wenn fie jelbft nicht wieder 
die Conjequenz eines höhern Lebens wären. Diejes höhere Leben aber 
ift die Geſchichte, und in der Geſchichte die menschliche Geſellſchaft. 
Sie find daher gejellfhaftlihde Thatſachen; das gejellichaftliche 
Element ijt es, welches in ihnen wirkt, und die Einzelnen in die Ver: 
bindung hineinzieht oder zwingt. Dieſe gefellichaftlihen Thatjachen 
haben nun alle Elemente ver perfönlichen Einheit; fie haben Körper, 
Geele und einen fie beitimmenden einheitlihen Organismus; allein fie 
find nit frei. Sie unterliegen nicht der Gelbftbeftimmung des Ein: 
zelnen; fie empfangen ihren Organismus durch andere Faktoren als 
durch den Willen der Bethetligten; fie laflen die freie Betbeiligung 
der Mitglieder nicht zu; fie find daher unfähig, diejenige Epoche der 
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geſellſchaftlichen Ordnungen zu überdauern, melde fie felbft erzeugt 
hat. Wie daher die Thatſache, auf ber fie ruben, fo find fie felbft 
nur hiſtoriſche Erfheinungen, und verſchwinden in dem höheren 
Strom der menfchlihen Entwidlung. Und die Verbindungen von 
Perfönlichkeiten, welche durch dieſe gefellfchaftlichen und hiſtoriſchen 
Thatſachen oder Gewalten erzeugt werden und mit ihnen leben und 
untergehen, nennen wir nun die Gemeinſchaften. 

Die Gemeinſchaft iſt daher ein hiſtoriſcher und zugleich ein geſell⸗ 
ſchaftlicher Begriff. Die Vereinigungsform der Gemeinſchaft kommt 
nur unter ganz beſtimmten Verhältniſſen und Bedingungen vor, zum 
weſentlichen Unterfchiede von der Eigenthums⸗ und der Gütergemein 
ſchaft. Sie ift ber Hiftorifche Vorläufer des Vereins, und wir können 
fie deßhalb ſchon hier in ihrer geſchichtlichen Stellung als die Vereind- 
form ber Geſchlechter⸗ und der ftänbifchen Ordnung bezeichnen. Wir 
glauben nun nicht, daß es erwartet werden kann, baß mir hier ger 
nauer die Biftorifchen Rechtsverhältniſſe derſelben unterſuchen; dieſe 
Unterſuchung gehört der Rechtsgeſchichte; wir ſetzen ſie als bekannt 
voraus. Wohl aber müſſen wir dad Syſtem derſelben hier anführen; 
denn in ihm erfcheint, fo wie man nicht auf concrete Thatſachen ein« 
geht, am beften das eigentliche Weſen berfelben. 

Auch hier nun zeigen fi) drei Grundformen. Die erfte fchlieht 
fi) an das vein fachliche Element des Beſitzes, die zweite an das per: 
ſönliche der gemeinfamen Abftammung, die britte an das geiftige 
des Lebensberufes. Eo mie wir fie nennen, erden fie Jedem be 
tannt fein. 


Die drei Formen der Gemeinfdaften: die Dorfgemeinfdaft, die Geſchlechts- 
gemeinſchaft und die Berufsgemeinſchaft. 


So leicht es ift, jene drei Formen der Gemeinſchaften nun zu 
bezeichnen, fo ſchwer ift es natürlich, dabei auf die Einzelheiten der⸗ 
felben einzugehen. Das erfte beruht darauf, daß diefelben alenthalben 
auf den in ganz Europa gleichartig wirkenden geſellſchaftlichen Kräften 
beruhen; das zweite darauf, baß diefe Kräfte örtlich meift jehr vers 
ſchiedene Geftalten annehmen, und dadurch einen unerſchöpflichen 
Schaf für die Rechtsgeſchichte bieten. Wir, mie gejagt, werden mit 
dem ziveiten Elemente uns nicht beichäftigen; denn es fommt uns 
nit darauf an, die Geſtalt verſchwundener Zeiten, fondern nur das 
Verhältniß berfelben zum gegenwärtigen Vereinsweſen barzuftellen. 

Die Dorfgemeinſchaft ift befanntli die Gemeinſchaft der Bauern, 
im eigentlihen Sinne, an dem Gemeingute, der Almend, ober der 
Dorfflur, oder Hutweide. Diefe Gemeinſchaft geht nicht hervor aus 
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einem Vertrag, ift auch weder eine einfache Gütergemeinſchaft noch 
eine Communio ober Universitas, fondern fie ift ein Gefammteigen- 
tbum, das aus der urfprünglichen Geſchlechtsgemeinſchaft aller Dorf 
bauern hervorgeht. Sie ift daher auch urfprünglid gar Fein eigent 
Kies Gemeindeeigentbum, fondern ein Gefammteigentbum ber ans 
Täßigen Bauern des Dorfed. Es ift aber ſchon deßhalb natürlich, daß 
diefe Gemeinfchaft, obwohl im Anfang nie vollftändig identificirt mit 
der ganzen Dorfgemeinde, fich dennoch von berfelben nicht zu trennen 
vermag. Sie hat die Geſchichte des Dorfes, und ift daher die erfte, 
noch ganz unjelbftändige Form der Gemeinichaft. 

Während die Gütergemeinichaften nun auf dem Element ber Güter 
berubten, entitehen die Gefchlechtergemeinfchaften wieder aus dem perjön- 
Iihen Elemente der gemeinfamen Abftammung und haben mit ber 
Gütergemeinfchaft an ſich nichts zu thun. Eie erfcheinen daher aud 
nur als Gemeinſamkeit alles deſſen, was eben nur die Abftammung 
geben kann. Sie beginnen für unfer Gebiet erft da von Bebeutung 
zu werben, to fie auch nad außen hin als eine Einheit auftreten. 
Und in jo fern das ber Fall ift, veden mir bon einer Geichlechter: 
gemeinihaft; und eigentlich verftehen mir fchon überhaupt unter 
einem „Geſchlecht“ von vorn herein eine ſolche, als Einheit gegen 
außen auftretende Einheit aus gemeinfchaftliher Abſtammung. 

Nun iſt e8 Har, daß in diefer gemeinfchaftlichen Abftammung an 
fi fein Grund liegt, eine Gemeinschaft zu fein. Sie hat an ſich noch 
feine Gemeinschaft der Güter, fie hat an ſich feinen Zweck, und natür- 
lich auch feinen jelbjtändigen Organismus. Soll daher aus ihr das 
werden, was wir eine Gemeinschaft nennen, fo muß fie einen Zweck 
von außen ber befommen und fich für diefen Zweck organifiren. 

Diefer Zweck nun entjteht einfach dadurch, daß das Geſchlecht ala 
Ganzes, fo lange der Staat und die Selbſtverwaltung noch nicht ents 
widelt find, beftimmte Funktionen beider übernimmt, und fid 
dadurch zu einem Verwaltungskörper conftituirt. Es braudt Taum 
hinzugefügt zu erben, daß man dazu eines wifjenfchaftlichen Begriffes 
der Verwaltung nicht bevarf. Das, was diefe Gemeinfchaften in der 
Bertvaltung zu tbun haben und zu leiten fähig find, tft eben etwas 
ſehr geringes, und beruht ftetS nur auf dem bejtimmten und befchränf: 
ten Bebürfniß der gegenfeitigen Unterflüßung und Hülfe. Aber aud) 
darin find fie nur zu wenigem fähig; denn fie befiten fein ſelbſtändiges 
gemeinfames Gut, und die einzelnen Mitglieder verlieren und zerftreuen 
fih, während die bloße Berivandtichaft durch Heiratben und anderes 
jede feite Gränze aufbebt. Daher ift es Regel, daß fie nur indirekt 
wirken, und 109 fie auftreten, es nicht zu einer felbjtändigen Drganı: 
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fation bringen. . Zivei große Elemente maden fie zuleßt auch da ver⸗ 
ſchwinden, wo fie am fefteften zu ftehen feinen; das erfte ift ber 
Uebergang aller ihrer Funktionen an den Staat oder die Eelbftver- 
maltung, das zweite der fie innerlich auflöfente Verkehr mit feinem 
Princip des individuellen Erbrechts. Eie find daher an ſich weder 
Eelbftverwaltungslörper, noch Societates oder Universitates, nod 
Communiones, unb noch iveniger Gefellihaften oder Vereine, fondern 
fie find eben eine ganz beftimmte hiftoriihe, der Geſchlechterordnung 
angehörige Form ber Gemeinfchaften; und auf fie wird man nicht ein» 
mal die Vorftellung der Genoſſenſchaften anwenden lönnen, da dieſe 
doch immer eine gewiſſe Gleichberechtigung ber Betheiligten vorausſetzt. 
Es braucht dabei kaum befonbers hervorgehoben zu werben, daß die 
Avelsbündniffe, Adelscorporationen u. |. w. etwas durchaus anderes 
find, und für das Gebiet des Vereinsweſens in das ber Verbindungen 
bineingehören, zu denen wir fpäter gelangen. 

Aus diefem Wefen jener beiden Formen der Gemeinfchaft der 
Geſchlechterordnung geht nun aud das Recht hervor, welches für fie 
gilt. Eie beginnen damit, einen Theil des öffentlichen Rechts zu 
bilden. Sie fallen aber nur fo lange darunter, bis ihre Funktionen 
vom Staate oder von dem Selbitverwaltungsförper übernommen tere 
den. Alddann tritt für fie das Privatrecht ein; freilich für jede ders 
felben in verſchiedener Weife. Die Dorfgemeinde fällt entweder an 
die Gemeinde, und wird ein Theil des Gemeindevermögens und ber 
Gemeindetwirtbfchaft oder fie wird geradezu in Privateigenthum aufs 
gelöst. Der letztere Proceß ift die Auftheilung, beren Recht und Ge 
ſchichte wir in Bd. VII. dargelegt haben. Die Gefchlechtergemein« 
ſchaften löſen fi ganz auf, und das einzige Recht, das noch für fie 
gilt, ift das Erbrecht. Nur in Einem Gebiete des letzteren erhält ſich 
noch dad Clement der alten Gemeinihaft; das find die Majorate 
und Fideicommiffe, die ala Nefte des Geſchlechtererbrechts ſich noch 
in bie ftaatöbürgerliche Gefellichaft hineinziehen. — Das Gefammts 
ergebniß ift, daß alle diefe Erſcheinungen demjenigen überhaupt nicht 
angehören, was wir das Vereinsweſen nennen. Wir werben unten 
ihre hiftorifchen Rechte genauer bezeichnen. Das Gleiche gilt nun in 
andrer Weile auch von dem olgenden, ven Berufsgenoffen- 
ſchaften, den kirchlichen, wiſſenſchaftlichen und gewerblichen Gemein: 
ſchaften. 

Das dritte Element, aus welchem die Gemeinſchaft hervorgeht, iſt 
nämlid) die Gleichheit des Berufes, welches die Mitglieder des gleichen 
Berufes zur Gemeinſchaft bringt. Es ift fein Zweifel, daß mir hier 
dem Begriff und Weſen des Vereins viel näher ftehen, als in Güter 


und Geſchlechtergemeinſchaft. Denn die Miügfichihaft int bier 
nit auf einem erflen und zufälligen, fonbern auf einem inneren 
perfönliden Moment berubend; der Zweck ſcheint durch das Jutereſſe 
des Berufes gegeben, und die Urganifation zur Einheit muß fi) aus 
der freien Betheiligung tes Einzelnen enttwwideln. Allen dennod ge: 
nügen alle diefe Momente nicht, um in jene Gemeinſchaften das Weſen 
und das Hecht des Vereins herzuftellen. Tenn das Princip bieler 
Vereinigung ift, daß jeder, der einem beftimmten Berufe angebött, 
auch an und für fih, und nicht durch feinen Willen, Mitglied der 
Gemeinſchaft fei. Frei ift er in der Wahl des Berufes; bat er ibn 
aber gewählt, fo ift er von felbft Mitglied ter Gemeinſchaft. Das 
ift ed im legten Grunde, wodurch ſich diefe Urbnungen von dem Ber: 
einsweſen unterfcheiden. Denn e8 folgt taraus, daß der Wille dieler 
Bemeinfhaft, mag nun die Drganifation gebildet fein wie fie mill, 
vermöge des einmal gewählten Berufes über jebes Mitglied entfcheidet, 
und daß dafielbe an diefem Willen daher nicht vermöge feines eignen 
freien Willens, ſondern auch gegen denjelben fich jenem Willen unter: 
werfen muß. Darin beiteht der tiefe Unterfchieb zwifchen diefen Ge 
meinfchaften und dem Vereinsweſen; in ihm find fie unfret, und biele 
Unfreiheit im Princip wird alsbald zur Unfreiheit im ganzen inneren 
Rechtoleben derfelben. Denn wie immer die Drganifation der Einheit 
diefer Gemeinſchaften fein mag, immer entjcheidet der Wille vieler 
Einheit als eine äußere Gewalt über das ganze Leben der Mitglieber, 
da fie über den Beruf und fein Necht entjcheitet, die der Einzelne 
nicht mehr von fi) trennen, und vermöge deſſen er aud nicht aus 
der Gemeinschaft felbft beraustreten kann. Daran Inüpfen ſich dann 
eine Weihe andrer Intereſſen und Rechte, welche bier nicht dargelegt 
werden können; fie find ja ohnehin befannt. Eo mie daher mit der 
ftantebürgerlichen Geſellſchaft der Grundſatz entfteht, daß die Selbſt— 
beitimmung des Cinzelnen nicht bloß in der Wahl feines Berufes er: 
ſchöpft fein, fondern über denfelben hinausgehen und fein ganzes Leben 
durchdringen fol, fo Iöfen ſich auch diefe Gemeinſchaften auf. Eie ge 
nügen nicht etwa mehr, fondern fie find im Widerſpruch mit demjenigen 
Wefen der Berfönlichkeit, welche dem Vereinsleben zum Grunde liegt; 
ihr objektiv geltendes Necht tritt in Gegenſatz mit dem Einzelrecht ber 
freien Ausübung des Berufes, und wo jene Gemeinfchaften daber nicht 
ſelbſt untergeben, da werden ſie gefeßlich aufgelöst. Da jedoch, wo fie 
eine ganz beftimmte Funktion baben, fann der Etaat yumeilen die 
alte Form dieſer Gemeinfchaften benußen, um fie aud ferner für jolde 
Funktionen zu gebrauden; allein fie leben dann nicht in ihm fort vie 
Berufsgemeinfcaften, fondern wie Anjtalten, und ihre Funktion ift 
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dann die eines Organes ſtatt der einer freien Einigung. Das wird 
die Geſchichte im Zuſammenhange des Ganzen zeigen. 

Auch hier tritt uns daher ſtatt des Vereinsweſens eine hiſtoriſche 
Geſtalt der Einigung entgegen. Und es iſt Mar, daß während bie 
Güter: und Geſchlechtergemeinſchaften auf der Bafis der Geſchlechter⸗ 
orbnung beruhen, dieſe Berufögemeinfchaften aus der ſtändiſchen 
Geſellſchaft hervorgehen. Bei ihnen aber wie bei ven letzteren ift die 
Gemeinſchaft felbft Feine That des freien Willens, fondern nur ein An 
ſchluß des Einzelnen an eine objektiv gegebene Thatſache; die Macht 
diefer Thatſache erſcheint weſentlich darin, baß ber Einzelne, einmal 
Mitglied des Ganzen, auch aus biefem Ganzen gar nicht mehr frei 
binaustreten Tann. Er ift gebunden. Und faflen wir nun bas 
Weſen aller diefer Gemeinfhaften im Verhältniß zum Vereinsweſen 
in Einem Punkt zufammen, fo ift e8 eben diefe Gebundenheit an 
die Gemeinfchaft, welche fie vom Vereinsweſen unterfcheidet, während 
fie alle anderen Momente des Vereins wenigſtens ber Idee nad zur 
Enttvidlung bringen lönnen. Daher gehören alle dieſe Erſcheinungen 
den noch unentwidelten Epochen der Gedichte an. Sie find, zus 
fammengenommen, bie Form, in welcher das eine Element alles Ber 
einsweſens, das körperliche ober materielle, für ſich wirkend feine Un- 
fähigfeit zeigt, den Verein hinzuftellen. 

Daflelbe gilt nun, aber in andrer Weife, von dem zweiten Ele: 
ment, den Berfammlungen. 


Wir nehmen für das Obige das Recht in Anſpruch, ganz im Allgemeinen 
uns auf die hiſtoriſchen Bearbeitungen aller diefer Gegenftände beziehen zu 
dürfen. Es ift aber nit richtig, fie wie in neueſter Beit wieder Gierke, 
ohne weitere unter einen und benfelben Gefichtspunft geſchichts und ſyſtemlos 
mit allen andern „Genoffenfhaften und Vereinen“ zufammenzufaffen. Freilich 
tann das nicht ander werben, als bis wir flatt der unflaren Vorſtellung ber 
Gemeinfhaft und Genoſſenſchaft uns entichließen, organiſche Begriffe und feſte 
Kategorien anzunehmen. 


Bie Berfammlungen. 


Wie bei den Gemeinſchaften müffen wir auch bei dem Begriff und 
Wefen der Berfammlungen vor allen Dingen dasjenige feſthalten, was 
die „Berfammlung“ ift und bebeutet, um ihr Verhältniß zum Vereins 
leben feftftellen zu können. Denn es ift einleuchtend, daß man ohne 
Verfammlungen nicht vom Vereinsweſen veven Tann, während bie Ver⸗ 
fammlungen felbft noch feinen Verein bilden. „Berfammlung“ ift daher 
an fi ein eben fo unbeftimmter Begriff und Ausbrud, als „Gemein- 
ſchaft.“ Nicht aber bloß darum werden wir verfuchen müfjen, bier feſte 
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Kategorien aufzuftellen, weil es fich eben um Begriffe handelt, fonbern 
weil auch bier das Recht wieder auf demfelben berubt, und bie große 
Berichiebenheit bed erſtern durch die des letztern motivirt wird, ihre 
wahre Erflärung in demſelben findet. In der That ift e8 auch nur 
durch den Mangel an genauer Begriffäbeftimmung der einzelnen Arten 
der Berfammlungen erflärlih, daß man dem Berfammlungsrecht über: 
haupt keinen feften Pla in der Willenichaft gegeben hat. Das Yolgenbe 
Wird zeigen, mie fi) von dem obigen Standpunkt dieß Gebiet geftaltet. 

Wir werden demnach zuerjt die Arten der VBerfammlungen, und 
dann die Rechtsverhältniſſe derjelben ala Uebergang zum eigentlichen 
Bereinsweien und Vereinsrecht darlegen. 


Begriff der Verfammlung. Arten derfelben. 


Wenn man zunädft von „VBerfammlungen” in ganz unbeitimmtem 
Einne rebet, fo verftehbt man darunter jede Zufammenfunft von Ein: 
zelnen, fer fie zufällig, willkürlich oder beabfichtigt. Sie erfcheint ſtets 
zuerit als einfache äußerliche Thatfadhe. 

Sm beichränften Sinne des Wortes iſt es aber klar, daß bie 
„Berfammlungen” Zufammenfünfte find, bei denen ein beftimmter 
Zweck zum Grunde liege, an welchem die Einzelnen, welche fich ver: 
fammeln, in irgend einer Weile Theil nehmen. Indem das der Fall 
ift, erfcheint jede Verfammlung zugleich als eine Art der Vereinigung; 
fie jcheint fogar innig mit dem Begriff und Weſen des eigentlichen 
Vereins verwandt, und wenn wir fie dennoch, ihre Arten und ihr 
Necht, Streng von den Vereinen fcheiven, jo wird es nothwendig, dieſe 
Scheidung ſchon hier genauer durchzuführen. 

Die Berfammlung hat das mit dem Verein gemein, baß fie eine 
Vereinigung für einen beftimmten Zweck iſt. Allein fie unterjcheibet 
fih mefentlich von demjelben, indem dem Wefen ver Berfammlung nad 
diefer Ziel nur eine reine Willensbeftimmung der Mitglieder 
enthält, und weder zu einer ſelbſtändigen That derjelben wird, noch 
auch ein dauerndes Verhältniß zwiſchen den Mitgliedern begründet. 
Das MWelen aller Berfammlung befteht daher darin, überhaupt nur 
eine Willensbeftimmung ober eine Weberzeugung zum Ausdrud zu 
bringen. Eie verliert ihr Weſen, ſowie fie zur That übergebt. 

Damit ift jede Verfammlung von dem Vereine ftreng gelchieden. 
Ein Berein kann nicht ohne That gedacht werben, eine VBerfammlung 
fann und foll feine That thun. Damit ift auch die Linie gegeben, 
auf welcher fih das Verſammlungsrecht von dem Vereinsrecht fcheibet. 
Wir werden fogleih näher darauf eingehen. 

Es gibt daher allerdings demnach fo viele Arten der Verfamm: 





lungen als es Willensbeftimmungen gibt, von den allertäglichiten Ber: 
fammlungen der Gefelligfeit bis zu den höchſten Verfammlungen des 
Staatslebens. Alle diefe Arten find gleich in ihrer Form. Wenn 
es daher auch eine Verſchiedenheit derjelben geben foll, fo muß biefelbe 
in der Natur des Zweckes Liegen. Und bier werden wir wieder mit 
dem Ausdrude etwas in DVerlegenheit kommen. 

Diejenigen Verfammlungen nämlich, deren Zwed fi nur auf die 
augenblidlichen geſellſchaftlichen, gefelligen, wirthſchaftlichen oder perfön- 
lichen Verhältnifje der Mitglieber beziehen, haben fpecifiich feinen Na: 
men; man fagt etiva „Zufammenfünfte”; fie find ohne Bedeutung. 

Diejenigen Berfammlungen, welche nicht durch einen einzelnen für 
fie aufgeftellten Zweck ins Leben gerufen werben, ſondern melde nur ' 
ein bauerndes geſellſchaftliches, corporatives oder kirchliches Verhältniß 
zum Ausdrudk bringen, nennen wir Feſte, Aufzüge, Proceſſio— 
nen uf. w. Sie find nur ber Form nad Verfammlungen, nicht dem 
Weſen nad, und gehören daher weder dem Recht noch ber Lehre von 
den Berfammlungen. 

Diejenigen Verfammlungen, melde aus den Mitgliedern bereits 
beftehender Einheiten, Vereine, Verwaltungskörper u. |. w. berufen 
werben, und beren Zwed eine beftimmte Funktion irgend einer ſolchen 
Einheit ift, nehmen, wenn fie für alle Mitglieder ftattfinden, ihren 
Namen von dem Körper an, für den fie ftattfinden; mir reben 
von Rathöverfammlungen, Gemeindeverfammlungen, Generalverfamm: 
Tungen u. |. wm. Wenn bagegen nur bie entſcheidenden Drgane ſich 
zum Bivede der Verwaltung der Angelegenheiten eines folden Körpers 
verfammeln, fo reden wir von Sitzungen. 

Die eigentlichen Berfammlungen beginnen dagegen immer erft ba, 
wo bie Theilnahme Eingelner an denſelben an feine objektive Ber 
dingung gebunden ift, und rein auf dem freien Willen derjenigen bes 
ruht, welche eben Theil nehmen tollen. Aus diefem Grunde fagen 
wir, daß jebe Vereinsverfammlung ftet3 und zugleich eine öffentliche 
Verfammlung ift; denjelben Sinn hat ungefähr das Wort „Volks 
verfammlung.“ 

Es folgt daraus, daß nad dem Wefen jeder Verfammlung in 
diefem ihrem eigentlihen Einne bie Theilnahme an berjelben auch 
feine tie immer geartete über die Verfammlung felbft hinaus⸗ 
gehende Verpflichtung für die Mitgliever mit fi bringt. Da 
nun aber bie Vereine ſchon im meiteften Sinne des Wortes ohne eine 
ſolche dauernde Leiftung ihrer Mitgliever überhaupt nicht beftchen können, 
fo folgt, daß eine Berfammlung gar nicht fähig ift zu den Funktio— 
nen im öffentlichen und felbft im Privatleben, für welche das Vereins: 
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weſen beftimmt iſt, und eben deßhalb auch dem Rechte ber Vereine 
nicht unterliegt. Will man daher die Duelle des letztern erfaflen, To 
muß man allerdings auf diefe Funktion der Berfammlungen gegen: 
über dem Verein zurüdgehen. Unb diefe nun befteht darin, die fub- 
jettive Anſchauung eines Einzelnen vermöge ber Berfammlung als eine 
allgemeine Ueberzeugung darzuftellen. Mehr kann und fol 
eine Berfammlung als Ganzes nicht thun, ohne ihren Charakter zu 
verlieren. 

Eine VBerfammlung erfcheint demnach wirklich al8 das, mas mir 
oben bereitö bezeichnet haben. Sie ift der geiftige Inhalt eines Vereins, 
feine Seele oder fein Zweck, aber für fich bargeftellt, noch ohne ven 
dauernden und mwirtbichaftlicden Körper. Die Einheit, welche aus biefer 
geiftigen Thätigkeit entipringt, verſchwindet daher auch mit dem Augen- 
blick, wo fie ihre Funktion — das Formuliren einer beftimmten all: 
gemeinen Ueberzgeugung — vollzogen hat. Sie eriftirt überhaupt nur 
für diefen Moment; und für diefen Moment gilt daher auch allein 
ihr Recht. 

Dennoch fieht man in der Verfammlung bereitö bie Elemente des 
Vereinsweſens, wenn auch vorübergehend und nur für befchräntte Auf 
gaben beitimmt, vorhanden und thätig. Der Zweck hat den Körper 
erzeugt; bie Vereinigung ift wenigſtens für den Augenblid ba; da fie 
vorhanden ift, jo forbert fie, wenn auch nur für den Augenblid‘, ihre 
Drgane und ihre Organifation; aber dieſe find an und für fi un: 
volftändig, weil die Berfammlung eben nur wollen und nicht thun 
fann und fol; fie beſchränken fih daher auf die beiden Elemente des 
Willens, die berathende und beichließende Thätigfeit und die einfachften 
Formen, melde die Vorausfegungen beiter find. Es gibt feine voll- 
ziehbende Gewalt und feine Verantwortlichkeit derſelben. Eine Anwen⸗ 
dung bes Vereinsrechts auf das Verſammlungsrecht ift daher undenkbar. 

Wohl aber Tann die Verfammlung ihre Thätigfeit ausdehnen. 
Und dieß geichieht entweder in der Weile, daß fie die Mittel für 
einen Zweck hergibt, oder in der Meife, daß fie aus fich felbft einen 
Berein bildet. Im erften Einne ſprechen wir von Berfammlungen 
für Sammlungen, etwa von Beitrags: oder Unterftüßungsperfamm- 
lungen, im zweiten alle reden wir von Gründerverfammlungen. 

Doc ändert beides den Zweck und das Weſen ver Verfammlung 
nit. Wohl aber dürfen wir fehon hier die Rechtöverhältniffe bes 
zeichnen, die fi daraus ergeben, da man fonft wohl nad dieſer 
juriftiihen Frage ziemlich vergeblich fuchen dürfte Sie bilden den 
Uebergang des Verſammlungsrechts einerjeit3 in das Privatrecht, 
anbrerfeits in das öffentliche Recht des Vereinsweſens. 
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Wo nämlid von einer Unterftügungsverfammlung Beiträge zu 
einem von der Verfammlung felbft gefegten Zwed einem Einzelnen 
übergeben werben, twährend die Verfammlung felbft fih auflöst, da 
entfteht die Frage, nad) welchem Recht das Verhältnig des Empfängers 
diefer Beiträge betrachtet und entſchieden werben müſſe. 

Dffenbar hat der Empfangende in ſolchem Zale ein Mandat 
zur Verwahrung und Verwendung des ihm Uebergebenen empfangen 
und angenommen. Allein der Mandant wäre nicht mehr vorhanden, 
wenn man bie Berfammlung als Ganzes, ald Mandanten anfehen wollte. 
In der That aber Tann man das letztere nicht vermöge bed Weſens 
einer Verfammlung. Sie hat eben ald Ganzes überhaupt nichts ges 
geben, fondern nur den Einzelnen als Geber durch ihre Verhandlungen 
und ihren Beichluß zum Geben beftimmt. Jeder einzelne Geber ift 
daher Mandant, und es ift Sache des Einzelnen, die Verwendung des 
gegebenen Beitrags für den beftimmten Zweck zu fihern. Trog ber 
Verfammlung bleibt daher das Ganze ein reines Manbatöverhältniß; 
die Beitragdverfammlungen aller Art enthalten daher den Uebergang 
des Verſammlungsrechts zum einfachen Privatrechte ded Mandats. 

Etwas auberes ift das Redtöverhältniß der Grünbungsverfamms 
Tungen. Hier hat die Verfammlung die Funktion, zur Gründung zu 
beftimmen. Eben befhalb Tann fie weder die Gründung felbft vor⸗ 
nehmen, noch aud fann fie gültig die Beftimmungen der Gründung 
feftftellen. Sie gibt daher nur die Veranlafjung zur Bildung eines 
Vereins, aber ohne jeden rechtlichen Einfluß auf denfelben. Sie ift 
nichts als die hiſtoriſche Thatſache, aus welcher der Verein feiner Zeit 
hervorgeht. Bon einem befondern Recht der Gründerverfammlung Tann 
daher feine Rebe fein. Sie fallen an fi unter das Verfammlungs« 
recht wie die Beitragsverfammlungen; nur daß, während die rechtlichen 
Folgen der Iegtern dem Privatrecht angehören, bie thatſächlichen 
Gonfequenzen der Iegtern in das des Vereins fallen. 

Das nun find Begriff und Formen ber Berfammlungen; und jet 
iſt es möglich zum Recht berjelben überzugehen. 


2) Das Rechtsſyſtem der Berfammlungen. 


Wir reden nun im Folgenden nicht im Allgemeinen von einem 
„Verſammlungsrecht,“ wie das gewöhnlich und zwar aus hiftorifchen 
Gründen geſchieht, die wir unten andeuten werben, fondern von einem 
Rechts ſy ſte me. Und zwar ftellen wir diefen Begriff an bie Spike, 
weil chen bie DVerfammlung felbft jegt weder nad innen noch nad 
außen ein einfacher Begriff mehr if. Es bedeutet dieſelbe nunmehr 
einen ganzen Complex von Rechtöverhältnifien, und obwohl diefelben, 
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wie gelagt, gar nicht dem Vereindivefen angehören, fo bevürfen wir 
ihrer dennoch, um unjer weites Gebiet vollftändtg beberrfchen zu Zönnen. 

Dem Rechtsſyſtem der Berfammlungen legen wir zum Grunde 
die großen Verbältniffe, in denen überhaupt die Berfammlungen auf: 
treten. Diefe nun find zwiefadher Natur, und das Nechtsiuftem ber 
Berfammlungen befteht daher auch aus zwei Hauptgebieten. Diefe find 
nun allerdings denen bes Vereinswefend analog; und wir unterfcheiden 
daher wie bei diefem dad innere und das ftaatliche Berfamm: 
lungsrecht. 


a) Das innere Berſammlungsrecht. (Geſchäftsordnungen.) 


Das innere Verſammlungsrecht beruht nun darauf, daß jede Ver⸗ 
ſammlung als eine von einem beſtimmten Zweck beherrſchte Einheit 
eine erſte, wenn auch nur ganz vorübergehende Organiſation enthält. 
Es iſt aber wiederum begränzt dadurch, daß die Verſammlung an ſich 
nie eine That thun kann; und deßhalb, wie ſchon erwähnt, auch kein 
Recht der Vollziehung haben kann. Das ganze innere Recht der Ber: 
fammlung beruht darauf, daß alle ihre Funktionen mit ihr felbft zu 
Ende find, und daß daher aud) das Recht der VBerfammlung fi nur 
auf fie felbit bezieht. 

Es ift dabei felbftverftändlich, daß die Vereings und Körperjchafts: 
verfammlungen aller Arten, indem fie felbit feine felbftändigen Er: 
fcheinungen find, ſondern vielmehr an andern Einheiten ald Momente 
ihres Lebens vorfommen, ihr Recht nicht in fich felbft, fondern durch den 
Willen derjenigen Einheit empfangen, welcher fie angehören. Für fie 
gelten daher als ihr inneres Recht objeltiv die Beftimmungen, welche 
diefe Einheiten fegen. Wir nennen fie daher auch fein Verfammlung®: 
recht, fondern wir nennen fie mit dem befannten Namen der Ge: 
ſchäftsordnung. Das eigentliche Verſammlungsrecht muß dagegen, 
ftatt aus einem objektiven Willen hervorzugehen, vielmehr aus der 
Natur der Berfammlung felbit geſchöpft werden. Eeine Grundfäße find 
einfach: 

1) Die Berufung der Verfammlung. Die Grundlage aller 
Berfammlung ift der Zweck derfelben; derſelbe muß daher ba fein, ehe 
die Berfammlung felbjt ftattfinden fann. Der Ausfpruch diefes Zweckes 
ift die Berufung einer Berfammlung, und die Perſonen, welche für 
den Zweck die Verfammlung berufen, find zunädft die Urheber der 
Berfammlung. Die Berufung (Einladung) kann daher neben ver all: 
gemeinen Beltimmung des Gegenftandes der Berfammlung auch jede 
beliebige Modalität für die Verhandlung felbft enthalten; nicht 
bloß Zeit, Ort und felbft die Dauer, ſondern auch die Ordnung der 
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Verhandlung; und dadurch wird die Berufung und Einladung zur 
Tagesordnung derſelben. Es folgt daraus, daß eine zufällige Ber: 
einigung oder Anhäufung von Perfonen, die von jemanden benüßt 
wird, um irgend eine Ueberzeugung auszuſprechen, eine Thatſache mit: 
zutheilen ober zu einer That — erlaubt (Beitragsfammlung für einen 
Zwech ober nicht erlaubt — benußt wird, Feine Verfammlung ift, und 
daher auch nicht unter dem Rechte einer Berfammlung fteht. Sie heißt 
in biefem Falle ein „Auflauf“ (Zufammenrottung, Volksbewegung 
und fteht damit ausſchließlich unter dem Rechte der Sicherheitöpolizei. 
Wie die Berufung gefchieht, ift an fich gleichgültig. Geſchah fie, ohne 
daß ein Zive angegeben wurde, fo war fie troß der geichehenen Be: 
rufung feine Verſammlung, fondern ein durch bie Berufung veran: 
later Bollsauflauf. 

2) Die Mitgliebfhaft der Verfammlung wird eben befhalb 
auf der Einladung ober Berufung beruhen, und die Urheber der Ver: 
fammlung haben damit das unzweifelhafte Recht jede ihnen beliebige 
Bedingung an bie Theilnahme zu Inüpfen. Es ift dann Sache ber 
Einzelnen, ob fie Theil nehmen wollen oder nit. Es kann daher bie 
Theilnahme auf beftimmte Klaſſen der Bevölkerung befchränft werben, 
oder ſich durd die Beziehung auf eine beftimmte öffentliche Funktion 
beſchränken (Urbeiterverfammlung, Wählerverfammlung). Iſt die Ber 
ftimmung des Ausdrucks ungenau (3. ®. bei Arbeiterverfammlung), fo 
hat jeber ein Recht auf Theilnahme, der in irgend einer Weiſe bie 
Elemente befigt, welde die Einladung enthält, und weder bie Urheber 
noch die Verfammlung haben das Recht, vermöge einer beſchränkten 
Auslegung des betreffenden Mortes Einzelne auszuſchließen. Iſt da 
gegen ber Ausbrud dadurch genau, daß cr fih an objektive Merk— 
male anfchließt, fo ift ber Befig biefer Merkmale allerdings die Ber 
dingung des Rechts auf Theilnahme. Im ftreitigen Fall müffen bie 
Einlabenden über den Einn ihrer eigenen Einladung entfdeiben. 

Die Mitgliedſchaft begründet das Recht, nicht bloß die Verhand- 
lung anzuhören, ſondern auch thätig an ihr Theil zu nehmen. Da 
diefe Verhandlungen eine Ueberzeugung ausfpreden ober erſt bilden 
follen, fo hat jeder das Recht, bie feinige wollfommen frei auszu— 
ſprechen. Das Rechtsprincip nennen wir die Redefreiheit. Der 
Begriff und das Recht derfelben find eben deßhalb überhaupt erft mit 
den Berfammlungen entftanden. Aber auch fie hat ihre rechtliche Gränze. 
Da es ſich bei der Verfammlung eben nur um ein geiftiges Element 
handelt, fo iſt bamit jedes Perfönlictverben und jede Aufregung zur 
That ausgeſchloſſen. Die Leiter der Verfammlung haben in foldem 
Falle nicht bloß das Recht, fondern die Pflicht, dem Nebner das 
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Wort zu entziehen; thun fie es nicht, fo haften fie ald Miturheber für 
die Folgen. 

Aus diefem Weſen der Berfammlung gebt ferner das Recht ber: 
vor, eine Abftimmung vorzunehmen. Die Abftimmung ift die Son: 
ftituirung der Thatjadhe, daß und wie weit der Zived der Verfammlung 
wirklich erreicht iſt. Sie enthält aber nur die Abbition von individuellen 
Veberzeugungen; fie ift baber fein öffentlicher Wille, fondern der Ausbrud 
einer oder verfchievener Anfchauungen. Ihr Werth und ihre Bedeutung 
find rein geiftige Faltoren. Man nennt fie wohl „Refolution.” 

Eine Berpflidtung zur Theilnahme an der Berfammlung gibt 
e3 daher eben fo wenig, als eine Verpflichtung die begonnene Theil: 
nahme fortzufegen, oder irgend ein Recht der durch die Abftimmung 
feftgeftellten Punkte über die Einzelnen, weder zum Feithalten an der 
Meberzeugung noch zu irgend einer Leiſtung in Folge der Theilnahme. 
Wollen die Urheber die letztere, jo müflen fie eben einen Verein grün: 
den. Das Nechtöprincip auf diefem Gebiet ift der Grundſatz der un: 
beſchränkten Selbftbeftimmung des Individuums vor, in und nach ber 
Berfammlung; und eben deßhalb ift die Berfammlung von dem Verein 
jo weſentlich verfchieden, daß eine Verfchmelzung beider in bemjelben 
Begriffe ganz unthunlich ift. 

3) Leitung der Berfammlung Da nun enblidh die Ber: 
fammlung eine Einheit durch ihren Zweck ift, fo folgt, daß dieſe 
Einheit in derſelben ihre Vertretung haben müſſe. Dieſe Vertretung 
ift die Leitung der Berfammlung. Die Verfammlung hat dad Recht 
fih ihre Zeitung ſelbſt zu wählen; e8 erjcheint ala Pflicht der Urheber, 
eine ſolche Wahl zu veranlafien. Somie fie geichehen tft, treten bie 
Rechte und Pflichten der Leitung für fie ein. Diefelben werden von 
Einem ganz beitimmten Gefichtspunfte beherrfcht. Das organische Wefen 
der leßtern erzeugt hier namentlich diejelben Rechtsſätze, die für das 
Vereinsweſen gelten; freilich dauern fie nur für die Zeit der Verſamm— 
lung. Es ergibt fih daraus zuerft, daß die Leitung das Recht hat, 
die äußere Ordnung der Verſammlung aufrecht zu halten. Sie bat 
daher das Recht, die Störer zur Drdnung, eventuell aus der Ver: 
Jammlung hinaus zu verweilen, und jedes Mitglied hat die Pflicht 
ihnen in dieſer Beziehung Folge zu leiften; das Mitglied hat rechtlich 
fein anderes Mittel dagegen, als das Verlaſſen der Verfammlung. 
Ebenſo hat die Leitung das Recht, die Tagesordnung einhalten zu laſſen. 
Sie Tann daher dem Einzelnen das Wort entziehen und ebenfo benfelben 
zur Ordnung rufen. Wenn die Berfammlung im Ganzen oder das.einzelne 
Mitglied den Anmeifungen der Leitung nicht folgt, jo bleibt der Leitung 
nicht® anderes übrig, als die Stelle niederzulegen. Es bleibt dann 
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der Berfammlung überlaffen, ſich eine andre Leitung zu wählen. Ueber 
fchreitet dagegen die Leitung ihre im ganzen Bivede der Verfammlung 
liegenden Rechte, fo kann die letztere nur ſich jelber auflöfen, ine 
dem alle Einzelnen fie verlafien. Sie können dann eine neue Ber 
fammlung bilden. So ift hier im erften, noch fehr unentividelten 
Keime das Princip der Verantiortlickeit vorhanden und die Elemente 
tes Vereinsweſens gegeben. Und mit diefem Elemente ift es num auch 
möglich, einen beftimmten Inhalt des ftaatlichen Verſammlungsrechts 
zu finden. 


b) Das faatlihe Verſammlungsrecht. 


In dem ftaatlichen (öffentlichen oder polizeilichen) Verſammlungs⸗ 
echt fehen wir nun zuerft den weſentlichen Unterſchied zwiſchen ben 
Arten der Verfammlungen, die wir oben bezeichnet haben. Die Vers 
fammlungen der Verwaltungslörper haben ihr Recht im Selbftver- 
maltungs: oder Vereinsrecht. Die bloßen Vereinigungen haben über 
haupt fein öffentliches Recht. Erſt die eigentlihen Berfammlungen 
haben ein eigenes öffentliches Recht; und dieß Recht beruht nun feiner: 
ſeits wieder theild auf dem Weſen der Eache felbft, theils ift es ein 
biftorifches. Aber das Verhältniß beider zu einander ift das, baf das 
hiſtoriſche Recht zwar feine Veranlaffung und feine Ausbehnung aus 
geſchichtlichen Gründen, feinen Inhalt aber ftet? aus ber Natur ber 
Verfammlung felbft nimmt. Und deßhalb müfjen wir das letztere — 
das Syſtem des Berfammlungsrehts — vorausfenden. 

Dieſes nun beruht darauf, daß jede Verfammlung eine an fi 
unbeftimmte, alſo des Mafes innerlich und äußerlich entbehrenve Ge 
malt entwideln Tann. Es liegt daher in ber Verfammlung an fih 
eine elementare Kraft, welche den Keim einer Gefahr in ſich trägt, 
der der Einzelne nicht widerftehen fann. Die Aufgabe der Verwaltung 
ift e8, vor diefer Gefahr zu fihern; die Thätigfeit, welche dieſes thut, 
ift die Eicherheitspoligei; und das öffentlihe Verſammlungsrecht 
ift daher feinem ganzen Wefen nad ein Sicherheitspolizei 
recht. 

Dieß Sicherheitspolizeirecht zerfällt nun, dem Inhalte der Ver 
fammlung gemäß, in zwei Theile, von denen jeder wieder feine felbs 
ftändige Gefcichte hat. 

Der erfte Theil bezieht fih auf den Zmed der Verfammlung. 
Eine Verfammlung kann nun erſtlich einen Zweck haben, der an fi 
mit dem Recht in direftem Widerſpruch fteht, was ſtets ba der Fall 
fein wird, two die Aufforderung zur Verfammlung zugleich die Aufs 
forderung zu irgend einer That ber Verfammelten enthält, da dieß 

Stein, die Berwaltungälehre. 1. 3. 4 
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dem Wefen der Verfammlung widerſpricht — und es kann eine Ber 
fammlung einen Zived haben, der direkt ober indirekt auf Aufhebung 
oder Aenderung des beftehenden Rechts abzielt. Es ift fein Zweifel, 
daß die Polizei das Recht und felbft die Pflicht hat, die erftere dieſer 
Arten geradezu zu verbieten, und wenn fie dennoch zufammentritt, 
mit Anivendung derjelben phyſiſchen Zivangsmittel zu befeitigen, melde 
fie bei Bolfsaufläufen anwendet. Man muß ihr gleihfalls das Recht 
einräumen, jelbit darüber zu urtheilen, ob ein ſolcher Zweck der Ver: 
fammlung geradezu widerrechtlich ift oder nicht; nur daß fie natürlich 
für die Maßregeln haftet, melde fie in diefer Beziehung vornimmt 
(ſ. unten). Wo dagegen der Zweck der Verfammlung bloß eine Aendes 
rung des beſtehenden Rechts durch Schöpfung und Begründung einer 
andern Ueberzeugung vermöge der Verhandlung über die Tagesordnung 
enthält, da iſt das Recht auf Abhaltung folder Verfammlungen als 
ein vollfommen freies anzufehen. Es ift daher au in ber Sadıe 
ſelbſt durchaus fein Moment zu finden, für folche Verfammlungen eine 
Erlaubniß anſuchen zu müſſen, jelbjt wenn es unzweifelhaft wäre, 
daß das Ergebniß der Verſammlung das beftehende Recht auf das Tiefite 
in den Ueberzeugungen vieler erfchüttern werde. “Denn hier treten 
biejelben Grundfäße ein wie bei der Preſſe; die Ueberzeugung ift ein 
Ergebniß der geijtigen Arbeit, und ohne Freiheit der geiftigen Arbeit 
ijt fein Foriſchritt möglich. Wohl aber liegen zwei Dinge nahe. Erftlich 
it die „Waffe“ das Mittel, eine Weberzeugung mit Gewalt zur äußern 
Geltung zu bringen; einen andern Einn bat fie nicht; eine bewaffnete 
Verfammlung iſt daher im Grunde an und für fih im Widerſpruch 
mit dem Weſen derjelben; und daher der ganz natürlide Grundſatz, 
daß beivaffnete VBerfammlungen an und für fich verboten fein follen 
und von jeher verboten geweſen find. — Zweitens tjt die Gränze zwiſchen 
der Üeberzeugung und der That eine jo fchmale, und je lebbafter vie 
eritere, die Ießtere eine um fo näherliegende, daß auch bei der ftreng: 
jten Tagesordnung immer ein größeres Maß der Gefahr vorhanden ift, 
daß die Verfammlung von Worten zur Ihat übergebe. Daraus nun 
ift der zweite Grundfaß entftanden, daß jede Verfammlung ziwar frei 
fein fol, aber angezeigt werden muß, um die Eicherheitsbehörde ın 
die Lage zu feßen, folder etivaiger Gefahr vorzubeugen. Offenbar nun 
iſt eine folde Beftimmung, die Verpflichtung zur Anzeige, nit an 
fid) notbivendig; es ift eben Sache der Sicherheitäpolizei, fich, mo fie 
Gefahr fürchtet, felbft einzufinden, wie es ihre Sache ift, eventuell die 
Verfammlung zu verbieten; die Anzeigepflicdht Tann daher aus dem 
Weſen der Sache felbjt nur unter Einer Bedingung gefolgert werben. 
Nur dann, wenn die öffentlihen Zuftände überhaupt der Art find, daß 





jede Vereinigung vieler Perfonen an Einem Ort leicht zu Gewaltthat 
Veranlaſſung gebe, kann die Eicherheitöbehörbe e8 ausnahmsmeife 
zur allgemeinen Pflicht maden, daß eine jede Verfammlung vorher 
angezeigt werbe. In ruhigen Zuftänden ift diefe Forderung durch nichts 
motibirt. . 

Iſt dann die Berfammlung eröffnet, fo hat die Behörde offenbar 
das Recht, fie entiveber felbft aufzulöfen, oder die Leiter derfelben zu 
veranlafien, daß fie es ihrerfeits thun. Es muß nun dem Ermeſſen 
der erfteren überlafjen bleiben, wann und ob fie das für noth—⸗ 
wendig hielt. 

Gegen alle diefe Mafregeln fteht uns fein teiteres Rechtsmittel 
zu, als das der Beſchwerde, da ſowohl das Verbot der beab: 
ſichtigten als die Auflöfung der verhandelnden Verſammlung feine 
Nechtöverlegungen, fondern nur den Gebraud der amtlichen Gewalt 
enthielten. Daß jedoch eine Verfammlung als folde nicht fi be 
ſchweren kann, fondern nur die einzelnen Mitglieder derfelben, Liegt 
wieder im Weſen der Verhandlung felbft. — Ebenfo ift es klar, daß 
die Vergehen und Uebertretungen Einzelner, welche in der Berfammlung 
felbft begangen worden — Beleidigungen, Aufreizungen zu Gewaltthat, 
Hochverrath u. |. iv. — nur als Angelegenheit des Einzelnen erfcheinen, 
nicht mehr und nicht weniger, als ob jemand während der Verfamm: 
lung einen Diebftahl begeht. 

Aus allen diejen Erwägungen ergibt fih nun, daß das öffent: 
liche Necht der Verfammlungen allerdings im Princip einfach ift, daß 
jedoch die Gränze feiner Anwendung ftet® von den allgemeinen Zus 
ftänden des Volkes abhängt. Und da nun diefe im Großen und Ganzen 
keineswegs als zufällige Verhältnifje erfheinen, fondern vielmehr, for 
wie man von einzelnen Fällen abficht, auf eigenen Gründen beruben, 
fo wird es wohl klar, daß die geſchichtliche Entwidlung auch des Vers 
ſammlungsrechts auf das Innigſte mit dem Gejammtleben des Volkes 
zufammenhängt. Im der That ift auch hier diefe ganze Entwicklung 
nichts als ein Theil desjenigen großen Proceſſes, den wir die Geſchichte 
der Gefelichaft nennen. Wir nun wollen, da wir auf diefen Punkt 
zurüdfommen, hier nur die beiden leitenden Gedanken angeben, welche 
der ganzen Entwicklung des Verſammlungsrechts zum Grunde liegen 
und als die einfachen Confequenzen des obigen Gedankens erkannt 
werben müffen. 

Wo nämlih die geſellſchaftliche Ordnung eine fefte ift, und bie 
Gegenſätze entweder zur Ruhe gebracht oder durch eine große Gewalt 
gebändigt find, da wird jede Verfammlung eine an und für fi un 
gefährliche, ſelbſt da, two fie mit ihrem Ziwvede ſich unmittelbar ui Te 
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Verfaſſung bezieht. Denn die Geſetze, nach denen alle Verfaſſung ſich 
bildet, beweifen uns, daß feine Verfaffung ohne eine gejellichaftliche 
Bewegung entiteht; es gibt daher audy feine Gefährdung der Verfaflung 
anders als durch die focialen Zuftände. Sind diefe innerlich harmoniſch, 
fo ift damit jede Berfammlung aud an und für fi ohne Bedeutung 
für die Verfaffung überhaupt; fie werben fi daher auch bei dem 
freieften verfaffungsmäßigen Recht überhaupt nicht nur in einzeln unter 
geordneten Punkten mit der Berfaflung beichäftigen; jondern fie werben 
in ſolchen Zuftänden ftet3 die Fragen der Verwaltung zum Gegens 
ftande haben; und es iſt fein Zweifel, daß dabei an und für fi von 
feiner Gefahr die Rede fein fann. Es ergibt ſich daraus, daß Fein 
Boll und keine Zeit, deren gejellichaftlihe Zuftände feit geregelt find, 
jemals daran gedacht hat, Verfammlungen zu verbieten oder auch nur 
durch polizeiliche Maßregeln ſchwierig zu machen, weil eben unter diefer 
Vorausſetzung die Berfammlungen mit Zmed und Umfang ftet3 in das 
Leben der Verwaltung bineinfallen. 

Wo dagegen die Ordnungen und Klaſſen der Gejellichaft mit ein: 
ander in Widerfpruch zu gerathen beginnen, da fangen die Berfamm: 
lungen an, dieſe Wipderfprüche zum Ausdruck zu bringen; und indem 
das geichieht, formulirt fi auch alsbald das rechtliche Princip, welches 
jeder dieſer kämpfenden Faktoren in der Berfaffung zur Geltung brin- 
gen will, um vermöge der Staatsgewalt fein gefellichaftliches Intereſſe 
zum berrfchenden zu machen. Und da nun für jeden, der zu fiegen 
hofft, der Kampf fein Unrecht zu fein fcheint, fo fordern in folchen 
Zuftänden die entgegenftehenden Elemente die Berfammlungen als ein 
Hauptmittel, um zunädft ihre Intereſſen als Ueberzeugungen zur 
Geltung zu bringen, und dann ihre eigne Kraft an Inhalt und 
Märme der Berfammlung meſſen zu fönnen. So werden in folchen 
Zeiten die Berfammlungen die Vorplätze der größern Kämpfe, und 
bamit empfangen fie offenbar einen neuen Charakter, den Charafter 
an und für fich gefährlicher Erfcheinungen des Gejfammtlebens. immer 
nun ift ed dabei natürlich, daß die herrfchenden Elemente ſolche Ber: 
fammlungen des beberrichten Elements ald Gefahr erkennen, fie daber 
mit allen Mitteln befämpfen, melde ihnen ihre gefeßgebende und voll: 
ziehende Gewalt verleiht, während fie die Verfammlung ihrer eignen 
Glieder für durchaus berechtigt halten. Denn in der That erben 
die lebteren naturgemäß darnach trachten, die „beitehende Ordnung“ 
aufrecht zu halten, während die erfteren fie eben umjtoßen tollen. 
Daber dann die natürliche Folge, daß in folchen Zeiten die äußerfte 
Strenge des Verſammlungsrechts überhaupt eintritt; nicht erjt durch 
den beftimmten Zweck, fondern an und für fich erfcheint die Ber: 





fammlung „gefährlich,” und daher wird fie nur auf fpecielle Erlaubniß 
geftattet; die vollziehende Gewalt nimmt grundfäglid an ihr Theil, 
und ftellt ebenfo den Grundfag auf, daß felbft da, mo eine Verfamm: 
fung erlaubt ift, nicht etwa der Einzelne, fondern die Leiter und Ur: 
heber ber Verfammlungen für jedes Einzelne, was in der Verfammlung 
gefchieht, zu haften haben. So geht dann die Freiheit des Verfamm: 
lungsrechts verloren, und die Sicherheitöpolizei wird ausſchließlich bes 
vechtigt, über die Abhaltung, den Gang und die Auflöfung der Ver: 
fammlungen zu entſcheiden. Das nun wird ftets nicht bloß fehr hart 
gefühlt, weil am Ende doc; die Weberzeugungen die neuen Dinge am 
beiten begründen und fihern, und weil die Verbote der Berfammlungen 
daher den organiſchen Entwicklungsproceß des geſellſchaftlichen Werdens 
unterbrechen, ſondern es rächt ſich auch bitter, weil, wo das geiſtige 
Element nicht ſeine freie Geltung empfängt, ſich der natürliche Lauf 
der Dinge mit Gewalt Bahn bricht und zur Revolution gelangt. Es 
iſt daher an und für ſich eine gefährliche Erſcheinung, wenn das Ber 
ſammlungsrecht gefchlih und poligeili zu eng begränzt wird; felten 
ift eine Zeit ruhig verlaufen, in melder die „Ordnung“ durch enge 
Begränzung des Verſammlungsrechts aufrecht gehalten werben muß; 
denn wo das Verfammlungsrecht frei ift, kann feine Verfammlung fo 
viel Uebles gebähren, al3 die direkte oder indirefte Verhinderung ders 
felben durch die Maßregeln der Sicherheitäpoligei. 

Das nun find die leitenden Grundſätze für das Wefen und dem⸗ 
gemäß für das Recht der Verfammlungen. Es ift Har, daß fie inners 
halb der Gefammtheit von Erſcheinungen, melde wir als menſchliche 
Vereinigungen oder Cinheiten bezeichnet haben, eine ſehr wichtige 
Stellung einnehmen. Eie find weder Societates noch Gemeinfchaften 
nod Vereine; fie find eben ganz felbftändige Formen der Einheit; als 
folche greifen fie mächtig ein, aber bringen es nie zur feften Geftaltung; 
man kann ohne fie das Vereinsweſen in feinem ganzen Umfange und 
feinem ganzen Einfluß nicht erfennen, aber es wird wohl einleuchten, 
daß man mit ihnen von dem eigentlichen Vereinsweſen nur das Leben 
der Seele für fih, nur die noch faft Törperlofe Bewegung bes öffents 
lichen Geiftes erfannt, tie bei dem, was wir die Gemeinfdhaften ges 
nannt haben, nur der Körper des Vereins, das wirthſchaftliche Eles 
ment, ohne feinen Geift vorhanden ift. Erſt jegt können wir daher 
zu denjenigen Drbnungen übergehen, welche beide Elemente zufammens 
fafien. Das find die Vereine im weiten Sinne, welche wieder in ben 
beiden Grundformen der Geſellſchaften und ber (eigentlichen) Vereine 
auftreten. 
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Die Behandlungen des Rechts der Verfammlungen find noch keineswegs 
befriedigend, und zwar hauptfächlich deßhalb, weil man eigentlich nie im Stande 
war, fie hinreichend von den verwandten Erſcheinungen zu fcheiden. Dan findet 
fie meiftentheil3 entweder mit dem Bereine, oder mit dem Petitionsrecht zn- 
fanımen geworfen. Auch unfere erfte Auflage ift in dieſer Beziehung nicht 
befjer als die ihr voraufgehende Literatur. Allerdings fcheint die Berfammlung 
etwas fo vorübergehendes, daß mit ihr zugleich das Nechtsſubjekt derfelben ver- 
fhwindet, und erft in ihrer Aeußerung, der Petition, oder in ihrer feften 
Geftalt, dem Berein, faßbar wird. Die höhere Entwidlung des Vereinsweſens 
im Allgemeinen fordert aber allerdings, daß man auch das Berſammlungsweſen 
fir fich betrachte. Ter gegenwärtige Zuſtand ijt im Wefentlichen der folgende; 
man wird daraus erjehen, daß es zulegt wohl nur der richtigen Stellung der 
Verſammlung im Ganzen bedürfen wird, um die nothiwendige Scheidung ihres 
Nechts wejentlih von den Vereinsweſen hervorzubringen. 


England, Frankreich und Deutſchland. 


England hat nun zuerft in feiner Weife die Stadien des Berfammlungs- 
rechts, die wir auf dem Kontinente wiederfinden, raſch und chne große Be- 
wegung durdhgemadt. Kin eigentliches polizeiliches Verſammlungsrecht kannte 
England bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts überhaupt nicht; es fiel nie 
mandem ein, das natürliche Recht zu Verſammlungen beftreiten zu mollen. 
Erft als mit der Regierung Georgs III. die Macht des Königthums die Frei« 
heiten des Volkes bedrehte, entftanden die erſten Clubbs and discussing 
societies, deren Namen und Weſen dann von England nad Frankreich hinüber: 
ging. Ihre Bedeutung lag jedoch Hauptjählih in dem Mangel an einer ent« 
widelten “Prefje, deren Funktion fie vertraten, wie dag niemand beſſer als 
Budle in feiner Gefhichte der Cirilifation (1. S. 422, ff.) dargelegt hat. Wäh— 
rend der franzöfiihen Revolution wurden dann die öffentlichen Verſammlungen 
auf kurze Zeit geradezu verboten durch 36. Georg. III. 8. (1795); jedoch ſchon 
im folgenden Jahre gegen Anzeige und Angabe des Zweckes wieder geftattet 
(37. Georg. III. 79.); Grundjäße, deren unverfennbarer Urfprung die franzöfifche 
Geſetzgebung if. Gegenwärtig ift von einem Recht auf Erlaubniß oder ſelbſt von 
einen Berbotsrecht feine Rede. Bon großen öffentlihen Intereſſe ward diefe 
Trage vor zwei Jahren (1867), wo große Bollsverfanmlungen in Hydepark 
ftattfanden, die zu den bekannten Bolfsbewegungen Anlaß gaben. Trotz der 
offenbaren Gefahr fand Die Regierung Feine Rechtstitel zum Verbot folder 
Berfammlungen, als den, daß der Hydepart Eigenthum der Krone fei und 
fein Eigenthimer die Pflicht habe, Verfammlungen von Fremden auf feinen 
Gründen zu dulden. Der ganze Standpunkt ift cben jo einfach als praktiſch. 
Eben fo wenig ift eine perſönliche Haftung der Leiter anerkannt; es ift Sade 
der Behörde, diejenigen, weldhe in der Berfammlung etwas Miderrechtliches 
begeben, felbft zu erforfchen und zur Verantivortung zu ziehen. Daher gibt e8 
auch keine felbftändige Gefeßgebung über das Verfammlungsredt in England, 
und daher auch Feine Literatur defjelben, dem die wenigen Andeutungen, die 
3. B. May hat, find für unjere Frage werthlog. Die eigentlide Heimath 
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tes Verſammlungsrechts ift der Continent; die Heimat feiner wiffenfhaftlihen 
Behandlung ift Deutſchland. 

Was nun zuerft Frankreich betrifit, fo ift daffelbe aud Hier im Weſent · 
tigen’ das Vorbild für Deutſchlaud geweſen. Der Gang der Eniwidlung feines 
Rechts ift folgender: 

Bor der Revolution gab es allerdings geheime politiſche Verbindungen, 
und dieielben wurben mit derfelben Heftigfeit von der Regierung verfolgt wie 
in Deutſchland. Aber die Verſammlungen werden erft ein Gegenftand felbftän« 
digen Rechts, als mit der Revolution die Verfammlung frei wir. Wie es 
nun immer in folden Zeiten geht, traten im Anfange Vereine und Berfamm- 
lungen fo innig mit einander verbunden auf, daß eine geſchiedene Behandlung 
leider weder theoretiſch noch Icgislativ denkbar war. Der Name diefer Ber- 
ſchmelzung war ein fpecififher; man nannte fie nad) engliſchem Vorbilde die 
„Clubbs.“ Der Clubb ift eine Bereinigung, deren Aufgabe eben nur in ber 
dauernden und regelmäßigen Wiederholung von Berfammlungen zum 
Zwea politiiher Befprehungen beſteht. Natürlich entwidelt fi) daraus bald 
ein dauerndes Präfidium; mit dem dauernden Präfiium eine, jede einzelne 
Verſammlung überdauernde Thätigfeit, die wieder mit den Anfichten der Clubb- 
mitglieder übereinſtiumen muß; vermöge der Mitglieder und der BVorftände 
entwidelt ſich dann eine Macht, ein regelmäßiges Gingreifen in öffentliche 
Fragen, und damit if} der Clubb felbft ſchon ein politifcher Berein, defien 
Schwerpunkt nur nod formell in den Verfammlungen, materiell dagegen in 
der Thätigfeit nah außen beftcht. Es ift damit Mar, daß jede Beflimmung 
über das Vereinswefen zugleich das Verfammlungsregt, und jede Ber 
Rünmung über das Verſammlungsrecht zugleich das Vereinsrecht treffen mußte. 
Und diefes Zuſammenfaſſen beider Nehtsbildungen if das Weſen des Clubb- 
rechts, wie es fid) unter ber franzöfifpen Revolution ausbildet. Denuoch bleibt 
von Anfang an die Vorftellung ar, daß Verſammlung und Verein verſchieden 
feien und daß daher auch ein verfchiedenes Recht möglich fei. Es ift von gro- 
hem Intereffe, die Entwidlung der Unterfheidung beider in der Gefeggebung, 
die doch twieder nur innerhalb derjelben Geſchichte fattfindet, zu betrachten. 

Die Gefeggebung beginnt mit der regtliggen Anerfennung der gleihen 
und gemeffenen Freihein beider. Das Geſeh vom 13.—19, Eept. 1790 erllärt: 
„Les citoyens ont le droit, de s’assembler paisiblement, et de former entre 
ex des swciötds libres, & la charge d’observer les lois qui regissent tous 
les eitoyens.“ Die vollkommen freie Anwendung dieſes Rechts erzeugte nun 
aber das oben bezeichnete Clubbweſen. Anfänglih waren die Clubbs nichts 
al3 Bereine; dann geftalteten fie fi) dadurch zu regelmäßigen Berfammlungen, 
daß fie in Beziehung auf ihre Mitglieder gar Teine Gränze und feine Art von 
Verpflihtungen mehr fegten, und dadurch zu Maffenverfommlungen wurden, 
welche bie Form und die Funktion eines organiſchen, und damit auch verant- 
mwortligen politifgen Vereins annahmen. Das war ein Widerſpruch; es war 
die Organifirung einer politifhen Gewalt ohne Berantwortlide 
Reit; und es war Mar, daß die erfte Aufgabe jett fein müffe, das Recht der 
Berfammlungen von denen der Vereine zu ſcheiden. Und eben diefe Schei- 
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dung if nun Inhalt und Aufgabe der folgenden Rechtsbiſldung. Die Assem- 
bl&e constituante griff ein und erließ die Decrete vom 18.—22. Mai 1791, 
wornach diefe Vereinigungen, die zugleich Berfammlungen und Vereine waren 
— man nannte fie aber deßhalb societes populaires — das Recht der Ber- 
ein’e verloren, das heißt alle Rechte, welche auf der dauernden Einheit bc- 
ruben. Es ward verboten, Collectivpetitionen zu maden, ihre Tagesordnungen 
regelmäßig anzufchlagen, GCorrefpontenzen und Filiale zu haben; und die Con⸗ 
fitution vom 3. September 1791 beſtimmte dann einfach: „les citoyens ont 
le droit de s’assembler paisiblement et sans armes, en satisfaisaut aux lois 
de police.“ Das Geſetz vom 30. Eept. bis 9. Oft. 1791 fügte Hinzu, daß 
feine Societe das Recht haben folle, „Behörden vorzufordern oder ihre Thä- 
tigleiten zu beeinträchtigen“ bei firenger Strafe. Das war die erfte Echei« 
dung des Berfammlungsrehts von dem Vereinsrecht; denn mit Hecht 
folgerte man daraus, daß die Verſammlung eben kein anderes Recht habe, 
als das, fi) auszufpreden. Das Vereinsrecht empfing dabei noch gar feine 
weitere Beltimmung; das Recht der politifchen Bereine war felbfiverftändlich, 
und wirthſchaftliche Geſellſchaften gab es nicht. Neben diefen ganz beftimmten 
Borjchriften beftanden dann die ganz allgemeinen ficherheitspolizeilichen Rechts⸗ 
beftimmungen für die Behörden, welche diefelben ermächtigten, die „öffentliche 
Ordnung“ im Allgemeinen aufrecht zu halten, wie das Gefeh vom 22. De⸗ 
cember, 10. Sanuar 1790 (T. Ill. art. 2), welches die Präfelten beauftragt, „de 
veiller & la tranquillit& publique,* namentlid dag Geſetz von 16. bis 
24. Auguft 1790. (T. II. art. 5), welches die Organe der örtlihen Polizei 
beauftragt, „le maintien du bon ordre dans les endroits od il se fait de 
grands rassemblements d'hommes, tels que les foires, marches, r&jouissances, 
ceremonies publiques, spectacles, jeux, cafes, églises et autres lieux pu- 
blies.“ Diefe Beftimmungen hatten damals mit der eigentlichen Frage ſehr 
wenig zu thun; es waren eben gewöhnliche Rolizeivorfchriften. Dec follte tie 
Zeit fommen, wo fie von Bedeutung wurden. Bor der Hand ſchien die Haupt⸗ 
ſache, das eigentlihe Verſammlungsrecht, erledigt. Doch follte das nicht lange 
dauern. Denn es ift wohl kein Zweifel, daß diefen Erfcheinungen bereits ver 
große Kampf der Nichtbefigenden mit den VBefitenden zum Grunte liegt. Die 
Berbote der socieies populaires find Maßregeln der Iepteren gegen den 
focialen Kampf, zu welchem ſich die erfteren vorbereiten. Die Geſetzgebung 
über das Verſammlungsrecht folgt Schritt vor Schritt dieſem 
Kanıpfe AS die nicht beſitzende Klaffe über die Girendins gefiegt hat, wird 
das Princip von 1791 geradezu umgelehrt. Der Schwerpunft des öffentlichen 
Lebens fällt wieder aus den organischen Vereinen und Vertretungen in die 
unorganifchen Clubbs oder societes populaires, und dieſe unterwerfen fich dem 
Heft der Gewalt, welche jene befiten. Nicht bleß daß mit ten Jacobinern 
bie Clubbs jede rechtliche Schranke befeitigten: die Assemblee nationale wurde 
jogar gezwungen, die öffentliche Beredhtigung der Clubbs formell anzuerkennen, 
und das Delret vom 23. Juli 1793 gab ihnen das Recht, jeden Gegenftand 
des öffentlichen Rechts und Lebens zu verhandeln, fie vorzubringen, und fi) 
zum Mittelpunkte der öffentlihen Macht zu erheben. ine Störung dieſes 
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Rechts erſchien damit als ein öffentlicher Rechtsbruch: „la peine contre les 
fonctionnaires qui se seraient rendu coupables de ce d£lit, sera de dix 
anndes de fers!“ &o war bie Souverainet© du penple in der That die Sou- 
verainet6 des Clubbs. Es war unmöglich, daß die unorganiſche Verhältniß 
fortbeftehen konnte. 

Sowie daher die befitende Klaſſe wieder in ihre Rechte trat, war eine 
ihrer erfien Aufgaben, die Recht der Berfammlungen zu breden. Schon das 
Detret vom 9. Brum. an II verbot die Theilmahme der Frauen an den Ber- 
fammlungen, und forderte unbedingte Deffentlihleit aller Bornahmen, eben 
um zu verhindern, daß aus den Verfammlungen Vereinsmächte werden, welche 
dod nicht die Verautwortlichfeit der Vereine hatten. Eutſcheidend ward aber 
erft das Defret vom 25. Vend. on III. Diefes Dekret muß als die Grund— 
Tage des politifhen Vereinsrechts nicht bloß in Frankreich, fondern auch in 
Deutſchland angefehen werden, indem es zuerft definitiv den Verein von der Ber- 
ſammlung feidet. Nach diefem Gefey nämlich bleibt allerdings noch die volle 
Freiheit ter Vereinebildung; allein das Geſetz beſchräntt die Verſammlungen 
auf die Bereinsverfammlungen, und begründet das große Princip der 
Berantwortlichleit der Vereine dadurch, daß jeder Verein feine Mitglieder auf- 
zeichnen und die Fifte der Ortsbehörde mittheilen folle, und verbietet die 
Affiliation der Vereine; denn in der That war die lehtere damals fattifch 
nichts anders, als eine Organifation der nichtbeſitzenden Klaffe gegenüber ber 
befigenden. Diefe Grundfäte, anfänglich als bloße Polizeimaßregeln auftretend, 
werden dann in der neuen Confitution von 1795 (5. Fructid. an III) At, 360 
bis 64 zum erften verfaffungsmäßigen Recht der Berfammfungen. Exfter Grund» 
fa: alle corporations et associations contraires à l’ordre public find ver- 
boten; feine Assemblde des eitoyens ne peut se qualifier de populaire. 
Zweiter: Berbot der Verbindungen unter den Vereinen, fowie der Abzeichen 
und der Correfpondenz. Dritter: Verbot aller Berfammlungen außer den 
Wählerverfammlungen: les citoyens ne peuvent exercer leurs droits poli- 
tiques que dans les assembldes primaires ou communales. Bieriens endlid: 
Recht der Behörde zur Auflöfung jedes Vereins (soci6te) und jeder Berfammlung; 
das Delret vom 7. Therm. an V verbot provisoirement dann überhaupt die 
ooeiẽtes s’occupant de matidres politiques. So war im Grunde bie zweite 
Epoche des Verſanmmlungsrechts abgeſchloſſen. Mit der Herrichaft der nichte 
befigenden Kaffe und der neuen Ordnung der Gejellihaft war das freie Ber» 
ſammlungsrecht befeitigt, und es blieben nur noch die rein polizeilichen Daß- 
regeln und Rechte für die Berfammlungen übrig. 

Demgemäß nun finden wir die font ſchwer erklärliche Thatſache, daß bie 
Gefetgebung Napoleons fi mit dem Berfammlungsredt itberhanpt nicht 
felbRändig deſchaftigt, und in dem berühmt gemworbenen Art. 291—294 des 
Code P&nal nur von dem Vereinsrecht redet, während daneben der Code de 
Commerce das Gefellfhaftsreght für ſich entwidelt und fo die Scheidung diefer 
beiden Rechtegebiete begründet, unter der wir noch gegenwärtig zu leiden haben, 
Dennoch ift das Verſammlungsrecht als ein felbftändiges in den eben genannten 
Artikeln enthalten, und zwar ganz int @eifte der firengen gefellfchaftlichen Vo · 
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Tigei, welche jene Beit geboren. Das eigentliche Berfammlungsreht nämlich wird 
unter zivei Beſtimmungen geftellt, welche man von denen über das Bereinswejen 
wohl zu unterfcheiten hat. Zuerft werden die Chefs, directeurs ou administra- 
teurs von Berfammlungen, auch wenn fie erlaubt find, für jeden Akt der öffent- 
lihen Ruheſtörung in der Verfammlung perfönlid haftbar gemadt, ab- 
geſehen von den Strafen, welche der eigentliche Urheber verwirkt (Art. 293), 
und zweitens wird jeder Hausbefiger, der feine Lertlichfeiten ohne polizciliche 
Erlaubniß aud nur für die Verſammlungen erlaubter Vereine hingegeben 
hat, mit einer Geldbuße belegt. Es ift Har, daß damit eigentlih überhaupt 
jede Verſammlung fo gut als rechtlos, und damit unmöglid gemacht ward. 
Die Epoche des freien Verſammlungsrechts ift mit diefen Beſtimmungen eben 
jo zu Ende, wie die des freien Vereinsrechts. 

Das was nun diefen Zuftand erträglicd madte, war bie große Tradition 
im öffentlihen Bewnßtjein Frankreichs, daß jede Freiheit des Berfanmlunge- 
recht? ohne weiteres zu einer Entwicklung des Kampfes der nidhtbefitenden 
Klafie gegen die befiende führen werde. Diefe Tradition lebte fort, und war 
fo mädtig, daß fie jelbft die Bewegung der Julirevolution überdauerte. Tas 
Sulitönigthum dachte deßhalb nicht daran, das freie Verſammlungsrecht herzu- 
ftellen. Der Code Penal blieb mit der ganzen Härte feiner Beftimmungen 
beftehen. Ja man ging ſogar noch weiter und dag Geſetz vom 10. April 1834 
ſchärfte Verantwortlichkeit und Strafe für die Dlitglieder der Verbindungen in 
einer Weife, Die felbft in Deutfchland kaum erreicht ward (ſiehe unten Bereing- 
recht). Von einer Befreiung des Verſammlungsrechts für fi) war feine Rede. 
Andefjen erfchienen neh immer die Verſammlungen nicht geradezu verbeten; 
denn der Code Penal bezog fih nur auf regelmäßige Verfammlungen. Eine 
einmalige Verſammlung ftand frei, wenn Die Polizei fie zulich. Bon diefent 
Hechte nun machte die Reformpartei am 22. Februar des Jahres 1848 Ge 
brauch, und die erften politifchen Männer Frankreichs traten zuſammen, um 
jenes berühmte „Banqueti* zu feiern, das den Beginn der Februarrevolution 
bildete. Die Regierung ihrerfeits, um auch ſolche Verſammlungen zu hindern, 
griff zulet zurüd auf die früher citirten Gejeke von 1750, nach melden tie 
Behörde für die öffentliche Ruhe an allen Orten zu wachen bat, und nad 
welchen fie das Recht in Anfpruch nahm, audy jede einzelne nicht fpeciell er— 
laubte Verſammlung zu verbieten. Wäre diefer Grundſatz zur Geltung gelangt, 
jo wäre der Ietste Heft des politischen Lebens in Frankreich verloren geweſen. 
Die Revolution brad) aus und das Königthum fiel. 

Gebt aber zeigte es ſich, wie wir es in unferer Geſchichte der foctalen Bec« 
wegung dargelegt haben, was eigentlich fiir tiefere Gewalten in diefem Proceß 
lebendig geweſen. Die beſitzende Partei hatte zwar die königliche Herrſchaft 
bejiegt, aber die nichtbeſitzende Klaffe, im Kampfe zu Hilfe gerufen, wollte 
jofort an dem Eiegespreis Theil nehmen, ja ihn ganz für fi geminnen. 
Sie griff fofort zu ihrem großen Mittel; die Berjammlungen traten wieder auf, 
aus ihnen bildeten fich wieder Die Clubbs und Die ganze Reihe von Erſchei⸗ 
nungen der erſten Revolution drohte fi) zu wiederholen. 

Die Folge davon war nun faft felbjtverftändlicdh diefelbe wie damals. Echon 
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am 28. Juli wurde ein Geſetz erlaffen, welches den Präfelten das ausdrückliche 
Net gab, ale Berfammlungen aufzulöjen, welche innen gefährlich erſchienen; 
jede Verſammlung birfe nur öffentlich abgehalten werden, und bei jeder folle 
die Behörde genaue Oberauffiht ausüben. Das waren die Grundſätze, welche 
das neue Kaiferreih von der Februarrevolution üibertam. Es verftand auch 
hier, die gefellfcpaftliche Gefahr für das Intereſſe feiner Herrſchaft auszunugen. 
Es fügte dem Gefeg von 1848 das Decret vom 23. März 1852 hinzu, und 
diefes Decret bildet jegt die Spige des ganzen Verſammlungsrechts. Zuerft 
ward der Code Pönal auf alle Arten von Vereinen und Berfammlungen 
(reunions) ausgedehnt, welches aud) ihr Zwed fein möge; zweitens aber warb 
jede Verſammlung nur dann zugelafien, wenn fie von der Behörde 
erlaubt fe Darnad) if das Princip jeder Verſammlung auch der erlaubten, 
jegt die ſtraftechtliche Haftbarkeit ihrer Leiter (nach Art. 293); jeter, der auch 
bei erlaubten Verſammiungen feine Oertlichteit ohne Erlaubniß hergibt, verfällt 
ter Strafe; ja es find fogar jet die Wählerverfammlungen ohne diefe dop- 
pelte polizeiliche Erlaubniß nicht flatthaft. Es bleibt alfo michts mehr zu ver« 
bieten übrig; es gibt überhaupt fein Berfammlungsreht mehr im 
Frankreich, fondern nur noch Verſammlungserlaubniß und Haftbarkeit der 
Leiter. Wie derſelbe Grundfag nun im Vereingweien burdgegriffen, merden 
mir unten zeigen. (Was die — nicht reihe — Literatur beirifit, fo weit fie 
cben das Verſammlungsrecht angeht, fo ſiche Serrigny, Droit public I. p. 9. 
Batbie, Droit public et administrauif Ill. ch. XII. Block, Dict. de pu- 
litique, V. reunion.) 

In Deutſchland Haben ſich nun befanntlic) die Gegenfäge der gefellfchafte 
lichen Elemente nit in der Schärfe und Härte entwidelt wie in Frankreid); 
aber die Zeit des neunzehnten Zahrhunderts brachte den Wöllern allerdings 
and nicht einmal das verfaffungsmäßige Recht. Hier war daher fein Raum 
für Vollsbewegungen, wie fie die Clubbs in Frankreich darboten; dev Kampf 
iag vielmehr auf einem ganz andern Gebiet; die ſtaaisbürgerliche Geſellſchafi 
mußte überhaupt erft das Recht auf eine Vollsvertretung gewinnen, und ſich 
neben die bisherige rein flaatlie Verwaltung mit gleicher Berechtigung hin« 
ſtellen. Zugleich aber trat ein anderes hinzu. Die große Idee der deutſchen 
Einheit war unter ten Napoleoniſchen Kriegen wieder Icbendig geworden. Es 
mar ſchon damals niemandem ungewiß, daß diefe Idee ihre Verwirklichung nur 
durch Aufgebung der Meinen deuiſchen Spuveränetäten finden könne. Das war 
es, was den deutfchen Bewegungen einen fo tief verſchiedenen Charakter gab. 
Es mangelte ihnen gänzlich das Bewußtſein des Gegenſatzes zwiſchen Arbeit 
und Kapital, es gab keinen Arbeiterfiand und feine Bourgeoifie; die fociale 
Frage bezog fich ein halbes Jahrhundert lang nur noch auf die Etellung der 
niedern landwirthſchaftlichen Klaſſe; die fociale Furcht war daher nicht die 
Furcht des Kapitals vor der Arbeit, fondern der Grundherren vor den Bauern; 
die Städter konnten ſich daher noch unbedenklich) vereinen; allein jede Verei⸗ 
nigung derfelden zu einer freieren politischen Geftaltung mußte in letter Aufr 
löfung gegen die Bundesverfaffung gehen; die Beivegungen Deutſchlands hatten 
daher vielmehr einen politifen als focialen Charakter. Alle Br 





60 


fchränfungen ber erfteren erjchienen daher mwefentlih als polizeiliche Maß- 
regen, und das ift es, was ihnen einen viel Heinliheren Charakter gibt als 
den franzöſiſchen. Zugleich aber ergibt ſich daraus der Sag, der die Mitte 
des Jahrhunderts und die Gegenwart beherriht. So wie nämlich jenes poli- 
tiſche Element, die Erhaltung der örtlihen Souveränetät, wegfiel und die Idee 
der deutichen Einheit freie Bahn fand, trat auch fofort das Princip des freien 
Berfammlungs- und Vereinsrechts fat ohne Widerſpruch und Angft von Seiten 
der befitenden Kaffe ins Leben. Der Mangel jenes focialen Gegen- 
fates, der feit der Revolution Frankreichs Leben charakterifirt, Hat Deutſch⸗ 
land die Fähigkeit gegeben, auch unter feiner Berfaffungsbildung ein freies Ber- 
fammlungs- und Vereinsrecht anszubilden. Das ift eine der großen Grundlagen, 
auf denen die Faſſung beruht, mit der wir Deutfchlants Zukunft entgegengehen. 

Die nächſte Folge davon war freilih, daß in Deutfchland das Berfamm- 
lungsrecht von dem Bereinsrecht bis auf den heutigen Tag nicht recht gejchie- 
den ift; denn ed war nicht wie in Frankreich, daß die Berfammlungen an fich 
eine fociale Gefahr dargeboten hätten, fondern den beftehenten Rechten gegen- 
über waren eben die Vereine die bedenflihe Macht, und gegen fie richtete ſich 
die Thätigfeit der Geſetzgebung und Polizei. In diefer Beziehung nun haben 
ſich beide letztere dem Inhalte nah an das franzöfiiche Mufter, der Form nad 
an die deutfchen ftaatsrechtlihen Zuftände angeſchloſſen. Wir werden den Zu- 
fanımenhang im Allgemeinen in der gefhichtlihen Darftellung geben; bier wird 
e3 genitgen, zunächſt nur das Äußere Verhältniß darzuftellen. 

Man kanı im Allgemeinen fagen, daß die Berfammlungen iiberhaupt erit 
dann Gegeuftand einer befondern, das ift von der Vereinsgeſetzgebung ge— 
ſchiedenen Gefergebung und Thätigfeit geworden find, als fie begannen, ihre 
Epige gegen die deutfhe Bundesverfaffung und für die — eventuell revolu- 
tionäre — Umgeftaltung zur Einheit Deutfchlands zu richten. Bis dahin er 
ſchienen fie rein unter dem polizeilichen Gefihtspunft.e Es ift keiner deutfchen 
Negierung und eigentlich auch der ganzen deutfchen Literatur iiberhaupt bis zum 
Jahre 1830 je der Zweifel entftanden, ob die gewöhnliche Sicherheitspolizei 
das Net habe, Verſammlungen aufzulöfen, zu geftaften und zu verbieten. 
Das ganze Berfanmlungsredht erjcheint in diefer Zeit vollftändig mit dem 
Vereinsrecht idemtificirt. Erft mit der Epoche der Zulirevolution tritt nun audy 
hiefür eine nene Zeit ein. Das verfaffungsmäßige Leben beginnt fi zu regen, 
und beide Ziele, die Einheit Deutſchlands und die Freiheit der Berfaffungen 
treten zugleich in den Vordergrund. Daher denn and die fcheinbar wunder- 
lihe Thatſache, daß wir feit diefer Zeit bis zu den leuten Jahren zwei Arten 
der Gefeßgebung über Berfammlungen (und Vereine) in Deutfchland haben. 
Die eine Gruppe ift die der Bundesgeſetzgebung, an welche fich die verfajfungg- 
loſen Staaten anſchloßen. Diefe Gefeßgebung findet ihren Hauptausdrud in 
dem Bundesbefhluß vom 5. Juli 1832, der das ganze Verfammlungs- und 
Vereinsweſen principiell als politisch gefährlich betrachtet, alle politifchen Ber: 
eine guumdfäglich verbietet, eben fo alle Volksverſammlungen direlt 
unterfagt, in welhen Reden mit politiiden Inhalt gehalten, Arrefien und 
Beſchlüſſe gefaßt werden. Eelbft nichtpolitifche Verſammlungen dürfen nur 
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unter Erlaubniß der Polizei abgehalten werben; geftattet find nur die üblichen 
Fee und Aufzlige. Diefe Grundfäge wurden dann von den einzelnen Regie- 
rungen einfach ausgeführt (. ®. Württemberg, Verordnung vom 12. Juni 
1832; Baden, Geſetz über Bolksverfammlungen vom 15. November 1833), meift 
durch einfache Publifation des Bundesbeſchluſſes. Indeſſen war doch Leben in 
bie Frage Hineingefommen; die bebeutendfte Erſcheinung auf dieſem Gebiete ift 
in diefer Epoche die Schrift von Zirfler: „Das Affociationsrecht der Staats- 
burger in den deutfchen conflitutionellen Etaaten und die Lehre von den Ber- 
brechen unerlaubter Verbindungen und Berfammlungen aus dem Standpunlte, 
auß der Geſchichte und aus den authentifchen Quellen unferes pofitiven Rechts. 
1834.“ Dieß Buch iſt in vieler Beziehung eine intereffante Arbeit; ‚denn fie 
zeigt, wie äußerft ſchwankend die Meinung ſelbſt ganz freifinniger Männer iiber 
den Werth und die Gefahr, ja felbft über die eigentliche Bebeutung der Berfamm«- 
Iungen war — eine Thatſache, die uns nicht bloß dadurch beftätigt wird, daß 
gar keine deutſche Verfaffung auch nur von dem Verſammlungsrecht bis 1848 
redet, fondern auch dadurch, daß ſeibſt Aretin, fonft einer der erfien, wo es 
fh um Vollsrechte Handelt, ihrer gar nicht erwähnt. Die Darftellung bei 
Zirkler, namentlid von S. 120 bis 141 bat im diefem Sinne einen hiſto- 
riſchen Werth (vergl. S. 132). „Kann die Politit die Freigebigleit in ber» 
gleichen Segitimationen“ (er meint die Erlaubmiß zu Berfammlungen) einer 
Negierung anrathen ober empfehlen? Ich glaube biefe Frage nur in Ber 
ziehung auf einen verfafjungstofen Staat beiahen zu dürfen, der im Begriff 
ſteht, fich eine Verfaffung zu geben, oder in Bezug auf einen Staat, ber feine 
beftehende Berfaffung und ihre Grunbgefege umbilden will. Insbeſondere hat 
eine abfohute Regierung (1) in einer ſoichen Webergangaperiode fein erminfchteres 
Mittel, bie Stimme der öffentlichen Meinung ſchnell zu erfahren u. ſ. w.“ In 
einem „conftituirten ober conflitutionellen Staat“ dagegen wäre bie Erlaubniß 
zu Berfammlungen, „einer blind zufammengelaufenen Menge,“ ganz verehrt. 
Kann man naiver fein? Dabei barf nicht überſehen werben, daß Birfler der 
erſte ift, der das römiſche Net vom Standpunkt der „Conciones“ und „Col- 
legia* unterfucht; freilich überträgt er den ſtreng polizeilichen Standpunkt der 
römiſchen Imperatorenwirthſchaft auf deutfche Verhäftniffe, ohne aud nur einen 
Augenblid fih tie Frage zu fellen, ob nit vor den Jmperatoren das freie 
Berſammlungsrecht eine der Grundlagen bes öffentlihen Redts in Rom unb 
Athen geweſen — noch weniger die, warum fie denn fpäter mit folder Strenge 
verboten wurden. Bedeutender, freilich noch ein halbes Menſchenleben älter ift 
Mohl in feinem Wiürtt. Staatsrecht I. 772; jedoch gelangt er zu keinem Prin- 
ip, fondern nur zur Darftellung des geltenden Rechts, namentlich des Bunbed- 
beſchluſſes von 1832; doch hat er ſchon — der erfle — das Verfammlungsrecht 
vom BVereinsrechte geſchieden. So ſtanden die Sachen bis 1848. 

&o wie nun die Bewegung dieſes Jahres losbrach, war natürlich von 
einem weitern Berbieten oder auch nur von Erlaubniß oder Anzeige ſolcher Ber- 
ſammlungen feine Rebe mehr. Da am Ende auch bamals noch fein focialer 
Gegenfag zwiſchen Arbeit und Capital fih gezeigt hatte, fo war das beutiche 
Parlament Feinen Augenblid zweifelhaft, das Recht der Berfammlungen IB 


54 


Die Behandlungen des Rechts der VBerfammlungen find noch keineswegs 
befriedigend, und zwar hauptjächlich deghalb, weil man eigentli nie im Stande 
war, fie hinreichend von den verwandten Erſcheinungen zu fcheiden. Man findet 
fie meiftentheil8 entweder mit dem Vereine, oder mit dem Petitionsrecht zu- 
fammen geworfen. Auch unfere erfte Auflage ift in dieſer Beziehung nicht 
beffer als die ihr voraufgehende Literatur. Allerdings fheint die Verſammlung 
etwas jo vorübergehendes, daß mit ihr zugleich) das Rechtsſubjekt derfelben ver- 
ſchwindet, und erft in ihrer Aeußerung, der Betition, oder in ihrer feften 
Geftalt, dem Verein, faßbar wird. Die höhere Entwidlung des Vereinsweſens 
im Allgemeinen fordert aber allerdings, daß man auch das Verſammlungsweſen 
für fi betradhte. Der gegenwärtige Zuftand ijt im Weſentlichen der folgende; 
man wird daraus erjehen, daß es zulegt wohl nur der richtigen Stellung der 
Verſammlung im Ganzen bedürfen wird, um die nothwendige Scheidung ihres 
Rechts weſentlich von den Vereinsweſen hervorzubringen. 


England, Sranfreih und Deutſchland. 


England bat nun zuerft in feiner Weife die Stadien des Berfammlungs- 
recht3, die wir auf dem Continente wiederfinden, raſch und ohne große Be- 
wegung durchgemacht. Ein eigentliches polizeiliches Verſammlungsrecht Tannte 
England bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts überhaupt nicht; es fiel nie 
mandem ein, das natürlihe Recht zu Verfammlungen beftreiten zu wollen. 
Erft als mit der Regierung Georgs III. die Macht des Königthums die Frei- 
heiten des Volkes bedrohte, entjtanden die erſten Clubbs and discussing 
societies, deren Namen und Wejen dann von England nad) Frankreich Hinüber- 
ging. Ihre Bedeutung lag jedody Hauptfählih in dem Mangel an einer ent- 
widelten Prefje, deren Funktion fie vertraten, wie das niemand beſſer als 
Buckle in feiner Gefchichte der Civilifation (I, ©. 422. ff.) dargelegt hat. Wäh- 
rend der franzöfifchen Revolution wurden dann die öffentlichen Verſammlungen 
auf kurze Zeit geradezu verboten durch 36. Georg. III. 8. (1795); jedoch ſchon 
im folgenden Jahre gegen Anzeige und Angabe des Zweckes wieder geftattet 
(37. Georg. 111. 79.); Grundſätze, deren unverfennbarer Urſprung die franzöfifche 
Gefeßgebung iſt. Gegenwärtig ift von einem Recht auf Erlaubniß oder felbft von 
einen Berbotsrecht feine Rede. Bon großem öffentlichen Intereſſe ward dieſe 
Frage vor zwei Jahren (1867), wo große VBolfsverfammlungen in Hydepark 
ftattfanden, die zu den befannten Volksbewegungen Anlaß gaben. Zroß der 
offenbaren Gefahr fand die Regierung Feine Rectstitel zum Verbot folcher 
Berfammmlungen, als den, daß der Hydeparf Eigenthum der Krone fei und 
fein Eigenthümer die Pflidht habe, VBerfammlungen von renden auf feinen 
Gründen zu dulden. Der ganze Standpunkt ift eben fo einfach als praktiſch. 
Eben jo wenig ift eine perjönlihe Haftung der Leiter anerfannt; es ift Sache 
der Behörde, diejenigen, weldhe in der Verſammlung etwas Widerrechtliches 
begehen, felbft zu erforjchen und zur Verantwortung zu ziehen. Daher gibt es 
auch feine felbftändige Geſetzgebung über das Berfammlungsredt in England, 
und daher auch keine Literatur deffelben, denn die wenigen Andeutungen, die 
z. 2. Day hat, find für unjere Frage werthlos. Die eigentlihe Heimath 
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(&. 28), ein Cat, den noch das bahriſche Geſetz nicht tennt. — Hält man nun die 
Gefammtheit dieſer Beftimmungen der deutſchen Geſebe zulammen, fo find fie in 
den wefentlichften Punkten dech gleichartig; der Hauptunterfcjied if die Erlaub- 
niß oder die bloße Anzeige bei öffentlichen Berfammlungen (preußifces und 
ſudbeuiſches Syftem). Es if fein Zweifel, daß das lehtere das allein richtige 
if. Ueber bie Polizei ſ. Ctein, Bermaftungslehre, Polizeireht, ©. 115. 


Bierte Gruppe. 
Das DVereinswefen. 
Geſellſchaften und Vereine.) 


I. Unterſchied von Gefelfhaft und Verein. 


Werfen wir nun einen Blick zurüd, fo ift der Charakter aller 
derjenigen Einheiten, welche wir bisher dargeftelt haben, im Verhält⸗ 
niß zu demjenigen, was mir ald Weſen und Begriff des Vereins bes 
zeichneten, leicht erfennbar. Alle drei Gruppen, welche wir bisher mit 
ihren Arten und Unterarten aufftellten, find nichts als die einzelnen 
Elemente des Vereins, welche felbft als Einheiten erfcheinen, und 
fomit den Begriff des Vereins verwirklichen, fo weit dieß durch ihren 
begrängten Inhalt möglich ift. Aber eben um der Beſchränkung dieſes 
Inhalts willen find fie unfähig, die Idee des Vereinsweſens zum 
Ausdrud zu bringen. Denn der erften Gruppe oder Art menſchlicher 
Verbindungen fehlt die Freiheit der Theilnahme, der zweiten bie 
Selbftändigfeit des Zweckes, und daher die Möglichkeit einer Organi— 
fation, in der dritten fehlt der erften Art bei Vorhandenfein des 
materiellen Elements des Vereins wieder der Zweck und die Freiheit, 
in der zweiten bei voller Freiheit und felbftändigem Zwecke die Selb⸗ 
ftändigfeit des wirthſchaftlichen Körpers und damit die Dauer der Ein» 
heit. Das, was demnach übrig bleibt, ift diejenige Geftalt der Ein» 
heit, melde alle jene Elemente zugleich umfaßt und vermöge berfelben 
die Idee der freien uud felbitthätigen Einigung herſtellt. Und biefe 
nun nennen wir dad Vereinsweſen. 

Das Vereinsweſen in allen feinen Formen unterfcheidet ſich daher 
wefentlih von ben biöherigen Geftaltungen der Einheit dadurch, daß 
in ihm ein dauernder Zwed eine dauernde wirthſchaftliche Grundlage 
befigt, ielche in ihrer Verwendung für den erfteren einen felbftändigen 
Organismus fordert, ber als perfönliche Einheit des Ganzen die Ele 
mente des Dberhaupts, des Wollens und des Thuns erzeugt, und da⸗ 
durch fähig wird, ein dem Staate ald höchſte Form der Perſönlichkeit 
entſprechendes Rechtsſyſtem zu entfalten, und daher auch in ven Dur 
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ganismus des Staatälebens felbitändig einzutreten. Erft in dem Ver⸗ 
einsivefen betreten wir daher wieder das Gebiet der vollziehenden Ge 
malt; erft in ihm ift die zmweite große Grundform ber freien Ber: 
waltung gegeben, und bier erft follte eigentlich die Behandlung vieles 
Gegenftandes für unfern Zweck beginnen. Allein das Leben ver 
Menſchheit erfcheint hier fo wenig als auf andern Gebieten in ein- 
fachen Formen; fein Reichthum ift zu groß, um mit Einer Thatſache 
erichöpft zu fein, und wenn fir baber ſchon eine ganze Reihe von 
Drganismen durchgemacht haben, um nur zum Begriff des Vereins: 
weſens zu gelangen, fo tritt uns für das lebtere diefelbe Erfcheinung 
wieder entgegen. Dad was wir das Vereinsweſen nennen, iſt nicht 
bloß ein Glied eines großen und mächtigen Eyftems, fondern es ift 
felbft wieder ein Eyitem für fih. Und dieß Syſtem zu entwideln ift 
die Aufgabe des Folgenden. 

Die Grundlage deflelben ift nun der Unterfhied von Gefell: 
haft und Berein. Derſelbe ift befannt, und barf im Allgemeinen 
als ein anerfannter angejehen werden. Allein mir glauben nicht Uns 
recht zu haben, wenn wir jagen, daß diefe Unterfcheibung mehr auf 
dem Gefühle von dem mefentlichen Unterfchieb, als von einer Zlaren 
Erfenntniß deflelben ausgeht. a wir gehen fo meit, unbedenklich 
zu behaupten, daß auch diejer Unterfchieb troß feiner unzmweifelhaften 
Bedeutung um jo mehr verſchwindet, je weiter man babei in die Ein: 
zelheiten übergeht, wenn man nicht das allgemeine Weſen deſſelben 
einmal für allemal feftftelt. Damit aber würde das wahre Verftänd: 
niß der großen Funktion diefer gewaltigen Erfcheinungsreiben offenbar 
verloren gehen; denn gerade in dieſer Funktion Liegt ihr wahres 
Meilen, und um ihretmwillen legen wir fo viel Gewicht auf das ernfte 
Etudium des Vereinsweſens überhaupt und in feinen einzelnen Theilen. 
Und eben deßhalb veritatten wir und, der bereits fehr weit gediehenen 
Verſchmelzung oder vielmehr Vermengung beider Begriffe — oder lieber 
beider lebendiger Organiömen — bier auf das Beſtimmteſte entgegen: 
zutreten. Denn fie haben fo viel äußerlich und formell Gemeinfames, daß 
man ſchon den höchſten Etandpunft wieder einnehmen muß, um die tiefere 
innere Differenz feſtzuhalten; thut man das aber, fo zeigt ſich twieder, 
wie immer im organifchen Leben, daß gerade diefer höhere Unterſchied 
auch für die wirthichaftlihen und rechtlichen Verhältniffe derſelben zu— 
legt der enticheidende wird. 

Das nun wird wieder, fol es anders dauernden Werth haben, 
muß jo dargelegt werben fünnen, daß wir die Gebiete felbftändig heraus: 
heben, in denen diejer Unterfchied liegt. Die praftifche Seite diefer 
Icheinbar theoretifchen Behandlung wird fi dann bald genug zeigen, 





wenn wir das Ergebniß an die twirllich beftehenben rechtlichen und 
wirthſchaftlichen Verhältniffe derfelben anlegen. 


a) Der principielle Unterſchied von Geſellſchaft und Verein, 


Geht man nämlich; davon aus, daß Geſellſchaft und Verein zus 
fammen das Vereinsweſen im weiteren Einne bed Wortes bilden, fo 
gehören fie dadurch zufammen und find darin Eins, daß fie alle for 
malen Elemente bed Vereins gemein haben. Eie find beide Formen 
der Perfönlichleit und haben die Organe derfelben, wenn auch mehr 
oder weniger, auögebilbet; fie find beide Rechtsſubjelte; beide endlich 
enthalten in Entftehung und Thätigfeit die ethiſchen Elemente von 
Gleichheit, Freiheit und Einheit; denn beide Formen werben durch den 
freien Willen ihrer gleichberechtigten Mitglieder ins Leben gerufen, 
beide fordern, daß der Einzelne fi dem im leitenden Organe auöge: 
drüdten Ziwede und Willen unterwerfe; beide endlich enthalten ala 
Gegengetvicht gegen bie Herrſchaft dieſes Organes das große Princip 
der Verantwortlichkeit, wodurch die Selbftthätigkeit und Selbftbeftim: 
mung des Einzelnen innerhalb der Einheit wieder hergeftellt wird. 
Dennod find fie weſentlich verſchieden. Eind fie e8 aber, fo Tann 
demnach diefer Unterſchied nicht mehr in einer Form, noch aud in 
dem fi) an diefe Form anfchliegenden formellen Recht beftehen, fondern 
er muß ein Unterfchied des Geiftes fein, der fi dann wie jeder wahre 
haft lebendige Geift oder Körper deſſelben lebensthätig ausbreitet. 
Dielen Geift des Vereins nennen wir, als einen beftimmt formulirten, 
den Zweck. Der Zwed der Vereinigung muß daher die Geſellſchaft 
vom Verein fcheiden, und fo tief fcheiden, daß eine Vermifchung beider 
nicht mehr möglich ift. Und das ift in ber That der Fall. 

Es bedarf nun feiner meiteren Erörterung, daß die Bivede ber 
Vereinigungen eben feine andern fein können, al die der Menſchen 
überhaupt. Diefe Zwecke aber können ſich nun einerſeits auf denjenigen 
felbft beziehen, der fie aufitellt, und ihre Erfüllung ausſchließlich, 
menigftens nach der Abficht des Wollenden, in dem Wollenden felbft, 
feinem perfönliden, wirthſchaftlichen oder geiftigen Leben fuchen, fo 
daß jede über diefen Zweck hinausgehende Wirkung dem Wollenden 
ſelbſt gleichgültig if. Hier ift der Menſch ſich ſelbſt Zwed. Das be: 
darf feiner Erklärung. Einen ſolchen Zweck nennen wir nun ein 
Intereffe. Es kann daher das Cinzelinterefje zuerft der Bived der 
Handlungen jedes Einzelnen fein; und mithin kann das Einzelinterefle 
auch der Zwed einer organifirten Vereinigung fein. Iſt ed das, fo 
wird die Aufgabe der Iegteren darin beftehen, mit den gemeinfamen 
Mitteln das Einzelintereffe jebes einzelnen Mitgliedes zu 

Stein, die Verwaltungelehre. 1. 8. 5 
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verwirklichen, und die Drganifation der Bereinigung daher fo ein- 
zurichten, daß dieſe Verwirllihung auch wirklich ftattfinden könne. 
Und eine foldye Bereinigung, wo deren letter Zived das Einzelintereffe jedes 
einzelnen Mitgliedes derfelben ift, nennen wir nun eine Gefellichaft. 

In dem Leben ver Menfchen aber liegt ein zweites höheres Ver⸗ 
bältniß, das nicht etwa dazu beitimmt ift, das erftere auszufchließen, 
fondern das vielmehr die volle Berechtigung deflelben anerkennt, jedoch 
die Idee der menjchlihen Entwidlung in ihr nicht für erfüllt anfehen 
fann. Das zweite Moment ift die größte aller organifchen Thatſachen 
des menfchlichen Lebens, das täglich offenbare Geheimniß der Gottheit 
auf Erden, die Thatjahe, daß die volle Verwirklihung des Einzel: 
interefjes überhaupt nie durch das Einzelintereſſe erreichbar tft, ſon⸗ 
dern vielmehr daß die höchſte Entwicklung jedes Einzelnen erft in der⸗ 
jenigen des Andern ihre unabweisbare Bedingung bat. Der böchfte 
Zweck umfaßt daher nie alle Einzelnen als Einzelne, fondern jeden 
um des Andern willen; das höchſte Intereſſe auch des Einzelnen ift 
daher das allgemeine Intereſſe. Und erft diejenige Vereinigung baber, 
welde ihrem Weſen nach ihre Kräfte und ihre Drganifation 
für das allgemeine Intereſſe bergiebt, ift zugleich die höchfte 
Form derjelben; wir nennen fie den Verein. 

Es ift daher Far, worin man zunädft den Unterfchieb beider 
Formen des Vereinsweſens zu fuchen hat. Der Zmed der Gefellichaft 
liegt innerhalb ihrer Mitglieder, der Zweck des Vereins liegt außer: 
balb derjelben. Die Geſellſchaft ift daher ein wirthichaftlider, ver 
Berein ein ftaatliher Körper. Daß zuletzt jeder allgemeine Zweck 
wieder zu dem Einzelnen zurüdfehrt und daß andererſeits jeder Einzel: 
zweck über das Leben des Einzelnen hinausgreift, ändert dieß Verhält— 
niß nicht; denn nicht das, daß dafjelbe ift, jondern daß man es will, 
macht das Weſen der beiden Arten. Und darin liegt das, mas mir 
die ethiſche Natur derfelben nennen. Es ift wohl der Mühe werth, 
dies Element derjelben zum Bewußtſein zu bringen; denn am letzten 
Drte ift es die Grundlage auch des Unterfchiedes in ihrer hiltorifchen 
Bedeutung. 


b) Das etbifhe Element von Gefellfhaft und Verein in feinem 
Berhältniß zum Volks- und Staatsleben. 


Nun tft offenbar jener tiefe Unterfchied zwiſchen Geſellſchaft und 
Verein nicht darum da, damit alle Gefellichaften zu Bereinen werden 
und erft im Vereinsivefen das werben, was fie fein fönnen. So gut 
wie das Weſen und die volle Selbftänvigfeit jeder einzelnen Perfön- 
lichfeit ift auch die Gefellichaft gegenüber dem Verein eine volllommen 
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beredhtigte Form ber Gemeinfhaft. Eonbern wenn wir von dem ethi⸗ 
ſchen Unterſchiede beider reden, fo werden wir barunter das in ihrem 
Weſen liegende Berhältniß derjelben zum Gefammtleben verftehen; und 
allerdings find beide gerade hier fo tief verſchieden und ihre Wirkung 
eine fo wefentlih andere, daß mir auf dieß Verhältniß als den Kern 
des ganzen Vereinsweſens zurüdfommen müffen. 

Das Einzelinterefje nämlich, fo wie die aus ihm herborgehende 
und baffelbe organifirende Geſellſchaft ift an ſich gleichgültig gegen jedes, 
von ihr nicht berührte, ihren Zwecken nicht dienende Verhältniß. Eie 
ift eben nur fie felbft; fie ift bamit fo gut mie der Einzelne Theil 
des Staats, aber fie mil und muß aud innerhalb tes Etaats, 
ja wenn möglih vermöge defjelben, eben nur ihr fpezielles 
Intereſſe zur Geltung bringen. Sie verfteht daher ihrer ganzen Natur 
nad) jedes allgemeine, höhere Intereſſe überhaupt nit; ja bie alltäg« 
liche Erfahrung lehrt, mas im Grunde nur aus dem Wefen der Sache 
felber folgt, daß jede eigentliche Gejellfchaft jedes höhere Intereffe der 
Regel nad) als ein frembartiges, ja fogar ihr felbft bedenkliches Ele 
ment anfieht und es deßhalb fo weit als möglich aus ihrem Geſichts⸗ 
Treife entfernt. Denn fie ift und bleibt, und möge fie ihrem Umfange 
nad noch fo groß fein, doch für fich felbft nur eine Einzelperfönlichkeit; 
und als folhe, auf fich felbft angemwiefen und für fih dafeiend, wird 
fie nie zugeben fönnen, daß von ihr mehr ober größere Theilnahme 
an den höheren Intereſſen der Menfchheit verlangt werben lann und 
fol, ald von jedem andern Individuum. Sie wird nicht bloß, als 
Verein, nicht mehr Opfer bringen für das Gefammtleben der Menſch⸗ 
heit als jeder Einzelne, fondern es ift gerabezu falſch, es von ihr zu 
verlangen; denn es würde das ihrer Natur widerſprechen. Und damit 
ift denn auch ihre Stellung zum Staate und feiner Verwaltung ger 
geben. Sie ift an und für fi) für den Staat nicht mehr und nicht 
weniger, als ein andres ſtaatsbürgerliches Individuum; fie kann nicht 
bloß feine Anſprüche machen, in das Staatsleben hineinzugreifen, ſon⸗ 
dern fie ſoll es auch nicht. Sie iſt daher nie ein mitwirkender Faktor 
für daſſelbe. Sie wird deßhalb auch nie mit dem Staate in Wiber: 
ſpruch gerathen; fie wird ftet3 ein Objekt für bemfelben bleiben; fie ift 
daher an und für ſich unfähig, den Begriff oder dad Recht ber 
freien Verwaltung zu vertreten, ba fie grundſätzlich fein Organ 
der Vervaltung überhaupt werden kann und fol. Die Geſchichte der 
Geſellſchaften Hat daher mit der Entwwidlungägefchichte der freien Ber 
maltung gar nichts zu thun; die Geſellſchaft ift nicht mehr und nicht 
weniger gleichgültig gegen die Freiheit in Verfafjung und Verwaltung, 
wie jebeö einzelne Individuum. Daher bedeutet auch vie Eniwiilung 
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des Geſellſchaftsweſens in einem Volle oder einer Zeit ganz etwas 
andres als bie Entwidlung des Vereinsweſens. ie beveutet nicht 
den Aufſchwung des geiftigen oder ftaatlihen Lebens, ver durch fie 
genährt oder erhalten wird, ſondern fie bezeichnet in der That nur 
das beffere Berftändniß der Bedingungen für die Erreihung von 
Einzelztweden, die fehr oft aber in der Vereinigung verjchievener Kräfte 
für die leßteren liegen, ohne daß irgend ein ethifches Element dabei 
zum Grunde läge. Das Gejellichaftsiwefen kann daher, ja fogar im 
ausgebilvetften Grabe, vorhanden fein in einem ganz unfreien Etaate, 
wie es 3. DB. in Rußland der Fall iſt, und es Tann gänzlich fehlen in 
einem ganz freien Staate, wie es fehlte in Griechenland und Nom. 
Seine materielle Subftanz ift vielmehr das Entftehen von Unter: 
nehmungen, oder allgemeiner gefagt, das mirtbfchaftliche Leben bes 
Volkes; fein geiftiger Faktor ift dem entſprechend die wirtbichaftliche 
Bildung deſſelben. Es ift daher allerdings natürlich, daß bei freieren 
Zuftänden das Geſellſchaftsweſen fich entwideln wird; aber es ift nicht 
die Freiheit in Verfaffung und Verwaltung, aus welcher fie hervor: 
geben, ſondern es ift vielmehr die höhere wirtbichaftlihe Bildung, 
welche der Regel nad mit den freien Verfaffungen eintritt, die dann 
wieder das Geſellſchaftsweſen erzeugt; und auch das tft nur möglich 
und nicht nothiwendig, wie wir in der alten Welt ſahen. Das Mefen 
ber Geſellſchaft beiteht demnady darin, außerhalb des Staates zu 
Stehen, wie das Individuum Alle Gejellichaften find daher ivefent: 
lich wirthſchaftliche, und Feine ftaatliche oder ethiſche Ericheinungen. 

In ganz andrer Weife verhalten fi) nun die eigentlichen Vereine. 

Das Weſen jedes (eigentlichen) Vereins beſteht nämlich, darin, 
nicht mehr das eigne Intereſſe der Mitglieder, jondern dag allge 
meine Intereſſe zum Gegenftand ber vereinten Thätigkeit zu 
machen. Erft im Verein Iöst fi daher das Individuum gleichlam 
von fich felber los und macht fih zum Mittel für einen höheren Zived, 
dem es einen Theil feiner GSelbftändigfeit und feines Einzellebens hin: 
gibt. Erſt hier erkennt es fih nicht bloß ald ein Moment des San: 
zen, jondern dieſe feine Erfenntniß wird auch zur That; denn die 
Theilnahme an dem Verein ift an und für fi eine That für das 
Geſammtleben. Wie daher eine viel größere geiftige Kraft dazu ge: 
hört, überhaupt nur den eigentlichen Verein zu bilden, fo gehört ein 
viel höheres geiftiged Leben des gefammten Volles dazu, das Vereins: 
Ieben bei fidh zur Entwidlung zu bringen. Denn in der That ninmt 
erft im Vereinsleben das Individuum den Staat mit feiner großen 
Idee in fih auf; jeder Verein ift durchdrungen von dem Bemußtfein, 
indem er Theil nimmt an den Aufgaben des Staats, aud Theil zu 
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nehmen’ an feinem wirklichen Leben; jebes Mitglied des Vereins erkennt 
fih als Theil und Glied jener Kraft, melde zulegt die Entwidlung 
des Ganzen als höchſte Bedingung der Entwicklung des Einzelnen begreift. 
Erft im Verein tritt daher die Erhebung des Einzelnen. ein, welche 
durch die menſchliche Gemeinschaft über denfelben gleichſam ausgegoſſen 
wird, und darum ift ein Verein gar nicht möglich ohne jenes iveale 
Element im menfchligen Leben, ohne jene tiefparmonifche Befriedigung, 
die in ber Hingebung liegt, welche wieder an ihrem Herzen bie Frei— 
heit und das Glüd ernährt. Während daher die Geſellſchaften in dem 
Stadium der Geſchichte und der Staatenbildungen erſcheinen, gehören 
die Vereine ftet3 und unbedingt der höheren Etufe der Entwidlung 
der menſchlichen Gemeinihaft an. Während die Gefelfchaft auf dem 
einfachen Verſtändniß des Einzelinterefjes beruht, fordert der Verein 
eine höhere, unendlich viel großartigere Bildung des Volkes; aber 
nicht bloß der Einzelnen im Volfe felbft, fondern auch des Staats: 
lebens ald Ganzes. Denn indem der Verein einen Theil der Staats— 
aufgaben übernimmt, tritt er mit dem in ihm lebendigen Elemente der 
Freiheit und Selbftbeftimmung zugleid in den Staat hinein. Er ift 
mit demfelbem im legten Zweck zwar gleich, in der nächften Form aber 
wefentlih von ihm unterſchieden. Der Staat ift ein perfönliches, eins 
heitlich organifirtes Wefen; der Verein ift eine freie Gemeinſchaft, bei 
der die Theilnahme auf dem freien Willen des Einzelnen beruht. Der 
Etaat Tann einerfeitö feine perfönliche Organifation und feinen Willen 
anerkennen; der Verein fegt fi Zived und Mittel felbft. Es ift daher 
natürlich, daß beide großen, fo weſentlich verfchiedenen Organifationen 
zunädft in Gegenſatz zu einander treten; fie find im Anfange fi 
gegenfeitig unverſtändlich, und dieſe Unverftändlichfeit erſcheint darin, 
daß der Staat den Verein nur ald Drgan feiner Verwaltung, als 
eine andere Form des Negierungsorgans betrachtet und behandelt, wäh ⸗ 
send das in dem Verein Iebendige Princip den Staat ſelbſt bloß zu 
einem Verein machen möchte. Erſt da, wo der Staat zur Erfenntniß 
gelangt, daß fein perfönlicher Organismus, feine Regierung, nicht ihn 
und fein Wefen ganz zu erfüllen und zu erſchöpfen vermag, ſondern 
daß er fähig und beftimmt ift, in feine Selbftbeftimmung aud den 
Willen der Einzelnen aufzunehmen, beginnt die Harmonie zwiſchen 
Vereinsweſen und Staatöleben. Das Princip alles Vereinsweſens 
Tiegt daher in der Verfaſſung; allein die Verwirklichung befjelben er 
ſcheint erft da, mo die Verfaſſung in der Verwaltung thätig wird. 
Denn das Vereinsweſen nimmt die freie Thätigleit des Einzelnen eben 
in die organifche Thätigkeit des Staats, in feine Verwaltung, auf; 
während bie Gefellfchaften mit ihrem Sonberzwet nur Objekte der 
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Verwaltung find, werben die Vereine Subjelte verjelben; fie find bie 
wahren Drgane der freien Verwaltung im Staate; und daher 
ift das höchſte Weſen des Vereins ftet3 erſt in feiner organiſchen Ber 
bindung mit der Verwaltung des Staats gegeben. Die Gefellichaften 
gehören dem wirtbichaftlichen Xeben des Volles, die Vereine dem 
ftaatliden. 

ft dem nun fo, fo ift e8 zuletzt auch klar, daß mit dieſem durch⸗ 
greifenden Unterfchieb zwiſchen Geſellſchaft und Verein auch ein nicht 
minder enticheivender zwiſchen dem Rechtsleben beider gegeben iſt. 
Und bier eröffnet fich ein Gebiet, welches aller Beachtung werth ift. 


c) Das Rechtsprincip des Gefellfihafts- und das des Verein 
weſens. 


Wieder müſſen wir, indem wir von dem Rechtsprincip reden, 
darauf hinweiſen, daß alles Recht und ſo auch das der Geſellſchaft 
und des Vereins nicht als ein für ſich gegebener ſelbſtändiger Inhalt 
dafteht, fondern daß das Recht die Verbältniffe formulirt, welche durch 
die in den menſchlichen Dingen lebendigen Kräfte erzeugt werben. Der 
Begriff ift die Grundlage, das ethiſche Weſen das lebendige Element 
in jevem Rechtsleben. 

Und da nun Geſellſchaft und Verein ihrem formalen Begriff nad 
gleih, aber ihrem ethilchen Inhalt nach tief verichieden find, fo ergibt 
fih, daß demgemäß die formalen Kategorien des Rechts beider dieſelben 
fein werben, daß aber vermöge ihrer höheren Natur fich für beide ein 
weſentlich verjchiedener Inhalt ergeben muß. 

Daher ward es möglid, das Geſellſchafts- und das Vereinsrecht 
gemeinschaftlich darzuftellen, aber unmöglich, es zu verwechſeln. Es 
wird möglich, nachzuweiſen, daß und wie fie auf einander eingewirkt 
haben, aber unmöglich den einmal feitgeftellten Unterſchied zu verwiſchen. 
Und weil man den lettern nicht an die Spitze geftellt hat, bat man 
auch nie eine DVergleichung zwiſchen beiden durchführen fünnen. So— 
wie man jenes aber thut, erjcheint auch das Rechtsſyſtem beider in 
einem ganz andern Lichte. Die Principien aber, auf denen dieß beruht, 
find folgende. 

Die Geſellſchaft geht hervor aus dem Einzelinterefie, und ift die 
Drganijation derjelben zur Einheit. Das Einzelinterefle fordert daher, 
daß das Einzelrecht die Hauptſache bleibe; das Einzelrecht aber ift das 
Privatrecht. Der Verein dagegen braudt die Einzelnen, ihre Mittel 
und ihre Kräfte nur ald Bedingungen für feinen Zwed, ver im öffent: 
lihen Leben liegt; diefem Zwecke ordnet fi) der Einzelne unter; der 
Kern des Vereinsrechts ift daher das öffentliche Recht. Alles Recht 
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der Geſellſchaften ift daher ein, durch das öffentliche Weſen berjelben 
mobificirte8 Privatrecht; alles Recht der Vereine ein, das Privatrecht 
nur bis zu einer gewiſſen Gränze zulafienbes öffentliches Recht. Und 
diefer Grundzug des Unterſchiedes beider geht nun durch alle Rechts⸗ 
Tategorien derſelben auf allen Punkten hindurch. 

Der Träger und das Ziel dieſes Einzelintereſſes ift nun bei ven 
Geſellſchaften das gewerbliche Kapital; bei den Vereinen dagegen bie 
Fähigkeit, das perfönliche Kapital. Es ergibt fi daraus, daß bie 
Mitgliedſchaft bei ben erfteren auch bloß von dem Kapital bebingt 
wird, und daß bie Unterſchiede des Kapitals, mit dem bie Einzelnen 
Theil nehmen, auch einen Unterfchieb in dem Rechte der Mitgliedſchaft 
möglich maden. Bei dem Verein dagegen wirb die Mitgliedſchaft von 
der Perfönlichkeit bedingt; der Verein ift principiell unfähig, einen 
Unterſchied zwiſchen den Mitglievern — z. B. Vereinigung - mehrerer 
Stimmen in einer Hand u. ſ. w. — zuzulafien. Der Austritt aus ber 
Gefelichaft hat eben deßhalb privatrechtliche und wirthſchaftliche Ber 
dingungen und Formen; ber Austritt auß einem Verein kann bloß 
durch Willenserklärung gefchehen; die Verwaltung einer Geſellſchaft wird 
ſtets durch Fachkenntniß bedingt werben; die Leitung eines Vereins 
wird immer vorzugsweiſe auf höherer Bildung im Allgemeinen beruhen; 
fo fehr, daß felten diefelben Kategorien von Menſchen an der Spitze 
der Vereine ftehen, welche die leitenden Stellen der Geſellſchaften inne 
haben. Der ganze Gang der Verwaltung wird demgemäß bei Geſell ⸗ 
haften ftets zu einem vorzugsweiſe gefchäftlichen werben; der Gang 
der Vereinsverwaltung dagegen führt im Gegentheil zu einer viel 
freieren Thätigleit der Betheiligten. Die Verantwortlichkeit wird bei den 
erfteren eine geſchäftsmäßige fein und hier wird ſich daher ein eigenes 
Privatrecht der wirthſchaftlichen Haftung entwickeln, während bei ben 
Iegteren die Verantwortlichleit naturgemäß eine geiftige ift, und bem 
ftaatlichen Leben viel näher ſteht. Es ift ſelbſtverſtändlich, daß dem⸗ 
gemäß auch die Rechenſchaftsablage bei den erfteren eine ganz andere 
Geftalt hat, als bei den legteren; vor allem aber folgt, daß die Deffent- 
lichfeit eine weſentlich andere ift, je nachdem es ſich um eine Geſellſchaft 
oder einen Verein handelt. Denn während fie bei den erfteren faſt 
ganz ausgeſchloſſen ift, und mit Recht, muß fie bei den letzteren mit 
demfelben Rechte unbedingt gefordert werben; ebenfo wird bie Pber⸗ 
auffiht des Staats bei ven erfteren gar feinen Plag finden, da bie 
Gefellſchaften ihm gegenüber eben nur einfache Individuen find, während 
fie bei dem Berein ein felbftverftänvlihes aus dem Weſen ber freien 
Verwaltung folgendes Princip ift. Diefe Unterſchiede ziehen fih wun 
als allgemeine Grundlage dur das ganze Rehtaigiten ver Verceoa⸗ 





wefens hinturch, und geben ihm das, was feinen eigentbümluben Cha: 
zalier ausmacht, bie boppelte Geſtalt faſt auf jevem Punkte. Daber 
ift eö denn allerdings leicht erflärlih, baß bie Jurisprudenz biete beiden 
Rechtsgebiete Fisher in einer Weife gejchieven behanpelt, daß man ba 
Zuſammengebören berielben faſt ganz vergefien bat. Unt dem ar 
ſprechend erflärt ſich auch tie Eriheinung, bat, während nie Bedeutung 
ter %ereine fo ſehr viel höber fteht als Die der Gjellichaften, Dennrd 
bie Jurisprudenz ber leßteren eine viel weiter auägebilnete iſt: mar. 
fonnte tas Hecht ber erfteren eben nicht ohne einen Begriff entmideln, 
den man bei ten leßteren nicht weiter nöthig zu haben alaubıe. Freilich 
bat man aud dieſen nicht ohne ein Geſetzbuch zu Stande gebradt: 
man bat aud bier das Leben erflärt, ftatt es zu begreifen. Wie ti 
nun das im Cinzelnen geftaltet, werten wir unten barzulegen periuden. 
Allercings aber tritt uns tabei eine antere Frage enigegen. 

Wenn nämlid) wirklich ber Unterfchied in Princip un? Austührung 
zwiſchen Gefellfchaft und Verein fo groß ilt, To wird es nothwendig. 
die Gränze zwiſchen beiden aufzuftellen. Das nun iſt keineswegs io 
einfad. Uber es ift eine unabmweisbare Aufgabe. 

Die Aufftellung und Durchführung dieſes Unterſchiedes hat nämlich 
einen boppelten Inhalt. 

Zuerſt werden wir verfuchen müflen, Die formale Untertcheitung 
zwiſchen beiden feftzuftellen, da chen dieje formale Beltimmung tie ner= 
wendige Worausfeßung der rechtlichen Gonfequenzen if. Tann aber 
begegnen wir dabei einer Neibe von Erfcheinungen, die wir als Ueder— 
gänge bezeidinen müffen. Und erft beide Punkte zujammen geben uns 
das Bild des Gebieles, welches fich bier ausbreitet. 


d) Ter formelle Unterſchied zwifchen Geſellſchaft und Seren. 


So bejtimmt nämlich) auch der Unterfchied zwiſchen Geſellſchaft und 
Verein im Princip vorliegt, fo ift derfelbe dennoch in der Wirklichkeit 
Teinestvens jo einfach. 

Ev lange man nämlich dabei fteben bleibt, jenen Unterjchted Bloß 
in dem Zwecke zu Jüchen, verſchwinden in der Wirklichkeit die Gränzen 
zwiſchen beiden, amd die Anwendung der obigen ethifchen und recht: 
liben Prineipien auf Das Bereinstvefen wird febr unbejtimmt. In der 
That nämlich gibt es gar feinen Einzelzweck, der nicht zugleich bis zu 
einem gewiſſen Grade ein allgemeiner wäre, und ebenfo gibt es feinen 
allgemeinen Zweck, Der nichtfähig wäre, zu einem Einzelzweck zu werben. 
Sollen ſich daher Geſellſchaften und Wereine wirklich fcheiden, jo 
eine äußere Gränze geben, an der man den Unterſchied 
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mit al feinen Folgen feftftellen Tann; und bie ift in ber That 
der Fall. Allerdings aber liegt derfelbe auch hier wieder im Weſen 
der Sache. 

Das Wefen des Allgemeinen befteht namentlich darin, daß es auf 
Einzelne weder beſchränkt werben Tann, noch beſchränkt werden fol. 
Es ift daher fein Zweifel, daß ba, wo die Grundlage einer Vereinigung 
darauf beruht, daß jeder Einzelne daran grundfäglid Theil 
nehmen könne, eine ſolche Vereinigung an und für ſich den Charakter 
einer für das Gefammtleben beftimmten und für daſſelbe wirkſamen 
Einheit hat. Der Ausdrud diefes Grundſatzes erſcheint dann darin, 
daß es nur von dem Willen des Einzelnen abhängt, ob er Mitglied 
der Einheit werden will, ohne daß die letztere ſich das Recht vorbehielte, 
denfelben auszuſchließen; während folde Einheiten oder Vereinigungen, 
bei denen die Theilnahme von einem fpeciellen Akt der Aufnahme ab: 
bänge, offenbar als eine für ſich beftehende Einheit baftehen. Ob dabei 
die Bereinigung als ihren nächſten Zweck den Vortheil oder den Erwerb 
ausſchließlich für ihre Mitglieder aufftelt, wird dadurch gleichgültig, 
daß ein folcher Erwerb, eben weil vermöge der Mitgliedſchaft jeder 
daran Theil nehmen kann, den Charakter eines allgemeinen hat; ber 
Erwerb Aller aber ift feinem Weſen nad eine der Aufgaben, welde 
an und für fi in der Idee der Verwaltung liegen. 

Daraus nun ergibt fi ber Grundſatz, baß alle diejenigen Ver: 
einigungen, bei welchen der Eintritt als Mitglied von einem 
bejtimmten Alte der Aufnahme abhängt, und bei welchen daher 
der Umfang ihrer Thätigfeit von dieſem Willen der bisherigen Mit: 
glieder beftimmt wird, möge nun ber Zmed ein Erwerb oder irgend 
etwas fein, Gefellfchaften find, mährend diejenigen Vereinigungen, 
bei denen ber Eintritt und damit die Theilnabme grundſätzlich 
dem Einzelnen offen ftehen — möge nun die Axt und Weife dieſes 
Eintrittö fein wie fie will, und bei denen daher der Umfang ihrer 
Wirkfamkeit an und für fih unendlich — das ift auf jeden Einzelnen 
bezüglich ift — die Vereine bilven. 

Damit ift der Unterſchied zwifchen Geſellſchaft und Verein formell 
feftgeftellt und die Anlegung der juriftifchen Confequenzen an die obige 

- Formel ſcheint feine weitere Schtoierigeit zu finden. 

Betrachten wir nun aber dem gegenüber das pofitive Recht und 
die darauf bezügliche Literatur, fo ift es bald Mar, daß wir mit jener 
einfachen Formel nicht ausreichen. Sie kommt weder in Geſetzgebung 
noch in Wiflenfhaft vor, wie denn überhaupt Gefelichaft und Verein 
nicht geſchieden find. Im Gegentheil fehen wir vielmehr, daß Vers 
einigungen, welche nad) dem obigen Begriff unzweifelhaft Vereine Tun, 
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als Gefellichaften behandelt werben. Und es wird deßhalb darauf ans 
fommen, dieß Berhältniß zu erflären. 

Zu dem Ende gebrauchen wir das Recht, Geftaltungen, welche ben 
Charakter zweier Grundformen in fich vereinigen, „Webergänge“ zu nennen. 
Und von den Gelellichaften zu den Vereinen gibt ed nun zivei Haupt: 
arten der Mebergänge. Die Wichtigkeit der Sache läßt es aber zu, daß 
wir die höhere Natur diefer Uebergänge vorher bezeichnen. 

Dffenbar nämlich iſt der „Verein“ auch im formalen Sinn ſowohl 
von ethifcher ald von materieller Seite die bei weitem mädhtigere Form 
der Bereinigung. Sowie es ſich daher um Aufgaben handelt, welche 
großer Mittel bedürfen, entfteht das natürliche Streben der Betheilig- 
ten, einer Bereinigung, welche ihrer nächſten Grundlage nach auf das 
fpecielle Interefje ihrer einzelnen Mitglieder berechnet ift, die Natur des 
Vereins zu geben, und fie damit aus der Ephäre der Geſellſchaft und 
ihres beichränkten Wirkungskreiſes in die der höheren Form zu erheben. 
Daraus nun entjtehen jene zwei Ericheinungen, welche für das Ber» 
ftänpniß des geſammten Vereinsweſens von höchfter Bedeutung find, 
und deren, mir bürfen jagen gänzliches Verkennen in Theorie mie 
in PBraris die Urfache großer Unklarheit geworden ift — ein neuer 
Beweis, daß wir nicht bloß in Deutichland, fondern in ganz Europa 
noch im erjten Stadium des Vereinslebens ftehen. 


e) Erfte Uebergangsform: Gründergefellfhaften, Commandite 
auf Altien, Gewerte. 


Die erfte Art diefer Uebergangsformen beruht nun darauf, daß 
fih vermöge des Bedürfniſſes nad) Einheit Vereinigungen erjeugen, 
welche in ihrem Zwecke Har, aber in ihrer Form unfertig, und 
vermöge der letteren weder Gelellichaften noch Vereine find, fondern 
entweder das Eine oder das Andere werben müſſen, wenn fie über: 
haupt beſtehen wollen. Wir fönnen fie daher auch in das folgende Syſtem 
des Geſellſchafts- und des Vereinsweſens eigentlich nicht aufnehmen; 
ihre naturgemäße Stelle iſt an diefem Orte. Es find die Gründer: 
gejellihaften und die Commanpditgejellihaft auf Aktien, an 
die fich zulegt die Gewerksgeſellſchaften anfchließen. 

Die Gründergefellfhaften find allerdings ihrer Form nad 
Gefelichaften, aber ihrem Inhalt nad Verein. Sie find Feine bloße 
Societät, weil fie eigentlich auf gar feinem Vertrage zur gegenfeitigen 
Reiftung beruben; fie find auch feine Communio, weil fie fein gemein: 
fames Vermögen haben; fie find zwar der Form nad Gefellichaften, 
weil fie ihre Mitglieder ſelbſt wählen und aufnehmen, aber fie find 
auch wieder Zeine Gejellichaften, fondern ihrem Zweck nah Verein, 
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weil fie eben die Bildung eines Vereins zum Zived haben, und nicht 
für fi als felbftändig wirkende Einheit fortbeftehen wollen und können. 
Sie find zugleich ein Körper für fi, meil fie ald Ganzes die Her: 
ftellung des Vereins mit ihren vereinigten Kräften anftreben; fie find 
aber zugleich ſchon im Voraus das Drgan des fünftigen Vereins, da 
fie bis zur definitiven Conftituirung des leßtern, und felbft bei der⸗ 
felben bie Leitung befigen. Sie find, abgejehen von der Zweckmäßig ⸗ 
keit, ſchon deßhalb gezwungen, ſich wie die Berfammlungen, einen Bor« 
ftand zu wählen und biefem bie Leitung zu übertragen; fie werben 
dagegen in Beziehung auf ihre Koften wieder ganz als Societas bes 
handelt werden. Sind fie zunädft nur Erwerber eines Beſitzes oder 
eined Rechts, das fie dann eben durch Gründung eines Vereins 
verwerthen wollen, fo find fie in Beziehung auf dieſes Objelt eben 
teine Grünbergefelliaft, fondern fie find hier nichts anderes als 
eine gewöhnliche Societas; dieſe Societas wird dann eine Gründer 
geſellſchaft, wenn und infofern fie die Gründung eines folhen Vereins 
auf jener Grundlage wirklich übernimmt. 

Sie Tann ſich daher ald Grünbergefellihaft auflöfen, aber als 
Societas ganz einfach tvie jede andere fortbeftehen. So ift es Har, daß 
bier ein ganz beſonderes Rechtsverhältniß vorliegt, deſſen privatredht- 
licher Ausläufer in der Frage liegt, ob au ohne befondere Zu 
ftimmung bes Vereins, wenn derſelbe gebilvet ift, die Gründungs 
toften von den Vereinen getragen werben müſſen, und ob die Grüns 
dergeſellſchaft das Recht hat, fich gegenüber dem Verein ein irgendwie 
zu bemeſſendes Honorar zu berechnen. Dahin gehört dann wieder 
nicht der Satz, der fo oft und in vielen Fällen, namentlich natürlich 
bei den Altiengeſellſchaften vorlommt, daß bie Gründer auf eine Zeit 
lang zugleich die Verwaltungsräthe fein follen, da die Annahme biejes 
Satzes eine Statutenbeftimmung ift und dem Recht derfelben angehört. 
Es ift demnach kein Zweifel, daß dieſes ganze Gebiet nicht bloß ein 
fehr wichtiges, fondern au von ber Theorie und ber Gejeßgebung 
durchaus vernachläffigtes iſt. Wir wüßten nicht eine einzige geſetzliche 
Beftimmung darüber in ber Gefeggebung von ganz Europa anzuführen. 
Theoretiich hat bereits Pöhls in feinem Recht ter Altiengeſellſchaften 
die Sache unterſucht ©. 20 fg.; auch Jolly (Recht der Aktiengejell: 
ſchaft, Zeitſchrift für deutfches Recht XI, ©. 356 ff.) nimmt darauf 
Nüdfiht. Endemann behanbelt fie fehr beiläufig. Auerbach gar nicht. 
Alle aber werben durch den Mangel eined allgemeinen Begriffs ber 
Geſellſchaft gehindert, den Begriff einer Gründergeſellſchaft (Con- 
sortium) zu unterfuchen, und finden daher nur privatrechtliche Verhälts 
niffe und Fragen. Es ift fein Zweifel, daß daran der Code de Com- 
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merce Schuld ift, der feine Gründer Tennt; feine Nachahmung, das 
Handelsgeſetzbuch, das überhaupt ſchon jet auf allen Punkten von 
unfrer Zeit überflügelt ift, hat daher auch Feine Ahnung von der Eadhe, 
die Stellung aber, welche diefe Art von Bereinigung einnimmt, ift Har; 
fie nimmt den Pla zwiſchen Geſellſchaft und Verein ein und bildet 
den Uebergang von der einen Art zu der andern. 

Im Gegenfage nun zu diefer Gründergefellichaft fteht die Com: 
manditgefellfhaft auf Aktien; denn während bie erftere ein 
wirklicher in der Natur der Sache liegender Uebergang von Gefellfchaft 
zum Verein ift, ift diefe Commanbdite auf Aktien eine rein theoretifche 
Conftruftion, die fih nur durch völlige Unklarheit über das Weſen der Ge: 
felfchaft und des Vereind erklärt, und deren Exiſtenz daher auch gar nicht 
weder mit dem-inneren Bebürfniß noch mit logifchen Begriffen zufammen: 
hängt, fondern rein durch das unenttwidelte Verwaltungsrecht erklärt 
werden muß. Die Commanbdite auf Altien ift nämlich in der That eine Ge: 
felfchaft, welche ein Verein ift — das ift ein abfoluter Widerſpruch. 
Die Commandite ift ohne feite Theilnehmer nicht denkbar, die Aktie ift 
ihrem Wejen nad) frei; die Commandite nimmt ihre Mitglieder förmlich 
durch Beichluß auf, die Altie iſt undenkbar ohne den Eintritt in den 
Verein durch den Kauf derfelben. Eine foldhe ganz unverftändige Be- 
ftimmung mar und ift nun überhaupt nur denkbar dadurch, daß man, als 
man jenes Gejeß erließ, fich weder über Geſellſchaft und Verein, nod) 
über das Weſen der Aftie klar war. Es Scheint nun, daß man in 
neuejter Zeit — wir heben namentlich hervor was Endemann jagt 
(8. 67) — ſich dahin verftändigt, die Urſache dieſer volllommen ver: 
fehlten Idee auf ihren wahren Grund zurüdzuführen. Höchſt wahr: 
heinlich hätte fein Menſch an eine ſolche Inſtitution, die jede are 
Borftelung unmöglid) macht, gedacht, wenn das vernünftige Princip 
der freien Bildung von Altiengelellihaften fchon damals, als man 
das deutſche Handelsgeſetzbuch jchuf, zur Geltung gefommen wäre; und 
wir behaupten, daß dieſes ganze logifche und juriftifche Unding ohne 
Meiteres fein Scheinleben enden wird, ſowie die Aftienvereine von der 
Bevormundung, unter der fie herangetvachfen find, frei fein werden. 
Wir geltehen daher, daß wir mit diefer Hebergangsbildung twiffenfchaftlich 
gar nichts anzufangen wiffen, als daß wir bemerfen: fie war nur dazu 
beitimmt, die Bildung von Aftiengefellfchaften dvurhd Umgehung der 
ftrengen Borfchriften über die Conceffionen der leßtern zu 
erleichtern, und weder das Handelsgeſetzbuch noch die nachfolgende handels— 
rechtliche Literatur hatte Energie genug, die Sache bei ihren wahren Na- 
men zu nennen. Wir werden fie daher noch eine Zeitlang ihr inhalte: 
lojes Dafein in den Lehrbüchern fortführen fehen; es wird aber erft dann 
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zur Entſcheidung gelangen, wenn wir einmal anerfennen, baß eben bie 
Quelle biefer wunderlichen Schöpfung, das Handelsgeſetzbuch jelbft, das 
nichts als eine fehr gute Nachahmung des franzöfiihen Code de Com- 
merce, und ohne alle felbftändige Auffafjung ift, überhaupt auf einem 
Stanbpunft fteht, der wenig geeignet ift, das ganze Vereinsleben in 
ſich aufzunehmen und zu beherrſchen. Zunächſt aber laſſen wir biefe 
ganze Zwittererſcheinung bei Seite liegen; e8 ift weder eine praftifche noch 
eine wiſſenſchaftliche Bedeutung deſſelben zu formuliren. 

Was nun zum Schluß die britte Form betrifft, die Gewerke, 
fo müfjen wir von ihnen nur in anderer Weile dafjelbe fagen. Auch 
fie find Webergangsformationen von den Geſellſchaften zum Vereins⸗ 
weſen. Sie erfeinen zunächſt als Commanditen, aber freilich mit dem, 
dem Vereine angehörigen Elemente, daß die Commanbdite Gegenftand 
des Verkehrs werben Tann. Es ift daher nur fehr ivenig von bem 
Vereinsweſen darin; dennoch liegt in jener Beweglichkeit der Kurze das 
Element, welches feinerfeitd den Uebergang zum Aftienivefen bilbet. 
Es ift Mar, daß bier ein anderer Faktor mitwirkt, ohne melden man 
jene Erſcheinung kaum verftehen wird, und ber durch ben richtigen 
hiftorifchen Sinn der Deutfchen allerdings gleich anfangs herausgefühlt 
morben iſt. Die Gewerke find aber nicht? anders als die ſtändiſche 
Form der Geſellſchaft, und ragen daher in einzelnen Reiten noch in 
unfere Zeit hinein. Ihre Bebeutung befteht nur noch darin, daß fie 
fi erhalten; neue Organismen berfelben Form werben nicht mehr er⸗ 
zeugt; und wir fönnen daher mit dem allgemeinen Sage fließen, daß 
während bie Grünbergefelihaften das organiſche Mittelglied zwiſchen 
Geſellſchaft und Verein und die Commandite auf Aftien das unorganiſche 
bildet, die Gewerkſchaften ven hiftorifchen Uebergang von Der einen zum 
andern barbieten. 

Wir glauben nun aus diefen Gründen dieſe drei Erſcheinungen 
damit erledigt zu haben. Nur bie erfte derfelben ift dauernd und lebens⸗ 
fähig; bie zweite ift eigentlich ſchon jet nur noch ein Name, und bie 
dritte eine Ausnahme. Immer aber find dies nur einzelne, wenn auch 
wichtige und interefjante Thatſachen. Von ganz anderer Bedeutung ift 
die ziveite große Erſcheinung, die ſich erft in unferer Zeit Geltung ſchafft. 


N) Zweite Uebergangsform: Die Gefellfhaft wird Verein durch 
ihre Mittel: die Altie und die Attiengeſellſchaft. 


Wir betreten mit den folgenden Bemerkungen ein Gebiet, über 
welches viel gerebet und viel gebadht wirb, in welchem man aber noch 
immer zu feinem feiten Refultat gelangt ift. Das ift die Trage wm 
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dem eigentlihen Weſen der Altie und ber fi daraus ergebenden Stel⸗ 
lung ber Altiengefellichaften. 

Die Aktie entiteht, indem ein Unternehmen (nicht etwa ein Beſitz) 
in lauter beftimmte Antheile aufgelöft wird, und diefe Antheile als 
folche dem Verkehr übergeben werden. Die Form, in der diefe Antheile 
ericheinen, ift die Aktie. | 

Vermöge der Aktie gefchieht daher das, was aus dem Unternehmen 
eine ganz andere Geftalt madt, und baher einem Altienunternehmen 
eine weſentlich andere Natur gibt, als die ift, welche fonft dem Unter: 
nehmen zufommt. Und man verjtatte uns bier, die einzige Darftelung 
zu gebrauchen, melde ausreicht, um das Weſen der Aktie und ihre 
eigentliche, weit über den bloßen Erwerb hinaus reichende Bedeutung 
zu entwideln. 

Das ganze Güterleben nämlich, wie es die organische Geftalt der 
Naturalökonomie lehrt, beruht auf einer großen, alle andern an Bes 
deutung weit überragenden Thatſache. Das nun ift die Scheidung 
des Werthes vom Gute, die Fähigkeit des erfteren, jelbftändig 
zu erfcheinen, und damit Gegenftand eines jelbftändpig auf den: - 
felben gerichteten Verkehrs zu werden. 

Es ift Far, wenn man das erfennt, daß damit die Brauchbarkeit 
— die Produktionsfähigkeit — aller Güter verboppelt wird; denn wenn 
der Werth felbftändig erfcheint, Tann ich ihn neben dem Kapital, aus 
welchem er genommen ift, felbitändig wieder als Kapital gebrauchen 
und produftiv machen. 

Es folgt daraus, daß alle Kapitalien bei fortfchreitender wirth⸗ 
ſchaftlicher Entwidlung ftreben, ihren Werth felbftändig aus fich ber: 
auszuziehen. Das ift eben der Grundzug eines hochitehenden volfg- 
wirtbichaftlichen Lebens. 

Nun nennen wir eine Unternehmung eine Einheit von Kapitalien 
im teiteften Einne des Worts, welche gemeinſchaftlich einen plan— 
mäßigen Erwerb ſuchen. Auch die Unternehmung als foldhe bat daher 
einen Werth, der wiederum — beiläufig bemerft — theils durch den 
jelbftändigen Werth der in der Unternehmung angelegten Kapitalien, 
theils aber durch den wahrfcheinlichen NReinertrag — den Gewinn — 
beftimmt wird. Und auch die Unternehmung wird baber im Stadium 
einer hoben wirthichaftlichen Entwidlung ihren Werth wie jedes Kapital 
von fich zu ſcheiden und ihn felbftändig zu verwerthen trachten — das heißt, 
diefen Werth, des Unternehmens zum Gegenſtande des Verkehrs machen 
— das heißt, ihn Taufen und verfaufen wollen, und wollen müjfen. 

Die Unternehmung fucht daher auch ihrerſeits nach einer Form, 
um dieß Ziel zu erreichen. Und dieſe Form nun, in welcher der Werth 
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einer Unternehmung von berfelben gefchieben, felbftänbig bafteht, und 
zum Gegenftand des Verkehrs in Kauf und Verlauf wird, ift eben 
die Altie. 

Eine Aftienunternehmung ift daher nicht etwa ein beſonderes Unter 
nehmen, fonbern e3 ergibt ſich vielmehr, daß man, fo gut man auf 
jedes Haus eine Pfandſchuld aufnehmen oder für jede Wirthſchaft 
Wechſel und Schulburfunden ausftellen Tann, auch jedes Unter: 
nehmen zu einem Aftienunternehmen machen fann. An fid ift hier 
gar Feine Gränze gelegt; und alle diefe Grunbfäge find nun, denken 
ir, wohl faum zu beziveifeln. 

So wie nun das gefchieht, fo tritt der Werth bes einzelnen Unter⸗ 
nehmens in ben öffentlichen Verkehr, und daraus entfteht nun bie erfte 
Frage, ob und tie weit das Aftienunternehmen Gegenftand bes Ver: 
waltungsrechts des volkswirthſchaftlichen Lebens fein fol. Diefe erfte 
Frage laffen wir hier noch offen. Erſt die zweite Frage gehört unfrer 
fpeciellen Aufgabe. Es ift Har, daß wenn dem fo ift, wie geſagt wor⸗ 
den, aud jede Geſellſchaft, foweit fie überhaupt ein Unternehmen ift 
(f. unten), gleichfalls auf Aftien begründet werben kann. Iſt dem 
"wieber fo, fo fragt es fi, melden Einfluß die Aktie darauf hat, ob 
eine Bereinigung durch Aktien eine Geſellſchaft oder ein Verein 
ſei. Und da das ganze Rechtöprincip beider, eben vermöge des innern 
Weſens und der Funktion derfelben fo weſentlich verſchieden ift, fo ift 
es Har, daß bie Entſcheidung dieſer Frage allerdings von fehr großer 
Bedeutung werden muß. Die Antwort felbft aber ift allerdings eine 
einfache. 

So wie nämlih der Werth eine® Gutes Gegenftanb bes allge 
meinen Verkehrs wird, fo wird bamit jeder Einzelne, der überhaupt 
fähig ift an dem Verkehre Theil zu nehmen, auch fähig, in jedem Augen⸗ 
blick Theilnehmer einer jeden auf Aktien gebauten Unternehmung in 
jedem Maße zu werben. Die Unternehmung felbft wird dadurch ein 
Gemeingut, indem fie ohne alle Rückſicht auf die Perſon jedes Indi⸗ 
viduum in fih aufnimmt. Der einfache Kauf wird zum Akte des Ein- 
tritte8 in das Unternehmen. Und da wir nun gejagt haben, daß es 
eben bie Allgemeinheit und Freiheit des Ein« und Austrittes bei den 
Vereinigungen ift, welche formell aus der Geſellſchaft den Verein machen, 
und dadurch allerdings auch der Geſellſchaft das ethifche Element bes 
Vereinsweſens beilegen, fo folgt der Satz, daß jede auf Aktien 
gebaute Geſellſchaft ein Verein ift. 

Es ift daher einfeitig, wenn 3. B. das deutſche Handelsbuch unb mit 
ihm die ganze beutfche Literatur nach Mufter des franzöſiſchen die Aktien 
geſellſchaft einfach unter die „Handelögefelichaften“ rechnet. Die ran 
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zöfifche Geſetzgebung allerdings fand bie große Schwierigkeit vor, auch 
nur in der Sprade Gejellichaft und Verein zu unterfcheiven; doch 
drüden die Worte SocietE und Association ungefähr die Sache aus. 
Die deutſche Geſetzgebung hatte überhaupt Feine felbjtändige Auffaffung 
und folgte dem transrhenanifhen Mufter. Eie bat genau tie ihr 
Vorbild das ganze Gebiet des Vereinsweſens auch da nicht geſehen, 
wo die Vereine unzweifelhaft Gelchäfte treiben. Cie hat daher 
auch nicht erfannt, das eine Aftiengefellfchaft etwas ſpecifiſch anderes 
ift, als eine Handelsgeſellſchaft. Wir werden daher das Weſen der 
Sache fünftig ftatt der Gefeßgebung reden laffen müflen. 

Gehen mir alſo weiter. 

Obwohl dem nun fo ift, daß jede Aktiengefellichaft ein Verein ift, 
fo ift dennoch das Element der Gejellichaft, die Begränzung der Theil 
nahme der Mitglieder einerſeits und, was beveutjamer ift, das Einzel⸗ 
intereffe an dem Gejammtunternehmen vermöge des Befites der Aktie, in 
der Aftiengejellfchaft lebendig. Es braucht das im Allgemeinen feine 
Nachweiſung. Die Aktiengejelichaft ift dadurd unfähig, ganz das 
Weſen und den Charakter des Vereins in fich aufzunehmen. Eie wird 
nie ihre Mittel für Zwecke hergeben, bei denen das Einzelinterefje des 
Aktionärs ganz verſchwindet; fie wird in allem, was fie thut, bafjelbe 
ftet3 ald Schlußpunft vor Augen haben. Eie wird daher nie vermöge 
ihres Willens, fondern ſtets vermöge ihrer Natur und vermöge ihrer 
Erfolge dem Gefammtleben angehören. Sie wird wirken tie ein Ber 
ein, aber fie muß wirken wollen mie eine Geſellſchaft. Und dieſe 
Elemente nun find es, welche wieder bie zweite große Wirkung der 
Aktie herborbringen. 

Denn vermöge des durch die Aktie vertretenen Einzelinterefles wird 
die Verwaltung des Vereind gezwungen, eine Haftung zu übernehmen, 
für welche gerade jenes Einzelintereffe des Altionärs fie verantwortlich 
madt. Eine ſolche Verantwortlichfeit und Haftung nun, die ftet3 zuletzt 
in privatrechtlichen Berbinblichkeiten ihren letzten Ausbrud findet, läßt 
natürlih eine rechtliche Unbeitimmtheit für die ganze Stellung und 
Funktion der leitenden Elemente überhaupt nicht zu. Im Gegen: 
theil wird das Zuſammenwirken der Forderungen der Einzelintereffenten 
und ber felbjtändigen Zeitung bier eine feite Rechtsordnung nothivendig 
erzeugen, welche für bie Berechtigung der erfteren und ber letzteren 
eine möglichft Icharfe Gränze jet, um vermöge diefer Gränze die Be: 
rechtigung der Einzelbetheiligten zu wahren und die Haftung der Leitung 
feftzuftellen. Eine ſolche Begränzung ift nun natürlich gar nicht denkbar 
ohne eine rechtliche Drbnung der Funktionen und Beredhtigungen 
innerhalb des einheitlichen Körpers. Nun liegt es in dem Wefen ber 
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Einheit, gleichviel ob fie Staat oder Altiengefellihaft ift, daß alle 
Ordnung der Funktionen und Betrachtungen mit der Scheidung ber 
drei großen Elemente des perfönlichen Lebens, des Oberhaupts, des 
Willens und der That beginne, und zulegt in ihr aud ende. Und 
fo bringt es nun die Natur der Aftie mit fih, daß eine Aftiengefell: 
ſchaft gar nicht ohne ein gut georbnetes inneres Vereinsrecht denkbar 
ift. Eine Geſellſchaft Tann beftehen ohne Vorftand, Verwaltungsrath 
und Generalverfammlung; ein Verein kaum funktioniren, wo die Funk: 
tionen des Verwaltungsrathes mit dem Vorftand verſchmolzen und bie 
der Generalverfammlung auf ein Minimum rebueirt find; eine Altiens 
geſellſchaft kann das nicht, weil das in ihr lebendige Einzelinterefle 
eine einfeitige Herrſchaft irgend eines Elementes ber Gemeinſchaft ger 
radezu nicht zuläßt. Und es folgt daraus der wichtige Satz, deſſen 
thatſächliche Wahrheit wohl niemand bezweifeln wird, daß die Aftie 
die natürliche, aber auch beftändig und fehr fräftig wirkende Grund⸗ 
Tage für die Drganifation und die Entwidlung bes innern 
Vereinsrechts überhaupt ift. Ya, wir gehen foweit, unbedenklich 
zu behaupten, daß ohne Alktiengeſellſchaften zwar ein mächtige und 
tiefeingreifendes, aber niemals ein organiſch ausgebildetes 
Bereinsmwefen denkbar ift. Und es ift daher auch ganz natürlic, 
daß das innere Recht der Aftiengefelihaft die eivige und dauernde 
Grundlage alles innern Vereinsrecht? gewejen ift und bleiben 
wird. 

Iſt dem nun fo, fo ift eine Thatſache wohl leicht verftäntlich, 
die mit jedem Tage mehr Boden gewinnt und die bereitö in ben ratio⸗ 
nellen Gefeßgebungen an einzelnen Punkten formell zur Gültigkeit ges 
langt ift. Das ift die Forderung, daß zunächſt alle Arten von wirth⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaften, ſo weit fie vermöge der Natur ihrer Mit: 
gliedſchaft dazu fähig find (f. unten), die Grundlagen der Drganifation 
und mithin des inneren Rechts der Altiengeſellſchaft annehmen follen. 
Es ift gar fein Zweifel, daß diefer Grundfaß fi) mehr und mehr bei 
allen andern Vereinen Bahn brechen wird; es wird bald aber fo natürs 
lich erfcheinen, jene drei Kategorien des Vereinslebens unbedingt für 
jeden Verein zu fordern, als e8 natürlich erfcheint, ein Staatsoberhaupt, 
eine Regierung und eine Volfövertretung im Staate zu befigen. Und 
ift das einmal etwas felbftverftänbliches, fo ift e8 nicht minder einfach 
und naturgemäß, daß alsdann auch alle Grundfäge bes verfaffungs 
mäßigen Regierungsrechts auf die Vereine und ihre thätigen 
Drgane Antvendung finden. So wird das erreicht erden — ober ſich 
felber vollziehen — was wir ald das höchſte Ziel diefer ganzen Ent« 
widlung bereits früher bezeichnet haben, daß nämlich das Berenancden 

Stein, die Bermaltungälehre. 1. 3. & 
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eben dadurch die freiefte und doch organiſche Form der freien Verwal: 
tung fein wird, daß bie Vereine die Träger bes verfaſſungsmäßigen 
Etanatölebend fein werden — fie werden der Etaat für einen be: 
ftimmten jelbftgejegten Zweck fein, wie die Selbſtverwaltungskörper der 
Staat für einen beftimmten, aber gegebenen Drt find; und in dem 
Zuſammenwirken diefer drei Elemente wird die große Zufunft der menſch⸗ 
lichen Gemeinschaft ihren Organismus finden. 

Wir haben bier eigentlich einem fpäteren Punkte bereits vorge: 
griffen; aber e8 ſchien und das auf diefer Etelle fo nothwendig, daß 
wir es gethan haben auf die Gefahr hin, uns einer Heinen Wiederholung 
fchuldig zu machen. Möge der Lefer es uns zu Gute halten. 

Faſſen wir nun das bisher Dargeftellte zufammen, jo ergibt fich 
folgendes Gefammtrefultat: 

Das eigentliche Vereinsweſen als letzte Grundform der Einheiten 
faßt das Geſellſchafteweſen und die Vereine zunächſt zuſammen. Beide 
haben gemeinfam, daß fi) ihnen eine jelbftändige freie Einheit für einen 
jelbftänvig gelegten Zweck mit eigner, felbitgefchaffener Organiſation 
bildet. Allein die Gefellfchaften behalten als ihren legten Zweck bie 
Verwirklichung deſſelben Einzelintereſſes, aus dem fie felbjt hbervorgingen ; 
erst im Vereine geht der Zweck über das Intereſſe der Mitglieder hins 
aus. Die Vereine find daher zunächſt ethild) die höhere Form; fie find 
es aber auch rechtlich. Daher denn ericheinen ſtets Uebergänge von der Ge 
fellfhaft zu den Vereinen; aber die Erhebung des Geſellſchaftsweſens 
zum Bereinsleben wird erft gegeben durch die Aftie, der zulegt die 
Gegenfeitigfeit in ihren Wirkungen entipridt. So gibt ed nun aud 
innerhalb Des Vereinsweſens eine Mehrheit von Formen beflelben; aber 
diefe Formen gehören alle einem und demſelben Gedanken, find jein 
Ausdrud, und wirken jede für fih als Träger deilelben. In diefer 
Form bilden diejelben dann eine Einheit in der Verſchiedenheit ber 
Etadien und Formen von Gejelihaft und Verein; und die Darftellung 
diefer Einheit ift dann das, was wir das Syitem des Vereinsweſens 
im eigentlihen Einne, als Echlußpunft des Syſtems im meitern Einne 
nennen. Erjt mit diefem Eyftem ift dann die ausreichende organifche 
Grundlage des VBereinrechtes gefunden. 


Mir wiffen recht wohl, daß wir bier auf einem wefentlih andern Stand» 
punkt ſtehen, als eimerfeits die Behandlungen des Vereinsrechts im engeren 
Sinne — wenn man dieß überhaupt eine Behandlung nennen will — im 
öffentlichen Recht und des Geſellſchaftsweſens im Handelsrecht. Wir wollen da- 
von nicht weiter im Aligemeinen reden; wir miffen e8 jedem felbft überlaffen, 
ob er noch glaubt, ohne Unterfheidung von Gejelihaft und Verein weiter 
fommen zu können, nachtem das Handelsgeſetzbuch ſich felbft unfähig erwieſen 
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hat, fein eigenftes Gebiet zu beherrſchen. Wir bemerken nur bier, daß es, 
abgefehen von unferer oben dargelegten Auffafjung, durchaus notwendig werden 
wird, tiefer auf bie Natur und die große wirthſchaftliche und ſelbſt ethiſche 
Funttion der Aktie einzugehen, als dieß Bisher gefhehen if. Es if bezeiche 
nend, baß wir, fo viel wir fehen, nirgends eine geſetzliche Definition der 
Aktie finden, und daß die gefammte Nationalöfonomie fid) mit diefer fo 
unendlich wichtigen Frage bisher fo gut als gar nicht befchäftigt hat. Wir 
wollen dabei feine Eingelkritit üben. Allein vergleicht man die verfdiebenen 
Verſuche, die Altie zu befiniren, fo ift es gar lein Bweifel, daß fie faft alle 
nur dahin reben, eine jurifife Definition zum Zwecke der Beftimmung der 
aus ber Altie hervorgehenden privatrechtlihen Berechtigungen zu geben, ohne 
fi im Geringfien um die weitere Natur berfelben zu lümmern. Man ver: 
gleije namentlich PöH1s Recht der Atiengefelliaften S. 167. Brinkmann, 
Lehrbud des Handelsrechts, ©. 236. Kiüntl, Lehre von den Inhaberpapieren, 
©. 501 fi. und Weistes umſtändlichen Berfud) in Pölitz Jahrbüchern. 1842. 
©. 266; jo daß fich hier wiederholt, was wir fo oft bei der deutſchen Literatur 
finden. Die Leute verzweifeln geradezu an dem Begriffe felhft — „der Begriff 
der Altie, mag man ihn nun beflimmen wie man wolle, wird (in Beziehung 
auf bie Altiengeſellſchaft) nie von Belang fein, vielmehr immer erft aus jenem 
allgemeinen Begriffe feine juriſtiſche Bedeutung empfangen.“ Jolly, Recht der 
Attiengefellipaften (Beitfeprift für deutſches Recht, 1847. Bd. 11. ©. 332). Was 
fol man dazu fagen, daß das Ganze erft bie Natur des Elementes beftimmen 
fol — daß die Geſellſchaft der Aktien die Natur der Altie ſchafft? Auerbach 
(Sefelfjaftsiwefen, ©. 219) erfennt fon, „daß ſich an die Aktie nicht bloß 
pecuniäre, fondern auch abminiftrative Befugniffe“ Intipfen. Warum fragte er 
fid) denn nicht, ob’ nicht confequent das Weſen der Gejellfhaft felbft, von welder 
die Altie einen Theil gibt, ein ganz anderes fein muß, wenn ſich ſolche „admi- 
niftrative Vefugniffe“ daran Mnilpfen? Der Uebergang zum Verein lag hier 
dog) fo nahe Endemann umgeht leiſe die Frage (S. 279). Ale aber er- 
ſchöpfen fi, möchten wir fagen, in der Frage nach dem juriftifchen Weſen ber 
Attiengefelichaft; ja feit dem Erſcheinen des Haudelsgeſebbuches fdeint man 
fich in höchſt unglüdlicher Weife fogar auf den Inhalt deſſelben beſchränken zu 
wollen. Geſchieht dies, fo if jede Entwidtung, jeder Fortferitt zu Ende, 
Gludlicher Weiſe machen die neuen Erfdeinungen im Gebiete der focialen Ber- 
eine dieß auch formell unmöglih. Sie werben uns zwingen, aus der han- 
delsrechtlichen Zurisprudenz eines zur Hälfte verfehlten Geſetzbuches eine Wiſſen - 
ſchaft und fpeciell eine Rechtswiſſenſchaft des Vereinsweſens zu machen. Möge 
die Zeit bald fommen! — 





I. Bas Syftem des eigentlichen Bereinswefene. 


Indem wir jetzt von ben Webergängen zu bem eigentlichen Syſtem 
übergehen, müflen wir und Angeſichts der biöherigen Literatur fo wie 
noch mehr der großen Thatfachen des Gefammtlebens eine Vorbemerkung 
geftatten. 
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Die Thätigleit aller derjenigen Yormen, melde wir gemeinfam 
als das eigentliche Vereinsweſen bezeichnen, ift nicht bloß jeßt eine 
gewaltige, fondern fie wächst mit jedem Tage. Wir wollen bier nicht 
einen Bli in die Zukunft der Menfchheit werfen, fo verlodend es auch 
ift, fommende Dinge aus dem Wefen der gegenwärtigen zu berechnen. 
Wohl aber müflen wir ein Anderes hervorheben. Schon jebt greifen 
alle jene Vereinigungen jo tief in das menschliche Xeben hinein, daß 
man fih in ben meilten Fällen noch mehr von denfelben verfpricht, 
als fie jelbjt halten können. Daher erzeugen ſich neben einander noch 
immer neue Yormen; feine bisherige Syſtematik reicht aus, und allent« 
halben tritt der Strom des Werdens mit feinem Reichthum über die 
Gränzen, welche ihm theild die Gefehgebung, theild die Wifjenjchaft 
gezogen zu haben jcheinen. Es iſt daher ganz natürlih, daß man von 
einer Arbeit, welche ſich fpeziell mit dem Vereinsweſen beid;äftigt, das» 
jenige forvert, mas jede einzelne Arbeit zu geben trachtet, eine Behand» 
Iung der Frage nad) dem, was jede einzelne Art der Bereinigung biss 
her geleiftet hat und zu leiften fähig iſt. Namentlid tritt und 
dieſe Forderung als eine berechtigte in dem Gebiete der ſocialen Ber: 
eine entgegen; denn bier handelt e3 ſich um nicht weniger als um bie 
Frage, ob denn doch nicht vielleicht im Vereinsweſen bie Löſung des 
großen Gegenjates gegeben fei, der unfere Gegenwart erjchüttert und 
unfre Zufunft zu beherrichen bejtimmt ft. Und mir mußten ung da: 
her, indem mir das Folgende begonnen, Rechenſchaft davon ablegen, 
ob auch wir nad diefer Eeite hin von dem Vereinsweſen reden tollen; 
das ift, ob wir wefentlich die Darftelung der Funktionen der Vereine 
in die Lehre von den Vereinen als Organe der freien Verwaltung 
aufnehmen ollten. 

Wir glauben nun, daß das nicht hierher gehört, und zwar aus 
folgendem Grunde. 

Wenn das, was wir ſpeziell zu geben baben, die organijche 
Eyftematif der Vereine, feiner Aufgabe entiprechen fol, fo muß das— 
felbe allerdings? nicht bloß die Nomenclatur und die fahle Definition 
der Vereindarten enthalten, fondern jede Art muß daburd eine felb: 
ftändige fein, daß wir ihre Elemente genau betrachten und darlegen. 
Iſt aber das fo gefchehen, daß dadurch jede Art gleichſam von felbft 
als eine felbftändige heraustritt, fo ift damit auch die Grundlage für 
die Beantwortung der obigen Frage gegeben. Denn wie jedes Ding, 
fo wirken aud) die Vereinsformen eben durch ihre Elemente, und die 
Darftellung der einzelnen Vereine in Geſchichte und Statiſtik wird dann 
eine Wiffenichaft gerade dadurch, daß mir die Ericheinungen derſelben 
eben durch jene Elemente erklären. In diefem Sinn jagen wir, daß 
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wir den Verſuch maden tollen, durch die organifche Eyftematif die 
Grundlage einer wiſſenſchaftlichen Behantlung jedes einzelnen Vereins 
und feiner Thätigfeit zu geben. Und damit wollen wir die Aufgabe 
des Folgenden beſchränken. 


A. Das Eyftem der Gefellihaften. 


Wenn mir nun gefagt haben, daß bie Gefellfhaften ſolche Ver« 
einigungen find, welche vermöge ihres Zweckes und ihrer Mittel ſich 
mit ihrer Aufgabe und Thätigkeit' nur auf ihre eigenen Mitglieder bes 
ſchränken und gegen die teiteren Erfolge an ſich volllommen glei: 
gültig find — das ift alfo: Geſellſchaften als Drganifirung des Einzel: 
interefleg — fo werben bie Hauptarten berfelben wieder in ben Haupt: 
arten der Bivede liegen. 

Darnach nun unterfcheiten wir zwei Hauptarten der Gefellihaft: 
diejenigen, die wir bie perſönlichen Geſellſchaften nennen — leider 
wiſſen wir fein beſſeres Wort — und die wirthſchaftlichen Geſellſchaften. 
Sociale Geſellſchaften gibt es nicht, weil das Weien aller geſellſchaft⸗ 
lichen Betvegung die Begränzung von Zweck und Mittel auf Einzelne 
ausſchließt. Daß nun von jenen beiden Formen nur die ziveite, und 
zwar mit der größten Ausführlicfeit behandelt worden ift, während 
die erftere vollſtändig vernachläſſigt erſcheint, liegt darin, daß wir über: 
haupt noch feine andre als eine fireng juriftiiche Literatur über das 
ganze Geſellſchaftsweſen befigen, und diefe Literatur wieder ftatt einer 
Unterfuhung über den Begriff und die Natur der Geſellſchaft vielmehr 
nur das höchſt unvollſtändige und einfeitig aufgefaßte Material des 
Handelsgeſetzbuches zum Grunde legt. Wir müffen daher aud hier 
verfuchen, auf eigene Weife vorzugehen. 


L Die perſönlichen Geſellſchaften. Ihr Nebergang zum Vereinsweſen. 

Verfönliche Geſellſchaften find folde, deren Zweck mit irgend einem 
geiftigen Bedürfniß des Menfchen gegeben ift, und die daher mit den 
vereinigten Mitteln der Gefellihaft die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes 
für ihre Mitglieder zu erzielen fuchen. Man wird diefe Bivede am 
beften in zwei große Gruppen theilen. 

Die erfte diefer Gruppen nennen wir bie gefelligen Gefell- 
ſchaften. Ihre Grundlage ift zunächſt bie gefellige Zuſammenkunft. 
Aus der Zufammenkfunft geht dann die Gefelfchaft hervor, wenn tie 
erfteren vegelmäßig werben, und vermöge biefer Regelmäßigfeit dazu 
gelangen, eine fefte Ordnung zu fegen und fi Mittel für die dauernde 
Gefelligkeit zu ſchaffen. Die Geſellſchaft bildet fi aber exit homn, 
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wenn fie fi eine Leitung wählt, und biefer bie Drbnung der perfön- 
lichen Berbältniffe und die Verwaltung der Mittel übergibt. Das 
fegt und erzeugt fchon von felbft eine Art Generalverfagmlung und 
eine Art von Verwaltung; ein Anfang der NRechenichaftsablage ift als» 
dann felbftverftändlich, und über den Unterfchiev von Gemeinichaft und 
Berfammlung Tann fein Zweifel mehr fein. Eben fo Har ift ber 
Unterſchied vom Verein, indem die perſönliche Natur der Beziehungen, 
die hier obmwalten, einen freien Eintritt gar nicht zuläßt, während in 
der vollen Freiheit des Austrittes das Clement der perfönlichen Selb: 
ftändigfeit vollftändig gewahrt erſcheint. Es dürfte überflüffig fein, 
mehr über diefe untergeorbnetfte und unfertigfte Art der Gefellichaft 
weiter zu Jagen. 

Bon viel größerer Bedeutung find dagegen fchon diejenigen Ge: 
felichaften, welche wir die Bildungsgefellfhaften nennen. Der 
Begriff und Anhalt der Bildung ift ein fo weiter, daß es bier fchon 
durchaus nothwendig wird, eine beftimmte Art der Bildung und mits 
hin auch beitimmte Mittel derſelben zu fordern, damit die Gefellfchaft 
ihren Zweck erreiche. Eben fo ift die Dauer der Leiftungen und ber 
Umfang der Mittel nicht weniger nothmwendig. Daraus folgt, daß eine 
ſolche Vereinigung ſchon überhaupt nicht mehr fein kann ohne eine be 
ftimmte Drganifation; und eben fo felbitverftändlich ift es, daß bie 
leitenden Organe damit eine Gewalt befommen, welche mehr durch die 
Natur von Zweck und Mittel, als durch einzelne vertragsmäßige Be 
ſtimmungen feltgeftellt wird. So beginnt hier zuerft jene organifche 
Scheidung der Gewalten, welche zulegt dem Vereinsweſen feinen recht: 
Iihen Inhalt und feine große Bereutung geben. Unb eben deßhalb 
ift hier auch der erfte Punkt, wo fi) der Uebergang von ter Gefell: 
Ihaft in das Vereinsweſen bereitd Bahn bricht. 

Denn allerdings werden ſolche Vereinigungen zunädft nur von 
Einzelnen gegründet und nehmen häufig den Grundfaß an, daß die 
Mitgliever, wie bei den gejelligen Gejellichaften, nur unter Zuftimmung 
der bereits Eingetretenen aufgenommen werden dürfen. Allein das 
Weſen auch der fpecielliten Bildung leidet doch feine Beſchränkung auf 
Einzelne; das einmal angeregte geiftige Leben geht ftet3 über folche 
enge Gränzen hinaus, und außerdem wachſen fait täglich die For—⸗ 
derungen, welche die Bildungsgegenftände an ihre Mittel machen. So 
geihieht es leicht, daß die Bildungsgefellihaften oft gleich anfangs 
fih nicht auf einzelne Mitglieder beichränfen, ſondern ven Eintritt frei 
laffen, und zwar in der Weile, daß gegen Zahlung des beftimmten 
Beitrags Jeder eintreten fann. Dabei find allerlei Modifitationen 
denkbar, die wir bier nicht verfolgen können. — So mie dad 
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geſchieht, fo enttoidelt fi aus ber Geſellſchaft der Verein mit feinen 
Drganen und feinem Recht. Und jegt tritt gerade in dieſem Verein 
ein Proceß ein, der unter Umftänden von großer Bedeutung erben 
Tann und auch hiſtoriſch geweſen ij. Da der Begriff der Bildung 
an ſich auch die politifhe Bildung — die Antwort auf politiihe Fra⸗ 
gen — enthält, fo ift ein folder Verein, wenn feine Aufgaben nicht der 
Fachbildung angehören, fähig, namentlich in beivegten Zeiten zu einem 
politiſchen Verein zu werden. Wo das der Fall ift, da wird ftatt ber 
eigentlichen Vereinsthätigkeit die Verfammlung des Vereins die Haupt⸗ 
fache, und das ift der Grund, weshalb gerade bier das Verſammlungs ⸗ 
echt mit dem Vereinsrecht verbunden wird. Zugleich ift aber Har, 
daß diefe Vereine nur ausnahmsweiſe eine allgemeine Wichtigkeit haben. 
Eie können aber andererfeit3, wenn ihre Funktion für eine beftimmte 
Fachbildung nothwendig erſcheint, auch vermöge der Unterftügung des 
Staats zu Anſtalten werden, und erſcheinen dann tie z. B. die Alas 
demien der Wiſſenſchaſten, als Körperſchafien, oft nehmen fie (z. B. 
geſetzlich vorgeſchriebene Lehrerverſammlungen) den Charakter von Ver- 
tretungen an. Man muß daher dieſes Gebiet als in einer beſtändigen 
Bewegung begriffen anſehen; die Elemente des Vereinslebens ſind da, 
aber eine Entwicklung derſelben findet ſelten ſtatt. 


IL Die wirihſchaftlichen Geſellſchaften. 


Auch hier lönnen wir, gegenüber dem gegenwärtigen Standpunkt 
der Jurisprudenz, die ſich befanntlih an das Hanbelögefegbuh ans 
fließt, micht bei einer einfachen Aufzählung der Arten dieſer Gefell- 
ſchaften ftehen bleiben. Wir müſſen in der That einen Echritt weiter 
gehen. Denn wir müfjen allerdings behaupten, daß die elementaren 
Begriffe in diefem Gebiete des Handelsrechts ſelbſt wiſſenſchaftlich, um 
nicht zu fagen falſch, gewiß unverftanten find. Nun aber darf man 
keineswegs glauben, daß diefe Unflarheit eine bloß theoretifche Anger 
Iegenheit ift. Diejenigen, die das fagen, würden damit nur zeigen, daß 
fie felbft die Bedeutung der Maren Wiſſenſchaft nicht zu würdigen 
wiſſen. Wir werben im Gegenteil zeigen, daß alle Unficherheit in der 
Theorie auf diefem Gebiete eben nur von der Ungenauigfeit in ben 
Grundbegriffen herlommt. 

1) Der Begriff der wirthſchaftlichen Gefellfgaft. 

Den Ausgangspunkt des ganzen Syſtems bildet befanntlid der 
Begriff des „Handelögefchäfte” und der des „Hanbelögewerbes“, und 
zwar in ber Weife, daß das „Handelögeiverbe” alsdann enifteht, wenn 
bie Hanbelögeichäfte getwerbömäßig betrieben werben.” Die Kot 
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ſache, unter welcher Bebingung die Gewerbsmäßigkeit eintrete, und 
was fie felbft eigentlich fei, fehlt. Es ift damit ganz unthunlich, zu 
fagen, was fi) das Handelsgeſetzbuch unter einem „Kaufmann“ benft. 
Schon Hahn hat den Eirfel bezeichnet, der in diefen Beftimmungen 
deſſelben liegt. Das Ueble ift, daß man die daraus entftehenven 
Fragen durch den Begriff des „Handels” hat erflären wollen, und 
zwar indem man den Handel wieder durch die „Gewerbsmäßigkeit“ des 
Handels beftimmte; — als ob man das Weſen eines Momentes im 
Güter: und Werthverkehr beftimmen könnte, ohne es aus dem Ganzen 
zu entwideln. Das was bier offenbar fehlt, ift eben der Geſammt⸗ 
begriff des Verkehrs; daher dann Confequenzen, die unlösbar find, wie 
z. B. die: eine Landwirthſchaft, ein Bergbau find feine „Handels: 
geihäfte”; wenn aber eine Aktiengeſellſchaft fich dafür bildet, jo werden 
fie Handelsgeidhäfte, indem ihr Betrieb und ihre Leiftungen unter das 
Handelsrecht fallen. Waren fie nie „Handelögeichäfte”, fo konnten fie 
ed auch dadurch nicht werden, daß fie von einer Geſellſchaft ftatt von 
einem Ginzelnen betrieben werden; werden fie es aber, und werben fie 
dann von der Gefellihaft an einen Einzelnen verfauft, der genau dens 
felben Betrieb fortjegt, jo fallen fie wieder aus den „Geſchäften“ 
hinaus. Wie ift das möglich? Oder waren fie nie „Geichäfte”? Ober 
ift der „gewerbsmäßige” Betrieb einer Kunftmühle ein „Geſchäft“ oder 
nicht? Oder madt die Annahme einer „Firma“ aus etivas, was Fein 
„Geſchäft“ ift, ein Geſchäft? Thut fie das, fo liegt das Weſen des 
Geſchäfts in der Firma, und Das Geſchäft hat an und für fi gar 
feinen Begriff, fondern die Firma bedeutet eben die Getwerbömäßigfeit. 
Alsdann ift aber eine Gewerbsmäßigkeit durch die äußere Form gegeben 
und von dem Ermeſſen des Betreffenden abhängig; fie bat alſo an fi) 
wieder Teinen Begriff, und damit gibt ed denn auch feinen Begriff des 
Handelsgeſchäfts, da dafjelbe von der Gewerbömäßigfeit, diefe aber von 
dem Ermefjen des Betreibenden und nicht von der Sache abhängt. Es 
ift Kar, daß bier der Uegriff fehlt. Daß das praftiiche Leben ſich zus 
vecht findet, beweift nicht, daß eine Theorie, welche ihre Grundlagen 
nicht durch fich felbjt empfängt, dadurch beſſer würde. Auf diefem 
Mege tft nicht weiter zu fommen. 

Ganz eben jo, two möglich noch fchlimmer, fteht es mit dem Bes 
griffe der „Geſellſchaft“. Das Handelsgeſetzbuch hat ſich, man kann 
nicht anders jagen, die Sache leicht gemacht, und auch nicht einmal 
entfernt verjucht, zu jagen, was eine „Geſellſchaft“ fei. Es iſt dadurch 
in der vortheilhaften Lage, jeder möglichen Begriffsbeftimmung gegen: 
über niemals Unrecht baben zu können. Die theoretiichen Begriffe: 
beftimmungen find fehr verſchieden. Allen ift das Gefühl gemein, daß 
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die bloße „Gemeinſchaft“ nicht genügt. Eie erfennen mit voller Ber 
ftimmtheit, daß eben deßhalb ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen der 
Handelögefellihaft und der Societas befteht. Die meiften erkennen, 
daß hier eine gewiſſe perſönliche Eelbftändigfeit derſelben obwaltet; 
daher zunächft der ganze Streit über die juriftiiche Perfönlichkeit; na» 
türlich aber ift num folder Streit ganz endlos und eigentlich weſen⸗ 
und nuglos, fo lange man nicht feftftellt, worin denn dies Weſen der 
Verfönlichkeit eben liegt. Und fo fommt man auch nach diefer Seite 
nicht weiter. 

Wir nun haben diefe Bemerkungen nicht gemacht, um gegen fonft 
ſehr tüchtige und amerfennungswerthe Arbeiten Kritik auszuüben. 
Sondern mir geftehen, daß nicht etwa bloß die organifche Lehre von 
den wirthſchaftlichen Geſellſchaften, fondern vielmehr die vom Vereinds 
wefen überhaupt ganz unmöglich ift, fo lange man ſich nicht bare 
über einig wird, baß man in dem Gebiete der obigen Begriffe in 
mefentlih anderer Weife vorgehen muß. Anſtatt daher hier eins 
ſchneidende Einzelkritik zu üben oder dialeltiſche Unterfuhungen ans 
auftellen, welche wir der Rechtöphilofophie in ihrer zufünftigen Geftalt 
überlafjen wollen, behaupten wir einfach, daß man alles, was man 
als Geſchäft, Hanvelsgefhäft und gewerbsmäßigen Betrieb bezeichnet, 
überhaupt nicht durch das Handelsgeſetzbuch, fondern nur durd die 
Nationalöfonomie Iennen lernen und wiſſenſchaftlich beftimmen fann, 
während alles, was Geſellſchaft heißt, wieder nur aus der Lehre vom 
Vereinsweſen erfannt wird. Es wird nun wieder leider nothwendig, 
andre Namen zu gebrauchen, denn die bisherigen ſind zum Theil 
wenigſtens nicht bloß unglücklich, ſondern geradezu falſch. Das einfache 
Verhältniß aber iſt folgendes. 

Wenn eine beſtimmte Menge von Gütern von einem Einzelnen 
für eigne Bedürfniſſe und eignes wirthſchaftliches Fortkommen eigner 
Thätigleit — oder Bewirthſchaftung — unterworfen wird, ſo entſteht die 
Wirthſchaft. Die Wirthſchaft iſt daher die individuelle Form des 
Güterlebens. 

Wenn aber der Stoff der Wirthſchaft — das Anlage: und Be 
triebsfapital — von mehreren (Wirthichaften) gebilvet, und daher 
felbft wieder ald Einheit Mehrerer den perſönlichen Charakter ber 
Einzelwirthſchaft annimmt, fo .entfteht das Unternehmen. 

Das „Geſchäft“ ift im Allgemeinen jeder einzelne, aus ber 
Wirthſchaft herborgehende und auf biejelbe zurüdtehrende Verlehrsakt 
der Wirthſchaft überhaupt, und insgemein geſprochen, kann ich daher 
Geſchäfte und Verträge ald volllommen identiſch betrachten, indem ber 
erſte Ausdrud das wirthſchaftliche, der zweite das juriſtiſche Moment 
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an dem Verkehrsakt bezeichnet. Mit Recht aber unterſcheidet man, ſo 
unvollkommen auch die Unterſcheidungen des Handelsgeſetzbuches aus- 
gefallen ſind. Ein Geſchäft im eigentlichen Sinne iſt im Verlehrsakt 
einer Wirthſchaft; ein Verkehrsakt einer Unternehmung dagegen 
heißt ein „Handelsgeſchäft.“ Acceptiren wir die Ausdrücke. 

Nun kann die in der Unternehmung liegende Gemeinſchaft von 
Einzelnen ſich im weiteſten Sinn auf Ein Geſchäft beziehen; alsdann 
entſteht das einzelne Handelsgeſchäft, und das Rechtsverhältniß für 
dieſes Geſchäft wird durch den Geſchäftsvertrag abgeſchloſſen. Es kann 
aber die Vereinigung eine vollſtändige und ſomit nicht mehr durch 
die Natur des Kapitals beſchränkte ſein, ſondern das geſammte wirth⸗ 
ſchaftliche Leben der Vereinigten umfaſſen, ſo daß jeder als Eigen⸗ 
thümer beider Wirthſchaften zu jedem Verkehrsakt für beide berechtigt 
iſt. Alsdann entſteht die eigentliche Societas. Oder aber es kann 
ſich die Vereinigung auf eine beſtimmte wirthſchaftliche Produktion be⸗ 
ziehen, welche durch die Natur des dafür beſtimmten Anlage- und Be⸗ 
triebskapitals (Güter, Werth: oder perſönlichen Kapitals) gegeben und 
vertragsmäßig feitgeftelt if. Alsdann entfteht diejenige Geftalt des 
Unternehmens, welche wir eben die Geſellſchaft nennen. Eine Ger: 
jelfchaft ift daher eine Vereinigung Mehrerer für ein dauerndes 
— zum Unterfchied vom einzelnen vertraggmäßigen Handelsgeſchäft — 
und beftimmtes — zum Unterfchied von der Societas — Unter: 
nehmen. Und es ift daher gar fein rationeller Grund der Welt 
vorhanden, weßhalb das Handelsgefeßbuh nur die Faufmännifchen 
Unternehmungen als joldhe betrachtet willen will. Cine ſolche, dem 
Weſen der Sache gründlid) widerſprechende Beitimmung ift nur Hiftorifch 
zu erflären. Eo gewiß mie der Wechſel, urſprünglich nur für den 
Kaufmann bejtimmt, unmiderftehlich fih auf alle Klaffen der Be 
völferung ausgedehnt hat, fo gewiß wird man fehr bald dahin Tom: 
men, die ganz unmotivirten Beichränfungen des 8 271 aufzuheben, 
jedem Unternehmen das Recht zur Firmaprotofollirung zu geben, und 
auf alle Gefchäfte einer foldhen Firma die Grundſätze des Handels: 
recht? anzumenden. Doch ift hier nicht der Dirt, davon weiter zu 
reden. — Es folgt aber aus tem obigen Begriffe das, worauf es uns 
anlommt. Wir fagen nämlich demgemäß, daß jeder Verkehrsakt 
eines Unternehmens ein Handelsgeſchäft iſt. Aus dieſem 
Begriff ergibt fih nun Folgendes. 

Jeder Verkehrsakt fordert einen perfönlichen, individuellen Willen; 
oder in Beziehung auf die obigen Definitionen, im Geſchäft überhaupt 
und im Handelsgefhäft im Befondern, muß jedes Unternehmen Dritten 

\ gegenüber als Wirtbfchaft erfcheinen. Diefe Forderung ift der Kern 


91 


des Rechts der Handelsgeſellſchaft gegenüber dem römiſchen Recht und 
feiner Societas, bei welcher auch im Geſchäft jeder Theilnehmer als 
ſelbſtändig — vollkswirthſchaftlich ausgedrüdt als Einzelwirthſchaft — 
anerkannt wird. Iſt nun das der Fall, fo muß die in der Unter 
nehmung vorhandene Gemeinſchaft in Anlage und Betrieböfapital die 
Fähigfeit befigen, eine individuelle Form, die zugleich für Dritte als 
Verfönlichkeit des Unternehmens gilt, anzunehmen. Und die auf diefe 
Weile geſetzte, durch die Natur des Verkehrs der Unternehmungen 
in Handelögefchäften gebotene perfönliche Geftalt der Einheit der Unter: 
nehmer für dad dauernde und beftimmte Unternehmen iſt die Handels 
geſellſchaft. 

Auch hier wiederholen wir, daß die Zeit nicht mehr fern iſt, wo 
mir die Begränzung, die in dem Ausdruck Handel sgeſellſchaft Liegt, 
nicht mehr anerkennen werben. Es ift gar fein rationeller Grund vors 
handen, ein mit Immobilien befehäftigtes Unternehmen nur dann ale 
Gandels)geſellſchaft anzuerkennen, wenn die Geſellſchaft auf Altien 
gegründet ift. Schon jet tritt und die Frage entgegen, ob eine Com: 
mandite auf Aftien, die z. B. ein Grundftüd entmäffert, nicht eben fo 
gut eine folche Geſellſchaft fein foll, ala wenn fie eine reine Aftienges 
ſellſchaft iſt. Die Theorie hat fih, fo viel wir fehen, in ihrem An⸗ 
ſchluß an das Handelögefegbuc mit diefer Frage gar nicht beſchäftigt: 
daher denn bie fonft unerflärliche Erſcheinung, daß mährend eine Ver 
bindung von Arbeitern, die produciren, eine Hanbelägefellfchaft fein 
Tann, es fraglich werden könnte, ob Confumvereine Hanbelögefell- 
ſchaften find. Doc gehen wir meiter. 

Wenn dem nun fo ift, fo entfteht die Frage, aus welchem Elemente 
dieſes an ſich einfachen Begriffes die Arten der Hanbelsgefellfchaften 
entftehen können, denn für die Wiſſenſchaft genügt die einfahe Ber 
hauptung nicht, daß es mehrere „Arten“ gibt. Hier nun läßt fid 
wieder ohne Eingehen auf das Weſen der Sache Fein Ergebniß finden. 


2) Die Grundformen der Organifation und die Arten der wirt 
ſchaftlichen Geſellſchaft. Ihr Ucbergang zum Verein. 

So lange wir nun noch auf dem fo eben charakteriſirten Stand» 
punkt des geltenden beutfchen Hanbelögefegbuches ftehen, müflen wir 
allerdings zugeben, baß es zwei Arten der wirthſchaftlichen Gefellichaften 
gibt — ſolche, die vermöge irgend einer Interpretation des Handels⸗ 
geiegbudes Handelögefellihaften find und daher das Recht auf eine 
Firma haben, und ſolche, die es nicht find. Wir find aber, von dem - 
allgemeinen Standpunkte ausgehend, nicht in ber Lage, diefe Unter 
ſcheidung für eine dem Weſen der Sache entſprechende zu halten, win 
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Iafien fie Daher zur Eeite. Geht man dagegen auf die Natur der Sache 
ein, fo ergeben fich folgende Eäße: 

Das Dbjelt der Unternehmung erzeugt diejenige Gruppe von 
Arten der Gefellihaften, welche wir die wirthſchaftlichen nennen, 
und die wir bier nicht weiter zu unterfuchen haben (Waarenproduktion, 
Werthumlaufbanken u. |. w.). 

Die juriftifchen oder rechtlichen Arten der Geſellſchaft find da= 
gegen diejenigen, welche aus ber Berfchiebenheit des Verhältniffes 
der einzelnen Mitglieder (Wirthichafter) zum Ganzen entjtehen. 
Das Verhältniß nun heißt bier wie immer, wo eine thätige Einheit 
aus Selbftändigen Theilnehmern entfteht, eine Organifation. Und 
die rechtlichen Arten der Gelellichaft bedeuten daher die Grund—⸗ 
formen der Organiſation der wirtbichaftlihen Geſellſchaft. 

Diefe Grundformen tbeilen fib nun in foldhe, welche allen ge: 
meinfam find, und folde, durch melde eben die angebeuteten Arten 
entftehen. 

a) Gemeinfam ift allen Arten der Geſellſchaft der einheitliche, pers 
fönlihe Organismus und die Gemeinſchaft — tie wirthſchaftliche und 
damit rechtliche — Einheit des Kapitals. Dieſe nun für fich betrachtet, ent⸗ 
fteht aus dem auf dieſe Einheit gerichteten Willen ver Bethetligten; 
daher ift die allen Gefellichaften gemeinfchaftlihe Grundlage ver Ge: 
fellfhaftösvertrag. Allein die durch ihn als Einheit gefchaffene 
Unternehmung muß, um Handelsgefcäfte betreiben zu fünnen, zugleid) 
als perſönliche Einheit rechtlich gelten. Dieje rechtlide Gültigkeit ges 
winnt die lettere durdy die Firma. Gemeinſam allen Gefellichaften 
ift daher die Nothwendigkeit und die rechtliche Bedeutung der Firma. 
Darüber tjt fein Zweifel. Und da nun diefe Firma eben die öffentliche 
Geltung der perfünlichen Einheit der Kapitalien im Unternehmen als 
rechtlidy gültig ausprüdt, fo ift e8 ferner fein Zweifel, daß die Firma 
die Gefammtbeit der im Unternehmen vereinigten Kapitalien bered's 
tigt und verpflichtet. Gemeinſam ift daher allen Gefellihaften, daß 
fie eine Zeitung des Unternehmens für den Verkehr, das ift alſo 
nicht etwa eine befonvere Leitung für Produktion, Confumtion und 
Reproduktion, fondern eben fir den Abfchluß der Hanvelsgefchäfte durch 
gegenjeitigen Vertrag bejtimmen, melde die Firma zu zeichnen be: 
rechtigt und verpflichtet if. Das Weſen der Firmen überhaupt be 
ftehbt daher in der Anerkennung einer Unternehmung überhaupt; die 
Gefellfhaftsfirma dagegen unterfcheidet fich von der Procura da— 
durch, daß in diefer die Yührung der Firma auf einem Mandat, in 
jener dagegen auf einer durch den Gefellfchaftsvertrag formulirten Wahl 
der Kapitalstheilnehmer beruht, während die rechtlichen Folgen natur: 
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gemäß für beide Fälle wieder gleich find. Am beutlichften wird der 
Unterfchied, wenn der Inhaber der Firma einer Geſellſchaft wieder einen 
Procuriſten aufftellt. Die Perfon des erftern Tann nur durch Vertrag 
der Theilnehmer geändert werden, die des zweiten nad) Belieben bes 
erſtern, obgleich die gezeichnete Firma in beiden Fällen die Gejelfchaft 
gleichmäßig obligirt. Es fcheint das faum ftreitig fein zu können. 

b) Soll es daher nun bei diefer Gemeinſamkeit der Formen noch 
etwas geben, wodurch bie rechtlichen Arten der Gefellfchaften entftehen, 
fo kann dieß offenbar nur in dem Verhältniß der Theilnehmer zum Organe 
der Einheit und feiner Thätigfeit beftehen. Dieb Verhältniß felbft ift 
aber twieber, wie es der Begriff der Wirthſchaft mit ſich bringt, ent 
weder ein wirtbichaftliches oder zugleich ein perſönliches. Und daraus 
entftchen nun die drei befannten Arten der wirthſchaftlichen Gefell: 
ſchaften. 

I. Die Stille Geſellſchaft iſt diejenige, bei welcher nur eine wirth⸗ 
ſchaftliche Einheit unter der Leitung Einer, durch die Theilnehmer nicht 
gewählten, fondern bereit? vorhandenen Leitung, welche alfo die Firma 
führt, erfcheint. Der Unterſchied zwiſchen Geſellſchafter und Darleher an 
eine Firma befteht dann nicht darin, daß bie ftillen Geſellſchafter an dem 
Nugen des Gefhäfts Theil nehmen, denn das kann man aud beim 
Darlehen ftipuliven, fondern darin, daß fie pro rata an dem Unter 
nehmungsgewinn als Ergebniß aller Geſchäfte betheiligt find. Das 
perlönlihe Element, das durch die Natur der Geſellſchaft gefordert wird, 
erfcheint dem Darlehen gegenüber darin, daß bie Geſellſchafter Rech— 
nungsablage fordern fönnen, und daß der. Tob des Inhabers der 
Firma die Geſellſchaft aufhebt. Allerdings kann man nun aud) diefe 
beiden Punkte in einem Darlehensvertrage feitfegen; allein wir müffen 
behaupten, daß ein ſolches Darlehen, ſchon dann, wenn es nicht mehr 
an einem einzelnen Geſchäfts, ſondern an dem gefammten Unter: 
nehmungsgewinn betheiligt fein will, eben fein Darlehen mehr 
ift, fondern eine ftille Geſellſchaft. Man ſoll daher jagen, daß jedes 
Darlehen, welches Eines jener brei Momente — Theilnahme am Unters 
nehmungsgewinne, Einſicht in die Geſchäftsführung oder Auflöfung durch 
den Tod enthält, eine ftile Geſellſchaft, und damit hie beiden 
andern fehlenden Momente begründet. Nur fo ift aus der Unficherheit 
Binauszulommen, welche über dieſen Begriff ſowohl in der Geſetz⸗ 
gebung als in der Nechtölehre ſchwebt. 

U. Die Offene Geſellſchaft enthält nun beide Momente zus 
gleih, das wirthſchaftliche und das perfönlice; fie ift daher die Ein 
heit des ganzen wirthſchaftlichen und perſönlichen Lebens und Willens 
innerhalb der durch den Geſellſchaftsvertrag feſtgeſetzten Einyet web 
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Unternehmens; aber fie unterſcheidet ſich von der societas omnium 
bonorum eben dadurch, daß ſie an ſich eine Organiſation hat, und 
daß dieſe öffentlich anerkannt iſt. Die Organiſation beſteht in der 
vertragsmäßig vollzogenen Wahl des Chefs, der damit zugleich die 
Firma führt; die öffentliche Anerkennung in der Aufzeichnung ter Ge: 
ſellſchaft und ihres Firmainhabers, fei e8 Einer, ſeien es mehrere. 
Darüber ift man fidh einig. Das äußere Necht der offenen Geſellſchaft 
liegt in der unbedingten Haftung aller Gefellichafter für jedes Gejchäft, 
das der Inhaber der Firma mit der Yirma vollzieht; dagegen ftehen 
alle Rechte und Berpflichtungen, welche nicht dem Unternehmen an« 
gehören, außerhalb der Geſellſchaft und erfcheinen ala Einzelrechte und 
Pflichten. Das iſt der Einn des $. 119 des Handelsgeſetzbuchs. Die 
wirthichaftliche · Selbſtändigkeit des Einzelnen wird dann wieder her⸗ 
geſtellt durch die Abrechnung und ihr Ergebniß; wir müſſen daher 
ſagen: in der offenen Geſellſchaft iſt das Einzelrecht am Kapital 


aufgehoben, aber es erſcheint wieder im Unternehmungs-⸗ 


gewinn. Deßhalb muß man conſequent ſo weit gehen, zu behaupten, 
daß der nach Rechnungsabſchluß ſich ergebende Unternehmungsgewinn 
des einzelnen offenen Geſellſchafters auch dann, und zwar als Dar— 
lehen, Einzeleigenthum des letztern bleibt, wenn derſelbe es mit dem 
Kapitale der Geſellſchaft wieder vereinigt oder es gar nicht bezieht. Es 
ſollte Grundſatz ſein, daß eine Verſchmelzung dieſes Unternehmungs⸗ 
gewinns — rechnungsmäßigen Gewinnantheils des einzelnen offenen 
Geſellſchafters — auch nicht durch einſeitigen Beſchluß aller ſtillen Ges 
ſellſchafter Geſellſchaftskapital werden kann, weil damit die wirthſchaft⸗ 
liche Selbſtändigkeit des Einzelnen und conſequent fein ganzes ivirths 
ſchaftliches Privatrecht aufgehoben wäre. Die Frage wäre wohl der 
Erörterung werth, denn ſie würde die Grundlage der Anwendung des 
Privatrechts auf das Geſellſchaftsrecht werden. Doch dürfen wir durch 
Einzelheiten nicht das Geſammtbild ſtören. 

II. Die Commandite entſteht nun da, mo das Bedürfniß der 
Eelbftändigfeit innerhalb der Einheit, die durch die offene Geſellſchaft 
bi3 auf den ausgerechneten Unternehmungsgewinn vollftändig mirth: 
Ichaftlih und perfönlid zu Grunde geht, fich wieder Bahn bricht, und 
zwar dadurh, daß ein Theil der Theilnehmer dem Unternehmen nur 
einen beitimmten Theil ihres Kapitals und ihrer wirthſchaftlichen Selb: 
ftändigfeit übergeben, während ein anderer Theil ihre ganze Wirthichaft 
mit dem Unternehmen verjchmelzen. Die Commandite ift daher eine 
Berbindung der ftillen mit der offenen Gefellfhaft. Das 
organiſche Princip derfelben it, daß die Elemente der offenen Gelell: 
Schaft, welche eben die ganze mwirthichaftliche Perſönlichkeit des Theil 





nehmers umfaffen, die der ftillen Geſellſchaft, melde nur ein wirth⸗ 

ſchaftliches Element geben, vertreten und beherrichen. Die Commanbite 
von dieſem Standpunlkt aus ift daher, mie fie aud das Handeld« 
geſetzbuch auffaßt und barftellt, eigentlich gar nichts Eigenthümliches, 

und fäme nicht das folgende, als das eigentliche Wefen der Commanbite, 

hinzu, fo müßte man fagen, daß ſchon die ganze Aufftellung diefer 
Geſellſchaftsform eine leere Formalität wäre, da man einfach mit der 
Beftimmung hätte ausreichen können und alfo auch follen: die Coms 
manbite entfteht, wenn die offene Geſellſchaft ftile Geſellſchafter auf: 
nimmt. Daher denn aud jenes gewiſſe Gefühl der Unficherheit, das 
fi in den Lehrbüchern über dieſes ganze Gebiet verbreitet. Dennoch 
läßt man es nicht fallen, weil man fühlt, daß ber Kern der Coms 
manbite eigentlich ein anderes, viel weiter greifendes Verhältniß ift. 

Eie ift nämlich ihrem höheren Weſen nad diejenige Gefellfchaft, bei 
welcher ein Theil fein perfönlihes und ein anderer Theil fein 
Güter: oder Werthlapital hergibt. Der Complementar iſt 

in Wahrheit jemand, der durch feine perfönliche Fähigkeit, und zwar 
ohne nennenswerthes Vermögen, mit dem Kapitale anderer ein Unter: 
nehmen gründet und führt, und der biefe Kapitalstheilnehmer deßwegen 
findet, weil er mit feiner ganzen wirthſchaftlichen Exiftenz die (wirth⸗ 
ſchaftliche) Verantivortlichkeit des Unternehmens übernimmt. Die Coms 
mandite ift daher ihrem Weſen nad die Vergefellfchaftung von 
Kapital und höherer wirthfhaftlier Arbeit, und zwar in 
Beziehung auf den Unternehmungsgewinn mit der beftimmten, diefelbe 
von der ftilen Geſellſchaft ftrenge ſcheidenden Aufgabe, das in der 
geiftigen Arbeitöfraft Iiegende Kapital dadurch zu einem wirthſchaft⸗ 
lichen Werth zu erheben, daß ihm ein bon der wirthichaftlichen Einlage 
unabhängiger Antheil an dem Unternehmungsgewinn vertragsmäßig 

zugefihert wird. Das ift ihre große Funktion, und in biefem Sinne 
follte die Commandite in jedem guten Lehrbuch des fogenannten Han: 
delsrechts behanbelt werben. Wir fagen daher, daß die Commandite 
in ihrer wahren Idee erft dann erfannt fein, und auch erft dann ihr 
wahres Recht finden wird, wenn man fie ihrem eigenften Lebensprincip 
nad als eine jener großen Erſcheinungen betrachtet, in welchen das 
fociale Gefeg der auffteigenden Klafjenbeivegung ſich auf privatrecht ⸗ 
lichem Wege vollzieht, ohne daß man, wie ba8 fo häufig gefchiebt, 

das eigentliche Weſen deſſelben recht erkennt. Und jene fo viel hin 
und ber geworfene Idee des Complementard ift ihrerfeits zuletzt nichts 
anderes als die zum juriftifchen Ausbrud gelangende Anerkennung der 
Berechtigung des geiftigen Kapitals zur Führung und Herrſchaft über 
das Güterfapital. Allerdings genügt die Commandite dieler Ken 
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Idee Teineswegs; es müflen noch ganz andere Erfcheinungen und Kräfte 
auftreten, um in jener Frage einen weſentlichen Yortichritt zu ge 
winnen, und wir können ſchon bier bemerken, daß diefe Erjcheinungen 
fih erft im Vereinsweſen Bahn drehen. Denn die Commanbite ift 
und bleibt auch in jener Auffaffung eine Geſellſchaft, das ift: fie iſt 
auf ihre Mitglieder beſchränkt, und der Zutritt und Austritt find 
daher felbft wieder Gegenftand eines beſondern Verkehrsakts. Ihr 
Wirkungskreis ift daher ein höchit enger, und vermag nur für einzelne 
Individuen zu wirkten. Um zur Commandite zu gelangen, bevarf es 
hoher mwirthichaftlicher Fähigkeiten; fie ift nur da für ausgezeichnete 
Glieder der nichtbefigenden Klafje, und vermag daher auch nur den 
Beften und — den Ölüdlichen zu geben, was das Kapital bieten Tann; 
für die ganze Klafje ift fie nicht vorhanden. Daher erflärt es ſich 
wohl auch, wenn jeder Gedanke an jene fociale Bedeutung bisher in 
der rein privatrechtlichen Behandlung der Sache untergegangen ift, und 
mir aus dem Handelsgeſetzbuche auch bier nichts herausleſen können, 
als eben jeine Paragraphen. Aber auch da wird die Zeit nicht ferne 
fein, wo mir weiter geben. 

IV. Denn wenn in der Commandite daher fchon die höhere ethiſche 
Idee des Vereins halb verftedt ruht und der Uebergang aus der Ge 
jelihaft zum Vereinsweſen daher mehr geahnt ala bewiejen erden 
kann, fo ift diefer Uebergang ganz unzweifelhaft audy der Form nad 
vorhanden in der Commandite auf Aktien. Wir haben uns ſchon über 
die völlige Unflarheit und Unhaltbarkeit dieſer blinden Schöpfung des 
Handelsgeſetzbuchs ausgelprocen. Es iſt nur zu verwundern, weßhalb 
man nicht auch eine ſtille Geſellſchaft auf Aktien daneben hin— 
geſtellt hat; denn es iſt abſolut kein Grund vorhanden, die letztere 
nicht eben ſo gut als die erſtere anzuerkennen. Doch werden wir hier 
nicht weiter darauf eingehen. 


So iſt nun damit das Gebiet und Syſtem der Geſellſchaften er⸗ 
ſchöpft. Das Geſammtreſultat dieſer Betrachtungen iſt im Verhältniß 
zu dem Vereinsweſen, als einem Ganzen, kein bedeutungsloſes. Es iſt 
klar, daß ein großer Fortſchritt in dieſen Geſellſchaften gegenüber den 
Gemeinſchaften in den Geſellſchaften vorhanden iſt. Sie haben bereits 
dauernden Zweck und eigene Organiſation. Der Keim des eigentlichen 
Vereinsweſens iſt in ihnen unzweifelhaft lebendig. Allein ihrer ganzen 
Natur nach ſind ſie auf individuelle Elemente angewieſen. Ihr 
Entſtehen, ihre Dauer, ihre Wirkſamkeit hängen von dem Einzelwillen, 
ja von ganz perſönlichen Motiven ab; wo dieſe da ſind, entſtehen ſie; 
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wo die ganz perfönlichen Kräfte ihnen entſprechen, blühen fie; wo fie 
mangeln, geben fie unter. Sie find daher fehr wichtig und mächtig, 
aber fie vermögen nie bie große Idee des Vereinsweſens anders als 
für die Einzelnen zu vertvirklichen. Sowie es ſich um allgemeine, das 
Gefammtleben betreffende Fragen und Aufgaben handelt, find fie ohn⸗ 
mächtig. Je weiter daher das Gefammtleben fortfchreitet, um fo mehr 
treten fie in den Hintergrund, und theild aus ihnen felber heraus, 
theil® an ihrer Stelle bricht ſich die höchſte Geftaltung des Vereins. 
weſens, die ber eigentlichen Vereine, Bahn; und dieſe zu betrachten ift 
nun die Aufgabe des Folgenden. 


B. Das Spftem der Vereine. 


Wir haben nun ſchon dad Weſen der Vereine hinreichend gegenüber 
den übrigen Formen der perfönlichen Vereinigungen beftimmt und glauben 
nicht, darauf zurüd kommen zu follen. Die Vereine find diejenige Ge 
ftalt der Einheit, in welcher die Einzelnen ſich durch eignen Willen 
die einheitliche Perſönlichkeit ſelbſt fchaffen, felbft den Willen derjelben 
beftimmen, und fie felbft nad) der von ihnen gefeßten Aufgabe ver- 
alten. Sie find daher zwar verfchieden in ihrer Entftehung, aber fie find 
gleich im Wefen und Recht ihres Organismus und ihres Zwecdes. Sie 
können nämlich entftehen, indem der Zweck der Vereinigung die Löfung 
irgend einer Aufgabe bes gefammten Lebens, die Vereinigung an und 
für fih zu einem Verein erhebt, ober aber indem die Natur ihrer 
Mittel, durch welche ihre Thätigfeit dad Moment der Begränzung auf 
beftimmte Mitglieder und ihre fpecielen Intereſſen verliert, fie faktiſch 
zu Vereinen macht, während fie formell nod als Gefellihaften ers 
feinen. Aber ob fie nun in diefer ober jener Weife entftehen, bleiben 
fie ſtets Vereine, wenn auch, tie bereit? angebeutet ward, die Art 
ihrer Entftehung einen nicht unweſentlichen Einfluß auf die innere 
Entwidlung ihres Rechts hat. Und damit ftehen wir nun vor ber 
Frage, was denn eigentlich der Begriff und Sinn des Wortes Syftem 
des Vereins bebeutet. 

Bir glauben doch, es hier bezeichnen zu müffen. Das Natürliche 
und Einfache ſcheint nämlich zu fein, daß man für diefes Syſtem bei 
der gewöhnlichen Auffafjung des Vereins ftehen bleibt. Thut man daß, 
fo ergibt ſich Folgendes. Die Verſchiedenheit der Vereine, deren organische 
Einheit dad Syſtem derfelben ift, kann dem Dbigen zufolge nur in 
einer Berfchiedenheit ihrer Bivede liegen. Der Begriff des Vereins 
fordert, daß der Zwed berfelben innerhalb der Berürfniffe des Ge 
ſammtlebens Tiege. Cine Verſchiedenheit des Bivedes ift daher nur 
denkbar ald Beziehung der Vereine eben auf diefe Zinede ver Benin 

Stein, bie Bermaltungslehre. I. 8. 7 
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Schaft. Nun aber gebt die ganze Verwaltungslehre bavon aus, daß 
die Verwaltung der für fich felbft in der Entwidlung der Einzelnen 
in organifcher Weife thätige Geift iſt. Es ergibt fi) daraus, daß es 
fo viele Bereine geben kann, als es Zwecke der Menſchheit gibt; es 
ergibt fich aber zweitens, daß die Vereine nicht an und für fi ein 
Syſtem haben, ſondern daß das Syſtem jener Zwecke eben felbft das 
Syſtem der Bereine if. Oder, was jett wohl dafjelbe beveutet, das 
Syſteme der Vereine ift nichts anderes ala das Syitem der Ver 
waltung felbft; denn in der That find ja die Vereine nicht etwas 
neben der Verwaltung ſtehendes, fonvern fie find vielmehr bie freie 
Form für die Verwaltung der einzelnen Zwecke oder Aufgaben der 
Verwaltung. 

Das ift nun richtig. Allein wir müfjen eben, weil wir das ges 
fammte Leben bier erfaflen wollen, einen Echritt weiter geben und 
auch bier die tieferen Gründe darlegen. 

So frei nämlich au an fich die Willensbeftimmung des Einzelnen 
ift, fo Tann fie filh dennod der Gewalt der Thatjachen, dem Einfluffe 
der wirklichen Lebensverhältniſſe nicht entziehen. Und unter vielem 
„Einfluffe” verftehen wir eine in unferer ftrengen Wiffenfchaft nicht 
etwa irgendwie unbeſtimmte Gewalt, jondern vielmehr die Macht, ihrer: 
feitö auch die Vereine zu erzeugen, ſo daß der freie Wille, aus dem 
fie hervorgehen, alsdann mehr der Ausdruck diefer innern Natur ihres 
Objekts als eine abftracte Selbftbeitimmung iſt. Allerdings nun aber 
fann das wieder nur für einen eng begränzten Theil des Vereins der 
Tal fein; das Mejentlihe wird immer die freie, den Verein felbft 
ſchaffende That bleiben. Faßt man das aber zufammen, fo ergibt fidh, 
daß man in diefem Sinne allerdings von Arten der Vereine fprechen 
muß. Es iſt aber nothivendig, fie zu ſcheiden, weil fie aus verfchiedenen 
Gründen entjtehend, auch im Gefammtleben in jehr verſchiedener Weife 
funftioniren. Die elementaren Kräfte, aus denen fie hervorgehen, find 
auch bier wieder der gegebene Örundbefit und feine beftimmten 
Bertvaltungsbedürfnilfe, dann die ©leichartigfeit der gewerblichen 
Intereſſen und Forderungen, und endlidy drittend die felbftändig er- 
fannte Kraft des höheren, allgemeinen Zweckes, dem die Einzelnen 
entweder vermöge der Gewalt der Mittel unterthan werden, wie bei 
den Aftien, oder fih ihm frei und felbitthätig unterordnen, indem fie 
ihn ſelber fchaffen. 

So entſtehen die drei großen, innerlich und äußerlich verfchiedenen 
Grundformen des Vereins. Aus dem Grundbeſitz und feinen Berhält- 
nifjen entftehen die Vereine, melde mir die Verbände nennen; aus 
der Gleichartigleit der gewerblichen Bedürfniſſe diejenigen, welche wir 





als die Genoffenfhaften bezeichnen und aus der freien Gemeinſchaft 
des Zivedes die eigentlihen Vereine. Aber erft in biefen ift wieder 
die Höhe des Vereinsweſens erreicht, und erft fie find im Stande die 
Idee defielben in Inhalt und Umfang zu verwirklichen. Daher tritt 
und auch hier wieber biefelbe Erſcheinung entgegen, ber wir immer bes 
gegnen. Verbände und Genoffenichaften find unfertige Vereine; fie 
ftreben daher felbft wieder, Vereine zu werben; und in diefem Sinne 
haben wir das Verhältnik im Einzelnen darzuftellen. 

Haben wir zu flirten, daß jemand uns des Schematismus ober Forma- 
tismus anflagen wird, der über die Sache wirklich naddentt? — Klagt jemand 
die Naturwiſſenſchaft mit ihren taufend und taufend Eintheilungen an? Und 
follte des Menſchen Leben nicht weniger reich, weniger organifch fein wie bie 
Natur? — Es wird umfonft fein, fi der Nothwenbigkeit biefer organiſchen 
Auffaffung erwehren zu wollen! — 


I Die Verbände als Uebergang von der Eelbftverwaltung zum 
Vereinsweſen. 

Es liegt in der Natur derjenigen Vereinsform, welche wir die 
Verbände nennen, daß wir ihr Weſen und ihr Recht am beſten ver— 
ſtehen, wenn wir dabei auf das Gemeindeweſen zurückgreifen. 

Wir haben die Gemeinde als denjenigen Körper der Selbſtver⸗ 
maltung bezeichnet, in weldem die Gefammtheit der, durch die Einheit 
eines beftimmten Grundbeſitzes gegebenen Gefammtinterefjen der Selbit- 
verwaltung unterzogen werben. Geht man nun davon aus, fo ift es 
Har, daß zwei Fälle eintreten fönnen. Es Tann erſtlich gewiſſe ganz 
einzelne Interefien und Aufgaben geben, melde vermöge der Ver- 
hältnifje des Grundftodes, dem fie angehören, fich überhaupt an eine 
Gemeinde und mithin auch an ihre Form und ihre örtlich begränzte 
Verwaltung nicht binden laffen; und es Tann zweitens Aufgaben und 
Intereſſen geben, melde, an die Berhältniffe des Grundbeſitzes an ⸗ 
fchließend, eigentlich ber Gemeinde gehören, aber aus hiftorifhen Grün: 
den nicht in die Verwaltungsthätigkeit derſelben aufgenommen find. 
Dennoch müffen diefe Aufgaben vollgogen werben; und zwar wird bie 
Vollziehung berfelben aus dem Intereſſe der Grundbeſiher felbft her⸗ 
vorgehen, indem bie letzteren Vereine für diefe Aufgaben bilden. Alle 
diefe Vereine nun haben das gemein, daß ihre Mitgliedſchaft durch 
den Befig von Grundſtücken bebingt ift und daß fie daher auch örtlich 
begrängt find. Dadurch haben fie in ihrer ganzen Drganifation den 
Charakter von Gemeinden. Uber fie unterſcheiden ſich ftrenge von den» 
felben, indem fie nur eine ganz beftimmte Aufgabe, die an dem Ber 
bältniffe des Grunbbefiges anſchließt, übernehmen. Sie beruen \eruer 
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auf dem Intereſſe und dem Bebürfniß der Befiger, und geben daher 
ftetS urfprünglich von dieſen aus; allein das Intereſſe ift zugleich ein 
Öffentliches, und fo wie die Verwaltung fortichreitet, Tann fie die Er⸗ 
fülung deſſelben nicht mehr einfeitig der Willkür der Einzelnen über 
laffen, fondern erfennt viefelbe als eine ihrer Verwaltungsaufgaben an, 
und gebraudht dann die Form des Vereins, um fie defto beiler und 
fiherer zu erzielen. Aus demfelben Grunde greift fie dann auch an« 
fänglid in die Thätigfeit diefer Vereinigungen hinein, und behält fidh 
zum Theil fogar direlt die Zeitung vor; ja fie geht im Namen des 
von demſelben vertretenen Intereſſes joweit, die Vereinigung geradezu 
zu befeblen, und auf diefe Weile aus dem an fich freien Berein ein 
Organ der amtlichen Verwaltung zu machen. Die natürliche Folge ift, 
daß dadurch entweder die Freiheit der Vereinigung untergeht, oder daß 
fih diefe Vereinigungen zu reinen — wirthichaftliden — Vereinen er: 
heben, oder enblih, daß fie bei höherer Entwidlung der Eelbitvers 
waltungskörper in diefe übergehen. Solche Vereine nennen wir nun 
die Verbände. Es kann daher für jeve Aufgabe der Selbftverwaltung 
ftatt der Gemeinde ein Verband beftehen; aber berjelbe wird nur dann 
Dauer haben, wenn entweder die Gemeinde vermöge ihrer örtlichen 
Gränze nicht fähig ift, die Sache in ſich aufzunehmen, oder die Natur 
der lebteren einen Uebergang in die Erwerbsgeſellſchaft unthunlich er- 
fcheinen läßt. 

Auf diefer Grundlage ericheinen nun zwei Hauptformen der Ber: 
bände; mir nennen fie die Vertwaltungsverbände und die eigentlichen 
Derbände. 

Die Verwaltungsverbände find diejenigen, bei denen eine, 
ihrer Natur nad) ala Gemeindeverwaltung angehörige Aufgabe durch eine 
beitimmte und geordnete Anzahl von Grundbefitern verwaltet wird. 
Dahin rechnen wir namentlih Schulverbände (die in Preußen Eo: 
cietäten heißen), Wegeverbände und Armenverbände. 

Die eigentliben Verbände dagegen entjtehen zunächſt durch 
die Nothwendigkeit, die Gefahren gemeinjchaftlich zu befämpfen, mwelce 
die Elemente bringen, und dann aus der Möglichkeit, die Benußung 
der Clemente durch gemeinſchaftliche Kraft zu erzielen. Sie jcheiden 
fih daher in die Verbände des Waſſerweſens und die Verbände 
des Feuerweſens. Die erfteren find vorzugsweiſe die Deich verbände, 
die leteren die Brandſchadenverbände. 

Der natürliche Gang der Entwidlung ift nun der, daß die Verwal: 
tung3verbände bei guter Gemeindeverfaflung in die Gemeindeverwaltung 
übergehen und dadurch verſchwinden; während die eigentlichen Verbände 
vielmehr fich zu wirthichaftlichen Erwerbsgeſellſchaften (|. unten) entiwideln, 
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theils zu Ent: und Bemwäfferungsgefellfchaften, die ihrer form 
nad) den Geſellſchaften, ihrem Weſen nad) ben Vereinen angehören, theils 
zu Verfiherungsgefellfhaften, die ganz in das wirthſchaftliche 
Vereinsweſen fallen. Nur Ein Gebiet ift fähig die Natur ber eigentlichen 
Verbände fi zu erhalten, und das ift das Wafferwefen, und in 
demfelben wieder fpeciell dad Deichwefen, bei dem ſowohl ber Erwerb 
als die Begränzung auf die Gemeinde ausgefchloffen bleiben. Das 
Ent: und Bewäſſerungsweſen dagegen kann ganz den Charalter einer 
Erwerbögefelichaft annehmen, wenn durch Ent: und Bewäſſerung her⸗ 
renloſes Gebiet durch Capitalsverwendung gewonnen wird, während 
da, wo es fih nur um das Waſſer ald Probuftivfraft handelt, bei 
der Ent: und Bewäſſerung urbarer Felder, der Verband den Charalter 
einer Gefellihaft behält. So ſehen wir hier das ganze Gebiet ber 
Verbände auf ein engftes Gebiet ſich zurüdziehen, und von der höhern 
Entwidlung der Gemeinde einerfeit® und des Vereinsweſens anderſeits 
aufgefogen werben. Mit Recht jagen wir daher von biefer Gruppe von 
Erſcheinungen fo gut wie von ber folgenden, daß fie in der That nur 
die Uebergangsformationen von Selbftvertaltung und ftaatlihen An- 
ftalten zum eigentlichen Vereinsweſen barbieten. Sie find in biefer 
Beziehung von großem Intereſſe; es würde und aber zu meit führen, 
ihre Geſchichte und Verhältniſſe im Einzelnen hier zu verfolgen. 


Es ergibt fih aus der obigen Natur der Verbände, baß ihre Blüthe, ja 
ihre Eriftenz eben von dem Grabe abhängen, in welchem das Gemeindeweſen 
einerfeits, und das Vereinsweſen anderſeits in einem Lande ausgebildet find. 
Daher denn auch die höchſt verſchiedene Stellung, bie fie teils in den einzelnen 
Ländern, theils in ben verfdiedenen Zeiten einnehmen. In England find 
eigentlich die Gemeinden zum großen Theil, mawentlih auf dem Lante, nur 
eine Einheit von BVerwaltungsverbänden, da Wegeweſen, Bemäfferung, Ber 
leuchtung, vor allem aber das Armenmwefen durch lauter ſelbſtändige Verbände 
verwaltet werben und biefe daher eigene Geſetzgebungen hervorgerufen haben. 
Bgl. z.B. Gneift, Engl. Verwaltungsrecht II. $. 111. Die Working Houses 
und die Unions find eben nichts als Armenverbände, welche mehrere Gemeinden 
umfaffen. In Frankreich gibt es natürlich feine Verwaltungsverbäude, weil es 
überhaupt feine freie Gemeinde gibt. Dagegen ift das Verbandweſen gerade 
hier am erften ausgebildet fr das Waſſerweſen; diefe Wafferverbände zur Ente 
und Berwäfferung find bie Associations syndicales; vergl. Blod, Dict. v. 
Marais und Cours d’Eau; fiehe fpäter unter Waflerweien. In Deutſchland 
haben’ fi) beide Arten ausgebildet; doch find bie Ent- und Bemäfferungsver- 
Hände erft in neueſter Zeit durd) die Entrwidlung der rationellen Sanbwirthfejaft 
entftanden, während bie Deichverbände uralt find, und die Feuerverficherungs- 
verbände, anfänglich (feit dem vorigen Jahrhundert) durch die Regierungen ins 
Leben gerufen und als Zwangsanſtalten aufgeftellt, fi mit unierm Jahchuntert 
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fa allgemein in freie Verſicherungsgeſellſchaften umgeſtaltet haben. Gierke, 
Mechtsgeſchichte der deutſchen Benoffenichaft 8. 85) hat biefe Erfcheinungen unter 
dem Titel: „Werneindeäbnliche Verbände für befondere Zwede“ gefammelt, mr 
"daß bier der „Verband“ wieder Genofienfchaft if. Wir haben in umferer erften 
Auflage dafür den Begriff der „Berwaltungegemeinde” aufgeftell. Das war 
falſch; uns fehlte noch ſowohl der Begriff des Verbandes als der der Genofien- 
Schaft in feiner Unterfeidung von Gejellihaft und Berein. Für das Ganze 
dürfte es genügen, die feſte Begriffsbeſtimmung feftgeftellt zu haben. 


II Die Gensflenfhaften als Mebergang von ber ftänbifhen Corporation 
zum Vereinsweſen. 


Indem mir jet zu den Genoflenfchaften als jelbftändiger Erſchei⸗ 
nung im Vereinsweſen übergehen, müflen wir doch Rechenfchaft davon 
ablegen, warum wir Wort und Begriff überhaupt nicht für das Ver 
einstwejen überhaupt gebraucht haben, um unjere fpecielle Auffaflung 
begründen zu Tönnen. 

Unter Genofjenichaft verftehen wir, dem natürlihden Sprachge⸗ 
brauch nad, ſtets Gejammtheiten von Perſonen, für welche die weſentliche 
Gleichartigkeit der gejellichaftlihen Lage und Stellung die VBorausfegung 
if. So menig wie jemand vernünftigerweile den Großgrundbeſitzer 
und den Bettler in derſelben Gemeinde „Genoſſen“ nennen wird, meil 
fie beide ©emeindeangehörige find, jo menig wird man 3. B. Leute, 
welche bei derfelben Verficherungsanftalt ihr Leben verfichert haben, 
oder Leute, welche gemeinfam eine Volksverſammlung befuchen, als 
„Genoſſen“ bezeichnen. Und auch mirb die deutiche Sprache wohl 
wiflen, weßhalb fie niemals den Landesherrn und den Bürger „Ge 
noflen“ nennt, und ftatt des Ausdruds „Genoſſen“ in der Gefellichaft 
von „Theilnehmern,” bei den Vereinen von „Mitgliedern“ redet. Cine 
eigentliche „Genoſſenſchaft“ ift ohne Gleichartigfeit des Lebenzberufes 
einerfeitö, und ohne ein Bewußtfein der Zufammengehörigkeit vermöge 
biefe Berufes nicht denkbar. Und indem wir daher die von Befeler ange: 
regte und von Gierfe durchgeführte Vorftellung abweifen, daß jede Ge 
meinfchaft der Menſchen „Genoſſen“ enthalte und mithin eine „Genofjen: 
Schaft“ fei, ergibt fi aus dem Obigen der fpecifiihe Einn des Wortes. 
Genoflen find diejenigen im meiteften Sinn, die einen gleichen Leben: 
beruf haben; im eigentlichen Sinn dagegen erft diejenigen, welche ver 
möge dieſes gemeinjamen Berufes dad Gefühl der Zufammengehörigfeit 
befigen; im ftrengjten Sinne dann wieder unter diefen diejenigen, welche 
fih in diefem Gefühle für irgend einen, mit diefem Berufe zufammen- 
bängenden Zweck auch mwirkli vereinigen. Eine ſolche Vereinigung 
beißt dann Genoſſenſchaft. Und jegt ift e8 Har, welche Stellung 
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die Genoffenfchaft mit ihrer fpecifiicden, im Grunde unverfennbaren 
Bedeutung im großen Vereinsleben des Volle einnimmt, und weß⸗ 
halb fie, der ftändifchen Geſellſchaftsepoche angehörend, mehr und mehr 
verſchwindet und dem eigentlichen Vereinsweſen Pla macht. 

Alle Genoſſenſchaft ift nämlich aus dem obigen Grunde ihrem 
Begriffe nach unendlich weit und umfaßt eigentlich die ganze Welt; in 
der Wirklichleit aber ift fie eng, teil fie auf die Zahl derjenigen 
beichräntt ift, melde an einem und bemfelben Drte ben beftimmten 
Lebensberuf vertreten. Und in diefen beiden Momenten liegt dann nun 
aud das Weſen der Gedichte und ber gegenwärtigen Gejtalt der Ger 
noſſenſchaft. Die Gefchlechterorbnung kennt zivar Gilden, aber feine 
Genoſſenſchaft. Sie entfteht erft mit dem Auftreten beftimmter Lebens 
berufe. Sie ift mädtig durch das Bewußtfein, die Vertretung biefer 
Berufe innerhalb einer beftimmten örtlichen Gränze zu haben; das Ber 
mußtjein erzeugt dad Gefühl einer zugleich fittlihen und wirthſchaft⸗ 
lichen Verantwortlichkeit; und daraus geht dann bie Drganifation der 
Genoſſenſchaften als der ſtändiſchen Form ber Vereine hervor, welche 
die Aufgabe der Verwaltung für ihren befondern Beruf übernimmt, 
daher alle Drgane der Verwaltung in ſich felbit erzeugt, und als 
felbftthätiger Organismus aldbann von der Regierung anerkannt wird. 
So entftehen bie geiftlichen und gelehrten Körperichaften, die Zünfte 
und Innungen, und ihnen gegenüber die Genoſſenſchaften des Adels 
in den Nitterbünbniffen und ähnlichen Erſcheinungen. Allein mit der 
fortſchreitenden Gefittung verſchwinden die fcharfen Grängen ber Berufe 
und Arbeiten; bie ſtaatliche Entwidlung übernimmt die Funktion biefer 
Gorporationen, fie werden inhaltslos; eine Zeit lang erhält ſich ihre 
Exiſtenz nody an dem hoffnungslofen Kampf um ihre Vorrechte; dann 
gehen auch dieſe unter, und eö bleibt nicht? übrig als einige einzeln 
daſtehende interefjante Refte der ſtändiſchen Gejelfhaftsorbnung. In 
dieſer ihrer letzten Epoche bleiben ihnen von ihrer alten Bebeutung 
gewöhnli nur noch zwei Dinge. Zuerſt geivifle äußere, altherge⸗ 
brachte Formen, melde einftend eine gute, oft fehr finnige Beveutung 
hatten und bie man ehrte und liebte, meil fie mit dem Kampfe und 
Siege des Berufes über die ftrenge Gefchlechterorvnung, und damit 
dem Beginn bed Bürgerthums auf das Innigſte verflochten waren; 
dann aber zweitens, neben biefen Gebräuchen eine Einigung für bie 
Unterftügung bülfebebürftiger Genoffen. Die neue Zeit, welche nun 
die Grängen ber Berufe verwiſcht, hebt alles auf, was früher die Ge 
noſſenſchaft bebeutet; aber jene beiden letzten Elemente läßt fie be 
ſtehen, und zwar das erftere gleichſam als Verkörperung des hiftorifchen 
Bewußtſeins, das Iehtere, weil e3 der Hülfsthätigleit nie zu 
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geben kann. Allein die Nothwendigkeit und der Werth eines gewiſſen Zus 
fammengehörens der „Genofien” erhält fi; Daher Dann die Erfcheinungen, 
welche es möglich gemacht haben, auch jet noch den Begriff der Genofien 
beizubehalten. Ein Theil der alten Genoflenfchaften wird nämlich zu 
Staatsanftalten, namentlich die Genofienfchaften der geiftlidhen Be 
rufe; aus andern macht der Staat Vertretungen mit gejetlich vorgefchries 
bener Drganifation, Thätigfeit und Recht, wie z. B. die Lehrerverſamm⸗ 
lungen; noch andere ſucht er gefehlich zu erhalten, wie die Gewerbs⸗ 
genofjenfchaften in den neuen Gewerbeorbnungen; noch andere werben 
Gemeindeanftalten, wie die Spitäler für Bürger, Bürgerhäufer 
u. f. w., und nehmen den Charalter und das Recht von Stiftungen 
an, wenn fie ein eigenes Vermögen befigen; noch andere gehen zu rein 
gejelligen Vereinen über, oft mit allerlei Förmlichkeiten, wie die Stu: 
dentenverbindungen; aber noch andere, und diefe werden wir die 
eigentlihen Genofjenfhaften der ftaatsbürgerlihen Geſellſchaft 
nennen, werben ober bleiben Hülfsvereine mit Beſchränkung auf 
Mitglieder eines beftimmten Lebensberufes, wie namentlich 
beim Bergbau bie Bruderladen und Knappſchaftskaſſen, Unterftügungs: 
vereine oder Bildungsvereine der Studenten und andere. Allein fie 
find nicht mehr im Stande, neben dem freien Vereinsweſen eine grös 
Bere Bedeutung zu erhalten; ihre eigentliche Aufgabe wird von ben 
Vereinen übernommen, und wir verlaflen in ihnen daher die hiltorifche 
Form des Vereinsweſens, um zu der freien Geſtaltung des lebteren 
überzugeben. 


Bähr Hat in feinem Rechtsſtaat eben jo wie das deutfche Privatrecht 
und wie die Geſchichte von Gierke den Begriff der „Genoſſenſchaft“ als allge 
meinfte Form des Bereinsweiens angenommen. So hoch wir ihn in Princip 
und Ausführung feiner Ideen ſchätzen, fo bleiben wir doch überzeugt, daß er, 
wenn er aus der allgemeinen Borftelung in die Forderung einer organischen 
Auffaffung Hineingetreten wäre, die Unklarheit der erfteren aufgegeben Hätte. 
In der That ift ja auch von einem, dem juriftifchen Bemwußtjein genügenden 
Rechtsſyſtem fonft wohl feine Rebe. 


III. Das Vereinsweſen. 
Grundlage. Berhältniß zur Staatsverwaltung. 


Somit ftehen wir jett vor dem Schluffe der Darftelung aller ver 
Organismen, durch welche die Nothivendigfeit der Menſchen unter ein« 
ander eine Gemeinſamkeit des Lebens, des Willens, der Güter und 
jelbit der That erzeugt. Wirft man einen Blid zurüd auf den Weg, 
den wir zurückgelegt haben, fo erjcheint ein Hauptergebniß. Sn allen 
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bisherigen Formen der Verbindung haben fi) immer nur einzelne 
Elemente des Vereins volle Geltung verſchafft. Das Weien des Ver 
eins bat bisher noch nirgends feinen ganzen Ausbrud empfangen; 
erſt der Verein im eigentlihen Sinne bes Wortes ift daher fähig, alle 
Momente de3 menfhlihen Lebens mit freier Selbftbeftimmung ber 
Theilnehmer zu umfaflen. Erſt bei dem eigentlichen Verein ftehen wir 
daher vor dem Drgan, welches bie Idee der freien Verwaltung erfüllt, 
und daher dem Leben der ftantsbürgerlichen Geſellſchaft entſpricht. Hier 
ift daher, bei dem unendlich reichen Leben, welches die eigentlichen 
Vereine in unferer Zeit entwwideln, die Nothwenbigfeit eines feften 
Syſtems boppelt nothivendig. Und deßhalb muß man fih vor allem 
darüber einig fein, welches Princip man biefem Eyftem zum Grunde 
legen will. Denn ein twillfürlihes, aber zivedmäßiges Spitem gibt 
es nicht. Die organiſche Grundlage deſſelben aber ift folgende. 

Seinem Begriffe nad umfaßt nämlich das Vereinsweſen bad 
ganze Leben der Menfchheit; feiner Idee nach ift für ihm Fein Zwed, 
keine Aufgabe zu hoch; feiner Kraft nach vermag er alles, was über: 
haupt durch die Vereinigung hervorgebracht worden. Das ift es, tor 
durch er dem Staate jo innig verwandt und fähig ift, die Funktionen 
deffelben zu übernehmen, fo daß tie bereit8 bemerkt, der Verein von 
jeher einer beftimmten Richtung der Rechtöphilofophie felbft ala die 
Grundform des Staats, ja der Staat felbft als ein Verein erſchien. 

Allein das zweite weſentliche Moment des Vereins ift die Be 
ſchränkung auf einen einzelnen beftimmten Zmwed. Nur der Staat 
ift die Einheit der Zwece in ihrer höchſten Geftalt; der Verein kann 
daher nur da eintreten, two innerhalb des Staates eine felbftändige 
Aufgabe, eine eigene durch das höchſte Weſen deſſelben gegebene Funt« 
tion beflelben auftritt. Der Verein ift daher die felbitbeftimmte Vers 
einigung für eine folde einzelne beftimmte Funktion des Staats. Und 
ift es num das, fo ift damit auch die Grundlage des Syſtems des Vers 
einsweſens im engern Sinn, und zwar weſentlich in feiner Unterſchei⸗ 
tung von allen biöher. dargeftellten Formen ver Vereinigung gegeben. 
Das Vereinsweſen fann darnach gar fein anderes Eyftem haben, als 
das Syſtem jener Aufgaben und Funktionen des Stants ſelbſt; es ift 
fein Zweifel, daß dieß Eyftem der Vereine fein anderes ift, als das 
des Staatslebens felbft. Und fo wie das feftfteht, ift aud bie 
Grundlage des ganzen Vereinsweſens gegeben, in welches jede Art 
der Vereine fich gleihfam von felbft hineinordnet. 

Nun haben wir im Staate die beiden großen Grundformen ter 
Verfafjung und der Verwaltung geſchieden. Die Verhältniffe beiber 
tönnen natürlich Gegenftand von Vereinen werden; und fo exikeinen 
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zunächſt die beiden Grundformen des Vereinsweſens überhaupt. Wir 
nennen fie bemgemäß die politifchen und im Gegenfaß zu denſelben 
bie Verwaltungsvereine, welche letztere man fehr häufig wieder 
als eigentliche öffentliche Vereine bezeichnet. 

Jede diefer Haupigruppen ericheint nun wieder ald ein Syſtem; 
die Darlegung deſſelben im Einzelnen ift die Aufgabe des Folgenden. 
Die Elemente find einfach. 

“ Die politifchen Vereine theilen ſich zunächſt, auf den Willen des 
Staats gerichtet, in foldhe, welche den Organismus des Wollens, oder 
die Beſchlüſſe defjelben zum Gegenftande haben. Die Grängen find 
bier ſchwer zu ziehen ; wir werben ſehen, wie fich dieſes Gebiet geftaltet. 

Die Berwaltungsvereine dagegen theilen ſich nach dem Syſtem 
der Verwaltung in Vereine für die Zwecke des perjönlichen Lebens, in 
denen die geiftigen natürlich bie Hauptſache bilden; dann in wirth⸗ 
ſchaftliche Vereine, und endlich in geſellſchaftliche. Dieſe Thei⸗ 
lung iſt ſehr einfach. Wie aber im Staate, ſo ſind auch im Vereine 
die Gränzen nicht abſolut; der innere Zuſammenhang der Sache erzeugt 
Wirkungen des Vereins der einen Gruppe für die Verhältniſſe der 
andern; es giebt an ſich gar keinen Zweck und gar keine Funktion, 
welche nicht bis zu einem gewiſſen Grade mit allen andern zuſammen⸗ 
hinge. Es iſt daher klar, daß jene formale Scheidung nicht genügt; 
fie gibt eben nur das, mas für jede tiefere Begründung nicht aus: 
reicht, bloß formale Kategorien. Und der Mangel der bisherigen Ber: 
fude, das Vereinsſyſtem zur objectiven Geltung zu bringen, dürfte 
mejentlich darauf beruhen, daß aud die vollflommen richtigen Kate 
gorien den Charakter des bloß Zweckmäßigen annehmen, wenn fte nicht 
als innerlich feft begränzte erjcheinen. 

Diefe innere Begränzung der Arten innerhalb des Syſtems beruht 
nun felbft wieder auf dem Weſen des Vereins. 

Und bier nun haben wir eine Frage zu löſen, melde für das 
ganze Gebiet und die Stellung des Vereinsweſens enticheidend wird. 

Menn nämlich vermöge des obigen Syſtems das Vereinsweſen 
den ganzen Staat in Berfaffung und Verwaltung umfaßt und durch⸗ 
dringt, wenn es fein Gebiet gibt, auf welchem nicht in irgend einer 
Weiſe der Verein mit feiner Thätigkeit und Kraft bineinpringen Ionnte, 
fo fragt es fih in der That, ob dann noch überhaupt eine Staats 
verwaltung nothiwendig ift, oder ob die höchſte Entwidlung derfelben 
nicht für die Zufunft darin befteht, die Berwaltung des Staats 
überhaupt durch das Verein sweſen zu erfegen? 

Die Antwort auf diefe Frage liegt nun nicht in dem Begriff der 
Freiheit des Vereinsweſens. Denn dieſe Freiheit bedeutet eben nur 
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das Recht des Staatsbürgerthums, bie Vereine mit ihrer Kraft und 
Thätigleit zu gründen. Gie fagt uns, daß fie im Entftehen und Wir 
Im nicht von der Willfür der Regierung abhängig find; fie fagt und 
aber nicht, wie weit dann im Verhältniß zu dieler Regierung ihre 
Wirkung geht. Das Syſtem des Vereinsweſens mit feinen Kategorien 
ferner läßt uns das Vereinsweſen an der Seite der Regierung erfcheir 
nen; allein dieß Syſtem hebt die Regierung und ihre Funktion nicht 
auf, fondern verbindet Vereinsweſen und Regierung. Wo alſo 
immer das Vereinsweſen auftritt, da verbindet e8 ſich mit ber Funktion 
der Regierung. Aber welchen Theil dieſer letzteren es übernimmt, und 
was der Regierung übrig bleibt, two die Vereine entftanden find, das 
ift nicht gefagt. Und body ift e8 eine Hauptſache. 

Wir haben nun dieſe Frage erft bei der eigentlichen Bereind: 
lehre und ihrem Syſtem zu beantworten; denn alle anbern formen 
der Vereinigung find eben nod feine Organismen ber vollziehenden 
Gewalt. Bei ihnen ift daher auch eine Theilnapme an ber letztern 
nit vorhanden, und mithin nicht die Frage nach der Gränze ber 
felben. Für das eigentliche Vereinsweſen aber ift fie unabweisbar; fie 
bildet in der That den Ausgangspunft für das formale Syſtem nicht 
bloß, fondern in letzter Auflöfung für das Rechtsſyſtem der Bereine. 

Die Antivort auf diefe Frage ift einfach, wenn auch nicht ober 
flachlich. 

Soll die Einheit des Lebens ihre höchſte Aufgabe wirklich erſüllen, 
ſo muß ſie alle Momente, welche ihrem Zwede dienen können, zu 
ihrem Dienſte herbeiziehen. 

So groß und machtvoll nun auch der Staat mit ſeiner Regierung 
und feiner Selbftverwaltung daſteht, ein Moment vermag er in ſich 
gar nicht, oder doch nicht ganz aufzunehmen und zu erfhöpfen. Und 
doch ift dieſes Moment ein fo wichtiges, daß ohne bafjelbe weder die 
volle Kraft des Staats fid entfalten, noch auch die Gefammtheit aller 
Bedingungen der Einheit und ihrer Wirkfamfeit gefunden werben Tann. 

Dieß Moment ift die Individualität. Im Staat und feinem 
Drganismus find alle Perfönlichkeiten an ſich gleich; feine Drgane find 
zwar durch ihr Objekt, nicht aber durch ihr Recht und Weſen ver 
ſchieden. Der Staat kann daher immer nur mit bemfelben Organe 
daffelbe tbun, und von den Angehörigen immer nur das Gleiche 
fordern, weil alle vor ihm eben gleich find. 

Nun aber find die Einzelnen in Wahrheit nicht gleich. Die Kraft 
für das Gemeinfame zu wirken, die Luft e3 zu thun, die gegebenen 
Verhältnifie, welche den Erfolg ſichern, find eben verſchieden für die 
Einzelnen. Bei höchfter Anfpannung aller Kräfte haben daher Staat uph 
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Eelbfiverwaltung eben vermöge ihres Princips ber Gleichheit in Hecht 
und Pflicht nicht die Fähigkeit, die ganze Kraft der Menfchen für bie 
Thätigfeit der Einheit zu erihöpfen. Erft dann, wenn aud bie Indie 
vidualität in den Dienft der Gemeinſchaft hineingezogen, wenn aud) 
die Ungleichheit der perlönlichen Kräfte mitarbeitet, wird die Gemein- 
ſchaft der Menfchen leiften, was fie wirklich vermag. 

Nun aber ift der Staat an und für ſich unfähig, dieß zulekt ent- 
ſcheidende Element der Individualität durch feine Gefeggebung ober 
Bollziehung zum Dienfte heranzuziehen. Wenn daſſelbe nit frer 
willig berbeitritt und feine Hülfe anbietet, wo es fi um die großen 
Angelegenheiten des Ganzen handelt, wird es dem Ganzen ewig fern 
bleiben. Soll es aber feinerjeit3 herzutreten, fo wird es, mie bie 
PVerfönlichkeit überhaupt, eine Organijation fordern und fi) nöthigen- 
falls felbft erzeugen, vermöge deren er feiner Natur nach wirken fann. 
Und diefe Organilation ift eben der Verein. Der Verein ericheint daher 
nicht bloß mehr als ein freier Organismus der Vollziebung überhaupt, 
fondern als berjenige Organismus, der die Thätigkfeit der Indie 
vinualität in das thätige Leben des Staats eben vermöge 
der Drganifation des Vereinsweſens aufnimmt. Das ift 
das eigentliche Weſen des Vereins und der Stern feiner Bedeutung im 
Staatöleben, der lette und tiefſte Unterfchieb zwiſchen dem Bereins» 
ivefen im ftrengen Sinne des Wortes und den übrigen Formen, die 
wir bisher dargeſtellt haben. 

Sit dem nun fo, fo folgt, daß das Vereinsweſen überhaupt im 
Staatöleben nur da auftreten und wirken fann, wo überhaupt die 
Sndividualität eine Bedeutung hat; während es dort feinen 
Platz finden Tann, wo e3 fihb um eine rein formale, ſich ftets 
gleichbleibende Thätigfeit des Staats handelt. Da wo die leid) 
beit in Recht und Pflicht oberftes Princip und formale Thätigfeit oberfte 
Norm ift, Tann das Vereinsweſen nicht ein Organ der Verwaltung 
werden. Die Gränze zwiſchen Regierung, Eelbftverwaltung und Berein 
liegt daher du, wo der Werth der individuellen Theilnahme am 
öffentlichen Leben beginnt. Und damit ijt auch das Verhältniß bes 
Syſtems des Vereinsweſens zu dem der Verwaltung gegeben. 

Sn der That bedeutet nämlich jeßt der oben aufgeitellte Sat, daß 
das Syſtem der Verwaltung die Grundlage des Syſtems der Vereine 
jei, demnach nicht, daß in jedem Gebiete der Verwaltung Vereine 
nothivendig, nützlich oder förderlich wären, jondern die Aufftellung bes 
Verwaltungsſyſtems ald Grundlage des Vereinsſyſtems bezeichnet uns 
vielmehr nur diejenigen Gebiete des eriteren, innerhalb deren die 
höchſte Aufgabe des Staates des Elementes der thätigen 


109 


Individualität bedarf, um burd bie Einheit aller Kräfte 
Ti ganz zu erfüllen. Und daher dann die Thatſache, daß es ganze 
Gebiete der Verwaltung gibt, in denen das Vereinsweſen überhaupt 
ausgeſchloſſen ift; daher aber auch die zweite nicht minder ber 
deutende, welche man gar nicht hoch genug bei der Beurtheilung bes 
Zuftandes und der Zukunft des Vereinsweſens anfchlagen Tann, daß 
die Wirkſamkeit der Vereine, die Bedeutung derfelben für das Gefammts 
leben, aber unter Umftänden allerdings auch die Gefahr berjelben in 
dem Grade wächst, in welchem ſich die bedeutenderen Individualitäten 
an ihnen betheiligen. Denn während fih im Staate Drgane und 
elementare Kräfte ſchaffend, geftaltend und vernichtend nad) beftimmten 
Geſetzen begegnen, treffen in den Vereinen bie Individuen 
aufeinander. Und das ift das wahre Geheimniß des Vereinslebens, 
die Erklärung feiner Macht wie feiner Unmadt, feines Glanzes wie 
feines Verſchwindens, und endlich feiner Stellung im Ganzen wie im 
Einzelnen des Staatölebens. 

Darnad nun wird dad, was wir bad Syſtem deſſelben nennen, 
leicht verſtändlich. 

Erſte Claſſe. Die politifhen Vereine und die Verbindungen. 

Geht man nun bei ben politifchen Vereinen von dem fo eben dar 
gelegten Geſichtspunkt aus, fo ergibt ſich das Weſen derfelben in folgen: 
der Weife. 

Auch der freiefte Staat Tann, das gleiche Recht Aller zur Ber 
tretung zum Grunde legend, bennod nicht nur nicht Alle zur thätigen 
Theilnahme an der Bildung feines Willens berufen, ſondern er ift, 
eben vermöge feiner organiſchen Natur, nicht einmal dazu im Stande, 
ſich felber die wirkliche Betheiligung aller bebeutenden Individualitäten 
zu fihern. Dennoch werden diefelben Raum für ihre Theilnahme an 
den Fragen des Staatslebens fordern und fuchen. Und das ift ber 
Grund, weßhalb neben und gerade in ber freieften Verfaſſung ſich 
Bereine bilden, welche dieſe Bethätigung organifiren. Ihr Objelt ift 
dann nicht die Verwaltung, fonbern der ala Geſetz erſcheinende Wille 
des Staats, der in der Gejammtheit feiner Beftimmungen — in Ber 
faffung und Verwaltung — das öffentliche Recht bilbet. 

Ein politifher Verein ift demnad ein folder, der vermöge 
feiner vereinten Kräfte eine Aenderung bes beſtehenden öffent 
lien Rechts zu erftreben ſucht. Sein Dbjelt — das, worauf er 
feine Thätigkeit richtet — ift demnach nicht dieſes Recht felbft, fondern 
der Wille derer, melde das Recht zum Gefeh machen, der Geſetz⸗ 
geber. Seine Vorausfegung ift dabei die Ueberzeugung, dag ein 
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beftimmtes öffentliches Recht der Idee des Rechts an fich, der Gerechtig⸗ 
Teit, nicht entfpreche; fein Biel aber ift die Erweckung derſelben 
Webergeugung bei der gejehgebenden Gewalt. Der Inhalt 
der Thätigkeit und Bildung diefer Vereine ift daher nicht etwa 
bloß ein fubjeltiver Gedanke, der fi Geltung zu verichaffen fudht, 
fondern der große Lebensproceß aller Entwidlung, vermöge deſſen das 
geltende Recht, bei feinem Entftehen der Regel nad) gerecht, weil es 
Ausdrud der gegebenen Lebensverhältniffe war, zum ungerechten wird, 
weil diefe Verbältniffe und Principien ſich ändern. Jede neue Geſetz⸗ 
gebung tft daher ihrem innerjten Weſen nad nichts ald der Ausdruck 
diefes Proceſſes. Der politiihe Verein hat daher, feinem innerften 
Weſen nach, weder die Abficht noch die Kraft, jene Ungerechtigfeit zu 
erzeugen, fondern er ift in ber That nur ein Organ, durch welches 
diefelbe zum Bewußtſein gelangt. Er ift daher eine ganz organifche 
Erſcheinung, und es liegt in feiner Natur an fich eben fo wenig eine 
Gefahr oder ein Grund ihn zu verbieten, ala in der Aufftellung einer 
Volksvertretung. Damit er eine Gefahr werde, und damit daher das 
Vereinsrecht für ihn ein weſentlich polizeiliches werde, muß ein anderes 
Moment hinzulommen. 

Dieß Moment beftehbt nun einfach in der Verzweiflung an ber 
Hoffnung, durch den Verein als ſolchen auf die Ueberzeugung der ge: 
ſetzgebenden Gewalt einwirken zu können. Tritt diefe ein, jo muß ber 
Berein entweder feine Thätigkeit einftellen, oder er muß, da er es 
innerlich nicht Tann, durd das äußere Mittel der Gewalt zu wirken 
ſuchen. Sowie das der Fall ift, muß er fich ſelbſt ala Gewalt organi⸗ 
firen. Die Grundlage dafür ift die Verpflichtung des Mitgliedes, feine 
perfönliden Kräfte und Mittel für diefe Gewalt dem Vereine zur Ber: 
fügung zu ftellen. Damit verliert derfelbe feinen Charakter; aus dem 
innern Leben des Menfchen tritt er hinaus, und wird eine Drganifation 
der phyſiſchen Gewalt. Eine ſolche Bereinigung ift nun das, was Wir 
eine Verbindung nennen. Cine Verbindung ift daher ein zur An⸗ 
wendung materieller Mittel auf die gefeßgebende Gewalt beftimmter 
und dafür organifirter politiicher Verein. Daß derjelbe geheim fei, 
it nicht nothiwendig; das Geheimniß ift nur Gonjequenz feiner Ver 
folgung durch die Sicherheitöpolizei. Aber ſchon fein Beſtehen, vielmehr 
noch feine wirkliche Thätigfeit ift im Widerfpruch mit dem Weſen bes 
Etaat3; jein Verbot ift eben daher gleichfalls nur eine Confequenz unb 
enthält deßhalb auch weſentlich nicht erft die Feftftellung, daß eine foldye 
Verbindung an und für fich unrecht fei, denn das ift fie auch ohne Gefes, 
fondern weſentlich nur die gefeßliche Beftimmung von Strafart und Straf 

u maß für die Theilnehmer. Darüber dürfte wohl Fein Zweifel fein. 
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So lange nun ber allgemeinen Weberzeugung in der Verfaſſung 
des Staats überhaupt fein Drgan zu ihrer Geltendmachung geboten ift, 
und der Staat daher die eriteren grunbfäglid von ſich ftößt, find ſolche 
(politifhe) Verbindungen bei lebendigen Völkern eben jo naturgemäß 
und unvermeiblich, wenn auch eben fo beflagenswerth, wie Krankheiten 
eine3 unverftänbig lebenden Menfchen. Sie find gleihlam die Kriege 
erflärung ber Freiheit gegen die Unfreiheit der Verfaffung, und fie find 
als ſolche eine doppelte Macht, weil fie nicht bloß eine an fich gerechte 
Forderung vertreten, fondern weil fie fie mit dem ganzen Nachdruck 
der individuellen Kräfte zur Geltung bringen, die fih an ihnen be 
theiligen. Sowie aber das Volt zu einer Verfaffung gelangt, werben 
fie in dem Grade an VBebeutung verlieren, in welchem die Vertretung 
des Volles an Macht und Thätigkeit gewinnt. So lange baher die 
Freiheit des Volkes fehlt, werden alle politifchen Vereine und Ver: 
bindungen nit etwa gegen einzelne Beftimmungen des beftehenden 
öffentlichen Recht? auftreten oder einzelne Forderungen durchzuſetzen 
ſuchen, fonbern fie werden vielmehr auf die Aenderung bes öffentlichen 
Rechts in feiner ganzen Geftalt hinarbeiten und mit dem Princip 
derfelben den Kampf aufnehmen. Sowie dagegen bie ſtaatsbürger⸗ 
liche Freiheit eintritt, werben fie ſich nur noch gegen einzelne Be 
ftimmungen bes öffentlichen Rechts wenden, und für einzelne Fragen 
die allgemeine Ueberzeugung zu bilden und zu getvinnen fuchen. Während 
fie demnach im erften Falle beftändig ſich an das Stanteoberhaupt rich: 
ten, werben fie ſich im zweiten ftet3 naturgemäß an bie Vollsvertretung 
wenden. Es erllärt fi daraus, daß im erften Falle die politifchen 
Vereine fi überhaupt fpeciell mit den Gefegen über die Verfaſſung 
befchäftigen, währen fie im zweiten Falle vorzugsweiſe auf das Vers 
waltungsrecht und feine Gefeßgebung übergehen. Daher denn die 
weitere Folge, daß in diefem Falle der Inhalt der politifchen Vereine 
fi) mit denen der Verwaltungsvereine verſchmilzt, und jeber auf 
die Verhältniffe der Verwaltung bezügliche Verein, indem er fi mit 
der Gefeßgebung feines beftimmten Gebietes beichäftigt, die Fähigkeit 
gewinnt, felbft zu einem politifchen Vereine zu werben, fo 
daß alsdann bie bisherige Gränze zwiſchen ben politifchen und den Ver⸗ 
maltungsvereinen verſchwindet, und man jeßt eine neue aufftellen 
muß, nad} welcher politifche Vereine diejenigen find, beren Objekt nicht 
mehr das öffentlihe Recht überhaupt, fonbern eben nur dad Ver—⸗ 
faſſungsrecht und feine Anwendung, wie bei Wahlen u. ſ. w. ift, 
wãhrend jeber andere Verein alsdann als ein Verwaltungsverein ers 
ſcheint, auch wenn er gar nicht? im Auge hat, als die Aenberung eines 
Gefeges, wie z. B. Vereine für die Anderung eines Bollgefehes, Kir 


112 


die Aenderung des Wehrgeſetzes u. |. w. Aber auch diefe Gränze ift 
dann natürlich ſchwer im Einzelnen feftzubalten. Doc das nun wird 
wieber dadurch weniger wichtig, weil gerade mit jener Veſchränkung 
auf einzelne Fragen ſolche Vereine meift nicht von Dauer find, und 
ihr Einfluß fich zulegt ftet3 dem Willen der eigentlichen Vollsvertretung 
unterordnet. Daher denn verfchwindet auch jebes Bedenken gegen das 
politifche Vereinsweſen, und die Verbindungen, früher durch den ganzen 
Gang der Entwidlung erzeugt, werben jet wirklich das, ald mas 
fie bis dahin behandelt worden find, entweder wirkliche Verfuche zu 
Verbrechen, oder doch immer an und für fich gefährliche Ericheinungen, 
welche von der Sicherheitsbehörde verfolgt werden. Mit diefer Stellung 
der Verbindungen tritt nun auch die Nothwendigkeit auf, fie principiell 
von den politifchen Vereinen zu unterfcheiden. Dieſe Unterſcheidung 
felbft Liegt nun im Weſen beider. Die Gefahr, welche die Verbindung 
bringen Tann, liegt nämlich in fonft gefunden Zuſtänden ſtets in ver 
Heimlichfeit derfelben; mo alle verfaflungsmäßigen Mittel, der Ueber⸗ 
zeugung Geltung zu verfchaffen, vorhanden find, da Tann ein Verein, 
der fih dem erften Princip des öffentlihen Rechts der Dberaufficht, 
der Deffentlichkeit, grundſätzlich entzieht, vieß eben nur darum thun, 
weil er an nicht verfaffungsmäßige Mittel denkt. Zweitens aber kann 
jede Bereinigung, welche an die Stelle der freien Theilnehmerfchaft 
den Gehorfam gegen den Willen der Zeitung fett, gleichviel ob fie 
eine befannte oder unbelannte, nicht mehr ein Verein fein, fondern fie 
wird auch ihrerjeitd, und zwar wieder ganz gleichgültig, ob ihr Zweck 
ein gerechter oder ungerechter ift, eine Gefahr, und zwar dadurch, 
daß fie mehr phyſiſche Macht in der Hand eines Einzelnen vereinigt, 
ala mit dem Princip der Gleichheit und Freiheit des Staatöbürger: 
thums vereinbar if. Es ergibt fich daher, daß bei völliger Freiheit 
der politischen Vereine die Verbindungen an und für fich ein Unrecht 
enthalten, und daher als verboten und fomit als ftrafbar erjcheinen. 
Mendet man nun diefe Grundfäße auf das Recht und feine Ges 
ſchichte im Gebiete bes politischen Vereinsweſens an, jo find die Grund» 
züge beider far. Man wird am leichtejten die Entwidlung in zwei 
große Epochen theilen. In der erften werden Vereine, Verbindungen 
und Verfammlungen ungeſchieden unter dafjelbe Necht geftellt; meil 
diefe Epoche überhaupt noch feinen Einfluß der organifirten Ueberzeugung 
des Bolfes im Staatöleben will, fo verbietet fie alle zugleich, verfolgt 
fie polizeilih und beftraft ihre Theilnehmer, und zwar nicht bloß vom 
Etandpunfte der Sicherheitöpolizgei und der Orbnungsftrafe, fondern 
vom Standpunkte des Hochverrath3 oder des Verbrechend gegen ven 
Staat. Die Unmöglichkeit dabei, namentlich die Verſammlungen abjolut 
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zu verbieten, erzeugt ben zweiten Satz, daß Verſammlungen und zus 
meilen aud Vereine von ber Behörde erlaubt und unter ihrer 
fpeciellen Aufficht abgehalten werden. Jedoch ift dad Zugeftänbniß, 
daß ein Verein überhaupt zu politifchen Zwecken gebildet und eine 
Verfammlung abgehalten werben dürfe, ein meientlicher Fortjchritt. 
Sowie nun die Verfaffungen ind Leben treten, tritt auch das ein, mas 
bier entfcheidend wird, nämlihd die Scheibung von politiſchen 
Vereinen und Verbindungen, und zwar auf ber einfachen Grund: 
lage, daß bie politifcden Vereine frei find, jedoch anfangs ſtets mit 
Anzeige an die Behörde und mit dem Rechte des Verbotes, während 
die Verbindungen verboten bleiben. Auf diefem Standpunft ftehen 
wir mit biefem Theil des Vereinsrechts in Deutſchland. 

Indeß läßt berfelbe wohl noch eine genauere Charakterifirung zu. 

Der Gang der Enttvidlung nämlich hat e8 mit ſich gebracht, daß 
man bis auf die neuefte Zeit in Ermanglung einer Fräftigen Entwick— 
lung bes Vereinsweſens überhaupt und bauend auf die übertviegend 
juriftifche Behandlung des Geſellſchaftsweſens namentlich bei den Aktien, 
ſich unter dem Ausdrud „Verein“ noch immer vorzugsweiſe politiſche 
Vereine venkt, und biefelben daher ftrenge von den Altiengeſellſchaften 
ſcheidet (f. unten). Die Folge davon war, daß man überhaupt nicht 
zu einer felbftändigen Rechtsbildung für den Begriff von Vereinen ge 
langt ift, fondern daß das, was man „Vereinsrecht“ nennt, als identiſch 
mit dem fpeciellen Necht der politifchen Vereine auffaßt. Die ganze 
Geſetzgebung Deutſchlands hat daher bis jet das Vereinsrecht über 
haupt al3 ein weſentlich polizeiliches Recht aufgefaßt und die Be 
griffe infolge des inneren Vereinsrechts auf diefe Vereine überhaupt 
nod nicht angewendet. Das politifhe Vereinsrecht ift daher noch ein 
höchſt unvollfommenes, und es herrfcht noch immer in Literatur und 
Geſetzgebung die Vorftellung, ald wäre das Recht der politiſchen Vereine 
von dem ber übrigen (Berwaltungs:)Bereine ein weſentlich ver 
ſchiedenes. Es ift nun eine ber Hauptaufgaben des unten folgenden 
Rechtsſyſtems des Vereinsweſens, biefen Standpunkt um fo mehr zu 
befämpfen, als überhaupt die Gränze zwiſchen einem politiſchen von 
einem nicht politiichen Vereine gar nicht mehr objektiv gezogen erden 
Iann. Durch die Auflöfung der bisherigen Vorftellungen ift ferner der 
juriftifche Begriff ver Verbindungen, ber eigentlich nie recht Mar var, 
faft ganz verſchwunden. Die alten Strafverhältniffe find unanwendbar, 
und wir werben baher gezwungen, an Jurisprudenz und Gefeggebung 
die zwei Forberungen zu ftellen, welche als das Ergebniß ber obigen 
Betrachtungen erfcheinen: 

Erftlich die volle Anwendung des allgemeinen Vereind« 

Stein, die Verwaltungälepre. 1. 8. 8 
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rechts, wie es fich namentlich durch das Altienweſen ausgebildet hat, 
und tie wir e8 unten barzuftellen haben, auf bie politiichen Vereine 
anzuwenden, und einen Unterjchied nur noch fo weit zugulaflen, als ber: 
jelbe durch Altie und Kapitaldvermaltung begründet ift, während alle 
übrigen Rechtsſätze des Vereinsweſens für die politifchen Vereine ihre 
volle Gültigkeit finden. 

Zweitens daneben ein felbftändiges, von dem Vereinsrecht 
durhaus getrenntes Recht der Verbindungen aufzuftellen und 
diefes Recht in die zwei Theile zu theilen, welche durch die Natur 
berfelben gefordert werden; in den erjten Theil, der die Verbindung 
als folche betrifft, und ohne alle Nüdfiht auf das, mas die Ver: 
bindung will oder thut, das Geheimhalten und den Verbindung 
gehorfam als öffentlich gefährliche Elemente mit Ordnungsſtrafen 
belegt — ein Gebiet, welches daher in jevem Polizeiſtrafgeſetzbuch Platz 
greifen müßte. In dem zweiten Theil würde dann die Verbindung 
vermöge ihres Objekts Gegenftand der Strafgejeßgebung werden, und 
zwar jo, daß derſelbe die Verbindung als eine organijirte Mit« 
urheberſchaft betrachtet. Es ift nicht unfere Sache, das hier meiter 
zu verfolgen. Wohl aber fcheint ung das Kar, daß erft auf diefem 
Standpunft die Aufnahme des politifchen Vereinsrechts in das Vereins: 
recht überhaupt ftattfinden Tann. Und das erft wird den politifchen 
Bereinen ihre wahre Etellung geben. 

Wenn nun in diefen Punkten das ganze Gebiet bezeichnet ift, 
welches die politiichen Vereine mit den übrigen gemein haben, fo 
müflen wir zum Schluß hier ein letztes anfügen, das unfrer Ueber: 
zeugung nad) in jedem Bereindgefeß befonders hervorgehoben erben 
jollte, und das aud) wohl nur darum nicht fpeciell berüdfichtigt worden 
ift, weil man eben das Weſen dieſer politifchen Vereine von dem ber 
übrigen theils zu wenig, theil® zu viel geſchieden hat. 

Offenbar nämlich unterſcheidet fich der politiiche Verein von dem 
Verwaltungsverein dadurch, daß er auch bei vollfommen jtrenger rechts 
liher Ordnung unter gewiſſen Zuftänden an und für fich gefährlich 
werden fann. Obgleich nun das Recht auf ſolche politiiche Vereine an 
fih frei ift wie bei jedem andern Bereine, jo fann dennoch dieß Recht 
feine Ausnahme von den übrigen ftaatsbürgerlihen Rechten bilden: 
das iſt die Regierung muß das Recht haben, ſowohl die Bildung 
von politifhen Vereinen überhaupt, als ihre Vereinsthätig— 
feit auf Örundlage eines öffentlichen Notbitandes zu verbieten. Das 
Verbotsrecht der politiichen Vereine, das die Geſetzgebungen biöher 
dem individuellen Ermefjen der einzelnen Behörben anheimgegeben haben, 
muß daber unter die Kategorie und das Recht der Nothverort- 


115 


nung mit der bazu gehörigen Verantwortlichkeit ber berorbnenden 
Regierung für daſſelbe fallen. In dieſer Beziehung ftehen die Vereins: 
geſetze noch viel zu fehr auf einem rein polizeilichen Standpunkt; das 
Recht auf politifche Vereine ift eben ein verfafjungsmäßiges Recht, und 
kann daher aud nur mad) benfelben Grundfägen behandelt werben, 
mie jedes andere, während das einfache polizeiliche Verbotsrecht für 
diefes Vereinsrecht eine Ausnahme bildet, melde weder mit dem 
Weſen des Staatöbürgertfums, noch mit dem Rechte der Vereine im 
Allgemeinen in Harmonie fteht. 


Das ganze hiſtoriſche Recht der politifhen Vereine ift, wie fih aus dem 
Obigen ergibt, fo innig mit der geſellſchaftlichen Entwidlung verbunden, daß 
feine befte Erflärung nie in den Gefegen, fondern vielmehr in der Geſchichte 
der Berfaffungen liegt. Wir werten unten den Kern derſelben angeben. Webrie 
gens haben wir die Hauptpunkte diefes Rechts bereits im Polizeirecht (Ver- 
maltungsiehre Br. IV. S. 107—115) dargeftellt. Ueber die ausnahmemeifen 
Berbote Englands gegen die Verbindungen (1832), fiehe May, Const. hist. 
Bd. II. und Gierke, Genofienfhaftsreht, ©. 884. Auf die fehr gründliche 
— leider nicht vergleidende — Darftellung des bayerifhen Rechts fiber 
Bereine, in dem ſchon die Verſchmelzung tes allgemeinen Vereinsrechts mit 
dem der politiſchen Vereine angebahnt if (Geje vom 26. Februar 1850) von 
Bögt in Dollmanns Gefeggebung von Bayern TH. II. Bd. IV. hat die Theorie 
nicht gehörig Nüdficht genommen. Es iſt eigentlich bie erfte juriſtiſche Behand ⸗ 
hung des Vereinsredhts, auf bie wir daher (päter zurildzufommen haben. Das 
neueſte öfterreichifche Vereinegefeg vom 15. November 1867 Hat das frühere 
Bereinsgefeg von 1852 außer Kraft geſetzt, es ift in allem Weſentlichen eine 
Nacpildung des bayerif—en Geſebes mit all feinen Vorzugen und Mängeln. 


Zweite Glofe, Die Verwaltungsvereine und ihr Syſtem. 
Princip des Syftems, 


Konnte nun bei ben politiichen Vereinen die Frage nad ber 
Nichtigkeit des oben aufgeftelten Princips für das Verhältniß ber 
Vereine zur Verwaltung des Staats noch zweifelhaft fein, jo würde 
fie fi) in dem folgenden Gebiete faſt von ſelbſt entſcheiden. 

Das Eyftem der Verwaltung enthält die organiſche Gefammtheit 
der Aufgaben, welche die perfönliche Einheit des Staats zu vollziehen 
hat. Das zu thun ift fein Weſen. Diefe feine höhere Natur erfdheint 
darin, daß er mit feiner verwaltenden Thätigleit nicht erft wartet, ob 
fi) vielleicht ein Verein bildet, der fie für ihn übernimmt; er muß fie 
mit feinen Organen vollziehen. Thut er das aber, fo enifteht bie 
Frage, wozu denn noch ein Verein daran hält? Denn vermag ber 
Staat diefe Aufgaben nicht zu erfüllen, fo find eben Begriff und 
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Syſtem bes Staats felber falſch; vermag er es aber, jo frägt fidh, 
was denn dem Berein übrig bleibt? Und fol ihm etwas übrig bleiben 
— das heißt im hohen Sinne des Wortes find die Vereine organifche, 
durch das Weſen der Berfönlichkeit ſelbſt geſetzte Ericheinungen — fo 
muß e3 innerhalb jener Aufgaben des Staats ein Gebiet geben, 
das durch die Thätiglett auch des beft organifirten und freieften 
Staates nicht ausgefüllt werden kann. Das Gebiet ift dann das 
Gebiet des Bereinswefens innerhalb der Verwaltung. 
Dem nun ift in der That fo: die Verivaltung des Staats gibt 
alle erreihbaren Bedingungen für die individuelle Entwidlung bis 
auf Eine. Dieſe letzte Bedingung liegt in dem organischen Verhältniß, 
in welchem die Thätigleit des Einen zur VBorausfegung und damit zum 
Inhalt der Thätigkeit und damit der Entwidlung des Andern wird. 
Da, wo dieß nothwendig wird, hört die Verwaltung des Staats auf. 
Mas Ein Menfch für den andern als Einzelner fein Tann, das kann 
er nur durch feine freie, jedem Willen des Staats entzogene Selbit- 
beftimmung des andern fein. Diefe freie Selbitbeftimmung nun, als 
Einheit organifirt, wird eben zum Verein. Der Berein ift bier ein 
Organ der Verwaltung im allgemeinften Sinne des Wortes, weil er 
für denfelben großen Zweck wirkt, für den der Etaat felbit thätig ift; 
er ift aber fein Staats- oder Regierungsorgan, meil er weder durch 
die letztere geſchaffen, noch in Inhalt und Thätigfeit beftimmt iverden 
fann; er ift aber zugleich die höchſte Erfüllung der Idee der Bermals: 
tung, weil erft in dem Verein jeder Einzelne fich felbit dad Maß 
und die Art beftimmt, in welder er für das Ganze mitwirken 
wil. Die Gefammtheit der in diefem Einn entftandenen Vereine 
nennen wir nun die Verwaltungsvereine. Und jebt ift auch leicht, 
ihr formales Verhältniß zur Regierung und ihrer Berivaltungstbätigfeit 
zu bejtimmen. 
Denn e3 folgt daraus, daß das Vereinsweſen keineswegs in alle 
Gebieten der Verwaltung möglih ift. Da, mo die Thätigfeit der 
Regierung eine materielle Bedingung des Gefammtlebens berftellt, 
darf fie nicht auf den Verein warten; da, wo die Funktion des Staats 
die Geſammtheit aller Lebensverhältniffe in gleihartiger Weile eins 
heitlid umfaßt, Tann fie dem die Sndividualitäten organifirenden 
Verein ihre Funktion überhaupt nicht übertragen; und da endlich, mo 
fie den Verein aufnimmt, kann fie die Vollziehung des einmal ge 
gebenen Gejeßes, für melde fie ſelbſt verantwortlich ift, dem Verein 
nicht überlaffen. Die Vereine find daher nicht die Verwaltung, fon: 
dern fie erfüllen fie nur mit dem Clement der freien Individualität; 
fie können auch da, wo fie erfcheinen, bie Verwaltung nie erjeßen, 
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fondern fih nur über die beſchränlten Aufgaben berfelben erheben. 
Der Etaat Tann auch bei höchſter Entwidlung des Bereinölebens nie 
ohne Verwaltung fein, aber allerdings Tann die Verwaltung ohne 
Vereinsweſen auch nie allein ihre höchſten und ſchwerſten Aufgaben 
Iöfen. Darin, und nicht in dem fchematifchen Syſtem, beruht das 
wahre und tiefere Verhältniß des Staats und feines Vereinsweſens; 
darum ift jeder erklärte Gegenfag, jeder Kampf zwiſchen beiden um 
Recht und Macht, jeder Ziveifel an dem Werthe des Vereinsweſens im 
Widerſpruch mit dem höheren Weſen der Verwaltung; darin aber liegt 
ſchließlich auch die Grundlage des wahren Syſtems des Vereinsweſens, 
die nun in folgender Weiſe ſich geſtaltet. 

Setzt man nämlich als die drei großen Gebiete der Verwaltung 
die Staatswirthſchaft, die Rechtspflege und das Innere, ſo ergibt ſich 
zuerſt der Satz, daß die Staatswirthſchaft und die Rechts— 
pflege an und für fi unfähig find, das Vereinsweſen in 
fi‘ aufzunehmen; nur bei der erfteren ift ein Verein in ber Form 
von Steuergeſellſchaften bei Abfindungen von Steuern und in ber 
Form des Ertverbsbereind bei Monopolen und Steuerpachtungen mög« 
ld. Das Gebiet der Vereine ift daher die innere Verwal: 
tung. Aber aud) in diefem Gebiete tritt nun das Vereinsweſen feine: 
wegs auf allen Punkten neben den Organen ber Regierung auf. Das 
felbe ift im Gegentheil auch hier nur in fo mweit denkbar, als das 
Element deſſelben die individuelle Thätigteit als Bedingung ber Ent: 
widlung bed Andern, durch die Thätigfeit der Regierung nicht erſetzt 
werden Tann. Die Vereine treten daher allerdings in allen Theilen 
des Syſtems der Verwaltung auf, aber fie behalten in allen nur ein 
beſchränktes Gebiet, und die Aufgabe ber folgenden Darftellung ift es 
mithin, anftatt einer Nomenklatur der einzelnen Dereinsarten die 
Funktion ber Vereine ald Grundlage und Gränze ihres Beſtehens neben 
der Verwaltung zu beftimmen. Und da nun endlich Begriff und Sn 
halt der individuellen Thätigfeit denn doch an ſich unbeftimmt find, 
fo erflärt fih zum Schluffe von dem obigen Standpunkt aus bie be: 
Iannte Erſcheinung, daß fi namentlich in der Epoche des Werdens 
der Verwaltung vielfache Uebergänge bilden, welche zuweilen die Klars 
heit bes Syſtems trüben, immer aber durch dad oben bargelegte Weſen 
als Verein fi von felbft auflöfen. Und das wird fih nun im Einzelnen 
ergeben, indem fir in jebem Theil die Funktion des organiiden 
Staates neben die des freien Vereinsweſens binftelen, und daraus 
die Arten und den Inhalt der letzteren erklären werben. 
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L Die dercine für das geilige Leben. 
1) Weſen. 


Es ift fein Bmeifel, daß die Entwidlung des geiftigen Lebens 
zweier großer Faltoren bebarf, deren feiner für fich allein die Bildung 
entwideln kann. Der erfte diefer Faktore ift die Gefammtbeit der 
materiellen Mittel für die Bildung, die wir mit Einem Wort die 
Bildungsanftalten nennen. Der zweite nicht minder wichtige 
Faktor dagegen ift der geiftige Verkehr der Einzelnen unter 
einander, durch den dad dem Einzelnen geiftig Erworbene erft zu 
einer feften Geitalt wird, und in welchem die geiftige Thätigfeit des 
Einen als die Bedingung der Entwidlung bed Anderen ericeint. 
Beide Faktoren müflen lebendig und thätig fein, fol das geiftige Leben 
fortfchreiten und feine Höhe erreichen. 

Nun ift es Har, daß die Verwaltung des Etaatd den erften 
diefer Faktoren ihrerfeitö geben fann und geben fol. Die Gejammt: 
heit der daraus hervorgehenden Thätigfeiten, Anftalten, Rechte und 
Drdnungen bildet daher einen weſentlichen Theil der inneren Verwal⸗ 
tung, den wir als das Öffentlihe Bildungsweſen bezeichnet und 
im Bd. V. und VI. ausführlich dargeftellt haben. 

Allein der zweite Faktor, der geiftige Verkehr — als die Theil 
nahme der Einzelnen an dem Gefammtleben des zum Bewußtſein 
feines Inhalts und feiner Beftimmung fich emporarbeitenden Grijtes — 
fann nicht von der Verwaltung des Staat? ausgehen. Allerdings 
nun erzeugt fich diefer Faktor zunächft von felbft; ber geiftige Verkehr 
entiteht durch das unabmweisbare Bedürfniß des Einzelnen nad) dem: 
felben. Aber diefe Nothwendigfeit fordert eine Ordnung, melde ihm 
eine äußere Geftalt und einen inneren beftimmten Zweck gibt; denn 
auch hier ift die Begrängung in Umfang und Inhalt die Borausfegung 
des größeren Erfolges. Jene Ordnung nun, an fich nothivendig, wird 
dann Gegenjtand des freien Willens der Einzelnen; und fo entfteht 
das Vereinsweſen des geijtigen Lebens. 

Die Aufgabe des Vereinswejend für das geiftige Leben ift daher 
nicht etwa, wie man ſich wohl vorftellen mochte, die geiltige Entwicklung 
und Fortbildung überhaupt. Die geiltige Bildung ift fo nothwendig 
an fih, und hat fo unbedingt eine Organifirung der für fie be 
ftimmten Kräfte zur Vorausfegung, daß der Staat es nicht dem Ver: 
einswejen überlaflen fann und foll, ob vielleicht durch daſſelbe das— 
jenige zu Stande fommt, was wir die Bildungsanftalten nennen. 
Das ganze Gebiet der Bildungsanftalten ift daher an ſich Sache der 
Regierung und Selbftverwaltung, und das Vereinsweſen kann bier 
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hödjitens als Hülfe dienen. Die wahre Aufgabe des Ichteren Tiegt 
daher im Gebiete de perfünlihen Verkehrs zum Zwecke der 
Bildung, und daher unterſcheiden wir die Vereine für das perfün- 
liche Leben ald Bildungsvereine von denjenigen, welche ſich ver 
organischen Funktion von Staat und Selbftverwaltung als Vereine 
für Bildungsanftalten zur Seite ftellen. Beide Arten find in 
dem Rechte eben fo verfchieden, wie in ihrer Thätigfeit. 


2) Syſtem. 
I. Bildungsvereine. 

Die eigentlichen Bildungsvereine find baher diejenigen, deren 
Aufgabe und Inhalt die Herftellung eines perſönlichen Verkehrs 
zum Zmede der gegenfeitigen Bildung ift. 

Da nun bie großen Kategorien bed Bildungswefend in Volls⸗ 
bildung, Berufsbildung und allgemeiner Bildung ohnehin feftitehen, 
fo theilen fi nun auch die Arten diefer Bildungsvereine darnach ein. 
Jedoch kann es eigentlih im obigen Sinne Feine Bildungsvereine für 
den Bolfsunterricht geben, fondern die darauf bezüglichen Vereine find 
ſtets Vereine für Voltsbildungsanftalten. Das Princip der Gegen 
feitigfeit tritt erft in ben beiden folgenden Kategorien ein; und das 
nun ergibt folgendes Bild. 


a. Bereine für den Bildungsberuf. 


Die Vereine für den Bildungsberuf fcheiden fih in 
zwei Hauptgruppen. 

Diefe Claffe von Vereinen ift darum von hoher Wichtigkeit, weil 
fie vor allem mit dem freien Elemente des Vereins das öffentliche 
einer Vertretung verbindet. Denn je ftrenger organifirt der Bil: 
dungsberuf ift, je mehr entwidelt ſich aus demfelben ein Stand, der 
Lehrerftand, und diefer Stand hat daher beftimmte, das ganze geiftige 
Leben bes Volkes berührende Intereſſen, welche eben fo nothivendig 
einer Vertretung bebürfen, als jedes allgemeine Intereſſe. Nun aber 
ift, wie die Gefchichte zeigt, urſprünglich der Lehrerftand für die Volles 
bildung troß feiner hohen Wichtigkeit machtlos und faft rechtlos, der 
Lehrerftand für die Fahbildung daher feit dem Auftreten der Univer⸗ 
fitäten ein ſtändiſcher Körper, eine auch ſtaatlich anerfannte Corporation. 
Die erfte Klaffe konnte daher Jahrhunderte hindurch nicht zum Vereind 
weſen gelangen, die zieite hatte bafjelbe nicht nöthig; beide aber 
fahen ſich für fo verfchieden an, daß an eine Gemeinfamfeit nicht zu 
denfen war. Erſt als mit der letzten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
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die Volksbilpung in ihrer hohen Wichtigkeit erlannt wird, erhebt fh 
auh das Bolkzfchullehrerweien zum Bewußtſein eines Berufes; 
der Staat nimnt es in feine Verwaltung auf, und die Pädagogik 
wird eine jelbftändige Wiſſenſchaft. Damit erzeugt fich nun aud bei 
diefem unterften Theile des Bildungsberufes ein höheres Leben; vie 
Volkafchullehrer fangen an, durch gemeinfame Kraft für fich ſelber 
forgen zu wollen, und der Etaat feinerjeitd, in Anerkennung ihrer 
großen elementaren Bedeutung beginnt, die Selbitfähigfeit de Stan- 
des ſowohl in Beziehung auf feine päbagogifhe Aufgabe als in Be: 
ziehung auf feine materiellen Intereſſen für eine weſentliche Bedingung 
eines tüchtigen WVolfzunterricht zu halten. Daraus nun entitehen die 
zwei Arten ber Lehrervereine: die geſetzlich vorgeichriebenen, in die 
Echulordnungen aufgenommenen, und baber direkt mit der Regierung 
in Verbindung ftehenden Lehrerverſammlungen, und die von ben 
Lehrern felbft auögehenven, freien Lehrervereine; jene in der That 
als organische Vertretungen einen Theil und ein Organ der Selbit- 
verwaltung bildend (f. Bo. II. unter Vertretung); daher regelmäßig 
ftattfindend, gefetlich vorgefchrieben und georbnet, mit bejtimmten Aufs 
gaben, und örtlich begränzt, daher aus der Sitiative der Schulmänner 
jelbft hervorgehend, frei, allgemein, ohne Begränzung ihrer Aufgabe, 
alfo wirkliche Vereine des Bildungsberufes; beide aber mit hoher 
Wichtigkeit für das gefammte Bildungsweſen eines Volkes. Natürlich 
aber iſt es Har, daß ein hoher Grad von richtigem Verſtändniß 
von Seiten der Regierung dazu gehört, um ſolche Lehrervertretungen 
nur überhaupt zuzulaffen, ein noch höherer Grad, um fie richtig zu 
benugen. Es märe wohl der Mühe werth für einen wirfliden Fach: 
mann, einmal dich Gebiet aus dem angegebenen höheren Etandpunfte 
zu bearbeiten; eine Nachweiſung der geſetzlichen Einrichtung und der 
faktifchen Wirkſamkeit derfelben würde ein keineswegs unwichtiges Mo: 
ment in der Geſchichte des geiftigen Lebens eines Volkes abgeben. 
Nur daß man au hier nicht wieder den Horizont bloß auf Deutſch⸗ 
land beichränfe. Denn erft wenn man erllärt, warum weder England 
noch Frankreich überhaupt feine ſolche Lehrerverſammlungen und Lehrer⸗ 
vereine haben, mwährend in Deutichland diefelben eine, hoffentlich mit 
jedem Jahre wachſende Bedeutung befigen, und wenn man ferner einen 
Blick gewänne für die höchſt bezeichnende Thatladhe, daß Umfang, 
Wirkſamkeit und Etellung berfelben wieder in den verfchiedenen 
Theilen Deutſchlands verfchieden find, wird man dag wahre 
Weſen derſelben ganz erfennen. Wir find überzeugt, daß es dafür 
nur eines Anftoßes bedarf; möchten unfere wenigen Bemerfungen fo 
weit gehört werden, um diefen Anftoß zu geben! 
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Die corporative Stellung der Fachbildungslörper hat nun bie 
leßteren lange davon abgehalten, an folde Vereine zu denken; bie 
Törperfchaftlichen Bufammenfünfte haben hier durch Jahrhunderte ger 
nügt. Allein die neue Zeit hat aud hier ein neues Leben getvedt. 
Jedoch bringt es die Natur ber Lehre in den höheren Bildungsgebieten 
mit fih, daß der Bildungsberuf als ſolcher nicht tie bei der Volls⸗ 
bilbung Gegenftand eigener Vereine werben kann; daher ift ber Zus 
ftand der, daß die Lehrförper unter verfchiedenen Namen (Fakultäten 
u. f. mw.) bie Stelle der gefeglih angeorbneten Lehrerverfammlungen 
einnehmen, und daß gerade für bie Berufsbildung das Vereinsweſen 
fi) in dem Gebiete der eigentlichen Bildungsvereine bewegt. - 


b. Berufsbildungsvereine. 


Diefe eigentlichen Berufsbildungsvereine haben nun zur Aufgabe, 
durch den perfönlichen Verkehr, den fie organifiren und beleben, nicht 
fo ſehr die Berufsinterefien, fondern eben weſentlich die Berufss 
wiffenfchaften zu fördern und zu heben. Bei aller Verſchiedenheit 
in Namen und Geftalt haben fie daher das gleiche Lebensprincip; fie 
find wiffenfhaftlihe Vereine. Ihre Arten erſcheinen baher 
einfach und naturgemäß als Arten oder ald Gebiete der Wifjenfchaft, 
als Fachvereine. Go gibt e8 denn Prebigerbereine, philologiſche 
Vereine, juriftiihe Vereine, Juriftentage, Medicinervereine, Nature 
forfchervereine; Fury es bürfte kaum möglich fein, alle die einzelnen 
hier wirkenden Vereine genau aufzuzählen. Eben fo überflüffig ift es 
wohl, den Werth berfelben hier noch beſonders hervorzuheben. Doch 
muß Ein Punkt befonders bezeichnet werden. Derfelbe bezieht ſich auf 
den Uebergang dieſer Berufsbildungsvereine zu derjenigen Gruppe, 
welche wir unten als die Intereffenvereine zu beftimmen haben. 

Es liegt nämlich in ber Natur der Sache, daß jene Berufs 
bildungsvereine fi) zunächft an den gelehrten Beruf anfchliegen. Erſt 
langfam, und in ber That erft in unferem Jahrhundert ift es Har 
getvorden, daß auch der wirthſchaſtliche Erwerb ein Beruf ift. Die 
Bildung für diefen Beruf forbert aber in einer ganzen Reihe von 
Fällen, die wir hier nicht näher zu bezeichnen brauchen, und bei ber 
rein geiftigen Thätigkeit, wie fie in den wiſſenſchaftlichen Vereinen vor 
handen ift, auch materielle Bildungsmittel, und aud der Gedanke an 
das wirthſchaftliche Intereſſe ift von dem ber wirthſchaftlichen Bildung 
gar nicht zu ſcheiden. Daher gibt es allerdings auch wirthſchafiliche 
Berufsbildungävereine, aber dieſelben erſcheinen naturgemäß felten rein 
als auf bie Bildung bezogen, fondern find in den meiften Fällen zu 
gleich eine Art von Sammlung oder Anftalt, und andererfeits auch 
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Sintereffenvertretungen. Das ift es, was fie von den mwiffenfchaftlichen 
Vereinen fcheidet, welche, auf dem Gebiet des rein geiftigen Lebens fidh 
bewegend, mit den Intereſſen nicht? zu thun haben. Dahin gehören 
namentlid alle Gewerbevereine und landwirthſchaftlichen 
Vereine, melde neben der Verbreitung von Kenntniflen zugleich tie 
Intereſſen zum Bewußtſein bringen; und darin liegt auch die Schwie⸗ 
rigfeit, ja die Unmöglichkeit, fie mit den wiſſenſchaftlichen Vereinen zu 
verichmelzen. So bilden diefelben ein großes jelbftändiges Gebiet, das 
aus den einzelnen Gründen an zwei Stellen zugleich erjcheint; das 
Syſtem ſelbſt wird nicht darunter unllarer. 

Was nun zum Schluß die Künftlervereine betrifft, fo find fie 
von den Kunftvereinen allervingd mejentlih zu unterfcheiden. 
Künftlervereine find vorzugsweiſe gejelliger Natur; Kunftvereine da- 
gegen follen vielmehr neben den Kunftgenofjen auch diejenigen zum 
Wirken für die Kunft verbinden, welche nicht felbft Künftler find; und 
das kann weſentlich nur dadurch geichehen, daß fie für die Verwerthung 
der Produktionen in irgend einer Weife jorgen. Hier tritt daher neben 
dem rein geiftigen Element auch das wirtbichaftlide mit dem ihm 
eigenthümlichen Momente der wirtbihaftlihen Verwaltung mit 
jpeciell georbnneter Generalverfammlung, Borftand und Nechenfchafts« 
bericht auf; kurz hier ſehen wir bereit3 die Grunbfäße gelten, welche 
ihrerfeit3 erjt durch die Ertverbögejelichaften entiwidelt find, wenn fie 
gleich feine Kapitals-, fondern nur Beitragsgefelichaften find. Damit 
unterfcheiden fie ſich wieder weſentlich von den wiſſenſchaftlichen, fo 
ie von den Getverbevereinen; mit den leßteren aber haben fie dann 
wieder die Fähigkeit gemein, aus fi hinaus Bildungsanftalten zu 
erzeugen oder für die Vorbildung des Fünftlerifhen Berufes durch 
Stipendien u. |. w. thätig fein zu können. Wir unterfcheiden bier 
hauptſächlich zwei große KHauptformen, die eigentlih fo genannten 
Kunftvereine, welche ſich auf die bildenden Künſte beziehen, und die 
Mufifvereine Leider fehlt und über das ganze, keineswegs un: 
wichtige Gebiet jede wie immer geartete Xiteratur; ob und welche der: 
artige Vereine e3 außerhalb Deutſchlands, namentlih in England 
und Frankreich gibt, darüber willen wir gar nichts. Vielleicht daß 
e3 auch hier nur der Anregung von einem höheren Geſichtspunkte aus 
bedarf; über die Wichtigkeit und das Intereſſe an der Sache wird 
tohl niemand, denken wir, im Zweifel fein. 


c. Allgemeine Bildungsvereine. 


Neben den felten und Haren Geftalten, welche auf diefe Weife 
die Berufsbildungsvereine erreichen, ift ed nun vor der Sand noch 
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ſehr ſchwer, von dem bis jet unbeftimmten Etwas ber allgemeinen 
Bildungöbereine zu reden. Anftatt aber hier von ber Zukunft zu 
reden und Wunſche auszufprechen, wollen wir es lieber verſuchen, 
das Weſen und die Arten derſelben, fo weit fie faßbar find, hier zu 
beftimmen. 

Die allgemeinen Bildungsvereine, follen fie fi anders von ben 
übrigen unterfcheiden, können nur aufgefaßt werden als folde, melde 
nicht etwa die Bildung überhaupt fördern wollen — denn damit ift 
feine praltifche Vorftellung zu verbinden — fondern als diejenigen 
Vereine, welche durh Hebung der Bildung in den nieberen 
Klaifen die Gleichheit der Bildung herzuftellen ftreben. Das nun, 
als pofitiver Inhalt diefer Vereine, läßt ſich hauptſächlich in drei 
Formen erzielen, und wir feheiden daher auch drei Arten folder Ver: 
eine. Die erfte Art ift diejenige, twelde bie Gemeinfamkeit der Bil« 
dung — ober vielmehr hier des höheren geiftigen Lebens überhaupt — 
auf veligiöfem Wege erftreben, kirchliche Vereine aller Art. Die 
zweite Art ift die, welche biefer Entwiclung des geiftigen Lebens die 
miffenfchaftlihe Bildung zum Grunde legt, und bieß theils wieder auf 
dem Wege der Bertheilung von Druchſachen, theild aber durch Anlage 
von Volksbibliotheken erzielen wil. Die britte Art endlich, und 
das ift gewiß bie für die Bufunft beveutfamfte, ift die, melde 
dur ihre vereinten Kräfte die Bildung der niederen Klaffe durch 
Vorträge, bie, ſyſtematiſch gehalten, einen dauernden und geivaltigen 
Erfolg haben, erftrebt. Wir find noch in der Kindheit diefer Ent: 
widlung; aber das ift und doch ſchon gegeben, die Keime des Syſtems 
zu erkennen, das fi) in dem Grade mehr entwwideln wird, je tiefer die 
große fociale Frage des Klafiengegenfages in unſre Zeit hineingreift. 
Wie eng das ganze Gebiet aber wieder mit dem ber focialen Vereine 
zufammenhängt, bebarf feiner Erwähnung; es ift eben das fociale 
Vereinsweſen ber geiftigen Welt, neben dem wir das ber mwirth: 
ſchaftlichen unten funftioniren fehen werben. 


IL Bereine fir Bildungeanfalten. 


Die Vereine für Bildungsanftalten laſſen fih nun eigentlich faſt 
nur nad dem Princip, aber faum ganz ftrenge äußerlich von den 
Bildungsvereinen ſcheiden. Faſt alle Bildung bebarf gewiſſer An: 
ftalten; jeber Bildungsverein ift daher mehr oder weniger ein Verein 
für eine Bildungsanftalt. Die Gränze liegt principiell nur da, wo bie 
bifbende — lehrende, tarftellende — Funktion nicht mehr von ben 
Mitgliedern des Vereins in irgend einer Weife ausgeht, fondern wo 
der Verein nur die Mittel für biefe bildende Thätigkeit und ihre Dx 
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gane berftellt, die wir dann als dauernd georbnet, eben eine „Anftalt“ 
nennen. Diele Vereine werben nun, da die Bildung benn doch eine 
weſentliche Aufgabe ver Regierung ift, immer nur ausnahmsweiſe aufs 
treten, und der Negel nach wird es geichehen, daß bie auf diefe Weife 
entftandene Anftalt entweder als wirklich nothwendig angejehen wird, 
und dann wird der Staat oder die Gemeinde fie Übernehmen, oder es 
ift das nicht der Fall, dann gehen fie eben allmählig zu Grunde. Sn 
der That find viel mehr Bildungsanftalten auf diefem Wege entitan- 
den ald man glaubt; die Vereingentftehung verbirgt fich vielfach unter 
ber Form von Stiftungen und Schenkungen — gleichſam furceflive 
Vereinsbildungen; find die Anftalten dann da, fo gibt der Staat zu: 
erſt Geſetze über ihre Thätigfeit, und dann Zufchüffe zu ihren Mitteln, 
bis er fie ganz in fi) aufnimmt. Eie find daher, was wir den natür 
Iihen Uebergang von den Stiftungen zum Bereindwejen nennen. Jede 
derjelben bat meift ihre eigenthümliche Geſchichte; hier indeß muß es 
genügen, die organifhe Stellung diefer Art der Vereine beftimmt 
zu ſehen. 


3) Charalter. 


Dieſes nun ift das Syſtem des Vereins für das geiftige Leben, 
und mir glauben, daß jede einzelne Ericheinung leicht ihren Pla und 
die Natur ihrer Funktion in diefer Ordnung finden wird. Es ift aber 
nun zum Schluß nothivendig, dasjenige noch zu bezeichnen, was wir 
den Charafter derſelben nennen möchten. 

Obgleich nämlich in den Grundformen allen anderen Vereinen gleidh, 
find dieſe Vereine dennoch ihrem Charakter nad) von ben übrigen 
weſentlich verſchieden. 

Da nämlich ihre Hauptaufgabe die Herſtellung eines gut organi— 
ſirten perſönlichen Verkehrs unter den geiſtig Angeregten iſt, ſo iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß die Funktionen des Vereins als perſönliche Ein⸗ 
heit hier faſt ganz in den Hintergrund treten. Allerdings bedürfen 
auch ſie nothwendig eines Vorſtandes und haben ihre beſchließenden 
und vollziehenden Organe; allein das Einzelintereſſe hat bier kein redh: 
tes, jelbftändiges Objekt und die dee des Vereins ift in allem Wefent: 
lichen geneigt, wenn eben nur der durch denjelben erzielte perfönliche 
Verkehr lebendig und wohl georbnet ift. Es gibt daher hier gar menig 
zu beichließen und auszuführen; die materiellen Mittel find meift gering: 
fügig und damit fällt die Baſis der Verantiwortlichfeit und des privat: 
vechtlihen Elements; ihre Aufgabe und ihre Hauptthätigfeit liegt eben 
in den Berfammlungen. Sie find daher allerdings hochwichtig für das 
Bereinsleben in einem Etaate, aber fehr wenig wichtig für das Vereins: 
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recht; das inbivibuelle Element waltet in fo hohem Grabe vor und 
genügt in fo hohem Grabe, daß fie nicht bloß fein ſolches Recht ers 
zeugen, ſondern auch für das erzeugte faft unempfänglich find. Man 
Tann daher ohne fie zwar nie das Vereinsleben und feine machtvolle 
Wirkſamkeit, wohl aber ohne fie dad Vereinsrecht darftellen. 

Ganz anders ift das nun mit ber folgenden Gruppe. 


I. Volkswirthfgaftlides Vereinswefen. 
Begriff und Princip im Allgemeinen. 

Indem wir jet zum volkswirthſchaftlichen Vereinsweſen übergehen, 
müffen wir zuvor über Einen Punkt einig fein. 

Die außerorbentlihe Gewalt, welche namentlich in neuefter Zeit 
dieſes Gebiet des Vereins entfaltet, die Macht, mit welcher es in das 
eben der Völker und auch in das der Einzelnen hineingreift, der Glanz, 
den zum Theil feine Kapitalien und zum Theil feine Erfolge um ſich 
verbreiten, weſentlich aber auch der entſcheidende Einfluß, den gerade 
fie auf die Rechtsbildung des Vereinsweſens überhaupt ausübt, haben 
vielfah wohl die Meinung erzeugt, daß einerſeits dieſe Vereine bie 
eigentliche wahre und höchſte Form der wirthſchaftlichen Verwaltung 
des Staates find; andererſeits haben fie die fcharfe Scheidung berfelben 
von dem gejellfchaftlichen Vereinsweſen um fo mehr verſchwinden laſſen, 
als es fi) bei den letztern faft durchgehends auch um Kapital, Erwerb 
und wirthſchaftliche Intereſſen handelt. 

Soll daher ein Syſtem des Vereinsweſens für dieſes Gebiet einen 
Werth haben, ſo muß es nothwendig vor allen Dingen ſich über das 
Verhaltniß ſowohl zum Staate als zur ſocialen Frage Mar werden. 
Man kann außerordentlich viel Nützliches und Wahres über dieſe Vereine 
ſchreiben, aber zu einem organiſchen Leben deſſelben kann man ohne 
jene Vorausſetzung nicht gelangen. 

Wir wollen daher verſuchen, ſie kurz zu formuliren. 

Wir haben im Bd. VII. das Weſen ver wirthſchaftlichen Vers 
mwaltung (Voltswirthichaftspflege) dahin beftimmt, daß fie Die allgemeinen, 
dem Einzelnen für ſich nicht erreichbaren Bedingungen der wirthichaft- 
lichen Entwidlung herftelle. Das von uns an jenem Orte aufgeftellte 
Epftem der wirthſchaftlichen Verwaltung ift daher nichts anderes, als 
das Syſtem der Bedingungen ber individuellen Entwidllung. Allen 
dieſen Theilen deſſelben ift dann Eined gemein. Sie find da für jedes 
Eingelintereffe; aber fie find ohne Rückſicht darauf, ob das Einzel⸗ 
interefje nun auch wirklich dabei für ſich felbft thätig ift. Der Staat 
ift und bleibt auch hier das Allgemeine; ob und tie weit ber Einzelne 
fähig und willig ift, das von ihm Gebotene zu nüten, Le ihn 
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nicht; nur daß er vermöge feiner Anftalten, Thätigleiten und Rechts⸗ 
beftimmungen ben Einzelnen vor dem gegen ihn gerichteten Mißbrauch 
jener Anjtalten ſchützt. Die große Grenze der wirtbichaftlihen Ber: 
waltung beginnt da, wo der Einzelne für fich ſelbſt thätig wirt. 

Das Einzelinterefle ıft nun thätig. Es erfennt fogar alsbald in 
feiner Thätigfeit, daß die Vereinigung der Einzelnen eine der großen 
Bedingungen für die Verwirklichung jener Einzelinterefjen if. Aber 
e3 iſt natürlich, daß diefe Einzelintereffen zunächſt bei fich felber ftehen 
bleiben und ſich felbft ausschließlich zum Zweck ihrer Vereinigung 
machen. Indem fie auf diefe Weile die leßtern auf fich felbit beichränfen 
und in der Bereinigung nur das Intereſſe der Theilnehmer felbjt ver: 
treten, entitehen eben die „Geſellſchaften.“ Sie find mächtig; fie ge 
nügen vielen, aber nicht allen; iſt e8 denn wirflih wahr, daß das 
höchfte Einzelintereife durch die Förderung von beftimmten andern Einzel: 
intereflen wahrhaft gefichert ift? Kann der Verkäufer reich bleiben, wenn 
der Käufer arm wird? Was nübt dem Probucenten fein Probuft, 
wenn der Conſument nicht zahlen Tann? Offenbar, eine abfolute 
Scheidung der Intereſſen der Einzelnen von denen aller gibt es 
an fih nicht; äußerlich bergeftellt, hebt fie fi innerlich ſtets 
wieder auf. Das ift fein Zweifel an fi; das ift alfo aud fein 
Zweifel für die Vereinigungen des Einzelinterefjed. Dafjelbe hat daher 
in feinem innerften Weſen die Fähigkeit, Vereinigungen berzuftellen, 
in denen die Förderung des allgemeinen Intereſſes durch die des 
Einzelinterejjes möglih wird. Dieſe Fähigkeit ift aber nahe; fie wird 
ja dem Einzelinterefle nicht erſt gegeben, ſondern fie liegt organisch in 
dem Weſen defjelben. Sie bedarf daher nicht einmal des Bewußt⸗ 
feins; fie ıft an und für fih da. Eie fordert eine neue Form, in 
der fie zur Erſcheinung gelangt, und ein Objekt, an dem fie fich bes 
thätigen kann; die höhere Erfenntniß ift zulegt nur das ſubjektive 
Moment an derjelben und tritt daher auch nur in den höchſten Stadien 
ber Entwidlung ein. Um zur Thätigleit zu gelangen, ift nichts noth- 
wendig als das Verſtändniß — der ganz praftifche, berechenbare, ja in 
Ziffern ausdrücklich aufftellbare Vortheil für die daran Betheiligten — 
daß man durch die Ausdehnung der Vereinigung die Gejellichaft auf 
das gefammte volfstwirtbichaftliche Leben ausdehne. Dadurch entſteht 
der Proceß, in welchem die Geſellſchaft ihre Beichränfung auf ihre 
einzelnen, beitimmten Mitglieder aufhebt, und fich, ihren Zweck, ihre 
Thätigkeit und ihren Organismus der Geſammtheit öffnet; das 
ift, aus der Geſellſchaft den Verein madt. Und jo ijt die organifirte 
Einheit der Einzelinterefjen, melde, indem fie für fich forgt, zugleid 
für das Gefammtleben der Volkswirthſchaft thätig ift, das volks— 
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wirthſchaftliche Vereinsweſen; bie einzelne, dur ihren be 
ftimmten Zweck begränzte Einheit von Mitgliedern ift der einzelne 
wirthfhaftlihe Verein; und das Gejammtbild der Thätigkeit 
aller diejer wirthſchaftlichen Vereine im wirthſchaftlichen Vereinsweſen 
bildet fomit das volkswirthſchaftliche Vereinsleben. 

Auf diefe Weile ift das volkswirthſchaftliche Vereinsivefen die Ver⸗ 
wirllichung ber früher im Allgemeinen bargelegten Idee des Vereins 
für das Gebiet des Güterlebens. Cs ift dabei gar nicht nöthig, daß 
man biefe „dee“ fi zur Anſchauung bringe; die Blume blüht auch 
ohne Linne’s Syſtem ober ohne Pflanzenphyfiologie oder Naturphilo: 
fophie. Jene Vereine find mas fie find und wirken ihrer höheren 
Natur nah. Aber eine Wiſſenſchaft diefer Erfcheinungen gibt es 
nicht ohne Verſtändniß jener höheren Beziehung. Eie ift allerdings nicht 
die Sache ſelbſt, fondern nur das Licht, das uns fie fehen läßt. Es 
hilft auch nichts, fie zu verurtheilen oder zu mißachten. Sie wird 
wenig darnach fragen. 

Iſt dem nun aber fo, fo ift es nun leicht Mar, wo dann bie 
Gränge diefer Vereine gegenüber dem Staate liege. Ein wirthſchaftlicher 
Berein ift unfähig, eine Sache um ihrer felbft willen zu thun. Ein 
wirthſchaftlicher Verein kann nur da wirken, wo er durch bie Eorge 
für das allgemeine Bebürfniß und Intereſſe ein beftimmtes Eingels 
interefje wahrt und fördert. Ein wirtbichaftlicher Verein muß ſchließlich 
einen Bortheil für feine Mitglieder wollen. Da wo bieß 
nicht mehr der Fall ift, wird er entweder ein Bildungsverein ober 
ein gefellichaftlicher Verein. Denn bier vie immer erzeugt das Leben 
feine Webergänge. Gerade aber deßhalb Tann ber wirthſchaftliche Verein 
weder ben Staat und feine Verwaltung erfegen, noch kann der Staat 
und feine Verwaltung andernſeits den wirthſchaftlichen Verein über« 
flüſſig machen. Die Verwaltung des Staats kann durch das Vereins: 
weſen einfadh darum nicht erfegt werben, teil bei feinen Maßregeln 
ein folder Vortheil des Einzelnen überhaupt nicht Aufgabe der Ver⸗ 
maltungsthätigfeit fein kann, noch fein foll; wenn das, was der Staat 
thut, alles durch Vereine geichähe, fo würde alles unterbleiben, was 
feinen Vortheil bringt, oder es würde fo betrieben erben, daß es 
Vortheil bringt; im erſten Falle würde das Bebürfniß nach der Her- 
ftellung auch für die Nichtbetheiligten, im zweiten ber Kampf gegen 
die Ausbeutung, in beiden die Notwendigkeit der Gleihartigleit ber 
Vornahmen eine Macht erzeugen, melde, über dem Einzelintereſſe 
ftehend, die Sache um ihrer ſelbſt willen herftellte und verwaltete — 
und was ift denn eben bie „Stantöverwaltung“ anders? Allein die 
Iegtere lann auch das Vereinsweſen nicht erjegen. Denn has Ge 
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interefie bleibt einer ber mächtigften Faktoren des Lebens; es ift die 
individuelle Kraft, vermöge deren der Einzelne als Einzelner feine 
perfönliche Vollendung ſucht; die tft und bleibt aber doch zulekt das 
Yeßte Ziel auch des Staats; ed muß auch für das Einzelinterefie durch 
die Gemeinſchaft gelorgt werden; und die Form, in welcher dieß ge: 
fchieht, ift eben das um. feiner felbft willen die Gemeinfchaft 
bildende und organifirende Eingelinterefle, der wirtbichaftliche 
Verein. Eo Stehen ftaatlihe Verwaltung und wirthichaftliches Vereins» 
weſen nicht etwa einander gegenüber, ſondern fie erfüllen fich vielmehr 
gegenfeitig; die mwirthichaftliche Staatsverwaltung ift die für die Ge: 
ſammtheit der Intereſſen organiſch felbftthätige perſönliche Einheit, 
das wirtbichaftliche Vereinsweſen iſt das für das allgemeine Intereſſe 
um ihres eigenen Bortheild willen thätige Einzelintereffe. Und 
jegt ift e8 auch klar, wie wir das Vereinsweſen hier als Theil der 
Verwaltung betrachten müflen; in der That iſt daſſelbe nichts anderes 
alö die Selbftverwaltung der Einzelintereffen; und damit bat 
dieß lebte, für den Staat feinem Begriff und feinem Organismus nad) 
unerreichbare Gebiet, feinen eigenen, lebenbigen Organismus empfangen, 
und der Begriff und Inhalt der Verwaltung des wirthichaftlichen Lebens 
ift ein vollftändiger geworben. 

Allerdings aber fordert das wirthfchaftliche Vereinsweſen ein weſent⸗ 
lihes Moment mehr ale das Einzelintereffe; und um dieſes Momentes 
willen erſcheint es felbjt nur in den höchſten Etadien der Entwidlung 
eines Volles. Es iſt, mie alles Vereinsweſen, undenkbar ohne bie 
volle Anerkennung der beiden Principien der Freiheit in der Be: 
wegung des Eintritt? und Austritte® und ver Gleichheit in dem 
Recht der vorhandenen Mitglieder. Keine Geſellſchaftsordnung iſt fähig, 
Vereine zu bilven, fo lange die Geichledhter und Standesunterfchiede das 
Zeben des Volkes durdydringen; am wenigſten aber vermag fie das für 
den wirthſchaftlichen Verein. Die volföwirthfchaftlihen Vereine find 
daher das entſcheidende Kennzeichen der ftaatsbürgerlichen Geſellſchafts— 
ordnung, und darın liegt ihre höchſte Bedeutung, daß fie dieſes auch 
im Gebiete des mwirthfchaftlichen Lebens zur Geltung bringen. Das ift 
ihre Stellung in der Geſchichte der Volkswirthſchaft und in der ber 
Geſellſchaft; und die Aufgabe des Syſtems ift es, nun zu zeigen, wie 
fie im wirthichaftlichen Leben dieß ihr Wefen zur Geltung bringen. 


Syftem. 


Während wir nun im obigen die höhere Bedeutung des wirth— 
Ihaftlihen Vereins vargelegt haben, hat das Syſtem defielben eine 
ganz andere Bedeutung. 
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Die Zahl, ber Umfang und der Einfluß biefer Vereine nämlich 
wächst mit jebem Tage; fie getvinnen mehr unb mehr eine nie geahnte 
Ausdehnung; die untiberftehlihe Gewalt, mit ber fie ſich auöbreiten, 
ift ein ſicherer Beweis, daB noch etwas anders in ihnen lebt, 
was duch fie noch nicht völlig zum Ausbrud fommt. Das nun bier 
zu unterfucen, und zu fragen, was im nächſten Jahrhundert hinter 
ihnen kommt, ift nicht unfere Sache. Wohl aber müſſen wir in ber 
Mannichfaltigkeit deſſen, was geichieht, Kar fehen. Und das gefchieht, 
indem nicht bloß das Gleichartige, fondern aud die Verfchievenheiten 
ihre gemeinfamen Grundlagen haben. Diefe nun zu beftimmen, und 
aus ihnen die Arten mit ihrer gemeinfamen Befonderheit zu enttvideln, 
ift die Aufgabe deſſen, was wir bad Syſtem nennen. 

Diefe Gemeinſamkeit der Beſonderheit, dad Element des Syſtems, 
liegt nun wieder nicht im Begriffe des Vereins, fondern vielmehr in 
der Kraft, welches fie hier erzeugt. Diefe Kraft ift das wirthſchaftliche 
Intereſſe. Die Subftanz des wirthſchaftlichen Intereſſes ift nun das, 
was wir kurz dad Kapital nennen. Die Arten der wirthſchaftlichen 
Vereine, mag ihr nächſter Zweck fein, welcher er will, werben daher 
nur auf den Qualitäten des Kapitald und der meitern Entwidlung 
derfelben zu beftimmten Geftaltungen bafiren. Wir haben verfucht, biefe 
Qualitäten und Arten des Kapitals dem wirthſchaftlichen Syſteme der 
Unternehmungen zum Grunde zu legen. (S. Volkswirthſchaftslehre 
zweiter Thl.) Man hat das bisher wenig beachtet. Die Güterlehre 
findet, wie es fcheint, gegenüber ber trabitionellen Methode ver Sammel: 
arbeit, große Schwierigkeit, aus den unzufammenhängenden Beobad) 
tungen zum Gebanfen überzugehen. Vielleicht nun, daß die Möglichkeit, 
auf jener Grundlage auch das Syſtem der wirthſchaftlichen Vereine zu 
erbauen, denn doch einmal Anlaß gibt, über die Sache nachzudenken. 

Wir haben nämlich dort gefagt, daß bie beiben allgemeinften 
Qualitäten des Kapitals, unter die ſich alle Verhältnifie deſſelben ein: 
reihen, die beiben an ſich abfoluten Qualitäten des Maßes und ber 
Art find. Iſt das der Fall, und wirft das Kapital überhaupt mit 
jenen Qualitäten, fo muß auch das wirthſchaftliche Vereinsweſen auf 
dieſen beiden Elementen beruhen, von ihnen aus jenes Eyftem ein: 
pflanzen. Und umgelehrt. — 

Nun ift das in der That der Fall. Alle rein wirthſchaft⸗ 
lichen Bereine nämlich theilen fih darnach in folge, denen das 
Intereffe der quantitativen, und folde, denen das Intereſſe ber, 
qualitativen Verhältniſſe des Kapitald zum Grunde liegt. Die erften 
nennen ir, indem wir auf das früher ſchon bezeichnete Weſen der 
Unternehmung zurüdgehen, die Unternehmungsbereine, ine antern 

Stein, bie Berwaltungdlehre. I. 8. % 
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werden wir am beften als mwirtbichaftlidhe Intereſſenvereine bes 
zeichnen. So wie die Vereine endlich über dieſe feſte Baſis hinaus⸗ 
geben, entftehen die Nebergänge tbeild zu ben Bildungs⸗, theils zu 
den gelellichaftlihen Vereinen. 

Nach diefen Gruppen wollen wir nun verfuhen, Arten und 
Charalter dieſer Ericheinungen darzulegen. Möge man uns wieder ein- 
mal die Neuheit der Namen verzeihen; bie folgende Darftellung wird 
zeigen, daß e3 gar. nicht möglich war, bei üblihen Ausdrüden ſtehen 
zu bleiben, und das Neue ift in einem geiftig lebendigen Volke ja noch 
nicht immer das Verfehrte. 


Erfte Art. Die Unternehmungs-Bereine. 


Princip. Die drei Gruppen derfelben und ihre Function. 


Die rationelle Zehre von der Wirtbfchaft, und in derjelben fpeciell 
die Lehre von den Intereſſen, gelangt bei tieferem Eingehen zu dem: 
jenigen Ergebniß, das wir das Größengejeß der Kapitalien genannt 
haben. Nach dieſem Geſetz verhalten fich die Geftehungsfoften um: 
gefehrt wie die Größe des Kapitals, finfen, wenn dieſe fteigt, und 
fteigen, wenn dieſe ſinkt. Wenn daher unter fonft gleichen Umſtänden 
ein großes und ein kleines Kapital concurriren, fo muß ftet3 das kleine 
dem größern unterliegen; oder anders ausgebrüdt: die Größe des 
Kapitals als ſolche wird zu einer weſentlichen Bedingung 
feines Gewinnes. 

Sp wie das feſtſteht, tritt etwas auf, das auf den erften Blid 
nichts als einen Widerſpruch zu enthalten jcheint. Das Heine Kapital 
befonmt nämlich damit ein mwirtbichaftliches Intereſſe, als ein großes 
funftioniren oder erwerben zu können. Diejer fcheinbare Widerſpruch 
löst fi) aber, wenn e3 ein Mittel gibt, das kleine Kapital an dem 
Verdienſte des größeren unter gleichen Bedingungen mit deinfelben Theil 
nehmen zu laflen. Und diefes Mittel nun muß man, da es in der That 
dem ganzen Kapitalövereinsivejen im weiteren Sinne zum Grunde liegt, 
bejonderg betrachten. 

Das große Kapital felbft ift, wie ſchon früher bemerkt, nur ein 
Theil — das Analogon des Stoffes — im Unternehmen. Das 
Unternehmen bedarf aber zweier Dinge. Eritlich bedarf es eines großen 
Güter: und Werthlapitals, zweitens bedarf e8 des Kredits. Nun ift 
es Har, daß der Kredit demfelben Geſetze folgt, wie das Kapital felbft. 
Er ift in dem Grade billiger, in dem das Kapital ‚größer ift, für 
welches er gefordert wird. Das ift jedem befannt. Eben fo befannt 
ift der zweite Sat, daß die Koſten des Kredits zu den Geftehungsfoften 
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der Probufte des Unternehmens hinzugerechnet werben müflen. Das 
Heine Kapital bat daher nicht bloß ein Intereffe, überhaupt ein Theil 
eines größeren zu werben, fonbern auch den Krebit bes größeren 
für dasjenige zu genießen, orin es noch felbftänbig arbeitet. 
Jenes Intereffe des Heinen Kapitals an der Theilnahme an dem größeren 
ift daher ein zweifaches. Cs will erſtens Theil eines größeren fein, 
um an dem Ertrage befjelben Theil zu nehmen, und es will zweitens 
den gleihen Krebit mit bem größeren haben, um mit ihm concurriren 
zu können. Diefes Intereffe fann nun ber Stant nicht befriedigen; 
bier beginnt bie freie Thätigfeit des Einzelnen, und die Vorausfegung 
defielben ift das Vereinsweſen. Die Gefammtheit derjenigen Vereine 
nun, welche auf diefe Weife die Bedingungen der Theilnahme jedes 
Einzelfapitald an den Vortheilen ber größeren Unternehmungen durch 
die Bereinigung der Einzelnen herftellen, begreifen wir baher gewiß 
richtig mit dem Ausbrud der Unternehmungspereine. Die Arten 
diefer Vereine beruhen ihrerfeit3 auf den beiden angeführten Momenten, 
welche zivei grunbverfchiedene Formen erzeugen, bie vermöge ihrer weſent⸗ 
lich verſchiedenen Funktion auch eine weſentlich verſchiedene Organifation 
und ein weſentlich verſchiedenes Recht haben. Diefelben bleiben aber 
dennoch innig verwandt; und fo fommt es, daß fi) noch eine dritte 
Form erzeugt hat, welche beide mit einander verbindet. Wir nennen 
nun die erfte biefer Formen den Aktienverein, ober im engeren Sinne 
des Wortes den Kapitaldverein; bie ziveite Form ift die der Gegen: 
feitigfeitöpereine; bie britte enthält beide in mehrfachen Verbin 
dungen, auf bie wir unten genauer eingehen werben. Jede von diefen 
Grundgeftaltungen des wirthſchaftlichen Vereinsweſens hat nun wieder 
eine fo bebeutfame Stellung nicht bloß im Vereinsweſen, fondern auch 
in ber Vollswirthſchaft überhaupt, und greift fo tief in das Leben der⸗ 
felben hinein, daß wir glauben, in der Betrachtung ihrer wirthſchaft ⸗ 
lichen Natur und Funktion nicht bloß bie wahre Bafis ihres Nechtör 
ſyſtems, ſondern aud ein nicht unweſentliches Element des Verſtänd⸗ 
niſſes unſerer ganzen Zeit darbieten zu können. 


Bir bedauern hier ganz offen ſagen zu müffen, daß das Handelsgeſetzbuch 
fi) als volllommen unfähig erweist, als Grundlage bes wirthſchaftlichen Ber- 
einswejeng angenommen zu werden. Daß es keine Vorftellung vom Berein in 
feinem Unterfiede von ber Gefellichaft hat, Haben wir bereits ausgeführt. 
Allein auch innerhalb feiner Vorftellungen von „Geſellſchaften“ bleibt es hinter 
der einfachften Anforderung, alle „Geſellſchafts“-Formen juriftiih aud nur zu 
tennen, geſchweige denn zu behandeln, in einer für Praris und Wiffenfchaft 
glei unerflärlichen Weife zuriid. Es if} nicht zu begreifen, wie man die ganze 
Grundform der gegenfeitigen ober wechſelſeitigen Befelidaften au mar wit 
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einer Silbe darin erwähnt findet, gefchweige denn die Formen, in denen Altie 
und Gegenfeitigfeit zufammenwirten: eben jo wenig exiſtirt bie Berüdfidhtie 
gung der Illimited liability, oter gar eine Berührung bes Weſens ber 
Vorſchußvereine. Nur der gänzliche Mangel jeter wiſſenſchaftlichen Behand⸗ 
lung tes Vereinsweſens in der ganzen Literatur Europas und die 
faſt ſtlaviſche Nachahmung der franzöfifchen Borbildung können uns dieſes 
Terhältniß erflären. Leider aber ift es damit durchaus nicht genug. Denn 
auch die handelsrechtlihe Titeratur bat fi von dieſer beichränlten Auf- 
faffungsweife nicht losmachen können, und ift in dringender Gefahr, zu einer 
bloßen Interpretation des Handelsgeſetzbuches hinabzuſinken. Es ift wirklich 
merfwürdig, daß fo viel wir fehen, alle Handelsrechtslehrer z. B. die Ge⸗ 
genjeitigfeit überhaupt nur bei Berfiherungen fennen, von den 
Borfhußvereinen aber nicht einmal Notiz nehmen! Selbſt Auer- 
bad, der fonft doch auf einem freieren Standpunkt fteht als die Sloffatoren, 
und daher die Gegenfeitigleitsgefellichaften von ven „reinen Altiengejellihaften“ 
ſcheidet — der einzige, fo viel wir jehen (Geſellſchaftsweſen $. 58—62), geht 
nicht tiefer auf die Sache ein. Und doch find bdiefelben Berfiherungsgeichäfte 
ausdrücklich als Handelsgefchäfte anerfannt und müffen eine protolollirte Firma 
haben. War nun die Aftie allerdings ein der Gefebgebung mürdiges Objelt, 
warum nicht auch die Prämie, die Police und die gegemfeitige Haftung ? 
Gierke Hat allerdings die „Sarantiegenoffenichaften” aufgenommen, aber er 
bat fie theils fo vermengt mit andern Erſcheinungen, theils wieder fie doch auf 
das bloße Verſicherungsweſen zurüdgewiefen, daß man zu keiner Borftellung 
von feiner Borftellung gelangt. Wie kann man 3. 8. die „Oeldverlehrögenofien- 
ſchaft“ vernünftiger Weife von den „Kapitalsgenoſſenſchaften“ jcheiden, und 
jene als „Perfonalgenoffenfchaften” bezeichnen, wo jede erfte beite Bank auf 
Altien mit einem Male alles zugleich ift? Doch, wie gefagt, wir haben feine 
Kritit zu geben, fondern an ihrer Stelle das Syſtem. Nur das behaupten 
wir, daß unfere handelsrechtliche Literatur fih frei mahen muß von der 
beſchränkten Auffaffung des Handelsgefewbuches, wenn Schultze⸗Delitſch 
nicht auch gegen fie eben jo fehr Recht behalten foll, ald er es gegen das 
Handelsgejegbuch von jeher gehabt hat. 


Erste Gruppe. Dos Aktien- oder Hapitalsuereinsmesen. 
1) Wirthſchaftliche Natur derfelben. 


Wir dürfen nun wohl, auf die Gefahr einer Heinen Wiederholung 
hin, das wirtbichaftlihe Wejen der Aktie und ihre Funktion noch ein: 
mal zufammenfafjen, um daraus die Funktionen und Arten der Aktien: 
vereine bezeichnen zu fünnen. 

Mir haben die Unternehmung von der Wirtbfchaft ald eine für 
den Erwerb bejtimmte Einheit von wirthichaftlichen Kräften geichieben. 
Mir haben fie unter das Größengejeß geftellt, mit dem Satze, daß bie 
Billigfeit ihrer Probuftion ftet3 in gleichem Verbältniß zur Größe ihres 
Kapitals fteht. Wir haben daraus das Intereſſe des Einzelnen ent: 
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ftehen ſehen, an dem großen Kapitale auch mit dem kleinen Kapitale 
Theil zu nehmen. Wir haben dann tarauf hingewieſen, daß die Ber 
bingung dafür in ber Scheidung des Werthes von der Unternehmung 
felbft befteht, da nur der Werth in feiner felbftändigen Erſcheinung bie 
Betheiligung des Heinen Kapitals an dem großen Kapital möglich macht. 
Die Form, in welcher der Werth einer Unternehmung ſich in fo viele 
Theile theilt, daß auch das Meine Kapital einen Theil deſſelben er 
werben kann, ift die Aktie. Die Größe des Werthes ber Unter: 
nehmung erfcheint dann in dem Reinertrage der Aftie, und das ift das 
Wefen der Dividende. Der Preis für den, in der Form der Altie 
herausgegebenen Werth der Unternehmung, weſentlich, aber keineswegs 
allein bebingt durch die Größe ber Dividende, ift der Kurs der Aftie; 
die Höhe des Preifes wird bemeffen in der Differenz des Markt(Börfen)- 
preifes von dem Nominalbetrag. Alle diefe Dinge unterliegen keinem 
Zweifel. Und wir nennen daher eine Unternehmung, bie ihr Kapital 
durch Aktien beihafft und in ber Gefammtheit ihrer Aftien ihren, von 
ihr felbft geſchiedenen, wechſelnden, im Verkehr begriffenen, im Kurſe 
bemefienen Werth befigt, ein Altienunternehmen, und die Ber 
einigung derer, welche vermöge der Aktien Theilnehmer biefer Unter 
nehmung find, einen Aftienverein. 

Wir haben ferner nachgewieſen, in welchem formellen Sinn man 
von einer Altiengefellfhaft fpreden kann, da am Ende die Zahl 
der Theilnehmer eine begrängte ift; es können ja nicht mehr Theil: 
nehmer als Aftionäre vorhanden fein. Wir haben aber aud) fon bes 
merkt, wie höchſt einfeitig und nur hiſtoriſch erflärbar es ift, biefe 
Geſellſchaft nicht als Verein aufzufaſſen. Denn vermöge des Verkehrs 
mit den Altien ift die Mitgliebfehaft jedem Einzelnen frei, und gerabe 
diefe Freiheit ift e8, melde ber Gefellichaft dad Weſen des Vereins 
gibt. Damit tritt der Aftienverein aus dem bloßen Recht der Gefell- 
ſchaft hinaus und eine Haupturfache aller in ber Geſellſchaftsrechtslehre 
vorfommenden Unklarheiten ift es, daß man das öffentliche Rechtö« 
moment in derſelben aus privatrechtlichen Geſichtspunkten hat erklären 
wollen. Dieß, glauben wir, erfcheint fomit als feftftehend. 

Vergleichen wir jetzt inbeffen den Aktienverein im Verhältnig zum 
Krebitverein mit feiner ſolidariſchen Haft, fo tritt dasjenige Moment 
hervor, um befientiwillen man ihn eben ala einen Kapitalsverein bezeichnet. 

Der Altienverein nämlich ſchafft und gründet ſtets neue Unter 
nehmen, und fammelt für fie vermöge ber Aftie das Kapital. Er 
ſcheidet daher die von ihm gebildete Unternehmung ftet3 von ber 
Unternehmung oder Wirthſchaft derjenigen, welche ihn bilden. Um das 
zu lönnen, muß bie Summe, melde die Aftie für fi in Ay 
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nimmt, bereit3 ein Ueberſchuß fein. Aus dem eigenen „Geichäft“ 
kann der Einzelne dieſelbe nicht herausnehmen, ohne das letztere zu 
gefährden. Altienvereine haben daher nicht etwa bloß große Unter 
nehmungsluft, fondern fie haben vorzugsweiſe große Ueberſchüſſe des 
Einzelnen im volkswirthſchaftlichen Leben zur Vorausſetzung; und da 
dieſe Ueberſchüſſe als Zinſen auftreten, jo gilt der Grundſatz, daß bie 
Altienvereine in dem Grade allgemeiner werden, in welchem die Eins 
künfte eines Volles mehr auf Zinſen beruhen. Tragen die Aktien jelbft 
wieder Zinfen, jo werden diefe Zinfen mwejentlich dazu beitimmt, felbft 
wieder Altienunternehmungen zu gründen. So kommt es, daß die 
Attienunternehmungen ſich Jelbft erzeugen; das ift der größte Bes 
weis ihrer organischen Natur; und bat man dieß erfannt, fo wirb man 
zugefteben, daß auch bei den Aktien etwas anderes lebenbig ift, als 
das bloße Einzelintereffe; fie find wirklich Erfcheinungen in einem 
größeren Ganzen. Eben deßhalb aber erklärt es ſich au, daß bie 
Schickſale der Altienunternehmungen verhältnigmäßig wenig Einfluß 
auf das ihrer Aktionäre haben; denn fie find vermöge der Scheidung 
von dem Einzellapital gegen das Schidfal der letztern gleichgültig, mas 
bei den Krebitvereinen ganz anders iſt. Sie find begründet auf den 
Ueberſchuß; fie erfcheinen daher ihrer wahren und höhern volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Natur nach als die Drganıfation des Ueberſchuſſes 
zur einheitliden Reproduktion; und indem fie das find, find fie 
e3, welche die Harmonie der Intereſſen menigitens für die Ueberſchüſſe 
in der Volfswirtbichaft zeigen. Daher fagen wir, daß die gewagte 
Speflulation in Aktien immer für den Einzelnen erſt da beginnt, 
wo er die Aktie mit einem Theile feines Anlage und Betriebsfapitalg, 
ftatt mit feinen Ueberſchüſſen zahlt, während der Aktienſchwindel 
derjenige Verkehr in Aktien ift, welcher die Erzielung und Benützung 
der Kursdifferenz der Aktien zum Zwecke hat. Das find die mwirthichaft: 
lihen organifchen Elemente der Aktie und des Aftienvereind. Zum 
Aktienweſen gehört nicht bloß ein reiches Volk, fondern auch ein ſolches, 
welches Ueberſchüſſe ſpart. Die wirklich gebildeten Aftienunternehmungen 
aber haben die große Frage zu löfen, wie und wie weit ein Einzel: 
unternehmen ein Öffentliches fein fann. Sie find der wirtb: 
fchaftliche Uebergang von dem Einzeleigenthum zum Gejammteigenthum, 
indem fie das erftere in dem lebtern beftehen laffen, aber feine Selb: 
ftändigfeit nur no in dem Recht der Mitglieder und der felb 
ftändigen Dividende erhalten. 

Dieß nun, glauben wir, ift dad Weſen der Altie und des Aftien- 
vereins; und jetzt wird es darauf ankommen, das Syſtem der Aktien 

„  selellichaften zu charakterifiren. 
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2) Syſtem der Altienvereine. Die reinen Erwerbsvereine und 
die Berwaltungsvereine auf Altien. 


Das Syſtem der Aftienvereine theilt fi in zwei große Gruppen, 
deren Unterſchied jo tief greift, daß er auch in ihrem Rechte 
erſcheint. Nur maden wir fon bier darauf aufmerffam, baf 
wir diejenigen Formen, welche Aftien« unb Solidarvereine als 
Gegenfeitigfeitögefelihaften verbinden, ber Rlarheit wegen für ſich 
behandeln werden. 

An fi) nämlich ift es einleuchtend, baß jede wie immer geartete 
Unternehmung, fei es eine Probuftion, fei ed Krebitgeben, ein Aktien 
verein fein kann, fo lange die Abfiht ausgefproden ift, einen 
Erwerb für die Aftionäre zu machen. Eine Vereinigung dagegen, welche 
dieſe Abficht nicht hat, wird weder dadurch ein Aftienverein, daß fie 
die Betheiligung unter dem Namen von Aktien ausgeübt, noch daburd, 
daß fie mirflih einen Erwerb madt. Denn das erftere würde nur 
Beitragsverpflihtungen enthalten, das letztere würde eine Communio 
ineidens fein, auf melde die Grundſätze bes Aktienrechts Feine Ans 
menbung finden, und welche daher 3. B. auch feinen Beſchluß einer 
Generalverfammlung zulafjen, wie bei der Altienunternehmung. — Da 
das Hanbelögefegbud eben jo wenig das Weſen ber Sache erledigt 
bat, wie die handelsrechtliche Literatur, fo ift biefer Begriff der Aktie 
gar nicht berüdfichtigt und mit dem allgemeinen Satze erlebigt, 
daß jede Aftiengefelichaft vom Stante genehmigt fein muß. Das 
ift richtig, nur ift e8 auf etwas anderem begründet. Das wird ſich 
unten zeigen. 

Wenn dem nun fo ift, fo folgt, daß die Natur aller diefer Aftiens 
geſellſchaften ohne Rüdficht auf ihr Objekt ſtets bie gleichen Anforber 
zungen ftellt, und daß daher aus dem Wefen der Altiengefell: 
ſchaft felbft fein Unterfchied fi ergeben ann. Das ift von 
nicht geringer Bebeutung für das innere Recht derfelben, wie wir unten 
fehen werben. Sol alfo dennoch ein Syitem vorhanden fein, fo muß 
daffelbe durch ein Verhältniß entftehen, welches über dem Begriff der 
Altie fteht. Und dieß ift in der That der Fall. 

Der Erwerb, den die Aktiengefellihaft macht, Tann nämlich 
entiweber barauf beruhen, daß biefelbe eine rein wirthſchaft⸗ 
lihe Unternehmung beginnt, ober darauf, daß fie eine 
Funktion des Staates übernimmt, bei welcher der Staat für 
feine Leiftungen einen Ertrag erzielt. Die erften nennen wir bie 
Erwerbövereine, bie zweiten bie eigentlihen Verwaltungs⸗ 
(Altien-)vereine. 
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Die Zahl und Art der Erwerbsvereine auf Altien find nun ihrer 
Natur nad) eben fo unendlich mannicdfaltig, ald die Unternehmungen 
des Einze'nen, wenn fie fi) auch principiell von den leßteren dadurch 
unterfcheiden, daß fie fähig find, ein bauerndes Rifico zu tragen und, 
der Regel nach, ein größeres Kapital zu bebürfen. Will man daher 
bier von „Arten“ der Altiengefellichaften reden, jo muß man eben auf 
die Arten der Unternehmungen überhaupt zurüdgehen, und Landwirth⸗ 
ſchafts⸗, Bergbau⸗, Handels⸗, Kredit, Aftienunternehmungen u. |. m. uns 
terfcheiden. Darüber brauden mir teiter, denken wir, nichts hinzu 
zu fügen. 

Was dagegen die Verwaltungs: Altienvereine betrifft, fo ergibt 
fih aus dem obigen Begriffe derfelben, daß jede Funktion des Staats, 
welche nicht von dem Einzelnen einen direkt auf ihr berubenben 
und nad ihr bemejfenen Erjaß fordert, an und für ſich unfähig 
ift, Gegenitand eines Aftienunternehmeng zu bilden. Denn die Funktionen 
des Staats jcheiden fich in diefer Beziehung in zwei Gruppen; dies 
jenigen, bei welchen das Gelammtinterefje als folches in das Auge 
gefaßt wird, und diejenigen, bei denen daſſelbe durch die wirthſchaft⸗ 
liche Meßbarkeit eines Einzelinterefles gefördert wird. Nur bie leßteren 
laſſen daher die Aftiengefellichaft zu. Daher eignen fich für Altien- 
gelelichaften nur die Bewirthichaftung von Staatsgütern, dann die 
Communicattonsmittel, und enblih die Steuererhebung überhaupt, 
namentlich die der Monopole. Die Regalien dagegen im wiſſenſchaft⸗ 
lihen Sinne, als die wirtbichaftlichen Hoheitsrechte des Staats, Poſt 
und Münzweſen, find nicht geeignet, Aktiengeſellſchaften zu erzeugen, 
weil bei beiden der Neinertrag nicht der Zweck, fondern nur ein Er: 
gebniß tft, das man nicht erftreben, ſondern durch die Billigkeit und 
Beilerung der Anftalten ſelbſt wieder verivenden fol. Daß ſich die 
Lotterien dazu eignen, ijt wahr; nur wird jeder Verſtändige die Lotterien 
überhaupt verurtbeilen. Eine jehr wichtige Frage iſt dagegen die, ob 
das Papiergeldweſen Gegenftand einer Aftienunternebmung oder 
einer Staatsanſtalt fein jol. Man begreift, daß es ſich dabei um die 
Bettelbanfen handelt. Es ift bier natürlich nicht der Ort, darauf 
einzugeben. Wir haben unfere Anficht über das Weſen der Notenbanfen 
in den Jahrb. für Statiftif und Geſetzkunde 1865 (das Banlı 
weſen in Europa) auf Orundlage des Unterfchiedes zwiſchen Zahlung? 
und Unternehmungsfredit ausgefprochen und in der franzöfiichen Enquete 
sur la Monnaie fiduciaire weiter begründet (Bb. V.). Wir kommen 
baburch zu dem, bier nicht weiter zu erörternden Schluß, daß aller 
dings die Notenbanken ald Verwalter des Zahlungsfrebit3 eben fo 
notbwendig Aktienunternehmungen fein müffen, tie bie 
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Kreditanftalten. Die Proudhon⸗Laſſalle ſche Bewegung hat diefe Frage 
auf das fociale Gebiet hinüber gebrängt, wohin wir berfelben hier nicht 
folgen können. So unterſcheiden ſich diefe beiden Arten. 

Es ergibt fi) aber daraus eine legte nicht unwichtige Confequenz. 
Da jede Aftienunternehmung zu ihrem legten Princip den Erwerb für 
den einzelnen Aktionär hat und haben muß, fo folgt, daß der Begriff 
und dad Weſen der Aktie die fociale Richtung des Vereinsweſens un: 
bedingt ausschließt. Keine gefellfhaftlihe Frage fann durch 
Altienvereine gelöst werben; es Iebt in den gefellfchaftlichen 
Vereinen ein abfolut anderes Princip, als in den Altienvereinen, 
und ohne die Erfenntniß diefes Unterfchiedes Tann man nie zu einem 
Syftem der Erwerbsvereine gelangen. Allerdings lönnen die Folgen 
der Thätigkeit von Aftienvereinen vom großer focialer Bedeutung fein, 
und es fünnen eben fo die Verhältniffe der nievern Klaſſen den Grund 
für das Unternehmen einer Aktiengejellichaft abgeben, wie z. B. Aftiens 
baubereine für Arbeiter u. ſ. w., allein gefellfchaftliche Vereine find es 
darum nicht. Dagegen wird ſtets, wo ein Aftienverein ſich auf 
Grund geſellſchaftlicher Bebürfniffe errichtet, der Einfluß deſſelben ein 
günftiger fein; denn bie Härte, welche in der Ausbeutung des Ein ⸗ 
zelnen durch den Einzelnen liegt, ift bei der Aftiengefellfchaft ftets 
ausgeſchloſſen. Freilich Tann die Aktie nie der Noth helfen; es 
heißt ihre Natur verfennen, wenn man das von ihr fordert; es ift 
falſch, vom Eifen zu erwarten, daß es funktionive wie Holz; aber fie 
Tann ihr vorbeugen durch die Sorge, die fie — allerdings im eigenen 
Intereſſe ihrer Aktionäre — für die Erwerbsfähigen trägt. Eine Aktien« 
geſellſchaft ift gegen ihre Arbeiter nie unfreundlich, aber fie ift auch nicht 
freundlich; fie ift nie wohlwollend, aber ſtets gerecht; fie erzeugt nie 
Anhänglichkeit, wohl aber ftrenge Ordnung und regelrechtes Leben; 
kurz, fie ift in ihren Beziehungen — man verftatte uns den einzigen 
ſchlagenden Ausdruck — ſtets eine Perfönlichkeit, aber nie eine Indie 
vidualität. Und das ift es, was ihr das nothwendige pſychiſche Element 
entzieht, ohne welches es feine fociale Thätigkeit gibt, während bie 
Aktie felbit fie zwingt, den Erwerb höher zu halten, als die Folgen 
deſſelben. Und darin nun liegt die Gränze zwiſchen der Aktie und 
dem focialen Berein. 

So ift nun bieß das Syſtem der Aftienvereine. Die Aufzählung 
der Namen ift ohnehin nicht thunlich. Die Statiftit hat noch bisher 
die Mittel nicht gehabt, fie zu beobadjten. Vieles werden wir lernen, 
wenn fie beginnt hier ihre Aufgabe zu verftchen. Wir aber fchließen, 
indem wir die weſentlichſten Punkte in dem rechtlichen Charalter defjelben 
hervorheben. 
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Rechtlicher Charakter. Das Berhältniß des Handelsgeſetzbuchs 
zum Rechte derfelben. 

Auch Hier dürfen wir uns damit genügen laſſen, den rechtlichen 
Charakter ald dasjenige zu bezeichnen, was durch das fpecififche Element 
der Aftie, das auf den Einzeleriwerb gerichtete Einzelinterefje deſſelben 
im Vereinsweſen hervorgebracht wird. Und zum großen Theil ift es 
ſchon früher angegeben. 

Das Einzelinterefje der Aktie erzeugt nämlich im Altienverein gerade 
dafjelbe eigenthümliche Xeben, das wir ald den lebendigen Inhalt des 
Staats anfehen, den Gegenfat des Einzelnen und feiner Selbftändigfeit 
zur Kraft, zum Willen und zur Thätigfeit der Einheit; nur mit dem 
wefentlichen Unterfchiede, daß die Pflichten der Einheit — des Vereins — 
gegen den Aktionär zugleich privatrechtliche find, und daher auf privat: 
vechtlichem Wege geltend gemacht werben können, während trotzdem die 
Drgane, tele die Leitung haben, nicht als Mandatare angefehen 
werben müflen, tie wir unten zeigen werden. Aus dem gerade in der 
Altiengejellichaft eigenthümlich und zum Theil fehr ſcharf ausgeprägten 
Bufammenwirfen beider Elemente hat fi) das Syſtem gebildet, welches 
wir das Recht der Altiengejellichaften nennen. Dieſes Recht nun hat 
fih eigentlich nie zum Bemwußtjein gebracht, daß es neben dem privat 
rechtlichen Inhalt einen Öffentlich rechtlichen von großer Bebeutung 
enthält, den es nuc durch einen Taren Begriff vom Vereinsweſen 
hätte zum Ausdruck bringen fünnen. Das deutijhe Handelsgeſetzbuch 
hat, in feiner Abhängigkeit vom franzöfilchen, jeine ganze Kraft darin 
erihöpft, das privatrechtliche Verhältniß der Aktionäre zur Geſellſchaft 
und der Geſellſchaft zu Dritten zu entwideln; man Tann gar nicht 
unvolljtändiger in Beziehung auf das ganze Gebiet der michtigiten 
Fragen fein, die bier zur Sprache kommen, ald es dieje Arbeit ift, 
die ung felbft in den näcdhitliegenden Dingen rückſichtslos im Etich läßt, 
fo daß ſelbſt die bedeutfamften privatrechtlichen Tragen, die daraus 
folgen, vergeblih ihre Beantwortung ſuchen. So 3. B. erfahren wir 
nit, wann eine Aftiengejellichaft conftituirt iſt; mir erfahren nicht, 
ob die Gründer die Pflicht haben, die conftituirende Verſammlung zu 
berufen; wir erfahren nicht, ob ein Verſammlungsbeſchluß gültig ift, 
wenn 3. B. der Präfident die Verfammlung verlaffen hat; wir erfahren 
nicht, ob eine Verfammlung der Aktionäre einen Beichluß gültig fallen 
fann, wenn der Präfident fie für aufgehoben erklärt; wir erfahren 
eigentlich gar nicht über den rechtlichen Wirkungsfreis des Verwaltungs— 
rathes, gar nichts über das Recht deſſelben, den Beſchlüſſen der General: 
verfammlung mit feinen Beichlüffen vorzugreifen, gar nichts über jeine 
‚perjönliche Haftung in diefen Fällen; gar nichts über die Revifion und 
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die Haftung der Revibenten; kurz alles, was in der Aftiengejellichaft 
dem Begriffe und Weſen des Vereins angehört, fehlt fo gut als gänzlich 
im Handelsgeſetzbuch und feiner Literatur. Und dennoch ift der Char 
after der Aktiengefellfchaften grade auf diefem Gebiete ein fo ſpecifiſcher 
und enticheidender, daß bie eigentliche Rechtsentwidlung des Vereins: 
weſens in der That erft bei den Aktiengefelichaften anfängt. Denn 
tie wir ſchon früher gefagt haben, die Natur der einzelnen Aktie er: 
zeugt ein ſtrenges, durchgreifendes Syſtem des inneren Vereinsrechts, 
das dazu beftimmt ift, die Vereine zu den Trägern des verfafjungs- 
mäßigen Verwaltungsrechts mit al feinen Momenten zu madjen, indem 
die Unterſchiede des Oberhaupts, ber vollziehenden und ber geſetzgeben ⸗ 
den Gewalt die Bafis für das Verkehrsrecht der Altiengefell 
ſchaften zu werben beftimmt, und es zum großen Theil auch ſchon 
wirklich geworden find. Und aus dem, was hier die Aktiengejellichaften 
für ſich erzeugt haben, ift in der That eigentlich erft das innere Vereins⸗ 
recht möglich geivorben, wie wir es unten daralterifiren werben. 

Daher nun können wir ſchon hier jagen, daß das ganze innere 
Vereinsrecht auf den Altien beruht und feine Entwidlung aus ben 
felben zu empfangen beftimmt ift, und daß bieß Gefühl auch bie ganze 
Geſetzgebung und felbft das öffentliche Recht durchdringt. Nur ift dad 
Eine dazu nothivendig, dab man das Weſen bed Vereins nicht auch 
Tünftig über dem des Geſellſchaftsrechts vergeſſe. Wir werben gleich 
fehen, daß die Krebitvereine im Wefentlichen denfelben Charakter haben; 
den Unterfchied zwiſchen ihnen und den Aftiengefellihaften wird man 
aber nur auf Grundlage ihrer Funktion verftehen, und dieſe ift nicht 
fo ganz einfach zu bezeichnen. 


Aumtite Gruppe. Grgenseitigkeitsnereine. Bersicherungsgesellschaften. 
1) Wirthſchaftliches Wefen derfelben. 


Die zweite Grundform aller auf das wirthſchaftliche Leben bezüg ⸗ 
lichen Vereine ift num diejenige, welche wir ald die wechſelſeitigen ober 
Gegenfeitigfeitövereine bezeichnen. Sie find befanntlid in Princip wie 
in Form weſentlich von den Aktien: oder Kapitalvereinen verfchieben. 
Wir fegen fie im Thatfächlichen ald befannt voraus, und enttvideln hier 
nur dasjenige, was ihre organifche Stellung enthält und bebeutet: 

Während nämlich bei den Aftienvereinen die Aktie den Theil eines 
Kapitals bebeutet, der fi von bem letzteren Ioslöst und ganz ſelb⸗ 
ftändig als Theil eines neuen Unternehmens erſcheint, um auf dieſe 
Weile auch die Heine Summe an ven Vortheilen eines großen Kapitals 
Theil nehmen zu laſſen, gibt es ein ziveites Moment, welches beftänhig 
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alle Kapitalien bedroht; und das ift die Gefahr, welche die Wirth: 
ichaft des Einzelnen fowohl in der Perfon ald in den. Gütern treffen 
kann. Die Gefahr hat nun das Eigenthümliche, daß fie ihrem Wefen 
nad für alle gleich, ihrer Wirklichkeit nach dagegen für jeden ungleich 
ift. Die Sicherung gegen diefe Gefahr ift daher unzweifelhaft eine ber 
erften Bedingungen für die mwirtbichaftlihe Entwidlung jedes Unter 
nehmen? Allein der Staat kann diefe Sicherheit nicht einmal in Be 
ziehung auf die äußere Gewalt, geſchweige denn in Beziehung auf ihre 
wirtbichaftlichen Folgen geben. Soll fie gefunden werben, fo entiteht 
bier ein Gebiet, auf weldhem der Berein das Organ für dieſe Auf 
gabe der Gemeinschaft ift; und die Vereine, welche diefe Aufgabe über 
nehmen, nennen wir die VBerfiherungsvereine. 

Das Princip diefer Verficherungsvereine beruht nun darauf, daß 
die wirklich eintretende Gefahr und Beſchädigung auch in der Wirklich⸗ 
feit das für alle Mitglieder wird, mas fie ihrem Begriffe nach ijt, eine 
gemeinfame, und daß daher der Betrag des Schadens auf alle Mit: 
glieder nach Maßgabe deſſen vertheilt wird, was die Einzelnen verlieren 
fonnten, wenn jeder von ihnen den Schaden für ſich gehabt hätte; das 
it alfo nah) Maßgabe des ganzen Vermögen! Jedes Mitglied haftet 
daher pro rata feines eignen Riſico's demjenigen, ter einen Schaben 
erleidet, und in diefem Sinne nennen wir biefe Vereine Gegen 
ſeitigkeits-Vereine. 

Die damit entſtehende gegenſeitige Haftung, die Nothwendigkeit 
das verſicherte Objekt feſtzuſtellen und die betreffenden Beträge einzu: 
treiben und zu vertheilen, erfordert alsbald eine gemeinſame Ber: 
waltung, und mithin einen perjönlichen Vereinsorganismus mit Brü: 
fidenten, Verwaltungsrath und Direktion. Erft mit diefem Organismus 
wird das DBerficherungsmwejen fähig, feine rechte Bedeutung zu ent: 
wickeln. Denn erjt durch jene Organe wird die Thätigfeit des Vereing, 
die ohne dafjelbe nur bei wirklich eingetretenen Schaden Platz greift, 
eine beftändige und organische. Erſt jetzt Tann dasjenige Element in 
die Verficherung hineingelangen, ohne welches fie ſelbſt eine höchft unvoll: 
kommene bleiben muß, nämlich die Berüdfichtigung der individuellen 
Berhältnifje der zu Verfichernden; jett erſt kann gegenüber der Regel: 
mäßigfeit des Schadens eine Negelmäßigfeit des Erjates geordnet werden; 
jo entiteht denn das, was wir die eigentliche Verwaltung des Schadens 
nennen würden, und das Berficherungstvefen auf Grundlage der Gegen: 
leitigfeit al3 die erfte und natürlichite Bafis des erftern wird zu einem 
jelbftändigen Zweige des Vereinsweſens. 

Die Grundfäße nun, nad) weldhen auf Grundlage der individuellen 
Berhältniffe jedes Mitgliedes die Größe der daſſelbe bedrohenden Gefahr 


141 


und darnach der burchichnittliche Betrag berechnet werden muß, den 
jedes Mitglieb zu zahlen bat (die Prämie) bilden die eigentliche Theorie 
der Berfiherung. Diefe nun gehört allerdings nicht hierher. Wohl 
aber muß der wejentliche Unterſchied dieſer Vereine von den Kapitals: 
vereinen pecieller hervorgehoben werben, weil auf ihm bie folgenven 
Geftaltungen des Vereinsweſens weſentlich beruhen. 

Alles gegenſeitige Verſicherungsweſen nämlich hat zu ſeiner wirth⸗ 
ſchaftlichen Grundlage, daß die Prämie das Betriebskapital bildet, die 
gegenſeitige Haftung aber das eigentliche Anlagekapital. 
An ſich ſollte daher die Prämie nur ſo groß ſein, um die laufenden 
Koſten der Verwaltung zu decken, und bei jedem einzelnen Schaden 
ſollte dann eine Repartirung ſtattfinden, durch welche der Schaden ge: 
deckt würde. Die Verpflichtung jedes Mitgliedes, im Falle des Schadens 
für die Berechtigung des Beſchädigten auf Erſatz mit ſeinem ganzen 
Vermögen einzuſtehen, bildet daher die eigentliche Sicherheit der gegen⸗ 
ſeitigen Vereines Urſprünglich waren in der That die Verſicherungs⸗ 
vereine fo eingerichtet. Allein die großen Koften und Uebelſtände, die 
damit verbunden waren, erzeugten dann den Grundlag, den wir ala 
die zweite Epoche des Verſicherungsweſens bezeichnen möchten. Die 
Direktionen führten den Betrag, den jedes zahlen mußte, auf die Wahr: 
fcheinlichfeit des Eintretens der Gefahr bei jedem einzelnen Mits 
gliede zurüd, jo daß jedes ſich felbft verficherte, und bie Haftung 
der Mitglieder auf diefe Weile aus einer regelmäßigen zu einer außer: 
erdentlihen wurde, die nur dann eintreten fonnte, menn fi) aus irgend . 
einem Grunde die Wahrfcheinlichleitsrechnung für die Einzelbaftung nicht 
als richtig erwies. So entitand die eigentliche Prämie im heutigen 
Sinne des Wortes, bei welcher neben dem Betrag für die VBerivaltung 
zugleich ein Betrag bezahlt wird, deflen Accumulirung die Aufgabe hat, 
in der Seit, wenn die Gefahr wirklich eintritt, den Betrag derjelben 
ohne Zurüdgreifen auf die Haftung der Mitglieder deden zu können. 
Diefen Betrag — die Erſparniß des Einzelnen für den Fall einer ihn 
betreffenden Gefahr verwaltet durch den Verein — nennen wir die 
PBrämienreferve Die Prämienteferve ift demnach der fpecifijche 
Charakter der zweiten, höheren Entwidlungsepoche des Berjicherungss 
weſens, und hat ihre eigenen ſehr wichtigen und keineswegs einfachen 
Grundfäge der Berechnung. 

Dieſe Prämienrejerve bildet nun allerdings ein jelbitändiges Kapi⸗ 
tal, meldes in jeder Bilanz einer folchen Geſellſchaft genau ausge, 
wiefen erden muß. Allein auch die Prämienrejerve ift doch immer 
nur ein Betriebslapital. Das Anlagelapital ift und bleibt die Haftung d 
des Einzelnen nady Maßgabe feines Antbeild an dem Verein. Uni So 
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tritt nun mit ben gegenfeitigen Gefellichaften der mächtige Faktor der 
individuellen Haftung in das wirthſchaftliche Vereinsleben Hinein. 
Es ift damit dauernd für das leßtere geivonnen. Es iſt hier nicht ber 
Drt, auf das Verſicherungsweſen genauer einzugehen, das in ber Ver 
waltungslehre feine eigene Stelle hat. Wohl aber müſſen wir bei dieſem 
großen Principe ber Gegenfeitigfeit einen Augenblid ftehen bleiben, 
da feine Bebeutung eine jo weſentlich andere ift, als die bes Kapitals, 
und e3 damit auch möglich gemacht bat, eine ganz neue Reihe von 
Erſcheinungen im Vereinsweſen herborzubringen. 

Denn während dieſe gegenfeitige Haftung zivar dem Princip nad 
ſich bei den wechſelſeitigen Vereinen erhält, tritt fie doch in der Wirk 
lichkeit bei ihnen ſtark in ben Hintergrund, um auf dem folgenden 
Gebiete mit doppeltem Einfluß wieder zu erfcheinen. 

Die gegenfeitige Haftung zeigt nämlich hier zum erftenmale, daß 
ih den Werth meines gefammten wirthſchaftlichen Kapitals nußbar 
verwenden kann, ohne ihm doch in andere Hände M geben. Meine 
Haftung empfängt einen Werth nicht mehr im Verkehr vom Einzelnen 
zum Einzelnen, fondern auch im Gefammtleben des Verkehrs; fie ver: 
mag, kurz gelagt, Kredit zu erzeugen, indem fie Sicherheit 
gibt. Im gegenfeitigen Verſicherungsweſen wird nur anfänglid; diefe 
Fähigkeit in Anſpruch genommen; das Aufftelen guter Prämienreferven 
macht jene Fähigkeit beinahe überflüffig und zu einer außerorbentlichen 
Funktion. Allein einmal vorhanden, braucht man nur einen Edhritt 
weiter zu gehen, um ganz andere Refultate zu erzielen. 

Denn es ift Mar, daß da, mo Kredit vorhanden ift, auch Kapital 
beſchafft werden kann. Kann ich daher durch Gegenfeitigfeit und Haf 
tung mid) vor den Folgen der Gefahr verfihern, jo kann ih auch bar 
mit Kapitalien finden. Eo wie diefer Gedanke einmal feftiteht, fo ber 
ginnt eine ganz neue Enttwidlung, zu der wir dann übergehen. 


2) Rechtlicher Charakter der gegenfeitigen Vereine. 

Daß nun das ganze Verſicherungsweſen zwar bei der Gegenfeitige 
keit beginnt, aber dann auch zu eignen Aftienunternehmungen wird, 
ift befannt. Eben fo befannt ift es, wie dieß Verfiherungsmwefen in 
der Lebens- und Todesfallsverfiherung zugleih den Charakter eines 
durch den Verfiherungsverein vertvalteten Kapitalbildungsprocefjes an: 
nimmt, und daher mit feinen Folgen, wenn auch nicht mit feinem 
Princip in den gefellichaftlichen Verein hinübergreift. Das zu ver 
folgen ift Aufgabe der Verfiherungslehre. Wohl aber müfjen mir 
darauf hinmweifen, tie gerade auf diefem Gebiete der Mangel eines 
Verftändniffes des Vereinsweſens gewirlt hat. Denn nur dadurch 
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ift es erflärlih, daß das franzöfiihe und nach bemfelben auch das 
deutſche Handelsrecht das ganze Gebiet ber gegenfeitigen Vereine weg. 
gelaflen hat. Eben deßhalb wollen wir, um genauer in die Sache 
einzugehen, bie beiden leitenden Geſichtspunkte hier erwähnen, von 
denen aus das rechtliche Verhältniß der gegenfeitigen Vereine betrachtet 
erben muß. Vieleicht daß e3 und damit gelingt, ihnen ihre beredj 
tigte Stellung in ber handelsrechtlichen Geſetzgebung und Literatur zu 
verschaffen. 

Zuerft nämlich kann e3 vernünftiger Weile kein Zweifel fein, daß 
fie nicht bloß Vereine find, fondern auch, daß fie „Gefchäfte” treiben 
können und fogar treiben müffen, ſchon um ihre Prämienreferve gehörig 
zu verwerthen. Sie müffen entweder auf Hypotheken geben, ober 
Obligationen faufen, ober Immobilien eriverben, ober andere Güter; 
fie werben faft unabweisbar mit andern Firmen Contocurrrent haben; 
kurz fie haben ganz genau biefelben Geſchäfte mie die Altienver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft, und es hat daher gar feinen Sinn, fie nicht zu: 
gleich als „Hanbelögefchäfte” anzufehen und zu behandeln. Es folgt 
daher-der erfte allgemeine Grundſatz für ihr Recht, daß fie in allen 
Punkten das allgemeine Recht ber wirthſchaftlichen Vereine haben 
ſollen, und daher unbedingt unter das allgemeine Vereinsrecht fallen, 
wie wir es unten harakterifiren werben. — Dann aber muß man fi 
allerdings klar werben, weßhalb denn eigentlich weder die Gefehgebung 
noch die Theorie mit ihnen etwas anzufangen gewußt hat. Das nun 
beruht auf den zwei Punkten, in denen fie weſentlich von ben Kapitals 
vereinen unterfchieden find. Der erfte dieſer Punkte ift, daß die Haf⸗ 
tung bei ihnen, tie ſchon erwähnt, einen ganz andern Charakter hat, 
als bei der Aktie, indem gerabe bie perfönliche Haft, melde bei der 
Altie verſchwindet, bei ihnen unbegrängt wieder eintritt, wenn auch 
verbedt durch bie Prämienreferve. Sie beruhen daher auf einer un- 
beſchränkten, aber fubfidiären Haftung ihrer Mitglieder. Der 
zweite biefer Punkte ift das Recht auf Mitglievfhaft. Während 
bei der Aktie das individuelle Moment gänzlich verſchwindet, und das 
ber jeber durch Kauf einer Aktie ohne weiteres Zuthun der Geſellſchaft 
Mitglied wird, findet bei der Verfiherung nothwendig ein formeller 
Akt der Aufnahme ftatt, bei welchem die Bedingungen der Zulaſſung 
von der Direktion im Namen der Gefellihaft ausgeſprochen werben. 
Die Mitgliedſchaft ift hier daher zwar Feine unfreie — denn an fi 
ift jeber fähig, Mitglied zu werben —, wohl aber eine bedingte, und 
diefe Bebingungen felbft fallen nicht etwa unter das Vereinsrecht im 
Ganzen oder unter das Privatrecht wie beim Kauf einer Aktie, fondern 
bilden eben ein, von jeder einzelnen Geſellſchaft abhängige: Suiten 
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von Vorſchriften, die eben nur die Geſellſchaft als ſolche zu normiren 
berechtigt iſt. Ganz daſſelbe gilt von dem Austritt aus der Geſell⸗ 
ſchaft. Allerdings konnte daher ein allgemeines Vereinsrecht hier eben 
ſo wenig genügen, wie die Beſtimmungen über das Aktienweſen. So 
wie die Geſetzgebung den Boden des letzteren verließ, mußte ſie 
ſich ſagen, daß hier das Gebiet beginnt, wo ſich die Geſetze nach der 
Natur der einzelnen Vereine geſtalten müſſen; und ſo hätte man das 
Verſicherungsweſen als ſolches ſtudiren müſſen, um die Verſicherungs⸗ 
vereine in die Geſetzgebung aufzunehmen. Ein ſolches Studium des 
Verſicherungsweſens aber gibt es überhaupt noch nicht, geſchweige denn 
ein Eingehen auf den Unterſchied zwiſchen Aktien- und Gegenſeitigkeits⸗ 
verficherungen. Die Gefeßgebung blieb daher an dieſer Gränze jtehen, 
und daher dann fam es, daß fie auch die großen Grundformen ber 
Berichmelzung von Kapital: und Gegenfeitigfeitövereinen, zu denen 
wir jeßt gelangen, und die im gegenfeitigen Verſicherungsweſen ihren 
Grundtypus haben, gänzlich beifeite liegen ließ. Als nun die Genojlen- 
Ihaften erjchienen, gab man für fie wieder eigene Geſetze; da man 
aber jenes Weſen der Gegenfeitigfeit mit feinen Gonfequenzen für 
Haftung und Mitgliedfhaft nicht in feinem organiſchen Zufammenbang 
erfannt hatte, jo geihah es, daß die gegenfeitigen Berficherungsgefell: 
Ihaften aud jet ohne Normirung blieben, und daher merfwürdiger 
Weiſe im Grunde ein ganz rechtlofes Gebiet im Vereinsweſen bilben. 
Faßt man nun aber das Dbige zufammen, fo ergibt fich das leitende 
Prineip für diefe Gefeßgebung fehr leiht. Das Recht der Gegenfeitig- 
feitövereine überhaupt ift nämlich nichts als das allgemeine Vereins 
recht, modificirt im Gebiete der Haftung durch die Gegenjeitigfeit 
und im Gebiete der Mitgliedfchaft durch die Berüdfichtigung ber In—⸗ 
dDividualität der perfönlichen und mirtbichaftlihen Verhältniſſe ber 
Mitglieder. Die Grundfäße aber, nach denen diefe Modification ftatt 
findet, bilden eben die Wiffenfchaft des Verſicherungsweſens, die dann 
als Geſchäftsordnung aud für die Aftienvereine volle Gültigkeit haben. 

Das Wichtigfte nun aber in diefem ganzen Gebiete ift das, mas 
über dafjelbe hinaus geht. Und das iſt überhaupt das Auftreten der 
Haftung und der Sndividualität im wirthſchaftlichen Vereins: 
weſen, die fih nun mit dem Element der Kapitalsvereine verſchmelzen, 
und jo ein neues, großes und hochwichtiges Gebiet begründen. 


Britte Gruppe. Das Vereinswesen der Berbindangen zwischen Gapitals- und gegen- 
seitigen Bereinen: Die Gredituereine. 


Offenbar nun jcheint es uns Klar, daß in den Kapitald: und den 
Gegenfeitigfeitänereinen die beiden Grundlagen aller wirtbfchaftlichen 
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Vereine gegeben find. Eine dritte Hauptart ift für die Unterneh 
mungen gar nicht möglich und denkbar. Und wenn es baber den: 
noch, wie gejagt, eine ganze Reihe von hochwichtigen Vereinen gibt, 
die weder mit dem einen noch mit dem andern Elemente erjchöpft find, 
fo beruht daS darauf, daß hier nicht etwa eine neue Art. entitebt, 
fondern daß vielmehr jene beiden Grundformen mit einander ver: 
bunden werben. 

Wieder treten wir hier daher der Erjcheinung entgegen, baß ſtets 
in der hiſtoriſchen Entwidlung des menfchlichen Lebens zuerſt vie 
elementaren Yormen auftreten, eine felbftändige Geftaltung bilden, und 
dann in einander übergehend ein neues ſelbſtändiges Leben erzeugen, 
das der Negel nach viel reicher und höher fteht, als jene erjten Bil- 
dungen. Mit wie ganz anderen Augen werden unfre Nachkommen alle 
diefe Dinge betrachten, wenn fie bereinjt gelernt haben werben, jene 
der Kindheit des Willens angehörige Anſchauung, die vorerft nad) dem 
Beſonderen in jedem Theile jucht und das Andere als etwas „Sn- 
tereffantes und Merkwürdiges“ Anderen überläßt, zu überwinden, und 
mit vollem klaren Blid dem großen Leben der Welt ins Antlitz zu 
ſchauen, das ewig dafjelbe ift, ob es fi um bie Bildungen der Ge: 
fteine, um die Drbnung ber Thiere, um die Entwidlung der Staaten 
oder um die Geſtaltungen des Vereinsweſens handelt! Doc fo meit 
find wir ſchon, daß mir die Forderung nach einer organischen Auffaffung 
als eine unabweisbare ausfprechen dürfen. Organiſch aber ift, daß ſich 
Kapital — das ift ein wirklich bingegebener Vermögenstheil — und 
Haftung — das ift die Sicherheit für den Gläubiger durch den Neft 
meines Vermögens — verbinden. Nur muß dieſer Proceß, um 
nicht mie im Verſicherungsweſen wieder faft hinter der Prämien: 
rejerve zu verſchwinden, durch einen dritten, jelbitthätig wirken: 
den Faktor erzeugt werben. Dieſer Faktor ift dann das eigent- 
lid Erzeugende, das die Elemente zu neuen Geitaltungen ver: 


‚bindet. Nach dieſen Faltoren fucht bisher die Naturwiflenichaft 


vergebens, teil fie viejelben ftetS durch das bereits Verbundene 
erkennen will, ftatt zuzugeben, daß fie ja außerhalb des Ber: 
bundenen ſtehen müflen, um überhaupt verſchiedene Elemente ver 
binden zu können, die ohne fie ein felbjtändiges Dafein haben. 
Mir aber in der Staatswiflenichaft können überhaupt, ſpeciell aber 
für dieſes Gebiet des Vereinsweſens, jenen britten Yaltor ganz be: 
ftimmt aufftellen. Es ift kein anderer als der Kredit. Und mie 
nun diefer Kredit die Erfeheinungen erzeugt, von denen mir reden, das 
wollen wir nunmehr zeigen. 
Stein, die Berwaltungslehre. 1. 8. 10 
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1) Wirthſchaftliche Natur derfelben. 

Auch bier ift es nicht möglich, zu einem endgültigen Ergebniß zu 
gelangen, wenn e3 nicht geftattet ift, das wiſſenſchaftliche Weſen des 
Krebit3 und der Solidarität vorher zu bejtimmen. 

Man Tann den Kredit in verjchiedener Weile formal definiren. 
Jede ſolche Definition ift hier nutzlos. Der Krebit ift ein organischer 
Begriff und will als jolcher verftanden werden. 

Wir müfjlen dafür den Begriff der Unternehmung zum Grunde 
legen. 

Das Weſen der Unternehmung bringt e8 mit fi, daß ihr Kapital 
ein beftändig wechſelndes fein muß. Zu dem Ende muß fie beftändig 
ihr Kapital nad ihrem augenblidlihen Bedürfniß augenblidlidh ein- 
richten können. Der Proceß und die Kraft, mit der fie das 
thut, nennen wir den Kredit. Es gibt feine Unternehmung, die 
nicht Kredit gebrauchte, indem fie theils beitändig Krebit nimmt, und 
Kredit gibt. Die Wirtbichaft des Einzelnen beruht auf feinem Kapital; 
das Unternehmen beruht auf feinem Kredit; Kapital erzeugt Kredit, 
und Krebit erzeugt Kapital; aber der Krebit der Einzelwirthichaft ift 
in der That gar Tein Kredit, jondern eine Schuld und eine Forderung; 
bet Schuld und Forderung gibt e8 immer nur Gläubiger und Schuld— 
ner, immer nur zwei Verfonen, um die es fih in Wahrheit handelt, 
und deren Zahlungsfähigfeit und Zahlungspfliht man in Berechnung 
zieht; das Weſen des Kredits dagegen beruht darauf, daß hier immer 
bie dritte Berfon mit in Betracht fommt. Wenn id) Jemandem leibe, fo 
eriväge ich, ob er zahlungsfähig ift; wenn ich jemandem kreditire, fo frage 
ich, ob der Dritte, der diefem Debitor ſchuldig ift, zahlen wird, weil 
ih als vernünftiger Mann weiß, daß die Zahlungsfähigleit des N, 
meines Debitors, vor allem von der des B, des Debitors meines Debitors, 
abhängt. Denn id weiß, daß A irgend einem B nicht etiva wie bei 
dem gewöhnlichen Debitiren freitwillig borgt, fondern daß er vermöge 
der Natur feines Geſchäfts demjelben ganz unvermeidlich kreditiren 
muß. Ber der Schuld betrachte ich das Vermögen des Debitord, bei 
dem Kredit jein Geſchäft. Die gewöhnliche Jurisprudenz bat leider 
von dieſer alltäglichen Erjcheinung feine Ahnung; aber das Handelds 
recht hat fich bisher auch nicht darum gefümmert. Hier beginnt dad 
Gebiet einer andern Geſtaltung der Rechtswiſſenſchaft — nicht einer 
ſolchen, melde die alte aufhebt, fondern einer foldden, welche fie erfüllt. 
Doc das gehört nicht hierher. 

Wenn nun in fortgefchrittenen Zuftänden jede Wirthichaft ein 
Unternehmen werden muß, fo ift e8 Har, daß jede Wirthichaft das 
höchite Intereſſe am Kredit bat. Der Kredit aber, da feine Eubitanz 
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am Ende ein Kapital ift, unterliegt daher auch demfelben Geſetze, wie 
das Kapital. Namentlih dem Größengeſetz. Es wird natürlich der 
Krebit ſtets im Verhältniß zur Größe des Kapitals fteigen, und wird 
daher auch in dem Verhältniß billiger werben, in welchem bie Größe 
des Kredit empfangenden Kapitals eine größere Eicherheit für das 
kreditirte Kapital gewährt. Es ift daher ein unzweifelhaftes Intereſſe 
jedes einzelnen Kapitals, fi) auf irgend eine Weife bei ver Benutzung 
des Kredits die Kraft eines möglichft großen Kapitals zu gewinnen, 
theils um überhaupt ein Kapital zu erhalten, theild um bafjelbe zu 
möglichft billigem Preife zu befommen. Das ift mohl fein Biveifel. 

Nun kann der Staat zwar Sorge treffen, daß überhaupt Anftalten 
da find, melde Kredit geben. Allein er Tann die Geſetze nicht ändern, 
nad; denen der Umfang und ber Preis des Kredits beftimmt werben. 
Hier beginnt daher wieder neben der ftantlichen Verwaltung die Thätig: 
keit des Eingelinterefjes, das ſich felbft Helfen muß. Und die Grund» 
füge, nad} denen das zu geichehen hat, find wohl ſehr einfach. 

Kann ich nämlich für eine Meine Forderung eine große Sicherheit 
geben, fo ift es Mar, daß ich bie erftere dann zu möglichſt niedrigem 
Preiſe haben werde. Diefe große Sicherheit aber kann id nur dann 
geben, wenn ſich mehrere zu gegenfeitiger folibarifher Haft für 
jeden Eingelfebit ber Theilnehmer gegenüber dem Krebitgeber verbünden. 
Um dieſes Ziel zu erreichen, müfjen die Einzelnen einen Verein bilven, 
deſſen Aufgabe es ift, jeden Eingelfrebit auf diefe Eolivarhaft aller 
Mitgliever zu gründen. In ihr befteht daher das Weſen dieſes Ver- 
eind gegenüber dem Kapitalsverein. Derjelbe will fein Kapital bilden, 
fonbern nur eine organifirte, rechtlich anerkannte, in einem perfönlichen 
Drganismus vertretene Sicherheit geben, um vermöge biefer Sicher: 
heit das Geſchäft und den Verkehr mit Dritten fo billig als möglich 
zu maden. Und einen folden Verein nennen mir nun, weil er 
mefentli für den Krebit geſchloſſen wird, einen Krebitverein. 

€3 ift nun leicht Mar, zunächft wie und weßhalb ſich das Recht 
diefer Vereine von dem ber Bürgihaft mit ſolidariſcher Haft unters 
ſcheidet, obgleich wir ausbrüdlih darauf hinweiſen müflen, daß bie 
Jurisprudenz biöher biefe Unterſchiede weder behandelt noch gelannt 
hat. Eine Bürgichaft hat ein einzelnes beftimmtes Gefhäft zum Objekt, 
defien Abſchluß und Inhalt dem Bürgen befannt ift. Eine folis 
dariſche Haft für unbelannte Geſchäfte gibt e8 fo menig, als eine” 
Ceſſion an unbefannte Perfonen. Bei den Krebitvereinen ift eine 
ſolche Belanntihaft und Zuftimmung weder vorhanden noch möglich, 
fondern die Verwaltung des Vereins geht dieſelbe für jedes einzelne 
Mitglied ein. Eine folidarifhe Burgſchaft kann gegenfeitig (ein, cur 
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folidariihe Haft muß es fein. Eine Bürgichaft iſt der Kredit einer 
Wirthſchaft; eine folidarifche Haft ift im obigen Sinn ohne eine Unter: 
nehmung gar nicht denkbar. Eine ſolidariſche Bürgichaft bezieht ſich 
daher auf wenige Perfonen, und die Aufnahme derſelben ift Sache des 
Vertrags mit dem Einzelnen; im Kreditverein kennen fih die Mid 
glieder zum Theil gar nit. Dadurd, durch diefe in ihm liegende 
Expanſionskraft unterjcheivet ſich eben der Verein von der Gefellichaft ; 
er bat den Charafter des Allgemeinen, und bamit wird er felbit Zu 
einem perfönlichen Körper; er funftionirt eben als die freie Organi— 
fation des Kredits auf Grundlage der ſolidariſchen Haftung, aber 
entitanden und lebendig durch das rein national ökonomiſche Geſetz der 
RKapitalien. 


2) Uebergang zum gefellfhaftliden Charafter. 


Trotz diejes allgemeinen Standpunktes bei der Betrachtung dieſer 
Krebitvereine ift e8 nun mohl fein Zweifel, daß diefelben ibrer ganzen 
Natur nad) fi) weſentlich auf das Fleine Kapital beziehen, und da- 
durch den Uebergang zu den gejellihaftlihden Vereinen begründen, ob: 
gleich fie in der That eben jo tie die Altienvereine ihrem Princip 
nad) ftrenge wirtbfchaftliche, und nur in ihren Folgen foctale Erfcheinungen 
find. Sie bleiben nämlich principiell mwirtbichaftliche Vereine deß— 
halb, meil fie grunbfäglich gegen die Höhe des Kapitals gleichgültig 
find; aber allerdings bewegen fie ſich naturgemäß ſtets vorzugsweiſe in 
der wenig befigenden Klafje, weil der Werth des Krevits überhaupt 
jtet8 im umgekehrten Verhältniß zur Größe des Vermögens ſteht und 
daher für diejenigen am wichtigſten tft, welche ihn am enigften durch 
perfönliche Haftung beritellen können. Deßhalb mag es erlaubt fein, 
einen Augenblid dabei ftehen zu bleiben, damit durch die Folgen bie 
Natur der Sache nicht unklar werde; um jo mehr, als dafjelbe Element 
ja aud in den Berficherungsvereinen vorhanden und ſehr bedeutfam 
it, und andrerfeit3 gerade diefe fociale Eeite es ijt, welche die Vorfchuß: 
bereine erzeugt und daher die Meinung erweckt bat, als feien fie wirk⸗ 
lich ſociale Vereine. Die Berficherungsvereine nämlich geben das 
Kapital meiltens in dem Augenblid, ja fie find eigentlih berechnet 
für den Augenblid, wo durd ein natürliches Ereigniß die Einzelwirth: 
Schaft auf das Tiefite in ihrer wirtbichaftlichen Selbftändigfeit erfchüttert 
"mwird. Die Borfchußvereine find weſentlich berechnet für den Yall, 
wo durch den Mangel oder durch den hohen Preis des Kredits der 
einzelne PBroducent feine ganze Feine Unternehmung gefährdet fiebt, 
oder wo die Bewilligung eines Kredits — der Erwerb eines fremden 
Kapitalde — ihm den größten mwirthichaftlichen Vortheil bringen fann. 
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Die Verfiherung ſchützt daher vor dem Herabfinfen ber höheren 
Stufen in die niederen; ber Vorſchußverein fördert das Auffteigen 
von ber niederen wirthſchaftlichen Stufe zu der höheren. Eie funts 
tioniren baher beide auf dem Gebiete ber gefellichaftlihen Bewegung 
der Klaſſen, aber fie find doch ſchon darum Feine gejelichaftlihen Vers 
eine, weil fie nicht eine Klaſſe ausfchließen, fondern für alle in gleicher 
Weile thätig fein können. Allerdings aber erfcheinen faktiſch bie 
Vorſchußvereine ihren quantitativen Verhältniffen nach als geſellſchaft⸗ 
liche Vereine, teil die geringe Höhe der Summen, für welche fie Kredit 
geben, für die größeren Unternehmungen werthlos ift; unb eben fo 
find die Verfiherungsvereine in einzelnen ihrer Unterarten und Klaſſen 
geielichaftlicher Natur — mie bei Sterbelaflen, Leichenbeftattungs: 
vereinen, Ausftattungdvereinen, Kranfenverfiherungen — meil fie 
felbft nur auf Heinere Bebürfniffe berechnet find. Durch ihren Umfang 
reichen fie daher mächtig in das foriale Vereinsleben hinein; ihrem 
Princip nach gehören fie dem rein wirthſchaftlichen Vereinsweſen. Und 
nochmals müflen wir darauf hinweifen, daß dieſe Uebergänge nicht 
etiva da vorhanden find, wo die Grundverhältniffe unklar werden, 
fondern ba, wo die Grundverhältniffe verſchiedener Ordnungen ſich in 
derfelben organifchen Erſcheinung zufammengefaßt zeigen. Wir werben 
fogleich Gelegenheit haben, dieß nun in größerem Maßftabe in ber 
folgenden felbftändigen Abtheilung zu zeigen. 


3) Die Arten der Kreditvereine. 


Bei aller hohen ſocialen Bedeutung diefer Vereine nun bleibt aber 
dennoch ihre erfte und meientlihe Grundlage bie wirthſchaftliche Vers 
maltung. Und gerade biefe ift ed, in der dad Element bed Kapitals 
neben dem der Haftung in fpecifiicher Weife zur Geltung gelangt. Es 
ift um fo nothwendiger, dieß beſonders hervorzuheben, weil gerade auf 
dem BVerhältniß dieſer beiden Elemente zu einander wieder das beruht, 
worauf e3 dem Syſtem zunächſt anfommt, bie Entftehung ber Arten 
der Krebitvereine und das eigentliche Weſen der Iehteren. 

So beftimmt auch der Krebit feinem Begriffe nad} immer auf der 
Zahlung des Dritten an den Debitor beruht, fo hängt er doch wieder 
viel zu innig mit ber eigenen Wirthſchaft des Debitors zufammen, um 
gegen bie eigne Leiftung bes Letzteren gleichgültig zu fein. Der Kredit ⸗ 
nehmer ift nicht bloß der Zahler für den Dritten, fondern er ift zu 
nädft Selbſtſchuldner, und die Schuld des Dritten erſcheint für fein 
eignes Schulbverhältniß erft dann ald maßgebend, wenn er felbft nicht 
zahlen kann. Die unmittelbare Zahlungspfliht behält daher ihren 
Werth troß ber ſchließlichen Sicherheit der Forderung, und vie Kies 
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feit zur fofortigen Zahlung wird daher zu einer der wejentlichen Bes 
dingungen des billigen Kredit unter allen Umftänvden. Daher denn 
die erfte große Regel bei allen Golivarvereinen, daß fie nur dann 
iprem Zweck ganz entfpredyen, wenn fie neben der Golivarhaft ein 
eignes, für die augenblidlide Zahlung beftimmtes Kapital 
befiten, daß wir gewöhnlich das „Grundkapital“ (Referve) zu nennen 
pflegen, das aber eigentlich einen Theil des Betriebskapitals bildet und das 
im Grunde das Zahlungskapital beißen ſollte. Gerade in der Bildung 
diefes Kapitals entiteben nun die Unterjchieve der Arten; aber vor: 
handen muß es aus dem obigen Grunde immer fein, wenn ber Kredit⸗ 
verein feine Erfolge zeigen fol. Dieſes Kapital ift das Vereinsver⸗ 
mögen, und in Beziehung auf dieſes Vermögen bilden die Theilnehmer 
‚eine Gejelichaft, während fie in Beziehung auf ihre fonftige Thätigfeit 
ein Berein find. Wir werben fogleich ſehen, wie mwichtig dieler Unter: 
fhied für das ganze Gebiet des Vereinsweſens diefer Gruppe ift. Nur 
Eins muß bier fogleich Hinzugefügt werden, um das richtige Verhältniß 
zwiſchen den Kredit: und den Aftienvereinen Har fefthalten zu fünnen, 
und das ift mit wenig Morten genau bejtimmt; denn wir erben 
gleich ſehen, daß die Aftienvereine mit ber Gegenfeitigfeit im Kredit: 
verein jo innig verbunden fein Tünnen, daß äußerlich die Funktion des 
mangelhaften Aktienkapitals von der Funktion des eingezablten Zahlungs: 
kapitals (Orundfapital) der Krebittbeilnehmer faum zu unterfcheiden ift. 
Und dennody bleibt ihre mejentliche Verſchiedenheit, und erhält fi 
auch im weſentlich verſchiedenen Necht beider Arten von Kapitalien, 
wie wir unten fehen werben. Bei den letteren behält nämlich das 
Grunbfapital den wirthichaftlichen Charakter nicht eines Anlages, jondern 
eines Betriebskapitals, während das Anlagelapital ver Kredit 
theilnehmer in der folidarischen Haft felber beſteht und angeſehen 
werden muß, und daher nur dann in Bewegung gejebt wird, wenn 
das Betriebgfapital erſchöpft ift; jede Kreditgefelichaft fol daher dieſes 
Anlagelapital mo möglich überhaupt nie angreifen, das ift, ihre „Neferve” 
jo einrichten, daß fie nie die Eolivarhaft in Anfpruh zu nehmen 
braucht; die Aktiengeſellſchaft dagegen bildet durdy ihre Einzahlung 
vielmehr das Anlagefapital und das Betriebsfapital zugleid 
. und arbeitet daher ftet3 mit beiven. Das ift der wirthichaftliche Untere 
Ichted auf diefem Punkte. Wir werden nun unten jeben, ivie aud 
bier ſich Uebergänge gebilvet haben, die ohne bie obige Unterjcheidung 
gar nicht verftanden werden können. Zunächſt verfudhen wir auf 
Grundlage derjelben das Syſtem mit feinen Grundformen bier feft: 
zuftellen. 

Dafür nun ift es allerdings nothiwendig, nachdem man einmal 





bie beiden Elemente des Kapitald und der Haftung geſchieden bat, 
zwiſchen derjenigen Verbindung beider zu unterfcheiben, die wir bie 
unorganifche, und derjenigen, die wir bie organifche nennen müffen. 
Die unorganifche Verbindung ift diejenige, in welcher Aktie und Haftung 
äußerlich verſchmolzen find, ohne daß man ſich über das Weſen beider 
Rechenſchaft abgelegt hätte; die organiſche diejenige, in welcher bie 
Funktion von DVermögendbeitrag und Haft mit klarem Bewußtſein ge: 
ſchieden, und daher auch jeder von beiden ihre Funktion angewieſen ift. 
Es ift ſchon hieraus Mar, daß die erfte Form an fi unlebensfähig ift 
und ſich auch hiſtoriſch als ſolche bewieſen hat; die zweite erſt ift 
dauernder Natur und greift mit ihrem Wirkungskreiſe tief in das 
wirthſchaftliche und geſellſchaftliche Leben hinein; aber freilich darf man 
ſich wieder nicht täuſchen, wie es wohl geſchehen iſt, und ſie zu mehr 
fähig halten, als wozu ſie zuletzt ihrem ganzen Weſen nach im 
Stande iſt. 


a) Die unorganiſche Verbindung: Die Illimited liebility der Altiengeſell- 
ſchaften. 

Bir glauben hier volllommen zu genügen, wenn wir uns darauf 
beſchränken, das Weſen dieſer hiftorifd bereit übertwundenen Form 
anzuführen. 

Die illimited liebility ift in der That eine Altiengeſellſchaft mit 
unbeſchränlter Haftbarkeit — eine offene Geſellſchaft, welche zugleich 
eine ftile ift — eine Sorietas omnium bonorum, bie body eine Societas 
beftimmter Güter ift, kurz ein logiſcher, vollswirthſchaftlicher und zu⸗ 
legt fogar juriſtiſcher Widerfprud — eine Commanbite mit lauter 
Gomplementären. Sie enthält die Aktie, melde das Maß des Bei- 
trags zu Kapital und Krebit, der Theilnehmer beftimmt, und zugleich 
das rechtliche Princip, daß biefe Theilnahme durch die Aktie nicht bes 
ftimmt fein fol, fondern daß jeber mit feinem ganzen Vermögen haftet. 
Sie ift wirthſchaftlich eine offene Gefelichaft, aber rechtlich ift fie es 
nicht, indem die Einzelnen body nicht die Diöpofition haben, fondern 
dieſe einem Oberhaupte und dem Berwaltungsrath übergeben ift. Sie 
enthält die Gleichheit des Rechts aller, aber grundſätzlich die Ungleich: 
heit der Verpflichtung derſelben. Sie ift ein Aftienverein, ſoweit es 
fi) um das Kapital der Geſellſchaft, aber fie ift ein Gegenfeitigfeitd- 
verein, fobald es fih um den Krebit berfelben handelt. Die Unmög ⸗ 
lichkeit, die Gränzlinie zwiſchen beiden aufrecht zu halten, ift die Uns 
möglichfeit, zu jagen, welcher von beiden Vereinsgruppen fie angehört. 
Aber fie ift noch mehr. Sie ift allerdings frei in Beziehung auf den 
Eintritt. in biefelbe; aber fie macht burd die Dauer ber Kaftkortät 
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den Austritt unfrei. Sie iſt daher, mag man fie betradhten, von 
welchem Standpunkte man till, ftet3 das, was wir eine organiſche 
Verbindung beider Elemente nennen müflen. Sie kann daher auch 
nur entfteben, wo fie eigentlicd gar nicht nothwendig ift, ald Gemein: 
ſchaft oder Verein von ſehr großen Kapitaliften, ober aber da, wo man 
fie nicht verfteht, oder endlich da, wo die Haftbarkeit ein leeres Mort ift, 
weil die Vereindmitglieder nichts befigen. Sie iſt daher von allen Eeiten 
im organiſchen Syſtem ein Togifcher und praftiiher Widerfprud. Wie 
fonnte fie dann entitehen? 

Nicht an fi, fondern nur als Erklärung der continentalen Recht: 
begriffe, erfcheint e8 der Mühe werth, diefe Fragen zu beantworten. 

Die Engländer haben fein Handelsgeſetzbuch, und daher auch nicht 
die juriftiihen Formeln, in welche fie ihre Verhältniffe bineinpaffen. 
Sie mußten nit und wiſſen noch nicht, mas eine ftille Gefellichaft 
und eine offene ift; aber die Eache hatten fie Ichon lange; fie wollten 
zunächſt offene Gefjellichaften bilden, aber die Einzelnen wollten nicht 
mit ihrem ganzen Vermögen beitreten, fondern nur erft einmal ein 
Kapital zufammenbringen, das als felbftändige Unternehmung funftto: 
niren jollte, während der Krebit diefer Unternehmung auf dem Ber: 
mögen aller feiner Theilnebmer beruhte. Natürlich behielt daher jeder 
Einzelne den großen Vortbeil, mit feinem nicht eingezahlten Vermögen 
alle möglichen anderen Geſchäfte zu treiben, und doch durch daſſelbe 
der von ihm gegründeten offenen Geſellſchaft einen ſehr geivaltigen Kredit 
zu verichaffen. Zugleich aber wollte jeder endlich noch den Werth feines 
Antheilg an dem Unternehmen wieder verlaufen können, wenn derſelbe 
durch den billigen Kredit hoch geftiegen war. Um das zu fünnen, mußte 
man den Antheil in beftimmte “Theile theilen; ein jolcher Theil war 
aber die Aktie. Diefe Aftie bedeutete daher jett zweierlei. Sie bedeutete 
einerfeit3 den Antheil am Gewinn und Berluft der Unternehmung, 
und die Summe aller Aktien beveutete die Summe ded von den Mit: 
gliedern hergegebenen Betriebgfapitals; allein fie bedeutete auch bie 
Solidarhaft jedes Aftienbefiges für das ganze Unternehmen und alle 
feine Forderungen und Schulden. Eine ſolche Gejellichaft hieß dann 
eine Company mit illimited liability; fie war eine ſtille Gejellichaft 
in Beziehung auf bie eingezahlten Aktien, aber eine offene in Bes 
ziehbung auf die Haftung, und das Recht des Verfehrs in jolchen Aktien 
machte dann eine foldye Geſellſchaft wieder zu einem Verein. Natürlich 
war die Folge des Principe, daß jede Aktie auf diefe Weife den Aktionär 
zum offenen Gejellichafter mit allen möglichen Tünftigen Befigern der 
übrigen Aktien machte, die Unmöglichleit überhaupt Aftiengefellichaften 
zu gründen, wenn nicht abjolute Eicherheit da war, oder die Leichtig: 
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keit, unfoliven Unternehmungen durd die Solidarität ben Schein der 
Sicherheit zu geben. Die Entwicklung der Altiengeſellſchaften mußte 
unter biefem Princip ftill ftehen; an einen Fortfchritt berfelben war 
nicht zu benfen. 

Wollte daher das engliſche Handelsrecht die Vorteile des Aktien 
weſens zulafien, fo blieb nichts anderes übrig, als das Princip der 
illimited liability aufzuheben und das franzöfiihe Princip der eigent ⸗ 
lichen Aftie anzunehmen. Es ift das feier geworben, weil es bort 
keine Theorie gab, melde die öffentlihe Meinung über Weſen und 
Werth befielben in nationalölonomifder und rechtlicher Beziehung hätte 
aufklären können. Uber die Natur der Sache war mächtiger ald alle 
Bedenken. Es ift eine höchſt intereflante Erſcheinung, biefer Kampf 
des natürlihen Verhältniſſes und der wahren Bebürfniffe mit einem 
mächtigen hergebrachten Vorurtheil auf dem Boden Englands. Wir 
werben ihn unten genauer charalterifiren. Hier genügt wohl bie Ber 
merfung, daß erft mit der Companies Act 1862 die eigentliche Aktie 
den Sieg davon trug, und daß biefer Sieg dann in ber legten Com- 
panies Act 1867 wieder erfaßt und in feinen Confequenzen organifirt ° 
wurde. Man kann jetzt wohl jagen, daß die illimited liability zu ben 
für dad Vereinstvefen überwundenen Stanbpunkten gehört. Aber es 
ift von großem Intereſſe, dieſe Thatfache nicht bloß als folde zu 
zegiftriren, fondern ihren Grund in dem organischen Wefen nachzuweiſen. 
Vielleicht, daß das Dbige dazu die Grundlage bietet. 

Weſentlich anders ift die zweite Form ber Verbindung von Altie 
und Eolivarhaft. 


b) Die organiſchen Verbindungen: die eigentlichen Krebitvereine. 
4) Die gemeinfame Ratur derfelben. Element ihrer Verſchiedenheit im Weſen des 
Zahlungb- und Unternefmungstreditd. Ueber den Ramen: Ermerbägenoffenfhaft. 

Die organifche Verbindung von Vermögensbeitrag und Haftung. 
tritt nun ba ein, wo beibe allerdings auch verbunden find, aber jede 
Moment feine eignen Funktionen in biefer Verbindung beibehält. Im 
Weſentlichen hat nun daher dad Verſicherungsweſen bereits bie alls 
‚gemeinen Grundformen angegeben; die Arten aber entftehen nicht durch 
diefe Grundformen, fondern durch die Natur des Krebits, ben beide in 
gleicher Weife für die Mitglieder anftreben. 

Wir haben nun für das Weſen des Kredits vor einiger Zeit 
(Sahrbudy für Statiftit und Geſetzeskunde, I. Jahrg. 1865. Das Bant- 
weſen in Europa, von 2. Stein) diejenige Unterſcheidung aufgeftellt, von 
der wir immer glauben müffen, baß fie eine nothwendige Borausfeung 
nicht bloß für den Unterſchied der Banken von den Krebitantsiten, 
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fondern auch für die Arten der Krebitvereine iſt. Das iſt der Unter 
ichied zwifchen dem Zahlungs» und dem Unternehbmungstredit. 
Wir heben ihn bier nochmals hervor, da er zugleidh das Verhältniß 
der beiden Grundformen ber Kreditvereine zur gejellfhaftlichen Welt 
bedeutet. 

Betrachtet man nämlich die Verwendung des Krebitö genauer, fo 
hat dieſelbe eine doppelte Bedeutung. Zuerſt nämlich fann eine Unterneh 
mung mit ihrem Kapital vollflommen ausreichen, um ihre Produktion 
zu machen; aber das Kapital ift nicht groß genug, um dem Abnehmer 
den nöthigen Kredit zu geben. Dann Tann ein Kapital anbrerfeits für 
die Summe der eignen Produktionsfähigkeit zu Hein fein. Im erftern 
Falle wird es eintreten, daß der Probucent Zahlungen zu leiften bat, 
bevor fein Abnehmer ihm gezahlt hat; im zweiten, daß er Zahlungen 
zu leiften hat, um überhaupt produciren zu können. Sm erften alle 
wird die Sicherheit der Rüdzahlungen feines Kredit auf der Zahlungs: 
fähigkeit feines Debitord beruhen, im zweiten dagegen auf der Güte 
der Waare, die er mit dem gegebenen Kredite erzeugt bat. Im eriten 
alle wird man daher, um den Kredit, den man gibt, Zu beurtheilen, 
fih ein Bild der Geſchäftsverbindungen desjenigen machen, der den 
Kredit beanſprucht; im zmeiten von der Tüchtigfeit ver perjönlichen 
Thätigfeiten und Leiftungen des Kredit Suchenden. Im eriten Falle 
wird die Rüdzahlung eine ganz unbedingt nothiwendige fein und daher 
auf Wechfel laufen, im zweiten wird eine Buchfchuld genügen. Im 
eriten Yall wird man weit mehr den Abjag, im zweiten weit mehr 
die Waare des Betreffenden beurtheilen. Cine Reihe anderer Folgen 
lafjen wir aus; den erften dieſer Kredite nennen wir aber, weil fein 
Zweck nicht der ift, mit dem geliehenen Gelde zu produciren, fondern 
nur die auögebliebene Zahlung des Dritten zu deden, den Zahlung % 
frebit; den zweiten nennen wir, da es fich nur darum handelt, Gelb 
zur regelmäßigen Probuftion zu befommen, den Unternehmungs- oder 
Produktionskredit. Einen dritten Kredit gibt es nicht. Dem Einen 
ift der eine nothiwendig, dem Andern der andere. Ein gute Wirthſchaft 
muß aber ftet3 beide ftreng ſcheiden. Denn es iſt Tlar, daß ich mit 
Geld, welches ich auf Wechjel nehme, nicht Rohftoff und Arbeitslohn 
für meine Produftion bezahlen darf, da ich nicht im Stande fein werde, 
durch den Berfauf meiner Produkte das Geld fo Schnell wieder zu be 
fommen, al3 der Wechfel fällig ift, während wenn ich jemanden Ieibe, 
damit er producirt, ich von vorn herein weiß, daß er nicht gleich wird 
zahlen fönnen. Wer den Zahlungsfrebit in Anjpruch nimmt, um zu 
produeiren, wird der Regel nad) zu Grunde gehen, und wer ihn zu 
diefem Zwecke gibt, auch; es ift ein twirthichaftlicher Widerſpruch, auf 
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Wechſelkredit ein Unternehmen zu begründen. Dennoch find beide Arten 
bes Kredit nothivendig. Der Staat Tann ſeinerſeits den einen fo wenig 
als den andern geben. Wenn daher die Vollswirthſchaft ihn fordert, 
fo muß fie ſowohl den einen als den anbern erft erzeugen. Das Mittel 
dazu ift ber Verein. Es Kann daher überhaupt gar nicht Einen 
Krebitverein geben, ſondern es müffen zwei Arten deſſelben entitehen, 
ſoweit es fi überhaupt um bie Herftellung von Kredit für die Ein 
zelnen handelt. Die eine Art ift diejenige, welche für den Zahlungs 
kredit geichaffen wird, und dieſe Art nennen wir bie Gewerbe» ober 
aud die Volksbanken; bie zweite Art, für den Unternehmungskredit 
der Heineren Kapitale errichtet, nennen wir die Vorſchußkaſſen. 

Es ift auf dieſe Weife zuerft Har, daß beide Formen ein organi- 
ches Verhältniß ausfüllen, und daher beide, jede in ihrer Weiſe, ber 
zufen find, dem volkswirthſchaftlichen Leben große Dienfte zu erweifen. 
Allein dennoch find fie weſentlich von einander verſchieden, unb darnach 
werben wir die Aufgabe haben, ihre ſpecifiſche Funktion ald Grund 
Tage ihrer Verfaſſung und Verwaltung hier darzulegen. 

Ehe wir nun bazu übergehen, müfjen wir einen Augenblid bei 
dem Worte „Erwerbsgenoſſenſchaft“ ftehen bleiben. Das Wort ift fein 
glüdlihes. Denn in der That ift nicht bloß jeber wirthichaftliche Verein - 
eine folde Erwerbögenofienfchaft, ſondern auch die Arbeiterbereine find 
folche Genoſſenſchaften. Wenn man daher einen feiner Natur nach 
allgemeinen Ausdruck auf ein fpecielles Fady beſchränkt, fo hat das 
ſtets Unflarheit zur Folge, die namentlich da zu Tage tritt, wo man 
daran geht, für folde Dinge ein gefegliches Recht zu ſchaffen. Denn 
es ift das Weſen des Rechts, auf allen Punkten die möglichſte Schärfe 
theils zu forbern, theild aber zu erzeugen. Die bisherige Entividlung 
der Vereinsgeſetzgebung und auch ber Theorie ift nun nicht über den 
einfachen Gegenfag der Altiengeſellſchaften und der „übrigen Bereine” 
binausgelommen; fo ift es geichehen, daß man alle übrigen Vereine 
auf wirthſchaftlichem Gebiet, die nicht Aktiengejeligaften find und als 
ſolche ihr Recht haben, ober reine Gegenfeitigkeitöpereine ohne ein ſolches 
Recht, mit dem allgemeinen Namen der Erwerbs- oder Wirthſchafts ⸗ 
genoffenichaften bezeichnet hat. Die Folge war, daß bie betreffenden 
Gelege, wie die trefflichen Commentare von Schulge-Deligih und Parr⸗ 
hiſius zeigen, nicht ausreichen. Man kann eben das weſentlich Ber 
ſchiedene nicht unter ein gleiches Recht ſtellen. Wir wünfchten daher, 
daß ber allgemeine Ausbrud der Erwerbsgenoſſenſchaft aus der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen, namentlich aber aus ver gefeglichen Terminologie verſchwinde. 
Denn das was die neueren Geſetze fi unter „Erwerbögenoffenidaften” 


. denken, find in ber That nur „Kreditgenoſſenſchaften,“ während tie 


J 
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Arbeitergenoſſenſchaften keine ſelbſtändige Stellung darin gefunden haben. 
Die nächſte praktiſche Folge davon war und iſt, daß man namentlich 
über die Mitgliedſchaft gar Leine, und über bie Haltbarkeit nur unfichere 
Beitimmungen gefunden hat, weil eben die letztere höchſt verfchieben 
ift und organifch es fein muß, je nachdem es fi) um Gewerbebanten, 
Vorſchußkafſen oder Arbeitergenofienfchaften banbelt. Hier fann nur 
das Syſtem der Bereine die Bafıs für das Haftungsrecht werden; und 
die wenigen Andeutungen, die wir aufftellen, werben wenigftens dieſen 
Punkt, glauben wir, ziemlich erledigen. Es muß daher das, mas wir 
bier jagen, von vorn herein ala Supplement für da3 dienen, was wir 
unten unter den allgemeinen Principien für die Haftbarkeit im Vereins 
weſen zu bezeichnen haben werden. 


2) Die Bereine für den Zahlungstredit: Die Gewerbes oder Bollsbanlen. 


Die Gewerbes oder Volksbanken entftehben nun da, wo das 
Element des Kapitals einerfeitd, und das Element der Haftung andrers 
ſeits je zu einem jelbjtändigen Vereine werden, die ſich gemeinfchaftlich 
verbinden und jo eine Einheit von zwei Vereinen bilden. Das Syſtem 
derſelben ift dabei folgendes: 

Das für den Zahlungskredit eined Vereins, der fih zu gegen: 
feitiger Haftbarkeit verbindet, nothwendige größere Betriebsfapital wird 
durch einen Aftienverein gejchaffen, der den Zweck bat, mit feinen 
Mitteln dem gegenfeitigen Verein das Geld zu leiben, deffen die Mitglieder 
des letteren bebürfen. Die Sicherheit für das von diefem Aktien 
verein bargeliehene Gelb wird andrerfeit3 dadurch geboten, daß bie 
jenigen, welche dieſes Gelb wünfchen, fih zu einem Verein mit gegen: 
feitiger Haftbarkeit verbinden. Die Grundlage des Geſchäfts ift dem- 
nah, daß die Mitglieder des letteren Vereins das Necht befommen, bei 
der Kafle des erfteren Vereins Geld auf Kredit zu erheben, wofür dann 
nicht etwa bloß ber Debitor, fondern der ganze Kreditverein ſolidariſch 
haftet. In diefem Proceß wird daher das Kapital des einen Vereins 
der Haftbarleit des andern zur Verfügung geftellt. Daraus ergeben 
fih folgende Confequenzen: 

Zuerft folgt, daß es zwei Arten der Mitgliedſchaft gibt: die 
Altionäre und die Kredittheilnehmer. Für beide gelten dann natürlid 
wejentlich verſchiedene Grundfäße. Die Aftionäre werden Mitglieder nad 
ben Grundſätzen der einfachen Kapitalägenoflenjchaften; für die Kredit: 
theilnehmer tritt dagegen hier fchon der Grundfaß der Gegenjeitigfeits: 
gefelichaften ein, daß fie nämlih nur Mitglieder durch den Aft ber 
förmlihen Aufnahme werben, da die Uebernahme der Haftung alles 
andere für das neue Mitglied einer folchen Art vorausjegt. Es wird 
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fih ferner bei etwas entwidelten Zuſtänden alsbald als nothwendig 
zeigen, daß bie Theilnehmer unter einander wieder felbftändige Gruppen 
bilven, welche nicht bloß die Vorausſetzung ber Höhe des Krebits, ſondern 
auch der richtigen Beurtheilung ber inbivibuellen Verhältniſſe des neuen 
Mitgliedes bilden. 

Wenn auf biefe Weife beide Vereine ſich felbftändig gebilbet haben, 
fo ergibt fi, daß jeder von ihmen nun auch einer bejondern Drganis 
fation bedarf. Die Gewerbebank hat daher Stets zwei Drganifationen. 
Die Drganifation ber Aftionäre ift bie des gewöhnlichen Aktienvereins. 
Die Drganifation der Theilnehmer dagegen ift eine Gruppenbilbung, 
deren weſentliche Aufgabe ſtets in zwei Dingen befteht: einmal in ber 
Aufnahme neuer Mitglieder, zweitens in der Betoilligung jedes einzelnen 
Kredits an jedes einzelne Mitglied. Die Herftellung der Organe beruht 
allerdings ſtets auf der Wahl; allein es ift Far, daß die Mitglieder 
des einen Bereins nicht für den andern Berein wählen können. Sind 
nun beide Drganiämen gebilbet, fo kommt es nun barauf an, das 
Verhältniß zwifchen beiden feftzuftellen. Das nun wieder beruht 
einfad; auf der Natur ihrer betreffenden Drganifation. Der Organismus 
des Aftienvereins wird ſtets, da er das Kapital hergibt, die allgemeinen 
Grunbfäge für die Bewilligung des Kredits an die einzelnen Theilnehmer 
in feinem Verwaltungsrath auszufprechen haben; bie Organe ber Theil- 
nehmer werben als „Cenſoren“ diefe Grundfäge im Einzelnen anwenden. 
Dem genau entiprehend find auch die Funktionen der beiberfeitigen 
Generalverfammlung. Die Generalverfammlung der Aktionäre hat über 
die Funktion ihres Verwaltungsrathes, bie der Krebittheilnehmer über 
die ihrer Genforen zu beichließen. Jedoch bilden beide Vereine im Ver⸗ 
kehr Einen Berein und haben daher nothwendig ein und daſſelbe Prä⸗ 
ſidium. Das ift ein jehr Mares Berhältniß. 

Eben fo Har ift das eigenthümliche Syftem der Haftung, das ſich 
an beibe Vereine anſchließt. Grundſatz ift, daß der Aftien: oder Kapitals⸗ 
verein bie Haftung gegen Dritte übernimmt, und baß daher die Haftung 
ber Theilnehmer eine fubfibiäre ift. Die Theilnehmer haften den Aftios 
nären; die Aktionäre haften nad) Außen. Demnad ift e8 naturgemäß, 
daß dieſe Haftung ber erfteren nicht bloß eine perfönliche ift. Die Theil: 
nehmer müfjen im Gegentheil gerabe wie bei ben Verſicherungsgeſell ⸗ 
ſchaften jelbft ein Betriebslapital für die eigne Haftung bilden; Regel 
ift, daß fie von ihrem eignen Kredit einen gewiſſen Procentjag — etwa 
10 Proc. — zurüdlafien, und daß diefe 10 Proc. bie erfte Dedung, 
das Atienfapital die zweite, und bie perfönliche, aber allerdings un⸗ 
beſchrãnkte Haftung ber Theilnehmer die dritte Deckung bildet. Sind 
bei ven Theilnehmern Gruppen, fo müflen zuerſt bie Mitgliever her 
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Gruppe haften; die der übrigen Gruppen ſtehen nad ber Natur ber 
Sache in fubfiviärer Haftbarkeit. 

An diefe einfachen Berhältniffe fchließt fich daher auch das Syſtem 
des Rechts der Direktion. Die Direktion des Aktienvereins hat bie 
Kaflen: und Gelbverwaltung; die der Theilnehmer die Kreditverwaltung. 
Es kann nicht zweifelhaft fein, daß da, mo die Kreditverwaltung mehr 
in Anſpruch nimmt als die Referven ber Krebittheilnehmer, die Direktion 
des Aktienvereins jeine Zuftimmung zu der Kreditverwaltung geben muß. 

Endlich folgt, daß gemäß der Vertbeilung der Haftungen auch ber 
Gewinn des Unternehmens zur Vertheilung gelangen muß. Die Aktie 
hat ohne Zweifel zunächſt ihren Anfpruch auf ihren Zins; erft bei dem 
Ueberſchuß entfteht die eigentliche Frage. Und bier erfcheint die Theilung 
in zwei gleiche Hälften das Naturgemäße; doch kann das natürlidh auch 
anders fejtgeftellt fein. 

Das nun ift die Gewerbebant. Das großartigite — wir glauben 
bisher einzige — Inſtitut diefer Art iſt die nieberöfterreihiiche Escomptes 
gefelichaft in Wien, die feit Jahren in glänzender Weile wirkt. Wie 
e3 möglich war, daß man in Deutichland dieß fchöne Beiſpiel weder 
fannte, noch da, wo man e3 einmal anführte, verftand, überlaſſen wir 
andern zu erflären. Am meiften nur hat es uns getvundert, daß Schulte: 
Delitih in feinem hochachtungswerthen Beitreben ſich um diejes Princip 
und jenes Inſtitut gar nicht gefümmert bat. Denn der erſte Blid auf 
daflelbe hätte ihm gezeigt, daß gerade hier die Erfüllung feiner eigent: 
lihen dee, die Vereinigung des Kapitald mit dem Kredit, gegeben: ıft, 
und daß alle Vorfchußbanfen nothwendig unvollflommen bleiben, wenn 
fie nicht neben ſich Gewerbebanken bejißen. Denn bei aller 
Trefflichleit der Vorſchußkaſſen ift e8 feinen Augenblid zweifelhaft, daß 
ihnen die eine Hauptjadhe, das disponible Kapital, ftet3 fehlen 
wird. Sie find ftarf und gefund im engern Kreife; allein fie find un- 
fähig, dent aufftrebenden Unternehmen in das Gebiet zu folgen, im 
welchem es fih um Geſchäfte handelt, welche auf Zahlungskredit be 
ruhen, und daher bedeutende Summen flüflig haben müflen. Wir 
müſſen und überzeugt halten, daß der ganze Gedanke der Vorſchuß— 
fafjen erft dann feine volle und jegensreiche Wirkſamkeit wird entfalten 
fönnen, wenn er auf allen Punkten fich durch das obige Princip der 
Gewerbebanfen erfüllt. Denn bei aller Berwandtichaft haben die erfteren 
eine weſentlich andere Natur als die letzteren. 


3) Die Vorſchußkaſſen. 


Wir ſtehen keinen Augenblick an, den Namen der „Vorſchußkaſſen“ 
als den vollſtändig berechtigten beizubehalten. Es iſt das große Ver . 
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dienſt berfelben und ihres Gründers, zuerft die Haftung in das wirth⸗ 
ſchaftliche Vereinsweſen organisch eingeführt, und ben hohen Werth 
derjelben zum Verſtändniß gebracht zu haben. Wir find nicht bloß im 
Namen des Principe, fondern au im Namen der Wiflenihaft ben 
Dank ſchuldig, den wir gerne ausſprechen. Nur muß man jet nicht 
dabei ftehen bleiben, in ihnen eigentlich die letzte Erfüllung alles deſſen 
fehen zu wollen, was bie Haftung als folde leiften Tann; denn fie ift 
und bleibt doch nur ein, und dazu ein ziemlich begränztes Element; 
um fo begrängter, je mehr fie allein fteht. Und das eben ift in den 
Vorſchußkaſſen der Fall. 

Das Weſen der Vorſchußkaſſen nämlich befteht darin, durch die 
bloße Haftung das Kapital felbft erfegen und erzeugen zu wollen. Die 
Form, in der fie das thut, ift ber Haftungsverein, ben wir eben bie 
Vorſchußkaſſe nennen. Nun ift es Mar, daß demnach gerade wie bei 
den Verſicherungsgeſellſchaften dieſer Gedanke zunächft dahin führt, zu 
erlennen, daß aud die beite Haftung ſtets eines baar vorhandenen 
Betriebölapitals bedarf, während mir bie Haftung felbft als das Anlage 
Tapital folder Vereine bezeichnen würden. Es ift ferner Mar, daß auch 
bei dem größten und beften Anlagefapital dennoch ber Betrieb des Ger 
ſchãfts — der wirkliche Kreditverein — ſich ftetd nad der Größe bes 
Betrieböfapitald — der Einlagen — richten muß. Es verfteht fih nun 
von felber, daß dieſe Einlagen nicht groß fein können. Es ift daher 
Har, daß bie ganze Thätigfeit folder Vereine fi von vorn herein als 
eine eng begrängte barftellt, und daher ohne eine Verbindung mit dem 
Kapital nicht zu einer größeren Bedeutung gelangen Tann. Wie biefe 
Verbindung geftaltet fein mag, immer wird fie im Wefentlichen den 
Charakter der Gewerbebanken haben. Diefe nun haben wir oben dar⸗ 
geftelt. Wir werden daher jetzt die Vorſchußlaſſen für ſich betrachten. 

Die Grundverhältnifie derfelben find einfach. Am deutlichſten werden 
fie wohl, wenn man bei ihnen ftet3 die Gewerbebanlen mit ins Auge faßt. 

Die Vorſchußlaſſen bilden nämlich nicht zwei, fondern einen Verein. 
Sie haben daher auch nur Eine Art von Mitgliedern. Für diefe Mit 
glieder muß nun aber nothivendig die Aufnahme ftattfinden, beren 
Grundlage bier mehr ald irgendwo bie individuelle Beurtheilung des 
Einzelnen ift, die aus nmaheliegenden Gründen dann aud auf das 
Element der perfönlichen Tüchtigfeit fi mit erftredt; und daher nicht 
bloß die Zablungsfähigfeit, fondern auch die Produktionsfähigleit des 
Betreffenden umfaßt. Damit reihen bie Vorſchußlaſſen bereits in bie 
Arbeitergenoflenfchaften hinein. Dennod find fie weſentlich anders. 

Denn ber Zweck des Vereins, und mithin die Aufgabe des Mit- 
gliedes, ift nicht wie bei jenen die Theilnahme an einer gemeiniumen 
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Produktion, fonbern die Herftellung eines felbftändigen Kapitals für 
die ganz felbftändige Probuftion jedes einzelnen Mitgliedes. Nur 
mollen die Vorſchußkaſſen dieſes Kapital herftellen durch die Mitglieder 
felber, die aber ber Regel nad) nichts haben als eben ihre Haftung. 
Das was fie geben können, ift daher nicht bloß wenig, fondern auch ber 
ſchränkt, und meift auf das augenblidliche Probuftionsbebürfniß berechnet. 
Daher denn der erfte nothwendige Grundfag, daß die Mitgliever ſich 
ſelber das Betriebölapital vorſchießen müflen, und das Betrieböfapital 
ift vorerft die Einlage, und dann nad) dem den Vorſchußkaſſen felbft 
unbewußten Borgange der Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften die Bildung eines 
Zahlungsfonds durch Rüdlafjung eines Procentantheild an der ge 
forderten Summe. Das Betriebsfapital befteht daher hier wie bei 
den Verficherungsgefelfchaften aus zwei Elementen: ber Einlage und 
der Reſerve. Die Vorſchußkaſſen aber unterfcheiden ſich nun weſentlich 
von den Gewerbebanten dadurch, daß fie den Gewinn, ber fi für 
das zum Betriebe beftimmte Kapital ergibt, für die Krebittheilnehmer 
felbft behalten, und mehr vermöge bes Krebits fi ein Unternehmungs- 
Tapital bilden. Das ift einerfeits ein großer Fortſchritt, andrerſeits 
wird diefe Kapitalbildung fehr langſam vor ſich gehen. Allerdings wird 
man immer mit Recht fagen, daß der weſentliche Unterfchied der Bor 
ſchußlaſſe von der Aftiengefelihaft darin befteht, daß die erftere dem 
Heinen regelmäßigen Ueberſchuß des Einzelnen die Möglichkeit gibt, die 
Gewinnfähigkeit der Aktie bei der Gewerbebank zu erzielen und daher 
den Krebittheilnehmer in bie analoge Stellung zu bringen mie ber 
Altionär bei der Gewerbebank. Allein der Betrag ift zu unbedeutend, 
um ins Gewicht zu fallen; die Hauptſache bleibt der Kredit für ben 
täglichen Bebarf des Heinen Betriebs. Der allgemeine Werth Liegt 
daher nach diefer Seite mehr im Princip als in der Ausführung; bie 
Vorſchußlaſſen wirken mehr auf den Geift ald auf die Unternehmungen 
felbft, und wie ſchon früher bemerkt, fchügen fie mehr vor Ausbeutung, 
als daß fie die Kapitalbildung direlt fürderten. Hier wird erft die 
Verbindung mit dem Princip der Gewerbebank die wahre Enttwidlung 
bringen. 

Aus dem Weſen jener Funktion felbft ergibt fih nun aud die 
Haftung. Es war wohl nur dadurd möglich, über diefelbe nicht Har 
zu fein, daß man die Haftung auf jene unklare Vorftellung von ben 
„Erwerbsgenoſſenſchaften“ bezog, ftatt einfach bei den Vorſchußkaſſen 
ftehen zu bleiben. Zuerft haftet natürlich das Betriebsfapital, die 
Kaffe felbft; dann haften die Kreditgenoſſen. Merkwürdigerweiſe ift 
die wichtigfte Frage dabei gar nicht.erörtert, ob es nicht richtig fei, 
daß die Haftung im Verhältnig zur Theilnahme am Kredit ftatt: 
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finden, aber für jedes Mitglied in ganz gleicher Weife eintreten folle. 
In ber Pragis würde jeder Einzelne, wenn ihn perſönlich die volle 
Haftung trifft, ruinirt fein, während wenn die Haftung erft durch bie 
Vertheilung der Execution ftattfindet, wieder der Werth derfelben fehr 
vermindert würde. Dennoch find mir entfchieden für die Erequirbarteit 
der Forderung gegen jeden einzelnen Theilnehmer; dagegen halten wir 
dafür, daß berfelbe feinen Regreß gegen alle andern, dieſen aber auf 
Grundlage der Kreditbetheiligung haben müſſe. Die Haftung bes 
Präfidiums, der übrigen Mitgliever des Vorſtandes und der Direltion 
fehlen in den betreffenden Geſetzen jo gut als gänzlich; hier kann nur 
das allgemeine Vereinsrecht die Grundlage geben, und dieſe Grundlage 
von ber Natur der Gegenfeitigleitöpereine mobificirt werben. Ueber 
den unklar gedachten „Aufſichtsrath“ und feine Funktion und Stellung 
f. unten im Vereinsrecht. 

Endlich verfteht e3 ſich von felbft, daß der Gewinn dieſer Vereine 
den Mitgliebern allein gehört. Rationell aber wäre wohl die Ber 
ftimmung, daß biefer Gewinn bis zu einem gewiſſen Punkte nicht 
ausbezahlt, fondern als Grundlage der Vergrößerung des Krebit3 jedes 
Einzelnen berecjnet werden müßte. — 

Mit diefen Andeutungen glauben wir nun das Weſen der eigent: 
lichen Krebitvereine gegenüber den Aktien- und Gegenfeitigfeitövereinen 
möglichft genau beftimmt zu haben. Bon den Synterefienvereinen und 
von ben Unterftügungs: und Hülfövereinen ſcheiden fie fih nun leicht; 
dagegen werben wir bei den Arbeitergenofjenfchaften wieder der Schwierig 
keit beftimmter Scheidung begegnen. Auch biefe läßt fi nur heben, 
indem man bier wie immer das Vereinsweſen als ein großes organis 
ſches Ganze auffaßt, in welchem jeder Theil feine fpecifiiche Funktion 
bat, und in Gemäßheit diefer fein fpecifiiches Recht ald Modifikation 
des allgemeinen Vereinsrechts empfängt. Erſt auf diefer Grundlage 
werben fi die großen Grundlagen in derjenigen plaſtiſchen Klarheit 
abzeichnen, die wir bedürfen, um von einer tünftigen Jurisprudenz des 
Vereinsweſens zu reden. 


Zweite Art. Die wirthſchaftlichen Intereſſen-Vereine. 
1) Weſen derſelben. 


Ohne uns nun hier weiter auf tiefere Begründung der Sache und 
Fragen der Vertvaltungspolitif einzulaffen, um nicht in Wiederholungen 
zu verfallen, wollen wir nun ganz furz das Weſen diefer wirthſchaft⸗ 
lichen Interefjenvereine begeichnen, um es von benen der Unternehmungs ⸗ 
vereine möglichft beftimmt zu fcheiden, da nun eine (le Yore 

Stein, bie Berwaltungslehre. 1. 8. ıı 
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Unterfcheidung ung in den Stand feßt, überhaupt zur Herrichaft über 
das Gebiet des wirtbichaftlihen Vereinsweſens zu gelangen. 

Jedes Intereſſe erfcheint in feiner höheren Entwidlung als das 
Bemwußtfein von den Bedingungen, unter denen es jelbit 
verwirklicht werden fann. Das ift überhaupt die große organiſche 
zweite Funktion des Intereſſes, neben ber erften, mit welcher es bie 
individuelle Selbftändigfeit in der Gefammtheit aufrecht erhält. Run 
haben mir bereit gezeigt, wie eben dadurch das verftändige Intereſſe 
fofort zu der Erkenntniß gelangt, daß e3 nur durch die freie Vereinigung 
fih ganz erfüllen kann. Alle wirthichaftlichen Vereine find daher Ver 
eine von Intereſſen. Darüber ift fein Ziveifel. Gibt es nun, wie mir 
behaupten, wmejentliche Verjchiedenheiten in der Art dieſer Vereine, fo 
fönnen diefelben nur aus der Verfchievenheit der Art der Intereſſen 
hervorgehen. Mit dem Nachweis diefer qualitativen Berfchiedenheit in 
diefer Art der Intereſſen ift aber dafür auch die Nothwendigkeit einer 
Verfchiedenheit in der Art der Vereine gegeben. Sie felbjt aber ıft 
leicht feitzuftellen. 

Die Bedingungen des Unternehmens nämlich beginnen zuerſt aller: 
dings in dem Kapital, dem rein materiellen Element verjelben, ihrer 
Subſtanz, und daraus entitanden dann die Unternehmungsvereine mit 
ihren verfchiedenen Arten, beftimmt durch den Unterfchieb von Kapital 
und Kredit. Allein fie lagen zugleich in der Gejfammtheit aller übrigen 
Berhältniffe; und diefe Verhältniffe find oft eben fo mädtig, als das 
Kapital felbft. Es ift daher Har, daß auch diefe Verhältniffe in dem 
Grade mehr den Unternehmungen zum Bemwußtlein fommen, in welchem 
fie felber lebendig und kräftig blühen. Nun ift e8 fein Zweifel, daß 
e8 Sache der Staatsverwaltung ift, diefe übrigen Berhältniffe nad) 
den Forderungen der Unternehmungen fo weit zu orbnen, als diejelben 
fih durch eigne Kraft diefe Bedingungen nicht zu fchaffen vermögen. 
Allein theil® können die Unternehmungen fich diefe Bedingungen ohne 
Zweifel jelbit verichaffen, theils aber ergibt es ſich, daß Die ganze 
mwirthichaftliche Verwaltungsthätigfeit gleichſam beftändig und auf allen 
Punkten von der Frage durchdrungen ift, wie weit denn die Fähig— 
feit der Unternehmungen felbft gebe, fih jene Bedingungen 
ihrer Entwidlung zu fehaffen. Offenbar nun Fann die wirtbichaftliche 
Verwaltung des Staats diefe Frage gar nicht einfeitig beantworten; 
die Antwort hängt theils von der Natur diefer Unternehmungen, tbeils 
von ihrer Größe, theild von einer Reihe von Verhältniffen ab, melde 
nur den Unternehmern jelbjt hinreichend befannt find. Nun Tann fi 
allerdings, wie die Selbitverwaltung gezeigt bat, die Regierung ver 
möge der Öffentlichen Vernehmungen dieſe Einficht verfchaffen, und thut 
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es auch in vielen Fällen. Allein es liegt in ber Natur der Sache, 
daß das doch nur für einzelne und beftimmte Fragen ausreicht. Das 
wirkliche Leben dagegen ift ein beitändig wechſelndes; dem kann die 
Bernehmung nicht folgen; es bat daher die Regierung fein Mittel, jene 
allgemeinen Intereſſen zum Ausdruck zu bringen; bier greift alfo das 
eigentliche, allgemeinfte Princip des Vereinsweſens ein, nach welchem 
e3 ald Drgan der freien Verwaltung diejenigen Funktionen übernimmt, 
welche von der Staatöverwaltung nicht übernommen werden fünnen. 
Das geichieht auch im Unternehmungsvereinsweſen; allein ber Unter: 
nehmungsverein hat zu feinem Objekt ftet3 das Intereſſe des einzelnen 
Unternehmers, und zwar auf dem Punkte, wo alle einzelnen Unter: 
nehmer wieder mit einander glei find, im Kapital und Kredit. 
Wo es fi} dagegen um bie übrigen Bedingungen banbelt, ba tritt 
die zweite Hauptart ber wirthichaftlichen Vereine, diejenige der wirth⸗ 
ſchaftlichen Snterefjenvereine ein; und jet können wir das allgemeine 
Weſen der letteren dahin beftimmen, baß biefe wirtbichaftlichen Intereſſen⸗ 
vereine bie Aufgabe haben, die Unternehmungen zum Bemwußtfein 
derjenigen allgemeinen Bedingungen zu bringen, von denen 
ihre Sicherheit und ihre Entwidlung abhängen. 

Es ift daher Mar, daß dieſe Vereine ſelbſt ſchon ein Stadium 
der Entwidlung vorausſetzen, in welchem die Erfenntniß lebendig wird, 
daß das Bewußtfein von den Intereſſen einen Werth bat, 
der fo groß ift, daß er auch wirthſchaftlich in materiellen Leiftungen 
für daffelbe ausgebrüdt werden fann. Es folgt daraus, daß bie 
Sinterefienvereine ihrem Weſen nady niemals auf den Erwerb aus 
geben; fie find an und für fi) unfähig, einen Gewinn zu maden. 
Das was fie erzeugen, ift das geiftige Verſtändniß des Einzelnen von 
dem Weſen und dem Inhalt feiner mwirthfchaftlichen Intereſſen; für 
dieſe Erkenntniß arbeiten fie; die gewonnene Erfenntniß wenden fie 
an, und zwar theil3 als Einheit, wo fie dann den Charalter freier 
Vertretungen annehmen, theils ala Einzelne, indem jeber ſich in ihnen 
für feine eigenen Intereſſen ausbildet. Die Begriffe und das Necht 
der Aktie und der Solidarhaft find daher hier gänzlich ausgejchloffen; 
fie beruhen materiell vielmehr nothiwendig nur auf Beiträgen, fie 
find alle und nothwendig Beitragsvereine Ihre Thätigkeit ift 
aus demfelben Grunde ſtets eine vorwiegend geiftige, und mie in ber 
geiftigen Welt die Elemente in einander greifen, jo ift auch eine ſcharfe 
Gränze zwiſchen den Funktionen dieſer Vereine und ben Bildungs» 
vereinen, ja fogar der gefelligen Vereine, durchaus weder nothwenbig, 
noch auch feitzuftellen. Ja es tft nicht einmal nothwendig, daß fich 
die geiftige Arbeit in einem folchen Verein ftets auf das wiki 
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liche Leben beziehe; fie find volllommen fähig, als allgemeine Bilvungs- 
vereine zu funlktioniven; body muß irgend eine Beziehung zum wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe dabei ftet3 vorhanden fein. Aus ihnen und ihrer 
Thätigleit lönnen Erwerbsvereine hervorgehen, aber fie ſelbſt können 
nie Eriverbövereine werben; dagegen find fie es, welche fähig und deß⸗ 
halb auch organifch dazu beftimmt find, die geiftige Thätigkeit in ſich 
zu veriwertben; fie follen das Bindemittel zwiſchen Biffenihaft und 
wirtbichaftlider Berehnung fein; das ift eine der großen 
und guten Folgen, bie fie für das Leben der Völker haben. Allein 
ihre Ratur ift dennoch, ſich dabei wieder an fpezielle Intereſſen und 
Arten der Unternehmungen anzuſchließen; und das ift der Punkt, wo 
fi diefe ganze Gruppe wieder von der folgenden fcheibet, auf die wir 
fogleich näher eingehen. So find fie mit ihrem Weſen, ihrem Inhalt 
und ihrer Funktion, wir möchten fagen, dad Bereinswejen des 
geiftigen Element3 der wirthſchaftlichen Intereſſen, während 
wir in den Unternehmungsvereinen das Vereinsweſen bed materiellen 
Elementes derfelben erfennen; beide zufammen erft, ſich gegenleitig 
erfüllend und erſetzend, find das wahre, organisch vollendete, und 
im ganzen Einne des Wortes thätige mwirthichaftliche Vereinsweſen. 

Bon diefem Standpunft aus Tann man daher auch von einem 
Epftem diejer Vereine reden. — 


2) Arten. 


Bei der weſentlichen Gleichheit in der Funktion dieſer Vereine 
Tann daher auch bier eine Verfchiedenheit der Arten nur in dem Objelt 
derjelben — der Art der Unternehmungen liegen, und zwar deßhalb, 
weil die Bejonderheit der Intereſſen ſich eben nur an die fpeziellen 
Verhältniſſe der einzelnen Art anjchließt. Allgemeiner Grundſatz ift 
daher zunädft, daß jede Art der Unternehmungen fähig iſt, eine eigne 
ihr angehörige Art von Sntereflenvereinen zu gründen. Natürlich ift 
es nun, daß in dem Grade, in welchem an die Etelle der früheren 
ftändifhen Trennung der Produktionen ſich die organische Theilung ber 
Arbeiter ftelt, und mehr und mehr eine Art Producent und Confument 
für andre Arten zugleih wird, eine ſcharfe Scheidung diefer einzelnen 
Vereine nur dann noch ftattfindet, wenn es fich um ein einzelnes, 
einem Produktionszweig ſpecifiſch angehörendes Intereſſe banvelt 
(3. B. Zuckervereine, Schiffervereine u. ſ. w.) während im Allgemeinen 
die Vereine mehr und mehr die ſonſt verſchiedenen, aber in ihren Be 
dingungen weſentlich gleichartigen Zweige der Produktion in ſich auf 
nehmen, und dann mehr durch die Breite ihrer Beziehungen, als durd 
die Sintenfität ihrer Beziehungen wirken. Dann entftehen die Vereine, 
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welche wir Gewerbevereine, Handelsvereine, kaufmänniſche Bereine, 
Vereine der Induftriellen u. f. iv. nennen. So tie dagegen jede ein- 
zelne Beziehung zu einer einzelnen Produktion verſchwindet, und ber 
Verein die großen, ganz allgemeinen Intereſſen des vollswirthſchaft ⸗ 
lichen Lebens zum Bewußtſein bringen till, nennen mir ihn auch ganz 
allgemein 3. B. Handelötag, Verein für vollswirthſchaftlichen Fort ⸗ 
ſchritt u. ſ. w. Es ift dabei natürlich, daß je allgemeiner das Intereffe 
ift und auf je mehr Verhältniffe es ſich bezieht, um fo mehr aud das 
Element der Intelligenz in die Thätigfeit diefer Vereine eingreift. Es 
muß daher im Allgemeinen getvünfcht werben, daß ſtets alle diefe Arten 
zugleih thätig find. Wenn dagegen, wie bei Society for political 
geience in London oder der Societ6 des Economistes in Paris, nur 
die Theorie vertreten ift, fo erſcheint das Ganze beinahe ausfchlichlich 
als ein Berufsbildungsverein und wird kaum einen Einfluß auf das 
wirkliche Leben bes wirthichaftlihen Vereinsweſens haben. 


3) Charalter. 


Es ergibt fi ſchon aus dem Dbigen, daß troß der Gemeinſchaft 
des Gebietes der Charakter biefer ziweiten Art von dem ber erften ganz 
weſentlich verſchieden ift. Wir glauben denfelben aber in Beziehung 
auf das bereits früher Gefagte (vergl. Vertretungen in Bo. IL) fehr 
kurz bezeichnen zu können. Diefe Vereine find gegen die ftrenge Ent: 
widlung des inneren Vereinsrechts, Verhältniß der Theilnehmer, 
Stellung bed Vorſtandes, Recht und Verantwortlichkeit des Ber: 
waltungsrathes u. ſ. w. weſentlich gleichgültig, weil das Intereſſe, aus 
welchem ſie hervorgehen, kein materielles und daher auch kein juriſtiſch 
formulirbares iſt. Dagegen fordern fie nad Außen hin, und nament: 
ich gegenüber der Gefeßgebung, eine auf ihrer geiftigen Thätigfeit 
beruhende Berüdfichtigung. Sie erfcheinen daher ihrem Charakter nach 
nad Innen als Bildungsverein, nad Außen als freie Vertretungen. 
Es ift an und für fi) daher naheliegend und wünſchenswerth, daß 
die Staatöverwaltung fie als folde funktioniren laſſe und fie in ge 
eigneter Weife neben die Handelskammern ftelle; ja man fann mit 
Beftimmtheit vorher fagen, daß wenn fie ſich gehörig ausbilden und 
tüchtig zu arbeiten verftehen, fie das ganze Inſtitut der Handelskammern 
eben fo gewiß verbrängen werben, ie bie freien Vereine ber Gewerk⸗ 
treibenden die aus ber ftänbifchen Epoche herübergetragenen Zwangs⸗ 
genofienfchaften befeitigt haben und befeitigen werben. Allerdings ger 
hört dazu eine freie Bewegung in ber Verwaltung überhaupt; und 
daher fommt es, daß fie in England bie einzige Form ber Vertretungen 
find, indem es bort feine Handels- und Getverböfammern gt, wär 
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rend in Frankreich wieder Feine folge freie Vertretungen Platz greifen, 
fondern die Chambres und die Conseils ganz die Stelle berfelben 
einnehmen. Sind aber einmal ſolche Vereine wirklich tüchtig und 
außgebilbet, fo wird die Regierung ſtets mit benfelben gern im Ein 
verftänbniß handeln, und man kann mit Beftimmtheit jagen, daß in 
dem Grabe, in welchem bie Bollövertretung mehr Einfluß auf die 
Verwaltung nimmt, auch biefe freien Vereine gegenüber den Handels 
Iammern an Bebeutung zunehmen werben. Allerdings erben ſich 
dann erft die zwei großen Klafien derfelben ſcheiden, und ihre Arbeit 
aud eine weſentlich verfchievene werden. Die eine Klaſſe wird fi 
dann nur noch auf das beftimmte Probuftionsintereffe der eigenen 
Unternehmungen werfen, und dann um fo mehr wirken, je fpezieller 
bie einzelnen Vereine find (Obftzuchts, Pferbegudt:, Bienenzucht · — 
ober einzelne Handwerkervereine — oder Advolatenvereine, Schriftfteller 
vereine 20.1); bie zweite Klaſſe wird ſich bagegen mehr mit den all: 
gemeinen — das ift außerhalb ver fpeziellen Produktion liegenden — 
Bebingungen ber Produftivität beſchäftigen. Darnach ordnet fi dann 
faft von felbft das Verhältniß der Regierung zu berfelben. Die erften 
Vereine werben von berfelben unterftüßt werben, wo fie Aufgaben 
ausführen, welche ver Verwaltung angehören, die zeiten werden 
um Rath gefragt, meil fie fi und damit dem ganzen Volke die 
allgemeinen Interefjen zum Betvußtfein bringen. Wie und bis zu 
welchem Grade das gefchieht, liegt dann in ber Individualität des 
Staat. Wie fehr fehlt und hier eine organiſche Verwaltungsſtatiſtil 
der Vereine! Und mie gewaltig würde fie in biefe jo hochwichtige 
Frage eingreifen! So müfjen wir bei ben allgemeinen Principien und 
Folgerungen ftehen bleiben, bis jene ihre Schulvigkeit thut. 


III. Das gefelfgaftlihe Yereinswefen. 
Begriff und Weſen. 


Es ift die Aufgabe des Folgenden nicht, das geſellſchaftliche Vers 
einsweſen hier in der Weife zu behandeln, tvie es gewöhnlich gefchieht, 
als die befannte „Löſung ber focialen Frage;“ noch weniger die Mei⸗ 
nung zu vertreten, als könne dieſe Löfung nur von Einer Klaſſe der 
Gefellfhaft ausgehen. Wir bemerken das ausbrüdlih, damit man an 
das Folgende nicht einen falſchen Maßſtab anlege. Das was mir 
unterfuchen und aufftellen, will und fo feinen Werth und feine Wide 
tigfeit überhaupt gar nicht durch fein Verhältniß zu dem großen focialen 
Problem empfangen, fonbern es fol nur erft einmal in die elementaren, 
organischen Grundbegriffe Drbnung und Klarheit bringen; bann erſt, 
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glauben wir, ann man meiter fommen. Eine Pathologie und Therapie 
ohne Anatomie ift nie zu etwas anderem geeignet, ald zur Verwirrung 
der Begriffe. 

Bir müfjen deßhalb vor allem Einen Sat feitftellen. So wie man 
das , ſociale“ Weſen des Vereins in feinem Einfluß auf geſellſchaftliche 
Fragen fieht, fo ift ale Möglichkeit abgeſchnitten, jemals zur Klarheit 
über das Vereinsweſen zu gelangen. Denn am Ende ift dann auch 
jebe Aktiengefellfchaft, jeder Bildungsverein ein focialer Verein. Nament- 
lich aber leuchtet ein, daß dann alle Erwerbsgenoſſenſchaften durchaus 
als fociale Vereine auftreten; und doch ift es auf den erften Blid 
Har, nicht bloß daß diefelben von den focialen Vereinen weſentlich 
verſchieden, fondern tenigftend den Arbeitererbindungen direkt ent: 
gegengefegt find. Es ift daher durchaus nothwendig, daß man biefen 
Begriff der focialen Vereine auf ganz feite Kategorien zurüdführe. 
Dieb muß man uns zugeftehen, um ven Werth des Folgenden zu be: 
urtbeilen. 

Dafür ift nun wieder bie erfte Vorausſetzung, daß man uns ver« 
ftatte, die formalen Kategorien der Geſellſchaftslehre hier aufzuführen. 
Mit ihnen wird, denken wir, der Begriff und Inhalt der focialen Ber: 
eine ein fat jelbftverftänblicher. " 

Wir unterſcheiden drei Drbnungen der Geſellſchaft: die Gefchlechter-, 
die ſtändiſche und die ſtaatsbürgerliche Ordnung. Jede berfelben ber 
zubt auf ihrem eigenthümlichen Princip; die Geſchlechterordnung organi« 
firt fih auf Grundlage der Geburt, die ftänbiihe Drbnung auf Grund: 
lage des Berufes, bie ſtaatsbürgerliche auf Grundlage der Gleichheit. 
Alle diefe Drbnungen werden nun zu felten Geftaltungen des gefammten 
menſchlichen Lebens dadurch, daß fie ſich mit einer ihrem Princip ent⸗ 
ſprechenden Befigvertheilung erfüllen. Damit tritt der Beſitz als ein 
mejentlicher Faktor des gefellipaftlichen Lebens ein; mit ihm feine 
Qualitäten und feine Macht über die Menſchen. Diefe Macht nun 
übt er vor allem aus durch bie Verſchiedenheit feiner Größe. Aus 
dieſer Verſchiedenheit des Maßes des Befihes, ober wie der Beſitz in 
der ftaatbürgerlichen Geſellſchaft heißt, des Kapitals, entſteht nun das 
weite große orbnende Element in der Geſellſchaft, die Klaſſe. Die 
Klaſſe ift zunächſt ein rein wirthſchaftliches Verhältniß; es gibt 
eine Klafje der Armen, der Nictbefigenden oder Arbeiter, der Wohl: 
habenden, deren Befig aus Güter« und perjönlichem ‘Kapital befteht, 
und ber Reihen. eve Geſellſchaftsordnung hat dieſe drei Klaſſen; 
die Natur der ftantsbürgerlihen Geſellſchaftsordnung aber bringt es 
mit fi, daß biefe Klaſſen die Grundlage derfelben bilden und daher bie 
‚große beivegende Kraft in ihr find und bleiben. 
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Diefe große Kraft nun äußert ſich aus Gründen, melde fehr nabe 
liegen, in der Weife, daß beftändig eine boppelte Bewegung ftattfindet. 
Wir nennen fie die auffteigende und abfteigende Klafjenbewegung. Eie 
enthält den Proceß, nach welchem zwar der Unterfchieb der Claſſen ein 
dauernder und organifcher bleibt, jedoch der Einzelne aus der einen 
biefer Klafjen in die andre entweder zurüdgeht oder in die Höhe fteigt. 
Der Neiche wird bloß mwohlhabend, der Wohlhabende verliert fein Vers 
mögen, ber Arbeiter verarmt, und umgelehrt. Es find das alltägliche 
Procefle; die Wiſſenſchaft lösſt fie nur auf; aber ihre Auflöfung, zeigt 
uns alsbald das eigentlihe Weſen anderer Erfcheinungen. 

Da nämlich der Unterichied der Klaffen mit all feinen Folgen 
eine abjolute Ordnung ift, melde das eigentliche Wefen der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Geſellſchaft ausmacht, wie das Wejen der Freien und 
Unfreien das der Geſchlechterordnung und das der ausfchließlichen 
Berufstörperfchaften das der ftändifchen Orbnung, fo würde diefe ganze 
ftaatsbürgerliche Gefellichaftsordnung mit ihrem eigenften Princip, der 
Gleichheit, in unlösbaren Widerſpruch gerathen, wenn nicht die auf: 
fteigende Bewegung die Idee der Gleichheit für die Einzelnen wieder 
vermwirklichte, welche durch das Weſen der Glafjen aufgehoben jcheint. 
Sn diefer auffteigenden Bewegung iſt daher das eigentliche Lebens— 
princip der ftaatsbürgerlichen Gejellfchaft vorhanden, die ohne fie eine 
eben jo ftarre und unfreie Form wäre, wie die ſtändiſche Geſellſchaft. 
Dieß Lebenzprincip aber ift nicht etwa ein abitrafter Sat der Theorie, 
fondern ed durchdringt alle Gebiete, Stufen und Glieder der ftaatds 
bürgerlichen Geſellſchaft ſelbſt; es wird zu einer unabmweisbaren For: 
derung für diejelbe; es Fruftallifirt fih in dem Bebürfniß, in dem 
Beivußtlein, in dem Leben jedes Einzelnen; es wird durch den unendlich 
oft wiederholten Drang des Einzelnen zu einer Macht; es geftaltet 
fih, wenn man ihm feine Befriedigung dauernd verweigert, zum Zorn 
und Unmuth, und formulirt fi dann zulegt als Negation der eigenen 
Mutter, derjelben ftaatsbürgerlichen Gefellichaft, welche eben die Gleid- 
beit geboren bat. Alsdann entjteht das, was wir die fociale Gefahr 
nennen. Jede Geſellſchaftsordnung bat daher ihre fociale Gefahr; nur 
erfcheint fie weſentlich anders in jeder derfelben. In der Gefchlechters 
ordnung erfcheint fie als Kampf der Unfreien gegen die Freien und 
ihre Herrichaft; in der ftändifchen Ordnung tft fie der Kampf gegen 
das Vorrecht ausfchließlicher Körperfchaften; in ber ftaatsbürgerlichen 
Geſellſchaft dagegen tritt fie auf als Negation des Kapitals; denn die 
Unterfchiede des Kapitals find die Urfachen der Ungleichheit, und es 
erfcheint naheliegend, die leßtere einfach durch das erftere überhaupt zu 
befeitigen. Diefe Bewegung ift mit der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft 
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ſelbſt geboren. Ihre Geſchichte dauert bereits fünfzig Jahre Wir 
haben fie an einem anderen Drte genauer entiwidel. Wir dürfen 
darauf verweilen; und bisher find die Ergebniffe unferer Unterfuhung 
nicht bezweifelt worden. Wir glauben, daß bie neuefte Gedichte nur 
zu fehr beftätigt, was wir feit einem Menfchenalter dargelegt. Und 
hieran Mnüpft fi das Folgende. 

Es ergibt fi) nämlich daraus die hochwichtige Thatſache, daß 
nicht der Klaſſenunterſchied an ſich, ſondern daß die Unterbrechung 
der aufſteigenden Bewegung die eigentliche geſellſchaftliche Gefahr 
für Gegenwart und Zukunft iſt. Wir müſſen dieſe Conſequenz mit 
allem Nachdruck betonen, denn nur ſie kann das wahre Weſen des 
Folgenden erklären. 

Daß dem nämlich fo iſt, darüber iſt wohl eigentlich niemand im 
Zweifel. Und eben fo wenig bezweifelt irgend jemand, daß die menſch⸗ 
lie Gemeinschaft bie Aufgabe habe, um bie fociale Gefahr zu ver 
meiben, dieſe auffteigende Bewegung lebendig zu erhalten. Allein die 
große Frage für unfre Aufgabe ift, weldes Drgan auf diefem 
Puntte berechtigt und fähig ifl. Denn in ber That ift die ganze 
fociale Frage eben nichts anderes als die Frage, wie und von wem 
diefe Erhaltung und Förderung der auffteigenden Claffen- 
bewegung berzuftellen fei. Alle Arbeiter«, Lohne, Armen: und 
Unterftügungäfragen culminiven in dieſem einfachen Safe. Wenn jeder⸗ 
mann mwohlhabend werden fann, wird niemand ein Recht haben zu Hagen, 
daß er es nicht ift. Es fcheint überflüffig, dieß meiter zu begründen. 

Run zeigt es ſich bald, fo wie man ſich ein Mares Bild von dem 
Weſen des perfönlihen Staats der Regierung und ihres Organismus 
gemacht hat, daß diefer Staat mit feiner Verwaltung zur Löfung 
dieſer „focialen Frage“ nur in fo weit fähig ift, als die Bedingungen 
des Erwerbes von Gütern im Weſen der Perſönlichkeit ala ſolche 
liegen, daß aber feine Fähigkeit zu wirlen da aufhört, wo die Uns 
gleichheit der Perfönlichkeiten beginnt. Denn als Staat ift er derſelbe 
für alle; er wenigſtens darf niemals den Einzelnen als Mittel für 
die Zwecke des andern Einzelnen gebrauchen. Sobalb daher die auf 
fteigende Klaſſenbewegung zu Boraudfegungen gelangt, welche ungleiche 
Zeiftungen von ben Einzelnen verlangen, fo ift der Staat nicht bloß 
thatſächlich, ſondern principiell unfähig, in biefelbe einzugreifen. 
Hier Tann eben nur noch die freie Selbftbeftimmung des Einzelnen 
ausreichen. Diele aber ift, vereinzelt daftehend, unmächtig. Soll alſo 
die freie That der Einzelnen hier die Aufgabe des Staats ald einen 
Theil der freien Verwaltung übernehmen, fo ift es fein Zweifel, daß 
dieß nur durch die Vereinigung geichehen Tann. Und nun nennen wir 
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demgemäß die Gefammtheit aller derjenigen Vereine, die es fich zur 
Aufgabe geftellt haben, viele aufiteigende Klafjenbeivegung zu erzeugen 
oder zu fördern, das geſellſchaftliche Vereinsweſen. 

Es ift damit der Unterfchied zwiſchen diefer Art und den bisher 
dargeftellten EHar genug. Dieſelben haben da3 mit den geiftigen Ber: 
einen gemein, daß fie die Entwidlung bes geiftigen Kapitals wollen ; 
aber fie unterfcheiven fich weſentlich dadurch von ihnen, daß fie das 
nicht als abftrafte Erhebung der Perfönlichkeit, oder als Bebingung 
für Beruf und Fach für ihre eigenen Mitglieder, ſondern eben für die 
Mitglieder einer niederern Klaffe, alfo als eine ſpecifiſche Bedingung 
für die Entwidlung der auffteigenden Klafjenbewegung anftreben. Sie 
haben mit dem Erwerböverein gemein, daß fie Ergeugung und Ber: 
mehrung des Kapitals beabfichtigen; aber fie untericheiden ſich weſent⸗ 
lich von ihm dadurch, daß die Mitglieder weder für fi) nach einem 
Erwerbe traten, noch auch bloß an das Intereſſe einer beftimmten 
Art von Unternehmungen denken, fondern die Erwerböbedingungen als 
erite und nothivendigfte Bedingung für die auflteigende Bewegung der 
niederen wirtbichaftlichen Klafje durch ihre Bemühungen berftellen wollen. 
Der Kern des Unterfchiedes liegt alfo darin, daß im gejellichaftlichen 
Vereinsweſen der Zweck des Vereins außerhalb der Mitglieder 
liegt; und zwar nicht in der geiftigen Welt, fondern in der gefellfchaft: 
lichen DOrbnung. Es ift dabei der Vortheil der Mitglieder allerdings 
eben fo wenig auögefchloffen, wie 3. B. andrerfeits die geijtige Bildung 
bei den Sintereflenvereinen, oder der Eriverb bei Berufövereinen; allein 
der Erwerb iſt felbit da, mo er unmittelbar als nächiter Zweck auftritt, 
wie 3. B. bei Confumvereinen, dennoch weſentlich nur ein Mittel für 
die wahre geſellſchaftliche Aufgabe, die mirtbichaftlide Hebung der 
Klafje, für die fie eintritt. Und es tft feinen Augenblid zweifelhaft, 
daß gerade dadurch eben erft die gejellichaftlichen Vereine die eigentliche 
ethifhe Höhe des Vereinsweſens entfalten. Denn in ihnen erft ver: 
Ichwindet das Individuum, und der freie perſönliche Fortichritt mird 
zum Objekt des vereinten Wollens; die Idee des Menfchen erzeugt 
die Gemeinschaft der Einzelnen, und wenn überhaupt die Zukunft des 
Menfchengeichlechts in der Vollendung der einzelnen Perſönlichkeit durch 
eigene Kraft und That gegeben ift, fo erfennen wir in dem gefellichaft: 
lichen Vereinsweſen das thätig gewordene Ideal der freien Entmwidlung 
ber Menſchheit. Das war und tft das Chriftentbum für die noch 
inhaltslofe Idee der Perfönlichkeit; das waren und find Wiſſenſchaft 
und Bildungswefen für den Geift der Menfchheit, und das ift und 
wird fein das gejellfchaftliche Vereinsweſen für die mwirthfchaftliche Welt 
und all ihre gewaltigen und ungemeflenen Folgen. 
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Möge man daher von jegt an ber zweiten Auffaflung, die wir 
bier vertreten, neben ber erftern, bie bisher faft allein. herricht, Raum 
geben. Es ift etwas anderes zu fragen, was die einzelnen gejell- 
ſchaftlichen DVereinsarten für ihre gemeinfame große Aufgabe wirken 
Tonnen, und es ift etwas anderes zu fragen, was fie ihrem allgemei« 
nen Wefen nad im Ganzen find. Es ift etwas anderes, bie Erfolge 
und bie Bivedmäßigfeit der einzelnen Vereine zu conftatiren ober zu 
kritiſiren und etwas anderes, die Gefammtheit derfelben als eine große 
organische Erſcheinung in ihr richtiges Verhältniß zum Ganzen ber 
freien Verwaltung fegen. Wir denken nicht im Entfernteften daran, 
den Werth und die Nothwendigkeit der erften Richtung in Theorie und 
Prarxis zu bezweifeln; waren wir es doch, welche die ganze foriale Frage 
zuerſt in die deutſche Literatur einführten. Aber wir haben hier etwas 
ganz anderes zu thun, und wir müſſen fagen, daß wir hier wieder 
allein ftehen. Wir müflen den geſellſchaftlichen Vereinen jegt ald ein 
großes, felbitthätig geivordenes Ganzes in der Wiflenfchaft ihre orga- 
nifche Stellung geben; und ob wir darin das Richtige treffen ober 
nicht, darüber möge man in Beziehung auf bie vorliegende Arbeit 
urtbeilen. Db das nun einen Werth habe ober nicht, glauben wir 
nicht erft unterfuchen zu follen; aber es wird ſich wieder einmal zeigen, 
daß man bie Nothivendigfeit der Sache an der Nichtigkeit des Ver 
ſuches, fie darzuftellen, bemefjen wird. 

Dazu nun gehört wieder das, was wir das Syſtem nennen; unb 
damit bafjelbe nicht bloß ala eine Anorbnung erfcheine, müſſen wir 
daſſelbe auf fein ihm eigenthümliches Princip zurüdführen. 


Syftem. Die drei Gruppen und ihr Verhältniß zu einander. 


Dffenbar wird nun die Beſonderheit ber einzelnen geſellſchaftlichen 
Bereine, welche das Eyftem als Einheit zufammen faſſen fol, nicht 
in der Aufgabe berfelben liegen, denn dieſe ift im Großen und Ganzen 
bie gleiche, wie wir fie bezeichnet haben. Ein wahrer Unterſchied kann 
bier nur in demjenigen liegen, woraus fie felber entftehen; unb das 
ift das Klaffenverhältniß. Gehen wir nun auf diefes zurüd, fo erfcheir 
nen drei Orundformen, welche ihrerfeit3 je ihre befonbere Drganifation, 
ihre befondere Aufgabe und fogar ihr befonderes Recht haben. Es 
ſcheint uns für das Verftändniß des Vereinsweſens von großer Wichtig ⸗ 
leit, dieſe Unterſcheidung feſtzuhalten. Sie iſt an ſich einfach. 

Die geſellſchaftlichen Vereine theilen ſich nämlich demgemäß in drei 
große, Mar geſchiedene Gruppen. 

Die erfte biefer Gruppen ift diejenige, in melder die höheren 
Alaſſen ausſchließlich, ohne eine Selbftthätigfeit der nieberen Klofe 
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in Anſpruch zu nehmen, für die gejellichaftlichen Intereſſen berfelben 
forgen. Wir nennen daher dieſe erfte Gruppe die der Unterftüg ung ®s 
vereine. 

Die zweite Gruppe wird von denen gebildet, in melden bie 
Thätigkeit der Mitglieder der niederen Klafle mit denjenigen der höheren 
verbunden if. Wir nennen fie furz die Hülfsvereine. 

Die dritte Gruppe enplich befteht aus denen, in melden bie 
niedere Klaffe fih durch eigene Kraft ihre eigene auffteigende Bes 
wegung verichaffen mil. Wir nennen fie dad Vereinsweſen ber 
Selbithülfe. 

Das nun find die drei Gruppen, in melde fi) die Gejammtheit 
aller focialen Bereine theilt. Möge e8 uns verftattet fein, zu dem 
rein formalen Element der Unterfcheivung auch das organische ihres 
gegenfeitigen Verhaltens fchon hier — zum Theil als Erklärung ber 
Buftände unferer Gegenwart — in feinen Grunbriffen binzuzufügen. 
Das Genauere bleibt natürlich der Darftelung des Einzelnen. 

Im Allgemeinen nämlich find die Unterftügungsvereine fo alt mie 
das Vereinsleben überhaupt. Die Nothmendigfeit und bie ethifche 
Pflicht der Unterftügung liegt fo tief im Weſen der Menichen, daß bie 
Unterftügungspereine fich ſchon an die Geſchlechterordnung anfchließen, 
in ber jtändifchen Ordnung mit dem Weſen und der Funktion ver 
ftändifchen Corporationen fich vermifchen, und ald etwas ganz Natur: 
gemäßes dann in die ftaatsbürgerliche Geſellſchaft übergehen. Hier 
nun begegnen fie ihrerjeit3 der dee und der Thätigfeit der Verwal: 
tung; die Unterjtüßung der Noth wird als eine Pflicht der Gemein: 
Schaft gefelich anerfannt, und die Verwaltung nimmt daher die Unter: 
ftüßungsvereine in fi auf, indem fie denfelben ihre eigene Aufgabe 
überträgt. Dadurch werden viele Vereine dann freie Organe einer, 
vom Staat ald feine Aufgabe anerkannten Verwaltungsthätigfeit, ver: 
ſchmelzen daher das Element der Verwaltung mit dem des Vereins⸗ 
weſens, und bilden fo den Uebergang vom erften zum zweiten. Anders 
Ion ift e8 mit den Hülfsvereinen. Die auffteigende Klaſſenbewegung, 
indem fie eben das Individuum betrifft, liegt an und für fich außer: 
halb der Thätigfeit des Etaatd, Da aber die Hülfe für dieſes Indi— 
viduum der freien Thätigfeit des Einzelnen überlaffen bleibt, fo ift die 
große Vorausfegung der Entftehung diefer Hülfsvereine der Beginn 
des Verftändniffes der gefellfchaftlihen Fragen und Gefahren bei 
den höheren Klaflen. Sie treten daher nicht auf, wo Notb ift, mie 
die Unterftügungevereine, fondern fie treten auf, mo fih Kapital 
und Arbeit zu ſcheiden beginnen. Eie find die Form, in welcher 
diefe Scheibung in dem Bewußtſein der geſellſchaftlichen Klafien zu 
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reflektiren beginnt: fie find das nächſt liegende Mittel, die Kluft bie 
zwiſchen den Klaſſen fich außbreitet, durch die Vereinigung der An« 
ftrengung beider Klaſſen zu überbrüden, indem es dem Einzelnen 
möglich gemacht wird, von ber einen Klafje zur andern überzugehen. 
Sie find daher noch der Ausbrud des harmoniſchen Verhältnifies der 
gefellfchaftlichen Unterfchiebe; fie enthalten feine Feindſeligkeit derfelben, 
fondern ein Streben bes Ausgleihes; und nicht bloß vieles fonbern zu 
viel hat man ihnen zugetraut. Denn während fie arbeiten, arbeitet 
zugleich das unerbittlihe Größengefeg der Kapitalien, und zwingt bie 
Unternehmung, mag fie nun bie focialen Gegenfäße kennen ober nicht, 
den Arbeitslohn fo weit herabzufegen, daß bie Waare die Mitwwerbung 
mit anderen auszuhalten vermöge. Die mathematifche Gewalt diefes 
Proceſſes begrängt bie Aufgaben der Hülfsvereine damit auf einzelne 
Fälle; das Ganze vermögen fie nicht mehr zu bewältigen; ber Forber 
rung ber Unternehmung, innerhalb der Concurrenz einen Gewinn haben 
zu müflen, um felbft enttwidlungsfähig zu fein, tritt die Thatſache ent 
gegen, daß gerabe damit die auffteigende Bewegung aus ber befiglofen 
zur befigenden Klafie aufgehoben ift; und fo entfteht das, mas wir 
die eigentliche fociale Frage der Gegenwart nennen, bie Frage nach 
dem Rechte der Unternehmung gegenüber der Frage nach dem Erwerb 
des Nichtbefiger3, oder Fury bie Frage nad dem Arbeitslohne, 
nicht die theoretiſch· wirthſchaftliche nad ihrer, durch das Werthgeſetz 
gegebenen Löfung, fondern die gejelichaftliche nah den Mitteln, den 
Arbeitslohn fo weit zu erhöhen, daß er felbft kapitalbildend 
werde. Für diefe Frage nun fann es feine Verſchmelzung der 
wirthſchaftlichen Klaſſen mehr geben; denn das Intereſſe der einen Klaſſe 
fteht dem ber anderen direkt gegenüber. Es ift babei zwar natürlich, 
daß fi) namentlich im Beginne dieſes Gegenfages beide Richtungen 
nicht bloß innerlich, fondern auch äußerlich verdächtigen und hart ver 
Hagen, aber bald erkennen fie, daß es nichts Thörichteres geben könne, 
als wenn man von einem Drgane verlangen wolle, daß e3 darum gegen 
feine Natur handeln ſolle, weil es überhaupt nothwendig ift, daß ger 
handelt werde. Die Folge ift daher, daß ſich nunmehr eine neue, 
dritte Gruppe ber gefellichaftlichen Vereine bilde, die wir das Vereinss 
weſen der Selbfthülfe genannt haben. In ihm wiederholt fich die 
Scheidung der Klaſſen; in ihm verfucht bie niebere Klaſſe, die auffteir 
gende Bewegung durch ihre eigenen Mittel zu fihern; es beginnt mit 
ihm in ber gefellfchaftlichen Gefchichte eine ganz neue Zeit, und nicht 
etwa in ber Mitte, fondern im erſten Stadium diefer neuen Beit fteht 
das heutige Europa. 

So nun verhalten fi die drei Grundformen zu einander. Es 
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daraus zunädft "Mar, daß fie einander zwar hiſtoriſch folgen und die 
Stufen der gejelichaftlichen Entwidlung bebeuten und anzeigen, daß 
fie fich aber keinesweges einander ausichließen. Im Gegentheil muß 
das Vereinsweſen davon ausgehen, daß fie beitändig neben einander 
beftehen und fih in der That erft gegenfeitig erfüllen: denn das was 
die eine Gruppe wirklich Tann und vermag, dad fann und vermag bie 
andere Gruppe wieder nicht, mag fie fonft noch jo mächtig und groß 
fein. Es iſt daher auch nicht das die Aufgabe der Zukunft, die eine 
dieſer Gruppen durch die andere überflüſſig zu machen; ſie werden im 
Gegentheil eben ſo dauernd beſtehen, wie der Klaſſenunterſchied, der 
als ein organiſches Element des Lebens der Menſchheit erſcheint, da 
zuletzt nur er die Quelle tüchtiger Arbeit und Strebſamkeit des Ein⸗ 
zelnen ift. Es ift daher ein Gegenſatz diefer Vereine untereinander an 
fi nicht denfbar; Mißverſtändniſſe freilich find ſteis möglich. Es ift 
daher aber auch nicht nicht die Aufgabe der Wiflenichaft, die eine Art 
nur als Vorausfegung der anderen zu betrachten; im Gegentheil hat 
die Wiffenichaft vielmehr gegenüber der, in focialen Betvegungen nur 
zu leicht auftretenden Vermerfung der einen Gruppe durch die andere 
den Gedanken feitzubalten, daß die fociale Frage nie durch Eine tiefer 
Bereingarten, fondern erft durch alle zufammen geldjt werden 
fann. Und ſteht das feit, fo folgt die fpeciellere Aufgabe der Wifjen: 
Ihaft in Beziehung auf diefe Vereine gleichfam von ſelbſt. Eie darf 
nicht mehr, mie es bisher zumeift gefchehen ift, von dem geſellſchaft⸗ 
lihen Vereinsweſen im Allgemeinen reden, fondern fie muß verfuchen, 
nachzumweilen, dag Weſen jeder Art der Vereine in der beftimmten 
Funktion für die gefellichaftlihe Aufgabe zu ſuchen, die zu löfen bie 
einzelne Vereingart ſelbſt beftimmt ift. Nicht daher die Phyſiologie der 
focialen Frage, ſondern die des focialen Vereinsweſens zu geben ift die 
Aufgabe des Folgenden. 


Erste Gruppe. Anterstütnngsuereine, 
1) Weſen und Charalter derfelben. 


Das Princip aller Unterftügungsvereine beruht nun wie gejagt 
darauf, daß die höhere Klaſſe freiwillig, auf Grundlage eigener Drgani: 
fation und eigener Mittel denjenigen Gliedern der niederen Klaffe hilft, 
welche nicht im Stande find, fich mit eigenen Kräften zu helfen. Sie 
unterjcheiden fich daher weſentlich won den Hülfe- und Selbfthülfe 
vereinen dadurch, daß bei ihnen die auffteigende Klaffenbewegung erft 
in zweiter Reihe erfcheint. Ihr urfprüngliches und natürliches Objekt 
ift die, durch die Ermwerblofigkeit der Nichtbefigenden erzeugte Noth 
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derſelben. Es ift daher noch nicht fo fehr die geſellſchaftliche Stellung 
als vielmehr der Menfch felbft, außerhalb der Geſellſchaft gedacht, mit 
dem fie zu thun haben. Sn ihnen ift baher eigentlich noch gar Fein 
Bervußtfein geſellſchaftlicher Verhältniffe Iebendig, fonbern fie enthalten 
vielmehr ein Verhältniß vom Menſchen zum Menſchen. Sie Inüpfen 
daher urfprünglich ftet® an das reine Gefühl des Individuums, jenes 
tieffte Geheimniß in der menſchlichen Bruft, nad) welchem Geben feliger 
ift ald Nehmen. Der Proceß der in ihnen lebendig ift, ift eben deß⸗ 
halb auch viel älter als fie; er iſt ewig tie der Menſch felbit: aber er ift 
Jahrtauſende hindurch befriedigt mit feiner ganz individuellen zufälligen 
Erſcheinung, der Bitte und ber Gabe, dem Vettel und dem Almofen. 
Erſt mit dem Chriftenthum tritt eine neue Zeit ein. Das was in biefer 
Beziehung geichehen ift und geſchieht, ift befannt, und an befannte 
Ausdrüde gefnüpft. Wir bürfen fie gebrauchen, um zugleich kurz und 
ar fein zu können. Den, durch Mangel des Güter: wie des perfön. 
lichen Kapitals Erwerbsunfähigen nennen wir arm. Die Gefammtheit 
der öffentlichen Thätigleiten, um dem Armen zu helfen, nennen wir 
das Armenwefen. Das Objekt des Armenweſens ift nicht der Er 
werb, nicht alfo eine Hülfe, damit fi der Arme zum Befig empor« 
arbeite, fondern bie Noth, alfo eine Gabe, daß er nicht burd feine 
Erwerbloſigkeit untergehe. Die alte Welt kannte Arme und Bettel, 
Gabe und Almofen, aber fein Armenivefen. Das Armentvefen beginnt 
erſt da, wo die Unterftügung eine Pflicht wird. Das Organ, dad 
diefe Pflicpt urſprünglich prebigt und fie noch erfüllt, ift die Kirche. 
Das kirchliche Armenweſen ift die erfte ftändifche Form deflelben; an 
daſſelbe ſchließt fich fpäter bie zweite Geftalt derſelben, das Armentvefen 
der ſtändiſchen Körperfchaften. Dies ganze Armenweſen ift aber durch- 
aus unorganifh. Es ift unfähig, zwiſchen Unterftügung und Hülfe 
zu unterfceiden. Ihm genügt die einfache Thatſache der Erwerbsloſig- 
keit; ihm entfteht gar nicht die Frage nad) der Erwerbsfähigkeit; ihm 
ift die Unterftügung von Seiten der Befigenden, aber nit bie 
Arbeit der Erwerbsfähigen, eine öffentliche Pflicht. Daher fteht 
das ftänbifche Armeniwefen noch ganz außerhalb der geſellſchaftlichen 
Fragen und Bewegungen, benn es ift principiell gleichgültig gegen bie 
zur höheren Klaſſe führende Arbeit. Erſt da, wo die Arbeit das Lebend 
prineip der Geſellſchaft wird, entfteht eine neue Epoche bed Armen: 
weſens. 

Dieſe nun beruht darauf, daß die Unterſtützung an die Noth eine 
ſtaatliche Pflicht des Staatsburgerthums ſei. Mit dieſem Gedanken 
gewinnt der Arme ein Öffentliches Recht, aber auch eine öffentliche 
Pflicht. Er fol arbeiten fo viel er kann. Das Armenweſen nimmt 
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die Verpflichtung zur Arbeit in fih auf. Damit entftehen Drbnungen 
und Maßregeln der Geſetzgebung. Es beginnt eine Armenvermwals 
tung. Und bier erft beginnt das Gebiet, wo da3 Unterftügungs: 
vereinsweſen mit Umfang und Inhalt auftritt und klar beftimmt wer: 
den kann. 

Für den Staat und feine Verwaltung find nämlich die Armen 
gleich. Sie find gleich in ihrer Pflicht, fie find gleich in ihrem Nedht. 
Für die ftaatliche Armenverivaltung hat jeber Arme die Pflicht, fo viel 
zu erwerben als er noch vermag, und das Recht nur auf jo viel, daß 
er dem rein phyufifchen, körperlichen Bebürfnifie nicht unterliege. Die 
Armenverwaltung des Staats Iennt Fein Individuum, fondern nur die 
Kategorie der Armuth. Das Ganze forgt auch bier für das Ganze; 
fol für den Einzelnen gejorgt werden, jo muß es der Einzelne felbft 
tbun. Nun kann das öffentliche Armenweſen in verichievener Weife 
organifirt fein; die Baſis aber wird ftet3 die Eelbtverwaltung fein 
und bleiben, ſei e8 nun bie Gemeinde, fei es die Etiftung. Beide 
dürfen fi) aber in ihrer Thätigfeit nicht von dem großen organijchen 
Princip der Armenverwaltung trennen; fie dürfen feinen Unterjchieb 
nahen, Feine individuellen Verhältniſſe berüdfichtigen.. Dennod find 
diefe da; ja wie wir gejehen, fie liegen im Grunde tief im fittlichen 
Weſen der Berfünlichkeit. Die ftaatliche Armenverivaltung, mag fie 
nun organifirt jein wie fie will und leiften was fie will, iſt unfähig, 
jenes Element bei ſich zur Geltung zu bringen. Soll daher die inbi: 
viduelle Beziehung im Armenweſen eintreten, fo muß diejelbe durch 
die freie Thätigfeit des Individuums gejebt werden. Es muß aus 
dem zufälligen Gefühl und aus dem zufälligen Geben des Einzelnen 
eine Organijation entjtehen, welche fich felbft zur Aufgabe ftellt, das 
individuelle Element im Armenweſen zu feinem fpecifilhen Gebiete zu 
maden. Und dieſe Organifation des individuellen Armen 
und Unterftüßungswefens ift das Unterftüßungsdpereing 
weſen. 

Es ergibt ſich daraus zunächſt, daß das Unterſtützungsvereinsweſen 
niemals ohne die eigentliche Armenverwaltung beſtehen kann und ſoll; 
es ergibt ſich aber auch, daß eine rein geſetzliche Armenpflege auch nie— 
mals allein ausreicht. Denn jenes individuelle Element iſt eben nicht 
bloß in der Armuth vorhanden, ſondern es wird nirgends tiefer 
gefühlt, als gerade in ihr. Der Arme der früher reich war, iſt für 
die Armenverwaltung ganz gleich dem Armen, der ſtets arm war; und 
dennoch iſt ſeine Armuth ſelbſt eine ſo ganz, ganz andere. Wer kennt 
ſie nicht, die Tiefe des Schmerzes, die das Entbehren des Gewohnten 
begleitet, und mit ihrer bitteren Erinnerung an das früher Beſſere 
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jeden Augenblid vergällt? Und wie ganz anders ift der Arme, der nie 
geiſtige Bildung befaß, und ben Mangel freundlichen, erhebenven Wortes 
aus dem Munde des Glüdlicheren nicht fühlt, gegen ben, ber einft ge 
wohnt war, mit den Bevorzugten zu verkehren? Unb wie ganz anders 
iſt wieder der Arme, der, felbit im Elende groß getvorben, ohne Dual 
feine Kinder im Elenve erblidt, gegenüber dem, ber mit feinen Kindern 
die Armuth aufwachſen fieht, ohne helfen zu können, getvohnt an Drbs 
nung, Reinlichkeit, Erziehung, nichts von allem dem geben kann, weil 
er arm ift? Iſt es wahr, daß fie ganz gleich find? Und find fie es 
nicht, ift e8 dann wahr, daß bie formell gleiche Unterftügung, die 
der Staat giebt, auch ber Sache nad) gleich ift? Und ift fie es nicht, 
und foll es doch fein, wo hier das Mittel, fie zu geben? — Es ift 
fein Zweifel, bier und nirgends anders liegt die höhere Aufgabe des 
Unterftügungsbereinötefend; e3 ift bie liebende Aufnahme ber Indivi . 
dualität des Unglüds in bie Hülfe, welche die Gemeinſchaft dem Ein« 
zelnen bietet. 

So ift nun das das Wefen dieſer Vereine, und daraus folgt das, 
was wir ihren Charakter nennen. Ein Unterftügungsverein ift natürs 
lich nur ein Beitragsverein. Diefer Beitrag kann in Geld und Gut, 
er Tann und ſoll aber auch in perfönlicher Thätigkeit beftehen. Das 
erfte ift für die äußere Noth beftimmt, das zweite für das Gefühl bes 
Unglüdlichen. Der Werth der Vereine hier befteht nun aber gegenüber 
der Eingelhülfe darin, daß ein Verein dafür ſich felbft Regeln ſetzt. 
Diefe Regeln find die Formen, in denen er feine Thätigfeit zum Ber 
wußtfein bringt: bie Statuten ber Armenvereine find aber Ergebniß 
von Nachdenken nicht etwa über das Vereind fondern über das 
Armenweſen. Das fol man feithalten. Eben deßhalb find dieſe 
Unterftügungsvereine frei. Sie find fein Theil und Glied der Selbſt⸗ 
verwaltung; fie follen es nicht fein. Aber fie haben auch ihre Ger 
fahr; fie machen den geiftigen Mißbrauch ber Noth in der Gabe möglich. 
Dagegen zu kämpfen ift nicht Sache der Gejeßgebung und Verwaltung; 
bier fol der gute Verein den ſchlechten befämpfen. Doch ift es nicht 
unfere Sache, barauf einzugehen. Natürlich aber ift, daß bie recht 
lichen Verhältnifie der Organe wenig auögebilbet find, und bie Macht 
der Leiter daher gerate in biefer Art von Verein tie größte ift, bie 
im ganzen Vereinsweſen zur Erfcheinung fommt. Daher fol das Ver 
einsrecht für diefe Vereine nur Einen Grundfag mit rüdfichtslofer Be: 
ftimmtheit durchführen: das ift die Deffentlichkeit alles deſſen, 
was biefe Vereine leiften. Ohne biefelbe lönnen fie eine Gefahr 
werden; mit ihr find fie unter allen Verhältnifien ein Segen im Leben 
der Geſellſchaft. 


Stein, die Bermaltungdichee. 1.3. 1% 
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2) Die Arten der Unterfügungsvereine, 

Die Arten der Unterftügungsvereine entſtehen nun, indem wir 
ihr Objekt, die Roth, in ihre Verhältniſſe auflöfen. Es iſt babei zw 
nädft Har, io demgemäß die Gränge zwifchen demfelben und dem Hülfe- 
vereine ift. Allenthalben nämlich, wo der Einzelne ſelbſt etwas für 
feine wirtbfchaftliche Lage thun kann und mithin das Vereinsweſen fi 
an biefe feine Selbitthätigfeit wendet, um ihm, unb wenn aud) nur 
zum Theil, durch ſich felbft Unterftügung zu verſchaffen, tritt das 
Hülfswelen ein. Die eigentlichen Unterftügungen beginnen ba, wo 
die Mittel der Hülfe allein von ben Befigenden gegeben, und baher 
aud allein von ihnen vermöge bes Vereins verwaltet werden. Die 
Grundlage der Unterftügung ift daher die Armuth, und die Arten bes 
Unterftügungäereins entftehen daher durch die Arten der Armuth. 

Dem entiprehend glauben wir drei Grundformen biefer Vereine 
unterf&eiben zu Zönnen, die Armenvereine, die Krankenvereine, 
und die Kinderbereine. 

Die Armenvereine haben die Armuth als ſolche zu ihrer Grund: 
lage, den allgemeinen Zuftand ber wirthſchaftlichen Noth. Wir glauben 
fie nicht näher bezeichnen zu follen, jebod darf Eine weſentliche Unter: 
ſcheidung nicht fehlen. Die Noth Tann nämlih für die Armen eine 
dauernde fein — und fie ift ein dauerndes Element aller wirthſchaft⸗ 
lichen Zuftände überhaupt, und die mit diefem dauernden Zuftande 
lämpfenden Vereine nennen wir daher die Armenvereine im eigentlichen 
Sinne. Oder fie kann durch plögliche Zufälle, Natur:, Kriegs: und 
andere Ereigniffe zeitlich eintreten. Dann entftehen Vereine, melde 
eben ihre Thätigfeit nur auf diefen Fall richten und mit ihm fid) auf 
Löfen; folde Vereine nennen wir die eigentlichen Unterftügungsvereine. 
Es ift natürlid, daß erftere auf regelmäßigem, die leßteren meift nur 
auf einmaligem Beitrag beruhen, und ihre Funktion im Sammeln 
und Abliefern für den beftimmten Zweck erfhöpfen. Die Pflicht der 
Leitung, gewöhnlich (uneigentlich) Gomite oder Ausihuß genannt, gebt 
nicht weiter als zur richtigen Verwendung der eingegangenen Beiträge; 
doch fheint es ung unzweifelhaft, daß nicht bloß jeder Einzelne, fondern 
auch die Etaatöverwaltung die Betreffenden für biefe richtige Abfuhr 
zur Verantwortung müffe ziehen können, teil es ſich dabei um öffent: 
lie Mittel für einen öffentlihen Zweck handelt. 

Die Kranfenvereine dagegen haben in anderer Weife eine 
zweifache Geftalt. Sie find entweder eigentliche Kranfenvereine, 
welche die materiellen Mittel für die Linderung der Noth während der 
Krankheit geben, und fid) dabei felbft Regeln fegen, nad denen fie 
ihre Unterftügung auötheilen, oder Vereine für die Krankenpflege 
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Die letzteren namentlich find von ber größten Bebeutung. Nirgenbs 
Tann ein Verein für das Geſundheitsweſen mehr wirken als hier; denn 
in bee That iR in ben bei weitem meiften Fällen gerade dasjenige, 
was bie Krankenpflege bringt, die Hauptſache für die Heilung. Anderer 
ſeits erzeugt fich wieder gerabe bei ber Krankenpflege ein inneres Ber 
haͤltniß, und die Gewalt, die der Eine über das Gemüth des Anbern 
bat, fteigt in dem Grade, in welchem derſelbe hülfsbebürftig ift. Das 
iſt wohl zu erwägen. Und es follte daher Grundſatz fein, daß feine 
öffentliche Anftalt oder Stiftung einem Verein für Krankenpflege auss 
ſchließlich übergeben werben follte, mögen fienun Diakoniſſen, ſchwarze 
ober graue Schweitern u. |. w. heißen. Es ift an und für fich falſch, 
eine ſolche Anftalt einem Verein zu überantivorten; in dem Falle aber, 
wo ein Berein eine folde Anftalt felbft errichtet und verwaltet, volls 
sieht er eine, principiell der Verwaltung angehörige Funktion und fteht 
damit unter der Oberaufficht der Gefunbheitöpflege. Frei ift ein folder 
Verein nur da, wo das Mitglied als Individuum zum Individuum 
gebt; bier gibt es feine Schranken als bie, weldhe das Gefeh dem Ein- 
zelnen vorfchreibt. Aber dabei müffen wir aud) hier an ber Forderung, 
fefthalten, daß die Leiftungen diefer Vereine öffentlich fein müflen, 
um fo mehr, meil fie eben von Individuum zu Individuum gehen; 
denn niemand hat ein Necht, dasjenige nicht zu ertragen, was das 
öffentliche Leben felbft erträgt. 

Ueber die Kinder⸗, Kinberpfleger, Kindererziehungsvereine ber ber 
figenden Klaſſen für die Kinder der Nichtbefigenden haben wir nichts 
weiter zu fagen, als daß fie unter allen Umftänden im höchſten Grade 
fegenöreih, und eigentlih durch gar nichts zu erfegen find, 
mögen fie nun Wartefchulen, Kinberbetvahranftalten, Krippen, Cr&ches 
ober wie immer heißen. Eie find, wie wir fagen möchten, bie zartefte, 
duftigfte, ebelfte Blüthe in dem großen Syfteme de gefammten 
Vereinsweſens. Eie haben alles für fi, mas ein gejelichaftlicher 
Verein für fi) haben kann, und nichts gegen ſich. Sie find in Idee 
und faft ausnahmslos in der Ausführung fo ſchön und harmoniren fo 
eng mit bem wahren und tiefften ſocialen Bebürfniß unferer Zeit, daß 
wir glauben, die Sache felbft gäbe der Verwaltung des Staat den 
Anlaß, fie nicht bloß zuzulafien, fondern fie direlt zu förbern und zu 
unterftügen. Und Mittel genug hätte er dazu, namentlich wenn bie 
ESclbftverwaltungslörper ſich ber Sache annehmen und ihre thätige und 
mächtige Hand reichen wollten. Denn bier wird das Eigenthümliche 
geichehen, daß die Individualität nit mehr bei den Empfangenden, 
den Kindern, fondern bei den Gebenben, namentlich bei den Frauen, 
fein wird; nur ber befte Theil der weiblichen Welt wirb hier eintreten; 
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aber daher wirb aud ba, was er leiftet, nicht gezählt, fondern ges 
wogen werben. Bis jet nun haben alle dieſe Vereine, namentlich 
aber bie Krankenpflege: und bie Kindervereine, noch nicht das gefunden, 
was fie eigentlich zu ihrer rechten Blüthe brauchen, die formale Auf⸗ 
nahme in das Syſtem der öffentlichen Thätigfeit. Sie erfdeinen als 
ſchöne — aber leider immer noch als feltene Ausnahmen. Hat body noch 
nicht einmal bie Statiſtik, geſchweige denn die Staatswiſſenſchaft ſich 
mit ihnen ernfthaft beſchäftigt. Sie find nod ein Leben, ein Gebiet 
für fi. Ihnen mangelt das belebende Element, das auch für fie aus 
dem innigen, zum Bewußtſein gebrachten Verhältniß zum Gefammt- 
leben hervorgeht. Möchte es uns gegeben fein, gerade bafür mitzus 
wirken! Und möchte jeber, der fi mit diefen Erfcheinungen befchäftigt, 
Har erfennen, daß eben diefer Zufammenhang ihnen mit ihrer wahren 
Stellung auch ihre wahre Bebeutung und damit bie gefellfchaft 
lie Ehre gibt, deren fie vor allem werth find! 


Eimeite Gruppt. Bülfsnereine. 
1) Befen und Charakter. 


Chen fo einfach mie die Unterftügungsvereine find nun ihrem 
Princip nach die Hülfsvereine. Wir bezeichnen dieſelben als ſolche, in 
denen die höhere Klaſſe die Selbftthätigkeit der niederen theils hervor 
ruft, theils fammelt, theils leitet, um die Mitglieder berfelben durch 
Erwerb von Kapital und Verbienft in die höhere Klafje zu heben. Eie 
unterſcheiden fih bon den Unterftüßungsvereinen dadurch, daß ihre 
Mittel nit bloß von der höheren Klaſſe ausgehen, von den Eelbft- 
gülfsvereinen dagegen dadurch, daß die Leitung grundſätzlich in ber 
Hand ber letzteren ift. Sie haben baher allerdings ganz andere Voraus: 
fegungen als die erfteren; dieſe Vorausfegungen find aber nicht fo weit 
entwidelt, daß fie ſchon zu dem zweiten übergehen Tönnten. Diefelben 
beftehen, wie gefagt, darin, daß die niebere Klaſſe den Willen und vie 
Fähigkeit hat, ſich felbft zu helfen, daß aber ohne Unterftügung ber 
böheren die Anftrengungen derſelben erfolglos bleiben. Die Hülfe 
vereine fordern daher als weſentlichen Unterſchied von den Unterftügungs: 
vereinen, daß die Glieder der niedern Klaſſe jelbftändig als Theil 
nehmer eintreten; fie beftehen baher aus zwei großen Körpern, ben 
leitenden Mitgliedern der höheren Klafje und den geleiteten der niederen, 
während die Unterftügungsvereine nur aus Glievern ber erfteren be 
ftehen. Die Aufgabe der Leitung befteht bei ihnen ferner nicht in 
Hingabe von Beiträgen, ober doch nur in fehr geringem Maße, fondern 
vorwiegend in geiftiger Thätigfeit; diefe, und alfo auch ihren Werth, 
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bringen biefelben dabei zum Opfer für das Wohl der niederen Klaffe. 
Formel entfteht hier daher auch noch Fein Verein, ber auf der Gleiche 
heit der Mitglieber beruht, fondern die Mitglieder der niederen Klaſſe 
haben grundfäglich noch Feine Vereinsrechte, ſondern höchſtens dann 
Privatrechte, wenn fie beftimmte Leiftungen dem Verein unter ben von 
demſelben feftgefegten Bebingungen übergeben. Daher tritt bei ihnen 
auch feine Wahl der leitenden Organe durch die Gefammtheit der Theil: 
nehmer, ſondern nur durch diejenigen ein, welche ihrerfeits ihre Dienfte 
dem geſellſchaftlichen Bivede barbieten; daß aber zwiſchen den Wählen 
den und Gemwählten wieder das allgemeine Vereinsrecht eintritt, ift 
wohl fein Zmeifel. Eben dadurch haben diefe Vereine einen weſentlich 
anbern Charakter als beide andere Gruppen. Es ift fein Zweifel, daß 
fie, indem fie die Beiträge und Leiftungen ber Mitglieder der niederen 
Klaſſe verwalten, ohne diefelben an der Verwaltung felbft Theil nehmen 
zu lafien, die Natur öffentlicher Anftalten annehmen, während bie Form 
der Verwaltung dennoch die eines Vereins ift. Die Leitenden treten 
daher in das Verhältnig von Verwaltungsorganen; aber ihr Eintritt 
ift frei, und ihr Austritt daher gleichfalls. Daher haben diefe Vereine 
die Fähigkeit und zum Theil auch die Neigung, in öffentliche Anftalten 
überzugehen, namentlich fih an bie Verwaltung anzuſchließen. Wegen 
dieſer ihrer Doppelftellung haben fie auch nur einen beſchränkten Wirkungs ⸗ 
kreis, obwohl fie innerhalb deſſelben mit großer Energie wirken. Ihre 
Arten find daher auch wenigſtens formell leicht zu beftimmen; in ber 
Wirklichkeit aber gehen fie, menigftens zum Theil, leicht in andere 
Arten über. 


2) Arten. 


Bon den Arten, in denen dieſe Hülfögenofienihaften auftreten, 
bilden zwei den Webergang zu andern Arten, während zwei andere, 
wenn aud in verſchiedenem Grabe, das eigentliche Weſen biefer Art 
zum Ausbrud bringen. 

Die Arbeiterbilbungsvereine gehören ihrer allgemeinen Auf: 
gabe nach dem Bildungsiwefen; ihrer Form nad dagegen, beſchränkt 
auf bie Klaſſe der Arbeiter und dem geiftigen Bebürfniß derſelben ans 
gepaßt, dem gefellfchaftlichen Vereine. Es ift Mar, daß hier die höhere 
Klaſſe das, die Bildung durch ihre Kräfte fördernde Element ift, während 
die Arbeiter entweder gar nichts bafür leiften — in welchem Falle dieſe 
Vereine unter die Unterftügungsbereine zu zählen find — oder durch 
einen wenn auch nur Meinen Beitrag fie zu Hülfsvereinen machen. Sie 
find daher meift ſehr unbeftimmter Natur, und haben große Neigung, 
in förmlie Anftalten überzugehen, wie die Fabritihulen, Mer 
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allgemeinen Bildungsvereinen zu werden, wie bie Mechanics Institutions 
in England. | 

Die Kranlenvereine für Arbeiter werden der Regel nad, ba 
die Arbeiter weder Sachkunde noch Zeit genug haben, von erbetenen 
Mitgliedern der höheren Klaffe verwaltet, empfangen auch gelegentlich 
Unterftügungen, beruhen aber dennoch auf Beiträgen der Arbeiter, ohne 
daß fie den gegenfeitigen Vereinen zugezählt werden fünnten, da fie 
feine Haftung enthalten. Sie bilden durch die in ihnen auf diefe Weile 
zufammenlaufenden Elemente der verjchiedenen Vereinsarten bie ver: 
fchiedenften Grundformen. In England mit feinem eigenthümlich ge: 
ftalteten Berficherungswefen gehören ſie der großen, an fich ſehr unbe 
ftimmten Kategorie der Friendly Societies, in Frankreich find fie durch 
die Stellung und Aufgabe der Höpitaux (vgl. Stein, Geſundheitsweſen) 
beinahe überflüflig, in Deutfchland ift man noch im Uebergange be 
griffen von derjenigen Geftalt, melde fie in den alten korporativen 
Genofjenfchaften der Zünfte und Innungen hatten, indem man wie in 
Defterreich den neuen Genofjenichaften die Krankenpflege in unbeftimmter 
Weife zur Pflicht machte, zu der freien Form ber eigentlichen Kranken⸗ 
vereine. Ihre richtige Einrichtung fordert ein eigenes Studium; jollen 
fie gut wirken, jo müflen fie örtlich organifirt werben mit einem 
Gentralorganismus, der die Ausgleichung zwischen ben einzelnen Vereinen 
enthält. Sie gehören in diefem Sinne ber freien Gejunbheitäpflege. 

Die dritte und befanntefte Art find nun die Sparkaſſen. Wir 
haben über Werth und Erfolg derfelben bier nicht zu reden; ihr Ver: 
hältniß zum Vereinsweſen aber ift, wie es uns fcheint, Elar. In ihnen 
ift die Funktion der leitenden Clemente von der der Mitglieder im 
weiteften Sinne ftrenge geſchieden, da die letztern durch ihre Einlagen 
nur das Objekt ter Thätigfeit der erfteren geben, die erfteren aber bie 
Einlagen nad bejtimmten Grundfäßen verwalten. Daß fie wejentlich 
für die Kapitalbildung der niebern Klafje beftimmt find, und mie die 
jelbe vor fich gebt, ift befannt. Bei genauer Betrachtung aber er: 
weilen ſich die Sparkaſſen überhaupt unfähig, Vereine zu fein, da fie 
zwar formell den freien Wechfel der Mitgliever und der Sache nad 
einen hohen focialen Zweck befiten, aber nit im Stande find, das 
Verhältniß und das Necht einer eigentlichen Verwaltung zivifchen biefen 
Mitgliedern und dem Organe der lebtern berzuftellen. Eie nehmen 
daber mehr und mehr den Charalter öffentlicher Anftalten an, und das 
Weſen des Vereins erfcheint in ihnen dauernd nur noch darin, daß 
die leitenden Organe gewählt werden, frei in ‚ver Uebernahme und dem 
Niederlegen ihrer Funktionen find, und dag Princip der Deffentlichkeit 
für ihre gefammte Verwaltung durchführen. Daher ift auch der Cha: 
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ralter berjelben in ben verſchiedenen Ländern weſentlich verſchieden, und 
die Sache verdiente wohl einmal eine Prüfung vom höheren Stand» 
punkt der gefelichaftlichen Verwaltung. In England ftehen fie zunächſt 
unter der Kategorie ber Friendly Societies und des für fie geltenden 
Rechts, während jedoch in letzterer Zeit die Regierung namentlich durch 
Aufnahme der Einzahlungen und Verwaltung derfelben durch die Poft 
viel für fie direft gethan hat. In Frankreich ift das ganze Sparkaſſen⸗ 
weſen unter bie Verwaltung geftelt. Die Caisses d’Epargne und bie 
Caisses de Retraite find öffentliche Anftalten. In Deutſchland dagegen 
ift die rechtliche Drbnung der Sparkaſſen vorzugsweiſe eine örtliche, 
indem jebe Sparkaſſe ihre eignen Statuten hat, bie allerdings von ber 
Regierung genehmigt werden — ohne daß fie dadurch juriftifhe Per 
fonen würden — bei denen aber Drbnung und Umfang ber Ober 
aufſicht beinahe gänzlich weggelaſſen werben. Nur einige Staaten 
(Rönne 11. $. 339) haben einige, fehr wenig genügenbe allgemeine 
Vorſchriften über das Sparkaſſenweſen erlaffen. Um dazu zu gelangen, 
müßte man allerdings zwei Vorausfegungen erfüllen. Zuerſt müßte 
man fi) über dad Weſen des Vereinsrechts überhaupt, und fpeciell 
über bie großen daſſelbe leitenden Principien einig ierden; fir wer⸗ 
den unten verſuchen, biefelben darzulegen. Dann aber ift es fein 
Zweifel, daß man für ihre ganze Öffentliche Stellung von dem Grund: 
gedanken ausgehen müßte, fie zu Gemeindeanftalten zu machen, 
eben fo wie die Pfand: und Leihhäufer. Wir begnügen ung bier, 
den Gedanken anzuführen, der fpecielle Erwägung fordert. Es ift durchaus 
unmöglich zu beftimmen, wem ber, bei jever Sparkaſſe nothwendige 
Reſervefonds, der alsbald einen mächtigen Ueberſchuß bildet und bei 
einzelnen Sparkaſſen die Million überfteigt, gehört, und namentlich, 
wie er verwendet werden fol. Die natürliche Berivendung biefer Summe 
befteht offenbar in focialen Zwecken; allein biefelbe kann gar nicht 
anders, als durch die Gemeinde und ihre Vertretung richtig verwaltet 
werben. Vielleicht daß es uns gegeben ift, dieß an einem anbern Orte 
genauer auszuführen. 

Denfelben formell unbeftimmten Charakter haben nun bie Vereine, 
welche in verfchiebenen Formen und unter verfdiebenen Namen ven 
Arbeitern Arbeit zu verfchaffen trachten. Auch hier find die Mit⸗ 
glieder eigentlich nur bie, melde für das Verſchaffen von Arbeit 
thätig find; allein zum Theil find auch wirkliche Leiftungen der Arbeiter 
dabei vorhanden. Der Regel nad; werben fie für Männer nur aus 
nahmsweiſe wirlen, dagegen haben fi in ber letzten Zeit vielfach 
Frauen-Erwerbs-Vereine gebildet, welche eine fehr nügliche Thätige 
keit entfalten. 
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Das nun find die Hülfsvereine. Sie find ber Sade nach wie 
auch biftorifch Uebergänge. Der Kern des gefellichaftlichen Vereinsweſens 
wird ſtets in den Unterftüßungsvereinen und in ben Bereinen der Selbſt⸗ 
bülfe liegen, zu denen wir jeßt übergehen. 


Dritte Gruppe. Das Bereinsmesen der Selbsthälfe. 
Die beiden Arten. 


Während nun die Unterftühungs- und Hülfsvereine auf allen 
Punkten auf dem Unterfchieve der Klaſſen beruhen, und der dee der 
höheren Gemeinſamkeit des gejeljchaftlichen Lebens den Ausdrud ver: 
leihen, ſtets aber eine im Verein organifirte Thätigfeit der einen 
Klafie für die andere enthalten, entitehen die Vereine für Selbfthülfe 
da, mo die Mitglieder der niedern, befiglofen Klafje vermöge ber 
eignen vereinigten Kraft, ohne Hülfe und Unterftüßung der höheren 
Klaſſe, ihre gefelfchaftliche Stellung verbefiern wollen. 

So einfah nun diefe Begriffebeltimmung an fi ift, fo ift es 
dennoch nothiwendig, fie einen Edhritt weiter zu führen, um die Uns 
fiherbeit, die noch in dem Worte felbft Tiegt, zu befeitigen und für 
das Syſtem einen feiten Boden zu gewinnen. 

Im allgemeinen Sinn nämlih umfaflen Wort und Begriff der 
„Selbjthülfe” alle Klafjen der Geſellſchaft. Es gibt Eelbfthülfe im 
jeder Lage des Lebens; aus dem Bedürfniß der Selbithülfe heraus 
fönnen fih für alle denkbaren Zwede, für Reihe, Wohlhabende und 
Arme, Bereine bilden. Wenn wir daher den Ausdrud als einen 
jpecifiichen gebrauden, jo müflen wir ihn aud in feiner fpecififchen 
Bedeutung begründen. 

Das was wir die eigentlihe Eelbjthülfe nennen, entfteht in der 
That erit da, wo ſich die Klaſſen ver ftaatsbürgerlihen Geſell— 
haft nicht bloß im Allgemeinen gefhieden haben, ſondern 
auch mit Bewußtjein einander gegenüber fteben. Aus viefem 
Bewußtſein des Klaſſengegenſatzes entwideln fid nun zwei Erſcheinungen, 
die aber nur bei edleren Völkern vorfommen. Die erfte ift der Stolz 
der arbeitenden Klaffe, die im Gefühl ihrer Kraft feine Gabe ans 
nehmen will, das Gefühl, daß eine angenommene Gabe an und für 
fih nur die augenblidliche Zage des Einzelnen, nicht aber die allgemein 
gelelichaftlihe Stellung defjelben, und viel weniger die der ganzen 
Klaſſe ändern kann, und daher der Muth, mit vereinten Kräften der 
eignen Klafje fi) die Bedingungen herzuitellen, aus denen die Hebung 
der Klaſſe hervorgehen Tann. In diefem Gefühle liegt das pſychiſche 
Element der Gleichftellung des Arbeiters mit dem Befikenden, und 
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deßhalb gehen alle dieſe Vereine darauf hinaus, dem Arbeiter bad 
Einzige zu verſchaffen, was ihm fehlt, ein unabhängiges Kapital. Die 
Gefammtheit diefer Vereine nennen wir daher die Arbeitervereine. 
Das zweite Element jedoch, welches aus dem obigen Grundſatz hervor 
gebt, ift die Anficht, daß weder der gute Mille des Beſitzenden noch 
auch der eigene Erwerb von Kapital genügen, um ben Arbeiter aus 
der Klaſſe der Nichtbeſitzenden in bie der Befigenden zu erheben, fonbern 
daß die Arbeiter nur dann eine beſſere Stellung zu hoffen haben, 
wenn fie, und zwar ohne Rüdfiht auf das Kapital, den Lohn ew 
böben; und die aus biefem Streben herborgehenben Vereine nennen 
wir bie Arbeiterverbindungen. Urbeitervereine und Arbeiter: 
verbindungen find nun fo wefentli von einander verſchieden, daß wir 
fie von vornherein gefondert behandeln müffen. 


1. Die Xrbeitervereine. 
1) Weſen derfelben. 


Unter den Arbeiterbereinen verftehen wir demnach diejenigen Ver 
einigungen von Arbeitern, welche ſich auf Grundlage ihrer wirtbichafte 
lichen Thätigkeit ein Kapital durch eigne vereinte Anftrengung bilden 
mollen. Sie unterſcheiden ſich demnach von den Erwerbsgenoſſen⸗ 
ſchaften, die wir oben dargeftellt Haben, durch zwei weſentliche Punkte. 
Der erfte ift der, daß die ſich Vereinenden noch feine felbftänbige 
Unternehmung haben, mährenb bei den Erwerbsgenoſſenſchaften und 
eben fo bei den Gewerbebanken die Vereinten ſchon, wenn auch ſehr 
Heine, fo doch felbftänbige Unternehmer find, und ihre Einlagen theils 
aus dem Unternehmen herausnehmen, theils eben vermöge ihres Unter 
nehmens einen, wenn aud Heinen, fo doch regelmäßigen und an« 
erlannten Krebit bereits befigen, den fie durch die Genoffenichaft daher 
nicht erſt fohaffen, fondern vergrößern tollen. Der zweite ift biefer, 
daß fie durch ihre Vereinigung nicht ein Kapital außerhalb ihrer 
eignen Wirthſchaft herftellen, das für fi funktionirt, und durch deſſen 
Funktion fie einen Erwerb fuchen, fonbern daß fie in ihrer Vereinigung 
ein gemeinfhaftlides Kapital bilven, mit welchem fie ihre eigene 
Wirthſchaft verfchmelzen. Sie haben daher einen mefentlih andern 
Charakter wie die bisher dargelegten Vereine. Sie find in der That 
die Verbindung der offenen Geſellſchaft mit dem Vereinsweſen — ober 
die zum Vereine erhobene offene Gefellfcaft. 

Das Wefen der (offenen) Gefellfchaft befteht bei ihnen darin, daß 
fe ſtets beftimmte Mitglieder haben, und daß zwar der Austritt, nicht 
aber der Eintritt frei ift; zweitens darin, daß ber nächſte Zweck 
berfelben der Erwerb jedes einzelnen Mitgliedes wie bei jeder Gefell- 
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Thätigleit des Vereins auch viel mehr perfünlich betheiligt, als bei ben 
Benoffenfchaften. Die natürliche Aufgabe und daher auch das Recht 
ber Leiter biefer Vereine ift daher viel geringer, und bie Altion bes 
Bereins berubt viel mehr auf der Aktion der vereinigten Mitglieder felbf. 
Daraus ergeben fich zwei Gonfequenzen, die auch für das Recht biefer 
Klafje von Vereinen enticheidend werden. Die Verfammlungen der Mit 
glieder find viel häufiger, und die einzelnen Aktionen bed Vereins 
geben viel mehr von den Beichlüffen der Gefammtheit aus, als 
bei den Erwerbsgenoſſenſchaften. Daher ift das Recht der Leiter 
ein viel geringeres, und daher muß bier confequent auch die Haftung 
der Mitglieder eine mehr unmittelbare fein, alö bei den Eriverbz 
genofienichaften. Wir würden baher glauben, daß bei den Arbeiter: 
vereinen nicht wie bei jenen das Princip der ſubſidiären Haftung der 
Mitglieder für etivaige Schulden des Vereins, ſondern die volle per 
fönlihe Haftung jedes einzelnen Mitgliebes eintreten müfle, da viele 
Vereine naturgemäß ihre Gefchäfte eben auf Grundlage gegenfeitiger 
Rückſprache — im Grunde einer permanenten Generalverfammlung — 
abſchließen. Es würde fich daraus formell ergeben, daß aud die 
Scheidung, melde in den wirthichaftlichen Vereinen zwiſchen der Ge 
ſammtheit der Mitglieder und den Vorftänden beiteht, und bie in den 
Statuten als Feltitelung regelmäßiger Termine für Abhaltung der 
Generalverfammlung und Ablegung eines formellen Rechenfchaftsberid;: 
tes aufgejtellt werden, hier wegzufallen haben. Der Borftand bat in 
der That bier nicht zu befehlen, mas zu gejchehen hat, fondern zu 
ordnen und zu bewachen, was wirklich geichieht. Daraus folgt, daß 
die Statuten folcher Vereine im mejentlichen Unterfchieve von denen 
der wirthichaftlichen Vereine Teine eigentlihen Generalverfammlungen 
mit Rechnungsberichten, fondern wödentlihe Berfammlungen 
mit Berichten über die ganze Lage des Geſchäfts und wo möglich mit 
Vorſchlägen des Vorftanvdes über das, was alle Einzelnen für die 
nächſte Zeit zu thun haben, feitftellen; in dieſen Berfammlungen wird 
dann auch nicht etwa bloß über das einzelne Geſchäft beichlofien, jondern 
e3 wird in der That die Arbeitstheilung Gegenftand des Be 
Ichluffes fein, und der Verein felbft wird damit in jebem einzelnen 
Mitgliede feine eigenen Beichlüffe ausführen. Es wird daher audy nicht 
ein bejtimmter Beitrag, fondern e8 wird die ganze twirthichaftliche Thätig: 
feit des Einzelnen für die Produktion und das ganze wirtbfchaftliche Bes 
bürfniß für die Confumtion bei folchen Arbeitstheilungen Inhalt der Ber: 
bandlungen und der Beichlüffe werden. Die Pflicht des Einzelnen wird in 
ihnen deßhalb nicht fo fehr dahin gehen, einer Anordnung des Leitenden zu 
folgen, als vielmehr felbftändig das durch die Produktion Nothivendige 
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zu beurtbeilen und fi darnach zu richten. Der formelle Charakter 
diefer Vereine wird daher darin beftehen, daß ihre Leiftungen in erfter 
Reihe nicht auf der Tüchtigleit des Vorſtandes und der ausführenden 
Drgane, wie bei den Aftienvereinen, und nidt auf ber richtigen Ber 
urtheilung ber eigenen Bebürfniffe und Leiftungen wie bei den Erwerbs ⸗ 
genoffen, ſondern auf der Hingebung der Mitglieder an das Ganze 
beruhen; während in jenen die Leitung das Wichtigfte ift, iſt es hier 
das Individuum, das Mitglied. Und barin befteht zwar einerſeits 
ihr großer Werth, indem fie eben dadurch allein fähig find, rein durch 
individuelle Tüchtigfeit ben einzelnen Arbeiter zum Unternehmer zu 
machen, andrerfeit3 aber auch ihre Gefahr, da fie alle ohne Unter 
ſchied nur aus fehr ordentlichen und tüdtigen Leuten be 
ftehen müffen, um überhaupt beftehen und ſelbſt unter unbe 
ſchränkter Haftbarkeit binreichenden Kredit befommen zu können. 
Daher denn fagen wir, daß fie die ausgezeichnete und ebelfte Form 
des geſellſchaftlichen Vereins find, wenn fie beftehen, daß fie aber, 
wie alles Ausgezeichnete und Edle, wohl nur felten zu gebeihen im 
Stande find. 

Betrachtet man nun dieſe Vereine von diefem Standpunft in ihrem 
Unterſchiede von ben wirthſchaftlichen Vereinen, fo wird es leicht Mar, 
weßhalb die Gefeßgebungen, welche nicht einmal den Genoſſenſchaften 
ihre richtige Stellung angetviefen haben, von den Arbeiterbereinen eigents 
lich gar nicht reden. Denn es gibt bei ihnen Fein außerhalb der Mitglieder 
vorhandenes felbftändiges Kapital, das eine eigene Verwaltung hätte 
und daher ein eigenes Recht dieſer Verwaltung forderte. Die ganze 
Vereinögefeßgebung aber beruht auf diefer Unterfheidung, während 
bei der offenen Gefellfchaft wieder feine Unterfcheidung ber leitenden 
BVerfönlipkeit von den Mitgliedern vorhanden ift. Um zu einer aus 
reichenden Geſetzgebung über das Recht der Arbeitervereine zu gelangen, 
müßte man daber allerdings den Grundſatz annehmen, daß jedes Ger 
ſchäft derfelben, jede Schuld und jedes Hanblungsbud nit als eine 
Aktion des Vorſtandes, fondern als ein Beſchluß aller Mitglieder 
anzufehen fei; daß daher der befannte Grundſatz des beutfchen Handeld 
rechts, nach welchem der Borftand bie Mitglieder gegenüber Dritten 
unbebingt verpflichtet, für diefelben nicht angeivenbet werben kann, 
fondern nur dann gilt, wenn ber Beſchluß der Mitglieder zum Grunde 
liegt. Der Vorftand wirb hier zum mandatar und negotiorum gestor; 
aber der Inhalt des Mandat? gegenüber Dritten erzeugt unbebingte 
perſönliche Haftpflicht jedes Einzelnen. Bon dieſem allgemeinen Stands 
punkt aus müflen nun bie beiden Arten der Arbeitervereine betrachtet 
werben. 
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3) Arten. 
a) Tie Arbeitsgenoſſenſchaft als Arbeiterunteruchmung (Productivgenofſenſchaften oder 
Bereine, eigentlide „Affocietionen” — cooperative Societies). 

Unter den „Arbeiterunternehmungen” verftehen wir bemnad bier 
jenigen Vereine von Arbeitern, welche durch die Bereinigung ihres 
ganzen wirtbfchaftlicden und perfünlichen Kapitals eine gemeinfchaftliche 
Unternehmung gründen. „Probultiu-Genofienfchaften” ober :Bereine heißen 
diefelben in dem Sinne, daß fie wie jede Unternehmung probuciren; 
Associations in dem Einne, daß die Vereinigung zugleich eine wirth⸗ 
fchaftliche ift; cooperative Soeieties in dem Einne, daß tie Arbeit ber 
Mitglieder zu einer einheitlichen Produktivkraft verbunden if. Alle 
diefe Namen bebeuten daſſelbe. Ihre nahe Verwandtſchaft mit ben 
Erwerbsgenoſſenſchaften ift Kar; denn e8 muß natürlich ein beftimmtes 
Kapital der Mitglieder vorhanden fein, um überhaupt arbeiten zu 
fönnen. Allein ihre Unterfcheidung ift nicht minder Har; denn ihre 
Aufgabe beiteht nicht darin, ihren Mitgliedern die Kapitalsbedingung 
für die eigene Produktion zu verfchaffen, mie jene, fondern vielmehr 
eine gemeinfchaftlihe Produktion mit einer durch gemeinfchaftlichen Be: 
Ihluß für die Herftellung derfelben organifirten Arbeit zu liefern und 
ihren Erwerb aus dem Neinertrage der letteren zu gewinnen. Aller: 
dings aber ändert ſich das reine Weſen der Arbeiterunternehmung, 
wenn diefer NReingetvinn wieder ganz oder zum Theil in der Unter: 
nebmung bleibt und den Berechtigten von der lettern Zinſen ober 
Dividenden gezahlt werden. Im erftern Falle find die Arbeiter dann 
Gläubiger und treten in die allgemeinen Rechte berfelben ein. Im 
ztveiten alle aber entjteht ein Verhältniß, das dem der Erwerbs: 
genofjenfchaft formell ähnlich ift, indem diejenigen Arbeiter, welche 
einen folhen zum Erwerb von Dividenden beftimmten Gewinn in ber 
Unternehmung lafjen, der legtern einen Kretit gewähren. Nur bleibt 
der weſentliche Unterfchied, daß diefer Kredit alddann nicht den Einzelnen 
für ihre Einzelproduftion, fondern eben dem Arbeiterunternchmen felbit 
gewährt twird, an welchem ber Krebitgeber mit feiner Arbeit und als 
Mithaftender aud mit feinem ganzen Vermögen betheiligt bleibt. Da: 
durch wird .ed möglich, daß troß des obigen Verhältniſſes die Form 
des Vereinsrecht für diefe Klaſſe aufrecht gehalten wird. Allein aus 
der, aus der ganzen Natur biefer Vereine hervorgebenvden Solidarität 
der Arbeit folgt, daß erftlih der Beitritt zu foldhen Arbeitervereinen 
nur unter Zuftimmung der Mitglieder ftattfinden Tann, und daß daher 
die Statuten darüber genaue Beltimmungen enthalten müſſen, zweitens, 


za ve Mitglieder nicht gezwungen bleiben fünnen, ein einmal ei: 


ned Mitglied ftetS fo lange in demfelben zu behalten, als das 
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ledtere es will, da daſſelbe durch Unglüd ober ſchlechte Arbeit unfähig 
werben Tann, feine Arbeit im Sinne ber ganzen Unternehmung fort: 
zuſeten. Es muß baher möglich fein, den Austritt des Mitgliedes 
durch die Gefammtheit der Mitglieder zu befchließen; und biefe Bes 
ſtimmung unterfceidet diefe Art des Vereins weſentlich von allen andern 
Arten; ja fie macht fie fogar ftrenger als die Geſellſchaften es find, 
welche nie den Austritt eines einmal aufgenommenen Mitgliedes bes 
fließen fünnen. Um fo fräftiger muß daher auch gerade hier das 
Element des Vereins in dem Klaffenbeivußtfein der Arbeiter felbft fein; und 
es folgt daher aus biefer Natur der Sade, daß in ſolche Vereine bie 
Aufnahme überhaupt nur möglich fein kann für diejenigen, melde 
wirllich ald Arbeiter an dem Unternehmen Theil nehmen. Das Kapital 
ift grundſätzlich von diefer Klaffe von Vereinen ausgeſchloſſen. Aus 
allen diefen Punkten geht nun das eigenthümliche Recht dieſer Vereins: 
art herbor; und es wird jeßt, glauben wir, Mar fein, weßhalb wir 
behaupten, daß dieſe Vereine aud dann Feine wirthſchaftlichen Vereine 
Erwerbsgenoſſenſchaften) werben, wenn fie durch das Entftehen und das 
Belafien von dem Reingetvinn der Mitglieder felbft zu größerem Ver 
mögen gelangen follten. Denn fo lange das Mitglied wirklich arbeitet, 
ändert fein Kapital an dem Wefen des Vereins nichts, vorausgeſetzt, 
daß er nicht zu einer anderen Unternehmung übergeht. Unb eben barum 
nennen wir biefe Vereine Arbeitergenoffenfhaften, im ftrengen 
Unterſchiede von den Erwerbsgenoſſenſchaften, von denen wir oben ges 
vebet haben. 

Natürlich nun kann jede Art von Unternehmung Gegenftand. einer 
ſolchen Arbeitergenofjenfchaft werden, vorausgefegt immer, daß bie 
Mitglieder alle felbft arbeiten, und zwar für das gemeinfame Unter 
nehmen. Es gibt daher fo viele Arten der Arbeitergenoſſenſchaften, 
als es Arten der Unternehmungen gibt; ihre Verſchiedenheit geht ald 
dann ſtets nur auß ber, von ber Natur der Unternehmung bedingten 
Art und Drbnung ber Arbeit aus; in Drganifation und rechtlichen 
Principien müſſen fie dann wieder gleich fein. Wie fehr würden alle 
biefe Verhältnifje und Begriffe an Klarheit getvinnen, ivenn bie Geſetz⸗ 
gebung es ihrerfeitö verſuchte, einmal aud die Arbeitergenofjenichaft 
neben ber Erwerbsgenoſſenſchaft jelbftändig bon dem biöher vagen 
Begriffe und Recht bes Vereinsweſens zu ſcheiden! Und wir haben bie 
innige Weberzeugung, daß dieß ſehr bald wird geſchehen müffen. 





b) Die Wirthſchaftögenoſſenſchaft (Gonfumvereine). 


Einen weſentlich anderen Charakter auf derfelben Grundlage des 
Arbeiterbereind hat nun die zweite Art berfelben, die Wirtgkhait® 
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genoffenfhaft (dee „Sonfumberein”). Wir müflen auch dieſen Be 
griff jebt firenge von dem vertvandten untericheiden. Daß er mit den 
Ießteren gemeinfam darauf berubt, einen Erwerb durch bie Herftellung 
billiger Bedingung ber Probuftion möglich zu machen, ift Har. Allein 
diefe Bedingungen find zweifacher Natur. Sie fünnen nämlich in einem 
Stoff für die Arbeit und ihr Erzeugniß, und fie fönnen in Stoff für 
das perjönliche Bebürfniß des Arbeiterö beftehben. Nun ift es einleuch⸗ 
tend, daß ber Stoff für das Erzeugniß ein Kapital ift, daher auch bie 
Natur und die Wirkung befjelben bat, und deßhalb auch die Forbes 
rungen befjelben ftellt. Ein Verein, der dazu beitimmt ift, um einen 
ſolchen Arbeitsftoff zu ſammeln und ihn den Arbeitsunternehmungen 
zur Verfügung zu ftellen, ift deßhalb Schon eine Erwerbsgenoſſen— 
Schaft, weil er feinen Stoff nicht mehr felbft verarbeitet; er muß 
baber auch eigene Leitung haben, eine von der Produltion gefonderte 
Rechnung führen, und erfcheint daher als eine ſelbſtändige Unternebs 
mung von Kapitalien neben derjenigen, welche aus ihm das Erzeugniß 
liefert. Die Funktion der Mitglieder und bie Abficht, in der fie hinzu⸗ 
treten, ift mithin auch eine ganz andere; fie wollen eben faufen oder 
leihen; fie wird daher auch für Dritte verlaufen ; kurz fie ift ein Handels⸗ 
geichäft. Ganz anders geitaltet fich dagegen die Sache, wenn der Stoff 
bloß für das wirtbichaftliche Bedürfniß der Arbeiter beftimmt ift. 
Hier hat die Genoſſenſchaft der Arbeiter die Abficht, die Koften bes 
Kleinverfaufs jelbft zu verdienen, indem fie die Einfäufe zum 
Großpreife an ihre Mitglieder vertheilt. Es iſt überflüflig, bier bie 
Wichtigkeit der Sache darzulegen. Wohl aber müffen wir die Punkte 
hervorheben, durch welche fie mit dem Syſteme des Vereinsweſen im 
Ganzen zuſammenhängt. 

Es folgt nämlich daraus, daß erſtlich dieſe Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften an keinen Dritten zu demſelben Preiſe verkaufen können, zu 
dem ſie den eigenen Mitgliedern verkaufen, weil ſie ſonſt dem Dritten 
den Werth ihrer Thätigkeit einfach ſchenken würden. 

Es folgt ferner, daß wenn die Wirthſchaftsgenoſſen es zugeben, 
daß der Preis ihrer Arbeit im Verhältniß zu dem durch ihre Thätig— 
feit verminderten Preis ihrer Bebürfniffe vermindert wird, fie gar feinen 
Erwerb machen, und mithin der wahre Zweck der Gemeinfchaft verfehlt 
iſt. Iſt das der Fall, jo folgt, daß die Arbeiter von ihrer eigenen 
Genoſſenſchaft ihre Bebürfniffe nicht billiger als fonft im Klein 
handel kaufen dürfen, fondern daß fie fich felber denſelben Preis 
zahlen müfjen, als hätten fie bei dem Kaufmann gezahlt. Ihr Erwerb 
wird dann darin beiteben, daß die Differenz ihnen bei jedem Kaufe 
den fie machen, gutgejchrieben wird, fo daß fie vermöge der Zahlung 
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der Preife des Nleinverlaufs fi ein Kapital bilden. Es if 
Har, daß ohne dieß Princip entweder der Arbeitslohn herabgehen, ober 
fie ſelbſt keinen Vortheil haben würden. Alle Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften, die dieſen Grundfag nicht richtig durchführen, müſſen daher 
zu Grunde gehen. Das große Muſter dieſer Vereine ſind aber die 
belannten Pionniers von Rochdale. Es wäre wohl der Mühe werth, 
von dieſem allein richtigen Standpunkt aus bie beſtehenden Conſum ⸗ 
vereine Deutichlands einmal zu beleuchten. 

Endlich ergibt ſich drittens, daß da, wo die Arbeiter auf dieſem 
Wege wirllich ein Kapital gewonnen haben, nun auch vermöge biefes 
Kapitals fi Erwerbsgeſellſchaften aus ben Arbeitergenofienichaften 
bilden fönnen und fehr oft bilden werben. Der Webergang von den 
letzteren zur exfteren befteht dann darin, daf bie Mitglieber der Wirth⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaft austreten, und felbftändige Unternehmungen grün« 
den, wobei fie dann das erfparte Kapital gebrauden, um ſich Robftoff 
für ihre eigene Unternehmung kreditiren zu laſſen. Alsdann treten 
natürlich flatt der Grundſätze für bie Wirthichaftsgenofien die für die 
Erwerbsgenoſſen ein. 

Bas nun fohlieplih den formalen Charakter der Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaft betrifft, fo ift ex derſelbe, wie bei der Arbeitögenofiens 
haft. Auch hier ift die Stellung ber Leiter berfelben eine mehr unters 
georbnete, bie Theilnahme der Mitgliever eine vegelmäßige. Die 
nGeneralverfammlungen“ erfcheinen in ben häufigen Zuſammenkünften, 
und bie leitenden Perfonen find mehr Mandatare und Gefchäftsführer 
als eigentliche Vorſtände. Eine Haftpflicht berfelben in dem Sinne 
der juriftifchen Perſönlichkeit, und ein Recht, den Confumberein unbes 
dingt zu verpflichten, Tann demnach ftattfinden, wenn fie in ben Sta 
tuten aufgenommen wird; aber fie ift nicht nothwendig. Dabei ift gar 
kein Grund vorhanden, den Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ven Charakter 
der Handelsgeſellſchaft zu verweigern; man fol ihnen unbebingt das 
Recht der Firma geben, fobald fie es felber wünſchen; ift das aber 
geſchehen, jo wird ihnen damit auch das Recht der juriftifchen Perſön⸗ 
lichfeit zu geben fein, ba fie eben vermöge ihres focialen Charakters 
keine Geſellſchaft, ſondern ein Verein find. Bis fie aber in biefer 
Weife juriftiiche Perfönlichleiten werden, ‚müflen fie als gewöhnliche 
Bocietas gelten. 

Eigentlide Arten dieſer Genoſſenſchaft wüßten wir nun nicht 
aufuftellen; denn baß fie ſich auf beftimmte Bebürfniffe Nahrung, 
Kleidung, Feuerung 2c.) beziehen können, ift zwar richtig, wird aber 
auf ihre Verhältniffe und ihr Recht keinen weiteren Einfluß haben. 

Stein, die Bertwaltungsichre. 1. 8. 13 
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II. Die Xrbeiterverbinduugen und ihr Aebergang zur Srheiternertreiung 
Goaſitionen.) 

Die zweite große Gruppe der Arbeitervereine bilden nun die Ar 
beiterverbindungen. Sie haben einen durchaus anderen Charalter 
als die Arbeitergenoſſenſchaften. Es ift übrigens berfelbe ſehr einfach. 

Mährend nämlich die Arbeitervereine zum Zweck haben, ſich durch 
Vereinigung ihrer Kräfte aus dem bereit? verdienten Lohn einen 
höheren Erwerb zu verichaffen, wollen die Arbeiterverbindungen durch 
gemeinfame Anftrengung den Lohn felbft erhöhen. Es iſt klar, 
weldhen Weg fie dafür einfchlagen müfjen. Die Erhöhung des Lohnes 
folgt denjelben Gefeten, wie die Erhöhung jedes Preifes. Der Lohn 
fteigt, wenn im PVerhältniß zur Nachfrage — dem Bebürfnik — das 
Angebot ſich vermindert. Das einfachſte Mittel zur Erhöhung des 
Lohnes fcheint daher das Zurüdtreten von der Arbeit zu fein; und da 
diefes von Seiten Einzelner wirkungslos ift, jo wird das Biel nur 
erreicht werden können, wenn fich die Arbeiter vereinigen, um gemein: 
Ihaftlih eine Niederlegung der Arbeit hervorzubringen. Das ift ber 
Beginn der Arbeiterverbindung. Natürlich genügt das nicht. Denn 
damit die Abficht durchgeführt werden fann, müflen diefe Verbin: 
dungen die Mittel Schaffen, um den Lohn der, vermöge des Befchlufjes 
der letzteren nicht arbeitenden Mitglieder zu erjfegen. Dadurch mwird 
eine Arbeiterverbindung zu einem Beitragsperein, und bermöge beö 
Beitrages entfteht dann eine Verwaltung der Mittel des Vereind. Und 
da ferner der ganze Erfolg des Vereins auf der Gemeinſchaft ber 
Arbeitsniederlegung beruht, fo folgt, daß diefe Verbindungen auch eine 
Drganifation haben müſſen, welche über die Niederlegung beräth und 
befchließt. Auf diefe Weiſe erfcheinen dieſelben als vollftändig ent- 
widelte Organismen. Ihre Stellung im gejellfchaftlichen Vereinsweſen 
ift wohl feinen Augenblick zweifelhaft. Sie find dazu beftimmt, und 
fie fühlen fich berufen, den Kampf zwiſchen Arbeit und Kapital auf 
dem Gebiete des praktiſchen Lebens aufzunehmen. Ste fämpfen ver 
möge des Werthgeſetzes; fie find die organische Anwendung deſſelben 
im Sonderinterefje des Erwerbs der Arbeit. 

Die natürlihe Entwicklung derjelben hat nun zwei Etabdien in 
ihrer Rechtsbildung hervorgebracht, die man wohl fcheiden muß, um 
nicht zu einem falfchen Urtheil über fie zu gelangen. Da nämlich der 
Grfolg der Arbeitäniederlegung in dem Grade zmweifelhafter wird, in 
welchem der Einzelne ſich dem Beichlufie des Vereins mehr entziehen 
Iann, jo war es namentlih im Anfange diefer Bewegungen natürlid, 
daß diejelben den unbedingten Gehorſam gegen ven Willen der 
Leiter folcher Vereine zum Grundfag für die Mitgliedſchaft machten. 
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Und da ferner ein folder Gehorfam nur dann denkbar ift, wenn bie 
Mitglieder im Namen eines großen focialen Princips ihn ſowohl wie 
den Beitrag für den Verein forbern, fo ergab es fich gleichfam von 
felbft, daß die Verfammlungen folder Vereine weſentlich zum Gegen 
ftande hatten, den Gegenfa der Interefien zwiſchen Kapital und Arbeit 
und daneben au den Haß der Arbeit gegen das Kapital zu lehren. 
Die Arbeiterverbindungen traten daher im Anfange im ftrengften Sinne 
des Wortes ald „Verbindungen“ auf; und da in letzter Auflöfung 
die Drbnung und Thätigleit der geſetzgebenden Gewalt aufs Innigfte 
mit biefen Beftrebungen ber Arbeiter zufammenhing, fo nahmen fie, 
zugleich den Charakter politiiher Verbindungen an. Die Folge davon 
war, daß fie unter dad Recht der Verbindungen und bie Polizei der 
Berfammlungen fielen, und verboten und verfolgt wurden. Das zweite 
Stabium, begründet durch das Recht der Vereinsfreiheit überhaupt, 
ließ dann die Frage entftehen, ob es an ſich gerechtfertigt fei, ſolche 
Vereinigungen zu hindern, und ivenn nicht, unter welchen Voraus: 
fegungen biefelben zuläflig erfcheinen. Die Antwort hierauf war eine 
einfade vom Standpunkte des Vereinsrechts. Nicht die Vereinigung 
als folche war es, die man auf Grundlage des bisherigen Rechts ver⸗ 
bieten fonnte, fondern das Princip des Gehorfams, das die Mit- 
glieder an die leitenden Perfönlichkeiten band, war ein Widerſpruch 
mit dem Weſen des Vereins an fi, und an und für ſich eine öffent» 
liche Gefahr. Das Princip des neuen Vereinsrechts für die Arbeiter 
verbindungen culminirt baher in einem durchaus einfachen Begriff: das 
ift die Freiheit der Mitgliedfhaft. Die Freiheit der Mitglied: 
ſchaft bebeutet aber nicht bloß bie abftrafte Berechtigung des Eintritts 
und Austrittö, fondern enthält juriftifch den Grundfaß, daß jedes wie 
immer geartete äußerlie Mittel, auf die Selbftbeftimmung der 
Mitglieder oder Nichtmitglieder in Beziehung auf Theilnahme an ven 
Zweden des Vereins ober Förderung deſſelben zu wirken, nicht bloß an unb 
für fi ein Unrecht fei, fondern aus naheliegenden Gründen als eine 
Gefährdung der öffentlichen Ruhe polizeilih mit Orbnungsftrafen bes 
legt werben fönne, während man im Uebrigen dieſe Verbindungen voll» 
Iommen auf gleiche rechtlihe Stufe mit jedem anderen Vereine ftellte. 
Das nun ift im Weſentlichen das gegenwärtige Recht derjelben. 

Alein offenbar ift die Frage damit nicht embgültig entſchieden. 
Sie greift auf ein weſentlich anderes Gebiet hinüber. Denn diefe 
Vereine wirken doppelt. Sie wirken einerfeits durch ihren Geift, ins 
dem fie die Scheibung und ben Gegenfaß der wirtbichaftlichen Klafien 
verſchärfen, und bie Verftändigung berfelben erſchweren. Sie wirken 
andererſeits auch materiell, indem fie fähig und bereit find, hie wii 
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ſchaftlichen Störungen ber Unternehmungen und ihrer Probultion zum 
Mittel für ihre Zwecke zu benützen. Dffenbar vermag bie ſtrengſte 
Polizei für die Freiheit der Mitgliedſchaft wenigſtens dieſe beiden Momente 
nicht zu befeitigen; und die Frage erfcheint daher noch immer nicht 
ganz erledigt, welches denn das Recht dieſer Vereine fein folle. 

Nun find wir der Uebergeugung, daß es nicht bloß nutlos, ſon⸗ 
dern auch unberechtigt ift, gegen dieſe Vereine mit den Maßregeln ber 
Gefeßgebung und der Polizei einzufchreiten, und die Webelitände ber 
Sache dadurch zu bejeitigen, daß man die Sache felbft zu vernichten 
tradhtet. Wir halten im Gegentheil, daran feft, daß auch diele Vereine 
frei fein müfjen wie alle anderen. Aber wir glauben, baß aus ihrer 
ganzen inneren Natur und aus ihrer äußeren Wirkfamkeit Eine Folge 
hervorgehen muß, welche das Vereinsrecht auf feiner eigenen Grund: 
lage bier bis an feine äußerften Confequenzen zu verfolgen hat. Das 
ift das Princip der Deffentlichfeit. Die Geſetzgebung über Arbeiter 
verbindungen bat daher die zwei Grundſätze durchzuführen, die wir 
Somit bezeichnet haben. Der erite ift der der vollen Freiheit der _ 
Mitgliedſchaft, die nach den gegebenen Berhbältniffen nothwendig 
zugleich eine polizeiliche Beichügung und Ordnungsſtrafen gegen jeden 
Zwang enthalten muß. Die zweite enthält die Durchführung der 
Deffentlichfeit. Und zwar würde e3 nothwendig, babei erftlich bie 
Beröffentlihung der Namen der leitenden Organe, zweitens die ber 
Verhandlungen und Beichlüffe, und drittens die der Mitglieder zu 
fordern. Was überhaupt vermieden werden Tann, wird bier eben 
burch eine folche Deffentlichleit vermieden werden. Wir behaupten, daß 
jede direkte Maßregel gegen dieſelben eben fo unberedhtigt als nutzlos 
ift; wir behaupten aber au, daß eine ſolche Verbindung fich felbft 
principiell außerhalb des Vereinsrechts ftellt, wenn fie nicht dieſe For: 
derung der Deffentlichfeit für fich anerkennt. So wie fie aber öffent: 
lih wird, tritt fie damit auf das Gebiet, mo ihre eigentliche und 
ſchließliche Wirkſamkeit Tiegt, auf das Gebiet der geiftigen Bewe 
gung in wirtbfchaftlichen und gefelfchaftlichen Fragen; und fo wie das 
geichieht, werden dieſe Verbindungen ihren bisherigen, dem Geſammt⸗ 
zuftande gefährlichen Charakter verlieren; fie werben fein, was fie in 
Wahrheit zu werden beftimmt find, aus einer organifirten Gewalt bes 
Arbeiterftandes zum Kampf gegen das Kapital die organiſche Ber 
tretung der Fapitallofen Arbeit, ihrer Forderungen und 
Intereſſen, jowohl in der wirthichaftlichen und gefellichaftlichen Welt, 
als in der Thätigfeit der Gefehgebung und Verwaltung. Bereits find 
dafür die erften Schritte gefchehen; es wird nicht lange dauern, 
bis dieſes einfache Princip für dieſes ganze Gebiet zur vollen Aner: 





Iennung und Durdführung gelangt. Und wohl dem Staate, in wel 
dem bieß leicht und ohne Kämpfe zur Geltung gelangt! 


So fließen wir nun die Darftellung bes Syſtems des Vereinsweſens 
im weiteſten Sinne bes Wortes. Wir haben verfucht, diefe mächtige Er⸗ 
ſcheinung organifch aufzulöfen. Es war nicht unfere Abficht, bloß eine mehr 
ober weniger zwedmäßige Eintheilung aufzuftellen, fondern dieß Leben in 
feinen organiſchen Grundlagen zu erfaflen und mit dem Syſtem eben 
dieß organifhe Wefen felbft auszubrüden. Wir haben deßhalb aud 
auf Einzelne dabei nicht eingehen können; eine Reihe ber wichtigſten 
Fragen bleiben unerledigt; aber wir glauben, daß es fünftig eine 
Wiſſenſchaft des Vereinswefens und feines Rechts geben 
wird, wie es eine Wiſſenſchaft des Staats, des Güterlebens und anberer 
Gebiete gibt. Und jet, nachdem wir nun alle biefe verſchiedenen Formen 
ſucceſſive dargeftellt, verftatten wir uns, das Ganze in Einem Griffe (fiehe 
©. 198) ald Einen großen Körper im Schema darzulegen. Der Werth diefes 
Schemas wird darin beftehen, zur Anfchauung zu bringen, daß alle 
diefe großen Grundformen gleichzeitig wirken, unb daß 
daher das Vereinsweſen nicht etwa ein abgejonderter Theil des menſch⸗ 
lichen Lebens ift, fonbern daß es darum eine fo hohe Bedeutung hat, 
weil es das menſchliche Leben mit feinen Formen auf allen Bunften 
zugleich erfaßt, durchdringt und belebt. Das Echema ift aber eben 
fo einfach als Kar. 


Dritter Theil. 


Das Vereinsredt. 
Weſen deffelben. 


Indem wir jeßt von dem bisher bargelegten Syſtem des Vereins: 
weſens zum Vereinsrecht übergehen, müflen wir an bie Spitze ber 
folgenden Darftelung eine Bemerkung ftellen. 

Wir halten es nicht für unfre Aufgabe, das Vereinsrecht in all 
feinen Theilen zu erihöpfen. Wir müfjen im Gegentheil das ganze 
Gebiet von Controverfen, das fich hier in reicher Fülle darbietet, zur 
Seite liegen laſſen. Steht nur erft die Hauptſache feſt, fo wird bie 
Rechtswiffenſchaft bald die Confequenzen erfaflen und ausbilden. her 
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es ift eben das, worauf es und anzulommen ſcheint, daß das leitende, 
alle Einzelheiten beherrſchende Princip für das Vereinsrecht zunächſt 
zu feinem Haren Inhalt und zu feiner Geltung gelange. Das nun zu 
finden und zu formulicen, ift der Verſuch, den wir im Folgenden 
vorlegen. 

Wir werben nicht über den Begriff und bie Definition des Rechts 
eben. Aber Eins ift wohl unbezweifelt: das Recht erzeugt nicht die 
Dinge, für welde es gilt, ſondern die Dinge erzeugen ihr Recht. Das 
Recht hat die große Funktion, jedem Lebensverhältniß des Menfchen 
feine Selbftändigkeit und feine Gränze nicht etwa gegenüber andern 
Dingen oder den großen elementaren des Dafeind, fondern gegen: 
über dem Willen und ber That anderer Perfönlichleiten zu geben. Um 
dieß zu können, ift es gezwungen, dieſe Lebensverhältniſſe, die es felbft 
begränzt, zu verſtehen, und dann ſie zu formuliren. Es iſt daher die 
Formulirung des Weſens dieſer Verhaͤltniſſe, inſofern daſſelbe für die 
Handlungen Dritter anerkannt und gültig iſt. Das gilt für jeden 
Theil des Rechts; das gilt auch für das Vereinsrecht. 

Das Vereinsrecht iſt daher in der That nichts anderes als das 
im Verkehr der Perſönlichkeiten, der allgemeinen wie der einzelnen, 
zur Anerkennung und Gültigkeit kommende Weſen des Vereins. 

Nun haben wir in dem Weſen des Vereins -ein boppeltes Moment 
geſchieden. Einerfeits ift der Verein eine Einheit, welche durch den freien 
Willen der Einzelnen gebildet wird; bas ift, er ift ein Vertrag. Andrerfeits 
aber ift er zugleich der Ausdrud des höheren Weſens der Perfönlichfeit, 
welches die Einheit der Einzelnen unbebingt forbert; das ift, er enthält 
ein von ber Willlür des Einzelnen unabhängiges Dafein. Er ift dies nicht 
bloß, fondern er muß es fein. Er hat fein Leben — und mit ihm die 
legte Quelle feines Rechts nicht bloß in dem Willen feiner Mitglieber, 
fondern einmal vorhanden aud in ſich ſelbſt. Das find feine beiden 
Elemente. 

Iſt dem nun fo, fo folgt, daß aus dieſen zwei Elementen bes 
Vereins auch zwei Grundformen feines Rechts hervorgehen, melde jede 
die Aufgabe haben, je das eine Element und fein Weſen zu formuliren. 
Dasjenige Recht nun, welches das Weſen des Vertrages zum Ausdruck 
bringt, ift das Privatrecht; dasjenige, welches das Weſen der Einheit 
formulirt, iſt das öffentliche Recht. Alles Vereinsrecht befteht baher 
aus einem Privatrecht und einem öffentlichen Recht. 

Nun aber ftehen die beiden Elemente des Vereins, ber Einzelne 
mit feiner Selbftänbigfeit und die Vereinigung mit ihrer Einheit, nicht 
neben einander, fondern fie find Eins im Verein. Diefe Einheit ift 
ein Beftimmtiverben des Einen durch das Andere; in diefer Einwirtung 
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der Einheit auf die Selbftänbigleit befteht nun das, was wir das Leben 
des Vereins genannt haben. Iſt nun überhaupt das Hecht der Aus 
drud des Weſens der Dinge im Verhältniß zu andern, fo ergibt fich, 
dab das Vereinsrecht feinem allgemeinften Begriffe nach die Geſammt⸗ 
heit ver Mobifilationen des Privatrecht3 oder der rechtlichen Selbſtändig⸗ 
feit des Einzelnen dur das Weſen der, im Vereine felbftändig zur 
Erfcheinung gelangenven Einheit der Perſönlichkeiten ift. Dder: 
alles Necht, welches aus ber Selbftändigkeit der einzelnen Perfönlichkeit 
hervorgeht, ift Privatrecht, und fo weit die Vereinigung baber nichts 
ift, als der Ausdruck des Willens der Einzelnen, welche fie bilden, gilt 
für diefe Vereinigung überhaupt kein Vereins», fondern nur das 
Privatreht des Vertrages. So Wie dagegen vermöge dieſes 
individuellen Willens eine felbftändige Einheit hergeftellt wird, wird 
dieß Privatrecht der Mitglieder bis zu einen gewiſſen Grade von biefer 
Einheit beherricht und aufgehoben, und dieſes Wejen der Einheit, ver: 
möge deſſen fi) das Privatrecht modificirt, bildet in feiner rechtlichen 
Formulirung das Vereinsrecht. 

Das Vereinsrecht ift daher das durch das Wefen und Leben 
des Vereins erzeugte Recht. Jeder Sat im gefammten Verein 
vecht hat daher nicht feine Quelle im Wefen der perfünlichen Eelb: 
ftändigfeit und ihres Privatrechts, jondern in dem des Vereins und 
feiner lebendigen Einheit. Es ergibt fih damit, daß alle diejenigen 
Rechtsſätze, welche aus dem Wefen des individuellen Rechts ſich ergeben, 
überhaupt nicht dem Vereinsrecht angehören, fondern in ber That nur 
deßhalb im Vereinsrecht erjcheinen, meil fie eben fchon durch das Weſen 
bes Vereins mobificirt find. So lange ich einen Rechtsſatz — 3.2. den 
der Haftbarfeit oder der Gültigkeit des Bejchluffes u. |. mw. — noch aus 
dem Wefen der einzelnen Perjönlichkeit erklären Iann, ift er fein Theil 
des Vereinsrechts, jondern ein Theil des Vertragsrechts; und im Gegen: 
theil beginnt das Vereinsrecht da, wo ein Recht für den Einzelnen gilt, 
ohne daß diefer Geltung ein Vertrag zum Grunde läge. Diefen wejentlichen 
Unterjchied erfennt man am beutlichiten da, wo derfelbe Anhalt durch 
Bertrag und durch Vereinsrecht gelegt wird, wie wenn Einzelne eine ſoli⸗ 
darische Bürgfchaft und Haftung vertragsmäßig fetitellen, die genau mit 
derjenigen übereinftimmt, welche das Vereinsweſen, 3. B. die Erwerbs: 
genoflenichaft fordert; denn trotzdem tft dieß Fein Recht Fein Vereins- 
recht, jondern fällt bekanntlich einfach unter das Privatrecht. Eo mie 
Dagegen diefelbe Haftung durch den Eintritt in den Verein gelebt iſt, 
ift fie ein Vereinsrecht, und zwar meil nicht mehr ein fpeciell darauf 
gerichteter Wille, fondern das Wefen des Vereins felber diefe Haftung 
fordert und jet. Daher wird Maß und Eintritt der Haftbarleit — um 
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bei biefem Element ſtehen zu bleiben — im erften alle nad) dem Ins 
halt des Bürgichaftövertrags, im zweiten bagegen nad; dem Weſen bes 
Vereins beurtheilt; und zwar nicht etwa nach den Statuten, fonbern 
nad dem Begriffe und der Natur ber Vereinsart felber, welche der 
Interpretation des betreffenden Rechts zum Grunde gelegt wird. Es 
ift daher unmöglich, zum Vereinsrecht zu gelangen, wenn man nicht 
ben Verein als ein felbftänbiges Weſen erfennt, das ſich felbft fein 
Recht erzeugt, mag man nun vor ber Hand dieß Weſen nennen 
wie man will. Und es ergibt ſich daher, daß das Lebensprincip des 
Vereins zugleich das Lebensprincip bes Vereinsrechts ift. 

Das ift nun der Standpunkt, von welchem wir bei dem Verein 
echte auögehen. Und wir glauben ſchon hier fagen zu können, daß 
es nur von diefem Stanbpunft aus eine Wiſſenſchaft des Vereins 
rechts gibt und geben kann. Dieb nun weiter auszuführen, ift die 
Aufgabe des Folgenden. 


Bir wieberhofen, daß wir nicht glauben, Hier Aritif üben zu follen. Wie 
und weßhalb diefer Standpunkt bisher nicht eingenommen wurde, wird fid fo- 
gleich aus der Geſchichte des geltenten Vereinsrechts ergeben. Es wird fi 
aber babei zugleich zeigen, daß der ganze Gang der Entwidlung diefes hoch 
wichtigen Rechtsgebietes faſt unwilllürlich jenem Standpunkt zuftrebt; mit jedem 
Tage, mit jeber Arbeit wird es Marer, baß weder die bisherige Geſetzgebung, 
noch die Literatur genügt. Hat man nur erſt die machtwolle Geftalt des Vereins- 
weſens felbft von dem einzelnen Erſcheinungen deſſelben geſchieden und gefehen, 
fo ift es faum mehr ſchwierig, den Forderungen zu genilgen, welche das Weſen 
des Bereinsrechts flellt. 


Das geltende Vereinsrecht. 


Nun ift es Mar, daß das geltende Vereinsrecht feinem- formalen 
Begriffe nad) gar nichts anderes ift und fein Tann, als das durch den 
Willen des Staats anerfannte und zur Gültigleit erhobene Vereins⸗ 
recht an ſich, das Weſen des Vereinsrecht, ald Inhalt des Staats ⸗ 
willens. 

Es iſt daher zweitens wohl unzweifelhaft, daß ein wirkliches Vereins⸗ 
seht überhaupt nicht entftehen Tann, fo lange es ſich in der Vereind 
geleßgebung um eine einzelne Art der Vereine handelt. Eben jo gewiß 
ift es, daß wir das, was wir auf biefe Weife das Vereinsrecht nennen, 
aud dann nicht haben würden, wenn felbft für jede einzelne Art ber 
Vereine ausführliche und ausreichende Gefege vorhanden wären. Sondern. 
das wahre und eigentliche Vereinsrecht wäre erft dasjenige, welches 
alles das enthielte, was in dieſen verſchiedenen Geſetzen — 3. B. Gcete 
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über Altien, Genoſſenſchaften, Arbeiterbereine u. |. wm. — gemeinfam 
ift. Denken wir uns ein ein ſolches Geſetz, fo würde fih dann aller 
dings eine ganz andere Geltalt des geltenden Vereinsrechts ergeben, 
als die gegenwärtige. Es würde bieß eigentlihe oder allgemeine 
Vereinsrecht für fich beftehen, und das Vereinsrecht für jene einzelnen 
Arten wieder das befondere Vereinsrecht fein, während wir wieder 
das geltende Recht für den einzelnen Verein innerhalb feiner Art als 
das einzelne Vereinsrecht oder kurz als die Statuten bezeichnen 
würden. Das nun wäre das formale Syitem. Das organische Element 
deflelben aber wäre dann nicht minder einfach. 

Sn der That nämlich ift das beſondere Vereinsrecht in biefem 
Einne nicht etiva ein an fich von dem allgemeinen verſchiedenes, ſondern 
e3 ſcheint klar, daß es eben nur diejenigen Modifilationen des all 
gemeinen Vereinsrechts enthalten Tann und fol, weldye eben durch die 
Art des Vereins geboten werden. Das bejondere Bereinsreht — z. B. 
das Recht der Aktiengejellichaften, ver Ermerbsgenofjenichaften u. f. m. — 
hätte dann die Beitimmungen des allgemeinen Vereinsrechts vorauszu⸗ 
ſetzen und fich denjelben anzufchließen, indem diefelben als an und für 
fih für jede Art gültig angefeben werben, während die Statuten wie 
der — fogar unter einfacher Berufung auf das allgemeine und das 
bejondere Vereinsrecht — nur diejenigen formalen Beitimmungen ent: 
halten mwürben, welche für den einzelnen Verein als nothivendig er: 
jcheinen. Das wäre die formale rationelle Ordnung des geltenden 
Vereinsrechts. 

Dieſe formale Ordnung nun würde dadurch eine innere und 
organiſche, daß der Unterſchied oder das Verhältniß zwiſchen dem be— 
ſondern und allgemeinen Vereinsrecht nicht etwa bloß als ein zufälliges 
und zweckmäßiges, ſondern als ein auf dem Weſen der Sache begrün: 
detes erichien. Darunter nun verfiehen wir, daß die in dem bejondern 
Bereinsrecht enthaltenen Modifikationen oder näheren Beitimmungen 
des allgemeinen Vereingrechts als dur das Weſen der Vereinsart 
geforderte, mit derfelben in innerer und äußerer Harmonie ſtehende er- 
fannt werden. Auch hier muß daher natürlich wieder das Weſen der 
Sache die Quelle des Rechts derfelben fein. Das bedarf feines meitern 
Beweiſes. 

Iſt dem nun fo, fo folgt. allerdings, daß die Grundlage des 
Studiums für das Vereinsrecht in feinem Princip das Studium bes 
Weſens des Vereins an fih, die Grundlage der Arten und Klaſſen des 
Vereinsrechts dagegen bad Studium des Syſtems des Vereinsweſens fein 
muß. In der That wird ung jeder Fachmann zugeben, daß dabei mit dem 
Studium bes beftehenden Vereinsrechts gegenwärtig gar wenig gewonnen 
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fein wird, und zwar aus Gründen, die wir fogleidh darlegen werben, 
daß aber auch bei einer wirklich ſyſtematiſchen Vereinägefegebung die 
letztere nie allein ausreicht — vielleicht für den Rechtsanwalt und ven 
Richter, gewiß nicht für die Wiffenfchaft. Denn am Ende macht ja 
doch aud die Geſetzgebung ihre Gefege nicht nach ihrem Ermeſſen, 
fonbern eben auf Grundlage des von ihr angenommenen Weſens, 
ihres Dbjelts; und fo wird bie höhere Natur der Sache hier wie immer 
die Duelle des Rechts. So lange daher ftatt des pofitiven 
Rechts nicht der Begriff und das organiſche Weſen des 
Vereins ftubirt werben, fann ed weder eine genügende 
Gefeggebung, noch eine ausreihende Wiſſenſchaft des 
Vereinsrechts geben. Das ift die Forderung, die wir als eine, 
wie es ſcheint unabtveisbare, an bie weitere Entwicklung unferes Ge 
bietes ftellen müfjen. 

Das nun, glauben wir, wird beutlider, wenn mir, ehe wir zum 
Syſtem des Vereinsrechts übergehen, vorerft die Vereinsgeſetzgebung 
der verſchiedenen Länder charalteriſiren. 


Charakter der bisherigen Vereinsgeſetzgebung. 


Wir glauben hier nicht auf die ganze Geſchichte des Vereinsrechts 
im weiteſten Sinne eingehen zu ſollen. Und zwar nicht bloß wegen 
des Umfangs, den eine ſolche Darſtellung nothwendig haben müßte, 
ſondern wegen eines Grundes, der tief im Weſen des Vereins ſelber 
liegt, und deßhalb auch weſentlich zur Bezeichnung des gegenwärtigen 
Standpunktes dieſer Rechtsbildung beiträgt. 

So wie man nämlich die vage Beftimmung des Vereinsweſens im 
alfgemeinften Sinne verläßt, indem man barunter auch alle Formen 
der Bereinigung, der Gemeinschaften, Genofienfhaften, ja fogar der 
Körperfhaften fubfumirt, und zum Begriffe des Vereins als foldem, 
der freigebilbeten perfönlichen Drganifation in der freien Verwaltung 
gelangt, welche daher auch gar nicht gedacht werden und nicht thätig 
fein Tann, ohne das Gefammtleben und feine Intereſſen mit in fich 
aufzunehmen, fo ergibt ſich das beveutfame Refultat, ohne welches wir 
eigentlich von einem felbftändigen Vereins.Weſen und :Recht gar nicht 
eben Tönnen, daß es bis zur ſtaatsbürgerlichen Gefelfchaftsorbnung, 
das ift alfo bis zu unferem Jahrhundert, noch gar Fein wahres 
Bereinswefen gibt. Erft in unfrer Zeit ift daſſelbe ausgebilbet, 
wenn aud noch ſehr unvolllommen; wir ftehen in unfrer Zeit daher 
erft an der Schwelle des Vereinsrechts; alles was bisher ger 
ſchehen, hat nur den Charakter von Verſuchen und einzelnen war 
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bürftigen Beftimmungen; und wir fagen baber, daß während bie ver⸗ 
tragsmäßigen Bereinigungen, Gemeinfchaften, Berfammlungen und 
Berbindungen aller Art fo alt find wie die Geſchichte ber Welt, die 
Vereine das jüngfte, noch fait unmünbige Glied in der Entwidlung 
Europas find. Wir behaupten deßhalb, daß man bon einer eigent- 
lihen Geſchichte des Vereinsweſens noch kaum reden Tann. Freilich 
muß man für diefen Standpunkt ein Andres feitbalten. 

Das ift der Unterfchied zwiſchen den Gejellichaften und Vereinen, 
die wir gerabe deßhalb ſchon früher fo ftark betont haben. Wir fönnen 
das Weſen berfelben bier jet leicht beftimmen. Eine Gefellichaft ift 
eine toirtbichaftliche Vereinigung; ein Verein gehört dem Drganismus 
der Verwaltung. Auch die Gejellichaft fordert daher ihr öffentliches 
Recht, und fie findet es. Allein das ganze Öffentliche Recht der Ge 
ſellſchaften fällt im Syſteme des Verwaltungsrechts unter den Begriff 
und die Aufgabe des Nechts der Volkswirthſchaftspflege, während 
das Vereinsrecht, da eben die Vereine wie der Staatsorganismus und 
die Selbftverwaltung dad geſammte Leben der Gemeinfchaft der Men: 
Ihen umfaflen, unter der Lehre von der vollziehenden Gewalt ftebt. 
Es gibt daher allerdings fchon fett Jahrhunderten eine Geſchichte der 
Geſellſchaften, und es ift befannt, daß ihre erfte Geftalt theils in den 
Banlen, tbeil3 in den Handeldcompagnien vorhanden ift. Es ift eben 
fo gewiß, daß in beiden neben dem Elemente der Geſellſchaft auch fchon 
bas bes Vereinsweſens lebendig wird; allein das Ganze ift fo beichränft 
und einjeitig, daß damald weder von dem Weſen noch von dem Namen 
des „Vereins“ die Rede war. Der Gedanke, daß das Lebensprincip 
des Vereins eine Beichränfung auf ein beitimmtes Gebiet an und für 
fih gar nicht zuläßt, ift der Gefchichte bis auf die neuefte Zeit durchaus 
fremd. Und es darf uns daher keineswegs wundern, daß aud in 
neuefter Zeit die Geſetzgebung ſowohl als die Wiſſenſchaft fih über das 
Ganze nicht klar find, während fie im Einzelnen allerdings jehr viel 
geleifiet Haben. Das nun zu charakterifiren und zugleich näher zu er: 
Hären, wollen wir verfuchen. 

So wie nämlich der Verein auftritt, fo erjcheint er vor allen 
Dingen nad) Außen hin als eine Macht. Und zivar ald eine Macht, 
welche auf den erften Blick nicht etwa bloß dem ſtändiſchen und Ge 
fchlechterwejen, fondern auch der Regierung fremdartig erjcheint. Denn 
er nimmt feine Mitglieder ohne Beichräntung auf ſiändiſche und Ge: 
ſchlechterunterſchiede aus der Gefammtheit der Staatsangehörigen. Er 
fennt grundfäßlich Fein Vorreht und feine Unterfchiede. Er ift eine 
Einheit, welche an und für ſich die große Idee der Gleichheit und 
Freiheit in fih und durch feine Thätigfeit verwirklicht. Eben fo hat 
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ber Berein feinen eigenen Willen, feine eigene Drgane, feine eigene 
Bolziehung; er ift wiederum feinem Weſen nad unfähig, fi) als ein 
bloß dienendes Drgan ber perſönlichen Staatsgewalt zu untertverfen; 
er muß felbftänbig ober gar nicht fein. Endlich aber iſt er durch bie 
Gewalt feiner Mittel eine Gewalt für das materielle Leben des Volles, 
welches felbitthätig wirft und eigene Zwecke und Interefien verfolgt. 
Er fteht deßhalb in einer Welt, welde die Freiheit in der Verwaltung 
ober bie Gleichheit unter den Einzelnen nicht kennt, als eine fremd⸗ 
artige aber mächtige Erſcheinung da, und es ift daher ganz natürlich, 
daß die Stantögewalt zuerſt, ohne fih um das innere Weſen ber 
Sade zu fümmern, nur bie äußeren Ergebniſſe und Erſcheinungen der⸗ 
felben ind Auge faßt, und daher nur daran benkt, ein Recht für dieß 
Verhaltniß des Vereins nach Außen zu geben. Das Berhältnik nad 
Außen ift aber ein boppeltes. Einerfeits ift es ein Verhältniß zur 
Regierung; denn mag ber Verein geartet fein wie er will, immer 
übernimmt er eine gewiſſe öffentliche Funktion und vollzieht etwas, 
was eigentlich die Regierung felbft vollziehen follte. Andrerſeits ift es 
ein Berhältniß zu dem Einzelnen, denn mag ber Verein fih ge 
ftalten wie er will, immer erzeugt er Verpflichtungen und Rechte, welche 
weſentlich anders find, als die aus dem Einzelverlehr hervorgehenden. 
Es ift daher ganz natürlich, daß das Vereinsrecht urfprünglic fi um 
den Inhalt des Begriffs des Vereins durchaus nicht kümmert, fondern 
nur das Verhältniß des Vereins zur Regierung und das zum Gejammt« 
verkehr ind Auge faßt und in beiven Gebieten die Gränze zu fegen 
firebt, welche durch das dffentliche Intereſſe gefordert erfcheinen. Und 
fo entftehen die beiden großen Richtungen der Vereinsgeſetzgebung, welche 
wir als den charalkteriſtiſchen Inhalt der erſten Epoche bes Verein 
rechts zu bezeichnen haben. 

Die erfte diefer Richtungen nennen wir nun bie polizeiliche, 
Der Grundgebane ift dabei, daß die Vereine ald Digane einer ber 
Regierung fremden Gewalt unter ſtrenger Oberaufſicht ftehen müffen. 
Das formale Kennzeichen derfelben ift das, worunter wir noch gegen» 
wärtig leiden: erſtlich das Zufammenwerfen aller Vereine mit den ger 
heimen Berbindungen und Berfammlungen, und mithin die Aus— 
Dehnung des Polizeirechts dieſer Erfceinungen über das ganze 
Vereinsrecht, gleichviel, womit fich der Verein beichäftigt; daraus folgt 
dann das zweite Kennzeichen diefer Richtung, das Princip der Er 
laubniß ber Vereine und bie geſetzliche Möglichkeit des einfachen 
Berbotes derfelben. Jeder Verein muß genehmigt, jede feiner Sigungen 
muß überwacht, jede Ueberfchreitung dieſer polizeilichen Vorſchriften 
‘muß beftraft werben. Die Vereinigung ohne folde Genehwigung wer 
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Regierung ift an und für fich firafbar. Bon einem inneren Vereins⸗ 
recht ift dabei Feine Rede. Der Geift diefer Richtung aber befteht 
- wieder nicht etwa bloß in einer polizeilich übertriebenen Aengftlichkeit, 
fondern berjelbe beruht vielmehr auf dem mehr ober weniger klar ver 
ftandenen Gefühle, daß dieje Vereine eine grundfähli andere Ord⸗ 
nung des Staatslebens, die Idee der freien Verwaltung vertreten, 
und daher auch die Idee der freien Berfaflung entweder vorausſetzen 
oder erzeugen. Der Kampf diefer Richtung mit dem Vereinsweſen er 
ſcheint daher und ift wirklich ein Kampf mit der freien Entwidlung 
bes Volles; es ift der rechtlich formulirte Verfuch, die große Bewegung 
des Vollölebens in ihren Eymptomen zu belämpfen. So lange die 
leßtere nicht definitiv geftegt hat, erhält fich daher auch das Recht der 
ganzen Richtung, und die letzten Spuren beflelben beitehen barin, 
daß das gerichtliche Klagerecht jo weit ald möglich in den Hintergrund 
gedrängt und das rein abminiftrative Verfahren an feine Stelle ge 
jet wird. 

Die zweite diefer Richtungen möchten wir die handelsrechtliche 
nennen. Der Grundgedanke diefer Richtung ift, daß die Vereine wirth— 
Ichaftliche Gewalten find, gegen deren Uebermadt oder deren verfehrte 
Thätigfeit die Negierung die national:öfonomifchen Zuftände eines 
Bolfes zu Ichügen babe. Um das zu können, muß fie anerkennen, 
daß ed vor allen Dingen darauf anlommen muß, die vermöge ber 
wirtbichaftlichen Thätigfeiten folcher Vereine fih ergebenden privat: 
rechtlichen ragen und Berbältniffe zu ordnen und ficher zu ftellen. 
Unter diefen vor allem natürlich die Frage der Haftung für die von 
oder für den Verein eingegangenen Obligos. Die natürliche Yolge 
davon ift, daß jeder Verein zunächſt und vor allem als eine Gejellichaft 
gedacht wird; das heißt, daß man das Weſen des Verein vor allen 
in feinen Erwerbs- und Verkehrsverhältniſſen fucht und zu 
erichöpfen glaubt. Es ergibt ſich daraus wieder faſt von felbit, daß 
diefe Richtung alle diejenigen Vereine, bei denen nicht ein Erwerbs: 
verhältniß zum Grunde liegt, überhaupt nicht kennt, und daher für 
fie auch überhaupt noch gar keine Rechte fucht. Diejenigen aber, melche 
fie kennt, faßt fie rein vom Verkehrsſtandpunkte auf; es gibt für fie 
nur Hanbelsvereine für Handelögefhäfte; und es it merkwürdig 
zu fehen, wie bier der Verſuch gemadht wird, das Unmögliche möglich 
zu maden, und die Handelögeichäfte als eine feite juriſtiſche Kategorie 
feftzubalten. Daher dann ber große Irrthum, der der Entwidlung 
bes Vereinsrechts mehr als jeder andre entgegen gejtanden bat, die 
Altiengejelichaften unter den Begriff der Gefellihaft zu bringen — 
ein Irrthum, aus dem der zweite noch größere folgte, wieder nur bie 





Altiengeſellſchaften zu beftimmen und nad ihrem Rechte zu fuchen, 
mährend man das ganze eben fo wichtige Gebiet der gegenfeitigen Ger 
ſellſchaften und der Erwerbsgenoſſenſchaften ganz beifeite liegen lieh, 
obwohl es auf den erften Blid Har ift, daß nicht bloß diefe, fonbern 
auch die Arbeitervereine „Hanbelögefchäfte” treiben, ja daß ohne einen 
Verkehrsalt überhaupt fein Verein exiſtiren kann. Mit biefer gänzlich 
verkehrten Richtung, welche die deutſche Geſetzgebung bis auf die neueite 
Zeit blind von der franzöfiichen überfommen Bat, ift nun natürlich 
fein Syſtem des Vereinsrechts möglich. 

Dieſe beiden Richtungen nun, ſtarr und unvermittelt neben ein- 
ander beftehend, bilden ben Inhalt der erſten Epode in der Ger 
jeßgebung über das Vereinsweſen. Jedoch ift fie verſchieden in Eng⸗ 
land und auf dem Continent. 

In England fällt das polizeilihe Element von Anfang an weg; 
das ganze englifche Vereinsrecht ift weſentlich Handelsrecht. Dafür 
aber fucht das engliſche Recht menigftend auf diefem Gebiete eine ge: 
wiſſe vollswirthſchaftliche Polizei einzuführen; zwar in einer ungefchidten, 
aber burchgreifenden Weife; der Grundfag der illimited liability für 
Altiengeſellſchaften ift nichts als ein handelspolitiſcher Polizeigrundſatz. 
Aber aud England fommt noch über die eigentliche Altiengeſellſchaft 
nit hinaus; ja man fann fogar jagen, daß es eigentlich nicht einmal 
in das Weſen derfelben hineinfommt; denn England hat in biefer 
ganzen erften Epoche feit der Bubbles Act überhaupt feine allgemeine 
Gefeßgebung über Altiengeſellſchaften; jede biefer Geſellſchaften war 
vielmehr eine Corporation, und Schwebemayer hat das Recht und 
die verwidelten Verhältnifje derſelben bis 1855 fehr gut bargeftellt. 
Frankreichs Standpunkt war dem gegenüber ein fehr einfacher. Es 
hat zwei ganz weſentlich verſchiedene Gefeßgebungen, die formell und 
principiell mit einander gar nicht zufammenhängen, obwohl fie dafjelbe 
Gebiet betreffen. Die erfte diefer Gefeggebungen betrifft Die Associations 
und bie befannten polizeilichen Grundfäge über Verbindungen von 
mehr ald 20 Perfonen im Code P£nal (f. oben); die zweite ift, davon 
gänzlich getrennt, die hanbelörechtliche des Code de Commerce, welche, 
wie eben fo fehr befannt, die Geſellſchaften und Aftienvereine als 
Bociet6 en nom collectif und anonyme zufammentwarf und uns bar 
durch fo viel Schwierigeiten bereitet hat. Die deutſche Geſetzgebung 
hatte wieber von dem handelsrechtlichen Gefihtspunft nur eine fehr 
unklare Borftellung; große Unternehmungen gab es faft ein Menſchen⸗ 
alter nad dem franzöfifhen Kriege in Deutſchland überhaupt nicht; 
das Bebürfnig nad; Aftien war nicht vorhanden und das ganze fran- 
zoͤfiſche Recht blieb daher faft unbelannt. Dagegen übertvog der yalıyı 
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liche Geſichtspunkt bier in einem ſolchen Grade, daß wir von feinen 
Einflüffen uns bis auf die gegenwärtige Zeit nicht haben losmachen 
lönnen; wir haben ihn vielmehr auch dahin getragen, wo er durchaus 
ſchädlich wirkt, in das Gebiet des Handelsrechts, und erft in ganz 
neuefter Zeit fängt man an, fi von ihm frei zu machen. Der erfte 
Verſuch, das Vereinsweſen einer wirklichen Gejeßgebung zu unterwerfen, 
ift unzweifelhaft das allgemeine Preußifche Landrecht, welches, wenn 
auch in fehr unfertiger Weife, doch fchon bie Erwerbsgeſellſchaften 
(UL 1. 17) von den eigentlichen „Geſellſchaften“ fcheibet, und für bie 
leßteren (II. 6. 1—10) eine fürmliche Gefeßgebung aufftellt, deren Baſis 
die beiden Principien der Erlaubniß und der Ueberwachung bilden. 
Bon Aktien u. ſ. w. ift hier natürlich noch feine Rede. Diefen Stand: 
punkt bat nun die beutiche Gejeßgebung bis 1848 überhaupt nicht 
verlaflen. Da man nicht dazu gelangte, große Afktiengejellichaften, 
geſchweige denn Erwerbögenofjenfchaften u. |. w. zu gründen, fo zeichnet 
ſich die deutſche Rechtsbildung diefer Epoche dadurch aus, daß fie über 
baupt noch nicht einmal den Begriff und das Recht der Gefellichaften 
bat und Tennt, ſondern das ganze Gejellihaftsrecht in der rein römischen 
Auffaflung der Societas erfhöpft. Wir haben ſchon oben das hödjit 
bezeichnende Moment hervorgehoben, daß nicht einmal die Publiciſtik 
zum Begriff und zur Forderung des Vereinsweſens kommt; man kann 
lagen, daß eigentlih nur das Gefühl des deutjchen Volkes und nicht 
feine Wiſſenſchaft daſſelbe von dem belehrte, was alles die ftrengen 
polizeilihen Verbote des Bundestags wirklich verboten haben. Wie 
vollftändig unfähig man war, die Baſis alles Vereinsrechts, die Unter: 
Icheidung zwilchen Geſellſchaft und Verein zu begreifen, zeigt und am 
deutlichiten das jehr beachtenswerthe Buch von Zirkler über das, mas 
er Aflociationgrecht nennt. Wunderbar, daß bis zum Sabre 1848 in 
der ganzen deutjchen Literatur unfres Wiſſens das Wefen 
der Altien und der Altiengejellihaft überhaupt nicht vor 
fommt! Gelbft das fleißige deutiche Privatrecht, das jebt, wie Befeler 
zeigt, ſogar unvollftändig zu fein glaubt, wenn es nicht de omni re 
redet, ob es ihm angehört oder nicht, kannte auch in der von Noten 
erbrüdten Gedankenreihe des gelehrten Mittermaier die Aktie nicht. 
So weit war man jurüd noch vor zwanzig Jahren, und fo war es 
möglih, daß die franzöfiihe Idee der Aflociation, wie fie in ganz 
unverarbeiteter Weiſe Fourier und Louis Blanc in den vierziger Jahren 
aufitellten, gerade wegen ihrer Unflarheit der deutfchen unklaren focialen 
Bewegung fo fehr imponiren fonnte. Wir wiederholen, das Merk: 
würdigſte in diefer Epoche in Deutfchland in Beziehung auf das Vereins 
weſen war nicht das, was e3 darin befaß, fondern das, was es nicht 





befaß; und vergleicht man die faft vollfommene Leere diefer Zeit mit 
der Fülle der Gegenwart auf diefem Gebiete, fo wird man ſich wohl 
nicht wundern, wenn noch fo vieles auch jegt noch fehr unflar und 
unfertig vorliegt. 

Auf Grundlage diefer Andeutungen wird ed nun nit mehr ſchwer 
fein, das Wefen der zweiten Epoche zu verftehen, in deren Mitte wir 
uns befinden. 

Mit dem Jahre 1848 traten nämlich zivei Dinge ein, welche dem 
ganzen Vereinsweſen eine ganz neue Geftalt zu geben beftimmt waren. 

Daß erfte war der Grundfag, daß die politischen Vereine grunds 
ſätzlich als ein Element der freieren Verfafjungen angefehen wurden. 
Das Bolt ergriff dieß Mittel allerdings, wie es nicht ander zu ew 
warten war, mit einer Heftigfeit, welche auf vielen Punkten bie richtige 
Gränge überfchritt, und die Regierungen, einen Augenblid übermältigt, 
traten wieder als die entſchiedenen Gegner des politiihen Vereinsweſens 
auf. So entftanden die befannten Geſetze, das preußiiche von 1850, 
das öfterreichifche von 1852 und das deutſche Bundesgeſetz von 1854. 
Es war der legte Aft der Reaktion. Die Form war biefelbe, die Sache 
mar eine andere geworden. Das Volk hatte gelernt, die Beſchränkung 
der Freiheit feiner Vereine für ein mit dem Princip der verfafjungs: 
mäßigen Enttvidlung Unvereinbares zu erfennen. Der vein polizeiliche 
Standpunkt war nicht mehr haltbar. Das ziveite Moment aber, fcheins 
bar weſentlich verſchieden und doch dafjelbe mit dem obigen, war ber 
getwaltige Aufſchwung, den die großen Unternehmungen namentlich auf 
dem Continent machten. Diefe nun waren ohne Aktien nicht denkbar. 
Die Antvendung des ein ganzes Jahrzehnt noch gültigen Stanbpunftes 
für das Vereinsweſen: das Streben der Regierungen, die Vereine fo 
viel als möglich zu befeitigen und einzufchränfen, trat daher in ſchneiden⸗ 
den Widerſpruch mit der Nothivenbigleit der Freiheit des Vereinsweſens 
auf vollkswirthſchaftlichem Gebiet. So weit kam man noch nicht, in 
dem politiihen und dem volkswirthſchaftlichen Verein etwas Gleichartiges 
zu fehen, und daher an eine Vereinsgeſetzgebung auch nur zu denken. 
Wohl aber mußte man jegt für die letztere eine ſelbſtändige Geſetz ⸗ 
gebung ſchaffen. Und fo fam denn das zu Stande, was unfere bi 
herige Enttvidlung auf diefem Gebiete harakterifirt — die Doppels 
geftalt der Vereinsgeſetzgebung, von welder der eine Theil die 
Altiengefelfchaft im Handelsrecht, der andere Theil das Vereinsweſen 
überhaupt, noch immer in inniger, aus der polizeilichen Epoche herſtam⸗ 
menden Verſchmelzung mit dem Verfammlungsrecht, gefeglich zu regeln 
ſuchte; dabei nun erzeugte die weſentliche Verſchiedenheit der beivegen- 
den Faktoren das, was wir als den Charakter diefer ganen ÄRte 
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geberifhen Epoche namentlich in Deutſchland bezeichnen müffen. Die 
ganze Gefeßgebung für das Aktienrecht, wie fie im deutſchen Handels 
geſetzbuch zufammengefaßt ift, ftellt fich wefentlich auf den Standpunlt, 
nicht etwa das innere Vereinsrecht dieſer Geſellſchaften als Grundlage 
feſtzuſetzen, ſondern vor allem nur den Einzelnen und ſein Recht einer⸗ 
ſeits und den Verkehr und fein Recht andrerſeits vor den Aktien und 
den Aftiengefelichaften zu fihern. Alle Beftimmungen, felbft die 
principielle der Genehmigung der Aktiengefellihaft, haben im Grunde 
nur Einen Gedanken und Einen Zwed — Sicherung der Einzel: und 
allgemeinen Interefien vor ber Altie, und bamit Aufftellung der recht: 
lichen Grängen der Haftbarkeit des Aftionärs und der Veraltung, 
Beftimmung ber privatrechtlichen Confequenzen der Zeichnung, Theil 
nahme, Verträge u. f. w., melde durch die Geſellſchaftsbilbung ent⸗ 
ftehen. Der Begriff und das Recht des Vereins erfheinen 
überhaupt nicht in biefer Gejeßgebung; es gab, kurz geſagt, für 
diefe Gefeggebung feinen Aftienverein, und daher war fie von Anfang 
an unfähig, auch nur die übrigen Formen der Erwerbsgeſellſchaften zu 
verftehen, geſchweige denn die für fie geltenden Grundſätze feftzuftellen. 
Andrerfeitd blieb aud bei dem freieren politischen Vereinsweſen doch 
immer nur bie einfache Negation, die Befeitigung bes früheren 
polizeilichen Vormundſchaftsſtandpunktes, die Hauptfahe. Die freiefte 
Vereinsgeſetzgebung, tie die von Bayern und Defterreich, find zuletzt 
gar nichts, als Aufhebungen früherer polizeilicher Beſchränkungen. 
Daß es neben dieſen Beftimmungen über Aftien und über Vereins: 
freiheit noch ein großes, höchſt wichtiges Gebiet von wirthſchaftlichen 
Vereinigungen einerfeit? und von Beftimmungen des innern Vereins ⸗ 
rechts anbrerfeits gebe und geben müffe, darüber badıte man bis 
auf die neuefte Zeit gar nit nad. Eo war — und zum Theil fo 
ift noch jeßt der Zuftand; das volkswirthſchaftliche Vereinsrecht ift erfchöpft 
im Aftienreht des Handelsgeſetzbuches, das allgemeine Vereinsrecht ift ere 
ſchöpft in der freien Geftaltung der Vereine. 

Diefer Zuftand ward nun zunäcft auf dem Gebiete der Voll: 
wirthſchaft ernftlichft erfchüttert. Wir haben eben im Syſtem des Vereing: 
weſens gezeigt, daß die Aftie eine große und unentbehrlihe Funktion 
im Vereinswefen ausübt, daß fie aber feinestweges fähig ober beftimmt 
ift, allein die Bafis aud nur bes volkswirthſchaftlichen Vereinsweſens 
zu erden.” So wie fie felbft beginnt, fih auszudehnen, treten neben 
ihr die Heinen Kapitalien auf, und anbrerfeits beginnt auch ber Fapital« 
Iofe Stand der Arbeiter ſich durch Vereine zur unternehmenden Klaſſe 
erheben zu wollen. Wir verweiſen auf das, was wir oben über 
Ertverbögenoffenihaften und Arbeitervereine gefagt haben. Diefe Be: 
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Megungen gingen nun ihren Weg. Allein da ergab ſich, daß für fie 
lein Recht vorhanden fei, welches ihnen genügen fonnte, denn bie 
Handelögefegbücer kannten nur Altiengeſellſchaften und das waren fie 
nicht; die Bereinsgefege kannten nur das Recht der Vereinigung, ohne 
über die Güterredhte, Leiftungen und Haftungen etwas zu beftimmen 
und das genügte nicht; die Jurisprubenz kannte nur die Societas, unb 
die galt nicht, da ſich jene Vereine eben als Vereine und nicht als 
bloße Societäten fühlten. Ganz überjehen konnte man fie auch nicht, 
da fie mit jedem Tage in größerer Bedeutung auftraten. So ward es 
nun nothwendig für diefe neue Reihe von Erfcheinungen aud ein neues 
Recht zu finden. Und bier zeigte fi nun die Folge der ganzen bis— 
herigen einfeitigen Enttwidlung dieſes Gebietes. Man fah in allen 
diefen Vereinsformen noch immer gar nichts, als eine neue Geftalt 
einer Erwerbsgenoſſenſchaft; man begriff, daß die Aktie nicht ausreiche, 
daß man fie und ihre Funktion durch eine neue Geftalt der Haftbarkeit 
erfegen und daß man alſo für die letztere ein neues Recht fchaffen 
müffe. Man fah ferner ein, daß jene Uebertragung des polizeilichen 
Stanbpunktes der Erlaubniß auf die Kapitalsgenoſſenſchaften überhaupt 
der neuen Beivegung nicht mehr entſpreche und daf man der Bildung 
folder „Geſellſchaften“ diefelbe Freiheit einräumen müffe, welche man 
allen Vereinen gab. Allein zu einem Begriffe des Vereins kam man 
dennod nicht. Man gelangte nicht weiter ald zu dem Gedanken, 
einen Mangel in dem Handelögefegbud auszufüllen; und 
die einfache Folge war die, daß es nach wie vor für alle, nicht unter 
diefe Kategorie ber „Erwerbsgenoſſenſchaften“ fallenden Vereine gar 
lein pofitives Recht gibt. Ihr Recht ift nad) wie vor der Inhalt 
ihrer Statuten. Die natürliche Folge davon ift, daß ſich die Regie⸗ 
rungen mit ihrer Verorbnungsgewalt von Fall zu Fall das Recht vor 
behalten haben und vorbehalten müffen, ſolche Statuten, wenn auch 
nicht direft erft zu genehmigen, fo doch zu verbieten, und zwar ganz 
nad) ihrem Ermeflen. Es ift gänzlich verkehrt, daraus den Regierungen 
einen Vorwurf machen und fie mit polizeilichen Tendenzen belaften zu 
wollen. Denn darüber find jet alle einig, daß die Vereine aller Art 
öffentliche Erſcheinungen find, die man nicht unter den einfachen Ge 
fihtspunft der Societas fafjen fann, und daß fie fähig und beftimmt 
erſcheinen, einen weſentlichen Theil der Verwaltung des innern Lebens 
der Staaten zu übernehmen. Wenn nun für ſolche Organe und Er: 
ſcheinungen gar fein Gefe vorhanden ift, fo muß das Verordnungs⸗ 
recht ber Regierung eintreten, denn fie ift — und merfwürbig, daß 
man das fo oft vergibt — ja aud für das verantwortlich, mas vie 
Vereine als öffentliche Organe thun und verjugen. De &r 


nehmigung der Statuten aber ift nichts anderes, ald eine Antvenbung 
der Verorbnungägewalt. Es ift daher im Grunde fein Biveifel, daß 
fo lange es Feine ſyſtematiſche und organifche Vereindgefeggebung im 
höheren Sinne des Wortes gibt, bie Regierung zu ihren Mafregeln 
gegenüber allen Vereinen, welche feine eigenen Gejeßgebungen haben, 
nad ihrem Ermeſſen befugt und berufen ift. Dem Tann nit abs 
geholfen werben durch allgemeine Berufung auf Vereingfreiheit, fondern 
nur durch ein auf dem fpftematifhen Studium des Vereinsweſens be 
ruhendes organifches Vereinsrecht. 

Bon diefem Standpunkt muß man nun bie neueren Gejeßgebungen 
auf biefem Gebiete beurtheilen. Diefelben beginnen eigentlich mit ber 
Friendly Societies Act (18. 19 V. 63, 1855), an melde fich eine 
Reihe von neuen Enttvidlungen anfchließen (Tidd Pratt bat diefelben 
1860 in einer Heinen Sammlung mit reihem Inder herausgegeben); 
daran fehließen fi) in England die von Schwebmayer bereits fehr gut 
harakterifirte Joint Stock Companies Act von 1856 unb die neue 
Companies Act von 1867, bon denen bie erfte bie illimited liability 
als Bafis der Altiengeſellſchaft aufhob und die zweite die engliihe Ge 
feggebung weſentlich auf den Standpunkt des continentalen Nechts ber 
Altiengeſellſchaft ftellt; eine Heine, im Detail ſehr gut gearbeitete Abs 
handlung von Affer (De nieuwe engelsche Wet op de naamloze 
Vennootschappen 1868) hat dieß Geſetz fpeciell bearbeitet; mie denn 
die holländifche Literatur auch auf diefem Gebiet eine fehr lebendige 
ift; es ift zu verwundern, daß bie Literatur des deutſchen Handels 
rechts eben fo wenig von ber engliſchen Geſetzgebung als von der ihr 
durchaus ebenbürtigen holländifchen Notiz nimmt! Frankreich hat be 
Tanntlih neben der Freigebung des Verfammlungsrechts durch Gefeh 
von 1865, bei welchem das Arbeitervereinsivefen vorſchwebte, als durch 
das neue Gefeg vom 24. Juli 1867 sur les soeiétés die Freiheit der 
Bildung der Aftiengejelfchaften zugeftanden, und die Erverbögenoffen: 
ſchaft als „soeietE & capital variable‘ gejeglich zu normiren geſucht, 
wobei aber der Hauptgedanfe beibehalten ift, daß es doch Aftien fein 
müffen (Art. 50); fo ift nicht einmal der Begriff, weit weniger das 
Recht jener Genoſſenſchaften hier verftanden, und es muß nur wundern, 
daß nicht bloß Schulge:Deligih, fondern felbft Plener nicht genauer 
auf diefen Hauptpunft eingegangen ift; leider waren wir nicht in ber 
Lage, und das reihe Material, auf welches Plener hintveist, zu ber: 

ſchaffen, und dürfen vielleicht eine eingehendere Bearbeitung von feiner 
tüchtigen Feder erwarten. Die deutfche Gefeßgebung und ihre Literatur 
find ohnehin befannt; mit Recht meist ſchon Schultze-Delitzſch darauf 
bin, daß das Bundesgeſetz fo wenig als das fächfifche über die juriftifchen 
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Perſonen genügen, weil fie weder eine Mare Vorftellung von der Haft⸗ 
barfeit bei der Erwerbsgenoſſenſchaft haben, noch eine Antvendung auf 
bie übrigen Vereine leiden; biefelben Fehler zeigen der bayriſche und 
der öſterreichiſche Entwurf. Alle dieſe neuen Geſetze haben fi) von 
der Bafis, nichts als complementare Gelege für das Handelsgeſetzbuch 
fein zu wollen, nicht losmachen können. Es ift, wenn man biejen 
Gang der Gefeßgebung überblidt, daher gar fein Zweifel, daß wir 
durchaus auf einem Uebergangaftandpunft ftehen. Die alte Grundlage 
der Vereinögefegebung und des Handelsgeſetzbuches ift überwunden; 
ein ganz neues Leben entfaltet fi; und mwir halten e8 eben daher 
noch gar nicht recht für möglich, ſchon eine eingehende Gefchichte diefer 
Bewegung zu ſchreiben. Erſt nach zehn Jahren werben wir verftehen, 
maß jeßt geſchieht, meil ſich erft dann vollendet haben wird, was ſich 
jetzt vorbereitet. 

Von diefem Standpunkt aus möge man nun den folgenden Ber 
fuch beurtheilen. Er fol ein Syſtem des Vereinsrechts fein; es ſoll 
eben deßhalb auch nicht das Detail der Vereinsrechte enthalten, fondern 
das Ganze umfaflen. Und in welchem Einne er dieß fol, wollen wir 
jetzt zu beftimmen verſuchen. 


Das Syſtem des Vercinsrechts. 
Grundlagen deſſelben. 


Das Syſtem des Vereinsrechts entfteht nun, indem ber Begriff des 
Vereinsrecht durch den Inhalt des Vereins in feine organiihen Elemente 
aufgelöst wird. 

Das Vereinsrecht ift nun, mie wir gefehen, das zur gültigen 
Anerkennung für Dritte gelangte Weſen des Vereins. Das Syſtem 
des Vereinsrechts entwidelt fi) daher an den Momenten, welche in 
dem Begriffe des Vereins felbft liegen. 

Der Begriff des Vereins ift nun zunächſt ein gemeinfamer für alle 
Bereine; er erfcheint alsdann in den verſchiedenen Arten derfelben; und 
endlich treten innerhalb der letztern die einzelnen Vereine auf. Es 
folgt daher, daß die im allgemeinen Weſen des Vereins liegenden 
organischen Grundbegriffe die Grundlage des Syſtems find, daß inner 
halb dieſer Grundlagen das Recht der Arien der Vereine auftritt, und 
daß das Recht jedes einzelnen Vereins wieder als Mobifilation dieſes 
Rechts der Art des Vereins auftritt. Demgemäß gibt e8 ein allge 
meines Vereinsrecht, ein Recht der Bereinsarten und ein Recht 
jedes einzelnen Vereins. Und nun fönnen wir, nad dem gegen 
wärtigen Stande ber Rechtsbildung des Vereinsweſens fagen, daß das 
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allgemeine Vereinsrecht durch die Wiſſenſchaft, das Recht der 
Vereinsarten, wenn auch noch unvollſtändig durch die Geſetz— 
gebung, und das Recht der einzelnen Vereine durch die Statuten 
geſetzt wird. 

Mit dieſen Grundbegriffen iſt daher auch das Verhältniß dieſer 
Gruppen des Vereinsrechts zu einander gegeben. Das allgemeine Ber: 
einsrecht bildet die Sinterpretationaquelle für das Vereinsrecht der Arten, 
dieß wieder die Baſis der interpretation für die Statuten. So ent 
fteht die organische Nechtöwiflenichaft des Vereinsrechts. Und es ift 
jett Mar, daß wie wir gejagt, ohne das Studium des Syſtems ber 
Vereine ein Studium des Vereinsrechts nicht denkbar ift. 

Dieß ift die Formale Grundlage des Syſtems des Vereinsrechts. 
Der Inhalt deilelben wird von einem andern Elemente des Vereins⸗ 
begriffes gejeßt, der gleichfalls im Wefen des lehtern liegt. 

Der Berein iſt nämlich zuerft eine felbitändige Einheit und als 
foldhe ein felbjtändiges, individuelles Nechtöfubjelt. Allein er ift zus 
gleich jeiner höheren Natur nad ein Organ des Geſammtlebens, das, 
indem es eine Öffentliche Aufgabe durch die freie Vereinigung individueller 
Kräfte übernimmt, als That der freien Verwaltung erfcheint. Und in 
diefem Sinne gehört er dem Staatsleben. Daburd iſt er auf jedem 
Punkte in einem doppelten Verhältniß. Das erfte, feine perfönliche 
Gelbftändigfeit, erzeugt dasjenige, mas wir das innere Vereinsrecht 
nennen; das zweite, jein organiſches Verhältniß zum Ganzen des 
Staats und feiner Verwaltung, erzeugt das öffentliche oder ftaatliche 
Recht des Vereinsweſens. 

Es ergibt fih daraus, daß diefe beiden Kategorien des innern 
und des ftaantlihen Rechts des Vereinsweſens in jedem Verein, und 
da der ganze Verein dem Öffentlichen Leben angehört, auch in jedem 
Theile des innern Rechts erfheinen. Nun haben wir fchon in ber 
Darftellung der freien Verwaltung diefes Verhalten der freien Ber: 
waltungstörper zum Staate als die Oberaufficht bezeichnet. Das ganze 
Vereinsrecht ift daher nicht etiva ein, vom öffentlichen Recht getrenntes 
Nechtöleben, ſondern es ift diefe Dberaufficht, welche das Vereinsweſen 
in dem großen thätigen Organismus des Gejammtlebens bineinfügt. 
Sie durddringt daher nicht bloß die Thätigkeit, fondern auch die 
Gefeßgebung des Vereinsweſens; und nachdem nun fo der Be 
griff derfelben feſtſteht, erben wir fie nicht für fih, fondern in 
ihrer beftändigen und organiſchen Verbindung mit dem innern be 
handeln. 

Darnach ift nun auch das Princip beider Momente im Bereins: 
recht nicht ſchwierig. Das Princip des innern Vereinsrechts ift bie 
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organiſche Freiheit, die Selbftbeftimmung und Selbſtthätigkeit der 
Vereinsglieder für den jelbftgefegten Zweck des Vereins. Das Princip 
des flaatlihen Rechts ift bie Begränzung biefer freiheit, ſoweit 
diefe Begränzung als eine Bedingung der Gefammtenttvidlung, fpeciell 
als eine Bebingung der Verwaltungsthätigfeit erſcheint. Das erfte 
ohne das letztere ift Willfür, Unorbnung und Kampf, das ziveite ohne 
das erfte ift Ieblofer Gehorfam, der unfreie Dienft des Einzelnen für 
den Staat. Erſt beide in beftänbiger Wechſelwirkung erfüllen das 
Vereinsrecht. Wird man hier über „Abfolutismus“ dieſer Anficht reden, 
wie getoiffe Leute es gethan? 

Es folgt daraus weiter, was für die Entwidlung des Syſtems 
von höchſter Bebeutung ift. Jenes ftaatliche Recht ift nämlich, eben 
vermöge dieſes feines Princips, ein verſchiedenes für die ver⸗ 
ſchiedenen Arten der Vereine, da eben in diefen verſchiedenen Arten 
die Vereine in die Thätigfeit der Verwaltung hineingreifen, und daher 
je nad) ihrer Verſchiedenheit in verfchiebener Weiſe Begränzung fordern. 
Daher fommt es denn auch, daß die Grundlage für das Studium des 
innern und des ftaatlihen Vereinsrechts fo weſentlich verſchieden find, 
und daß in Folge deſſen auch beide in fo höchſt verfchiedenem Grabe 
unterfucht und bearbeitet find. Die Entwidlung bed innern Vereind: 
rechts hat nämlich vor allen Dingen das Studium und bie Kenntniß 
des Weſens des Vereins zur Bafis; die Entiidlung des ſtaat⸗ 
lichen Vereinsrechts dagegen vielmehr das Studium und die Kennt 
niß der innern Verwaltung; denn die Vereine find eben freie 
Vervaltungsorgane, und das ſtaatliche Recht derſelben ift daher das 
innere Verwaltungsrecht in feiner Antvenbung auf das Vereinsweſen. 
Das werden wir ſchon unten an mehr als einer Stelle zu zeigen Ge 
legenheit haben. 

Diefer Inhalt des Vereinsrecht? empfängt nun feine Enttvidlung 
zum Syſtem ober feine Gebiete und, Theile dadurch, daß ber Verein 
wieder als ein organifches Ganze betrachtet werden muß, in welchem 
die einzelnen Momente felbftändig daftehen, fowohl dem Einzelnen 
als dem Staate gegenüber. Diefe Eelbftänbigteit jedes Moments er« 
foheint, in ihrer Anerkennung und Gültigkeit für den Einzelnen, für 
Dritte und für den Staat als das Recht deſſelben. Iſt dem fo, fo 
ift es Mar, daß wir zur Entwicklung des Syſtems des Vereinsrechts 
überhaupt gar nicht gelangen können, ohne das Leben des Ber 
eins in alle feine einzelnen Theile aufzulöfen, und den Verein 
daher als etwas Lebendige in fi und nad außen zu erfaflen. Das 
Recht hat die große Aufgabe, jedes dieſer Momente dieſes Vereinslebens 
feft zu formulixen, ihm feine objektive Gränze zu geben, und bamit 
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feine eigne Begründung und feinen Inhalt in dem Verſtändniß biefes 
Lebens zu ſuchen. Wir wiſſen allerdings recht wohl, daß wir mit 
diefer Auffaffung außerhalb des üblichen Weges der Behandlung ftehen, 
in ähnlicher Weife wie in der Nationalökonomie. Wir willen auch, 
daß mir an unjere Lefer damit eine ganz andere Zumuthung ftellen, 
als die leßtere es thut. Allein es ift unmöglich, auf einem andern 
Wege zum Ziele zu gelangen. 

Nun iſt der Verein zuerft eine durch den freien Willen des Ein- 
zelnen gebilbete perjönliche Einheit; als folche hat er dann die Drgane 
berfelben mit ihrer durch das Weſen der Perfönlichkeit gegebenen Thätig: 
teit; und endlich muß diefe Thätigkeit mit dem Weſen und Willen 
bes Vereins in Harmonie fleben. Das find die brei großen Kategorien 
des Vereinslebens; ihnen gemäß zerfällt das Vereinsrecht in drei große 
Gebiete, welche als ein Ganzes zufammengefaßt, und mit den Be 
flimmungen der Arten und ihres Rechts erfüllt, das Eyitem des Ber: 
einsrechts geben. 

Erfter Theil. Ver Verein als perfönliche Einheit. 

Es ift allerdings fein Zmeifel, daß jeder Verein zuerft ala Ein: 
beit erjcheint, und daß daher auch das erfte Rechtögebiet des Vereins 
fih an dieß Moment der Einheit anfchließt. Den Ausdrud des Ger 
fühle, daß dem fo iſt, bildet die große Frage nach der „juriftiichen 
Perſönlichkeit,“ in der bisher dieß ganze Gebiet fich erichöpft hat. Allein 
das nun ift falſch. Das was wir jene Einheit nennen, iſt nicht etwa 
ein fertige und ruhendes Nechtsjubjelt, fonvern es iſt an und für 
fih ein Werden, ein Entfteben, ein Körper, eine Auflöfung; kurz, es 
ift gar fein Zweifel, daß wir ſchon in dem ſcheinbar einfachen Begriff 
der perfünlichen Einheit eine ganze Reihe felbftändiger Momente 
vor und haben, welche erſt in ihrem Zuſammenwirken diefe Einheit 
bilden und find. Sit das aber der Fall, fo find fie vor allem ſelb⸗ 
ftändig zu betrachten; und find fie felbftändig, jo hat jedes Moment 
wieder ſein Recht; der Begriff der Einheit, ein Syftem von zuſammen⸗ 
wirkenden Momenten ift daher jchon an und für fih ein Rechtsſyſtem. 
Und in diefem Rechtsſyſteme beiteht das Necht jedes Momentes wieder 
in dem Verhältniß vefjelben zum Werden und Leben diejer Einheit. 
Eben dieß, dieſen innigen organiſchen Zuſammenhang aller diejer 
Momente darzulegen, ift die Aufgabe des Folgenden. 

A. Das innere Recht der Vereinsperfönlidteit. 
I. Die Gründung des Bereins. Die Gründergefellfhaft. 

Die Gründung des Vereins umfaßt alle Thätigleiten, vermöge 
deren die Bedingungen zur Herftellung der perjönlichen Einheit bes 
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Vereins geſetzt werben. Die Gründer find diejenigen, welche diefe 
Thätigleiten übernehmen. Die Bebingungen find die Beftimmungen 
des Zwedes und des Organismus, und das Auffuchen von Mitglievern. 
Das erfte ift enthalten im Entwurf der Statuten, das zweite in der 
Aufforderung zum Beitritt. Der Statuten-Entwurf ift ohne alle 
Rechtskraft, ſowohl gegenüber den Gründern, als gegenüber dem Fünfe 
tigen Verein. Die Beitrittderflärung ihrerfeit3 zur Gründung enthält 
feine Verpflichtung, dem Verein als ſolchem beizutreten, fondern nur 
die Uebereinftimmung mit der Abfiht, denjelben zu bilden. Fügt aber 
ein Mitglied eine ausbrüdliche Erklärung hinzu, tem Vereine beis 
treten und einen Theil feiner Leiftungen übernehmen zu tollen — z. B. 
Zeichnung von Aktien für eine eventuelle Atiengefelihaft — fo ift 
diefe Erklärung ungültig, weil das Rechtöfubjelt, dem es ſich ver 
pflichtet, noch gar nicht eriftirt. Ein Recht aus einer ſolchen Zeichnung 
entfteht nur dann, wenn bie Gründer ſich verpflichten, die Pflicht 
des Vereins diefe Zeichnungen anzunehmen, zur Bedingung für den 
Beitritt der übrigen Mitglieder zu machen. Für dieſe Verpflichtung 
haftet aber nicht der Verein, fondern nur die Gründer ſelbſt. Der 
Verein haftet erft dann, wenn er fih auf Grund feiner Bedingungen 
wirklich conftituirt. 

Die Gründer bilden daher noch feinen Verein, fondern eine Ger 
ſellſchaft. Ale aus der Gründung entftehenden Rechte und Anſprüche 
find daher nur Rechte der Mitglieber gegen einander; gegenüber Drit- 
ten ericheinen fie ald Mandatsverhältniß. Wenn die beigetretenen Mits 
glieder zur Leitung der Gründungsangelegenheit einen Ausſchuß wählen, 
fo find diefelben nur Mandatare und nicht Vorftände. Der Beitritt 
zur Gründung verpflichtet jedoch zur Theilnahme an den Gründungs« 
Toften; ift nichts ausgemacht, haften alle Mitgliever gleich. Die etwaigen 
Gründungsausfhüfle haben Rechenſchaft abzulegen; ihre Haftung ift 
eine durchaus privatrechtlice. 

Allein diefe Gründergeſellſchaft ift bereits dem Verein enge vers 
wandt dadurch, daß fie das Element ber Freiheit enthält. Sie ift 
eine Geſellſchaft, fofern nicht der Beitritt frei geftattet ift; es gibt 
Zeine Pflicht der Gründer, jeden zur Gründung zuzulaflen; wohl aber 
ein Recht dazu. Sie ift aber ein Verein, indem jevem Mitglied in 
jedem Augenblid der Austritt frei ſtehen muß. Doch hat daſſelbe fein 
Recht auf feine bereit3 zur Gründung verivendeten Auslagen; hat es 
einen Beitrag überhaupt zugefagt, fo bleibt es auch nach dem Austritt 
dafür verpflichtet. Endlich hat der leitende Ausſchuß nur eine private 
rechtliche Haftung für die Vornahme der weitern Schritte zur Grün« 
dung; er kann jeven Augenblid fein Mandat nieberlegen; es kann ihm 
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jeden Augenblick genommen werden. Verfolgt der Ausſchuß die Grün⸗ 
dung nicht, ſo iſt es Sache der Geſellſchaft, ſie durch andre Mandatare 
zu erſetzen; einen Zwang zur wirklichen Gründung kann man nicht an⸗ 
erkennen. | 

Die Gründer-Gejellichaft dauert bis der Verein conftituirt iſt. Es ift 
ihre Sache, fich innerhalb des durch fie gegründeten Vereins Vortheile zu 
bedingen; das aber muß in den Statuten oder in einem beſondern 
Vertrag ausgebrüdt fein. Iſt e8 das nicht, jo haben die Gründer 
fein Recht auf Erſatz ihrer Gründungsfoften. 

Die Bildung der Gründungsgefelichaft ſelbſt ift frei; die Geſetz⸗ 
gebungen find darüber unflar, weil fie die Gründung nicht von der 
Gonftituirung ſcheiden, ſondern ſtets beides zufammeniverfen; fo im 
preußiſchen Vereinsgeſetz (Art. 30), bayriſchen (Art. 11), öfter: 
reichiſchen ($. 4). Das lettere namentlich bezieht fih im Anfang „die 
beabfichtigte Bildung eined — Vereins” auf die Gründung, im Inhalt 
auf die Conſtituirung. Thatſächlich bedarf eine Gründergeſellſchaft 
gar Feiner Anzeige oder Erlaubniß, fondern ſteht bis zur Gonftituirung 
nicht unter dem Bereind-, jondern unter dem VBerfammlungsredt. 
Es ift daber auch eigentlich nicht correft, wenn die Handelsrechtölchrer 
wie Endemann u. A., die Gründergeſellſchaft bei den Aktiengeſellſchaften 
behandeln. Es iſt vielmehr feitzuhalten, daß nicht bloß die Altienge 
noflenfchaft, fondern daß jede Art des Vereins feine eigne Gründergefell: 
Schaft haben fann, und meiftens auch bat. Die übrigen Grundfäße 
gelten aber für alle Vereinsarten. 

Wo die Gründung von einem Einzelnen ausgeht, muß er eine 
Berfammlung berufen, um entweder eine Grünbergejelichaft zu bilden 
oder fofort den Verein zu conftituiren. Im eriten Falle fteht er unter 
dem Berfammlungs:, im zweiten unter dem Vereinsrecht. 


2) Die Konftituirung des Bereins, 


Die Conftituirung des Vereins ift ein At, der nicht einfach ift, 
ſondern aus weſentlich verfchiedenen Momenten befteht. 

Der erite Moment ift die Berufung oder Einleitung zur Con: 
ftituirung ded Vereins, oder zur conftituirenden Berfammlung, 
welche der Regel nah von den Gründern ausgeht. Diefer Alt fteht 
unter dem Verſammlungsrecht. Wo jedoch der Eintritt in den Verein, 
wie bei den Unternehmungövereinen, eine wirtbichaftliche Leiftung ent: 
hält, da kann die Einladung zur Conftituirung als Einladung zur 
Beihnung von Antheilen — natürli nicht bloß von Aktien, 
jondern auch von Haftbarkeiten u. ſ. w. — erfcheinen. Diefe Zeichnung 
gibt das Recht auf Theilnahme an der Conftituirung und auf die 
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Mitgliebfhaft; aber nicht die Pflicht dazu. Jeder Zeichner hat unter 
allen Umftänden, fowohl bei Aftienvereinen als bei Erwerbs⸗, Arbeits- 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften das Recht, vor dem Alte ver defini« 
tiven Conftituirung feine Zeichnung urüdzuziehen; fie verpflichtet ihn 
nur, fi zu erklären. Erklärt er fi überhaupt nicht, oder erfcheint 
ex bei der conftituirenden Verfammlung nicht, fo gilt feine Zeichnung 
als Zuftimmung zu dem Beſchluß ber legteren, und er ift Mitglied. 

Der zweite Moment ift die Vorlage des Zmedes des Vereins. 
Diefe Vorlage kann je nad ben Arten bed Vereins eine fehr ver- 
fchievene fein. Bei Beitragsvereinen Tann biefelbe eine bloß münd⸗ 
Tide fein; wo dagegen eine dauernde Thätigfeit im Gebiete der Ber- 
waltung übernommen, oder vermöge des Vereins wirthſchaftliche Vers 
pflichtungen gegen Dritte übernommen erben, follen Zweck und 
Organismus ſchriftlich als Statutenentivurf vorgelegt werben; es ift 
zwedmäßig, das auch da zu fordern, fo die Gründer gegen den Ver⸗ 
ein Anfprüche erheben. Es ift nicht nothwendig, wohl aber zwedmaäßig, 
diefe Vorlagen notariell betätigen zu laſſen, wo der conftituirte 
Verein als Handelsgeſellſchaft eine Firma braucht. 

Die Gründer find der Vorftand der conftituirenden Verfammlung; 
ihr Recht folgt aus dem Verſammlungsrecht. 

Die conftituirende Berfammlung wird als ſolche vom Vorſtande 
erflärt; doch folgt die Nichtigkeit der Conftituirung aus dem Unters 
laſſen dieſer Erflärung nicht. Die Verhandlungen werben eröffnet. 
Sind nun Zweifel und entgegengefehte Anſichten über ven Statuten 
entwurf, jo wird abgeftimmt. Wer fi der Majorität nicht unter 
wirft, hat das Recht, auszufceiden. Iſt er conftituirendes Mitglied 
durch Zeichnung, fo muß er fein Ausſcheiden ausbrüdlid erklären 
(f. oben). Nachdem die Statutenverhandlung (mit ober ohne Debatte) 
zu Ende ift, wird über die Annahme der Statuten abgeftimmt. Die 
Gefammtheit derer, melde fie annehmen, fei es durch ausdrüdliche 
Zuftimmung, fei es durch Unterwerfung unter die Majorität, bilben 
die Mitglieder. So wie das geichehen ift, erllärt der Grünberborftand 
die Vereine für conftituirt. Und mit diefem Augenblid erft treten 
für den Verein alle Rechte und Pflichten des Vereinsweſens überhaupt, 
der befondern Geſetze und ber eigenen Statuten in Kraft. 

Hier nun find zwei weſentliche Punkte genauer zu beftimmen. 

Benn eine Genehmigung (Conceflion) für den Berein geſetzlich 
nothwendig ift (f. unten), fo ift bis zu biefer Genehmigung der Verein 
felbft nur. noch eine Gründergeſellſchaft. Erſcheint dann die Ge 
nehmigung, fo gilt jedoch die Conftituirung nicht vom Tage ber Con⸗ 
eeflion, fonbern von dem der conftituirenden Generalverfammlung. 
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Ueber diefe Frage fehlt jede geſetzliche Beltimmung; eben fo, fo viel 
wir fehen, die Beachtung derjelben in ber Literatur. 

Vebrigens bat, fo viel wir jehen, nur das franzöfiiche Geſetz vom 
24. Auli 1867 im Artikel 25 die ausdrüdlide Vorſchrift, daß nad) 
Zeichnung des Kapitals und der Zahlung von mindeftend 25 Proc. die 
Gründer die erite Generalverfammlung berufen jollen, und daß ein 
Protokoll in derjelben aufgenommen werben fol. Nur ift zu bemerfen, 
daß fich diefe Beitimmung wieder nur auf Altiengefellichaften bezieht. 
In den übrigen Gejeßgebungen fehlt darüber die Beſtimmung. 

Die Beltimmungen dagegen über da8 Vorgehen mit den Statuten 
— Anzeige, Genehmigung u. |. w. — liegen nicht mehr im inneren 
Vereinsrecht, da fie nicht mehr vom Weſen des Vereins bedingt werben, 
fondern gehören dem ftaatlihen Recht an, da fie durch das Öffentliche 
Hecht geboten erfcheinen. Das ift auch der Sinn des $ 211 des 
Handelsgeſetzbuchs, der ſich allerdings nur auf Altiengejellichaften bes 
zieht und auf andere Vereine gar feine Anwendung findet. 

Dieß nun ift der formale Proceß der Conftituirung. Seine inneren 
Bedingungen aber find die Statuten und die Mitgliepfcaft, 
und jein Gegenfat die Auflöſung. Jedes diefer Elemente hat 
wieder fein eigenes Verhältniß zum Verein und damit fein eigenes Recht. 


3) Die Statuten. 


Man wird die Etatuten und ihr Nedit ftetö falſch beurtbeilen, 
wenn man dem letteren das zum Grunde legt, was die Vereinsgeſetze 
Deutihlands darüber beftimmen. Es ift fein Zweifel, taß vieler 
Vereinsgeſetzgebung der Negel nach die Klaſſe der größeren wirthichaft: 
lihen Vereine vorgefchiwebt hat, und daß die Anforderungen, melde 
namentlich dag norddeutſche, öfterreichifche und fächfiiche Geſetz an den 
Inhalt der Statuten ftellen, eigentlich nur auf die höchſt ausgebildeten 
Vereine Anwendung finden fünnen. 

Der Gedanke, für den Inhalt der Statuten gejetlihe Vorſchriften 
zu erlafjen, gehört in der That erft der Epoche an, wo man anfängt 
zu veritehen, daß die Vereine Organe des Gelammtlebens find, und 
daß daher die Etatuten ihrem wahren Weſen nad einen Theil des 
öffentlihen Rechts bilden. Je Harer dieß wird, deſto ausführlicher 
find die Forderungen der Vereinsgeſetze an dieſen Inhalt der Etututen. 
Daher auch der mefentliche Unterſchied zwiſchen der engliſchen, fran: 
zöſiſchen und deutſchen Geſetzgebung in diefem Punkte. 

Die engliſche Geſetzgebung ſagte bisher über die Nothwendigkeit 
und den Inhalt der Statuten gar nichts, weil England den Verein 
als Organ der freien Verwaltung I Woeh WeGhh. Das was in 
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diefer Richtung gefordert werden muß, wird durch die parlamentarifche 
Genehmigung bei der Incorporation erfeßt. Erſt die Alte von 1862 
ſchrieb genau den Inhalt der Statuten (Rules) vor, denen ganz offen« 
bar das deutſche Handelögefeg zum Grunde lag, und benen eben befe 
halb auch die einfeitige Beziehung auf die Erwerböverhältniffe anklebt. 

Die franzöfiiche Gefegebung ſagt auch nichts über die Statuten, 
meil fie den nothwendigen Inhalt berfelben durch die Vorſchriften der 
Geſetze ſelbſt erfegt glaubt. Name und Begriff der „Statuts““ Fam 
mie nur beiläufig vor, felbft im Gefeh von 1867. Es ift fein Ziveifel, 
daß die Statuts nur als „Stipulation“, alfo als ein privatrechtlicher 
Vertrag aufgefaßt werden. 

Das deutfche Recht dachte und denkt fi) (Zöpfl, Befeler) unter 
„Statuten“ noch größtentheild die öffentlich rechtlichen Ordnungen der 
Körperfchaften. Im Handelsgeſetzbuch kommen (daher?) Begriff und 
Name noch gar nicht vor; an feiner Stelle erfcheint der „Geſellſchafts⸗ 
vertrag” $. 209. 210, der wieder nur auf bie Aktiengefellichaften Ans 
wendung findet. Als nun die deutſche Gefeggebung ihren Gefichtäfreis 
bis zu den Erwerbögenofjenfchaften erweiterte, wurden die Vorſchriften 
des Handelsgeſetzbuchs einfach auf alle Vereine übertragen. Das war 
wieder falſch; denn es ift ganz unpraftifh, Statuten in biefer Aus—⸗ 
führlichfeit von jedem Verein zu verlangen. Es ift fein Zweifel, daß 
man auch babei nur die Erierbövereine im Auge hatte. Doch hat 
namentlih das ſächſiſche Geſetz dabei einen viel freieren Standpunkt 
eingenommen. 

Im Allgemeinen nun erſcheint im gegenwärtigen Stanbpunft 
diefes Theiles der Vereinsgefeßgebung die Sache fo, daß die letztere 
durch die Ausführlickeit ihrer Anforderungen den Statuten felbft die 
Aufgabe zumeist, die Vereinsgefeßgebung faft überflüffig zu machen. 
Denn merfwürbiger Weife ift die Frage überhaupt nirgends berührt, 
was Rechtens ift, wenn die Statuten den geſethlichen Anforderungen 
nicht genügen. Wird bie Bildung des Vereins dadurch unmöglid, 
fo hätte dieß nicht bloß ausdrücklich ausgeſprochen, ſondern aud ein 
Drgan aufgeftellt werden müſſen, welches dieß ausſpricht. Entſteht 
dagegen die Verpflichtung, die betreffenden Beſtimmungen nachzutragen, 
fo hätte ein beſtimmtes Verfahren daſür vorgeſchrieben werben müſſen. 
Sol endlich der Verein trog mangelhafter Statuten conſtituirt fein, 
To fehlt Gefeßgebung und Theorie, nad) denen die Ausfüllung des 
Mangels Play greifen könnte. 

Das Näcftliegende nun war allerdings die Feftftellung berierinen 
Punfte, tele in den Statuten fo weſentlich find, vo sine Te er 
Berein überhaupt nidt als beftehend anertannt werten Tomn. Ex 





daran konnte fi die klare Beftimmung besjenigen anfchließen, was 
von Eeiten des ftaatlichen Rechts zu geichehen bat. 

Diefe Punkte liegen nun offenbar im Wejen des Bereins. Dieſes 
Weſen ift aber ein boppeltes. Es ift zuerft ein allgemeines, für alle 
Bereine gültiges; dann ein befonveres, das durch die Art des Vereins 
geſetzt if. Wir unterfcheiven demgemäß den abfoluten inhalt ber 
Statuten, und den durch die Art des Vereins beftimmten. 

Der abjolute Inhalt ift derjenige, der durch die Elemente des 
Vereins geforbert wird. Diefe find nad) dem Begriff des Vereins das 
geiftige, das wirtbichaftlihe und das perjünliche Element. Demnad 
muß jedes Etatut enthalten: zuerft den Zweck — die Seele des Vereins; 
dann bie durch die Mitglienfchaft eingegangenen Verpflichtungen — 
den wirtbichaftlichen Körper; dann den Sit und Namen des Vereins 
— die rechtliche Perjönlichkeit. Dieſes find die abfoluten Bebingungen 
eines Statut3 und für jede Pereindart unabiwendbar nothwendig. 
Wir jagen daher, daß jede Conftituirung nichtig ift, die nicht wenig: 
ſtens jene Punkte in den Statuten enthält. 

Was nun den durch die Art des Vereins bedingten Anhalt der 
Statuten betrifft, jo muß derfelbe nad der Natur diefer Art in der 
Weiſe beitimmt werden, daß die für die beſondere Funktion der Vereine: 
art nothivendigen Bedingungen darin enthalten find. Diefe Bebin: 
gungen bedürfen nun weſentlich nur für die volfswirthichaftlichen 
Elemente eine genauere Bezeichnung. Dahin gehören zuerft die Be- 
ftimmung über die Leiftungen am Kapital und zweitens diejenigen 
über die Haftung der Mitglieder, wonach ſich die meiteren Con: 
fequengen für die einzelnen Arten — Kreditvereine, Erwerbsgenoſſen⸗ 
haften, Arbeitervereine u. |. w. — von jelbft ergeben. 

Wenn daher der Zived des Vereins denfelben in eine diefer Arten 
verweist, fo muß das Etatut auch Betheiligung und Haftung genau 
angeben. Iſt das nicht gejchehen, fo erjcheint ein Verein wiederum, 
wenn er auf Grundlage folder Statuten conftituirt ift, als nichtig. 

Ale übrigen Punkte, namentlid alle Beftimmungen über Bor: 
ftand, befchließende Gewalt und ihren Organismus, Wahlreht, Etimm: 
recht, Generalverfammlung, Auflöfung, Vertretung u. |. w. find nicht 
mehr abjolut nothmwendig; denn fie können und follen durd ein all: 
gemeine® Vereinsrecht in der Weife beftimmt werden, daß diefes Ver: 
einsgeſetz fie erfeht, wenn fie fehlen. Allerdings aber kann es als im 
Intereſſe des Vereinsweſens liegend und mithin ala zweckmäßig an: 
gelehen werben, daß jeder Verein diefe Punkte in feinen Etatuten 
aufführe Hat er das wit aeihon — fehlen 4. B. Angaben über 
bie Wahlen, Beichlüfie u. J. w. — \o it vie Tonlaiiteung Veit darum 
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nicht nichtig, allein die Regierung hat die Etatuten zurüdzugeben mit 
dem Auftrag, diefe Punkte auszuführen und in der nächſten Generals 
verfammlung zum Beichluffe erheben zu laſſen. Geſchieht das nicht, 
fo muß die Behörde eine gerichtliche Erklärung erwirken, durch melde 
die Vereinsthätigeit fo lange fuspendirt wird, bis die Statuten 
volftändig find. Der Gedanke, welcher den deutſchen und franzöfifchen 
Geſetzen zum Grunde Tiegt, ift offenbar der, daß dieſe Siftirung ftatt 
von dem Gerichte direkt von ber Regierung ausgehe. Wir find der 
Ueberzeugung, daß hier eine gerichtliche Funktion allein geeignet ift. 
Freilich ift dafür ein ſyſtematiſches, alle Arten des Vereinsweſens ums 
fafjendes Geſetz nothwendig. 

Von dieſem Standpunkte aus muß auch die Frage beurtheilt 
werden, was Rechtens iſt, wenn ein Verein ſtatt Eines Zweckes 
mehrere Zwecke in ſeine Statuten aufnimmt. Seinem Begriffe nach 
kann der Verein nur Einen Zweck haben; ein Verein, der ſich mehrere 
Zwecde vorſetzt, iſt daher an und für ſich nichtig. Die Vielheit der 
Zwecke aber erfheint erft dann, wenn bie im Statut angegebenen 
Zwecke nicht gegenfeitige Bedingungen der Ausführung find, Es muß 
angenommen werben, daß zu dem Vereinszwecke alle diejenigen Auf⸗ 
gaben gehören, auch wenn fie nicht beſonders bezeichnet find, melde 
wirthſchaftliche Vorausſetzungen und Erfüllungen des Vereinszweckes 
enthalten. Ob das ber Fall ift, wenn mehrere Bivede angegeben 
werben, fann in leßter Inftanz nur das Gericht entſcheiden. Doch 
muß die Regierung das Necht haben, den Verein fo Iange zu filtiren, 
bis derfelbe entweder den Anforderungen berjelben in dieſer Beziehung 
nachgegeben, ober da8- Gericht entſchieden hat. 

Dafielbe gilt von dem Falle, wo der Zweck von der Regierung 
als ein verbotener oder gefährlicher angefehen wird. Natürlich 
fallen dieſe Punkte ſchon unter das ſtaatliche Recht, und wir kommen 
deßhalb auf diefelben zurück. 

4) Die Mitgliedfgaft und ihr Red. 

Die Mitglievfhaft und ihr Recht empfangen nun eine weſentlich 
andere Behandlung, fobald man ftatt einer einzelnen Vereinsart wie 
bisher das ganze Vereindtvefen zum Grunde legt. Bis jet hat man 
fie in der That nur vom Standpunkt der aus der Mitgliedſchaft ent: 
fpringenden wirthſchaftlichen Rechte und Pflichten betrachtet; troß ihrer 
großen Bedeutung bilden die Iegteren aber doch nur einen Theil des 
Ganzen, und e3 ift unfere Aufgabe, das richtige Verhältnig wenigkeos 
im Princip anzubeuten. 

Während naͤmlich bie Statuten das abftratte yerinlige Element 
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im Verein — den organiſirten Zweck — enthalten, bilden die Mit⸗ 
glieder den perſönlichen Körper deſſelben. Aus dieſer ihrer Stellung 
ergeben ſich nun folgende Geſichtspunkte für dad Recht der Mit⸗ 
gliedſchaft. 

Erſter Grundſatz iſt, daß ein Verein nur dann conſtituirt iſt, 
wenn er Mitglieder hat. Ueber die Zahl derſelben ſchweigt das deutſche 
Recht. Das engliſche hat ſeit der Bubbles Act als Minimum ſieben 
geſetzt; das franzöſiſche Geſetz von 1867 bat dieſe Zahl angenommen. Für 
das Vorhandenſein verfelben ift allervings eine beftimmte Erklärung 
nötbig. Hier aber tritt bereits die Art des Vereins mit ihrer Wirkung 
ein. Für alle Altiengejellihaften wird diefe Erflärung in dem 
Kauf einer Aktie befteben; für alle Kreditvereine dagegen muß eine 
perſönliche Erflärung der Mitgliedfchaft gefordert werben, weil ſich an 
diefelben die Haftung anjchließt; für alle andern Vereine genügt eine 
mündlide Erflärung. Jedoch muß auch diefe Mitgliedſchaft conftatirt 
fein. Der Alt der Zuftimmung zur Gonjtituirung ift zugleich die Er 
Härung, Mitglied zu fein. Die Kenntniß der Mitglieder ift nur in 
jo fern und fo weit nothwendig, als fie die Bedingung für die Ein: 
forderung der Leiftung ift. Wo diefe daher auf einer Aftie oder einem 
Antheilsichein beruht, iſt fie überhaupt weder nöthig noch möglich, 
fonvdern es ift Sache des Mitgliedes, fich felbit als folhes zur Kennt: 
niß zu bringen. Eine allgemeine Vorſchrift, daß der Verein feine 
Mitglieder beftändig kennen folle, ift daher verkehrt; es iſt das feine 
Sade; nur muß er fähig jein, das Vorhandenfein der Mitgliepfchaft 
zu conftatiren. Die Form dafür ijt bei allen Vereinen die Beitimmung 
über die Bedingungen, unter denen die Vereindmitglieder an ber 
Generalverfammlung Theil nebmen. Darüber muß daher eine Be: 
ftimmung getroffen werben, am beiten in ven Statuten jelbit. 

Der zweite Grundjaß tjt die Freiheit der Mitgliedſchaft, welche 
ihrerjeit3 im Wejen des Vereins liegt. Dieje Freiheit erjcheint als 
das Recht des Eintritts und des Austritts. Ein Berein bat nie 
das Recht, den Eintritt einem Dritten zu veriveigern, wenn berfelbe 
die Bedingungen erfüllt, die derfelbe felbft gejegt bat. Eine Aufnahme 
durch Abjtimmung madt aus dem Verein eine Gejellichaft. Eben jo 
bat fein Berein das Recht, den Austritt zu hindern. Er fann die 
Mitgliedſchaft auch nicht zeitlich beftimmen. Wohl aber fann er bie 
Zeiftungen, die mit der Mitgliedfchaft verbunden find, auf eine be 
ftimmte Dauer erjtreden. Iſt das nicht gefcheben, fo gelten die Ber: 
pflidtungen pro rata der Zeit der Mitglievfchaft. 

Was die Form des Ein: und Austritts betrifft, jo treten bier 
nun die Arten des Wereind more en. Beten anfelligen und 





den meiften geiftigen, fo wie bei ben Unterftügungöereinen genügt 
die Erflärung, an denfelben Theil nehmen zu wollen. Bei den wirth⸗ 
ſchaftlichen Vereinen muß entweder eine Theilnahme am Kapital (durch 
den Kauf einer Aktie) ober eine formelle Erklärung der Haftung ſtatt⸗ 
finden. Bei den Hülfävereinen und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften erſcheint 
der Eintritt ald Einlage; bei den Arbeitsaſſociationen zugleich als 
Uebernahme der Arbeit. Der Austritt hat eben fo viele Formen; 
weſentlich reduciren fich diefelben auf den Verkauf des Antheils oder - 
die Erflärung des Austritted. 

Der dritte Grundſatz ift die Gleichheit ber Mitgliever. Ein 
Verein kann feinem Weſen nach feine Ungleichheit derfelben anerkennen. 
Die Geſchichte der Aktiengeſellſchaften beginnt allerbings mit dem 
Grundſatz, daß die volle Mitgliedſchaft von einer gewiſſen Zahl von 
Altien abhängt; ein höchſt interefjantes Beifpiel dafür ift das Statut 
der Oſtindiſchen Compagnie, die 1722 in den öſterreichiſchen Niebers 
landen errichtet ward. Hier hatte erft der Beſitzer von 12 Aktien 
einfache Stimmfähigteit, 50 Aftien gaben zwei, 100 Aktien und bar 
über gaben drei Stimmen; Ausländer hatten fein Stimmrecht (Mailath, 
Geſchichte de öfterreichiichen Kaiferftants, Bd. IV, ©. 530). Aehnliche 
Beftimmungen tieberholen ſich in jener Zeit vielfach, und ziehen ſich 
in ben großen Aftiengefellfchaften bis auf unfere Zeit hinab. Der Iehte 
Reft des früheren Principe, daß ein rechtlicher Unterſchied zwiſchen den 
Befigern von wenig und viel Aktien ftattfinden folle, ift in dem neueren 
franzöſiſchen Geſetz von 1867 aufgehoben; jeder Antheilpaber hat 
die gleihe Stimme. Der Grundſatz, daß jeder Verein feine Statuten 
ohne Beftätigung feftftellen Tann, follte daher, was in den beutfchen 
Gefegen nicht normirt ift, dahin beſchränkt werben, daß eine Aufhebung 
des gleichen Stimmrecht? durch die Statuten nichtig ift. Die Folge 
diefer Gleichheit find nun bie leitenden Grundſätze für jeden Verein. 
Sie find: das Princip des Stimmredhts, des Wahlrechts und 
der Wahlfähigkeit für jedes Mitglied; kein Verein kann Ber 
dingungen ftellen, welde dem einmal eingetretenen Mitglieve dieſe 
Rechte nehmen ober beſchränken. Hier find alle Vereine gleich. Anders 
ift es in dem folgenden Punkte. 

Was nämlich die Haftung der Mitglieder gegenüber Dritten ber 
trifft, fo ift diefelbe je nach der Art der Vereine verfchieven. Und in 
der That eröffnet ſich eigentlich erft hier das Gebiet der bisherigen 
Geſetzgebung, das ſich wieder nur auf die wirthſchaftlichen Vereine bes 
ſchränkt hat. Hier nun müffen wir auf dad Syſtem der Wereine wer 
weifen; denn bie Haftbarfeit wird zuleit ftet® wurdg Wie Notar vet 

Gtein, bie Berwaltungelehre. 1. 8. \5 
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einzelnen Vereins art beftimmt, und man lann fie mit wenigen Worten 
feftitelfen.” Für alle Altienvereine gebt die Haftbarleit bis zum vollen 
Rominalbeirag der Aktien; bei allen Krebitvereinen tritt bie belle, 
aber jubfiviäre Haftung der Mitglieber ein; eben jo bei Arbeiternereinen. 
Bei den Unterſtützungs⸗ und geiftigen Bereinen dagegen baftet das 
Mitglied nur für feinen Beitrag. Die große Frage, ob bei Aktien, 
die nicht voll eingezahlt find, die Haftung für den Reſt eine folivarifche 
Haftung jedes Altienbefiterd mit dem ganzen Reſt, oder nur eine 
Haftung pro rata ijt, jo daß die zahlungsfähigen für die nicht zah⸗ 
Iungsfähigen bis zum Belaufe des ganzen Nominalbetrages haften, ift 
gefeßlih nicht entſchieden, theoretifch, fo viel wir ſehen, gar nicht 
einmal berührt. Dagegen ift fie für die Genofjenfchaft erledigt. 
(preußifches Gefeß, $. 12.) Ueber die Frage, ob einer Klage auf 
Zahlung der reitivenden Aktienbeträge gegen Einzelne ein Ratenzahlung 
beichluß einer Generalverfjammlung vorausgehen müſſe — nichts. Wir 
find der Meinung, daß die Exception, es fei feine Ratenzahlung au 
geichrieben, nicht zuläflig ift, wenn die Geſellſchaft ſelbſt ſich auflöst, 
und fo lange fie felbft mit ihrem Vermögen noch zahlungsfähig iſt. 
Ueber die Frage, ob und mann ein Verein zur Einforderung der 
Ratenzahlung genöthigt werden fann — nidte. Dffenbar muß dieß 
durch ein gerichtliches Urtheil erfannt werben fünnen, auch wenn bas 
Petitum einer Klage nicht darauf lautet, ganz gewiß beim Concurs 
(. unten). Ueber die Frage, was Rechtens iſt, wenn ſich der Verein 
weigert oder fich fein Drganismus auflöst, um den Beichluß zur 
Ratenzahlung nicht zu faflen, ift wieder nichts beftimmt. Der $. 222 
des Handelsgeſetzbuchs ift auch dafür volllommen ungenügend und mit 
feiner Beichränfung auf 40 Proc. unfrer Ueberzeugung nad geradezu 
falſch. Unzweifelbaft bat das Gericht in foldem Falle das Recht der 
Entſcheidung. Man wird fagen, daß es unpraftiih ſei. Erſtlich ift 
das für das Necht gleichgültig, zweitens ift jenes keineswegs immer der 
Fall, drittens ift es oft auch „unpraktiſch“ bei der Solidarhaft und 
beftebt doch zu Recht. Hier wird nur eine eingehende Jurisprudenz 
des Vereinsrechts diefe Fragen meiter führen. Das aber erfcheint 
Ihon hier ald allgemeine Conjequenz der obigen Bemerkungen, daß 
der weſentlichſte Unterfchieb zwiſchen dem Vereinsrechte der Arten ber 
Bereine gerade in den Beſtimmungen, theild über die rechtlichen Be: 
dingungen des Eintritt? und Austritt, theild aber in ihren rechtlichen 
Folgen, hauptſächlich in den Beitimmungen über die Haftbarkeit, welche 
mit Eintritt und Austritt ſich ergibt, beſteht. Faſt alle anderen 
Bunkte find für alle Mrten ver Vereine gemeinfam. Das Folgente 
wird das im Einzelnen zu jean Sceqenet hen, 





5) Die Aufldfung bes Vereins. 

Auch für die Auflöfung des Vereins muß, bei dem Mangel aus 
reichender Beftimmungen, das Weſen des Vereins als vorzüglich maß ⸗ 
gebend erfcheinen. 

Die Auflöfung des Vereins Tann auf einer dreifachen Grundlage 
Rattfinden. Sie kann eine geſehliche ober ftatutenmäßige, fie kann eine 
von dem Verein felbft befchlofiene, und fie kann endlich eine natürliche 
fein. Darüber ift man wohl leicht einig. Die weitere Frage ift dann 
die, in welder Form fie ftattfinden muß und von welchem Moment 
an fie eintritt. 

Auch hier nun finden wir wieder den Sat beftätigt, daß, währenb 
die Natur ded Vereins an ſich die allgemeinen Grundfäge enthält, die 
befonveren Beftimmungen aus den Arten bes Vereines folgen, und 
daß wir eben deßhalb Geſetze und theoretifhe Unterfuhungen nur 
über diejenigen Arten befigen, welche wirthſchaftlich von befonderem 
Intereſſe find. Was die ſtaatliche Auflöfung betrifft, fo kommen wir 
unten zu berjelben. 

Die geſetzliche Auflöfung — von der polizeilichen wohl zu 
unterſcheiden — tritt ein, wenn ber Verein nicht mehr die Bebingungen 
befigt, um feinen Zweck zu erreichen, und bie einzelnen Mitgliever auch 
mit ihrem Willen diefe Bedingungen nicht erfegen können. Die erfte 
diefer im Weſen des Vereins gegebenen Bedingungen ift allerdings das 
BVorhandenfein einer Mehrheit von Mitgliedern. Das Geſetz follte 
auch in Deutſchland beftimmen, wie in England und Frankreich, daß 
eine Zahl (etiva 7) von Mitgliedern nöthig if. Die zweite ift bad 
Borhandenfein des Zwedes. Der Verein muß mit dem Verfchtoinden 
defielben ſich auflöfen. Die dritte ift die gejeglih oder ftatutenmäßig 
geſetzte Dauer des Vereins. Die vierte ift das Vorhanbenfein der 
wirtbfchaftlihen Bedingungen. Hier ift dad Geſet bekanntlich in zwei 
Fällen fehr beftimmt; erftlih bei ben Unternehmungövereinen aller 
Art, indem die Auflöfung erfolgen fol, fo wie das Kapital entweder 
ganz oder zum größten Theil erſchöpft ift; zweitens im alle des 
Concurſes, des wirthſchaftlichen Todes der Vereinsperfönlickeit. Es 
gehen hier bie Geſehe meiftens ſogar fo weit, den „Vorſtand“ für die 
rechtzeitige Auflöfung nicht bloß im Allgemeinen, mie das Handeld- 
gefehbuch 8. 240, fondern fogar mit Drbnungsftrafen, wie die neuen 
Gelege, verantwortlich zu machen; rechtzeitig heißt dabei ein Beitpunft, in 
welchem die Zahlungsfähigeit des Vereins noch eben geſichert ift. Je: 
doch ift dieß früher nur für Altien« und erft in neuelter Je doð Wit 
Erwerbsvereine beftimmt worden. Für alle anderen Arten ver Vereine 
befteht Feine gefeßliche Borfchrift. Dffenbar mug für alle war wer 
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Fall des Concurfes gelten; der erfte Fall ift nur eine Beftimmung ber 
Krebitgejeßgebung, und eben deßhalb naturgemäß auf bie Unter 
nehmungsvereine befchräntt. Dagegen wird ein dritter Fall alsdann 
eintreten, wenn ber Berein die Verpflichtung übernommen bat, eine 
beftimmte Aufgabe der Verwaltung zu erfüllen. Hier wird der Negel 
nach eine Frift geftellt fein; ift fie nicht gegeben, fo muß die Verwal⸗ 
tung dad Recht haben, fie zu jeßen; und wenn ber Berein dieſelbe 
nicht inne bält, jo kann man nicht zweifeln, daß die Verwaltung das 
Net haben muß, ihre Ueberlafjung an den Verein zurückzunehmen. 
Damit verfchtwindet der Zived, und der Verein erjcheint als aufgelöst. 
Dieß find die Fälle der geſetzlichen Auflöfung. 

Die freie Auflöfung bes Vereins burch den Beſchluß feiner Mit: 
glieder kann ſtets eintreten, gleichviel ob die Statuten den Fall vor 
gefehen haben oder nicht. Negel ift die Feſtſtellung einer beftimmten 
Majorität für die Auflöfung; was ift Rechtens, wenn eine foldhe nicht 
vorgejchrieben iſt? Offenbar ift es naturgemäß, daß hiefür eine größere 
Majorität gelten jollte; die Gegenwart der gefammten Mitglieder, oder 
eines bejtimmten Theiles derjelben iſt dagegen nicht nothwendig; doch 
ift Har, daß die Auflöfung ausdrüdlich ala Gegenftand der Verhandlung 
befannt gemacht fein muß; fonft ift der Beſchluß nichtig. 

Die natürliche Auflöfung erfolgt dur Austritt der Mitglieder. 
Gin jeder Verein follte aufgelöft werden, wenn die Zahl der Mitglieder 
nicht mehr als das Doppelte der Zahl des Vorftandes beträgt. Iſt 
feine geſetzliche Zahl vorgeichrieben, fo ift es Sache des Vorftandes, 
einer dazu berufenen Berfammlung auf Grundlage des Eachverhaltes 
die Frage vorzulegen, ob fie den Auflöfungsbeihluß vornehmen wolle, 
und die Auflöfung wird eine freie. Kann ein folder Fall aud bei 
Aktiengefellfchaften eintreten, bei denen die Austrittserflärung nicht zu 
conftatiren ift? Wir glauben nicht; fondern bier wird die gefeßliche 
Auflöfung bei gänzlichem oder theilweifem Verluft des Kapitals einzu: 
treten haben. 

Diefe Fälle find nun alle im Grunde einfach. Schwieriger find 
die Form und die Folge der Auflöfung. 

Man muß annehmen, daß tie die Conftituirung, jo auch die Auf: 
löſung nur in einer dazu beitimmten G©eneralverfammlung gejcheben 
fünne. Iſt der Grund der Auflöfung ein gejeglicher, fo bat der Vor: 
ftand auf Grundlage feines Bericht3 die Auflöfung zu erklären. Bei 
der natürlichen Auflöfung tritt gleichfalls eine Erflärung ein, wenn 
eine gejetliche Zahl vorgefchrieben iſt. Mit der geichehenen Erklärung, 
beziehungsweiſe mit der auf Aulliiiung richteten Abftimmung legt der 
Borftand feine Stele wieder. Men do mt ken ER u wi 





ſchaftliche Verhältni nicht aufgehoben ift, fo tritt ein neuer, felbftän- 
diger Proceß, bie Liquidation, ein. ft die Auflöfung durch Concurs 
erfolgt, fo geſchieht fie gerichtlich; ift fie eine freie, fo muß die Liquie 
dation durch gewählte Mitglieder geſchehen; wählt der Verein folde 
nicht, fo hat das Gericht fie zu beftellen. 

Es war nun fehr natürlich, daß die Gefehgebung die Grundfäge 
diefer Auflöfung zunächſt und genau bei ben Unternefmungövereinen 
beftimmt bat. Man hat die Verhältniffe der übrigen Vereine über 
gangen. Es ſcheint aber fein Zweifel, daß biefelben Grundfäge für 
jeben Verein gelten müffen, und daß die Mobificationen nur durch 
die wirthſchaftliche Form der Theilnahme bebingt werben; und daß daher 
eine Reihe von weſentlichen Verfchievenheiten fi) bei den Aftiens und 
Grebitvereinen ergeben. Der erſte Blid auf die betreffenden Geſetze 
zeigt uns daher auch, mit welcher Genauigkeit gerabe dieſe Beſtimmun⸗ 
gen geſetzlich getroffen find. Bei mangelnden Vorſchriften wird es 
namentlich Aufgabe der Jurisprubenz fein, diefe Grundſähe aud auf 
Arbeits: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften anzuwenden. 

Das nun find die Rechtsſätze, deren Geſammtheit das Recht der 
Perjönlichkeit des Vereins bildet, fo weit fie in ber perfönlichen Natur 
des Vereins felber liegen. Das zweite Gebiet entfteht dagegen, wenn 
man bieje Perfönlichteit in ihrem Verhalten zum Staat betrachtet. 


B. Das öffentliche Recht des Vereins als Perſönlichteit. 


Das Folgende nun, indem es mit ber biöherigen Auffaffung der 
bier einſchlagenden Fragen nicht immer übereinftimmt, bedarf wohl 
einer felbftändigen Begründung. 

Allerdings find der Verein und feine Bildung ihrem Weſen nach 
frei. Leicht ſchließt fi daran die VBorftellung, daß demgemäß der Staat 
wenigſtens bei der Bilbung des Vereins feine Aufgaben oder gar Rechte 
babe und haben dürfe, und daß jede Berechtigung, die man für bie 
Regierung in Anſpruch nimmt, eine Beſchränkung der Freiheit fei. 
Diefe Vorftelung nun dürfen wir jegt eine Biftorifche nennen. Die 
Geſchichte zeigt und bei den Vereinen diefelbe Erfcheinung, wie bei 
der Selbftverwaltung, da da, wo Jahrhunderte hindurch feine Freiheit 
war, biefe Freiheit, wo fie entfteht, ſtets zuerſt als reine und faft unbes 
dingte Negation jeder ftaatlichen Einwirkung ſich geltend macht. Wir 
ftehen noch vielfach auf diefem Standpunkt. So wie dagegen auch dem 
Nechte des Vereinsweſens der Gedanke zum Grunde gelegt wird, daß 
der Berein ein jelbftändiges, eigengeartetes Drgan der freien Vera 
tung ift, fo ergibt ſich eine andere Auffaffung, Ber Verein nam 
tritt mit feinem Sivede und feiner Xhätigleit in das Geommilen und 
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das Öffentliche Intereſſe hinein; er wird eine Macht, er wird unter 
Umftänden eine Gefahr; der Einzelne vermag nicht immer fidh vor ihm 
zu hüten; die Vertwaltung aber muß ihn als einen Theil ihrer felbft 
aufnehmen. Beide Gründe maden die unbedingte Freiheit des Ber: 
eins organiſch unmöglich; hat fie nicht einmal das Einzelne, fo hat fie 
noch weniger die Bereinigung deſſelben. Es muß daher ein beftimmt 
geordnetes Verhältniß zwilchen der Regierung und dem Bereine ftatt- 
finden; es find das zwei große Organismen für denfelben Zweck, und 
e3 muß dieß Verhältniß daher rechtlich beitimmt werben. Dieß Rechte 
verhältniß iſt das ftaatlide oder Öffentliche Recht des Vereinsweſens, 
und berjenige Theil defjelben, der fi) auf die Verfönlichleit des Vereins, 
noch abgejehen von feiner Thätigkeit, bezieht, ift das öffentliche Hecht 
der Bereinsperfönlichkeit. 

Die Aufgabe dieſes Rechts iſt e8 nun, die allgemeinen Grundſätze 
des Rechts der Oberaufficht über die freie Verwaltung überhaupt auf 
die Bildung des Vereins zur Anwendung zu bringen. Diefelben be 
zieben fih auf die Gründung, die Anerfennung und die Auf: 
löfung des Vereins. 





1) Die Cherauffiht und die Gründung der Bereine. 


Mir haben fchon oben die Freiheit der Vereine als aus dem Weſen 
derfelben folgend gelegt. Aber gerade dieſe Freiheit enthält die Mög: 
lichkeit, daß der durch die Selbitbeftimmung des Einzelnen gefeßte Zived 
mit dem Nechte in Widerfprud trete. Es ift daher gar feine Frage, 
daß es rechtswidrige Vereine geben kann. Und bei vielen beginnt die 
oberauffehende Gewalt und ihr Recht. 

Freiheit des Vereinsweſens bedeutet demnach den Sat, daß 
die Gründung jever Art des Bereind von dem Willen und Ermeflen 
der Regierung nicht an und für ſich abhängig fein ſoll; nicht aber vie 
Freiheit, Vereine für jeden denkbaren Zived zu gründen. Indem nun 
der Zweck ein rechtötwidriger fein Tann, jo folgt, daß die Verwaltung 
nicht bloß das Recht, fondern auch die Pflicht haben muß, Vereine mit 
rechtswidrigem Zwecke zu hindern. 

Das ift feine Frage. Fraglich dagegen ift, wer über die Rechts: 
mibrigfeit des betreffenden Vereins zu entjcheiden bat. 

Zuerft nun Tann das Geſetz gewiſſe Zwecke als ſolche erklären, 
für welche feine Vereine gebildet werben dürfen. Solche Vereine nennen 
wir verbotene Vereine. 

Dabei entiteht die Frage, ob es überhaupt richtig ift, daß das 
Geſetz gewiſſe Vereine verbiete. Wir glauben: nein. Und zwar befhalb 
nicht, weil ein Verein mit einem an ih teiauniuigen Bel — 3.B. 
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Berein für den gewaltfamen Umſturz der Verfaſſung — ohnehin ver ⸗ 
boten ift, ein Berein mit einem nicht an ſich rechtswidrigen Zweck 
geſetzlich keinen Grund eines Werbotes enthält. 

Für den erftern diefer Fälle ift num auch gegenüber der Gründung 
des Bereind Stellung und Verfahren der Regierung Mar. Sie verhält 
ſich zu dem Verein wie zu jedem, durch Urheber und Miturheber vers 
fuchten Verbrechen. Ein folder Verein fällt daher einfach unter bie 
gerichtliche Polizei, in deren Dienfte die Sicjerheitöpoligei arbeitet. 
(Bol. Polizeirecht Bd. IV.) 

Im zweiten Falle Tann jevod bie Gründung eines Vereins, obs 
gleich an ſich durchaus rechtmäßig, wie die Handlung jedes Einzelnen. 
eine öffentlihe Gefahr enthalten. Es ift fein Zweifel, daß bie 
Sicherheitspolizei alles, was eine öffentliche Gefahr bringt, unterfagen 
und hindern kann. Es ift fein Grund denkbar, von diefem Grundſatz 
die Vereine auszunehmen. Es ift daher in ber That nicht abzufehen, 
wie man der Sicherheitäbehörbe das Recht weigern will, die Gründung 
von Vereinen wegen ihrer Gefährlichkeit zu verbieten. 

Zunächſt freilich ergibt fi), daß es feine Gefahr gibt, die abfolut 
dauernd wäre. Es folgt daher, daß das polizeiliche Verbot nie ein 
abfolutes fein Tann, fondern daß es die Gründung des Vereins ſtets 
nur zur Zeit verbieten kann. Das ift der formale Unterfchied zwifchen 
dem rechtlich und dem poligeilich verbotenen Vereine. 

Dann aber folgt, daß die Eriftenz der Gefahr ſtets und unab⸗ 
weisbar eine Sache des indivibuellen Ermeſſens der Behörde ift. Da- 
mit ift dann die gefammte Vereinsbildung unter das letztere geftellt, 
und formell die Freiheit der leßtern aufgehoben. Es kommt alfo darauf 
an, beides zu vermitteln. 

Das nun gefchieht, indem man vorfchreibt, daß das polizeiliche 
Verbot eines Vereins erſtlich ein motivirtes, und daß e8 zweitens 
ein zeitlich begränztes fein muß, mit beftimmter Beziehung auf bie 
Thatfachen, welche die Gefährlichkeit des Vereins enthalten. Weßhalb 
das öfterreidhifche Vereinsgeſeh $. 6. 7. einen Termin von 4 Wochen 
für die Unterfagung fordert, ift durchaus nicht abzufehen; bei wirklicher 
Gefahr muß die Unterfagung offenbar fogleich erfolgen; daß der Verein 
nad $. 7 vier Woden warten muß, ehe er feine Thätigleit beginnt, 
iſt durch gar nichts mehr motivirt. 

Das hierin liegende Princip, dem polizeilichen Verbote ſeinen 
individuellen, zufälligen Charafter zu nehmen, empfängt feine Anerken⸗ 
nung dadurch, daß die Gründer gegen ein ſolches Verbot das Rex 
mittel der Beſchwerde haben. Eine Klage tönnen Tee wiht gehen, 
weil mit dem polijeilichen Verbot an ſich tein Gele verlegt T. Web 
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wäre nur dann der Fall, wenn bafielbe ſich auf ein Geſetz beruft, ober 
wenn e3 ein unbegrängtes Verbot wäre. In beiden Fällen wäre eine 
Klage gegen die Behörde beim Gericht motivirt. Sonſt fteht nur der 
Weg der Beichiverbe offen. 

Das erlaflene polizeiliche Verbot aber bezieht fi) dann nicht bloß 
auf die Conftituirung, fondern auch auf die Gründergeſellſchaft. Aller 
dings nur auf die Gejellichaft; die indivibuellen Beitrebungen fallen nie 
unter dad Verbot. 

Die Principien des ſtaatsbürgerlichen Gehorſams verpflichten nur 
zur Befolgung des Verbotes. Gegen die Webertretung treten Ordnungs⸗ 
ftrafen ein. Durch dad Verbot wird aber die Gründergefelihaft nicht 
aufgehoben, jondern nur in ihrer Thätigfeit fiftirt. Das von ihr 
bereitö Gejchebene behält daher feine Kraft. Hatte die Geſellſchaft 
einen Borftand, fo bleibt er, und feine Funktion ruht nur. Iſt ein 
Termin geſetzt, fo tritt derjelbe ohne eine Wahl ein, wenn jener ab» 
gelaufen ift. 

Diefe Unterfcheivung von rechts- und von polizeilich verbotenen 
Vereinen ift ftrenge feit zu halten. Das franzöfiiche Recht zeigt ung, 
wie weit man die Vereinsfreiheit beichränten fann, wenn man viejelbe 
verwifcht. Die deutſche Geſetzgebung bat eigentlich die ganze Frage ſeit 
dem Bundesbefchluß von 1854 nur in Beziehung auf die politiichen Vereine 
in Erwägung gezogen, und fich in neuelter Zeit bei der völligen Frei⸗ 
gebung der Vereine beruhigt; jo meit, daß fogar die Bildung von 
Altienvereinen ganz freigegeben if. Kann es gar feinen Altienverein 
geben, der gefährlich wäre? Und wird man bezweifeln, daß ein folder 
polizeilich filtirt werden könnte? — In den meiften Yällen übrigens 
ſchwebt der Geſetzgebung noch die mehr oder weniger klare Borjtellung 
von dem Unterjchieve von politiichen und nicht politiichen Vereinen vor. 
Etwas Unfertigeres als die Unterfcheidung des bayrifchen Vereinsgeſetzes, 
politiiche Vereine folche zu nennen, „deren Zweck ſich auf die öffent 
lihen Angelegenheiten bezieht,” iſt ſchwer denkbar; darnach ift jeder 
Verein ein politifher, und nur die Gefellihaft ein nicht politifcher 
Verein. Beller ift das öfterreichifche Gejeg von 1867, welches die 
politiſchen und nicht politifchen zwar fcheidet, aber gar feine Definition 
angibt. Es ift gar nicht abzufehen, melden praktiſchen Zweck viele 
ganze Unterfcheidung noch haben kann. Wenn die obigen Grundſätze 
nicht genügen, wird jene Unterjcheivung wahrlich nicht? nüßen. 

Eine fpecielle Frage ift die nady den Filialen, die für „politifche 
Vereine“ verboten find. Gebt man der Sache auf den Grund, ſo 
verschwindet überhaupt Begriff und VBorftellung vom 
Filialvereine Man tann ih wnler eimem Wiltolverein einen 





ſolchen denken, der für denfelben Zweck von benfelben Gründern gegrün ⸗ 
det ift, ober einen ſolchen, ber denfelben Vorſtand hat mit einem anderen, 
ober einen ſolchen, der fi dem Willen des Hauptvereind untertverfen 
muß. Im erften alle entfteht kein Filial: fondern ein zweiter ſelb⸗ 
fändiger Verein; im zweiten iſt gar fein Grund denkbar, wehhalb eine 
und dieſelbe Perfon nicht zivei Vereinen vorftehen follte, fo lange nur 
bie Freiheit des Veſchluſſes bes zweiten und feine Wahl. getvahrt if; 
im britten Fall entfteht eben überhaupt fein Verein, ſondern eine Ber 
bindung, deren Princip ein mit dem Weſen des Staatöbürgertfums 
im Widerſpruch ftehender Gehorfam if. Die fogenannten Filialvereine 
find daher hiſtoriſche Erſcheinungen, und follten ganz aus der Gefeße 
gebung verſchwinden. 

Etwas ganz Anderes nun ift das Verhältnig ber Anerkennung 
der Vereine, dad man fo oft mit dem der Gründung verwechſelt. 


2) Die Anerkennung der Vereine Die juriſtiſche Perſönlichkeit 
derfelben, die Anzeige, die Befätigung, die Genehmigung 
(Sonceffion). 

Unter der Anerfennung der Vereine verftehen wir die Geſammt ⸗ 
heit von Aften, durch welche die Regierung den gebilbeten Verein ala 
felbftändigen freien Verwaltungskörper aufnimmt, 

Hier tritt und nun eine Reihe von Verhältnifien entgegen, die, 
wie wir glauben, dann ſich am leihteften erledigen, wenn man Feine 
Kritik anderer Anfichten oder geſetzlicher Beftimmungen ausübt. 

Ein Verein wird nicht eine an ſich juriftifche Perſönlichkeit durch 
einen Alt der Regierung, fonbern er ift es an und für ſich, wie jeder 
freie Vervaltungstörper. Nur die Geſellſchaft ift an und für ſich eine 
vertragsmäßige Perfönlichkeit, und bedarf einer förmlichen Erhebung zur 
juriſtiſchen Perſönlichkeit. Allein die öffentlihe Geltung biefes, im 
.Weſen bes Vereins liegenden perfönlichen Momentes geſchieht erſt durch 
eine beftimmte Beziehung zur Regierung, der ſich dadurch erft der Verein 
nebenorbnet. So lange die Idee der freien Verwaltung nicht gilt, 
ericheint die Regierung daher auch ald nad ihrem Ermeſſen berede 
tigt, die Geltung der Dualität der juriftifchen Perſönlichkeit zuzugeftehen 
und zu veriveigern; und da war der frühere Begriff der Genehmi⸗ 
gung. Mit der Freiheit des Vereinsweſens tritt dagegen der Grundſatz 
ein, daß der Verein durch feine Gonftituirung felbft eine 
juriftifde Perſönlichkeit ift, indem für ihn damit das organifche 
Vereinsrecht ohne weiteres gilt. Das Princip der allgemeinen Genehmis 
gung fällt damit weg, und ba das Vereinsrecht ohnehin ernocuen &. 
tritt an ihre Stelle die einfache Anzeige der geihehenen Sontiukeuun- 
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An fi ift diefer Alt einfach, und wird als folder von der Geſetz⸗ 
gebung behandelt. Diefelbe faßt die Sache theils ganz ftatiftiich, theils 
polizeilih auf; das organiiche Recht kommt babei nicht zur Frage. 

Der Inhalt ver Anzeige betrifft nämlich weientlih bie Mit 
theilung der Statuten und der Perfonen des Vorftandes. Die geichehene 
Anzeige wird formell beftätigt. Die weientliche Frage, welche Rechts⸗ 
verbältnifie ſich aus der geſchehenen Anzeige entwideln, und mas Rechtens 
ift, fo lange die Beitätigung der Anzeige nicht erfolgt ift, fehlt in ven 
meilten Geſetzen. Und doch ift dasjenige, was ſich an dieſe Formen 
knüpft, durchaus nicht gleichgültig. 

Es ift nämlich fall, diefe Anzeige als eine bloße Mittheilung 
anzujehen. Vermöge der nothivendig mit ihr verbundenen Vorlage der 
Statuten enthält fie die Behauptung, daß diefe Statuten dem Weſen 
des Vereins im Allgemeinen, over ven gejetlichen Borfchriften genügen. 
Es ift Har, daß wenn dieß faktiſch nicht der Fall ift, die Conftiturrung 
felbft nichtig war. Die rein formale Beftätigung fol daher auch wohl 
nach den Gefegen nichts fein, als die Conftatirung ver Einreichung 
(Renntnißnahme). Die wahre Beitätigung märe dann vielmehr die 
Erklärung, daß die Statuten den Geſetzen genügen, over daß fie, wo 
ſolche geſetzlichen Vorjchriften fehlen, dem Weſen des Vereinsrecht ents 
iprechen. Diefe Unterfcheivung in der Form der Beftätigung fehlt in 
der Gefeßgebung, obwohl fie ſehr wichtig ift. Denn wenn die Etatuten 
nicht genügen, fo follte nicht wie nah dem öſterreichiſchen Geſetz eine 
„Unterfagung des Vereins“ eintreten, jondern die Statuten follten 
einfach zur Verbeflerung zurüdgegeben werben, und zwar je nad) dem 
in ihnen vorhandenen Mangel mit der Bemerkung, daß die Eonfti- 
tuirung felbjt nichtig gewefen, oder daß die Thätigfeit des con 
ftituirten Vereins erft nach der Verbeſſerung der Statuten eintreten 
dürfe. Die „Unterfagung” Tann ja nur bei rechtswidrigen Vereinen 
eintreten. Gegen dieſe Mittheilung der Behörde kann natürlich Be: 
ſchwerde erhoben werden. E3 ift nicht richtig, dafür eine eigene 
Friſt zu beftimmen; höchſtens eine fehr kurze von wenigen Tagen. 
Auf Grund einer folden Mittheilung wird dann die General: 
verfammlung die Statuten ändern, und dann kann der Berein 
funktioniren. Erft wenn das geichehen ift, werben die Statuten „be 
ſtätigt,“ und mir meinen, daß auch erft dann bei Unternehmung? 
vereinen eine Protofollirung der Firma ftattfinden Tann. Das Wefen 
des Unterjchiedes dieſer Beftätigung von der früheren Genehmigung 
befteht offenbar nicht in den Formen, die für beide ganz gleich fein 
können (freilich nicht gleich fein follten), fondern darin, daß die Be 
ftätigung nur auf Grund des Geleiged Her anf Srunh der volizei⸗ 





lichen Gefahr verweigert werben ann, die alte Genehmigung bagegen 
aud auf Grund des fubjeltiven Ermeſſens der Behörde. Da nun auf 
dieſe Weiſe dieſe Beftätigung überhaupt Feine Genehmigung over Erlaubniß 
mehr enthält, fonbern nur die Erflärung, daß der Verein die Bebin- 
gungen erfüllt habe, unter denen er zu Stande kommen kann, fo ift 
im Grunde das einzig rationelle Verfahren dasjenige, welches das 
ſächſiſche Geſetz vorſchreibt. Darnach hat die Verwaltungsbehörde 
überhaupt mit der Vereinsbildung nichts zu thun, ſondern das 
Gericht hält ein Vereinsregiſter, urtheilt darüber, ob bie ihm vor⸗ 
gelegten Statuten den Anforderungen der Gefege genügen, trägt bie , 
Bildung des Bereind demgemäß auf Grundlage feiner Statuten in das 
Regifter ein, und mit diefer Eintragung ift ber Verein jurifti- 
ſche Perfönlichleit. Das if dem Weien des Vereins und bes 
Gerichts allein vollfommen entſprechend, und es ift nur zu wünſchen, 
daß diefer Standpunkt für alle Vereinsgefeggebungen der allein maps 
gebende werde. Einen befjeren wird man nicht finden. 

Die rechtliche Folge diefer geſchehenen Beftätigung ift nun das 
Recht auf die Gültigkeit des Vereinsrecht für die Mitglieder 
und Organe des Bereind unter fi und gegen Dritte Das und 
nichtö anderes ift der Inhalt der Erhebung zur juriftifchen 
Berfönlichkeit. Die Anzeige wird daher nicht gemacht, damit ber 
Berein durch die Beftätigung eine juriftiiche Perfönlichkeit werde, 
fondern weil er durch feine Conſtituirung ſchon eine folde geworden 
ift. Wenn mande Geſetze, wie bad preußiide, von einer befondern 
nExtheilung von Corporationsrechten“ an die Vereine reden, fo 
bat dad nur noch Einen Sinn, nämlid den der Erhebung zur ftaate 
lien Perfönlichleit mit den Rechten des Staatöbürgers für die Ver: 
faſſung. Diefer Standpunkt ift für die freieren Staaten ein über 
mundener und bat nur noch einen Sinn, wo durch die Erhaltung der 
Batrimonialgerichtöbarkeit der Grundbeſitz noch ſtaatliche Rechte als 
Eigenthum ſetzt. In der übrigen Welt kommt dergleichen nicht mehr 
vor. Das ſind keine wiſſenſchaftlichen, ſondern hiſtoriſche, für die 
freieren Völker lange überwundene Standpunkte. Das ſächſiſche Geſetz 
hat in $. 5 bie Frage zwar umgangen, mas denn eine juriſtiſche Per⸗ 
fönlichleit fei und melde Rechte fie habe, allein auch hier hat es ber 
Sache nad) volllommen das Richtige getroffen, indem es das Entftehen 
der juriftifchen Perſönlichteit mit der Eintragung in das Vereinsregiſter 
durch dad Gericht gegeben fein läßt. Das ift entſchieden der allein 
richtige Standpunkt. Was nun der Inhalt dieſer juriſtiſchen Perfönlic 
teit fei, werben mir fofort darzulegen Gelegenheit haben. 

Das find nun bie für alle Bereine geltenden Sruniiäige. Kir 
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dings aber tritt auch bier vermöge der Arten der Vereine wieder eine 
weſentliche Modifikation ein. Und bier ift der Punkt, wo ber ſpecifiſche 
Begriff der „Genehmigung“ oder „Conceffionirung” als ein organifches 
Element des Vereinsrechts erjcheint. 

Diejenigen Bereine nämlich, melde einen Zweck haben, ber nur 
durh Ausübung von eigentlihen Verwaltungsthätigfeiten verwirklicht 
werden fann, und welche daher nicht mehr bloß im Allgemeinen als Drgane 
ber freien, fondern als Organe der wirklichen Verwaltung ericheinen, 
gleichviel ob fie einen Erwerb für ihre Mitglieder damit verbinden, mie 
Eifenbahnen und Banken, oder nicht, wie gewiſſe Bildungsgeſellſchaften 
und zum Theil auch die Intereſſen⸗, Unterftübungs: und Hülfsvereine, 
namentli aber diejenigen, melde vom Staate eine mehr oder 
weniger regelmäßige Unterftügung anſprechen, bedürfen bazu einer 
fpeciellen Zuftimmung der Behörde, vermöge deren ihnen die, mit ihrer 
abminiftrativen Funktion verbundenen öffentlichen Rechte förmlich über: 
tragen werden. Diejer Akt der Uebertragung erfcheint dann oft felb 
ftändig ale „Conceflionsurfunde”; es können aber auch die von dem 
Verein geforderten Rechte ſchon in den Etatuten enthalten fein; und 
in diefem alle genügt offenbar die bloße Beftätigung im obigen Einne 
nit, ſondern es muß eine eigentliche Genehmigung als „Conceflion“ 
erfolgen. Diefelbe iſt auch dann unbedingt nöthig, wenn die Ver: 
folgung des Vereinszweckes Modifikationen des Nechtes Dritter voraus: 
fegt, melde nur durd die Verordnungsgewalt der Regierung gejebt 
werden können. Ob und wie weit ed nun richtig ift, Daß die Regierung 
ſolche Rechte verleihe, ift eine der wichtigften Fragen der Verwaltungs: 
lehre. Hier aber fteht feft, daß die „Genehmigung“ in diefen Fällen 
die Vorausfegung der Gonftituirung des betreffenden 
Vereins iſt, und daß berfelbe daher ftets jo lange eine bloße Grünbder: 
gejellichaft bleibt, bi8 dieſe Genehmigung erfolgt ift; erft auf Grund 
diefer Genehmigung kann dann die Gonftituirung ftattfinden, und diefe 
bedarf dann natürlich zwar einer Anzeige, aber feiner Beftätigung. 

EC chließlih bemerken wir, daß bis auf die neueſte Zeit der Grund: 
fag galt, daß ohne Rüdficht auf ihren Zweck alle Aftienvereine der 
Genehmigung bebürften; ein Standpunft, den befanntlid das Handels: 
gelegbuch nicht vermöge der Natur der Sache, jondern wohl nur als 
Thatjache des geltenden Rechts annahm. Man bat nun endlid ein 
gejehen, daß dieſe Beitimmung feinen rechten Einn hat, indem bie 
Genehmigung denn doch gar nichts für die Sicherheit oder den Werth 
der Unternehmung bedeutet, der Sache ſelbſt nur formale Echwierig: 
feiten bereitete und feinen Nuten brachte. Das englifche Geſetz brad 
dann die Bahn zum tiätigen Werkintuig, kelih auf (eine Meile, 
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indem es bie illimited liability aufhob; die Schaffung ‘von Aftien- 
gefelfcpaften war ohnehin ſchon feit ber limited liability Act (vom 
14. Auguft 1855) frei. — Das franzöfiſche Gefeh von 1867 folgte, in« 
dem es die Conceffion für Aftiengefelfchaften für unnöthig erklärte; 
die deutfchen Geſetze fchreiten langſam auf berjelben Bahn vorwärts. 
€3 muß nur dabei Eins bemerkt werden. Man muß fi) nämlich 
dabei vor der Vorftellung hüten, als fei damit jeder Verein ber Con- 
ceffion enthoben, fowie er nur auf Aftien gegründet if. Die Cons 
ceffion bleibt vielmehr ganz confequent für diejenigen Vereine, welche 
für ihre Thätigleit öffentliche Berechtigungen ober Unterftügungen in 
Anſpruch nehmen, und es folgt, was man dabei ja nicht überfehen 
follte, von felbft, daß die Regierung, indem fie ihre Hülfe oder Be 
willigung zufagt, dafür alle diejenigen Beftimmungen in den Statuten 
als Bedingung fegen Tann, melde fie für geeignet hält, ohne dabei 
im Geringften bie Vereinsfreiheit zu beſchränken. Faktiſch ftehen nad) 
wie vor alle Aftienvereine, welche öffentliche Angelegenheiten zur Auf 
gabe haben, genau in demſelben Verhältniß zur Conceſſion 
wie früher, und die volle Freiheit bezieht ſich daher nur auf ſolche 
Atienvereine, welche bloß auf wirthſchaftlichem Wege einen Erwerb 
anftreben. Immer aber ift dieß der richtige Fortſchritt für dieſe Seite 
der Vereinsfreiheit. 


3) Die Schließung und Auflöfung ber Vereine 


Neben den Formen nun, in denen bie Schliekung unb Auflöfung 
der Vereine durch das gejehlihe und ftatutenmäßige Recht und das 
Weſen derſelben erfolgen muß, treten bie Fälle, in denen biefelben auf 
Grundlage der Thätigleit der Behörde eintreten Tann. 

Hier nun muß man zunächſt zwei Fälle unterſcheiden, die zugleich 
den Standpunkt des bayrifchen und den bes ſächſiſchen Geſetzes be 
zeichnen, wobei wir bemerken, daß das Handelsgeſetzbuch wieder ein» 
mal gar feinen Stanbpunft hat, indem e3 bie wichtige Frage, von 
wem die Auflöfung ausgehen kann und foll, aud nicht einmal für 
„Altiengeſellſchaften“ ins Auge faßt, fondern fi in $. 242 ff. nur auf 
den Concurs beſchränkt. Das engliihe und franzöſiſche Recht haben 
gleichfalls Teinen weitern Geſichtskreis, da aud fie nur an Erwerbs 
vereine und nicht an das Vereinsweſen überhaupt denken. Das nord: 
deutſche Geſetz Spricht gleichfalls nur von Genoſſenſchaften, und wieder⸗ 
holt eigentlich nur die beſchränkten Geſichtspunkte des Handelsgeſetz ⸗ 
buches. 

Das bayriſche Geſetz nämlich hat das, was e& vie „Sileung! 
ber Vereine nennt, in einem eigenen Abſchnin behandelt G. OR). We 
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feine Beftimmungen laufen auf den Gedanken hinaus, den Verein mit 
feiner Exiftenz für das verantwortlich zu machen, was bie einzelnen 
Mitglieder in ven Berfammlungen, ja fogar ganz unvernünftig „in 
Beranlafiung der Verhandlungen eined Bereind” thun. Gefchieht in 
„Beranlafiung bes Vereins” etwas Geſetzwidriges, fo kann das Gericht 
den ganzen Verein „für immer fchließen.” (Art. 24.) 

Das dfterreichiiche Vereinsgeſetz verbietet bloß geſetzwidrige Be 
ſchlüſſe. Die Auflöfung bes Vereins jedoch wird mit gutem Recht hier 
zuerft von gefegwibrigen Handlungen des Vereins abhängig gemacht, 
jedoch der Landesſtelle und bei Vereinen mit Filialen dem Winifterium 
des Innern übergeben. Auf dieſer Grundlage bat dann das ſächſiſche 
Gefe feine richtigen Gefichtöpunfte gebaut. Die „Entziehung des 
Rechts der juriſtiſchen Perſönlichkeit“ — warum fagte man nicht ganz 
einfah die „Auflöfung bes Vereins“? — fol durch das Gericht 
erfolgen, wogegen eine Beſchwerde an die höhere Inſtanz ftattfinden 
kann. 

Offenbar iſt dieß nun das einzig Richtige. Es iſt falſch, das Recht 
der Polizei, die „Verſammlungen“ des Vereins zu ſchließen, mit dem 
Rechte der „Auflöſung des Vereins“ ſelbſt zu verwechſeln. Die Polizei 
muß auf ihre eigene Verantwortlichkeit das Recht zu dem erſteren in 
jedem Falle haben, das Recht zu dem zweiten in keinem Falle, 
ſondern ſie kann höchſtens bei Gericht auf dieſe Auflöſung antragen. 
Man kann daher für das ganze Gebiet als leitenden Grundſatz auf— 
ſtellen, daß die Polizei zwar jedem einzelnen Akt eines Vereins ent⸗ 
gegen treten, nicht aber den Verein ſelbſt auflöſen kann. Nicht die 
oberaufſehende Gewalt, ſondern das Gericht allein hat das Recht über 
Leben und Tod der Vereine. Nur möge man hier nicht ſo ſtrenge 
ſein, wie ſelbſt das ſächſiſche Geſetz. Uns ſcheint der 8. 78 keineswegs 
ohne Bedenken. Wir unſererſeits ſind vielmehr der Anſicht, daß über 
die Auflöſung eines Vereins mit Ausnahme des Concurſes, gerade wie 
bei jedem andern Straffalle, nur ein Geſchwornengericht ur— 
theilen ſollte. 


Zweiter Theil. Die Verfaſſung der Vereine und ihr Recht. 


Begriff und Elemente des Syſtems derſelben. Autonomie und 
Oberaufſicht im Vereinsweſen. 

Wir haben bereits in der Darſtellung der freien Verwaltung und 
ihrer Organe den allgemeinen Satz aufgeſtellt, daß wir den Begriff 
der Verfaſſung wie den der Verwaltung auf die Vereine ſo gut als 
auf den Staat und die Selbſtverwaltung anwenden müſſen; ja daß 
wir diefen ſcheinbar gany Kormalen Sag Tür Amen Kost wichtigen 





halten, unb zwar barum, Weil eben ber Berein feinem Wein nad 
überhaupt nur einer freien Berfaflung fähig ift, und weil eben deßhalb 
das Bereinsweien bie befte Schule für das verfaflungsmäßige Leben 
des Staats iſt. Es iſt jet demnach unfere Aufgabe, das bier im 
Einzelnen weiter zu begründen. 

Freilich ift auch das wieder nicht möglich, ohne daß wir mit 
manchem Hergebrachten in harten Widerſpruch gerathen. 

Iſt nämlich dem fo, fo folgt, daß das, was wir die Berfaflung 
des Bereind nennen, nichts anderes ift, als die Anwendung des Ver 
faflungöbegriffes bes Staats auf den Berein, das iſt, der perſönliche 
Drganismus der Einheit, melde einen Verein bildet. Und ebenfo 
ift das innere Verfaſſungsrecht des Vereins dann nicht? anderes, ala 
das rechtliche Verhältniß, in welchem dieſe Drgane zur Bildung des 
Willens und der That bes (perfönlichen) Vereins ftehen. Man kann 
wohl kaum darüber im Zweifel fein. 

Daraus denn ergibt ſich allerdings, daß jeder Verein ein Ober⸗ 
haupt, eine befchließende (gefegebenve) und eine vollziehende Gewalt 
bat. Das Oberhaupt nennen wir kurz, um nicht mit ben biöherigen 
Ausdrüden in Gollifion zu gerathen, das Präfivium; die beſchließende 
Gewalt ift die Generalverfammlung; die vollgiehende Gewalt ift ber 
Verwaltungsrath. Und es mag fehon bier bemerkt werden, daß das 
Analogon des Organismus ber wirklichen Verwaltung des Staats die 
Angeſtellien und Bebienfteten bes Vereins find, während der Staatd 
gerichtähof in dem „Aufſichtsrath,“ und der oberfte Rechnungshof in 
den „Rebifionsausfhüflen“ vorhanden find. 

Wenn wir das nun fo zufammenftellen‘, fo ift das nicht etwa ein 
Formalismus, fondern es ift das vielmehr die wirkliche Bafiß des ganzen 
innen Vereinsrecht, das ohne biefe Begriffe nicht meiter gelangen 
Tann. Ja wir gehen fo weit zu behaupten, daß ohne die möglichfte 
Scheidung und felbftändige Betrachtung diejer Organe und ihres Rechts 
überhaupt das Vereinsweſen gar nicht feine ganze Bedeutung entfaltet. 
Wir find noch gewohnt, das Vereinsweſen faſt gariz nach feinen Biveden 
und objektiven Erfolgen zu beurtheilen. Wir müſſen aber vielmehr 
gewohnt werben, das Vereinsweſen künftig als die Schule der wahr 
haft freien Verfaffung und Verwaltung zu erkennen. Denn an bem 
Vereine müffen wir lernen, was eine twirklic freie Verwaltung ift; aber 
an dem Vereine müffen wir auch fehen, daß die Einheit ala folche ein 
mächtiger, berechtigter und felbftthätiger Faktor ift, welde in Wahre 
heit mitten in der bollften Freiheit der Mitglieder der perfönlichen Stanttr 
ibee und ihrer durch nichts zu erſetzenden Tunttion emipriit, ro 
vielleicht ift das eine der wichtigften Wahrheiten für vie Zutunkt Torvodos 
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Daraus denn folgt freilih Eins, was wir gleich bier ausfprechen 
müflen, um unfere Stellung klar zu machen. Wir müflen auf das 
Entſchiedenſte den bisherigen, höchſt unklaren Begriff des „Vorftandes“, 
der feit dem Handelsgeſetzbuch durchgehend gebraudt und in wel: 
hem Präſidium und Verwaltungsratb als ungelchievene Körper mit 
gleihem Necht und gleicher Haftung für alle zufammengefaßt wird, 
befämpfen. Das Handelsgeſetzbuch hatte feine Ahnung vom Vereins: 
weſen, und hat daher auch feine Vorftelung von der Grundlage alles 
organifchen öffentlichen Rechts, nämlich von der abfolut notbiwendigen 
Scheidung der befchließenden von der vollziehenden Gewalt. Es kennt 
daher auch feinen Verwaltungsrath und fein Präſidium, berührt nicht 
im Entfernteften die Rechte beider, bringt den durchaus unfertigen und 
unflar gedachten „Aufſichtsrath“ hinein, und ift daher für alle ein 
ſchlagenden Fragen nur mit höchſter Vorficht zu gebraudhen. Wir nun 
müflen für das Verfaſſungsrecht des Vereinsweſens davon ausgehen, 
daß die Orundlage ſeines Berftäntniffes die Auffaffung des Ber: 
waltungsrathes als vollziehender Gewalt, und bamit die 
Scheidung feines Rechts von dem des Präfiviums, der General: 
verjammlung und der Revifionsausshüfle iſt. Wir müflen daher als 
Vorausfeßung diefes ganzen Gebietes die Auflöfung des „Borftandes“ 
in feine Elemente anjehen. Die Folge wird zeigen, mie wir dieß ver 
jteben. 

Hat man nun das gewonnen, fo fann man aud das Weſen und 
den Inhalt der beiden elementaren Begriffe der freien Verwaltung, 
der Autonomie und der Oberaufjicht, in ihrer Beziehung zum Berein: 
mwefen leicht und Har beftimmen. Sie entftehen, indem der Berein, als 
juriftifche PBerfönlichfeit anerfannt, damit ein organischer Theil des 
Gefammtlebens wird. Die Autonomie ift dann die Eelbitbeftimmung, 
welche der Verein vermöge feines perjönlichen Organismus befigt; die 
Oberaufficht ift die Gränze, melde durch das Weſen des Staats für 
diefes Organ gelebt wird. Mit ver Feſtſtellung der juriftiichen Ber: 
lönlichfeit empfangen daher beide Ausprüde ihre Anwendung auf 
das Vereinsweſen. Wir können uns daher im Folgenden auf das 
berufen, was wir früher über dieſelbe gejagt haben. 


Spyftem der Bereinsverfaffung,. 
I. Bas Präſidium als Haupt des Bereins. 
A. Inneres Recht. 
a) Begriff des Präſidiums. 
Das Präſidium bedevtet diejenige einzelne Perſon, melde die 
Perſönlichkeit des Verein® wertütt, Aeher Bean uk vober ein 
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Prãfidium haben. Er ift nicht conflituirt, fo lange er daſſelbe nicht 
befist. Es gibt gar Feine Vereinshandlung, nicht einmal eine Vereins ⸗ 
verfammlung ohne das Präfivium. Es ift falſch, das Präfivium mit 
dem Borftand zu ibentificiren. Go wie man es für ſich betrachtet, 
ergeben ſich die Grunbfäße, welche im Vereinsrecht für ben Präfidenten 
und feine Stellung gelten, und für alle Vereine gültig fein müflen. 

Zuerft ift der Präfident, indem er die Gefammtheit aller Vereins: 
mitglieder als Ein Ganzes vertritt, au von dem ganzen Verein 
zu wählen. Die Wahl deſſelben durch den Verwaltungsrath, wie fie 
jent faft allgemein ift, ift eben durch die Unklarheit über feine Stellung 
entftanden: fo lange der Verwaltungsrath ihn wählt, ift er nur ber 
formelle Gefdäftzleiter für den letztern. Es mar einer ber größten 
Fehler, den das Hanbelögefegbuch beging, im $. 227 zu fagen, daß 
der Vorftand „aus einem oder mehreren Mitgliedern beftehen“ lönne. 
Die Folge davon ift, daß der $. 231: „Gegen britte Berfonen hat eine 
Beſchrankung der Befugnig des Vorſtandes, die Geſellſchaft zu ver- 
treten, Leine rechtliche Wirkung,“ fogar die einfachfte Frage faft unlösbar 
macht, was Rechtens fei, wenn der Vorftand aus mehreren Perfonen 
befteht, und jede von ihnen gegen Dritte ein anderes Geſchäft macht, 
oder entgegengefeßte Beftimmungen treffe. Eben fo wenig weiß man, 
mas Rechtens ift, wenn im Vorſtand Stimmengleichheit ift; ja nicht 
einmal das fteht feft, daß die Minorität fi) der Majorität untertverfen 
müfle. Die Hanbelörehtölehrer gehen fogar fo weit, zu fagen: „Der 
Vorſtand ift geſchieden in Diretorium, Direltorialrath, Verwaltungs ⸗ 
rath u. ſ. w., nicht minder die Einrichtung (?) und Gefchäftseintheilung.“ 
(Endemann $. 62. Auerbach 8.94. Bergl. Brinlmann ©. 249 
und THöl 8. 45.) Auf dieſer Grundlage, der die Anſchauung des 
organiſchen Verhältnifies gänzlich fehlt, ift micht weiter zu gelangen. 
Auch die neuern Geſetze haben Präfidenten und vollziehende Gewalt 
zufammengetvorfen. Natürlich ift hier daher auch von den Grunbfägen 
für die Wahl keine Rede. Die Vereindgefege helfen ſich, indem fie 
fordern, daß die Beitimmung über die letztere in ben Statuten ent 
halten fein müſſe. Das ift ziwedmäßig, aber feine Antwort auf bie 
Frage, welches die richtige Beftimmung fei. Und hier müſſen wir 
fefthalten, daß nur die Wahl durch den ganzen Verein richtig ift. 
Denn nur fo find die Funktionen und Rechte defjelben motivirt. Ohne 
eine felbftändige Wahl des Präfidenten kann berfelbe weder gegenüber 
dem Verwaltungsrath, noch gegenüber der Generalverfammlung das 
fein, was er fein foll. Um das aber ganz zu fehen, muß mon Ne 
dings erft feſtſtellen, was denn bie eigentliche Aufgabe der, Woveh vrd 
esfteren als ber lehteren gegenüber felbftänvigen Präfiventen W. 

©tein, bie Berwaltungelchre. 1. 8. 18 
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:  Diefe Selbftändigleit des Präſidenten, welche wir demgemäß alß 
eine der erſten Grundlagen des organiſchen Vereinsrechts anſehen 
muſſen, erſcheint nun ſelbſt als die rechtliche Formulirung feiner Funk⸗ 
tionen. Die letzteren ſcheiden wir in die formalen und die organiſchen. 


b) Die formalen Funktionen und Rechte des Präſidenten. 


Das Prineip diefer formalen Nerhte ift der Sat, daß der Präfihent 
hie perſönliche Einheit des Vereins in feiner Perſönlichkeit vertritt. 
Es ergibt fi) daraus der wichtige Grundſatz, daß Fein Alt als ein 
Alt des Vereins angejehben werden kann, wenn nieht der 
Präfident feine Zuftimmung dazu gegeben bat. Die einzelnen An- 
Wendungen dieſes Sates find folgende. 

Zuerft bat ber Präfident allein das Recht, die in den Statuten 
nicht vorgeichriebenen Berfammlungen des Vereins zu berufen. 

Zweitens bat er ausschließlich das Recht, diefe Verſammlungen 
zu eröffnen, zu leiten und zu fchließen. u. 

Drittens bat er das Recht, die gerichtlichen Alte des Vereins 
zu zeichnen und Urkunden auszuſtellen, wenn dieß Recht nicht andern 
Mitgliedern des Vertvaltungsrath3 neben oder mit ihm übertragen ift. 

Viertens gilt fein Beſchluß des Vereins, ſo lange nidt 
der Bräjident feine Zuftimmung gegeben bat, und wird 
erft zum Beichluffe des Vereins durch feine Zuftimmung Das gilt 
fowohl vom Berwaltungsrath, als von der Generalverfammlung. 

Dieſes wichtige Necht findet nun feine Begründung in dem, mas 
wir über das organische Rechtsverhältniß deflelben zu fagen haben. 
Das Wefen ver Freibeit des Vereins fordert aber als Corollar den 
zweiten Sat, daß im Falle der Präfident im Widerſpruch fteht mit der 
Majorität des Vermaltungsrath3, die Frage der Generalverfanmlung 
vorgelegt werden muß; menn der Präfitent auch dem Beſchluſſe ver 
Generalverfammlung jeine Zuftimmung vertveigert, jo joll er die Ber: 
pflidtung haben, fogleich feine Stellung nieberzulegen. Beharrt 
dann die Generalverfammlung auf ihrem Willen, To muß fie erft zur 
Wahl eines neuen Präfidenten fchreiten. Bis zu diefer geichebenen 
Mahl ift fie zu weiteren Beſchlüſſen nicht fähig. 

Die fogenannte „Vertretung nad Außen” ift eine unklare, unauf 
gelöste Worftelung; der Ausprud muß befeitigt werden, mweil man fid 
dabei feinen inhalt denken Tann, als den angegebenen, und weil es 
gar nicht einmal nöthig ift, daß gerade der Präfident den Verein ver: 
tritt: es kann für jede beitiumte Angelegenheit und Repräfentation 
jedes beliebige Mitglied gerählt weruen. Blien er Werwoltungd 





rath ‚oder hie Generalverſammlung daB, ‚und it der Präfident damit 
nicht .einverftanden, fo Tann er eben feine Stelle niederlegen. 

Sof aber ver Ausdruck „Vertretung“ ſo viel bedeuten. als, Rochts ⸗ 
geſchaſte mit Dritten ‚abihliehen,“ fo muß allerdings der $. 23% des 
‚Hanhelögefegbude in voller Gältigleit nicht :bIoß fur Aktiengeiefl- 
ſchaften, fondern für jeden ‚Verein ‚angenommen werden. Gerade 
darum · ſoll quch der Präfident von der Generalverſammlung und nicht 
vom Verwaltungsrath gewählt fein, weil er eben alle merpflichtet. 
Es kann daher ‚nicht her „Vorſtand,“ ſandern nur ber Bräfident für 
den Verein eriverben, und ihn ‚ohne Veſchränkung haftbar machen. Ein 
Mitglied des „Vorſtandes“ kann nur als Mandatar des Verwaltungs 
rathes Verpflicgtungen und Rechte begründen und nicht weiter, ala fein 
Mandat geht. Hier muß ber $. 234 des Handelsgeſetzbuches ein⸗ 
greifen. Selbftverftändlich haftet daher im erften Falle auch der Präſident 
dem Vereine perfönlich, im legten Falle dagegen ver Verwaltungsrath 
ſolidariſch. 


e) Die organiſchen Yunktignen und Rechte des Präſidiums. 


Diefe großen Rechte des Präfiviums nun beruhen in ber That auf 
der .organifchen Stellung befjelben, deren Verſtändniß um ſo wichtiger 
ift, je großartiger ſich das Vereinsweſen qusbreitet. 

Das Präfidium foll nämlid in feiner Stellung das Gange he 
Vereins gegenüber jedem Theile und Gliebe, die Einheit gegenüber dem 
Einzelnen vertreten. Diefe Einheit ift nun gefegt in dem Bivede des 
Vereins, und formell zum Ausbrud gelangt in den Statuten. Das 
Präfibtum hat daher die Pflicht, bei den Verhandlungen und wirklichen 
Thätigleiten des Vereins ſtets auf biefen, allen einzelnen Beftimmungen 
zum Grunde liegenden Zmed zu verweilen und, ohne ſich auf Einzel 
heiten einzulafjen, denfelben bei allen fragen zur Geltung zu bringen. 
Dem entiprechend hat das Präfivium das Recht, ven Inhalt der 
Statuten gegenüber dem Willen und den Aktionen des Verwaltungs⸗ 
rathes wie der Generalverfammlung zu vertreten. Unter Berufung 
auf den betreffenden beftimmten Punkt der Statuten kann er daher 
einzelne Beichlüffe und Vornahmen beider Körper geradezu unterfagen ; 
befgließen fie dann gegen den Willen oder bie feſte Anficht des Prär 
fiventen, fo muß er abtreten. Dagegen kann er den Angeltellten und 
Beamten der Geſellſchaft perfönlich einzelne Leiftungen befehlen, und 
fie haben ihm zu gehorchen; thun fie es nicht, fo kann er fie ſuſpendiren; 
der Verwaltungsrath und eventuell die Generalverfammlung entiheiten. 
Aus demfelben Grunde gehen die Maßnahmen der Dheroufiit, wie 
die Innehaltung ber Statuten beztorden, ftet? yefünih an hen Wede 
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fidenten. Hält er die Anordnung ber Behörbe für ungerechtfertigt, 
fo bat er feine Stelle nieberzulegen; einen weitern Zwang gibt es 
gegen ihn nicht; felbft wenn eine Ordnungsſtrafe gedroht ift, ift er von 
berfelben frei, jo wie er die Demiffion dem Verwaltungsrath übergibt. 
Bleibt er, fo haftet er. Es ift fall, wenn aud die neueften Gefeke, 
wie 3. B. das ſächſiſche F. 27, wieder vom „Borftand“ reden. Alle 
diefe Punkte betreffen die Perſon des Präfibenten; erft damit wird 
die Stellung deflelben eine würdige. 

Dagegen haftet der Präfident nit perfönlih, wo es ſich nicht 
mehr um eine individuelle, ſondern um eine organifche Thätigfeit der 
vollziehenden Gewalt, 3. B. Beftimmung der Dividende, Vertheilung 
des Vermögens u. |. w. handelt. Hier tritt der Vertwaltungsrath ein. 
Der Präfident Tann überhaupt nur perfünlich haften, fo weit er per: 
fönlich Handeln fann. Wo dabei die Geſetze nicht ausreichen, muß bie 
Natur der Sache zu Grunde gelegt iverben. 

Aus allem diefem folgt nun, daß der Präfident niemals ab: 
ftimmen follte Kann die WMajorität ihn nicht zivingen, ihren 
Beſchluß zum Vereinsbeſchluß zu machen, fo fol er auch nicht felbft 
durch feine Stimme eine Majorität machen fünnen. Nichts ift verkehrter, 
als der Sat, daß der Präſident eine doppelte Stimme haben folle. 
Bei Gleichheit der Stimmen ftimmt daher der Präſident nicht, fondern er 
fann entfcheiden. Das heißt, er handelt auf feine individuelle, perfön- 
liche Berantmwortlichkeit; e3 wäre alsdann nicht etwa ein Majoritätsbefchluß 
durch die Etimme des Präfidenten, fondern es wäre gar fein Beſchluß 
vorhanden. Entjcheidet der Präfident in ſolchem Kalle nicht, fo ift 
die Abftimmung reſultatlos; entſcheidet er, jo iſt die Entſcheidung nicht 
die der Generalverfammlung oder des Verwaltungsrath3, ſondern feine 
perſönliche Willensbeftimmung, für die er haftet. In diefem Falle 
gilt feine Entſcheidung, als ob fie ein Majoritätöbeichluß wäre. Die 
Frage ift nur die, ob er enticheiden muß. Dieß zu beurtbeilen, ift in 
jedem Falle feine Sade. Er beurtheilt, ob die Angelegenheit dringend 
ift, um eine fofortige Entſcheidung zu fordern, ober die Sache noch 
einmal vorzubringen; unterläßt er in dieſem Falle das Notbivendige, 
fo haftet er und nicht mehr der Verwaltungsrat. Es folgt daraus 
mit Nothivendigfeit, daß in ſolchem Falle der Präfivent auch Ent: 
ſcheidungen treffen kann, welche mit feinem von den zur Abftimmung 
gebrachten Anträgen übereinjtimmen; denn da er felbft nicht ftimmt, 
ift er auch an die Abftimmung nicht gebunden. Daß er das Richtige 
treffe, ift feine Sache; er ift für feine Entſcheidung verantwortlich, und 
der Verwaltungsrath it entloitet, (elbit dann, wenn ber Präfivent ſich 
für eine der im Vermwoltungsraih Noktaehakten Billtumungen ent 
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ſcheidet, haften nicht bie Verwaltungsräthe, fondern ber Präſident. 
Die Präftdentichaft ift eben ein Ehrenamt, weil fie eine keineswegs 
geringe Verantwortlichkeit mit ſich bringt. Man kann aus ber richtigen 
Betrachtung berfelben viel lernen. 


B. Deffentlies Recht. 

Ein befonberes öffentliches Recht für das Präfivium gibt ed nicht, 
mit Ausnahme bes einzigen Satzes, daß eben wegen ber großen Bes 
deutung ber Präfibentfcaft die Wahl und der Name 2c. des Präfidenten 
der Behörbe angezeigt werben muß; natürlich auch der Wechſel in 
der Perfon. Das kann fogar bei Drbnungsftrafe gefordert werben. 
Die Firmazeihnung hat mit der Präſidentſchaft gar nichts zu thun. 
Wohl aber ift der Präfivent das Drgan, burch welches die Behörde 
allein mit dem Verein verehrt — formale Zuftellungen ausgenommen. 
Hier haftet der Präfident für die richtige Vermittlung und Mittheilung 
von beiden Seiten. Finden dagegen Verhandlungen ftatt, jo fann der 
Verwaltungsrath zu diefem beftimmten Biel eigene Drgane mit 
fpeciellem Mandat delegiren; das geſchieht meift da, wo Fachkenntniſſe 
nothwendig find. Die Beftätigung des Präfidenten würde die Natur 
bes ganzen Vereins aufheben und ihn zu einer Anftalt machen. Da⸗ 
gegen Tann die Behörbe die Anerkennung der Wahl verweigern, theils 
wegen Drbnungstvibrigfeiten, theils auch wegen ber Perjon des Prär 
fiventen. Allein in beiden Fällen hat, wenn ber Verein nicht zugibt, 
nicht die Behörde, fondern das Gericht zu entſcheiden. Beftimmungen 
darüber fehlen. 


U. Bie Generalverſammlung als beſchlieftende (gefchgebende) Gewalt. 
Brincip ihres Rechts. 


Bei dem Mangel einer allgemeinen Auffaffung des Vereinsweſens 
fehlen in der Gefeggebung mie in ber Literatur alle Unterfuhungen 
ſowohl über die Bildung als über die Rechte der Generalverfammlung, 
als felbftändige® Element bed Vereinsrechts betrachtet. Selbſt die 
Handelsrechtslehrer find über die wenigen Beftimmungen des Handels, 
geſetzbuchs, melde fi noch dazu nur auf Aktiengefellihaften beziehen, 
nicht binausgegangen. Die Auffafjung der Generalverfammlung im 
Handelsgeſetzbuch ift fireng bei dem Standpunfte ftehen geblieben, das 
Recht der einzelnen Mitglieder auf die Generalverfammlung feſtzu ⸗ 
ſtellen. Sie ift in ben Augen ber biöherigen Geſetze laum zu oa 
anderem geworden, als zu einem höchſten Gentralorgan ber Bermaktung, 
Stellt man fi; dagegen auf den Stanbpuntt ver Wereintncdend vn 
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Allgemeinen, ſo erſcheinen Natur und Recht derſelben allerdings in 
einem anderen Lichte. 

Die Generalverſammlung iſt nämlich die Form, in welcher der 
Verein als Ganzes, als Gemeinſchaft des Willens ſeiner Mitglieder 
thätig wird. Sie iſt daher ein nothwendiges Organ, und hat mithin auch 
Funktionen, welche eben nur von ihr vollzogen werden können. Sie 
ſteht daher als ſolche in einem beſtimmten organiſchen und damit 
rechtlichen Verhältniß ſowohl zum Verein ſelbſt, als zur Verwaltung. 
Bisher hat man nun in dieſer Beziehung ſich auf dem Standpunkt 
gehalten, daß das Verhaältniß durch die Statuten der einzelnen Der: 
eine zu beftimmen ſei. Allerdings kann man annehmen, daß diefelben 
im Weſentlichen das Richtige treffen, und daß die Vereine Drbnung 
und Maß biefes ihres weſentlichen Organs ſich ſchon felbft beftimmen 
werben, und daher wohl haben die Gelee ſich auf befondere Beſtim⸗ 
murigen über die Generalverfammlungen nicht einzulafien. Allein bie 
Frage, nad; welchen Grundfägen da zu verfahren fei, wo dieß nicht 
der Fall ift, entbehrt der Antwort. Die natürliche Folge davon mar 
und ift, daß die Regierung von Fall zu Fall in den Statuten darüber 
entſchied, ob biefelben genügen oder nicht. Das reichte wenigſtens fat 
tiih aus, fo lange die Vereine fih nicht felbftändig ihre Statuten 
beftimmen fonnten. In der neueſten Zeit aber, mo die Vereine feiner 
Genehmigung, fondern bloß der Anzeige und Beftätigung bepürfen, 
fönnen die Statuten auch bei der Generalverfammlung Beftimmungen 
treffen, melche offenbar mit der Natur der Sache im Widerfpruch ftehen. 
Die Generalverfammlung jelbft fann fi Rechte beilegen, melde das 
ganze Weſen des Vereins auflöfen, und doch hat fie formell die volle 
Berechtigung dazu, mo nicht Specialgeſetze dem entgegenfteben. Auch 
das Gericht ift unfähig, diefen Folgen entgegenzutreten, da es ja felbft 
nur auf Grundlage der Geſetze Recht fprechen Tann, welche bier eben 
fehlen. Wir werden unten jprechende Beifpiele dafür anführen. Se 
freier daher dag Vereinsweſen im Ganzen tft, defto Farer muß man 
fi) über die einzelnen Momente deſſelben im Allgemeinen, fpeciell aber 
über Weſen und Recht der Generalverfjammlung werden. Und dazu 
beizutragen ift die Aufgabe des Folgenden. 

Faßt man nun das Leben des Bereind ald ein Ganzes auf, fo 
ergibt fich das organische Weſen und damit auch das Recht der Generale 
verJammlung durch die Funktionen, melde in diefem Vereinsleben 
fpecifiich der Generalverfammlung zufallen. Diefe nun beiteben darin, 
daß in der Generalverfammlung der Wille des ganzen Vereins zum 
Ausdruck kommt; fie it daher dos Analogon ber gejeßgebenvden Ge 
walt, und die Recht ver Generalueriommkung eher ie eigentliche 
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Autonomie des Vereinsweſens, vem allerdings, ba der Berein ſtets 
ein Drgan des Staats bleibt, die Oberaufſicht des lehzteren zur 
Seite fteht. 

Wenn wir daher auch hier vas innere Recht ver Generalverſamm ⸗ 
lung von dem öffentlichen Recht derſelben ſcheiden, ſo umfaßt jener 
erfte Theil zwei Hauptgebiete: bie Ordnung ber Generalverſammlung 
und ihr Recht, und das Beſchlußrecht derſelben. . 

A. Inneres Recht. 
1) Die Orbnung der Generalderfammfung und ihr echt. 

Die Generaverfammlung ift, als gefeßgebendes Organ für ben 
Verein, in deffen Wien und Beſchluß alle anderen Thätigleiten des 
ledteren zufammenlaufen, ein nothwen dig es Element des Vereins: 
weſens. Es kann daher auch weder in feinem Beſtehen noch in feiner 
Form von Willkür und Zufall abhängen. Die Beſtimmungen, nad 
welchen bie Generalverfammlung zufammentritt und thätig wird, milffen 
objeltive Geltung haben; wir nennen fie, für ſich betrachtet, bie Ord⸗ 
nung ber Generalverfammlung, und ihre Gültigkeit das Ordnungs⸗ 
recht berfelben. 

Die Prineipien biefes Ordnungsrechts find einfach. 

Jeder Berein muß — zwechmäßig als Minimum jährlich einmal 
— eine Generalverfammlung abhalten. Dieſe muß als folde be 
zeichnet fein, um fie von andern Berfammlungen, in denen gleichfalls 
die Gefammtheit der Mitglieder erſcheinen, unterfcheiden zu Fönnen, 
weil die Rechte der Generafverfammlung ſpecifiſche find. Der formelle 
Unterfchieb zwiſchen berfelben und jeder anderen Verfammlung befteht 
darin, daß nur bie erftere Wahlen vornehmen und Beichlüffe in Be 
ziehung auf die Statuten faflen fann. In allem übrigen können 
die andern Berfammlungen derſelben gleich fein. Es ift allerdings 
diefe Beſtimmung ziemlich überflüffig bei den Unternehmungävereinen, 
weil hier ohnehin der Unterſchied geſetzlich feſtſteht. Allein bei allen 
anderen Bereinen kann der Unterfchied von praktifcher Wichtigkeit 
werben. Eben deßhalb fol auch nicht bloß für jene Bereine, fondern 
für alle der Grundſatz feftftehen, da die Zeit und der Drt ber 
Generalverfammlung vorher genügend befannt gemacht werde. „Bived 
mäßig if ed, wenn man forbert, daß das bereitö in ben Statuten 
geſchehen fein muß; ein allgemeines Vereinsrecht follte gerade in 
dieſer Beziehung an dem formalen Begriff der Generalverfammlung 


Jeder Verein muß zweitens Beflimmungen Uber We Meioritn 
tteffen, mit welcher die Vefchlaſſe ver Generlveriommiung WA 
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werben müflen. Diefe Beftimmungen lönnen in den Statuten fliehen; 
fie können aber auch durch Generalverſammlungsbeſchluß erſt feitgeftellt 
werden; das Exftere ift entfchieven das Zweckmäßigere. Doc ift der 
Unterfchied nur fo lange und fo weit von Bedeutung, als die Beſchlüſſe 
über die Statuten jedem anderen Beichluffe gleich ftehen (f. unten). 
Fraglich ift, ob eine beftimmte Anzahl von Mitgliedern für die Ab« 
baltung der Generalverfammlung für nothwendig erachtet werben joll. 
Dem Principe nach ift die Frage zu verneinen; dem praftifchen Be 
bürfniffe nach ift die Frage zu bejahen. Es wird fich der Negel nad 
bald je nah der Art des Vereins herausftellen, was bafür das 
Richtige ift. Eine Aufnahme der betreffenden Beitimmungen in bie 
Statuten hebt die Freiheit der Belegung in biefer Beziehung mehr 
als nöthig ift auf, um jo mehr, als erfahrungs: und am Ende aud) 
naturgemäß die Zahl und Theilnahme der Berfammelten ftet3 im um- 
gekehrten Verhältniß zum Gebeihen des Vereins fteht, namentlich bei 
Unternebmungsvereinen, während Beichränfungen oft nothiwendige 
Maßnahmen nutzlos verzögern. Dabei aber ift freilich das Har, daß 
eine Berfammlung, wenn fie nach den Statuten oder einem früheren 
Beichluffe nicht beichlußfähig ift, ſich durch eigenen Beichluß nicht be 
ſchlußfähig machen Tann. 

Jeder Verein muß ferner feite Negeln haben, nad) denen die Gon- 
ftatirung der Mitgliepfchaft für die Generalverfammlung vom Präfibium 
vorgenommen werden Tann. Diele Regeln find nun nad der Art des 
Vereins ſehr verſchieden; feit fteht jevoch, daß im zmeifelbaften alle 
nur dad Gericht enticheiden fann, und weder das Präfivium, nod 
die Behörbe. 

Formell tft dabei nun mwohl der Cat ganz richtig, daß, wenn ein 
unberechtigtes Mitglied mitgeftimmt hat oder ein berechtigtes vom Prä: 
fivium ausgeſchloſſen ward, der ganze Beſchluß ungültig fein muß. 
Allein die freie Beweglichfeit des Vereins legt den zweiten Eab als 
zweckmäßiger nabe, daß diefe Ungültigfet nur dann anerkannt 
werben joll, wenn die Stimme des oder der Betreffenden die Majorität 
entichievden haben würde. Nur auf diefem Wege find eben fo end» als 
nutzloſe Streitigfeiten zu bejeitigen. 

Ferner Tann eine Generalverfammlung nur durch den Präfidenten 
abgehalten werden oder durch feinen Stellvertreter. Iſt ein folder 
nicht da, fo bat der Verwaltungsrath der Generalverfammlung für 
diefen Fall den Vorſitzenden vorzufchlagen — nicht zu ernennen — 
den diejelbe abweilen fann. Das übrige Recht der Generalverfamm: 
lung ift das allgemeine Verſammlungsrecht. 

Wenn das Bräfltium eine Veflammlung wirt Kerufen mill, jo 
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muß ber Bervaltungsrath das Recht haben, fie gegen ven Willen 
deſſelben zu berufen. Eben fo müffen aud die Mitglieder das Recht 
haben, eine folde zu fordern; die Anzahl, welche dazu erforderlich ift, 
ift zwedmäßig in den Statuten zu beftimmen, Tann aber auch durch 
die Generalverfammlung beiclofien werben. Iſt ein foldhes Recht 
auögeiprochen, oder hält das Präſidium bie befchloffene Zeit nicht inne, 
fo muß man jedem einzelnen Mitglieve das Recht zugeftehen, die 
Berufung der Generalverfammlung bei Gericht zu verlangen, und das 
Gericht Tann fie dann auf Grundlage feines Beichluffes einberufen. 
Bei einer ſolchen Verfammlung wird der Vorfigende von ber Ver 
fammlung für diefen Fall gewählt. Im Uebrigen treten bie Grund 
fäße für die Haftung ein, von denen wir unten reden erben. 

Der Präfivent — refpektive der Vorſitzende — hat das Recht, die 
Berfammlung zu eröffnen und zu fließen. Eie kann vor feiner Er⸗ 
öffnung und nach feinem Schluß feinen gültigen Beſchluß faflen. Die 
Ordnung ber Berfammlung und ihrer Verhandlungen ift feine Sache. 
Hiwedmäßig ift, das Protofol durch eigens dazu aufgerufene Mitglieder 
verificiren zu laſſen, damit der Präſident nicht als Richter in eigener 
Sade erſcheine. Wenn feine Form der Abftimmung beſtimmt iſt, 
ſetzt fie der Präfivent feft. Die Scrutatoren der Stimmzettel müflen 
am beften aus den Mitglievern genommen werben. . 

Zum Schluß muß ein wichtiger Grundfaß wiederholt werden. Es 
ift kein Beichluß einer Generalverfammlung gültig, wenn nicht ber 
Bräfident zuftimmt. Kann er den Beſchluß der Generalverfamm- 
lung nicht annehmen, fo muß er feine Stelle nieberlegen; will bie 
Generalverfammlung gegen ben Präfidenten auf ihrem Willen beharren, 
fo muß fie erft zur Wahl eines neuen Präfidenten fihreiten. Ein Be 
ſchluß gegen den Willen eines Präfiventen, der ihn zulegt doch aud« 
führen fol, ift ein unorganifches Verhältniß. Das zeigt fi am deut 
lichſten, wo es fi) um das Verhältniß der Beſchlüſſe der Generalver⸗ 
fammlung zu ben Statuten und zum Zweck des Vereins handelt. 
Denn die Generalverfammlung ift unverantwortlid; wohl aber ift der 
Praãſident perfönlich verantwortlih für die Generalverfammlungs: 
beſchlüſſe. Soll er das fein, und foll es daher überhaupt eine Ber 
antwortlichkeit der Generalverfammlung geben, jo muß ber Präfivent 
das Recht haben, feine Buftimmung zum Beichluffe derfelben zu ver- 
weigern. Eben fo hat er das Recht, eine Debatte über Punkte zu 
unterfagen, die außerhalb der Competenz ber Generalverfammlung 
liegen. Das liegt im organiſchen oder perjönlicden Leben des Vereins. 
Im freien Wefen deſſelben liegt es dafür allerdingh wither, ho et 
dann au nicht Präfibent bleiben Tann; denn eine auechelle \emeb 
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Willens ſichende Gewalt Kant bie freie Einheit des Vereins micht an: 
erkennen. Diefe Grundſätze find daher für jeben Berein gültig, auch 
aßgefehen von ihrem fonftigen Wertbe, hen aus dem Weſen bes Ber 
elas felber. 

Das find nım die Bunkte, welche wir als das Ordnungsrecht ber 
Generalverſammlung anfehen würden. Andere Moniente berfelben ent 
wickeln fich bei ihrer Autonomie. 


b) Die Autonomie der Generalverſammlung. 
Weſen derfelben. 


Die Autonomie der Generalverfammlung ift das Recht des Vereins, 
feine eigenen Verhältniſſe durch den eimheitlichen Willen aller feiner 
Mitglieder endgültig zu beftimmen. Das Princip der Autonomie be 
ſteht darin, daß jedes, für das gefammte Leben des ganzen Vereins 
geltende Verhältniß eben nur durch die Generalverfammlung befchloffen 
werden kann ımb daß ein foldher Beichluß der legteren ven höchften 
Willen für den Verein felber bildet. Das Recht verfelben befteht 
darin, daß jeder andere Wille im Verein fich diefem Beichluffe zu fügen 
bat, und daß gegenüber Dritten der Wille der Generalverfammlung 
als Wille jedes einzelnen Mitgliedes gilt. Das Syſtem der Autonomie 
ericheint an den Hauptfällen, in denen der Wille des Vereins fich be 
thätigt. 

Die Autonomie der Generalverfammlung hat daher ganz ben 
Charakter und das Weſen des Gejeßes im Etaate. Die General: 
verfammnlung fann felbft nichts thun, fondern nur das befchließen, 
was getban werden ſoll; die Harmonie zwiſchen ihrem Willen und 
deſſen Ausführung ftelt dann das Eyftem der Verantwortlichkeit und 
Haftung her. Es ift daher falfch, die Generalverfammlung als Drgan 
der Controle für die Geichäftsführung anzufehen; fie hat vielmehr für 
die Sontrole eigene Organe zu wählen, und dann über das ihr vor: 
zulegende Ergebniß biefer Gontrole zu beichließen. Diefe Scheidung 
ihrer Thätigfett und ihres Rechts von denen des Präfiviums, des 
Verwaltungsrathes und der Sontrole:Organe ift daher eine der großen 
Grundlagen de8 organischen Vereinsrechts. Sie iſt bisher in ber 
Geſetzgebung mie in der Literatur fo gut als gar nicht beachtet. Wir 
maden im Folgenden den Verſuch, dieſelbe ihrem Inhalte nad zu 
präcifiren. 

Jenes Syſtem der Autonomie de8 Vereins und feiner General: 
verfammlung hat nun yoei Sehiete: die Wahl und die eigentlichen 
Beſchluſſe. 





4) Die Wahlen der Generalderfeimikling. 

Das Peincip für bie: Wahlen der Generalverſammlung He, daß 
diejenigen Organe, welche ber Generalverſammluntz veranlwortlich fid; 
auch vor: ihr gewählt werden müffen. Die Generalverſammlung hat 
daher nie bie Beamfteten des Vereins zu wählen, ſondern bie Ber 
ſtellung berfelben geht: ſtets vom Vertötiltungsrath aus, Dagegen ſoll 
diefelbe ſteis den Präſtdenten, ben Verivaltungsrath und die Controle⸗ 
behörben wählen. 

Die Wahl felbft muß auf ber Tagedorbriung | der Generalverfamm- 
tung fiehen; doch kann fie die Wahl, wenn diefelbe nothwendig ger 
worden, auch ohne Tagesordnung befchließen und vornehmen, naments 
lich in den oben beim Präfivium ertoähnten Fällen. 

a die Wahlen muß ftets die abfolute, nicht die relative Majorität 


engen die Wahlen hat der Bräfivent Feine Einfprache zu erheben; 
" fie find’ unbedingt, auch gegen feinen Willen, gültig. 

Das Wahlrecht ift iventifch mit dem Stimmrecht. Jedes Mit 
glied ift wahlbereditigt, und zugleich wahlfähig. Es ift falſch, das 
Necht an eine beftimmte Zahl von Aktien zu binden. Es iſt falſch, 
perſonliche Bedingungen für die Wahlfähigkeit aufzuftellen. Das große 
Princip der Gleichheit muß unbedingt für die Wahl zur Geltung ger 
langen. Wer fähig ift, Mitglied zu fein, muß auch fähig fein, Prä⸗ 
fivent zu werben. 

Die Ungültigkeit einer Wahl Tann daher nur in der Form dem 
ſelben liegen. In biefer Hinſicht Hat das Praſidium das diecht, die 
Gültigkeit oder Ungültigfeit zu erflären. Gegen diefe Erklärung 
flieht nur die Alage bei Gericht zu. Bis zur Entſcheidung deſſelben ift 
die Wahl wirkungslos. Das Recht zur Klage gegen die Wahl ficht 
aber jedem Mitgliede zu. Die Haftung für die Folgen feiner 
Erklärung: hat das Präfivium. 


2) Die Befhlüffe der Generalverfammlung. 


Das eigentliche Gebiet der Autonomie bilden nun bie Beſchlüſſe 
der Gemeralverfammlung. Um: fo wichtiger ift es, baflelbe genau zu 
beftimmen. 

Das Princip diejes Haupigebietes der Aufonomie if, daß bie 
Generalverfammlung mit ihren Beſchlufſen über jeden Theil bed 
ganzen Vereinslebens endgültig beftimmen kann. Innerhalb bes Ver⸗ 
eins gibt es nichts, töorüber nicht die Generalnerfammlutg heiss 
beſchließen könnte. Ihr Beſchluß ift der Mille de Wereind, wii W 
weis gültig, als bet Wille bed Gingelnen Für \ene Berakniie Win 
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iſt. Die in vielen Statuten übliche Beſtimmung, daß gewiſſe Punkte 
feſtgeſtellt werden, über welche die Generalverſammlung beſchließen ſolle, 
bedeutet nicht, daß fie nur über dieſe Punkte zum Beſchluß berechtigt 
fei, fonvern daß über biefe Punkte nur fie, und nicht mehr Präſidium 
oder Verwaltungsrath beichließen Tönne Die Gränze biefer Auto 
nomien liegt daher nirgends innerhalb des Vereins, fondern nur in 
den Berbältnifien des Vereins zum Staat ober zu Dritten, alfo außer 
halb defjelben, im jus publicum ober im jus tertii. 

Die formale Bedingung eines folden Beſchluſſes iſt nun allerdings 
der Regel nah, daß der Gegenſtand deſſelben auf der Tagesorbnung 
des Vereins ftehe. Diefe Tagedorbnung wird vom Verwaltungsrath 
aufgeftellt; er hat daher im Intereſſe des Ganzen das Recht, bis zum 
letzten Augenblid Bufäte zur Tagesordnung zu maden. Doch kann 
die Generalverfammlung in foldem Falle befchließen, auf einen ſolchen 
neuen Punkt nicht einzugehen. Andererſeits ift fie nicht verpflichtet, 
über die aufgeftellten Punkte der Tagesordnung auch wirklich ſchlüſſig 
zu werben. Im Weſen ber Freiheit des Vereins liegt es, daß jeder 
Punkt, der von Mitgliedern als Gegenftand der Tagesordnung bean: 
tragt wird, auf diefelbe gelegt werben muß; im Weſen der Einheit 
liegt e3, daß dazu die Zuftimmung einer gewiflen Anzahl von Mitgliedern 
erforderlich ift. Es ift dabei gar fein Grund vorhanden, daß nicht in 
der Generalverfammlung ganz neue Anträge vorgebradht, verhandelt 
und zur Abftimmung gebracht werben Fünnten; im Gegentheil muß 
man dieß Necht jedes einzelnen Mitgliedes als ein unbeftreitbares und 
dem Weſen des PVereind entiprechendes anjehben. Dagegen muß bie 
Negel feititeben, daß folche Anträge immer erft nach Erledigung der 
Tagesordnung zur Berhandlung gelangen können. Das Präſidium 
bat dag Recht, jeden ſolchen Antrag abzuweiſen; beftehbt der Einzelne 
auf demfelben, jo Tann er fofort einen Beichluß der Generalverfamm- 
lung über die Aufnahme der Verhandlung provociren; dann muß bas 
Präfivium diefen Beſchluß entweder annehmen und fi unteriverfen, 
ober abtreten. 

Die Beichlüffe felbit können fih nun beziehen auf Angelegenheiten, 
die dem Verein gar nicht angehören, auf die Vereindangelegenbeiten, 
auf die Statuten und auf die Conceſſion. 

1) Beichlüffe, welche mit dem Zwecke des Vereins nicht in Ber 
bindung ftehen, oder demjelben geradezu widerſprechen, find entiveber 
nichtig, ober ftrafbar, ober fie werden bloße Mandate. 

Die Nichtigkeit der Befchlüffe beruht ftet3 in ihrem Zwecke und 
feinem Verhältniß zum Vereinszweck. Es ift durchaus faljch, Beſchlüſſen, 
zu welchen der Verein vermüge \eined Ameked ui Kereitigt war, 








eine andere rechtliche Folge beizulegen, als Beichlüffen einzelner Per 
fonen, die fie nad ihrem Exrmeffen ausführen können. Es ift falſch, 
die Exiftenz eines Vereins geſetzlich zu bedrohen, weil er folde bloß 
nichtige Beſchlüſſe faßt. Es ift allerdings Aufgabe bes Präfibiums, 
ſolche Beihlüffe zu Binbern; aber es ift, wenn fie gefaßt werben, 
für diefelben nicht haftbar, da fie eben Feine Folgen haben. 

Wo dagegen ein Beſchluß mit firafbarem Inhalt gefaßt wird, da 
ift nicht mehr bloß der Beſchluß nichtig, fondern die Haftung für den⸗ 
felben trifft ganz allein die Perfon des Präfiventen. Er konnte ben 
Beihluß hindern, und follte feine Strafbarkeit kennen; daher ift er 
für denfelben zur Haftung zu ziehen. 

Beichlüffe endlich, melde ſich auf wirthſchaftliche Verhältniſſe be 
ziehen, die nicht durch den Zwed des Vereind gegeben find, find nicht 
mehr eigentliche Vereinsbeſchlüſſe, ſondern Mandate. Die Haftung für 
die Ausführung derfelben ift daher aud nicht die eines Präfiviums 
ober Verwaltungsrathes, fonbern die eines Mandatars. Sie kann 
daher aud mit der Wahl eines folhen Mandatars zugleich verbunden 
werben. 

2) Belhlüffe in Vereinsangelegenheiten find eben die Geſetze für 
die Thätigfeit ihrer Drgane. Hier gilt fein anderes Geſetz als das ber 
vollen Freiheit der Selbftbeftimmung. Möglich ift, daß je nach den 
Objekten verſchiedene Majoritäten beftimmt werden; richtig ift ed nicht. 
Dagegen find fie allerdings in ihrem Effelt in fofern weſentlich ver- 
ſchieden, als fie ſich auf die bisherige ober auf die Fünftige Thätigkeit 
der leitenden Organe beziehen. Im erften Falle bilden fie einen Theil 
des Syſtems der Verantwortlichkeit; im zweiten find fie Grund⸗ 
Inge und Maßſtab für die vollziehende und verorbnende Gewalt 
des Verwaltungsrathes. Bon beiden Fällen haben wir unten genauer 
zu reden. 

8) Eine beſondere Beachtung bebürfen die Beichlüffe über die 
Statuten. Zuerft ift es babei gar Fein Zweifel, daß die General: 
verfammlung fraglihe Punkte in ihren Statuten felbft durch ihren 
Beſchluß zu interpretien hat, fo meit nicht Rechte Dritter davon bes 
rührt werden. Man muß fogar fagen, daß in jenem Falle ſowohl 
das Gericht als die Behörde die Interpretation ablehnen fol. — 
Zweitens folgt, daß, wenn bie Vereine fi) ihre Statuten ſelbſt geben 
konnen und biefelben ohne Genehmigung gerichtlich vegiftrirt werben, 
die Generalverfammlung auch ohne Genehmigung die Statuten auf 
jedem Punfte beliebig ändern Tann, fo weit eine folde Henhexung ven 
Weſen oder dem Gefehe nicht wiberfpricht. Biaher behurckte \ene \slie 
Aenderung bet Genehmigung, wie die Statuten {elhtt. Act Wut 
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ſich die Vexeine ihre Statuten durch eigenen Beſchluß geben. Bor der 
Hand ift dieß ausdrücklich nur für Altienveseine ausgeſprochen; die 
geringe Entwicklung des Vereinsrechts hat es -Uberfeben laflen, daß 
3. B. Gegenſeitigkeitsvereine nicht daſſelbe Recht Haben, wodurch das 
wunderliche Verhaltniß entſteht, daß z. B. eine Verſicherungsgeſellſchaft 
auf Aktien beliebig ſich Statuten geben und ändern kann, eine gegen⸗ 
ſeitige nicht. Die Schuld trägt zunächſt das Handelsgeſetzbuch, das 
bekanntlich gar keine Gegenſeitigkeit und Genoſſenſchaft kennt. Das 
öoſterreichiſche Vereinsgeſetz bat von feinen ſonſt ſehr richtigen Beſtim⸗ 
mungen gerade die Hauptſache, „Vereine, die auf Gewinn berechnet 
find, Bank⸗, Kredit: und Verſicherungsgeſchäfte u. ſ. w.,““ geradezu 
ausgeſchloſſen; die neuen Geſetze des norddeutſchen Bundes und das 
ſächſiſche, ſo wie der bayriſche und öſterreichiſche Entwurf reden wieder 
nur von Unternehmungsvereinen aller Art. So iſt hier durch den 
Mangel des Vereinsbegriffes eine große, fühlbare Lücke. Dieſelbe wird 
noch empfindlicher durch den folgenden Punkt. Offenbar kann nämlich 
drittens die Aenderung der Statuten eines Vereins nicht ſolche Be— 
ſtimmungen enthalten, welche in den Statuten ſelbſt gar nicht hätten 
aufgenommen werden können, ohne das Weſen oder die organiſche 
Thätigkeit des Vereins ſelber zu vernichten. So z. B. kann ein Verein 
nicht beſchließen, mehrere verſchiedene Zwecke haben, oder feine General: 
verſammlung abhalten, oder keine Rechenſchaft ablegen laſſen zu wollen. 
Es löst die Frage nicht, wenn man ſagt, daß er das ſchwerlich be: 
fchließen werde. Beichließt er es, fo foll das Gericht ſolche Befchlüfie 
für ungültig erllären. Hat er dazu das Recht, wenn ein Gejeh fehlt? 
Wo gibt es 3.8. ein Geſetz, das jährliche Generalverfammlungen oder 
jährliche Rechenfchaftöberichte vorfchriebe? Dennoch glauben wir, daß 
das Gericht das Recht habe, die Nichtigkeit ſolcher Beſchlüſſe auszu: 
Iprehen. Denn wir find eben der Ueberzeugung, daß das Gericht 
eben fo jehr die Natur der Sache, als den Wortlaut der Gefeße zur 
Geltung bringen müſſe. Mo wäre ſonſt bie rechtbildende Kraft der 
Gerichte? Allerdings wird auch dadurch die Macht und die Etellung 
der Gerichte eine ganz andere als biäher, namentlidd wenn man das 
hier Gejagte mit den, was in Bd. 1. über das Verhältnik des Ge: 
richts zur Verwaltung ausgeſprochen ift, zufammenhält. Das ift richtig. 
Uber das wollen wir eben. Denn die Gerichte müſſen eben eine 
böbere Stellung haben, foll die Idee der verfafjungsmäßigen Verwal: 
tung ſich verwirklichen. 

4) Was zum Edhluß die Beichlüffe oder den Inhalt der eigent: 
lichen Conceſſion betrifit, o it die Sache einfah. Die General: 
verfammlung hat darüber Üherhaunt Tee Baier u \nfien, ondern 





durch ihee Beihläffe nux Vorſchläge und Bitten gu ftellen, und über 
gemachte Propofitionen zu entſcheiden. 

Das nun find unſexer Anfiht nad biejeigen Punkte, welche 
den Inhalt der Autonnmie der Gengralverfammlung als eines ſelb⸗ 
Rändigen Drgans des Vereins bilden. Wir willen recht wohl, daß 
es nur Grundlagen find. Allein der Werth derſelben mag darin geſucht 
werben, daß fie für alle Vereine gültig fein, und damit die Baſis für 
ein allgemeines Vereinsrecht bilden können. Es bleibt dafür nun ein 
Iegter Punkt übrig; das ift die Gonftatirung biefer Beichlüffe. 


3) Die Gonfatirung der Befhlüffe. Protocol und Gericht. 


Die Nothwendigkeit nun, die auf diefe Weile gefaßten Beichlüffe 
zu conftatiren, ergibt ſich von felbft. Die einſachſte und biöher einzige 
Form diefer Conftatirung war dad Proto koll der Generalverfammlung. 
Seine Nothwendigkeit wie fein Inhalt find ſelbſtverſtändlich. Selbſt⸗ 
verftändlih war auch die Einficht der Regierung in bafjelbe, fo lange 
die Genehmigung der Statuten Princip war. Jetzt find die Vereine 
frei. Es fragt fih demnach jegt, ob das Protokoll genügt, um die 
Beichlüffe zu conftatiren. 

Wir glauben nun, nachdem grundſätzlich die Beichlüffe der General: 
verfammlung auch die Statuten umfaffen, nein. Mit diefem Rechte 
der Vereine ift die Bafis ihres gelammten rechtlichen Verkehrs wenig: 
ftend zum Theil in ihren eigenen Beſchluß gelegt. Es ift nicht 
thunlich, jevem Einzelnen die Entſcheidung über die Frage zuzumuthen, 
ob ein folder Beſchluß ein rechtlich gültiger geweſen oder nicht, während 
er fih dem Verkehre mit dem Bereine gar nicht immer willkürlich 
entziehen Tann. Man muß daher in bemfelben Grabe, in welchem bie 
Vereine freier werden, fefter an dem Grundſatz halten, daß alle Ber 
fhlüffe und Wahlen aller Vereine dem competenten Ge 
richte mitzutheilen find. Das Gericht hat über diefelben ein 
eigenes Protofol zu führen. Dieſes muß zur Einſicht für jedermann 
offen ftehen, genau wie bie Grundbüder Das Gericht muß 
ferner die Pflicht haben, gegen vereinstvibrige Beſchlüſſe ein eigenes 
Verfahren einzuleiten. Wir würden baflelbe in einfachiter Weiſe 
dahin formuliten, daß das Mitglied des Gerichts „für Vereinsweſen“ 
vorkommenden Falles dem Präfivium die Ungültigkeit des betreffenden 
Beſchluſſes zu notificiren habe. Berubigt fi das Präfidium dabei, fo 
hat bafjelbe diefen Beichluß der Generalverfammlung anzuzeigen. Bes 
ruhigt es ſich nicht, fo Tann es ein eigenes Urtheil des Gert ai 
Grundlage einer eigenen Verhandlung probociren. Und ker tommen 
twir naturgemäß auf unfern frühern Gedanken zurüdt. Dos car bt 
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ſolche Fragen geeignete Gericht if ein Geſchwornengericht, und 
die Verhandlung kann und foll nur eine Öffentliche und mündliche fein. 
Wir wollen uns bier nicht auf die Debatte über diefen Punkt im 
Einzelnen einlafien. Wohl aber behaupten wir, daß fo gewiß Mir 
Gelchtwornengerihte für Preßfragen befommen haben, jo gewiß 
werden wir Geſchwornengerichte für das Vereinsweſen 
befommen. Aud bier wird die Natur der Sache mädtiger fein ala 

alle Vorurtbeile. 


B. Deffentliches Reit. 

Das Öffentlihe Recht der Generalverfammlung beruht nun auf 
demjenigen Weſen des Vereins, vermöge beflen jeder Verein an fidh 
Glied des großen Organismus der freien Berwaltung, jede Art des 
Vereins aber ein Organ für einen befondern Theil berfelben if. Indem 
nun in ber Generalverfammlung der Verein feinen Willen fest, fo 
empfängt jeder Generalverfammlungsbeihluß damit den rechtlichen 
Charakter einer dem öffentlichen Leben angebörigen Beltimmung, 
welche in die Kategorie der Verordnungen und Verfügungen der Ne 
gierung hinein gehört; fie haben nidht Bloß ein Berhältniß zu den 
Mitgliedern des Vereins, ſondern fie find, obgleich fie die letztern 
jpeciell betreffen, öffentliche Akte; und in dieſem Sinne entftebt ein 
Rechtsverhältniß derjelben zu der Negierung, welches wir das öffentliche 
Recht der Generalverfammlung nennen. 

Der Anhalt diejes öffentlihen Recht? nun muß aber von biefem 
Standpunkt aus betrachtet werden. Hält man den legteren feft, fo ift 
das eritere ziemlich einfad). 

a) Die Anzeige. 


Wenn nämlich die Gegenftände des Vereinsleben? dem Gefammt: 
leben und nicht mehr bloß dem Intereſſe feiner Mitglieder wie bei der 
Gejellichaft angehören, jo folgt, daß die Behörde das Recht auf Gegen: 
wart und Senntnißnahme in Bezug auf die Abhaltung ber 
Generalverfammlung bat. Sie Tann daher ihre Vertreter zur Theil: 
nahme an der lestern beauftragen. Dabei iſt e8 nicht nothwendig, 
daß vom Berein eine fpeciele Anzeige der Generalverfammlung 
gemacht werde; aber es ift jo natürlich und zweckmäßig, daß wir eine 
dahin lautende gejehliche Beftimmung für durchaus motivirt halten 
würden. Nur muß man dabei nicht jo weit gehen wie das bayriſche 
Vereinsgeſetz, und die Befeitigung des Regierungsabgeordneten geradezu 
zu einem Motiv für die Schließung des Vereins erklären. Dagegen fann 
man recht wohl vie Wnterlofung ter Anzeige mit einer Drbnung?: 
jtrafe belegen. 
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Eine nicht unwichtige Frage wäre babei bie, welches Amt der 
Abgeordnete haben fol. Wir werben im Intereſſe des Vereinsrechts 
den Sat bevorworten, daß bie Regierung denfelben fenden Tann, das 
Gericht aber benfelben fenden muß. Und zwar find wir für die Ab⸗ 
orbnung eines Gerichtäbeamteten, weil eben die Conftatirung und das 
Urtheil über die Beichlüffe dem Gerichte zugeiviefen werben muß. Es 
ift daher auch naturgemäß, daß immer das Gericht dabei vertreten fei. 

Bei den Vereinen dagegen, welche eine Conceflion haben, und bie 
wir daher, teil fie fpecielle Verwaltungsrechte ausüben, Verwaltungs⸗ 
vereine genannt haben, halten wir die Gegentvart eines Abgeorbneten 
der Regierung für nothwendig; biefelben follen je nach der Art des 
Verein? aus dem betreffenden Departement ber verſchiedenen Minifterien 
abgeorbnet werben. Jedenfalls haben aber nur die Abgeorbneten der 
Regierung das Recht, gegen die Generalverfammlung polizeiliche Maße 
zegeln zu ergreifen. Handelt es ſich dagegen um incidente Rechtöfragen, 
3 B. über die Rechtmäßigkeit einer Form bes Verfahrens 2c., fo kann 
die Verfammlung auf den Ausfprud des Gerichtsabgeorbneten com: 
promittiren. 


b) Das Berfammfungsredht. 


So wie die Generalverfammlung nun eröffnet ift, tritt für fie als 
Berfammlung einfad) das allgemeine Berfammlungsrecht mit dem Rechte 
der Negierungdorgane ein, wie wir es eben dargeſtellt Haben. Es ift 
kein Zweifel, daß die letzteren das Recht haben, die Berfammlung auf 
die Gränzen ihres Rechts aufmerffam zu machen, in die Debatte felbft 
aber können fie fi eben fo wenig mifchen, als felbftändige Anträge 
ſtellen. Sie können nur ihre Meinung dur den Präfidenten zur 
Geltung bringen. Der Präfident hat baher in jevem Stabium dem 
Drgane ber Regierung dad Wort zu geben; aber er braucht feine Dies 
cuffion deſſelben über Anficten und Vorſchläge zu geftatten. Er muß 
es demfelben überlafjen, auf geftellte Interpellationen zu antivorten 
oder nicht. Entſchieden aber hat dafjelbe das Recht, unter feiner Ver: 
antwortlichkeit den Präfidenten zu veranlaffen, daß er dem einzelnen 
Redner das Wort nehme; will der Präfivent das nicht, fo ann ver 
Regierungsvertreter die Verfammlung ſchließen. Ebenfo kann der Iehtere 
die Abftimmung über jeden Beſchluß ſiſtiren; allein er fol verpflichtet 
fein, dieß zu motiviren. Der Widerſpruch ziwifchen den Statuten und 
dem Beſchluß ift dabei Fein Grund der Giftirung, da hierüber das 
Gericht entſcheidet. Die Maßnahmen gegen Einzelne, melde die Ver 
fammlung benugen, um Gefegivibrigkeiten in Wort und Aut mu 
begehen, follen ftetö nur gegen den Einzelnen gehen. & wu ser 

Stein, ble Berwaltungölepre. 1. 8. ı7 
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bem Talte der Negierungsorgane überlaffen bleiben, zu enticheiben, ob 
vermöge der Ordnungswidrigkeit Einzelner die ganze Verfammlung 
gefchloffen werten fol. Tarüber läßt fich nichts Genaueres angeben. 


c) Die Beichlüffe und die Oberauflicht. 


Die Dberauffiht über die Bejchlüffe felbft hat nun eine weſentlich 
andere Geftalt, je nachdem man die gerichtliche oder die polizeiliche 
Thätigleit ins Auge faßt. 

Der oberſte Grundfat für bie gerichtliche Thätigkeit ift, daß ber 
Beichluß nur dann volle Gültigkeit bat, wenn das Gericht denſelben 
regiftrirt. Der Gerichtöverorbnete hat daher das Necht, nicht bloß 
Protofolführung zu verlangen, fondern auch die Uebereinftimmung des 
gefaßten mit dem protofollirten Beichluffe zu erklären. Hat er Zweifel, 
fo fann er den Präſidenten veranlaflen, die Abjtimmung nod einmal 
vornehmen zu lafien. Gewiß hat er das Recht, auf die Nichtigleit eines 
Beichluffes im Vornhinein aufmerkſam zu machen; nicht das, ihn um 
feiner Nichtigkeit willen zu filtiren. Das Geriht entjcheidet; fein 
Urtheil ift die wahre Oberaufſicht über die Beichlüffe, in fo meit fie 
nicht öffentliche Gefahren oder Verbrechen enthalten. 

Der oberfte Grundſatz für die polizeiliche Thätigfeit in Beziehung 
auf die Beichlüffe it, daß das Negierungsorgan nur dann einzutreten 
bat, wenn der Beichluß eine Gefährdung oder ein Verbrechen enthält. 
Es kann demnach im erften Falle den Beichluß zwar nicht für nichtig 
erflären, wohl aber feine Gültigkeit ſuſpendiren bis zur Entſcheidung 
der höhern Stelle. Im zweiten Falle ift natürlich nicht von einer 
Nichtigkeit, fondern von einer Verfolgung auf ftrafrechtlihem Wege die 
Rede. Die weiteren Folgen gehören dann ten Etrafprocek. 


Dritter Theil. Das Verwaltungsrecht des Vereinsweſens. 
Begriff und Inhalt im Allgemeinen. 


Es iſt am Ende fehr erflärlih, daß bis jetzt ſelbſt in denjenigen 
Arbeiten, welche ſich mit dem Vereinsweſen fpecieller beichäftigt haben, 
von einer Verwaltung oder gar von einem Verwaltungsrecht der Vereine 
feine Rede iſt. Man hat eben bisher überhaupt die Vereine nur nod) 
als Organiſationen betrachtet, welche dazu da find, um die Intereſſen 
der Mitglieder zu vertreten, und bei ſolchen, die das nicht thun, immer 
die Verwaltung derfelben als ein Ehrenamt betrachtet, bei dem von 
einem ftrengen Recht nicht die Rede war. Dazu fam und fommt aud) 
jest no), daß man ja auch im Staatsleben das Verwaltungsrecht fo 
gut als gar nicht kennt, geichiveige denn behandelt. Hat doch z. B. 
Gerber in Seinem Stantsreht Vie Verwaltung btevi manu erledigt, 





und Bluntſchli in der neuen Auflage die ganze Arbeit einfach ignorirt; 
das Vereinsweſen erfcheint auf fünf Seiten! — Wir müſſen daher 
allerdings mit der Bemerkung beginnen, daß es bisher gar feine Dar« 
ftelung der Verwaltung der Vereine und gar feine Lehre des Ver 
waltungsrechts derfelben gegeben hat. 

So wie aber nun das Vereinsweſen aus jener Bereinzelung heraus⸗ 
tritt, welche es bisher im ganzen Öffentlichen Leben charalteriſirt hat, 
und zu einem großen, faft allgegenwärtigen, madtvollen Organismus 
des Gefammtlebens wird, Tann ein ſolcher Buftand in Wiffenfchaft und 
Recht nicht fortdauern. 

Die Grundlage des richtigen Berftänbniffes für bie meitere Ent 
twidlung ift e8 nun offenbar, daß man ben Gedanken fefthält, in dem 
Verein eine perſönliche Einheit zu erkennen, melde dem Weſen des 
Staat? auch hier analog ift. Wie daher in dem, was wir Präſidium 
und Generalverfammlung im Verein genannt haben, das Analogon der 
Elemente der Verfafjung vorhanden ift, fo ift auch die Verwaltung im 
Verein felbftändig, und es ift Mar, daß die Funktionen der Berivaltung 
und ihr Recht auch hier als das Analogon der Verwaltung und des 
Verwaltungsrechts des Staats betrachtet iverden müffen. Damit denn 
tritt hier ein felbftändiger Theil der Vereinslehre auf; und das Folgende 
wird zeigen, von welcher entſchiedenen Wichtigkeit es ift, daß man fi 
darüber einig iverbe. 

Gibt es nämlich demnach eine felbftändig zu denfende Verwaltung 
im Vereinsweſen, fo muß fie wenigſtens ihrem Princip nach in zwei 
Hauptgebiete zerfallen. Wir werden nothivendig unterfcheiden müffen 
giwifchen dem, was wir bie vollziehende Gewalt, und die eigentliche 
Verwaltung nennen. Die Funktionen beider find fhon an und für 
ſich fo weſentlich verſchieden, daß von einem gleichen Recht berfelben 
gar feine Rebe fein kann; und enbli Tann hier wie im Staate das 
Princip der Verantwortlichkeit erft dann zu einem praltiſchen Syſteme 
erhoben werben, wenn wir ihm das praktifche Syſtem jenes Organismus 
zum Grunde legen. 

Gehen wir daher nunmehr von biefer Selbftändigfeit der Ver 
maltung gegenüber der Verfafjung des Vereins aus, fo ſcheiden wir 
zwei Organismen ber erfteren. Wir erkennen als den Organismus der 
vollziehenden Gewalt ven Bermwaltungsrath, und ald den Organis ⸗ 
muß der eigentlichen Verwaltung die Angeftellten over Beamten des 
Vereins. Es wird demnach darauf ankommen, das Recht beider fo 
wie ihr Verhältniß zum Ganzen des Vereins jelbftändig darzulegen. 

Um das aber durchzuführen, müflen wir Eine Bemertung voroode 
enden. 
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Sn der That wäre es nämlich leicht, die Anwendung der obigen 
Begriffe faft ftreitlos zur Geltung Zu bringen, wenn alle Vereine in 
Umfang und innerer Entwidlung: gleih wären. Allein fie find gerade 
in diefer Beziehung unendlich verfchieven. Wir haben in der Lehre 
vom Negierungsrecht nachgewielen, wie fih auch im Staatöleben erft 
langlam und unter großen Kämpfen die Echeivung und die faftifche 
und rechtliche Selbitändigkeit der großen Organe, des Oberhauptes, der 
Gefehgebung und der Verwaltung vollzieht, und mie fich eben erft auf 
Grundlage diefer Scheidung ein wirklich organiiches Recht des Staats: 
lebens ausbildet. Ja, die Epochen des Staatslebens find eben in der 
That nichts anderes, als die biftorifchen Stufen der Selbitändigfeit 
und Scheidung jener Organismen und ihrer rechtlihen Funktionen. 
Wir find auf diefer Bafis dahin gelangt, daß alle Staaten zu dieſer 
organifchen Geltalt gelangen werben und gelangen müſſen. Nun 
denn — das Vereinsweſen ift vermöge der Natur der verjchiedenen 
Vereine zwar dem Staate analog, aber es ift unfähig, jene Unter: 
ſcheidung praftiih in allen feinen Formen durchzuführen, teil bie 
Bereine vielfach zu Fein find, um folche felbjtändige Organismen aus: 
autragen, während andere wieder vollftändig dazu befähigt find. Die 
Geſammtheit des Vereinsweſens zeigt uns daher gegenüber dem ftaat: 
lihen, zum klaren Organismus anftrebenden Leben alle Zuſtände des 
Staates und feiner Geſchichte gleichzeitig nebeneinander — mie 
ung die Ajtronomen jagen, daß alle Zuftände unjerer Erbbildung in 
der Geſammtheit aller Himmelskörper gleichzeitig neben einander dafteben. 
Ein Theil der Vereine wird daher ftet3 jtatt der Unterfcheidung von 
Prafivium, Oeneralverfammlung und Verwaltungsrath eigentlich fait 
alle Gewalt im Präfidium vereinen und feine ſelbſtändige vollziehende 
Gewalt haben; ein anderer wird einen ſehr unentmwidelten Verwaltungs: 
rath befigen; ein anderer wird der Generalverfammlung einen telent: 
lichen Theil der Funktionen des Verwaltungsrathes geben; noch ein 
anderer wird dagegen dem Verwaltungsrath jo viele Rechte einräumen, 
daß die befchließende Gewalt faſt funftionslos wird. Es iſt natürlich, 
daß diefe Verwirrung der Verhältniffe und Begriffe um fo größer it, 
je unflarer man fidy auch rechtlich über Weſen und Werth der Begriffe 
und Unterfchiede von Gefeßgebung und Bermwaltung if. Wir dürfen 
daher nicht erwarten, eine concrete unmittelbare Antvendung bes 
Folgenden auf den gegenwärtigen Zuftand des Vereinsweſens zu erzielen; 
und mir werben auf mehr ald Einem Punkte Gelegenheit haben zu 
zeigen, wie die Arten der Vereine vermöge ihrer Natur bier ein: 
gegriffen haben. Wohl aber halten wir die Webergeugung feit, daß 
dennoch jene Unterageidung wie enger Art ÜÜ, un gu einer definitiven 
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Geſtalt des Verwaltungsrechts der Vereine zu gelangen, und die Fragen 
zu beantivorten, die fih aus dem gegenwärtigen unflaren Buftande 
ergeben. Möge man das Folgende in diefem Sinne freundlich beurtheilen. 


I. Ber Berwaltungsrath als Berordnungsgewalt. 


A. Inneres Recht. 


a) Natur und Stellung des Berwaltungsrathes. Der „Borftand“ des Handels 
geſetzbuchs. Berhältnig zum Präfivium und zum Auffichtsrath. 

Kein Theil des ganzen Rechts des Vereinsivefens, ja Fein Begriff 
und fein Wort im ganzen Gebiet beffelben ift fo unklar und unbeftimmt, 
wie dad, was wir den „Verwaltungsrath“ nennen. Dennoch bringt 
es die Natur bed Vereins mit fi, daß gerabe der Verwaltungsrath 
das Hauptorgan defielben ift. Wir müſſen die Behauptung aufftellen, 
daß fo lange man biefe Organ in Stellung und Funktion nicht genau 
und Mar beftimmt hat, überhaupt ein eigentliches Vereinsrecht nicht 
möglich ift: und das um fo mehr, als uns bier nicht bloß bie ganze 
Literatur, Handelsrecht und Arbeiten über Vereine überhaupt im Stiche 
laſſen, fondern aud) die Gefeggebung in fo hohem Grabe unfertig ift, 
daß man mit derfelben in den allermeiften Fällen gar kein brauchbares 
Refultat zur Entſcheidung der betreffenden Fragen erzielt. Wir werden 
daher mit dem Verſuch beginnen, kurz den gegenwärtigen Zuftand der 
Anſchauungen in biefer Beziehung zu darakterifiren. 

Daß nämlich irgend ein Drgan nothivendig fei, welches den Verein 
als Einheit vertritt, darüber mußte man ſich natürlid bei dem erften 
Gedanken über das Vereinsrecht überhaupt einig fein. Daß dieſes 
Drgan getoiffe felbftändige Rechte und Pflichten ſowohl gegenüber Dritten 
als gegenüber dem Verein felbft haben müfle, war Har. Allein im 
Anfang des Vereinsweſens — und über diefen Anfang find wir keines ⸗ 
wegs hinaus — beachtete man Stellung, Funktion und Recht dieſes 
Drgans überhaupt nicht. Alle älteren Vereinsgeſetze bis zum 
Handelsgeſetzbuch haben daher über die „Vorſtände“ der Dereine 
gar Feine Beftimmungen. Das öffentliche Recht fah die Sache ganz 
und gar al8 eine Angelegenheit der Vereindglieber an, und demgemäß 
war ber hiftorifch erfte Standpunlt der, daB man den gefammten Vor 
ftand und die Beftimmungen über feine Verhältniffe den Statuten 
überließ und die Wahrung der allgemeinen Redtöprincipien durch die 
Genehmigung diefer Statuten zu erreichen ſuchte. Die Vereinsgeſete 
Deutſchlands erwähnen baher des „Vorſtandes“ urfprünglich überhaupt 
nicht; ſelbſt das in feiner polizeilichen Fürforge am werteten gehenne 
Vereinsgeſeß Defterreich® von 1852 hat gar teine Beiimmungen Über 
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venfelben. Bon einer Echeibung zwifchen Präfivium und Vorſtand ift 
daher bier noch Feine Rebe, 

Erft ald mit den fünfziger Jahren das Vereinsweſen fi dem 
wirtbichaftlichen Leben ernftlich zumendet, und die Macht und Bedeutung 
der Bereine hauptfächlich ihren Schwerpunft in den Altiengejellichaften 
findet, wird es Mar, daß diefes Organ eine ganz eigenthümliche, felb: 
ftändige Stellung hat. Das Handelsgeſetzbuch verfucht diefelbe baher 
auch zuerft zu formuliren, und gelangt dabei zu folgenden drei beachtens⸗ 
werthen Refultaten. Zuerft fordert es unbetingt, daß jeder Verein 
einen „Vorſtand“ haben müſſe: zweitens ftelt es den Grunbfat 
auf, daß die Handlungen des Vorftandes unbedingt vie Geſellſchaft 
verpflichten, ohne daß eine vertragsmäßige Beſchränkung von Seiten 
der „Geſellſchaft“ Dritten gegenüber eine Gültigkeit habe, und dritteng, 
daß der Vorſtand die Geichäftsleitung zu überwachen habe. Daneben 
hat das Handelsgeſetzbuch noch einen „Auffichtörath,“ den es aus 
der Commanbite herübernahm, und endlich ſpricht es auch von „Beamten 
der Geſellſchaft“ ($. 235). 

Das war offenbar ein großer Yortichritt. Allein dabei ftehen zu 
bleiben, war unmöglid. Denn diefer VBorftand Tann aus einer oder 
mehreren Perjonen beiteben, und diefe mehreren haben ganz gleiche 
Nechte und haften daher auch für einander, was ſchon an und für fi) 
nicht praftifch ericheint. Bon einem Vorſtand des Vorſtandes ıft noch 
feine Rede; das Präſidium mit feinen ſpecifiſchen Aufgaben ift nicht 
vorhanden; das Geſetz überläßt die Bildung deſſelben offenbar dem 
Ermefjen der Mitglieder. Aber auch, welche Pflichten der „Vorftand“ 
in Beziehung auf den Verein als Ganzes, oder fpeciel auf die Beichlüffe 
der Generalverfammlung babe, ijt nirgends erwähnt; es iſt noch nicht 
gejagt, melde Rechte derjelbe in Bezug auf die „Beamten“ der Ge: 
jeljchaft habe; kurz der Vorſtand des Handelsgeſetzbuchs ift eine noch 
vollftändig unklare Verjchmelzung der Funktionen der Vollziehung mit 
dem des Präſidiums. 

Das Handelsrecht ift nun über diefen vollfommen unfertigen 
Standpunft nicht hinausgefommen. Der Grund davon ijt offenbar 
der, daß das Handelsgefegbuh nur an Vereine dachte, welche eben 
„Geſchäfte“ betreiben, und daß daher der Vorſtand des Hanvelögefeb- 
buches im Grunde nur der Geſchäftschef des Vereins if. Er iſt in 
der That nichts anderes, als der Leiter des „Handelsgeſchäfts,“ defien 
Umfang den ganzen Gefichtöfreis des Handelsgeſetzbuchs ausfüllt. 

Als nun die große Vereinsbewegung unferer Gegenwart ihren 
zweiten Schritt that, und das Gebiet der Genofjenfchaften befchritt, 
ward es Kar, dak der Voritand nit Vh welentiich dazu da fei, um 





die Buchführung zu infpieiren (Handelsgeſetzbuch 8. 239), fondern 
in fehr beveutfamer Weife mit feiner Selbftthätigleit in das Leben ber 
Vereine eingreifen werde. Auch hatte ſich unterbefien namentlich bei 
den großen Grebitinftituten und Eifenbahnen ſchon herausgeftellt, daß 
der Vorftand denn doch wichtige Dinge zu thun habe. Der Proceß, 
den wir bereit8 oben angebeutet, nahm baher feftere Formen an: da 
das Geſetz ſchwieg, fo begannen die Statuten namentlich der größern 
Geſellſchaften den Begriff des „Borftandes“ aufzulöfen, und an feine 
Stelle den Borfigenden und den „Berwaltungsrath” zu ftellen. Zugleich 
fingen fie an, mit möglicfter Genauigkeit bie entſcheidende Gränze 
zwiſchen der Berechtigung der Generalverfammlung und ber dieſes 
Verwaltungsrathes zu ziehen, wobei es fi dann naturgemäß heraus⸗ 
ftelte, daß man twieber den Präfiventen von bem Verwaltungsrath 
ſchied, dem erfteren zunächſt die formale Vertretung der Geſellſchaft 
und bie formale Leitung beflelben übertrug. So find in allen neuern 
wichtigern Statuten wir glauben ausnahmslos die brei großen Elemente 
des perfönlihen Organismus, Präfivium, Generalverfammlung und 
Verwaltungsrath bereits felbftändig aufgefaßt; freilich nody ohne daß 
ihr vechtliches Verhältniß fchon zur Haren Durchbildung geviehen wäre. 

Die neuefte Gejeggebung hat nun bon biefer Entmwidlung des 
praktiſchen Lebens wenig Nuten gehabt. In dem preußiſchen, ſächſiſchen 
und andern Gefegen über Erwerbögenofjenfchaft lebt der „Vorſtand“ 
des Handelsgeſetzbuches noch fort; ftatt einer beftimmten Präcifion feiner 
Stellung begnügt man ſich mit den befannten Ausbrüden der „Vers 
pflihtung zum Sorge tragen“ u. f. tv. Zugleich hat man die Bor 
Stellung von ber überwachenden Thätigleit des Aufſichtsraths“ fo weit 
ausgebildet, daß berfelbe eigentlich den Verwaltungsrath unmöglich 
macht, da der erftere den leßteren fogar fufpendiren kann. Es find bie 
römiſchen Tribunen im Vereinsweſen der neueren Zeit, nur mit bem 
Unterſchied, daß fie Feine beherrichte Claſſe gegenüber der herrſchenden, 
fondern nichts als die wirthſchaftliche Polizei im Vereinsweſen ver 
treten. 

Die engliſche und frangöfifche Geſetzgebung find in diefer Beziehung 
nicht weiter als die deutſche. Die „directors* der erfteren und bie 
„directeurs“ der letztern find ganz genau der „Vorftand“ des deutfchen 
Rechts; dad Comite de surveillance und die ziemlich unflaren „trustees“ 
der engliſchen societies find der Auffichtsrath. Cine öffentlich recht ⸗ 
liche Jurisprudenz über dad Verhältniß diefer Elemente gibt es auch 
dort nicht. 

Gegenüber biefer Lage der Dinge wird und nun toum emo 
anberes übrig bleiben, als und auf die Natur ver Sahe w hersien, 
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und fie ald Duelle der Rechtsbilbung auf diefem Gebiete anzunehmen. 
Diefe Natur der Sache aber ift folgende. 

Iſt der Verein wirklich eine perfünliche Einheit, fo bedarf derjelbe 
eines Drganes, welches genau dieſelbe Funktion hat, wie die vers 
ordnende Gewalt im Staate Dieſes Organ hat die Aufgabe, 
den Willen des Bereind durch feinen Willen, das ift durch feine 
Beichlüffe, zur Ausführung zu bringen. indem es diefe Aufgabe bat, 
bat es auch diejenigen Rechte, welche aus derfelben folgen, und mithin 
auch diejenige Verantwortlichleit, welche damit verbunden ift. Und das 
Drgan, welches auf diefe Weile die vollziehbende Gewalt des 
Vereins ift, ift eben der Verwaltungsrath. 

Der Verwaltungsrath fteht daher neben dem Präfidium. Er 
bat feine Vertretung des Vereins nad Außen. Es iſt gänzlich falſch, 
ihn ala „Vorſtand“ mit dem Präſidium zufammenzumerfen; es ift 
fall, dem einzelnen Mitglieve deffelben das Recht des Ganzen zu 
geben, wie das Handelsgeſetzbuch es thut. Es iſt falih, ihn mit 
der „Direktion“ zu verfchmelzen, wie es im Handelsrecht nur zu häufig 
geſchieht. Es ift falfch, ihn damit dem „Auffichtörathe” unterzuorbnen, 
wie die Genofjenichaftsgefete es gethban haben. Man muß ihn vielmehr 
als ein ganz jelbjtändiges Organ mit eigenem Recht betrachten. Und 
das Syſtem, welches fich daraus ergibt, iſt folgendes: 


b) Die Rechte des BVBerwaltungsrathes. 
1) Princip diefer Rechte. 


Die Rechte des Verwaltungsrathes müfjen als der Ausdruck feiner 
naturgemäßen Funktion im Leben des Vereins betrachtet werden. In 
der That iſt aber die letztere an ſich einfach. 

Offenbar nämlich find, wenn der Verein als felbftändige perjönliche 
Einheit erfannt wird, die Funktionen des Verwaltungsrathes ihrem 
Weſen nad) gegeben in dem Inhalt deilen, was mir als verordnete 
Gewalt im Regierungsrecht bezeichnet haben. Demgemäß wird man 
nur das Analogon der Gefeßgebung im Verein aufzuftellen brauchen, 
um die Rechte und Pflichten des Verwaltungsrathes zu beftimmen. 

Das ift nun im Allgemeinen fehr richtig. Allein das Verhältniß, 
welches fi) daraus ergibt, empfängt nun durch die Natur des Vereins 
im Vergleiche zum Staate eine weſentlich erhöhte Bedeutung. 

Der Berein, mag er fein melder immer er will, iſt nicht im 
Stande, für die einzelnen Geſchäfte, Punkte und Fragen, melde ſich 
in feiner Verwaltung ergeben, beftändig gegenwärtig zu fein, oder 
ausreichende Beitimmungen feitzuftellen. Er fann und fol allerdings 
in feinen Statuten {einen Yet und vie MUÄ, mit venen er ben: 





felben zu erreichen trachtet, ſo beftimmt als möglich aufftellen, und in 
feinen Generalverfammlungen die einzelnen mefentlihen Punkte ber 
Verwaltungsthätigkeit definitiv ordnen. Allein für das wirkliche Leben 
reichen feine Etatuten der Welt aus, und die Generalverfammlungen 
find nit bloß erfahrungsgemäß, fondern ihrer Natur nad; geradezu 
unfähig, fi mit mehr als ganz einzelnen Punkten eingehend zu 
beichäftigen. Man hat das beflagt; es würde ergebnißreicher geweſen 
- fein, wenn man e8 ftatt deſſen erflärt hätte. Denn man würde babei 
erfannt haben, daß dieß nicht bloß gegenwärtig bei ben General: 
verfammlungen fo ift, fondern für ben größten Theil aller Vereine 
ewig fo bleiben wird. In der That nämlich hat der Verein nur Einen 
Zwed, und jebes Mitglied hat viele: der Verein umfaßt nur einen 
Heinen Theil des Capitald oder Einkommens jedes Einzelnen, der 
Einzelne jelbft Hat daneben Hundert andere wirthſchaftliche und perfönliche 
Aufgaben. Es ift daher ganz unmöglich, von der Generalverfammlung 
jemals mehr als eine fehr geringe Betheiligung an der Thätigleit des 
Vereins zu erwarten; davon können und werden höchſtens die Arbeiter 
vereine eine Ausnahme maden. Die Generalverfammlung ift daher aller: 
dings ſtets im Principe bie höchſte Gewalt des Vereins, aber in der Wirklich: 
Zeit ift fie nur ausnahmsweiſe fähig, in ihren Befchlüffen in die Ver: 
maltung bineinzugreifen; und erfahrungsmäßig geichieht es auch fo gut 
als nie, daß fie eingreift, wo e3 ſich um bie concreten Verhältniſſe des 
Vereins handelt.” Je länger das Vereinsweſen befteht, um fo mehr 
wird man biefe Thatfache als eine ganz naturgemäße anerkennen. 

Es ergibt ſich daraus im umgelehrten Verhältniß zum Staatsleben, 
daß, mag ein Verein formell organifirt fein wie er will, der Schiver 
punkt feines thätigen Lebens nie in feiner befchließenden, fondern in 
feiner vollziehenden Gewalt, nie in der Generalverfammlung, fondern 
im Verwaltungsrath liegen wird. Und wollen wir dieß genauer beftimmen, 
fo werben wir fagen, daß der Vertvaltungsrath allerdings formell nur 
zur Ausführung des Inhalts ber Statuten und ber Generalverfammlungss 
beſchluſſe, in Wirklichkeit dagegen zur Erſetzung des in beiden liegenden 
Mangels beftimmt iſt. Es ift praktiſch und ſachgemäß gar feine Frage, 
und feine Statuten oder Geſetzgebungen werden das jemal® ändern, 
daß der Verwaltungsrath der eigentlih und wahrhaft 
thätige Verein ift. 

Daraus nun ergibt fi) das, was wir ald bie wahre und höhere 
Funktion des Verwaltungsrathes anfehen müffen; und bier tritt auch 
der weſentliche Unterſchied zwiſchen der Stellung ber vollziehenden 
Gewalt im Staate und im Verein zu Tage. . 

Während wir nämlih im Staate fordern, ha ire wokiegenne 
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Gewalt bei allem, was fie thut und will, ſtets vor allem das Geſet 
und feine Ausführung vor Augen haben muß, und nur ausnahmsweiſe 
Beichlüffe zu fallen hat, wo das Gejeh mangelt, hat der Verwaltungs: 
rath im Grunde den Zweck des Vereins und feine Ber: 
wirtlichung als feine Aufgabe zu betrachten, wobei Statuten und 
Generalverfammlungsbeichlüffe mit ihrem Inhalt ihm vielmehr nur als 
Grundlage und Gränzen feiner Thätigfeit gelten müflen. Er wird 
daher in faſt allen Fällen in der That als gejeßgebende Gewalt des 
Vereins faktifch funktioniren und baher faltifch die geſetzgebende und 
verorbnende Gewalt in feinen Hänben vereinigen müjjen, wenn 
überhaupt der Verein feinen Zweck erreichen fol. Das könnte nur 
dann anders fein, wenn der Verein in der Lage wäre, lange bauernde 
und eingehende Generalverfammlungen abzuhalten; nur einem auss 
führlihen Beichluffe der leßtern gegenüber könnte der Verwaltungsrat 
wieder ganz den Charakter eines reinen Vollzugsorgans annehmen. 
Das aber tft und kann nur ausnahmsweiſe der Fall fein. Und biele 
naturgemäße Stellung des VBerwaltungsrathes ift ed nun, Melde die 
Drbnung und das Necht deflelben in jedem Verein bedingen muß. 


2) Die Ordnung des Verwaltungsrathes. 


Was nun zuerſt die Ordnung des Verwaltungsrathes betrifft, ſo 
folgt aus dem Obigen erſtlich, daß jeder Verein neben ſeinem Prä— 
ſidium einen jelbitändigen Verwaltungsrath mit der Vollzugsgewalt 
befleivet haben ſollte. Wefentlih, und durch die unklare Vorſtellung 
vom „Vorſtande“ ſtark vermwilcht ift dabei der Unterſchied vom Präſidium. 
Das Präſidium fol allerdings ftet3 am Verwaltungsrath Theil nehmen; 
aber es follte, wie fchon erwähnt, jtets unmittelbar von der Generals: 
verfammlung und nicht vom Verwaltungsrath gewählt werden. Denn 
der Präfident iſt keinesweges bloß der „Vorſitzende“ für formale An: 
gelegenheiten. Im Gegentheil hat derſelbe vielmehr die weſentliche 
Aufgabe, gegenüber jener großen, in den meilten Fällen unbeichränften 
Gewalt des Verwaltungsrathes, die Statuten und die General: 
verfammlungäbeichlüfje zur Geltung zu bringen. Er muß daher das 
Recht haben, den Beichlüflen des Verwaltungsrathes feine Zuftimmung 
zu verweigern und fie gegen perfönliche Haftung und Verantiwortlichkeit 
vor der Öeneralverfammlung aud zu filtiren. — Die zweite Grund: 
lage der Ordnung des Verwaltungsrathes ift die Wahlordnung 
deſſelben. Diefe Wahlordnung enthält ſtets und nothivendig zwei 
Grundſätze: erftlih Wahl der Mitglieder durch die Generalverfammlung, 
und zweitend den Wechfel in den Perfonen des Verwaltungsrathes. 
Beide Grundläge Liegen nit Wok im Ween ver Rreikeit des Vereind, 
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fonbern vielmehr in ber eben bezeichneten Stellung des Verwaltungs ⸗ 
rathes. Wieder einmal hat die Geſetzgebung dieß Gebiet gar nicht 
berührt; nur das praftiiche Leben hat jene Grundſätze wenigſtens zum 
Theil zur Geltung gebradt. Die Scheidung des Präfiviums vom 
Verwaltungsrathe fehlt freilich auch vielen Statuten; dagegen ift ber 
Wechſel der Verwaltungsräthe ein fo allgemeiner Grundfag, daß man 
feine wahre Bedeutung faft überfehen bat; fo fehr, daß die neuen 
Gefepe Englands, Frankreich und Deutfchlands, indem fie den Aktien» 
geſellſchaften das Recht gaben, fich felbft Statuten zu geben, ven Fall 
gar nicht ind Auge faßten, daß ein Verein ſich lebenslängliche Ver⸗ 
waltungsräthe wählt: Würde das Gericht irgend einen gejeglichen 
Anhaltspunkt haben, einer folchen Beftimmung feine Genehmigung zu 
veriveigern? Wir meinen ja, fo lange noch vie höhere Natur der Sache 
das Geſetz erfegen darf. Denn die obigen Punkte find Lebensfragen 
des gefammten Vereinsweſens; ein nicht wechſelnder Verwaltungsrath 
iſt ein organifcher Widerſpruch mit dem Verein, und zwar ganz gleid”* 
gültig, um melde Art des Vereins es ſich dabei handelt. 


3) Pflichten deffelben. 


An diefe Fragen über die Drbnung des Verwaltungsrathes fchließen 
fih nun zunächſt die über feine Pflichten. 

Es ift ein fehr untergeorbneter Standpunkt, wenn man mit dem 
Handelsgeſetzbuch die Pflicht des Verwaltungsrathes in der Ausführung 
der Beſchlüſſe der Generalverfammlung, der praltiſchen Aufrechthaltung 
der Statuten und ber Revifion der Bücher fucht. Es ift ebenfowenig 
ausreichend, obgleich dagegen fchon ein beveutender Fortichritt, wenn 
die meiften Statuten dem Verwaltungsrath in irgend einem Paragraphen 
eine Reihe einzelner Pflichten und Aufgaben auferlegen. Wir müſſen 
vielmehr behaupten, daß ber Verwaltungsrat überhaupt die Pflicht zu 
allen denjenigen Erwägungen, Unterfuhungen, Beſchlüſſen und 
Maßnahmen hat, welche für bie vollftändige Erfüllung des Bereind: 
zwedes nothwendig ober wichtig find. Es läßt fi dafür gar feine 
Gränge aufitellen, ald diejenige, die ihm eben in den Statuten oder 
ten Beidlüffen der Generalverfammlung vorgezeichnet ift. Es ift nicht 
bloß Pflicht des Verwaltungsrathes, zu thun, was er thun foll, ſondern 
ex ift verpflichtet zu allem, was er thun kann; und er felber muß 
daher in dem höchſten Verſtändniß des Vereinszwedes bafür den richtigen . 
Inhalt ſuchen. Für alles das ift er damit aud verantwortlich; 
und daher ift in der That naturgemäß dieſe Verantwortligkeit des 
Verwaltungsrathes der Kern bed ganzen Vereinsrechtes, wire air unten 
fehen werden. Der wahre Vertvaltungsrath {ol wit Wlok yustti, 
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fondern vielmehr geiftig den Berein in ſich tragen und zum Ausdruck 
bringen, denn in ihm erſt lebt in Wahrheit der Verein. Das iſt das 
Princip der Pflicht des Verwaltungsrathes. 


4) Die einzelnen Rechte deſſelben. 


Dieſer Pflicht deſſelben entſprechen nun die einzelnen Rechte des 
Verwaltungsrathes. 

Es iſt falſch, wie die Geſetze es thun, von den Rechten des Ber: 
waltungsrathes gar nicht zu reden. Es ift aber auch falſch, dieſelben 
mit Paragraphen erihöpfen zu wollen, wie viele Statuten. Wo das 
geichieht, muß die Aufzählung folder einzelner Rechte des Verwaltungs⸗ 
rathes angejehen werben als die Beftimmung derjenigen Punkte, deren 
fih die Generalverfammlung zu Gunften des Berwaltungsrathes ent: 
äußert bat. Es muß daher angenommen werben, daß ein Beſchluß 
der Generalverfammlung über einen, dem Bertwaltungsratbe ftatutarifch 
zugewieſenen Theil der Verwaltung nur als Etatutenänderung gültig 
wird. Im Uebrigen aber muß man die Rechte des Bertwaltungsrathes 
von einem andern Etandpunfte betrachten. 

Der Berwaltungsrath hat nämlich ein Recht auf allıs, was ibm 
nicht ausdrücklich durch Statuten oder Vereinsbeſchluß 
entzogen iſt; und er iſt verpflichtet, dieſe Rechte auch wirklich aus: 
zuüben. 

Dieſe Rechte find die der Vollzugsgewalt überhaupt: und bier 
tritt wieder das Analogon des Staats ein. 

Der Verwaltungsrath hat nämlich erftens das Recht der Ver: 
ordnung. Und zwar müflen wir ihm das Recht der Vollzugs—⸗ 
verorbnung felbftverftändlich zuerfennen. Weſentlich aber bat er das 
ausgedehntefte Recht der Vertwaltungsverorbnung in dem von uns in 
Bd. I. aufgeftellten Einn; ja, es liegt eben in der Natur des Vereins, 
daß gerade diefe Verordnungen — die eigentlihen „Beſchlüſſe“ des 
Berwaltungsrathed — die ganze Vereinöverwaltung beftimmen. Der: 
jelbe wird zum bei weitem größten Theil das ganze Gebiet der an fi 
der Geſetzgebung gehörigen Beltimmungen durch feine Beichlüffe be: 
berrichen; er wird in der That den größten Theil der „Geſetzgebung“ 
im Bereine felbft ausüben. Endlich aber ftehen wir nicht an, dem 
Verwaltungsrath auch das Recht auf Nothverordnung zu geben in dem 
Einne, daß er die Ausführung ftatutarifcher Beftimmungen oder Be 
ihlüffe der Generalverfammlung im alle äußerer Gefahr gegen eigene 
Verantwortlichkeit fiftiren Fönne; dagegen kann er nie das Necht haben, 
fie wirklich aufzuheben. 

Der Berwaltungsraih har wet uumeiikeit has Drgani: 
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ſations recht. Daffelbe übt er theils durch die Inftruftionen und 
Geſchãftsordnungen, theils aber durch bie Wahlen ber Beamten des 
Vereind. Beide Dinge können nie Gegenftand ber Beiclüffe der 
Generalverfammlung werben, und zwar deßhalb nicht, weil dadurch die 
Verantwortlichkeit des Verwaltungsrathes vernichtet würde. Auch dieß 
iſt ein Satz, ber in den Statuten nicht aufgenommen zu fein braucht, 
um als allgemeines Vereinsrecht zu gelten. 

Was endlich drittens die Fwangs gewalt bes Verwaltungsrathes 
betrifft, fo Tann er fie nur gegen Dritte durch feine Beamteten aus 
üben. Gegen Mitglieder Tann er dieß nur dann, wenn die Statuten 
ober Beichlüffe ihn ausbrüdlih dazu ermäctigen und nur bis zum 
Grabe diefer Ermächtigung. 

Alle diefe Säge empfangen nun Mobififationen bei ben con 
cefiionirten Vereinen, die aber ſchon dem öffentlichen Recht angehören. 


5) Die Ausfhüffe des Derwaltungsrathes. 


Das, was tir biäher gejagt haben, gilt nur für den Verwaltungs: 
rath im Ganzen. Ein eimas anderes Princip tritt dagegen für bie 
Ausſchüſſe ein. 

Die Ausſchuſſe entftehen, wo es ſich nicht mehr um bie Thätigkeit . 
des Verwaltungsrathes im Ganzen, fondern um einzelne beftimmte 
Aufgaben befjelben handelt, meiftens um folde, bei denen eine Fady 
kenntniß nothwendig ift. 

Grundſatz für die Ausſchüſſe iſt, daß ſie eine berathende und keine 
beſchließende Gewalt haben und ihre Anſicht daher ſtets erſt durch den 
Verwaltungsrath angenommen werden muß. Der letztere Tann ihnen 
aud eine Executive einräumen; in biefem Falle ift fie aber auf das 
Engfte zu befchränfen; gegenüber Dritten haben die Ausſchüſſe nur 
ein Mandat; gegenüber dem Verein haften nicht fie, fondern der Ver⸗ 
waltungsrath, felbft wo derſelbe ihnen die Vollziehung übertragen hat. 
Dad müffen wiederum, wenn vermöge diefer Webertragung eine Haftung 
des Iepteren entiteht, die Mitglieder des Ausſchuſſes wieder jenem 
baften. Sind dagegen Ausſchüſſe ſtatutariſch eingefegt, fo find fie 
aud in Beſchluß und Vollziehung dem Verwaltungsrath gegenüber 
felbftändig, fo weit die Beftimmung geht. Doch muß es Regel fein, 
daß Ausfhüffe nur aus dem Verwaltungsrathe genommen werden 
Zönnen und daß auch ftatutarifche Ausſchüſſe ftets dem Verwaltungs: 
rathe zu berichten haben. Wir glauben, daß auch) ihnen gegenüber der 
letziere das Recht der Siftirung ihrer Beihlüffe und Maßnahmen unter 
Vorlage an die Generalverfammlung haben müe. Werten ie uleu 
Halb vefjelben eingefegt, fo erſcheinen fie ſtets als beratgente Kohiuut, 
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welche der Generalverfammlung Bericht zu erftatten haben, beren 
Mandat aber nur für ganz beftimmte Fälle gilt. 


B. Oeffentliches Recht. 


Das öffentliche Recht — das Recht zwiſchen Verwaltungsrath und 
Regierung — iſt nun wohl nach dem obigen Begriff des erſteren ſehr 
einfach, wenn man den Verwaltungsrath eben in der angegebenen 
Weile von dem Präfivium und ber Generalverfammlung trennt, und 
ihn felbftändig betrachtet. 

Da nämlich der Verwaltungsrath ſtets formell nur die vollziehende 
Gewalt des Vereins ift, mögen feine Beichlüffe und Thätigkeiten fonft 
enthalten was fie wollen, jo folgt, daß er principiell auch nur der 
Generalverfammlung, und überhaupt nicht der Behörde verantwortlich 
werben Tann, jo lange er nicht etwas thut, was gegen das allgemeine 
Recht oder gegen die Öffentliche Sicherheit verftößt. Man muß im 
Namen der Freiheit des Vereinsweſens daran fefthalten, daß bie 
Beichlüfle und Thätigleiten defjelben die Behörde und aud das 
Geriht gar nichts angeben, jo lange es ſich um nichts anderes, 
- ala um das Verhältniß deilelben zu den Statuten oder den Befchlüffen 
des Vereins handelt. Es ift Sache des Vereins felbft, feinen Ber: 
waltungsrath für Ueberfchreitung in dieſer Beziehung verantwortlich 
zu machen. Es ift zwar wahr und richtig, daß der Verwaltungsrath 
den ganzen Verein auch dann verpflichtet, wenn er ohne Auftrag und 
felbft gegen denfelben handelt; allein damit hat die Regierung gerade 
fo wenig zu thun, wie mit der Ueberjchreitung jedes andern Mandats. 
Diefen Grundſatz haben die neuen Geſetze, auch das Genoſſenſchaftsrecht 
aufgenommen. Mordd. Geſetz 8. 20. 21.) Die in demſelben Geſetze 
8. 27 geſetzte Ordnungsſtrafe (200 Thlr.) ift hart, gehört aber nidt 
dem Oberauffichtsrecht, fondern ohne Zweifel der gerichtlichen Verfolgung 
geſetzwidriger Thätigfeiten, und tft außerdem nur auf Erwerbögenofjen: 
Ichaften begränzt. Allerdings aber follte es gejegliche Vorfchrift fein, 
daß auch über die Verhandlungen und Beichlüffe des Verwaltungsrathes 
Protofoll geführt werde. Die ganz allgemeine „Verpflichtung des Bor: 
ſtandes zur Beobachtung und Ausführung aller Beitimmungen bes 
Gefelichaftsvertrages und der in Gemäßheit deflelben (?) von der General: 
verfammlung gefaßten Beſchlüſſe“ im $. 33 iſt höchſt unklar, da man 
nicht fieht, wem diefer Vorſtand verantwortlich ift, und Präſidium und 
Verwaltungsrath wieder nicht gejchieden find; auch ift die „Ausführung“ 
etwas ſehr ungenaues, Ebenfo halten wir die Mittheilung an das 


——— Beriht für unmotiwirt. Grundiag it une muhtaher hleihen, daß bie 
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Berantwertlicleit und Haftung des Verwaltungsrathes nur innerhalb 
des Vereins felbft Liegt. 

Anders ift es in den Fällen, wo es fi um concefjionirte (Ber 
waltungs:) Vereine handelt. 

Da nämlich ein Verwaltungsverein von der ftaatlihen Vollzugs⸗ 
gewalt getwifle Rechte gegen Dritte empfangen hat, welche er vermöge 
der Genehmigung feiner Statuten im Namen des Staat? ausübt, wie 
3 B. Bettelbanlen, Eifenbahnen, Pfandleihanftalten u. f. w., jo folgt, 
daß der Verein ſelbſt damit ald Theil der Staatsthätigkeit auftritt, 
und der Verwaltungsrath mithin bis zur Gränze jener Rechte als 
Drgan der Staatögewalt erſcheint. Es folgt daher, daß, fo wie 
es fih um die Ausübung diefer Rechte handelt, der Verwaltungsrath 
in Beziehung auf diefelben den Charakter einer Behörde annimmt, und 
daß feine Bechlüffe daher die Natur und das Recht von Regierungd: 
verordnungen annehmen. Namentlich bei Eifenbahnen ift das am 
verftänblichften. Iſt das aber der Fall, fo kann es fein Zweifel fein, 
daß nicht bloß das Gericht, fondern vielmehr der betreffende Zweig der 
Öffentlichen Verwaltung felbft das Recht nicht bloß der Dberaufficht, 
fondern das Recht der höheren Behörde gegenüber ber nieberen hat, 
fomweit e3 fi um die Ausübung biefer öffentlichen Rechte des Vereins 
handelt. Die Behörde gewinnt daher bier die Berechtigung, zuerft 
an ben Sigungen bed Vertaltungsrathes Theil zu nehmen, und bie 
auf die Verwaltung bezüglihen Beichlüffe kennen zu Iernen. Eie 
getoinnt zweitens das Net, die Ausführung der Beſchlüſſe des Ver: 
waltungsrathes zu fiftiren, ja fie gradezu zu verbieten; der Verwaltungs: 
rath feinerfeit8 fann dann, wenn er fid) in feinem geſetzlichen Rechte 
verlegt glaubt, Hagen, wenn er bie Intereſſen des Vereins für gefährdet 
hält, fi) beſchweren. Dabei muß feftgehalten werden, daß ſich jenes 
Recht der Regierung nur auf die bezeichneten Punkte bezieht. Es ift 
daher ſehr rathſam, während dad Princip im Allgemeinen feftfteht, 
jedesmal in ben Statuten eine möglichſt genaue Bezeihnung jener 
Punkte vorzunehmen. 

Noch anders ift das Verhältniß derjenigen Vereine, welde vom 
Staate eine Unterftügung empfangen. Hier ift praftiih die Sade 
dem Takte des Berwaltungsrathes zu überlaflen; ftreng rechtlich aber 
muß man fagen, daß, wenn der Staat feine Bedingungen feſt⸗ 
geftellt hat, der Verwaltungsrath aud an feine gebunden ift, fondern 
nad) eigenem Ermeſſen vorzugehen hat. Man kann nicht einmal for« 
dern, daß derfelbe jpecielle Rechnung von ber Verwendung ber 
Unterftügung ablegen muß, wenn nicht eine (peciele Verwendung wer 
geſchrieben if; wohl aber muß es in dem leiteren Sole ÄhKan- 
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Dffenbar muß in allem Wefentlichen dafjelbe für den Fall gelten, to 
die Unterftüßung des Staat? in einer Garantie der Erträgniffe be 
fteht. Freilich werden hier der Negel nad genaue Beſtimmungen ab: 
gemadht werden. In diefem alle gehört dieß Ganze dem eigentlichen 
Verwaltungsrecht der einzelnen Bereine. 

Was endlich die Mittheilung der Namen bed Berwaltungsratbhes 
an die Behörde oder das Gericht betrifft, fo ift eine ſolche vermöge 
der großen Gewalt des Verwaltungsrathes wohl motivirt, und erjcheint 
als eine an fich zwedmäßige Maßregel auch da, wo es fich nicht um 
Handelsgefhäfte und Firmen handelt. 

Die übrigen bier einfchlagenden Fragen ericheinen nun in dem 
fogleih folgenden Syſteme der Berantwortlichleit und Haftung des 
Vereinsweſens. 


II. Die eigentliche Verwaltung des Bereins und ihre Vollzugsorgane. 
A. Inneres Redt. 


a) Wefen der eigentlihen Bereinsverwaltung. Die Geldverwaltung und ihr 
Princip. 

Ihrem formalen Begriffe nach iſt nun die eigentliche Verwaltung 
des Vereins die Geſammtheit der wirklichen Thätigkeiten, durch welche 
die Verwaltung des Vereins die Mittel des letzteren herbeiſchafft, und 
dieſelben für den Zweck des Vereins verwendet. 

In allen höheren Formen des Vereinsweſens nun haben alle bis— 
her aufgeführten Organe mit dieſer eigentlichen Verwaltung des Vereins 
nichts zu thun, ſondern nur die Regeln feſtzuſtellen, nach denen ſie 
geſchehen ſoll. Allerdings nun zeigt es ſich dabei wieder, was wir 
oben ſchon angedeutet haben. Auf den unteren Stufen des Verein 
weſens ift der Verein meiſtens nicht im Stande, cinen eigenen, abge: 
jonderten Organismus für dieſe eigentlihe Verwaltung zu erzeugen, 
Jondern es ift eben das der Charalter diefer Vereine, daß meiftens 
das Präfidium im Berein mit dem Verwaltungsrathe, mag er einen 
Namen haben melden er will, diefe wirkliche Ausführung felbft be 
jorgen. So tie aber die Vereine zu größerer Bedeutung gelangen, 
Icheiden ſich die Bollzugsorgane, und damit erft entfteht auch ein 
jelbjtändiger Begriff der eigentlichen Verwaltung derfelben, fo wie ein 
eigenes Recht der VBollzugsorgane. 

Nun ift e3 Fein Biveifel, daß es als ein durchaus nicht unwichtiger 
Fortichritt betrachtet werden muß, ivenn das gefchieht, und es follte 
daher die Öffentlihe Meinung fo ftreng als möglich darauf halten, daß 
in irgend einer Weihe eine \olhhe Trennung, eine gewiſſe Selbftäntigfeit 





der eigentlihen Vollzugsorgane, vom Präfibium und Verwaltungs: 
rath ftattfinde. Und zwar deßhalb, weil ohne dieſe Trennung eine 
fachliche Controle fo gut als unmöglich if. Wenigftens follte es ein 
Grundſatz jedes Statut3 fein, ganz gleihgültig gegen bie Art des 
Vereins, daß die Gelbverwaltung niemals in den Händen ber „Bor: 
ftände“ des Vereins, fondern wenigſtens in benen irgend eines eigends 
dazu von ber Generalverfammlung gewählten Mitgliedes 
fid befinden follte, und zivar mit dem Grundſatz, daf jede Ausgabe 
durch eine von ben befchließenden Organen ausgeftellte Anweifung 
geſchehen müßte. Mag die Verwaltung einen Zweck haben, melden 
fie will, niemals ift eine wirflihe Controle der Gelbverwaltung ohne 
diefen Grundfaß durchzuführen. Und wir glauben daher im Intereſſe 
des Vereinsweſens felber fordern zu follen, daß die Verpflichtung, 
die Geldverwaltung durch eine folge Einrichtung ſicher zu ftellen, fogar 
in dem allgemeinen Vereinsgeſetz nicht fehlen follte. 

Was nun die wirkliche Verwendung der auf diefe Weife zur Ver: 
fügung geftellten Mittel betrifft, das ift alfo das, was mir ald das 
Analogon ber eigentlichen Verwaltung betrachten würben, fo läßt fi 
darüber natürlich nichts Allgemeines fagen, da diefe Verwendung eben 
durch den beftimmten Zweck des Vereins bebingt und geſetzt wird. 
Hier haben wir es baher mit jenen Organen zu thun, durch melde 
der Verein in feiner Verwaltung thätig iſt. 


b) Die Vollzugsorgane. 
4) Befen derfelben. 

Die Bollziehungsorgane unterſcheiden ſich principiell von dem Ver: 
tretungsorgane dadurch, daß fie niemals das Recht und die Aufgabe 
haben, den Willen des Vereins reſp. der Generalverfammlung durch 
ihre Beſchlüſſe zu erjegen, fondern nur ben bereits beftimmten Willen 
derfelben wirklich auszuführen. Sie find daher dad Analogon ver 
Behörden im Staate, und haben mithin das Verfügungsreht, das 
unter dem Verordnungsrecht des Verwaltungsraths im Ganzen wie im 
Einzelnen fteht. In den Meinen Vereinen ber unterften Drbnungen 
fallen fie mit dem Präfidenten oder Vorftand vielfah zufammen, bald 
ganz, bald zum Theil. In dem größern Verein ſcheiden fie ſich jedoch 
in einem felbjtänbigen Organismus von ihm ab. Es iſt diefe Selb: 
ftänbigfeit aber nicht etwas Zufälliges. Man muß im Gegentheil als 
Grundfaß für das Vereinsweſen fefthalten, daß die Zuedmärigteit 
eines eignen Vollziehungsorganismus durch den Umfang Eines Vereins 
bedingt wird, daß aber die Nothwendigkeit vefielben ohne TO 

©teln, bie Berwaltungelehre. 1. 3. \8 
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auf diefen Umfang eintritt, fobald die Verwirklichung des Vereins: 
zweckes ſachkundige Bildung vorausfeßt. 

Man wird nun wohl dad Richtige treffen, wenn man fagt, daß 
alle diejenigen Organe der Vollziehung in einem Berein, für deren 
Thätigkeit Feine fachkundige Bildung nothwendig ift, die Bebienfteten 
der Bereine find, während diejenigen, welche eine fachlundige Bildung 
baben müffen, die Direktion bilden. — Es Tann daher ein Berein 
mit vielen Dienern ohne Direltion, und mit einer Direktion und nur 
fehr wenigen Dienern gedacht werden. immer aber müflen die Diener 
nur der Direftion untergeorbnet werben. 

Inſofern eine Direktion und Bedienftete bauernd dem Berein 
gehören, Tann man wieder von den Angeftellten des Vereins im 
Gegenjat zu den bloßen Vereinsdienern reden, welche für vorüber 
gehende Thätigfeiten aufgenommen werden. Die leßteren ſtehen in 
einem reinen Zohnverhältnifie. Die erfteren dagegen bilden einen Körper, 
der eine gewiſſe Gemeinjamfeit hat, die doch näher zu betrachten ift. 

Dffenbar nämlich tritt hier wieder der Unterſchied zwiſchen Gefell: 
Ihaft und Verein in den Vordergrund. Eine Gejellfchaft ift Fein Theil 
des Staatslebend, denn ihr Zweck liegt ganz im Einzelleben. Die 
Perfonen, deren fie bevarf, find daher mit ihren Funktionen in gar 
feinem Verhältniß zum öffentlichen Leben. Sie find feine Angeftellten. 
Eie find einfah in einem Lohnverhältniß zur Geſellſchaft und fallen 
alle unter die rein bürgerlichen Grundſätze des Privatrechts; fo mie 
aber die Geſellſchaft fi) zum Verein erhebt, fei es unmittelbar dur 
ihren Zweck, fei e8 durch ihre Kapitalsbildung vermöge der Aktie, fo 
tritt ein zweites Verhältniß ein. Jene Diener der gejelichaftlichen 
Bereine treten in eine beftimmte Beziehung zum Etaat in feiner 
Verwaltung, und jeßt erft, bei dem Vereinsweſen im Gegenfag zum 
Geſellſchaftsweſen, kann man von Angeftellten und ihrem Rechte reden. 

Die Angejtellten des Vereinsweſens haben nämlih alle bis zu 
einem gewiffen Grade öffentliche Zwecke zu vollziehen, da jeder Vereins: 
zweck ein öffentlicher ift. Ja es Fann in manden Fällen die amtliche 
Polizei und felbft ein Theil der Verorbnungsgewalt auf fie übertragen 
werden, wie bei Eifenbahnen, Bergwerfen u. ſ. w. Dennoch find fie 
niemals Beamtete. Und zwar darum nicht, weil die Uebernahme 
eines Dienftes Fein Lebensberuf, fondern ein wirthichaftlicher Eriverb 
it. Der Zweck des Vereins kann an und für fi das geiftige Leben 
feiner Perjönlichkeit ausfüllen, weil alles, was mit ihm zufammenbängt 
und geiſtiges Intereſſe erweckt, eben außerhalb des eigentlichen Vereine: 
zwecks liegt, während der Staatszweck, deflen Organ auch der unterfte 
Beamtete ift, durch feine Unendlichkeit den Dienft zum Berufe mad. 
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Daher hat der Vereinsbienft niemals ben Charalter ver öffentlichen 
Ehre, wie bad Amt; und es würde das Weſen der Vereine ändern, 
wenn bieß anders und dem Bereinsangeftellten ein öffentlicher Rang 
gegeben würde. Das ganze Verhältniß ift daher nicht das ethiſche 
des Beamtenthbums, fonbern das wirthſchaftliche des Mans 
dats. Und dieſer Geſichtspunkt wirkt entſcheidend für das ganze 
Rechtsverhaͤltniß der Angeftellten im Vereinsweſen. 

Geht man bavon aus, fo harakterifirt ſich auch ber Unterfchieb 
der Direktion und der Angeftellten in ben Rechtsverhältniſſen, welche 
zwiſchen ihnen und dem Vereine entftehen. 


2) Die Direktion. 


Die Mitglieder der Direftion befommen ihre Anftellung jo gut 
wie die Bedienſteten durch einen Vertrag; allein es ift weber nöthig 
noch möglich, in dem Dienftvertrage die Aufgaben der Direktion genau 
zu beftimmen. Jeder folder Vertrag enthält im Gegentheil die Voraus: 
fegung, daß der Direltor, als Fachmann, felbft die fachmäßig noth ⸗ 
wendigen Aufgaben kennen muß. Die Annahme einer Stellung als 
Direltor macht denfelben daher an und für fih dafür verantwortlich, 
daß er ſich felbft im Geifte des Vereinszweds und feiner fachmänniſchen 
Bedürfniffe feine fpeciellen Aufgaben beftimmen werbe; deßhalb haftet 
der Direktor dafür perſönlich, daß er dieß thue, fowie für ben Schaden, 
den ber Verein durch die Nachläſſigkeit defielben leidet. Eben fo haftet 
der Direktor perſönlich für jeven Schaden, der im Dienft durch Mangel. 
an Thätigleit von feiner Seite gefchieht. Diefer Haftung entſprechen 
zwei Pflichten. Zuerft muß er den ganzen Zuftand bes Vereins. 
genau kennen; ihn kann niemals die Unfenntniß gegebener Verhältniffe 
feiner Verantwortlichkeit entheben, wenn es überhaupt möglich mar, 
die betreffende Kenntniß bei gehörigem Aufwande aller Mittel fi) zu 
verſchaffen. Schon das Unterlaflen von Befehlen und Maßregeln, welde 
eine folche Kenntniß hervorbringen, macht ihn perſönlich für jeden das 
durch entflandenen Schaben verantwortlich, nicht bloß wenn fie durch 
die Vorſicht eines homo diligens, fondern auch dann, wenn fie durch 
fahmännifche Kenntniß bedingt war. — Zweitens muß der Direktor 
die beftehenden Gefege und Vorſchriften des Staats gleich» 
fall? genau kennen. Er ift perfönlich in Verantwortlichkeit und Haftung 
dafür, daß bie Thätigkeit des Vereins ihnen gemäß geichehe, und ihn 
entſchuldigt die Unkenntniß niemals. — Es folgt drittens aus feiner 
ganzen Stellung, daß er den Verwaltungsrath beftänbig in Kenntniß 
von dem ganzen Gange des Geichäfts erhalte. Wenn der Vervaltungs- 
zath einen Beſchluß faßt, der durch Unkenntniß ber Verhältnifke won 
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feiner Seite, oder gar durch eine mangelhafte — um jo mehr natürlich 
dur eine falfhe Darftelung der Sadlage vom Direktor hervor: 
gerufen ward, fo hat der Verwaltungsrath feine Verantwortung, fon: 
bern die ganze Haftung fällt dem Direktor zu, jo weit nicht bei ge: 
wöhnlicher Vorficht eines gebildeten Mannes ein Mißtrauen gegen die 
Ausfprühe des Direltor3 von Seiten des Verwaltungsrathes batte 
entftehen müſſen. 

Eine ſehr wichtige Frage ıft endlich die, ob der Direktor für die 
ſchädlichen Folgen feiner eigenen Untenntniß baftet, das ift, ob er 
dafür verantwortlich tft, daß er wirklich alle für feine Funktion noth: 
wendigen Fachkenntniſſe habe, jo daß jeder Schade, welcher dem 
Verein aus Mangel an Fachkenntniſſen entipringt, den Direltor zum 
Erjate verpflichtet. 

Man muß diefe Frage in folgender Weife beantworten. Da bie 
natürlide Stellung der Direktion die vollſte Fachkenntniß vorausſetzt, 
und da der Verwaltungsrath, der den Direktor anftellt, weder verpflichtet 
fein fann noch verpflichtet ift, diefe Fachkenntniß zu haben oder aud 
nur beurtheilen zu können, fo iſt die Annahme der Stellung von Seite 
des Direktors der Erflärung gleich zu achten, daß er wirklich jene Fach— 
fenntnifje in einem für den Verein ausreichenden Maße befige, und 
damit ift die perfönlidhe Haftung des Direktors für jeden Nachtheil 
gegeben, der aus diefem Mangel entipringt. Allein das zmeite Element 
der tüchtigen Geſchäſtsführung Tann ein Direktor weder verfprechen noch 
auch für den Verein und feine fpeciellen Verhältniffe überhaupt befigen, 
fondern er muß fich diejelben erft ertverben und das ift die Erfahrung. 
Es folgt daraus der Nechtsfag, daß die Haftung des Direktors da 
aufhört, wo die Bedingung der Vermeidung eines Nachtheiles nicht 
mebr in dem vollen Befite der Fachkenntniſſe, ſondern der Erfahrung 
lag. Der Beweis, daß das lebtere der Fall ıft, befreit den Direktor 
von der Verbindlichkeit zum Schadenserſatze. 

Dieſen erniten, felten gehörig gewürdigten rechtlichen Verpflichtungen 
des Direftord gegenüber ftehen nun die entiprechenden Rechte vefjelben. 
Der Umfang diefer Nechte ift gegeben durch den Umfang der mate 
riellen Bedingungen zur Ausübung feiner fachmäßigen Thätigfeit. 
Sie ſcheiden fih in die Rechte der Direltion an ſich, in die Rechte der 
Direktion im Verhältniß zum Vermaltungsrath und in die Rechte dee: 
jelben über die Bedienfteten des Vereins. Die Rechte der Direltion 
an fich entitehen da, wo im Laufe der Vereinsthätigkeit plögliche Er: 
eigniffe eintreten, bei denen eingreifende Maßregeln, die fonft dem Ber: 
mwaltungsrathe zum Belchlufle vorzulegen waren, nothwendig werden. 
Hier muß das Net der Direttion anertannt wetten, ud eiqner Ges 
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walt alle diejenigen Maßregeln und Thätigfeiten anzuorbnen, melde 
nad) fachmänniſchen Grundfägen erforberlich erfcheinen, um eine Gefahr 
zu befeitigen. Für alle diefe Maßregeln hat der Direktor nur dann 
Verantiortlichleit, wenn er fie unterläßt. Der Bericht an den Ber: 
waltungsrath ift dabei felbftverftanden. Anders ift der Fall, mo es 
ſich um einen unter plöglihen Umftänden zu erzielenden Gewinn 
handelt, und zwar durch Maßregeln, welche regelmäßig der Vertvaltungs: 
rath zu befchließen hat. Hier trifft den Direfior feine Haftung, wenn 
er fie unterläßt; nimmt er fie vor, fo muß von Fall zu Fall entichier 
den werben, ob die Haftung eintreten Tann, wobei natürlich die bona 
fides ftet3 für das Wegfallen der Haftung bei einer fonft erfahrungs+ 
mäßig richtigen Maßnahme entſcheiden wird. — Alle ſolche Maßregeln 
find aber natürlih dem Verwaltungsrathe zum Beichluffe demnächſt 
vorzulegen. 

Das Recht der Direktion gegenüber dem Verwaltungsrathe 
befteht zunächſt in der unbedingt nothivendigen Theilnahme an den 
Sigungen beflelben, und zwar mit berathender Stimme. Das bevarf 
Teiner Erörterung aus ber Natur der Sache. Das zweite Recht ift 
das auf Stellung beftimmter Anträge, und zwar nöthigenfall3 mit ber 
Erflärung, daß die Direktion die Haftung dem Verwaltungsrath zur 
ſchiebt, wenn er die Anträge nicht genehmigt. Diefelbe Berechtigung 
bat die Direktion bei jedem Beſchluß des Verwaltungsrathes über fach: 
männifde Fragen, die von bem leßteren ausgehen; eben fo bei Be 
ſchluſſen, melde die öffentlich rechtlichen Verhältniſſe betreffen. Hier 
nun entfteht die Frage nach der Verpflichtung der Direltion, einem 
Beſchluſſe des Verwaltungsrathes zu gehorchen, der nad) ihrer Anficht 
den fachmänniſchen Grundfägen ober dem öffentlichen Recht wider⸗ 
ſpricht. Wir haben diefer Rechtsverhältniſſe ſchon bei dem Verwaltungs 
rathe erwähnt. Es Tann kaum zweifelhaft fein, daß die Direktion im 
erften Fall troß ihrer entgegenftehenben Weberzeugung dem Beichluffe 
des Vervaltungsrathe zu gehorchen, jeboch unter Darlegung aller 
Gegengründe ſich vor jeder Haftung ficher zu ftellen hat. Im zweiten 
Falle dagegen hat die Direktion die Pflicht, den Gehorfam zu vers 
weigern, und ift dem Gerichte felbit dann für den Gehorfam gegen 
das Geſch verantwortlich, wenn ber Vermaltungsrath feinerfeits ers 
Härt hätte, die Verantwortung für fi übernehmen zu mollen. An 
diefe beiden Fälle fchließt ſich der dritte, two nämlich der Beſchluß des 
Vertvaltungsrathes gegen die Statuten oder gegen einen Beſchluß der 
Generalverfammlung zu gehen fcheint. In diefem Falle hat die Dir 
veftion, wenn es ihre zur Gewißheit gewordene Webergeugung iX, doðd 
der Beſchluß im Widerſpruch mit Statut oder Generolverfommlung 
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fteht, allerdings den Gehorfam zu verweigern, aber auf bie Gefahr 
bin, daß eine gerichtliche Entfcheivung ihre Auffaſſung als irrthümlich 
anerfennt, und fie daher felbft die Folgen tragen muß. Diefe Folgen 
find nun, wenn ber Verwaltungsrath ſeinerſeits nicht nachgibt, die 
Sufpenfion ober Entlafjung aus dem Dienfte. Gegen beides Tann 
dann die Direktion entweder bei ter Generalverfammlung oder bei dem 
Gerichte Hagbaft werden. Der Ungehorfam im erften Falle würde 
die Aufhebung des Dienftverhältnified rechtfertigen; im zweiten alle 
wäre umgefehrt dieſe Auffaflung ungerectfertigt; im dritten muß 
von Fal zu Fall entſchieden werben. 

Endlih Tann es nicht zweifelhaft fein, daß der Verwaltungsrath 
die Disciplinargewalt über den Direltor ausübt, welche bis zur Auf: 
bebung des Dienftverhältniffes geht, wenn die fachmännifche und bie 
organische, leitende Thätigleit des Direktors unter feiner Lebensweiſe 
leidet. Auch bier fann der Direktor gerichtlich auf Schadenserſatz Flagen ; 
alödann treten die gewöhnlichen Formen des bürgerlichen Proceffes ein. 
Eine weitere Frage iſt es, ob der Verwaltungsrath unbedingt das 
Hecht zur Suſpenſion ded Direltors habe. Dieſe Frage ift im 
Allgemeinen zu bejaben; zweifelhaft kann dieß nur in dem Falle fein, 
wo die GSufpenfion wegen Gehorfamsvermeigerung eintrat, meil das 
öffentliche Recht mit dem Beſchluſſe des Verwaltungsraths im Wider: 
ſpruch Stand. Da die Aufhebung des Anftellungsvertrages unter diefer 
Bedingung gar nicht hätte ftipulirt werden fünnen, fo kann fie aud 
nicht die Folge einer Jolden Bedingung fein. Dennoch bat daher der 
Verwaltungsrath aud hier das Recht der Sufpenfion, und zwar darum, 
weil die Frage, ob die Forderung des Verwaltungsrathes mit den 
beftehenden Gejegen in Widerſpruch ſteht oder nicht, eben noch nicht 
entichieden ift; denn der letere behauptet das Gegentheil, und fpricht 
fih fpäter das Gericht für denjelben aus, jo wird dadurch die urfprüng- 
liche Gehorjamsweigerung zu einem formellen Ungehorfam, der die 
gänzliche Entlaffung bedingt. 

Dieß find die Grundzüge bes Rechts der Direktion gegenüber dem 
Verwaltungsrat. Einfacher iſt das dritte Nechtögebiet, das Recht 
gegenüber den Bedienfteten des Vereins. Hier muß als erfter 
Grundſatz gelten, daß die Veranttvortlichfeit und Haftung des Direktors 
das Recht deſſelben erzeugt, daß fein Bebienfteter, der eine fachmännifche 
Bildung braudt und aljo zum eigentlihen Direktionskörper gehört, 
ohne Zuftimmung der Direltion, fein anderer Bebienfteter ohne 
Wiſſen derjelben angejtellt werden darf, aus naheliegenden Gründen. 
Der zweite Grundſoy it, daß die Direktion unbevingte Vollmacht 
zur Sufpenfion jedes Angettelten, her niema® en Ned ar Ent: 
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laſſung defielben ohne den Verwaltungsrath habe. Die Diener dar 
gegen muß bie Direftion aufnehmen und entlafien können, wie fie für 
nöthig findet. Weber die Scheidung zwiſchen Dienern und Angeftellten 
muß in ztweifelhaften Fällen die Natur des Vereinszwedes entſcheiden. 


3) Die Bedienfeten. 


Die Grundlage des Rechtsverhältniſſes der Bebienfteten ift ſtets 
eine boppelte. Zuerft der Anftellungsvertrag; dann die Natur der 
Sache. Die letztere wird ftetö über den Inhalt der Rechte und Ver- 
pflictungen, der erftere über das Maß derſelben entſcheiden müſſen. 

Die Ratur der Sache bringt das Recht der Direktion mit fi, die 
Tätigkeit der Bebienfteten je nach ihrem Bebürfniß zu verivenden, und 
die letzteren haben fi) unbebingt verwenden zu laflen, wenn ihr Be. 
ſtallungsvertrag nicht befondere Beftimmungen enthält. Jedoch Tann 
jeber Bebienftete eine irgendwie fachmänniſche Thätigkeit fordern; 
die nicht fahmännifche braucht er nur freiwillig anzunehmen. Die Drb: 
nung feiner Thätigfeit beftimmt die Direktion. Die Verweigerung des 
Gehorfams ift die unmittelbare Aufhebung des Vertrages; doch haftet 
unzweifelhaft der Beftellte für den Schaden, den fein Ungehorfam herr 
vorruft. Im Uebrigen ift das bürgerliche Recht des Dienftverhältniffes 
für das Verhältniß der Angeftellten maßgebend. 

Dennoch ift eine Gemeinfamleit unter diefen Angeftellten vorhanden, 
melde über das Privatrecht hinausgeht. Nur äußert fich diefe Gemein: 
famteit wieder auf eigenthümliche Weife, indem ver Verein für feine 
Angeftellten wieder Vereine erzeugt, bie weſentlich in der Form von 
Hülfevereinen (Penfionsvereine, Krankenvereine u. |. w.) auftreten. Der 
Berein hat das Recht, den Beitritt zu biefen Vereinen zu einer ber 
Bedingungen der Anftellung zu machen. Es ift Sache des einzelnen 
Vereins, darüber zu enticheiden, in tie weit dieß zweckmäßig ift. Meiſtens 
leiden dieſe Vereine an der, durch die geringe Zahl ihrer Mitglieber 
bedingten Unficherheit der Beitragaquote; dagegen haben fie die gute 
Wirkung, daß fie den Werth der Theilnahme an dem Dienft des Ver 
eins, und bamit ben Eifer in diefen Dienften. erhöhen; namentlich die 
Penſionsvereine. Die Frage, ob der Verein diefe Penfionsvereine direkt 
unterftügen fol, hängt dann von der Natur des betreffenden Vereins ab. 


B. Deffentlihes Recht. 
Algemeines Princip. — Das Vollzugsreht der Verwaltungsvereine. 
Die Oberaufficht in Beziehung auf bie eigentliche Verwaltung iR 


nun im Princip fehr einfach. Eine befondere Beaktung wertient wur 
das Verhältniß der Berivaltungsvereine. 
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Im Allgemeinen nämlich hat die Oberaufficht mit der Thätigkeit 
der ausführenden Organe ber Vereine gar nichts zu thun. Es ift Sache 
des Vereins felber, darüber zu wachen, daß jene Organe fi in 
Gemäßheit der Statuten und ber Vereinsbeſchlüſſe verhalten; und die 
daher leitenden Grundſätze ſind bereits im Obigen angegeben. Die 
Ausführung derſelben fällt unter die Grundſätze für die Verantwort⸗ 
lichkeit, von denen wir ſogleich zu reden haben. 

Einen weſentlich anderen Charakter dagegen nimmt das ganze 
Verhältniß an, ſo wie es ſich um Verwaltungsvereine handelt. Hier 
nämlich wird das öffentliche Recht, welches die Regierung dem einzelnen 
Vereine übergeben hat, von dem Vollzugsorgane zur Ausführung 
gebracht. Sie haben daher bier nicht bloß innerhalb des Vereins, 
fondern auch dem Stante gegenüber den Charakter und die Stellung 
von Behörden, und fo entitehen für vdiefelben zwei im Grunde fehr 
wichtige Fragen, die wir befonders betrachten müflen. 

Die erfte diefer Fragen bezieht fich darauf, ob die Vollzugsorgane 
das Recht von Behörden in ihren Anordnungen gegen Dritte haben: 
Ipeciell ob fie und mie meit fie ein Zwangsrecht befigen. Hierfür 
muß der allgemeine Grundjaß gelten, daß fie das Verfügungsredht und 
das Zwangsrecht in jo weit haben, als daſſelbe fih auf die unmittel- 
baren Bedingungen für die öffentlichen Thätigleiten des Vereine 
bezieht. Sie können daher bis zu diefer Gränze auch Gehorfam vom 
Dritten fordern. Das Hauptbeifpiel dafür find ohne Zweifel die dur 
Bereine bergeltellten und betriebenen Communicationdmittel: Eijen: 
bahnen und Dampfſchifffahrt. Hier müſſen die Vollgugsorgane das 
Necht des Befehled und des Zwanges haben, weil ohne dafjelbe die 
öffentliche Sicherheit des Verkehrs nicht berzuftellen if. Man muß 
daher jagen, daß hier der Direktion das Recht der allgemeinen Ber 
fügung, den Bedienfteten das Recht des Befehls gegen Einzelne zuftebt, 
und daß eventuell der Zivang gegen die letteren damit verbunden fein 
fann. Denn diefe Rechte vertreten das, was man in der Eelbft: 
verwaltung wohl den übertragenen Wirkungsfreis genannt hat; es ift 
bier die Regierung jelbft, welche durch das Organ des Vereins öffentlich 
gültige Anordnungen trifft. Hält man dieß feſt, fo iſt die zweite Frage 
leicht erledigt. 

Diefe nämlich bezieht fi) auf das Verhältnig folder Verfügungen 
zur Behörde. Es ergibt fih nämlih, daß das Recht auf folde 
Verfügungen bei den Verwaltungsvereinen wie bei den Amtsorganen 
zunächſt durch die Competenz bedingt if. Die Competenz liegt aber 
für die erfteren ftrenge im Zwecke des Vereins. Die Regierung kann 
daher gleich bei der Conceffion diefe Competenz für den einzelnen 
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Verein genau beftimmen; fie Tann aber auch diefe Beflimmungen durch 
ein allgemeines Geſetz feftftellen. Iſt beides nicht geichehen, fo treten 
einfach die Grunbfäge für Competenzllage und Beſchwerde ein, 
genau wie bei den Behörben (vgl. Bv.L). Es folgt daher wieber, daß 
diefe Bereine mit ihrer amtlien Funktion unter demſelben Klage: 
und Beſchwerderecht ftehen, wie jedes Amt Dabei ift nur Eins 
feftzuhalten. Die Beichwerbeinftang ift gegen bie Vollzugsorgane in 
Ausübung ihres Dienftes zunächit ſtets der Verwaltungsrath als das 
verordnende Drgan gegenüber dem verfügenben ber Direktion, refp. bie 
Direltion bei Fällen der Ueberfcreitungen der Bebienfteten. Allein 
ohne allen Zweifel ift die zweite, über der Direktion ftehende Inſtanz 
das Minifterialdepartement, dem ber Verein angehört. Bei Beſchwerden 
gegen die Direktion Tann von der Entideidung bes Verwaltungsrathes 
an ben letztern Recurs ergriffen, bei Verfügungen des Verwaltungs ⸗ 
rathes direlt das Departement angegangen erben. 

Aus diefem Verhältniß nun folgt, daß bei Berwaltungsvereinen das 
Minifterium daffelbe Recht auf Mittheilungen ber Verwaltungsraths: 
beichlüffe hat wie bei feinen eigenen Behörden; allerdings nur, fo weit 
die letzteren das öffentliche Recht betreffen. Hier wird fi) das, mas 
darunter gehört, bald durch Uebung feftftellen, und natürlich bei jedem 
Bereine wieder verichieben fein; anders bei Bahnen, anders bei Banken, 
ander bei Unterftügungsvereinen, anders bei Bildungdvereinen. Wir 
würben babei feine eigentliche Genehmigung befürworten, fondern ben 
Grundſatz feitftelen, daß bie Mittheilung des Beichluffes genüge, und 
daß es Sache der Regierung fei, den Beſchluß zu fifliren und aufs 
zuheben, wenn fie glaubt, Grund dazu zu haben. Thut fie das aber 
im Widerfpruche mit der Conceflion oder den Gefegen, fo kann es fein 
Zweifel fein, daß fie dem Klagerecht der Geſellſchaft unterliegt nad 
den früher von uns bargelegten Grundfägen. — Bei alledem nun muß 
man feithalten, daß das bei weitem wichtigſte Element nicht fo fehr 
diefe Oberaufficht der Regierung, ala das Syſtem ber Oberaufſicht 
ift, zu dem wir jeßt übergehen. 


Vierter Theil. Das Syſtem der Verantwortlicleit und der Haftung des 
Vereinsweſens. 
Weſen und Princip deſſelben. 
Indem wir nun dieß letzte Gebiet im Syſtem des Vereinsrechts 
berühren, müfjen wir allerdings eine Bemerkung voraufſenden. 
So lange man nämlich im ganzen Vereinsweſen nichts fieht und 
ſah, als entweber eine bloß öffentliche Gefahr oder eine mehr oder 
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weniger gut organifirte Erwerbsgeſellſchaft, war es ganz natürlich, daß 
man aud die Verantwortlichkeit und die Haftung im Vereinsrecht von 
einem ſehr untergeorbneten Standpunkte auffaßte. Und diefer Stand: 
punkt ift noch gegenwärtig ber geltende. Wir können ihn, glauben 
wir, ſehr kurz und volllommen ausreichend bezeichnen. Das ganze 
biöherige Vereinsrecht hat nur noch eine Berantiwortlichleit gehabt 
gegenüber der Polizei, und nur eine Haftung in Beziehung auf privat: 
rechtliche Verbindlichkeiten. Bon einer Verbindung zwifchen beiben, 
von einem organiichen, auf einem und bemjelben, Haren und greifbaren 
Princip beider, und damit von einem Syſtem berjelben oder organiſchen 
Theil des Vereinsrechts ift noch Feine Rede. Nur die unabweisbare 
Natur des Vereins bat bier ber Geſetzgebung gewiſſe einzelne, noch 
böchft unvollftändige Beftimmungen abgerungen; e3 ift charakteriftifch, 
dag während die Statuten in anderen Dingen viel weiter gegangen 
und zu einer viel ausführlicheren Geftalt gelangt find ala die Geſetze, 
fie fih um jene beiden Punkte bisher überhaupt nicht gefümmert haben. 

So ift ein Zuftand entſtanden, den wir als einen höchſt unfertigen 
anjehen müllen, und in welchem auch die genaueften Beitimmungen 
über die perjönliche Haftbarkeit, mie fie 3. B. dns deutſche Handels 
geſetzbuch aufftellt und wie fie dann in nocd höherem Maße durch die 
neuejten Genofjenichaftögefege ausgebildet find, nicht genügen. Denn 
in der That reichen kaum einmal gegen Dritte allgemeine Bezeichnungen 
wie „verantwortlih” und „haftbar“ nicht aus. Das aber ift um fo 
weniger der Fall, ald die ganze Summe von Beltimmungen über alle 
diefe Punkte fi eben nur auf Aktien⸗ und Ermwerbövereine beziehen, 
und alle übrigen Vereine eigentlich in diefer Beziehung rechtlos 
jind. Denn vermöge des Weſens der Vereine reicht das bloße Mandat: 
verhältniß nicht aus, und für die Verantwortlichkeit der Vereine fehlt 
jedes allgemeine Gele. Es ift wohl nicht zu bezweifeln, daß dieß 
Berwußtjein ziemlich allgemein getheilt wird; in den meilten Fällen 
wird man fich mit der unbeftimmten Berufung auf die oberauffehende 
Gewalt der Regierung helfen, aber ſtets doch zulegt in derfelben eine 
— und allerdings nicht unbedeutende — Gefährdung der Eelbftändig: 
feit der Regierung erbliden. Und es ift unzweifelhaft richtig, daß 
wenn die Negierung den Vereinen geben fol, mas fich diejelben jelbft 
geben fünnen, das Vereinsweſen an fich unfrei if. Will man daher 
bier meiter kommen, jo fann das nur dadurch geichehen, daß man das 
Syſtem der Verantwortlichfeit und der Haftung da ſucht, wo es zuleht 
zu finden iſt, im Weſen des Vereins ſelbſt. Gibt es neben und über 
den rein polizeilichen und privatrechtlihen Kategorien und Maßregeln 
wirklich objektive, organiihe Elemente heiten, \o muß her Verein fie 


283 





auß fi} felber ergänzen. Diefe nun zu formuliren, ift bie Aufgabe 
des folgenden Verſuches. 

Daher nun muß man zunächſt von dem Standpunkt ausgehen, 
daß es eben fo menig im Vereinsweſen ald im Staate eine Ber 
antwortlicfeit und Haftung im Allgemeinen gibt, ſondern daß biefelben 
erft dann eine beftimmte Geftalt annehmen, wenn man bie einzelnen 
Glemente des Vereins in ihrem felbftändigen Verhältniſſe zu einander 
betrachtet. Dann erft tritt und das wahre Weien, und damit auch 
der rechtliche Inhalt von Verantwortlichkeit und Haftung entgegen. 
In der That nämlich entfteht die Macht derfelben auch bier aus ihrer 
Funktion. Ihre Funktion ift aber feine andere, als die Herftellung 
und Erhaltung der Harmonie zwilchen jenen felbftänbig thätigen 
Elementen der perfönlichen Einheit des Vereins. Ihre Vorausfegung 
und damit ihre Grundlage ift daher eben jene Selbftänbigkeit ber großen 
Drgane, ihre Aufgabe, die Einheit in diefer Selbftänbigfeit zu erhalten. 

Demnach nun befteht dad, was wir Verantwortlichkeit und Haftung 
nennen, aus brei Theilen. Buerft reden wir von der Berantwortlichfeit, 
melde fi) auf dad Ganze bezieht, und dann von ber Haftung, beren 
Subjekt der Einzelne it. Beides bat dann wieder fein inneres und 
fein öffentliches Rechtsſyftem. 


A Juueres Recht. 
1, Pie Yerantwortlfihkeit im Yereinstedit. 
a) Begriff und Princip deſſelben. 

Begriff und Inhalt dieſer Verantwortlichkeit find an ſich feine 
andern, als im Staate. 

Sie beruhen hier wie bort darauf, daß der (geſetzgebende) Wille 
des perfönlichen Vereins in Statuten und Bereinsbeihluß mit dem 
Willen und der That der vollgiehenden Drgane dem Geifte nad in 
Widerſpruch ftehen Tann, ohne daß ein formeller, alfo durch das pofitive 
Necht faßbarer Widerfprud damit gegeben wäre. Im Hinblid auf 
daB, was wir im verfafjungsmäßigen Verwaltungsrecht darüber gejagt 
haben, bedarf vieler Gedanke Feiner weiteren Erklärung; es ift genau 
daffelbe Verhältniß im Verein wie im Staate. Und im Allgemeinen 
denken wir, daß ein jeder fi) einen ſolchen rein im Geiſte des einzelnen 
Vereins liegenden Widerſpruch zwifchen beiden Elementen wohl leicht 
wird vergegenmwärtigen Innen. 

Daraus ergibt fih dann eben fo einfah das Princig tier 
Verantwortlichleit. Diefelbe hat die Aufgabe, ie geirte Dron 
wwijchen ben Elementen bes Willens und ver Thax — ven Sour 
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und Beichlüffen einerfeitd und den thätigen Organen anderſeits — 
berzuftellen. Nothwendigkeit und Werth dieſer Herftellung, und die 
Wichtigkeit eines klaren Verſtändniſſes der Berantwortlichleit auch im 
Vereinsweſen bebürfen daher feines Beweiſes. Sie ift für alle 
Bereine volllommen gleich; die Berfchiebenheit durch die Arten 
der Vereine tritt erſt bei der Haftung auf. Der Inhalt der Ber: 
antmwortlichleit aber ift folgender. 


b) Die verantwortliden Organe und der Inhalt ihrer Verantwortlichkeit. 


So einfach die folgenden Säße find, jo müflen mir fie dennoch 
ald Grundlage aller wahren inneren Entiwidlung des Vereinsweſens 
anjeben. 

Zuerft nämlich ift es klar, daß es eine allgemeine Verantwortlich⸗ 
feit nur in dem Sinne gibt, daß jedes Organ bie ihm verfaflungsmäßig 
zuftehende Funktion im Geifte des Vereins ald Einheit erfafje und 
wirklich durchführe. 

Zweitens folgt, daß damit jedes Drgan feine eigne Verantivort: 
lichkeit befißt, und daß daher überhaupt das Syſtem der leßteren erſt 
dann denkbar ift, wenn man ſich eben das Weſen der Funktion jedes 
einzelnen Organs für ſich denkt — das heißt eben, wenn man den 
Verein als einen Organismus erkennen Iernt. 

Die Oeneralverfammlung hat daber innerhalb des Vereins 
überhaupt feine Berantmwortlichfeit; fie it mit ihrem Willen ihr eigenes 
Gejet. Ihre Verantmwortlichkeit beginnt erft da, mo der Verein jelbit 
als Glied der größeren Einheit, des Staates, auftritt; fie ift eben 
deßhalb nur eine Berantwortlichleit des öffentlichen Rechts. 

Das Prafivium dagegen hat eine doppelte Verantiwortlichfeit. Es 
ift feine Aufgabe, eben dieß öffentliche Recht gegenüber der General: 
verfammlung zur Geltung zu bringen; es hat daher bei den Ber: 
handlungen der leßteren darauf hinzuweiſen, und eventuell deren Be: 
ſchlüſſen feine Zuftimmung zu veriveigern. Es hat zmeiten® die 
Statuten und die Beichlüffe felbjt gegenüber dem Verwaltungsrathe 
und der Direktion zu vertreten, wie eben dargelegt. Seine wahre Ber: 
antwortlichleit beſteht deßhalb darin, feine Zuftimmung zur rechten Beit 
im Geifte des Vereins und feines Zweckes zu geben und zu verweigern; 
feine formelle in der guten Leitung der Verfammlungen. Nie kann 
das Präſidium für Mangel an Fachkenntniß anders verantwortlich 
gemacht werden, als in dem kleinen Berein, wo bafjelbe zugleich bie 
Direktion ift. Hier aber tritt die Verantwortlichkeit der legteren auch 
für das Präſidium ein. 

Den beveutenditen Theil ver Verantnertüiitst ak wur ter Wer: 
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mwaltungsrath. Gerade durch) feine Verantwortlichkeit Iernt man erft 
feine wahre Natur, und umgelehrt durch bie Iehtere erft die erfte kennen. 

Bir haben ſchon oben dargelegt, daß ber Verwaltungsrath als 
verorbnende Gewalt im Berein ber Form nach biefelbe Stellung in 
letzterem hat, wie das Minifterium im Staat; daß aber der Sache 
nad) der Inhalt feiner Aufgabe viel weiter geht. Er bat nämlich nicht 
bloß die Statuten und Beſchlüſſe durch Vollzugsverordnungen aus: 
zuführen, ſondern die Natur des Vereins bringt ed mit fi, daß die 
Beſchlüſſe des Verwaltungsrathes in den bei weitem meiften Fällen 
geradezu an die Stelle der Vereinsbeſchlüſſe treten, und bie 
beſchließende Thätigfeit ber letzteren erjegen. Nach der Natur bes 
Vereins ift dieß Verhältnig das Umgelehrte von dem im Staate vor 
handenen: bie Vereinsbeſchlüſſe find für die geltenden Beftimmungen 
des Vereins die Ausnahmen, die Beſchlüſſe des Verwaltungs 
rathes find die Regel. Unb daraus nun ergibt fi), daß der 
Verwaltungsrath eine doppelte Berantwortlichleit hat. 

Zu erſt bat er die Verantwortlichkeit dafür, daß feine Bollzugs: 
beſchlüſſe mit dem Geifte der Statuten, dem Zweck und den Mitteln 
des Vereins, und den formellen Beſchlüſſen der Generalverfammlung 
barmoniren. Wir möchten diefe Verantwortlichkeit die formale nennen. 
Denn ihr liegt ftetö ein Vergleich zwiſchen einem beftimmten Inhalt 
auf der einen Seite, und einer beftimmten Funktion bes Verwaltungs ⸗ 
rathes auf der andern Seite zum Grunde. Es ift Mar, daß wenn 
eine beftimmte Verletzung bes erften burd die zweite eintritt, es fich 
nicht mehr um Verantwortlicleit, fondern um Haftung handelt, von 
der wir fogleidh reden erben. 

Dann aber hat der Verwaltungsrath auch die Verantivortlichfeit 
dafür, daß er eben nit bloß die Beſtimmungen der Statuten und 
die Beſchlüſſe ausführt, fondern daß er vermöge feiner, die letzteren 
erjegenden Gewalt, auch wirklih alles dasjenige thue, mas das 
Intereſſe des Vereins forvert. Er ift daher nicht bloß verantwortlich 
für den Inhalt feiner Befchlüffe und Maßnahmen, ſondern auch dafür, 
daß beide ſtets zur rechten Beit und im rechten Sinn wirklich vorhanden 
find. Der bei weiten wichtigfte Theil feiner Verantwortlichkeit beruht 
daher auf dem, mas er nicht zu unterlaffen verpflichtet iſt. 
Denn er hat die Verantworilichkeit dafür, die Funktionen der Generals 
verfammlung auf allen Punkten zu erfegen, wo dieſelbe nicht 
funttioniren Tann. Und dieſe Thätigfeit nun ift e8, welche mit dem 
Geifte und dem Willen der legteren in voller Harmonie (ein wu, 
damit überhaupt der Verein gebeihen Lönne. Damit Vieh der iu hä, 
muß er eben ſich in Geift und Willen ver Iegteren hinein weriwaet 
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er muß ſich felbft ala Stellvertreter der Generalverfamm: 
[ung fühlen. Daß er das thue, und daß er dieß in richtiger Weile 
thue, dafür eben tft er verantwortlich. Sn der That ift alles 
andere nebenfählihd. Wer das Vereinsleben kennt, weiß, was bas 
bedeuten will. Er wird auch willen, daß das bei mwohlgeorpnetem 
Vereinsweſen gar nicht fo ſchwer if. Der Verwaltungsrath Tann fid 
das Gefühl diefer Soentität feines Vorgehens mit der General: 
verfammlung eriverben, wenn er will, und er ſoll es. Darin ſehen 
wir den eigentlichen Kern deſſelben. Diefe Verantwortlichkeit hat mit 
der Haftung noch gar nichts zu thun; fie ift ein mefentlich geiftiges 
Element, und muß als ſolches verftanden werden. Freilih darf man 
nicht überjehen, daß zu feiner Verwirklichung eben jo jehr eine tüchtige 
Generalverfjammlung, als ein tüchtiger Verwaltungsrath gehört. Und 
das erftere ift immer viel ſchwieriger zu jchaffen als das zweite. Dennoch 
eben wir in biefem Gedanken die Spite des ganzen Vereinsweſens. 
Je meiter das lettere fich entwidelt, um jo klarer wird ber obige 
Grundſatz werben. 

Die legte Conjequenz davon ift, daß der Verwaltungsrath die 
Verantwortlichkeit — natürlich nicht die Haftung — für die von 
ihm eingeſetzte Direltion übernimmt. Es ift natürlih, daß in 
einem gut ausgebildeten Verein die Schritte der Direktion ftet3 als 
Schritte und Maßregeln des Berwaltungsrathes erjcheinen werden. 
Auf demjelben Grunde beruht es, daß der Verwaltungsrath ganz un: 
bedingt das Recht haben muß, die Direktion zu ernennen und zu 
fufpendiren. Ohne diefes Recht ift eine Berantivortlichleit des Ber: 
waltungsrathes für die ausführende Direftion gar nicht möglich, jo 
wenig mie es möglich ift, daß der Verwaltungsrath ſich der Verantmwort: 
lichfeit für die Direktion jemals enthoben fühlen ſollte. Auf vieler 
Gegenfeitigfeit berubt das innere Leben des Vereine. Denn es iſt 
daher am letten Punkte endlich klar, daß die Direktion ftet3 und 
zunächſt dem DVermwaltungsrathe verantwortlich ift, ganz abgejehen von 
der Haftung, unter welcher fie ſteht. Und jebt wird es nothwendig, 
die Formen zu beitimmen, in denen dieſe Berantwortlichkeit zur Geltung 
gelangt. 


c) Die Berwirflihung der Berantwortlichkeit. Rechenſchaftsbericht. Interpellation. 
Mißtrauensvotum. 

Die Verwirklichung dieſer Verantwortlichkeit nun kann natürlich 
nur durch das Verhalten der verantwortlichen Organe gegenüber dem: 
jenigen ftattfinden, welhew fie eben werantwortlich find. Das aber ift 
die Generalverfammlung. 
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Daraus folgt nun, daß bie erfte Bedingung jeder Verantwortlich⸗ 
feit ein Bericht des Verwaltungsratbes an die General 
verfammlung ift. Ein folder Bericht erfcheint daher in der That 
als ein organifches Element des Vereinsweſens; die Generalverfammlung 
Tann einen folgen Bericht fordern, und fein Fehlen muß ald eine Ver⸗ 
letzung ver Pflicht des Verwaltungsraths angefehen werben. Es folgt fer- 
ner, daß ein folder Bericht grundſätzlich, fo weit die Natur des Vereins 
es geftattet, nicht bloß allgemeine Angaben, fonbern die in beftimmten 
Ziffern formulirte Darlegung ber Erfolge des Vereins, ſpeciell feiner 
Verwendung enthalten. Deßhalb fol jeder Bericht ein Rechenſchaft s⸗ 
bericht fein. Der Rechenſchaftsbericht iſt daher die materielle Baſis 
der Verantworilichleit des Verwaltungsrathes. Daß berfelbe je nad 
der Art des Vereins fehr verſchieden lautet, ift felbftverftänblic. 

An den Rechenſchaftsbericht ſchließt fi unbedingt das Recht der 
Interpellation von Geiten jedes einzelnen Mitgliedes. Im AN 
gemeinen ift eö fein Zmeifel, daß eine ſolche Interpellation beantwortet 
werben foll; dennoch gibt es kein formelles Recht, den Verwaltungsrath 
zu einer Beantiwortung zu zwingen. Er hat im Gegentheil das 
Recht, zu erflären, daß er biefelbe im Intereſſe des Vereins nicht 
beantiworten werde. Thut er bas, fo muß ber Generalverfammlung 
das Recht zuftehen, einen Beſchluß auf jofortige Beantwortung — 
eventuell für die nächſte Generalverfammlung — zu faſſen. Wenn der 
Verwaltungsrath auf diefem Beihluß bei feiner Weigerung beharrt, 
fo muß er angefehen werben, als Iege er feine Stelle niever, und es 
muß fofort zu einer neuen Wahl gefchritten werben. Der Präfident 
kann erllären, daß er an biefer Weigerung nicht Theil nimmt. Will 
eine Minorität antworten und die Majorität nicht, fo darf die Be 
antwortung dennoch nicht ftattfinden, weil fie im Namen des ganzen 
Verwaltungsrathes geichehen muß; wohl aber Tann die Minorität 
erllären, daß fie für die Beantwortung fei. Sie muß aber troßbem 
mit der Majorität abtreten, und ſich der Neuwahl unterziehen. Stimmt 
der Verwaltungsrath zu, fo fällt die Verantwortlichkeit für die Nad: 
theile, welche die Antwort auf bie Interpellation bringen Tann, ber 
Generalverfammlung felber zu. Wir find der Meinung, daß ber Prä- 
fivent nit das Recht hat, in foldem Falle die Verfammlung aufs 
zulöfen, fondern nur das, feine Stelle nieberzulegen, ehe er den Beſchluß 
zugibt. Er muß dann präfiviren, bis die Neuwahl des Präfiventen 
vollzogen ift, und dieſer leitet dann bie Neutvahl des Verwaltungsraths. 
Daß die Niederlegung der Stelle zwar von ber Veranttvortlicteit, it 
aber von der Haftung befreit, ift felbftverftännig. any wngrstiin 
unb durd; nichts motivirt wäre es, wenn der „Auktigterann" A. unuen) 
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das Recht haben follte, ven Berwaltungsrath fchon bei bloßer Ver 
antwortlichkeit feiner Stelle zu entjegen. Hier find die neuen Geſetze 
durchaus auf einem falfchen Stanbpuntte. 

Das eigentliche und letzte Mittel, die Verantwortlichkeit zur Geltung 
zu bringen, ift nun das Mißtrauendvotum. Ein Analogon der 
Steuervertweigerung gibt es im Berein nicht. Will derjelbe daher ſich 
feiner Vorftände entlebigen, fo bleibt ihm eben nur die ausbrüdliche 
Erklärung, daß diefelben feiner Anficht nach unfähig feien, ihre Stellung 
auszufüllen. Das Recht der Anklage ift dabei ganz etwas anderes; 
die Grundlage verfelben find einzelne, beftimmte Handlungen, welche 
gegen das Recht verftoßen, und dieſe Anklage kann natürlich nie bei 
der Generalverfammlung, fondern bei dem Gericht vorgebradht, und nur 
ald ein ganz formeller Proceß durchgeführt werben. Die Antlage 
gehört daher in das Gebiet der Haftung, von dem wir jeßt zu reden 
haben. 


1. Pie Haftung im Vereinstedt. 
Begriff und Princip derfelben. 


Indem wir jet von der Verantmwortlichkeit zur Haftung übergeben, 
müfjen wir un® gegenwärtig halten, daß wir das dem Einzelrecht und 
Intereſſe am nächſten liegende Gebiet betreten, das eben dadurch auch 
jhon die eingehendſten Unterfuhungen erfahren bat. Die neueften 
Geſetze haben wieder die Frage nah der Haftbarkeit in den Vorder 
grund gedrängt, und man fann fait jagen, daß die ganze Unterfuhung 
über das Vereinsweſen, wie fie 3. B. in den jehr achtbaren und gründ: 
lichen Werfen von Schulze⸗-Delitzſch und Parrhifius vorliegen, in vieler 
Frage nah der Haftbarfeit culminiren. Wir haben daher hier eine 
feineswegs einfache Aufgabe vor und, und wir haben deßhalb uns 
jagen müfjen, daß mir nad der ganzen Anlage unferes Werkes zu 
wählen haben zwiſchen einer eingehenden Specialunterſuchung der hierauf 
bezüglichen Fragen, und der möglichſt einfachen und klaren Darftellung 
des Syſtems derſelben und der fie leitenden Principien. 

Wir haben und nun für das leßtere entfchievden und zwar meil 
wir bei aller Achtung vor dem, mas in diefer Richtung ſowohl in den 
Gefegen als in den literarifchen Arbeiten geleiftet ift, dennoch auch 
hier den Charakter diefer ganzen Richtung miederfinden. Das ift die 
Bernadläfligung des Vereinsweſens als eines Ganzen, neben einer 
einjchneidenden Behandlung der Nechtsverhältniffe der einzelnen Vereins: 
arten. Wenn aber irgendwo, fo fteht es bier feit, daß die Special: 
arbeiten eben ſteis ven Vereinsarten und ihren fpeciellen Berhältnifien 
und Lebenzbevingungen angehören, auf melde utr m Sunsten Üinnen, 
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Das, was aber aud für biefe zulegt die wahre Baſis ift, die Geſammt⸗ 
auffafiung des organiſchen Weſens und Rechts des Vereins an fi, 
muß aud für jene Specialarbeiten die letzte Grundlage bilden; und 
das Tann nun auch für den Begriff der Haftung eben nicht aus ben 
bißherigen Gejegen und den einzelnen Vereinsarten, ſondern nur aus 
dem Weſen des Vereins an fi) erflärt werden. Don biefem Stand» 
punkt aus wollen wir nun zuerſt den Begriff der Haftung, dann ihr 
Syftem, und endlich ihre Verwirklichung darzulegen verfuchen. 

Der — in ber bisherigen Bearbeitung gänzlih mangelnde — 
Begriff ber Haftung wird nämlich auch hier erft klar, wenn wir ihn 
von bem der Verantwortlichkeit unterſcheiden. Eine Haftung entfteht 
nie aus dem inneren, geiftigen Verhalten eines Organs gegenüber dem 
Ganzen ober Dritten, fondern nur bei den einzelnen Handlungen 
derfelben. Die Haftung enthält daher aud) gar fein inneres Ver: 
hältniß, und bat mit Vertrauen und Mißtrauen, mit Anfihten und 
Ueberzeugungen gar nichts zu thun, ſondern befteht in nichts als den 
rechtlichen Folgen jener einzelnen Handlung, welche ihrerfeitd nicht wie 
bei der Berantwortligkeit von dem Willen der Einzelnen abhängen, 
fontern vermöge der Natur der Handlung von felbft mit ihrer objel 
tiven Gültigkeit eintreten. Es kann daher nur die Begriffe verwirren, 
wenn man Verantwortlichkeit und Haftung ald Eynonyma gebraudt; 
nirgends aber mehr als im Vereinsrecht. Denn gerabe für dad Vereins: 
echt gilt der Sat, daß die Verantwortlichkeit für alle Vereine 
eine durchaus gleiche, die Haftung dagegen bis auf bie ihr zum 
Grunde liegenden Kategorien für alle Vereine eine durchaus un: 
gleiche ift, ja baß bie Arten der Vereine fih eben durch Art und 
Maß der Haftbarleit am allerftrengften unterſcheiden. Es ift eben 
deßhalb unfere Aufgabe, nicht das ganze Gebiet der Haftbarfeit zu 
unterfugen, fondern vielmehr nur die leitenden Grunbfäge für dieſelbe 
auf Bafis ihres Begriffes hier feftzuftellen, und bamit eben ein Syftem 
des Haftungsrehts auch für die Bearbeitung der Haftbarfeit ber 
Bereinsarten zu beftimmen. 

Die Grundlage dieſes ganzen Syſtems ift nun der Sat, baf es 
im Vereinswefen überhaupt Feine perfönlidhe, ſondern nur eine 
wirtbihaftlige Haftung gibt. Die perfönlie Haftung gehört, 
felbft da, two fie in Veranlafjung eines Vereins entfteht, dem Strafs 
recht an, in weldes wir im weiteren Sinne aud die Drbnungsftrafen 
hineinrechnen. Die perfönlie Haftung kann daher auch nie von dem 
Verein ſelbſt vollgogen werben, fonbern fällt unter das Gericht unn 
feine Thätigleit. Das perfönliche Element eriheint im Verein Ken 
in ber Verantwortlichteit; was über das ſo eben dorghWe Tritt 
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derfelben hinausgeht, iſt dann fein Vereinsrecht. Dagegen ift das 
Syſtem der Haftung von um fo größerer Wichtigfeit, ala fi in ihm 
das Berhältniß der Organe und des Einzelnen, das biöher nur noch 
sein abitraft beftimmt worden iſt, jegt wirthſchaftlich und prinatrechtlich 
zu ganz beftimmter Geftalt kryſtallifirt. In der That erfcheint daher, 
von außen geſehen, das Haftungsrecht auch als die gleichſam objeftive 
Geſtalt des Vereinsweſens; um jo nothwendiger ift es, fie im firenger 
Scheidung von allem organisch von ihr Verſchiedenen zu betrachten. 

Dffenbar nun hat dieſe Haftung ein doppeltes Gebiet. Sie entfteht 
entweder in dem Berhältniß der Drgane des Vereins zu einander, 
oder ala die rechtliche Folge der Handlungen des Vereins als Perſön⸗ 
lichleit mit Dritten für die einzelnen Mitglieder. Wir werben 
daher zunächſt unterfcheiven müfjen zwilchen der inneren Haftung bes 
Vereins, und dann der äußeren Haftung. Beide find fo weientlid 
von einander verſchieden, daß es als ein Mangel in der bisherigen 
Bearbeitung erjcheinen muß, wenn man ganz über diefen Unterfchied 
weggegangen iſt. Wir werden auch bier wieder die Unterjcheidung 
zwischen Princip, Organen und Verwirklichung der Haftung feitzubalten 
jtreben; jedoch werden wir ung darauf befchränfen, nur die leitenden 
Gedanken anzugeben. 


A. Das innere Haftungsredht des Vereinsweſens. 
Begriff und Princip. 

Die innere Haftung des Vereinsweſens entfteht, wenn ein einzelnes 
Organ Handlungen begeht, zu melden es durd feine Stellung im 
Berein felbft nicht berechtigt, oder wenn es Handlungen unterläßt, zu 
denen es vermöge diefer Etellung verpflichtet war. 

Der Anhalt der Haftung begreift die wirtbichaftlich nachweisbaren 
Folgen folder Handlungen oder Unterlaffungen für den Verein ale 
Ganzes. — Es folgt, ſchon hier bemerkt, daß die folivarifche Haft ꝛc. 
überhaupt nicht der inneren Haftbarfeit des Vereins, jondern feiner 
Haftung gegen Dritte angehören, und ſchon deßhalb nicht ohne Unter: 
ſcheidung in die Haftbarfeit aufgenommen werben follte. 

Das Recht der Haftung enthält daher die Verpflichtung des Be: 
treffenden, bie durch ihn für den Verein herbeigeführten Yolgen jelbit 
zu tragen. 

Die Borausfesung der Haftung ift, daß der Verein ald Ganzes 
wirklich einen Berluft erlitten und denſelben auch nachgewielen bat. 
So lange ein ſolcher Verluft nicht wirthſchaftlich beſtimmt und gemeſſen, 
das ift alfo in Gelb ausgevrüdt werden kann, kann zwar die Ber 
antwortlichkeit, wicht aber die Hoktung entiien. Die Vermirklihung 
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der Haftung fordert daher die Anerfennung des Schadens, fei es bie 
gerichtliche, fei es die freiwillige. Im ftreitigen Falle ift es dann 
natürlih Sache des Gerichts, den Zufammenhang zwiſchen Handlung 
und Unterlafjung und den daraus entftanbenen Nachtheil durch Urtheil 
feftzuftellen. Und bier kommen wir auf den ſchon früher beſprochenen Grund» 
fat zurüd, daß dafür die Geſchwornen bie einzige richtige Form des 
Gerichtes find. Doch gehört die weitere Erörterung darüber laum hierher. 

Es folgt indeß jedenfalls, daß die Einzahlung der Beiträge der 
Mitglieder überhaupt nicht unter den Begriff und das Recht der Haftung 
fallen, fondern eine einfache Schuld enthalten, deren Berzinfung ent: 
weder vertragämäßig oder nad} allgemeinem Recht wor fich geht. 

Das alles ift nun wohl fehr einfach. Es wird aber zunächſt darauf 
antommen, durch die Anwendung dieſer Begriffe auf die einzelnen 
Drgane ein Syſtem des inneren Haftungsrechts feftzuftellen. 


Das Syſtem des inneren Haftungsrehts. 


Das Eyftem des inneren Haftungsrechts entfteht nun, mie gefagt, 
indem man bie obigen Begriffe auf die Funktion der einzelnen Drgane 
anwendet. Es ift fehr nothwendig, auch hier daB Neben von dem 
Haften im Allgemeinen aufzugeben, und juriſtiſch die Sache auf der 
Grundlage des Vereinsorganismus ind Auge zu fafen. 

1) Der Präfident haftet als folder überhaupt nicht, 
fonbern ift nur verantwortlich. Und zivar deßhalb nicht, weil er als 
folder feine Gefchäfte für den Verein zu vollziehen hat. Dagegen hat 
er, und zwar zunächſt er allein, die perfönlihe Haftung im öffent: 
lien Recht des Vereins (f. unten). Seine eigentliden Funktionen 
find nicht wirthſchaftlicher Natur, und daher die Folgen berfelben auch 
nicht wirthſchaftlich zu bemefien. 

Das nun ift im Princip richtig. Aber es gibt allerdings zwei - 
Fälle, in welchen ber Präfident im eigentlihen Sinne des Wortes dem 
Vereine haftet. Und zwar erftlich dann, wenn feine Funktion mit 
der der Direktion zufammenfällt, mas, wie gejagt, bei den meilten 
Heinen Vereinen der Fall ift, und zweitens, wenn er den Beichlüfien 
des Verwaltungsrathes feine Zuftimmung verweigert. Entſteht in 
diefem Falle ein Schaden, fo muß ihn der Präfibent tragen, wenn er 
feine Weigerung nicht durch Statuten oder Beſchlüſſe motiviren Tann, 
worüber das Gericht zu entſcheiden hat. Im erften Falle übernimmt 
er ganz die Stellung der Direktion, und haftet wie biefe. Das ift 
namentlich auch bei dem Vorhandenfein einer felbftänbigen Didi 
der Fall, wenn er auf eigene Haftung Antoeitungen on vie Kofie ur 
gibt, ein Het, welches ihm als Nothrecht geitatet Sen wu. 
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2) Die Haftung des Verwaltungsrathes. Man kann, 
auch nachdem man die Verantwortlichkeit des Verwaltungsrathes von 
ſeiner Haftpflicht getrennt hat, dennoch zu keiner Klarheit über die 
letztere kommen, wenn man nicht dieſe Haftung in ihre Grundformen 
auflöst. Dieſe nun find die Haftung für die Beſchlüſſe, die Haftung 
für die Oberaufficht,, über die Direktion, und die Haftung für die Gelb: 
verwaltung. Der allgemeine Ausdruck, daß der Verwaltungsrath haftet, 
wenn er den Gefeßen oder Statuten „entgegen handelt“ iſt unflar; 
denn in den meilten Fällen handelt er eben gar nicht. 

Die Grundlage der Haftung für die Beſchlüſſe ift nämlich zuerſt 
eine tejentlich andere, als die für die beiden andern Punkte. Sie 
befteht in dem vom Handelsgeſetzbuch in $. 231 zuerft, aber freilich 
nur noch für die Altiengefellichaften ausgeiprochenen, und vollkommen 
richtigen Princip, daß die Beichlüffe des „Vorſtandes“, unter dem man 
alfo den Verwaltungsrath zu veriteben hat, den Berein gegenüber 
Dritten unbedingt und ohne Rüdficht auf etwaige durch den Verein 
ſelbſt geſetzte Beſchränkungen wirthichaftlich verpflichten. Diefes Princip 
ift dann auf die Erwerbögenofjenjchaften übergegangen. Wir baben 
Ichon früher erwähnt, daß mir es nicht ala im Wejen gerade jener 
beiden Geſellſchaften, fondern nur im Weſen des Verein? an ich liegend 
betrachten. So weit der Zmed des Vereind geht, madt der Beſchluß 
des Verwaltungsratbes jeden Verein gegen Dritte verbindlih. Iſt das 
nun ſchon vermöge der unabmweisbaren Forderungen des Verkehrs notb: 
wendig, jo folgt, daß der Verein das Recht haben muß, gegen feinen 
„Borftand” in allen ven Fällen Negreß zu nehmen, wo derjelbe gegen ben 
Willen oder die Zwecke des Vereins den letteren haftbar gemacht bat. 
Das Objekt der Haftung find dann entweder Verpflichtungen, die ohne 
jenen Beichluß des Verwaltungsrathes gar nicht entitanden wären, oder 
Nachtheile durch die fchlechte Ausführung des Vereinszweckes, die Dur 
den Beichluß herbeigeführt find. So lange fih nun dieje Begriffe und 
Rechte im Gebiete der Handelögefchäfte beivegen, treten natürlich die 
allgemeinen Grundſätze über die Beltimmung des Punktes ein, mo die 
Verſchuldung und mit ihr die Haftung des Vertvaltungsrathes beginnt. 
Allein fo wie man den Verein als einen teitern Begriff betrachtet, 
wird die Gränze der Verfehuldung und damit die Haftbarkfeit fich je 
nad der Art des Vereins beftimmen. Die Haftbarkeit für die 
Beichlüffe wird z. B. eine ganz andere bei Bildungsvereinen, bei Intereſſen⸗ 
vereinen unb bei Arbeitervereinen fein ala bei Aftienvereinen; und 
iwieder anders wird die Haftbarkeit bei den Verwaltungsvereinen werden, 
da bier diefelbe auch gegen die Regierung eintritt. Die genaue Aus 
führung der Lehre won der KHailbartien ver Rermoltunggratbes wird 
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daher erft ihre wolle Entwidlung erhalten, wenn wir eine Jurisprudenz 
des Vereinsweſens befigen werben. Die leitenden Grunbfäge liegen 
aber nahe. Zuerſt muß ein Schaden, und dann ein Verſchulden nach⸗ 
‚gewiefen fein; und über beibe follte das Geſchwornengericht entfcheiben. 

Anders ftellt fi die Haftbarkeit des Verwaltungsrathes für die 
Direktion. Daß eine gewiſſe Haftung auch in diefem Falle eintreten 
muß, ift fein Zweifel; denn ber Verwaltungsrath beftellt die Direktion 
und beauffihtigt dieſelbe. Anderſeits ift auch die Direktion felbft 
mieber haftbar; es ift daher nothwendig, die Grunbfäge feitzuftellen, 
nad) denen dieſe Haftungen ſich zu einander verhalten. In der Gefek: 
gebung wie in ber Literatur fehlt daher jeder Anhaltspunkt. 

Dffendar nun ann eine Haftung des Verwaltungsrathes über- 
haupt nicht eintreten, mo es ſich bei der Thätigkeit der Direktion 
um Fachkenntniß handelt. In allen diefen Fällen ift die Haftung ber 
Direktion eine unmittelbare (f. unten). Der Verwaltungsrath haftet 
dagegen ba, wo feine Thätigleit als eine allgemeine geſchäftliche 
angefehen werben muß, und io durch die Unterlafjung dieſer Thätigfeit 
ein Schaden entfteht; hat der Berwaltungsrath felbft die Funktion der 
Direltion ganz oder zum Theil übernommen, fo tritt für ihn auch die 
eigentlich fachgemäße Haftbarkeit ein. Die Haftbarkeit für die Ober 
aufficht erſtreckt fi eben deßwegen auch nicht auf die Oberaufficht über 
technifche Vornahmen; wohl aber muß der Verwaltungsrath die Pflicht 
haben, durch beftändige Beobachtung der Ergebniffe ver Direltions- 
thätigfeit inbirelt auch bie technische Tüchtigteit der lehzteren zu beurtheilen. 
Allein der Regel nad wird man die Folgen der Unterlafjung dieſer 
Dberaufficht nicht in beftimmten Ziffern ausbrüden fünnen; es wird 
daher der Regel nach hier ftatt der Haftung die Verantwortlichkeit 
eintreten. 

Nur auf dem dritten Punkte der Haftbarkeit, bei ber Geld⸗ 
verwaltung, tritt ein beftimmtes Verhältniß ein. Aber aud bier 
wird man vor allen Dingen unterſcheiden müfjen. 

Zuerft haftet der Verwaltungsrath dafür, daß bie Bücher 
orbnungsmäßig geführt werben. Doc kann feine Haftung nit auf 
den Inhalt der Bücher, oder die richtige Verbuchung, ausgebehnt 
werben. Allerdings aber muß man fordern, daß er das Syftem ber 
Buchführung zum Gegenftande einer eigenen Berathung und Beſchluß ⸗ 
faffung made, und dann Sorge trage, daß die auf dieſe Weife vor 
geichriebenen Bücher auch wirklich vorhanden find. Seine Haftung 
geht dann dahin, daß wenn durch den Mangel eines Buches Schaden 
entfteht, er für dieſen Echaben haftet. Es ift night eioruerih , Vo 
der Verwaltungsrath dafür eine beſondere Kadtennmig weige. I 
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jedoch ein. eigener Oberbeamteter der Buchführung, ein 





3 DB. die Conſignationen u. ſ. w. bei Verfiherungsgeiellichaften), n 
daß das Geſchaͤft ſelbſt ohne fie gar nicht geführt werden ann, fo fällt 
die Verantwortlichleit dafür der Direktion anheim. 

Bweitens haftet der Verwaltungsrath für bie Kaſſenverwal⸗ 
tung in fo weit, als er, fei ed im Ganzen burch feinen Beſchluß, fei es 
im Ginzelnen dur bie Anweiſung ber einzelnen Verwaltungsräthe, 
Ausgaben von ber Kafle machen läßt. Und diefe Haftung berzuftellen, 
fol der Verwaltungsrath für folde Ausgaben ſtets fürmliche unter 
zeichnete Anweiſungen bei ber Kaſſe erlegen. Der Berwaltungsrath 
bat ferner gelegentlich Scontrirungen ber Kaſſe vorzunehmen, die lets 
mit ihrem Ergebniß zu Protololl genommen werden müßten; doch 
müßten wir damit eine eigentliche Haftung eben fo wenig zu verbinben, 
als mit dem Falle einer Kaflenveftaubation. Nur wirb allerbings bie 
Saftung felbft bei den Scontrirungen ſtets alsdann eintreten, wenn bie 
Ießtexen in einer Weife vorgenommen find, daß den Scontrirenden Ber 
fchulden zur Laft fällt, und fi daraus Nachtheile ergeben. Ob dieß 
der Fall iſt, kann weiter bei dem ungeheuren Unterſchied im Geldumlauf 
der Vereine gar nicht allgemein geſagt werden, ſondern ſollte i im ſtreitigen 
Falle durch Fachgeſchworne entſchieden werden. 

Drittens aber haftet der Verwaltungsrath unbedingt für 
Nachtheile, die aus unrichtiger oder gar doloſer Behandlung der 
Rechtsgeſchäfte entſtehen; Unordnung in den Depoſiten, Mängel 
in den bindenden Formen der Urkunden u. ſ. w. Er kann dabei 
ſeinen Regreß an den Rechtsanwalt nehmen; allein zunächſt muß 
er ſelber haften. 

Eine weſentliche Frage iſt nun die, ob ſich der einzelne Ver⸗ 
waltungsrath einer ſolchen Haftung entziehen kann. Dieſe Entziehung 
könnte in doppelter Weiſe geſchehen: zuerſt durch den Austritt aus 
dem Verwaltungsrathe, und zweitens durch Proteſt gegen die Beichlüfie 
deſſelben. Was zuerſt den Austritt aus dem Verwaltungsrathe betrifft, 
ſo wüßten wir gar keinen Rechtsgrund, welcher die Haftung durch den⸗ 
ſelben befeitigen könnte. Allerdings aber muß ein anderer Grundſat 
tabei gelten. Das ijt der, daß bei wechſelnden Verwaltungsräthen die 
ganze Haftung bei einem Schaben, der fchon längere Zeit unentdeckt 
geblieben und durch gewöhnliche Vorficht auch nicht zu entdecken war, 
nicht denjenigen allein treffen Tann, in deſſen Bertretungszeit die Ent 
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dedung fällt. Im Gegentheil muß angenommen iverben, daß bie 
Haftung auf denjenigen fällt, der den Schaden verſchuldet und daß der 
Nachweis, daß derfelbe ſchon längere Zeit vorhanden und nicht bei 
gewöhnlicher gefchäftlicher Vorficht zu entbeden war, den Verivaltungsrath 
vielmehr liberirt. Auch hier ift die Gränze von Fall zu Fall zu fegen, 
und zwar läßt ſich wieder fein anderes Organ für bie Entfcheibung denken, 
ald das Gericht der Fachgeſchworenen, ohne welches überhaupt das 
Vereinsweſen auf die Dauer eben fo wenig wird beftehen fönnen, als 
die Preſſe. 

3) Was nun zum Schluß die Haftung der Direktion betrifft, 
fo haben wir bereit® oben bie leitenden Gedanken bafür angegeben. 
Freilich muß man hier einen Schritt weiter gehen. Da bei größeren 
Bereinen die Direktion felbft wieder ein großer in felbftändige Theile 
geſchiedener Organismus ift, in denen wiederum befondere Fachkenntniſſe 
für die einzelnen Gebiete gefordert werben, fo folgt, daß in folden 
Direktionen jeder Theil wieder feine eigene Haftung für fi hat. Die 
oberfte Diveltion haftet daher nur für das Vorhandenfein der nöthigen 
Anordnungen, und für bie Aufficht darüber, daß in ber Thätigkeit der 
Bebienfteten die vorgeſchriebene Ordnung eingehalten werde. Für die 
Ausführung im Einzelnen haften dann bie Chef3 ber Abtheilungen. 
Natürlich ift das wieder je nach der Art der Vereine und ihrer dadurch 
bebingten beſondern Verwaltung verſchieden. 

Das nun find, meinen wir, im Weſentlichen die für alle Vereine 
geltenden Grundſätze des Syftems der Haftung. Natürlich findet das 
Gebiet bei den Unternehmungs» und zum Theil bei den geſellſchaftlichen 
Bereinen feine Hauptanwendung, und je weiter ſich das Gebiet derjelben 
außbehnen wird, um fo ernfter und bedenklicher wird durch die beftänbig 
ſchärfer ausgebildete Haftungspflicht die Stellung namentli der Ber: 
maltungsräthe erben. Daher denn aud bie, nur dadurch ganz 
erllaͤrliche Erſcheinung, daß die Stellung der Berivaltungsräthe mehr 
und mehr eine entlohnte wird. Das Tantiemeiyftem ift die natür: 
liche Folge des Syſtems der Haftung. Wir find allerdings ber Meinung, 
daß daſſelbe noch ein fehr ungeregeltes ift; allein das Princip deſſelben 
erſcheint und dennoch unanfechtbar. Freilich werben wir es für an 
gemefien halten, daß man in dem Honorar der Verwaltungsräthe zwei 
Theile unterſcheide: das fefte Honorar oder Entlohnung für die ſtets 
nothivendigen Leiftungen und das wechſelnde der eigentlichen Tantieme. 
Das erftere Tann immer, und follte in ben bei weitem meiften Fällen 
eintreten; das leßtere nur bei Unternehmungsvereinen; die mit Hafts 
barkeit des Verwaltungsrathes verbunden find. Doc mögen hier dieſe 
wenigen Bemerkungen genügen. 
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Die Verwirklichung der Boftung. 


Es ift der Vertvirflihung der Haftung gerade jo gegangen, wie 
dem Haftungsrecht überhaupt. Man bat biöher den Standpunkt nicht 
fefthalten fönnen, daß dieſe Begriffe dem Vereinsweſen ald Ganzem 
gehören, und hat daher nur bei den Unternehmerbereinen, und zivar 
zuerft bei den Aktiengejellichaften und von ihnen aus bei den Erwerbs 
genofjenfchaften auch die Verwirklichung der Haftung organiſch ent 
wickelt. Allerdings lag bier nicht bloß die Veranlaſſung am nädhften, 
fondern au die Möglichkeit, die Haftung auf dem Gebiete wirthichaft- 
licher Anſprüche am leichteften durchzuführen, und es ift ganz in der 
Ordnung, daß auch künftig gerade hier das Haftungsweſen am ein: 
gebenpften behandelt werden wird. Allein trotzdem müſſen wir doch 
feithalten, daß dieſe Rechtäbegriffe und zum Theil auch die Inftitutionen 
felbft für alle Arten von Vereinen gelten follen. Und in dieſem 
Sinne reden wir im Folgenden von dem Syſteme der Verwirllichung 
der Haftung, wober wir zum Schluffe nur nochmals darauf aufmerfjam 
machen, daß es fich dabei nicht um die Haftung gegen Dritte (ſ. unten), 
fondern um die innere Haftung handelt. Dieſes Syſtem nun befteht 
natürlich aus zwei Punkten. Der erfte enthält die Organe in jedem 
Verein, melde die Fälle der eintretenden Haftbarfeit conftatiren, ber 
ziweite in den Formen, in welchen die behauptete Haftung verwirklicht 
wird. Beide find an fih fo einfach, daß wir, fo lange wir im All: 
gemeinen reden, darüber ziemlich furz fein fönnen. 


1) Die Revifion, der Reviſionsausſchuß, der Auffichtsrath. 


Der nächſte Grund, mweßhalb man weder in den Geſetzen nod in 
der Litsratur fich eine klare Vorſtellung von der Reviſion gebildet bat, 
beruht wohl darauf, daß man die Stellung des Verwaltungsrathes fich 
nicht klar gemadt hat. In der That ift es kaum ein gegrünbeter 
Zweifel, daß der Verwaltungsrath die Pflicht und aud das Necht bat, 
darnach zu fehen, daß die Vollzugsorgane des Vereins ihre Schuldigkeit 
tbun, und daß überhaupt die Thätigfeit deſſelben im Sinne des Vereind 
vor fih gebe. Er ſoll eben dafür verantwortlich fein, daß der Geift 
des Ganzen im Einzelnen verwirklicht werde. Erft wenn man auf 
diefer Grundlage den Verwaltungsrath und den Vorſtand geſchieden 
und organifch beitimmt hat, fann man auch den Begriff der Revifion 
und feine Organe feftitellen. 2 

Die Revifion ift nämlich diejenige Thätigfeit des Vereins, durch 
welde die Richtigfeit der Rehnungen und Bücher, und auf 
Grundlage derjelben die Haftung ber leitenden Organe conftatirt 
wird. Das Objelt der Revifion ift daher nie der ganze Gang ver 





Thätigkeit des Vereins, fonbern eben die für ſich betrachteten einzelnen 
Aufgaben und Thätigleiten der leitenden Organe; und zwar nit in 
Beziehung auf ihre Zivelmäßigkeit, fonbern auf ihre formale Richtig: 
teit. Die Revifion, mit andern Worten auögebrüdt, hat e8 daher nie 
mit der Verantiwortlichleit, fondern nur mit ber Haftung ber leitenden 
Drgane zu thun. 

Um nun biefe leßtere zu conftatiren, bezieht fi ferner die Re 
vifion ftets nur auf die in Geld ausbrüdbaren Refultate der Unter: 
ſuchung. Was nicht auf Gelbfummen zurüdführbar ift, Tann zwar 
Gegenftand der Verantwortlichkeit, nicht aber der Haftung werden. 

Diefe Revifion ift nun allerdings an und für ſich nothienbig, 
und es ift ferner nothwendig, daß fie beftimmte Formen und Drgane 
babe, um zu einem gseifbaren Refultate zu gelangen. Hierüber nun 
fehlt e8 in Geſez und Theorie faft ganz an jevem Anhaltspuntt; bie 
Natur der Sache hat eine, aber freilich meift höchſt unvollkommene 
Pragis dafür hervorgerufen; wir müflen daher bie Verhältniſſe fo 
beftimmt als möglich bezeichnen. 

Die Revifion kann natürlich nur durch ein eigens bafür beftimmtes 
Drgan vor fi gehen. Das Drgan ift der Revifionsausfhuß. 
Derfelbe muß von ber Generalverfammlung gewählt werben. Es follte 
in feinem Statute fehlen. Eben fo wenig follte je ein Verein glauben, 
feine Thätigfeit vollftänbig organifirt zu haben, fo lange der Reviſions ⸗ 
ausſchuß feine rechte Stellung nicht gefunden hat. 

Die Aufgabe des Reviſionsausſchuſſes ift nun als eine boppelte 
anzufehen. 

Zuerft follte der Reviſionsausſchuß die für den formellen Geſchäfts · 
gang nothivendigen Bücher und Aufzeichnungen conftatiren. Er ſoll 
fi zu dem Ende ein Bild von dem ganzen Gefdhäftögange des Vereins 
maden, und die nothwendigen Bücher und Belege für denſelben zu 
fordern das Recht und die Pflicht Haben. Will der Verwaltungsrath 
fie auf feinen Antrag nicht herftellen, fo bat er das Recht, die Ein 
führung berfelben bei der Generalverfammlung zu beantragen. 

Bweitens fol der Revifionsausfhuß die ihm vorgelegten Rech- 
nungen prüfen. Diefe Prüfung nun hat einen zweifahen Inhalt. 

Zuerſt muß er die Webereinftimmung ber, im Rechenſchaftsberichte 
aufgeführten Biffern mit den Ziffern der Hauptbücher conitatiren. 
Das ift eine zwar einfade, aber natürlich unabweisbare Aufgabe. Der 
Revifionsausſchuß erreicht damit, daß ber Rechenſchaftsbericht wenigſtens 
mit dem Refultate übereinftimmt, welches ſich ergibt, wenn man bie 
Refultate der Hauptbücer zufammenftellt. Damit ift die. formale 
Revifion beendet. 
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Zweitens aber foll der Reviſionsausſchuß auch auf den Inhalt 
der vorgelegten Rechnungen eingehen. Das ift nun nur möglich, indem 
Stichproben gemadt werben. Unter Stichproben verftehen wir eine 
Unterfuchung, welche irgend eine beftimmte, in einer Schlußrechnung 
vorlommende Hiffer bis zu ihrem lebten Urfprung durch die Bücher 
bindurch verfolgt. Das iſt nun bei größeren Gelchäften oft fehr 
ſchwierig; allein diefe Schwierigleit hebt die Nothwendigkeit der Sache 
keineswegs auf. Es muß gewünfcht werben, daß nicht bloß das End: 
ergebniß, jondern der ganze Proceß der Stichproben:Rebifion zu Protokoll 
genommen erde. 

Drittens fol der Revifionsausfhuß von Zeit zu Zeit die 
Sceontrirung der Kaffe vornehmen, und ebenfo die der Werth: 
bocumente Er bat namentlih auch das rechtliche Element der 
Iegteren, und bei Anführung derjelben in der Bilanz den angegebenen 
Courswerth zu prüfen und zu conftatiren. 

Viertend bat er über das Ergebniß feiner Thätigkeit einen 
Bericht abzufafien, und denfelben der Generalverfammlung vorzulegen. 
Hat er Feine Beanftandung gefunden, jo genügt die einfache Verlefung 
des Nevifionsprotofolld., Findet er dagegen Anftände, fo bat er die 
felben, fofern fie nicht in bloß formalen Dingen beftehen, und daher 
durch den Verwaltungsrath einfach zu befeitigen find, genau zu unter 
fuchen, und den Antrag darauf zu bafiren, den er an die General: 
verfammlung ftellen wird. Die Begründung ift dann feine Sache. 

Sünftens hat der Reviſionsausſchuß unzweifelhaft das Recht, 
bei vorgefundenen Mängeln und Gefahren ſogleich dein Verwaltungs- 
rath die Erklärung abzugeben, daß er im Sinterefie der Geſellſchaft 
gewifie Maßregeln — 3. B. Schließung gewiſſer Branchen des Ge 
ſchäfts, aber auch Sufpendirung von Beamteten, reſp. fofortige Anzeige 
von Unreblichfeiten derfelben — für unbebingt nothiwendig halte, und 
einen Beichluß des Verwaltungsrathes darüber zu veranlaflen. Weigert 
fih der Verwaltungsrath, fo bat die Reviſion das Recht, unmittelbare 
Anzeige im Falle der Gefahr bei dem Gericht zu machen, zugleich aber 
eine Generalverfammlung zu berufen; legteres jedoch nur dann, wenn 
fih das Präfivium feinerjeit3 weigert. Iſt keine dringende Gefahr, fo 
wird die Sachlage der Generalverfammlung zur Beſchlußfaſſung vor: 
gelegt. Selbitverftändlich hat der Verwaltungsratb an den Nerband: 
lungen des Reviſionsausſchuſſes Theil zu nehmen. 

Um diefe wichtigen Funktionen nun in gehöriger Weile erfüllen 
zu können, follte der Revifionsausfchuß ftet3 eine angemeſſene Zeit 
vor der Berufung der Generalverfammlung zufammentreten, um feinen 
Bericht unmittelbar hinter dem Bericht des Verwaltungsrathes ablegen 





zu Binnen. Es ift nicht abzufehen, was ber Reviſionsausſchuß tv äh: 
rend bed laufenden Geſchäftsjahres zu thun haben follte. ebenfalls 
aber müßte von bem Tage ber Ausfchreibung der Generalverfammlung 
an feine Thätigfeit auf Grundlage des ihm mitgetheilten Berichts be: 
ginnen. Die biöherige Form, wie er biefelbe auszuüben pflegt, halten 
wir für beinahe werthlos. Wird fie aber ausgeführt, wie wir es oben 
bezeichneten, fo ift fie allerdings eine zwar ſchwierige, aber höchſt 
weientlihe Aufgabe im Leben jedes Vereins. Nur muß man ſich 
allerdings nicht einbilven, daß die Reviforen ſich dazu hergeben werben, 
diefe große Arbeit unentgeltlich zu übernehmen. Es follte nament- 
lid) bei jedem Unternehmungsverein ein beftimmter Grundſatz für die 
Honorirung derfelben feftgeftellt werben. Eine gute Rebifion wird 
ftet8 mehr werth fein, als fie Foftet; eine billige Reviſion Tann leicht 
ſehr theuer zu ftehen kommen. 

Bas nun den „Aufſichtsrath“ des Handelsgeſetzbuchs betrifft, fo 
ift er nichts als ein unklar gedachter, und der Auffihterath der Ge 
noffenfchaftögefeße ein perennirend fungirender Rebifionsausfhuß. Der 
erfte ift nußlos, und ber zweite falſch. Der erfte wird durch einen 
tüdhtigen Verwaltungsrath überflüflig, der zweite macht denſelben un: 
möglih. Man follte diefen Theil des Geſetzes anders beftimmen. 
Statt der beftändigen Funktion des Auffichtsrathes, die eigentlich ent- 
weder bie Haftung bed Verwaltungsrathes aufhebt oder fie dem erfteren 
überträgt, follte bei Erwerbsgenoſſenſchaften einfach ein Zuſammen ⸗ 
treten des Auffictörathes in kürzeren Epochen beftimmt werden; etwa 
alle Vierteljahr, und dann mit den obigen Rechten und Pflichten des 
Revifionsausfguffes. Freilid muß man bann bie bißherige unflare 
Borftelung vom „Borftande” befeitigen. Vielleicht daß unfere Dar 
legung dazu beitragen bürfte. 


2) Klage und Fachgeſchworene. 

Hat nun der Revifiondausfhuß die Ueberzeugung geivonnen, daß 
eine Verlegung des Vereins vorliege, fo bat er in ber Generalver- 
fammlung den formellen Antrag auf Anklage des Berwaltungsrathes 
ober ber Direktion zu ftellen. 

Daſſelbe Recht fteht jevem Mitgliede zu. 

Beſchließt die Generalverfammlung die Anklage, fo kann fie das 
Revifionscomite beauftragen, den Proceß zu erheben; fie muß aber 
auch andere Mitglieder beauftragen können. Es ift gar fein Grund, 
weßhalb gerade der „Aufſichtsrath“ nach den neuen Geſetzen ben 
Proceß führen ſoll. 

Der Verwaltungsrat hat das Recht, jeden Augenblid das ganze 
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Verfahren aufzuheben, wenn er die betreffende Haftung erfüllt. Natür- 
lich find Verbrechen ausgenommen. 

Die Erklärung des Reviſionscomités befreit den Vertwaltungsrath 
nicht von einer von einzelnen Mitglievern zu erhebenden. Anklage. 

So mie die Anklage beſchloſſen ift, muß der Angellagte als ſuſpen⸗ 
dirt gelten, und ein zu biefem Zwede gewählter Erſatzmann in feine 
Stelle treten. 

Das entfcheidende Gericht follte in allen jolden Fällen, in denen 
e3 ſich nicht um Verbrechen, fondern um Haftung aus der Gejchäfts: 
führung handelt, ein Fachgeſchworenengericht fein. Man wird 
uns hier die Gründe. erlafien, aus denen mir diefe Auffaflung auf das 
Entſchiedenſte vertreten, obwohl wir nicht verfennen, daß fie auch ihre 
Bedenken bat. 


B. Das äußere Haftungsredht des Bereinswefens als Haftung 
gegen Dritte. 


Mit der Frage nach der äußeren Haftbarkfeit oder Haftbarkeit 
gegen Dritte betreten wir nun ein Gebiet, über welches wir auf Grund- 
lage unferer bisherigen Darftellung einerjeit3 und andererſeits deß⸗ 
wegen am menigften zu fagen haben, weil gerade bier ſowohl Gefeb- 
gebung, als Literatur am reichten in Anfichten und Discuffionen find. 
Denn während die bisherigen Gebiete der Haftbarleit nur durch das 
Eindringen in das Weſen des Vereins erledigt werden fonnten, ift das 
Folgende das ganze Gebiet, wo das Vereinsweſen mit dem Privatredt 
zufammenhängt. Und bier wird daher auch alles, was mir über die: 
jelbe zu jagen haben, viel verjtändlicher und einfacher jelbft für die 
gemöhnlichite Jurisprudenz fein. Wir ftehen nun feinen Wugenblid 
an, dasjenige, was Schulze-Delitzſch über die Haftbarleit in feiner 
neueften Schrift gejagt bat, für das Beite zu halten, was in diefer 
Richtung in neuerer Zeit im Gebiet des Vereinstvefend gegeben worden 
ft. Nur muß man allerdings die Haftung von der Verantwortlichkeit 
ſcheiden, dann die innere Haftung von derjenigen gegen Dritte trennen, 
und endlich niemals vergefjen, daß die bisherigen Geſetze mie Unter: 
fuhungen ſich noch auf dem beſchränkten Standpunkte befinden, nur 
von der Haftbarfeit bei Ermerbövereinen zu reden, mährend es über 
die Haftbarfeit aller übrigen Vereine noch an jedem Anbaltspunfte 
fehlt. Unſere Aufgabe ift e8 nun nicht, das Gebiet der Haftbarkeit 
nach allen Seiten bin juriftifch zu erörtern. Wird einmal das Vereins: 
leben jeine volle Entwidlung empfangen, jo wird unfere deutfche Juris⸗ 
prudenz bald eben fo reich an Controverfen über das Haftrecht fein, 
als über die durch Tribonian verftümmelten römischen Anfichten. Deß 
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forgen wir und wenig. Aber vieleicht ift e3 gerabe darum gut, daß 
mir glei von Anfang an den allgemeinen Standpunkt feftitellen. 

Diefer nun bat in unfern Augen vor allem die bisherige Be: 
ſchränkung zu verlafien, und ein Haftrecht nit etwa für einzelne 
Bereinsarten, fondern für das Vereinsweſen im Ganzen zu fuchen, 
und zwar in ber Weife, da die Grundſätze deſſelben für alle Arten 
der Vereine gleihmäßig gelten, während auf ber allgemeinen Grund: 
lage vefielben dann wieder das, worauf es in den meiften Fällen bes 
praltifchen Lebens ankommt, das fpecielle Haftrecht der einzelnen 
Bereindarten fi zu einem vielgeftaltigen und keineswegs einfachen 
Syſteme entwickelt. 


a) Das allgemeine Äußere Haftrecht des Vereinsweſens. 


Das allgemeine äußere Haftrecht der Vereine ift nämlich bad: 
jenige, welches vermöge des Weſens bes Vereins ohne Rüdficht auf 
ihre Art, ihre Drganifation und ihren Zwed für alle Vereine gleich: 
mäßig zu gelten hat. 

Auf diefem Punkte nun ift es eigentlich, wo ſich der Verein am 
deutlichſten von der Geſellſchaft und dem Mandate trennt, und gerade 
im Verkehr mit Dritten ſeine Natur am greifbarſten offenbart. 

Das Haftrecht der Vereine gegen Dritte — das Haftrecht im 
Verkehre — beruht nämlich darauf, daß die Organe des Vereins das 
Recht, den Verein als Ganzes haftbar zu machen, nicht aus einem 
Mandat bes Vereinsmitgliedes, ſondern aus ihrem Recht zur 
organiſchen Vertretung bed Vereins berzuleiten haben. Es ift 
falſch, das bloß auf Aktiengefellfchaften und Erwerbsgenoſſenſchaften 
anzutvenden; es muß für jeden Verein gelten, teil e8 auf dem ge: 
meinfamen Weſen aller Vereine beruht. Es ift eben fo falfch als ein- 
feitig, das nur von dem „Vorſtande“ zu fagen. Hier ift es im 
Gegentheil ganz nothwendig, einen viel allgemeineren Stanbpunft ein⸗ 
zunehmen. 

Wir ſagen demgemäß zuerſt, daß jedes Drgan, dad vom 
Verein ſelbſt beſtellt iſt, den ganzen Verein vermöge der ihm zuſtehenden 
Funktionen haftbar macht. Das gilt vom Präſidenten in ſeinem 
Wirkungskreis, vom Verwaltungsrath, von der Direktion, und auch von 
der Geſammtzahl aller Angeſtellten im Verein. Der Sekretär einer Kredit⸗ 
anſtalt, der Gepäckträger einer Bahn, der Agent einer Verſicherungsgeſell- 
ſchaft macht den Verein an ſich eben fo gut haftbar, als das Präſidium. 
Bon einem Mandate und von einer Berufung auf ein Manor, \o 
daß die Haftbarfeit bes Vereins da aufhören werde, too Wie betretientue 
Inftruftionen (ald Mandate) etwas verbieten odet erlauben, tan 
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Namen des Bffentlihen Verlehrs gar feine Rede fein. Der Begriff 
des Mandat reicht bier nicht aus; an feine Stelle tritt der Vegriff 
bes perfönlichen Vereins und wur die Unkenntniß bes Vereinsiweiens 
wird den 8. 281 des Handeltgeſetzbuches auf Altienvereine beichränfen 
wollen. 

Zweitens aber folgt, daß die Haftbarleit bes Vereins ſich auch 
nur auf diejenigen Thätigleiten des Vereinsorgans bezieht, welche 
innerhalb feiner Stellung ald Drigan des Bereins liegen. 
Gebt er darüber hinaus, jo hört die Haftbarteit bes Vereins als folde 
auf, und an ihre Stelle tritt die individuelle Haftung bes Vereins⸗ 
organd. Die Meinung der Dritten, daß der Betreffende als Organ 
des Bereind handelte, ändert das Recht der Haftung nidt. Es if 
Sache des Dritten, bei gefchäftlicden Vornahmen ſich vorerft über die 
Stellung der Gontrabenten im Verein felbft zu vergewiſſern, und ſich 
ein Urtbeil darüber zu bilden, ob das bon dem letzteren vorgelegte 
Geſchaft in diefer Stellung enthalten ſei, alfo ein Recht auf Haftbar- 
feit des ganzen Vereins erzeugt ober nicht. Es ift dann ferner zunächft 
Sache des Verwaltungsrathes, die von jenem angeſprochene Haftbarteit 
anzuerfennen oder nicht. Entfleht darüber Streit, fo bleibt nichts übrig, 
als der Ausſpruch der Fachjury. Das gilt vom Präfiventen bis zum 
unterften Agenten, und ift namentlihd in Berficherungsgelellichaften 
bon großer praftiicher Bebeutung. Lag aber die Thätigleit des be: 
treffenden Organs wirklich in feiner Competenz, und fchabet fie dem 
Verein, fo haftet der leßtere unzweifelhaft dem Dritten, und hat daher 
nur den Regreß an fein Drgan. Es ift gar kein Grund, bier 
irgend einen Unterfchied zwischen ben verfchienenen Vereinen zu machen; 
das Dbige muß für alle Vereine gelten. 

Drittens geht das Recht des Dritten ſtets zu erſt gegen das 
vorhandene Vermögen des Vereins, und erft nach der Execution gegen 
daflelbe auf die Mitgliever des Vereins über, je nad der Art des 
Vereins. Feſt fteht nur, daß, fo weit eine Zahlung an den Verein 
fällig war, dieſelbe unter die Haftung fällt und erecutionsfähig wird. 
Wie weit fie gebt, hängt, tie gelagt, wieder von der Art deö Ber: 
eins ab. 

Biertens aber folgt, daß bie Grunbfähe über die Pflicht zur 
Auflöfung des Vereins und Eoncursausfchreibung über denjelben nicht 
wie bisher bloß für die Unternehmungsgefellichaften, ſondern für jeden 
Berein principiell gelten müßten. Es ift Pflicht des Berwaltungsrathes, 
zu wiffen, mann die Ausgaben des Bereins bie Einnahmen über: 
fteigen. Daflelbe muß vom Bräfinenten gefordert werben. Es ift da 
ber Pflicht beider Drgane, bei ven won ihnen ennenanaenen Gefchäften 





für den Berein — wie wenn fie 3 B. Beftellungen für ihn machen 
ober Beamtete mit Gehalt anflellen, fi) zu vergegenwärtigen, ob bie 
fonftigen Berpflichtungen des Bereind das erlauben. Berfäumen fie 
das, und ift nad der Berfaflung des Vereins derſelbe nicht verpflichtet, 
durch feine Mitglieder die eingegangene Verpflichtung zu decden — 
3 B. bei Beitragövereinen — fo müſſen bie betreffenden Drgane dem 
Dritten unmittelbar für das haften, was durch das Vermögen bes 
Bereins nicht gededt wird. Doch muß zugleich die Haftung derſelben 
gegenüber Dritten eine fubfidiäre fein, indem erſt das Vermögen des 
Verein, und dann erft die Pflicht der Organe zur Geltung gelangt. 

Fünftens folgt, daß namentlich im Verwaltungsrathe die Hafs 
tung gegen Dritte ftets eine ſolidariſche fein muß. Eine weſentliche 
Trage ift dabei die, ob ein Mitglied ſich dieſer Haftung durch einen 
Wimlihen, zu Protolol gegebenen Proteft entziehen kann. Wir ant⸗ 
Worten: für die Verantwortligleit ja, für die Haftung nein. Die 
Befreiung von der Haftung tritt nur dann ein, wenn mit jener Er⸗ 
Härung zu Protofol zugleich der formelle Austritt verbunden ift. 
Auch der Präfident haftet wie jeder Verwaltungsrath, obgleih er 
nicht mitftimmt, weil er den Beſchluß fanktionirt; aber au er kann 
fih der Haftung entziehen durch formelle Niederlegung der Stelle. 

Dieb find, glauben wir, bie allgemeinen Grunbfäge für jeden 
Verein. Einfacher im Princip, aber viel fchwieriger in ber Aus: 
führung find nun bie Grundſätze für die Haftung bei den Arten der 
Vereine. 


b) Das äußere Haftredht der Vereinsarten. 


Schulze: Deligfc hat zuerft die Frage aufgeftellt, ob ein Verein 
das Recht haben folle, ſich felber einfeitig fein Haftrecht (gegen Dritte) 
zu beftimmen, und dieſe Frage verneint (Geſetzgebung über Erwerbs ⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, 1869, ©. 34 ff.). Es ift nad ihm 
„die weſentliche Aufgabe des politifchen (?) Gefepes auf dem Gebiete 
des Vermögensrechts, die naturrechtliche Verbindlichkeit (zur Haft: 
barkeit) zu einer zwangsrechtlichen zu machen.“ Der Geſetzgeber 
Tann bie geſetzliche Regelung dieſes Punktes nicht der Beftimmung von 
irgend einer andern. Seite her überlaffen, wenn er ben Verkehr nicht 
der Gefahr ausfegen will, fi im Gewirr miberftreitender Sonder: 
intereſſen zu vertwideln. Es ift fein Zweifel, daß Schulze⸗Delitzſch 
damit ben Kernpunkt der Frage berührt bat. Nur möchten wir ihn 
auf das Gebiet hinüber bringen, wohin er denn doch eigentlich gehört. 

In der That nämlich kann das Geſetz felbit zulegt wual® anhered 
thun, als eben die Haftbarleit der eingelnen Vereine, Wie wort We 
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Natur .derielben gegeben if, ala gefegliche, bas iR als eine auf 
den Willen der Bereinsgliever nicht zu Andernde, feſtſtellen. Es if 
das um fo wichtiger, als fich namentlichh auch bie Aktienvereine jet 
ſelbſt ihre Statuten ohne Genehmigung ber Regierung geben Bmnnen. 
Iſt dem nun fo, fo folgt, daß die befondere Haftpflicht der Vereins: 
arten neben dem allgemeinen Haftrecht, das wir fo eben bazlegten, 
nur durch das Studium der Natur biefer Bereinsarten gefunben 
werben kann. Diefes aber beruht wieder auf dem Syften der Bereine. 
Dan kann daher bier nicht mehr im Allgemeinen reden, fondern mar 
muß jeht vielmehr jagen, daß das Weien jeder Art ber Bereine zu 
gleich die Grundlage für bas fpecielle Haſtrecht derſelben neben bem 
allgemeinen abgibt. Und die Principien hierfür find einfach; wir 
ftellen fie auf, indem wir bas allgemeine Haftrecht vorausichen, und 
von ber. befonderen Juriöprubenz bes Vereinsweſens bie Entwidlung 
im Einzelnen erwarten, was wohl nicht eher geſchehen wird, als bis 
fich diefelbe von dem hochſt befchräntten Geſichtskreiſe des Handelsrechts 
frei gemacht haben wird. 

Auf diefem Punkte nämli wird der Unterfchieb zwiſchen ben 
Beitrags, den Aktien⸗, ven Gegenſeitigkeits⸗, den Kreditvereinen und 
endlich) den Berivaltungsvereinen weſentlich. 

In den Beitragsvereinen baften die Mitgliever unbedingt nur 
bi8 zum Betrage des verjprochenen Beitrages, und bis zum Augenblid 
ihres formell erflärten Austritts. 

In den Altienvereinen ift jedes Mitglied mit der Einzahlung 
feiner Aktie jeder Haftung entlevigt; er haftet nur bis zum NRominals 
betrage, Tann ſich aber dieſer Haftung jeden Augenblid durch Ber: 
nichtung der Altie entziehen. Denn jeber Altienverein ift eine voll: 
kommen felbitändig geiworbene Unternehmung, melde ihrem Weſen 
nad) von der Unternehmung jedes Mitglieds geſchieden und als ein 
eigenes wirtbichaftlihes Ganze dafteht. Die Haftung über die Aftie 
binaus ift ein Widerfpruch mit dem Wejen der Aktiengejellichaft. 

Sn den Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften haftet jenes Mitglied 
im Verhältniß zu feinem Antbeil und feiner dadurch bebingten 
Prämie, und mit dem dur die bisher gegablten Prämien erworbenen 
Anſpruch, jo daß er den letzteren verliert, wenn er nicht im Verbältniß 
zum erfteren nachzahlt. Da dieß der Fall ift, jo entftebt die Frage, 
ob er feine ganze Haftungsverbinblichleit durch einfaches Nichtzahlen 
feiner Prämie und damit durch Aufgeben feines Anſpruches aufheben 
fann, oder ob er auch als Nichtmitglied pro rata der Prämie haftet, 
menn er ausgetreten if. Wir glauben, daß er nicht haftet — d. h. 
daß der Dritte gegen ihn tein Brtoakreit heilt, wenn er ausgetreten 
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ift, fondern daß, im Falle durch die Austretenden die Erhöhung ber 
Prämien nicht mehr ausreidht, der Concurs erllärt werben muß. Es 
ift das eine Frage, die wir dem Zünftigen Berficherungsrechte über- 
weilen. 

Sn den Kreditvereinen dagegen haften bei derjenigen Geftalf 
derfelben, die wir ala Solidarverein bezeichnet haben, alle Mitglieder 
und zwar ſolidariſch. Nur diefe folivarifche Haftung Tann ihnen die 
wirtbichaftlihe Grundlage geben, deren fie bevürfen. Bei den Ge 
werbebanfen aller Art, mit dem Unterfchiede der Aktien und der 
Krebittheilnehmer, ſtellen wir den Grundſatz auf, daß die Haftung 
drei Stufen durchmachen muß. Zuerft geht fie gegen das Bermögen, 
dann gegen die Aktionäre, und bann erft in subsidium gegen bie 
Kredittheilnehmer; dabei Haben die Aktionäre, wenn fie zahlen müfjen, 
den Recurs gegen die Krebittbeilnehmer. Diefe letztere Haftung mürbe 
dann denſelben Charakter haben wie bei den Erwerbsgenoſſenſchaften. 
Hier nämlich fol die Haftung zuerst nad Maßgabe des beanjpruchten 
Kredits für alle gelten, dann aber in subeidium auch über benfelben 
hinaus. Die nähere Motivirung müſſen wir uns bier vorbehalten. 
Derjelbe Grundſatz würde auch bei den Arbeitervereinen gelten, 
während die Arbeiterverbindungen nad) dem Brincip der Beitrags: 
vereine zu baften haben. 

Was nun zum Schluß die Verwaltungsvereine betrifft, jo 
haben fie eine doppelte Haftung. Zuerft haften fie für ihre wirth⸗ 
Ichaftlihen Verpflichtungen, je nachdem fie Beitrags-, Gegenſeitigkeits⸗ 
ober Altienvereine find. Dann aber haften fie auch für den Schaden, 
den fie durch die Thätigkeit ihrer Organe zufügen, da vermöge ihres 
Rechts der Einzelne gezwungen ift, fich der letteren zu bedienen. Das 
Hauptbeilpiel iſt dafür die Haftpflicht der Eifenbahnen für Beſchädigung 
von Gütern und Perfonen. Es ift aber gar fein Grund vorbanden, 
denjelben Grundſatz nicht analog auf andre VBerwaltungdvereine aus: 
zudehnen, 3. B. auf Banken, melde jchlechtes, leicht nachahmbares 
Papiergeld auögeben, Gasgejellihaften, welche jchlechte Röhren haben ıc. 
Gerade diefe Sache gewinnt eine mefentli andere G@eftalt, fo wie 
man fie bon einem etwas höheren Standpunkt betrachtet, und biefe 
Bereine ala unzweifelhafte Drgane der Verwaltung betrachtet. In ber 
That ift ihre privatrechtliche Haftbarkeit nur die Form, in welcher 
ihre Öffentlih rechtliche Haftbarkeit zum Ausprude ge 
langt; und viele Einwürfe dagegen würden verfhwinden, wenn man 
diefen Standpunkt zu feiner rechten Geltung brädte Wir würden 
auch bierauf gerne weiter eingeben, müflen uns jedoh wit ver Ba 
ftelung ver obigen allgemeinen Brundjäge Tür ieied ww Kür he 
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früheren Gebiete begnügen. Das aber fcheint ſich denn doch als all; 
gemeines Reſultat diefer kurzen Darftellung zu ergeben, daß man 
obne ein klares Syitem des Vereinsweſens überhaupt zu 
feinem juriftiiden Syſteme der Haftbarkeit deſſelben ge 
langen dürfte. 





B. Oeffentliches Recht. 


Es war wohl im Grunde ganz natürlich, daß man bisher, wo 
das ganze Vereinsweſen noch als ein von der Regierung abhängiges 
erſchien und deßhalb nicht zu einem ſelbſtändigen Syſtem ſeines Rechts 
gelangte, beinahe das ganze öffentliche Recht der Oberaufſicht ſich in 
der Vorſtellung concentrirte, daß die Regierung durch ihre Organe 
die Verantwortlichkeit und Haftung herzuſtellen habe. 

Der weſentlich verſchiedene Standpunkt unſerer Gegenwart zeigt 
ſich nun kaum irgendwo ſo ſehr, als gerade in dieſem letzten Gebiet 
des Vereinsrechts. | 

Es ift das entſcheidende Princip des ganzen Vereinsweſens, daß 
fi) die Mitgliever des Vereins gegen ihre eigenen Organe felbft 
Recht Schaffen, und mithin die Verantmwortlichfeit wie die Haftung 
felbft zur Geltung bringen jollen. Die Regierung bat, nachdem fie 
auf den übrigen Punkten das Ihrige gethan, gerade bier am alle 
wenigſten zu thun übrig. Das aber, was fie bier zu thun bat, be: 
zieht ſich nur noch auf zwei Gebiete, deren Natur und Inhalt, denken 
wir, leicht verſtändlich ſein wird. Das eine bezeichnen wir als die 
Deffentlichkeit, das andere als das Vereinscommiſſariat. Die 
erſte hat es mit dem Verhältniß zum Publikum zu thun, das zweite 
mit dem ſpeciellen Verhältniß zur Regierung. 


a) Die Ceffentlichkeit. 


Das Princip der Deffentlichleit des Vereinsweſens beruht auf zwei 
Elementen. Zuerſt bringt e8 die Natur bes Vereins mit fi, daß die 
Mitglieder oft gar nicht, felten aber in der Weile an der Verwaltung 
des Vereins fich betheiligen fünnen, daß fie im Stande mären, ihre 
Rechte auf Verantwortlichleit und Haftung zur Geltung zu bringen. 
Zweitens aber ift der Verein feinem Weſen nach ein Organ des öffent: 
lihen Lebens; er ift eine Perfünlichfeit und hat daher das Recht des 
Verkehrs; er ift eine Gemeinfchaft von perfönlichen und wirthichaftlichen 
Kräften und erfcheint daher als eine Verkehrsmacht. Beides kann und 
fol die Regierung nicht ändern; es iſt Sache jedes Einzelnen, jo gut 
er es vermag feine Verhältnifle zum Verein zu ordnen. Über Eine 
weſentliche Bedingung dafür vermag er fih nicht allein berzuftellen; 





das ift die Kenntniß der Haupttbatfachen, bie fi} auf den Verein 
beziehen, fo weit fie als nothwendige Vorausfegung feines Urtheils er: 
feinen. Daher hat die Regierung im Intereſſe des Gefammtlebens 
dafür zu forgen, daß diefe Thatfachen durch den Berein jedermann 
zugänglich werben; die darauf bezüglicden Grunbfäge bilden das, was 
wir die Deffentlichleit des Vereinsweſens nennen, und dieſe Deffent⸗ 
lichkeit erſcheint daher als ein weſentlicher Theil des öffentlichen Rechts 
deſſelben. 

Dieſe Deffentlichkeit hat nun zwei Hauptformen. 

Zuerſt iſt dieſelbe die Pflicht einer regelmäßigen Veröffent: 
lichung des jährliden Rechenſchaftsberichts. Es fol als 
Regel gelten, daß jeder Verein feinen Rechenſchaftsbericht durch den 
Drud veröffentlichen fol; ein Verein, der nicht die Mittel dazu befigt, 
zu einer folden Drudlegung, erſcheint überhaupt ald Iebensunfähig. 
Wichtig if dagegen die Beitimmung des Minimums für den Inhalt 
des zu veröffentlichenden Rechenſchaftsberichts. Es ift nicht nothe 
wendig, baß ber ganze Bericht, den die Direltion der Generalverfammlung 
vorlegt, gebrudt werde, obwohl e8 im Intereſſe der Unternehmungen 
fein wird, daß dieß geſchehe. Allein zivei Dinge muß der Bericht im 
Drud enthalten. Das erfte find die Namen ver Vorftände und des 
Hauptes der Direftion, nebft Angabe des Siges ver Verwaltung; das 
zweite die weſentlichen einzelnen Poften der Einnahme und Ausgabe, 
nebft dem Bermögensftande. Es muß eine folde Veröffentlichung der 
Regierung mitgetheilt, und es follte Regel fein, daß biejelbe einige 
Zeit vor der Generalverfammlung ausgegeben werde. Wir meinen, 
daß die Regierung das Recht haben foll, ven Verein durch Ordnungs ⸗ 
ftrafen zu einer folgen Veröffentlihung zu zwingen; eben fo glauben 
wir, daß fie berufen ift, auf demſelben Wege einen unvollftändigen 
Bericht durch die Verwaltung des Vereins vervollftändigen zu laflen. 
Wenn ber Bericht fehlt, fo folgt daraus Feine Nichtigkeit der Beichlüffe 
der Generalverfjammlung; allein für die Drbnungsftrafen, welche die 
Regierung in Gemäßheit des Dbigen ben Drganen des Vereins aufs 
exlegt, find nur die letzteren perſönlich haftbar. 

Die zweite Frage betrifft die Deffentlickeit der General« 
verfammlungen. Wir find der Meinung, baß principiell jede 
Generalverfammlung öffentlich fein fol; daneben aber muß es bers 
felben, fei es auf Antrag der Vorftände, ſei es auf Antrag eines 
Mitgliedes, freiftehen, durch Majoritätsbeihluß die Sigung für eine 
geheime zu erfläven. Wenn einmal das Vereinsweſen feine gehörige 
Entwidlung empfangen haben wird, werben wir, fo tie wir eigene 
Gebäude für Theater, Bibliotheken, Mufil, Kunftvereine haben, auch 
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eigene Vereinshäuſer bauen, in welchen die Generalverfammlungen ab: 
gehalten twerben, und in benen daher das Publitum von den Mit 
gliedern fich Leicht ſcheiden läßt. Erft dann wird der letzte formelle 
Schritt zur Geltung des Vereinsweſens gefchehen, unb das Hecht der 
Deffentlichleit ein allgemeines fein. 


b) Das Bereins-Gommiffariat. 


Auch bei dem Bereinscommiffariat ftehen wir vor einer definitiven 
Geftaltung, die durch die neue Entwidlung des Vereinsweſens bebingt 
if. Der Standpunkt, nach mweldem die Gegenwart eines Vertreters 
der Regierung bei allen Situngen bed Berwaltungsrathes wie ber 
Generalverfammlung ein nothwendiges Element des Ganzen fei, ift 
offenbar ein überwundener. Allein anbrerjeits ift die Funktion ber 
Regierung keineswegs bisher eine gut organifirte Wir find nun der 
Meberzgeugung, daß es nicht genügt, bloß Comités zu errichten, melde 
mit der Genehmigung der Statuten zu tbun haben. Eben jo wenig 
meinen wir, daß es genügt, wenn die Vereine verpflichtet werben, ben 
Gerichten ihre Mittheilungen zu maden. Gondern wir glauben, 
daß in jeder Regierung eine eigene Abtheilung für das ganze Vereins: 
weſen errichtet werden müßte, welche diefen bochwichtigen Zweig bes 
inneren Lebens der Völker beftändig beobachten, und namentlich die 
Statiftif defjelben regelmäßig feftitellen folle, um auf Grundlage der: 
felben etwaige Vorfchläge für weitere Gejehgebungen und Maßregeln 
zu entwerfen. Auf biefe Frage glauben mir jedoch nicht weiter 
eingeben zu follen. Dagegen ergeben fich zwei leitende Grundſätze 
für das, was wir das eigentliche Vereinscommiſſariat nennen möchten. 

Zuerft nämlich muß die Regierung das Recht haben, für jede 
Generalverfammlung diejenigen Drgane abzuorbnien, welche fie für 
nothwendig hält. Es gibt kein Hecht des Bereins, dieſe Theilnahme 
zurüczumeifen; es ift im Gegentbeil ganz richtig, wenn die Regierung 
die Verweigerung derjelben als Grund erklärt, die Generalverfammlung 
zu fchließen. Zu einer Aufhebung des Bereins felbjt ift dagegen fein 
rationeller Grund vorhanden. Welche Rechte der Abgeordnete innerhalb 
der Berfammlung habe, ergibt fich aus dem obigen. 

Zweitens aber liegt fein Grund vor, die Theilnahme des 
Regierungsabgeorbneten an den Sigungen des Berwaltungsrathes 
ala Regel zu fordern. Die Sade jelbit ift für die Regierung 
eine eben fo große ala nutloje Laft, da fie ohnehin Mittel genug 
hat, den Thätigfeiten des Verwaltungsrathes entgegen zu treten. Da- 
gegen darf man fordern, daß bei den Berwaltungsvereinen, melde 
eben Regierungsfunttionen vollziehen, der Regierung das Recht ber 
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Abſendung eines Abgeordneten auch für die Verwaltungsrathsſitzungen 
zufteht. Es fcheint uns überflüflig, das näher zu motiviren. Wohl 
aber wäre es gut, wenn bei der Genehmigung folder Vereine dieß 
Recht ausdrüdlich in den Statuten aufgenommen würde. 


So haben wir jebt verſucht, die Elemente des Syſtems des all: 
gemeinen Vereinsrechts aufzuftellen. Die teitere Entwidlung wird 
nun darin beftehen, daß auf diefer Grundlage das Recht der einzelnen 
Bereindarten meiter audgebilbet wird. Wenn toir die bisherige Auf: 
fafjung, nad) welcher jede Behandlung ber obigen Punkte namentlich 
im Hanbeld: und Genoflenfchaftsredht ſich als Vereinsrecht überhaupt 
betrachtet, übertvunden haben werben, und jede Behandlung fi) ſelbſt 
wieder nur ald Theil des Ganzen, deſſen Organismus, Glieder und 
Arten das Syſtem des Vereinsweſens zeigt, erkennt und darnach vor: 
geht, jo werben wir gewinnen, was wir als die Baſis jeder gefunden 
Entwidlung des Vereinsweſens betrachten müflen — die Ausbildung 
des ganzen Syſtems des Vereinsrechtes durch die Entwidlung feiner 
einzelnen Glieder und Theile. 

Möge die obige Arbeit dazu den Anſtoß geben, und ſie hat den 
einzigen Erfolg gehabt, den ein erſter Verſuch auf einem ſo großen 
Gebiete überhaupt erringen kann: den, daß das künftige Beſſere und 
Größere auch das erſte noch unfertige Streben nach dem gemeinſamen 
Ziele nicht ganz überſehen und vergeſſen wird. — 


Stein, die Berwaltungslehre. 1. 3. W 


